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Vorwort 


nter den Aktenſtücken und Aufzeichnungen zur Geſchichte der Frankfurter 

Nationalverſammlung, die in dem vorliegenden Bande aus dem Nachlaß 
Johann Guſtav Droyſens mitgeteilt werden, iſt das umfänglichſte Stück der als 
dritter Abſchnitt abgedruckte zweite Teil des von Droyſen geführten Protokolls 
über die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes der Nationalverſammlung, 
die Fortſetzung und der Abſchluß des von ihm ſelbſt bereits im Jahre 1849 
veröffentlichten erſten Teils. Nunmehr erſt erhält man ein vollſtändiges Bild 
von der Tätigkeit jenes Ausſchuſſes. Wenn die Niederſchrift dieſes zweiten 
Teils ohne die letzte Glättung veröffentlicht werden muß, der fie der Ver- 
faſſer ſelbſt vor dem Druck unterzogen haben würde, ſo wird der Leſer trotzdem 
doch wohl auch hier das Arteil Nobert von Mohls beſtätigt finden, der in 
ſeinen Lebenserinnerungen das Droyſenſche Protokoll als „meiſterhaft“ bezeich⸗ 
net hat, das „zwar nur einen geringen kanzleimäßigen Anſtrich“ habe, „aber 
die Verhandlungen auf das unterhaltendſte und geiſtreichſte abzeichne“. Glück⸗ 
licherweiſe hat Droyſen auch die verſchiedenen im Verfaſſungsausſchuß und in 
feinen Vor⸗ und Anterkommiſſionen ausgearbeiteten Entwürfe ziemlich voll- 
ſtändig aufbewahrt. Auch ſie, die bisher mit einer einzigen Ausnahme un⸗ 
bekannt waren, werden ſämtlich nach dem im erſten Teil von ihm ſelbſt ge- 
gebenen Vorbild abgedruckt. Ohne ſie blieben die Verhandlungen vielfach un⸗ 
verſtändlich; gerade ſie bilden auch ein für die Einſicht in den Werdegang der 
Frankfurter Verfaſſung beſonders wichtiges Erkenntnismittel. 

Am bisher unbekannte Quellen handelt es ſich auch bei den im zweiten Ab⸗ 
ſchnitt des Bandes veröffentlichten amtlichen Protokollen Petris und pri⸗ 
vaten Aufzeichnungen Droyſens über die Verfaſſungsberatungen der ſiebzehn 
Vertrauensmänner. Aus ihnen läßt ſich jetzt mit erwünſchter Deutlichkeit und 
Lebendigkeit die Entſtehungsgeſchichte ihres für die Folgezeit grundlegend ge⸗ 
bliebenen Verfaſſungsentwurfes erkennen. 

Unmittelbare Eindrücke aus den erſten Frankfurter Wochen übermittelt auch 
der an den Anfang geſtellte Briefwechſel zwiſchen Droyſen und der proviſo— 
riſchen Regierung der Herzogtümer Schleswig-Holſtein, der dank der Ab— 
ſchriften, die ſchon vor vielen Jahren Guſtav Droyſen von den im Primkenauer 
Archiv aufbewahrten, nach Rendsburg gerichteten Schreiben ſeines Vaters ge⸗ 
nommen hatte, vollſtändig vorgelegt werden kann. 

Den Schluß des Bandes bildet das Frankfurter Tagebuch Droyſens. Es 
enthält freilich nur flüchtige, bruchſtückmäßige, lediglich für ganz privaten Ge⸗ 
brauch niedergeſchriebene Bemerkungen, die zudem nach dem Eintritt der 
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Kataſtrophe unvermittelt abbrechen. Es konnte zweifelhaft ſein, ob ſie der 
Offentlichkeit übergeben werden durften. Wenn ſich der Herausgeber trotzdem 
und trotz der von Droyſen ſelbſt gewollten und geübten ſtrengen Zurückhal⸗ 
tung in allen ſeine Perſönlichkeit betreffenden Dingen zur Mitteilung ent⸗ 
ſchloſſen hat, ſo glaubt er dies damit rechtfertigen zu können, daß dieſe Auf⸗ 
zeichnungen eine beſonders lebendige und unmittelbare Kunde von den da⸗ 
maligen Erlebniſſen und Stimmungen geben und auch mancherlei für den Ein⸗ 
blick in den Zuſammenhang der Ereigniſſe und für die Beurteilung von Per⸗ 
ſönlichkeiten nicht unwichtige Hinweiſe geben. 

Genaueres über die Vorlagen und das bei der Drucklegung beobachtete 
Verfahren enthalten die Vorbemerkungen zu den einzelnen Abſchnitten. Hier 
ſei nur im allgemeinen geſagt, daß überall die Quellen vollſtändig und in 
ihrem ganzen Wortlaut abgedruckt worden ſind. Nur ganz offenbare Ver⸗ 
ſehen wurden ſtillſchweigend verbeſſert. Wo es nötig ſchien, wurden irrtüm⸗ 
liche, zu ſtreichende oder zu verbeſſernde Worte der Handſchriften in gebrochene 
Klammern () eingeſchloſſen, gewöhnliche runde Klammern () da geſetzt, wo 
in der Vorlage ſelbſt Klammern ſtehen; alle Zuſätze des Herausgebers aber 
wurden, wo es irgend erforderlich war, durch eckige Klammern [] bezeichnet. 
So iſt hoffentlich für hinreichende, alle Zweifel ausſchließende Deutlichkeit 
geſorgt. Die Handſchrift war an manchen Stellen ſehr ſchwer les bar; trotz 
aller Bemühungen mußten einige Worte als unleſerlich aufgegeben und als 
ſolche bezeichnet werden. Glücklicherweiſe wird dadurch aber wohl nirgends 
das Verſtändnis ernſtlich gehindert. Die Texte mit erläuternden Anmerkungen 
und Hinweiſen zu verſehen, verbot ſich ſchon im Hinblick auf den Raum; nur 
an wenigen Stellen wurden Ausnahmen gemacht. Das Sachregiſter wurde ſo 
knapp wie möglich gehalten; es ſoll vor allem das Auffinden der für das 
Verfaſſungswerk wichtigſten Stellen erleichtern; Vollſtändigkeit der Verweiſe 
konnte bei ihm nicht erſtrebt werden. 


Die Erſchließung neuer Quellen zur Geſchichte der erſten deutſchen ver⸗ 
faſſunggebenden Nationalverſammlung und ihres Verfaſſungswerkes darf heute 
im Hinblick auf den engen Zuſammenhang zwiſchen unſerer geltenden und der 
Verfaſſung von 1849 die Teilnahme nicht nur des Hiſtorikers, ſondern auch die 
des Politikers, des Juriſten in Anſpruch nehmen. Darum werden viele (nicht 
nur der Herausgeber) denjenigen Stellen warmen Dank entgegenbringen, die 
es ermöglicht haben, daß trotz der Angunſt der Zeiten dieſer Quellenband ge⸗ 
druckt werden konnte: der Notgemeinſchaft der deutſchen Wiſſenſchaft, dem 
Reichsminiſterium des Innern, die namhafte Beiträge zur Verfügung geſtellt 
haben, dem Herrn Reichspräſidenten, der anläßlich der fünfundſiebzigſten 
Wiederkehr des Eröffnungstages des Frankfurter Parlaments eine Druck⸗ 
unterſtützung gewährte, und nicht zuletzt dem opferwilligen, um die Förderung 
der deutſchen Geſchichtswiſſenſchaft hochverdienten Verlage. 


Traifelberg, 24. Auguſt 1924. K. Hübner 


I 
Schriftwechſel zwiſchen Droyſen und der proviſoriſchen 
Regierung der Herzogtümer Schleswig⸗Holſtein 


Vorbemerkung 


Im folgenden werden die Berichte abgedruckt, die Droyſen der 
proviſoriſchen Regierung der Herzogtümer Schleswig⸗Holſtein als deren 
ihrem Bundestagsgeſandten beigeordneter Vertrauensmann vom 30. März. 
bis 25. Mai 1848 einſchickte. Der Abdruck erfolgt nach der Abſchrift, 
die Guſtav Droyſen von den im herzoglichen Archiv zu Primkenau 
liegenden Originalen genommen hat. 

Die Schreiben der proviſoriſchen Regierung und des Grafen Revent⸗ 
low liegen im Droyſenſchen Nachlaß, die Konzepte der Ernennungs⸗ 
urkunde und der Inſtruktion im Primkenauer Archiv. Dem Abdruck liegen 
die Originale zu Grunde. 


1 Proviſoriſche Regierung an den hohen Deutſchen Bund 


Rendsburg 29. März 1848. 

In Veranlaſſung der Kunde, daß zwiſchen mehreren deutſchen Kabinetten 
vereinbart worden iſt, zu der beabsichtigten Reorganiſation der Bundesver⸗ 
faſſung Männer des öffentlichen Vertrauens zu beſtellen und dieſelben ihren 
Bundestagsgeſandten beizuordnen, und im Vertrauen darauf, daß der hohe 
Deutſche Bund die proviſoriſche Regierung der Herzogtümer Schleswig⸗ 
Holſtein bereits anerkannt haben und geneigen werde, deren Mitwirkung bei 
dieſem großen vaterländiſchen Werke zu erwarten, hat die proviſoriſche Re⸗ 
gierung zu den desfallſigen Funktionen den Profeſſor Dr. Droyſen beſtellt 
und bevollmächtigt und denſelben beauftragt, ſich ungeſäumt nach dem Sitz 
der hohen Deutſchen Bundesverſammlung zu verfügen. 

Die proviſoriſche Regierung. 


2 Inſtruktion für den dem Bundestagsgeſandten für das Her— 
zogtum Holſtein beigeordneten Profeſſor Droyſen 


Die proviſoriſche Regierung der Herzogtümer Schleswig-Holftein inſtruiert 
den Profeſſor Dr. Droyſen wie folgt: 

Derſelbe begibt ſich ungeſäumt an den Sitz des hohen Deutſchen Bundes 
und überbringt dem derzeitigen Bundes tagsgeſandten Baron v. Pechlin Ex⸗ 
zellenz das ihm anvertraute Schreiben, erbittet ſich Seiner Exzellenz ſofortige 
Antwort auf die in dem Schreiben enthaltene Frage und berichtet ungeſäumt 
über dieſe Antwort. Im Fall bejahender Antwort hat ſich der Profeſſor 
Droyſen mit Seiner Exzellenz dem Baron v. Pechlin in weiterer Ver- 
bindung zu erhalten und von demſelben jede Anterſtützung in ſeinen Be⸗ 
mühungen zu gewärtigen. | 

Der Profeſſor Droyſen hat die übrigen ihm anvertrauten Schreiben an 
den hohen Bund zu übermachen und von demſelben die weitere Veranlaſſung 
zu erbitten, um bei demſelben, als einer der Männer des öffentlichen Vertrauens 
von des Bundesſtaats Herzogtums Holſteins wegen dem Bundestagsge- 
ſandten für genanntes Herzogtum beigeſellt, an den Arbeiten für die Reor- 
ganiſation der Bundesverfaſſung Anteil zu nehmen. 

Er hat Vollmacht, in dieſem Betracht zu raten und zu beſchließen nach 
eigenem Ermeſſen, wie er mit beſtem Wiſſen und Gewiſſen dem Wohle und 
der Ehre Deutſchlands für erſprießlich hält. 

Er hat, ſo oft es ihm erforderlich erſcheint, über ſeine Tätigkeit einzuberichten. 


Rendsburg den 29. März 1848. 


Die proviſoriſche Regierung 
Beſeler. Prinz v. Holſtein. Graf Reventlow. M. Schmidt. 
Bremer. Th. Olshauſen. 
W. Leſſer. 
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4 Schriftwechſel mit der proviſoriſchen Regierung 
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Hannover 30. März, 11 Ahr abends. (Eingegangen 31. März 1848.) 


Der hohen proviſoriſchen Regierung beehre ich mich bereits von Hannover 
aus einen kurzen Bericht einzuſenden, weniger weil beſonders Wichtiges vor⸗ 
liegt, als zu meiner eigenen Kontrolle. 

Es ſchien mir angemeſſen, in Altona Seiner Exzellenz dem Grafen Re- 
ventlow Criminil meine Aufwartung zu machen, um demſelben die Lage 
der Verhältniſſe, ſoweit ſie mir bekannt, mitzuteilen. Seine Exzellenz ſprach 
mit mir, was mir nur im höchſten Maße erwünſcht ſein konnte, über die Schwie⸗ 
rigkeit und Eigentümlichkeit des am 24. d. M. gegründeten Syſtems und gab 
mir ſo Gelegenheit, darzulegen, wie nach meiner Kunde dasſelbe aufgefaßt 
zu werden erwarte. Die auf der Elbe beabſichtigte Aberladung von 600 Fäſſern 
Pulver auf ein däniſches Schiff — die hohe proviſoriſche Regierung wird 
auch davon bereits unterrichtet ſein, daß dies Schiff nicht nach Dänemark, 
ſondern nach Afrika beſtimmt iſt — veranlaßte eine nicht minder wichtige Er⸗ 
örterung der betreffenden völkerrechtlichen Verhältniſſe, und wenigſtens meine 
perſönliche Anſicht glaubte ich dahin ausſprechen zu dürfen, daß, da die Ver⸗ 
ladung auf der ſogenannten freien Elbe vorgenommen werden ſollte, eine 
Maßregel gegen jenes Schiff nur dann gerechtfertigt wäre, wenn dasſelbe 
dem Feinde Kriegsbedarf zuzuführen beſtimmt wäre, daß dagegen mit Em⸗ 
bargo oder ähnlichem in dieſem Falle einzuſchreiten alles in Dänemark noch 
befindliche Privateigentum der Schleswig-Holſteiner der Gefahr gerechter 
Gegenmaßregeln ausſetzen würde. 

Ich will nicht unbemerkt laſſen, daß man im Donnerſchen Komtoir mit 
einiger Beſorgnis die Entſchließungen, die das engliſche Kabinett faſſen würde, 
erwartete und namentlich die Blockade der Elbe engliſcherſeits nicht für un⸗ 
möglich hält. 

Am Zeit für Wichtigeres zu gewinnen, ging ich in der Nacht zu Boot über 
die Elbe. Ich hätte vielleicht die mir anvertraute Depeſche für das königl. 
hannöverſche auswärtige Amt an Herrn v. Coſſel, der, mit Aufträgen Seiner 
Durchlaucht des Herzogs von Auguſtenburg nach Hannover beſtimmt, die 
ganze Reife mit mir zuſammen machte, zur gefälligen Beförderung übergeben 
können. Doch ſchien es angemeſſener, von den amtlichen Beziehungen der 
hohen Regierung jegliche Deutung ſo fern als nur möglich zu halten. 

Ich habe leider Graf Bennigſen, den Chef des auswärtigen Departe- 
ments, noch nicht geſprochen. Ich hoffe morgen früh vor meiner Weiterreiſe 
nach Köln noch Gelegenheit dazu zu finden. Herr v. Coſſel, der bei dem 
König zur Tafel geweſen und, ſoviel ich verſtand, dem infolge der Depeſche 
der hohen Regierung gehaltenen Miniſterrat beigewohnt hat, wird dem 
Antwortſchreiben, das er Seiner Durchlaucht dem Herzog bringt, noch nähere 
mündliche Mitteilungen hinzuzufügen haben. 

Mit dem Miniſter Stüve hatte ich eine längere Beſprechung vor jenem 
Miniſterrat. Wäre der Bereitwilligkeit des hieſigen Kabinetts, Hilfe zu 
leiſten, die Rafchheit in der Ausführung des Gewollten gleich, ſo würden be- 
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reits die 10 000 Mann, welche Hannover zu ftellen gedenkt, unſeren Truppen 
zum Rückhalt dienen können, während jetzt nach der Meinung des Minifters 
Stüve noch einige Tage darüber hingehen dürften, ehe die Einberufenen zu⸗ 
fammen find. Ich werde morgen dem Grafen Bennigſen darzulegen ver- 
ſuchen, daß es nicht gerade notwendig iſt, daß alle 10000 Mann mit einem 
Male einrücken. In betreff der Angelegenheiten am Bundestage ſprach ſich 
der Miniſter Stüve auf die offenſte Weiſe aus und verſprach, den hannö— 
verſchen Bundestagsgeſandten — jetzt eben iſt Herr v. Wang enheim er⸗ 
nannt — ganz nach dem Wunſche der hohen proviſoriſchen Regierung zu 
inſtruieren. 
Der ich in aller Ehrerbietung verharre 


Einer hohen proviſoriſchen Regierung 
ganz gehorſamer 
Joh. Guſt. Droyſen. 


4 


Hannover 31. März 1848. (Acc. 1. April 1848.) 


Der hohen proviſoriſchen Regierung beehre ich mich über eine Anter— 
redung Bericht zu erſtatten, die ich ſoeben mit Seiner Exzellenz dem Grafen 
Bennigſen gehabt habe. 

In betreff der erbetenen Bundeshilfe Wiederholte derſelbe das der hohen 
proviſoriſchen Regierung ſchon Einberichtete, daß es der Wille ſeines Herrn 
ſei, nur mit einer in ſich ſelbſt hinreichend ſicheren Hilfsmacht einzuſchreiten uſw. 
Es ſchien mir angemeſſen, eine Außerung zu veranlaſſen, durch welche erficht- 
lich und zur offiziellen Notorietät würde, daß nicht etwa Bedenken anderer 
Art dieſe Verzögerung herbeiführten. Ich erlaubte mir zu fragen, ob des 
Königs von Hannover Majeſtät und Höchſtdeſſen Kabinett mit der Anſicht 
der hohen proviſoriſchen Regierung einverſtanden ſei, daß die Abſperrung 
von Alſen als casus belli zu betrachten ſei; ich erhielt die Antwort, daß dies 
allerdings als Verletzung des diesſeitigen Gebietes hierorts angeſehen werde 
und daß nur die militäriſchen Bedenken, die der Chef des Kriegs departements 
geltend gemacht und über welche ihm, dem Grafen Bennigſen, kein Arteil 
zuſtehe, das ſofortige Einrücken hannöverſcher Truppen hindere. Ich hoffe 
meine Befugniſſe nicht überſchritten zu haben, wenn ich mir erlaubt habe, das 
weitere Geſpräch mit Graf Bennigſen auf die Anerkennung der proviſori— 
ſchen Regierung zu führen. Graf Bennigſen äußerte, daß er die von mir 
für die Beſchleunigung der Anerkennung angeführten Gründe durchaus aner- 
kenne, daß derſelben jedoch augenblicklich noch formelle Schwierigkeiten ent⸗ 
gegentreten, die ich nicht mißdeuten könne, und daß ſie in der Zuſicherung der 
Hilfe tatſächlich vorhanden ſei. Es ſchien mir wünſchenswert, auch in dieſer 
Beziehung klare und beſtimmte Äußerungen zu erhalten. Ich erlaubte mir zu 
bemerken, daß in betreff der Bundeshilfe an die proviſoriſche Regierung als 
ſolche bislang keine Mitteilungen gelangt ſeien, ſondern teils an des Herzogs 
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von Auguſtenburg Durchlaucht, teils an deſſen durchlauchtigen Bruder, wenn 
anders ich in betreff des letzteren recht berichtet ſei, — daß ferner die zuge⸗ 
ſicherte Hilfe gar wohl angeſehen werden könnte als Bundeshilfe, welche in 
dem Augenblick ipso jure eintrete, wo deutſches Bundesland unmittelbar oder 
in dem engverbundenen Schweſterland mittelbar verletzt werde, daß weder 
in dem erſten noch in dieſem Falle eine Anerkennung der proviſoriſchen Re⸗ 
gierung zu liegen ſcheinen könnte. Mir ward erwidert: Allerdings ſei es anzu⸗ 
erkennen, daß die proviſoriſche Regierung im Namen des Königs handelnd 
jeden Schein anderer Intentionen ſorgſam vermeide; aber nach dem einzig 
anwendbaren Bundesbeſchluß von 1830 (ich habe das Datum nicht genau im 
Sinn)! könne Bundeshilfe nur auf Nequiſition der betreffenden Regierung 
einſchreiten, und indem ſie in dieſem Fall von ſeiten Hannovers einſchreite, 
ſei darin allerdings die tatſächliche Anerkennung ausgeſprochen. Muß ich 
meinerſeits auch gegen die Nichtigkeit der völker- und bundesrechtlichen Mo⸗ 
tivierung einigen Zweifel vorbehalten, ſo iſt die Anſicht des hieſigen Kabi⸗ 
netts doch damit ziemlich deutlich ausgedrückt. Ich erlaubte mir hinzuzufügen, 
daß ja allerdings der diplomatiſche Gebrauch einiges Warten mit dergleichen 
Anerkennungen liebe, daß in vorliegendem Fall jedoch die Beſchleunigung 
um ſo erwünſchter ſei, da das Land unzweifelhaft den Willen und die Kraft 
habe, das einmal Anternommene hinauszuführen. Graf Bennigſen hatte 
die Güte, meine Abſicht zu verſtehen; er ſagte, die Anerkennung werde gewiß 
erfolgen, ſobald man nur erſt Nachrichten aus Kopenhagen habe, welche zur 
Zeit noch völlig fehlten. Hiernach empfahl ich die Angelegenheiten unſeres 
Landes der ferneren Wohlgewogenheit des hannöverſchen Kabinetts und er- 
hielt die günſtigſten Zuſicherungen. 

Dieſe Unterhaltung ſcheint mir wichtig genug, dies Schreiben noch Ba 
ſenden, bevor ich weiter nach Köln reife. 

Der ich uſw. 
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Frankfurt im engliſchen Hof 2. April 1848. (Eingegangen 6. April 1848.) 

Der hohen proviſoriſchen Regierung beeile ich mich meine Ankunft in 
Frankfurt anzuzeigen. 

Es gelang mir nach einigen Stunden Suchens, Herrn Juſtizrat Schleiden 
zu treffen und von demſelben über ſeine hieſige Aufnahme ſowie über ſeine 
Tätigkeit diejenige Auskunft zu erhalten, die, wie er mir ſagt, der hohen 
proviſoriſchen Regierung bereits in feinen Berichten vorliegt; daher unter⸗ 
laſſe ich ein näheres Eingehen auf Tatſachen, die ich nicht als Augenzeuge 
kenne. 

Ich nahm heute früh ſogleich Gelegenheit, Seiner Exzellenz dem Baron 
v. Pech lin das mir anvertraute Schreiben zu überreichen. Er bringt meinem 
dringenden Wunſch entſprechend ſoeben die ſchriftliche Antwort, welche ich die 


1 Gemeint iſt der Bundesſchluß vom 21. Oktober 1830, Maßregeln zur Erhaltung 
der Ruhe in Deutſchland betreffend. i 
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Ehre habe, miteinzulegen!. Von meiner Anterredung mit Pechlin werde 
ich ſogleich Näheres berichten. 

Ich eilte von ihm zu Graf Colloredo, dem Präſidialgeſandten. Derſelbe 
begann nach ſehr gütigem Empfang mit einigen Bedenklichkeiten in betreff 
der Entgegennahme der Depeſchen der hohen proviſoriſchen Regierung: Ich 
möge dieſelbe ja nicht als eine offizielle anſehen oder einberichten, es ſei nur 
ein vertraulicher Akt, und wenn ich ihn als ſolchen nicht genügend fände, ſei 
er bereit, die Depeſche uneröffnet zu laſſen, da die in Frage kommende AUner- 
kennung ſeitens des hohen Bundes noch nicht entſchieden ſei. Ich bat, es in 
jedem Falle zu tun und dem Bundestage, in welcher Form es ſein könne, Mit⸗ 
teilung zu machen. Nach vielfältigem Beſprechen her und hin war der aller- 
dings wenig befriedigende Schluß, daß die Aufnahme Schleswigs ein Akt 
von großer Importanz ſei und nicht ohne große Verhandlungen mit den 
auswärtigen Mächten erledigt werden könne, und daß die Aufnahme des durch 
die proviſoriſche Regierung beſtellten Mannes des Vertrauens nur durch 
Präſentation des für Holſtein noch akkreditierten Bundestagsgeſandten ge⸗ 
ſchehen könne. Ich werde demnächſt Herrn v. Pechlin, der bis zu ſeiner Ab⸗ 
berufung noch agieren wird, fragen müſſen, ob er mich zu präſentieren geneigen 
wolle. Weigert er es, wie vielleicht zu beſorgen, ſo muß ich entweder bis zur 
ausgeſprochenen Anerkennung der proviſoriſchen Regierung und der Beſtel⸗ 
lung eines neuen Geſandten durch dieſelbe warten, oder mich in der erſten 
Sitzung des Bundes und der zugezogenen Männer des Vertrauens einfinden 
und nach vorgängiger Beſprechung mit den Geſandtſchaften eine immerhin 
ſeltſame Entſcheidung herbeiführen. Ich werde womöglich die Inſtruktion der 
hohen Regierung in betreff dieſer delikaten Alternative abwarten, wenn 
anders nicht der unglaubliche Drang der Ereigniſſe bis dahin ſchon völlig 
neue Kombinationen hervorgebracht hat. 

Die Anterhaltung mit Herrn v. Pechlin hat mir allerdings einen tiefen 
Blick in die Verhältniſſe gewährt; weniger in den Tatſachen, die mir mit⸗ 
geteilt wurden, als in der Auffaſſung, die ſich in ihnen ausprägte. Er fand 
es vollkommen begreiflich, daß die Herzogtümer zu dem Außerſten geſchritten 
ſeien, er bedauerte, daß er ſich weniger feiner Anſicht als feiner Stellung nach 
außerſtande ſehen müſſe, weiter zu wirken uſw. Von größerem Intereſſe war 
für mich, daß Herr v. Pechlin ausdrücklich bemerkte, daß er das geſandt⸗ 
ſchaftliche Archiv nicht werde ſeinem Nachfolger überlaſſen können. Ich 
machte auf die Nachteile aufmerkſam, die dies für uns haben würde, ich bat, 
wenigſtens nicht ſofort die Papiere nach Kopenhagen zu ſenden, ſondern die⸗ 
ſelben bis auf weiteres zu deponieren. Wir kamen noch zu keinem Refultat. 

Ich darf nicht unterlaſſen, die hohe proviſoriſche Regierung noch einmal 
auf die Vorteile aufmerkſam zu machen, welche eine unmittelbare Anknüpfung 
mit dem Ritter Bunſen, preußiſchen Geſandten in London, haben würde. 
Profeſſor Forch hammer, dem ich auf dem Rhein begegnete, wird in Privat⸗ 
briefen bereits Näheres über die Londoner Verhältniſſe mitgeteilt haben. 
Ein Sohn des Ritter Bunſen, den ich in e wiedergeſehen, hat 

1 Liegt nicht bei. 
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mir noch weiteres mitgeteilt, woraus ſich das hohe Intereſſe ergibt, das unſere 
Sache in der höchſten Londoner Geſellſchaft findet, namentlich die vereinten 
Bemühungen des Prinzengemahls und Bunſens, unſere Sache bei Lord 
Palmerſton aufzuklären. Es iſt mir nicht zweifelhaft, daß der von mir vor⸗ 
geſchlagene Weg, dem engliſchen Kabinett die Notifikation zuzuſtellen, noch 
jetzt angemeſſen ſein und namentlich die bereiteſte Verwendung des Ritter 
Bunſen vorfinden würde. 

Der Gang der Verhandlungen in der großen deutſchen Verſammlung it 
nicht ohne einige Bedeutung für unſere Angelegenheiten, und es mag mir 
geſtattet ſein, ein Wort darüber beizufügen. Vor allem von Bedeutung ſcheint 
es mir, daß die Frage über das allgemeine Wahlrecht zu faſt gar keiner 
Diskuſſion mehr Anlaß gegeben hat. Auch für die demnächſtige Verfaſſung 
Preußens ſcheint dieſe Frage bereits als entſchieden angeſehen zu werden. 
Wollte man ſagen, daß in der hieſigen Verſammlung überwiegend die libe⸗ 
ralſten Anſichten repräſentiert ſeien, ſo würde man ſogleich hinzufügen müſſen, 
daß eben dieſe hinfort überall das Ruder ergreifen, ja daß ſie bereits, der 
nicht unbedeutenden republikaniſchen Fraktion gegenüber, das Konſervative 
geworden ſind. Männer wie Gagern, Baſſermann, v. Wangenheim, 
Jordan ſind, ſo ſieht man es hier an, die letzten Stützen des monarchiſchen 
Prinzips und der nicht minder gefährdeten Einheit Deutſchlands. Möchte 
es der hohen proviſoriſchen Regierung angemeſſen erſcheinen, die ganze Be⸗ 
deutung dieſer Sachlage ins Auge zu faſſen, und zugleich mich zu entſchuldigen, 
wenn ich darauf hinzuweiſen mir erlaube. ö 

Daneben ein Zweites. In der letzten Sitzung der großen Verſammlung 
iſt darüber verhandelt worden, daß der Bundestag ſich epurieren müſſe; 
der Streitpunkt war nur, ob man jede andere Vornahme aufſchieben müſſe, 
bis das geſchehen, oder ſich mit einem einfachen Mißtrauensvotum begnügen 
dürfe. Bereits haben alle älteren Geſandten ihre Entlaſſungen eingereicht; 
ſo völlig in den Händen der neuen Gewalten iſt die Macht. Freilich zögert 
noch der Bund mit der Anerkennung der proviſoriſchen Regierung, aber die 
große Verſammlung hat ſogar bereits die Aufnahme Schleswigs faſt ein⸗ 
hellig beſchloſſen. Der Ausſchuß, den man morgen wählen wird, um an der 
Seite des Bundes bis zur Vollendung der neuen Verfaſſung, die in vier 
Wochen fertig entworfen und der konſtituierenden deutſchen Verſammlung 
vorgelegt werden muß, permanent zu bleiben und gleich ſam zu kontrollieren, 
dieſer Ausſchuß wird der Verzögerung unſerer Anerkennung keinen Raum 
geſtatten. Verhältniſſe, welche die Schwierigkeit der mir anvertrauten Auf⸗ 
gabe nur noch ſteigern. 

Ich kann nicht unterlaffen, dringend um die Beſtellung eines Bundes⸗ 
tagsgeſandten zu bitten. Es iſt mir unter den Eindrücken der hieſigen Ver⸗ 
hältniſſe völlig unzweifelhaft, daß dies weniger ein Diplomat als ein Staats⸗ 
mann wird ſein müſſen, ſelbſt für den Fall, daß derſelbe nur für die Zeit der 
Amwandlung der deutſchen Verfaſſung ſollte agieren müſſen. Aber ich über⸗ 
ſehe die Verhältniſſe noch viel zu wenig, als daß ich mir ſchon irgendeine nähere 
Außerung erlauben möchte. 
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Ich bitte um gütige Nachſicht, wenn mein heutiges Schreiben einigermaßen 
die Einwirkung der haſtigen und verwirrenden Eindrücke erkennen läßt, welche 
das unglaublich bewegte Getreibe der augenblicklichen Verhältniſſe hier auch 
auf den Anbefangenſten ausüben müßte. 

Der ich uſw. 


Frankfurt 4. April 1848. 

Die Ereigniſſe drängen ſich hier ſo, daß ich mich verpflichtet halte, der hohen 
proviſoriſchen Regierung ſchon wieder Bericht einzuſenden. 

Zunächſt erlaube ich mir von denjenigen Angelegenheiten zu ſprechen, 
welche unmittelbar die ſchleswig⸗holſteiniſchen Verhältniſſe betreffen. Es war 
mir von Graf Colloredo mitgeteilt worden, daß ſich eine für die Prüfung 
unſerer Angelegenheiten niedergeſetzte Kommiſſion zu geſtern abend ver— 
ſammeln werde. Ich hielt es für angemeſſen, die Geſandten, die zu derſelben 
beſtellt waren, noch zuvor zu ſprechen; ich traf nur Graf Dönhoff und Baron 
Lepel (für Heſſen⸗Darmſtadt) zu Hauſe. Die Anterhaltung mit Graf Dön— 
hoff ging ſehr in die Konſequenzen unſerer Frage ein. Zunächſt erklärte er, 
daß der Bund gewiſſe Formen finden werde, ſowohl die Anerkennung der 
proviſoriſchen Regierung ſofort auszuſprechen, als auch die Aufnahme Schles— 
wigs in den Bund baldmöglichſt zu bewirken. In betreff meiner Aufnahme in 
die Beratungen der Männer des Vertrauens fand er ernſtlichere Schwierig— 
keiten. Da ich ihm erklärt hatte, daß ich es für Pflicht halten würde, in welcher 
Form auch immer dieſelbe herbeizuführen, teils um meiner Regierung die Ge- 
nugtuung zu ſchaffen, daß ihre Aufträge reſpektiert würden, teils um ein 
deutſches Bundesgebiet nicht in ſo wichtigen Beziehungen unvertreten zu 
laſſen, und daß unmöglich dieſe Frage von dem Belieben des Herrn v. Pech— 
lin abhängig gemacht werden könne, fand er den Ausweg, daß der Präſidial⸗ 
geſandte die Einführung machen könne und daß er in dieſem Sinne mit dem⸗ 
ſelben verhandeln werde. In weiterer Beſprechung hob er hervor, daß ſeine 
Regierung allerdings bei dieſem Verhalten gegen Dänemark, zu dem ſie ent⸗ 
ſchloſſen ſei, Bedeutendes wage, da teils der Bund allen preußifchen [Schiffen] 
den Verkehr ſperren, teils die däniſche Marine die offenen Häfen und Hafen- 
ſtädte Preußens auf das äußerſte ſchädigen könne. Schon darum und mehr 
noch aus Rückſichten der Humanität ſei es gewiß richtig, wenn feine Negie- 
rung dem Bunde angetragen habe, eine Vermittlung zu verſuchen und Preußen 
dieſelbe zu übertragen. Preußen werde, das fer ihm ſoeben aus Berlin mit: 
geteilt, dieſe Vermittlung auf Grund des Rechtes der unzertrennlichen Ver: 
bindung beider Herzogtümer vornehmen; ob ich meine, daß die proviſoriſche 
Regierung damit einverſtanden ſei. Ich erklärte, daß ich darüber nur ſub— 
jektive Vermutungen haben könnte, daß aber nach meinem Dafürhalten eine 
derartige Ausgleichung um ſo weniger genügen könne, als ſchon die Sicherung 
der ferneren unzertrennlichen Verbindung ganz andere Mittel fordere, 
Mittel, deren Summe ſich in der Aufnahme Schleswigs in den Deutſchen 
Bund, wie er zu werden im Begriff ſei, vorfinde. Ich wiederholte, daß 
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zuerſt und vor allem die Anerkennung der proviſoriſchen Regierung das 
nächſte Bedürfnis ſei und daß ich es für bedenklich halten müßte, dieſelbe 
jener Vermittlung erſt folgen laſſen zu wollen. Auf den Einwand, daß 
Preußen ſie durch die Hilfeſendung, die bereits über die Grenze ſein werde, 
tatſächlich ſchon gemacht habe, erwiderte ich das ſelbe, was ich ſchon in Hannover 
geäußert habe. 

Herr v. Lepel, einer der neuen Bundestagsgeſandten, empfing mich in 
einer Weiſe, in der ſich der Unterfchied des Alten und Neuen ſehr deutlich 
ausſprach. In die Kommiſſion beſtellt, wünſche er über unſere Angelegenheit, 
die er bisher noch nicht genauer ſtudiert habe, durch mich inſtruiert zu werden. 
Aus feinen Äußerungen erſah ich, daß die Bundes diplomatie die beiden 
Fragen der Anerkennung der proviſoriſchen Regierung und der Aufnahme 
Schleswigs in gewiſſer Weiſe vermengt habe; ich hob hervor, daß, da die 
proviſoriſche Regierung nicht aus einer revolutionären Maſſenbewegung ber- 
vorgegangen ſei, ſondern ſich ſelbſt konſtituiert habe, dieſelbe vorerſt in betreff 
des Gebietes das poſitiv Rechtliche feſthalten müſſe, und daß erſt demnach, 
wenn das ganze Herzogtum Schleswig als ſolches hergeſtellt ſei, von einer 
Verhandlung über die däniſch redenden Diſtrikte und von einer Befragung 
der Bevölkerung die Rede fein könne. Nach dem Wunſche des Herrn v. Le⸗ 
pel ſchrieb ich ein kurzes Promemoria, natürlich mit dem Bemerken, daß 
dies nur eine private Meinungsäußerung enthalte, in dem ich namentlich die 
erwähnten beiden Fragen ſonderte, darlegte, welche Bedeutung für den Bun⸗ 
destag eben jetzt ein raſches und kühn voranſchreitendes Handeln in betreff 
Schleswigs habe. Da ich den Aufſatz noch vor der Sitzung der Kommiſſion 
zu inſinuieren wünſchte, blieb mir nicht die Zeit, Abſchrift zu nehmen, um ſie 
der hohen proviſoriſchen Regierung einzuſenden. 

Es iſt mir unzweifelhaft, daß es gelingen wird, alles Gewünſch te zu erreichen. 
Dahlmann hat in Berlin aus des Königs Munde die hochherzigſten Zu— 
ſicherungen erhalten. Die Hanſeſtädte, namentlich Smidt von Bremen, ſind 
unermüdlich in unſerem Intereſſe, das, wie ſie wohl ſehen, zugleich das ihrige 
iſt, wenn es augenblicklich Störungen mancher Art herbeiführen ſollte. Sie 
halten es für unwahrſcheinlich, daß England ſich auf däniſche Seite ſtellen 
könnte. 

Ich unterbreche mich hier, nun ſogleich folgendes zu berichten. Soeben er⸗ 
fahre ich durch Profeſſor v. Madai, daß er bei Profeſſor Albrecht, der 
das Vertrauen der 15. Bundesſtimme repräfentiert, meine Einladung ge⸗ 
ſehen. Da mir eine ſolche Einladung nicht zugekommen, habe ich mich ver- 
pflichtet gehalten, ſofort an den Grafen Colloredo als Präſidialgeſandten 
zu ſchreiben: 

Daß ich mich ſowohl gegen die hohe proviſoriſche Regierung, die mich 
beauftragt, als gegen das deutſche Bundesland, dem ich angehöre, ver- 
pflichtet halte, in Erinnerung zu bringen, daß auch ich mit dem Vertrauen 
meiner Regierung beehrt ſei und daß ich hoffen zu dürfen glaube, Seine 
Exzellenz werde in meiner dringenden Bitte und Anfrage nichts anderes 
als den patriotiſchen Eifer zu erkennen geneigen uſw. 
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Ich hoffe, mit dieſem raſchen Schritt die Anſprüche der hohen proviſoriſchen 
Regierung vertreten und in dem Geiſt meiner Inſtruktion gehandelt zu haben. 
Zögert man von Bundes wegen mit der Anerkennung der proviſoriſchen Re⸗ 
gierung, ſo iſt der Grund der Zögerung ſo bloß in den Formen und Formeln 
der diplomatiſchen Courtoiſie, daß ich es für Pflicht halten muß, meinerſeits 
auf das entſchiedenſte auf den Inhalt der ernſten und ſchwierigen Sachlage zu 
drängen. Es würde mir ſehr erwünſcht fein, von der hohen proviſoriſchen Re- 
gierung eine ausdrückliche Gutheißung dieſes Schrittes zu erhalten, weil ich 
darin für Künftiges einen bedeutenden Fingerzeig ſehen würde. 

Der Gang, den die Verhandlungen des vorläufigen Nationalparlamentes 
genommen haben, iſt gewiß von der bedeutendſten Nachwirkung auf alle 
Verhältniſſe der einzelnen Staaten. Wie entſchieden auch die Majorität 
war, den großen moraliſchen Einfluß der Minderheit empfand man in allen 
Beſchlüſſen und Maßnahmen. Anter dieſen die wichtigſte iſt die Permanenz 
eines Ausſchuſſes von fünfzig Männern, — ich geſtehe, daß bei der vollen⸗ 
deten Auflöſung der meiſten deutſchen Verhältniſſe mir dieſe fünfzig und 
die ſiebzehn Männer des Vertrauens eine eigentümliche, über das Legis⸗ 
lative entſchieden hinausreichende Befugnis erhalten zu müſſen ſcheinen. Ich 
glaube, Herr Juſtizrat Schleiden wird weitere Tatſachen geſchrieben haben. 

Profeſſor Forch hammer wird, fo hoffe ich, in wenigen Tagen wieder 
nach London gehen, wie er ſelbſt wünſcht, ohne ausdrückliche Beauftragung 
ſeitens der hohen proviſoriſchen Regierung. 

Eben jetzt (abends 7 Ahr) trifft die Nachricht von der Kriegserklärung 

Rußlands gegen Preußen hier ein, macht großen Eindruck. 
Noch habe ich keine Antwort auf das obenerwähnte Schreiben. Der zum 
Präſidenten der Siebzehn erwählte v. Gagern (nicht der darmſtädtiſche) hat 
mich perſönlich eingeladen, teilzunehmen und mich morgen einzufinden. Ich 
bin noch ſchwankend, ob ich dem Folge leiſten werde und darf. 

Der Bundestag epuriert ſich außerordentlich ſchnell. Es wäre gewiß im hohen 
Maße wünſchenswert, wenn die hohe proviſoriſche Regierung jemand an Pech— 
lins Stelle zu ernennen nicht zögerte, wenn auch nur, um von der Stelle Beſitz 
zu ergreifen. Herr Graf RNeventlow wird ſich meines unmaßgeblichen Vor— 
ſchlages zu erinnern die Güte haben; noch jetzt würde ich keinen Beſſeren wiſſen. 

Der ich uſw. 


7 Von Graf Re ventlow 
| Rendsburg 4. April 1848. 


Euer Wohlgeboren 


unterlaſſe ich nicht über die hieſige Sachlage folgende Mitteilung zu machen. 

Anſere Truppen haben ſich wieder aus Apenrade zurückgezogen und vor 
Flensburg eine feſte Stellung genommen. Die Dänen ſind mit überlegenen 
Streitkräften von Jütland herabgezogen und auf Alſen gelandet, die Haupt⸗ 
macht ſteht zwiſchen Apenrade und Flensburg. Preußiſche Truppen werden 
morgen früh in Rendsburg einziehen. 
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Heute morgen brachte der Major von Bülow aus Schwerin der pro- 
viſoriſchen Regierung die Meldung ſeines Hofes, daß das dortige Truppen⸗ 
kontingent marſchfertig an der Grenze ſtehe und erbötig ſei, einzurücken, ſobald 
eine desfällige Aufforderung von ſeiten des Bundestages eingehe. Er halte 
ſich auch perſönlich davon überzeugt, daß die Hannöverſchen Truppen die Elbe 
nicht überſchreiten würden, ehe eine desfällige Aufforderung von ſeiten des 
Bundestages eingegangen. Unter dieſen Amſtänden iſt die möglichſte Be⸗ 
ſchleunigung des Marſchbefehls dringendſtes Bedürfnis und erſuche ich Sie 
alles anzuwenden, um die etwa beſtehenden Bedenklichkeiten zu heben. 

Die Gemeinſchaftliche Ständeverſammlung iſt geſtern eröffnet und heute 
wieder geſchloſſen; ſie iſt ohne alle Störung verlaufen, obgleich geſtern eine 
allgemeine Volksverſammlung zugleich berufen war. 

Die proviſoriſche Regierung iſt von den Ständen in ihrer gegenwärtigen 
Zuſammenſetzung einſtimmig wieder erwählt und die vollſte Abereinſtimmung 
mit den von uns ausgeſprochenen Grundſätzen ausgeſprochen. 

Es iſt ſodann der Anſchluß Schleswigs an den deutſchen Bund mit ca. 70 
Stimmen gegen 2 (die beiden Flensburger Stimmen) beſchloſſen, die Depu⸗ 
tierten der nördlichen Diſtrikte fehlten. Dann iſt die proviſoriſche Regierung 
beauftragt, ein neues Wahlgeſetz vorzulegen und ſodann eine neue Stände⸗ 
verſammlung zu berufen, und endlich ſind alle Verfügungen der proviſoriſchen 
Regierung ſämtlich genehmigt. i 

Dieſem nach ſtehen unſere Sachen im Ganzen nicht ungünſtig, es ſcheint 
beſonders darauf anzukommen, ſchnell und ehe ein ſtärkeres Zuſammenſtoßen 
ſtattgehabt, durch Aufſtellung einer ungeſtörten Macht an der Grenze des 
Königreichs die Streitſache auf dem Wege gütlicher Vereinbarung zu be⸗ 
endigen. 

Sollten ſchwerere Kämpfe eintreten und die Erbitterung wachſen, ſo wird 
ſelbſt das Anionsverhältnis ſchwer zu erhalten ſein. Wir vertrauen in dieſer 
Hinſicht Ihrer Gewandtheit und Ihrem Eifer und dürfen uns um ſo mehr 
einer guten Hoffnung hingeben, da unſere Sache den intereſſanten Berichten 
des H. von Schleiden zufolge ſo günſtige Aufnahme in Frankfurt ge⸗ 
funden hat. | 

Gehorſamſt 
v. Reventlow. 


8 N 
Frankfurt 5. April 1848. (Eingegangen 8. April 1848.) 

Einer hohen proviſoriſchen Regierung hatte ich geſtern die Ehre, Bericht zu 
erſtatten über die Bedenklichkeiten, die ſich meinem Eintritt in den Nat der 
Männer des Vertrauens entgegenſtellen. 

Der zum Präſidenten dieſer Siebzehn erwählte Herr v. Gagern lud mich 
geſtern abend mündlich ein, in der heutigen Sitzung zu erſcheinen. Ich würde 
Anſtand genommen haben, dem Folge zu leiſten, wenn ich nicht heute früh 
ein den übrigen Einladungsſchreiben gleichlautendes Billett ohne Anterſchrift — 
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die gleichfalls in den an die übrigen Mitglieder dieſes Nates gerichteten fehlt — 
erhalten hätte, welches alſo lautet: 

„Herr Dr. Drößen wird als Vertrauensmann der ſchleswig⸗holſtein⸗ 
lauenburgiſchen Regierung zu einer heute morgen 10 Uhr im Bundespalaſt 
ſtattfindenden Beratung unter den Männern des Vertrauens ergebenſt ein⸗ 
geladen. f 


Frankfurt 5. April 1848“. 


Die eigentümliche Schreibung meines Namens dürfte um ſo weniger irre- 
machen, da, wie ich ſpäter erfahren, v. Gagern den Brief geſchrieben, in deſſen 
Familie mein Name nach der Ausſprache unſerer gemeinſamen Heimat be- 
kannt iſt. Nach einer näheren Beſprechung mit ihm entſagte ich dem ſonſt 
fo nahe gelegenen Ausweg, durch eine Erklärung zu Protokoll die Rechte 
der hohen Regierung, welche mich beauftragt, zu verwahren, und ging mit 
ihm zu der Sitzung, der zweiten, welche gehalten worden. Während der 
Sitzung erhielt ich folgendes Schreiben: 

„Frankfurt 5. April 48. 
Euer Wohlgeboren beehre ich mich vorläufig zu benachrichtigen, daß die 

Bundesverſammlung beſchloſſen hat, „in Erwägung der ganz exzeptionellen 
Lage dieſes Falles und um das deutſche Bundesland Holſtein bei der Be⸗ 

ratung über die Bundesreviſionsfrage nicht unvertreten zu laſſen, auch 

ſonſt notoriſch iſt, daß Profeſſor Droyſen ein Mann des öffentlichen 

Vertrauens in Holſtein iſt, denſelben ausnahmsweiſe und bis auf weiteres 

unter die 17 Männer des öffentlichen Vertrauens für Holſtein zuzulaſſen“ !. 

Indem ich mich freue, Euer Wohlgeboren Nachricht von dieſer Erfüllung 

Ihres Wunſches geben zu können, bitte ich die Verſicherung meiner be- 

ſonderen Hochachtung zu empfangen. Colloredo“. 


Ich habe mich verpflichtet gehalten, hierauf nach Beendigung der Sitzung 
ſofort folgendes zu erwidern: 

„Euer Exzellenz habe ich die Ehre, meinen verbindlichſten Dank für die 
gefällige Mitteilung zu ſagen, welche Sie mir in Ihrem Schreiben vom 
heutigen Datum haben zukommen laſſen. Wie ſehr ich mich perſönlich der 
hohen Bundesverſammlung verpflichtet fühlen muß, daß dieſelbe Formen 
zu finden angewandt geweſen iſt, mein Erſcheinen in der zur Beratung der 
Bundesreviſionsfrage beſtellten Verſammlung möglich zu machen, fo kann 
ich doch nicht umhin, die möglichen Konſequenzen ins Auge zu faſſen, welche 
darin liegen, daß ich „ausnahmsweiſe und bis auf weiteres unter 
die 17 Männer des öffentlichen Vertrauens für Holſtein zugelaſſen werde“. 
Ich halte mich nicht für ermächtigt, eine Alternative, welche die Befug— 
nis derjenigen Regierung, von der ich beauftragt zu ſein die Ehre habe, 
in einer ihrer wichtigſten Beziehungen in Frage ſtellt, nach eigenem Er- 

1 „Quellenſammlung zum deutſchen öffentlichen Recht ſeit 1848 herausgegeben von 
Paul Roth und Heinrich Merck“ 1, Erlangen 1850, 213 Nr. 58. 
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meſſen zu entſcheiden. Weder der Amſtand, daß ich unter meinen holſtei⸗ 
niſchen Landsleuten ein gewiſſes Vertrauen genieße, noch die ſehr dankens⸗ 
werte Abſicht der hohen Bundes verſammlung, das deutſche Bundesland 
Holſtein in dieſen wichtigen Beratungen nicht unvertreten zu laſſen, darf 
mir als Erſatz für diejenige Legitimation dienen, kraft deren der deutſche 
Bundesſtaat, dem ich angehöre, mich an der begonnenen Verfaſſungs⸗ 
arbeit teilnehmen zu ſehen erwartet. Ich habe mich mit der Bitte um 
weitere Befehle an meine Regierung gewandt und werde mich der Teil- 
nahme an den Beratungen der Männer des Vertrauens bis auf weiteres 
enthalten. 


In der zuverſichtlichen Erwartung, daß Euer Exzellenz in dieſen Er⸗ 
klärungen nichts anderes als das pflichtſchuldige Bemühen ſehen wollen, 
die an ſich ſchon ſchwierige Lage meiner Regierung nicht durch Anbehut⸗ 
ſamkeiten meinerſeits mit weiteren „ zu erſchweren, habe ich 
die Ehre uſw.“. 0 


So die Sachlage. Ich bitte die hohe proviſoriſche Regierung, ſich zur 
richtigen Beurteilung meines Verfahrens vergegenwärtigen zu wollen, daß 
der Deutſche Bund, wenigſtens bisher noch, ein Verein ſouveräner Staaten iſt, 
daß Herr v. Pechlin noch als „däniſcher Geſandter am Deutſchen Bunde“, 
wie er ſich nennt, agiert und an den Sitzungen teilnimmt, daß jeden Augen⸗ 
blick der däniſche König ſtatt ſeiner, da er um ſeine Entlaſſung eingekommen, 
einen anderen, und ſtatt meiner als Mann des öffentlichen Vertrauens etwa 
Herrn v. Scheel oder Herrn Hoepfner ſenden kann, und daß jenes „bis 
auf weiteres“ für mich bis zu deſſen Ankunft reichen würde. In anderen Zeiten 
würde es vielleicht angemeſſen geweſen ſein, ſich vorerſt mit dieſen kleinen 
Zugeſtändniſſen, dieſer verblümten Anerkennung zu begnügen; unter Ver⸗ 
hältniſſen wie die jetzigen ſcheint es mir notwendig, ein entſchiedenes Ja oder 
Nein zu fordern. Ich habe mir erlaubt zu ſchreiben, ich würde bis auf weiteres 
mich der Teilnahme an den Beratungen enthalten; denn es iſt nicht unmöglich, 
daß die energiſche Weigerung meinerſeits und das gleichzeitige Drängen des 
Ausſchuſſes der Fünfzig, welchen das extemporiſierte Parlament hier per⸗ 
manent gelaſſen hat, den Bund veranlaßt, eine förmliche Anerkennung aus⸗ 
zuſprechen, bevor mir die weiteren Befehle der hohen proviſoriſchen Me: 
gierung werden, um welche ich dringend bitte. Ich glaube hoffen zu dürfen, 
daß dieſe in dem Sinne erfolgen werden, den mein Schreiben an den Prä⸗ 
ſidialgeſandten andeutet; es iſt ziemlich gleichgültig, ob ich an jenen Be⸗ 
ratungen direkt Anteil nehme, es iſt unendlich wichtiger, daß hier die Ge: 
legenheit benützt werde, dem Prinzip der hohen proviſoriſchen Regierung 
Anerkennung zu gewinnen. Wenigſtens würde ich mir die Bitte erlauben 
müſſen, mir den Befehl, daß auf dieſe halbe Grundlage hier an den ferneren 
Beratungen im Namen Holſteins teilgenommen werden ſollte, durch die⸗ 
jenige Perſon überſenden zu wollen, welche die hohe proviſoriſche Regierung 
auserſehen würde, ſtatt meiner als Mann des i Vertrauens für 
Holſtein einzutreten. 
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Die Verhandlungen der heutigen Sitzung betrafen, nachdem in der geſtrigen 
die Konſtituierung des Rates der Siebzehn gemacht worden war, zunächſt das 
Verhältnis, in dem dieſer Nat zwiſchen dem hohen Bund und dem Ausſchuß 
der Fünfzig ſtehen müſſen. Der hohe Bund hatte beantragt, daß wir uns als 
„Zwiſchenperſonen“ zwiſchen beiden betrachten ſollten. Es iſt dies mit Ent⸗ 
ſchiedenheit zurückgewieſen worden. Sodann ſind zum Entwurf einer Ver⸗ 
faſſung für Deutſchland Dahlmann, Jordan, Baſſermann, Albrecht 
ernannt worden. Ich eile dieſen Brief zu ſchließen, damit er noch mit der 
heutigen Poſt abgehen kann. 

In aller Ehrerbietung uſw. 


9 


Frankfurt 8. April, abends 7 Ahr, 1848. 
(Eingegangen 11. April 1848.) 


Der letzte Bericht, welchen ich der hohen proviſoriſchen Regierung einzus 
ſenden die Ehre hatte (IV), ſchloß mit der dringenden Bitte um weitere 
Befehle für mein Verhalten. Der Drang der Verhältniſſe hat mich genötigt, 
auf meine Verantwortung hin zu verfahren, ohne weitere Inſtruktionen ab- 
zuwarten. 

Der hohen proviſoriſchen Regierung liegt abſchriftlich das Schreiben 
des Grafen Colloredo an mich und meine Antwort darauf — beide vom 
5. April — vor; ich erlaubte mir, der hohen proviſoriſchen Regierung vor— 
zutragen, daß es mir durchaus unrätlich ſcheine, auf dieſe halbe Grundlage, 
die der Bundes tagsbeſchluß in betreff meiner Zulaſſung als Mann des Ver— 
trauens für Holſtein enthalte, einzugehen. Zur Sitzung am 6. eingeladen, 
ſprach ich unſeren Präſidenten Herrn v. Ga gern zuerſt perſönlich, teilte ihm 
mit, daß ich und warum ich nicht in der Sitzung erſcheinen würde, ſchrieb ihm 
nach ſeinem Wunſch darüber in die Sitzung hinein folgendes: 

„.. Der Teilnahme an den Beratungen mich vorerſt zu enthalten, ver- 
anlaßt mich eine doppelte Rückſicht. „Ausnahmsweiſe und bis auf weiteres“ 
zu denſelben zugelaſſen ſoll ich werden, 1. damit das Bundesland Holſtein 
nicht unvertreten bleibe, 2. weil ich in Holſtein ein Mann des Vertrauens 
ſei. Anmöglich kann in dieſem etwaigen popularen Vertrauen eine Legiti⸗ 
mation für mich gefunden werden, unter denjenigen Männern zu erſcheinen, 
welche durch die Autoriſation ihrer Regierungen zu dieſer Beratung be⸗ 
fugt ſind; der „Wille des Volks“, ſelbſt wenn er in betreff meiner irgendwie 
nachweislich ausgeſprochen wäre, würde für die vorliegende Frage ohne 
Bedeutung ſein müſſen; er würde den Charakter dieſes Nates und dieſer 
Beratungen auf bedenkliche Weiſe infizieren. Nicht minder muß ich be- 
zweifeln, daß der hohe [Bund] nach dem zur Zeit beſtehenden Bundesrecht 
befugt zu erachten iſt, in Ermangelung einer ausreichenden Ernennung für 
den Bundesſtaat Holſtein eine ſolche gleichſam ſubſidiariſch vorzunehmen, 
um denſelben bei dieſen Beratungen nicht unvertreten zu laſſen. Der 
Charakter der an den einzelnen Bundesſtaaten haftenden Souveränität 
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ſcheint mir dem zu widerſprechen. Es ſcheint mir klar, daß der hohe Bund 
entweder die Regierung, welche mich beauftragt hat, anerkennt — und 
dann iſt jeder Zweifel gehoben — oder ſie nicht anerkennt — und dann 
fällt die einzige Legitimation hinweg, kraft deren ich im Rate der Männer 
des Vertrauens erſcheinen darf“. 


Mit dieſem und dem Schreiben an Colloredo glaubte ich ſcharf genug 
die ſchielenden Gründe, welche der Bundestagsbeſchluß für meine Zulaſſung 
ausgeſprochen, proteſtiert und meine Angelegenheit in eine einfache Alternative 
geſtellt zu haben. 

Ich verſtändigte mich mit Gagern und anderen Männern des Ver— 
trauens über die Lage der Verhältniſſe; ich erklärte, ein Beſchluß des Rates 
des Vertrauens, der in Antwort auf mein Schreiben meine unbedenkliche 
Zuläſſigkeit ausſpricht, würde mir bis auf weiteres genügen, weil er 1. die 
möglichen Konſequenzen ausſchlöſſe, gegen welche ich meine Regierung ver- 
wahren müſſe, die nämlich, daß der däniſche König einen Mann des Ver⸗ 
trauens für Holſtein ſende und durch deſſen Annahme meine Regierung des⸗ 
avouiert ſein würde; 2. weil er die ſchielenden Gründe, infolge deren mich der 
Bundesbeſchluß zulaſſen wolle, tatſächlich und implizite aufhebe, und 3. weil 
er eine direkte Antwort auf die Alternative ſei, die ich am Schluß meines 
Schreibens an Gagern ausgeſprochen. Er ſelbſt wie alle meine Vertrauens⸗ 
kollegen waren mit dieſer Anſicht um ſo mehr einverſtanden, da ſie bereits in 
dieſem Sinne einen Beſchluß in der Sitzung gefaßt hatten; derſelbe wird 
demnächſt in den Veröffentlichungen unſerer Verhandlungen erſcheinen; ſie 
hatten namentlich die Anſicht ausgeſprochen, daß ein etwa von dem däniſchen 
König für Holſtein geſandter Vertrauensmann nicht werde zugelaſſen werden. 
Ein Schreiben Gagerns ſagt: 

„Es war unſere einſtimmige Anſicht, daß die in des Grafen Colloredo 
Schreiben enthaltenen bedingten Äußerungen uns nicht abhalten können, 
Sie zur Behauptung Ihres Sitzes als Mann des Vertrauens für Schles⸗ 
wig⸗Holſtein dringend und freundlichſt einzuladen. Indem ich es mir zur 
Ehre rechne, Ihnen dieſe einſtimmige Anſicht mitteilen zu dürfen, und ſo⸗ 
gleich eine Einladung auf morgen früh damit verbinde, bin ich uſw.“. 


Allerdings war mit dieſer Verhandlung die Frage der Anerkennung bei 
weitem nicht mit juriſtiſcher Schärfe entſchieden. And hätte ich in meiner 
Sendung keinerlei anderen Zweck zu erkennen, als die Anerkennung der hohen 
proviſoriſchen Regierung durchzuſetzen oder auch nur in deren unmittelbarſtem 
Intereſſe zu handeln, ſo würde ich mich ferner zurückgehalten haben. Aber in 
meiner Inſtruktion ſteht, daß ich in Betracht der Reorganiſation der Bundes⸗ 
verfaſſung raten und beſchließen ſoll nach eigenem Ermeſſen, wie ich es mit 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen dem Wohle und der Ehre Deutſchlands erſprieß⸗ 
lich halte. Blieb ich zurück, ſo trieb ich, wenn nicht die Siebzehn, ſo den per⸗ 
manenten Ausſchuß der Fünfzig, der jede Gelegenheit zu ſchärfſten Maß⸗ 
nahmen gegen den Bund begierig ergreift, dahin, die ausdrückliche Aner⸗ 
kennung vom Bunde zu fordern, oder im Weigerungsfall die entlaſſene 


Nr. 9 — 8. April 1848 > 17. 


große Verſammlung wieder zu berufen. Ich muß erwähnen, daß ich vor 
dem Wiedereintreten in den Nat der Siebzehn Graf Colloredo beſuchte, 
um ihm mein Verfahren darzulegen; er hat es gebilligt, aber auch geäußert, 
daß, wenn der Bund ſchon jetzt gezwungen werden ſollte, ſich über die Aner⸗ 
kennung mit Ja oder Nein auszuſprechen, die Entſcheidung unfehlbar Nein 
lauten müſſe, daß man aber äußerſt zufrieden ſei, mit Tatſächlichkeiten 
weiter zu kommen. Ich habe ihm erklärt, daß ich mir vorbehielte, eine Er- 
klärung über meine Auffaſſung und damit Verwahrung gegen Mißdeutung 
bei ihm zu deponieren. Alſo, trieb ich die Frage der Anerkennung weiter, 
ſo war es klar, daß ich den ſchon auf das Vußerſte gefährdeten Beſtand der 
Bundes verſammlung in Frage ſtellte, daß ich, worauf die gefährlichſte 
Partei nur hinarbeitet, die Berufung der extemporiſierten großen Ver⸗ 
ſammlung veranlaßte, daß dann deren Permanenz, daß dann ein provi- 
ſoriſches Reichsregiment aus ihrer Mitte die Folge war. Der hohen pro— 
viſoriſchen Regierung wird die hohe Spannung dieſer Verhältniſſe und die 
unglaublich nahe Gefahr äußerſten Anheils, wie wir fie hier täglich empfinden, 
kaum in der Schärfe anſchaulich fein, die ich zur Rechtfertigung meiner 
allerdings mehr politiſchen, als juriſtiſch einfachen Auffaſſung wünſchen 
muß. Der hohe Bundestag iſt bereits auf ein Minimum von Anſehen 
reduziert, die Gewalt der öffentlichen Meinung und namentlich der Ausſchuß 
der Fünfzig hat ihn vollkommen überholt, die Willensmeinung des Rates 
der Siebzehn beſtimmt ſeine Maßnahmen in dem Maß, daß er ihn z. B. 
dem Könige von Preußen befehlen läßt, die ſchon eingeleitete Wahl von 
1 auf 70 000 für die konſtituierende Verſammlung rückgängig zu machen, 
und der preußiſche Bundestagsgeſandte verſichert, daß Preußen dem Folge 
leiſten werde. Warum einen ſo demokratiſierten Bund noch erhalten? Er ſichert 
uns und unſerer deutſchen Zukunft die Folgeleiſtung der Regierungen, er iſt 
uns die Handhabe, demnächſt eine Verfaſſung zwiſchen Fürſten und Volk zu 
vereinbaren. Schon hat Colloredo davon geſprochen, daß Oſterreich wohl 
ſeines Weges auch ohne Deutſchland gehen könne. Den Bundestag zerreißen, 
heißt nichts anderes, als den letzten Faden einer Rechtskontinuität zerreißen, 
die ſchon überall begonnene Anarchie zur konſtituierenden Revolution machen, 
unendliches Elend über Deutſchland heraufführen. Dieſe Betrachtungen haben 
mich veranlaßt, ſo zu verfahren, wie ich getan; ich habe nicht glauben können, 
daß die förmlichſt ausgeſprochene Anerkennung der hohen proviſoriſchen Ne⸗ 
gierung um ſolchen Preis erkauft werden dürfe, oder richtiger, daß es im 
Intereſſe derſelben, Schleswig⸗Holſteins und Deutſchlands ſei, den Bundes⸗ 
tag und den Bund vielleicht zu ſprengen, um von einer durch nichts als durch 
das Aufhören aller anderen legalen Autorität legitimierten Verſammlung 
einiger hundert Männer eine Anerkennung zu erhalten, welche von derſelben 
extemporiſierten Verſammlung mit der Aufnahme Schleswigs in den Bund 
ſchon einmal ausgeſprochen worden iſt. Was ich einer hohen proviſoriſchen 
Regierung gegenüber vielleicht zu wenig getan, glaube ich im wahren 
Intereſſe Deutſchlands und ſomit gewiß mit den höheren Nückfichten der 
hohen proviſoriſchen Regierung ſelbſt in Abereinſtimmung getan zu haben. Es 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 2 
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würde mir im hohen Maße erwünſcht ſein, darüber ausdrückliche Außerungen 
der hohen proviſoriſchen Regierung zu erhalten. 

Aus drücklich muß ich auch darüber noch um Nachſicht bitten, daß ich ohne 
neue Befehle abzuwarten gehandelt habe. Meine Lage iſt nicht wenig dadurch 
erſchwert, daß ich in dieſen Tagen unendlich raſcher Bewegung nicht einmal 
kurrent über die Vorkommniſſe und Anterhandlungen daheim bin; meine 
letzten Nachrichten offizieller Art ſind vom 31. März, aus Zeiten, wo in 
Rends burg noch nicht einmal Nachricht von dem Anfang der großen Ver⸗ 
ſammlung in Frankfurt war; und was ſeitdem geſchehen, hat 5 die 
Bedeutung, die ſonſt Jahre und Jahrzehnte nicht haben. 

Die Verhandlungen im Nat der Siebzehn ſind von höchſtem Intereffe und 
von entſcheidender Wichtigkeit. In der geſtrigen Sitzung waren wir zuerſt 
mit dem Reviſionsausſchuß des Bundes verſammelt, um uns zu äußern, ob 
in allen Territorien die Beſchlüſſe der „Verſammlung der Notabeln“, wie 
offiziell die große extemporiſierte genannt zu werden beginnt, in betreff der 
Wahl der konſtituierenden Verſammlung zu befolgen ſeien, auch dann, wenn, 
wie in Preußen, ſchon andere Maßnahmen eingeleitet ſeien. Wir forderten, 
daß der hohe Bund, um der öffentlichen Meinung entgegenzukommen und 
ihr jeden Anlaß zum Mißtrauen zu entziehen, ſofort einen desfallſigen Be⸗ 
ſchluß erlaſſe, ihn ſofort veröffentliche. Wir forderten ferner, daß, da wir in 
unſerer notoriſchen Beziehung zum Bunde mit unſeren Namen mitverant⸗ 
wortlich ſeien für deſſen Beſchlüſſe, dieſelben nicht ohne unſere Genehmhaltung 
hinfort veröffentlicht würden. Es ſind hiermit zwei große Prinzipien durch⸗ 
geſetzt, einmal, daß die einzelnen deutſchen Staaten fortan dem Bunde gegen⸗ 
über nur als Territorialhoheiten gelten, die dem Befehl des Bundes unter⸗ 
geben ſind — auf den Einwand, daß z. B. in Preußen vielleicht die Stände 
ſchon aufgelöſt ſeien und dieſe Veränderung nicht mehr annehmen könnten, 
ward entſchieden, daß „Territorialſtände“ ſich den Beſchlüſſen des Reiches 
oder Bundes, wie derſelbe proviſoriſch durch die große Verſammlung, unſeren 
Vertrauensrat und den Bundestag repräſentiert ſei, zu fügen, nicht darüber 
erſt zu verhandeln hätten. Sodann — und das iſt nicht minder wichtig — der 
Bundestag erſcheint allmählich in ſeiner Bedeutung als proviſoriſche Exe⸗ 
kutivgewalt, ihm zur Seite der Ausſchuß der Fünfzig und unſer Vertrauens⸗ 
rat als parlamentariſche Gewalt; es iſt uns ausdrücklich anerkannt, daß der 
Bund ſtets auf unſeren Rat hören wird; man erkennt in dieſem Nat des 
Vertrauens die einzige noch mögliche Vermittlung zwiſchen den „hinſiechen⸗ 
den Regierungsgewalten“ und dem andrängenden Angeſtüm des Volkes. 
Ich erlaube mir zu bemerken, daß dieſe und ähnliche Außerungen in jener 
offiziellen Sitzung vorgekommen find. Nachdem wir uns in unſer Be⸗ 
ratungszimmer zurückgezogen, wurde namentlich beſchloſſen, daß L. Ahland 
die Veröffentlichung unſerer kurzen Protokolle übernehmen, ferner, daß künftig 
die Bundestagsbeſchlüſſe amtlich von Bundes wegen veröffentlicht werden 
ſollten. Hierauf trug ich an, um die Schwierigkeiten zu vermeiden, welche 
ſonſt für unſer Land in betreff der ſchleunigſt zu beſchaffenden Wahlen für 
die konſtituierende Verſammlung ſtattfinden dürften, da ſonſt die Abdrucke 
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in Zeitungen keine offiziellen Publikationen waren, ſondern die Publikationen 
nur durch die einzelnen Bundesregierungen ſtattfanden. In dieſer neuen Form 
wohl wird bereits morgen der Bundesbeſchluß, die Wahlen betreffend, er⸗ 
ſcheinen; ich hoffe ſchon heute, denſelben mitbeilegen zu können. Die völlige 
Wahlfreiheit, die derſelbe ausſpricht, wird auch in anderer Hinſicht für Schles⸗ 
wig⸗Holſtein bedeutſam werden. 

Soeben empfange ich des Herrn Grafen Reventlow Schreiben vom 
4. April. Ich ging ſofort, um mich näher zu erkundigen und das Erforder— 
liche einzuleiten, zu dem preußiſchen Geſandten Grafen Dönhoff. Zum 
Teil ſind die mir gewordenen Aufträge bereits durch den Bundesbeſchluß 
vom 2. April erledigt. Ich weiß nicht genau, ob nicht Herr Schleiden bereits 
eine von Bürgermeiſter Smidt ihm gemachte Mitteilung denſelben betreffend 
eingeſandt hat. Ich habe Dönhoff um Abſchrift gebeten und werde 
dieſelbe noch heute erhalten, um fie mit einzulegent. Da Preußen ver⸗ 
handeln ſoll „auf Grundlage der Antrennbarkeit beider Herzogtümer“, 
wird es unzweifelhaft diejenigen Maßregeln ergreifen, um nicht den Fluch 
Deutſchlands auf ſich zu laden. Ich bedaure, nicht zu wiſſen, wen die hohe 
proviſoriſche Regierung mit der dauernden Leitung der Vertretung ihrer 
Angelegenheiten in Berlin beſtellt hat. Es würde mir ſehr viel wert ſein, wenn 
der dorthin Beſtellte beauftragt würde, mit mir unmittelbar in Korreſpondenz 
zu treten, da ich Nachrichten von dort, beſonders wenn ſie dem preußiſchen 
Kurier für Dönhoff mitgegeben werden, in 30 Stunden haben kann. Aus 
den Zeitungen erſehe ich, daß eine neue Bitte um die Aufnahme Schles⸗ 
wigs in den Bund hierher geſendet iſt; ich bedaure, daß ich nicht beſtimmte 
Kunde darüber erhalten habe, um auf Anfragen einen vollgültigen Beſcheid 
geben zu können. | 

Soeben ſendet mir Dönhoff die Abſchrift des Bundesbeſchluſſes, den 
er mir als am 2. April gefaßt nannte; auch fehlt in demſelben die mir von 
ihm erwähnte Aufforderung zum Vorrücken der Bundestruppen. Der Ab- 
druck des Bundesbeſchluſſes iſt mir noch eben zugekommen. Freilich iſt er 
nicht in der neuen Weiſe; aber ich denke, die hohe proviſoriſche Regierung 
wird nicht ſäumen, nach demſelben zu verfahren. 

Der ich uſw. 
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Euer Wohlgeboren 


berichtliche Mitteilungen vom 2., 4. und 5. d. M. ſind der proviſoriſchen 
Regierung zugegangen und hat dieſelbe daraus erſehen, daß der Herr Baron 
v. Pechlin ſich weigert, die proviſoriſche Regierung anzuerkennen, und daß 
die Bundes verſammlung gleichfalls Schwierigkeiten macht. 


Liegt nicht bei. Vgl. Roth⸗Merck 1, 209 ff. Nr. 57. 
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Was den Baron v. Pechlin betrifft, fo wollen Sie demſelben das bei- 
folgende Abberufungsſchreiben! überreichen und das entſprechende gleich- 
falls mitfolgende Schreiben! der Bundesverſammlung zuſtellen. 

Einen neuen Bundesgeſandten in dieſem Augenblicke zu ernennen, ſcheint 
bedenklich, da die proviſoriſche Regierung ſelbſt noch nicht anerkannt iſt. 

Ihre Weigerung, den Beratungen der Vertrauensmänner beizuwohnen, 
ſolange keine förmliche Anerkennung erfolgt, erſcheint allerdings bedenklich, 
da es jedenfalls zweckmäßig würde erſchienen ſein, ſich im Beſitz zu erhalten 
unter Proteſtation gegen die ausgeſprochenen Neſervationen; indeſſen werden 
Sie in der Vorausſetzung gehandelt haben, daß Sie eine unbedingte Aner⸗ 
kennung zu erzwingen imſtande find, und wenn Ihnen dieſes gelingt, fo er- 
ſcheint Ihr Benehmen allerdings völlig gerechtfertigt. 

Dies alles ſind mehr oder weniger Formen, die Hauptſache iſt vorläufig 
die: Soll Schleswig deutſch bleiben oder der däniſchen Eroberung preisgegeben 
werden. Der Beſchluß der Bundesverſammlung vom 4. d. M., den uns Juſtiz⸗ 
rat Schleiden mitgeteilt, hat hier große Entrüſtung verbreitet. Die Stockung 
in dem Weitermarſch der Preußen und anderen Bundestruppen, welcher 
hieſelbſt entſchieden in Ausſicht geſtellt war, iſt davon die Folge geweſen und 
hat die ſchlechteſte Senſation gemacht, als würde an den deutſchen Höfen ein 
doppeltes Spiel geſpielt. 

Es darf nicht zugegeben werden, daß deutſche Bundestruppen untätige 
Zuſchauer ſind, wenn deutſches Land von feindlichen Truppen beſetzt und 
geknechtet worden. 

Die Herzogtümer haben lange gekämpft mit Gründen des Rechtes und 
haben vom ganzen deutſchen Vaterlande, von Fürſten wie Volk die ent⸗ 
ſchiedenſte Anerkennung und Zuſicherung tätiger Hilfe empfangen; ſie haben 
den Bruch vermieden, ſolange es tunlich war, erſt als die Kopenhagener 
Volkshaufen willkürlich und mit Gewaltdrohung über die Schickſale der 
deutſchen Herzogtümer entſcheiden wollten, iſt dieſen Volkshaufen, nicht dem 
rechtmäßigen Fürſten der Gehorſam verſagt. Soll Deutſchlands Ehre den 
Dänen gegenüber gewahrt werden, ſo muß ſofort und als erſte Maßregel die 
Säuberung Schleswigs von däniſchen Truppen verfügt werden. Erſt dann 
iſt Zeit zur Anterhandlung. Die däniſche Aberziehung Schleswigs iſt eine Ver⸗ 
letzung des holſteiniſchen Rechtes, und ſoweit die Frage über Schleswig 
zweifelhaft erſcheinen könnte, iſt es erforderlich, den Gegenſtand des Streites 
nicht zum voraus vom Gegner wegnehmen, ſondern augenblicklich ſäubern 
zu laſſen. Werden unſere Truppen von den Bundestruppen in Schleswig nicht 
unterſtützt, ſo iſt unſer Kampf dort vorläufig ein ungleicher, und um dem über⸗ 
legenen Angriff zu Lande und zur See zu begegnen, wird nichts mehr übrig 
bleiben, als alle Leidenſchaften hier und im übrigen Deutſchland zu ent⸗ 
feſſeln. Anglückliches Land, wo dies geſchähe, und Schmach für Deutſchland, 
wenn es dieſes verlangt, während ſein Heer untätig an der Grenze ſteht. 

Sie werden deshalb erſucht, ſich mit Juſtizrat Schleiden darüber näher 
au bereden und ſodann gemeisienRpelich ai großer Eee; En 

1 Liegt nicht bei. 
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daß entweder das Herzogtum Schleswig ſofort für Bundesland erklärt oder 
wenigſtens der § 3 des Bundesbeſchluſſes vom 4. April dahin interpretiert 
werde, daß der Status quo ante die Zurückrufung aller däniſchen Truppen 
aus ſchleswigſchem Gebiet bedeute und daß, im Falle däniſcherſeits eine Weige⸗ 
rung eintrete, der Bundes beſchluß ſofort durch Waffengewalt zu erzwingen ſei. 
Dem Londoner Kabinett ſowie dem Wiener Kabinett ſind bereits Mit⸗ 
teilungen gemacht, eine Abſchrift der Note für das Wiener Kabinett liegt 
zu Ihrer Inſtruktion bei!. 
Handeln Sie mit möglichſter Eile und Entſchiedenheit. Es gilt die Exiſtenz 
Schleswigs und die Ehre der deutſchen Nation. 


Die proviſoriſche Regierung 
| Beſeler. v. RNeventlow. 
Von Schreiberhand. Anterſchriften eigenhändig. 
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Frankfurt 10. April 1848. 

Der hohen proviſoriſchen Regierung beehre ich mich ſchleunigſt, von der 
ſoeben beendeten Sitzung des Nates der Siebzehn Bericht zu erſtatten. 

Es wurde der Verſammlung ſeitens des hohen Bundes deſſen Proto— 
koll vom 2. und 4. April, die ſchleswig-holſteiniſchen Angelegenheiten be⸗ 
treffend, mitgeteilt; ich werde demnächſt Gelegenheit haben, die ſehr anziehen⸗ 
den Abſtimmungen uſw. in extenso mitzuteilen, unter denen ſich die des Herrn 
v. Pechlin inſonderheit auszeichnen. Es wurde nun ſeitens des Bundes an 
uns die Frage gerichtet, ob es noch angemeſſen ſei, die Beſchlüſſe, ob auch 
angemeſſen, die Protokolle zu veröffentlichen. Ich erlaubte mir auszuführen, 
daß durch die vor einigen Tagen erfolgte Aufhebung aller Ausnahmebeſchlüſſe 
auch der von 1824 aufgehoben ſei, durch den die Veröffentlichung der Proto- 
kolle zur Ausnahme gemacht ſei, auch die ſogenannte Wiener Schlußakte von 
1820 aufgehoben ſei, durch welche erſt die Bundesgeſandten als ſolche be— 
zeichnet und an die Inſtruktionen ihrer Regierungen gebunden ſeien. Beide 
Anſichten fanden im allgemeinen Billigung, obſchon der vorliegende Fall 
damit ſichtlich nicht erſchöpft war. Nach mancherlei Erörterungen her und hin 
erbat ich mir Beantwortung der Frage, ob der Rat des Vertrauens ſich be— 
fugt und veranlaßt ſehe, auf das Materielle dieſer Frage einzugehen. Die 
Frage wurde einſtimmig bejaht, worauf ich mir erlaubte, in einem ausführ⸗ 
licheren Vortrag folgende drei Anträge zu motivieren: 

Der Bund werde von uns aufgefordert: 

1. Die ſofortige Anerkennung der hohen proviſoriſchen Regierung nach 

Anleitung des Antrages derſelben vom 26. März auszuſprechen. 

2. Die Tätigkeit des Herrn v. Pechlin als däniſchen Bundestagsge⸗ 
ſandten für Holſtein aufhören zu laſſen. 
3. Die Aufnahme Schleswigs in den Deutſchen Bund ſofort zu beſchließen. 

1 Liegt bei. 
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Es wird nicht nötig ſein, die Motivierung dieſer drei Anträge zu wieder⸗ 
holen. Die Diskuſſion, die ſich hieran knüpfte, war eine der merkwürdigſten, 
welche wir in unſeren Sitzungen noch gehabt haben. Der erſte Antrag wurde 
vollſtändig angenommen. In betreff des zweiten fand man in betreff Lauen⸗ 
burgs Schwierigkeiten, erwartete nicht minder von Herrn Pechlins Diskre⸗ 
tion das Erforderliche, war namentlich überzeugt, daß die ſofortige Herſen⸗ 
dung eines Bundestagsgeſandten für Holſtein ſeitens der hohen proviſoriſchen 
Regierung das Weitere erledigen werde. In betreff des dritten Antrages 
ſprach ſich natürlich die allerlebhafteſte Sympathie aus, aber man hatte Be⸗ 
denken, teils wegen der Rückſichten auf die offenen Küſten Deutſchlands, teils 
wegen der auf die däniſch redenden Diſtrikte in Nordſchleswig ſofort ein de⸗ 
finitives Ausſprechen zu fordern. Man vereinigte ſich in der Faſſung, den 
Bund aufzufordern, „ſofort das zur Aufnahme Schleswigs in den Bund 
Erforderliche zu veranlaſſen“. Dieſe Anträge gehen heute noch an den Bund, 
werden unzweifelhaft morgen von demſelben akzeptiert ſein und ſofort publi⸗ 
ziert werden. 

Iſt das Beſchloſſene auch noch nicht vollkommen alles, was man wünſchen 
möchte, ſo glaube ich, iſt doch mehr erreicht, als ich vor einigen Tagen noch 
erreichbar glaubte. Die Aufnahme Schleswigs in den Bund ſchon in dieſem 
Augenblick mit Hartnäckigkeit durchzuſetzen, ſchien mir nicht angemeſſen, da 
möglicherweiſe Anterhandlungen dem Abſchluß nahe fein können, welche den 
völkerrechtlichen Begriff eines Herzogtums Schleswig weſentlich modifizieren 
mögen. Sollte die Anterhandlung zu nichts weiter als dem Status quo ante 
gelangen wollen, ſo würde der Bund durch den von uns beantragten und 
morgen vollzogenen Beſchluß zu Weiterem veranlaßt fein. Abrigens habe ich 
es ausdrücklich bei der Verhandlung ausgeſprochen, daß ſich meine Regierung 
durch den veröffentlichten Beſchluß, die Wahl zur konſtituierenden Verſamm⸗ 
lung betreffend, unzweifelhaft veranlaßt ſehen werde, auch Schleswig zu 
Wahlen für dieſelbe zu veranlaſſen, und von der Prüfung der Verſammlung 
werde dann die Aufnahme der Gewählten abhängen, über welche gewiß kein 
Zweifel obwalten könne. And dieſe Anſicht und reſpektive Ausſicht fand die 
allgemeinſte Beiſtimmung der Vertrauensmänner. Die Anerkennung der 
proviſoriſchen Regierung auf Grund ihres eigenen Antrages ſcheint mir alles 
in dieſem Betreff Wünſchenswürdige und eine e Reihe von Konſe⸗ 
quenzen zu enthalten. 

Anter dieſen an erſter Stelle ſteht die auch ausdrücklich ausgeſprochene Be⸗ 
fugnis der hohen proviſoriſchen Regierung, ſofort einen Bundestagsge⸗ 
ſandten für Holſtein und eventuell für Schleswig zu beſtellen. 

Ich habe Herrn v. Ma dai, der ſchon vorgeſtern abreiſen wollte, vermocht, 
bis heute zu warten, um durch ihn dieſe Mitteilungen auf die ſchnellſte Weiſe 
nach Rendsburg zu befördern. Derſelbe hat, da für die nächſte Zeit an Vor⸗ 
leſungen in Freiburg doch nicht zu denken ſein wird, ſeine Engagements mit 
der badiſchen Regierung aufgegeben, und ich bin von ihm autoriſiert, ſeine 
Dienſte der hohen proviſoriſchen Regierung zur Verfügung zu ſtellen. Ich 
kann nur wiederholen, was ich Herrn Grafen Reventlow ſchon mündlich 
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zu erklären die Ehre hatte, daß nach meiner Überzeugung v. Madai in jeder 
Weiſe geeignet iſt, die Geſandtſchaftsſtelle auf würdige und heilſame Weiſe zu 
verwalten. Ich hatte mich durch die Lage der Verhältniſſe befugt gehalten, 
ihm meine Wünſche in dieſer Beziehung mitzuteilen; ich habe nicht nötig, 
hinzuzufügen, daß ich damit weder irgendeine Verpflichtung für die hohe 
proviſoriſche Regierung kontrahiert, noch irgendwie mehr, als lange und er— 
probte Freundſchaft mir geſtattet, getan habe. v. Ma dai wird dieſe Depeſche 
am Mittwoch abend nach Rendsburg geſendet haben, und glaubt erwarten zu 
dürfen, daß, wenn man weitere Mitteilungen über den hieſigen Gang der 
Dinge ſowie feine ferneren Dienſte wünſcht, die hohe proviſoriſche Regierung 
ihn nach Rendsburg beſcheiden wird, indem er deren Befehle in Hamburg, 
Hotel Petersbourg, erwartet. Ich erlaube mir meinerſeits nur die Bitte hin⸗ 
zuzufügen, daß es der hohen proviſoriſchen Regierung gefallen möge, die 
Stelle ſobald möglich zu beſetzen und ſobald möglich 5 Repräſentanten 
hierher zu ſenden. 

Abrigens will ich nicht unterlaſſen, ein Babe de in betreff des Herrn 
v. Pechlin hinzuzufügen, welches die Lage der Dinge charakteriſiert. Es 
waren Rückſichten der Höflichkeit, welche die Vertrauensmänner veranlaßten, 
nicht eine perſönliche Außerung gegen Pechlin zu votieren: Er werde ſich ge⸗ 
wiß ſchon aller Teilnahme an den Geſchäften enthalten, werde irgendwelchen 
Vorwand nehmen, den Konflikten aus dem Wege zu gehen, uſw. Gleich darauf 
hatten wir mit dem geſamten Bundestag gemeinſam über eine Erklärung in 
betreff der Anruhen im Schwarzwald zu beraten. Nicht bloß, daß Herr 
v. Pech lin anweſend war, ſondern lebhaft und ſehr national ſprach er mit 
in die Debatte hinein und unterbrach durch Privatgeſpräche und Scherze die 
Darlegungen anderer auf ſo gefliſſentliche Weiſe, daß ſich wiederholentlich 
Indignation äußerte. Die Wirkung davon iſt, daß diejenigen Vertrauens: 
männer, welche zur Schonung geraten hatten, ſich vorgenommen haben, mor⸗ 
gen den von ihnen bekämpften Antrag gegen Pechlin ſelbſt zu ſtellen. 

Im übrigen gehen die Dinge hier gut und beſſer. Die ſchweren Wirren in 
Baden haben durch das energiſche Eintreten Mathys, Baſſermanns 
und anderer die glücklichſte Wendung genommen, die Partei der Anarchiſten, 
die es endlich bis zu einer förmlichen Gefangennahme Mathys getrieben 
hatte, iſt nicht bloß zerſprengt, ſondern zerſprengt durch die energiſche Erhebung 
der verſchüchterten Bürgerſchaften von Mannheim und Karlsruhe, die ſich 
bei Tauſenden für die freie, aber ruhige Entwicklung vereinigt haben. Selbſt 
die 10 000 Bauern in Waffen, die vom Schwarzwald herab drohten, ſind 
endlich aufgeklärt, man hat ihnen in dokumentierter Weiſe darlegen können, 
daß die Häupter der Bewegung, denen ſie folgten, Landesverrat übten, mit 
Frankreich heimlich verbündet uſw. Dieſer Verlauf der größten und nächſten 
Gefahr gibt uns allen hier Hoffnung, daß man das Heilvollſte erreichen werde. 
Die Ankunft der 16 Oſterreicher geſtern in feierlichem Aufzuge hat nicht 
weniger das Gefühl, daß ſich Deutſchland feſt und ſicher zuſammenfinden 
werde, geſteigert. Dazu die völlig freiſinnige Weiſe, in der die neue Ver⸗ 
faſſung entworfen wird, dazu der hoffentlich zuverläſſige Wille aller Re⸗ 
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gierungen, nicht mehr ſelbſtſüchtig und mit arriere pensée zu verfahren, 
ſondern in dem Anvermeidlichen das für das Ganze Heilſame zu ſehen, dazu 
endlich die von der Not erzeugte Tätigkeit, ſich ſelber und den Nächſten zu 
helfen und zu raten — ich hoffe, daß das deutſche Vaterland an der Schwelle 
einer beſſeren Zeit iſt. 

Gewiß wird es der hohen proviſoriſchen Regierung von großem Intereſſe 
ſein, die weiteren Einzelheiten ſich von Herrn v. Ma dai berichten zu laſſen; 
derſelbe wird die Güte haben, über mehrere andere Verhältniſſe perſönlich 
Auskunft zu geben. 

Ich möchte mir die Bitte erlauben, Abſchriften der wichtigeren auswärtigen 
Korreſpondenz hierher zu ſenden, da öfter auf dieſe Aktenſtücke zu rekurrieren 
nötig iſt. 

Hoffentlich erhalte ich noch, ehe dies Schreiben ankommt, auf meine Frage 
in betreff des Profeſſor Forchhammer Auskunft. 

Sollte es nicht angemeſſen ſein, den Kammerjunker v. Steemann, der bis⸗ 
her der hieſigen däniſchen Legation attachiert war, in dieſer Stellung zu be⸗ 
laſſ en und denſelben bis zur Ankunft eines boffteini en Bundestagsgeſandten 
mir zuzuweiſen? 

Der ich uſw. 


12 Von der proviſoriſchen Regierung 


Rendsburg 10. April 1848. 
Eiligſt. 


Der Feind hat geſtern morgen 4 Ahr unſere Truppen in ihrer Poſition bei 
Flensburg zu Waſſer und zu Lande mit überlegenen Streitkräften angegriffen, 
teilweife umgangen und gegen 1 Uhr nachmittags zu einer rückgängigen Be⸗ 
wegung bis nach Hellebeck hin gezwungen. Die Truppen haben ſich tapfer ge⸗ 
ſchlagen und die Ehre unſerer Waffen iſt gerettet, wenn auch mancher Verluſt 
zu beklagen iſt. Noch halten wir einen Teil von Schleswig beſetzt, doch wird 
der ungleiche Kampf von Tag zu Tage ſchwieriger, und es ſteht ſehr zu be⸗ 
ſorgen, daß ganz Schleswig vom Feinde könnte überzogen werden, wenn nicht 
aufs ſchleunigſte Hilfe von den Bundestruppen geleiſtet wird. Es ſtehen 6000 
Mann Preußen ſchlagfertig in und um Nendsburg, in wenig Stunden könnten 
fie den Anſrigen zu Hilfe kommen, um das Gleichgewicht der Waffen mehr als 
herzuſtellen; durch die Beſchlüſſe der Bundesverſammlung gebannt, ſtehen ſie 
da und müſſen untätige Zuſchauer ſein beim verzweifelten Kampfe ihrer deut⸗ 
ſchen Brüder. Während die deutſchen Höfe, der deutſche Bundestag dem 
gekränkten Rechte Schleswig-Holſteins Schutz verſpricht, bewegt er ſich in 
Formen, die Schleswig ohne alle Not der feindlichen Beſetzung preisgeben. 

Indem wir Euer Wohlgeboren von dieſer Lage der Sache in Kenntnis 
ſetzen, beauftragen wir Sie zugleich, falls nicht bereits bei Eingang dieſes 
Schreibens völlig zufriedenſtellende Beſchlüſſe gefaßt ſein ſollten, die dringend⸗ 
ſten Vorſtellungen bei dem hohen Bundestage zu wiederholen. Sollten die 
deutſchen Fürſten uns verlaſſen wollen, während wir deutſches Recht und 
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deutſche Anabhängigkeit gegen Aufſtände des Kopenhagener Volkes verteidigen, 
bloß deshalb, weil die Dänen unſeren Fürſten in ihrer Mitte haben und ihn 
zwingen, ihrer Angeſetzlichkeit den äußeren Schein legitimer Form zu geben, 
ſo hat das deutſche Volk doch ein Herz für unſere Sache und wird den Not— 
ruf ihrer [fo] Brüder nicht überhören. 


Proviſoriſche Regierung 
Beſeler. v. Reventlow. 


Von der Hand Reventlows. Eigenhändige Anterſchriften. 


13 
Frankfurt 12. April 1848. (Eingegangen 16. April.) 


Einer hohen proviſoriſchen Regierung beeile ich mich, die ſoeben mit großer 
Anſtrengung errungenen weiteren Beſchlüſſe des hohen Bundes mitzuteilen; 
ſie werden heute abend oder morgen früh in den hieſigen Zeitungen erſcheinen. 
Sie lauten: 

„Die Bundesverſammlung ſieht ſich veranlaßt, in Verfolg ihres Be— 
ſchluſſes vom 4. April d. J. die ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenheit be⸗ 
treffend zu erklären, | 

1. daß falls königl. däniſcherſeits die Einſtellung der Feindfeligfeiten und 
die Räumung des Herzogtums Schleswig von den eingerückten däniſchen 
Truppen nicht erfolgt ſein ſollte, dies zu erzwingen ſei, um das durch den 
Bund zu ſchützende Recht Holſteins auf die Anion mit Schleswig zu 
wahren; 

2. daß, da nach der Überzeugung der Bundesverſammlung die ſicherſte 
Garantie jener Anion durch den Eintritt Schleswigs in den Deutſchen Bund 
erlangt werden würde, Preußen zu erſuchen ſei, bei Gelegenheit des Ver— 
mittlungsgeſchäftes möglichſt auf jenen Eintritt hinzuwirken; 

3. auszuſprechen, daß der Bund die proviſoriſche Regierung von 
Schleswig-Holſtein, welche ſich mit Vorbehalt der Rechte des Herzogs 
und namens des ſelben zur notgedrungenen Verteidigung ihrer Landesrechte 
konſtituiert hat, anerkenne und daher von der vermittelnden königl. preußi⸗ 
ſchen Regierung erwarte, daß fie die Mitglieder dieſer proviſoriſchen Ne- 
gierung als ſolche und in dieſem Maße und ihre Anhänger in Schutz 
nehme“ !. 


Soviel, freilich auch nicht mehr, iſt hier erreicht und erreichbar geweſen. 
Herr Schleiden wird bereits berichtet haben, was gleichzeitig auf feine Ver⸗ 
anlaſſung im Ausſchuß der Fünfzig beſchloſſen worden und daß er ſelbſt 
nebſt dem trefflichen Badener Mathy als Kommiſſion des Ausſchuſſes nach 
Berlin geht mit ſehr ausgedehnter Vollmacht, das weiter Nötige zu ver- 
anlaſſen. 


KRoth⸗ Merck 1, 258 ff. Nr. 72. 
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Herr Ma dai wird, wenn dieſer Brief eintrifft, bereits in Rendsburg ge— 
weſen ſein und den Stand der hieſigen Angelegenheiten bis Montag abend 
berichtet, meine brieflichen Mitteilungen ergänzt haben. In dieſen iſt der An⸗ 
trag der Siebzehn ausführlich mitgeteilt; den ganzen Dienstag hat der Bun⸗ 
destag über dieſe Sachen vergebens gebrütet. Erſt heute um 12 Ahr wurden 
wir Siebzehn zu einer mit dem ſchleswig-holſteiniſchen Ausſchuß gemeinſamen 
Sitzung geladen. Herr Dönhoff führte das Wort: Er begreife eigentlich 
nicht, wozu dieſer Antrag von unſerer Seite, da mit dem Beſchluß vom 4. 
alles Weſentliche gegeben ſei und man nur warten möge, ſo werde Preußen 
gewiß das Erforderliche vornehmen. Ein Vortrag, der von ſchiefen Geſichts⸗ 
punkten, von Beſorgnis für die preußiſchen Küſtenſtädte und Kauffahrtei, von 
jenem glatten diplomatiſchen Verſteckſpielen, das die Kompetenz von einer 
Tür zur anderen betteln ſchickt, übervoll war. Dann ergriff Dahlmann das 
Wort und ſchlug mit der ganzen ſittlichen Entrüſtung eines Ehrenmannes 
keulenhaft dazwiſchen, wies nach, mit welcher Schnödigkeit unſere Sache 
früher am Bund behandelt, wie eine Rechtsfrage diplomatiſch verſchnitten 
und verhunzt worden, wie mit perfider Truggewalt von Graf Münch ver- 
fahren: „Von Hunderten und Tauſenden habe ich es vernommen, der Fluch 
Schleswig⸗Holſteins laſtet auf Graf Münchs Namen” Vergebens ſuchte Graf 
Dönhoff mit einigen nichtsſagenden und bequemen Phraſen den Eindruck 
dieſer Rede zu verwiſchen; er hatte das Unglück, zu äußern, daß man eine ſo 
wichtige Sache doch nicht nach den nationalen Sympathien allein möge ent⸗ 
ſcheiden wollen, was mir Anlaß gab, mit Ernſt und Kälte auseinanderzuſetzen, 
daß wahrlich nicht bloß von dieſen die Rede ſei, ſondern daß es ſich um Recht 
handele, um dasſelbe Recht, das uns ohne Dazwiſchentun des Bundes fo lange 
gekränkt, das wir unabläſſig bekannt und behauptet und das, wenn in dieſer 
ernſten Zeit alles Recht und alle Macht in deutſchen Landen im Amſturz 
begriffen ſei, wir bis auf den Tod behaupten würden. Ich las dann mit feier⸗ 
licher Stimme einige Stellen des geſtern abend an Herrn Schleiden ge— 
kommenen Briefes der hohen proviſoriſchen Regierung vor. Es war ſodann 
kein weiteres Halten, alle namhaften Männer der Siebzehn ſprachen mit der⸗ 
ſelben Härte und Entſchiedenheit über die unſeligen Halbheiten und Zweideutig⸗ 
keiten in den Beſchlüſſen vom 4., machten den Bund verantwortlich, wenn 
Schmach und Schaden für Deutſchland aus dieſen Läſſigkeiten folge; und der 
Graf Dönhoff, der Sprecher in dieſer Kommiſſion, fand keinen Ausweg, als 
zu verſichern, daß der Beſchluß vom 4. nicht vor dem 6. oder 7. in Berlin ge- 
weſen ſein könne, daß alſo am 8., dem Datum jenes Briefes der hohen pro— 
viſoriſchen Regierung, die Wirkung jenes Beſchluſſes noch nicht habe bis 
zum kommandierenden preußiſchen General gelangt fein können, daß der⸗ 
ſelbe aber gewiß gleich nach jenem Brief, ſpäteſtens am 9., weiteren Befehl 
erhalten haben werde. Ich konnte ihm nachweiſen, daß, da bereits in der 
Pr. Allg. Zeitung vom 8., die mittags den 7. geſchloſſen wird, der Be— 
ſchluß abgedruckt worden, derſelbe am Abend des 8. in Rendsburg ſeine Wir⸗ 
kung habe äußern können uſw. Auf Grund eines Antrages von Dahlmann 
formulierte dann Welcker, Bundesgeſandter für Baden, Art. 1 und 2, 
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freilich in energiſcherer Faſſung, als nun zu leſen iſt. Ich forderte mit der 
größten Entſchiedenheit die ausdrücklich ausgeſprochene Anerkennung der 
proviſoriſchen Regierung; ich wies mit Indignation die freundliche Wendung 
zurück, daß ſo viele Tatſachen, z. B. meine Anweſenheit ſelbſt, dieſe Anerken⸗ 
nung ausſprächen. Ich ließ erkennen, daß ich augenblicklich einen der Bundes⸗ 
verſammlung ſchwer zu verhüllenden oder zu ertragenden Schritt tun würde, 
wenn man nicht meiner Forderung willfahre; ich ſtellte die Erbärmlichkeit 
ins Licht, die es haben würde, faktiſch anzuerkennen und ſich nicht offen 
und ehrlich auch zu dem Wort bekennen zu wollen; ich ſtellte die Gefahren 
dar, denen nach dem Erlaß des däniſchen Königs an Hartwig Beſeler 
die Männer der proviſoriſchen Regierung, ihre Beamteten, alle anderen 
Schleswig⸗Holſteiner ausgeſetzt ſeien, wenn man ſich und das ganze deutſche 
Volk nicht verpflichte und verantwortlich mache für jedes Haar, das uns 
gekrümmt werde. Ich fand die lebhafteſte Unterftügung meiner Vertrauens- 
kollegen. 

Wir zogen uns zurück. Gleich folgte eine Deputation der Fünfzig, die 
erſt dem Bundestag, dann uns die Anzeige der gefaßten Beſchlüſſe, die Herr 
Schleiden berichtet hat, brachten. Wir übergaben ihnen unſere Beſchlüſſe 
zur Mitnahme nach Berlin. Ich trug einige Anträgel vor in betreff der ge— 
meinſamen deutſchen Volksbewaffnung, einer ſofort zu gründenden See— 
verteidigung reſp. Anfang einer Marine, worüber ich zuvor mit einigen 
Bremer Herren, namentlich Smidt, dem Bürgermeiſter, konferiert hatte, 
über Anknüpfung auswärtiger Verhältniſſe uſw. Die Sachen werden morgen 
zu Ende geführt und dem Bundestage überwieſen werden. 

Indes war der Bundestag mit der Annahme unſerer drei obigen Punkte 
ſchwer beſchäftigt, auch Herr Pechlin hatte ſich wieder eingefunden, es haben 
die Debatten von 2 bis 5 Uhr gewährt. Pechlin hat infolge der Annahme 
der Beſchlüſſe angezeigt, daß er feine Stelle niederlege. Jetzt, 7 Uhr, rüſten 
Herr Schleiden und Mathy die Abreiſe, ich beſchleunige meine Depeſche. 
Auch Profeſſor Forch hammer geht, was mir nicht lieb iſt, nach Berlin; 
ich hätte gewünſcht, daß die hohe proviſoriſche Regierung Veranlaſſung ge- 
funden hätte, ihn nach London zu ſchicken; er iſt des Terrains dort kundig; 
er hat Tag für Tag auf desfallſige Mitteilung gewartet. 

Während ich dieſen Brief ſchrieb, erhielt ich der hohen proviſoriſchen Ne- 
gierung Schreiben vom 9. April. Ich hoffe, daß ſeitdem alle Verhältniſſe 
einen beſſeren Gang genommen, ich konnte noch einige Zeilen aus dem 
Schreiben dem Grafen Colloredo mit dem verſiegelten Schreiben an den 
hohen Bund abſenden. Der Brief an Pechlin iſt ebenfalls ſofort beſorgt. 
Aber einen ſofort zu ernennenden Bundes tagsgeſandten für Holſtein äußert 
ſich mein voriges Schreiben, wie ich hoffe, in einer Weiſe, die mir weder als 
vorgreiflich, noch als eigenmächtig mißdeutet werden wird. Noch immer muß 
ich meinen Vorſchlag für angemeſſen halten. 

I Abgedruckt in „Beiträge zur neueſten deutſchen Geſchichte. Vier Aufſätze von 


Joh. Guſt. Droyſen“ Braunſchweig 1899, 8—13; ferner aus den Protokollen der 
Bundesverſammlung bei Roth-Merck 1, 300—311. 
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Ich bin der hohen proviſoriſchen Regierung verpflichtet für die rückſichts⸗ 
volle Weiſe, mit der dieſelbe mein Benehmen in betreff der Annahme und 
Nichtannahme meines Sitzes im Rat der Siebzehn hat beurteilen wollen. Ich 
habe meinerſeits nicht ohne gewiſſenhafte Prüfung der Sachlage gehandelt, 
und würde auch jetzt noch nicht beſſer zu verfahren wiſſen, wenn ich dieſe Pein⸗ 
lichkeiten noch einmal durchmachen müßte. Ich erlaube mir, meine dringende 
Bitte um häufige und ausführliche Nachrichten zu wiederholen; es iſt nicht 
möglich, daß ich in meiner Situation mit dem mich begnügen kann, was jeder 
andere aus den Zeitungen ebenſo erfährt. Ich habe leider keinen Augenblick 
mehr Zeit, wenn dieſer Brief noch heute mit der Poſt abgehen ſoll. 

Der ich uſw. 


14 Von Graf Reventlow 


Rendsburg 13. April 1848. 


Euer Wohlgeboren Mitteilung vom 10. d. M. iſt heute von Herrn Pro: 
feſſor Ma dai eingereicht worden, die eben zur Abſendung expedierte Depeſche 
iſt dadurch überflüſſig geworden und erlaube ich mir Ihnen, um baldigſte Nach⸗ 
richt zu geben, namens der proviſoriſchen Regierung briefliche Mitteilung zu 
machen. 

Die Refultate, welche Sie melden, ſprechen entſchieden für die Zweck— 
mäßigkeit der von Ihnen gewählten Handlungsweiſe und hat dieſelbe dem⸗ 
nach nur entſchiedene Anerkennung finden können. Wir werden Ihrem Antrag 
gemäß nicht unterlaſſen, ſofort einen Bundesgeſandten zu ernennen, dem der 
Herr v. Steemann wird zugeordnet bleiben können. Auch die von Ihnen in 
Vorſchlag gebrachte Perſönlichkeit ſcheint durchaus den Amſtänden ange⸗ 
meſſen. 

Vom Ausſchuſſe der Fünfziger iſt der proviſoriſchen Regierung eine Auf⸗ 
forderung der Wahl von Deputierten zur Nationalverſammlung eingegangen 
und wird die zuſtimmende Antwort durch Herrn v. Schleiden übergeben 
werden. 

Die Niederlage der Republikaner muß allerdings als ein gutes Ereignis 
betrachtet werden und die Hoffnung auf friedliche Entwicklung der deutſchen 
Regeneration gewinnt dadurch allerdings einigen Halt. 

Die Kriegsoperationen ruhen hier einige Tage. Der Rückzug unſerer Trup⸗ 
pen von Flensburg war allerdings betrübend und mancher ſchmerzliche Verluſt 
für einzelne iſt die Folge geweſen, für die Landesſache iſt indeſſen dadurch 
wenig verloren, da der Mut ungeſchwächt geblieben und der effektive Verluſt 
der Mannſchaft nur unbedeutend war. In wenigen Tagen werden wir mit 
den Preußen gemeinſchaftlich vordringen und hoffentlich bald die Scharte 
auswetzen, die geſchlagen ward. 

Herr Profeſſor Waitz in Berlin und mein Bruder in Wien ſind beauf⸗ 
tragt, ſich mit Ihnen vorkommendenfalls in Relation zu ſetzen. Nach London 
iſt bereits früher eine Note an Palmerſton und ein Erſuchensſchreiben an 
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den Geheimen Rat. Bunfen gefandt. Mehr ſchien nicht erforderlich, da 

Bunſen bereits entſchieden für unſere Sache wirkte. 
Gehorſamſt 

| v. Reventlow. 


15 
Frankfurt 14. April 1848. (Eingegangen 19. April.) 


Hielte ich mich nicht verpflichtet, einer hohen proviſoriſchen Regierung 
einigermaßen regelmäßig Bericht zu erſtatten, ſo würde das Gefühl der 
Beklommenheit, das die letzten hierhergekommenen Nachrichten hervor— 
bringen müſſen, mich abhalten zu ſchreiben, da, was hier vorgefallen, im 
Verhältnis zu dem, was der hohen Regierung nun obliegt, unbedeutend iſt. 

Der Eindruck, den die Nachricht vom Gefecht des 9., von dem Rückzuge 
bis Hutten und Wittenſee, von dem harten Schaden, den vor allen das Stu— 
dentenkorps gelitten, hier hervorgebracht, dieſer Eindruck iſt von der Art, 
daß ſelbſt die Diplomaten des hohen Bundes erkennen, man dürfe nicht länger 
auf dieſen Wegen der Halbheiten und Zweideutigkeiten wandeln. So hat denn 
heute früh Herr v. Winzingerode (Bundesgeſandter für Naſſau-Braun⸗ 
ſchweig) mit mir konferiert über einen Antrag am Bunde: Daß unſerem 
Oberbefehlshaber Bundes truppen, ſoweit er deren bedürfe, zur Verfügung 
zu ſtellen ſeien, daß demſelben Verfügung über Vorräte, Munition uſw. zu⸗ 
zuweiſen ſei, daß derſelbe, um die Räumung Schleswigs zu erzwingen, von 
Bundes wegen befugt werde, auch die Grenzen des däniſchen Gebietes zu 
überſchreiten, daß, wenn der König-Herzog nicht feine völlige Unfreiheit zu 
erweiſen vermöge, mit ihm „wie ſeinerzeit mit dem Herzog Karl von Braun: 
ſchweig zu verfahren ſei“. Ich habe geglaubt, dieſen letzten Paſſus, den Win⸗ 
zingerode forderte und mit den angedeuteten Worten formuliert hatte, 
widerraten zu müſſen, und zwar nicht darum allein, weil ich gewiß bin, daß 
jetzt ein ſolcher Antrag im Bunde noch nicht durchgeht. Die Anträge ſelbſt 
find heute mittag in der Bundesſitzung vorgebracht und ſofort dem Militär- 
ausſchuß des Bundes zum Gutachten übergeben worden. Ich hoffe, daß ſie, 
bei der derzeitigen Naſchheit der Verhandlungen, in wenigen Tagen zum 
Beſchluß kommen werden. Ich glaube ſchon in meinem letzten Bericht vor— 
läufig mitgeteilt zu haben, daß auf meinen Antrag die Siebzehn einſtimmig 
beſchloſſen haben, den Bund aufzufordern, 1. daß er für die Allgemeinheit 
der Volksbewaffnung Sorge trage, 2. daß er die nötigen Maßregeln treffe 
zum Schutz der Küſten ſowie der deutſchen Güter und Schiffe in See, 
3. daß er die für Deutſchland notwendigen auswärtigen Verbindungen 
anknüpfe, und das alles mit Zugrundlegung der ihm mitüberſandten Pro: 
memorien, welche ich den Siebzehn überreicht hatte. Ich hatte nament- 
lich den Punkt über die Seeverteidigung nach vorgängigen Beſprechungen 
mit Smidt und Duckwitz von Bremen und anderen Kundigen möglichſt 
ſorgfältig und ausführlich vorgearbeitet und die Sache ſo weit geführt, daß, 
wenn, wie möglich, heute der Bundesbeſchluß folgt, ſofort an die Aus⸗ 
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führung geſchritten werden könnte. And zwar würden ſofort von hier aus 
Kommiſſarien, einer für die Nordſee, ein zweiter für Lübeck, Roftod, Hol⸗ 
ſtein, ein dritter für die preußiſchen Küſten abgehen, auf Grund des bisher ge- 
troffenen Planes die Ausführung ſchleunigſt zu veranlaſſen, bis an einem 
geeigneten Ort (Hamburg, Lübeck etwa) ein Admiralitätsaus ſchuß ge⸗ 
gründet wäre, dem die Geſamtleitung zuſtünde. Der große Eifer für die ganze 
Angelegenheit wird das Beſte tun. 

Die auswärtigen Angelegenheiten betreffend, habe ich namentlich hin⸗ 
weiſend auf die heilloſen Fehler, die das Übertragen der Verhandlungen 
mit Dänemark an Preußen verurfacht habe — jetzt ein in hohem Maß popu- 
lärer und einleuchtender Beweis —, gefordert, daß man ſich ſofort mit Hol⸗ 
land, mit Schweden-Norwegen, vor allem mit Nordamerika in Beziehung 
ſetzen möge. Auch hierfür ſind gute Ausſichten vorhanden, unſer Präſident 
Gagern hat mein Promemoria ſofort nach dem Haag geſendet, wo er auch 
dienſtlich die vertrauteſten Beziehungen hat. Infolge meiner Anträge, die 
ich natürlich mit einzelnen Geſandten des Bundes im voraus beſprochen, 
iſt bereits ernſtlich daran gedacht, zur beſſeren Konzentrierung der betreffenden 
Geſchäfte für das Militäriſche, das Auswärtige, die Seerüſtung je einen Mi⸗ 
niſter von Bundes wegen zu beſtellen, und ſo ſchon jetzt in die Formen des 
Reichsregimentes, die hoffentlich bald gegründet ſein werden, hinüberzuleiten. 
Ich brauche nicht hinzuzufügen, daß in allen dieſen Anträgen meinerſeits — 
denn auch der erſte über die einheitliche Leitung des deutſchen Volksheer— 
weſens ſieht in meiner Denkſchrift gar ſehr anders aus als in dem zur Ver⸗ 
öffentlichung beſtimmten Beſchluß der Siebzehn — die Rückſicht auf unſer 
Land mitbeſtimmend geweſen iſt; und ich wage zu hoffen, daß, wenn wir nur 
erſt die nächſte Not überſtanden haben, das neue Deutſchland vor allem uns 
zum Heil gegründet fein, aber auch in unſerem Volle eine feſteſte N wür⸗ 
digſter Zukunft finden wird. 

Den 15. April. Es war mir nicht möglich, meinen Bericht geſtern 190 
vor Schluß der Poſt zu Ende zu führen; ich eile, ihn heute früh fortzuſetzen, 
damit er mit der Vormittagspoſt abgehen kann. 

Die nächſte Aufmerkſamkeit erregt augenblicklich hier das Eintreffen von 
etwa 8000 deutſchen Arbeitern in Straßburg, oder vielmehr deren dro— 
hende Rüſtung, den Rhein jetzt zu überſchreiten. Daß Baden den ver- 
haßten Markgrafen Karl zum Kommandierenden des 8. Bundeskorps er⸗ 
nannt hatte, hat ſo große Aufregung in Baden hervorgebracht, daß im 
Grunde die vollkommene Anarchie ausgebrochen iſt. Nach Veranlaſſung der 
Siebzehn iſt General v. Gagern, der bisher ſich in holländiſchen Dienſten aus⸗ 
gezeichnet, ein Mann von der kühnſten Entſchloſſenheit und Feſtigkeit, nach 
Baden geſandt, den Befehl zu übernehmen und vor allem in den Truppen 
ſelbſt Zuverſicht und Zucht herzuſtellen. Der Ausſchuß der Fünfzig hat ſich 
nach Hannover gewandt, die höchſten Anſtrengungen zu Schutz und Hilfe 
für Schleswig-Holftein zu fordern, und bei dem peremtoriſchen Anſehen, das 
dieſe eigentümliche Nepräfentation augenblicklich in Deutſchland genießt, darf 
man ſich von dieſer Forderung allerdings Erfolg verſprechen. Ich hoffe, 
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daß die Anzeige von Pechlings Abtreten ſeitens des hohen Bundes be: 
reits offiziell in den Händen der hohen proviſoriſchen Regierung fein wird; 
es iſt im höchſten Maß wünſchenswert, daß die Ernennung eines neuen Bundes⸗ 
tagsgeſandten ſofort erfolge; vielleicht iſt ſie es bereits. Ich erlaube mir mit⸗ 
zuteilen, daß Silveſter Jordan als Bundestagsgeſandter für Heſſen er- 
nannt und Wippermann ſtatt ſeiner in den Nat des Vertrauens getreten 
iſt. Sowie für unſeren bisherigen Siebzehner für Hannover Wangenheim, 
der ebenfalls Geſandter geworden, Profeſſor Zachariae eingetreten iſt. 
Jordan, Welcker, Willich als Bundesgeſandten bezeichnen ungefähr den 
Geiſt, in dem ſich der Bund regeneriert. Für Preußen ſollte Dahlmann 
eintreten, er hat es aber zurückgewieſen; die Wahl ſcheint nun zwiſchen 
Beckerath und Graf Dyrhn zu ſchwanken. Soeben erhalte ich den von 
Dahlmann und Albrecht gefertigten, als Handſchrift zur Beratung für 
uns abgedruckten Verfaſſungsentwurf für Deutſchland. Wir werden mit 
demſelben gewiß bald zu Ende kommen. Nach einem von Gervinus ent⸗ 
worfenen Plan wird in der konſtituierenden Verſammlung folgendermaßen 
verfahren werden. Sowie die Wahlen für dieſelbe publiziert ſind, ernennen 
die 17 Stimmen je einen Gewählten als ihren Kommiſſarius für die Ver— 
ſammlung, die gleichſam Miniſter, aber Mitſtimmende ſein werden. Nicht 
die Bundesgeſandten nehmen an den Verhandlungen teil, noch auch bloß 
reſpondierende Kommiſſarien oder Bevollmächtigte der Regierungen. Die 
eröffnete Verſammlung ſodann beſtellt ſofort eine Kommiſſion für den Ver— 
faſſungsentwurf, der unter anderen Entwürfen, die möglicherweiſe einkommen 
werden, auch der von Bundes wegen durch die Siebzehn gefertigte vorgelegt 
wird. Dieſe Kommiſſion wird dann den Entwurf wählen oder zuſammenſtellen, 
welchen die Verſammlung zur Baſis ihrer konſtituierenden Beratungen zu 
nehmen hat. „Dieſe Kommiſſarien hätten kein fertiges Syſtem zu verteidigen, 
ſondern in gemeinſamer Beratung mit der Verſammlung erſt zu bilden und 
zu ſchaffen. Sie könnten nicht durch hemmende Inſtruktionen gebunden 
werden, noch durch gouvernementale Vetos den freien Beſchlüſſen der Ver— 
ſammlung vorbeugen wollen. Sie könnten auch nicht interpelliert werden 
über Handlungen des Bundes oder einzelner Regierungen, vielmehr müßte 
ihr eigentliches Geſchäft außer der freien Teilnahme an der allgemeinen Be— 
ratung das ſein, daß ſie an die Verſammlung ihre Interpellationen richteten 
in allen den Fällen, wo der Zentralgewalt Übergriffe in Die unveräußerliche 
Gewalt der Einzelſtaaten eingeräumt werden follen und wo der Volkswille 
in den grundgeſetzlichen Beſtimmungen die höheren politiſchen Rückſichten 
aus den Augen zu ſetzen droht. Auch ſollte ihnen in der Geſchäftsordnung 
das Recht vorbehalten bleiben, am Schluß jeder Diskuſſion reſümierend auf 
den Gegenſtand zurückzukommen. Erſt nach dem Abſchluß der Beratungen 
und vor der definitiven Beſchlußnahme über das Ganze der Verfaſſung ſollte 
es den einzelnen Regierungen geſtattet ſein, innerhalb einer möglichſt kurzen 
Friſt ihre etwaigen Einwendungen, wenn ſie von den Kommiſſarien in ihrer 
Mehrzahl erheblich genug gefunden werden, noch vortragen und die betref— 
fenden Punkte einer nochmaligen Diskuſſion unterwerfen zu laſſen. Sobald 
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die Verfaſſung angenommen und zur Ernennung des Reichs oberhauptes 
reſp. Reichsverweſers des Deutſchen Bundes geſchritten iſt, ſollte deſſen erſte 
Handlung ſein, die konſtituierende Verſammlung zu vertagen oder, falls von 
derſelben ein veränderter Wahlmodus beliebt wird, neue Wahlen ungeſäumt 
auszuſchreiben, damit, ehe zu der Organiſation der Bundesverwaltung ge⸗ 
ſchritten wird, an die Stelle des proviſoriſchen Miniſteriums ein definitives 
trete, das dem neu zuſammentretenden Reichstag mit einem feſten Plan der 
Organiſation gleich entgegenkäme“. Ich habe dieſe Stelle aus Gervinus' 
Entwurf mitgeteilt, weil ſie die derzeitige Auffaſſung deſſen, was möglich und 
notwendig iſt, beſſer als irgend etwas anderes bezeichnet, und weil ſie zugleich 
der hohen proviſoriſchen Regierung einen Blick in die nächſtweiteren Pro⸗ 
jekte gewährt. 

Von Berlin aus hat mir Profeſſor Waitz geſchrieben, und ich habe mich 
beeilt, ihm zu antworten mit der Bitte, daß wir uns gegenſeitig alle wich- 
tigeren Vorkommniſſe unmittelbar mitteilen wollen. Mit Wien habe ich hier 
durch die hierhergeſandten Oſterreicher und diejenigen, welche fie herbe- 
gleitet hatten, i angeknüpft, die, ſo hoffe ich, der Sendung des 
Grafen Reventlow-Farve nützlich zur Seite gehen ſollen. Namentlich 
dürfte Baron v. Sommaruga und Graf Andriani, die ich beide viel ge⸗ 
ſehen und geſprochen und mit denen ich ausführlich über unſere Sache ge: 
ſprochen, derſelben um ſo mehr von Nutzen ſein, da ſie augenblicklich zu den 
einflußreichſten Leuten in Wien gehören. | 

In dieſen Tagen beginnt hier in der Nähe wahrſcheinlich der gefährlichſte 
Konflikt. In der Nähe des Bodenſees iſt der Verſuch gemacht, die Me- 
publik zu proklamieren; die Sache hat wenig Anklang gefunden, aber es iſt 
keine Frage, daß Frankreich nur auf den Augenblick wartet, loszubrechen. 
Von dem erſten Zuſammenſtoß wird unendlich viel abhängen. Der Maler 
Rahl, der eben aus Paris hier eintraf, hat mir eine Menge ſehr merkwürdiger, 
aber freilich äußerſt bedrohlicher Details mitgeteilt. 

Der ich uſw. 


16 
Frankfurt 16. April, 8 Ahr morgens. (Eingegangen 19. April.) 


Soeben erhalte ich den anliegenden Abdruck des geſtern abend gefaßten 
Bundesbeſchluſſes; ich beeile mich, der hohen proviſoriſchen Regierung 
denſelben zu überſenden. Ich glaube in meinem letzten Bericht von dem An⸗ 
trage einiges mitgeteilt zu haben, aus deſſen Abſtumpfung dieſer Beſchluß 
hervorgegangen. Herr Clauſen, deſſen Ankunft, wie mir geſchrieben 
worden, auf den 13. hier erwartet werden durfte, iſt, ſoviel mir bekannt, bis 
heute noch nicht angekommen. Das raſche Herannahen allſeitiger Gefahr 
beginnt hier bereits die Gemüter zu beunruhigen; man empfindet, daß die 
militäriſchen Kräfte Deutſchlands nicht ſo geordnet und namentlich nicht ſo 
im Zuſammenhange ſind, daß man mit einiger Zuverſicht ſich ihrer getröſten 
kann. Es muß eine ſtraffere Zentralität geſchaffen werden, ehe die Not⸗ 
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wendigkeit ſie erzwingt und in ſolcher Form bringt, deren Rechtfertigung nur 
der Erfolg wäre. Ich habe bereits angezeigt, daß ich morgen im Nat 
der Siebzehn auf Ernennung eines Oberbefehlshabers aller Bundestruppen 
durch den Bund antragen werde; ich habe im voraus die Beiſtimmung der 
meiſten. Vielleicht iſt es noch Zeit zur Rettung, vielleicht auch nicht. Aber gibt 
es noch ein Mittel, ſo iſt es dies, daß alle Kräfte des von außen gefährdeten, 
von innen ſich mehr und mehr breiartig auflöſenden Vaterlandes in eine 
Hand gelegt und konzentriſch verwendet werden. Wenn auch mein Antrag 
durchfallen ſollte, ſo werde ich nicht ablaſſen, auf dieſen jetzt wichtigſten Punkt 
der Rettung Deutſchlands zu drängen. Wird der Antrag angenommen, ſo 
folgt ſofort ein zweiter, daß der Bund ebenſo für die auswärtigen Verhältniſſe 
einen Leiter, gleichſam einen auswärtigen Miniſter beſtellt. Es muß das 
künftige Neichsregiment gleichſam antizipiert werden; wir haben nicht mehr 
Zeit zu warten, bis die konſtituierende Verſammlung ein Dergleichen gründet. 
Der größte Abelſtand iſt, daß wir keine entſchloſſenen, keine vor Verant⸗ 
wortlichkeit ſich nicht ſcheuenden Männer haben. Wir ſind auf dem Punkt, 
daß nur Kühnheit noch retten kann. Das empfinden alle, aber man weiß nicht 
zuvorkommend damit Ernſt zu machen. 

Ich bitte die hohe proviſoriſche Regierung um Verzeihung, daß ich auch 
von dieſen Dingen ſpreche; aber es ſcheint mir notwendig, daß dieſelbe ſo klar wie 
möglich die Sachlage überſchaut und das Maß ihrer Entſchlüſſe danach beſtimmt. 

Der ich uſw. 


17 Von Graf Reventlow 
Rendsburg 17. April 1848 
Euer Wohlgeboren 


berichtliche Mitteilung vom 12. April iſt richtig eingegangen und kann ich 
Ihnen namens der proviſoriſchen Regierung nur die Zuſtimmung zu den von 
Ihnen getanen Schritten im vollen Maße ausſprechen. Anſere Angelegen⸗ 
heiten ſind dadurch dem erwünſchten Ziele nahegeführt und eine dem Bunde 
gefährliche Kriſe vermieden. Der Bundesbeſchluß hat in allen Kreiſen hier 
freudige Senſation erregt. 

Der Profeſſor Madai, von der proviſoriſchen Regierung zum Bundes— 
tagsgeſandten für das Herzogtum Holſtein ernannt, wird bereits in Frank⸗ 
furt eingetroffen ſein. Von ihm wie von den Herren Schleiden und Mathy, 
die Rendsburg heute verlaſſen haben, werden Sie über die Lage der Dinge 
hier mündlich ausführlichere Nachrichten empfangen. 

Von Schreiberhand. Gehorſamſt 
Anterſchrift eigenhändig. v. Reventlow. 


18 
| Frankfurt 17. April 1848. (Eingegangen 22. April.) 
Der hoh en proviſoriſchen Regierung beeile ich mich Nachricht über einige 
wichtige Verhandlungen zu geben, welche heute zu einer Art Schluß gekom— 
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men find. Ich habe in früheren Berichten bereits die Ehre gehabt, mitzuteilen, 
welche Anträge auf meine Veranlaſſung von dem Nat der Siebzehn an 
die Bundesverſammlung gebracht worden find. So bereitwillig die Bundes⸗ 
geſandten der meiſten kleineren Staaten mit Einſchluß derer von Bayern und 
Württemberg privatim ſich äußerten, die Sache kam um nichts weiter. Nach⸗ 
richten, die ich aus ſicherſter Quelle über Belgien erhalten, zeigten, daß von 
dorther eigentümliche Gefahren für Deutſchland im Anzuge ſeien; bei den Fla⸗ 
mingen regt ſich lebhaft das Verlangen nach einem Anſchluß an Deutſchland; 
und um keinen Preis dürfen dem feſtſtehenden — faſt möchte man ſagen allein 
feſtſtehenden — Thron Belgiens derartige innere Schwierigkeiten zuwachſen; 
Deutſchland muß alles daran ſetzen, in dieſem Augenblick den König dort zu 
ſoutenieren. Gleichzeitig teilte mir unſer Präſident Gagern mit, daß Hol⸗ 
land die ſehr bedenkliche Wendung mache, nach Rußland hin ſich zu wenden, 
ſo daß auch dort Deutſchland allen Grund hat, zeitige Arrangements zu 
ſuchen. Zugleich iſt Oſterreich gemeint, gegen Italien nur mit den Waffen in 
der Hand zu unterhandeln, und jedes längere Verzögern des Abſchluſſes trägt 
den Aufruhr weiter in das italieniſche Tirol hinauf, weiter gen Iſtrien hin. 
Hier muß Deutſchland die Vermittlung zu machen eilen, eine Vermittlung 
auf die liberalſten Grundſätze, bevor die Integrität des deutſchen Bundes⸗ 
gebietes noch ernſtlicher bedroht wird. So motivierte ich den erneuten An⸗ 
trag, daß der Bund nach Anleitung unſerer früheren Mitteilungen die aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten in die Hand zu nehmen eilen wolle. Damit 
verband ich eine weitere Ausführung deſſen, was ich in betreff einer Er⸗ 
weiterung der Bundestätigkeit für das Militäriſche beantragt hatte, for⸗ 
derte namentlich die Ernennung eines deutſchen Oberfeldherrn, der das ge⸗ 
ſamte Verteidigungsweſen des äußerſt gefährdeten Vaterlandes zu organi⸗ 
ſieren übernehme. Ich erneute endlich meinen Wunſch in betreff der See⸗ 
verteidigung. Meine Vorſchläge wurden ausführlich beſprochen, es ward mit- 
geteilt, daß die Fünfzig bereits an die Ernennung eines Reichsverweſers 
gedacht hätten, es ward vorgefchlagen, daß ſich der Bundestag als pro- 
viſoriſche Regierung konſtituieren möge uſw. Es ward endlich beliebt, 
durch unſeren Präſidenten den Präſidialgeſandten zu befragen, wie weit 
man mit den früheren Anträgen gekommen ſei und ob man ſich nicht ent- 
ſchließen wolle, in dieſen wichtigen Angelegenheiten raſcher vorzugehen. Die 
perſönliche Beſprechung lief wenig günſtig ab. Colloredo hatte nicht ohne 
Aufregung geäußert, man ſcheine ſie von unſerer Seite zwingen zu wollen uſw. 
Es ward endlich die Frage zu erörtern und zu einer Verſtändigung zu kommen, 
ein Zuſammentreten zwiſchen zwei Kommiſſionen beſchloſſen, die aus unſerer 
wie des Bundes Mitte erwählt werden ſollten. Dieſes fand abends 7 Ahr 
ſtatt. Die Verhandlung war eine der intereſſanteſten, der ich noch beigewohnt: 
Es kam im Grunde jede Möglichkeit zur Sprache, und das in demſelben 
Lokal des hohen Bundes, wo ſonſt die Zentralkommiſſion niedergeſetzt, die 
Geſetze von 1834 gemacht worden. Herr v. Schmerling begann mit dem 
Antrage auf Niederſetzung einer Kommiſſion für die exekutive Gewalt, 
Ernennung eines Bundesoberfeldherrn; zu letzterem fand ſich einige Nei⸗ 


Nr. 18. 19 — 17. 18. April 1848 35 


gung ſelbſt bei Oſterreich, Preußen; aber ſolche Kommiſſion werde keine 
exekutive Befugnis haben uſw. Endlich kam Welcker auf den Gedanken, ſofort 
zu veranlaſſen, daß Preußen, Oſterreich, die übrigen Staaten insgemein je 
einen außerordentlich Bevollmächtigten herſendeten, und daß dieſe drei ge— 
meinſam eine Art oberſte Reichsgewalt bildeten, bis die neue Verfaſſung 
ein neues Neichsregiment gegründet haben werde. 

Den 18. April. Heute mittag wird dieſer Antrag im Plenum der Bundes— 
verſammlung vorgenommen und, wie kaum zu zweifeln, beſchloſſen b. Auch an der 
Beiſtimmung der Souveräne wird ſchwerlich zu zweifeln ſein. In betreff der 
Dritten⸗Wahl iſt vorläufig verabredet, daß auf den Vorſchlag der übrigen 
Bayern ernennen ſoll, jedenfalls wird Bayern in dieſer Wahl ein Vorzugs— 
recht erhalten. Da ſehr viel an der Beſchleunigung liegt, möchte ich die hohe 
proviſoriſche Regierung erſuchen, für jede beliebte Modalität ihrem Bundes- 
geſandten Vollmacht zu geben, damit er namens der hohen Regierung ſofort 
tun könne, was zu tun iſt. Ich enthalte mich aller weiteren Betrachtungen 
über dieſen denkwürdigen Beſchluß; wäre er vor vier Wochen gefaßt worden, 
ſo hätte Deutſchland bereits den Schutz, der nicht entbehrt werden kann. 
Gebe Gott, daß auch dies nicht zu ſpät kommt. Wie ein Staatsmann der 
iſt, welcher Gefahren im voraus begegnet, und dadurch begegnet, daß er 
ſchaffend ſie überholt und der Haſt der Dinge immer einige Tage und Wochen 
vorauszubleiben verſteht, ſo hat wenigſtens der Bundestag keinen Staats- 
mann in feiner Mitte, auch unter den neuen keinen, und ich fürchte, daß der⸗ 
1 e auch ſonſt in deutſchen Landen äußerſt ſelten ſind. Leider ſcheint weder 

ſterreich, noch gar in Preußen dieſes kühne Vorauseilen des Entſchluſſes 
enden zu ſein, wodurch allein die unruhige und unſtete Bewegung ge— 
regelt und heilvoll gemacht werden könnte. 

Aber die Tätigkeit der Fünfzig ſchreibe ich nicht ausführlicher, da das meiſte 
davon in die Zeitungen kommt. Weſentlich iſt nur, daß ſich die drei Gewalten 
hier, wenn man ſie ſo nennen will, möglichſt im Einverſtändnis weiterbewegen. 
Ich darf nicht unterlaſſen zu erwähnen, daß das preußiſche Kabinett an einige 
Höfe die Aufforderung geſandt hat, ſich dem Einfluß der Fünfzig nicht zu 
ſehr hinzugeben. Ich darf bitten, dies als ein amtliches Geheimnis entgegenzu⸗ 
nehmen, da es mir als ſolches nur zur Mitteilung anvertraut iſt. Es iſt das 
nur ein Beweis, wie vollkommen ohne Verſtändnis der deutſchen Verhältniſſe 
Preußen wieder einmal iſt. Ich kann nicht ſagen, wie tief es mich bekümmert, 
daß ſelbſt Hanſemann und Camphauſen ſofort ſo ihren Arſprung und 
ihre Aufgabe vergeſſen. 

Der ich uſw. 


19 


Frankfurt 18. April 1848, 11 Uhr abends. (Eingegangen 22. April.) 


Einer hohen proviſoriſchen Regierung beehre ich mich in höchſter Eile fol— 
gende Mitteilung zu machen. Präſident v. Mühlenfels aus Greifswald, der 
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in den Freiheitskriegen ſich als Soldat bewährt hat, kommt ſoeben von Straß: 
burg, wo er Herwegh beſuchte, den er von früheren Verhältniſſen her genauer 
kennt. Herwegh hat bekanntlich ein Korps von 1200 faſt durchgehend deut⸗ 
ſchen Leuten gebildet und, wie Mühlenfels verſichert, ſtreng diſzipliniert, 
die freilich Republikaner ihrer Geſinnung nach ſind und gen Straßburg in 
der Abſicht gekommen ſind, Deutſchland zu republikaniſieren. Sie ſcheinen 
aber ihrer Täuſchung ſich bewußt geworden zu ſein, ſie wünſchen nichts ſehn⸗ 
licher, als zum Kampf zu kommen. Sie erbieten ſich, als Freiſchar nach Hol⸗ 
ſtein zu kommen, und machen nur die eine Bedingung, daß ſie ein Korps 
bilden. Herr Welcker, Bundestagsgeſandter von Baden, hat dieſelben Er⸗ 
bietungen von ihnen erhalten, und empfiehlt auf das angelegentlichſte, dieſe 
tüchtigen Leute zum Beſten Deutſchlands zu verwenden. Freilich hätte Baden 
zunächſt davon gut. Baden würde dieſe Leute in ähnlicher Weiſe wie die Polen 
befördern laſſen. Sie würden in einzelnen Abteilungen mit Dampfſchiff und 
Eiſenbahn über Köln und Hannover gehen, die hohe proviſoriſche Regierung 
würde ihnen einen Sammelplatz anweiſen. 

Ich verkenne die Schwierigkeit und Bedenklichkeit der Sache keineswegs; 
halte es aber für Pflicht, die Sache zur Entſcheidung anheimzugeben, indem 
jedenfalls unſerem Kampf ein tüchtiger Zuwachs von Streitkräften daraus 
entſteht. Auch des Ausganges und der weiteren Folgen wird man wohl ge- 
denken müſſen. Ich darf wohl bitten, mir auf die ſchleunigſte Weiſe Antwort 
zukommen laſſen zu wollen. 

Der ich uſw. 


20 Von Graf Reventlow N 
Rendsburg 19. April 1848. 
Euer Wohlgeboren 

berichtliche Mitteilungen vom 14. April ſind der proviſoriſchen Regierung 
richtig zugegangen, deren Dank für Ihre zweckmäßige Verwendung in unſeren 
Angelegenheiten ich Ihnen gerne ausſpreche. 

Die Schwierigkeiten, die der Löſung der Schleswig-Holſteiniſchen Frage 
größtenteils auch durch die Mangelhaftigkeit der bisherigen allgemeinen Zu⸗ 
ſtände Deutſchlands in den Weg treten, rechtfertigen auf das ſchlagendſte die 
durch Sie an den Bund gelangten Anträge, eine deutſche Marine und die 
mit dem Auslande in dieſer Beziehung anzuknüpfenden Verbindungen be⸗ 
treffend, denen man allen Grund hat, raſchen Fortgang zu wünſchen. Ich er⸗ 
ſuche Sie, Ihr über dieſe Gegenſtände eingereichtes Memoire der proviſoriſchen 
Regierung mitzuteilen. 8 

Sie werden durch Herrn v. Ma dai erfahren haben, wie durch den be- 
klagenswerten Mangel an Abereinſtimmung in den Maßregeln des Hannover- 
ſchen und Berliner Kabinetts eine neue Hemmung unſere Lage betroffen hat, 
durch die zugleich für den im übrigen ſehr erwünſchten Antrag des Herrn 
v. Winzingerode eine jedenfalls erſt zu löſende Vorfrage entſteht. Sie 
werden in Obacht nehmen, was ſich etwa in Abereinſtimmung mit den Herren 
v. Ma dai und Schleiden in dieſer Sache tun läßt, für die es, wie in jeder 
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Beziehung, höchſt wünſchenswert iſt, daß Sie ſich in möglichſt genauer Ver— 
bindung mit dem Profeſſor Waitz in Berlin halten. 

Sie haben auch darin ganz im Sinne der proviſoriſchen Regierung ge— 
handelt, daß Sie den von Herrn v. Winzingerode beabſichtigten, auf eine 
eventuelle Thronentſetzung des König-Herzogs hinauslaufenden Antrag zu 
hintertreiben ſuchten und hoffe ich, daß Ihnen dies gelungen ſein möge. Die 
proviſoriſche Regierung bleibt nach wie vor den von ihr in dieſer Beziehung 
adoptierten Grundſätzen treu. Gewinnt auch dieſe Frage durch das leider ver— 
goſſene Blut eine größere Schwierigkeit, ſo können doch vor allem in dieſem 
Augenblick Anträge wie der beregte die Schwierigkeiten unſerer Lage nur 
mehren. 

Ihre Mitteilungen über den weiteren Verlauf der deutſchen Verfaſſungs⸗ 
frage nehmen wir jederzeit mit Intereſſe entgegen. 

Von Schreiberhand. Gehorſamſt 
Anterſchrift eigenhändig. v. Reventlow. 
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Frankfurt 20. April 1848. (Eingegangen 24. April.) 


Einer hohen proviſoriſchen Regierung hatte ich die Ehre, Mitteilung über 
die Herweghſche Freiſchar zu machen. Es iſt bis dahin an mich noch keine 
weitere Nachricht oder Anfrage darüber gekommen; ſollte eine ſchleunige 
Entſcheidung notwendig werden, ehe Madai ankommt, fo würde ich auf 
eigene Verantwortung die Leute zurückweiſen zu müſſen glauben. Ich muß 
nach den mir zukommenden Zeitungsberichten vermuten, daß zum Kampf 
hinfort geordnete Mannſchaften genug auf dem Rampfplag erſcheinen werden. 

Soeben erfahre ich, daß die Bundesverſammlung ein eigenes Komitee 
niedergeſetzt hat zur Bearbeitung meiner Anträge über die Marine. Es 
iſt bremiſcherſeits der Ankauf eines großen amerikaniſchen Kriegsdampf⸗ 
ſchiffes United States „ gebaut zum mexikaniſchen Kriege, 250 Fuß lang, 
das am heutigen Tage in Liverpool einläuft, beantragt und [ein] Anterhändler 
deshalb nach England geſchickt worden. Ingleichem iſt es mir durch günſtigen 
Zufall und meine öſterreichiſchen Beziehungen geglückt, eine Anterhandlung 
über vier große, leicht ausrüſtbare Dampfſchiffe des öſterreichiſchen Lloyd 
anzuknüpfen, welche einige Ausſicht auf Gelingen hat. Ferner hat die 
Bundesverſammlung in heutiger Sitzung beſchloſſen, einen Geſandten in 
der Perſon des hamburgiſchen Syndikus Banks nach London zu ſchicken, 
nicht zum Vermitteln in unſerer Sache, ſondern zur Aufklärung Lord Pal— 
merſtons in unſeren und den deutſchen Angelegenheiten ſowie zum Verhan— 
deln in betreff der Seeverteidigung Deutſchlands. Ich habe die Mitteilung 
aus Berlin, daß die engliſchen Vermittlungsanträge von dem' dortigen Ka⸗ 
binett ab⸗ und hierher gewieſen ſeien, dem Bunde — der preußiſche Geſandte 
wußte nichts davon — vorgetragen und ihm anheimgegeben, ob unter ſolchen 
Amſtänden nicht anders zu verfahren. Graf Dönhoff hatte gewünſcht, daß 
auch Vermittlungsverſuche von Banks beantragt werden möchten, ſo 
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wenig iſt der Geſandte mit ſeinem Kabinett in Einklang; dies habe ich mich 
beeilt, zu hintertreiben; ich hoffe, daß es gelungen ſein wird. 

Den 21. Ich habe die Abſendung dieſes Berichtes verzögert, um noch Mit⸗ 
teilung über eine wichtige Sitzung, die geſtern abend von 7 bis 11 Ahr ge⸗ 
halten wurde, machen zu können. Ich habe die Ehre gehabt, über die Ver⸗ 
handlungen wegen einer Zentralexekutivgewalt zu berichten. Die darüber 
geformelten Projekte fanden einen doppelten Widerſpruch: Teils fand die 
Majorität der Siebzehn es bedenklich, den drei beſtehenden Gewalten noch 
eine vierte beizufügen, teils waren die Fünfzig gegen die Gründung einer Ge⸗ 
walt, welche ſo hohe Befugniſſe erhalten ſollte. Beide forderten, daß man ſich 
genügen laſſen möge mit Ernennung eines Deutſchen Oberfeldherrn und mit 
Übernahme der auswärtigen Angelegenheiten von ſeiten des Bundes. Es 
liegt auf der Hand, daß in dieſer Frage der Bund kühner vorwärtszuſchreiten 
gemeint war als die Siebzehn und die Fünfzig; es iſt die erſte Handlung oder 
Vornahme des Bundes, in der man die Wirkung ſeiner neuen Beſetzung ent⸗ 
ſcheidend erkennt. Am über dieſe Differenz zu verhandeln, waren nun geſtern 
abend Ausſchüſſe des Bundes, der Siebzehn und der Fünfzig beieinander, 
von den Siebzehn waren v. Schmerlin 9, der Oſterreicher, Todt 
von Sachſen, Gagern und ich, ſo beſtimmt wir gegen die Majorität ge⸗ 
ſtanden, wiedererwählt, von den uns Entgegengeſetzten Gervinus hinzu⸗ 
getreten. Es war ſehr anziehend, wie ſich in der einleitenden Rede des Bundes⸗ 
geſandten für Baden (Welcker) dieſe moraliſche Erhebung des Bundes 
geltend machte; er wies namentlich darauf hin, daß allerdings die Fünfzig 
eine große Gewalt hätten, aber keinen Strich mehr, als ihnen die öffentliche 
Achtung beilege; wenn ſie in ſo wichtiger Angelegenheit aus Mißtrauen, 
Selbſtſucht oder anderen unbeikommenden Abſichten das Vaterland ver- 
ſäumten, jo werde er, Welcker, er allein wider fie auftreten und an den ver- 
ſtändigen Sinn des Vaterlandes appellieren. Seltſam genug: Auch unter den 
ſieben Anweſenden der Fünfzig waren fünf aus der Minorität des Ausſchuſſes 
der Fünfzig, dieſelben, welche mit dem Bunde hatten gehen wollen. Man 
kam zu einigen Modifikationen, namentlich, daß die drei auf die großen 
Nationalrechte der Volksbewaffnung, der freien Preſſe verpflichtet, dem 
konſtituierenden Parlament verantwortlich ſein ſollten. Es iſt nicht nötig, die 
weiteren Einzelheiten zu berichten: Eine Entſcheidung konnte natürlich noch 
nicht herbeigeführt werden; aber ſpäteſtens morgen wird ſie erfolgen. Es iſt 
dies ein Beiſpiel für viele, wie weit entfernt man iſt, die praktiſche Gewalt der 
Dinge zu würdigen und danach zu handeln. Denn allerdings wachſen die Ge⸗ 
fahren nah und fern in ſo unheilvoller Weiſe, daß man mit einiger Sorge 
die Verzögerung einer Gründung anſehen muß, die doch in Wahrheit nichts 
anderes iſt als eine Antizipation deſſen, was man ſo ernſtlich wünſcht oder 
wünſchen zu wollen ſcheint. Ich ſage ſcheint: Denn mit Gewißheit wage ich 
weder über Bayern noch über Hannover zu ſprechen. 

In etwa acht Tagen wird der Nat des Vertrauens ſeine Verfaſſungsarbeit 
beendet haben. Es iſt bereits unter uns zur Sprache gekommen, was wir dann 
weiter hier ſollen. Die erneute Bundes verſammlung macht uns zu den weiteren 
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Beſtimmungen, die in unſerem Auftrage lagen, überflüſſig, mich um ſo ge— 
wiſſer, da Ma dai die Intereſſen unſeres Landes auf die vollſtändigſte Weiſe 
zu vertreten wiſſen wird. Ich erwarte die weiteren Befehle der hohen provi- 
ſoriſchen Regierung, bitte jedoch mir geſtatten zu wollen, daß ich zur An⸗ 
ordnung häuslicher Angelegenheiten gegen den 1. Mai nach Berlin reiſen 
dürfe. Ich darf bitten, mir mit dem gewogentlichen Urlaub auf fünf Tage 
zugleich die Weiſung zukommen zu laſſen, ob ich nach Rendsburg oder nach 
Frankfurt zurückgehen oder auch in Berlin bleiben ſoll, wo, wie mir Waitz 
mitteilt, deſſen Tätigkeit, da er nach Göttingen muß, zu jener Zeit ein Ende 
nehmen wird. Für den letzteren Fall würde ich von Berlin aus zuerſt nach 
Rendsburg kommen, um die weiteren Weiſungen zu empfangen. 
Der ich uſw. 
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Frankfurt 23. April 1848. (Eingegangen 26. April.) 


Obſchon Herr Clauſen erſt vor wenigen Stunden von hier abgereiſt iſt und 
der hohen proviſoriſchen Regierung Mitteilungen über die hieſigen Verhält⸗ 
niſſe mündlich machen wird, muß ich mir doch erlauben, über einen Bundes⸗ 
beſchluß einzuberichten, der mir ſoeben erſt zur Hand gekommen. 

Der Bund hat ſich entſchloſſen, Herrn Syndikus Banks von Hamburg 
nach London zu ſenden mit dem Auftrage, Lord Palmerſton über die Lage 
der Verhältniſſe aufzuklären. Der Verſuch, demſelben auch Aufträge zu einer 
Vermittlung oder vielmehr Befugnis, auf derartige Verſuche Englands ein⸗ 
zugehen, wie von Graf Dönhoff gewünſcht worden, zu geben, iſt glücklich 
beſeitigt worden. Ich weiß nicht, ob in dieſem oder in einem anderen Zu— 
ſammenhang, genug, der hohe Bund hat ſich geſtern nachmittag veranlaßt 
geſehen, folgende Beſchlüſſe zu faſſen: 

„1. daß an den Beſchlüſſen vom 4. und 12. feſtzuhalten ſei; 

2. daß unter dieſer Vorausſetzung und inſofern eine Abkürzung der Feind- 
ſeligkeiten und Vermeidung weiteren Blutvergießens davon zu hoffen, die 
bona officia Englands zur Ausgleichung der Differenzen zwiſchen Däne- 
mark und dem Deutſchen Bunde anzunehmen, und 

3. Preußen ermächtigt ſei, namens des Bundes danach zu verfahren 
und darüber nächſtweitere Mitteilungen zu machen“. 


Soweit der Beſchluß. Banks reiſt morgen früh nach London ab. Aber 
den Inhalt jenes Beſchluſſes enthalte ich mich jeder weiteren Bemerkung. 
Es iſt nur zu klar, daß Deutſchland in dieſer Zentralbehörde weder ſeine 
Ehre noch ſein Intereſſe genügend repräſentiert ſehen kann. Hoffentlich geht 
der Beſchluß, drei Männer mit größerer Gewalt ausgeſtattet niederzuſetzen, 
hier wie bei den Höfen durch, wenigſtens ſcheint die Vereinbarung darüber mit 
den Fünfzig nahe. Aber ob es noch Zeit dazu iſt, ob überhaupt auf dem 
bisherigen [Wege!] irgend etwas zu erreichen, ja zu retten iſt, wird die nahe 
Zukunft entſcheiden. Es fehlt weder hier, noch im Volk, noch bei der Mehr— 
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zahl der Regierungen, wie es ſcheint, an gutem Willen; aber an Kraft, an 
Kühnheit, an Zuſammenhang der Gedanken und Einrichtungen iſt deſto größerer 
Mangel. Gewiß bezeichnend iſt es, daß ſelbſt Graf Colloredo in einer 
Kommiſſionsſitzung äußerte: „Fürchten wir die Reaktion nicht mehr; aber 
was uns fehlt, iſt ein Diktator“. 

Der Fall des General v. Gagern — er iſt meuchlings, da er eben mit 
Hecker parlamentierte, von deſſen Haufen erſchoſſen worden — hat hier 
einen tiefen Eindruck gemacht. Nicht bloß, daß ein ſolcher Mann ſo gefallen, 
mehr noch, daß Deutſchland in dieſem Augenblick einen der wenigen bewährten 
Generale und das in jener gefährdeten Gegend verloren hat, iſt mit Recht 
betrauert. Geſtern iſt in Heidelberg die Republik proklamiert worden; frei⸗ 
lich hat man dem Anweſen nach wenigen Stunden ein Ende gemacht; aber 
es iſt ein Beweis, wie tief durchwühlt und gefahrenreich dieſe an Frankreich 
grenzenden Territorien ſind. Es iſt, als fehlte uns überall in Deutſchland das 
Loſungswort, unter dem ſich wenigſtens die Beſten und Meiſten zu jedem 
Wagnis bereit zuſammenfänden. Doch ich will nicht in politiſche Räſonnements 
verfallen, ſtatt zu berichten, wennſchon ich bekennen muß, daß unendlich 
wichtiger als die Tatſachen in dieſem Augenblick die Atmoſphäre iſt, in der 
wir atmen. And ich kann es nicht leugnen, daß dieſe augenblicklich gedrückt 
iſt, wenigſtens hier iſt: Wie gut der Wille des Bundestages, wie groß die Ein⸗ 
ſichten der Siebzehn, wie tatenkräftig die Verſammlung der Fünfzig: Man 
empfindet, daß hier in Frankfurt nicht — mag man ſagen nicht mehr oder noch 
nicht — die Entſcheidungen liegen; vielleicht liegen ſie nirgend in Deutſch⸗ 
land. Man mag lernen, welch ein Jammer dieſer föderale Zuſtand des Vater⸗ 
landes iſt; die beſten Kräfte verbrauchen ſich vergebens. Von Wien hoffe 
Deutſchland nichts, man iſt dort in vollendeter Natloſigkeit und Auflöſung. 
Ob in Preußen noch Kraftelemente, noch formende Kraft? Gewiß iſt mir nur 
das eine, daß, wenn wir nicht in 14 Tagen die Herzogtümer frei und die Dänen 
wieder geworfen haben, wir auf lange hin vielleicht die Hoffnung mit einem 
Flor verdecken mögen. Aber jetzt ein großer Schlag, ein Sieg der Preußen, 
und es iſt eine gedeihliche Wandlung möglich. 

Ich ende dieſen inhaltsleeren Brief; die Bundesverſammlung hat Oſterferien 
gemacht, wenn auch nur auf drei Tage — als wären wir in tiefſtem Frieden. 

Der ich uſw. 


23 Von Graf Reventlo w 
Rendsburg 24. April 1848. 
Euer Wohlgeboren ä 
berichtliche Mitteilungen vom 17. April find der provisorischen Regierung 
zugegangen. Es gewährt ein großes Intereſſe, den Verhandlungen über die 
Geſtaltungen einer neuen Zeit in ihrem raſchen Entwicklungsgange zu folgen, 
wenn man ſich auch einer gewiſſen, eben in dieſem etwas zu gewaltſamen Fort⸗ 
ſchreiten begründeten Sorge nicht ganz erwehren kann. 
Nach den durch Juſtizrat Schleiden gemachten Mitteilungen ſcheinen die 
von Ihnen angekündigten Bundesbeſchlüſſe über die Wahl der Neichsver- 
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weſer uſw. bereits gefaßt zu ſein. Von hier aus ohne weiteres beſtimmte Be- 
ſchlüſſe in dieſer Angelegenheit zu faſſen, hat freilich ſeine Schwierigkeit, doch 
habe ich dem Herrn v. Ma dai unſere Anſichten in einer Weiſe mitgeteilt, 
daß im äußerſten Falle einem unverzögerten Beſchluß von unſerer Seite nichts 
entgegenſtehen würde. 

Sie werden aus den Zeitungen und dem angelegten Bericht! erſehen, daß, 
nachdem der vom Könige von Preußen hierhergeſandte General v. Wrangel 
das Oberkommando ſämtlicher Truppen übernommen, geſtern ein raſcher und 
glücklicher Angriff gemacht iſt, infolgedeſſen die Stadt Schleswig geſtern abend 
von den Dänen geräumt war. 

Ein ernſtlicher Widerſtand von ſeiten der dort ſtationierten Truppen iſt 
nicht weiter zu erwarten; es handelt ſich nur darum, ob es den Unferen mög— 
lich ſein wird, ihnen den Rückzug nach der See abzuſchneiden. Authentiſche 
Nachrichten find bis heute abend nicht weiter eingetroffen, den Gerüchten zu— 
folge wäre es den Dänen gelungen, einer Amgehung durch raſchen Rückzug 
zuvorzukommen. 

Von Schreiberhand. Ergebenſt 


f v. Reventlow. 
Anterſchrift eigenhändig. 1 
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beeile ich mich, in bezug auf Ihr der proviſoriſchen Regierung richtig zu— 
gegangenes Schreiben vom 20. und 21. d. M. zu wiederholen, was Sie aus 
früheren Mitteilungen wie aus den ſoeben in den Zeitungen veröffentlichten 
Erklärungen bereits erſehen haben werden, daß wir in jeder Weiſe beſtrebt 
find, den Zuzug neuer Freiſcharen zu verhindern. Reguläres Militär iſt wenig— 
ſtens für den gegenwärtigen Stand der Dinge in genügender Anzahl verſam— 
melt, um unſere Sache zu ſchützen; von zu großer Anhäufung undiſziplinierter 
Scharen ſind nur Störungen und Anordnungen zu fürchten. Am allerwenigſten 
kann es uns aber annehmbar erſcheinen, Scharen für unſeren Kampf eintreten 
zu laſſen, die als Schildträger der Anarchie an Deutſchlands Grenzen erfchie- 
nen ſind. Sie werden demnach in unſerem Sinne handeln, wenn Sie den Ab— 
ſichten der Herweghſchen Truppen in jeder Weiſe entgegenwirken. 

Wenn durch Erledigung des Verfaſſungswerkes Ihre Funktionen in Frank⸗ 
furt für den Augenblick als beendet zu betrachten ſind, ſo kann von unſerer 
Seite der von Ihnen gewünſchten Arlaubsreiſe nichts im Wege ftehen. Aber 
das weitere muß ich mir jedoch vorbehalten, Ihnen unſere Anſicht ſpäter mit⸗ 
zuteilen, da weder über die Zukunft des Rates der Siebzehn, noch über das 
Bleiben des Profeſſors Waitz in Berlin derzeit etwas Entſcheidendes vor— 
liegt. 

Von Schreiberhand. Gehorſamſt 
Anterſchrift eigenhändig. v. Reventlow. 
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25 
Frankfurt 26. April 1848. (Eingegangen 29. April.) 

Der hohen proviſoriſchen Regierung beehre ich mich in der Anlage den 
Entwurf des deutſchen Reichsgrundgeſetzes zu überſenden, wie derſelbe nach 
längerer Beratung zwiſchen den Siebzehn endlich zuſtande gekommen iſt. Ich 
enthalte mich jeder weiteren Bemerkung über dieſen Entwurf um ſo lieber, 
da ich in zwei oder drei Tagen die Ehre haben werde, die einleitenden Worte, 
welche Dahlmann zu ſchreiben beauftragt iſt, in beſonderem Abdruck ein⸗ 
zuſenden. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Entwurf nicht etwa durch ſtete 
Einſtimmigkeit, ſo wie er nun vorliegt, zuſtande gekommen iſt; und das iſt der 
Grund geweſen, denſelben nicht, wie es anfangs die Abſicht war, mit Mo⸗ 
tiven zu veröffentlichen, ſondern an deren Stelle als eine Art Erſatz jenes 
Vorwort eintreten zu laſſen. 

Zufällig entdecke ich, daß der Bundesbeſchluß vom 12., wie ich denſelben 
nach einer Abſchrift des Senators Curtius (für Lübeck) der hohen pro— 
viſoriſchen Regierung eingeſandt habe, nicht korrekt iſt; ich ſah den Zettel 
wieder unter meinen Papieren, der jene Abſchrift enthielt, und konnte ſie nun 
nach dem offiziellen Bundes-Protokoll berichtigen. Dasſelbe lautet in dem 
fehlerhaften Abſchnitt!: 

„3. daß der Bund die proviſoriſche Regierung von Schleswig-Holſtein, 
welche ſich mit Vorbehalt der Rechte ihres Herzogs und Namens desſelben 
zur notgedrungenen Verteidigung der Landesrechte konſtituiert hat, als ſolche 
und in dieſem Maße anerkenne, und daher von der vermittelnden Königl. 
Preußiſchen Regierung erwarte, daß ſie die Mitglieder j jener proviſoriſchen 
Regierung und deren Anhänger ſchützen werde“. 


Weitere nennenswerte Vorkommniſſe habe ich nicht zu berichten. Ich 
müßte mir denn erlauben, die hohe proviſoriſche Regierung auf die ſehr 
merkwürdige Erklärung des Wiener Miniſteriums? aufmerkſam zu machen, 
nach welcher man in Wien keineswegs ſehr geneigt ſcheint, der demnächſtigen 
großen Nationalverſammlung die Befugniſſe einzuräumen, auf welche die⸗ 
ſelbe gewählt zu werden ſcheint: „Es könnte Oſterreich nie ein gänzliches 
Aufgeben der Sonderintereſſen ſeiner verſchiedenen zum Deutſchen Bunde 
gehörigen Gebietsteile, eine unbedingte Anterordnung unter die Bundesver⸗ 
ſammlung (sic), ein Verzichten auf die Selbſtändigkeit der inneren Ver⸗ 
waltung mit ſeiner beſonderen Stellung vereinbarlich finden und muß ſich 
die beſondere Zuſtimmung zu jedem von der Bundes verſammlung (sic) gefaßten 
Beſchluß unbedingt vorbehalten. Inſofern letzteres mit der Weſenheit eines 
Staatenbundes (sic) nicht vereinbarlich erkannt würde, wäre Oſterreich 
nicht in der Lage, einem ſolchen beizutreten“. Man glaubt hier, daß 
dieſe Erklärung nicht ohne ein gewiſſes Einverſtändnis mit Preußen gemacht 
iſt, was jeder Wohlgeſinnte nur um ſo mehr beklagen müßte. Die Konſequenzen 
dieſer Einrede ſind nur zu klar, und ich glaube, nach der Stimmung im weſt⸗ 


1Roth-Merck 1, 261. 
2 Roth-Merck 1, 317. 
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lichen Deutſchland zu ſchließen, würden dieſelben im höchſten Maß beklagenswert 

ſein; wenigſtens iſt die Stimmung der Süddeutſchen merklich affiziert durch dieſe 

Dinge. Weiteres ſcheint mir zu ſehr Gerücht, als daß ich es mitteilen möchte. 
Der ich uſw. | 


26 
Frankfurt 25. Mai 1848. (Eingegangen 29. Mai.) 


Der hohen proviſoriſchen Regierung der Herzogtümer Schleswig-Holſtein 
beehre ich mich anzuzeigen, daß ich die Wahl des fünften holſteiniſchen Wahl⸗ 
diſtrikts zu deſſen Abgeordneten an der konſtituierenden Nationalverſammlung 
zu Frankfurt angenommen habe und bereits bei derſelben legitimiert bin. 
Die hohe proviſoriſche Regierung hatte mich zu dem Nate der 17 Männer 
des öffentlichen Vertrauens als deſſen Mitglied für Holſtein beſtellt und ich 
habe bisher an deſſen Tätigkeit teilgenommen. Teils weil dieſelbe ſo gut wie 
völlig aufgehört hat, teils weil ich als Abgeordneter dieſe jetzt bedeutungsloſe 
Stellung nicht weiter für mich angemeſſen erachten kann, erſuche ich die hohe 
proviſoriſche Regierung, mich des betreffenden Auftrages entbinden zu wollen. 
Ich werde, ſowie mir dieſe Entlaſſung geworden iſt, über die mir für jene 
Sendung zur Dispoſition geſtellten Summen Rechnung legen. 
Berichtsweiſe erlaube ich mir hinzuzufügen, daß die Arbeiten der National- 
verſammlung in vollem und, wie ich glaube hinzufügen zu dürfen, in gutem 
Gange ſind. Inſonderheit hat die Verſammlung, von der Anſicht ausgehend, 
daß ſie ſelbſt einen Entwurf für die künftige Verfaſſung Deutſchlands — 
mit Berückſichtigung aller vorliegenden, unter anderen auch deſſen der Sieb— 
zehn — aus ihrem Schoß hervorgehen laſſen müſſe, eine Kommiſſion von 
30 Mitgliedern erwählt, der ich mit anzugehören und deren Schriftführer 
zu ſein ich die Ehre habe. Ingleichem hat ſie eine Kommiſſion zu ſofortiger 
Ausarbeitung einer Geſchäftsordnung niedergeſetzt, welche geſtern ihre Ar— 
beit beendet hat und heute dieſelbe der Verſammlung vorlegt; als Mit- 
glied derſelben habe ich mich bemüht, dahin zu wirken, daß bei der großen 
Schwierigkeit des uns überwieſenen Verfaſſungswerkes und der Notwendig— 
keit möglichſt beſonnener Prüfung und möglichſt allſeitiger Mitwirkung auch 
derer, die ſich für die öffentlichen Debatten weniger geeignet halten, das in 
Frankreich, Belgien, Baden uſw. übliche Verfahren der Beratung in 
Sektionen — die ganze Verſammlung in deren 15 geteilt — beliebt werde; 
in dem Ausſchuß angenommen wird, ſo hoffe ich, dieſes Syſtem auch bei der 
Verſammlung Billigung finden. Wenn ſo jeder bedeutendere Antrag und 
namentlich der Verfaſſungsentwurf erſt in den Sektionen vorberaten, dann 
von einem aus je einem der 15 Sektionen gewählten zuſammengeſetzten Zen: 
tralausſchuß nochmals geprüft und nach deren Bericht der Verſammlung zur 
öffentlichen Debatte überwieſen wird, ſo iſt zu erwarten, daß die Prüfung 
gründlich genug und die Teilnahme und Mitwirkung aller Abgeordneten ge— 
ſichert iſt. Endlich will ich nicht unterlaſſen zu erwähnen], daß in Erwägung der 
unzweifelhaften Dringlichkeit und mit Rückſicht auf den Antrag, der von der 
äußerſten Linken ausgegangen, daß die Nationalverſammlung ein Komitee zur 
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proviſoriſchen Regierung Deutſchlands niederſetzen möge, ich mich mit etwa 
dreißig politiſchen Freunden zu einem Antrage vereinigt habe, es wolle die 
Nationalverſammlung die Gründung eines proviſoriſchen Reichsminiſteriums 
beſchließen und die Regierungen Deutſchlands auffordern, ein ſolches aus 
Männern, die das Vertrauen der Nationalverſammlung beſitzen, ungeſäumt 
zu bilden. 

Der ich uſw. 


27 Von der proviſoriſchen Regierung 
Rendsburg 31. Mai 1848. 


Der proviſoriſchen Regierung iſt Euer Hochwohlgeboren Schreiben vom 
25. d. M. richtig zugegangen. 

Da nunmehr durch Beendigung des Entwurfes einer deutſchen Verfaſſ ſung 
die Hauptaufgabe der Siebzehn Männer des öffentlichen Vertrauens erfüllt 
iſt, ſo entbindet dieſelbe Sie, Ihrem Wunſche gemäß, von dem Ihnen in dieſer 
Beziehung erteilten Auftrage. 

Indem ſie Ihnen gerne für die in Ihrer bisherigen Stellung bewieſene Tätig⸗ 
keit und Gewandtheit ihren Dank ausſpricht, gibt ſie ſich der Hoffnung hin, 
daß es Ihnen auch in Ihrem neuen Berufe als einem der Vertreter des deut⸗ 
ſchen Volkes gelingen werde, für des geſamten Vaterlandes wie für Schleswig⸗ 
Holſteins Wohl mit Erfolg zu wirken. 

Die proviſoriſche Regierung 
F. Reventlow. M. Schmidt Th. Olshauſen. 


Von Schreiberhand. Anterſchriften eigenhändig. 


II 
Die Verfaſſungsberatungen der ſiebzehn 
Vertrauensmänner 


Vorbemerkung 


Aber die Sitzungen der ſiebzehn Vertrauensmänner find offizielle Protokolle ver- 
öffentlicht worden in der Frankfurter „Oberpoſtamts⸗Zeitung“ Nr. 102 — 108. 124. 
131, Frankfurt 11.—17. April, 3. 10. Mai 1848 und in der zweiten Lieferung der von 
Jucho veranſtalteten amtlichen Ausgabe der „Verhandlungen des deutſchen Parla- 
ments“ Frankfurt a. M., Sauerländer 1848. Danach find fie abgedruckt worden in der 
von Roth und Merck herausgegebenen „Quellenſammlung zum deutſchen öffentlichen 
Recht“ 1. Band, Erlangen, Palm und Encke 1850. Dieſe Protokolle ſind nicht nur an 
ſich außerordentlich dürftig. Sie ſind auch unvollſtändig, und zwar gerade hinſichtlich 
des wichtigſten und eigentlichen Verhandlungsgegenſtandes. Denn von den dreizehn 
Sitzungen, die der Verfaſſungsberatung gewidmet waren, überſpringen ſie elf völlig; 
nur die erſte und letzte von ihnen zählen ſie und geben ſie bekannt. 

Dieſe unerfreuliche und unerklärliche Lücke kann im folgenden aus dem Nachlaß 
Droyſens in erwünſchter Weiſe ausgefüllt werden. 

In ihm hat ſich nämlich einmal ein, wie es ſcheint, vollſtändiges Exemplar des ſoge⸗ 
nannten „Separatprotokolls“ gefunden, das der in Nachfolge Ahlands zum Schrift⸗ 
führer beſtellte Petri, der eine der beiden Vertrauensmänner der 16. Stimme, gerade 
beſonders über jene der Verfaſſungsberatung gewidmeten Sitzungen geführt und 
beglaubigt hat. Es iſt, wie angenommen werden darf, an alle Vertrauensmänner in 
lithographiſcher Vervielfältigung verteilt worden. Aber alle übrigen Exemplare find, 
wie es ſcheint, untergegangen; auch in dem Dahlmannſchen Nachlaß hat ſich, wie 
Varrentrapp berichtet, nur eine fragmentariſche Abſchrift erhalten; das Droyſenſche 
dagegen liegt ganz vollſtändig vor. 

Ferner aber hat Droyſen, abgeſehen von feinen weiter unten im Abſchnitt IV dieſes 
Bandes veröffentlichten tagebuchartigen Notizen über ſeine Frankfurter Zeit, in denen 
an vielen Stellen auch die Tätigkeit der Siebzehn berührt wird, ſich über deren Ver⸗ 
handlungen beſondere protokollartige Aufzeichnungen gemacht, die ſich gleichfalls in 
ſeinem Nachlaß erhalten haben. Sie ſind ganz ähnlich gehalten, wie die von ihm kurz 
darauf offiziell geführten Protokolle der Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes, 
deren erſten Teil er ſelbſt veröffentlichte, deren zweiter in dieſem Bande im Abſchnitt III 
mitgeteilt wird. Sie behandeln gerade die Verfaſſungsberatungen der Vertrauens- 
männer mit beſonderer Ausführlichkeit und ergänzen damit durch ihre freiere Art die 
amtlichen Petriſchen Protokolle auf das erfreulichſte. Denn ohne Vollſtändigkeit zu 
beabſichtigen, folgen ſie, unmittelbar während der Beratungen, oft in fliegender Eile, 
ſtets in kleinſter und engſter Schrift auf große Folioblätter niedergeſchrieben, bei allen 
wichtigeren Gegenſtänden dem Gang der Verhandlung von Rede zu Rede und werden 
ſo zu unmittelbaren Zeugniſſen des oft hitzigen Kampfes der Meinungen. 

Die Petriſchen und Droyſenſchen Protokolle werden im folgenden in zwei Spalten, 
links die Petris, rechts die Droyſens, abgedruckt, und zwar ſo, daß die ſich ent⸗ 
ſprechenden Stellen nebeneinander zu ſtehen kommen. Die Niederſchrift Droyſens 
wird, abgeſehen von offenbaren Schreibfehlern, genau in ihrem Wortlaut wiederge⸗ 
geben. Natürlich wären, falls ſie Droyſen ſelbſt zum Druck gegeben hätte, manche 
Anebenheiten ausgeglichen und vielleicht auch ſonſt Anderungen vorgenommen worden; 
ſolche nachträglich anzubringen, erſchien nicht angemeſſen. 

Die übrigen, oben erwähnten, bereits früher veröffentlichten amtlichen Protokolle 
über die Sitzungen der Vertrauensmänner hier noch einmal zu wiederholen, ſchien nicht 
erforderlich; zur Erleichterung der Überficht möge folgende tabellariſche Zuſammenſtel⸗ 
lung dienen, in der auch der Irrtum hervortritt, der Petri bei ſeiner Zählung unter⸗ 
gelaufen iſt. 
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Wie bereits die früher bekanntgegebenen amtlichen Protokolle erſehen ließen, wurde 
gleich in der zweiten Sitzung am 5. April von den Siebzehn eine Kommiſſion zur Aus⸗ 
arbeitung eines Verfaſſungsentwurfs niedergeſetzt. Sie beſtand aus Dahlmann, Baſ⸗ 
ſermann, Silveſter Jordan und dem Vorſitzenden des Siebzehnerkollegiums Max 
v. Gagern. Dieſe Kommiſſion, an der tätigen Anteil zu nehmen Baſſermann und 
Jordan ſich bald verhindert ſahen, arbeitete einen erſten Vorentwurf aus, der ſich ſo⸗ 
mit als das Werk Dahlmanns und Albrechts darſtellt. Dieſer Vorentwurf iſt be⸗ 
reits von Varrentra pp in den von ihm herausgegebenen „Kleinen Schriften und Reden 
F. C. Dahlmanns“ Stuttgart, Cotta 1886, 378—390 nach dem in Dahlmanns 
Nachlaß erhaltenen, von ihm eigenhändig geſchriebenen Exemplar veröffentlicht worden. 
Varrentrapp hat durch Sperrdruck und Anmerkungen kenntlich gemacht, welche 
Anderungen an dieſem Vorentwurf in den Beratungen der Siebzehner vorgenommen 
wurden und in welcher endgültigen Geſtalt der Entwurf am 26. April dem Bundestag 
überreicht und gleichzeitig in einer amtlichen, bei Benjamin Krebs in Frankfurt a. M. 
erſchienenen Ausgabe durch den Druck veröffentlicht wurde. 

Unter Berichtigung einzelner Druckfehler wurde dieſer amtliche Druck von Jucho 
a. a. O. S. 274 ff. wiederholt. Neuerdings hat nach der „Beilage zu dem Protokoll 
der 42. Sitzung der deutſchen Bundesverſammlung vom 27. April 1848“ (Protokolle 
1848, S. 485—493) Karl Binding den Entwurf abgedruckt in dem Heft II feiner 
„Deutſchen Staatsgrundgeſetze in diplomatiſch genauem Abdrucke“, vierte vermehrte 
Auflage, Leipzig, Felix Meiner 1914, S. 97—111. 

Wenn alſo auch die Texte des Entwurfs und des Vorentwurfs bekannt und nicht allzu⸗ 
ſchwer benutzbar find, jo erſchien es doch zum beſſeren Verſtändnis der Protokolle er⸗ 
wünſcht, ſie auch hier mitzuteilen. Sie folgen daher jenen als Beilage, und zwar auch ſie 
in einem Parallelabdruck: Auf der linken Spalte ſteht die Vorlage der Kommiſſion, 
auf der rechten die aus den Beratungen der Siebzehner hervorgegangene Faſſung. Maß⸗ 
gebend für den Abdruck ſind die im Droyſenſchen Nachlaß befindlichen lithographierten 
Texte, die in einigen Kleinigkeiten von den Drucken bei Jucho, Varrentrapp und 
Binding abweichen. Das Dahlmannſche Vorwort wird nach dem Abdruck bei 
Binding wiedergegeben; die Anterſchiede zwiſchen ihm und dem von Varrentrapp 
gegebenen Text ſind ſo geringfügig, daß ſie keine Hervorhebung verdienen. 

Endlich wird auch das Verzeichnis der Vertrauensmänner aus Gründen der Voll⸗ 
ſtändigkeit hier noch einmal wiederholt, und zwar nach dem Abdruck bei Roth und 
Merck 1 S. 374. 

Mit der Bekanntgabe der Petriſchen und Droyſenſchen Protokolle wird endlich 
die von mir bereits 1913 auf dem Londoner Hiſtorikerkongreß ausgeſprochene Abſicht 
verwirklicht, wo ich über dieſe wichtigen Quellen in einem Vortrag über den „Verfaſſungs⸗ 
entwurf der ſiebzehn Vertrauensmänner. Ein Beitrag zur Geſchichte des Frankfurter 
Parlaments“ berichtet habe (abgedruckt in Essays in Legal History read before the 
International Congress of Historical Studies held in London 1913, edited by Paul 
Vinogradoff, Oxford, University Press 1913, 384396). Die dort gegebene kurze 
Skizze habe ich neuerdings erweitert in dem Aufſatz „Der Verfaſſungsentwurf der ſieb⸗ 
zehn Vertrauensmänner. Ein Beitrag zur Vorgeſchichte des Frankfurter Verfaſſungs⸗ 
werks“. Sonderabdruck aus der Feſtſchrift für E. RNoſenthal, Jena, Guſtav Fiſcher 
1923, 60 S. Aus dieſen Veröffentlichungen ſind die obigen Angaben entnommen. 


Die Protokolle 


Petri 


Verhandlungen der XVII Bei: 
geordneten am Bundestage 


Separatprotokoll 


I. Neunte Sitzung 
Frankfurt a. M., 15. April 1848 


Vorſitzender: v. Gagern. Zur Tages: 
ordnung ſtand der Entwurf des deutſchen 
Reichsgrundgeſetzes, welcher von der in 
der zweiten Sitzung ernannten Kommiſ⸗ 
ſion ausgearbeitet und vorgelegt worden. 

Vorab wurde beſchloſſen, die Ver⸗ 
öffentlichung des Entwurfes und auch die 
Mitteilung an die Regierungen ſowohl 
wie an den Bundestag auszuſetzen, bis die 
Verſammlung ſich in den Hauptgrund: 
ſätzen über ihn vereinigt haben werde. 
Bei der Veröffentlichung ſollen dem 
Entwurfe die Motive beigefügt werden. 


Zur Einleitung wurde im weſent— 
lichen nichts erinnert, jedoch wurde be— 
ſchloſſen, auf fie am Schluſſe der Bera- 
tung noch einmal zurückzugehen. 


Zum 8 1. Gegen den Ausdruck, ſämt⸗ 
licher preußiſcher Provinzen“ wurde das 
Bedenken erhoben, daß danach die Pro⸗ 
vinz Poſen, wenigſtens für ſo lange, als 
ſie zum preußiſchen Staate gehörte, dem 
Reiche einverleibt ſein würde. 

Zu den Worten „zum bisherigen Deut⸗ 
ſchen Bunde gehörigen Lande“ wurde er- 
innert, daß wahrſcheinlich noch andere, 
zum bisherigen Deutſchen Bunde nicht 
gehörige Länder dem Reiche beitreten 
würden. 

J. G. Droyſen Frankfurter Aktenſtücke. 4 


Droyſen 


Sitzung vom 15. April 1848 


Debatte über den Entwurf begann. 
Zunächſt die Frage über Veröffent⸗ 
lichung des Entwurfs. H. v. Wangen⸗ 
heim, der Zachariä einführen zu müſ⸗ 
fen geglaubt hatte, bat um die Er- 


laubnis, den Entwurf der Regierung 


überſenden zu dürfen. Stever ſchloß 
ſich dem an, da Mecklenburg eben jetzt 
in Ausarbeitung einer neuen Verfaſſung 
offenbar gern die leitenden Grundſätze 
erfahren würde. Es gab dies ſofort An— 
laß, die Frage zu erörtern, inwieweit Die- 
ſer Entwurf mitgeteilt werden dürfe. Es 
wurde beſchloſſen, die Sache als eine 
geheime zu behandeln, da das Vorlie— 
gende doch nur die Anſicht Einzelner ſei; 
namentlich Dahlmann wirkte dazu mit 
dem Grunde, daß man ſonſt Inſtruk⸗ 
tionen zu befahren habe, welche die Ar— 
beit nur ſtören könnten. Es wurden Mo⸗ 
tive zu veröffentlichen beſchloſſen. 

Dahlmann las vor, Albrecht mo— 
tivierte. 

Schon über das Proömium erhob ſich 
mancher Streit, ſowohl wegen des In— 
haltes im allgemeinen, als wegen der 
knappen Motivierung insbeſondere zlie⸗ 
ber gar keine, ſo ſchien es manchen. 

Art. I 81 wird nach längerer De: 
batte vertagt, ſowohl wegen des Aus: 
drucks „Reich“, wofür evtl. „Kaiſer⸗ 
reich“ oder „Bundesreich“ ſubſtituiert 
werden ſoll, ſodann wegen Bezeichnung 
der in das Gebiet des Neuen einzubezie⸗ 
henden Staaten (Poſen, Iſtrien). 
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Der Ausdruck „Reich (Bundesſtaat)“ 
wurde von einigen Seiten beanſtandet 
und anheimgegeben, ob „Bundesreich“ 
nicht der entſprechende Ausdruck ſein 
würde. 

Die Beſchlußnahme über dieſe Er- 
innerungen wurde bis zur Beratung des 
Artikel III ausgeſetzt. 


Zum 8 2. Statt „Nationaleinheit 
Deutſchlands“ ſoll geſetzt werden „Ein⸗ 
heit Deutſchlands“. Im übrigen wurde 
der Paragraph genehmigt. 


Zum § 3a. Von mehreren Seiten 
wurde eine beſtimmtere Faſſung ge- 
wünſcht. Unbedingt könne den Einzel⸗ 
ſtaaten das Recht, mit anderen Staaten 
Verträge abzuſchließen, nicht abgeſpro— 
chen werden. Es ſei aber die Grenze ge⸗ 
nau anzugeben und der Reichsgewalt 
eine Aberwachung der Einzelſtaaten in 
dieſer Beziehung vorzubehalten. 

Die Rommiffion übernahm die Ne: 
daktion des 8 3a einer nochmaligen 
Prüfung zu unterziehen, und dann weiter 
darüber vorzutragen. 


§ 2. Jaup will ſcharfe Begrenzung 
des Amfanges der Bundesgewalt. 
Sommaruga beantragt das Weglaſ— 
ſen des Paragraphen, weil er ſtreng ge— 
nommen keinen dispoſitiven Inhalt hat 
und, ſoweit er disponiert, zu wenig prä⸗ 
zis abgefaßt iſt, nur zum Zankapfel zwi⸗ 
ſchen Territorial- und Reichsgewalt 
dient. Zach ari ä unterſtützt es und for⸗ 
dert, dieſen Paragraphen in das Pro- 
ömium zu verſchmelzen. Die übrigen 
Stimmen bleiben bei der derzeitigen 
Faſſung zur Beruhigung der Völker 
und Andeutung des Hauptgrundſatzes 
Der [Ausdruck] „Nationaleinheit“ wird 
auf Sommarugas Antrag in „Ein- 
heit“ verwandelt aus Rückſicht auf die 
ſlawiſchen Stämme. 


Art. II S3 entſteht die Frage, ob 
durch die Beſtimmung ad a allen Ein- 
zelſtaaten das Recht genommen werde, 
Separatverträge mit anderen Staaten zu 
ſchließen; z. B. Salzlieferungs verträge 
beſtehen zwiſchen Baden und der Schweiz, 
Wismar hat Separatſchiffahrts verträge 
mit Schweden. Allgemein entſcheidet 
man ſich dafür, daß jeder völkerrechtliche 
Verkehr deutſcher Staaten mit dem 
Auslande aufhören müſſe. 

Familienverträge unter den regieren- 
den Häuſern werden damit nicht gehin⸗ 
dert. Baſſermann will in dieſer Be⸗ 
ziehung ausdrückliche Außerung. Ab⸗ 
gelehnt. Auch ſolche Verträge, die nur 
das Intereſſe einzelner Staaten betref- 
fen, unterliegen der Kontrolle und Ge- 
nehmigung der Reichsgewalt. 

In Frage war, ob ausgedrückt werden 
ſolle, daß kein einzelner deutſcher Fürſt 
(Hannover) Antertan einer auswärtigen 
Macht ſein dürfe. Man ſchlug die 


Neunte und zehnte Sitzung — 15. April 1848 51 


Zum § 3b. c. d. e. Ohne Erinnerung 
angenommen. 

Zum 8 3f. Die Worte „und zwar“ 
und „von nun an“ fallen weg. Statt 
„Reichsgebiet“ iſt zu ſetzen „Reich“; 
und ſtatt „Zollverein“ „Zollgebiet“. 

Die Fortſetzung der Beratung wurde 
auf dieſen Nachmittag ausgeſetzt. 


II. Zehnte Sitzung 
Frankfurt a. M., 15. April 1848, nachm. 

Fortſetzung der Beratung über den 
Entwurf des deutſchen Reichsgrundge— 
ſetzes. 

Zum 8 3g. Das Poſtweſen ſoll 
in einem beſonderen Abſatze genannt 
werden. 

Statt „Kanal- und Eiſenbahnweſen“ 
iſt zu ſetzen: Geſetzgebung und Oberauf— 
ſicht über Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen 
und Telegraphen. 

Zum 8 3h. Angenommen. 

Zum 8 3i. Fällt ganz weg und 
ſtatt deſſen folgende Faſſung: „Die Ge— 
ſetzgebung im Gebiete des öffentlichen 
und Privatrechts, inſoweit eine ſolche 
zur Durchbildung der Einheit Deutfch- 
lands erforderlich iſt, wohin insbeſon⸗ 
dere ein Geſetz über ein für ganz Deutich- 
land gleiches Münz-, Maß⸗ und Ge- 
wichtſyſtem gehört“. 

Zur Frage bleibt noch verſtellt, ob 
nicht hier oder an einer anderen Stelle 
des Entwurfs, oder doch in den Motiven 
beiſpielsweiſe auch die Erlaſſung von 
allgemeinen Beſtimmungen über Hei— 
mats⸗ und Staatsbürgerrecht als Ge— 
genſtand der Reichsgeſetzgebung zu be- 
zeichnen ſei. 


Zum § 3k. I. Genehmigt, mit dem 
Vorbehalte, auf die näheren Beftim- 
mungen bei der Beratung über das 
Reichsgericht und über das Reichs— 
finanzweſen zurückzukommen. 

Wie oben [nämlich: zur Beglaubigung! 
Petri. 


praktiſche Bedeutung dieſes Falles für 
die Zukunft nicht hoch an. 


Sitzung 15. April, nachmittags 


Ad g wurde auf Todts Veranlaſ— 
ſung die Flußſchiffahrt miterwogen. 
Droyſen hob namentlich hervor, wel- 
ches Unheil durch die Flußbauten, z. B. 
auf der Elbe, hervorgebracht ſei und wie 
da die Reichsgewalt die Sache in die 
Hand nehmen müſſe. Genehmigt. 


Ad i. Intereſſante Debatte über den 
Umfang der einheitlichen Geſetzbildung. 
Langen fordert die Worte, „inſoweit 
eine ſolche entweder zur Durchbildung 
.. iſt“ zu ſtreichen, weil dies auf ge⸗ 
wiſſe ſpeziale Legislationen zu deuten 
ſcheine, durch welche die Territorialge— 
ſetzgebung der einzelnen Staaten ergänzt 
werden folle, während vielmehr allge- 
meine Gleichheit der Geſetzbücher in 
Deutſchland gefordert werde und werden 
müſſe. Albrecht verteidigt die Faſſung 
des Paragraphen mit Rückſicht auf den 
dermaligen Zuſtand der Subſidiärgeſetz⸗ 
gebung. Langens fernerer Antrag, das 
Münzweſen, d. h. das Münzregal dem 
Reich vorzubehalten, wird von Schmer- 
ling als durch den Zweck der Einheit 
nicht notwendig verlangt bekämpft und 
verworfen. 
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III. Zwölften [elfte] Sitzung 
Frankfurt a. M., 17. April 1848 


Fortſetzung der Beratung über den 
Entwurf des Reichsgrundgeſetzes. 

Zum § Za. Die in der erſten Sitzung 
vom 15. d. M. vorbehaltene beſtimmtere 
Faſſung ſchlug der Berichterſtatter der 
Kommiſſion dahin vor, daß 8 3a fol- 
genden Zuſatz erhalte: 

„Imgleichen die Aberwachung der 
von den einzelnen deutſchen Staaten 
unter ſich oder mit dem Auslande ab⸗ 
zuſchließenden Verträge. (Ständige 
Geſandtſchaften zwiſchen den einzel⸗ 
nen Staaten finden nicht weiter ſtatt.)“ 

Dieſer Zuſatz wurde angenommen. 


Zum 8 Zi. Als Beiſpiel ſoll auch 
ein Geſetz über Heimatsrecht und 
Staatsbürgerrecht angeführt werden. 
Die Schlußworte des 8 3 unter i, nach 
der in der zweiten Sitzung feſtgeſtellten 
Faſſung, werden daher folgendermaßen 
lauten: 

„wohin insbeſondere ein Geſetz über 
deutſches Heimatsrecht und Staats- 
bürgerrecht, ſowie ein Geſetz über ein 
für ganz Deutſchland gleiches Münz⸗, 
Maß⸗ und Gewichtsſyſtem gehört“. 
Zum 8 4. Angenommen. 

Zum 85. Statt der Beſtimmung des 
Entwurfs wurde von Ahland folgende 
Beſtimmung vorgeſchlagen: 

„Das Oberhaupt wird aus dem 
Kreiſe der regierenden Häuſer Deutſch⸗ 
lands von den bisherigen Bundes— 
gliedern im Einverſtändnis mit der 
Verſammlung der Volksabgeordne— 
ten auf je fünf Jahre gewählt“. 


1 Petri hat, wie oben S. 46 be⸗ 
merkt, hier falſch gezählt, denn es iſt 
die elfte, nicht die zwölfte Sitzung. Die 
irrtümliche Zählung geht in den Petri— 
ſchen Protokollen weiter. 


Sitzung 17. April, vormittags 


Ahland beantragt die Wählbarkeit 
des Neichsoberhauptes auf fünf Jahre, 
ſowohl zur Wahrung der Volkstümlich— 
keit des Oberhauptes, als auch, um nicht 
nach den fünf Jahren des Reichsverwe⸗ 
ſers zu einem durchaus nicht volkstüm⸗ 
lichen Rückſchritt zu gelangen. Durch 
den Entwurf würde die Stellung des 
Reichsoberhauptes mit Ausſchließung 
aller anderen, zur Rivalität aufgefor⸗ 
derten Fürſtenhäuſer und mit Zurück⸗ 
ſetzung und Verletzung des Volksgefühls 
in den anderen Staaten für immer auf 
Oſterreich oder Preußen eingeſchränkt. 
Dazu werden auch die Gegner der Mon⸗ 
archie in Deutſchland ſich am ſchwerſten 
mit der Erblichkeit vereinigen. Zacha⸗ 
riä unterſtützt den Antrag: Die Furcht 
vor Wahlkapitulationen hält er für min⸗ 
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Bei der Abſtimmung wurde mit acht 
Stimmen gegen fünf (die Beigeordneten 
für Bayern, Kurheſſen und Baden wa— 
ren nicht anweſend und die ſechzehnte 
Stimme war geteilt) für die von der 
Kommiſſion in dem Entwurf vorge— 
ſchlagene Beſtimmung entſchieden. 

Sodann wurde beſchloſſen, den zwei— 
ten Satz des 8 5 von „Sofern“ bis „ge— 


wählt“ in eine Parentheſe zu ſetzen, und. 


dieſem Paragraph noch hinzuzufügen, 
daß die Feſtſtellung der Erbfolgeord— 
nung einem künftigen Grundgeſetz vor⸗ 
behalten bleibe. 

Zum 8 6. Angenommen. 

Zum § 7. Die Beſtimmung dieſes 
Paragraphen iſt in den § 5 zu verſetzen. 

Langen ſchlug vor, für die Stellung 
des Reichsoberhaupts noch die Be— 
ſtimmung aufzunehmen, 

„daß das Reichsoberhaupt nicht zu— 

gleich Regent eines einzelnen deutſchen 

Landes ſein dürfe“. 


der gewichtig, da jetzt keine Kurfürſten 


mehr wählen, ſondern ein volkstümliches 


Parlament den Schwerpunkt bildet. 
Dahlmann verteidigt den Entwurf da- 
mit, daß bei fünfjähriger Dauer das 
Oberhaupt, wenn die Wahl auf Preu- 
ßen oder Oſterreich fällt, wegen der ihm 
wichtigeren Hausmacht die Reichsan⸗ 
gelegenheiten vernachläſſigen würde, 
was das deutſche Volk nie zulaſſen, eher 
aller Monarchie ein Ende machen würde. 
Gervinus unterſtützt dies mit Hin⸗ 
weiſung darauf, daß der Drang nach 
Macht, der neben dem Freiheitsdrang 
den nächſten Anlaß zu der deutſchen Be⸗ 
wegung gegeben, nur in einer erblichen 
Monarchie ſeine Befriedigung finden 
könne. Es gibt allerdings nicht eine 
fürſtliche Perſönlichkeit, die für ſich die 
Wahl verdiente; aber die Einrichtungen 
des künftigen Reiches ſichern uns vor 
den daraus entſpringenden Gefahren. 
Durch die Annahme des Wahlſyſtems iſt 
die gänzliche Zerſplitterung aller Kraft 
unvermeidlich und Deutſchland geht der 
Republik entgegen. 

Das Reſultat der Abſtimmung war 
5 gegen Erblichkeit, 8 für Die- 
ſelbe. Baſſermann abweſend. Für die 
abweſenden Stimmen von Kurheſſen und 
Bayern wurde das Protokoll offen ge- 
halten!. 

Nach der in Droyſens Exemplar des 
lithographierten Entwurfs der Vorkom— 
miſſion wohl ſicher von ihm ſelbſt ein⸗ 
getragenen Bleiſtiftangabe ergibt ſich für 
die Abſtimmung über die Erblichkeit fol⸗ 
gendes Stimmenverhältnis: 


Nein: J 
Zachariã Gagern 
Todt Gervinus 
Langen Droyſen 
Willmar Stever 


Bergk [fälſchlich, fehlte] Gabelentz 
Ahland Schmerling 


7 16: Jaup ne 
51 ahlmann 
5 1/, 16: Petri 
85 
Baſſermann 


fehlte 


54 Die Verhandlungen der ſiebzehn Vertrauensmänner 


Dieſer Vorſchlag wurde mit elf Stim⸗ 
men gegen drei abgelehnt. 
Wie oben Petri. 


IV. Dreizehnte [zwölfte]! Sitzung 
Frankfurt a. M., 18. April 1848 


Fortſetzung der Beratungen über den 
Entwurf des Reichsgrundgeſetzes. 

Der Referent der Kommiſſion fuhr 
in ſeinem Berichte fort und ſchlug 

zum 85 und 7 vor, aus dem zweiten 
Satze des 8 5 und der Beſtimmung des 
8 7 einen beſonderen Paragraphen zu 
bilden, welcher lauten würde: 

„S6. Vorübergehende Beſtimmung. 
Sofern für jetzt (uſw. wie im 8 5 des 
Entwurfs bis) auf fünf Jahre gewählt. 
Dieſer Reichsverweſer würde in Ab⸗ 
ſicht der Regierungsrechte dem Kaiſer 
gleichſtehen“. 

Der Vorſchlag wurde angenommen, 
und es ändert ſich danach der Beſchluß 
in voriger Sitzung. 

Ferner wurde auf Vorſchlag des Ne- 
ferenten beſchloſſen, den in voriger 
Sitzung angenommenen Vorbehalt we— 
gen künftiger Feſtſetzung der Thron⸗ 
folgeordnung als ſich von ſelbſt verſtehend 
aus dem Entwurfe wegzulaſſen. 

Zum 8 5 wurde nachträglich be— 
ſchloſſen, über den Inhalt desſelben auch 
die Stimmen der Beigeordneten von 
Bayern, Baden und Kurheſſen, ſobald 
ſie ſich in der Verſammlung ſämtlich 
wieder eingefunden haben würden, noch 
zu hören. 

Zum 8 6 des Entwurfs. Diefer Para: 
graph ſoll in folgender Weiſe gefaßt 
werden: 


„Das Reichsoberhaupt refidiert zu 


Frankfurt am Main; es bezieht eine 
mit dem Reichstage zu vereinbarende 
Zivilliſte“. 

Der von einem Mitgliede gemachte 
Vorſchlag, in dem Entwurfe auszu- 
drücken, daß die Zivilliſte des Neichs⸗ 
oberhaupts aus den in den einzelnen 
Staaten beſtehenden Zivilliſten zu be- 


Sitzung 18. April, vormittags! 


Verleſung des Protokolls. 


Endlich kam man zur Fortfegung der 
Beratung über den Verfaſſungs entwurf. 
Ausgeſetzt wurde noch 8 5. 


§ 6. Baſſermann Spricht gegen die 
Mitaufnahme der Zivilliſte; gewiß ein 
Punkt, die ganze Frage vom Kaiſer zu 
ſtürzen. Er trägt an: „Zur Ausſtattung 
des neuen Oberhauptes darf keine neue 
Laſt auferlegt werden, und ſo gut wie 
von ihrer Souveränität können die 


1 Droyſen bemerkt im unten in Ab- 
ſchnitt IV abgedruckten „Tagebuch“: 

Die Vormittagsſitzung handelte ſich 
um recht anziehende Fragen; es wurde 
zum Teil gut geſprochen. 
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ſtreiten ſei, wurde durch die Mehrzahl 
abgelehnt, und beſchloſſen, über die Mit⸗ 
tel, aus welchen die Zivilliſte des Neichs⸗ 
oberhaupts erfolge, in dem Entwurfe 
nichts zu erwähnen, die Beſtimmung 
darüber vielmehr dem künftigen Reichs⸗ 
tage zu überlaſſen. 


V. Vierzehnte [dreizehnte] Sitzung 
Frankfurt a. M., 18. April 1848, nachm. 


Zum 8 8. Statt „die höheren Offi⸗ 
ziere“ iſt zu ſetzen: 

„alle Offiziere des ſtehenden Heers 
und der Marine, ſowie die Stabsoffi⸗ 
ziere der Landwehr“. 

In den Motiven oder Erläuterungen 
des Entwurfs ſoll angeführt werden, 
daß in der Landwehr die Offizierſtellen 
vom Stabsoffizier abwärts durch Wahl 
zu beſetzen ſein würden. 


Fürſten auch von ihren Dotationen 
(Apanagen, Domänen uſw.) abgeben“. 
Dahlmann war ſehr ernſtlich dagegen. 
Albrecht meint, den Satz von der Zivil⸗ 
liſte fortzulaſſen; andere fordern, die 
Worte „von .. . Millionen Gulden“ 
fortzulaſſen. Für Baſſermanns An⸗ 
trag, Redaktion vorbehalten, waren 
ſieben Stimmen (Baſſermann, Todt, 
Gabelentz, Willmar, Stever, Langen, 
Droyſen). Todts Antrag lautete: „eine 
mit dem Reichstag zu vereinbarende 
Zivilliſte“. 

Frage, ob Frankfurt Sitz. Dahl— 
mann motiviert: Es gelte namentlich, 
das künftige Haupt weder in Wien, noch 
Berlin, noch München ſein zu laſſen, 
ſondern bildlich und eindringlich zu zei⸗ 
gen, daß ein neues Leben angefangen 
werden müſſe. 


Sitzung den 18. April, nachmittags 

Beratung des Entwurfes. § 8. 
Schmerling fordert: Die Ernennung 
der höheren Offiziere nicht dem Reich 
zu übertragen; es ſei zu beſorgen, daß 
eine unnütze Zentraliſation eintrete, wie 
ihm ſchon in betreff des Poſtweſens habe 
ſcheinen wollen. Dasſelbe meint Ahland. 
Auf das ſchärfſte drängt Droyſen dar⸗ 
auf, das ganze Heerweſen dem Kaiſer zu 
überweiſen: Es ſei darin die Frage, ob 
Deutſchland künftig ein Bund oder eine 
Monarchie; es ſei hier geradesweges 
das Prinzip in Frage; gar wohl ſei es 
zu billigen, wie im Paragraphen ſtehe, 
wenn man meine, durch die höheren 
Offiziere die anderen ernennen zu laſſen; 
doch auch das könne immer nur im Na⸗ 
men des Kaiſers geſchehen. Man müſſe 
endlich Ernſt damit machen, daß Deutich- 
land mit Fremden in Berührung eine 
Macht ſein könne; ohne völlige Gewalt 
über das Heer ſei Deutſchland nichts. 
Dasſelbe denkt Langen. Dagegen 
Sommaruga. Es wird beſchloſſen, die 
Ernennung aller Offiziere dem Kaiſer zu 
überlaſſen. Droyſen fragte, ob denn 
auch alle der Landwehr. Es kam dahin, 
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Zum 8 9 erfter Abſatz. Dieſer Abſatz 
iſt in folgender Art zu faſſen: 

„Ihm ſteht die außerordentliche Be⸗ 
rufung (vgl. unten B 8 19), die Ver⸗ 
tagung, die Schließung und Auflö⸗ 
fung des Reichstages zu“. 

Statt der Beſtimmung: 
„erſtere muß jährlich wenigſtens ein⸗ 
mal geſchehen“, 
welche hiernach wegfällt, ſoll unten im 
8 19 die Vorſchrift hinzugefügt werden, 
daß der Reichstag jährlich an einem be⸗ 
ſtimmten Tage ungerufen zuſammentritt. 

Zum 8 9 zweiter Abſatz. Statt „Ge- 
ſetzeskraft“ iſt zu ſetzen „verbindliche 
Kraft für alle Teile des Reichs“. 

Zum 8 9 dritter Abſatz. Ohne An⸗ 
derung angenommen. 

Zum 89 vierter Abſatz. Ebenſo. 


Zum 8 10 erſter Abſatz. Statt „und 
ſeiner einzelnen Glieder“ iſt zu ſetzen 
„und der einzelnen deutſchen Staaten“. 

Zum 8 10 zweiter Abſatz. Angenom⸗ 
men. 

Zum 8 10 dritter Abſatz. Die Worte 
„und ernennt den Oberfeldherrn“ fallen 
weg, weil die Ernennung des Oberfeld— 
herrn ſchon in der Ernennung der Dfft- 
ziere (8 8) begriffen iſt. 

Wegen der zum erſten Abſatze des 
§ 10 beſchloſſenen veränderten Faſſung 
wurde nachträglich beſchloſſen, auch im 
S 3 unter a ftatt „und feiner einzelnen 
Glieder“ zu fegen „und der einzelnen 
deutſchen Staaten“. 


daß beſchloſſen wurde, die höheren 
(Stabs-) Offiziere der Landwehr dem 
Kaiſer zu reſervieren. Droyſen erklärte, 
daß dies nicht etwa aus Konnivenz gegen 
die preußiſche Landwehr geſchehe, ſon⸗ 
dern aus der Natur der Sache folge, da 
das ſtehende Heer die Waffenſchule ſei 
und die Lehrer bei derſelben techniſch 
tüchtig ſein müſſen!. 

§ 9. Es fragt ſich, ob es heißen ſoll 
Prorogierung oder Vertagung. Es 
wurde beliebt, das Zuſammenkommen 
des Reichstages nicht vom Kaiſer ab⸗ 
hängen zu laſſen, ſondern demſelben eine 
beſtimmte Zeit des Zuſammentretens 
proprio marte zuzugeſtehen. Ausdrück⸗ 
lich wurde beliebt, die Schließung zu 
erwähnen. 


Ad 4. Ausdrücklich wurde die Frage 
des Veto angeregt, aber gegen deſſenSus⸗ 
pendierung entſchieden. Der Monarch be⸗ 
halte dieſe große Befugnis des Veto; 
hoffen wir, daß wir es üben mit derſelben 
Diskretion wie Englands Könige. 


§ 10. Beſtritten wird von H. Todt 
dem Kaiſer das Recht der Verträge. 


Am Rande: In betreff der Landwehr 
ſchien es vielen inkonſequent, daß ich 
deren Formation nicht dem Kaiſer zuge⸗ 
wandt wiſſen wollte; ich nannte das Ver⸗ 
hältnis der Linie als Kriegsſchule, der 
Offiziere dort als Lehrer; wer dort aus⸗ 
gelernt, erſt den könne die Wahl ſeiner 
Kameraden auszeichnen. 
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Ferner wurde nachträglich beſchloſſen, 
im 8 8 noch eine, von der Kommiſſion 
näher zu redigierende Beſtimmung einzu⸗ 
rücken, nach welcher das Reichsoberhaupt 
die Erfindungspatente erteilt (S 3h). 

Zum § 11. Im zweiten Satze iſt ſtatt 
„kontraſigniert“ zu ſetzen „unterzeichnet“, 
und im dritten ſtatt „Signatur“ „Un: 
terſchrift“. 


Zum § 12. Angenommen. 


Zum 8 13. Von mehreren Mitglie⸗ 
dern wurden abweichende Vorſchläge 
gemacht. Die Erörterung darüber kam 
heute nicht zum Schluſſe. Die Fort⸗ 
ſetzung derſelben ſteht für die nächſte 
Sitzung aus. 

Wie oben Petri. 


Zachariä will auch das Recht zu Krieg 
und Frieden ihm nehmen. Auch Ahland. 
Dahlmann dagegen, daß man dem 
Kaiſer damit das Recht der Unterhand- 
lungen entziehe. Baſſermann ſpricht 
ſehr entſchieden in demſelben Sinn; die 
aus der Majorität der Nation hervor— 
gehenden Miniſter können nicht anders 
als populäre Kriege führen. 

Es wird von H. Jaup in Anregung 
gebracht, daß dem Kaiſer die Ausferti⸗ 
gung der Erfindungspatente zu über⸗ 
laſſen ſei. Es wurde eine derartige Ein- 
ſchiebung beſchloſſen. 


8 12. Bedenken bei den Namen, aber 
vergebliche. 

8 131. Dahlmann motiviert: Wir 
fanden zwei entgegengeſetzte Syſteme; 
eines nur die Fürſten aufnehmend, ein 
anderes dieſe ganz ausſchließend; hier 
ſei ein gemiſchtes mittleres Syſtem ge- 
nommen uſw. Gervinus dagegen: 
Welcker habe in ſeinem Bericht nur die 
Fürſten oder ihre Vertreter gewollt, 
d. h. nur eine Art Fortſetzung des Bun⸗ 
destages. Auch das Wort Adel ſei ver— 
mieden. Dies ſei aber, dieſe lebensläng⸗ 
lichen Ernennungen, eine Zufluchtsſtätte 
des Adels, und das ſcheine nicht durch— 
gebracht werden zu können. Gervinus 
meint auch hier den Gegenſatz von Ein— 
heit und Territorialvielheit; er wünſcht 
alſo die hier im Senat zu Ernennenden 
aus jeder Staatsangehörigkeit; es ſei 
genug, die Hälfte durch die Fürften frei 
ernennen zu laſſen; für die andere Hälfte 
müßten die Landſtände Kandidaten vor- 
ſchlagen und die Fürſten daraus wählen. 
So würden die Fürften beſonders ihren 
Adel, Militärs uſw. vorbringen, die 
Stände beſonders Notabilitäten der 
Wiſſenſchaft, Kunſt, Gewerbe uſw. vor— 
ſchlagen. Zachariä fordert, zur Ron- 


1 Vgl. hierzu Droyſens „Tagebuch“ 
zum 16. April. 
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ſolidierung der kaiſerlichen Macht müſſe 
der Kaiſer die Befugnis, in den Senat 
zu ernennen, haben. Droyſen wider⸗ 
ſprach der Lebenslänglichkeit im Sinn 
eines früheren Geſpräches mit Dahl⸗ 
mann: Mit Recht macht Zachariä auf 
die Ohnmacht des Kaiſers aufmerkſam, 
wenn er nicht in den Senat hinein er⸗ 
nennen könne. Aber ſolche Ernennung 
würde dem einzigen Prinzip widerſpre⸗ 
chen, das ſich als innerlich begründet 
für den Senat finden läßt; darf darum 
in der Tat nicht angewendet werden. 
Notwendig iſt, ein anderes Mittel zu 
finden, das Aufgeben der bloß fürſt⸗ 
lichen Ernennung und der Lebensläng⸗ 


lichkeit. Auch aus anderen Gründen 


wünſchenswert; am meiſten, um nicht in 
dem Oberhaus ein Haus der Unheil: 
baren, eine genealogiſche Geſchichte der 
letzten Jahrzehnte zu haben. Vor allem: 
Nur ein mächtiger Kaiſer; was ſoll wer⸗ 
den, wenn ſich die Territorialfürſten 
ſteifen gegen die Reichseinheit; was 
dann? Ohne mächtigen Kaiſer erkläre 
ich mich heut noch für die Republik. 
Ahland will den Senat im Sinne 
Welckers: Ein Oberhaus als Organ der 
einzelnen Regierungen ſowohl gegen 
die Reichseinheit und [das] Reichsober— 
haupt als gegen die mehr demokratiſche 
Weiſe des Anterhauſes; immerhin in 
Verſtärkung der Zahl der Staaten. 
Wenn dagegen bis auf 200 genommen 
würden, ſo wären die meiſten im Hauſe, 
die nicht als Geſandte der Regierungen 
da wären. Der Entwurf hat auch ſonſt 
Bedenken. Es ſolle Ruhe und Stetigkeit 
hervorgebracht werden durch die Le— 
benslänglichkeit, aber nichts ſei aufrei⸗ 
zender als dieſer Stein des Anſtoßes für 
die aktiven Kräfte der wechſelnden Ge⸗ 
ſandten. Sodann: Wie können dieſe 200 
den 500 vom Volk gegenüber nur wider- 
ſtehen: Sie würden zermalmt werden. 
Wir haben bei uns neben der großen 
Amwälzung eine kleine gehabt, die Ge⸗ 
meinderäte, die erſt auf zwei Jahre, dann 
wiedergewählte lebenslängliche ſind; dieſe 
lebenslänglichen Gemeinderäte würden 
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ſofort durch alle Mittel des Haſſes und 
der Gewalt ausgetrieben. Gegen dieſe 
lebenslänglichen Mitglieder des Senats, 
die in das lebendige Wachstum eine 
Verholzung hineinbringen würden, 
würde die allerheftigſte Bewegung und 
Haß gar bald entſtehen. Natürlich ohne 
Inſtruktion. Es gäbe wohl ein Mittel, 
nämlich, daß die einzelnen Regierungen 
tüchtige Miniſter ins Unterhaus ſen⸗ 
deten; aber das geht wohl für die fon- 
ſtituierende Verſammlung, nicht auf die 
Dauer. Todt ſchließt ſich Ahland und 
Ger vinus an: Die ſächſiſche Regierung 
habe ſich gedacht, die 69 Stimmen des 
Bundes ſollten das erſte Haus ſein. 
Übrigens wünſche der König von Sach— 
fen perſönlich zu erſcheinen. J a u p 
ſtimmt im ganzen wie Ahland: Die 
Verſammlung aller Repräfentanten der 
Bundesſtaaten, ſoweit die Fürften nicht 
perſönlich erſcheinen wollen. Es gilt die 
Territorien feſtzuhalten und nicht ihre 
Individualität zu verwiſchen; und man 
würde es, wenn man nicht in der erſten 
Kammer den Regierungen eine Stelle 
ließe. Man kann es ohne Gefahr, da das 
ganze Reich auf die Einheit gebaut iſt, 
die größten Befugniſſe dem Kaiſer und 
Reich gegeben ſind. Auch iſt dieſe An⸗ 
ſicht offenbar populär. Baſſermann 
freut ſich der Anterſtützung des von ihm 
in der kleinen Kommiſſion Vorgeſchlage— 
nen, nämlich nicht lebenslänglich und 
Bildung durch Regierungsabgefandte, 
die nicht nach der Skala der Bundes— 
matrikel, ſondern möglichſt nach dem 
Bevölkerungs verhältnis [zu ernennen 
ſind]. Gewiß iſt die Lebenslänglichkeit 
gefährlich. Etwa auf zehn Jahre. Ga- 
gern berichtet aus ſeiner Kunde bei den 
Höfen: In den verſchiedenen Punk⸗ 
tationen ſei vorgekommen ein Haus der 
Fürſten, zuſammengeſetzt aus den Für⸗ 
ſten oder den fürſtlichen Stellvertretern. 
Denn ſie müßten durch ein ſtärkeres 
Kaliber ſich vertreten laſſen: Da würde 
aber die Zahl ſehr gering ſein, und ſo ſei 
es auch den Höfen erſchienen. Aber 
ſieben Fürſten wünſchen ausdrücklich, in 
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VI. Fünfzehnte [vierzehnte] Sitzung 
Frankfurt a. M., 19. April 1848, morgens 


Fortſetzung der Beratungen über den 
Entwurf des Reichsgrundgeſetzes. 

Zum 8 13. Zu dieſem Paragraphen 
ſtellten Zachariä, Ahland, Todt, 


Ger vinus, v. Gagern und Baſſer⸗ 


mann abweichende Anträge. 


Perſon erſcheinen zu können. Gervinus 
findet es gefährlich, daß die Fürſten 
perſönlich erſcheinen, wegen Influen⸗ 
zierung der Stimmen; dem könne nur 
durch Lebenslänglichkeit entgegengetre⸗ 
ten werden. Luther: Ob nicht auch den 
mediatiſierten Fürſten eine Stimme zu 
geben? Zachariä: Die Elemente einer 
Pairie ſeien vorhanden, aber gewiß 
nicht zeitgemäße. Es wäre wünſchens⸗ 
wert: 138 Deputierte, halb Regierung, 
halb ſtändiſch ernannt, 62 vom Kaiſer 
zu ernennende; jeder zu zehn Jahren. 
Gagern: Aber wenn der Kaiſer ſeine 
Hausmacht hinter ſich hat, ſo ſtellt ſich 
dieſe Form ſehr ſonderbar. Ste ver iſt 
gegen die Wahl des Oberhauſes durch 
die Stände, denn es würden damit 
rein demokratiſche Elemente hineinkom⸗ 
men. Gagern proponiert, das Ober— 
haus aus mehreren Kategorien beſtehen 
zu laſſen: a. Fürſten und ihre fürſtlichen 
Stellvertreter; b. Bürgermeiſter; c. er⸗ 
nannte Räte. 


Sitzung den 19. April, morgens 10 Ahr 


Fortſetzung wegen Beratung des 8 13 
iu betreff des Oberhauſes. 

Zachariä ſchlägt vor: Das Oberhaus 
beſteht aus 200 Mitgliedern, und zwar 
62 vom Kaiſer ernannte, die von ihm aus 
dem bewährten Verdienſt des Vater⸗ 
landes erwählt werden, und 138 zur 
Hälfte von den Fürſten und Ständen 
beſtellte. Sie werden ſämtlich auf zehn 
Jahre ernannt, können während des 
Laufes einer Sitzung nicht abberufen 
werden; es können die 138 Inſtruktionen 
erhalten, aber nicht wegen deren Mangel. 
die Abſtimmung verweigern. Ahlands 
Antrag: Das Oberhaus beſteht aus den 
Abgeſandten der Regierung der einzel⸗ 
nen Staaten. Jeder Staat hat eine 
eigene Geſandtſchaft, die in Zahl oder 
Stimmenzahl nach Maß und Größe der 
Staaten verſtärkt [wird]; kein Ge⸗ 
fandter kann wegen Mangels an In⸗ 
ſtruktionen ſeine Stimme verweigern, 
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während der Sitzungsperiode abberufen 
werden. Fügt hinzu, daß er ſich zum 
Prinzip der Geſandtſchaft, nicht der 
Pairie bekenne. Allerdings habe das 
perſönliche Erſcheinen der Fürſten etwas 
ſehr Anſprechendes, im Gegenſatz des 
jetzigen konſtitutionellen Syſtems, in dem 
die Fürſten eine Allegorie, nur Ziffern 
find; aber der Geiſt der Zeit iſt dagegen. 
Ferner: Es iſt innerlich widerſprechend: 
Der Fürſt gehört dem Lande an, kann 
perſönlich nicht anders als durch die 
Miniſter agieren. Todt: Das Oberhaus 
beſteht aus .. . Mitgliedern, gebildet 
durch die Geſandten der einzelnen Staa⸗ 
ten uſw.; es bleibt den Fürſten unbe⸗ 
nommen, ſelbſt zu erſcheinen. Die Zahl 
der Reichsräte wird in Rückſicht auf 
die Bevölkerung folgendermaßen be⸗ 
ſtimmt: Entweder 193, worunter 24 
Oſterreich und Preußen, 16 Bayern, 
10 die Königreiche, Baden 8, Heſſen, 
Mecklenburg, Herzogtümer 6, die Klein⸗ 
ſten wenigſtens 2; oder 170 (20, 20, 14, 
9,7, wieder die Kleinſten je 2); oder 148, 
wo [auch] die Kleinſten je 2. Wenn man 
die Fürſten ſelbſt erſcheinen läßt, ſo fragt 
ſich: Dürfen fie während der Sitzungs⸗ 
periode abgehen oder nicht; und wenn 
ſie da ſind, ſtimmen ſie mit einer Stimme 
oder mit der ganzen Stimme ihres Lan⸗ 
des? Gervinus hat keine Formulie- 
rung; er iſt im ganzen ſehr gleichgültig 
über das Wie; es kommt ihm nur auf 
die doppelte Kontrolle an. Er warnt 
vor der Verſchmelzung der beiden ver— 
ſchiedenen Richtungen. Bleibt man bei 
der Faſſung des Paragraphen, ſo iſt 
durchaus die Lebenslänglichkeit not⸗ 
wendig, wenn den Fürften perfönlich 
gegenüber noch Anabhängigkeit bleiben 
ſoll. Er warnt vor der Aufnahme der 
Fürſten; fie müſſen ſo viel opfern, war⸗ 
um nicht dies noch; und dann, welche 
Not, wenn der Fürſt im Unterhaus 
ſcharf kritiſiert wird, der im Oberhaus 
ſpricht. Da kommt man auf eine noch 
mehr demokratiſche Faſſung nach Art 
von Amerika oder Belgien. Er ſchlägt 
vor: Preußen und Oſterreich je 40; 
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Bayern [Lücke], die kleinen Staaten je 
einen; dieſer von den Fürſten, wo mehr, 
zur Hälfte durch die Fürſten, zur Hälfte 
auf Präſentation der Stände [ernannt]. 
Die Ernennung für neun Jahre, mit 
Wechſel des Austritts wie [in] Amerika; 
beſtimmtes Alter, keine Tagegelder uſw.; 
gehören dem Lande an, das ſie ſendet. 
Der Paragraph, wie er hier ſteht, vor 
der konſtituierenden Verſammlung bringt 
gewiß großen Kampf, wird verwor— 
fen, und das iſt beklagenswert. Gagern 
macht geltend, daß man von verfchie- 
denen Anſichten ausgehe, ob zur Zeit 
der konſtituierenden Verſammlung die 
Macht der Einzelſtaaten gewachſen iſt 
oder die der Popularpartei. Gewiß wird 
es die Fürſten verſtimmen, wenn ſie nicht 
eintreten ſollen; ſie haben nun einmal 
guten Mut. Gervinus iſt perſönlich 
für die Faſſung des Paragraphen, aber 
er glaubt, die Zeit ſei völlig anders und 
wird ſich ſobald nicht wandeln. Gagern 
trägt an: [Das] Oberhaus wird gebildet 
[durch! 1. die regierenden Fürften, 
2. die vier Bürgermeiſter, 3. 160 Reichs- 
räte, Vertreter derjenigen deutſchen Ein⸗ 
zelſtaaten, die mehr als ½ Million 
zählen. Die regierenden Fürſten können 
ſich durch andere fürſtliche Perſonen 
vertreten laſſen, die während einer 
Sitzung nicht abberufen werden dürfen. 
Die 160 werden zunächſt von den Stän⸗ 
den erwählt auf neun Jahre, und zwar 
in Oſterreich und Preußen von den Pro- 
vinzialſtänden; aus dieſen 160 kann der 
Kaiſer ein Drittel lebenslänglich machen. 
Todt findet es nicht bedenklich, daß die 
Fürſten ſelbſt erſcheinen; die Kritik, die 
möglicherweiſe eintritt, kann doch nicht 
ſchrecken. Bei den ſonſtigen Vorſchlägen 
ſcheint ihm das einheitliche Prinzip zu 
fehlen. Droyſen über das Prinzip 
der Territorien und über die Provin⸗ 
zialſtände: Herr Todt habe die Einheit⸗ 
lichkeit vermißt in den meiſten Bezie⸗ 
hungen; aber Territorium ſei mit nichten 
bloß der Fürſt, ſondern nach Analogie 
des Reiches Fürſt und Parlament, und 
dieſe Analogie werde ſich je länger deſto 
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ſchärfer ausprägen; ja würden die Für⸗ 
ſten allein als die Repräſentanten ihrer 
Territorien angeſehen, ſo hätte man 
ſofort wieder innerhalb Deutſchlands 
völkerrechtliche Verhältniſſe. Demnach 
ſcheine es mir im Prinzip völlig einheit⸗ 
lich, neben der fürſtlichen Ernennung 
(durch die Regierung) auch ſtändiſche 
Wahlen zu machen. Freilich ſei das per- 
ſönliche Erſcheinen der Fürſten eine ge⸗ 
wiſſe Anomalie, aber eine ſehr natürliche. 
Noch eins. Mit großer Genugtuung 
habe ich die preußiſchen und die öſter⸗ 
reichiſchen Provinzialſtände von Gagern 
erwähnt gehört. Dies iſt von äußerſter 
Wichtigkeit. Ein großer preußiſcher 
Staatsmann habe 1819 nicht dringend 
genug die Bildung einer preußiſchen ein⸗ 
heitlichen Verfaſſung empfehlen können; 
man ſei nur zu Provinzialſtänden ge- 
kommen. Gottes weiſe Fügung habe 
ſelbſt durch das Patent vom 3. Fe⸗ 
bruar Preußen nicht in jenem Sinn ver⸗ 
wandeln können. Preußen, in zentraler 
Weiſe konſtituiert, hätte Deutſchland un⸗ 
möglich gemacht, nichts übrig gelaſſen, 
als daß geſchah, was der König vor— 
geſchlagen, daß nämlich ſich Deutſchland 
dem vereinigten preußiſchen Landtag an⸗ 
ſchlöſſe. Jetzt ſei Preußen doch nur eine 
Perſonalunion mit gemeinſamer Admi⸗ 
niſtration und Armee, deren einheitliche 
Macht ſich eben als nicht ſtark zeige. 
Die Provinzen ſeien eigenartig, hätten 
eigene Stände. Petri hält das Mitein⸗ 
treten der Fürſten ſchwer vereinbar mit 
ihrer konſtitutionellen Lage und Mi: 
niſtern. Er meint, die Fürſten um den 
Kaiſer als bloßen Rat, als Reichs— 
fürſtenrat zu verwenden; ſie ſeien gleich⸗ 
ſam ſtatt der bisherigen Kongreſſe. Alſo 
in das Oberhaus können nur Geſandte 
kommen. Jaup ſchlägt vor: Ob Pairie 
oder Repräſentation der Regierung. 
Gagern fragt richtig allgemein: Ob Ein 
Element oder kombinierte Elemente; er 
ſchlägt vor, das Oberhaus zu nennen, 
was es iſt: Staatenhaus; das andere 
Reichshaus. Langen bemerkt wieder 
ſehr richtig, daß der wahrſcheinliche 
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Nach ſtattgehabter Erörterung kam 
zunächſt der von Ahland geſtellte An⸗ 
trag zur Abſtimmung. Dieſer Antrag 
bezweckte für den 8 13 folgende Faſſung: 

„Das Oberhaus beſteht aus den 

Abgeſandten der Regierungen der ein⸗ 

zelnen deutſchen Staaten. Jeder Staat 

hat eine eigene Geſandtſchaft, nach 
dem Maßſtabe der Bevölkerung, aber 
es verſtärkt ſich für die größeren 

Staaten die Zahl der Abgeſandten 

oder der Stimmen, welche der Ge— 

ſandtſchaft zukommen. Kein Abge⸗ 
ſandter darf im Laufe einer Sitzungs⸗ 
periode abberufen werden, oder ſeine 

Abſtimmung wegen Mangels an In⸗ 

ſtruktion verweigern“. 


Es wurde die Frage geſtellt, ob dieſe 


von Ahland vorgeſchlagene Faſſung 
oder die in dem Entwurfe unter 1 ge⸗ 
ſtellte angenommen werden ſolle. Es 
erklärten ſich acht Stimmen für die 
Faſſung des Entwurfes, vier Stimmen 


Kaiſer als Territorialherr viele Reichs⸗ 
räte zu ernennen haben werde. Baſſer⸗ 
mann: Der Anfang des Entwurfes be⸗ 
treffend die Fürſten bleibe ſtehen. Dann 
aber muß der Kaiſer ein Ernennungs⸗ 
recht haben; es könnte ein kleiner, ein 
nachgeborener Prinz zum Kaiſertum 
kommen, und es wäre möglich, daß die 
Zentrifugalkraft der Territorialfürſten 
in Konflikt komme mit der Zentripetal⸗ 
kraft des Reiches. Alſo 37 Mitglieder, 
die der Kaiſer ernennt; iſt er erblich, ſo 
auf Lebenszeit; wenn Wahl auf gewiſſe 
Jahre, ſo ernennt der Kaiſer auf dieſe 
Zeit. Die 126 übrigen ſo verteilt: 20, 
20, 12, 6 . . . bis zu einem, und dieſe 
auf zehn Jahre mit wechſelnder Erneue- 
rung ernannt durch die Miniſterien. 
Ahland bemerkt, daß die Zahl nicht 
ſo groß zu ſein nötig hat, das Gewicht 
liegt vielmehr in der hohen Stellung der 
Einzelnen und in den Rechten des Ober: 
hauſes; es kommt hinzu, daß eine un⸗ 
geheure Konſumtion von Kräften mit 
einem Male eintrete. 

Es wurde dann über die Fragſtellung 
her und hin geſprochen. 

Abſtimmung. Zuerſt Ahlands An⸗ 
trag: Soll das Oberhaus bloß aus Ge: 
ſandtſchaften beſtehen. Hierauf wurde 
nicht eingetreten. ; 


Es wurde über § 13, 1 abgeſtimmt. 
Dafür 8, 4 eventuell (Gervinus, Droy⸗ 
fen, Stever, . .), 3 dagegen (Schmer- 
ling, Ahland, Willmar). 

2. Ob bloß fürſtliche Stellvertreter 
oder freie Wahl derſelben. Freiſtellen. 
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eventuell dafür, und drei dagegen. Die 
Faſſung des Entwurfes iſt ſomit an⸗ 
genommen. 

Die übrigen zum § 13 geſtellten Ab⸗ 
änderungsvorſchläge kamen der Reihe 
nach zur Abſtimmung. Das Ergebnis 
der Abſtimmung waren folgende Be— 
ſchlüſſe: Ä 

1. An der Ernennung der Reichsräte 
ſollen die Landſtände teilnehmen. Be⸗ 
ſchloſſen mit neun Stimmen gegen ſechs. 

2. Die Zahl der Mitglieder des Ober- 
hauſes ſoll annähernd zweihundert ſein. 
Beſchloſſen mit zwölf Stimmen gegen 
drei. 

3. Die Reichsräte ſollen zur Hälfte 
von den Regierungen und zur Hälfte 
von den Landſtänden ernannt werden. 
Einſtimmig angenommen. 

4. In den kleinen Staaten, welche 
nicht mehr als einen Reichsrat zu er⸗ 
nennen haben, ſoll die Ernennung durch 
die Landſtände geſchehen. Einſtimmig 
angenommen. 


5. In den einzelnen Staaten ſollen 
die zu ernennenden Reichsräte nur aus 
den eigenen Staatsangehörigen genom- 
men werden. Einſtimmig angenommen. 

6. Die Ernennung der Reichsräte ſoll 
auf eine beſtimmte Reihe von Jahren 
mit teilweiſer Erneuerung nach einem 
noch näher feſtzuſetzenden Wechſel ge: 
ſchehen, jedoch ſo, daß die jedesmal Aus⸗ 
tretenden wieder ernannt werden können. 
Einſtimmig angenommen. 


7. Statt der für die beiden Häuſer des 
Reichstages in dem Entwurfe ange⸗ 
nommenen Benennung „Oberhaus“ und 
„Anterhaus“ ift zu fegen: „Senat (Staa- 
tenhaus)“ und „Haus der Abgeordneten 
(Volkshaus) “. Wurde ohne Abſtimmung 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 5 


3. Ob der Kaiſer beteiligt ſein ſoll bei 
der Bildung des Oberhauſes. Dafür Za⸗ 
chariä, Baſſermann, Gagern; 12 gegen. 


4. Ob Beteiligung der Landſtände. 
Nein: Willmar, Todt, Gabelentz. 


5. Ob approximativ 200. Aberwie⸗ 
gend bejaht. 


6. Gervinus trägt an: Senat im 
Oberhauſe nach folgender Skala zu 
ernennen: 24, 24, 12, 8, 8 .. .. Heſſen 6, 
6. . 20 je 1. Was unter 200 000, hat 
nur einen Vertreter, der von den Stän⸗ 
den beſtellt oder repräſentiert wird. 

7. Ob die Fürſten Stellvertreter aus 
ihrem Lande zu ernennen haben? Ja. 


8. Ob Lebenslänglichkeit? Gabe— 
lentz ſagt: Da die Territorialſtände mit 
ernennen ſollen, ſo ſchließt dies, da dieſe 
wechſelnd find, ſchon die Lebenslänglich⸗ 
keit aus. Sodann: Auf wieviel Jahre? 
Ob mit wechſelndem Austreten, ob 
wieder wählbar? Hier war ſehr hart⸗ 
näckiger Kampf. Dahlmann beſtand 
auf Lebenslänglichkeit. Ja 5, nein Le⸗ 
benslänglichkeit! 10 (für Lebenslänglich⸗ 
keit Dahlmann, Gagern, Gervinus, 
Stever ..). Ob Integral⸗ oder Par⸗ 
tialerneuerung? Letztere beſchloſſen, bei 
§ 14 vorbehalten zu beſtimmen, in wel⸗ 
chem Zeitwechſel. 


1d. h. keine Lebens länglichkeit. 
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der Kommiſſion zur weiteren Erwägung 
verſtellt. 

8. Niemand kann zum Reichsrate er⸗ 
nannt werden, der nicht das vierzigſte 
Lebensjahr vollendet hat. Mit acht 
Stimmen gegen ſieben angenommen. 


VII. Sechz ehnte [fünfzehnte] Sitzung 
Frankfurt a. M., 19. April 1848, nachmitt. 


Zu 8 14. Zu dieſem Paragraphen 
wurden folgende a be⸗ 
ſchloſſen: 

1. Es ſoll nicht auf je 70 000, ſondern 
auf je 100 000 Seelen ein Abgeordneter 
kommen. Dabei ſoll die wirkliche Be— 
völkerung, nicht die der Bundesmatrikel 
zum Grunde gelegt, und dies in dem 
Entwurfe ausdrücklich bemerkt werden. 
Ein Aberſchuß von 50 000 Seelen ſoll 
ebenfalls zu einem Abgeordneten berech- 
tigen. Einſtimmig angenommen. 


2. Bei den Wahlen der Abgeordneten 
ſoll teilweiſe Erneuerung eintreten. Mit 
neun Stimmen gegen ſechs angenommen. 


Es wird beſtimmt ein Alter von vierzig 
Jahren. 


Sitzung 19. April, nachmittags 5 Uhr 


Fortgeſetzt wurde die a des 
Entwurfs § 14. 


Albrecht ſchlägt vor, zur Minderung 
der Zahl der Abgeordneten ſtatt 70 000 
100 000 zu nehmen, danach würde die 
Zahl der Abgeordneten etwa 450 wer- 
den. Gagern warnt gegen dieſe, wie es 
ſcheinen könnte, reaktionäre Zahl. Doch 
ſei, wurde ihm entgegnet, die 50 000 nur 
für die konſtituierende Verſammlung be⸗ 
liebt worden. Zachariä bemerkt, daß 
nach unſerem Prinzip notwendig von 
der Anterſcheidung der einzelnen Staa⸗ 
ten abgegangen werden müſſe. Es ward 
entgegnet, daß dies praktiſch ſehr viel 
Weitläufigkeiten habe. Sommaruga 


macht aufmerkſam darauf, daß es ſich 


frage, ob unter die 100 000 auch die zeit⸗ 
weiſe ſich im Lande aufhaltenden Frem⸗ 
den gehören. Schmerling hält das 
nicht für bedeutend. 


Gegen die fünf Jahre ſpricht Todt, 


auch Baſſermann wünſcht Proportio⸗ 


nalerneuerung. Dahlmann ſieht eine 
unnütze Beweglichkeit darin. Jaup fin⸗ 
det gut, daß ein Stock, ein Kadre zu⸗ 
rückbleibt, der Geſchäftskenntnis hat. 
Ahland findet beſſer, daß ſich der Cha⸗ 
rakter der Zeit in von Zeit zu Zeit neuen 
Wahlen von Friſchem auspräge. Baſ⸗ 
ſermann fürchtet, daß ſonſt Wahlen 
unter ganz momentanen Zeiteindrücken 
gemacht werden könnten, ſo in Baden 
1846 etwa unter Einwirkung der ultra⸗ 
katholiſchen Bewegung gegen die Licht— 
freunde. Alſo für Integralerneuerung 6 
gegen 9. Wahlen auf ſechs Sr mit 
dreifachem Wechſel. 
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3. Die Abgeordneten ſollen auf ſechs 
Jahre gewählt werden; alle zwei Jahre 
tritt ein Drittel aus; die Austretenden 
ſind wieder wählbar. Einſtimmig ange⸗ 
nommen. 

Infolge des Beſchluſſes über die 
teilweiſe Erneuerung der Mitglieder 
des Unterhaufes wurde zum § 13 be⸗ 
ſchloſſen, daß die Reichsräte auf 
zwölf Jahre ernannt werden ſollen; 
alle vier Jahre tritt ein Drittel aus; 
die Austretenden können wieder er- 
nannt werden. 


4. Der zweite Abſatz des 8 14 wurde 
unverändert nach dem Entwurfe ange- 
nommen. 

Dafür, daß die Art der Wahl, ob di⸗ 
rekt oder indirekt, der Geſetzgebung der 
einzelnen Staaten überlaſſen werde, er⸗ 
klärten ſich dreizehn Stimmen gegen 
zwei. 


5. Der dritte Abſatz ſoll in folgender 
Weiſe gefaßt werden: 
„Wähler iſt jeder volljährige felb- 
ſtändige Staatsangehörige, mit Aus⸗ 
ſchluß der wegen eines entehrenden 


N Verbrechens Verurteilten, wählbar 


jeder Wahlberechtigte nach vollende⸗ 


Für das Oberhaus zwölf Jahre und 
drei Klaſſen zu je vier Jahren. 


Langen wünſcht, daß in betreff der 
Wahl, ob direkt oder indirekt, etwas 
Ausdrückliches und Allgemeines be⸗ 
ſchloſſen werde; es ſei notwendig, hierin 
Einheit zu ſchaffen, und man ſetze die 
Regierung in Verlegenheit, wenn ſie 
darüber entſcheiden ſolle. Stever fin- 
det, daß die norddeutſche Bevölkerung 
zu wenig politiſche Notabilitäten habe, 
um direkte Wahlen durch die kleinen 
Leute machen zu laſſen. Die Leute wür⸗ 
den gar nicht wiſſen, wen ſie wählen 
ſollten; aber eine Beteiligung ihnen zu 
geben durch die Wahl eines Wahlmanns, 
ſcheint in hohem Maße wünſchenswert. 
Jaup: In Baden ſind indirekte, in 
Württemberg direkte Wahlen, in Baden 
ſei Mangel an Freiſinnigkeit, und in der 
Paulskirche haben die Württemberger 
für indirekte Wahlen geſtimmt. Ger- 
vinus: Gagern und Darmſtadt kommt 
in große Verlegenheit mit ſeinen indi⸗ 
rekten Wahlen, während das kurheſſiſche 
Gouvernement perfide genug ganz demo⸗ 
kratiſch alle möglichen Republikaner 
wählen laſſe. Ahland ſpricht für Bei: 
behaltung des fakultativen Ausdrucks; 
die nächſte konſtituierende Verſammlung 
werde Muſter für das direkte und indi⸗ 
rekte Syſtem in Fülle bringen. 

Zachariä wünſcht „Staatsbürger“ 
fortgeſtrichen und „Staatsangehöriger“ 
dafür. To dt hat die Meinung, daß jeder 
Deutſche, wo er ſich gerade befindet, 
wählen dürfe. Nach unfruchtbarem 
Streit wurde die Sache verlaſſen und 
der ſpeziellen Geſetzgebung überwieſen. 
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tem dreißigſten Lebensjahre ohne Un- 
terſchied des deutſchen Staats, dem er 
angehört. Die näheren Beſtimmungen 
bleiben einer von Reichs wegen zu 
erlaſſenden Wahlordnung vorbehal⸗ 
ten“. 


6. Der vierte Abſatz des § 14 fällt 
weg, als in die Geſchäftsordnung ge⸗ 
hörend. f 

Zum § 15. Ohne Anderungen ange: 
nommen. 

Zum 8 16. Unter dem Ausdrucke 
„Mitglied“ ſind die Stellvertreter der 
Fürſten im Oberhauſe (8 13 Nr. 1) mit: 
begriffen. Bei der ſchließlichen Redak⸗ 
tion ſoll noch geprüft werden, ob der 
Ausdruck dies deutlich genug bezeichnet. 

Die Worte „ſeine Wähler“ fallen weg. 

Da hiernach die Mitglieder des 
Reichstages allgemein an Inſtruktionen 
nicht gebunden ſind, ſo wurde nachträglich 

zum 8.13 beſchloſſen, dort unter Nr. 1 
die Worte 

„und ſeine Abſtimmung wegen 

Mangels an Inſtruktion nicht verwei⸗ 

gern“ 
wegzulaſſen. 


Sommaruga macht mit Recht auf- 
merkſam darauf, daß im Vorparlament 
das Wort „ſelbſtändig“ hinzugefügt 
worden ſei und daß dies wichtig, teils 
weil viele, dem Alter nach großjährig, 
noch unter Kuratel uſw. ſtehen, teils weil 
kürzlich die Fünfzig beſchloſſen haben, 
die Interpretation des Wortes jeder Re⸗ 
gierung zu überlaſſen. Demnach muß das 
Geſinde geſtrichen werden. Ob auch der 
Almoſenempfänger? Schmerling ver- 
tritt die beſtehende Faſſung, anführend 
die Duellgeſetze. 

Die Debatte wird wieder kleinlich und 
langweilig!. 


§ 15 bleibt. 


§ 16. Ob die Inſtruktionen hier zu er⸗ 
wähnen, wird gefragt. Wichtiger iſt, daß 
jeder Vertreter des ganzen Deutſchland 
iſt. Dies ſcheint freilich in einigem Kon⸗ 
flikt mit dem vom Senat Beſprochenen, 
aber es iſt doch wünſchenswert und nicht 
zu entbehren. Die Wahl und Ernennung 
aus den Territorien iſt die ratio, den 
Senat zu beſtellen, aber auch deſſen Auf⸗ 
gabe iſt allgemein⸗deutſches. 


1 Vgl. dazu die Bemerkung Droy⸗ 
ſens in ſeinem „Tagebuch“: 

Die Nachmittagsſitzung war ermü⸗ 
dend, wurde bald kleinlich. Der näſelnde 
und langweilige, gedankenarme Za⸗ 
chariä brachte immer wieder Triviali⸗ 
täten zum Vorſchein, die ganz den Ge⸗ 
ſichtspunkt der Aufgabe verſtellten. 
Hinausgehend war Schmerling mit 
Recht ungehalten über dieſe Art von 
Zeitverluſt. Hier müſſe man ſitzen und 
ungewaſchenes Zeug anhören, während 
man daheim Großes und Heilſames 
ſchaffen könne; dazu komme, daß wir 
wirklich die moraliſche Bedeutung un⸗ 
ſerer Stellung eingebüßt hätten, ein⸗ 
gebüßt durch die entſetzliche Lahmheit 
unſerer Entſchließung in betreff der 


Zentralgewalt. Wie ſehr ſtimmte ich 


ihm bei. 


Fünfzehnte Sitzung — 19. April 1848 69 


Zum 8 17. Von Zachariä wurde 
vorgeſchlagen, bei der Feſtſetzung des 
Voranſchlages, für die Fälle, wo die 
beiden Häuſer nicht übereinſtimmen, eine 
Durchzählung der Stimmen vorzuſchrei⸗ 
ben. Dieſer Vorſchlag wurde bei der 
Abſtimmung durch die Mehrzahl ver- 
worfen. 


Im 8 17 ſoll noch beſtimmt werden, 
daß der Voranſchlag an das Oberhaus 
nur in der Faſſung gelange, wie er im 
Unterhaufe genehmigt worden, und daß 
im Oberhauſe nur über Annahme und 
Verwerfung im Ganzen Beſchluß gefaßt 
werde. Die nähere Redaktion dieſer Be⸗ 
ſtimmung bleibt der Kommiſſion vorbe⸗ 
halten. 

Der erſte Satz des & 17 fällt weg und 
es tritt dafür folgende Faſſung ein: 

„Zur Gültigkeit eines Reichstags⸗ 
beſchluſſes gehört die Abereinſtim⸗ 
mung beider Häuſer“. 

Dann folgt mit einem Abſatze der 
zweite Satz in folgender Faſſung: 

„Das Recht des Geſetzesvorſchlags, 
der Beſchwerde und der Adreſſe, des⸗ 


S 17. Daß auch das Oberhaus bei 
Geldbewilligungen mitzureden habe, 
ſcheint notwendig, weil das Territorial⸗ 
intereſſe dort vertreten iſt. Zachariä 
findet für den möglichen Fall des Kon⸗ 
fliktes notwendig ein Durchzählen der 
Stimmen der beiden Häuſer. Auch 
ſcheint dadurch die invidia, die ſich leicht 
gegen das Oberhaus wenden könne, ge- 
hoben zu werden. Auch To dt meint, daß 
in dieſem Fall irgend etwas angeordnet 
werden müſſe. Gagern erinnert an das 
Zuſammentreten der engliſchen Rom- 
miſſionen aus beiden Häuſern. Todt 
warnt dagegen aus eigener Erfahrung. 
Dahlmann meint vielmehr, es muß gar 
kein Mittel geben; denn das iſt in ſau⸗ 
berer Weiſe auszugleichen, wenn eine 
der zwei Kammern umwirft. Za chariä 
meint, dergleichen ſei nur in dem ſo tief 
gewurzelten England möglich. Dahl— 
mann dagegen: Wie viel weniger wird 
dies ſchwache deutſche Oberhaus mwider- 
ſtehen können. Zachariä: Am ſo weniger 
braucht man mit ſo beſonderem Eifer 
Amſtände machen. Todt macht geltend, 
daß es wünſchenswert iſt, das Anterhaus 
mache das Budget nach aller einzelnen 
Beſtimmung, das Oberhaus hat nur das 
allgemeine Ja oder Nein. Ob Durch⸗ 
zählung oder nicht. Dafür 5, gegen 10. 
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gleichen die Anklage der Miniſter ſteht 

jedem Hauſe für ſich zu“. 

Hieran ſchließt ſich, ebenfalls mit 
einem Abſatze, der dritte Satz in der 
Faſſung des Entwurfes, jedoch mit dem 
oben angegebenen, noch näher zu redi⸗ 
gierenden Zuſatze. 

Zum 8 18. Unverändert angenommen. 

Zum 8 19. Statt der Faſſung des 
Entwurfs wurde von Gervinus fol- 
gende Faſſung beantragt: 

„Der Reichstag verſammelt ſich von 
Rechts wegen jährlich einmal zu einer 
ordentlichen Sitzung in Frankfurt am 
Main, die am ... ihren Anfang 
nimmt. Außerordentliche Sitzungen 
können durch den Kaiſer zu jeder Zeit 
berufen werden (ſiehe oben 8 9). Eine 
Vertagung des Reichstages durch 
den Kaiſer darf nicht über ſechs Wo⸗ 
chen ausgedehnt werden. Einer Auf⸗ 
löſung ſoll die Anordnung neuer Wah⸗ 
len binnen 14 Tagen nachfolgen, wid⸗ 
rigenfalls tritt der Reichstag drei Mo⸗ 
nate nach der Auflöſung in ſeiner alten 
Geſtalt zuſammen, wenn die Zeit der 
ordentlichen Sitzung nicht früher fällt. 
Die Sitzunglen] beider Häuſer ſind 
öffentlich“. 

Der Antrag wurde einſtimmig ange⸗ 


nommen. 
Wie oben Petri. 


VIII. Siebzehnte ſſechzehnte] Sitzung 
Frankfurt a. M., 20. April 1848, morgens 


Fortſetzung der Verhandlungen über 
den Entwurf des Reichsgrundgeſetzes. 
Der Berichterſtatter der Kommiſſion 
ſchlug vor, die vorbehaltene Beſtimmung 
in betreff der Erfindungspatente folgen⸗ 
dermaßen zu faſſen: 
„Auch zur Erteilung von Erfin⸗ 
dungspatenten (8 31) bedarf es der 


Zuſtimmung des Reichstages nicht“. 


Dieſer Satz würde dem 8 8 als zweiter 
Abſatz beizufügen ſein. Dann würde der 
S 9 anfangen: „Dem Kaiſer ſteht die 
Berufung“ uſw., ſtatt: „Ihm ſteht die 
Berufung“ uſw. 


Zum 8 19 hat Gervinus eine Ar 
von Zuſätzen. 


Donnerstag, 20. April 1848 


Zunächſt einige Redaktionen. | 
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Der Vorſchlag wurde angenommen. 


Die Beſtimmung, welche nach dem 
Vorbehalte in voriger Sitzung dem 8 17 
noch beigefügt werden ſollte, ſchlug der 
Berichterſtatter in folgender Weiſe vor. 
Der letzte Satz in § 17 des Entwurfs, 
lautend: 

„Der Voranſchlag des Neichshaus— 

halts iſt ſtets zuerſt dem n 

vorzulegen“, 


ſolle wegfallen, und an deſſen Stelle f olle 
treten: 

„Der Voranſchlag des Reichshaus— 
haltes iſt ſtets zuerſt dem Anterhauſe 
zur Beſchlußnahme vorzulegen, deren 
Ergebnis das Oberhaus nur im Gan- 
zen verwerfen, in den einzelnen An⸗ 
ſätzen nicht verändern darf“. 

Der Vorſchlag wurde angenommen. 

Auf den Antrag von Gervinus 
wurde beſchloſſen, zwiſchen dem § 19 
und dem § 20 die folgenden beiden neuen 
Paragraphen einzuſchalten: 

„§ 20. Die Mitglieder des Reichs⸗ 
tages können von der Verpflichtung, 
an den Verhandlungen desſelben teil⸗ 
zunehmen, nur durch das betreffende 
Haus des Reichstages ſelbſt entbun⸗ 
den werden. Zu Arlaubsverweige⸗ 
rungen ſind die Regierungen nicht be⸗ 
rechtigt“. 

„§ 21. Die Mitglieder beider Häu⸗ 
ſer können, außer im Falle der Ergrei⸗ 
fung auf friſcher Tat, während ihrer 
Anweſenheit auf dem Reichstage und 
während der Hin- und Herreife wegen 

keines Vergehens oder Verbrechens 
verhaftet werden, ohne Zuſtimmung 
des betreffenden Hauſes. Auch dürfen 
ſie wegen ihren Reden und Abſtim⸗ 
mungen auf dem Reichstage an kei⸗ 
nem anderen Orte zur Nechenfchaft 
gezogen werden“. 

Die nähere Prüfung der Faſſung die- 
ſer beiden neuen Paragraphen bleibt der 
Kommiſſion bevor [fo]. 

Zum 8 20 des Entwurfes. Der Be⸗ 
richterſtatter der . on ſchlug vor, 


Ger vinus fügte einige Paragraphen 
hinzu. 


Dahlmann ſpricht gegen § 20, jetzt 
22 [ſoll heißen 21] und ſchlägt dafür 
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den 8 20 des Entwurfs durch folgende 
anderweite Beſtimmung, jedoch mit 
Vorbehalt näherer Prüfung der Re— 
daktion, zu erſetzen: 

„Die Reichsminiſter haben nur 
Stimmrecht in dem einen oder ande⸗ 
ren Hauſe, wenn ſie Mitglieder des⸗ 
ſelben ſind. Sie haben Zutritt in jedem 
Haufe, und müſſen auf ihr Verlangen 
gehört werden. Jedes Haus kann die 
Gegenwart der Minifter verlangen“. 
Einſtimmig angenommen. 

Die Beratung der 88 21, 22, 23 des 
Entwurfs wurde auf den Wunſch von 
Jaup ausgeſetzt bis zu der auf morgen 
anberaumten Sitzung. 


Es wurde daher zur Erörterung des 
Artikel IV übergegangen. 

„Statt der im Entwurfe enthaltenen 
Aberſchrift des Artikel IV wurde be⸗ 
ſchloſſen, als Aberſchrift zu ſetzen: 
„Grundrechte des deutſchen Volks“. 

Zum 8 24, Eingangsworte. Auf 
den Antrag von Ahland und die daran 
geknüpfte weitere Erörterung wurde ein⸗ 
ſtimmig beſchloſſen, die Eingangsworte 
in folgender Weiſe zu faſſen: 

„Das Reich gewährleiſtet dem 
deutſchen Volke folgende Grundrechte, 
welche zugleich der Verfaſſung jedes 


8 88 der belgiſchen Verfaſſung! aufzu⸗ 
nehmen vor. 


Artikel III wurde noch ausgeſetzt. 

Auf Luthers Veranlaſſung ging 
man zurück auf § 4. Es iſt nun das 
Reichsgericht näher dargeſtellt, nicht 
aber auch die Finanz und namentlich die 
Reichsregierungspartie. Die Finanz 
wird Todt bearbeiten; hinter dem 
Reichsgericht müßte nun die Darſtel⸗ 
lung der) Reichspolizei uſw. dargeſtellt 
werden: „Ruhe handhaben, Konflikte 
ſchlichten uſw.“. Sommaruga bemerkt 
mit Recht, daß dies, der Wiener 
Schlußakte entnommen, ſehr wenig Bei⸗ 
fall finden würde. Es werden ſich alle 
dieſe Verhältniſſe erſt allmählich ergeben 
und es wird genügen, ſtatt Einzelheiten 
aufzuführen, das Allgemeinſte zu ſagen. 
Ahnliches wird ſich in betreff der Finanz 
ergeben müſſen. Jaup meint, dieſe 
Fragen über die Reichspolizei könnten 
erſt eintreten, nachdem man ſich über 


die Kompetenz der Reichsgerichte ver— 


ſtändigt habe. 

Artikel IV. 

Zachariä findet zwar dies recht 
ſchön, findet aber, daß dies, was dem 
Volk gewährt werde, zu Anfang der 
Verfaſſung geſtellt werden müſſe, und er 
findet darin überhaupt die Bedeutung 


1 Les ministres n'ont voix delibera- 
tive dans l'une ou l'autre Chambre que 
quand ils en sont membres. 

Ils ont leur entrée dans chacune des 
Chambres, et doivent étre entendus 
quand ils le demandent. 

Les Chambres peuvent requ£rir la 
presence des ministres. 
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einzelnen Staates zur Norm dienen 
ſollen“. 


der neuen Schöpfung; er wünſcht, daß 
dies alſo dem Art. II angefügt werde. 
Er findet, daß n. o. p. q nicht gerade 
in die Verfaſſung der einzelnen Staaten 
gehöre, ſondern mehr zur Bedeutung 
und Gewährleiſtung des Reichs. Al- 
brecht macht geltend, daß dies auf Um- 
ſtellung des Ganzen führen würde: An⸗ 
fangs ſei es ganz in den Anfang geſtellt, 
gleich nach Art. I, und dies ſcheint aller- 
dings von Wichtigkeit. Jaup ſtimmt 
dem unbedingt bei, was Zachariä ſagt: 
Man will nicht bloß ſehen, wie das Reich 
geformt iſt, ſondern was jeder als Recht 
hat, und nicht bloß den Regierungen 
gegenüber, ſondern als Deutſcher. Sonſt 
würde dies in der jetzigen Stellung aus⸗ 
ſehen, als ſei es dependent von den 
Reichsgewalten. Albrecht ſagt: Dies find 
Reichs grund geſetze; es werden künftig 
noch tauſend Rechte beſtellt werden, 
aber durch Reichsgeſetze; dies find Be⸗ 
dingungen der Exiſtenz des Reichs. 


Dahlmann: Das deutſche Volk, das 


ein paar tauſend Jahre gewartet hat, 
dieſe Rechte zu bekommen, ſoll nun nicht 
die Geduld haben, ein paar Blätter zu 
leſen! Es würde den ganzen Organismus 
des Entwurfs ſtören. Ahland: Ich halte 
dies ſchöne Verzeichnis von Volksrech— 
ten für einen großen Kern der neueren 
Bewegung in Deutſchland, und die Ver- 
faſſungsformen ſind im Grund auch nur 
die Formen, durch welche dies dauernd 
werden ſoll. Die beiden Geſichtspunkte, 
die hier hervorgehoben werden, wünſche 
ich beſtimmt ausgeſprochen: 1. den Ge- 
ſichtspunkt, den auch das Vorparlament 
genommen, wo dies Verzeichnis als 
Grundrechte und Forderungen des deut⸗ 
ſchen Volkes als Minimum der Volks⸗ 
rechte bezeichnet wurde; 2. aber ebenſo 
wichtig iſt der Geſichtspunkt, daß dies 
Grundzüge der Verfaſſung der einzelnen 
Staaten find, daß dieſe darnach nor- 
miert ſein müſſ en. Ich wünſche, daß dieſer 
Gedanke, der jetzt nur als Aberſchrift 
daſteht, in den Kontext aufgenommen 
werde, ſo daß dieſe Rechte eben als 
Grundzüge jeder Territorialverfaſſung 
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Zum § 24a. Die Beſtimmung unter 
dieſem Buchſtaben ſoll in folgender 
Weiſe gefaßt werden: 

„A. eine Volksvertretung mit ent⸗ 
ſcheidender Stimme bei Geſetzgebung 
und Beſteuerung, und mit Verant⸗ 
wortlichkeit der Miniſter gegen die 
Volksvertreter“. 

Zum § 24b. Angenommen. 

Zum § 24. Statt der Faſſung des 
Entwurfes tritt folgende Faſſung ein: 

„C. eine freie Gemeindeverfaſſung 
auf Grundlage ſelbſtändiger Verwal⸗ 
tung in Gemeindeangelegenheiten“. 
Zum 8 24d. Angenommen. 


bezeichnet ſind. Todt hat von Anfang 
an ähnliche Umftellung wie Zachariä 
gewünſcht, findet es aber jetzt nach den 
Bemerkungen der Redaktion gleich- 
gültig. Auch die amerikaniſche Verfaſ⸗ 
ſung hat das nicht. Was den Eindruck 
auf den Leſenden betrifft: Mag ſein, das 
Programm der Sieben hat vielleicht 
darin gefehlt und Mißſtimmung erregt, 
daß man mit dem Reichsoberhaupt an- 
fing. Doch hier handelt es ſich um viel 
Tieferes. Dahlmann: Wir hatten 
früher die Aberſchrift „(gewährleiſtete) 
Grundrechte des Volkes“. So wird denn 
angenommen und nach Ahlands Antrag 
die Einleitung modifiziert. 


a. Ahland fordert ſtatt „Zuſtim⸗ 
mung zu Geſetzen und Steuern“ ent⸗ 
ſcheidende Stimme, was jedoch bedenk⸗ 
lich ſein könnte. Dies Bedenken wurde 


erledigt. 


d. Es wurde von Jaup geltend ge⸗ 
macht, welche Gefahr die völlige Un- 
abſetzbarkeit der Richter habe; es gäbe 
in den unterſten Zweigen ſo leicht Irr⸗ 
tum, daß es zum größten Schaden wer- 
den könne, wenn [der] unterſte Richter 
ſogar unabſetzbar iſt. Dahlmann meint, 
fo werde man den Richtern deſto ſchärfer 
auf den Dienſt paſſen. Stever meint, 
ob denn auch die Penſionierung aus- 
geſchloſſen ſei. Zachariä macht den 
Vorſchlag: Unabhängigkeit der Nechts- 
pflege mit dem Grundſatz uſw. Schmer- 
ling: In Oſterreich iſt der ſehr humane 
Grundſatz, daß auch ſubalterne Beamte 
von der Verwaltung nicht entfernt wer⸗ 
den können ohne Zuziehung zweier Ju⸗ 
ſtizperſonen, z. B. wenn ein Kondukteur 
etwas verliert, ſich an die Stunde nicht 
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Zum § 24e. Angenommen. 

Zum 8 24f. Ebenſo. 

Zum 8 24g. Die Beſtimmung unter 
dieſem Buchſtaben ſoll lauten: 

„g. freies Verſammlungs⸗ und 
Vereinsrecht, mit Vorbehalt eines 
Geſetzes gegen den Mißbrauch“. 
Zum $ 24h. Angenommen. 

Zum S 241i. Ebenſo. 

Zum S 24 k. Ebenſo. 

Bei der Erörterung dieſes Abſatzes 
wurde auf den Antrag von Jaup nach⸗ 
träglich beſchloſſen, zum § 24d am 
Schluſſe „Kriminalſachen“ die Worte 
zuzufügen: 

„und bei allen politiſchen Ver⸗ 

gehen“. 

Zum § 241. Angenommen. 

Zum § 24m. Ebenſo. 


IX. Achtzehnte [fiebzehnte] Sitzung 
Frankfurt a. M., 20. April 1848, nachmitt. 


Zum 8 24 n. Die Beſtimmung ſoll 
folgendermaßen lauten: 

„n. Berechtigung aller Angeböri- 
gen des deutſchen Reiches, in jedem 


hält uſw. Daher werde der Ausdruck 
„und Recht“ geſtrichen. Die Frage über 
Antauglichkeit kann nicht nach dem Recht 
entſchieden [werden], aber durch ein 
bloßes geſchworenes Arteil. Dies iſt in 
der Tat ein ſehr richtiges Prinzip. 
Jaup: Anabhängigkeit der Gerichte hat 
allerlei Folge und Bedingung und man 
könne vielleicht die Anabſetzbarkeit ſtrei⸗ 
chen. Dahlmann: Es bekam kürzlich ein 
Gerichtshof einſen] ſcharfen Tadel von 
oben her wegen eines Urteils. Die Un- 
abſetzbarkeit iſt ſo weſentlich, daß, wenn 
wir ſie ſtreichen, ſo wird ſie in der großen 
Verſammlung kommen. Sommaruga 
ſchlägt vor: „Außer durch Strafurteil 
oder richterlichen Spruch“. Somma⸗ 
ruga fragt, ob nicht Trennung der 
Juſtiz und Verwaltung, ob nicht Patri⸗ 
monialjuſtiz zu erwähnen. Ahland 
fragt, ob nicht auch die privilegierten 
Gerichtsſtände zu meiden ſeien. 


n. Zachariä bemerkt, daß das Aber⸗ 
ſiedlungsrecht damit alſo nicht ausdrück⸗ 
lich ausgeſprochen ſei. Droyſen wendet 
dagegen ein, daß das Recht der Kom— 
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einzelnen deutſchen Staate und an 


jedem Orte ihren Aufenthalt zu neh⸗ 
men, und unter den nämlichen Be⸗ 
dingungen wie die Angehörigen des 
betreffenden Staats Grundſtücke zu 
erwerben und Gewerbe zu betreiben“. 


Zum 8 240. Angenommen. 

Zum § 24 p. Angenommen, jedoch 
mit der Anderung, daß ſtatt „freie 
Wahl“ geſetzt werden ſoll: „Freiheit der 
Wahl“. 


Nach 8 24p ſoll unter einem befon- 
deren Buchſtaben eingefchaltet werden: 
„d. Freiheit der Wiſſenſchaft“. 


Zum 8 24 des Entwurfs. Dieſer 
Abſatz ſoll lauten: 

„T. Freiheit des Glaubens und der 
privaten und öffentlichen Religions- 
übung; Gleichheit aller Religions- 
parteien in bürgerlichen und politiſchen 
Rechten“. 


mune ſehr dadurch beſchränkt werden 
würde, die zu ihrem Schutz ſich in betreff 
des Heimatrechts vorſehen muß. Sehr 
richtig bemerkt Gabelentz, es ſeien 
zwei verſchiedene Rechte, ob jemand in 
einem beſtimmten Staate Staatsbürger⸗ 
und Heimatsrecht erwerbe, oder ob er 
irgendwo heimiſch und heimatberechtigt 
ſich anderswo niederlaſſen wolle. 

Nachmittag. 

p. Droyſen ſchlug vor freie Volks⸗ 
ſchule. Jaup ſprach aus Erfahrung in 
Darmſtadt dagegen. Stever wollte 
Land⸗ und Stadtſchule unterſchieden 
wiſſen. Ahland kam nochmals auf die 
Lehrfreiheit. Es ſei dies in ſeinem Lande 
in ſehr lebendiger Anregung und werde 
gewiß Einfluß auf die nächſten Wahlen 
haben. Es betrifft zunächſt die Aniverſi⸗ 
täten; in neuerer Zeit ſei ja nun Konflikt 
zwiſchen der ſpeziellen Philoſophie und 
dem Kirchlichen, die Frage, wie weit 
die Lehrfreiheit ihr Recht üben könne. 
Er wünſcht zu hören, was man damit 


meint. Dahlmann meint, er würde 


lieber Freiheit der Wiſſenſchaft Hagen]; 
ich bin vor einem Jahre in der Lage ge⸗ 
weſen, eine Rede eines Kultusminiſters 
anzuhören, der da behauptete, nur in den 
Naturwiſſenſchaften könne dieſe Freiheit 
ſein, in anderen Richtungen müſſe ſie ſich 
beſtimmten Normenunterordnen. Droy⸗ 
ſen fügte hinzu, Lehrfreiheit ſei ein ſo 
hybrider Ausdruck wie Volksſouveräni⸗ 
tät; bekenne ſich ein Staatsmann dazu, 
die Lehrfreiheit zu wollen, ſo ſei darin 
ein förmlicher moraliſcher Makel. 

r. In betreff der freien Religion macht 
Baſſermann aufmerkſam auf den mög⸗ 
lichen Schaden; ſo warnt er vor den 
Jeſuiten: Sie lehren etwa jahrelange 
Vergebung aller Sünden, wie ſie das oder 
jenes gegen den Staat tun. Schmer⸗ 
ling macht geltend, daß das Genoſſen⸗ 
ſchaftliche die Klöſter einſchließe, und mit 
Recht; denn es ſei eine Beſchränkung 
der Freiheit des höheren religiöſen Be⸗ 
dürfniſſes, nicht ſich befriedigen laſſen zu 
wollen. Baſſermann dagegen: Wenn 
die Wirtſchaft komme wie im Kanton 
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Zum 8 25. Angenommen. 

Auf den Antrag von Jaup wurde 
nachträglich beſchloſſen, zum 8 7 nach 
dem Worte „RNegierungsrechte“ noch 
die Worte beizufügen: „und Pflichten“. 

Zum 826. Angenommen. 

Zum 8 27. Statt des Wortes „Eiden“ 
ſoll geſetzt werden: „Verpflichtungen“. 
Im übrigen angenommen. 


Zum 8 28. Es wurde beantragt, die 
Worte „ingleichen die Wiederholung 
des Beſchluſſes in zwei aufeinanderfol⸗ 
genden Sitzungsperioden“ wegfallen zu 
laſſen. Der Antrag wurde mit elf 
Stimmen gegen vier Dahlmann, Alb⸗ 
recht, Baſſermann, v. Gagern) ange: 
nommen. 

Ferner wurde beantragt, ſtatt „we— 
nigſtens zwei Drittel der Anweſenden“ 
zu ſetzen: „wenigſtens drei Viertel der 
Anweſenden“. Mit zehn Stimmen gegen 
fünf genehmigt. 

Im übrigen bleibt der 
ändert. 

Zum 8 29. Statt „Bundesgeſetze“ 
muß es heißen „Landesgeſetze“. 

Nach „Landesgeſetze“ ſoll noch einge— 
ſchaltet werden: „und Verträge zwiſchen 
einzelnen deutſchen Staaten“. Statt 
„welche mit“ iſt zu ſetzen „inſoweit ſie mit“. 

Am Schluſſe der Erörterung wurde 
auf die Einleitung des Entwurfs zu⸗ 
rückgegangen und dieſelbe nunmehr un⸗ 
verändert genehmigt. Jedoch wurde be- 
ſchloſſen, im 8 24 unter den Grundrechten 
des deutſchen Volkes noch eine Beſtim⸗ 
mung hinzuzufügen, welche fremde Na⸗ 
tionalitäten gegen Schmälerung ſicher⸗ 
ſtelle. Aber die Faſſung dieſer Beſtim⸗ 
mung wird die Kommiſſion in der näch⸗ 
ſten Sitzung einen Vorſchlag eröffnen. 

Wie oben Petri. 


§ 28 unver⸗ 


Luzern, ſo kann man die Klöſter nicht 
los werden; ſie gehen an den Reichstag, 
berufen ſich auf den Artikel r und der 
Reichstag muß ſich [ſo, ſtatt: ſie] ſchützen. 
Gagern: Ich glaube, alle Beſorgniſſe 
müſſen ſich an den Buchſtaben q halten. 


Artikel V S 27. Da die landesherr- 
lichen Verpflichtungen in ihren Verfaſ⸗ 
ſungen nicht überall Eide ſind, ſo könnte 
man die der Fürſten auf die Reichsver⸗ 
faſſung vermiſſen. 

8 28. Die Erſchwerung der Verände— 
rung der Verfaſſung wurde fallen ge- 
laſſen, ebenſo der Vorſchlag einer Kon⸗ 
vention auf belgiſche Art wurde ver- 
worfen. 


§ 29. Baſſermann ſagt, dieſer Pa⸗ 
ragraph iſt ein Staatsſtreich und man 
müſſe ſich deſſen auch bewußt ſein. 

Müſſen noch die Staatsverträge hin⸗ 
zugefügt werden zu den aufzuhebenden. 


Gagern ſagt: Noch haben wir 
manche feindliche Feſtung im Rücken, 
zunächſt das Proömium. Dahlmann 
las es noch einmal. Zachariä mäkelte 
an der „Erfahrung nun eines Menſchen⸗ 
alters“, Gabelentz forderte Erwäh— 
nung der Vereinbarung und Aberein⸗ 
ſtimmung von Fürſt und Volk. Som- 
maruga erinnert wieder an die Na⸗ 
tionaleinheit. dagegen Dahlmann: So 
ſehr ich die Nationalempfindung ehre, 
ſo wenig meine ich doch, daß wir uns 
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X. Neunzehnte achtzehnte] Sitzung | 
Srankffurta.M., 21. April 1848, morgens 


Fortſetzung der Beratung über den 
Entwurf des Reichsgrundgefeges. 

Für den in voriger Sitzung beſchloſſe⸗ 
nen Zuſatz zum § 24 ſchlug die Kom⸗ 
miſſion folgende Faſſung vor: 

„Volkstümliche Entwicklung der 
nichtdeutſchen Volksſtämme in Rück⸗ 
ſicht auf Anterricht und öffentliche 

Verwaltung“. 

Die Verſammlung fand dieſe Faſſung 
dem Sinne des in voriger Verſammlung 
gefaßten Beſchluſſes im weſentlichen 
entſprechend. Indes ergaben ſich bei der 
weiteren Erörterung gegen die Einrei⸗ 
hung des Zuſatzes in den 8 24 Schwierig⸗ 
keiten; und es wurde mit acht Stimmen 
gegen ſechs (ein Mitglied enthielt ſich 


von der Nationaleinheit Deutſchlands 
wollen abdrängen laſſen; wir wollen 
keine Völkerunterdrückung, aber wir 
wollen auch deutſche Nationaleinheit. 
Mir als Deutſchem erregt es den größten 
Anſtoß, wenn man das nicht ausſprechen 
will. Die Tſchechen ſollen mit auf unferen 
Reichstag beſchicken und dort deutſch 
ſprechen. Es entſpann ſich darüber eine 
nicht unintereſſante Diskuſſion. Za⸗ 
chariä wollte eine „die Einheit garan⸗ 
tierende Verfaſſung“. Ger vinus, 
Droyſen dagegen. Schmerling ſehr 
gut: Entweder die Böhmen bleiben in 
ihrer Verrücktheit, dann mögen ſie aus⸗ 
ſcheiden; oder ſie ſehen die großen 
Stützen der Freiheitlichkeit in dieſer 
Faſſung und erkennen darin, daß gar 
keine Gefahr für ihre Nationalität iſt. 
Aber Leute, die nur tſchechiſch ſprechen, 
tſchechiſch denken wollen, mit denen iſt 
nichts anzuſtellen; ſo extravagante Ideen, 
die ſich jetzt immerhin zeigen, werden ſich 
allmählich verlieren. Alſo glaubt Schmer⸗ 
ling, daß es recht iſt, deutſch hinzuſtellen, 
daß die einzige Baſis der jetzigen Ver⸗ 
faſſung iſt: Nur das Gefühl, daß das 
ganze Volk eins iſt und ſein müſſe, das 
Neue zu gründen. 


Freitag, 21. April, vormittags 


Es war in der letzten Sitzung be⸗ 
ſchloſſen worden, einen Paragraphen 
hinzuzufügen, enthaltend einen Schutz 
der im Reich vorhandenen fremden Na⸗ 
tionalitäten. Sommaruga ſchlägt vor 
die Faſſung: „Volkstümliche Entwick⸗ 
lung der nichtdeutſchen Volksſtämme in 
Rückſicht auf Unterricht und öffentliche 
Verwaltung“. Allerdings ein ſehr weit⸗ 
gehender Ausdruck; aber dies iſt die 
Faſſung, in der bereits petitioniert und 
vom Kaiſer bewilligt worden iſt; na⸗ 
mentlich macht Sommaruga darauf auf⸗ 
merkſam, daß die Gerichtsſprache ohne 
den auferlegten Druck [Lücke]. Ger⸗ 
vinus ſchlägt vor: Sicherung der 
Volkstümlichkeit und Nationalſprache 
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feiner Stimme) nunmehr beſchloſſen, den 
Zuſatz in den Entwurf nicht aufzuneh⸗ 
men, und dagegen der Kommiſſion zu 
überlaſſen, die mit ihm bezweckte Er⸗ 
klärung den Erläuterungen des Entwur⸗ 
fes beizufügen. 


der nichtdeutſchen Stämme. Schmer— 
ling ſagt mit Recht: Man meine un⸗ 
zweifelhaft bei den Slawen unendlich 
viel mehr, als man augenblicklich ſagt; 
man wolle ſicher die möglichſt große 
Entwicklung der ſlawiſchen Nationali⸗ 
tät; denn Schule und Gericht ſei wenig⸗ 
ſtens dem Rechte nach ſchon vollſtändig. 
ſo, wie man es haben will. Zachariä: 
Es iſt in den Fünfzig beſonderes Ge- 
wicht darauf gelegt, daß man nichts aus⸗ 
ſpreche, wodurch man jenem Slawismus 
Vorſchub leiſte; es genüge, daß man 
Garantie gegen Germaniſierung gebe. 
Schmerling meint, es genüge, dieſe 
Sicherung durch die öſterreichiſche Ver— 
faſſung zu geben, nicht durch das Reich; 
das Reich könne unmöglich ſich ſo tief 
in die lokalen Verhältniſſe einlaſſen; es 
genügt, daß man ihnen eine Wendung. 


hinſtelle, die ſie wenigſtens veranlaſſe, 


ſich nicht von der konſtituierenden Ver— 
ſammlung fern [zu] halten. Er wünſcht 
aufrichtig, daß auf dem Wege der Bil- 
dung überall in den gemiſchten Diſtrik⸗ 
ten das Deutſche überwiegend gemacht 
werde. Albrecht: Man muß nicht bloß 
an Böhmen und Polen denken; auch in 
Litauen könnte man mehr wollen, als die 
bloßen Prediger in der Landesſprache. 
Schmerling ſchlägt vor: Gebrauch der 
Volksſprache in Anterricht und Ver— 
waltung. Dies ſcheint Sommaruga. 
nicht genügend, denn die Slawen haben 
Recht zu fordern, daß fie auch höheren 
Anterricht und Bildungsanſtalten erhal⸗ 
ten. Gervinus wünſcht einen möglichſt 
allgemeinen Ausdruck. Baſſermann 
möchte es ganz fallen laſſen. Das Auf⸗ 
nehmen iſt mit acht gegen ſieben Stimmen 
fortgewieſen. Es könnte, meint man, 
etwas darüber in die Motive kommen. 
Die Beeidigung der Reichstagsmit⸗ 
glieder, die in Anregung kam, wurde in. 
die Geſchäftsordnung verwieſen. 
Zachariä fragt, ob die Gewähr— 
leiſtung von früheren Verhältniſſen wie⸗ 
der aufzunehmen und namentlich von 
dem Reich zu übernehmen ſei. Albrecht 
ſagt, für dieſe Dinge ſei das Reichs: 


80 Die Verhandlungen der ſiebzehn Vertrauensmänner 


Nach dem Ergebniſſe der früheren 
Beratungen wurde auf Vorſchlag der 
Kommiſſion beſchloſſen den § 13 des 
Entwurfes in folgender Art zu faſſen: 

„§ 13. Das Oberhaus beſteht aus 
höchſtens zweihundert Mitgliedern, 
nämlich: 

1. aus den regierenden Fürſten; ſie 
haben das Recht, einen Stellvertreter 
zu ſchicken, der aber im Laufe einer 
Sitzungsperiode nicht abberufen wer⸗ 
den darf; 

2. aus einem Abgeordneten von 
jeder der vier freien Städte, welche die 
Regierung mindeſtens für die Dauer 
einer Sitzungsperiode ſchickt; 

3. aus Reichsräten, welche aus dem 

Kreiſe der bewährten Verdienſte des 

Vaterlandes von den einzelnen Staa⸗ 

ten auf zwölf Jahre gewählt werden, 

fo daß alle vier Jahre ein Drittel aus⸗ 
tritt; die Wahlberechtigung iſt unter 
den einzelnen Staaten mit Rückſicht 
auf deren Bevölkerung verteilt; in 

Staaten, die nur einen Reichsrat 

ſchicken, ſteht das Wahlrecht den 

Ständen, in ſolchen, die mehrere 

ſchicken, ſteht es zur Hälfte den Stän⸗ 

den, zur Hälfte den Regierungen zu 

(ſiehe Anlage A); die Reichsräte 

müſſen dem Staate, von dem fie ge⸗ 

wählt werden, angehören, und das 
vierzigſte Lebensjahr vollendet haben“. 

Für die Verteilung der von den Re: 
gierungen und den Ständen nach Z. 3 
zu wählenden Reichsräte auf die einzel⸗ 
nen Staaten, worüber in Anlage A das 
Erforderliche zu bemerken ſein würde, 
wurden von mehreren Mitgliedern Ent⸗ 
würfe vorgelegt. Die Verteilung wurde 
in folgender Art beſchloſſen: 


gericht, das alle dieſe Dinge zu entſchei⸗ 
den erhalten werde. Jaup meint, daß 
das Reich nichts weniger als Erbe des 
Bundes ſei. 
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Zahl der Reichgräte 


. Oſterreich V 24 
;7ßf 1 N re 24 
3. . 8 12 
4. Königreich Sachſen 8 
5 PPP ² , A 8 
iiber g 8 
VVVVVVVVVV 8 
. 6 
9. Großherzogtum Heſſen 6 
10. Schleswig⸗Holſtein 6 
11. Mecklenburg⸗ Schwerin 6 
l' “ec. che. 4 
ſchweig 4 
e ee A RAR 4 
ien Weimar 4 
T 4 
17. Sachſen⸗Koburg⸗ Gotha 2 
18. Sachſen⸗ Meiningen 2 
19. Sachjen-Altenburg ..-.... -- 2 
20. Medlenburg-Strelig ....... 1 

21. Anhalt: Deffau (mit dem An⸗ 
e e,, 2... 1 

22. Anhalt- Bernburg (mit dem 
Anteile von Köthen 1 
23. Schwarzburg-Sondershauſen 1 
24. Schwarzburg-Rudolftadt ... 1 
25. Hohenzollern⸗-Hechingen . 1 
26. Hohenzollern⸗Sigmaringen. 1 
iin 1 
TFF 1 
eie innee 1 
30. Reuß, jüngere Linie 1 
CCC 1 
32. Schaumburg ⸗Lippaea e- 1 
33. Heſſen⸗Hombug 1 
eee 1 
CCC 1 
JJC 1 
P 1 
T 1 
161 


Zum 8 16 wurde von der Kommiſſion 
vorgeſchlagen, nach den Worten „Jedes 
Mitglied des Reichstags“ einzuſchal⸗ 
ten: „mit Einſchluß der im § 13 unter 1 
und 2 erwähnten Stellvertreter und Ab⸗ 
geordneten“. Angenommen. 

Es wurde zur Beratung der das 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 6 


Als Anlage 1 Verteilung der Teil⸗ 
nahme an dem Reichsſenat ſchlägt 
Albrecht vor: 

1 Reichsrat haben: Liechtenſtein, Hom⸗ 
burg bis Deſſau, M.⸗Strelitz, Alten⸗ 
burg bis Meiningen, Roburg-Gotha 
(bis 150 000); im ganzen 18. 

2: Hamburg; Bremen 1, Lübeck 1, 
Frankfurt 1. Droyſen wünſcht 
dringend auch Bremen mit 2 Stim- 

men zu verſehen. 

2: Oldenburg, Weimar, Schwerin, 

Naſſau, Braunſchweig, Luxemburg. 

4: Holſtein⸗Schleswig, Kurfürſtentum 
Heſſen, Heſſen⸗Darmſtadt. 

6: Baden, Hannover, Sachſen, Würt 
temberg. 

12: Bayern. 
24: Preußen und Oſterreich. 

Gervinus ſagt: Ich finde, daß ſich 
mein Plan am meiſten durch Einfachheit 
auszeichnet: 37 Fürſten und Städte; 
19 kleinſte Staaten; 24 Oſterreich, 
24 Preußen; 12 Bayern; 8 für Sachſen, 
Hannover, Württemberg, Baden; 6 
Heſſen, Darmſtadt, Schleswig-Holſtein; 
4 Braunſchweig, Naſſau, Luxemburg, 
Oldenburg, Weimar, Gotha, Schwerin, 
Meiningen. Oder beſſer: 6 Kurfürſten⸗ 
tum Heſſen, Darmſtadt, Schleswig-Hol⸗ 
ſtein, Schwerin; 4 Weimar, Luxemburg 
ſſoll heißen: Oldenburg], Naſſau, Lu⸗ 
remburg; 2 Gotha, Meiningen, Alten⸗ 
burg. 
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Reichsgericht betreffenden Paragra⸗ 

phen des Entwurfes übergegangen. 
Zum 8 21. Für dieſen Paragraphen 

wurde folgende Faſſung beſchloſſen: 

„S 21. Das Reichsgericht beſteht 

aus 21 Mitgliedern. Sie werden zu 
einem Drittel vom Reichsoberhaupt, 
zu einem Drittel vom Oberhauſe, zu 
einem Drittel vom Anterhauſe auf 
Lebenszeit ernannt und wählen aus 
ihrer Mitte den Präſidenten und Vi⸗ 
zepräſidenten. Anvereinbar mit der 
Stelle eines Reichsrichters iſt die Be⸗ 
kleidung jedes anderen Neichsamtes 
oder Staatsamtes, und die Mitglied⸗ 
ſchaft des Oberhauſes oder Anterhau⸗ 
ſes“. 


Zum § 22. Ohne Anderung ange⸗ 
nommen. 


C. Das Reichsgericht. 


S 21. Dahlmann: Die Hauptabſicht 
war in dem Oberhauſe dahin gerichtet, 
daß die Fürſten, die ſo viele Opfer bringen 
müſſen, ſoviel möglich anderweitig zu⸗ 
friedengeſtellt werden. Im übrigen 
ſcheint das Ernennungsamt nicht ſo 
wichtig, wenn die Ernennung nur lebens- 
länglich und unentfernbar. Gegen die 
Ernennung durch die Stände allein 
ſcheint manches bedenklich; ich bin für 
das Abergewicht der fürſtlichen Ernen⸗ 
nung. Am beſten würde ich halten eine 
gemeinſame Ernennung. 

Albrecht: Ich habe mehr das Reichs- 
oberhaupt hervorgehoben. Bei näherer 
Betrachtung des Reichsgerichts wußte 
ich nicht, warum man nicht das Ober- 
haupt, das über allen Parteien ſchwebt, 
die bei dem Gericht vorkommen, ſo ſtark 
möglich dabei beteiligt. Gervinus iſt 
nur für dieſen Antrag. Wenn man An⸗ 
ſtand nehme an dem Abergewicht des 
Kaiſers, ſo könnte man die Zahl auf 21 
erhöhen. Dahlmann wünſcht nicht, daß 
nur je ein Haus ernenne, ſondern daß je 
ein Haus die Kritik des anderen bilde. 
Sommaruga bemerkt „etwas Prak⸗ 
tiſches“. Wer gewählt wird, tritt ganz 
aus ſeinen Verhältniſſen heraus; da 
werden ſich z. B. in Oſterreich wenig 
dazu bereitfinden. Das wird ein Grund 
ſein für manche Staaten, etwa aus der 
Fremde zu wählen. Dies ſcheint we⸗ 
niger.) Jaup entſcheidet ſich gleichfalls 
für Albrechts Antrag; und zwar ſo, daß 
21 Mitglieder, aus denen das Kollegium 
ſelbſt Präſident und Vizepräſident er⸗ 
wählt. Soll der Richter zugleich Mi- 
niſter uſw. ſein dürfen? Ahland meint, 
ihm ſei die Sache überhaupt ſchon zu 
monarchiſch; nun gar noch dieſe Männer 
in nähere Beziehung mit der Regierung 
treten laſſen, ſcheine ihm gefährlich. 

S 22. Warum Nürnberg? Teils um 
gegen Bayern einige Galanterie zu 
üben, teils um das Gericht durch die 
Entfernung von Frankfurt unabhängig 
und ungeſtört ſein zu laſſen. 
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Mit der Beratung des 8 23 ſoll in 
der nächſten Sitzung nach weiterer kom⸗ 
miſſariſcher Prüfung fortgefahren wer⸗ 
den. 

Wie oben Petri. 


XI. Zwanzigſte [neunzehnte] Sitzung 
Frankfurt a. M., 22. April 1848, morgens 


Fortſetzung der Beratungen über den 
Entwurf des Reichsgrundgeſetzes. 
Zum S 14. Auf Antrag der Rom- 
miſſion wurde beſchloſſen, am Ende des 
8 14 in einem beſonderen Abſatze hinzu⸗ 
zufügen: 

„Beamte bedürfen zur Annahme 

der auf ſie gefallenen Wahl keiner 

Genehmigung“. 

Infolge dieſes Beſchluſſes fällt die auf 
die Arlaubsverweigerungen ſich bezie⸗ 
hende Beſtimmung, welche nach dem 
Beſchluſſe vom 20. d. M. in den nach 
§ 19 einzuſchaltenden erſten Paragra- 
phen aufgenommen werden ſollte, weg. 

Auf Antrag der Kommiſſion wurde 
ferner beſchloſſen, den infolge Beſchluſſes 
vom 20. d. M. nach 8 19 einzuſchalten⸗ 
den Paragraphen folgendermaßen zu 
faſſen: 

„§ 21. Sie können, außer in dem 
Falle der Ergreifung auf friſcher Tat 
bei einem peinlichen Verbrechen, 
während ihrer Anweſenheit auf dem 
Reichstage und auf der Hin- und 
Herreiſe nicht ohne Zuſtimmung des 
Hauſes, dem ſie angehören, verhaftet 
werden. Auch können ſie wegen ihrer 
Außerungen im Hauſe an keinem an⸗ 
deren Orte zur Rechenfchaft gezogen 

werden“. 

Gervinus ſchlug vor, im § 13, wie 
er zufolge Protokolls vom 21. d. M. 
zu faſſen iſt, nach den Worten 

„ſteht das Wahlrecht den Ständen“ 

die Worte einzuſchalten: 

„und in den freien Städten den ge⸗ 
ſetzgebenden Körpern“. 

Der Vorſchlag wurde angenommen. 


8 23. Die „Bundesausträgalinſtanz“ 
iſt beſonders genommen, um den Kreis 
der Kompetenz zu bezeichnen. Dieſe 
Frage näher zu erörtern, wurde Alb— 
recht, Zachariä und Jaup als Rome 
miſſion beſtellt. 


Sonnabend, den 22. April 


Zunächſt Verleſung des Protokolls. 
Dann einige Redaktionen des Entwurfs. 
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Die zur Vorberatung über die Be⸗ 
ſtimmungen in betreff des Reichsge— 
richts ernannte Kommiſſion erſtattete 
Bericht über das Ergebnis ihrer Bera- 
tungen. Es wurde danach für den § 23, 
ſtatt der Faſſung des Entwurfes, fol⸗ 
gende Faſſung beſchloſſen: 

„Die Zuſtändigkeit des Neichsge⸗ 
richts umfaßt folgendes: 

a. Streitigkeiten jeder Art, poli⸗ 
tiſche und rechtliche, zwiſchen den ein⸗ 
zelnen deutſchen Staaten, oder zwi⸗ 
ſchen regierenden Fürſten, inſofern ſie 
nicht in das Gebiet der Reichsregie⸗ 
rungsſachen gehören, und mit Vorbe⸗ 
halt der gewillkürten Austräge. 


b. Streitigkeiten über Thronfolge, 
Regierungsfähigkeit und Negentſchaft 
in den deutſchen Staaten, unter dem⸗ 
ſelben Vorbehalte. 


c. Klagſachen von Privatperſonen 
gegen regierende deutſche Fürſten, in⸗ 
ſofern es an der Zuſtändigkeit eines 
Bundesgerichts fehlt. 


d. Klagſachen von Privatperſonen 
gegen deutſche Staaten, bei welchen 
die Verpflichtung, der Forderung 
Genüge zu leiſten, zwiſchen mehreren 
Staaten zweifelhaft oder beſtritten iſt. 


e. Streitigkeiten zwiſchen der Re⸗ 
gierung eines einzelnen Staates und 
deſſen Ständen über die Gültigkeit 
oder Auslegung der Landesverfaſſung. 


Die Kommiſſion über das Reichs⸗ 
gericht berichtet, daß ſie ſich völlig ge⸗ 
einigt habe. 


a. Alle Streitigkeiten zwiſchen den 
Staaten, ſowie auch Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen Fürſten, ſowie ſie nicht den Staat, 
ſondern ihre Perſon betreffen; ſowie es 
ſich um Pflichten gegen den Bund oder 
der Bundesglieder untereinander ge— 
bührt [fo, ſtatt: handelt], gehört es nicht 
in die Jurisdiktion, ſondern in das Ge- 
biet der Reichsregierung. Die gewill⸗ 
kürten Austräge hat das bisherige Bun⸗ 
desrecht ausdrücklich anerkannt und es 
iſt kein Grund, dieſe Berechtigung der 
Fürſtenhäuſer an die Gerichte zu ver- 
weiſen. | 

b. Iſt von nicht geringem Intereſſe. 
Zachariä macht bemerklich, ob da nicht 
auch die Austräge vorzubehalten ſeien, 
da es darüber in einzelnen Verfaſſungen 
Austräge gibt. 

c. Allerdings iſt's durch manche Ver⸗ 
faſſung ausgeſprochen, daß der Regent 
in perſönlichen Klagſachen Recht neh— 
men will vor ſeinen Landgerichten, aber 
es iſt nicht überall der Fall, und oft weiß 
Kläger nicht wohin; der Regent konnte 
ſich weigern und ſelbſt die Frage über 
die Juſtizverweigerung war beim Bunde 
ſtrittig. 

d. Es iſt der Fall, der Art. 30 der 
Schlußakte vorgeſehen iſt, wo aber ein 
Aus trägalgericht nur über die Vorfrage 
entſcheiden ſollte, wer der Verpflichtete 
iſt. Dieſe Kompetenz für das Reichs⸗ 
gericht ſoll weiter gehen. 

Droyſen machte ad e die Bemer⸗ 
kung, daß die Entſcheidung in Ver⸗ 
faſſungsſtreitigkeiten durch die Inter⸗ 
pretation der Verfaſſung doch nicht 
heilſamerweiſe an die Territorialſtaats⸗ 
gerichtshöfe verwieſen werden könne, da 
es von großer Wichtigkeit ſei, nament⸗ 
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f. Alle Klagen gegen den Reichs: 
fiskus und deſſen einzelne Zweige. 

g. Entſcheidungen in oberſter In⸗ 
ſtanz über die, nach der Verfaſſung 
eines jeden Landes zu beurteilenden, 
Beſchwerden wegen verweigerter oder 
gehemmter Rechtspflege. 


h. Anklagen gegen die Reichsmi⸗ 
niſter oder die Landesminiſter durch 
eins der Häuſer des Reichstages, 
desgleichen Anklagen gegen die Lan⸗ 
desminiſter durch die Landſtände we⸗ 
gen Verletzung der Reichs- bzw. 
Landesgrundgeſetze. Die Frage wegen 
Ausdehnung des Anklagerechts auf 
andere Fälle bleibt der näheren Be⸗ 
ſtimmung eines Reichsgeſetzes vor- 
behalten. 

i. Kriminalgerichtsbarkeit, mit Ar⸗ 
teilungsfällung durch Geſchworene, 
in Fällen des Hochverrats und 
Landesverrats gegen das Reich, ſowie 
bei Majeſtäts verbrechen gegen das 
Reichsoberhaupt. 

Außerdem hat das Reichsgericht 
auf Erfordern der Reichsregierung 
wegen angeblicher Verletzung reichs— 
geſetzlich verbürgter Rechte durch Ge⸗ 

ſetze und Regierungs handlungen der 
einzelnen Staaten Gutachten zu geben 

Die Vollziehung der reichsgericht— 
lichen Sprüche beſtimmt ein künftiges 
Reichsgeſetz“. 

To dt trug über die künftige Einrich- 
tung des Reichs finanzweſens vor. 
Es wurde beſchloſſen, die ins Einzelne 
gehenden Beſtimmungen in den Ent⸗ 
wurf nicht aufzunehmen, und es bei der 
Beſtimmung im § 3 unter 1 bewenden 


lich in dieſen wichtigſten Angelegenhei⸗ 
ten das ausgehende Recht der zentralen 
Gerichtsgewalt zu überweiſen. Nach 
einiger Diskuſſion wurde die Sache an- 
genommen, natürlich mit dem Vorbe⸗ 
halt, daß Fürſten und Stände darüber 
ſich zu einem Kompromißverfahren ver- 
ſtändigen können. 


g. Es konnte ſich fragen, ob die Be- 
ſchränkung „nach der Verfaſſung jedes 
Landes“ aufzunehmen ſei; es ſchien dies 
bei den ſchwierigen Grenzen, was Ju⸗— 
ſtizſache und was nicht ſei, notwendig. 
Sonſt würde das Reichsgericht eine 
oberſte Inſtanz für alle Kompetenzkon⸗ 
flikte. 

h. Hier kam es ernſtlich zur Frage, 
ob nicht neben der Verletzung der Ver⸗ 
faſſung noch weitere Dinge in die Ver⸗ 
antwortlichkeit gehören. Droyſen er- 
klärte ſich gegen dieſe dürftige Miniſte⸗ 
rialverantwortlichkeit. Man ſchlug Ge⸗ 
ſchworene vor. Auch dies wurde ver⸗ 
worfen. 
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zu laſſen. Jedoch ſoll im § 3 unter 1 


ſtatt der Worte: 
„ſämtliche Zolleinkünfte“ 
geſetzt werden: 
„ſämtliche Zoll- und Poſteinkünfte“. 


XII. Einundzwanzigſte [zwanzigſte! 
Sitzung 
Frankfurt a. M., 22. April 1848, nachm. 
Der Berichterſtatter der Redaktions- 
kommiſſion ſchlug vor, im 81 des Ent⸗ 
wurfes ſtatt der Worte: 

„mit Hinzunahme ſämtlicher preußi⸗ 
ſcher Provinzen und des Herzogtums 
Schleswig“ 

zu ſetzen: | 

„mit Einſchluß der neuerdings hinzu⸗ 
getretenen preußiſchen Provinzen und 

des Herzogtums Schleswig“ 

und dann dem S 1 eine Anmerkung bei⸗ 

zufügen in folgender Faſſung: 

„Anmerkung. Wegen des Groß— 
herzogtums Poſen und des Iſtrianer 

Kreiſes wird eine Beſtimmung vorbe⸗ 
halten“. 

Der Vorſchlag wurde angenommen. 

Auf Baſſermanns Antrag wurde 
beſchloſſen, die vorübergehende Beſtim⸗ 
mung in betreff des Reichsverweſers, 
welche nach dem Protokoll vom 18.d. M. 
als 8 6 in den Entwurf aufgenommen 
werden ſollte, aus dem Entwurfe ganz 
wegzulaſſen. 

Schließlich kam in der heutigen Sitzung, 
in welcher auch die Beigeordneten für 
Baden und Kurheſſen teilnahmen, der 

§ 5 zur nochmaligen Beratung und 
Abſtimmung. Die Mehrzahl (neun Stim⸗ 
men gegen ſechs) entſchied ſich wiederum 
für die Beibehaltung der in dem Ent⸗ 
wurfe enthaltenen Beſtimmung nach der 
Faſſung, wie ſie früher beſchloſſen wor⸗ 
den. 


Sonnabend nachmittag 


Noch einmal Oebatte über das Reichs⸗ 
oberhaupt. 
Bergk ſprach ſich dagegen aus, daß 
es erblich ſei; etwa alle ſechs Jahre wech⸗ 
ſelnd. Auch Baſſermann hob hervor, 
daß die Wahl den augenblicklich Zurück⸗ 
geſetzten noch die Zukunft offen laſſe. 
Dahlmann: Wenn nicht erblich, ſon⸗ 
dern Präſident, ſo wird in kurzer Friſt 
alle erbliche Dynaſtie dahin fein. Ste⸗ 
ver: Wer wird auf fünf Jahre dieſe Laſt 
der Krone übernehmen, etwa feine Erb- 
lande verlaſſend. Gabelentz: Es wird 
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alle fünf Jahre ein neuer Sporn ſein 
zu neuen Intriguen und Kabalen zwiſchen 
den Völkern, die ihre Landesherren an 
die Spitze zu bringen ſuchen; ich kann 
nur in der Erblich keit eine Garantie in der 
[ſo, ſtatt: für die] Einheit ſehen; nur 
wenn dies fiel, würde ein Turnus weniger 
verderblich fein. Stever: Augenblick 
lich iſt der Geiſt für die Einheit da; 
wer ſteht dafür, daß dieſer Geiſt bleiben 
wird; wenn nur ſpäter einmal ein kleiner 
Fürſt auf den Thron käme, würden dann 
die Großmächte einem ſolchen Fürſten 
folgen? Baſſermann: Der Turnus hat 
auch eine große Schattenſeite; er ſchließt 
alle anderen 33 aus und darunter ſind 
nicht machtloſe. Zachariä ſpricht ſich 
nochmals gegen die Erblichkeit aus. Für 
einen monarchiſchen Staat mit einfacher 
Verfaſſung iſt die Erblichkeit ein not⸗ 
i wendiges Geſetz. Hier aber begründen 
wir eine Regierung auf gemeinſchaft⸗ 
liche Koſten; es iſt ein durch Schmäle⸗ 
rung der einzelnen Staaten gebildetes 
Regiment, und das kann nicht erblich 
fein. Droyſen ſehr ernſthaft. Die Ge- 
fahr tft, daß ein republikaniſch wechſeln⸗ 
des Oberhaupt des Reichs alle Terri⸗ 
torien in kürzeſter Friſt zu Nepubliken 
macht, und dann hat Deutſchland nicht 
wie Frankreich ein Zentrum, ſondern 
löſt ſich in Kantone auf; oder daß die 
territorialen Erblichkeiten jenes Haupt 
überholen, und dann iſt der letzte große 
Verſuch einer Einheitlichkeit geſcheitert, 
dann iſt der Partikularismus ſtark ge⸗ 
nug, alles zu zerreißen. Jetzt ſind die 
Fürſten bereit zu allem Opfer, die Na⸗ 
tion in hoher Bewegung; jetzt markten 
und mäkeln heißt keinen Mut zum 
Großen und Heroiſchen haben. Ahland 
hartnäckig dagegen: Der Geiſt der Na- 
tion wolle neue Freiheit und keinen 
neuen Herrn zu den 34 anderen 
uſw. Ich kappte ihn tüchtig und unter- 
ſchied den Geiſt der Vielen und den 
wahren drüberſchwebenden Volksgeiſt; 
auch dem Provinzialismus bleibe ſein 
Wert, aber er werde überbaut durch den 
Adel des einigen Wollens, denn die Ein- 
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Hiermit wurde die Beratung über 
den Entwurf des Reichsgrundgeſetzes 
beendigt. 

Die Redaktionskommiſſion wird jetzt 
den Entwurf nach den gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſen umarbeiten und ihn in der dar⸗ 
aus ſich ergebenden Faſſung in der näch⸗ 
ſten Sitzung am 25. d. M. vorlegen. 

Zur Beglaubigung: 
Petri. 


heit rette allein unſere Grenze, unſeren 
Frieden, unſere geiſtigen Güter. Jetzt 
noch hoffen, daß mit dem alten Föderal⸗ 
jammer etwas Geſundes entſtehen könne, 
heißt Deutſchland opfern. Jetzt gilt es 
einen kühnen und großen Schritt vor⸗ 
wärts, etwas ganz Neues. Die Kühn⸗ 
heit einer neuen Idee allein kann helfen. 
Baſſermann: Gegen die Wahl iſt noch: 
Auch das Parlament hat ſeine Ein⸗ 
ſtimmung zu geben; wie, wenn ſie ſich 
nicht vereinigen! Droyſen noch einmal. 
Baſſermann ward ſo gewonnen: Nun 
ſtimme ich auch dafür. Die Debatte ging 
noch lebhaft und heftig weiter. 


Schon am Vormittag war ſchließlich 
die Frage über die Mitherausgabe der 
Motive. Dahlmann und Albrecht 
ſprachen die Schwierigkeiten aus, die ein 
ſolches Anternehmen haben würde, und 
daß es faſt unmöglich ſei. Es ward dies 
und das vorgeſchlagen. Endlich ſchlug 
Droyſen vor, Dahlmann möge, als 
halte er eine einleitende Vorleſung dar⸗ 
über, ſich in einem Vorwort äußern und 
die Geſichtspunkte darlegen. Die Idee 
ſprach an. 

Nachmittags quengelte Dahlmann 
hinein, er müſſe nach Bonn, komme erſt 
Dienstag zurück. Albrecht ſchlug mit 
weitläufigen Worten, aber ſehr freundlich 
vor, daß ich mich ſchnell daranmachen 
ſollte, namentlich wegen der Erblichkeit. 
Baſſermann ſchloß ſich dem Antrag 
an. Dahlmann ſchien es nicht gar recht. 
Droyſen entgegnete, daß er ſich die 
Erlaubnis vorbehalte, ſo gut er könne 
und wiſſe, in Zeitungen uſw. zu wirken, 
daß er ſich aber entſchieden nicht angetan 
fühle, an jener Stelle vorzutreten, für 
welche eben nur Dahlmann geeignet ſei. 
Man ſah das ein. 
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XIII. Zweiundzwanzigſte [einund- 
zwanzigite] Sitzung! 
Frankfurt a. M., 25. April 1848, morgeus 


Schluß der Beratung über den Ent⸗ 
wurf des Reichsgrundgeſetzes. 

Namens der Redaktionskommiſſion 
legte Albrecht den Entwurf des Reiche: 
grundgeſetzes in der nach den bisherigen 
Beſchlüſſen abgeänderten Faſſung vor. 

Er knüpfte daran den Vorſchlag, zum 
§ 24 des Entwurfes unter d hinzuzu⸗ 
fügen: 

„Vollziehbarkeit der rechtskräf⸗ 
tigen Erkenntniſſe deutſcher Gerichte 
im ganzen Gebiete des Reichs“, 


und zum § 10 im dritten Satze nach den 
Worten: 

„er ſchließt die Verträge mit aus⸗ 
wärtigen Staaten“ 

noch aufzunehmen: 

„und überwacht die Verträge der 
einzelnen deutſchen Staaten (8 3a)“. 
Beide Zuſätze wurden genehmigt. 
Droyſen machte darauf aufmerkſam, 

daß in dem Entwurfe jede Beſtimmung 
über ein dem Reichsoberhaupte zu- 
ſtehendes Begnadigungsrecht fehle. Die 
„ hierüber hatte zur Folge, 
da 

zum § 21 des Entwurfes beſchloſſen 
wurde, dort unter i (nach der Faſſung 
im Protokolle vom 22. d. M.) hinzuzu⸗ 
ſetzen: 

„Der in dieſen Fällen dem Neichs⸗ 
oberhaupte zuſtehenden Begnadigung 
muß ein Gutachten des Reichsgerichts 
vorausgehen“. 

Zum 8 1 kam die Angemeſſenheit des 
Ausdrucks „ein Reich (Vundesſtaat)“ 
nochmals in Erwägung. Es wurde je⸗ 
doch beſchloſſen, keine Anderung vorzu⸗ 
nehmen. 


1 Dies iſt die bei Roth-Merck 1, 
332, Nr. 91 nach B-Pr 2, 274 als zehnte 
Sitzung der Vertrauensmänner bezeichnete, 
an die neunte vom 15. April unter Aber⸗ 
ſpringung aller dazwiſchenliegenden ange- 
knüpfte Sitzung. 


Dienstag, den 25. April 


Albrecht fügte dem Entwurfe IV 24 
die Klauſel wegen der Vollziehbarkeit 
rechtskräftiger Rechtsfprüche zu. Höchſt 
wichtig. 


Ferner 8 10 muß mit Rückſicht auf 
S 3 neben den Worten „die Verträge 
mit auswärtigen Staaten“ hinzugefügt 
werden: „und überwacht uſw.“. 


Endlich: Droyſen fragte, ob dem 
Kaiſer keinerlei Begnadigungsrecht zu⸗ 
ſtehe. Wurde nach kurzer Diskuſſion an- 
genommen. Albrecht wünſchte dies bei 
den Paragraphenüber das Reichsgericht 
unterzuſchieben, an deſſen Gutachten die 
Begnadigung gebunden ſein müſſe. Dies 
wurde freilich wider meinen Wunſch an⸗ 
genommen. 


Albrecht, S1, ſpricht nochmals gegen 
das Wort Bundesſtaat. Dies ſei ein 
Begriff, kein Name; Reich wirklich 
Name, mehr als Begriff. Gervinus 
kommt wieder mit dem Ausdruck Bun⸗ 
desreich. Gabelentz ſchlägt vor: „bildet 
fortan einen Bundesſtaat, das Deutſche 
Reich“. Albrecht ſagt, er habe ſich 
mit Dahlmann allerdings etwas in das 
Wort Reich hinein verliebt. Es wurde 
durch Abſtimmung bei der derzeitigen 
Faſſung geblieben. 
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Zum 8 24 des Entwurfes wurden auf 
Antrag Sommarugas die Verhand— 
lungen über die ſchon früher zur Erörte⸗ 
rung gekommene Beſtimmung in betreff 
der zum Reiche gehörigen nichtdeutſchen 
Volksſtämme und der Sicherſtellung 
ihrer volkstümlichen Entwicklung wieder 
aufgenommen, und es wurde nunmehr 
beſchloſſen, dem § 24 nach dem die Frei⸗ 
heit des Glaubens und der Religions- 
übung betreffenden Satze unter einem 
beſonderen Buchſtaben hinzuzufügen: 

„Freiheit volkstümlicher Entwid- 
lung, insbeſondere auch der nichtdeut— 
ſchen Volksſtämme durch Gleichbe— 
rechtigung ihrer Sprache in Rückſicht 
auf Unterricht und innere Verwal— 
tung“. 


1 Von Ahland wurde bemerkt, daß 
der Entwurf im Ganzen nur als den Be⸗ 
ſchlüſſen der Mehrzahl entſprechend an⸗ 
geſehen werden könne. Mit mehreren 
weſentlichen Beſtimmungen, namentlich 
mit der Erblichkeit der Würde des 

Reichsoberhaupts, mit einem Ober⸗ 

hauſe, wie es ſich nach den Beſchlüſſen 

der Mehrheit geſtalten ſolle, 
mit der teilweiſen Erneuerung des 

Hauſes der Volksabgeordneten, wo— 

durch zugleich die Wahlzeit der Mit⸗ 

glieder auf ſechs Jahre erſtreckt werde, 
mit der unbeſchränkten Aberlaſſung 
des Rechts, Staatsverträge nach 

Außen abzuſchließen, ſowie des 

Rechts, über Krieg und Frieden zu 

entſcheiden, an das Neichsoberhaupt, 
habe er ſich nicht einverſtanden erklärt. 
Es werde in dem Vorworte zu dem Ent⸗ 
wurfe, wenn auch nur im allgemeinen, zu 
bemerken ſein, daß bei einzelnen weſent⸗ 
lichen Beſtimmungen die Minderheit 
der Verſammlung abweichender Anſicht 


1 Die beiden folgenden Abſchnitte ſtehen 
bei Petri in umgekehrter Reihenfolge. 
Die Droyſenſche Faſſung wird zugrunde 
gelegt, weil ſie ſich, ohne ihre Stiliſierung 
zu verändern, nicht umſtellen läßt. 


Sommaruga bringt nochmals vor 
die Frage wegen der Slawen und der 
Garantie ihrer Nationalität. Da die 
Motive, wohin dies verwieſen worden, 
fortfallen, ſo muß die Sache nochmals 
vorgenommen werden. Die vorgeſchla— 
gene Faſſung enthielt mehrere Beſtim⸗ 
mungen. Zunächſt, daß man die Volks⸗ 
tümlichkeiten überhaupt erhalten wollen, 
wenn z. B. künftig Holländer Belgien 
ſich anſchließen wollen. „Im Innern“ 
ſoll nun bezeichnen, daß [e8?] innerhalb 
des Gebietes ſolcher Nationalitäten der 
Fall ſein ſoll, nicht darüber hinaus. 
Ahland erinnert an den Beſchluß der 
Fünfzig, der ungefähr dasſelbe, aber 
kürzer ausdrückt. Einſtimmig angenom⸗ 
men. 

Hiermit wurde die Beratung des 
Entwurfs geſchloſſen und derſelbe an- 
genommen. 

Ahland ſtimmt gegen dieſen Ent- 
wurf, weil er nicht einverſtanden iſt 
1. mit der Erblichkeit des Kaiſers, 2. mit 
dem Oberhaus, wie es nun iſt, 3. mit 
dem Wechſel der Mitglieder des Unter- 
hauſes, deren Wahl auf ſechs Jahre ſich 
erſtrecken würde, 4. mit dem Verſagen der 
Befugnis an die einzelnen Territorien, 
für ſich Verträge zu ſchließen. Ahland 
wünſcht fein Separatvotum im Proto- 
koll mit veröffentlicht zu ſehen. Viele 
Stimmen erhoben ſich gegen die ſelt— 
ſame Meinung. Droyſen ſprach da— 
gegen. Ahland: Ich habe vielen Geſetz⸗ 
beratungen beigewohnt, aber nicht er— 
lebt, daß man nicht noch einmal ab- 
ſtimme. Ich will die Wahrheit meiner 
Überzeugung. Jaup: Laſſen Sie uns 
nicht bloß theoretiſch ſein. Es iſt zweifel⸗ 
haft, ob dieſer Entwurf der einzige ſein 
wird, den die Nationalverſammlung als 
Grundlage ihrer Beratungen annehmen 
wird; gewiß werden viele einzelne Ein⸗ 
würfe gemacht werden; es wird die An⸗ 
ſicht und Aberzeugung der Einzelnen hier 
nichts dort ändern. Weil ich alſo dieſem 
Punkt nicht die große Wirkung beilege 
wie Droyſen, ſo ſtimme ich dafür, daß 
geſagt werde, [daß] nicht Stimmenein⸗ 
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geweſen. Dem Wunſche, daß dies ge⸗ 
ſchehe, traten Jaup, Zachariä und 
To dt bei. Auch die übrigen Mitglieder 
erkannten es als angemeſſen an, und es 
wurde beſchloſſen, bei der Beratung des 
Vorworts darauf zurückzukommen. 
Die Verſammlung kam überein, den 
Entwurf des Reichsgrundgeſetzes, nach 
Eintragung der vorſtehenden Zuſätze, 
noch heute in einigen hundert Exem⸗ 
plaren lithographieren zu laſſen und ihn 
dann dem von der Bundes verſammlung 
zur Reviſion der Bundesverfaſſung er⸗ 
nannten Ausſchuſſe in einer angemeſſe⸗ 
nen Zahl von Exemplaren zu überreichen. 
Die Veröffentlichung des Entwurfes ſoll 
ausſtehen, bis über ein ihm beizugeben⸗ 
des Vorwort, deſſen Abfaſſung von 
Dahlmann übernommen worden, Be: 
ſchluß gefaßt ſein wird. 
Zur Beglaubigung: 
Petri. 


heit, ſondern Stimmenmehrheit den Ent⸗ 
wurf angenommen habe. Damit könnte 
namentlich Droyſen zufrieden ſein. 


Dann ging man zur Beratung der 
Veröffentlichung. Das Schreiben der 
Bundes verſammlung beſagte, daß man 
eine Veröffentlichung vor der Kompe— 
tenz [ſo, wohl ſtatt: dem Konſens! der 
Bundes verſammlung für nicht mit der 
urſprünglichen Verabredung vereinbar 
halte. Privatim war von den Bundes— 
herren geäußert worden, daß man nicht 
allzuhart darauf dringen werde. Baſ— 
ſermann fordert mit Recht, daß man 
bei dem früheren Beſchluß beharre und 
namentlich nicht ingendwie Konſens oder 
Bemerkungen der Bundesverſammlung 
abwarte. 


Sitzung Mittwoch, 26. April 


Wiederum wird verhandelt darüber, 
wie der Entwurf dem Bundestag reſp. 
den Regierungen zu inſinuieren ſei. Der 
Meinung Stevers, daß die Regie— 
rungen aufzufordern ſeien, ſich über den 
Entwurf zu erklären, widerſpricht Som- 
maruga: Die Regierungen könnten ſich 
nicht ſchon jetzt durch Außerungen bin⸗ 
den, fie müßten erſt die Nationalver⸗ 
ſammlung, ja ihre eigenen Stände fpre- 
chen laſſen. Stever fordert aber auch 
gar nicht eine derartige Äußerung, fon- 
dern eine Verſtändigung der Fürften 
unter ſich darüber, wieviel ſie von ihren 
Souveränitätsrechten aufgeben wollen. 
Sommaruga nochmals dagegen. Ga— 
gern: Dann würde für die Landſtände 
eine wahre Priorität in Anſpruch ge— 
nommen und für dieſelben eine Ent⸗ 
ſcheidung über die der Nationalverſamm⸗ 
lung vorbehalten. Zachariä bemerkt 
dagegen, wenn die einzelnen Staaten 
ihre Deputierten zu dieſer Verſammlung 
ſenden, ſo können die Stände daheim 
nicht mehr zu ſprechen haben. Die Ver⸗ 
ſtändigung liegt nicht zwiſchen den 
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Reichs- und Territorialſtänden, ſondern 
zwiſchen den Fürſten und der konſtitu⸗ 
ierenden Verſammlung. Will ein Staat 
dieſe Verſtändigung nicht, ſo darf er 
die Verſammlung nicht beſchicken. 
Droyſen reſümierte. Man gab die 
Sache als eine unlösbare, als eine 
Schraube ohne Ende auf. Gagern 
hatte mit Colloredo mündlich geſpro— 
chen, zu allem die größte Bereitwilligkeit 
gefunden. Zachariä ſagte, wir werden 
mit dem Promemoria den Regierungen 
doch nichts einreden, alſo kann man den 
Regierungen den Entwurf ohne Vor⸗ 
rede zuſtellen. 


Sitzung Donnerstag, 27. April 

Dahlmann lieſt ſeine Einleitung vor: 
Bitte um Nachſicht; die Herren wiſſen, 
wie ſehr ich mich geſträubt habe; ich habe 
mich endlich nur der Deſpotie meines 
Nachbarn Baſſermann gefügt. 

Der Aufſatz von Dahlmann fand 
großen Beifall. Baſſermann bittet 
nur, die Gefühle der dynaſtiſchen An⸗ 
hänglichkeit zu mildern, die ausgedrückt 
ſeien, damit man nicht öffentlichen Pro⸗ 
teſt erleide. Dahlmann meint, man 
müſſe ja nicht für die Perſon, ſondern 
für die Dynaſtie eintreten?]; „ja ein 
alter Eſel iſt er, aber auf den Thron 
ſeiner Väter muß er doch wieder kom⸗ 
men“, hörte er 1814 einen heſſiſchen 
Bauern in einer Bauernkneipe ſagen. 
Sommaruga findet namentlich auch 
für Oſterreich, daß das monarchiſche 
Prinzip auf die Anhänglichkeit dort 
tief gegründet ſei, wenn auch nicht gerade 
die „Ehrfurcht“ an der Spitze ſtehe. 
Jaup notierte einzelne Ausdrücke, ohne 
daß man viel darauf geben durfte. 
Welcker: Allerdings ſei der Entwurf 
ein ſchönes Ideal; wenn der erſte Para⸗ 
graph laute, künftig ſollen alle Men⸗ 
ſchen, Fürſten wie Völker, tugendhaft 

1 Hierzu Droyſen in ſeinem „Tage— 
buch“: Sitzung mit Dahl manns ſchö⸗ 
ner Einleitung; von ihm geleſen, machte 
er ſſo, ſtatt: fie] dann doch großen Ein- 
druck. 
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fein, fo würde dieſe Verfaſſung unzwei⸗ 
felhaft ſehr praktiſch ſein!. 

Zuſammenkommen mit der ganzen 
Bundesverſammlung. Beſprochen wur- 
de: 1. die Veröffentlichung des Entwurfs, 
2. die ferneren Schickſale der Siebzehn, 
ob ſie beieinander bleiben, ſich auflöſen 
uſw. ſollen. Inſonderheit wichtig war, 
daß Herr v. Schaf, um feiner Negie- 
rung nichts zu vergeben und weil jetzt 
gewiß der rechte Zeitpunkt dazu ſei, 
darauf aufmerkſam machte, daß Meck⸗ 
lenburg⸗Strelitz im Anhang A zwar 
ganz zu ſeinem Genüge einen Reichsrat, 
aber nicht ſeine rechte Stelle erhalten 
habe?. Gabelentz teilt mit, daß für 
Sachſen-Meiningen als beſonderer Ver— 
treter beim Bunde Profeſſor Perthes 
aus Bonn beſtellt iſt. 


Sitzung Freitag, den 28. April 


Es war endlich der langerſehnte Cueu⸗ 
mus von Bayern erſchienen. Bericht 
über die zum Behuf der Nationalver⸗ 
ſammlung zu treffenden Einrichtungen 
und Geſchäftsordnungens. 


1 Vgl. hierzu Karl Jürgens „Zur 
Geſchichte des deutſchen Verfaſſungswer⸗ 
kes 1848 —49“7/. Erſte Abteilung, Braun⸗ 
ſchweig, Friedrich Vieweg & Sohn 1850, 
S. 86: „Als die Vertrauensmänner ihren 
Entwurf der Bundesverſammlung über⸗ 
reichten .., ſagte Welcker: „Mit Freu⸗ 
den begrüße ich den preußiſchen Kaiſer von 
Deutſchland, wenn Oſterreich erklärt, ſich 
unterordnen zu wollen und zu können, und 
mit Freuden begrüße ich im umgekehrten 
Falle den öſterreichiſchen deutſchen Kaiſer; 
wenn aber dem nicht ſo iſt, ſo kann ich für 
dieſen Entwurf nicht ſtimmen, ſolange die 
Verfaſſer nicht mit Wirkſamkeit ihrem 
ſchönen Werke den 8 1 voranſtellen können: 
„Von nun an wird die Natur der Dinge 
geändert und alle Eiferſucht der Menſchen 
und Volksſtämme aufgehoben““. 

2 Droyſen in feinem „Tagebuch“: 

Die unvergleichliche Rede des med: 
lenburgiſchen Geſandten wegen der Stelle 
ſeines Souveräns. 

s Aber dieſe Sitzung weiteres im „Tage⸗ 
buch“. 


Beilage 


Der Text des Verfaffungs-Entwurfs der ſiebzehn Vertrauensmänner in der 
Faſſung der Kommiſſion und in ſeiner endgültigen Geſtalt 


Vorbemerkung 


Aus einem treulich fortgeſetzten Bemühen iſt uns am Ende eine Arbeit erwachſen, die 
der beſonnenen Pflege und einer zeitigenden Frühlingsſonne gar ſehr bedarf, wenn aus 
ihr etwas zum Heile des Vaterlandes erblühen ſoll. 

Nicht bloß, daß wir die ungeheure Kühnheit, ja Vermeſſenheit empfanden, durch 
wenige ſcharf einſchneidende Paragraphen tauſendjährige Schäden heilen zu wollen, 
unter uns ergab ſich, daß wir es nur geradezu geſtehen, als wir den Hauptorganen der 
neuen Staatsbildung nachfragten, mannigfache Meinungsverſchiedenheit, und es ſind 
hochwichtige Entſcheidungen allein durch Mehrheiten, überwiegende freilich, getroffen. 

Was uns indes immer wieder zu neuer Gemeinſamkeit des Eifers zuſammenführte, 
war unſere volle begeiſterte Einſtimmigkeit in einem Punkte. i 

Dieſes Deutſchland, welches die vielhundertjährigen Strafen feiner Entzweiung ge= 
tragen hat, muß feine Volks- und Staatseinheit jetzt erreichen, unverzüglich, bevor noch 
das zweite Jahrhundert ſeit jenem Frieden abläuft, welcher ſeine Schwäche heilig ſpricht. 
Niemand in der Welt iſt ſo mächtig, ein Volk von über vierzig Millionen, welches den 
Vorſatz gefaßt hat, ſich ſelbſt fortan anzugehören, daran zu verhindern, niemand auch 
dürfte nur wünſchen, es zu ſein, und wenn durch Ereigniſſe, in welchen wir alle die Waltung 
einer höheren Hand verehren, vieles von dem, was früher allein die Sehnſucht des Vater⸗ 
landsfreundes erreichte, heute in die nächſte Nähe gerückt iſt — wehe der Staatskunſt, 
die in ſolchem Augenblicke die alten Netze der Täuſchung wieder auswerfen wollte, ſie 
würde ſich ihr eigenes Grab graben. Darum ſind die Artikel über die Bedeutung des 
Reichs, über die Grundrechte des deutſchen Volks und die Kompetenz des Reichsgerichts 
mit großer Einmütigkeit genehmigt. 

Allein die Notwendigkeit, welche in den Sachen belegen iſt, führte die Mehrzahl der 
Verſammlung einen ſtarken Schritt weiter. Niemand in ihrer Mitte verbarg ſich, daß 
in jener Zerſtückelung, welche für unſer Vaterland ſo traurige Früchte getragen hat, 
dennoch zugleich vielfältige Keime verborgen liegen, welche unzertreten bleiben müſſen, 
wenn unſere Zukunft fröhlich gedeihen ſoll. Die Bedeutung unſerer Dynaſtien iſt durch 
die Stürme weniger Wochen nicht entblättert, und eine edle Scham hat uns Deutſche 
behütet, denen zur Seite zu treten, welche aus dem Mißbrauche der Macht, wozu die 
Verſuchung in jeder Menſchenbruſt liegt, die Notwendigkeit folgern wollen, jede hervor- 
ragende Größe als ein Hindernis der Freiheit zu beſeitigen. An unſere Fürſtenhäuſer 
knüpft ſich nicht bloß die alte Gewohnheit des Gehorſams, welche ſich durchaus nicht 
beliebig anderswohin übertragen läßt, ſondern in Wahrheit die einzige Möglichkeit, 
dieſes weitſchichtige, vielgeſtaltige Deutſchland allmählich in die Staatseinheit einzu⸗ 
führen, die ſich aus höheren Gründen nicht länger entbehren läßt. Wenn es gewiß iſt, daß 
eine Einheit in der Art, wie ſie in anderen europäiſchen Reichen obwaltet, ſich auf 
deutſchem Boden nur durch eine unabſehliche Reihe von Gewalttaten und Freveln, 
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deren Verantwortlichkeit kein reiner Vaterlandsfreund auf ſich nehmen möchte, er- 
reichen ließe, ſo würde ebenſo gewiß am erreichten Ziele das Gefühl einer völligen 
Verödung und Ratloſigkeit die deutſchen Gemüter überwältigen; denn es wäre ein 
plötzlicher leichtſinniger Bruch mit unſerer ganzen Vergangenheit. 

Steht ſo die Erblichkeit nicht bloß in der Gewiſſenhaftigkeit und der Geſinnung der 
Deutſchen, ſondern auch in ihren politiſchen Aberzeugungen feſt, ſo hat ſich doch über die 
Frage, ob das künftige Oberhaupt Deutſchlands ebenfalls erblich zu berufen ſei, die 
Verſammlung der Siebenzehner nicht zur Einſtimmigkeit vereinbaren können. Die Auf⸗ 
faſſung der Mehrzahl aber, die im Fortgange der Beratung ſtärker anwuchs, iſt dieſe: 

Von der Zeit an, da ein Reichsgrundgeſetz dem deutſchen Volk die Reichseinheit 
und ſeinen einzelnen Staaten eine Fülle der edelſten Freiheiten, wie ſie noch kein Volk 
der Erde in ſo kurzem Kampfe erwarb, gewährleiſtete, Freiheiten, deren noch weiteren 
Fortſchritt nichts hemmen wird, es wäre denn die eigene Beſonnenheit, von dieſer Zeit 
an muß für jeden Vaterlandsfreund die Bewahrung ſolcher unſchätzbaren Güter vor 
umwälzenden Strebungen die Hauptſache ſein. Knüpft ſich nun unſer vielverzweigtes 
Volksleben weſentlich an den Fortbeſtand der Dynaſtien Deutſchlands, ſo darf das 
Reichs oberhaupt, welches über dem Ganzen zu walten berufen iſt, ebenfalls nur ein 
gleichartig erbberechtigtes ſein. Verlaſſen von dieſer Eigenſchaft, welche die Wurzel 
jeder menſchlichen Macht bildet, würde es ungleich berechtigt denjenigen gegenüberſtehen, 
welche um der Wohlfahrt des Ganzen willen die Verpflichtung anerkannt haben, ihre 
Erbmacht ſeiner Hoheit unterzuordnen. Es würde eben darum, wenn von Haus aus 
mächtig, das Reichsregiment als eine vergängliche Nebenaufgabe, nur allenfalls zu 
Hauszwecken nutzbar, betrachten und behandeln; ohne Hauslande aber an den höchſten 
Platz geſtellt, wie könnte ein ſolches, bloß mit den Fiktionen der Macht bekleidetes 
Reichsoberhaupt nur anders, als in den erblichen Dynaſtien feine geborenen Gegner 
erblicken? Je kraftvoller ein ſolches Reichs oberhaupt an den ihm übertragenen Rechten 
hielte, um fo gewiſſer ſähe ſich das deutſche Volk in den verderblichſten inneren Zwie⸗ 
ſpalt, den gefährlichſten Kampf der Pflichten hineingeriſſen. Nicht unwahrſcheinlich 
würde die eine und unteilbare Republik, mit einem Präſidenten an der Spitze, den Sieg 
davontragen, aber ſicherlich nur auf einem mit deutſchen Bürgerblut beſpritztem Pfade; 
denn es iſt eine Fabel, die allein in der verzehrenden Unruhe der letzten Wochen vorüber— 
gehenden Glauben finden konnte, als ſei aus den Herzen der Oeutſchen die Geltung ihrer 
Fürſtenhäuſer auf einmal verſchwunden. Dieſe werden vielmehr in dem Volksbewußtſein 
eine um ſo freundlichere Stätte finden, weil ſie dem allgemeinen Wohle ſchmerzliche 
Opfer gebracht haben. Darum darf der Anfang unſerer neuen Ordnung keineswegs mit 
der Beſtellung eines wechſelnden Oberhauptes gemacht werden, und die Mehrzahl un— 
ſerer Verſammlung hat, indem ſie den fünften Paragraphen genehmigte, mit ſicherer 
Überzeugung jede Richtung zu dieſem Ziele hin aus ihrem Plan entfernt, denn der 
Gedanke, daß ſich ſpäterhin wohl auf eine Bahn zurückkommen laſſe, die man, in ſchwan⸗ 
kender Zeit ſchwankend geſinnt, jetzt zu betreten zagt, gehört den verderblichſten aller 
Täuſchungen an. Was in dieſer Richtung gelingen ſoll, muß unverzüglich geſchehen. 

Wenn Deutſchlands einträchtiger Fürſtenrat der großen Maiverſammlung zu Frank⸗ 
furt am Main einen deutſchen Fürſten feiner Wahl als erbliches Reichs oberhaupt zur 
Annahme zuführt, dann werden Freiheit und Ordnung auf deutſchem Boden ſich ver— 
ſöhnt die Hände reichen und fürder nicht voneinander laſſen. 


Vorlage der Kommiſſion! 


Entwurf 
des deutſchen Reichsgrundgeſetzes 


Da nach der Erfahrung eines ganzen 
Menſchenalters der Mangel an Einheit im 
deutſchen Staatsleben innere Zerrüttung 
und Herabwürdigung der Volksfreiheit, 
gepaart mit Ohnmacht nach außen hin 
über die deutſche Nation gebracht hat, ſo 
ſoll nunmehr an die Stelle des bisherigen 
Deutſchen Bundes eine auf Nationalein⸗ 
heit gebaute Verfaſſung treten. 


Artikel J 
Grundlagen 


8 1. Die zum bisherigen Deutſchen 
Bunde gehörigen Lande, mit Hinzunahme 
ſämtlicher preußiſcher Provinzen und des 
Herzogtums Schleswig, bilden fortan ein 
Reich (Bundesſtaat). 


8 2. Die Selbſtändigkeit der einzelnen 
deutſchen Staaten wird nicht aufgehoben, 
aber, ſoweit es die Nationaleinheit 
Deutſchlands fordert, beſchränkt. 

Dieſe Beſchränkung liegt teils darin, 
daß einzelne Staatsangelegenheiten fortan 
ausſchließlich der Reichsgewalt anheim 
fallen (Art. II), teils darin, daß dem Volk, 
den einzelnen Regierungen gegen— 
über, gewiſſe Grundrechte und Einrich- 
tungen von Reichs wegen gewährleiſtet 
werden (Art. IV). 


Artikel II 
Bedeutung des Reichs 


8 3. Der Reichsgewalt ſteht fortan aus⸗ 
ſchließlich zu: 

a. die völkerrechtliche Vertretung 
Deutſchlands und ſeiner einzelnen Glieder 
nach außen, mithin das Recht der Ver⸗ 
träge und des geſamten diplomatiſchen 
Verkehrs zu dieſem Zwecke; 


Endgültige Geſtalt! 


Entwurf 
des deutſchen Reichsgrundgeſetzes 


Da nach der Erfahrung eines ganzen 
Menſchenalters der Mangel an Einheit 
in dem deutſchen Staatsleben innere Zer⸗ 
rüttung und Herabwürdigung der Volks⸗ 
freiheit, gepaart mit Ohnmacht nach außen 
hin, über die deutſche Nation gebracht hat, 
ſo ſoll nunmehr an die Stelle des bisherigen 
Deutſchen Bundes eine auf Nationalein⸗ 
heit gebaute Verfaſſung treten. 


Artikel I 
Grundlagen 


§ 1. Die zum bisherigen Deutſchen 
Bunde gehörigen Lande, mit Einſchluß 
der neuerdings aufgenommenen 
preußiſchen Provinzen und des Her- 
zogtums Schleswig, bilden fortan ein 
Reich (Bundesſtaat). 

Anmerkung. Wegen des Groß— 
herzogtums Poſen und des Iſtri— 
aner Kreiſes wird eine Beſtim— 
mung vorbehalten. 


8 2. Die Selbſtändigkeit der einzelnen 
deutſchen Staaten wird nicht aufgehoben, 
aber, ſoweit es die Einheit Deutſchlands 
fordert, beſchränkt. 

Dieſe Beſchränkung liegt teils darin, 
daß einzelne Staatsangelegenheiten fortan 
ausſchließlich der Reichsgewalt anheim⸗ 
fallen (ſ. Art. II), teils darin, daß dem 
Volke gewiſſe Grundrechte und Einrich- 
tungen von Reichs wegen gewährleiſtet 
werden (ſ. Art. IV). 


Artikel II 
Bedeutung des Reichs 


§ 3. Der Reichsgewalt ſteht fortan aus⸗ 
ſchließlich zu: 

a. die völkerrechtliche Vertretung 
Deutſchlands und der einzelnen deut— 
ſchen Staaten nach außen, mithin das 
Recht der Verträge und des geſamten 
diplomatiſchen Verkehrs zu dieſem Zwecke; 


Die Sperrungen im Text zeigen die Abweichungen der beiden Faſſungen an. 
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b. das Recht über Krieg und Frieden; 

c. das Heerweſen, beruhend auf ſtehen⸗ 
dem Heer und Landwehr, und auf dem 

Grundſatz der allgemeinen Wehrpflicht 
ohne Stellvertretung; 

d. das Feſtungsweſen; 

e. die Sicherung Deutſchlands zur See 
durch eine Kriegsflotte und Kriegshäfen; 

f. das Zollweſen, und zwar ſo, daß 
von nun an das ganze Reichsgebiet 
einen und denſelben Zollverein bil: 
det; 

g. das Poft-, Kanal⸗ und Eiſen⸗ 
bahn weſen; 


h. die Erteilung von Erfindungspaten⸗ 
ten, die ſich auf das ganze Reich erſtrecken; 

i. die Geſetzgebung im Gebiet des Zivil⸗, 
Kriminal-, Polizei⸗, Prozeß⸗ und Han⸗ 
delsrechts, inſoweit eine ſolche entweder 
zur Durchbildung der deutſchen National⸗ 
einheit oder zur Ergänzung der 
Landesgeſetzgebung erforderlich iſt, 
wohin insbeſondere und zunächſt ein 
Geſetz über ein Münz⸗, Maß⸗ und Ge⸗ 
wichtsſyſtem gehört; 

k. die Gerichtsbarkeit in dem unten 
(S 23) bezeichneten Amfange; 

1. die Verfügung über ſämtliche Zoll: 
einkünfte und ſofern dieſe und ſonſtige 
Reichs einnahmen nicht ausreichen, Die Bes 
legung der einzelnen Staaten mit Reichs- 
ſteuern. 


Artikel III 
Verfaſſung des Reichs 


§ 4. Die Fülle der Reichsgewalt iſt 
in dem Reichsoberhaupt und dem Reichs- 
tage vereinigt. Die Verwaltung einzelner 
Zweige derſelben geſchieht durch eigene 
Reichsbehörden, an deren Spitze Reichs- 
miniſter ſtehen. Die Gerichtsbarkeit ins⸗ 
beſondere übt ein Reichsgericht aus. 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke.? 


imgleichen die Aberwachung der 
von den einzelnen Staaten unter 
ſich oder mit dem Auslande abzu— 
ſchließenden Verträge. (Ständige 
Geſandtſchaften zwiſchen den ein- 
zelnen Staaten finden nicht weiter 
ſtatt); 

b. das Recht über Krieg und Frieden; 

c. das Heerweſen, beruhend auf ſtehen⸗ 
dem Heer und Landwehr, und auf dem 
Grundſatz der allgemeinen Wehrpflicht 
ohne Stellvertretung; 

d. das Feſtungsweſen; 

e. die Sicherung Deutſchlands zur See 
durch eine Kriegsflotte und Kriegshäfen; 

f. das Zollweſen, ſo daß das ganze 
Reich ein Zollgebiet bildet; 


g. das Poſtweſen; 


h. Geſetzgebung und Oberaufſicht 
über Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen 
und Telegraphen; 

i. Erteilung von Erfindungspatenten, die 
ſich auf das ganze Reich erſtrecken; 

k. die Geſetzgebung im Gebiet des 
öffentlichen und Privatrechts, in- 
ſoweit eine ſolche zur Durchbildung der 
Einheit Deutſchlands erforderlich iſt, 
wohin insbeſondere ein Geſetz über 
deutſches Heimatsrecht und Staats— 
bürgerrecht, ſowie ein Geſetz über ein 
für ganz Deutſchland gleiches Münz-, 
Maß⸗ und Gewichtsſyſtem gehört; 

1. die Gerichtsbarkeit in dem unten 
(824) bezeichneten Amfange; 

m. die Verfügung über ſämtliche Zoll⸗ 
und Poſteinkünfte und, ſofern dieſe und 
ſonſtige Reichseinnahmen (Taxen, Kon⸗ 
zeſſionsgelder uſw.) nicht ausreichen, 
die Belegung der einzelnen Staaten mit 
Reichsſteuern. 


Artikel III 
Verfaſſung des Reichs 


8 4. Die Fülle der Reichsgewalt iſt in 
dem Reichsoberhaupte und dem Reichs⸗ 
tage vereinigt. Die Verwaltung einzelner 
Zweige derſelben geſchieht durch eigene 
Reichsbehörden, an deren Spitze Reichs- 
miniſter ſtehen; die Gerichtsbarkeit ins⸗ 
beſondere übt ein Reichsgericht aus. 
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A. Das Reichs oberhaupt 


S 5. Die Würde des Reichsoberhaupts 
ſoll um der Sicherſtellung der wahren 
Wohlfahrt und Freiheit des deutſchen 
Volks willen erblich ſein. 

Sofern für jetzt über die Wahl 
eines erblichen Reichs oberhaupts 
(deutſchen Kaiſers) keine Einigung 
zu erreichen ſteht, wird ein ftell- 
vertretendes Oberhaupt (Reichs— 
verweſer) aus dem Kreiſe der re— 
gierenden Häuſer Deutſchlands von 
den bisherigen Bundesgliedern im 
Einverſtändnis mit der National: 
verſammlung auf 5 Jahre gewählt. 

S 6. Das Reichsoberhaupt reſidiert zu 
Frankfurt am Mainz es bezieht eine Zivil⸗ 
liſte von . . . Millionen Gulden. 


8 7. Der Reichs verweſer ſteht in 
Abſicht der Regierungsrechte dem 
Kaiſer gleich. 

§ 8. Der Kaiſer hat die vollziehende Ge⸗ 
walt in allen Angelegenheiten des Reichs, 
ernennt die Reichsbeamten und die höhe⸗ 
ren Offiziere; desgleichen verfügt er über 
die Verteilung des ſtehenden Heeres. 


§ 9. Ihm ſteht die Berufung, Prorogie⸗ 
rung und Auflöſung des Reichstages zu, 
erſtere aber muß jährlich wenig— 
ſtens einmal geſchehen. 

Die Beſchlüſſe des Reichstags erhalten 
durch ſeine Verkündigung Geſetzes kraft. 


Er erläßt die zur Vollziehung der 
Reichsgeſetze nötigen Verordnungen. 
Das Recht des Vorſchlags und der 
Zuſtimmung zu den Geſetzen teilt er mit 
dem Reichstage. 

§ 10. Der Kaiſer übt die völkerrechtliche 
Vertretung Deutſchlands und ſeiner ein⸗ 
zelnen Glieder aus. 

Von ihm werden die Geſandten und 
Konſuln ernannt und bei ihm beglaubigt. 

Er ſchließt die Verträge mit auswär⸗ 
tigen Staaten, entſcheidet über Krieg und 
Frieden und ernennt den Oberfeld- 
herrn. 


A. Das Reichs oberhaupt 


S 5. Die Würde des Reichsoberhaupts 
(deutſchen Kaiſers) ſoll um der Sicher. 
ſtellung der wahren Wohlfahrt und Frei⸗ 
heit des deutſchen Volkes willen erblich 
ſein. 


oe 


8 6. Das Reichsoberhaupf refidiert zu 
Frankfurt am Main; es bezieht eine mit 
dem Reichstage zu vereinbarende 
Zivilliſte. 


8 7. Der Kaiſer hat die vollziehende Ge⸗ 
walt in allen Angelegenheiten des Reichs, 
ernennt die Reichsbeamten und die Offi⸗ 
ziere des ſtehenden Heeres und der 
Marine, ſowie die Stabsoffiziere 
der Landwehr; desgleichen verfügt er 
über die Verteilung des ſtehenden Heeres. 

Auch zur Erteilung von Erfin- 
dungspatenten (83i) bedarf es der 
Zuſtimmung des Reichstages nicht. 

§ 8. Dem Kaiſer ſteht die außeror⸗ 
dentliche Berufung (vgl. 8 18), die 
Vertagung, Schließung und Auf- 
löſung des Reichstages zu. 

Die Beſchlüſſe des Reichstages erhal⸗ 
ten durch ſeine Verkündigung verbind⸗ 
liche Kraft für alle Teile des Reichs. 
Er erläßt die zur Vollziehung der 
Reichsgeſetze nötigen Verordnungen. 

Das Recht des Vorſchlags und der 
Zuſtimmung zu den Geſetzen teilt er mit 
dem Reichstage. 

8 9. Der Kaiſer übt die völkerrechtliche 
Vertretung Deutſchlands und der ein⸗ 
zelnen deutſchen Staaten aus. 

Von ihm werden die Geſandten und 
Konſuln ernannt und bei ihm beglaubigt. 

Er ſchließt die Verträge mit auswärtigen 
Staaten u. über wacht die Verträge der 
einzelnen deutſchen Staaten (8 3a)!. 

Er entſcheidet über Krieg und Frieden. 


1 Varrent rapp unterläßt a. a. O. S. 384, die 
Hinzufügung der geſperrten Worte zu bemerken. 
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§ 11. Der Kaiſer iſt unverletzlich und 
unverantwortlich. Dagegen müſſen alle 
von ihm ausgehenden Verfügungen von 
wenigſtem [jo] einem Reichsminiſter kon⸗ 
traſigniert werden, zum Zeichen der Ver⸗ 
antwortlichkeit desſelben für die Zweck⸗ 
und Geſetzmäßigkeit der Verfügung. Der 
Mangel einer ſolchen Signatur macht die 

Verfügung ungültig. 


B. Der Reichstag 


8 12. Der Reichstag beſteht aus zwei 


Häuſern, dem Oberhauſe und dem Anter⸗ 
hauſe. 

8 13. Das Oberhaus beſteht aus 200 
Mitgliedern, nämlich 

1. den regierenden Fürſten und einem 
Bürgermeiſter aus jeder der vier 
freien Städte; fie haben ſämtlich das 
Recht, einen Stellvertreter zu ſchicken, der 
aber im Laufe einer Sitzungsperiode nicht 
abgerufen werden und feine Abſtim⸗ 
mung wegen Mangels an Inſtruk⸗ 
tion nicht verweigern darf; 


2. aus Reichsräten, welche von den 
Fürſten und den freien Städten 
aus dem Kreiſe der bewährten Verdienſte 
des Vaterlandes auf Lebenslang ge= 
wählt werden; die Verteilung der 
Wahlberechtigung richtet ſich nach 
dem Maßſtabe der Bevölkerung 
der Staaten. 


8 14. Das Anterhaus beſteht aus 
Abgeordneten des Volks, welche auf 
5 Jahre gewählt werden. Auf je 70 000 
Seelen kommt ein Abgeordneter, jedoch 
ſo, daß auch Staaten von geringerer Volks⸗ 
zahl einen Abgeordneten ſchicken, und ein 
Aberſchuß von wenigſtens 36 000 Seelen 


8 10. Der Kaiſer iſt unverletzlich und un⸗ 
verantwortlich, dagegen müſſen alle von 
ihm ausgehenden Verfügungen von we⸗ 
nigſtens einem der Reichsminiſter unter⸗ 
zeichnet werden, zum Zeichen der Ver⸗ 
antwortlichkeit desſelben für die Zweck⸗ 
und Geſetzmäßigkeit der Verfügung. Der 
Mangel einer ſolchen Anterſchrift macht 
die Verfügung ungültig. 


B. Der Reichstag 


8 11. Der Reichstag beſteht aus zwei 
Häuſern, dem Oberhauſe und dem Anter⸗ 
hauſe. 

S 12. Das Oberhaus beſteht aus 
höchſtens 200 Mitgliedern, nämlich 

1. aus den regierenden Fürſten. Sie 
haben das Recht, einen Stellvertreter zu 
ſchicken, der aber im Laufe einer Sitzungs⸗ 
periode nicht abgerufen werden darf; 


2. aus einem Abgeordneten von 
jeder der 4 freien Städte, welche die 
Regierungen [fo]! mindeſtens für 
die Dauer einer Sitzungsperiode 
ſchickt [ſo] r; 

3. aus Reichs räten, welche aus dem 
Kreiſe der bewährten Verdienſte des Va⸗ 
terlandes von den einzelnen Staa— 
ten auf 12 Jahre gewählt werden, 
ſo daß alle 4 Jahre ein Drittel 
austritt. Die Wahlberechtigung iſt 
unter den einzelnen Staaten mit 
Rückſicht auf deren Bevölkerung 
verteilt. In Staaten, die nur einen 
Reichsrat ſchicken, ſteht das Wahl— 
recht den Ständen und in den 
freien Städten den geſetzgeben— 
den Körpern, in ſolchen, die 
mehrere ſchicken, ſteht es zur 
Hälfte den Regierungen zu (ſiehe 
Anlage A); die Reichsräte müſſen 
dem Staate, von dem ſie gewählt 
werden, angehören und das 40. 
Lebens jahr vollendet haben. 

§ 13. Das Unterhaus beſteht aus 
Abgeordneten des Volks, welche auf 


ı Bind ing a. a O. S. 103 bemerkt, daß der 
auch im gedruckten Text vorhandene doppelte 
Druckfehler in dem, den Bundestagsprotokollen 
beiliegenden handſchriftlichen Original mit Tinte 
korrigiert ſei. 


IOO 


ebenfalls zu einem Abgeordneten berech- 
tigt. g 


Die Wahl geſchieht durch das Volk, 
nicht durch die Ständeverſammlungen, ob 
aber direkt oder indirekt (durch Wahl⸗ 
männer), bleibt der Geſetzgebung der ein⸗ 
zelnen Staaten überlaſſen. 

Wähler iſt jeder volljährige Staats⸗ 
bürger, mit Ausſchluß des Geſindes, 
der Almoſenempfänger und der 
wegen eines entehrenden Verbrechens 
Verurteilten; wählbar jeder Dreißigjährige 
ohne Anterſchied des deutſchen Staats, 
dem er angehört. 


Die Legitimation der Abgeord— 
neten prüft ein Ausſchuß des An⸗ 
terhauſes, welcher die Frage defi— 
nitiv entſcheiden, aber auch an das 
ganze Haus bringen kann. 


8 15. Die Reichsräte und die Mitglie⸗ 
der des Anterhauſes beziehen Reiſe⸗ und 
Tagegelder aus der Reichskaſſe. 

8 16. Jedes Mitglied des Reichstags 
vertritt ganz Deutſchland und iſt an In⸗ 
ſtruktionen ſeiner Wähler nicht gebun⸗ 
den. 


8 17. Jedes Haus ſteht dem ande 
ren und ebenſo dem Reichsober— 
haupte mit entſcheidender Stimme 
gegenüber. Doch ſteht das Recht der 
Beſchwerde und der Adreſſe, desgleichen 
die Anklage der Miniſter auch jedem 
Hauſe für ſich zu. Der Voranſchlag des 
Reichshaushalts iſt ſtets zuerſt dem An⸗ 
terhauſe zur Bewilligung vorzulegen. 


§ 18. Zu einem Beſchluſſe eines jeden 
Hauſes gehört die Gegenwart von wenig⸗ 
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6 Jahre gewählt werden, ſo daß alle 


2 Jahre ein Drittel austritt. Auf je 
100 000 Seelen der wirklichen Be- 
völkerung kommt ein Abgeordneter, 
jedoch ſo, daß auch Staaten von geringerer 
Volkszahl einen Abgeordneten ſchicken und 
ein Aberſchuß von wenigſtens 50 000 
Seelen ebenfalls zu einem Abgeordneten 
berechtigt. 

Die Wahl geſchieht durch das Volk 
(nicht durch die Ständeverſammlungen), 
ob aber direkt oder indirekt (durch Wahl- 
männer), bleibt der Geſetzgebung der ein- 
zelnen Staaten überlaſſen. 

Wähler iſt jeder volljährige ſelbſtän⸗ 
dige Staats angehörige, mit Ausſchluß 
der wegen eines entehrenden Verbrechens 
Verurteilten; wählbar jeder Wahlbe⸗ 
rechtigte nach vollendetem 30. Le— 
bens jahr, ohne Anterſchied des deut⸗ 
ſchen Staates, dem er angehört. Die 
näheren Beſtimmungen bleiben ei- 
ner von Reichs wegen zu erlaſſen⸗ 
den Wahlordnung vorbehalten. 


Beamte bedürfen zur Annahme 
der auf ſie gefallenen Wahl keiner 
Genehmigung. 

§ 14. Die Reichsräte und die Mitglieder 
des Unterhaufes beziehen Reiſe⸗ und Tage⸗ 
gelder aus der Reichskaſſe. 

§ 15. Jedes Mitglied des Reichstages, 
mit Einſchluß der §S 12 Num. 1 und 2 
erwähnten Stellvertreter und Ab— 
geordneten, vertritt ganz Deutſchland 
und iſt an Inſtruktionen nicht gebunden. 

§ 16. Zur Gültigkeit eines Reichs- 
tagsbeſchluſſes gehört die Aberein— 
ſtimmung beider Häuſer. 

Das Recht des Geſetzes vorſchlags, 
der Beſchwerde und der Adreſſe, desglei⸗ 
chen die Anklage der Miniſter ſteht jedem 
Hauſe für ſich zu. 

Der Voranſchlag des Reichshaushalts 
iſt ſtets zuerſt dem Anterhauſe zur Be⸗ 
ſchlußnahme vorzulegen, deren Er- 
gebnis das Oberhaus nur im Gan 
zen verwerfen, in den einzelnen 
Anſätzen nicht verändern darf. 

§ 17. Zu einem Beſchluß eines jeden 
Hauſes gehört die Gegenwart von wenig⸗ 
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ſtens ein [ſo] Drittel ſeiner Mitglieder 
und die abſolute Mehrheit der Stimmen. 


8 19. Die Sitzungen beider Häuſer find 
öffentlich. 


8 20. Die Reichsminiſter nehmen nur 
als Mitglieder des einen oder des anderen 
Hauſes an den Verhandlungen teil. Zu 
dem Ende kann das Reichs oberhaupt Mi- 
niſter für die Dauer ihres Amtes in das 
Oberhaus ſchicken; in das Unterhaus tre⸗ 
ten ſie durch Volkswahl. 


©. Das Reichsgericht 
§ 21. Das Reichs- Das Reichsgericht 
gericht beſteht aus beſteht aus 18 Rä⸗ 
17 Mitgliedern. Die- ten und einem 
ſe werden nach Maß⸗ Präſidenten und 
gabe der 17 Stim- Vizepräſidenten. 
men im engeren Rat Die Räte wer- 
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ſtens einem Drittel der Mitglieder und 
die abſolute Mehrheit der Stimmen. 

8 18. Der Reichstag verſammelt 
ſich von Rechts wegen jährlich ein- 
mal zu einer ordentlichen Sitzung 
in Frankfurt am Main, die am 
ihren Anfang nimmt. Außerordent⸗ 
liche Sitzungen können vom Kaiſer 
zu jeder Zeit berufen werden (ſiehe 
8 8). Eine Vertagung des Reichs- 
tages durch den Kaiſer darf nicht 
über ſechs Wochen ausgedehnt wer- 
den. Einer Auflöſung fol die An- 
ordnung neuer Wahlen binnen 14 
Tagen nachfolgen, widrigenfalls 
tritt der Reichstag drei Monate 
nach der Auflöſung in ſeiner alten 
Geſtalt zuſammen, wenn die Zeit 
der ordentlichen Sitzung nicht früher 
Fällt 

Die Sitzungen beider Häuſer ſind 
öffentlich. 5 

8 19. Die Mitglieder des Reichs- 
tages können von der Verpflich— 
tung, an den Verhandlungen des- 
ſelben teilzunehmen, nur durch das 
betreffende Haus des Reichstags 
entbunden werden. 

8 20. Sie können, außer im Fall 
der Ergreifung auf friſcher Tat bei 
einem peinlichen Verbrechen, wäh- 
rend ihrer Anweſenheit auf dem 
Reichstage und auf der Hin⸗ und 
Herreiſe nicht ohne Zuſtimmung 
des Hauſes, dem ſie angehören, 
verhaftet werden. Auch können ſie 
wegen ihrer Außerungen im Hauſe 
an keinem anderen Orte zur Rechen— 
ſchaft gezogen werden. 

8 21. Die Reichsminiſter haben nur 
Stimmrecht in dem einen oder an⸗ 
deren Hauſe, wenn ſie Mitglieder 
desſelben ſind. Sie haben Zutritt 
in jedem Haufe und müſſen auf ihr 
Verlangen gehört werden. Jedes 
Haus kann die Gegenwart der Mi— 
niſter verlangen. 


OC. Das Reichsgericht 


8 22. Das Reichsgericht beſteht aus 
21 Mitgliedern. Sie werden zu einem 
Drittel vom Reichsoberhaupt, zu einem 
Drittel vom Oberhauſe, zu einem Drittel 
vom Anterhauſe auf Lebens zeit er⸗ 
nannt, und wählen aus ihrer Mitte 
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der bisherigen Bun⸗ den zu ein em 
des Verſammlung Drittel vom 
von der Regierung Reichsoberhaupt, 
im Einverſtändnis zu einem Drittel 
mit ihren Ständen vom Oberhauſe, 
auf Lebenslang ge⸗ u einem Drittel 
wählt, und zwar, was vom Anterhauſe, 
die Kuriatſtimmen die Präſidenten 
betrifft, nach einem vom Reichsober⸗ 
unter den Teilneh⸗ haupt auf Lebens 
mern einzuhaltenden lang ernannt. 
Turnus. Die Mit- 

glieder wählen aus 

ihrer Mitte den 

Präſidenten. Soll 

die Zahl der Neichs⸗ 

richter vergrößert 

werden, ſo ſteht das 

Wahlrecht für die 

erſte Stelle Oſter⸗ 

reich, für die zweite 

Preußen, und ſo wei⸗ 

ter nach der Reihen 

folge der Stimmen 

im engeren Nate zu. 


S 22. Das Reichsgericht hat feinen Sitz 
in Nürnberg. Seine Sitzungen find öffent⸗ 
li 


8 23. Zur Zuſtändigkeit des Reichsge⸗ 
richts gehören: 

a. Streitigkeiten der einzelnen Staaten 
und regierenden Fürſten untereinander, ſo 
daß das Reichsgericht in dieſer 
Beziehung an die Stelle der bis— 
herigen Bundesausträgalinſtanz 
tritt; 


b. Anklagen gegen die Reichsminiſter 
oder die Landesminiſter durch eines der 
Häuſer des Reichstages, desgleichen An⸗ 


klagen gegen die Landesminiſter durch die 


Landſtände. Dieſes Anklagerecht wird 
begründet durch jede Verletzung der 
Reichs⸗reſp. Landesgrundgeſetze. Die Aus⸗ 
dehnung auf andere Fälle bleibt der nähe⸗ 
ren Beſtimmung eines Reichsgeſetzes 
überlaſſen; 
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den Präſidenten und den Vizeprä⸗ 
ſidenten. 


An vereinbar mit der Stelle eines 
Reichsrichters iſt die Bekleidung 
jedes anderen Reichs- oder Staats- 
amtes und die Mitgliedſchaft des 
Dber- und Anterhauſes. 

8 23. Das Reichsgericht hat ſeinen Sitz 
in Nürnberg. Seine Sitzungen ſind öffent⸗ 
lich. 

8 24. Die Zuſtändigkeit des Reichsge⸗ 
richts umfaßt folgendes: 

a. Streitigkeiten jeder Art, poli⸗ 
tiſche und rechtliche, zwiſchen den 
einzelnen deutſchen Staaten oder zwi⸗ 
ſchen regierenden Fürſten, in ſofern ſie 
nicht in das Gebiet der Reichsre— 
gierungsſachen gehören, und mit 
Vorbehalt der gewillkürten Aus- 
träge; 


[ſiehe h) 


b. Streitigkeiten über Thron 
folge, Regierungsfähigkeit und Re⸗ 
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0. Streitigkeiten zwiſchen der Regie- 
rung eines einzelnen Staates und deſſen 
Landſtänden über die Auslegung der 
Landes verfaſſung; 

d. Rechtsſtreitigkeiten gegen den Reichs 
fiskus und deſſen einzelne Kaſſen (Sta⸗ 
tionen); 


[ſiehe e] 


lſiehe b! 


e. Außerdem hat das Reichsgericht auf 
Antrag des Beteiligten in allen denjenigen 
Fällen die richterliche Entſcheidung her⸗ 
beizuführen, wo ſie wegen Juſtizverwei⸗ 
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gentſchaft in dendeutſchen Staaten, 
unter demſelben Vorbehalt; 

o. Klagſachen von Privatperfo- 
nen gegen regierende deutſche Für 
ſten, inſofern es an der Zuftändig- 
keit eines Landesgerichts fehlt; 

d. Klagſachen von Privatperſo⸗ 
nen gegen deutſche Staaten, bei 
welchen die Verpflichtung, der For- 
derung Genüge zu leiſten, zwiſchen 
mehreren Staaten zweifelhaft oder 
beſtritten iſt; 

e. Streitigkeiten zwiſchen der Regierung 
eines einzelnen Staats und deſſen Stän⸗ 
den über die Gültigkeit oder Ausle⸗ 
gung der Landesverfaſſung; 

f. alle Klagen gegen den Reichsfis⸗ 
kus und deſſen einzelne Zweige; 


g. Entſcheidungen in oberſter In⸗ 
ſtanz über die nach der Verfaſſung 
eines jeden Landes zu beurteilenden 
Beſchwerden wegen verweigerter 
oder gehemmter Rechtspflege; 

h. Anklagen gegen die Neichsminiſter 
oder die Landesminiſter durch eines der 
Häuſer des Reichstages, desgleichen An- 
klagen gegen die Landesminiſter durch 
die Landſtände, wegen Verletzung der 
Reichs bzw. der Landesgrundgeſetze. Die 
Frage wegen Ausdehnung des An- 
klagerechts auf andere Fälle bleibt der 
näheren Beſtimmung eines Reichsgeſetzes 
vorbehalten; 

i. Kriminalgerichtsbarkeit mit 
Arteilsfällung durch Geſchworene 
in Fällen des Hoch- und Landes ver- 
rats gegen das Reich, ſowie bei 
Majeſtäts verbrechen gegen das 
Reichs oberhaupt. 

Der in dieſen Fällen dem Reichs- 
oberhaupt zuſtehenden Begnadi— 
gung muß ein Gutachten des Reichs- 
gerichts vorausgehen. 

Außerdem hat das Reichsgericht, auf 
Erfordern der Reichsregierung, we— 
gen angeblicher Verletzung reichs- 
geſetzlich verbürgter Rechte durch 
Geſetze oder Regierungshandlun⸗ 
gen der einzelnen Staaten Gut- 
achten zu geben. 


[ſiehe g] 
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gerung oder wegen Mangels eines zu⸗ 
ſtändigen Landesgerichts oder wegen be⸗ 
ſtrittener Kompetenz eines . 5 
ſtand findet. 


Artikel IV 


Grundzüge der Verfaſſung der 
einzelnen Staaten 


§ 24. Das Reich gewährleiſtet dem 
Volk, den einzelnen Regierungen 
gegenüber, folgende Grundrechte und 
Einrichtungen: 


a. eine Volksvertretung mit dem Rechte 
der Zuſtimmung zu Geſetzen und Steuern 
und der Verantwortlichkeit der Miniſter 
gegen die Volksvertreter; 


b. Öffentlichkeit der Ständeverſamm⸗ 
lungen; 
c. eine freie Gemeindeverfaſſung; 


d. Unabhängigkeit der Gerichte, Anab⸗ 
ſetzbarkeit der Richter, außer durch Urteil 
und Recht; Offentlichkeit und Mündlich⸗ 
keit des Gerichtsverfahrens, mit Schwur⸗ 
gericht in Kriminalſachen; 


e. Gleichheit aller Stände in betreff der 
Staats⸗ und Gemeindelaſten und der 
Amtsfähigkeit; 

f. allgemeine Bürgerwehr; 

g. freies Vereinsrecht mit Vorbehalt 
eines Geſetzes gegen den Mißbrauch; 


h. unbeſchränktes Petitionsrecht ſowohl 
der Einzelnen als der Körperſchaften; 

i. das Recht jedes Beteiligten, Be: 
ſchwerde über geſetzwidriges Verfahren 
einer Behörde, nach vergeblichem Anruf 
der vorgeſetzten Behörden, an die Land⸗ 
ſtände und, ſofern eine Verletzung von 
Reichsgeſetzen behauptet wird, an eines 
der Häuſer des Reichstags mit der Bitte 
um Verwendung zu bringen; 

k. Preßfreiheit ohne irgendeine Be⸗ 
ſchränkung durch Zenſur, Konzeſſionen 
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Die Vollziehung der reichsge— 
richtlichen Sprüche wird durch ein 
Reichsgeſetz näher beſtimmt. 


Artikel IV 
Grundrechte des deutſchen Volkes 


S 25. Das Reich gewährleiſtet dem 
deutſchen Volke folgende Grundrechte, 
welche zugleich der Verfaſſung je- 
des einzelnen deutſchen Staates zur 
Norm dienen ſollen: 

a. eine Volksvertretung mit entſchei⸗ 
dender Stimme bei der Geſetzge⸗ 
bung und der Beſteuerung, und mit 
Verantwortlichkeit der Miniſter gegen 
die Volksvertreter; 

b. Offentlichkeit der Ständeverſamm⸗ 
lungen; 

c. eine freie Gemeindeverfaſſung auf 
Grundlage ſelbſtändiger Verwal— 
tung in Gemeinde-Angelegenheitenz 

d. Unabhängigkeit der Gerichte, Unab- 
ſetzbarkeit der Richter außer nach Arteil 
und Recht; Öffentlichkeit und Mündlich⸗ 
keit des Gerichtsverfahrens mit Schwur⸗ 
gerichten, in Kriminalſachen und bei 
allen politiſchen Vergehen; Voll⸗— 
ziehbarkeit der rechtskräftigen Er- 
kenntniſſe deutſcher Gerichte im 
ganzen Gebiet des Reichs; 

e. Gleichheit aller Stände in betreff der 
Staats⸗ und Gemeindelaſten und der 
Amtsfähigkeit; 

f. allgemeine Bürgerwehr; 

g. freies Verſammlungs- und Ver⸗ 
eins⸗Recht mit Vorbehalt eines Geſetzes 
gegen den Mißbrauch; 

h. unbeſchränktes Petitionsrecht ſowohl 
der Einzelnen als der Körperſchaften; 

i. das Recht jedes Beteiligten, Be⸗ 
ſchwerde über geſetzwidriges Verfahren 
einer Behörde, nach vergeblichem Anruf 
der vorgeſetzten Behörden, an die Land- 
ſtände und, ſofern eine Verletzung von 
Reichsgeſetzen behauptet wird, an eines 
der Häuſer des Reichstages mit der Bitte 
um Verwendung zu bringen; 

Ek. Preßfreiheit ohne irgend eine Be⸗ 
ſchränkung durch Zenſur, Konzeſſionen 
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und Kautionen; Aburteilung der Preß⸗ 
vergehen durch Schwurgerichte; 

1. Anverbrüchlichkeit des Briefgeheim⸗ 
niſſes unter geſetzlicher Normierung der 
bei Kriminalunterſuchungen und in Kriegs- 
fällen notwendigen Beſchränkungen; 
m. Sicherſtellung der Perſon gegen 
willkürliche Verhaftung und Hausſuchung 
durch eine Habeaskorpusakte; 

n. gleiche Berechtigung aller Ange⸗ 
hörigen des deutſchen Reichs, in jedem 
einzelnen deutſchen Staate und an jedem 
Ort ihren Aufenthalt zu nehmen, Grund⸗ 
ſtücke zu erwerben und Gewerbe zu be- 
treiben; 


o. Auswanderungsfreiheit; 
p. freie Wahl des Berufs und der Bil⸗ 
dung dazu im In⸗ und Auslande; 


d. Freiheit des Glaubens und der ge- 
noſſenſchaftlichen, ſowohl privaten 
als öffentlichen, Religionsübung; Gleich- 
heit aller Religionsparteien in bürgerlichen 
und politiſchen Rechten. 


Artikel V 
Gewähr des Reichsgrundgeſetzes 


§ 25. Das Reichsoberhaupt leiſtet bei 

Antritt ſeiner Regierung einen Eid auf 
das Reichsgrundgeſetz vor dem verfam- 
melten Reichstage, der bei jedem Thron⸗ 
wechſel unverzüglich und ohne Berufung 
in der Art zuſammentritt, wie er das 
letztemal verſammelt geweſen iſt. 
8 26. Die Reichsminiſter und die übri⸗ 
gen Reichsbeamten und das Reichsheer 
werden gleichfalls auf das Reichs⸗ 
grundgeſetz vereidigt. 

8 27. Den in den einzelnen Staaten vor⸗ 
geſchriebenen Eiden auf die Landesver⸗ 
faſſung wird die Verpflichtung auf das 
Reichsgrundgeſetz beigefügt. 

§ 28. Zu Abänderungen des Reichs- 
grundgeſetzes iſt die Abereinſtimmung des 
Reichstags mit dem Reichs oberhaupt, in 
jedem Haufe die Anweſenheit von wenig⸗ 
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und Kautionen; Aburteilung der Preß⸗ 
vergehen durch Schwurgerichte; 

1. Unverbrüchlichfeit des Briefgeheim⸗ 
niſſes, unter geſetzlicher Normierung der 
bei Kriminalunterſuchungen und in Kriegs- 
fällen notwendigen Beſchränkungen; 

m. Sicherſtellung der Perſon gegen 
willkürliche Verhaftung und Hausſuchung 
durch eine Habeaskorpusakte; 

n. Berechtigung aller Angehörigen des 
deutſchen Reichs, in jedem einzelnen 
Staate und an jedem Orte ihren Aufent- 
halt zu nehmen, und unter den näm⸗ 
lichen Bedingungen wie die Ange— 
hörigen des betreffenden Staates 
Grundſtücke zu erwerben und Gewerbe zu 


betreiben; 


o. Auswanderungsfreiheit; 

p. Freiheit der Wahl des Berufs und 
der Bildung dazu im In- und Auslande; 

d. Freiheit der Wiſſenſchaft; 

r. Freiheit des Glaubens und der pri⸗ 
vaten und öffentlichen Religionsübung ; 
Gleichheit aller Religionsparteien in bür⸗ 
gerlichen und politiſchen Rechten; 


8. Freiheit volkstümlicher Ent- 
wicklung, insbeſondere auch der 
nichtdeutſchen Volksſtämme durch 
Gleichberechtigung ihrer Sprache 
in Rückſicht auf Anterricht und 
innere Verwaltung. 


Artikel V 
Gewähr des Reichsgrundgeſetzes 


8 26. Das Reichsoberhaupt leiſtet beim 
Antritt ſeiner Regierung einen Eid auf 
das Reichsgrundgeſetz vor dem verfam- 
melten Reichstage, der bei jedem Thron⸗ 
wechſel unverzüglich und ohne Berufung 
in der Art zuſammentritt, wie er das 
letzte Mal verſammelt geweſen iſt. 

§ 27. Die Reichsminiſter und die üb⸗ 
rigen Beamten des Reichs, imglei— 
chen das Reichsheer werden auf das 
Reichsgrundgeſetz vereidigt. 

8 28. Den in den einzelnen Staaten vor⸗ 
geſchriebenen Verpflichtungen auf die 
Landes verfaſſung wird die Verpflichtung 
auf das Reichsgrundgeſetz beigefügt. 

§ 29. Zu Abänderungen des Reichs⸗ 
grundgeſetzes iſt die Abereinſtimmung des 
Reichstags mit dem Reichsoberhaupte, 
in jedem Haufe die Anweſenheit von we— 
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ſtens drei Viertel der Mitglieder und eine 
Stimmenmehrheit von wenigſtens zwei 
Drittel der Anweſenden, imgleichen die 
Wiederholung des Beſchluſſes in 
zwei aufeinanderfolgenden Sit- 
zungsperioden erforderlich. 

§ 29. Alle Bundesbeſchlüſſe und Lan⸗ 
desgeſetze, welche mit einer Beſtimmung 
des Reichsgrundgeſetzes im Widerſpruch 
ſtehen, ſind hiemit außer Kraft geſetzt. 


Frankfurt a. M., 14. April 1848. 


Anhalt ⸗Deſſau, 
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nigſtens drei Viertel der Mitglieder und 
eine Stimmenmehrheit von drei Viertel 
der Anweſenden erforderlich. 


S 30. Alle Bundesbeſchlüſſe, Landes- 
geſetze und Verträge zwiſchen einzel- 
nen deutſchen Staaten find, inſo⸗ 
weit ſie mit einer Beſtimmung des Reichs⸗ 
grundgeſetzes im Widerſpruch ſtehen, hier⸗ 
mit außer Kraft geſetzt. 


Anlage A 


Verteilung der Reichsräte auf die 


einzelnen deutſchen Staaten 


Oſterreich ſendel 24 
PMeuß ff an 24 
Bayern 12 


Sachſen, Hannover, Württemberg 


und Baden je 8, zuſammen 32 
Kurheſſen, Großherzogtum Heſſen, 
Schleswig⸗Holſtein und Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin je 6, zuſammen . 24 
Luxemburg, Braunſchweig, Naſſau, 
Sachſen⸗Weimar, Oldenburg je 4, 
üſemme ee 20 
Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, Sachſen⸗ 
Meiningen und Sachſen⸗Altenburg 
je 2, zuſammen — 8 
Anhalt ⸗Bern⸗ 
burg, Schwarzburg⸗Nudolſtadt, 
Schwarzburg⸗Sondershauſen, Ho⸗ 
henzollern Sigmaringen, Hohen⸗ 
zollern⸗Hechingen, Waldeck, Reuß 
ältere Linie, Reuß jüngere Linie, 
Lippe ⸗ Detmold, Schaumburg⸗ 
Lippe, Mecklenburg ⸗Strelitz, Heſ⸗ 
ſen⸗Homburg, Liechtenſtein, Lauen⸗ 
burg, Lübeck, Bremen, Hamburg, 
Frankfurt je 1, zuſammen 19 


Verzeichnis 
der dem Bundestage beigeordneten Vertrauensmänner, welche 
an der Beratung des vorſtehenden Entwurfs teilgenommen haben: 


Oſterreich: 


Preußen: 

Bayern: 

Königreich Sachſen: 
Hannover: 
Württemberg: 
Baden: 

Kurheſſen: 
Großherzogtum Heſſen: 
Holſtein: 
Luxemburg: 
Sächſiſche Häuſer: 


Braunſchweig und Naſſau: 


Mecklenburg: 
Oldenburg uſw.: 
16. Stimme: 


Freie Städte: 


v. Schmerling aus Wien, und v. Som 
maruga aus Wien 


Dr. Dahlmann aus Bonn 
(Nicht vertreten) 

Todt aus Adorf 

Dr. Zachariä aus Göttingen 
Dr. Ahland aus Tübingen 
Baſſermann aus Mannheim 
Dr. Bergk aus Marburg 

Dr. Langen aus Rheinheilen 
Dr. Droyſen aus Kiel 
Willmar aus Luxemburg 


von der Gabelentz aus Altenburg und 
Luther aus Meiningen 


v. Gagern aus Wiesbaden 
Stever aus Mecklenburg 
Dr. Albrecht aus Leipzig 


Jaup aus Darmſtadt und Petri aus 
Detmold 


Dr. Gervinus aus Heidelberg 


III 
Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 
der deutſchen Nationalverſammlung 


Zweiter Teil 


Vorbemerkung 


Droyſ en hat von den Protokollen, die er über die Verhandlungen des Ver— 
faſſungs⸗Ausſchuſſes als deſſen Schriftführer aufgenommen hatte, nur den erſten Teil 
veröffentlicht („Die Verhandlungen des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes der deutſchen National- 
verſammlung. Herausgegeben von Joh. Guſt. Droyſen“. Erſter Teil. Leipzig, 
Weidmann'ſche Buchhandlung 1849, VI und 453 S.), den Reſt dagegen, gewiß unter 
dem Druck der veränderten Zeitverhältniſſe, unveröffentlicht gelaſſen. Dagegen hat 
er die ganze, aus 165, meiſt auf allen vier Seiten engbeſchriebenen Foliolagen be- 
ſtehende Niederſchrift, nebſt zahlreichen ergänzenden handſchriftlichen und gedruckten 
Beilagen in ſeinem Nachlaß aufbewahrt. So kann nunmehr der zweite abſchließende 
Teil dieſer wertvollen Quelle bekanntgegeben werden. Die Herausgabe richtet ſich 
naturgemäß nach dem Vorbild des gedruckten erſten Teils, nur daß manche Freiheiten, 
die ſich Droyſen als Verfaſſer und Herausgeber dort geſtatten konnte, jetzt beim 
zweiten Teil nicht in Betracht kommen durften. Droyſen folgte zwar auch größten⸗ 
teils genau dem Wortlaut ſeiner Niederſchrift, aber er fügte doch gelegentlich ein⸗ 
leitende, zuſammenfaſſende, erklärende Abſchnitte bei, wich wohl auch hier und da 
von der rein chronologiſchen Reihenfolge der Protokolle ab, um ſachlich Zuſammen⸗ 
hängendes zu verbinden. Von derartigem mußte jetzt abgeſehen werden; es konnte ſich 
vielmehr nur darum handeln, das Manuffript fo, wie es vorliegt, zum Abdruck zu bringen, 
alſo mit Ausnahme offenbarer Verſchreibungen und Verſehen, wo ſich das Richtige ohne 
weiteres ergab, völlig im Anſchluß an ſeinen Wortlaut und ſeine Reihenfolge. Nur 
mußten die in der 61., 62., 63. und 64. Sitzung, am 19., 22., 23. und 25. September 
geführten Verhandlungen über den erſten Entwurf des Abſchnittes „Das Reichs- 
gericht“, die Droyſen (S. 310) zunächſt ausgelaſſen hatte, um an die Verhand⸗ 
lungen über „Die Reichsgewalt“ ſogleich die ſachlich dazu gehörigen über „Das Reich“ 
zu knüpfen, hier gleich zu Beginn nachgeholt werden, ſo daß ſie nun ihrerſeits in 
ſachgemäßer Verbindung mit der in der 71. Sitzung am 3. Oktober beginnenden 
weiteren Verhandlung über das Reichs gericht ſtehen. Mit dem Protokoll dieſer 
Sitzung (Fol. 62 der Handſchrift) beginnt dann der fortlaufende neue Text; daß in 
dieſer Sitzung die Reviſion der Abſchnitte „Das Reich“ und „Die Reichsgewalt“ 
geſchloſſen wurde, ſteht bereits im gedruckten Teil (S. 355). Auch für die den Proto- 
kollen beigegebenen „Anlagen“ war das Vorbild des gedruckten erſten Teils maß⸗ 
gebend. Die Einteilung in Abſchnitte und die ihnen vorangeſtellten Aberſchriften rühren 
vom Herausgeber her. 

Die in den Anmerkungen gebrauchten Abkürzungen: Sten. Ber. und Haßler 
beziehen ſich auf folgende Werke: „Stenographiſcher Bericht über die Verhand⸗ 
lungen der deutſchen konſtituierenden Nationalverſammlung zu Frankfurt am Main. 
Herausgegeben .. von Franz Wigard“, I Bände. Frankfurt am Main, Sauer⸗ 
länder 1848. 1849; „Verhandlungen der deutſchen verfaſſunggebenden Reichsverſamm⸗ 
lung zu Frankfurt am Main. Herausgegeben ... von Haßler“, 6 Bände. Frankfurt 
am Main, Krebs ⸗Schmitt 1848. 1849. 


Die Verhandlungen über den erften Entwurf des Abſchnittes 
„Das Reichsgericht“ 


Es wurde! zur Beratung des Entwurfs über das Reichsgericht (ſiehe An⸗ 
lage?) übergegangen und dieſelbe durch eine einleitende Aberſicht des Bericht⸗ 
erſtatters v. Soiron eröffnet. Tellkampf machte bemerklich, daß, da nun ein 
Reichsgericht eingeſetzt ſei, es in betreff der Inſtanz die Schwierigkeit ergebe, 
daß nur eine vorhanden ſei, was namentlich in Streitigkeiten zwiſchen den 
Staaten in Privatſachen bedenklich ſei. v. Soiron bemerkte dagegen, daß für 
dieſe Sachen die Landesgerichte die frühere Inſtanz bildeten. Gegen Tell- 
kampfs Gegenbemerkung, daß ja das traurige Beiſpiel des alten Reichs- 
kammergerichts viele Verſchleppungen fürchten laſſe, wurde angeführt, daß 
dies Reichsgericht bei weitem weniger Kompetenz haben würde. 

Es wurde zur Beratung der einzelnen Paragraphen übergegangen. 

Zu 8 bemerkte Beſeler, daß freilich hier das Staatenhaus antizipiert 
erſcheinen könne, jedoch ſcheine ſich bereits die Anſicht feſtgeſtellt zu haben, 
daß ein ſolches gebildet werden werde. Eben darum wünſcht Wigard, dieſen 
Paragraphen noch auszuſetzen. Er fügt hinzu, daß ihm die Lebenslänglichkeit 
Bedenken gemacht habe, überzeugt ſich jedoch, daß die ferneren Paragraphen 
dieſe Bedenken erledigen; auch die Ernennung eines Drittels durch das Ober— 
haupt ſei ihm nicht genehm. Schreiner: Er meine zwar, daß wir ein Staaten⸗ 
haus bekommen werden, aber es müßte doch im voraus überſehen werden, 
ob dieſe Verteilung den Zahlen der beiden Häuſer angemeſſen ſei; er wünſche 
darüber Aufklärung. Beſeler: Es ſei darüber in der Vorkommiſſion zwar 
noch kein feſter Beſchluß, doch habe ſie ſich dahin geeinigt, daß jeder Staat 
durch Regierung und Stände erwählte Vertreter im Staatenhaus haben werde, 
aber nicht bloß nach den Bevölkerungszahlen der Staaten. v. Roten han: 
Wolle man eingehen auf die Diskuſſion des Artikels, ſo ſei er der Meinung, 
daß es genügen werde, noch einmal auf dieſen Paragraphen zurückzukommen. 
Ihm ſcheine die Zahl der Richter faſt zu groß. Die Form der Ernennung 
anlangend, ſcheine es ihm ſehr ſchwer, daß ein parlamentariſcher Körper 
richtig wähle; er würde viel lieber das Reichsminiſterium vorſchlagen, das 
Parlament genehmigen laſſen. Scheller: Die Zahl der 21 ſcheine ihm 
nicht bedenklich, vielmehr freue er ſich über das „mindeſtens“. Den zweiten 
Satz wünſche auch er ausgeſetzt, da man über das Staatenhaus noch nicht im 
klaren ſei. Die Wahl des Präſidenten durch das Reichsgericht finde er an— 
gemeſſen, nur die zwei Vizepräſidenten ſcheinen ihm bedenklich, wenn man 
nicht gedacht habe, daß jeder der Vizepräſidenten beſonderen Abteilungen zu 
präſidieren habe. Er würde meinen, daß drei Abteilungen zu ſieben nicht an⸗ 
gemeſſen ſeien; er habe noch immer in ſeiner langen Praxis geſehen, daß neun 
Richter immer das beſte Urteil machen (verbotenus), den zweiten Vize⸗ 
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präſidenten alſo halte er überflüſſig. Beſeler ſtimmt bei, den Satz von 
der Ernennung auszuſetzen. v. Soiron iſt der Meinung nicht; es könne ein 
Bundesſtaat wohl nicht ohne ein Staatenhaus ſein. Bei dem Ausſetzen be⸗ 
kommen wir lauter unvollſtändige Kapitel. Jürgens findet, wir verlieren uns 
in zu weitläufige Diskuſſionen; die Zahl anlangend finde er, daß dies nicht ins 
Grundgeſetz gehöre; übrigens ſei er für die Ausſetzung. Abrigens ſtimme 
er dem Bedenken Rotenhans bei; es ſei in unſerer Kammergerichts— 
erfahrung ſicher, daß nie die ſtändiſch ernannten Richter größeres Ver⸗ 
trauen gehabt hätten als die vom Kaiſer. Er wünſche das Prinzip im all⸗ 
gemeinen ausgeſprochen, daß die Richter unter Teilnahme der Stände er⸗ 
nannt werden; wie, das möge durch das Geſetz ausgeſprochen werden, welches 
doch zur Gründung dieſes Reichsgerichts erlaſſen werden muß. Detmold 
ſchlägt vor, daß die Richter ernannt werden ſollen zur Hälfte vom Reichsober⸗ 
haupt, zur Hälfte von den Einzelregierungen. Waitz: Man beſchließe doch 
etwas unter Vorbehalt, darauf zurückzukommen. Er ſei betreffs der Zahl 
inkompetent. In betreff der Wahl teile er die geäußerten Bedenken, obſchon 
er ſehr wünſche, dem Gericht eine möglichſt populäre Stellung zu geben. Er 
meine, daß beide, das Neichsoberhaupt und die Einzelregierungen, mit Zus 
ſtimmung ihrer Stände, ernennen ſollen; man habe damit Bürgſchaft genug 
und doch auch den populären Charakter gerettet. Denn auch das ſei nicht un⸗ 
wichtig; es müſſe womöglich jedes deutſche Gebiet im Gericht repräſentiert 
ſein. Beſeler: Er erkenne, daß die Debatte ihm manche Belehrung gegeben. 
Es habe die Erfahrung des RNeichskammergerichts gezeigt, daß man bei 
einem fo hochwichtigen Inſtitut nicht an Stellen ſparen dürfe. Die Kommiſſion 
habe zwar nicht die Meinung gehabt, verſchiedene Senate zu bilden, aber es 
ſei gewiß bei ſo gewichtigen Arbeiten denkbar, daß immer mehrere Richter 
für beſondere Aufgaben dispenſiert ſeien. Die Art der Ernennung finde auch 
er bedenklich, doch werde das von Waitz Vorgeſchlagene zu kompliziert. 
Vielleicht könne nach Vorſchlag des Oberhaupts alternierend Volkshaus 
und Staatenhaus ernennen. Die zwei Vizepräſidenten ſeien eine Art Vor⸗ 
ſicht und ſie ſcheinen ihm noch angemeſſen. Auch die Wahl der Präſi⸗ 
denten halte er feſt, ja er möchte ſelbſt bei erfolgter Ernennung noch ein Re⸗ 
kuſationsrecht für das Gericht vindizieren, was, wo es eingeführt iſt, ſich ſtets 
ſehr heilſam erwieſen hat. Abrigens wünſche er dringend Eile, nur in dieſem 
erſten Paragraphen liege alle Quinteſſenz und ſcheuen wir eine gründliche Be⸗ 
ratung nicht. Tellkampf meint, daß bei wachſendem Parteiweſen die beſten 
Kräfte latent bleiben könnten; er wünſche, daß für dieſe Wahlen die beiden 
Häuſer zuſammentreten, wie in Amerika in den einzelnen Staaten auf Vor⸗ 
ſchlag des Gouverneurs die Wahl für den Senat gemacht wird, und zwar 
mit dem vorzüglichſten Erfolg. v. Mühlfeldt: Die Zahl erſcheine zu groß. 
Er finde nur die Ernennung durch das Reichs oberhaupt paſſend, theoretiſch, 
weil dieſe Ernennungen Sache der Exekutivgewalt ſein müſſen, und praktiſch 
aus Gründen des parlamentariſchen Parteilebens. Auch die Ernennung auf 
Lebenszeit habe allerlei gegen ſich. Wigard: Er müſſe immer noch meinen, 
daß die vom Volk oder deſſen Nepräfentanten ernannten Richter doch das 
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größere Vertrauen haben. Er wünſche übrigens, daß man „mindeſtens 13“ 
Richter ſetze; denn es würde doch ſehr teuer ſein, wenn es mehr wären. Er 
wünſche, daß die Richter nur von dem Oberhaupt vorgeſchlagen und von dem 
Hauſe oder beiden Häuſern ernannt würden uſw. Jürgens erklärt ſich noch 
viel ſchärfer als zuvor gegen die Modalität der Ernennung. Wir werden 
künftig gewiß Garantien für populäre Regierung und unabhängige Gerichte 
haben; wozu bedarf es da noch der ſchweren Anſtalten, die in der Zeit der 
letzten Erniedrigung notwendig erſcheinen konnten. Dahlmann vertritt den 
Entwurf. Er habe in dem Entwurf der Vorkommiſſion anfangs einen Vor— 
ſchlag dem Detmolds ähnlich gemacht, ſei aber damit durchgefallen. Jetzt 
glaube er, daß das Staatenhaus den Vorſchlag, das Oberhaupt die Ernennung 
habe. Denn im Volkshauſe nicht, wohl aber im Staatenhauſe werden die 
nötigen Kapazitäten beieinander fein (2). v. Rotenhan: Er hätte gern einen 
Teil dieſes Paragraphen in Art. III aufgenommen, doch beſcheide er ſich. 
Er wünſche um des fehr richtigen „mindeſtens“ willen die Zahl der Richter 
nicht zu hoch angeſetzt, er wünſche mit Wigard 13 und halte einen Vizepräſi⸗ 
denten für genügend. Die Form der Ernennung, die er vorgeſchlagen, ſcheine 
Anklang zu finden, und er wünſche, daß man über dieſe aufs reine zu kommen 
ſuche; er ſei noch der Meinung, daß der Vorſchlag von der Exekutivbehörde 
ausgehen müſſe, und gewiß nicht ſei das Staatenhaus vorzüglich dazu geeignet. 
Er nehme gern die Anſicht auf, daß auch die Einzelſtaaten bei der Ernennung kon⸗ 
kurrieren mögen; wenn bei den Siebzehn dies zurückgewieſen wurde, ſo komme 
dies wohl daher, weil man damals viel mehr unitariſch geweſen ſei. Scheller: 
Er wünſche 17, er ſtreite aber mit niemand darüber, ob 17 oder 21 die rechte 
Zahl, wünſche nur, daß 13 als Minimum zu jeder Abſtimmung notwendig. 
Sodann wünſche er, daß die Hälfte von der Reichsgewalt, die Hälfte von 
den Einzelregierungen ernannt werde, ohne weiteren Vorſchlag und Genehmi— 
gung. Man habe Bedenken gehabt gegen die Ernennung auf Lebenszeit. Er 
erkenne, daß nach ſeiner Meinung es der härteſte Schlag ſein würde, den die 
Nationalverſammlung dem Wohl Deutſchlands beibringen könne, wenn ſie 
das Prinzip der Lebenslänglichkeit verſtörte. Ein Rekuſationsrecht würde er 
dem Gericht nicht geben. Waitz: Es ſteht ſich ein Zweifaches entgegen: Ent⸗ 
weder alle Richter werden auf dieſelbe Weiſe ernannt, damit nicht ſchon die 
Ernennung eine Art Gegenſtellung, ja Parteiung gebe; aber er habe doch 
dagegen manches Bedenken. Oder aber man kommt auf Territorialernennung. 
Nämlich eine Hauptfrage werde oft der Kompetenzkonflikt ſein zwiſchen 
Reich und Staat, und da wären denn doch die Einzelſtaaten zu ſchlecht geſtellt, 
wenn die Ernennung nur von der Reichsgewalt ausginge; das Reichsgericht, 
nur vom Reich ernannt, würde gewiß eine entſchieden unitariſche Stellung 
haben. Am des Scheines willen ſcheine es ihm gut, wenn die ſtändiſchen Körper 
ihre Zuſtimmung geben. Schüler: Er halte es für notwendig, daß die Richter 
auf ein und dieſelbe Weiſe ernannt würden; er wünſche, daß das Oberhaupt 
je mehrere vorſchlage und das Unterhaus daraus wähle. Richter, von den 
einzelnen Staaten ernannt, würden ihm höchſt bedenklich erſcheinen, man 
würde damit alles Vertrauen untergraben. Zell: Der erſte Satz beabſichtigt, 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 8 
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der Okonomie entgegenzutreten; es kann aber auch das Maximum ſehr ver⸗ 
derblich werden, etwa wenn man beſonders Tüchtige durch Aberzahl paraly⸗ 
ſieren will. So müßten denn nach beiden Seiten Normen ſein oder es wird 
die Feſtſetzung der Zahl auf das beſondere Geſetz zu verweiſen ſein. Den 
zweiten Satz billige er inſofern, daß das Reichsgericht durch die drei Faktoren 
zuſammengeſetzt werde, und zwar durch beide Häuſer auf Vorſchlag der 
Reichsgewalt. Daß beide Häuſer zuſammen ſtimmen, kann nicht erwünſcht 
ſcheinen, da das Oberhaus an Zahl viel minder iſt. Der Bundesſtaat hat nun 
einmal drei Faktoren, und dieſe müſſen in allen weſentlichen Beziehungen zu⸗ 
ſammenwirken, ſo auch hier. Es wäre ganz gut, wenn alle Staaten im Gericht 
ihre Vertreter hätten, nur würde damit zu viel Partikularismus hinein⸗ 
kommen. Den Regierungen allein die Ernennung geben, geht nicht mehr, wo 
an die Stelle der feſten fürſtlichen Kontinuität die wechſelnden Miniſterien 
treten. Ein Vorſchlagsrecht der Zentralgewalt ſcheine überall angemeſſen, 
auch darum, weil ſie in ihren Vorſchlägen die nötige Rückſicht nehmen kann. 
v. Mühlfeldt: Das Mitwirken der Häuſer betreffend mache er darauf auf⸗ 
merkſam, daß dann wenigſtens von einem Rekuſieren nicht mehr die Rede 
ſein dürfe; auch die Debatte über die zu Wählenden ſcheine ihm höchſt bedenk⸗ 
lich. Nießer: Er könne nicht zugeben, daß die Mitglieder der richterlichen 
Gewalt durch die Exekutivgewalt ernannt werden müſſen. Er finde die meiſte 
Garantie für eine gute Wahl in dem Vorſchlagsrecht, und zwar nur Einer 
Perſon. Für die Wahl unter mehreren iſt ſtets eine relative Majorität zu 
fürchten, und aus dieſer eine abſolute zu machen, gelingt nur durch Parteiung 
und Intriguen. Dagegen einen vorſchlagen und dann verſuchen, ob er die ab- 
ſolute Mehrheit erhält, dies iſt die einzig ſichere Weiſe der Wahl. And damit 
tritt man niemandem zu nahe. Der Miteinfluß der Partikularſtaaten er⸗ 
ſcheint ihm ſehr bedenklich. Wir müſſen den Partikularismus nicht in jedem 
einzelnen Fall eintreten laſſen, ſondern einen Organismus finden, der ihn für 
immer vertritt, und fo werde er denn zu dem Schluß kommen, daß die Reichs- 
gewalt den Einen vorſchlägt, das Staatenhaus mit abſoluter Stimmenmehr⸗ 
heit wählt. Beſeler: Es ſei der Kreis der Möglichkeiten erſch öpft. Man könne 
nun zu der weſentlichen Frage kommen. Zuerſt: Will man die Einzelſtaaten 
unmittelbar beteiligen? Nach ſeiner Meinung wollen und müſſen wir ein 
Zentralinſtitut gründen. Sodann fragt ſich, wie die Reichsgewalt tätig fein 
ſoll? Entweder ein Organ ausſchließlich oder gemiſcht. Er finde beides nicht. 
Gewiß nicht allein das Oberhaupt dürfe ernennen, denn nicht bloß wird 
durch Beteiligung des Parlaments das Inſtitut populärer, ſondern wir 
würden Gefahr laufen, das Reichsgericht zu einem Depot für Reichsminiſter 
gemacht zu ſehen. Sodann fragt es ſich, ob die Ernennung von Verſchiedenen 
denn wirklich Gegenſtellung, ja Parteiung macht. Die Erfahrung zeige das 
Gegenteil, ſo an dem Oberappellationsgericht in Mecklenburg. Nicht dies 
würde ihn beſtimmen, die alternierende Ernennung abzulehnen. Er habe andere 
Gründe. Eine ſolche Beteiligung, wie der Entwurf vorſchlägt, gefalle ihm 
nicht mehr. Es müßte eine Verbindung des Oberhauptes und des Parlaments 
geſchehen, und zwar dem Oberhaupt das Vorſchlagsrecht, dem Parlament 
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die Wahl, natürlich das Patent vom Oberhaupt. Der Vorſchlag des Ober— 
hauptes iſt genügend, die Ausgleichungen zu machen, die nötig ſind, und braucht 
demſelben kein weiteres Drittel zur eigenen Ernennung bleiben. So wünſche 
er, daß nach dem Vorſchlag des Oberhauptes die Häuſer alternierend wählen. 
Allein das Oberhaus wählen laſſen, könnte leicht eine nachteilige Einſeitigkeit, 
ja Parteiſtellung hervorbringen. Es frage ſich, ob das Oberhaupt Einen oder 
Mehrere vorſchlagen ſolle; es ſcheine gefährlich, ſo oft keine abſolute Mehrheit 
zu finden, neue vorſchlagen zu müſſen; er würde alſo doch dem Vorſchlag 
von Dreien den Vorzug geben. | 

Es wurde zur Abſtimmung geſchritten. Zuvor bemerkt der Vorſitzende 

in betreff der Ernennung, es habe alles daran gelegen, möglichſt feſte Charak⸗ 
tere in dieſe höchſt wichtigen Stellen zu bekommen. Seine Erfahrung habe 
ihn nicht gelehrt, daß man gern härtere Leute aus unteren Gerichtsſtellen in 
die höheren nehme. Deshalb habe man die Ernennung nicht gern in die Hand 
der Miniſter allein geben wollen. Auch habe es nicht paſſend geſchienen, die 
Ernennung nur einer der drei höheren Gewalten zu geben. Er bekenne, daß 
ihm das Vorgeſchlagene wohlgefalle, nur man hat hier wie überall bei dem 
Verfaſſungswerk zuviel freie Wahl. Er neige am Ende für ein ſolches Zu— 
ſammentreten der beiden Häuſer, wie Tellkampf vorgeſchlagen. Deiters 
fragt, ob man abſichtlich jede Erwähnung juriſtiſcher Qualifikation ausge- 
laſſen habe. Ihm wurde darauf erwidert, daß aus dem Geſchäftsbereich der 
Richter ſich ſchon die Qualifikation ergebe. Gegen Wigards Bemerkung, 
daß man dem Oberhauſe nicht ein Vorrecht geben möge, erklärt Beſeler, 
daß ihm doch dergleichen nicht wohl vermeidbar ſcheine und daß z. B. in 
Amerika der Senat das Recht der Verträge habe. 

1. Soll es heißen, nach Zells Vorſchlag: Die Organiſation des Reichs- 
gerichts und namentlich die Zahl der Mitglieder werde durch ein be— 
ſonderes Geſetz beſtimmt? — Verworfen. 

2. Soll das Gericht aus 21 Mitgliedern beſtehen? — I gegen 7 angenommen. 

3. Soll das Wort „mindeſtens“ ſtehen bleiben? — Stehen bleiben. 


Ferner handelt es ſich nun um die Art der Ernennung. Es muß zwiſchen 
Prinzipien entſchieden werden: 1. Ernennung durch das Oberhaupt allein, 
2. Beteiligung des Reichs und der Einzelſtaaten, 3. Beteiligung des Dber- 
hauptes mit dem Parlament. v. Rotenhan bemerkt, daß man zuerſt fragen 
müſſe, ob überhaupt die Repräſentation konkurrieren müſſe. Scheller meint, 
es frage ſich zuerſt hier darum, wieviele Nichter zu einer Abſtimmung im 
Gericht gehören ſollen. Dieſe Frage ſchien verſchoben werden zu müſſen. 

Alſo 

1. Soll allein das Reichs oberhaupt die Richter ernennen? — Alle gegen 

1 Stimme verworfen. 

2. Sollen die Einzelſtaaten und das Reich zuſammenwirken zur Ernen⸗ 

nung? — 6 gegen 10 Stimmen verworfen. 

Es folgt alſo, daß die Reichsgewalten allein bei der Ernennung konkurrieren. 
Es fragt ſich weiter, in welcher Weiſe. 
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Soll die Wahl auf Vorſchlag geſchehen, vorbehalten wer vorſchlägt? — 
Angenommen. 

Soll das Reichs oberhaupt den Vorſchlag machen? — Angenommen. 

. Soll es nur Eine Perſon zu jeder Stelle vorſchlagen? — Eine iſt ab- 
geworfen. 

Sollen jedesmal zwei vorgeſchlagen werden? — Nein. 

Sollen je drei vorgeſchlagen werden? — Angenommen. 

Soll von den dreien einer die abſolute Majorität erhalten müſſen, um 
gewählt zu ſein? Es entſpann ſich hier eine weitere Debatte. Droyſen 
meint, es komme darauf an, ob man der wählenden Körperſchaft ein 
Veto gegen die vorgeſchlagene Perſon gewähren oder ob ſie aus den 
vorgeſchlagenen wählen müſſe; und für dieſe Alternative würde es ge⸗ 
nügend ſein, entweder einen oder zwei vorzuſchlagen. Waitz bemerkt, 
daß natürlich unter den vorzuſchlagenden Dreien einer gewählt werden 
müſſe. Dagegen erhebt ſich Wigard mit Entſchiedenheit uſw. Es 
wurden her und hin alle Möglichkeiten durchgeſprochen, ohne daß man 
zu einem Neſultate gelangte. 

Es fragt ſich, ob von den drei Perſonen eine gewählt werden 
muß? — Verworfen. 

Soll dann nach Beſelers Vorſchlag, wenn von den drei Boge 
ſchlagenen keiner die abſolute Mehrheit erhält, die Regierung drei neue 
vorſchlagen, aus denen der, welcher die meiſten Stimmen hat, gewählt 
iſt? — Angenommen. 

7. Es fragt ſich weiter: Soll bloß das Staatenhaus aus den Vorgeſchlagenen 

wählen? — Verworfen. 

8. Sollen beide Häuſer zuſammentreten, um die Wahl zu machen? — Mit 

7 gegen 8 verworfen. 


Hieraus folgt alſo, daß die Häuſer alternierend wählen ſollen. 

In betreff des Vizepräſidenten fand man allgemein angemeſſen, daß nur 
einer beſtellt werden ſolle. 

Scheller wünſcht, daß darüber noch etwas beſtimmt werde, wieviele 
Richter wenigſtens nötig ſind, um Recht zu ſprechen; es ſchien überflüſſig, 
dieſe Einzelheiten hier aufzunehmen. 

Der Ausſchuß genehmigte, daß die Vorkommiſſion, ohne Mittermaiers 
Ankunft abzuwarten, ihren Entwurf über [die] Zentralgewalt vorlegen könne. 

Zunächſt brachte! der Vorſitzende eine Mitteilung des volkswirtſchaftlichen 
Ausſchuſſes, betreffend den Paragraphen über Bankweſen und Papiergeld 
zur Sprache. Da dieſer Paragraph bereits erledigt iſt, wurde die Mitteilung 
ad acta gelegt. 

Es wurde zum Entwurf des Reichsgerichts zurückgekehrt. Ad 82 ſchlug 
Schüler vor, hinzuzufügen: „Reichs-, Staats- und Hofamtes“. Wigard 
gab zur Erwägung, ob nicht auch Gemeindeamt hinzuzufügen ſei; doch be⸗ 
harrte derſelbe nicht dabei. Scheller monierte den letzten Ausdruck: „ſowie 

1 In der 62. Sitzung d. 22. September. 
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jede andere öffentliche Tätigkeit“; er finde nicht, daß fich die Neichsrichter von 
Vormundſchaft, Bürgerwehr u. dgl. zurückziehen; er würde dieſe Worte ganz 
ſtreichen. v. Mühlfeldt ſchließt ſich dem an; auch ſcheint demſelben die Mit⸗ 
gliedſchaft an der Ständeverſammlung eines einzelnen deutſchen Staates aus⸗ 
geſchloſſen werden zu müſſen. Wigard wünſcht demnach: „ſowie jedes andere 
öffentliche Amt oder jede andere amtliche oder landſtändiſche Tätigkeit“. 
Waitz fragt, ob nicht ſchon dadurch, daß der Reichsrichter Reichsbürger 
und nur das iſt, die landſtändiſche Tätigkeit ausgeſchloſſen iſt. Worſitzender 
bemerkt, daß die Abſicht nur geweſen ſei, die 21 Richter von jeder öffent⸗ 
lichen Parteinahme entfernt zu halten, und es ſei gewiß nichts dabei verloren, 
wenn man dieſe 21 Männer der öffentlichen Tätigkeit entzieht. 
Es wird abgeſtimmt. 


1. Soll es heißen: „Reichs⸗, Staats⸗ und Hofamtes“? — Angenommen. 

2. Soll es heißen: „des Staaten- und Volkshauſes ſowie anderer politiſcher 
Körperſchaften“? — Angenommen. 

3. Soll ad 1 auch noch hinzugefügt werden: „Gemeindeamtes“? — Ange— 
nommen. 


Zu 83. Wigard findet das Alinea 1 überflüſſig und wünſcht zu § 2 hin⸗ 
zugefügt: „außer dem Gehalt dürfen fie eine perſönliche Zulage uſw.“. Beſeler 
ſpricht dagegen; es gelte hier ein Reichsgeſetz, kraft deſſen das Gehalt ein für 
allemal fixiert iſt. Scheller findet es dennoch nicht notwendig; es ſehe nicht 
gut aus, dieſe Beſtimmung in die Verfaſſung zu nehmen. Schüler ſchlägt 
vor: „außer dem durch das Geſetz geregelten Gehalt uſw.“. v. Mühlfeldt 
findet es am beſten, wenn ausdrücklich ausgeſprochen werde, daß alle Gehälter 
gleich ſind. Briegleb findet es genügend, wenn dieſe Beſtimmungen in dem 
Reichsgeſetz ſtehen. Wigard bemerkt, daß aus der vorliegenden Faſſung 
die Gleichheit des Gehalts nicht hervorgehe und daß die Redaktion ſo geändert 
werden möge, daß dieſe Abſicht deutlich zum Vorſchein komme. Somit und 
in dieſer Beſchränkung iſt der erſte Satz von 8 3 angenommen. 

Ebenſo findet der zweite Satz keinen weiteren Anſtand. 


84, Beſeler findet es angemeſſen, den erſten Satz dieſes Paragraphen 
in das Geſetz über die Organiſation zu verweiſen; ja es könnte ſchwierig ſein, 
dies in die Verfaſſung aufzunehmen. Wigard wünſcht, daß man ſich ſchon 
jetzt darüber entſchließe, ob das Reichsgericht an dem Ort des Parlaments 
Sitz haben ſolle. Beſeler wünſcht dieſe Frage vorerſt ausgeſetzt, damit ſpäter 
nach den Umständen darüber entſchieden werde. Schüler wünſcht das Gericht 
entſchieden entfernt von dem Ort des Parlaments zu haben und er möchte 
einen dergleichen Ausdruck ausdrücklich aufgenommen. Tellkampf wünſcht 
das Gegenteil; denn ein Hauptgegenſtand richterlicher Betrachtung werde 
ſein, ob Geſetze, die erlaſſen werden, mit der Verfaſſung in Abereinſtimmung 
ſind oder nicht. So ſind dieſe großen Gerichte in London und Weſtminſter. 
Er finde übrigens, daß man dieſe Entſcheidung hier übergehe. 

1. Soll über den Sitz des Reichsgerichts eine weitere Beratung eintreten? — 

Nein. | 
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2. Soll die Beſtimmung des Sitzes des Reichsgerichts dem weiteren Ges 
ſetz der Organiſation überlaſſen bleiben? — Angenommen. 


Der zweite Satz heißt: „Verhandlungen vor dem Reichsgericht“, nicht: 
„des Reichsgerichts“, da man von dem Reichsgericht auch Gutachten for⸗ 
dert. Der Satz wurde angenommen. 


Vor dem Eintritt des Art. II bemerkt Scheller, daß hier eine Notiz über 
den Reichsanwalt oder öffentlichen Ankläger fehle. Gegen eine Bemerkung 
von Mühlfeldt, daß in Anlaß früherer Bemerkungen den Reichsrichtern 
auch die Teilnahme an politiſchen Vereinen verboten werden müſſe, wies 
Briegleb nach, daß dies ausdrücklich zu bemerken überflüſſig ſei. Auch 
Beſeler wünſcht derartige Polizeilichkeiten nicht auszuſprechen. Detmold 
findet, daß dies in die Grundrechte gehört: „Jeder Deutſche mit Ausſchluß der 
Reichsrichter hat das Recht, in politiſche Vereine zu treten“. Es ſchien dar⸗ 
über keine weitere Abſtimmung notwendig. 

In betreff der Staatsanwaltſchaft ſchien es nicht notwendig, hier Näheres 
zu beſtimmen, ſondern es in das Organiſationsgeſetz zu verweiſen. Scheller 
wiederholte, daß der Reichsanwalt eine Hauptperſon ſei und ohne ihn das 
Gericht gar nicht in Tätigkeit treten könne. v. Mühlfeldt dagegen: Es habe 
das Reichsgericht viele Tätigkeiten, wo kein Anwalt notwendig ſei. Detmold 
findet, daß dies in das Geſetz über das Gericht gehöre. 

Die Frage, ob ein Artikel über die Reichsanwaltſchaft aufzunehmen ſei, 
wird verneint. 


Art. II S Sa. Scheller bemerkt, daß dies wohl nicht fo gemeint ſei, daß 
das Reichsgericht hier ex officio einſchreite, ſondern nur auf Berufung. Dem 
ſtimmte der Redaktor bei und bemerkt, daß die letzten Worte von $ 5b zu 
ſtreichen, dagegen irgendwie auszuſprechen ſei, daß in beiden Sätzen ausdrück⸗ 
lich die Anrufung vorausgeſetzt ſei. Wigard bemerkt, daß der Fall eintreten 
könne, daß Stände und Regierungen über eine Verfaſſungsinterpretation 
einverſtanden ſeien und dieſelbe doch von einem großen Teil der Untertanen für 
grundfalſch gehalten werde. Es wurde in betreff dieſer Sache auf lit. 1 ver- 
wieſen. Schüler bemerkt, daß nicht bloß geſagt werden müſſe, daß das Gericht 
angerufen werde, ſondern daß jeder Teil das Recht habe, dieſe Berufung zu 
machen. Mittermaier: Es ſei hier die Kompetenz des ganzen Staatsgerichts⸗ 
hofes ſicher gezogen, und er frage, was mit dem Wort Gültigkeit gemeint ſei. 
Eine Frage, auf welche die Antwort ſehr leicht war. Der ſelbe fragte weiter, 
ob denn das Wort Gültigkeit richtig gewählt ſei. Detmold ſchlägt vor: 
Rechtsbeſtändigkeit. v. Soiron erläutert, daß nicht jede beſondere Anwen⸗ 
dung der Verfaſſung vor das Reichsgericht gehören könne, ſondern inſonder⸗ 
heit nur die Fälle, wo die Gültigkeit der Verfaſſung in Frage ſtehe. Rießer 
bemerkt, daß die von Mittermaier hervorgehobenen Fälle (der Streit über 
Geſetz und Verordnung) ſich namentlich als Auslegung der Verfaſſung dar⸗ 
ſtellen werden. Mittermaier wünſcht hinzugefügt: „ſowie über Beſchränkung 
der Rechte der Stände“. Beſeler bemerkt: Hüten wir uns doch vor der Politik 
des weiland deutſchen Reiches, welches die Politik in Jurisprudenz umwandelte. 
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Soll der Satz sub a angenommen werden? — Angenommen. 


Soll mit Mittermaier hinzugefügt werden: „ſowie über Beſchränkung 
der Rechte der Stände“? — Nicht angenommen. 


Waitz bemerkt zu Protokoll: daß die Reihenfolge der Buchſtaben nicht 
völlig angemeſſen ſei und geändert werden möge. 


Ad b. v. Mühlfeldt bemerkt, daß das Wort Kompetenzſtreitigkeiten hier 
nicht ſcharf und genau ſei und wohl geändert werden dürfe. Deiters fügt hinzu, 
es ſei ein Streit zwiſchen dem Kreiſe der Kompetenz der Reichsgewalt und 
der Territorialgewalt (nicht der einzelnen Staaten). Waitz ſchlägt vor: „Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen der Reichsgewalt und den Einzelſtaaten über ihre Befug— 
niſſe“. Man war über den Sinn einig und nur die Faſſung ſchien eine Reviſion 
zu bedürfen. Z. B. Streitigkeiten über den Umfang der Befugniſſe der 
Reichsgewalt und der Einzelſtaaten. 


Lit. c. Mittermaier findet den Ausdruck „Staatsverbrechen“ ſehr unge- 
nau; man vermeidet ihn in den neuen Geſetzbüchern eben ſeiner Vieldeutigkeit 
wegen; er glaube, hier genüge wegen der Berufung auf das beſondere Geſetz das 
bloße „Verbrechen“. Rießer fragt, warum hier nicht wie sub e die An⸗ 
führung der Geſchworenen. v. Soiron bemerkt, daß die miniſteriellen Klagen 
in der Regel nicht ſolche find, wo die Tatfrage von Bedeutung iſt, ſondern 
die Frage über das Schuldig wird eine ſchwierige politiſche oder juriſtiſche 
ſein, und dies zu entſcheiden, ſcheint ein Geſchworenengericht am wenigſten 
angetan, denn ein politiſches Geſchworenengericht ſei ein gar arges Ding. 
Scheller wünſcht alles nach dem Wort „Reichsminiſter“ fortzulaſſen, denn 
das weitere ſei teils nicht genügend, teils ſtehe es in dem Geſetz über die Mi. 
niſterverantwortlichkeit. Gegen Soiron bemerkt er, daß es ihm ſehr bedenklich 
ſcheine, gerade hier die Geſchworenen fortzulaſſen; die Geſchworenen fortzu— 
laſſen, weil es ſich hier um politiſche Sachen handle, ſcheine ſehr ſeltſam, da 
man gerade für politiſche Verbrechen überhaupt die Geſchworenen für dringend 
notwendig hält. v. Soiron: Er habe hier die Geſchworenen fortgelaſſen, um 
die Miniſter vor Parteiurteil zu ſchützen. Briegleb meint, daß dieſe Frage 
nicht in die Verfaſſung, ſondern in das Geſetz über das Verfahren gehört. 
Sodann gegen das von Scheller vorgeſchlagene Weglaſſen bemerkt er, daß 
man hier nur die Amtsverbrechen der Miniſter im Auge haben könne, und 
nicht jedes Verbrechen überhaupt, ſo Betrug oder Diebſtahl, vor das 
Reichsgericht bringen könne. Mittermaier: Auch er würde hier die 
Geſchworenen nicht erwähnt haben wollen, wenn ſie nicht in anderen 
Sätzen erwähnt worden wären. Schüler ſtimmt im weſentlichen mit 
Brieglebz; er iſt allerdings der Meinung, daß Geſchworene hier mit 
eintreten müſſen, findet aber die ausdrückliche Erwähnung überflüſſig, da 
die Grundrechte dies ſchon feſtſetzen. Beſeler: Er habe lange geſchwankt, 
wie ſich entſcheiden. Aber wenn er ſich die ungeheure Bedeutung derartiger 
Prozeſſe und die Heftigkeit der Leidenſchaften denke, die dabei obwalten, ſo 
könne er doch nicht anders als glauben, daß die Sache des Angeklagten beſſer 
in den Händen ſo hochſtehender Richter als der Geſchworenen ſei. Wir haben 
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ja Vorgänge, daß die Stellung der miniſteriellen Verantwortlich keit ex⸗ 
zeptionell betrachtet wird, und es fragt ſich, ob man nicht auch noch dieſe Aus⸗ 
nahme hinzufügen könne. Freilich die Konſequenz führe zu einer anderen 
Form. Er konkludiere dahin, daß es ihm höher politiſch gedacht erſcheine, die 
Miniſter der Arteilsfällung dieſes hohen Gerichts zu unterwerfen. Wigard: Es 
ſei doch erſchrecklich, daß man gerade in den wichtigſten Prozeſſen die ſo viel 
erſehnten und des öffentlichen Vertrauens allein würdig erachteten Geſchwore— 
nen nicht haben wolle. Haben wir einmal das Syſtem der Geſchworenen, ſo 
müſſen wir es, mag das den Betreffenden zugute oder zu Schaden kommen, 
überall in Anwendung bringen. Waitz: Er unterſtütze den Antrag Brieglebs, 
die Frage über die Geſchworenen in das Geſetz über das Verfahren zu 
verweiſen. Beſeler: Die Sache ſei denn doch ſo wichtig, daß man fie be⸗ 
reits in der Verfaſſung entſchieden ſehen möge. Tellkampf: Geſchworene, 
meint er, müſſen auf keinen Fall gegen die Miniſter zugezogen werden, und er⸗ 
innere man ſich nur der Entſtehung der Jury, ſo wird die Sache klar. Wir 
aber würden die urſprüngliche Idee gänzlich verdrehen, wenn wir hier Ge— 
ſchworene aufnehmen, wir würden die in dem Parlament vertretene öffent⸗ 
liche Meinung des ſouveränen Volkes zugleich wieder in der Jury haben, 
Kläger und Richter in einer Perſon. Scheller: Es gehöre dies in die pro- 
zeſſuale Vorſchrift. Er kenne Beſelers Gründe nicht, aber ſie überzeugen 
ihn nicht. Das Reichsgericht ſei kein exzeptionelles Gericht für die Miniſter; 
auch die Anſicht ſei falſch, daß Geſchworene zum Vorteil des Angeklagten 
ſeien; die Grundlage des Inſtituts: Daß man Geſchworene für geeigneter halte, 
über den Tatbeſtand zu urteilen, als ſtändige Richter. v. Rotenhan: Es ſei 
im Lauf der Debatte das bayriſche Geſetz über die Miniſterverantwortlichkeit 
erwähnt worden; es laſſe ſich nicht leugnen, daß die Miniſter dort, in dem 
Moment hoher Aufregung, gewiſſermaßen mit chevaleresker Kühnheit etwas 
Unerhörtes getan haben; man läßt dort gewiſſermaßen Ausnahmegerichte 
einſetzen, indem man zu dem beſonderen Fall eigens Geſchworene vom Volk 
wählen läßt. Briegleb: Es ſei nicht abzuſehen, wenn man hier durch Ges 
ſchworene richten läßt, wozu man dann ein ſolches Reichsgericht nehme. 
Wolle man aber Geſchworene wählen, ſo müſſe man die ganze Frage von 
dem Gericht an das Oberhaus bringen, und er wolle nicht unterlaſſen, daran 
zu erinnern, daß ſich auch in dem Prozeß O' Connells die nichtjuriſtiſchen Mit⸗ 
glieder des Oberhauſes entfernt hätten. Waitz fragt, wie man ſich denn die 
Bildung der Geſchworenen denken ſolle? Meine man etwa die guten Bürger 
der Stadt Wetzlar? Oder wolle man wie in Bayern durch das ganze deutſche 
Volk wählen? Oder ſolle das Staatenhaus die Geſchworenen ſtellen? Scheller: 
Er meine, dies könne uns nicht abhalten, das Prinzip anzunehmen, denn die 
Sache würde uns zu weit führen; man könne ſonſt auch auf die Frage kommen, 
wie die Geſchworenen zuſammengerufen werden ſollen. v. Soiron: Warum 
gebe man der Jury den Vorzug vor den Richtern? Einmal, weil fie ſich nicht 
um Beweisregeln zu kümmern haben; das kann man dem Reichsgericht ebenſo 
überweiſen. Sodann wegen der Anparteilich keit, aber dieſe hat niemand mehr 
als das Reichsgericht. Endlich aber hat das Neichsgericht den Vorzug, daß 
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es gleichſam ein aus den Parteien ſelbſt hervorgegangenes und von ihnen er» 
nanntes Inſtitut iſt, indem die Reichsregierung und beide Häuſer bei der 
Ernennung konkurrieren, nur daß es Gott ſei Dank früher ernannt iſt und nicht 
für den einzelnen Fall. 


1. Soll es heißen: „ Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die 
Reichsminiſter wegen Amtsverbrechen“? 

Wigard bemerkt, daß dieſe Faſſung mit lit. e in Widerſpruch ſtehen würde, 
denn es handle ſich hier in lit. e ſpeziell über die Verbrechen, die aus der Mi⸗ 
niſterverantwortlichkeit hervorgehen. 

1. Soll der Satz lit. e mit Veränderung der „Staats verbrechen“ in „Ver⸗ 

brechen“ angenommen werden? — Angenommen. 

2. Soll die Frage über die Geſchworenen hier ausſcheiden? — Bejaht. 

3. Sollen die sub. lit. e erwähnten Verbrechen ohne Zuziehung von Ges 

ſchworenen entſchieden werden? — Ohne Geſchworene, 12 gegen 7 
Stimmen. 

Zunächſt übergab! 1 dem Präſidium den Katalog der Hahnſchen 
Buchhandlung. 

Sodann legte Waitz einen Antrag, die Artikel der Grundrechte das Schul— 
weſen betreffend vor, durch welchen er eine Menge weitergehender Anträge 
zu ſubſumieren meine: 

„Das geſamte Anterrichtsweſen ſteht unter der Oberaufſicht des Staates“. 

Es ſcheine ihm zu weiterer Diskuſſion kein Anlaß. Der Vorſitzende fragt, 

ob der Ausſchuß überhaupt auf dieſen Gegenſtand eingehen wolle? — 
Wurde angenommen. 

Es wurden einige Bemerkungen her und hin gewechſelt. Es ſchien den An⸗ 
weſenden nicht möglich, den Gegenſtand durch eine Abſtimmung zu erledigen. 

Sodann wurde zum Entwurf des Reichsgerichts lit. d übergegangen. Es 
ſei, bemerkt der Vorſitzende, ausdrücklich das Wort „angegangen“ gewählt, 
indem ihm ein Staat bekannt ſei, wo wohl ein Gerichtshof und ein Geſetz über 
Verantwortlich keit vorhanden ſei, aber kein Verfahren, wie zu prozedieren ſei. 
Dahlmann wünſcht ſtatt „Landes“ zu ſetzen: des „einzelnen Staates“. 
Wigard fragt, ob, wenn in einem Staat ein ſolcher Gerichtshof vorhanden 
ſei, die Tätigkeit des Reichsgerichts, etwa die Appellation dahin, ausge— 
ſchloſſen ſein ſolle; er wünſche Gleichmäßigkeit, entweder daß in jedem Staat 
ein ſolcher Gerichtshof vorhanden ſein müſſe oder alle ſolche Klagen an das 
Reich gehen. Beſeler: Es habe dies nicht notwendig geſchienen, obſchon man 
dies Bedenken gehabt; es ſcheine dem Einzelſtaat überlaſſen werden zu können, 
ob er ſein Staatsgericht aufheben und die betreffenden Prozeſſe an das Reich 
bringen werde. Schüler findet, daß hier die Geſchworenen nicht wohl hätten 
ausgelaſſen werden können, da hier nicht die Identität ſei, die in dem vorigen 
Satz entſcheidend geſchienen. Wenn man aber Geſchworene überhaupt für 
parteiiſch halte, fo müſſen fie auch hier fehlen. v. Mühlfeldt hält dafür, daß 
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dieſe ganze Frage geſtrichen werden müſſe, da dies eine res domestica der 
einzelnen Staaten ſei. Jedenfalls aber ſei zu enge: „inſofern nicht uſw.“. 
Denn er ſehe nicht ein, warum nicht in einzelnen Staaten die eine Kammer 
klagen, die andere urteilen könne. Detmold ſchließt ſich dem inſoweit an, als 
der Entwurf dieſe Beſtimmung in eventum mache, falls ein beſonderes Ver⸗ 
fahren über dieſe Klagen vorhanden. Waitz: Er nehme Anſtoß daran, daß 
eine gewiſſe Verſchiedenheit obwalten ſolle. Nießer ſpricht für dieſen Artikel 
in dem Sinn, daß er eigentlich nur eine Garantie für die Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit iſt. Hier wird nur vorgeſorgt, daß es wirklich zu einer Klage über 
Verantwortlichkeit komme. Die Geſchworenen anlangend finde er, daß die 
Gründe sub c auch für d gelten. Schreiner: Er finde hier keine Verletzung 
der Gleichheit, ſondern eine Herſtellung derſelben. 


1. Soll der Satz d überhaupt geſtrichen werden? — Nicht ſtreichen. | 

2. Soll der Satz mit Vorbehalt der Frage über Geſchworene bleiben? — 
Bleiben. f 

3. Soll „mit Arteilfällung von Geſchworenen“ hinzugeſetzt werden? — 
Nicht hinzuſetzen; 5 gegen 12. 


Wigard bemerkt, daß sub £ das Begnadigungsrecht erwähnt ſei; in 
Sachſen ſei die Beſtimmung, daß in Urteilen über Miniſter das Begnadigungs⸗ 
recht gar nicht eintreten könne, und dieſer Punkt gehört hierher; er beantrage, 
daß hier geſagt werde: „Im Fall der Verurteilung kann eine Begnadigung nicht 
ſtattfinden“. Beſeler: Er ſei in der Anſicht einſtimmend, aber es gehöre dies 
nicht hierher, ſondern in das Kapitel vom Reichs oberhaupt; das Begnadi⸗ 
gungsrecht sub f fei nur erwähnt, weil ein Gutachten des Reichsgerichts be- 
nannt werden müſſe. Damit erklärt ſich Wigard einverſtanden. 


Bei lit. e ſchien nichts zu bemerken; es wurde der Satz angenommen. Wi⸗ 
gard fragt, wohin die Reichsbeamten mit gewöhnlichen Vergehen gehören. 
Es wurde geantwortet: Natürlich unter die gewöhnlichen Gerichte. 

Lit. f. Der erſte Satz wird angenommen. In betreff des zweiten Satzes be⸗ 
merkt Schüler, er ſehe nicht recht ein, warum man die Begnadigung durch 
das Gutachten des Reichsgerichts erſchweren wolle. Beſeler findet es gerade 
da angemeſſen, damit die Begnadigung eine moraliſche Grundlage habe. 
Rießer bemerkt, damit dieſer Zweck erreicht werde, müſſe das Gutachten 
jedesmal ex officio eintreten, nicht nur dann, wenn etwa das Oberhaupt zu 
begnadigen Neigung habe. Schüler bemerkt, es müſſe zugleich bemerklich 
gemacht werden, wann das Gutachten des Reichsgerichts einzutreten habe; 
es müſſe wohl geſagt werden, daß das Gericht zu jeder Zeit das Gutachten 
machen könne. Dahlmann trägt darauf an, dieſen Satz zu ſtreichen. Der 
Vorſitzende: Es ſei natürlich die Meinung geweſen, das Oberhaupt ſo weit 
möglich zu unterſtützen, damit es nicht in dieſen ſehr ſchwierigen Fällen die 
Qual habe, zu wählen. Denn das Reichsjuſtizminiſterium wird in der Regel 
die Klage betreiben, und es iſt begreiflich, daß von da aus die Begnadigung 
nicht gerade empfohlen wird. Abrigens finde auch er, daß die Faſſung nicht 
eben gelungen ſei; denn allerdings ſei die Meinung geweſen, daß gleich nach 
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dem Arteil das Gutachten erfolge. Abrigens könne das Oberhaupt ſpäter ſich 

noch ein Gutachten einholen uſw.; auch könne das Gericht einberichten, daß 
zwar nicht gleich, aber ſpäter etwa die Frage der Begnadigung eintreten 
könne. Briegleb: Wenn die Sache ſo aufgefaßt werde, würde angenommen, 
daß die Begnadigung die Regel und die Strafe die Ausnahme fer; dies ſcheine 
ihm bei weitem nicht angemeſſen und könne auf die Arteilsfällung nur nach- 
träglich einwirken und namentlich zu Schärfung führen, wenn man den Antrag 
auf Begnadigung gleich darauf folgeln laffe]. Dieſe Einwendung — bemerkt 
Rießer — ſcheine auf die Vorausſetzung zurückzugehen, daß jedesmal ein 
Antrag auf Begnadigung folgen müſſe; er meine immer, daß jedesmal das 
Gericht das Recht habe, auf Begnadigung anzutragen. So iſt es ja wohl auch 
ziemlich überall. Der Ausdruck, wie er vorliegt, ſei nur eine Beſchränkung 
des Begnadigungsrechtes. v. Mühlfeldt: Wenn bloß dies fakultative ausge⸗ 
ſprochen wird, ſo bekommt der Satz eine ganz andere Bedeutung. Dagegen 
wenn jedesmal das Gericht ſich über Begnadigung äußern müſſe, ſo könne es da⸗ 
gegen ſprechend das Oberhaupt nur beſchränken. Waitz: In dieſem fakultativen 
Sinne könne der Satz gar nicht hier ſtehen, ſondern gehöre in das Geſetz über das 
Verfahren. v. Soiron iſt um ſo mehr dafür, da man ſonſt vorauszuſetzen 
ſcheine, daß alle Urteile der Beſtätigung des Reichs oberhaupts unterliegen. 


Somit wurde die zweite Hälfte des Satzes lit. k geſtrichen. 


Lit. g. Es wird von mehreren gefragt, was denn eigentlich hier politiſche 
Streitigkeiten ſollen. Rießer bemerkt, daß hier durchaus auch alle diejenigen 
Sachen gemeint ſeien, die ſonſt zwiſchen dieſen Staaten durch Krieg ent⸗ 
ſchieden werden, aber er wiſſe allerdings nicht, was es heiße: Soweit ſie nicht 
Regierungsſachen ſeien. v. Soiron: Es werde immer Streitigkeiten geben ...; 
er ſelbſt ſei ſich übrigens nicht gleich klar über das, was gemeint ſei. Beſeler 
ergänzt: Es ſeien diejenigen Sachen, wo das Reich das Recht der Oberauf— 
ſicht habe, z. B. die Zollſachen, Handelsſachen uſw. Wenn etwa ein Staat 
mit dem anderen darüber ſtreite, was ſie zu leiſten haben, der Reichsregierung 
gegenüber. Da wird das Reichsminiſterium in feiner Befugnis handeln, 
wenn es ſagt, darüber habe es zu entſcheiden. Finden darüber Beſchwerden 
ſtatt, ſo kann das in den beiden Häuſern vorgebracht, der Miniſter angeklagt, 
durch Beſchluß der Häuſer die Entſcheidung abgeändert werden. Aber der- 
artige Dinge an die Gerichte bringen, ſcheine ſehr nachteilig; denn hier pro- 
zeſſieren, führt nur zu Zögern und Mißverſtändnis. In allem, was man ſtreng 
genommen adminiſtrative Juſtiz nennen kann, laſſe man beſſer die Juſtiz gar 
nicht einreden. v. Mühlfeldt: Wie wäre es, wenn eine beſtimmte Steuer aus⸗ 
geſchrieben und nun auf die Staaten verteilt werde? Aber da iſt gar kein Streit 
zwiſchen den Staaten, ſondern der einzelne Staat allein iſt beteiligt. In allen 
ſolchen und ähnlichen Fällen habe der einzelne Staat nur eine Regierungs- 
maßregel gegen ſich, und gegen die wird er auf die angegebene Weiſe vorgehen. 
Aberhaupt bei Regierungsfachen von Streit zwiſchen zwei Staaten zu fprechen, 
iſt ganz illuſoriſch. Abrigens zu „allen Streitigkeiten“ auch noch die beiden: 
rechtliche und politiſche, aufzuzählen, ſei gewiß überflüſſig. Beſeler: Es laſſe 
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ſich ſehr gut denken, daß z. B. in Eiſenbahnſachen das Reich Sachen dekre⸗ 
tiere, die den anderen Staat beſchweren; da geht man nicht an das Gericht, 
ſondern an die Regierung. Es ſcheine angemeſſen, dieſe Wendung offen zu 
laſſen. Briegleb: Der Gerichtshof könne doch nicht ſprechen, als in Fällen, 
wo ſich ein Teil verletzt glaube; er würde ſehr dankbar ſein, wenn man ihm 
ein Beiſpiel einer politiſchen Sache ſage, die nicht eine Rechtsſache iſt und 
doch vor den Gerichtshof gehört. Rie ßer führt den bekannten Streit zwiſchen 
Preußen und Anhalt an. Schüler: Er meine, der Anterſchied von politiſchen 
und rechtlichen und der von Regierungsfachen iſt kein prinzipieller, ſondern 
zufälliger. Da, wo das Reich die Oberaufſicht übernommen hat, kann ein 
Streit, der ſonſt ein politiſcher wäre, nur eine Regierungsſache [fein]; fo, wenn 
jemand einen Zoll anlegt, ſo wäre dies politiſch, wenn nicht das Reich die 
Oberaufſicht übernommen hätte. Da ſich die Regierungsſachen nun nicht 
prinzipiell unterſcheiden, ſo ſcheine es ihm notwendig, das Gericht nicht ganz 
auszuſchließen; er ſchlage vor: 

„ſoweit der Beſchwerde nicht durch die Regierungsgewalt abgeholfen 

werden kann“. 

v. Mühlfeldt: Er denke, zwei Staaten ſtreiten, ob ihnen ein Menſch, ein 
Verbrecher zugehöre; ſolle dieſe Streitigkeit vor das Reichsgericht kommen? 
Allerdings, wird geantwortet; der Grundſatz müſſe im Bundesſtaat ſein, daß 
kein Streit zu Krieg führt und daß alle Streitigkeiten Entſcheidung finden 
und nicht wie beim ſeligen Bundestag liegen bleiben. Vielleicht möchte ſich 
für den Ausdruck „politiſche“ ein anderer finden laſſen. 

Soll es heißen: „Streitigkeiten aller Arten“? — Angenommen. 
Soll es hierzu heißen: „politiſche und rechtliche“? — Angenommen. 

Gegen den Satz: „ſoweit ... gehören“ erklärt ſich Rießer, da in allen 
Fällen, die man angeführt hat, ſich immer doch wieder ein Streit des einen 
Staates nicht gegen den anderen, ſondern gegen das Reich und das Reichs- 
miniſterium herausſtelle. Es ſei aber noch der tiefere Grund, daß man der 
Willkür Tür und Tor öffne, wenn man Sachen, die von einer Partei vielleicht 
als an das Gericht gehörend betrachtet werden, erzipieren kann als Reichs- 
regierungsſachen. Ja es ſei dies gegen unſere Grundrechte. Damit ſtimmt 
Waitz, ſich dem Antrage von Schüler anſchließend: 

„ſofern ſie nicht durch die Oberaufſicht des Reichs über einzelne Zweige 
der Regierung erledigt werden“. 

Beſeler wünſcht, daß man doch die Regierungsgewalt des Reichs nicht 
zu knapp faſſe; übrigens nehme er gern den Antrag von Schüler an; denn 
allerdings gebe es Streitigkeiten, die ſich zu Beſchwerden auflöfen. v. Soiron: 
Auch er werde nichts gegen eine andere Faſſung haben; aber er müſſe doch 
dabei bleiben, daß die Inſtanz des Reichsminiſteriums zuvor eintrete. Das 
Regieren auf die Gerichte übertragen, ſei gewiß bedenklich. Briegleb: Die⸗ 
ſelbe Sache kann man ſich als Rechts- und als Negierungsſache darſtellen, aber 
es kann den Intereſſenten nicht aufgegeben werden, wie ſie ſie auffaſſen wollen. 
Der Vorſchlag von Waitz ſtellt die Reichsjuſtiz in eine abwartende Stellung, 
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und es müſſe der klagende Staat erſt einen Schein mitbringen, daß er ſich be⸗ 
ſchwert habe; dies würde aber ins Kapitel vom Verfahren gehören. Deiters: 
Es ſei ein feſtzuhaltender Grundſatz für ihn, daß alle Nechtsftreitigfeiten nur 
durch die Gerichte zu entſcheiden ſeien; es führe ſich alles auf den Gegenſatz 
von Recht und Intereſſe zurück; das Intereſſe gehöre vor die Regierung, das 
Recht vor das Gericht: 

„Nechtsſtreitigkeiten ... mögen fie in das Gebiet des öffentlichen oder 

Privatrechts gehören“. 

Rießer: Er beforge, daß in den von Soiron angeführten Fällen die Kla⸗ 
genden abweichen; es iſt nur eine Kompetenzfrage, aber dieſe Kompetenzfrage 
ſelbſt ſoll das Gericht entſcheiden. Abrigens fürchte er, daß man hier durch Be⸗ 
ſchränkung der Juſtiz den Einzelſtaaten ein Präzedenz gebe, das ſehr bedenk⸗ 
lich ſei. Beſeler: Er könne immer noch nicht nachgeben; es nähere ſich ſeine 
Anſicht dem Vorſchlag von Deiters, aber es fehle in demſelben gerade die 
Summe der politiſchen Streitigkeiten, eben die, welche ſonſt durch Krieg ent⸗ 
ſchieden würden. Denn es iſt kein Nechtsſtreit, wenn ein Staat eine Maßregel 
trifft, die dem Nachbarſtaat ſchadet. Er kann vielleicht gemeint ſein, daß er 
vor der Reichsregierung nicht Gehör findet, er geht an das Gericht, und wir 
bekleiden da das Gericht mit einer Kompetenz, die dem Gemeinwohl ſchädlich 
wird. Soiron bemerkt hierzu, daß wir den Kompetenzſtreit zwiſchen Staat 
und Reich ſchon dem Gericht übergeben haben; es ſei aber klar, daß die ein⸗ 
zelnen Staaten die Reichsgewalt illuſoriſch machen können, indem ſie ſich 
über Beſchlüſſe des Reichs in Streit ſetzen und nun an das Gericht gehen, 
worauf dann die Ausführung der Neichsgeſetze hintertrieben oder doch ver— 
zögert wird. Z. B. es wird ein Eiſenbahngeſetz erlaſſen, wonach die Eiſenbahn 
durch zwei Staaten geht; jetzt beim Vollzuge fangen beide Staaten an zu 
ſtreiten, und die Eiſenbahn muß liegen bleiben, bis das Gericht entſchieden hat. 
Die Hauptſache iſt, daß wir hier nicht wie bisher im Einzelſtaat die Negie⸗ 
rungsjuſtiz und nichts darüber haben, ſondern ſofort das Gericht, das über 
die Kompetenz entſcheidet. v. Mühlfeldt bemerkt gegen Soiron, daß in den 
angeführten Fällen gar nicht Anlaß zum Gericht iſt. Abrigens, bliebe der Zu⸗ 
ſatz: „ſoweit ..., ſo werde man doch die Weitläufigkeit nicht mindern, ſondern 
man wird gerade darüber ſtreiten und prozeſſieren, was Negierungsfache iſt. 

Soll alſo der Satz: „ſoweit ſie nicht in das Gebiet der Regierungsſachen 
gehören“ ſtehen bleiben? — Er wird verworfen. 
Soll es heißen: „inſoweit ſie nicht auf dem Wege der Beſchwerde zur 

Entſcheidung der RNeichsgewalt gebracht werden können“? — Verworfen. 

Soll es heißen: „ſofern fie nicht durch die Oberaufſicht des Reichs über 
einzelne Zweige der Regierung erledigt werden können“ (Salva redac- 
tione)? — Angenommen. 

Briegleb fordert, daß die von Deiters vorgeſchlagene Faſſung zu Proto— 
koll genommen werde (ſ. o.). 

„Gewillkürte Austräge“ uſw. Vorſitzender erklärt, es ſei gemeint, daß 
man Sachen vor Schiedsgerichte bringen könne, aber es habe geſagt werden 
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ſollen, daß man ſie nicht dahin bringe, um ſich dem öffentlichen Intereſſe zu 
entziehen: Wo das Reichsintereſſe damit kollidiert, ſoll nur das Reichsgericht 
entſcheiden können, wie man denn wahrſcheinlich beim Reichsgericht einen 
Reichsanwalt zur Wahrung des Reichsintereſſes anſtellen wird, deſſen Mit⸗ 
tätigkeit durch Austräge umgangen werden kann. Deiters wünſcht das 
Wörtchen „nur“ zuläſſig, hinzugefügt. Nießer: Aber Intereſſen des Reichs 
kann doch wohl nicht durch Prozeſſe zweier Einzelſtaaten entſchieden werden, 
darum ſei der Zuſatz nicht nötig. v. Soiron: Es gibt Sachen, wo man allerdings 
dem Prinzip nach ſo ſprechen kann, wie eben Rießer getan; aber es ſei doch 
nützlich, dergleichen ausdrücklich zu wahren. Auch Schüler findet, daß kein 
Bedürfnis zu dieſem Satz vorhanden iſt. Auch Briegleb findet, daß dieſer 
Satz gar nicht in den Zuſammenhang des ganzen Artikels gehöre; um ſo we⸗ 
niger, da eine richtige Folgerung ohnedies auf dieſen Satz kommt. Waitz: 
Allerdings kann der Streit zweier Staaten nie das Recht, wohl aber das 
Intereſſe des Reichs treffen und die Austräge könnten doch wohl dem Reich 
präjudizieren. Beſeler erinnert, daß ehedem das Reichsgericht als zweite 
Inſtanz nach den Austrägen zu entſcheiden gehabt habe; vielleicht könnte man 
etwas Ähnliches erneuen. Briegleb: Dies ſei eine Verweitläuftigung, die 
nicht wünſchenswert ſei. Gegen Waitz erwidert er folgendes: Es ſoll doch 
wohl das Reichsgericht die Rechte, und nicht die Intereſſen, die Wünſche des 
Reichs berückſichtigen und vertreten. And ſo bleibe er dabei, dieſen Satz zu 
ſtreichen. v. Soiron: Er könne weder das frühere formelle Bedenken Brieg⸗ 
lebs teilen, noch dieſen abſtrakten, immerhin richtigen Satz. 

Soll es mit Deiters heißen: „nur zuläſſig“ und der ganze Satz ange⸗ 

nommen werden? — Angenommen. 


Lit. h. Wigard findet den Schluß ſehr bedenklich, doch erkennt er, daß es 
ein Irrtum ſei. Waitz allerdings findet es unangemeſſen, daß über Regie⸗ 
rungsnachfolge uſw. noch ferner ſollten Austräge entſcheiden dürfen. Nießer: 
Man müſſe doch im Auge behalten, daß jemand auf fein Recht verzichten 
kann; alſo können auch zwei, die Erbanſprüche haben, ſich über die Streit⸗ 
frage im voraus vereinbaren. Briegleb: Es ſei ein gewiſſer innerer Wider⸗ 
ſpruch hier, denn bei Streitigkeiten über Thronfolge ſei doch gewiß das Reichs: 
intereſſe beteiligt. v. Mühlfeldt fragt, ob denn über dieſe Fragen nicht etwa 
nach der Landes verfaſſung Landesgerichte entſcheiden dürfen. Beſeler bemerkt, 
daß dies wohl nirgend der Fall in Deutſchland ſei, und höchſtens wird man in 
neueſte Verfaſſungen derartige Beſtimmungen aufnehmen. Abrigens ſei er hier 
gar nicht ſehr für die Austräge portiert. Waitz findet, daß im Grunde alle dieſe 
Anſichten richtig ſind, und doch müſſe er ſagen, daß alle dieſe Streitigkeiten viel 
zu folgereich ſeien, als daß man ſich auf Austräge einlaſſen könne; er wünſche, 
daß für alle deutſche Länder ein und dasſelbe Verfahren feſtgeſtellt werde. 


1. Soll der Satz vorerſt bis zu den Worten: „in den einzelnen Staaten“ 
bleiben? — Angenommen. 

2. Sollen Austräge bei derartigen Streitigkeiten gar nicht vorkommen 
dürfen, geradezu verboten ſein? — Verboten ſein; 9 gegen 7. 
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Lit.i. v. Mühlfeldt wünſcht, dieſe Nummer ganz wegzulaſſen; denn dies 
könne nur durch Miniſter vorgenommen werden, und dieſe muß man anklagen. 
Dies kann freilich nur durch die Landesvertretung geſchehen, aber wenn dieſe 
damit zufrieden iſt, ſoll dann etwa ein Einzelner klagen dürfen? Wigard: Er 
habe das Vergnügen, aus einem Staate zu ſein, wo man ſchon länger kon⸗ 
ſtitutionelle Erfahrung habe, und er müſſe dringend dieſen Satz beibehalten 
wünſchen, denn es ſei in Sachſen allerdings geſchehen, daß Regierung und 
Stände gemeinſchaftlich die Verfaſſung verletzten; denn nur innerhalb der 
ihnen gegebenen Befugniſſe dürfen die Stände die Verfaſſung ändern, und 
wo dies nicht geſchieht, muß jeder das Recht haben, zu klagen. Er wünſche 
noch hinzugefügt: „oder Auslegung“; denn die Regierung habe nicht das 
Recht der authentiſchen, ſondern nur der doktrinären Interpretation. Er 
wünſche am Schluß hinzugefügt: 

„ſowie Beſchwerden gegen Regierung und Stände eines einzelnen 

Staates wegen verfaſſungswidriger Veränderung oder unrichtiger Aus— 

legung der Landesverfaſſung“. 


Es wurde! in der Beratung des Reichsgerichts fortgefahren. In betreff 
des von Wigard gemachten Vorſchlags äußerte Beſeler, daß ihm dieſe 
Punkte zu weit zu gehen ſcheinen; es könne da wohl etwas Beſchwerendes 
vorkommen, doch hebe dieſe Kompetenz zu ſehr die Bedeutung des Staates 
und der geſetzgebenden Körper auf. Beſchwerde bei der Neichsverſammlung 
beſtehe natürlich; aber an das Reichsgericht zu gehen, greife zu weit. Auch 
Schüler äußert ſich in dieſem Sinn; es ſei das Weſentliche wohl ſchon sub 
lit. a; oder habe man im Sinn gehabt, wenn Stände außerſtand geſetzt ſeien, 
zu klagen? Nach dem Wortlaut des Antrages gewiß nicht. Nur einen Fall 
könne er denken, nämlich daß Regierung und Stände die Grundrechte verletzten; 
aber dann werde man ſich an die Reichsverſammlung wenden. Wigard: Es 
komme bei dieſem Antrag darauf an, wie weit man das Recht der Einzelnen 
ſtellen wolle. Stände und Regierung find zuſammen noch kein Rechtsinſtitut, 
und nur ein Gericht kann ſchließlich über Recht entſcheiden. Deiters: Es ſei 
der Zuſatz überflüſſig, da gerade ſeine Meinung aus dem Satz vollkommen 
gültig herausinterpretiert werden kann. Er wünſche nur, daß deutlicher aus⸗ 
geſprochen werde, daß einzelne Staatsgenoſſen das Recht der Beſchwerde 
haben. v. Mühlfeldt bemerkt dazu, daß, wenn dieſer Sinn richtig wäre, das 
Wort „eigenmächtig“ nicht ſtehen könnte. v. La ſaulx: Es würde gegen alles 
parlamentariſche Prinzip fein, wenn Regierung und Nepräfentation einig 
ſind, eine Veränderung eintreten zu laſſen, es dann noch beſtreiten zu wollen. 
Wigard erinnert noch einmal daran, daß es ſich hier darum handle, daß die 
Verfaſſung geändert werde gegen die verfaſſungsmäßige Beſtimmung. Zell: 
Die von Wigard vorgeſchlagene Auslegung iſt nicht nötig, da ſich dies ſofort 
mit unter „Veränderung“ begreift; dagegen das zweite von Wigard ſcheine 
annehmbar zu ſein, da eben das Gericht eintrete, um die Revolution zu meiden. 
v. Rotenhan: Es müſſe irgendwo eine legte Entſcheidung geben auf die Ge⸗ 


1 In der 64. Sitzung d. 25. September. 
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fahr hin, daß ſie ungerecht entſcheide; es würde den ganzen Charakter der 
ſtändiſchen Verfaſſung ändern, wenn man das Reichsgericht darüberſtellen 
wolle. Scheller ſchlägt vor: | 


„Beſchwerden der Angehörigen eines Einzelſtaats gegen die Regierung 
desſelben wegen verfaſſungswidriger Aufhebung oder Veränderung der⸗ 
ſelben“. | 
Beſeler findet, daß hier nur die Korporation deutlicher zu bezeichnen fein 

dürfte. Wigard bemerkt dagegen, daß dann die Regierung ſagen könne, fie 
habe ſich mit den Ständen geeinigt und es könne nichts weiteres vorgenommen 
werden. Scheller: Dies Bedenken finde nicht ſtatt; die Exekution des Reichs⸗ 
gerichts werde dem Erkenntnis Eingang verſchaffen. v. Soiron: Wenn Be⸗ 
ſchwerde überhaupt geſagt werde, ſo iſt jeder Einzelne, jede Korporation legiti⸗ 
miert, wenn er klagt; es könnte das Wort „die Angehörigen“ fortbleiben. 
Auch Wigards Bedenken erledige ſich, wenn man erwägt, daß die Regierung 
verantwortlich iſt und ſich ſelbſt gegen das Wollen der Stände hätte ſtellen 
müſſen. Deiters bemerkt, daß es zur Sicherung nötig ſei, zu ſagen, wer denn 
die Beſchwerde erheben dürfe. v. Mühlfeldt: Ihm ſcheine die Theorie, daß die 
Regierung den Ständen entgegentreten könne, ja müſſe, ſehr gefährlich und 
gar ſehr gegen die beliebte Lehre der Volksſouveränität. v. Laſaulx: Es ſcheine 
ihm zu weit zu gehen, daß man jedem Einzelnen das Recht des Klagens gebe. 
Wogegen bemerkt wurde, daß die Verfaſſung der Wille des Volkes ſei und 
nicht die tranſitoriſche Meinung der Stände. 


Soll der Satz mit der Veränderung: „verfaſſungswidriger“ ſtatt „eigen⸗ 
mächtiger“ („wegen Aufhebung oder verfaſſungswidriger Veränderung“) 
angenommen werden? — Angenommen. 

Soll zu der Aufhebung und Veränderung auch die Auslegung mit auf⸗ 
genommen werden? — Nicht angenommen. 

Soll es heißen: „Beſchwerden der Angehörigen eines Einzelſtaats gegen 
die Regierung desſelben“? — Angenommen. 


Es iſt der Redaktion wegen zu erinnern, daß unter den Angehörigen auch 
die Körperſchaften zu verſtehen ſein ſollen. 
Soll endlich der von Wigard vorgeſchlagene Satz „ſowie Beſchwerden 
gegen Regierung und Stände eines Einzelſtaats uſw.“ [angenommen 
werden?] — Nicht angenommen. 


Lit. k. In betreff des Schluſſes konnte man meinen, daß, wenn gegen mehrere 
Staaten zu klagen, man gegen den Fiskus der einzelnen Staaten in eben⸗ 
dieſen Staaten prozedieren könnte; doch ſchien Rießer es angemeſſen im 
Intereſſe der Klagenden, alle beteiligten Staaten zugleich beklagen zu 
können. Das ſei auch in den Auſträgalſachen des Bundes üblich geweſen. 
Scheller hatte Bedenken, warum man nicht den einzelnen Staat vor ſeinem 
Gericht belangen könnte, wenn es beſtritten iſt, ob dieſer und nicht ein anderer 
Staat die Verpflichtung habe; es ſei hier kein Grund abzuſehen, warum man 
hier an das Reichsgericht gehen müſſe; denn künftig wird der einzelne Staat 
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nicht mehr hindern als unterſagen können, daß man ihn anklage, wenn die 


Verpflichtung beſtritten iſt. v. S oir on bemerkt, daß auf dieſem Wege es dahin 


* 


kommen könne, daß man klagend nirgend zu feinem Recht komme. Schüler 
billigt dieſen Satz außerordentlich; es gibt mehrere ſolche Fälle, wo denn drei 
Staaten über ſolche Forderung ſtreiten: Erſt ſtreiten, der wievielte Teil jeden 
Staat treffe, und dann erhebt man erſt die Klage ſelbſt. Hier iſt der richtige 
Weg gefunden, daß man nicht erſt prozeſſiert über den Teilungsſchlüſſel. 
Übrigens iſt hier nicht gemeint, daß der Kläger unmittelbar an das Neichs⸗ 
gericht gehen müſſe, ſo daß es etwa eine exceptio begründete, wenn es nicht 
geſchehe. Zell: Er habe mehrere ſolche Fälle gehabt, wo Preußen entſchieden 
hat: Nein, und Naſſau ebenſo: Nein, und der Kläger war damit um fein Recht 
gebracht. Deiters tritt Scheller bei: Was in den bezeichneten Fällen zugrunde 
gelegen habe, beruht in den vorgängigen großen Staatsveränderungen (vgl. 
Prozeſſe über Nheinoktroi von 1806 bis 1813 uſw.) und ſei deshalb ganz 
erzeptioneller Art. Daß die Sache an den verfchiedenen Stellen abgewieſen 
werden könne, ſei natürlich und mache keinen Anterſchied. Scheller: Die 
Sache ſei, daß es ſchwierig ſei zu entſcheiden, wer von den betreffenden 
Staaten zu zahlen habe; das könne aber nicht dem Kläger zur Laſt fallen, 
ſondern da mögen die Staaten untereinander ſich verſtändigen und, wenn das 
nicht hilft, klagen. v. Mühlfeldt macht mehrere Einwendungen, die 
Schwierigkeiten des Verfahrens betreffend, welche Zell zurückweiſt, hinzu- 
fügend gegen Scheller, es ſei etwas ganz anderes, wenn etwa [eine] Aktien⸗ 
geſellſchaft gegen den Fiskus klage; hier, gegen Staaten klagend, ſei die Sache 
ganz anders: Dieſe Klagen originieren aus einem Staatsvertrage und dem 


Gericht würde wenigſtens häufig deren Auslegung entzogen, dieſe erſt von 


Staats wegen gegeben und darauf müßte das Gericht dann entſcheiden; nur das 
Reichsgericht kann hier darüber ſtehen und fo unparteiiſch fein, wie es fein 
muß. Deiters ſchlägt [vor]: 
„wenn die Verpflichtung ... durch Staatsveränderung oder Staats- 
verzicht zwiſchen mehreren Staaten zweifelhaft oder beſtritten iſt“. 

v. Soiron ſpricht ſich gegen dieſe Beſchränkung aus, die da, wenn es nur 
in dieſen Formen vorkommt, auszuſprechen nicht nötig iſt; es müßte denn ſein, 
daß Deiters wirklich dieſe peinliche Beſchränkung gemeint habe. 

Soll die erſte Hälfte bis „desgleichen“ angenommen werden? — Ange— 
nommen. 


Aber den zweiten Teil des Satzes fand kein Bedenken ſtatt. Schüler 
wünſcht „von Privatperſonen“ geſtrichen und „Klagen“, was angenommen 
wurde. Es wurde noch mancherlei geltend gemacht!; namentlich bemerkte 
v. Mühlfeldt, daß durch dieſe Formel die deutſchen Staaten ein Kompromiß 
hätten, von auswärtigen Staaten beim Reichsgericht verklagt zu werden. 
Beſeler wünſcht im Protokoll vermerkt, daß hier allerdings mit dem Fort⸗ 
laſſen von „Privatperſonen“ nicht gemeint ſei, daß darum auch auswärtige 


1 An dieſer Stelle am Rande: ſchlecht protokolliert, da 1 mit 5 zu 
ſprechen hatte. 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 9 
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Staaten zu klagen das Recht hätten. Gerade dies, bemerkt Zell, ſcheine ſehr 
wünſchenswert, um ſo mehr, da es ſich um Zivilſachen handle. And, fügt 
Briegleb hinzu, hier handelt es ſich um das Gericht; wer Kläger iſt, iſt 
gleichgültig; es reicht hier aus, daß die Klagen, die hier gemeint ſind, Zivil⸗ 
klagen ſeien, und der auswärtige Staat tritt einfach hier als Zivilperſon auf, 
nicht in ſeiner völkerrechtlichen Bedeutung. 

Soll es alſo heißen: „Klagen gegen deutſche Staaten“ mit Fortlaſſung 

von Klagſachen und Privatperſonen? — Angenommen. 


Lit. 1. Scheller wünſcht „Alle“ geſtrichen. Sonſt angenommen. 

- Lit. m. Nur hier, bei Weigerung der Rechtspflege, ſei die Meinung ge⸗ 
weſen, trete das Reichsgericht als Oberinſtanz ein, wenigſtens eingreifend in 
die Rechtspflege des einzelnen Staates. Scheller: Er ſehe nicht ein Bedürf⸗ 
nis hierzu. Wenn in einem einzelnen Staat die Juſtiz geweigert werde, ſo 
könne man ſich bei den Ständen beſchweren. Vielmehr würde hiermit eine 
Maſſe von unnützen Beſchwerden an das Reichsgericht gebracht werden. 
Er trage darauf an, dies fortzulaſſen. Nießer: Selbſt im Bund ſei darüber 
ſchon eine Beſtimmung geweſen. v. Mühlfeldt bemerkt, daß man da eine 
Entſcheidung des Bundes nicht erhielt, ſondern nur einen Befehl, die Juſtiz 
zu gewähren. Wenn man aber hier nicht das Reichsgericht wolle entſcheiden 
laſſen, fo gehören derartige Beſchwerden nicht an das Reichsgericht, ſondern 
an die Reichsgewalt. And endlich: was ſei gehemmte Juſtiz? Jeder werde 
klagen, wenn ihm ein Prozeß dauert. Ihm ward bemerkt, dies ſei nicht Hem⸗ 
mung, ſondern Verſchleppung. Beſeler entgegnet das Nötige. Auch Wi- 
gard wünſcht den Satz beibehalten, indem er nicht ſo goldene Zukunft hoffe; 
er wünſcht aber namentlich, daß nicht die Adminiſtration, ſondern die Juſtiz 
in ſolchen Fällen einſchreite. Nießer bemerkt gegen Mühlfeldt, daß die 
Interpretation dieſer lit. m einfach nichts enthalte als Entſcheidung über die 
Beſchwerde, nicht über das Materielle der Klage. Scheller: Nach dieſen 
Worten würde jemand, wenn Regierung und Stände einig wären, daß ge- 
wiſſe Sachen an die Adminiſtration gehören, ſich doch als über geweigerte 
Juſtiz an das Reichsgericht wenden dürfen. Das erledige ſich, entgegnet 
v. Soiron, dadurch, daß entweder mit ſolcher Einrichtung gegen ein Reichs- 
geſetz verſtoßen wird oder daß das Reichsgericht den beſtimmten Fall nach den 
Geſetzen des Landes entſcheide. 

Somit wurde lit. m angenommen. 

Lit. n. Es ſei, bemerkt v. Soiron, dieſe Lit. nach dem Vorgang von England 
und Amerika gemacht und heilſam. Schüler fragt, ob dies bloß gutachtlich 
oder entſcheidend ſei, was man von dem Reichsgericht einhole. Auch Wigard 
findet, daß dies kaum der Stellung des Reichsgerichts angemeſſen ſei. Er 
verlange, daß, wenn ſolche Streitigkeiten vorhanden ſind, das Reichsgericht 
nicht Gutachten, ſondern Entſcheidungen gebe. Dies ſei ſchon vorhanden in 
dem Sächſiſchen Staatsgerichtshof, fo daß alſo das Recht der authentiſchen 
Interpretation von der geſetzgebenden Gewalt auf die Juſtiz übertragen 
würde. Rießer kann ſich damit nicht e in a werden der⸗ 
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gleichen Gutachten von den Kronjuriſten einſeitig verlangt. Briegleb: 
Gutachten auf einſeitiges Erfragen ſcheinen ihm nicht angemeſſen, da das⸗ 
ſelbe Reichsgericht nochmals in derſelben Sache, z. B. gegen die Miniſter, 
könnte entſcheiden müſſen. Übrigens ſei die hohe Stellung des Reichsgerichtg 
von der Art, daß in ernſten Streitigkeiten der höchſten politiſchen Körper⸗ 
ſchaften ſein Gutachten von äußerſter Wichtigkeit ſein würde. Es wird, wenn 
dieſe Körper Gutachten fordern, nur in der Form ein Anterſchied fein, in der 
Sache Entſcheidung. v. Mühlfeldt warnt, dem Reichsgericht ein Vorgut— 
achten geben zu laſſen, wenn es nachmals in den Fall kommen könne, ent⸗ 
ſcheiden zu müſſen, er wünſcht, dieſe Lit. zu ſtreichen. Dahlmann bemerkt, 
daß Wigards Anſicht das Reichsgericht zum eigentlichen Haupt, zum Träger 
der Souveränität machen würde. Er werde nichts dagegen haben, wenn man 
dieſe Lit. ſtreiche. Beſeler widerlegt das von Mühlfeldt über das Vorgut⸗ 
achten Geäußerte. Scheller möchte nicht gern das oberſte Reichsgericht 
zum Rechtskonſulenren machen und man käme dahin, dem einen oder 
anderen der Streitenden Anlaß zur Perhorreſzenz zu geben; z. B. wenn das 
Volkshaus ſich nicht an das Gutachten des Gerichts kehrt, ſondern die Mi⸗ 
niſter anklagt, dann könnte eben des Gutachtens wegen das Gericht perhor— 
reſziert werden. Schreiner ſchlägt vor: 5 


„Das Reichsgericht erteilt Gutachten über alle ihm von der Reichs: 
gewalt vorgelegten Fragen des öffentlichen Rechts“. 


Wigard: Sehr richtig ſei von Scheller die Kolliſion hervorgehoben, und 
wenn man das politiſche Parteileben kenne, werde man wiſſen, daß man ſich 
mit ſolchen Gutachten nicht beruhigen werde. Allerdings bringe ſein Antrag 
die authentiſche Interpretation an das Reichsgericht; aber in welchem Fall? 
In dem, wo gar keine weitere Ausſicht übrig iſt. Sollte man denn lieber in 
ewigem Streit bleiben? Da ſei es doch gewiß beſſer, daß man für ſo ſchwere 
Streitigkeiten einen rechtlichen Ausgang habe. Briegleb: Er wolle nicht 
weiter dagegen ſprechen; er könne nicht der Anſicht beitreten, daß, wenn zwei 
Körperſchaften den zuläſſigen Ausſpruch einholten, fie nicht demſelben nach 
gehen ſollten; wenn irgend unſer politiſches Leben ſittliche Grundlagen hat, 
ſo werden Gutachten der Art durchaus ſchließliche Entſcheidungen mit ſich 
führen. Beſeler: Je mehr er der Sache nachdenke, deſto bedenklicher werde 
er. Die Sache ſei von hoher Bedeutung, aber die von Scheller geltend ge— 
machte Kolliſion ſei doch nicht zu beſtreiten, doch ſcheine ihm dieſer Einwurf 
mehr theoretiſcher als praktiſcher Art. Nur könnte man fragen: Warum denn 
Gutachten und nicht Entſcheidung? Er müſſe bekennen, es ſei eine Korrektur, 
die man erſt ſpäter in dieſe Lit. u gemacht habe, da früher „Entſcheidung“ 
geſtanden; er möchte ſich ſchwer entſchließen, alles betrachtet, dieſen Satz fallen 
zu laſſen. Dahlmann: In politiſchen Dingen ſcheue er ſich ſehr, etwas Neues 
zu gründen, wenn er nicht klar alle Folge überſehe; er könne Schellers Ein⸗ 
wurf nicht widerlegen; fo ſtreiche er. v. Soiron: Wenn wir das Gericht zu 
Gutachten verpflichten, fo kann man gegen das Gericht nicht die Perhor— 
reſzenz ausſprechen; denn dieſe tritt nur dann ein, wenn jemand gleichſam un⸗ 
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befugt begutachtet hat. Der Wert der Gutachten wird allerdings von der 
moraliſchen Würde des Reichsgerichts abhängen; wenn die Streitenden ein 
Gutachten einholen, fo wird die öffentliche Meinung denjenigen nieder- 
ſchlagen, der ſich nicht dabei beruhigen wollte. Scheller: Es muß doch in 
der Verfaſſung ſelbſt ein Mittel ſonſt geben, Streit zwiſchen den Häuſern 
und der Regierung auszugleichen. Die Deutung in betreff der Perhorreſzenz, 
die Soiron gegeben, ſei nach feiner Anſicht unſtatthaft. Nießer: Es ſei viel⸗ 
leicht eine Vermittlung möglich: Nach Wigards Meinung ſcheine eine förm⸗ 
liche Klage den Streitenden zuzuſtehen; dies gehe zu weit ;andererſeits [e8] nicht 
weit genug gehe, wenn beide Streitenden ſich vereinen, an das Gericht zu 
gehen, und doch nicht entſchieden wird. Es ſei alſo ein Gutachten, auf welches 
kompromittiert wird. Er würde vorſchlagen: „wenn beide Teile Entſcheidung 
ſolcher Streitigkeiten verlangen“, worauf denn im Anfang der lit. n einiges 
modifiziert werden müßte. v. Rotenhan: Es ſcheine ihm nicht nötig, dies zu 
ſagen. Beſeler: Es müſſe zu ſo wichtiger Sache das Gericht ausdrücklich ver⸗ 
pflichtet werden. v. Notenhan: Er ſei doch im weſentlichen für die Streichung, 
denn Fälle der Art würden ſich am beiten durch das Parteileben ſelbſt er- 
ledigen; denn er müſſe daran erinnern, wie gerade in ſolchen Streitigkeiten 
die öffentliche Meinung fo irritiert werde, daß die Achtung vor dem Gerichts- 
hof darüber zugrunde gehen könne. Detmold: Er ſtimme wie Nießer. Die 
Möglichkeit, daß ein Gericht in derſelben Sache wieder entſcheide, iſt nur 
praktiſch in der Miniſterklage, aber da wird es nicht eintreten. Denn entweder 
das Gutachten iſt gegen die Miniſter, und dann fallen fie, oder [es] iſt für die⸗ 
ſelben und dann wird ſich das Haus hüten, weiteres vorzunehmen. Beſeler 
ſchließt ſich dem Antrag von Rießer an. Deiters findet nicht, daß zu dieſer 
lit. n überhaupt noch Anlaß ſei. 

1. Soll der ganze Satz geſtrichen werden? — Nicht ſtreichen; 10 gegen 5. 

2. Soll nach Wigards Antrag Entſcheidung auf einſeitige Klage eintreten? 

— Verworfen. 
3. Soll es nach Rießers Antrag heißen: „wenn die ſtreitenden Teile Ent⸗ 
ſcheidung verlangen“? 


Scheller bemerkte, es müſſe die Beziehung zwiſchen Staatenhaus, Volks⸗ 
haus und Miniſtern deutlicher ausgedrückt werden, was dadurch gewonnen 
werde, bemerkt Schüler, wenn man ſtatt: „beide Teile“ ſage: „die ſtreitenden 
Teile“. — Angenommen; 8 gegen 7. 

Es ſchien weſentlich zu jagen „Reichsregierung“. — Angenommen. 

Deiters fragt, ob dieſe Entſcheidungen des Reichsgerichts fo zu ver⸗ 

ſtehen ſeien, daß ſie eine authentiſche Interpretation für alle folgenden Fälle 
ind. 
. Zum Zweck der Redaktion wünſcht Scheller ausgedrückt, ob das Gericht 
in den einzelnen Fällen im Wege des Arteils oder der Verfügung zu ent⸗ 
ſcheiden habe. So ſei lit. m offenbar Verfügung und lit. i, wo man den 
Worten nach eine Verfügung erwartet, enthält gewiß Urteil. v. Soiron: 
Das werde Sache des Geſetzes über das Verfahren ſein. 
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Lit. K wurde folgender Zuſatz beantragt von Schüler: 


„Beſchwerden Einzelner gegen die Reichs- und Staatsgewalten wegen 
Beeinträchtigung in den Grundrechten“. 


v. Soiron: Es ſcheine ihm dies zu weit zu gehen; es wird gewiß Beſchwerde 
bei der Reichsregierung und evtl. bei dem Neichsparlament einzureichen fein; 
dies ſeien für politiſche Rechte Garantien genug, und es ſei bedenklich, über 
dieſe das Reichsgericht ſtellen zu wollen. Rießer: In ſehr vielen Fällen 
werden die Grundrechte auch von den gewöhnlichen Gerichten zu ſchützen ſein, 
und nur in Ausnahmefällen wird dies nicht möglich ſein; dann iſt der Fall 
der Nechtsverweigerung da, wo die Verletzung nicht Juſtizſache tft, fo kann 
ſie durch das Reichsgericht nicht wieder zur Juſtizſache gemacht werden dürfen. 
Schüler entgegnet, daß ja Regierung und Stände eines Landes z. B. 
Preßfreiheit aufheben könnten, und die Gerichte würden ſich dann außerſtande 
finden, zu helfen. Dagegen bemerkt Beſeler, daß die Gerichte gewiß etwas 
Beſſeres zu tun haben würden, als ſich hemmen laſſen; überdies ſei dergleichen 
Bruch der Grundrechte, Bruch der Verfaſſung. Übrigens ſei gar nicht denk: 
bar, jede Rechtsverletzung in dieſer Welt unmöglich zu machen, und wir drehen 
uns im Kreiſe. 

Somit wurde der Antrag Schülers — verworfen; 13 gegen 2 Stimmen. 

8 6 wird angenommen. Zur Redaktion wird bemerkt, daß es heißen müſſe: 
„Aber das Verfahren beim Reichsgericht“, auch mit dem „Erlaß“ und „er- 
laſſen“ werde zu ändern ſein. Endlich es ſcheine das Wort „Verfahren“ nicht 
zu genügen; etwa „Organiſation und Verfahren“. Scheller erinnert noch 
einmal an den Staatsanwalt, der doch kaum mit ins Verfahren gehört. 


Es wurde! [nach Annahme der vorgelegten Redaktion des Abſchnittes 
Reich] ſodann die Redaktion des Reichsgerichts vorgelegt. v. Soiron be— 
merkt, daß es der Kommiſſion nach Zells Vorſchlag angemeſſen erſchien, alles 
wegzulaſſen, was zur Organiſation gehört, und dies dem Geſetz, mit welchem 
das Reichsgericht eingeführt wird, zu überlaſſen. Jedoch habe die Kommiſſion 
auch die vom Ausſchuß getroffenen Beſchlüſſe ſoweit redigiert wie nötig. Nach 
Maßgabe jener Anſicht ſchlage die Kommiſſion vor, ſtatt Art. J und III 
folgendes zu ſetzen: | 

„Aber die Einfegung und Organiſation des Neichsgerichts, über das 

Verfahren und über die Vollziehung der reichsgerichtlichen Entſcheidungen 

und Verfügungen wird ein beſonderes Geſetz verfügen“. 


Es ſei, was in dem Entwurf als Art. I erſcheint, doch nur ein Teil der 
Organiſation, und es ſei inkonſequent, in die Verfaſſung dies zu nehmen. 
Beſeler fügt hinzu: Bei der Konſtituierung des Gerichts dürfte es große 
Schwierigkeiten haben, nach der vorgeſchlagenen Weiſe bei der erſten Kon⸗ 
ſtituierung des Gerichts) vorzugehen, da dies unter anderem 122 Kandidaten 
fordern würde. Wir würden, wenn wir die beſchloſſene Art für die Ron- 
ſtituierung unangemeſſen halten, dieſen Modus in der Verfaſſung nur als 


1 In der 71. Sitzung d. 3. Oktober. Aber die 65. bis 71. Sitzung vgl. Teil 1, 314ff. 
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Ergänzung an[geljehen (werden) können. Es komme dazu, daß es dringendes 
Bedürfnis ſei, beſonders wegen der Austrägalſachen bald ein Reichsgericht 
zu haben, womöglich noch während der Dauer der Nationalverſammlung; 
da würden wir aber nicht in der bezeichneten Weiſe wählen können und müßten 
die Konſtituierung ausſetzen. Deshalb ſcheine es angemeſſen, die Konſtituierung 
und Organiſation in der bezeichneten Weiſe einem beſonderen Geſetz zu über⸗ 
weiſen, das der Ausſchuß bearbeiten könne, ſobald er mit der Verfaſſungsarbeit 
fertig iſt. Wigard: Auch er finde den beliebten Wahlmodus nicht günſtig und 
wünſche ihn geändert. Aber er ſehe nicht wohl, wie man während des Pro- 
viſoriums ein definitives Inſtitut gründen möge. Er glaube nicht, daß es an⸗ 
gemeſſen ſei, die Beſtimmung über die Organiſation ganz hier fortzulaſſen, 
wenigſtens ein Prinzip müſſe hier in der Verfaſſung ſtehen. Waitz: Er ſei 
freilich gegen dieſen Wahlmodus geweſen, aber er kann nicht glauben, daß 
wir die Organiſation ganz aus der Verfaſſung laſſen dürfen; ja ſie müſſe hier 
zuerſt behandelt werden und die Kompetenz ſei gleichſam nur ſekundär. Das 
Materielle anlangend ſei die Sache ſo: Wir haben bei unſerer Abſtimmung 
mehr an die Ergänzung als an die erſte Bildung gedacht; es ſei uns gewiß ge⸗ 
währt, für die Konſtituierung einen anderen Modus vorzuſchlagen, und zwar 
dann dieſe Redaktion zu beſchließen, wenn wir mit den anderen großen Reichs⸗ 
gewalten weiter oder fertig ſind. Mittermaier: Auch er ſei für die Aus⸗ 
ſetzung; um ſo mehr, da auch in der Anionsverfaſſung Amerikas nichts von der 
Beſetzung des Gerichts ſtehe. Scheller: Wir müſſen alles, was wir be⸗ 
ſchloſſen haben, aufnehmen; dies um ſo mehr, da, wenn wir ausſetzen, wir noch 
einmal diskutieren und beſchließen werden. Wenn für die erſte Bildung der 
beſchloſſene Modus nicht angemeſſen erfcheint, fo möge für dieſelbe ein be⸗ 
ſonderer Vorſchlag neu gemacht werden. 
Es wird abgeſtimmt. 


1. Soll die Redaktion des Reichsgerichts bis auf weiteres verſchoben 
werden? — Nicht angenommen; dafür Waitz, Deiters, Blum, Wigard, 
Schreiner. 

2. Soll der Rommif ſion aufgegeben werden, einen beſonderen Paragraphen 
über die erſte Beſetzung hinzuzufügen und dann die Redaktion zu be⸗ 
enden? — Verworfen. 

3. Soll der Vorſchlag der Anterkommiſſion angenommen werden? 


Es ergab ſich eine weitere Debatte über die Fragſtellung; es wurde bemerk⸗ 
lich gemacht, daß, wenn dieſer Antrag der Kommiſſion verworfen werde, 
es immer noch vorbehalten bleibe, ſtatt 8 1 zu ſagen, daß die erſte Bildung 
und fernere Ergänzung des Gerichts durch ein beſonderes Geſetz geordnet 
werden könne. 

Somit wurde abgeſtimmt ad Nr. 3. — Angenommen mit 12 Stimmen; 
ſitzen blieben Schüler, Blum, Wigard uſw. 


RNießer bemerkt, daß hiernach der Anfang fein müſſe: 
„S 1. Die dem Reich zuſtehende Gerichtsbarkeit wird durch ein Reichs— 
gericht ausgeübt. 
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8 2. Zur Zuſtändigkeit uſw. (Art. II). 

§ 3. Aber die Einſetzung und Organiſation uſw.“ 

v. Mühlfeldt bemerkt, daß eigentlich nun nur der Amfang des Reichsgerichts 
beſtimmt ſei und ſomit in die Reichsgewalt gehöre. Beſeler warnt vor dieſen 
Formeln und ſyſtematiſchen Peinlichkeiten. Wigard: Er muß ſich ganz ent⸗ 
ſchieden dahin ausſprechen, daß, wenn man hier nichts weiter aufnimmt, hier 
vom Reichsgericht kein beſonderer Abſchnitt gemacht wird; er beantrage, daß 
die jetzige Beſtimmung des Reichsgerichts in die Reichsgewalt aufgenom⸗ 
men werde, und wenn dies nicht aufgenommen werde, ſo möge auch dem Heer— 
weſen ein beſonderer Abſchnitt gegeben werden. Mittermaier: Was Mühl⸗ 
feldt ſagt, hat für ſich allerdings die Autorität von Amerika uſw.; er wünſche, 
daß die Anterkommiſſion täte, was auch in Amerika und in der Schweiz, 
daß nämlich die bürgerliche und die Strafgerichtsbarkeit beſondere Para⸗ 
graphen bilden. 

Die Anträge von Mühlfeldt, reſp. Wigard — verworfen; für fie v. Mühl⸗ 
feldt, Blum, Schreiner, Wigard. 


Somit lautet § 1: 
D ie dem Reich zuſtehende Gerichtsbarkeit wird durch ein Reichsgericht 
ausgeübt“. 
Es fragt ſich, ob man bloße Paragraphen oder auch Artikel haben 
wolle. Es wurde beſchloſſen, die Artikel — fortzulaſſen, nur einen Artikel 
zu machen. 


Es wurde zu § 2 (5 des Entwurfs) übergegangen, vorbehaltlich der ſpäter 
vorzuſchlagenden Reihenfolge der Buchſtaben. 
Ad b. Es wurde bemerkt, daß ſtatt „den Regierungen der Einzelſtaaten“ 
es bloß heißen müſſe: „den Einzelſtaaten“. Es wird vorgeſchlagen: 
„Streitigkeiten zwiſchen der Reichsgewalt und den Einzelſtaaten über 
den Amfang ihrer Befugniſſe“. — Angenommen. 


Beſeler macht bemerklich, daß aus Rückſicht auf lit. g dann ein Konflikt 
eintreten könne, doch überzeugt er ſich von der Anangemeſſenheit feiner Anſicht. 

Ad ec. v. Mühlfeldt bemerkt, daß über die Geſchworenen hier beſchloſſen 
ſei, daß ſie nicht hier eintreten ſollten; er überzeugt ſich, daß dieſe Bemerkung 
nicht platzgreifend ſei. 

Der Satz wurde — angenommen. 

Add. e. f — angenommen. 

Ad g. Scheller bemerkt, daß „aller Art, politiſche und rechtliche“ un: 
logiſch ſei, denn entweder ſei aller Art ſchon genug oder mehr als das Hinzu— 
geſetzte. Man fand eine Anderung dort nicht nötig. In betreff des Satzes: 
„ſoweit nicht deren Erledigung der Reichsregierung vermöge ihres Oberauf— 
ſichtsrechts zuſteht“ bemerkt Waitz, daß hier nicht genau das getroffen ſei, 
was beſchloſſen. Nämlich hier werden viele Sachen dem Gericht entzogen; 
es müſſe aber das Reichsgericht eintreten, wo die Reichsregierung die Sache 
nicht erledigen könne. Beſeler: Es ſei hier die Anſicht, daß wirklich der Reichs⸗ 
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regierung gewiſſe Sachen zur Erledigung zukommen. Denn wenn das Reich 
fo entſchieden hat als Regierung und der einzelne Staat ſich nicht damit be- 
gnügt, ſo mag er klagen. Schüler: Er habe den Beſchluß anders verſtanden; 
wir haben eine ſolche Neichsadminiſtrativjuſtiz nicht gründen wollen; wir 
wollten, daß die einzelne Sache nur dann nicht an das Reichsgericht kommen 
ſollte, wenn ſie nicht durch die Reichsregierung erledigt worden ſei und 
werden könne. Zell bemerkt, daß dieſe Faſſung, die Waitz wünſche, die Kraft 
der Reichsregierung unendlich ſchwäche, jede Energie unmöglich mache. Es 
werde ſich da ſehr bald finden, daß die Staaten ſich immer über die Reichs⸗ 
regierung hinweg an das Reichsgericht wendeten. Mittermaier: Wir 
müſſen zwiſchen zwei Syſtemen wählen: Die Schweizer haben angenommen, 
daß in ſolchem Fall das Gericht gar nicht annehmen dürfe, ehe die Bundes⸗ 
regierung dies geſtattet hat; in Amerika iſt gerade das entgegengeſetzte Syſtem; 
da entſcheidet das Reichsgericht ſelbſt und allein über ſeine Kompetenz. Wi⸗ 
gard: Die Schweizer werden wohl noch das Vergnügen haben, nach dieſem 
Paragraphen das ganze Glück der Adminiſtrativjuſtiz kennen zu lernen. Wir 
haben uns früher für das amerikaniſche Syſtem entſchieden und er wünſche 
nicht, daß wir die mühſam entfernte Adminiſtrativjuſtiz durch die Hintertür 
wieder einführen. Beſeler: Vielleicht dürfen wir den ganzen Zuſatz ſtreichen. 
Deiters: Er könne ſich damit nicht vereinigen. Es iſt hier übrigens gar nicht 
von Adminiſtrativjuſtiz die Rede, denn dergleichen tritt nur ein, wenn in 
einem Streit gegen die Staatsbehörde dieſe ſelbſt entſcheiden will. Nießer: 
Es handelt ſich hier nur um die Kompetenz des Gerichts, nicht um den ma⸗ 
teriellen Inhalt. Es iſt allerdings Adminiſtrativjuſtiz, indem wir dem Gericht 
die Befugnis nehmen, über ſeine Kompetenz zu entſcheiden. Hergenhahn: 
Es iſt gewiß nicht notwendig, den Zuſatz zu laſſen, da das Gericht ſelbſt für 
das Oberaufſichtsrecht des Reichs ſorgen wird. 
Soll alſo der Zuſatz ganz geſtrichen werden? — Geſtrichen werden. 

Da mehrere Mitglieder fortgehen mußten, fo wurde die Beratung ab- 
gebrochen. Droyſen ſchlug vor, die fertigen beiden Abſchnitte drucken zu 
laſſen, um dieſelben auch vor Beendigung der Motive in die Verſammlung zu 
bringen. 

Es wurde! die Beratung des Reichsgerichts erſter Redaktion fare 

Lit. g wurde — angenommen. 

Lit. h — angenommen. 

Lit. i — angenommen. 

Lit. 1— angenommen. 

Lit. m Deiters macht geltend, daß im Zuſammenhange des Ganzen das 
Wort „Entſcheidung“ hier nicht angemeſſen ſei, ſondern heißen müſſe: 

„Beſchwerden wegen verweigerter oder gehemmter Rechtspflege“. 


Es ſei nicht nötig, fügt Briegleb hinzu, zu ſagen für „Entſcheidungen i in 
oberſter Inſtanz“, da ſich die oberſte Inſtanz für das Reich immer von ſelbſt 
verſtehe. Aber, bemerkt Mittermaier, es ſei doch wichtig, daß hier andere 


ı In der 72. Sitzung d. 4. Oktober. 
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Inſtanzen vorausgehen müſſen. Am fo mehr, ſagt Nießer, da es ſich hier 
landers] als bei Beſchwerden [nicht] über einen ſich von ſelbſt verſtehenden 
Inſtanzenzug handle wie im appellatorio. Dagegen bemerkt Briegleb, daß 
dies in die Reichsgerichtsordnung gehöre. Mittermaier ſchlägt vor: 
„wenn die landes verfaſſungsmäßigen — durch die Landesverfaſſung ge— 
gebenen — Mittel der Abhilfe erſchöpft find“, 


Aber dieſen Beiſatz wurde abgeſtimmt; nur wünſcht Schüler, daß man 
lieber ſagen möge: „landesgeſetzliche Mittel“. — In dieſer Faſſung angenom- 
men. 

Lit. n — angenommen. | 

Es wurde dann zur Reihenfolge diefer litt. übergegangen. Es wurde 
folgende Reihenfolge vorgeſchlagen: 

eee k. K. . m, 

Rießer: Wir haben in dem Satz b die zweite Hälfte geſtrichen, in der 
gejagt war, daß einer von beiden Teilen provoziere; nun m an die Spitze 
geſtellt, welches ein Kompromiß enthalte, könne leicht für die Interpretation 
Andeutlich keit entſtehen. Mittermaier findet, daß wir mit Lit. n dem Neichs⸗ 
gericht die Stellung eines Schiedsgerichts geben, was ihm nicht angemeſſen 
ſcheine. Waitz bemerkt, daß man die litt. auch anders ordnen könne; er laſſe m 
beiſeite; er wünſche: 

FFF IE. 

Schüler: Er finde nicht die Schwierigkeit mit Rießer in dem Nebenein⸗ 
anderſtehen von n und b; denn wenn in b nicht ausdrücklich das Kompro— 
miß bezeichnet, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß dies nicht gemeint iſt. Nie ßer 
bemerkt, daß er auch nur gemeint habe, n wegen des Kompromiſſes ans Ende 
zu ſtellen. Beſeler: Auch er ſehe nicht ein, warum n vorauszuſtellen. Waitzens 
Bemerkung betreffend, müſſe er leider geſtehen, daß er ſie richtig finde. Wir 
erhalten alſo folgende Reihenfolge: 

Den Anfang macht b, 

dann würde folgen g. — Angenommen. 

Dann weiter h. a. i. I. k. C. b. e. f. m. n. 

Hiermit war das Kapitel vom Reichsgericht beſchloſſen und angenommen. 


Verhandlungen betreffend die weitere Geſchäftsbehandlung 


Es wird ſodann! über das weitere Verfahren mit den Grundrechten, deren 
erſte Leſung demnächſt beendet ſein wird, beraten. Beſeler ſchlug vor, eine 
Kommiſſion zu ernennen, welche die zweite Leſung und das Einführungsgeſetz 


1 In der 74. Sitzung d. 11. Oktober nach Genehmigung des Berichts von Reich und 
Reichsgewalt 88 20 bis Schluß — vgl. 1, 358 — und nachdem der in der 73. Sitzung von 
Droyſen geſtellte Antrag, der in Verbindung mit dem vom Abgeordneten v. Beisler bei 
der Nationalverſammlung eingereichten — Haßler 8, 251 — empfahl, die beſchloſſenen 
Kapitel Reich und Reichsgewalt einzugeben, ohne die Motivierung und die Minoritäts⸗ 
erachten abzuwarten, als inzwiſchen überflüſſig geworden ad acta gelegt worden war. 
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vorbereiten möge. Es wurde beſchloſſen, mit der Vorlage des Berichtes über 
Reich und Reichsgewalt das Präſidium der Nationalverſammlung zu er⸗ 
ſuchen, die Beratung dieſes Abſchnittes ſofort vorzunehmen; es zu benach- 
richtigen, daß die zweite Leſung der Grundrechte vorbereitet werde und daß 
die Beratung über das Kapitel Parlament und Reichsgericht begonnen habe. 
Beſeler beantragt ferner, in betreff der nun vorzulegenden Entwürfe, daß 
der Ausſchuß ſich vorbehalten wolle, nicht gerade eine zweite Leſung, aber 
wohl nach beendeter Abſtimmung über das Ganze bis zu Ende eine noch—⸗ 
malige Aberarbeitung durch den Ausſchuß und Vorlage an die Verſamm⸗ 
lung. Waitz findet, es würde am angemeſſenſten ſein, überhaupt eine zweite 
Leſung vorzubehalten und dann zu ſehen, ob und wie entſchieden wird. Vor⸗ 
ſitzender erinnert an § 44 der Geſchäftsordnung, kraft deſſen der Ausſchuß 
darauf werde antragen können, daß über einzelne Hauptpunkte nochmals 
abgeſtimmt werde. 


Es wird abgeſtimmt: 


1. Soll nach Waitz' Vorſchlag eine zweite Leſung vorbehalten werden? — 
Nicht angenommen. 

2. Soll nach Beſelers Antrag mit Berufung auf § 44 der Geſchäfts⸗ 
ordnung nochmalige Abſtimmung vorbehalten werden? — Ange⸗ 
nommen. 


Doch wurde dieſer Beſchluß einer nochmaligen Beſprechung im Ausſchuß 
ausdrücklich vorbehalten. 

Es wurde! auf den letzten Beſchluß der geſtrigen Sitzung, die zweimalige 
Abſtimmung über die jetzt und demnächſt zur Beratung der National- 
verſammlung kommenden Entwürfe vorzubehalten, zurückgekommen]. Es wur⸗ 
den verſchiedentliche Gründe für die Beſelerſche, für die Waitzſche Anſicht 
geltend gemacht. Beſeler erklärte ſchließlich, daß, da ſich die Anſicht zu 
einer zweiten Leſung neigte, er nicht auf ſeinem geſtern mit Mehrheit ange⸗ 
nommenen Antrag beharren wolle. Abrigens halte er auch mit Wigard die 
Anwendung des Schoder-Schneerſchen Verfahrens? auch auf dieſe Verhand⸗ 
lungen für wünſchenswert; nur ſcheine dies nicht füglich von dem Ausſchuß 
ausgehen zu können. i 

Soll alſo eine zweite Leſung der beiden Kapitel Reich und Reichsgewalt 
wie bei den Grundrechten beantragt werden? — Angenommen. 


Abrigens bemerkt Waitz, daß es gut ſein werde, bei der Motivierung zu 
äußern, daß der Verſammlung vorbehalten bleibe, die Beratung bei der 
zweiten Leſung einigermaßen zu beſchränken. Wigard wünſcht, daß einfach 
vom Ausſchuß beantragt werde, bei dem weiteren Entwurf in der Art der 
Beratung fortzufahren, wie ſie bei den Grundrechten beliebt worden. In 
betreff der Geſamtabſtimmung über je einen Artikel ſchien es angemeſſen, 
res integra zu laſſen. 


In der 75. Sitzung d. 12. Oktober. 
2 Der Schoderſche Antrag Sten.-Ber. 3, 1969; der Schneerſche ebenda 1980. 
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Sodann wurde auch in Anlaß des in der heutigen Sitzung der National⸗ 
verſammlung von Schoder gemachten Antrages! über die zweite Leſung und 
eventuelle Publizierung der Grundrechte beraten. In betreff dieſer Frage er— 
innert Waitz daran, daß vielerlei, was gar nicht in eine Verfaſſung gehöre, 
beſchloſſen ſei; wenn wir jetzt die Grundrechte publizieren, ſo werden wir 
alles aufnehmen, dagegen bei Veröffentlichung der Verfaſſung manches als 
tranſitoriſch fortlaſſen können. In weiterer Beſprechung wurde namentlich 
von Beſeler die Bedeutung des Einführungsgeſetzes erläutert, mit dem die 
Grundrechte zu erlaſſen ſeien. 

Es wird zur Abſtimmung geſchritten. 


1. Sollen die Grundrechte nur redigiert oder zugleich revidiert werden 
(Revifion in formeller und materieller Hinſicht)? — Revidiert; dagegen 
nur Schüler und Wigard. 

2. Sollen drei oder einer die Revifion vornehmen? — Drei. 

3. Soll gleichzeitig mit der Reviſion ein Einführungsgeſetz von jener Kom⸗ 
miſſion entworfen und der Nationalverſammlung vorgelegt werden? — 
Angenommen. 


Ferner bemerkt Waitz, daß wir wohl auch Anlaß haben möchten, auf 
den von Trützſchler gemachten Antrag? beratend einzugehen. Beſeler be: 
merkt, daß dies etwas Neues ſei und wir dagegen äußern könnten, daß wir 
beſſer täten, bei der ſchon erprobten Weiſe der Grundrechte zu bleiben. 
Ferner bringt Waitz in Anregung, daß man, da möglicherweiſe ſchon am 
Montag die Beratung über Reich und Reichsgewalt beginnen könnte, an 
die Bezeichnung der Berichterſtatter zu denken haben möchte. Es ſchien 
wünſchenswert, daß dazu drei erwählt würden und 

daß dieſe nötigenfalls ein anderes Mitglied des Ausſchuſſes zum Bericht⸗ 

erſtatter für einen einzelnen Artikel beſtellen könnten. — Angenommen. 

55 Kommiſſion für die Grundrechte wurden gewählt Nießer, Briegleb, 
v. Soiron. | 

Da Briegleb feiner Gefundheit wegen nicht an der Nedaftiongfom- 
miſſion für die Grundrechte teilzunehmen erklärte, ſo wurde ſtatt feiner 
Deiters gewählt?. 

Sodann legte v. Soiron den Bericht über das Reichsgericht vor“. 

Es fragte ſich, ob das „Artikel J“ beizubehalten oder zu ſtreichen ſei, 
da nur ein Artikel im Reichsgericht ſei; es wird beſchloſſen — zu ſtreichen. 
Der Bericht wurde nach einigen Bemerkungen angenommen. Tellkampf 

fügt hinzu, er wünſche einen Satz, nach dem zur Kompetenz des Reichsgerichts 
auch gehöre: Streitigkeiten über Verfaſſungsmäßigkeit von Reichsgeſetzen. 

Es wurde beſchloſſen, daß die Minoritätserachten und deren Motive bis 
zum Montag einzuliefern ſeien. 

1 Sten. ⸗Ber. 4, 2581. 2593. 

2 Sten.⸗Ber. 4, 2581. 2593. 


In der 76. Sitzung 913. Oktober. 
4 Anlage 1b. 
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Detmold berichtet, daß, da Simon durch ſtete Abweſenheit die Beendi⸗ 
gung des Auftrages in betreff des Haſardſpiels! unmöglich mache und ein 
Antrag deshalb von dem volkswirtſchaftlichen Ausſchuß? eben vorgebracht 
werde, es wünſchenswert erſcheine, ſtatt Simons jemand anderes zu wählen. 
Waitz bemerkt, daß wir nicht als Ausſchuß, ſondern als 30 Individuen den 
Antrag hatten machen wollen, und auch unſer Antrag würde ſomit nur an 
den volkswirtſchaftlichen Ausſchuß kommen. Es wurde beſchloſſen, den An- 
trag auf ſich beruhen zu laſſen. 

Detmold bemerkt ferner, daß uns ein Auftrag gegeben ſei in betreff der 
zu Reichsbeamten gemachten Abgeordneten, daß zu dieſer Sache eine Kom— 
miſſion ernannt jei?, und daß eben jetzt ein Bericht in dieſer Richtung von 
dem Prioritätsausſchuß vorliege, daß es notwendig ſei, den Bericht des 
Ausſchuſſes zu erſtatten. Die Sache wurde durch die Erklärung des Prioritäts⸗ 
ausſchuſſes in ſeinem Bericht für erledigt angeſehen. 


Die Verhandlungen über den erſten Entwurf des Abſchnittes 
„Der Reichstag“ 


Es wurde zur Beratung des Reichstages übergegangen (ſ. Anlage). 
Briegleb: Es ſei nicht möglich, hier irgend etwas zu entſcheiden, 
ohne zu wiſſen, wie die Spitze ſein werde. Nach ſeiner Meinung ſei es not⸗ 
wendig, die Monarchie zu behaupten, zu dieſer ſei weder eine Mehrheit von 
Perſonen in der Spitze, noch ein Turnus denkbar. Er könne ſich nur ein ein⸗ 
heitliches Oberhaupt denken und glaube, daß dahin auch der allgemeine Wunſch 
gehe. Da könne man ſich entweder einen Kaiſer ohne Hausmacht oder 
mit einer ſolchen denken, woraus freilich ein Dualismus entſtehe, der ge- 
fährlich wäre. Ein drittes wäre, daß man ein unmittelbares Reichsland 
kreiere, an deſſen Dynaſtie dann die Reichsmonarchie gelange. Wigard 
unterbricht mit dem Ruf: Zur Sache; er motiviert dieſen Ruf damit, daß 
wir entweder gleich auf das Staatenhaus eingehen, oder der Kommiſſion 
Vorlage über das Oberhaupt zu machen aufgeben. Beſeler entgegnet das 
Nötige. Briegleb fährt fort, er wolle den Anterſchied des unmittelbaren und 
des mittelbaren Reichslandes beſchreiben: In dem Reichslande würde das 


ı Vgl. 1, 195. Nach der dort erwähnten Annahme des 8 28 waren, wie ein nicht 
veröffentlichtes Stück des Protokolls erwähnt, auf Anregung von Waitz und Beſeler 
die Mitglieder Simon, Schüler und Detmold beauftragt worden, einen an die National⸗ 
verſammlung zu bringenden Antrag auf Erlaß eines beſonderen Lotteriegeſetzes zu ent⸗ 
werfen, den die übrigen Mitglieder unterzeichnen wollten. 

2 Haßler 2, 416. Sten.⸗Ber. 6, 4480. 

® Der von Max Simon und Genoſſen am 2. Auguſt eingereichte Antrag: „Jeder 
Abgeordnete, welcher zu irgendeinem Amte bei der proviſoriſchen Zentralgewalt be- 
fördert wird oder befördert worden, muß ſich einer neuen Wahl als Abgeordneter 
unterwerfen“ (Haßler 5, 225), war dem Verfaſſungsausſchuß überwieſen worden und 
7 0 am 19. Auguſt die Mitglieder ha Römer, Detmold zu Berichterftattern 
gewählt 

* Haßler 2, 200. Sten.⸗Ber. 4, 2679. 

5 Anlage 2 a (linke Spalte). 
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Regiment bei dem Reiche fein, es würden wohl Provinzialſtände fein, aber 
nicht allgemeine. Dagegen in dem mittelbaren Neichslande würde die Reichs⸗ 
gewalt nur die Befugniſſe haben, die unſer Kapitel von der Neichsgewalt ihr 
gab. Mit dieſer Idee würden wir große Einheit gewinnen, zugleich ein baldiges 
Konſolidieren der kleinen deutſchen Länder, die gern aufgehen würden in das 
Reichsland. Es würde ferner der Vorteil fein, daß keine neue Zivilliſte zu 
ſchaffen wäre, ein Einwand, der wenigſtens äußerlich immer eine Bedeutung 
hat; es würde ferner die Verlegenheit aufhören, daß die Reichsgewalt kein 
Perſonal hat, aus dem fie ſich ergänzen kann. Vor allem aber, es iſt die Mög⸗ 
lichkeit der Fortbildung zur Einheit. Die Idee des Bundesſtaates iſt wohl 
nicht ſo allgemein, wie wir glauben, nicht ein Wunſch, ſondern nur eine 
Expedienz. In dieſer Voraus ſetzung aber würden wir fein Staatenhaus, ſon⸗ 
dern einen Senat zu gründen haben, und zwar einen Senat, von denſelben 
zu wählen, die das Volkshaus gewählt, etwa mit Zenſus uſw. Wigard: Er 
könne hierüber nicht beraten, da keine Vorlagen dazu da ſeien. Allerdings 
möge es richtig ſein, daß ſich die Zuſammenſetzung des Reichstages nicht 
finden laſſe, ohne daß man ſich über die Spitze verſtändigt habe. Beſeler: Es 
könne nicht richtig ſein, daß ſich die Debatte nach der individuellen Anſicht 
eines Einzelnen richten müſſe, der erkläre, nicht ohne weitere Vorlage ſchon 
beraten zu können über das Vorliegende. v. Mühlfeldt: Er wünſche, daß 
man wenigſtens die Artikel über das Staatenhaus ſo lange ausſetze, bis 
man ſich über die Spitze geeinigt habe. Dahlmann: Er ſei gar ſehr der 
Meinung, daß, was Briegleb geſagt habe, praktiſch und wichtig ſei. Es läge 
in der Idee Brieglebs endlich [e] der Beſchluß, daß alle einzelnen Staaten weg⸗ 
fallen und ein reiches Reich bilden ſollen, was, wie ihm ſcheine, nicht in unſerer 
Aufgabe liege. Mit dieſer ſei alles, was Reichsland heißen könnte, unverträg- 
lich. Denken wir uns, daß Preußen dazu auserſehen wäre, ſo würde die 
Folge ſein, daß künftig ein Drittel Preußen und zwei Drittel Nichtpreußen 
über die beſonderen Angelegenheiten Preußens [beraten]; Preußen würde 
von dem ganzen Reich beherrſcht, nicht von ſeinen eigenen Ständen Geſetze 
empfangen. Er würde auch nicht melancholiſch darüber werden, wenn wir in 
Ein Reich zuſammenfielen, aber es liege das über unſere Aufgabe hinaus, 
ja ſelbſt die „großartigen Mediatiſierungen“ würde er nicht angemeſſen halten. 
Waitz: Er halte ſich am Formellen. Allerdings habe die Kommiſſion den 
Auftrag gehabt, jetzt das ganze Weitere vorzulegen; daß es nicht geſchehen, 
ſei ihm ganz recht, ihm ſtehe klar die Idee des Bundesſtaates vor, und es 
ſei ganz ſeiner Anſicht angemeſſen, daß wir gleichſam abſtrakt entſchieden 
haben. Nun gehen wir einen Schritt weiter, ſprechen von den Vertretungen, 
in der Vorausſetzung, daß wir von dem Vorhandenen ausgehen wollen, wo— 
mit er nicht alle kleinen und kleinſten Staaten mit gemeint haben wolle. Er 
wünſcht das Gebäude fortzuſetzen und dann zuzuſehen, welche Spitze darauf 
gehöre. Auf die Brieglebſche Idee gehe er nicht ein, ſie ſei ihm ganz fremd, 
er glaube auch nicht, daß ſie der Geſchichte, daß ſie der Entwicklung des 
deutſchen Volks entſprechen „könne, werde“. Beſeler rechtfertigt ſich gegen 
das Formelle von Waitz; er habe das Glück gehabt, ſchon lange die geiſt⸗ 
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volle Idee Brieglebs zu kennen. Abrigens bemerke er, daß, da einmal in 
unſerem Entwurf die Idee des Bundesſtaates vollkommen ausgeprägt iſt, es 
ſich gleichſam von ſelbſt ergibt, daß wir auch ein Haus der Bundesſtaaten 
haben werden. Ahrens: Er könne ſich dem nicht anſchließen. Die Idee von 
Briegleb iſt ſehr wichtig, und wir müſſen uns überzeugen, daß er eigentlich 
gar nicht mit uns debattieren kann. Wir müſſen daher über dieſe Dinge zuerſt 
ſprechen und uns verſtändigen. Wohl gewohnt, abſtrakt zu denken, habe er 
doch oft hier und in der Paulskirche eine Art Grauen empfunden, daß man 
fo heillos abſtrakt verfahre. v. La ſaulx: Auch er finde, daß man nur weiter⸗ 
bauen könne, wenn man wiſſe, was oben auf der Spitze ſein ſolle, nur von 
dieſer Entſcheidung aus könne man weiterkommen. Somit ſchließe er ſich 
dem Antrag von Mühlfeldt an. Nießer: Er gebe wohl zu, daß dieſe Frage 
präjudiziell iſt, aber es ſcheine ihm, daß die Antwort leicht zu geben ſei; was 
Briegleb wolle, ſei gerade das Gegenteil des Bundesſtaates oder doch der 
Weg dazu, während er auf ganz entgegengeſetztem Standpunkt ſtehe. Briegleb 
habe ganz dieſelbe Einwendung machen können gegen den Artikel von der 
Reichsgewalt. Anſere Stellung betreffend, gebe er gar nicht zu, daß wir 
etwas anderes als einen Bundesſtaat machen können; ob die Geſchichte etwa 
anders beſchließt, entweder wieder das alte lockere Weſen oder eine ungeahnte 
neue Einheit, das wiſſe er nicht; aber das wiſſe er, daß wir ſo etwas nicht 
konſtruieren können. Nach Brieglebs Sinn müſſen wir auseinandergehen 
und die Ereigniſſe erwarten; er warte, daß uns ein großer Staat erobert; 
wie man aber ſo etwas machen, im Ausſchuß machen könne, wiſſe er nicht; 
die Frage nach dem Oberhaupt iſt für uns nicht die erſte, ſondern die zweite. 
Wigard: Er ſtimme aus formellen Gründen nicht für die Fortſetzung der 
Beratung uſw. Tellkampf: Zwei Häuſer müſſen wir jedenfalls haben; aber 
wie hier der Entwurf, ſchaffen wir etwas, was vielmehr einer Republik als 
einem Kaiſerreich ähnlich iſt. Briegleb: Wenn er behauptet habe, daß die 
Beratung des Staatenhauſes zurückgeſtellt werden möchte, bis die Frage der 
Spitze erledigt iſt, ſo meint er, daß dies nicht bloß in betreff ſeiner Idee von 
der Spitze notwendig ſei. Wenn freilich Waitz ſagt, wir verfahren von unten 
hinauf, ſo iſt das freilich logiſch; ob aber ein ſolches Gebäude politiſch halt⸗ 
bar iſt, iſt eine andere Frage, und das Leben wird ſich nach ſolcher Logik wenig 
richten. Man habe geſagt, es würden die Einzelſtaaten fortfallen; im Gegen⸗ 
teil, ſie werden, wenn ſie innen Lebenskraft haben, ſich halten. Allerdings 
würde es zur Einheit führen, aber in eine Form, die völlig ruhig ſich durch- 
ſetzen könne; möge auch die Schule keinen Namen für dieſe Form haben, 
jedenfalls kenne er kein Beiſpiel eines Bundesſtaates von Monarchien, und 
wir werden ſchwerlich ein ſolches aufſtellen. Römer: Die Idee Brieglebs 
habe er ſo, wie er meine, kürzlich in einer Zeitung geleſen, wo denn Preußen 
als Reichsland bezeichnet ſei; er meine, daß ein ſolches, beſonders wenn es 
ſo mächtig wie Preußen ſei, alle anderen Territorien verſchlingen werde. 
Wir aber ſind überall von der Idee des Bundesſtaates ausgegangen, nicht 
von der des Reichs. Er würde ſchon mit ſolcher Zentraliſation zufrieden ſein, 
meine aber nicht, daß die anderen deutſchen Volksſtämme in Preußen auf⸗ 
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zugehen Neigung haben möchten. Er teile die Anſicht, daß wir in der Be: 
ratung wie bisher fortfahren ſollten, und Rießer habe mit Recht bemerkt, 
daß dieſe Idee ſchon früher hätte vorgelegt werden müſſen. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll die ganze Beratung über das Kapitel Reichstag ausgeſetzt werden 
bis zum Oberhaupt? — Nicht angenommen; dafür Wigard, v. Mühlfeldt, 
Schreiner. 

2. Sollen die Beratungen das Staatenhaus betreffend bis auf die Ent⸗ 
ſcheidung über das Oberhaupt ausgeſetzt werden? — Verworfen; dafür 
Wigard, Schreiner, v. Mühlfeldt, v. Laſaulx, Ahrens, Briegleb. 


Es wurde zur Berichterſtattung über Neich und Reichsgewalt erwählt 
Mittermaier. i 

Es wird! in Beratung des Entwurfs über „Reichstag“ fortgeſchritten. 
Wigard ergreift das Wort, freilich ohne Hoffnung auf Erfolg gegen das 
Syſtem der zwei Häuſer zu ſprechen, das ihm nutzlos und hemmend erſcheine; 
er wünſche ein Haus, in das zugleich von jeder Regierung ein Bevollmäch- 
tigter (Abgeordneter) erſcheine, deren Geſamtheit in ihrer Majorität wegen 
Beſchlüſſen, die den einzelnen Staaten verderblich ſein würden, ein bis zur 
nächſten Seſſion, ja auch ein längeres ſuspenſives Veto hätte. v. Laſaulx: 
Ihm ſcheine dieſe Frage eine abgemachte Frage zu ſein, und jeder werde 
ſeine Anſicht feſt haben, man könne darüber abſtimmen; es ſei unmöglich, 
daß ein großer Staat (nicht) in einem Haufe gravitieren könne. Nie ßer: Er 
komme freilich zu ähnlichen Anſichten; wir bedürfen allerdings zwei Häuſer, 
aber es frage ſich, aus welchen Elementen das zweite Haus komponieren; 
gewiß iſt bei uns die Vertretung der Staaten indiziert, aber am wenigſten, 
wie Wigard meint, eine ſolche, die nur durch die Regierung zu beſtellen ſei. 
Briegleb: Er müſſe ſich gegen ein Staatenhaus und für einen Senat er⸗ 
klären; er halte, nachdem er geſtern das Stimmenverhältnis kennengelernt, 
es nicht für loyal, ſeinen Diſſens fortzuſetzen, begnüge ſich, daß ſeine Anſicht 
im Protokoll ſei. Wigard: Auch er wolle nicht die Diskuſſion aufhalten. 
Dahlmann: Der Nationalverſammlung gegenüber wünſche er freilich kein 
anderes Haus, denn ſie ſoll friſch aus dem Friſchen geſtalten; aber wenn die 
Verfaſſung einmal gemacht worden, ſo iſt die Beratung notwendig an zwei 
Häuſer zu bringen. In der Praxis glaube er freilich, werde das Staaten⸗ 
haus nicht viel anders denn ein Senat wirken. Auch Wigard wolle eigentlich 
ein zweites Haus der Staaten, nur beratend, nur möglichſt ohnmächtig uſw. 
Jürgens: Er glaube zwar nicht, daß er ſich mit Wigard verſtändigen werde, 
aber er wolle doch ſagen, daß er gerade aus dem Verfahren der National⸗ 
verſammlung das Bedürfnis der zwei Häuſer gelernt. Waitz: Er ſei für 
das Staatenhaus, aber er müſſe doch ſagen, daß es nichts weniger als ein. 
Staatenhaus bleiben werde; aber er habe vergebens gedacht, wie das meiden. 
Droyſen findet, daß das Staatenhaus gewiſſermaßen zufällig den Namen. 
hat, welcher auf eine Sonderrepräſentation der Staaten führt; es ſei im 
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Grunde nur eine zweite Inſtanz der Beratung, ein Senat, und wir mögen 
uns hüten, nicht Hoffnungen auf das Staatenhaus zu ſetzen, die ein Senat 
der Natur der Sache nach nicht erfüllen kann. Beſeler glaubt nicht, im 
ganzen damit übereinſtimmen zu können; er finde doch, daß das Staatenhaus 
eine Repräſentation der Staaten ſei und bleiben werde; dazu komme, daß 
ſich der Natur der Sache nach in dem Staatenhaus beſonders die Ge— 
ſchäftskunde zuſammenfinden werde, und dadurch wird eine Bedeutung des 
Hauſes entſtehen, die auch dem Partikularintereſſe zugut komme. Wenn man 
aber einwendet, daß trotzdem das Staatenhaus zum Senat, der Bundes⸗ 
ſtaat zu feſter Einheit wird, nun ſo iſt das eine geſchichtliche Entwicklung, 
die wir doch nicht hindern; aber er glaube nicht, daß dies ſo nahe, ja über⸗ 
haupt möglich iſt, denn der Partikularismus hat freilich jetzt einen Stoß er⸗ 
halten, aber der nur ſo viel Kraft hat, als nötig iſt, um den Bundesſtaat 
möglich zu machen; aber im ſtillen Gang der Entwicklung wird ſich der Par— 
tikularismus wieder geltend machen, und zwar innerhalb der Bundeseinheit 
ſegensreich. Zell: Ihm ſei aufgefallen, daß in dem Entwurf ein gemiſchtes 
Syſtem ſei, bald Senat, bald Staatenhaus. Er wolle keine erſte Kammer, 
aber ein Staatenhaus, und zwar, weil ein Bundesſtaat aus zwei gleich berech⸗ 
tigten Faktoren beſteht, Einheit und Partikularismus; beide gleich kräftig, 
gleich ehrenwert, nur im Kampf beider iſt das Gute. Aber darum wünſche 
er auch nicht, daß man, wie im folgenden 82 geſchehen, aus dem Staaten⸗ 
haus allmählich einen Senat mache. v. La ſaulx: Wird dieſe Verfaſſung wirk⸗ 
lich, ſo kann ſie nicht zehn Jahre beſtehen, da die erſte Kammer hier aus den⸗ 
ſelben Elementen gebildet iſt wie die zweite. Da wir nicht die Elemente einer 
geſunden Ariſtokratie haben, und da der Schwindelgeiſt der Zeit überhaupt 
gegen dieſelbe iſt, fo wolle er nur feine Anficht, fein Glaubensbekenntnis aus⸗ 
geſprochen haben. Scheller: Er ſtimme allerdings mit Wigard; wünſche er 
ein Staatenhaus, fo meine er damit die Nepräfentation der Fürſten oder 
Regierungen, und finde es nicht recht, daß dasſelbe zum Teil von den Stän⸗ 
den und teils von dem Volke gewählt werde. Man könne freilich dann das 
Staatenhaus für ſehr ſchwach halten, aber man gebe demſelben, wie Wigard 
will, ein Veto; alſo das Staatenhaus wolle er von der Regierung beſtellt 
entweder in der Perſon der Fürften ſelbſt oder ihrer Berater. Nur wolle 
er ſie nicht wie Wigard in Einer Verſammlung haben. v. Mühlfeldt: Er 
könne nicht finden, daß der Anterſchied zwiſchen Bundesſtaat, Einheitsſtaat 
und Staatenbund gerade in einem Staatenhauſe läge, es kann auch in dem 
Verhältnis des Oberhauptes liegen und darin, wie ſich deſſen Veto verhalte. 


Zur Abſtimmung. Es ſind zwei Gegenanträge da: 1. nur Ein Haus. 
2. Statt Staatenhaus ein Senat. Soll alſo der 8 1 angenommen werden, 
wie er iſt? — Angenommen; 13 gegen 4: Schreiner, Wigard, Briegleb, 
v. Mühlfeldt. 


Es wird zu §2 und 3 übergegangen. Wigard hat einen eventuellen An⸗ 
trag gemacht, dahingehend, daß er die Nepräfentation auf die „ſelbſtän⸗ 
digen deutſchen Staaten“ beſchränkt, und die übrigen teils unter ſich ver- 
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bunden werden, teils in die nächſtgrößten aufgehen läßt. Es werde wohl 
nicht nötig ſein, ſeinen Antrag an ſich zu rechtfertigen, es frage ſich nur, 
ob man hier darauf eingehen wolle; wir ſind einmal die konſtituierende Ver⸗ 
ſammlung und müſſen zum Trotz alles hiſtoriſchen Rechts tief in Privat⸗ 
verhältniſſe eingreifen, warum ſollen wir nicht dem Beiſpiel folgen, das uns 
die Juriſten ſo oft gegeben haben? Sein Geſichtspunkt ſei gewiß einmal, 
die drei großen Staaten nicht noch zu vergrößern, ſodann auf das geo— 
graphiſche Verhältnis zu ſehen. Natürlich iſt die Materie nicht ſo, daß man 
die Sache ſogleich definitiv abſolvieren kann, es handelte ſich nur um das 
Prinzip; er beantrage alſo, daß ſich die Debatte auf das Prinzip wende. 
Sein Antrag ſei freilich nur der ſchwächſte, er wünſche eigentlich, daß man auf 
nur zwölf Staaten komme. v. Lg ſaulx: Die Frage nach der Mediatiſierung 
ſcheine auch ihm keine Beſprechung zu bedürfen; dieſe Dinge werden via facti 
entſchieden; wenn er aber einmal mediatiſieren ſolle, ſo werde er nur drei 
beſtehen laſſen, alles andere mit Haut und Haar vertilgen. Drei ſind nach 
der pythagoreiſchen Lehre nötig, damit eine Majorität entſtehe, mehr brauche 
es nicht. Wenn übrigens das, was iſt, vertreten ſein ſoll, ſo muß man die Dinge 
auch nach dieſem Anterſchied von Groß und Klein vertreten; das Syſtem 
wird ein falſches, wenn es auf anderen Grundlagen als der Wirklichkeit 
beruht. Preußen und Oſterreich bilden zwei Drittel und ſind in dem Ent⸗ 
wurf durch weniger als ein Drittel vertreten. Beſeler: Es ſei gerade dies 
ſehr ausführlich beſprochen; man habe nicht, wie in Amerika, jeden Staat 
gleich vertreten laſſen können, aber bloß der Machtunterſchied wäre auch 
nicht gerade das Angemeſſenſte. Man mußte zurück zur Frage über die Me⸗ 
diatiſierung. Zell meint, es ſei eine Vorfrage, denn wenn er ſich überzeuge, 
daß das Syſtem richtig ſei, ſo bedarf es keiner Mediatiſierung. Worauf 
Beſeler noch weiteres über das Syſtem bemerkt. Römer: Weder hier noch 
in der Paulskirche haben wir rechtliche Beſchlüſſe über die Mediatiſierung 
zu faſſen, aber wir müſſen in dieſem Sinne die öffentliche Meinung leiten; 
ihm ſcheine, wenn mediatiſiert werden ſoll, nicht bloß Wigard, ſondern 
Laſaulx zu weit zurückzubleiben. Weil aber in uns allen Partikularismus 
ſteckt, ſo würde er auf die alten Volksſtämme zurückgehen, und dann würden 
es mehr als drei. Er ſehe aber nicht ein, wie wir beim Staatenhaus es unter⸗ 
laſſen können, gleich ſam eine politiſche Mediatiſierung anzubahnen, wie wir 
eine militäriſche angebahnt haben. Abrigens glaube er nicht, daß dieſe Zahl 
der Kleinſten dann auf die Größten übertragen wird. Waitz: Er gehe von 
ähnlicher Anſicht aus; er wünſche es ſehr, daß ein Antrag komme, die Zentral⸗ 
gewalt möge in dieſem Sinne handeln; er wünſche übrigens, daß man bis auf 
etwa 12 bis 16 komme; er ſei weder für die Einheit oder Oreiheit, und auch die 
alten Stämme ſeien nicht mehr in Blüte. Er habe einen ähnlichen Gedanken 
gehabt, wie Römer, nur auch hier beſcheidener als Römer. Die kleinſten 
Staaten ſind nicht von der Art, daß ihnen die Ehre gewährt werden kann, 
eigene Staaten zu fein. Er behalte fich [einen] hierauf bezüglichen Antrag 
vor. Zell: Er ſei nicht fo revolutionär wie Waitz; er erkenne das Recht 
der Selbſtändigkeit an, und nur, wo ein abſolutes Recht der Selbſterhaltung 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 10 


146 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


uns beſtimmt, können wir eintreten, ſo lange nicht die einzelnen Staatchen 
ſelbſt ſich bereit erklären, aufzuhören. Aber wo ſie in den Kreis unſeres 
Staatenhauſes treten, müſſen ſie ſich fügen. Wir müſſen ihnen keine beſon⸗ 
dere Vertretung im Staatenhaus geben. Scheller: Wenn es nach ſeinem 
Wunſch ginge, fo würde [er] aus ganz Deutſchland einen Staat machen, 
alle Regenten wegjagen; aber es komme darauf an, was möglich iſt. Aber 
es ſcheine doch nicht gut, die großen Diebe laufen zu laſſen und die kleinen 
zu hängen. Andererſeits könne er nicht den kleinen Staaten eine größere 
Vertretung geben, als fie bisher hatten; fie hatten bisher nur eine Kollektiv⸗ 
ſtimme. Er wünſche ſtatt 2 und 3 folgendes Syſtem: 
„§ 2. Das Staatenhaus wird gebildet aus den Regierungen der einzelnen 
deutſchen Staaten oder den von ihnen gewählten Vertretern. 
§. . Dieſe Regierungen oder deren Stellvertreter ſtimmen in dem 
Staatenhauſe mit ſoviel Stimmen, als in der Bundesakte“. 
Wigard: Wenn ſein Antrag fallen ſollte, ſo würde er ſich gern dem An⸗ 
trag von Waitz anſchließen; aber wenn man einmal ein Staatenhaus machen 
wolle, ſo müſſe auch jeder einzelne Staat repräſentiert werden. Dahlmann: 
Wir ſind einig, daß hier im Ausſchuß nicht mediatiſiert werden ſoll; daß ein 
Antrag darauf in die Nationalverſammlung komme, wird ſich nicht hindern 
laſſen. Er ſei dieſem Prinzip nicht geneigt, obſchon er wünſche, daß ſich ähnliche 
Verhältniſſe von ſelbſt geſtalten mögen; er ſei nicht für das Prinzip, weil keine 
Grenze zu finden, wir würden damit auf ein Syſtem hin ſteuern], das wir nicht 
erreichen wollen, das der Einheit. Es fragt ſich, ob ſich das deutſche Volk mit 
dieſem Syſtem glücklich finden werde, ob die Reichseinheit ſich beſſer befinden 
werde bei einer kleinen Anzahl größerer, als bei einer größeren Anzahl kleiner 
Staaten. Auch ſonſt noch Schwierigkeiten ſind da. Die treueſten Anhänger hat 
die neue Ordnung unter den kleinen Fürſten; ſie werden es uns danken, wenn 
wir ihnen Sicherheit geben; die größten dagegen werden es der National⸗ 
verſammlung nicht ſo leicht vergeſſen, daß ſie ihnen ſo große Opfer zugeſchoben. 
Sodann wir wollen das Monarchiſche erhalten und ſind wir berechtigt zu 
glauben, daß in den großen Staaten die monarchiſche Anhänglichkeit größer 
iſt, als in den kleinen? Der Mecklenburger wird ſich nicht leicht ſein Fürſten⸗ 
haus entreißen laſſen. Sodann iſt ein Prinzip ſchwierig zu finden; was er am 
liebſten vertilgen möchte, Luxemburg und Limburg, iſt am ſchwerſten zu ver- 
tilgen. Wigard hat Hamburg an Holſtein gebracht, das werden wir nimmer⸗ 
mehr wollen, folange [der] König von Dänemark noch Herzog von Holſtein iſt 
uſw. Dann: Wem ſollen die mediatiſierten Lande zufallen? Etwa ein Fürſten⸗ 
haus auf Koſten des anderen bereichern? Wo iſt die Grenze? Wir müſſen in 
hohem Grade Bedacht nehmen, ehe wir eintreten für dies Wagnis der 
Mediatiſierung; wohl aber in dieſem Vorſchlage des Staatenhauſes werden 
[wir] eine Vereinigung gern annehmen. Rießer: Er wolle ſich gegen die 
von Scheller angeführte Analogie des ehemaligen Bundesrates erklären, wo die 
Stimmenverteilung für die großen Staaten unendlich ungünſtig war. In dem 
Bundesſtaat liegt das von dem Staatenbunde unterſcheidende, daß der Einzel⸗ 
ſtaat nicht abſolute Perſönlichkeit hat, ſondern daß der Bund fragen kann, 
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ob ein Territorium auch ein Staat iſt, wie die Analogie ja in Nordamerika 
iſt. Der Gegenſatz, den Wigard aufſtellt: „Alles oder Nichts“, iſt ein falſcher. 
Der Bundesſtaat, in dem er nicht befugt iſt, dem einzelnen Staat ſeine Selb⸗ 
ſtändigkeit ganz zu entziehen, vermag doch darüber zu entſcheiden, ob er ihm 
Repräfentation als Staat zulaſſen will. Wenn Wigard uns die große Be⸗ 
fugnis der Mediatiſierung zuſchreibt, muß er uns auch das Mindere zu⸗ 
geſtehen. Ein Antrag an die Zentralgewalt, wie Waitz meint, ſei wohl nach 
feinem Sinn.!“ v. La ſaulx bemerkt gegen Scheller, es ſei nicht möglich, daß 
einer Volkskammer von etwa 500 gegenüber eine Kammer mit Vertretung 
der Fürſten zu 70 Stimmen ſich (nicht) halten laſſe, die erſtere werde ſofort 
unbedingt überwiegen. Zwei Kammern müßten der Zahl nach ſich naheſtehen, 
aber nicht Oppoſition zwiſchen Volk und Regierung organiſieren. v. Mühl⸗ 
feldt: Der Bundesſtaat iſt ein geſellſchaftliches Verhältnis und laſſe ver⸗ 
ſchiedene Berechtigungen der Mitglieder zu. Kleinere Staaten dürften in 
Deutſchland nicht fo ſelbſtändig fein, daß fie unbedingt ſtimmberechtigt [feien]. 
Das würde die großen Staaten zurückſetzen. Kleineren Staaten daher Kuriat⸗ 
ſtimmen. Am Willkür zu vermeiden, müſſe man nach Bevölkerung oder 
Flächenmaß ſehen. Man könne auch, um kleinere Staaten paſſend zuſammen⸗ 
zulegen, ſolche an der Wahl für größere Staaten teilnehmen [laffen]. Römer: 
Gegen Scheller mit Nießer. Er füge hinzu, der Bund fer auch vollziehend, 
was das Staatenhaus nicht ſein ſolle. Die Hanſeſtädte anlangend, finde er 
nicht, daß ſie ihre kommerzielle Bedeutung nicht auch im Volkshauſe geltend 
machen könnten. Selbſt Dahlmann habe, ſo ſehr er gegen das ſyſtematiſche 
Mediatiſieren ſei, der Zweckmäßigkeit ſo viel Naum gelaſſen, daß wenigſtens 
kleinſte Staaten hier aus dem Staatenhaus bleiben ſollten. Der Gewinn aber, 
daß die kleinen Staaten aufhören, iſt nicht bloß materiell für das Volkswohl, 
ſondern beſonders für das geiſtige Wohl der Nation groß. Die kleinen Fürſten 
ſind immerhin Anhänger des Neuen; aber nur weil ſie von der Zentralgewalt 
und Nationalverſammlung Schutz erwarten, nicht daß fie fie lieben. Insumma, 
da dieſe kleinen Staaten kein Staat ſind, ſo möge ſich ihre Bevölkerung ge— 
nügen laſſen, im Volkshauſe repräſentiert zu ſein; als Staaten können ſie es 
nicht. Wie weit dies Mediatiſieren im Laufe der Zeit führen wird, wiſſe er 
nicht, aber er hoffe, daß ſich dieſer Geiſt der Einigung, den Partikularismus 
überwindend, verbreitern werde, und dieſem Geiſte wünſche er Vorſchub zu 
leiſten. v. Rotenhan: Er ſei der Meinung, daß das Föderativſyſtem für uns 
heilſam ſei; wir haben das Syſtem der konſtitutionellen Monarchie auf demo— 
kratiſcher Grundlage. Die Konſequenz ſeiner Anſicht ſei allerdings auch, 
Mediatiſierung zu wünſchen, nur nicht auf dem Wege des Dekretierens. Das 
Vorgeſchlagene, nicht Vertretung im Staatenhauſe zu geben, ſcheine nicht 
zum Ziel zu führen. Er glaube, es gebe nur ein Mittel, daß man den Fürſten 
das Abtreten bequem und ſicher macht; etwa in der Verfaſſung eine Be— 
ſtimmung der Art, wie ihnen Einkünfte und Vermögen geſichert ſein ſollten; 
das Weitere werde man den Ständen und der öffentlichen Meinung überlaſſen. 
Abrigens die Vertretung anlangend, ſcheine ihm richtig, daß jeder Staat, 
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ſolange er einer iſt, vertreten ſein müſſe. Tellkampf: Es ſei das Staaten⸗ 
haus hier ſeltſam genug, in Amerika ſei der Name nicht. Das einzige, was 
man in den Senat ſetzen könne, ſei das Gefühl des Partikularismus, und das 
habe auch der Senat in Amerika. And da müſſe er für den Standpunkt des 
Partikularismus ſagen, daß die Idee der Verſöhnung dem amerikaniſchen 
Senat zugrunde gelegen habe. Man nahm den Staaten allerlei, aber als 
Staaten ſollten ſie beſondere Stimmen behalten. Wie ſehr anders ſtehen wir: 
Wir nehmen nicht bloß den großen Staaten vieles, ſondern wir verſöhnen ſie 
nicht einmal; die Mediatiſierung trifft die großen Staaten, die kleinen da⸗ 
gegen erhebt man; man beleidigt die ſtärkſten Staaten am ſtärkſten, die uns 
allein doch gefährden können, man begünſtigt die kleinen Staaten, die uns 
gar nichts nützen können. Dies iſt äußerſt gefährlich. Er wünſche, daß 
die kleinen Staaten in Kreiſe zuſammengezogen werden. Ob beſondere Stim⸗ 
men für die Hanſeſtädte, laſſe er dahingeſtellt; jedenfalls im Staatenhauſe 
muß dem Partikularismus Rechnung getragen werden. Beſeler: Nur 
wenige Worte über Einzelnes. Zell habe gemeint, daß die Bevölkerungen der 
kleinen Staaten ein Selbſtbeſtimmungsrecht hätten; dies Prinzip könne er ſo 
unbedingt nicht annehmen, es würde das Prinzip der Nationalſouveränität 
damit durchlöchert ſein; der Teil muß ſich dem Ganzen fügen. Sodann finde 
er nicht, daß in den einzelnen Staaten nur die Bevölkerung zur Sprache 
komme, ſondern auch die regierenden Häuſer haben Rechte. Zu der Mediati⸗ 
ſierung ſcheint ihm beſonders Dahlmanns Wort richtig: Wo iſt das Maß? 
Man kommt gar zu leicht in das Bereich der Willkür; man muß hier, wenn 
man ſie will, nach inneren Weſenheiten, nicht nach äußeren Kategorien gehen. 
Es gebe, glaube er, nur eine Grenze: Wo die Möglichkeit aufhört, ein parti⸗ 
kuläres Staatsleben zu führen. Aber das iſt ſchwer zu meſſen; es iſt nicht 
lange her, wo ſelbſt in kleinen Staaten (Weimar, Gotha) ein ſehr befriedigtes 
Leben geführt wurde. Dabei aber ſei notwendig nicht bloß große Vorſicht, 
ſondern auch zu wiſſen, wohin man mit den erledigten Ländern wolle. Wir 
haben uns übrigens unſere Sache dadurch erſchwert, daß wir in der Pauls⸗ 
kirche den früher reichsſtändiſchen Familien alles Familienrecht entriſſen 
haben, wir haben damit den jetzt zu mediatiſierenden die Ausſicht auf fernere 
Sicherheit genommen. Wir ſollten übrigens daran denken, daß unſere kleinen 
Regentenhäufer mit großen auswärtigen Regenten verſchwägert find, und 
daß uns dies ſehr gefährlich werden kann für die Kriegseventualitäten, die 
wir doch nicht vermeiden können. Das Staatenhaus anlangend, ſo ſei er 
allerdings geneigt, den beiden großen Staaten mehr zu geben, die kleinſten 
zu ſtreichen, wie denn ein Präzedens ſei, daß Hamburg lange gar keine Ver⸗ 
tretung gehabt habe. Es verſtehe ſich, daß für ſo bedeutende Stellungen, wie 
die freien Städte haben, eine beſondere Nepräſentation nötig ſei. Er trage 
darauf an, daß die Vorkommiſſion einen Entwurf über dieſen 83 vorlege. 
Scheller macht einige Entgegnungen und Berichtigungen. Detmold: Er 
wolle nur zweierlei erwähnen: Die Zahlen ſeien am Ende willkürlich, und 
daher wünſche er die Zahl des alten Plenums des Bundes, nur verdoppelt. 
Das andere betreffe die Ernennung für das Staatenhaus. Wigard: Der 
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Begriff des Staatenhauſes enthalte etwas ſehr Beſtimmtes, und dement⸗ 
ſprechend müſſe man verfahren; jeder Staat müſſe darin vertreten werden. 
Es ſind aber gewiß Nachteile damit verbunden; denn ſowie man von dem Be⸗ 
griff abgeht, ſo kommt man auf ein Zahlenverhältnis wie das vorliegende, 
nur daß dies unrichtig iſt; berückſichtigt man aber die Machtverhältniſſe, ſo 
kommt an Oſterreich und Preußen eine ſolche Aberlegenheit, daß die anderen 
kleinen Staaten ganz unter durch kommen. Daher iſt es von ſo großer Be— 
deutung, daß man den Begriff Staatenhaus ſtreng nimmt, weil nur fo mög— 
lich iſt, einen Bundesſtaat zu erhalten, und darum ſei es auch ſo wichtig, hier 
mit der Mediatiſierung anzufangen, um die Bundesſtaatlichkeit möglich zu 
machen. Deiters: Er wünſche, daß bei der neuen Vorlage unter der Zahl 
200 geblieben werde. Waitz: Er wolle auch ein paar Wünſche ausſprechen: 
Vor allem nicht Herabſetzung der Zahl 200. Er ſei einverſtanden, den freien 
Städten eine beſondere Rückſicht zu gönnen, nämlich Hamburg und Lübeck, 
Bremen und Frankfurt zuſammen. Sodann die Stellung von Holſtein zu 
reſp. Lauenburg und Schleswig: Hier ſind acht Abgeordnete, das iſt zu viel; 
man müſſe ſchon jetzt an Schleswig mitdenken. Beſeler: Auch er wünſche 
keine Minderung der Zahl des Staatenhauſes; er wünſche aber genaue Auße⸗ 
rung über das Zahlenverhältnis. Tellkampf: Er ſei gegen die große Zahl, 
in Amerika find 60 Senatoren den 600 RNepräſentanten gegenüber. Es iſt 
dies richtig, da der Senat beſonders über Verträge entſcheiden ſoll, und dabei 
darf man nicht leidenſchaftlich ſein, und die größere Zahl entzündet die Leiden⸗ 
ſchaft. v. La ſaulx: Wie man auch das erſte Haus nennt, es wird bald dem 
anderen Hauſe gegenüberſtehen, als Gewicht und Gegengewicht, und daher 
muß ein richtiges Verhältnis ſein. Abrigens wünſche er aber die mit 1 und 
2 bezeichneten Staaten geſtrichen und deren Zahl den beiden großen zuge— 
legt; es iſt unmöglich, daß man dieſe Anterſchiedenheit nicht anerkenne. 

Es wird beſchloſſen, daß § 3 an die Kommiſſion zurückgehen ſoll. 

Infolgedeſſen ſchien auch § 2 ſich ändern zu müſſen, ebenſo die folgenden. 


Römer: Es habe ſich in der Nationalverſammlung der Glaube verbreitet, 
daß der Ausſchuß keinen Mut dazu habe, mit den Grundrechten raſch vorzu— 
gehen, und daß derſelbe ſich vorbehalte, alles umzuſtürzen. Er bitte daher um 
große Beſchleunigung, um ſo mehr, da er gewettet habe, es werde nicht ganz 
drei Wochen dauern. Der Vorſitzende gibt die nötigen Erklärungen darüber. 


Zuerſt wurde! der veränderte Entwurf von §3 des Reichstags vorgelegt?. 
Beſeler motiviert das Veränderte, man ſei ausgegangen davon, 1. daß 
die beiden größeren Staaten zu wenig vertreten geweſen ſeien, und 2. daß 
die kleineren Staaten nur wie ſie geographiſch zuſammenliegen, kombiniert 
werden können; endlich habe man dafür gehalten, keinen einzelnen Staat 
ganz ausfallen zu laſſen; freilich ſei die Minorität der Meinung geweſen, 
auch Waldeck und Lauenburg fallen zu laſſen. Ahrens: Er könne nicht 
debattieren, da er gar kein Prinzip entdecken könne. Wigard: Er müſſe zuerſt 
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über Formelles ſprechen; es handle ſich zuerſt darum, 1. ob nicht alle Staaten 
als Individuen gleich zu vertreten ſeien, ohne Nückfiht auf ihre Größe; 
2. ob, wenn dies falle, nicht die Größe der Staaten der einzige Maßſtab ſein 
müſſe; 3. ob überhaupt das Staatenhaus ſo ſtark beſetzt ſein müſſe. Waitz: 
Er habe nichts gegen dieſe Scheidung, aber es iſt kaum noch eine Dis⸗ 
kuſſion über die erſten Punkte von Wigard nötig, wir hatten neulich ſchon 
vier Stunden darüber debattiert. Freilich eine formelle Abſtimmung hat 
nicht ſtattgefunden. Wigard: Er könne nicht meinen, daß darüber debattiert 
ſei; er verkenne die eigentümlichen Schwierigkeiten nicht], welche die beiden 
großen Staaten machen. Aber eben dies Verhältnis ſei bereits im Volkshaus 
hinreichend repräſentiert; aber wenn wir beim Staatenhauſe von dem Be⸗ 
griff der Selbſtändigkeit der Staaten ausgehen, ſo würde Deutſchland in 
Preußen und Oſterreich aufgehen und die kleinen Staaten ſind rein unter⸗ 
drückt, wie [eg] nicht einmal im alten Bunde der Fall war. Beſeler: Er 
müſſe ſich wundern über dies Bedenken, da gerade dies der Sinn der AUuf- 
gabe der Kommiſſion war, die zu ſchwach vertretenen großen Staaten beſſer 
auszurüſten. Tellkampf: In Amerika ſei für den Senat das Verhältnis der 
Souveränität der Staaten die Baſis, und der Senat verhandelt dort auf 
dieſer Grundlage. Man denkt ſich, daß unter den dortigen Verhältniſſen jeder 
Staat, da ſie in ihrer Größe nicht allzuverſchieden ſind, für ſeine Souveränität 
eben im Senat ſorge. Aber für Deutſchland ſind ſichtlich die Verhältniſſe 
anders, und wir müſſen dem Rechnung tragen. Ahrens: Obſchon er mit 
dem Gefühl zur Arbeit gehe, daß nicht wir, ſondern die Ereigniſſe unſere Ver⸗ 
faſſung machen werden, ſo wünſche er doch, daß wir konſequent ſeien. Er 
wünſche kein Staatenhaus, ſondern einen Senat, und da müſſe ein Prinzip 
ſein, und das ſehe er hier nicht; es iſt eine gänzlich vage Verteilung von Stim⸗ 
men. Er wünſche, daß man wohl bedenken möge, mit einem ſo prinziploſen 
Ding in die Verſammlung zu treten. Römer: Wigard hat ſchon in der letzten 
Sitzung das beſprochen, was er heute berührt, ohne daß ſich eine Diskuſſion 
daran geknüpft hätte. Er kann natürlich der Anſicht Wigards nicht ſein, da er 
wünſche, daß die kleinen Staaten gar nicht vertreten werden. Abrigens wenn 
die Staaten ihre Vertreter bezahlen ſollen, ſo würde das manchen Staaten 
ſehr ſchwer fallen. Es wäre auch nicht richtig, daß die größeren Staaten als 
größere ſchon im Volkshaus vertreten ſeien, denn das Staatenhaus habe doch 
andere Aufgaben. Dahlmann: Was die Prinziploſigkeit des Syſtems be⸗ 
trifft, die freilich Ahrens nicht bewieſen hat, ſo wäre dieſe wohl zuzugeſtehen, 
denn man ſei nicht Einem Prinzip gefolgt, ſondern [habe] zwei Momente be⸗ 
rückſichtigt. Es habe nicht richtig ſcheinen können, Preußen und Oſterreich 
mit zwei Dritteln Mannſchaft das dritte Drittel erdrücken zu laſſen, aber zu⸗ 
gleich mußte ihre Bedeutendheit berückſichtigt werden, wenn auch nicht ganz 
nach dem ſtatiſtiſchen Maßſtabe. Wenn man die Doppelheit anerkennt, ſo 
wird es ſchwierig ſein, die Prinziploſigkeit nachzuweiſen. Die Kommiſſion ſei 
bemüht geweſen, der Bedeutendheit der Staaten gemäß zu teilen. Sodann 
tft, wenn man billig fein will, noch eine Schwierigkeit [zu] berückſichtigen. 
Denn man konnte nicht gut zwiſchen 6 und 8 etwa 7 ſtellen, da Regierung und 
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Stände ſich in die Ernennung teilen. Nießer: Es werde ihm ſchwer, in Wigards 
Meinung etwas anderes zu ſehen als ein argumentum ad absurdum, da er 
bekanntlich gegen ein Staatenhaus ſei; denn der Vorſchlag wird in der Sache 
auch ihm unmöglich ſein. Auch er ſehe keine Prinziploſigkeit, ſondern nur die 
Schwierigkeit, die überall im Bundesſtaate ſei. Überdies werde im künftigen 
Volkshauſe die Bevölkerung Preußens und Oſterreichs einen überwiegenden 
Einfluß haben; das ſei die Folge des demokratiſchen Prinzips; hätte man 
nun nur dies eine Haus, ſo würden die kleinen Staaten fühlen, als wären ſie 
unterjocht; daher müſſen wir ein Staatenhaus haben, und in dieſem ein nicht 
rein numeriſches Prinzip, das nun wieder Preußen und Oſterreich zur Herr- 
ſchaft bringen würde. Es muß hier ein Syſtem gefunden werden, das zwiſchen 
beiden Anmöglichkeiten liegt. Scheller: Er ſei gegen dieſe Art Staatenhaus, 
aber gegen Wigard müſſe er ſprechen uſw. Wigard: Er habe an ſeinen Kopf 
gefühlt, ob er ins Narrenhaus gehört, bei dem, was Nießer, Römer, Scheller 
geſagt; er habe ja ſolchen Anſinn gar nicht beantragt, ſondern vielmehr, daß 
ſich die Vertretung auf 17 Staaten beſchränke. Ahrens: Er könne ſehr wohl 
die Motive der Kommiſſion anerkennen, indem er ein Prinzip geſucht habe, 
aber er glaube nicht, daß es auf dieſem Wege zu finden ſei. 

Zur Abſtimmung. 


1. Soll jeder Staat eine gleiche Anzahl Vertreter ins Staatenhaus ſchicken, 
vorbehaltlich der Frage, ob oder welche der kleinen Staaten ganz ge— 
ſtrichen oder zuſammengelegt werden ſollen? 


Es wurde bemerkt, daß dies nicht als Vorfrage genommen werden dürfe, 
doch wurde dies nicht beliebt und in jener Weiſe abgeſtimmt. — Verworfen; 
17 gegen Wigard. | 

2. Ob und welche kleine Staaten gar keine Vertreter erhalten und welche 

verbunden werden ſollen? 


Beſeler ſchlägt vor, lieber die Vorlage im einzelnen durchzunehmen. 
Zell meint nicht, daß dieſer Weg der richtige ſei, denn er und einige Freunde 
meinten, daß gar nicht zuſammengeworfen, wohl aber geſtrichen werden ſolle. 
Denn indem der Staat in ſeiner partikulären Exiſtenz vertreten werden ſolle, 
ſo kann nicht zuſammengeworfen werden. Auf dieſem Wege kommen wir auch 
zu der richtigen Konſequenz, die kleinen Staaten nicht direkt, ſondern indirekt 
zu zwingen, daß ſie aufhören, Staaten zu ſein. Wie ins Volkshaus nicht 
Minderjährige gewählt werden können, ſo auch dieſe minorennen Staaten, 
und wenn mehrere Minderjährige zuſammen 21 Jahre alt ſind, werden ſie 
doch nicht wählbar. 

Soll die Diskuſſion über die allgemeine Frage: ob und welche Staaten 
zuſammen⸗ und welche ausgeworfen werden, eröffnet werden? — Ange— 
nommen. 


Waitz: Er ſei mit dem Prinzip des Zuſammenlegens nicht einverſtanden, 
freilich ſei er darin nicht ſo konſequent oder tyranniſch wie andere; aber 
Oſterreich und Liechtenſtein zuſammenlegen, ſei doch wirklich lächerlich. Er 
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wünſche, daß Liechtenſtein, Waldeck, Lauenburg, Hohenzollern geſtrichen 
werden. Tellkampf: Auch er wünſche, daß alle nur mit einer [Stimme] 
vertretenen Staaten zu ſtreichen; aber er wünſche, daß den kleinen Staaten 
die Möglichkeit gegeben werde, zuſammentretend eine Stimme zu gewinnen. 
Rießer: Er könne nicht billig finden, daß man irgend Gebiete unvertreten 
laſſe; dieſe kleinen Staaten ſeien nicht Minderjährige, ſondern Zwerge, und 
dieſe hätten doch Rechte. Jedenfalls, ein gänzliches Wegbleiben würde das 
Rechtsgefühl verletzen. Ferner wollen wir gleichſam Vorbilder oder Nah: 
men der Mediatiſierung geben, und dazu wäre es nicht angemeſſen, dieſes 
Wegſtreichen zu bevorworten. v. Rotenhan: Er glaube nicht, daß dies Zu⸗ 
ſammenlegen zum Mediatiſieren ſehr reizen könne; wenn die Neußifchen 
Länder ſonſt den Wunſch haben, als beſondere fortzubeſtehen, ſo wird dieſer 
Modus nicht den Wunſch beſeitigen. Will man zuſammenlegen, ſo muß man 
ein anderes Prinzip, etwa das der Kreiseinteilung, finden. Wigard: Er 
wolle nicht viel reden, aber er hoffe, daß die Ereigniſſe das Vernünftige 
ſchaffen werden, und zwar auf kürzere und energiſche Weiſe. Übrigens werde 
es ihm immer am angemeſſenſten ſcheinen, alle mit 2 und 1 Stimmen 
zu ſtreichen, und zu ſagen, daß nur 400000 oder dergleichen im Staaten⸗ 
hauſe repräſentiert werden ſollen. Scheller: Wir haben uns früher ent⸗ 
ſchieden ausgeſprochen, hier nicht zu mediatiſieren, und daher dürfen wir in 
dieſer Weiſe nicht Staaten unvertreten laſſen. Er wünſche Zuſammenlegen 
und werde ſeinerzeit Vorſchläge machen; man müſſe dazu die Bevölkerungs⸗ 
liſten vor ſich haben; er ſehe in der Vorlage kein Prinzip, obſchon verſichert 
werde, daß ein dergleichen obgewaltet habe. 

Dahlmann: Er müſſe darauf zurückkommen, den Anſichten der Vor: 
kommiſſion das Wort zu reden; ſie habe billig verfahren und doch etwas 
erreicht. Hamburg ſei von der Natur beſtimmt zu der Vereinigung mit 
Holſtein, ähnlich die beiden Mecklenburg, die gemeinſamen Landtag haben; 
ebenſo die Erneſtiniſchen Herzogtümer, und es iſt dort bereits zwiſchen den 
Herzögen mancherlei Anterhandlung. Ebenſo die Anhaltiſchen Häuſer. Aller⸗ 
dings iſt die Staatlichkeit der dynaſtiſchen Beziehung nach geſetzt, aber doch 
nicht ohne Sinn; die auffallenden Kleinheiten ſind ohne Mediatiſierung weg⸗ 
geräumt. So Hohenzollern, Reuß, Lippe. Freilich Liechtenſtein an Oſter⸗ 
reich zu bringen, ſei nicht ſeine Meinung geweſen. Die Zukunft Oſterreichs 
und deſſen Verhältnis zu Deutſchland ſei zu unklar; leicht könne Liechtenftein 
dann mitgeriſſen werden, was, ſo gering ſtatiſtiſch der Verluſt wäre, er doch 
beklagen würde. Die vier freien Städte möchte er nimmermehr aus dem Staaten⸗ 
hauſe und der Staatenliſte geſtrichen haben. And wenn wir dieſe halten, wird 
es eine Grauſamkeit, Waldeck und Lauenburg zu verwerfen; und was nützt 
es uns? Zumal wenn jene anderen Verbindungen gemacht ſind. Er könne 
nimmermehr zugeben, daß man nur nach Seelen rechne, denn wie wolle man 
Hamburg nur auf 150000 taxieren? In summa: Er könne mit Ausnahme 
von Liechtenſtein nur dem Entwurf beiſtimmen. Ahrens: Er meine doch, 
daß nur ein gewiſſer Amfang das rechte Staatsleben gebe, und Naſſau ſei 
nach ſeiner Meinung der kleinſte Staat; alle anderen müſſen zuſammengelegt 
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werden. Er meine, es müſſe auf etwa 250000 Seelen ein Vertreter im Staaten⸗ 
hauſe ſein. Beſeler: Er würde es nicht gerechtfertigt halten, wenn man die 
natürlich, hiſtoriſch oder dynaſtiſch geeinten nicht vereinte; aber mit Dahl⸗ 
mann auch den kleinſten Staat anerkennen, wolle er nicht. Wir haben im 
Heerweſen tiefer eingegriffen, als hier beabſichtigt wird. Auch in Nord— 
amerika wird ja eine gewiſſe Bevölkerung verlangt, um im Senat repräfen- 
tiert zu werden. Wir dürfen hier nicht gleichſam zu konſequent ſein wollen. 
Die Volksſtimme iſt mit Necht gegen die zuviele Kleinſtaaterei. Wir find 
in der Lage von 1806, nur daß wir nicht mit Gewalt, ſondern vermittelnd 
einſchreiten wollen. Allerdings ſei hier eine gewiſſe Willkür, aber fie iſt not- 
wendig, und es würde unrecht ſein, mit Ahrens ſtarrlogiſche Grenzen machen 
zu wollen. Es iſt hier ein gewiſſer Takt notwendig. Man muß ſehen, welche 
Staaten von der Art ſelbſtändig und in ſich begründet ſind, daß es gleichſam 
ein ethiſches Anrecht wäre, ſie zu ſtreichen. Die vier Städte ſtreichen, würde 
Deutſchland eine Zierde, ein wahres Kleinod rauben. Warum bei Naſſau 
ſtehen bleiben? Wieviel größere Energie iſt in Braunſchweig, iſt in Olden— 
burg? Weiterhin würde er mit ſich handeln laſſen; Liechtenſtein laſſen, würde 
ihm Provokation zum Spott ſcheinen. Die Anhaltiner würden zuſammen 
doch etwas bedeuten, vielleicht auch die Hohenzollern uſw. Aber hier müſſe 
man her und hin ſich bedenken. Abrigens ſei der Zweck dieſer Vertretung 
und Nichtvertretung nicht, zu mediatiſieren, ſondern ein Staatenhaus ſtark 
und würdig zu machen. Allerdings die Bunſenſche Idee ſei ſchön, wenn auch 
formaliſtiſch, aber wir müſſen der Zukunft etwas überlaſſen. Jetzt ſchon Kreiſe 
einrichten, würde unendliche Wirrnis, namentlich in der Verwaltung, hervor— 
bringen. Rießer: Wenn es ſich um direkte Mediatiſierung handelte, ſo wür- 
den wir Liechtenſtein uſw. gern beſeitigen. Er fürchte etwas fortzulaſſen, da 
man ſonſt fragen könne, warum nicht mehrere. Die Seelenzahl mit Ahrens 
zum Maße nehmen, würde den beiden großen Staaten das gefährlichſte Aber⸗ 
gewicht geben. Ein Prinzip freilich iſt bei Zahl ſchwer zu finden; aber doch 
zeige ſich etwas: Wenn Preußen und Oſterreich auch im Staatenhauſe nach 
ihrer Größe vertreten wären, ſo wären die Kleinen ſtets unterdrückt, aber 
ſie haben im Staatenhaus die Majorität zuſammen mit Bayern, und Bayern 
hat bisher ſtets an der Spitze der kleinen Staaten geſtanden; und hierin iſt 
etwas ſehr Weſentliches beſtimmt. Tellkampf: Könnte man annehmen, daß 
Preußen und Oſterreich in Kreiſe geteilt würden, jo würde die Folge wer— 

den, daß beide wieder ins Abergewicht kämen uſw. Wir müßten den kleinen 
Staaten die Befugnis geben, ſich freiwillig in Kreiſe zuſammenzufinden, und 
dann als Kreis mit je 2 vertreten zu werden. Mittermaier: Er müſſe 
dringend die Aufhebung der Kleinſtaaterei fordern; die kleinen Staaten müſſen 
aufhören, ſoweit ſie nicht mehr lebensfähig ſind, und dafür gibt die Bevöl— 
kerung den Maßſtab. Tun wir das nicht, jo verewigen wir die Unruhe. Frei- 
lich die bloße Bevölkerung darf nicht entſcheiden, ſo Braunſchweig. Die Idee 
des Zuſammenlegens ſcheint Großes zu leiſten ohne Nevolutionierung, ohne 
Verletzung des Rechtsfinnes. Dahlmann: Wir find früher ſchon einig ge- 
worden, daß wir hier nicht mediatiſieren wollen, aber doch ſchleicht dieſe 
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Idee ſich doch immer wieder ein, mit Anrecht, denn die kleinen Staaten be⸗ 
ſtehen fort, auch wenn wir ſie hier nicht repräſentieren. Wollen wir denn 
wirklich ein Staatenhaus aufbauen, in dem nicht die Staaten alle ſind? 
v. Mühlfeldt: Er wünſcht, daß die kleinen Staaten ſo zuſammengelegt wer⸗ 
den mögen, entweder miteinander oder mit größeren, und zwar ſo, daß ſie 
zuſammen nicht bloß 1 Vertreter haben. Abrigens finde er allerdings hier 
ein Prinzip, nämlich das kommuniſtiſche. Preußen und Oſterreich, wenn alle 
Vertreter einig ſind, unterliegen den anderen; ſie müßten denn Bayern gute 
Worte geben. Wenn übrigens hier der Partikularismus vertreten werden ſoll, 
ſo iſt da der große Staat größer und energiſcher und muß in gleichem Maße 
vertreten werden. Es kann nichts anderes als die Seelenzahl Maßſtab ſein. 
Denn gewiß ſei Oſterreich nicht vierzigmal bedeutender als Waldeck, ſon⸗ 
dern unendlich vielmal. Dem ſchließt ſich Ahrens an. Er wünſcht, daß alle 
kleinen, und nicht bloß die Anhaltiner uſw., zuſammengelegt werden ſollen. 
Beſeler: Es ſei ihm doch ſehr darangelegen, klar auszuſprechen, wie er 
ſich zu Dahlmann verhalte. Er meine nicht zu mediatiſieren, wenn er nicht 
alle Staaten ins Staatenhaus ſchicken laſſe. Entweder man denke mehr an 
das Haus oder an die Staaten; im Intereſſe der letzteren könnte man ſagen, 
es ſei wichtiger, nicht Haß zu wecken, als ein paar Stimmen mehr oder weniger 
ins Haus zu ſchicken. Aber es komme ihm auf das Staatenhaus an, und er 
wolle von demſelben entfernt halten, was bisher ſchnöde und lächerlich war, 
davon wünſche er das Staatenhaus frei. Die Nation ſoll darin ſehen, daß 
wir auf hohem Wege fortſchreiten. Waitz: Er komme von anderer Betrach— 
tung zu demſelben Reſultat. Er wolle ein Staatenhaus, keinen Senat; aber 
wir haben Staaten von fo verſchiedener Beſchaffenheit, daß wir zu Reful- 
taten kommen müſſen wie die Kommiſſion. Nach dem Abwägen der ganzen 
hiſtoriſchen und politiſchen Bedeutung eines Staates müſſen wir die Ver⸗ 
tretung bemeſſen. Gewiß iſt dabei eine gewiſſe Willkür unvermeidlich. Es 
finden ſich in dieſer Betrachtung Staaten, die eben keine Staaten ſind, und die 
des halb bei einer recht eigentlich politiſchen Geſtaltung, wie das Staatenhaus 
iſt, nicht zu berückſichtigen ſind. Wenn er nun nicht dieſe kleinen Staaten ver⸗ 
tilgen könne mit einem Federſtrich, ſo glaube er doch, daß man dieſen Klein⸗ 
ſten nicht an der neuen Gründung und als Staaten Teil geben könne. Wenn 
er eine Linie ziehen ſolle, ſo werde er ſie aus dieſem Abwägen nehmen, ob 
ein Staat noch eine politiſche Bedeutung für das ganze Deutſchland habe 
oder nicht. Abrigens ſei es wünſchenswert, nie unter 2 hinabzugehen, nur 
bei den freien Städten könnte man es anders machen. Dieſe Anſicht ſchließt 
nicht aus die Zuſammenlegung der Erneſtiner und Anhaltiner. Tiefer hin⸗ 
unter würde er nicht Stimmen erteilen. Tellkampf hat einen beſonderen 
Antrag, den früheren Anſichten entſprechend, beigelegt!. Dahlmann: Gegen 
die Kreiseinteilung müſſe er ſich überall erklären. Ebenſo gegen die Aus- 
laſſung; ſoll ſie geſchehen, ſo wünſche er ſie lieber weiter als enger, nur die 
vier freien Städte wünſche er unbeſchädigt. Jedenfalls aber würde es doch 
peinlich ſein, wenn etwa 700000 im Staatenhauſe gar nicht vertreten ſeien. 
1 Nicht vorhanden. 
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Rießer: Gegen Tellkampfs Syſtem ſcheine der Einwand zu ſprechen, daß 
wir da unitariſcher verfahren als bei dem Volkshauſe, wo wir ſelbſt den 
kleinſten Staaten einen Vertreter geben. Abrigens ſehe er nicht die Schwierig⸗ 
keit der kleinen Staaten, wenn ſie zuſammengelegt werden, und mit welchem 
Recht wollen wir eine halbe Million aus der ſtaatlichen Vertretung aus⸗ 
ſchließen? 
Es wird abgeſtimmt. 
1. Sollen gewiſſe kleinere Staaten im Staatenhaus gar nicht vertreten 
werden? — Angenommen; 13 gegen 5 Stimmen: Dahlmann, Rießer, 
v. Mühlfeldt, Scheller, v. Notenhan. 
2. Sollen einzelne kleinere Staaten behufs der Vertretung im Staaten⸗ 
hauſe zuſammengelegt werden dürfen? — Einſtimmig angenommen. 


Es wurde! in der Beratung des Reichstages fortgefahren und zwar über 
die Frage, welche Staaten gar nicht vertreten werden ſollen. Römer wieder⸗ 
holt den Wunſch, daß zwar keine Staaten zuſammengelegt, ſondern daß nur 
die geeigneten geſtrichen werden. Es wird beliebt, das Regiſter von unten 
auf durchzunehmen. 

1. Hamburg. Wigard wünſcht dieſe und die anderen freien Städte 
zuſammengenommen. Nießer bemerkt, daß das Intereſſe der Städte höchſt 
unterſchieden ſei, ſo daß es nicht möglich ſei, ſie als Einheit zu vertreten. 
Scheller: Er finde nicht, daß dieſe Städte anderen Wert als die Staaten 
haben, die wir ſtreichen werden. Er müſſe freilich zugeben, daß Hamburg 
und Bremen eine Bedeutung haben, und immerhin eine Zierde für Deutfch- 
land ſeien. Daß Frankfurt bedeutend ſei, könne er nicht ſehen, und die Zierde 
könne höchſtens darin beſtehen, daß von 2000 Bürgern ſich 30 zu den Waffen 
gefunden haben. Dahlmann entgegnet, Frankfurt ſei immer bedeutend und 
ehrenwert geweſen, und es ſcheine nur erwünſcht, wo wir in Deutſchland re— 
publikaniſche Ordnung geſund und kräftig haben, dies anzuerkennen. 

Es wird abgeſtimmt. 

Sollen die vier freien Städte je einen Vertreter haben? — 11 gegen 7 
angenommen. 


Lauenburg. Nießer: Das Schwierige unſeres Syſtems liegt darin, daß 
wir gewiſſe Staaten für abgeſtorben erklären und ſie doch nicht totzuſchlagen 
wagen. Hinge es von den einzelnen Staaten ab, ſich zu mediatiſieren, ſo ge⸗ 
ſchähe ihnen kein Anrecht; aber damit würde man fie zu einem rein revo⸗ 
lutionären Verfahren auffordern, daß fie zu ihrer Regierung ſprechen: Wir 
verlangen mediatiſiert zu werden. Lauenburg iſt da in doppelt ſchwieriger 
Lage, wegen des völkerrechtlichen Verhältniſſes zu Dänemark. Denn Däne⸗ 
mark wird nicht zugeben, daß ſich Lauenburg an einen anderen Staat anſchließt. 
Wir erklären es für lebensunfähig, während es gar nicht möglich iſt, es zu töten. 
Daher ſcheint es höchſt notwendig, Lauenburg an einen anderen deutſchen Staat 
anzuſchließen. Waitz: Wir können, um weiter in Bildern zu ſprechen, dieſe 


In der 79. Sitzung d. 18. Oktober. 


156 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


gleichſam lebensunfähig geborenen Staaten nicht gerade totſchlagen, wie die 
Vorfahren getan mit ſolchen ſchwachgeborenen Kindern. Rießer ſcheine zu 
ſehr, das Recht der Volksvertreter mit dem des Staates verwechſelnd, es 
für ein Necht des Volkes zu halten, als Staat zu vertreten. In Lauenburg 
wird gewiß der däniſche Landesherr bei der Staatsvertretung eine Bedeu⸗ 
tung fordern, die wir nicht wünſchen können. Im Gegenteil, es iſt aller Grund, 
Lauenburg zu beſe itigen. Er wünſche Lauenburg zu ſtreichen. Scheller: Er 
wünſche, wie auch ſchon im Bunde, Lauenburg bei Holſtein zu laſſen. Dei⸗ 
ters: Sollten wir uns nicht beim Zuſammenlegen der Staaten vergegen- 
wärtigen müſſen, ob wir kleinere einem größeren beilegen in der Art, daß 
der größere Staat ernennt, aber aus dem kleineren Lande einen? Waitz: Er 
würde glauben, daß dies nur ein zwitterhafter Zuſtand iſt, denn die Sache 
iſt nicht, aus Lauenburg herzuſtammen, ſondern für Lauenburg einzutreten. 
And da iſt ſchwer abzuſehen, warum die holſteiniſchen Stände für Lauenburg 
ernennen ſollen. Nießer vertritt nochmals das Zuſammenlegen mit Holſtein. 
Ahrens: Er wünſcht, daß gar keine Staaten ausgeſchloſſen werden, da er 
einmal die Anſicht habe, daß das Staatenhaus durch indirekte Wahl beſtellt 
werde. 


Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll Lauenburg gar keine Vertretung haben? — Es ſoll Vertretung 
haben; 10 Stimmen gegen 9. 

2. Soll Lauenburg mit Holſtein zuſammengelegt werden? — Angenommen. 


Liechtenſtein. Es wird beſchloſſen, daß es gar keine Vertretung habe. — 
14 gegen 5. 

Scheller hatte bemerkt, es zu Bayern zu legen, da bei den Bedenklich⸗ 
keiten Oſterreichs der Staat leicht in der Luft zu ſchweben kommen könnte. 

Heſſen-Homburg. Waitz bemerkt, daß man geſtern daran war, es zu 
Darmſtadt zu legen; aber es wird, wenn es einſt an Darmſtadt fällt, deſſen 
ſtaatliche Bedeutung gar nicht ändern. Deshalb ſchlägt er vor, es ſchon jetzt 
zu töten. Scheller: Er würde wünſchen, alle Heſſen zuſammenzuwerfen. 

Homburg wird geſtrichen. — 17 gegen 5 Stimmen. 

Lippe⸗-Detmold. Scheller wünſcht, dies und Schaumburg mit Wal- 
deck zu vereinen. Tellkampf bemerkt: Wir ſind auf dem Wege, ſehr ungerecht 
zu werden, zumal nachdem die freien Städte erhalten ſind. Wigard wird 
Detmold eventuell an Hannover geben. 

Soll Lippe-Detmold gar keine Vertretung erhalten? — 10 gegen 9 keine 

Vertretung. 

Schaumburg-Lippe. — Ebenſo. 

Beide Reuß. — Ebenſo. | | 

„Herr Waldeck“ wünſcht Scheller mit Hannover vereint. — Es wird 
beſchloſſen, es ganz zu ſtreichen. 

Hohenzollern-Hechingen. — Es wird beſchloſſen, es wegzunehmen. 

Hohenzollern-Sigmaringen. — Ebenſo. 

Beide Schwarzburg. — Ebenſo. 
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Anhalt-Köthen. Waitz: Hier höre feine Grauſamkeit auf; die Anhal⸗ 
tiner ſind eins der älteſten Stammländer, wachſen demnächſt zuſammen uſw. 
Er wünſche, daß die Anhaltiner zur Vertretung vereint werden. Rießer 
macht darauf aufmerkſam, daß man denn doch auf die Bevölkerung gewiſſe 
Rückſicht nehmen möge; wogegen Waitz bemerkt, daß dieſe drei kleinen 
Staaten demnächſt zuſammen einen Staat bilden, was weder bei den Hohen⸗ 
zollern noch den Lippes uſw. der Fall iſt. Ahrens: Selbſt zuſammen werden 
dieſe anhaltiniſchen Länder keinen Staat bilden, und darum müſſen wir ſie 
hier ſtreichen. Wigard: Ihn beſtimme beſonders die politiſche Rückſicht. 
Anhalt ſtreichen, würde nur eine Anweiſung ſein, Preußen zu vergrößern. 
Tellkampf: Lippe iſt eines der glücklichſten Länder, und gewiß lebensfähig. 
Wenn wir dies geſtrichen, wie wollen wir Anhalt erhalten? v. Mühlfeldt: 
Er habe bis jetzt nur in der Abſtimmung die größte Konſequenzloſigkeit bemerkt. 
Er werde fortan [gegen] alles bis zu der 200000 Matrikelbevölkerung ſtimmen. 
Waitz: Er finde allerdings, daß das Prinzip der 100000 wenigſtens ſehr leicht 
ſei, und er gönne es jedem; er habe noch andere Rückſichten als dieſe. 

Es wird beſchloſſen, daß die drei Anhalte nicht geſtrichen werden — 

12 gegen 7, 

und daß ſie für ſich als ein Komplex beſtehen ſollen — 10 gegen 9 ange— 
nommen. 


Mecklenburg -Strelitz wird beſchloſſen, — zu Schwerin zu legen. 

Sachſen- Altenburg, Meiningen, -Roburg, Weimar wird be- 
ſchloſſen, daß ſie zuſammen einen Komplex zur Vertretung bilden. — An⸗ 
genommen mit 13 gegen 6: Detmold, v. Mühlfeldt, Scheller, Zell, Römer, 
Wigard. 

Oldenburg. Ahrens ſchlägt vor, es zu Hannover zu legen; denn Han⸗ 
nover hat eine ſehr unglückliche geographiſche Lage. Waitz: Er bemerkt, 
daß Oldenburg nur darum in Hannover, weil Hannover das gar nicht zu 
ihm gehörige Friesland geſchluckt habe. Droyſen: Es ſei gar nicht mehr an 
der Zeit, im Intereſſe der auswärtigen Wehrhaftigkeit, wie Ahrens gefordert, 
zu arrondieren; wieviel müßte dann erſt für Preußen geſchehen. Beſeler 
macht aufmerkſam auf Rußland, das immer ſehr empfindlich geweſen ſei in 
betreff Oldenburgs. Jürgens: Die Bevölkerung von Braunſchweig und 
Oldenburg würde es nimmermehr dulden, an Hannover zu kommen. 


Soll alſo Oldenburg eine ſelbſtändige Vertretung erhalten? — Ja; 14 

gegen 5: Ahrens, Scheller, Römer, Zell, v. Mühlfeldt. 
Na ſſau. — Ebenfo; dieſelben Stimmen. 

Braunſchweig. — Ebenſo; ebenſo. 

Luxemburg und Limburg. — Ebenſo; ebenſo. 

Mecklenburg. — Iſt bereits abgemacht. 

Holſtein (Schleswig ſiehe Reich § 1). — Ebenſo. 

Weiteres ſchien nicht nötig, im einzelnen zu beſprechen. 

Es wird zur Zahl der Vertreter übergegangen. Wigard: Ihm ſcheine 
die Zahl zu groß, er wünſche nur 100. Mittermaier wünſcht dasſelbe in 
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Rückſicht auf Amerika und die dort gepflogene Beratung. Die Wirkſamkeit 
des amerikaniſchen Senates beruhe gerade auf der Nepräfentation jedes 
Staates, und zwar gleicher. Jürgens: Man könne die Sache doch auch anders 
auffaſſen, man könnte leicht dahin kommen, daß das Staatenhaus ein Damm 
gegen das Volkshaus werden müſſe, und da könnten 100 leicht zu wenig, 
leicht zu zugänglich ſein. Tellkampf: Wir müſſen ein Haus haben, das 
möglichſt leidenſchaftlos iſt, und dazu gehöre gewiß die kleinere Zahl. Er 
wünſche jetzt, jedem Staat zwei Stimmen zu geben; nicht mehr, und nicht 
weniger; denn hier ſolle nur die Staatenindividualität repräſentiert werden. 
v. RNotenhan: Anſer Staatenhaus iſt ein gemiſchtes. Gewiß wird von den 
von den Ständen geſchickten Mitgliedern nicht ſofort anerkannt werden, daß 
ſie ihre Staaten repräſentieren. Es iſt unſere Lage doch ſehr anders als die 
Amerikas. Die Vergleichung mit dem Zollverein paſſe gar nicht. Waitz: Er 
habe ſtets den Wunſch gehabt, möglichſt ein Staatenhaus zu formen, aber 
zugleich gewußt, daß wir doch ſehr nahe an die Formung eines Senates 
kommen würden, wie dies einmal in unſeren deutſchen Verhältniſſen liegt. 
So erkläre er ſich auf das beſtimmteſte gegen eine Gleichſtellung aller Staaten. 
Weil wir keine Kreiseinteilung gewählt, ſo dürfen wir nicht mehr an dieſe 
denken. Es fragt ſich, was iſt am zweckmäßigſten, um dieſem Hauſe das nötige 
moralische Gewicht zu geben. Je weniger, deſto würdigere Männer wird man 
ſenden. Aber es iſt eine große Schwierigkeit, ja Anwahrſcheinlichkeit, daß 
man lauter Männer erſten Ranges hinbringen wird, und dann muß die Zahl 
eine größere ſein, um gegen das Volkshaus Stand zu behaupten. Gewiß 
wird eine große Verſammlung bedeutender und imponierender ſein, als eine 
kleine; wenn die 500 Vertreter des Volkshauſes etwas großes Populäres 
beſchließen, ſo wird es einer kleinen Majorität von 100 Mitgliedern ſchwer 
werden, dagegen aufzutreten. Rießer: Ihm fcheine das Staatenhaus recht 
eigentlich eine Bürgſchaft für das Volkshaus, daß dies ohne Partikularis⸗ 
mus ſein werde; denn wenn Preußen nicht im Staatenhaus anders als Olden⸗ 
burg vertreten wird, ſo wird ſich der Partikularismus ins Volkshaus werfen. 
So iſt das Staatenhaus gleichſam ein Sicherheitsventil. Aber ein wirkliches 
moraliſches Gleichgewicht gegen das Volkshaus ſei nur möglich, wenn man 
etwa 200 Mitglieder habe. Ahrens: Er habe einen fremden Geiſt in dieſem 
Entwurf gefunden, keinen echten germaniſchen Geiſt. Er hätte im oberen 
Hauſe gern ein gewiſſes ſtändiſches Element gehabt. Jetzt ſehe er, wie im 
Volkshauſe, nur das atomiſtiſch abſtrakte Prinzip wie in Frankreich und 
Amerika. Er ſei überzeugt, daß wie im zweiten Hauſe die Einheit, ſo im 
erſten die Gliederung, aber nicht nach Staaten, ſondern nach Ständen ein⸗ 
geführt hätte [werden müſſen]. Er hoffe, daß ſich ſpäter dieſe Bildung noch 
nachholen werde. Dahlmann: Er gebe der Anſicht von Ahrens inſofern 
Raum, als das deutſche Volk, wenn beide Häuſer fertig ſind, weniger nach 
dem Staate, als nach der Würdigkeit der Individuen ſehen wird, und dieſe 
Würdigkeit wird beſonders nötig ſein, damit das Staatenhaus mit Nach⸗ 
druck nein ſagen könne gegen das Volkshaus. Wenn wenige vielen gegen- 
über mit Gewicht nein ſagen ſollen, ſo müſſen ſie andersartig ſein als jene. 


79. Sitzung 18. Oktober 1848. Reichstag 1507. 


Er wünſche, daß wir eben auf 200 etwa bleiben. Zell: Er wünſche, weder 
100 noch 200 ſei feſtzuſtellen, ſondern, da doch qualitativ verfahren werden 
muß, erſt die Verhältniſſe ungefähr feſtzuſtellen. Tellkampf: Er müſſe 
ſich gegen Dahlmann ausſprechen, da deſſen Gründe die gewichtigſten ſeien. 
Gewiß müßten alle bedeutendſten politiſchen Talente ins Oberhaus, und das 
gibt hinreichend Gewicht. In Waſhington ſind 50 Senatoren gegen 500. 
Jürgens: Tellkampf nehme ſeine Anſicht von Amerika her, was er gar 
nicht gelten laſſen könne. Es iſt in allen Dimenſionen Verſchiedenheit. 

Das meiſte Weſentliche ſei ſchon geſagt, er wolle nur noch eins anführen: 

Es wäre doch eine Möglichkeit, daß uns Oſterreich verloren gehe, und dann- 
wäre man denn doch zu ſchwach. Nömer: Mag das amerikaniſche Syſtem 
prinzipiell das Richtigere ſein, ſo haben ſich unſere Dinge ſo geſtaltet, 
daß ſie nach ihrem eigenen Maß gemeſſen werden müſſen. Zudem würden 
wir eine Gleichſtellung der größeren Staaten gegen dieſe ſchwer durch⸗ 

ſetzen. Abrigens ſei er doch auch der Meinung, daß eine geringe Zahl von 
Mitgliedern vernünftigere Beſchlüſſe faſſe. Er denke, daß ein Staatenhaus von 
100 bis 150 nicht zu gering ſei. Endlich müſſe er ſich noch gegen die ſtändiſchen 
Ideen von Ahrens ausſprechen; den altſtändiſchen Formen iſt ihre Spitze ab- 
gebrochen, und ſelbſt Ackerbau und Handel und Gewerbe drängen mehr und 
mehr dazu, ſich auszugleichen. Detmold: Auch er würde am liebſten 150 
haben, ſonſt ſeien von den verſchiedenen Rednern feine Anſichten mitge— 
äußert. 


Es wird abgeſtimmt: 
1. Soll die Zahl ungefähr 200 ſein? — Abgelehnt; 9 gegen 8. 
2. Soll die Zahl aus 150 bis 200 beſtehen? — 10 gegen 9 angenommen. 


v. Soiron macht darauf aufmerkſam, daß in Zukunft der Partikularismus 
der Staaten aufhören und an ſeine Stelle der der Stämme treten werde. 
Ahrens ſtimmt dem bei; es werde ſich nur fragen, wieviel und welche Stämme 
ſich in dieſer Weiſe geltend machen würden. Wigard: Dieſer Stammes— 
partikularismus werde namentlich in den größeren Staaten von Bedeutung 
und Wichtigkeit werden, die mehrere Stämme in ſich hielten. Er würde, da 
man in den vorgeſchlagenen Zahlen kein Prinzip finde, das des progreſſiven 
Verhältniſſes vorſchlagen, ſo daß die kleineren Staaten nach größeren Prozent⸗ 
ſätzen vertreten werden als die größeren. Droyſen entgegnet das Not— 
wendige; es kommt allerdings auf ein Ponderieren mannigfacher Verhält⸗ 
niſſe an. Waitz fügt hinzu, deren ſeien mehrere erwähnt, es könne noch hinzu⸗ 
genommen werden der Gegenſatz von Küſte und Binnenland uſw. Wigard 
meint, wenn man mit ſolchen Dingen in die Paulskirche oder vor das Publi⸗ 
kum trete, werde man wohl nicht groß Furore machen, man müſſe eben ein 
Prinzip nehmen und zugrunde legen, etwa Bevölkerung, und dann könne man 
nach weiterer Nückficht noch dies und das hinzulegen. Dahlmann: Man 
habe Hinreichendes berückſichtigt. Er wünſche übrigens, daß man in betreff 
der beiden großen Staaten zu der Zahl des früheren Entwurfs (26 und 30) 
zurückgehe. Ahrens: Er müſſe anerkennen, daß hier verſchiedene Prinzipien 
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zu konkurrieren haben, ſichtlich ſind die Küſtenlande in ihrer Handelsentwick⸗ 

lung zurückgedrängt worden; ſie müſſen in betreff dieſer Sache eine gewiſſe 
Aberlegenheit haben. Es wurde wieder her und hin geredet, und v. Soiron 
bemerkt ſehr richtig, daß wir dies Deutſchland, aus dem wir ein Staatenhaus 
machen ſollen, nicht ſo prinziplos konſtruiert haben. Scheller meint, es be⸗ 
rechtige uns dies nicht, noch weiter prinziplos zu verfahren; und daher ſei 
Wigards Anſicht empfehlenswert. Wigard trägt darauf an, daß neue Vor⸗ 
ſchläge gemacht werden ſollen, oder vielmehr, daß jeder ſich nach ſeinem Prin⸗ 
zip die Entwürfe mache. Droyſen bemerkt, daß das der ſicherſte Weg ſei, 
zu gar keinem Reſultat zu kommen. Tellkampf meint, daß nach den Ab— 
ſtimmungen die ganze Frage noch offen iſt uſw. v. Rotenhan: Wir haben 
hier im allgemeinen das Verfahren, daß erſt die Beſchlüſſe gefaßt und dann die 
Motive geſchrieben werden. Er wünſche, daß hier das Amgekehrte gemacht 
werde. Wir könnten ganz wohl unter Feſthalten der bisherigen Grundſätze 
jemanden die Motive ruhig ausarbeiten laſſen, während wir ſelbſt weiter 
beraten. Dahlmann: Er ſei ſich der Motive völlig klar; es ſei weſentlich, 
die Kleinen zu ſtreichen, jedoch den Mittleren ein richtiges Verhältnis her⸗ 
zuſtellen, die großen endlich, die ſchon ſo ſtark wiegen, etwas zurückzuhalten. 
Schreiner iſt fo vorſichtig, daran zu erinnern, daß man doch nicht Zäh— 
lungen aus verſchiedenen Jahren zuſammenrechnen möge. Vorſitzender be— 
merkt, daß man doch endlich zu Nefultaten kommen müſſe; er ſchlägt vor, 
nach Dahlmanns Prinzip (?) die Sache morgen wieder vorzunehmen. 

Soll über die Vorſchläge des Entwurfes in der nächſten Sitzung beraten 
werden nach Maßgabe der Dahlmannſchen Motive? — Angenommen. 
Zunächſt wurde! der Katalog der Cottaſchen Buchhandlung zur Auswahl 

von Büchern für die Bibliothek der Nationalverſammlung an Ahrens über- 
geben. Es wurde zur Beratung von §3 zurückgekehrt. Beſeler legte eine 
neue Verteilung von Stimmen vor?: Preußen 40, Oſterreich 36, Bayern 16, 
dann ein möglichſtes Behalten der Zahlen für die Mittelſtaaten, endlich 
Luxemburg, Limburg, Braunſchweig, Naſſau, Oldenburg je 2. Rießer 
bemerkt, daß die vier thüringiſchen Fürſtentümer mit 6 wohl zu hoch ange: 
fest find. Es wird zur Verteilung der einzelnen übergegangen. 

1. Jede der vier freien Städte: 1 Vertreter. 

2. Die drei anhaltiſchen Fürſtentümer: Nach Beſelers Vorſchlag 

1 Stimme. 

Briegleb wiederholt ſeinen Einwurf, daß alle kleinen Staaten vertreten 
ſein müßten; worauf entgegnet werden konnte, daß eben dieſe Sache ſchon 
abgeſtimmt ſei. 

Es wird beliebt: 1 Stimme. 

Luxemburg-Limburg: 2 Stimmen. 

Oldenburg: 2 Stimmen. 

Braunſchweig: 2 Stimmen. 

Naſſau. Gegen die vorgeſchlagenen 2 Stimmen werden 4 vorgeſchlagen. 


In der 80. Sitzung d. 20. Oktober. 2 Nicht vorhanden. 


79. 80. Sitzung 18. 20. Oktober 1848. Reichstag 1617 


Wigard, ſich berufend auf ſeine Berechnung, wünſcht 3 Stimmen, und findet 
nicht, daß eine ungerade Zahl ſehr große Abelſtände hat. Ahrens findet aus 
feiner Auffaſſung her nicht nötig, auf die geraden Zahlen einzugehen. Tell: 
kampf iſt der entgegengeſetzten Meinung. Rießer: So gut ſich Regierung 
und Stände über einen verſtändigen müſſen, ebenſogut über einen dritten. 

Es wird beſchloſſen, daß Naſſau 3 Stimmen erhalte. 

Die vier ſäch ſiſchen Herzogtümer. Briegleb findet, daß man nicht 
zuſammenwerfen ſollte, wenn man eine ſo große Zahl von Vertretern geben 
will. Waitz bemerkt dagegen, daß man ja nicht bloß nach der Bevölkerung habe 
gehen wollen, und daß er gerade in dieſer Verbindung dieſer Territorien 
etwas Bedeutendes ſehe]. Dieſen Grund, jagt Wigard, könne er gar nicht 
in Anſchlag bringen; mit der Zahl 6 würden wir dieſe Fürſtentümer doch 
zu ſehr gegen Naſſau begünſtigen. Simon: Dadurch, daß wir die Vertretung 
einzelner Staaten geſtrichen, andere zuſammengeworfen haben, wollten wir 
zur Mediatiſierung veranlaſſen; dann müſſen wir auch die Mittel wollen, 
und fo ſchlage er, damit fie ſich nicht gerade teilten, 5 Vertreter vor. Dahl— 
mann: Wir müſſen dieſe Fürſtentümer in eine Kategorie mit beiden Heſſen 
bringen. Wieder verläuft fich die Debatte in die Prinzipienfrage, ob wir bloß 
nach den numeriſchen Verhältniſſen oder auch nach anderen Berückſichti— 
gungen unſere Verteilung machen. Beſeler erörtert nochmals die Bedeutung 
dieſer Gruppe: Thüringen, Mecklenburg, beide Heſſen, Holſtein. Er 
wünſcht, daß dieſe, als in ſich der Bedeutung nach gleichwiegend, gleich ver— 
treten werden mögen, nämlich mit 6. 

Sollen alſo die vier Fürſtentümer Mecklenburg, Kurheſſen, 

Heſſen⸗Darmſtadt, Holſtein mit Schleswig und Lauenburg 

je 6 Vertreter haben? — Angenommen. 


Es wird zugleich e beantragt, daß Naſſau 4 Stimmen er⸗ 
halte. — Angenommen. 

Baden wird angeſetzt auf 8. 

Sachſen, Hannover, Württemberg je 10. 

Bayern 16. v. RNotenhan bemerkt, daß das zu gering iſt; er wünſcht 
wenigſtens 18. Es blieb bei 16 Stimmen. 

Oſterreich. v. Mühlfeldt findet die vorgeſchlagenen 36 nicht der Größe 
dieſes Staates angemeſſen. Er wünſche, daß beide Großſtaaten fo viel Otim- 
men haben, wie alle Staaten zuſammen. Beſeler meint, daß man den kleinen 
Staaten die Garantie ſchuldig iſt, daß ſie ſich gegen die beiden großen Staaten 
behaupten können. Jürgens: Nach Mühlfeldts Idee würden wir uns doch 
zu ſehr von der Idee des Staatenhauſes entfernen, die doch immer noch bei 
uns zugrunde liegt. Andere Verhältniſſe, etwa der Gegenſatz von Küſte und 
Binnenland, von Konfeſſion uſw. ſcheinen nicht weiter in Rückſicht kommen 
zu können. Der Antrag Mühlfeldts wurde abgelehnt, Oſterreich mit 36 Stim- 
men angenommen. 

Preußen. 40 Stimmen vorgeſchlagen. Tellkampf hebt hervor, daß 
Norddeutſchland zu ſchwach gegen Süddeutſchland vertreten werde. Er 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 11 
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wünſche deshalb nochmalige Revifion. v. Rotenhan bemerkt, daß Nord⸗ 
deutſchland 81 gegen 84 Süddeutſchland habe. Es wurden für Preußen 
40 Stimmen beliebt. 

Es wird zu § 2 zurückgekehrt; es wird vorgeſchlagen: „Das Staatenhaus 
wird auf folgende Weiſe gebildet“. Beſeler macht einen anderen Vor⸗ 
ſchlag und wünſcht die Sache der Kommiſſion zurückgegeben. | 

In betreff des 8 3 bemerkt! Dahlmann noch: Es mache ihm eine Sache 
bedeutende Skrupel. Wir haben in den Grundrechten den Satz, daß alle Deut⸗ 
ſchen ſich gleich ſein ſollen vor dem Geſetze, und nun haben wir etwa 700000 
Deutſche, denen es nicht erlaubt iſt, in das Staatenhaus einzutreten; es iſt 
eine capitis diminutio für die in Schwarzburg, Hohenzollern uſw. Geborenen. 
Er trage darauf an, daß den ausgeſchloſſenen Staaten geſtattet ſein möge, 
ſich einem der größeren deutſchen Staaten (über 10 RNepräſentanten) in be⸗ 
treff der Wählbarkeit zuzugeſellen. Er ſchlage dies vor, ohne gerade zu mei⸗ 
nen, daß dies das geeignete Mittel ſei. Waitz: Er könne dies Bedenken nicht 
teilen; er ſehe die Vertretung im Staatenhaus nicht als ein Recht des Volkes 
und der einzelnen Individuen, ſondern als Recht der Staaten an. Es ſei 
auch dies ein Vorzug wie viele, den größere Staaten ihren Angehörigen ge— 
währen. Es ſei nicht eine Herabſetzung der in den Staaten vorhandenen 
Individuen, ſondern der Staaten. Es ſei dasſelbe wie in der Militärverfaſſung. 
Wollen wir überhaupt auf das Hinſchwinden der kleinen Staaten wirken, ſo 
müſſen wir dieſe Laſt nicht abnehmen. Dahlmanns Vorſchlag ſcheine gar nicht 
angemeſſen; es ſei unſer ganzer Plan geſtört, wenn z. B. Württemberg 
durch einen Hohenzollern vertreten werden könnte. Ahrens: Er habe ſich 
von Anfang an mit den hier getroffenen Beſtimmungen nicht befreunden 
können und freue ſich, daß Dahlmann die Sache nochmals angeregt 
habe; er wünſche die ganze Sache nochmals erörtert. Es wird bemerkt, 
daß die Minorität doch nicht immer wieder das Beſchloſſene in Frage 
ſtellen dürfe. Es wird beſchloſſen, auf Dahlmanns Vorſchlag nicht weiter 
einzugehen. 

Beſeler bemerkt, daß nach den authentiſchen Zahlenverhältniſſen, die ihm 
nun vorliegen, drei Bedenken in betreff der Zahlen bleiben. Es ſcheine ihm 
Bayern mit 16 zu gering angeſetzt, er wünſche 18. Sodann finde ſich, daß 
Luxemburg und Limburg faſt mit Naſſau gleichſtehe; er wünſche, daß 
hier 4 Vertreter geſetzt werden. Endlich die beiden Lippe haben faſt ſo 
viel wie die Anhaltiner Bevölkerung, und es könnte zur Frage kommen, ob 
man ihnen nicht eine Stimme geben wolle; um ſo mehr, da die Lippes ſich 
entſchieden gegen die Mediatiſierung ausgeſprochen haben. Dahlmann 
ſtimmt in betreff der letzteren nicht bei, wohl aber in betreff von Luxemburg 
und Limburg. Simon: Er wünſche, wenn man überhaupt zurückgehe, noch 
weiter zurückzugreifen, da ihm die freien Städte und einzelne kleine Staaten 
zu gut fortgekommen ſcheinen. Auch Römer erklärt, daß wenn einmal der 
gefaßte Beſchluß nicht bindet, auch er noch mancherlei zu wünſchen habe. 


1 Sn der 81. Sitzung d. 21. Oktober. 
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Soll man die Zahl Bayerns nochmals behandeln? — Es wird dieſe 
Frage beſtritten und nicht beantwortet. Man ſtellt andere und andere 
Fragen. Endlich: | 

Soll überhaupt noch auf Diskuſſion über Abänderung der Stimmen 
zahl eingegangen werden? — Verworfen. 


84. Ahrens: Er halte ſich verpflichtet, zu erklären, daß er nicht um jeden 
Preis einen Senat ſchaffen wolle. Er erkenne wohl, daß man hier weder Senat 
noch Staatenhaus ſchaffe, aber finde, daß man mehr nach der Seite des Senats 
neige. Daher wünſche er ein ganz anderes Syſtem, nämlich Wahl durch das 
Volk, weder durch die Stände noch durch die Regierung. Tell kampf erklärt 
ſich dagegen, indem dieſer Vorſchlag reinweg zu einem Senat führen würde. 
Wenn man wünſcht, daß viele tüchtigſte Männer in das Staatenhaus kommen, 
ſo iſt es notwendig, daß die Regierung mit ernenne. Denn künftig werden die 
beſten und beſcheidenen Männer nicht ſich den Widerwärtigkeiten der Wahl 
ausſetzen. Auch würden wir dann alle Vorzüge der doppelten Beratung ver— 
lieren; denn das erſte Haus wäre nur Ausdruck desſelben, was im zweiten 
Hauſe. Zell: Er wolle eine Staatenkammer, die nur modifiziert iſt durch die 
Verhältnismäßigkeit der Größe einzelner Staaten. Da in dieſem erſten Haus 
der Partikularismus vertreten fein ſoll, fo wünſche er es jedem Staat über- 
laſſen, wie er ſeine Vertretung für das Staatenhaus organiſieren wolle; er 
ſchlage vor: 


„Die Mitglieder werden von dem einzelnen Staat auf dem von dieſem 
verfaſſungsmäßig beliebten Wege ernannt“. 


Jeder Staat wird am beſten wiſſen, wie er ſein partikulariſtiſches Intereſſe 
am beſten vertrete. Detmold: Solange er an ein reines Staatenhaus gedacht, 
habe er geglaubt, daß nur die Regierung ernennen müßte. Jetzt bei dem an⸗ 
genommenen gemiſchten Syſtem ſcheine ihm der im Entwurf vorgeſchlagene 
Weg der richtige. Römer: Im Volkshauſe ſoll das ganze Deutſchland, im 
Staatenhauſe die partikulariſtiſchen Intereſſen vertreten werden. Daher 
könne er ſich nicht mit dem von Ahrens vorgeſchlagenen Pleonasmus ver: 
einen. Ebenſowenig mit Zell. Soll die Wahl der Regierung allein überlaſſen 
werden, ſo ſcheine ihm das nicht richtig. Denn Regierung und Stände ſind der 
Staat. Endlich ſcheine ihm die Gleichförmigkeit, die ſo notwendig ſei, nicht 
mit Zells Vorſchlag gewahrt werden zu können. v. Mühlfeldt: Er würde für 
die Wahl durch die Regierung ſein, wenn er nicht einſähe, daß damit das 
Vertrauen des Staatenhauſes vernichtet werden würde. Er wünſche wenig— 
ſtens, daß die zweite Hälfte, Vertreter von der Regierung, aus den durch die 
Stände Vorgeſchlagenen ernannt werde. Wigard: Will man noch glauben, 
daß im Staatenhaus die Partikularintereſſen vertreten werden, ſo muß man 
die Volksvertretung allein wählen laſſen uſw. Waitz: Er leugne, er weiß 
nicht zum wievielten Male, daß dies keine Staatenkammer ſei. Es ſei denn 
doch eine Begriffsverwirrung, daß man nur das, was in Amerika iſt, eine 
Staatenkammer nennen will. Gerade daß wir eine Anzahl nicht lebensfähiger 
Staaten ausgeſchloſſen, beweiſt, daß wir auf dem rechten Wege der Staaten⸗ 
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kammer ſind. And er ſtimme im weſentlichen dem Vorſchlage bei, obſchon er 
an manche andere Möglichkeiten gedacht habe. Es iſt klar, daß ein Miniſterium, 
wenn es ganz im Sinne der Stände iſt, doch ſeinen Blick auf andere Perſön⸗ 
lichkeiten wendet, als die Stände. Die Regierung wird nicht ſo ſehr Berühmt⸗ 
heiten als Spezialitäten berufen. Simon: Auch er gehe davon aus, daß das 
Partikularintereſſe im Staatenhaus vertreten ſein ſoll. Aber auch bei dieſer 
Anſicht könne er nicht anders, als ſich dem Antrage von Ahrens anſchließen, 
nur eventuell würde er mit Wigard ſtimmen. Gegen den hier gemachten Vor— 
ſchlag habe er einzuwenden, daß bei den gegenwärtigen Verhältniſſen die 
Regierungen ſchnell wechſeln, es alſo bedenklich iſt, fie auf acht Jahre er— 
nennen zu laſſen. Ahrens: Er habe nichts gehört, was ihn von ſeiner Anſicht 
abbringe. Die Schweiz habe in ſeinem Sinne verfahren. Er ſei völlig ent⸗ 
ſchieden, daß eine erſte Kammer für einen großen Staat notwendig und kein 
Pleonasmus ſei uſw. Eigentlich hätte er gewünſcht, daß zuerſt dieſe Vorfrage 
entſchieden werde, ob die Wahl vom Volk ſelbſt ausgehen ſolle oder nicht. 
Doch müſſe er auf die Vorlage eingehen. Er finde darin großes Bedenken, 
daß man in dieſe Zwieſpältigkeit gekommen. Es hat große Bedenken, daß man 
zwei Kategorien von Deputierten in einem Hauſe hat. Die Deputierten der 
Regierung werden ſtets verdächtigt werden. Es gebe nur ein Mittelſyſtem: Vor⸗ 
ſchlag von der einen, Ernennung von der anderen Seite; aber auch dies ſei 
illuſoriſch. Er wünſche Ernennung durch die Stände, und die Regierung wird 
indirekt den größten Einfluß auf dieſe Ernennungen durch die Majorität 
haben, die ſie leitet. Mittermaier: Wenn wir auch nicht ganz der Idee des 
Senates treugeblieben ſind, ſo können wir doch durch die Wahl viel tun, das 
Vertrauen zu gründen. Amerika ſei ſehr lehrreich. Der Senat iſt regelmäßig 
anderer Meinung, wo die Kolliſion der Intereſſen zwiſchen der Volksmeinung 
und den einzelnen Staaten iſt. An dem Senat bricht ſich das Angeſtüm des 
Volkes und des Volkshauſes. Beſonders wird gerühmt, daß im Senat Leute 
ſitzen, die mit den Geſchäften vertraut find. Gerade dies müſſen wir zu er- 
reichen ſuchen. Im Senat ſoll das Intereſſe der Staaten als Individuen durch 
Kundige vertreten werden. Danach hat der Entwurf vieles für ſich; aber 
auch großes Bedenken, die zwei Kategorien von Abgeordneten werden ſich 
ſchwer ausgleichen. So ſcheint es ihm wünſchenswert, nur durch die Stände 
wählen zu laſſen. Wenn dies nicht durchgehen ſollte, ſo könne er nur wünſchen, 
daß die Wahl der Regierung fo gut ausfalle, daß fie die Verdächtigung über- 
winde. v. Notenhan: Er glaube, daß das Staatenhaus zum Wohl des Ganzen 
die Wirkung als erſte Kammer übernehmen werde. Die gegen die Zuſammen⸗ 
ſetzung gemachten Bedenken teile er nicht. Das Mißtrauen ſei nicht zu er⸗ 
warten; ſchon jetzt waren erſte Kammern zum Teil durch die Regierungen be⸗ 
ſchickt, und nie hätten dieſe Mitglieder minderes Vertrauen gehabt. Dazu 
komme, daß dieſe von der Regierung ernannten nicht im eigenen Lande, 
ſondern in dem Zentrum Deutſchlands wirken, wodurch ſie ſchon unabhängiger 
ſtehen. Man würde ohne Ernennung der Regierung die beſten und kundigſten 
Kräfte zu großem Schaden des Reichs entbehren, ein Vorwurf, der auch 
Mühlfeldts Vorſchlag treffe. Wippermann: Man muß wenigſtens ſoviel 
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als noch möglich von der Idee des Staatenhauſes feſthalten; es iſt notwendig, 
daß man Männer ſende, die die Staaten und ihre Bedürfniſſe kennen. Ihm 
ſcheine der gemachte Vorſchlag gut. Das Bedenken Simons in betreff des 
Wechſels ſei das einzig Erhebliche, vielleicht könne man die von der Regierung 
Geſandten revocables machen. Römer: Auch er gehe von einem ganz demo⸗ 
kratiſchen Standpunkte aus und müſſe doch gegen Wigard und Konſorten 
ſprechen. Wir haben im Staatenhauſe Staaten zu vertreten, und dieſe ſind 
nicht bloß Volk, ſondern auch die konſtituierten Gewalten, und dieſe ſelbſt ſind 
eben nicht mehr anders als demokratiſch möglich. Es iſt ſeltſam, daß man 
noch immer Furcht vor den Regierungen habe, dieſe können nur mit der 
öffentlichen Stimme kongruent ſein. Wenn man der Regierung alle Macht, 
alles Vertrauen nehmen will, fo iſt Regieren unmöglich, und er möchte die 
Miniſter ſehen, die ſich noch dazu hergeben wollen, Organe der wechſelnden 
Maſſe zu ſein. Wir bedürfen eine demokratiſche Stabilität, ſonſt geht die 
Freiheit völlig zugrunde. Beſeler: Anſere Verſammlung zeige doch wohl, daß 
ſelbſt von dem Volk direkt Gewählte nicht vor Mißtrauen ſicher ſind. Doch 
ſcheine ihm die ganze Sache ſo klar und die Prinzipien ſo deutlich gegeneinander 
ausgeſprochen, daß man wohl zur Abſtimmung ſchreiten könne. Wigard: 
Er habe eine ganz andere Anficht von der Demokratie als Römer; er halte 
nur dann eine demokratiſche Verfaſſung für richtig, wo die Geſetzgebung 
allein in Händen von Volksvertretern liegt, die Exekutive dagegen ganz von 
der Geſetzgebung ausgeſchloſſen iſt; wo ſie genehmigen oder verwerfen kann, da 
iſt keine demokratiſche Verfaſſung. Ferner, es wird künftig in den Ständen eine 
viel größere Stabilität fein als in den Regierungen uſw. 
Zur Abſtimmung: 
1. Soll 84 erſter Satz, erſte Hälfte angenommen werden: „Die Mitglieder 
werden zur Hälfte durch die Regierung“? — Angenommen. 
2. Zweite Hälfte: „und zur Hälfte durch die Volksvertreter der einzelnen 
Staaten ernannt“? — Angenommen. 
3. Der zweite Satz: „wo zwei Kammern ſich finden, wählen dieſe in ge- 
meinſamer Sitzung nach abſoluter Stimmenzahl“? — Angenommen. 
Zwiſchendurch kommt die Frage, ob der Ausſchuß durch Abſtimmung den 
Schluß beſtimmen könne, zur Sprache, und wird durch Beſchluß angenommen. 
1*§ 5. Wigard ſchlägt vor: „Die Volksvertretung ſchlägt vor, und die 
Regierung wählt“. Es bedürfe wohl keiner Motivierung, der Vorſchlag des 
Ausſchuſſes gehe gegen das demokratiſche Prinzip.“ Beſeler: Wenigſtens 
ſo viel Rückſicht dürfe die Kommiſſion erwarten, daß man Gegengründe gegen 
fie vorbringe.“ ! v. RNotenhan für den Ausſchuß. Waitz ebenſo. Wipper— 
mann: Er ſtimme im Prinzip mit Wigard überein; aber praktiſch ſei dies 
nicht für die freien Städte, ſondern nur für Anhalt. Nießer: Die Sache habe 
für die neue Form, die ſich die Städte geben werden, kaum noch eine Be— 
deutung. Beſeler: Es ſeien Zweckmäßigkeitsgründe, die den Entwurf be⸗ 
ſtimmt haben; und da ſei gewiß eine kleine Zahl Perſonen geeigneter, Vor⸗ 
Von“ bis * von Beſelers Hand. 
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ſchläge zu machen, als große Wahlkörper. Detmold: Vielleicht könne man 
hier Zells Antrag aufnehmen, daß die betreffenden Staaten ſelbſt beſtimmen 
mögen. v. Soiron: Wenn die Regierung vorſchlägt und die Vertretung 
wählt, jo wird dieſe mehr Vertrauen haben uſw. Die weitere Erörterung er— 
ledigt im weſentlichen Rießers Bedenken. 


Soll S5 angenommen werden? — Angenommen; 20 gegen Wipper- 
mann, Wigard, Simon, Ahrens, Tellkampf. 
§ Sal. Scheller: Er ſei mit dem Prinzip einverſtanden, vermiſſe nur ein 
Kompelle, wenn die Staaten ſich nicht einigen können; er ſchlage vor: „wenn 
keine Vereinigung zuſammenkomme, entſcheidet die Reichsgewalt“. Beſeler: 
Es ſcheine, daß die Stände gegen jo hemmende Regierungen klagen werden und 
ſo wird ſich die Sache erledigen. Im zweiten Teile des Paragraphen wünſcht 
Waitzſtatt „Reichsregierung“ geſagt „Reichstag“. Beſeler: Die Kommiſſion 
habe dieſe Sache erörtert und nicht finden können, daß hier nicht die Regierung 
genüge, ein Abkommen zu genehmigen, das ſelbſt der Bildung des Reichs- 
tags vorausliege. Waitz: Hiernach glaube er, daß dieſer ganze Paſſus fehlen 
könne, denn ein Neichsintereſſe, das die exekutive Gewalt zu wahren genüge, 
ſei nicht der Rede wert. Er habe nur Beſtätigung durch den Reichstag ge- 
wünſcht, weil ein Intereſſe der Reichsverfaſſung beteiligt ſei; da dies nicht 
die Meinung, ſo bedarf es keiner Genehmigung. Beſeler: Es ſei doch nicht 
ganz ſo; es könnten dabei mancherlei Klauſeln gemacht werden, die eine ſolche 
Vorlage notwendig machen. Das Intereſſe des Reiches müſſe für alle Fälle 
geſichert werden. 
Der erſte Satz von § Sa wird — angenommen. 
Der zweite Satz: „das Prinzip .. nicht verletzt werden“ — ange- 
nommen. 
Soll der Schluß: „und das ganze Abkommen .. vorzulegen“ geſtrichen 
werden? — Nicht ſtreichen; 6 gegen 14. 
Soll es da heißen „Reichsregierung“? — Angenommen; 12 gegen 8. 
86. Dahlmann meint, es ſei hier wohl ein Amendement nötig: Wenn 
z. B. Homburg demnächſt an Darmſtadt fällt, ſo bedarf es keiner Erhöhung. 
Er ſchlage vor: „mit einem anderen im Staatenhauſe vertretenen“. Tell- 
kampf: „verbunden wird und der neue Staat wenigſtens 100 000 Einwohner 
hat“. Wigard iſt mit beiden Poſitionen einverſtanden. Nießer: Er ſehe 
nicht ein, warum man den kleinen Staaten die Ausſicht nehmen wolle, durch 
Vereinigung Stimme zu gewinnen. Der Paragraph, wie er ſtehe, ſei von 
der Anſicht ausgegangen, daß jeder Staat vertreten werde. Er ſchlage vor: 
„Wenn mehrere deutſche Staaten zu einem Ganzen verbunden werden, 
ſo entſcheidet ein Reichsgeſetz über die dadurch etwa notwendig werdende 
Modifikation in der Zuſammenſetzung im Staatenhaufe” (salvaredactione.) 
Tellkampf: Er beſorge, daß damit ſtets das ganze Staatenhaus in Frage 
geſtellt wird. Es wurde jener Antrag Rießers — angenommen. 


Die von der Kommiſſion vorgeſchlagene Faſſung dieſes 8 5a iſt aus dem 8 6 der 
Anlage 2b zu entnehmen. 
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87. Rießer: Er erkläre ſich gegen die 40 Jahre entſchieden: Wir verfallen 
damit ganz in die Kategorie des Senats. Mittermaier ſchlägt 30 vor und 
wünſcht, daß der zu Wählende eine Zeitlang Bürger des betreffenden Staates 
geweſen ſei. Dahlmann: Er wolle den 40 Jahren nicht zu hartnäckig das 
Wort reden; aber es ſei nicht unwichtig, einige Beſchaffenheitsunterſchiede 
mehr gegen das Volkshaus geltend zu machen. Er denke ſich als vorzüglich 
geeignet im Staatenhaus, daß ein ſolcher die Vertretung daheim und im 
Volkshaus durchgemacht habe. Tellkampf wünſcht 30 Jahre. Simon: Er 
wünſche, daß das paſſive Wahlrecht gar nicht beſchränkt werde, da wir das 
aktive ſchon ſo beſchränkt haben. Ahrens: Ihm ſcheine eine Beſtimmung über 
das Alter doch heilſam; namentlich um die Regierungen zu beſchränken (ſonſt 
könne der Miniſter feine kleinen Jungen ſchicken, bemerkt sub rosa Detmold). 

Zur Abſtimmung: 

1. Soll gar kein Alter angeführt werden? — Verworfen; Rieger, Wigard, 

Simon. 

2. Soll 40 Jahre ſein? — Verworfen. 

3. Soll 25 Jahre fein? — Verworfen. 

4. Soll 301 Jahre ſein? — Angenommen. 


Hierauf zieht Simon ſeinen Antrag in betreff von Nr. 1 und 3 zurück, 

da ſchon das Prinzip des freien paſſiven Wahlrechts zerbrochen ſei. 
Somit iſt der ganze Paragraph angenommen. 

88. Beſeler erläutert: Es habe weder zu viel Stabilität, noch zu viel Be: 
weglichkeit wünſchenswert erſchienen, und dies ſchien in der Form der Ergän- 
zung erreichbar. Tellkampf: Hiernach alſo trete nur die Hälfte alle vier Jahre 
aus, entſprechend der Neuwahl für das Volkshaus; ſeine ſonſtigen Bedenken 
ſeien erledigt. Mittermaier ſchlägt vor, ganz nach amerikaniſchem Muſter 
auf ſechs Jahre zu wählen und [daß] alle zwei Jahre ein Drittel ausſcheide. 
Waitz: Er habe große Abneigung gegen teilweiſe Ergänzung ſtändiſcher 
Körper. Es ſei ein Mittelweg, der nicht gut tue. Er wage keinen beſtimmten 
Antrag, aber erkläre ſich vorerſt gegen den Entwurf. Ahrens: Da die Er— 
nennung durch die Regierungen angenommen, ſo wolle er nicht, daß uns auf 
acht Jahre Senatoren von Männern geſandt werden, die ſo bald wieder fallen. 
Ebenſo ſpreche er gegen die partielle Erneuerung. Er kenne den Nachteil aus 
Belgien her, wo die Wahlaufregung bei partieller Erneuerung ebenſogroß 
ſei wie bei allgemeiner. Wigard wünſcht nur vier Jahre und keine Ergänzung. 
Es bilde ſich ſonſt ein Aſus, und die neuen Kräfte, die eintreten, ſind dann von 
der alten Gewohnheit niedergedrückt. Die Klagen des Volks ſind überall 
gleich groß über dieſen Modus der Ergänzung. Tellkampf: Er müſſe für 
dieſe Ergänzung ſprechen. Die guten Erfolge find vor allem, daß ſich die Ge- 
ſchäftskenntnis fortpflanzt, während die neuen Mitglieder das friſche Blut hin⸗ 
zufügen. Die glücklichſte Kombination. Die Erfahrung Amerikas iſt hierin voll⸗ 
kommen rechtfertigend, nie hat es ein amerikaniſcher Staatsmann angegriffen, 
( Geſchrieben ſcheint 20, es muß aber, wie ſich aus der ſpäteren Zuſammenfaſſung 

der Beſchlüſſe ergibt, 30 heißen. 


168 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


und aus der Union [fei es] in alle Einzelſtaaten übertragen. Wippermann 
wünſcht totale Neuerung; aber dieſe müſſe nicht ſo oft ſein wie im Volkshauſe, 
und doch mit derſelben zuſammenfallen. So wünſche er, daß das Staatenhaus 
alle acht Jahre erneut werde. Dahlmann: Er ſei überhaupt gegen dieſe 
neumo diſche Theorie von Ergänzung. England habe es nie gebraucht; aller⸗ 
dings werden wir dem Staatenhaus größere Stabilität wünſchen, aber dazu 
genügen die acht Jahre vollkommen, und gewiß werden die erprobten Männer 
des Hauſes von Ständen und Regierung wieder erwählt werden. Ahrens: 
Nach Berichtigung eines früheren Irrtums erklärt er ſich für die partielle 
Erneuerung. Römer: Man ſpricht von einem ſchnellen Volksleben, er gebe es 
zu, aber es iſt nicht möglich, daß fie fo galoppierend ſchwindſüchtig mweiter- 
leben. Vielleicht ſeien acht Jahre etwas lang, aber das ſei nicht ſo wichtig. 
Die Erneuerung betreffend, ſcheine ihm dies eine Frage der Erfahrung zu ſein: 
Sechs Jahre für eine Volkskammer ſind in Württemberg ſtets als zu lang 
erſchienen, und der Ausſchuß, der überbleibt, ſei eine Korruptionsanſtalt. 
Baden ſei ihm ſehr lehrreich, und er glaube es für Deutſchland gut, zu erneuern. 
Beſeler: Die Frage hänge mit der anderen zuſammen, ob das Staatenhaus 
könne aufgelöſt werden. Er ſei dagegen und gehe daher von der Anauflösbar⸗ 
keit aus. Dann aber muß ein geiſtiger Wechſel möglich werden. Nehme man 
an, daß das nächſte Staatenhaus im Augenblick tiefer Aufregung zuſtande 
komme, dann wäre ohne Medium der Anderung ein ſehr bedenkliches Staaten⸗ 
haus da. Dies könne ebenſogut zu demokratiſch oder zu reaktionär konſervativ 
ſein. Aus allen dieſen Erwägungen ſei es zu dieſem Entwurf gekommen. 
Wigard: Er wünſche nur Wahl auf vier Jahre, und alle zwei Jahre Erneue- 
rung. Tellkampf: Wir müſſen noch einen Umftand ins Auge faſſen, nämlich, 
daß ſich ein aufgeregtes Volk leichter bei kurzer Wahl beruhigt. Darum 
ſcheine ihm Mittermaiers Vorſchlag günſtig. Detmold: Abgeſehen von 
der Erneuerung ſtelle er den Antrag, daß auf ſechs Jahre und zwar mit drei⸗ 
jähriger Erneuerung gewählt werde, damit die Wahl mit der des Volks— 
hauſes nicht zuſammenfalle. v. Notenhan: Er ſtimme damit, wünſche nur 
eine tranſitoriſche Beſtimmung, daß dies jetzt zuerſt zuſtande kommende 
Staatenhaus ganz nach einigen Jahren erneuert werde. 

Zur Abſtimmung: 

1. Soll es heißen acht Jahre ohne teilweiſe Erneuerung? — Abgeworfen; 

nur Dahlmann. 

Man ſtreitet über die weitere Frageſtellung; es wurde beliebt, jede Jahres- 

beſtimmung erſt ohne, dann mit Erneuerung zur Frage zu ſtellen. 


2. Soll es heißen mit Erneuerung acht? — Abgelehnt. 
3. Soll es heißen ſechs Jahre ohne Erneuerung? — 11 gegen 9 abgelehnt. 
4. Soll es heißen ſechs Jahre mit Erneuerung? — Angenommen. 


Zunächſt wurde! eine Eingabe des Kommiſſarius für Lippe, die Nichtver- 
tretung des Fürſtentums im Staatenhauſe betreffend, mitgeteilt. Sodann 


1 In der 82. Sitzung d. 25. Oktober. 
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wurde auf Antrag der Schulkommiſſion, die Aberweiſung der ſämtlichen, das 
Schulweſen betreffenden Petitionen an ſie betreffend, beſchloſſen, dieſelbe 
aufzufordern, die Schriftſtücke von Herrn Scheller in Empfang zu nehmen. 

Es wurde zur Beratung des Entwurfs über den Reichstag fortgeſchritten. 


89, Ahrens ſchlägt vor, aus Rückſicht auf die ſechs Jahre des Staaten⸗ 
hauſes die Wahl des Volkshauſes auf drei Jahre zu ſtellen. Wir haben freilich 
ſo vieles Originelle in unſerer Verfaſſung, daß wir auch in der Koinzidenz 
der Wahlen für beide Häuſer abweichen konnten. Doch ſcheine ihm dies nicht; 
der Vorteil, daß die nicht ins Volkshaus Gewählten in das Staatenhaus 
kommen könnten, kann auch auf andere Weiſe gewonnen werden. Auch Wi— 
gard wünſcht dieſe Kürzung, namentlich auch darum, weil das Vertrauen zu 
dem Gewählten nicht leicht vier Jahre dauern könne; zumal wenn man gar 
keine teilweiſe Ergänzung eintreten laſſe. Tellkampf wünſcht, den Para— 
graphen zu laſſen, wie er iſt, aus dem früher von Detmold angeführten, von 
Ahrens wiedererwähnten Grunde. Wenn das Vertrauen nicht vier Jahre 
dauere, warum denn drei? And der derzeitige Fieberzuſtand werde nicht ewig 
dauern. Briegleb will ebenfalls den Paragraphen unverändert. In ein- 
zelnen Staaten möge die kürzere Friſt heilſam fein, für das Reich ſchwerlich. 
Die Koinzidenz anlangend, ſo könne dieſe mit einer Auflöſung des Volks— 
hauſes für immer gemieden werden. Dahlmann: Er habe dieſen Rückſchlag 
wohl gefürchtet, aber er wünſche keine Anderung. Detmold: Er habe die 
Kürze der Zeit beim Staatenhauſe bedauert, ſehe aber darin keinen Grund, 
auch hier zu kürzen. Er gebe allerdings zu, daß die Anſicht des Volkes wech! le, 
dann wären aber auch drei Jahre zu lang, dann müſſe er auf vierwöchentlichen 
Wechſel antragen. Wigard: Es ſei manche Anſicht ſchon lächerlich gefunden, 
die von ſeinem Standpunkt vollkommen ernſt ſei, dem Standpunkt, der die 
reine Demokratie nicht bloß im Munde führt. Wir wollen die Volksſouveräni— 
tät, die Volksherrſchaft durch ſeine Organe. Dann liegt für uns darin die 
Pflicht, den Volkswillen möglichſt wenig zu binden, ſondern ihn durch häufige 
Wahlen ſich ausſprechen zu laſſen. Detmolds Anſicht könne er am Ende ſehr 
gut finden, denn er wünſche, daß es den Wählern jederzeit zuſtehe, einen Mann 
geſetzlich zurückzurufen, der das Vertrauen verloren habe. Abrigens ſei ſeine 
Meinung ja nun nicht, daß man ſich nicht ein Jahr lang das Vertrauen er— 
halten könne uſw. Waitz: Es komme nicht fo ſehr darauf [an], ob der Aus- 
ſchuß eine ſolche Anſicht teile wie Wigard, ſondern, ob ſich noch ein Ehren— 
mann finde, ein ſolches Mandat zu übernehmen. Die drei Jahre ſeien nicht 
lächerlich, aber die vier ſeien ihm genehmer, wenn auch Ahrens dies ſehr ex— 
zeptionell finde. Es ſei der Punkt der Nichtkoinzidenz, der ihn beſtimme. 
Beſeler: Er ſei in ſeltſamer Lage, da er die vier und acht Jahre gewünſcht 
habe, um die Koinzidenz zu gewinnen. Wir haben ſtatt acht Jahre ſechs ge— 
nommen, eben um die Koinzidenz zu meiden; und nun ſoll dieſelbe wieder 
die vier Jahre ändern. Er ſei für vier Jahre. Ahrens: Er habe, auf Erfahrung 
geſtützt, die Koinzidenz gewünſcht. In Belgien wird die Kammer auf vier 
Jahre erwählt und zur Hälfte erneut, der Senat auf acht, und alle vier 
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Jahre erneut; dies hat ſich trefflich bewährt. Viele ſind treffliche Senatoren 
und waren minder gut im zweiten Haufe. Er würde vier Jahre gut finden, 
wenn nicht das Staatenhaus zum Teil eine miniſterielle Kammer geworden 
wäre. Rießer: Er fei für die kürzere Friſt. Es iſt bei der Lage Deutſchlands 
erheblich, daß häufig eine legale Form für die Außerungen der öffentlichen 
Meinung gegeben werde. Wird die Meinung ruhiger, ſo hat es keine Not; bleibt 
ſie unruhig, wie jetzt, ſo kann dem böswilligen Verfahren, daß die Majorität 
das Vertrauen des Volkes nicht habe, nur dadurch die Wurzel genommen 
werden. Die Mandatskündigung betreffend müſſe er bemerken, daß Wigard ja 
ſelbſt geäußert habe, ſie ſolle eintreten, wenn der Abgeordnete ſeine Meinung 
geändert habe, nicht halte, was er bei der Wahl verſprochen. Aber wie ſoll 
dies geſetzlich entſchieden werden? Die moraliſche Pflicht erkenne er an, aber 
er ſei gewiß, daß ſehr bald das partikulare Intereſſe ſich dieſer Mandats⸗ 
kündigung bedienen werde, und dies [fei] ſehr gefährlich. Detmold: Er müſſe 
gegen Ahrens bemerken, daß in den meiſten konſtitutionellen Staaten die 
Dauer länger als vier Jahre daure. Gegen Wigard bemerke er, daß, wenn er 
deſſen Prinzip in ganzer Schärfe auffaſſe, ſo müſſe er ja eben zu ſeinen vier 
Wochen kommen. Lächerlich machen habe er ihn nicht wollen, aber mit der 
vierwöchentlichen Kündigung — denn anderes ſei es nichts — komme doch 
rime et raison in den Anſinn hinein. Zell fordert zwei Jahre mit Berufung 
auf engliſche Autoritäten, namentlich Junius. 


Es wird abgeſtimmt, nachdem noch Wigard Erneuerung zu einem Drittel 
beantragt. 


1. Soll ſechs Jahre? — Verworfen. 
2. Soll vier Jahre? — Angenommen, 12 Stimmen gegen 5. 
3. Soll über die Erneuerung noch Diskuſſion ſein? — Angenommen. 


So beginnt die Diskuſſion über dieſelbe. Wigard: Er bitte, ſich alle 
Gründe zu vergegenwärtigen, die man beim Staatenhauſe gegen ihn für 
die Erneuerung geltend gemacht habe, und zwar aus Erfahrungen, die nicht 
das erſte, ſondern das zweite Haus beträfen. Waitz: Er ſei gegen die teil⸗ 
weiſe Erneuerung des Staatenhauſes geweſen. Er bemerke übrigens gegen 
Wigard, was andere ſelbſt bemerken werden, daß ſie nur für das Staatenhaus 
die partielle Erneuerung wünſchten. Die Gründe damals waren nicht ein 
neuer Appell an das Volk, ſondern der Wunſch, eine gewiſſe Stabilität zu 
gründen, und dies werde doch Wigard nicht beſtimmen, dies Inſtitut auf das 
Volkshaus zu übertragen. Wir ſehen dies bei der tatſächlichen Erneuerung, die 
wir jetzt haben: Es kommt damit keine neue friſche Geſtaltung ein. Beſeler: 
Er ſei durch die n Abſtimmung in dieſer Sache konſterniert, indem er 
ſonſt eine andere Form der Geſamtabſtimmung gefordert hätte. Die Sache 
ſelbſt habe Waitz hinreichend erörtert. Im Intereſſe der wahren demokra— 
tiſchen Freiheit ſei er für die volle Erneuerung, denn nie wird durch partielle 
Wahl der wahre Volkswille hervortreten. Denn er verleugne nicht ſeine demo⸗ 
kratiſche Geſinnung, wenn nur Recht und Ordnung dabei geltend gemacht 
werden dürfen. Dahlmann: Er ſei überall gegen die partielle Erneuerung, 
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und er wiſſe auch, daß man gerade in Baden manchen extravaganten Antrag 
daher ableite, daß der Ausſcheidende wieder gewählt werden wollte. 


Soll alſo partielle Erneuerung (je der Hälfte im zweiten Jahr) eintreten? — 
11 gegen 3 Stimmen verworfen; dafür: Wigard, Simon, Mittermaier. 


8 10. Nach dem Vorſchlage dieſes Paragraphen würden etwa 450 Repräfen- 
tanten ſein, und es ſchien angemeſſen, eine nicht zu große Maſſe von Deputierten 
zu haben. Wigard: Er müſſe dagegen fein, daß auch kleinere Staaten einen be⸗ 
ſonderen Vertreter hätten, dies gehöre in das Staatenhaus. Das Wahlgeſetz muß 
das ganze Deutſchland in gewiſſe Wahlkreiſe teilen. Er beantrage alſo das Weg- 
fallen von „jedoch“ an. Waitz: Auch er erkenne die Inkonſequenz; doch finde 
er große Schwierigkeiten, hier konſequent zu ſein. Wenigſtens den Staaten 
von 50 000 müßte man einen Vertreter geben, den kleineren Staaten dagegen 
müſſe man eine Entſchädigung geben für das Wegfallen im Staatenhauſe. 
Das einzige, was ihn gegen die kleinen Staaten ſtimmen könne, ſei, daß 
dieſe gewöhnlich ſehr radikal find. Beſeler: Wenigſtens eine gewiſſe Ver— 
tretung müſſe man den kleinen Staaten geben, zumal da deren Bevölkerung 
wechſelt, und es würde ein ſchwieriges Ab- und Zulegen eintreten müſſen, uſw. 
Gegen die Einteilung in Wahlkreiſe, bemerkt v. Laſaulx, ſteht das Bedenken, 
daß man entweder von Reichs wegen die Wahlen leiten laſſen müſſe, und 
das werde viel unnütze Beamten koſten, oder daß man jedes Territorial⸗ 
regiment damit beauftrage, und auch darum muß man die kleinen Staaten 
wählen laſſen. Zell: Es ſcheine viel Mißverſtändnis hier zu ſein; nicht die 
einzelnen Staaten, ſondern je 100 000 Seelen, und zwar deutſche Seelen, ſollen 
vertreten fein. Wigards Anſicht iſt nicht richtig. Das Reich wird, wie in 
Preußen geſchehen iſt, irgendeinen deutſchen Bürger in dem Wahldiſtrikt be- 
auftragen, Wahlkommiſſar zu ſein, und dies wird gar keine Schwierigkeit 
haben. Wenn man eventuell den einzelnen Staaten es überläßt, ſo kommt 
man immer mit dem Aberſchuß der 50 000 in Verlegenheit. Wigard: 
Wir haben anerkannt, daß die kleinen Staaten ein Anglück ſind, und um ſie 
zum Aufgehen zu veranlaſſen, haben wir ihnen die Vertretung im Staaten⸗ 
hauſe genommen; wie ſoll man ihnen nun als Staaten die Rückſicht für das 
Volkshaus gewähren? Abrigens ſei ja nicht ſeine Meinung, daß die Bevölke⸗ 
rung der kleinſten Staaten gar nicht wählen ſolle; im Gegenteil, nur ſie ſollen 
entweder durch die Kreiseinteilung oder durch Anſchluß an größere Terri⸗ 
torien (fein eventueller Vorſchlag) mitbeteiligt werden. Briegleb: Wir ver- 
handeln zweierlei Verſchiedenes zugleich. Einmal ſollen Wahldiſtrikte ge⸗ 
macht werden durch ganz Deutſchland, zweitens ſollen die kleinſten Staaten, 
wenn nicht, ſelbſtändig wählen oder angeſchloſſen werden. Wir müſſen § 11 
beachten, wonach klar iſt, daß man wahrſcheinlich, um die Verfaſſung nicht 
aufzuhalten, jetzt kein Wahlgeſetz machen wollen, alſo auch nicht Kreiſe. Daraus 
ergibt ſich aber, daß wir einſtweilen den kleinen Staaten als beſonderen Terri⸗ 
torien ihre Vertretung laſſen. Wenn es bloß gelte, ein logiſches Gebäude zu 
machen, ſo hätte Wigard recht, aber das Leben fordert anderes, zumal da 
wir im Staatenhauſe uns gerade auf dieſe Paragraphen berufen haben. 
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Simon ſtimmt für Wigard. Er wiſſe nicht, wie man mit einem Male die 
Zärtlichkeit für die kleinen Staaten habe, die ja anerkannterweiſe ſchädlich 
ſeien; er meine, man müſſe ſie auch in dieſem Zuſammenhang beſeitigen. 

Es wird bemerkt, daß § 11 vor § 10 beraten werden müſſe. Es wird fo zu 
verfahren beſchloſſen. 


S 11. Dieſer Paragraph ſcheine auf einer gewiſſen Furcht zu beruhen, be⸗ 
merkt Wigard, die Schwierigkeiten anzufaſſen, die in der Tat vorhanden 
ſind. Er wünſche, daß man ſofort das Wahlgeſetz ausarbeite, denn ohne dieſes 
ſei unſere Verfaſſung unfertig. Ahrens: Auch er ſei dieſer Meinung, denn 
das Wahlgeſetz ſei recht eigentlich der Kern der Verfaſſung. Scheller: Er 
meine ebenſo; ſo ſchwierig dies auch ſei. Das Wahlgeſetz den einzelnen Staaten 
überlaſſen, würde die größten Schwierigkeiten ſchaffen. Soll direkt oder in⸗ 
direkt gewählt werden, ſollen Erſatzmänner oder nicht? Welche Maſſe von 
Anzuträglichkeiten! Es iſt notwendig, auch dieſe Arbeit noch zu machen, wenn 
uns Eile auch noch ſo nötig. Briegleb: Das ſchnelle Erreichen des Zieles iſt 
die Hauptſache, und die Verfaſſung enthält wenigſtens die Hauptpunkte. Es 
iſt aber eine ungeheuere Mühe, die Wahlkreiſe uſw. zu machen. Dies muß 
durch die Verwaltungsbehörde gemacht werden uſw. Mittermaier findet, 
daß ihn die heutige Sitzung des Legitimationsausſchuſſes wieder überzeugt 
habe, wie notwendig es ſei, ein Wahlgeſetz zu haben uſw. Beſeler: Es bleibe 
ja jedem überlaſſen, ſolch erlei normierende Beſtimmung bei § 12 und 13 zuzu⸗ 
ſetzen. Abrigens könne es ihm ſehr wohl denkbar erſcheinen, daß gar nicht 
überall dieſelbe Form gelten werde, z. B. direkte und indirekte Wahl uſw. 
Aber um hier die angemeſſene Elaſtizität zu gewähren, iſt genauere Kunde 
notwendig, als wir haben. Es liegt uns die Pflicht ob, ſobald möglich 
etwas Feſtes hinzuſtellen, damit nicht alles breiartig aufgelöſt werde. Nicht 
das Wahlgeſetz im Detail, ſondern die Grundzüge desſelben ſind die Grund— 
lagen einer Verfaſſung. Tellkampf: Er halte es für gefährlich und bedenf- 
lich, ſchon jetzt ein allgemeines Wahlgeſetz aufzuſtellen: Wenn wir all⸗ 
gemeine, direkte Wahl ausſprechen, fo ſprechen wir damit die Republik aus. 
Er halte für Pflicht, dies offen zu ſagen; er habe es mit den erfahrenſten 
amerikaniſchen und engliſchen Staatsmännern beſprochen, und ſie ſagten ihm, 
daß mit ſolchem Wahlgeſetz die Monarchie Englands nicht ſechs Monate 
beſtehen würde. Er habe früher den glücklichen Glauben gehabt, als er in 
das Vaterland zurückgekehrt, daß das Volk reifer ſei für die Freiheit. Aber 
es ſei nicht möglich, daß aus dem Polizeidruck ein Volk ſofort in die Ne: 
publik überſpringe. In dem freieſten Staate ſei Zenſur, ſei allerlei Aus⸗ 
ſchließung. Ein ſo freies Wahlgeſetz, wie hier aufgeſtellt, exiſtiere noch nirgend 
in der Welt. Er bitte, 8 11 anzunehmen, um die Sache aufzuſchieben. Waitz: 
Er ſei durchdrungen von der Notwendigkeit eines Wahlgeſetzes. Es herrſcht 
eine unglaubliche Konfuſion jetzt, die man nicht darf fortdauern laſſen. Aber 
ebenſo ſei er mit Beſeler einverſtanden, nur ſcheine es ihm nicht notwendig, in 
dem Wahlgeſetz alles Detail aufzuführen. Wenn man einmal nicht ein Wahl⸗ 
geſetz wolle, ſo müſſe man hier allerlei hinzufügen. So werde er für direkte 
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Wahl ohne Stellvertretung ſein, aber mit Zenſus, weil ſonſt die größte Ge— 
fahr für die Freiheit, ſowohl der Anarchie wie dem Abſolutismus zu, vorliege. 
Denn es ſei inkonſequent, S 12 und 13 z. B., d. h. die allgemeine Wahl, zu be⸗ 
ſtimmen ohne die dazu notwendige Beſchränkung. Er wünſche beide Para— 
graphen hier zu ſtreichen und zwiſchen den beiden Leſungen ein Wahlgeſetz aus⸗ 
zuarbeiten. Wigard: Auch er wünſche ſchnelle Beendigung der Verfaſſung, 
aber das ſchließe nicht aus, das Notwendige zu tun. Abrigens ſei die Arbeit 
eines Wahlgeſetzes nicht ſo weitläufig, wie Beſeler gemeint habe, das gehöre 
in die Verordnungen. Tellkampfs Anſicht ſei nicht erwieſen, und wenn ſie 
ſich auf Staatsmänner ſtützt, ſo iſt deren Autorität auch nicht mehr ſo groß. 
And wenn ſich die Monarchie nicht mehr halten könnte, was wäre dann? 
Man würde dann mit Mittelchen und Pfläſterchen die Monarchie halten 
wollen, ſtatt dem Volkswillen das nachzugeben, was er fordert. Übrigens 
könne er nicht die beiden Paragraphen mit Waitz ſtreichen, denn die Grund: 
ſätze gehören in die Verfaſſung und die Ausführung ins Wahlgeſetz. Zell 
ſchlägt vor, beide Paragraphen 10 und 11 zu verbinden: 


„Die Wahl geſchieht durch das Volk. Auf je 100 000 Seelen der wirklichen 
Bevölkerung kommt ein Abgeordneter. Ein beſonderes Reichswahlgeſetz 
wird die näheren Anordnungen treffen“. 


Hiermit ſei der Verſammlung offen gelaſſen, wenn ſie ein Wahlgeſetz machen 
wolle. Abrigens wünſche er ſchon jetzt die Zentralgewalt aufgefordert, die 
Vorarbeiten für die neue Wahldiſtriktsanordnung zu machen. Er wiſſe 
übrigens aus Erfahrung, daß die Arbeit nicht fo groß iſt. Simon: Auch ihm 
ſcheine nicht möglich, kürzere Zeit zu verwenden, wenn ſo Wichtiges vorliegt. 
Es ſei nicht möglich, die Präjudizialfragen der nächſten Verſammlung zu 
überlaſſen, die ja erſt durch das Wahlgeſetz möglich werde. Scheller: Es zeige 
die Beratung, daß durch Entwerfung eines Wahlgeſetzes nicht Zeit verloren, 
ſondern gewonnen werde. Denn wenn erfahrene Männer uns die Sache zuvor 
überlegt vorbringen, kommen wir weiter, als wenn jeder ſeine Einfälle hier 
vorlegt. Wir erlangen damit, daß wir mit dieſem Entwurf ſchneller in die 
Paulskirche kommen können. Dahlmann: Er wiſſe es wohl zu wägen, was 
dafür ſpricht, jetzt ein Wahlgeſetz zu gründen, aber dagegen ſei eine Betrach— 
tung: Es ſollen die ſehr verſchiedenartigen deutſchen Verhältniſſe erſt gleich— 
artiger geordnet werden, und dazu werden die Grundrechte beitragen. Wir 
haben erſt eine nähere Einigung zu erwarten. Er wiſſe z. B. jetzt nicht nach 
gewiſſenhafter Prüfung, ob für ganz Deutſchland direkt oder indirekt zu 
wählen ſei. Er wünſche freilich direkt, aber da eingreifen zu wollen, z. B. in 
Baden, wo man mit der indirekten ſehr zufrieden, das Gegenteil zu befehlen, 
ſcheine ihm ſehr bedenklich. Ein Wahlgeſetz jetzt würde namentlich der Linken 
bei weitem ungünſtiger ſein, als wer hier einige Zeit wartete. Zu gleicher Zeit 
ſind wir ſo tief in betreff Oſterreichs in Schwierigkeit, daß wir kaum zu klaren 
Refultaten gelangen können. Allerdings aber Zuſätze wünſche auch er. 
Ahrens: Die Schwierigkeiten eines Wahlgeſetzes ſcheinen ihm nicht ſo groß, 
wie Beſeler meint. Auch er wünſche nur Hauptpunkte und das Einzelne den 
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Regierungen zu überlaſſen. Er würde für Zells Antrag ſein, wenn nicht eine 
Sache vorweg entſchieden wäre, denn es ſcheine, als ob damit die Sonder⸗ 
vertretung der kleinen Staaten ausgeſchloſſen ſei. Auch er ſei der Meinung, 
§ 12 fortzulaſſen, denn der gehöre wenigſtens zum großen Teil in das Wahl⸗ 
geſetz. Beſeler: Durch Abweichung von der Ordnung der Paragraphen 
ſind wir in ein völliges Knäuel von Verwirrung geraten. Nur wer die Sache 
nicht verſteht, könne glauben, daß die Ausarbeitung eines Wahlgeſetzes leicht 
ſei. Was Zell von Preußen anführe, ſei nicht maßgebend, da bei weitem nicht 
alle Staaten adminiſtrativ ſo wohlgeordnet ſind. Abrigens werde er gern 
gegen die Erſatzmänner ſein. Er ſei dem Prinzip nach für direkte Wahl, aber 
allerdings müſſe dann eine Beſchränkung eintreten, und er ſei weit entfernt, zu 
meinen, daß wir ohne Zenſus die Freiheit zu ſichern vermögen. Im ganzen 
wünſche er, daß man fortfahre, dieſe allgemeine Debatte zu führen, denn wir 
ſeien hier im Kern der Sache. Detmold: Auch er finde das allgemeine 
direkte Wahlrecht höchſt gefährlich; es führe nicht zur Republik, ſondern zur 
Anarchie und dann zum Deſpoten. v. Mühlfeldt: Es fer ihm neu geweſen, 
daß man, um ein Geſetz zu machen, das ſtatiſtiſche Material nicht brauche. Er 
glaube ferner nicht, daß ein allgemeines Wahlgeſetz für Deutſchland möglich 
ſei. In Oſterreich direkte Wahl würde wahrſcheinlich andere Nefultate geben 
als in Holſtein, denn der redliche Wille der gewählten 45 Bauern in Wien 
führt nicht zum Ziel. Es ſcheine ihm richtig, daß die Kommiſſion nur 
weſentliche Punkte hier aufgenommen habe. Tellkampf: Wigard habe ge- 
äußert, daß man nicht durch ein Wahlgeſetz dem Volke die Monarchie auf- 
drängen dürfe. Hätte man allgemeines Wahlgeſetz, ſo würde man zur kläg⸗ 
lichſten Anarchie kommen. Es würden Leute gewählt werden, die ohne Ein- 
ſicht und ohne Garantien wären. Man könne keine direkte Wahl ohne Be⸗ 
ſchränkung wollen. Waitz: Er könne nicht über § 12 ſtimmen, ohne zu willen, 
ob man direkt oder indirekt wählen werde. Ein allgemeines Wahlrecht mit 
indirekter Wahl iſt kein Wahlrecht mehr, und man kann alſo nicht über das 
Wahlrecht entſcheiden ohne den Wahlmodus. Er ſei übrigens auch auf das 
beſtimmteſte überzeugt, daß nicht bloß in Holſtein, ſondern überall, ſelbſt in 
Berlin und Wien, die direkte Wahl beſſere Reſultate gebe. Wenn Dahlmann 
meint, daß z. B. Baden die indirekte Wahl vorziehe, ſo könne uns das nicht 
beſtimmen, mögen ſie die behalten für ihre Kammern. Das Reich kann ſich 
auf ſolche Vorliebe einzelner Diſtrikte nicht einlaſſen. So finde er denn, daß 
dieſe Reihe von Beſtimmungen in ſich zuſammenhängend ſeien und daß man 
ſie in einem beſonderen Geſetz zuſammenſtellen müſſe, auch darum, weil er für 
dieſe Sache eine gewiſſe Beweglichkeit wünſche, da jede Modalität im Einzelnen 
das Ganze zu modifizieren bedrohe. So wünſche er Zells Antrag mit dem 
Zuſatz: „auf je 100 000 Seelen kommt ‚regelmäßig‘ uſw. ..“. Beſeler: 
Die Vorkommiſſion kann doch nicht die moraliſche Verpflichtung haben, 
etwas zu leiſten, was ſie nicht für möglich hält. Herr Waitz möge doch 
ſeine Vorſchläge formulieren; denn es ſei nicht möglich, wenigſtens für jetzt 
nicht, gemeinſame Grundlagen und Beſchränkungen zu finden. Die Kom⸗ 
miſſion habe wohl gewußt, daß es nicht anmutig ſei, negative Beſtimmungen 
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zu machen, aber es ſei überall leicht zu tadeln, aber nicht ganz ſo leicht, es 
beſſer zu machen. Es wird nichts übrig bleiben, als uns zu verſtändigen über 
die weſentlichen Punkte uſw. 


Es wurde des weiteren darüber verhandelt, wie die Führung der Verhand⸗ 
lung weiterzumachen ſei, ob eine neue Vorkommiſſion einen Entwurf für das 
Wahlgeſetz oder für dieſe Paragraphen vorlegen ſoll uſw. Beſeler beantragt 
eine beſondere Kommiſſion zum Entwurf der wahlgeſetzlichen Beſtimmungen. 
v. Soiron legt ſeine Anſicht dar, warum es nicht wünſchenswert erſcheine, 
ſchon jetzt ein neues Wahlgeſetz zu machen; namentlich führt er an, daß wir 
weder geordnete Gemeindegeſetze, noch gleichmäßige Steuerverhältniſſe haben, 
und namentlich, daß die ruhige Faſſung des Volksgeiſtes nicht von der Art ſei, 
um aus dieſer ein Allgemeines und Dauerhaftes zu beſtimmen. 


Soll nach Beſelers Antrag eine Kommiſſion erwählt werden, ſtatt an 
vorliegenden Paragraphen Vorſchläge zu machen? — Angenommen. In 
dieſe Kommiſſion wurden die Herren Scheller, Waitz und Ahrens gewählt. 


Der Cottaſche Katalog wurde! von Waitz abgeliefert. Dann wandte ſich die 
Beratung zu § 15 des Entwurfs. Tellkampf wünſcht, daß das Prinzip der 
Diäten, aber nicht die Summe derſelben ausgeſprochen werde. Ebenſo 
Ahrens. Sonſt würde er ein ſehr modifiziertes Syſtem aufſtellen zu müſſen 
glauben, namentlich ſo, daß ſolche, die daheim Bedeutendes aufgeben 
müſſen, etwas höher dotiert würden. Namentlich ſei nicht gut, daß die ſchon 
beſoldeten Beamteten nicht die vollen Diäten bekommen, denn ſonſt drängen 
ſich die Beamteten zu ſehr hinein, und man komme am Ende dahin, wie in 
Belgien, die Beamteten ganz auszuſchließen. Im allgemeinen wünſche er acht 
Gulden. v. Rotenhan: Er iſt dagegen. Schon ſieben Gulden ſei zu viel. Aber 
gar Staatsbeamten weniger geben als anderen Menſchen, ſei doch zu arg, da 
ja der Beamtete fein Haus und Familie zu Haufe läßt. Auch nicht bloß Advo⸗ 
katen verlieren; und die paar Gulden mehr entſchädigen den honetten Mann 
nicht; gar zu hohe Diäten machen die Wahl zu einer Finanzſpekulation der 
Erbärmlichen. Jürgens wünſcht, daß man zunächſt darüber abſtimme, ob die 
Summe in die Diäten hier aufzunehmen ſei. Scheller: Anfangs habe es ihm 
unangemeſſen geſchienen, die Summe der Diäten aufzuzeichnen, bei weiterer 
Aberlegung wünſche er es dringend, da überall die Meinung ſei, man ſammle 
hier große Schätze. Hiernach modifiziert ſich das Quantum; faſt drei Taler ſei 
ihm zu viel. Übrigens würde er gern dafür fein, daß die Beamten gar nichts 
erhielten, wenn deren die meiſten nicht ſo geſtellt wären, daß ſie ohne Diäten 
die Wahl nicht annehmen könnten. Waitz iſt dagegen, die Summe hier auf⸗ 
zunehmen. Es läßt ſich ebenſoviel für, wie gegen niedrige Diäten ſagen. Denn 
wer nach ſieben Gulden ſtrebt, ſtrebt auch nach fünf. Wenn wir ſehr niedrige 
Diäten ſetzen, bekommen wir teils ſehr wohlhabende, teils ſolche Wähler, die 
eben auch in dem Geringſten nach Profit ſehen. Detmold wünſcht die Diäten 
ganz zu ſtreichen. Beſeler: Auch er wolle nichts gegen die Auslaſſung der 
Summe, wenn man nur beſtimme, daß für alle Abgeordneten gleiche Diäten 
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gezahlt werden. Aber die Summe laſſe ſich ſtreiten. Die niedrige Summe könnte 
angemeſſen erſcheinen, um jeden Schein des Erwerbes von ſich abzulehnen. 
Jürgens: Er wünſche die Summe nicht in die Verfaſſung zu ſetzen, wohl 
aber jedem Staat die Beſtimmung der Summe zu überlaſſen, weil in der 
Tat die Schätzungen der Summen in Nord und Süd verfchieden find. Dahl— 
mann: Er müſſe gegen Ahrens bemerken, daß er fürchte, wir könnten aus zu 
großer Gerechtigkeit ungerecht werden; für das Nennen der Summe ſei dies 
wie ein Geſchäft mehr abgemacht; er finde nicht, daß das Nennen der Summe 
gegen den Anſtand ſei. Wigard: Detmolds Anſicht könne er nicht billigen, da 
ſie nur die Geldſäcke ins Parlament bringen würde, was doch gegen den Sinn 
der Zeit ſei. Auch gegen Ahrens ſei er, denn wenn ein Beamter Gehalt be- 
zieht, jo iſt dies fein verdienter Lohn uſw.; die Befürchtung, daß die Geld⸗ 
ſumme eine Lockſpeiſe ſein würde, daß „unbefähigte Männer“ hereinkommen, 
iſt ſchon widerlegt. Es muß die Diät nicht zu hoch und nicht zu gering ſein. 
Er wünſche überall wenig Perſonal und gute Arbeit, aber nicht zu ſchlechten 
Gehalt; geringer als ſechs Gulden könne er nicht zugeben; denn obſchon er ge- 
wohnt ſei, einfach zu leben und nicht an das Salonleben gewöhnt ſei, ſo könne 
er doch nur mit ſeinen ſieben Gulden auskommen und müſſe überdies für ſeine 
heimiſche Wirtſchaft aus ſeinem eigenen Vermögen zuſetzen, da ſein Gehalt 
nicht ausreiche ohne ſeine Arbeit. Detmold: Zwar habe ſein Vorſchlag 
keinen Beifall, doch müſſe er ihn vertreten; jedenfalls würde damit alle Lock⸗ 
ſpeiſe fortfallen. And jedenfalls beweiſe England und Frankreich von 1815 
bis 1848, daß es ohne Diäten ganz gut gehe; und iſt es den Wählern ſehr 
darum zu tun, ſo können ſie ihre Erwählten ſelbſt entſchädigen. v. Rotenhan 
beantragt auf Entſchädigung der Reifefoiten. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Detmolds Antrag auf Wegfall aller Diäten. — Verworfen. 

2. Soll über die Summe etwas in die Verfaſſung aufgenommen werden? — 

Verworfen. | 
3. Soll die Entſchädigung in einem Reichsgeſetz beſtimmt werden? — An⸗ 
genommen. 
4. Sollen die Diäten für alle Deputierten gleich ſein? — Angenommen. 


v. Rotenhan wünſcht, daß dies Geſetz gleich von uns gemacht und der 
Verfaſſung beigelegt werde. Es ſchien nicht angemeſſen, hierauf einzugehen. 

In betreff des zweiten Satzes des 8 15 wünſcht Wigard, daß die Diäten 
des Staatenhauſes wenigſtens aus der Reichskaſſe gezahlt werden. Beſeler: 
Es ſei zwar keine politiſche Prinzipienfrage, aber er müſſe doch wünſchen, daß 
das Staatenhaus von den einzelnen Staaten gezahlt werde; es gibt dies die 
richtige und bezeichnende Anſchauung des Verhältniſſes, wie man ſich ge- 
dacht. Deiters meint, es müſſen, wenn das Wahlgeſetz jeden Staat im Volks⸗ 
haus repräſentieren läßt, auch dieſe Deputierten von dem Staate bezahlt 
werden. Beſeler: Das ſei ein Mißverſtändnis, indem Deiters aus der Aus⸗ 
nahme die Regel mache. 

Soll der Satz, wie er im Entwurf ſteht, bleiben? — Angenommen. 
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v. Rotenhan macht einen Antrag, fogleich das Gefeg über die Diäten zu 
machen. Es wurden einige Meinungen darüber geäußert. Deiters meint, es 
könne mit im Wahlgeſetz ſtehen. Es wurde nicht beliebt, die beſonderen Sätze 
jetzt zu beſtimmen. Auch für die Aufnahme ins Wahlgeſetz entſchied ſich nur die 
Hälfte der Anweſenden. Abrigens ſchien es der Subkommiſſion für das Wahl⸗ 
geſetz freizuſtehen, ob ſie etwas über die Diäten vorſchlagen wollte oder nicht. 


8 16 angenommen. 
§ 17 angenommen. Wigard macht einen Zuſatz: 

„Kein Mitglied des Reichstags kann gleichzeitig Mitglied einer geſetz⸗ 
gebenden Verſammlung eines Einzelſtaates ſein“. 


Er macht auf die Abelſtände aufmerkſam, die daraus hervorgehen. Waitz 
macht bemerklich, daß die Hälfte des Staatenhauſes aus ſtändiſch Erwählten 
beſtehe; und es ſei gewiß ſehr wünſchenswert, daß im Staatenhaus Mitglieder 
der Stände ſeien. Für das Volkshaus gäbe er es zu, nicht bloß des Zeit- 
konfliktes wegen, ſondern auch wegen des Konflikts der Intereſſen, die in den 
Territorialſtänden partikulariſtiſch find und fein müſſen, wie fie im Volks⸗ 
hauſe nicht ſein dürfen. Doch verberge er ſich nicht die Schwierigkeit, und er 
wünſche, weitere Diskuſſion zu hören. v. Rotenhan findet, daß man dem 
Leben einiges zu arrangieren laſſen müſſe. Detmold: Er ſei entſchieden gegen 
Wigards Antrag. Die Zeitkonflikte werden ſich leicht meiden, und auch Waitz' 
Bedenken teile er nicht, vielmehr werde ſich fo die große Aufgabe des Vater⸗ 
landes ergänzen. Ahrens: Obſchon er wenig glücklich geweſen ſei mit ſeinen 
belgiſchen Erfahrungen, ſo müſſe er doch ſagen, daß in Belgien niemand bei 
den Ständen und im Departementsrat zugleich ſein dürfe. Es werde auch bei 
uns äußere und innere Konflikte geben. Natürlich das Staatenhaus treffe dies 
nicht. v. Mühlfeldt: Namentlich würde man eine ganze Reihe tüchtiger Leute 
von der einen oder anderen Verſammlung ausſchließen, und bald würde damit 
eine Gefährdung der Intereſſen entſtehen. Rießer: Auch ihm ſcheine dem 
Antrag ein falſches Prinzip zugrunde zu liegen; es ſei ja falſch, einen Gegen- 
ſatz, eine Konkurrenz der Teile mit dem Ganzen vorauszuſetzen, die gewiß 
nicht, wenn der erſte Abergang vorüber iſt, dauern wird. 

Der Satz von Wigard: „Kein Mitglied des Reichstages uſw.“ — wird 
verworfen. 

Ebenſo die veränderte Faſſung: „Kein Mitglied des Volkshauſes“ — 
verworfen. | 


8 18. v. Laſaulx wünſcht, daß nicht ein Drittel, ſondern nur die Hälfte zur 
Abſtimmung genüge. Briegleb macht dagegen geltend, daß noch viel ver⸗ 
derblicher wäre, das Haus leicht beſchlußunfähig zu machen. Abrigens ſcheine 
der zweite Satz in die Geſchäftsordnung zu gehören. Dahlmann: Er ſtimme 
jener Anſicht Brieglebs bei; ſehr häufig, beſonders in der erſten Stunde, fehle 
die hinreichende Zahl, und dann werden in England die leichten Geſchäfte 
abgemacht. Rießer: Auch er teile Laſaulx' Bedenken nicht; übrigens wünſche 
er, daß man nicht „die Gegenwart“ ſondern „die Teilnahme“ ſage, da bei uns 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 12 
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die Anſitte einreißt, ſich des Stimmens zu enthalten. Waitz: Er ſei doch mehr 
für die Hälfte. Die Sicherheit und Ruhe des engliſchen Parlaments wird 
uns noch lange fehlen, ja, wir werden mit allen Schwierigkeiten und Liſten des 
Parteiweſens zu tun haben, wovor in England die Loyalität ſchützt. Brieg⸗ 
leb: Für die Hälfte ſpricht ein Grund, nämlich der, daß man es der Minori⸗ 
tät in die Hand gibt, die Beſchlußnahme unmöglich zu machen. Denn wenn 
von 600 etwa 200 fehlen, wie jetzt bei uns, ſo könnte die Minorität von 100 
die Verſammlung ſprengen. Deiters: Beim Staatenhauſe könnten nach 
dieſer Beſtimmung die Deputierten eines Staates Beſchlüſſe faſſen. Ahrens: 
Indem er für die Hälfte ſpreche, glaube er notwendig, daß zugleich eine Be⸗ 
ſtimmung gemacht werde über das Nicht-Beurlauben, beſonders der Be⸗ 
amten. Wigard: Er „teile alle die Gründe, die angeführt ſind“, und füge nur 
hinzu, daß bei einem Drittel ja Minoritätsbeſchlüſſe zuſtande kommen, die 
das Volk nicht wolle. 

Soll alſo die Hälfte der Mitglieder zur Abſtimmung erforderlich ſein? — 

Verworfen; 11 gegen 10. 


Soll die Hälfte im Staaten hauf erforderlich ſein? — Verworfen. 


Soll der zweite Satz als in die Geſchäftsordnung gehörig, hier geſtrichen 
werden? — Nicht beliebt. 


8 19. Beſeler: Der Zweck dieſer Beſtimmung iſt klar; der 8 58 weicht 
in gewiſſem Maße von unſerem Prinzip ab, jedem einzelnen Staat ſein feſtes 
Recht zu geben; wir haben da der Reichsgewalt übergreifende Befugniſſe 
gegeben, wodurch ſie in der Tat die Verfaſſung ſelbſt illuſoriſch machen 
kann. Da ſcheine es nun n eine gewiſſe ſtrengere Form der Beſchluß⸗ 
faſſung zu gründen, eine Form, die ſchon denen der Anderung der Verfaſſung 
analog wird. Wir ſchützen jo die Bundesverfaſſung, ohne der Reichsgewalt 
die Möglichkeit zu nehmen, fo dringende Beſchlüſſe zu faſſen. v. Rotenhan: 
Eine ähnliche Beſtimmung in der bayriſchen Verfaſſung habe viel Streit ge: 
ſchaffen; ob die zwei Drittel nur bei dem Endbeſchluß gelten oder bei den 
einzelnen Artikeln des betreffenden Entwurfes notwendig ſeien. Mitter⸗ 
maier wünſcht, daß, auch wenn ein Mitglied ausgeſtoßen werden ſoll, zwei 
Drittel Stimmen nötig find. Tellkampf: Er ſei mit dem Prinzip einver- 
ſtanden; aber er wünſche, daß man die betreffenden Worte aus § 58 ausdrück⸗ 
lich beifüge. Rießer: Er finde hier ſehr tiefliegende Bedenken, namentlich 
ſcheine es ihm gar nicht klar in jedem Falle vorzuliegen, ob 8 58 in Anwen⸗ 
dung komme; auch haben wir in einzelnen anderen Beziehungen der Reichs- 
gewalt Befugniſſe gegeben, „ſoweit das Intereſſe und Schutz des Reiches es 
fordert“; ſollte da nicht mit gleichem Recht eine ſolche zwei Drittel-Abſtim⸗ 
mung nötig ſein? Denn die Geſetzgebung geht nicht mehr in dieſem wie in den 
Fällen von 8 58 über ihre Befugnis hinaus. Sodann ſcheint doch der Parti- 
kularismus im Staatenhauſe zu große Macht zu erhalten. Beſeler: Er könne 
dieſe Anſicht doch nicht teilen; in jenen anderen Kompetenzen des Reiches iſt 
die Sache nicht bedenklich. Aber wenn es weiteres Abergreifen gilt, ſo muß 
ſtreng gehemmt werden. Ahrens: Er müſſe doch wünſchen, daß man ſich mit 
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der einfachen Mehrheit begnüge, damit die Einführung des Beſſeren nicht zu 
ſehr erſchwert werde. v. Laſaulx behält ſich vor, auch hier ſtatt „der Hälfte“ 
noch geſteigert zwei Drittel der ſämtlichen Mitglieder zu ſetzen. Tellkampf: 
Schon um den hinreichenden Schutz den einzelnen Staaten und Fürften zu 
ſichern, ſei ihm dieſer Paragraph ſehr wichtig. 

1. Sollen ſtatt der Hälfte zwei Drittel der Mitglieder nötig ſein? —Verworfen. 

2. Soll wenigſtens die Hälfte der Mitglieder nötig ſein? — Angenommen; 
nicht: Wigard, Mittermaier, Schüler. 

3. Sollen zwei Drittel der anweſenden Mitglieder als Mehrheit notwendig 
ſein (wie im Paragraph ſteht)? — Angenommen. a 

Es wird dann zu Rotenhans Bemerkung übergegangen. Es fragt ſich, ob 
bei Annahme jedes einzelnen Artikels eines derartigen Entwurfes und ſeiner 
Amendements uſw. immer nach zwei Dritteln gezählt werde. Briegleb: Er 
verſtehe dieſen Paragraphen nicht ſo, denn die Annahme der einzelnen Artikel 
iſt immer nur eine vorläufige, und nur die Abſtimmung über die Summe der 
angenommenen Artikel iſt die definitive. Tellkampf: Nach dem gewöhn— 
lichen Gang iſt das richtig; und er glaube, das genüge auch für unſere Fälle. 

Soll alſo mit jenem Paragraphen nur die Haupt- und Schlußbeſtim⸗ 
mung über das ganze Geſetz gemeint ſein? — Angenommen. 

Bevor man in Beratung des Entwurfes fortfährt, kommt! die Frage zur 
Diskuſſion: Wie der Ausſchuß ſich zu den wegen Mediatiſierung der kleinen 
Staaten eingebrachten Anträgen zu verhalten habe, ob dieſelben an einen 
Ausſchuß, an welchen, oder an die Zentralgewalt zu verweiſen ſeien? 

Bei der Abſtimmung wird die Frage: 

Soll die Angelegenheit an einen Ausſchuß und zwar an den Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß verwieſen werden? — einſtimmig bejaht. 

Man fährt hierauf in Beratung des Entwurfes fort. 

§ 20. Nießer trägt auf Streichung der „Adreſſe“ an, als welche ſich 
von ſelbſt verſtehe. Ahrens ſtellt den Antrag: Daß den beiden Häuſern auch 
noch das droit d'enquéte beigelegt werde. 

Bei der Abſtimmung wird Rießers Antrag einſtimmig verworfen; der 

Antrag von Ahrens angenommen. 

§ 21. Auf Waitz' Antrag wird beſchloſſen, dieſen Paragraphen bis nach 
Diskuſſion des § 22 auszuſetzen. 

§ 22. Wigard ſtellt den Antrag, daß dem Reichstage ausſchließlich das 
Recht der Geſetzgebung, der Regierung nur ein ſuspenſives Veto zuſtehen 
ſolle. Nach Brieglebs Vorſchlag wird über die einſchlagenden Fragen in 
folgender Weiſe abgeſtimmt: 

1. Soll in den Fällen, welche der § 22 aufzählt, die Abereinſtimmung der 
Regierung erforderlich ſein? — Mit großer Mehrheit bejaht. Wigard 
enthält ſich der Abſtimmung. 

In der 84. Sitzung d. 28. Oktober. In dieſer Sitzung Protokollführer Detmold. 


Droyſen reiſte am 27. Okt. nach Berlin, von wo er am 8. November zurückkehrte. 
Vgl. unten das Tagebuch. 
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2. Soll es bloß heißen: Ein Reichstagsbeſchluß iſt in folgenden Fällen 
erforderlich? — Mit großer Mehrheit abgelehnt. 
Es bleibt ſonach bei der Faſſung des Entwurfs. Man [geht] hierauf auf 
die einzelnen Punkte des § 22 ein. 
Zu Nr. 1. v. Rotenhan trägt darauf an, auch den Fall des § 29 des 
Abſchnittes von der RNeichsgewalt aufzunehmen. — Allgemein zugeſtanden. 
Wigard ſtellt den Antrag: Wegen der authentiſchen Interpretation einen 
Zuſatz aufzunehmen. 
Bei der Abſtimmung abgelehnt; jedoch unter dem Vorbehalte, daß in 
den Motiven etwas darüber bemerkt werden ſolle. 


Zu Nr. 2. Deiters ſtellt den Antrag: Daß auch wegen des Kontrahierens 
von Schulden etwas hinzugefügt werde. 


Bei der Abſtimmung wird gefragt: 

1. Soll das Kontrahieren von Schulden Gegenſtand der Neichsgeſetz⸗ 
gebung ſein? — Abgelehnt. 

2. Soll das Kontrahieren von Anlehen Gegenſtand der Reichsgeſetzgebung 
ſein? — Angenommen, salva redactione. 


v. Mühlfeldt ſtellt den Antrag: 
Matrikularbeiträge aufzunehmen. — Angenommen. 


Wigard ſtellt den Antrag, daß die Regelung des Finanzhaushaltes ledig⸗ 
lich Sache des Volkshauſes ſein ſolle. 
Bei der Abſtimmung wird die Frage: 
Soll das Volkshaus allein die Budgetfrage entſcheiden? — verneint. 
Es bleibt ſomit bei der Faſſung des Entwurfes. 


Nr. 3. Ohne Anderung angenommen. 

Die Beratung wird! fortgeſetzt über § 22. Zu Nr. 4: Es ſollen die Fälle 
in S8 23. 35. 37 des Abſchnitts von der Reichsgewalt hier aufgeführt werden, 
da die Bezugnahme auf die Paragraphen wegfällt. 

Waitz wird das Nachbringen eines Antrages zu 8 22 Nr. 4 in dem Sinne 
vorbehalten, daß bezüglich der Schiffahrtsabgaben (§ 23 der Reichsgewalt) 
die Genehmigung auch der Reichsregierung vorbehalten bleiben ſoll. 

Zu Nr. 5. Schüler behält ſich Minoritätsgutachten vor, in Rückſicht des 
von ihm im Kapitel von der Reichsgewalt geſtellten Minoritätsgutachtens. 


Zu Nr. 6. Wigard will für alle Verträge, eventuell für alle Friedens⸗ 
verträge die Zuſtimmung des Reichstages vorbehalten wiſſen. Ahrens 
ſchließt ſich an. Dahlmann ſpricht dagegen. Nießer gibt zu bedenken, ob 
nicht eine Notifikation durch das Staatenhaus vorzubehalten ſei. Hergen⸗ 
hahn weiſt auf die entſprechende Stelle der belgiſchen Verfaſſung hin. Be⸗ 

In der 85. Sitzung am 28. Oktober. In dieſer und der folgenden Sitzung Protokoll⸗ 


führer Briegleb. Falls Briegleb ſich nicht verſchrieben hat, haben alſo am 28. Oktober 
zwei Sitzungen, die 84. und 85., ſtattgefunden. 
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ſeler rechtfertigt den Entwurf; man ſolle die Regierungsgewalt nicht zu ſehr 
lähmen und ſchwächen. Briegleb hält die Beſtimmung Nr. 6 für über⸗ 
flüſſig; es reiche aus, wenn die Abernahme von Laſten und die Geltung der 
Friedensbeſtimmungen im Lande von der Geſetzgebung abhänge. Hergen— 
hahn ſchließt ſich an. v. Mühlfeldt und andere widerſprechen. Nach einigen 
Verhandlungen wird auf Brieglebs und Beſelers Antrag beſchloſſen, den 
Punkt auszuſetzen und Herrn Ahrens zu beauftragen, in nächſter Sitzung 
die betreffende Beſtimmung der belgiſchen Konſtitution vorzutragen. 


Zu Nr. 7. Der Satz: 
„oder auf andere Weiſe mit Deutfchland völkerrechtlich verbunden werden“ 
wird abgeſtrichen, und ſtatt deſſen in 8 hinter dem Wort „einverleibt“: 
„oder auf andere Weiſe mit demſelben verbunden“ eingeſchaltet werden. 


Schüler hält es für unpaſſend, der Abtretung deutſchen Gebiets zu ge— 
denken. Hergenhahn fragt, ob deshalb die Reichsregierung allein verfügen 
dürfe? Simon bemerkt, daß die der Nr. 6 zu gebende Faſſung die Nr. 8 
erledigen könne. Es wird vorbehalten, in dieſem Falle auf Nr. 8 zurück⸗ 
zukommen, und wird Nr. 8 in folgender Faſſung angenommen: 

„Wenn deutſche Landesteile abgetreten oder wenn dem Reiche neue Gebiete 
einverleibt, oder auf andere Weiſe mit demſelben verbunden werden ſollen“. 


Zu Nr. 6. Beſeler proponiert! salva redactione den Zuſatz 
„und überhaupt völkerrechtliche Verträge, inſofern fie das Reich be⸗ 
laſten“. — Angenommen. 


Zu Nr. 4. Waitz bemerkt, die hier verlangte Zuſtimmung der Reichs⸗ 
gewalt zu Schiffahrtsabgaben könne nur von der Reichsregierung erteilt 
werden, eine Mitwirkung des Parlamentes ſei nicht nötig. Der Ausſchuß iſt 
hiermit einverſtanden. 


Zu Nr. 6. Mittermaier wirft die Frage auf, ob die in § 10 der Reichs: 
gewalt vorbehaltene Genehmigung der Reichsgewalt zu Verträgen der 
Einzelſtaaten der Reichsregierung zuſtehe, oder eine Mitwirkung des Neichs⸗ 
tages erfordert werde. Beſeler: Die Subkommiſſion nehme das erſtere an. 


Weiter zu § 22. Dahlmann gibt zu erwägen, ob nicht hinzuzuſetzen fein 
möge eine Beſtimmung dahin, daß über die Frage, ob eine Einzelverfaſſung 
der Reichsverfaſſung widerſpreche, die drei Gewalten zu entſcheiden haben. 
Rießer: Die Sache gehöre vor das Reichsgericht. Bei Einſicht der be— 
treffenden Stelle findet ſich, daß dieſer Fall im Kapitel vom Reichsgericht 
8 2 Nr. 1 vorgeſehen iſt. Beſeler: Die Sache werde im Abſchnitt „von der 
Gewähr der Verfaſſung“ zu behandeln ſein. Hergenhahn will einen Zuſatz 
zu § 22 Nr. 1 gemacht haben. Dahlmann: Es könne die Einzelverfaſſung 
unvereinbar ſein mit der Geſamtverfaſſung, ohne daß der Einzelſtaat Kon⸗ 
flikt erhebe, z. B. wenn Altenburg mit Zuſtimmung des Herzogs ſich zur 
Republik erklärte und dies mit einer monarchiſchen Geſamtverfaſſung nicht 


1 In der 86. Sitzung am 30. Oktober. 
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vereinbar gefunden würde. Auf Jürgens Antrag wird die ganze Frage 
an die Vorkommiſſion für nochmalige Prüfung und Stellung etwaiger be- 
ſtimmter Anträge verwieſen. Mittermaier beantragt, daß eine Beſtim⸗ 
mung aufgenommen werde, wer Amneſtie in betreff Verbrechen gegen das 
Reich erteilen könne. Der Ausſchuß iſt entgegengeſetzter Anſicht. 


Da 822 erledigt, geht man nunmehr! zu dem ausgeſetzten 821 über. Ahrens 
beantragt folgenden Zuſatz: „Iſt ein Beſchluß von einem Hauſe zweimal dem 
anderen vorgelegt und von dieſem verworfen, fo treten beide Häuſer zu⸗ 
ſammen und es wird alsdann über den Vorſchlag mit zwei Drittel der Stim⸗ 
men entſchieden“. Detmold ſtellt dazu den Verbeſſerungsantrag: „Iſt ein 
Beſchluß von einem Hauſe zweimal dem anderen vorgelegt und von dieſem 
verworfen, ſo entſcheidet die Anſicht des Volkshauſes“. Bei der Abſtimmung 
wird der Antrag von Ahrens verworfen. Detmold zieht feinen Verbeſſe— 
rungsantrag zurück, den Schüler aufnimmt und der bei der Abſtimmung dann 
ebenfalls verworfen wird. Der Paragraph ſelbſt wird einſtimmig angenommen. 


8 23. Wigard ſtellt den Antrag: „Der Reichstag verſammelt ſich jedes 
Jahr am erſten Montag im Oktober zu Frankfurt a. M., ſolange über Zeit 
und Ort nicht etwas anderes geſetzlich feſtgeſtellt wird“. Scheller trägt ſpeziell 
auf Beſtimmung des Ortes der Verſammlung des Reichstages an und ſtellt 
den Antrag, daß dazu Erfurt auserſehen werde. Nießer ſtellt den Antrag 
auf den Zuſatz: „inſofern nicht eine beſtimmte Zeit durch ein Reichsgeſetz 
fixiert wird“ (salv.redact.). Ahrens ſtellt in betreff der Zeit den Antrag, zu 
beſtimmen: „im Laufe des Monats Oktober“. Simon ſtellt den Antrag, in 
betreff der Zeit fo zu beſtimmen: „im Laufe der Monate Oktober oder No= 
vember“. Deiters ſtellt den Antrag, ſtatt der beantragten Bezeichnung des 
Ortes zu ſetzen: „an dem Sitze der Reichsregierung“. Tellkampf ſtellt den 
Antrag, zu beſtimmen, daß dieſer Ort einer der kleineren Städte des mittleren 
Deutſchlands ſein müſſe. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag von Nießer (Zuſatz: „inſofern 
nicht eine beſtimmte Zeit durch ein Reichsgeſetz fixiert wird“) angenommen, 
der Antrag von Wigard (der erſte Montag im Oktober), der Antrag von 
Ahrens (im Laufe des Monats Oktober), der Antrag von Simon (im Laufe 
der Monate Oktober oder November) abgelehnt. 

Bei der Abſtimmung über den Ort wird der Antrag von Deiters (ſtatt 
Nennung eines beſtimmten Ortes zu ſagen: „am Sitze der Reichsregierung“) 
angenommen, womit ſich die Anträge von Wigard (Frankfurt a. M.), 
Scheller (Erfurt) und Tellkampf vorläufig erledigen. Der Paragraph ſelbſt 
mit obigen Zuſätzen angenommen. 


§ 24. Ahrens ſtellt den Antrag, daß auch das Staatenhaus von der Reichs⸗ 
gewalt ſolle aufgelöſt werden können. Wigard ſtellt den Antrag auf den 
Zuſatz: „Im Falle der Auflöſung iſt der Reichstag binnen drei Monaten wieder 


In der 87. Sitzung am 31. Oktober. Von hier an bis zur 92. Sitzung einſchließlich 
Protokollführer Detmold. 
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einzuberufen“. Bei der Abſtimmung wird der Paragraph ſelbſt angenommen, 
der Antrag von Ahrens abgelehnt, der Antrag von Wigard angenommen. 


§ 25. Briegleb ſtellt den Antrag, den Paragraphen präziſer zu formu— 
lieren: „Mit der Auflöſung des Volkshauſes iſt das Staatenhaus bis zur 
Wiedereinberufung des Reichstags vertagt“. Tellkampf ſtellt den Antrag 
auf Zuſätze, nämlich: | 

„a. Die Vertagung der Sitzungsperiode wird in der Regel durch die 

Abereinkunft beider Häuſer beſtimmt. Falls fie ſich über die Zeit der Ver: 

tagung nicht einigen können, wird die Beſtimmung über die Vertagung 

durch das Reichs oberhaupt getroffen. 

b. Keines der beiden Häuſer kann während der Sitzungsperiode ohne 
die Zuſtimmung des anderen Hauſes auf mehr als drei Tage ſich vertagen 
noch die Sitzung nach einem anderen Platze verlegen, als wo beide Häuſer 
ihre Sitzungen halten“. 

Schreiner ſtellt den Antrag: „Beide Häuſer werden zu gleicher Zeit er— 
öffnet, und ihre Sitzungsperiode ſchließt zu gleicher Zeit“ (Salva redactione). 
Schüler ſtellt den Antrag: „Die Sitzungsperioden der beiden Häuſer ſind 
dieſelben“ (Salva redactione). 

Bei der Abſtimmung wird der Schülerſche Antrag angenommen. 

Man ging hierauf zu der Wahl einer Kommiſſion über, welche die dem Ver— 
faſſungsausſchuſſe überwieſenen Anträge über Mediatiſierungen begutachten 
ſollte, und wurden dazu gewählt: Die Herren Rießer, Beſeler und Hergenhahn. 

Man fährt! in Beratung des Entwurfs, und zwar des in voriger Sitzung 
angefangenen 825, fort. Zu dem von Tellkampf dazu beantragten Zuſatz a. 
ſtellt Beſeler den Gegenantrag: „Die Regierung beſtimmt das Ende der 
Sitzungen des Reichstags“. Wigard beantragt dazu den Zuſatz: „in Über- 
einſtimmung mit dem Reichstage“. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag Tellkampfs abgelehnt, Wigards 
Zuſatz zu Beſelers Antrag abgelehnt, Beſelers Antrag aber angenommen. 

Tellkampf modifiziert ſeinen Zuſatz dahin, daß kürzere Vertagungen nur 
gemeinſchaftlich von beiden Häuſern ſollen vorgenommen werden können. 
Waitz ſtellt den Antrag, nichts darüber in die Verfaſſung aufzunehmen. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag von Waitz angenommen. 


8 26. Wigard ſtellt den Antrag, den letzten Satz (für die Dauer einer 
ganzen Sitzungsperiode) wegzulaſſen und das Nötige in die Geſchäftsordnung 
aufzunehmen, eventualiter aber eine kürzere Periode feſtzuſetzen, etwa alle 
vier Wochen. 

Bei der Abſtimmung, die getrennt über die beiden Sätze des Paragraphen 
ſtattfindet, wird der Paragraph unverändert angenommen. 


8 27. v. Mühlfeldt beantragt den Zuſatz: „Die Abhaltung vertraulicher 
Sitzungen hängt von dem Beſchluſſe eines jeden der beiden Häuſer ab“. 
Mittermaier beantragt den Zuſatz: „Die Geſchäftsordnung eines jeden 


In der 88. Sitzung d. 1. November. 
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Hauſes beſtimmt, unter welchen Bedingungen vertrauliche Sitzungen ein⸗ 
treten können“. Schreiner beantragt: „Eine vertrauliche Sitzung findet ſtatt, 
wenn auf Antrag von 50 Mitgliedern die Verſammlung ſolches beſchließt“. 
Ahrens trägt auf Annahme der in der belgiſchen Verfaſſung darüber ent⸗ 
haltenen Beſtimmung an unter Modifikation der Mitgliederzahl. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag von Mittermaier angenommen. 


8 28. Ahrens beantragt den Zuſatz: „und entſcheidet über die Zulaſſung 
ſeiner Mitglieder“. 
Bei der Abſtimmung wird der Zuſatz von Ahrens angenommen. 


Tellkampf ftellt den Antrag, hier einen Paragraphen einzuſchalten, dahin⸗ 
lautend: „Die Mitglieder beider Häuſer leiſten einen Eid auf die Verfaſſung“. 
Dahlmann trägt darauf an, hier über dieſe Sache wegzugehen, und dieſelbe 
in dem Abſchnitte „Von der Gewähr der Verfaſſung“ zu berückſichtigen. 


Bei der Abſtimmung wird die Frage: 


Soll hier etwas über einen Eid der Mitglieder beider Häuſer aufgenom- 
men werden? — bejaht. 


Beſeler trägt darauf an, die Formulierung der darüber aufzunehmenden 
Beſtimmung der Vorkommiſſion zu überweiſen. — Angenommen. 


829. Tellkampf beantragt den Zuſatz: „Jedes Haus hat das Recht, 
ſeine Mitglieder für ungebührliches Betragen zu beſtrafen und mit Aberein⸗ 
ſtimmung von zwei Drittel der Anweſenden der Mitgliedſchaft für verluſtig 
zu erklären“. Beſeler trägt für den Fall, daß beſchloſſen würde, über dieſe 
Sache hier etwas aufzunehmen, darauf an, die Formulierung der Beſtim⸗ 
mung darüber wieder an die Vorkommiſſion zu verweiſen. 


Bei der Abſtimmung wird die Frage: 
Sollen Beſtimmungen über Beſtrafung von Diſziplinarvergehen bis 


zur Ausſchließung hier aufgenommen werden? bejaht, ebenſo die Fra ge: 
Soll die Sache an die Vorkommiſſion verwieſen werden? 


Briegleb ſtellt den Antrag zu dem Zuſatz: „Es iſt verboten, den Häuſern 
des Reichstages Bittſchriften in Perſon oder durch Deputierte zu über⸗ 
reichen“ (salva redactione). 

Bei der Abſtimmung angenommen. 


Artikel VII. 830. Deiters beantragt, um die Schuldhaft auszuſchließen, 
den Zuſatz: „wegen ſtrafrechtlicher Anſchuldigungen“. 
Bei der Abſtimmung angenommen. 


§ 31. Ohne Zuſatz angenommen, nur mit der Verbeſſerung: „Sitzungs- 
periode“ ſtatt: „Sitzung“. 

832. Waitz weiſt darauf hin, daß bei der Redaktion das Wort: „Mitglied“ 
vielleicht näher zu beſtimmen ſei, da es ſich frage, ob ein zum Abgeordneten 
Gewählter, auch wenn er noch nicht eingetreten, Mitglied genannt werden könne. 

Der Paragraph ohne Anderung angenommen. 
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8 33 ohne Anderung angenommen. 
Artikel VIII. S 34 ohne Änderung angenommen. 


8 35. Mittermaier trägt darauf an, die Verpflichtung der Miniſter 
zum Erſcheinen in den Häuſern auch auf das Erſcheinen in den Ausſchüſſen 
auszudehnen, zieht den Antrag jedoch auf erhobene Einwendungen zurück. 
Der Paragraph ohne Anderung angenommen. 


8 36. Waitz fragt, ob die Reichsminiſter auch Mitglieder des Staaten⸗ 
hauſes ſein können? Briegleb ſtellt den Antrag, den ganzen Paragraphen 
zu ſtreichen. 

Bei der Abſtimmung wird Brieglebs Antrag angenommen, der Para- 
graph alſo geſtrichen. Deiters ſtellt den Antrag, zu beſtimmen, daß die 
Reichsminifter nicht Mitglieder des Staatenhauſes fein können, vorbehältlich 
des Platzes, der einer ſolchen Beſtimmung in der Verfaſſung anzuweiſen. 

Bei der Abſtimmung wird der Deitersſche Antrag angenommen. 


In der heutigen Sitzung der Nationalverſammlung waren diejenigen ver— 
ſchiedenen Anträge, welche zu dem § 12 ff. des Abſchnittes von der Reichs- 
gewalt teils vom Wehrausſchuſſe, teils von einzelnen Mitgliedern geſtellt 
worden waren, an den Verfaſſungsausſchuß verwieſen worden, um über die 
formelle Behandlung der Sache gutachtlich zu berichten!. Es wurde daher 
dieſer Gegenſtand? in Verhandlung genommen und war Obriſt Stavenhagen 
als Berichterſtatter des Wehrausſchuſſes gegenwärtig. 

Mittermaier, als Berichterſtatter über den Abſchnitt von der Reichs- 
gewalt, berichtet über die verſchiedenen Amendements und ſtellt den Antrag: 
„Der Ausſchuß möge bei der Nationalverſammlung anheimgeben, in der 
vom Verfaſſungsausſchuß vorgeſchlagenen Weiſe über die betreffenden 
Paragraphen zu beraten“. Wigard, Simon und Schüler ſtellen den 
Antrag, ſtatt der betreffenden Paragraphen folgende Faſſung aufzunehmen: 
„Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung, Leitung, Unterhaltung und Ver— 
fügung über die geſamte bewaffnete Macht Deutſchlands. Der Abſchnitt 
über die Reichswehr beſtimmt die Organiſation der bewaffneten Macht“. 
Beſeler trägt darauf an, daß die in der Nationalverſammlung wegen for— 
meller Behandlung der Sache geſtellten Anträge und präjudiziellen Amende⸗ 
ments hier verleſen und darüber abgeſtimmt werde. Detmold trägt darauf 
an: Den in der heutigen Sitzung der Nationalverſammlung geſtellten Antrag 
des Grafen Schwerin bei der formellen Behandlung zugrunde zu legen, dem- 
nach die Paragraphen des Verfaſſungsausſchuſſes zur Beratung zu bringen, 
neben ihnen die parallellaufenden Anträge des Wehrausſchuſſes und der ein: 
zelnen Mitglieder, das zweite, von den Herren Blum, Wigard und Schüler ge— 
ſtellte Minoritätserachten aber als Ganzes bis zur Beratung des Wehrgeſetzes 
auszuſetzen, wobei es aber dieſer Minorität natürlich freiſtehe, die einzelnen 
Beſtimmungen ihres Minoritätserachtens als Verbeſſerungsanträge zu den 
parallelen Paragraphen des Verfaſſungsausſchuſſes einzubringen. 


1 Vgl. Sten. Ber. 4,3019. 
2 In der 89. Sitzung d. 2. November. 
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Scheller ſtellt den Antrag: „Es ſollen die SS 12—20 der Reihe nach zur 
Beratung gebracht, und dem Wehrausſchuß, der zweiten Minorität (Blum, 
Wigard, Schüler) und den übrigen vier Antragſtellern überlaſſen werden, 
bei jedem einzelnen Paragraphen ihre Gegenanträge vorzubringen“. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag der Herren Simon, Schüler, Wigard 
verworfen, der Beſeler-Detmoldſche Antrag angenommen. 

Stavenhagen als Berichterſtatter des Wehrausſchuſſes bezeichnet nun 
die Anträge des Wehrausſchuſſes, wie ſolche ſich an die betreffenden Para⸗ 
graphen des Verfaſſungsausſchuſſes anlehnen ſollen, nämlich: 

Statt 812 die 8Sa.b. e. f. g(e in neuer Faſſung), ſtatt § 13 die 88 c. d; 
die SS 14 und 17 fallen weg; die 88 15 und 16 bleiben unverändert! 


Waitz ſtellt den Antrag, nicht in die Diskuſſion über die Sache ſelbſt ein⸗ 
zugehen, da vorausſichtlich Einigung zwiſchen dem Verfaſſungs- und dem 
Wehrausſchuß nicht zu erreichen ſein werde, die Diskuſſion aber viel zu weit 
führen werde. 

Bei der Abſtimmung wird dieſer Antrag von Waitz angenommen. 

Mittermaier erklärt, daß er nach ſeiner Anſicht als Berichterſtatter des 
Verfaſſungsausſchuſſes den zweiten Satz des § 13 nicht werde verteidigen 
können, und trägt darauf an, ſtatt desſelben den § d des Wehrausſchuſſes 
anzunehmen. § d des Wehrausſchuſſes mit den Zuſätzen und Anderungen: 

„Diejenigen Staaten, welche als Kontingent weniger als 6000 Mann 
ſtellen, geben in bezug auf das Heerweſen ihre Selbſtändigkeit auf und 
werden in dieſer Beziehung entweder unter ſich in größere Ganze ver- 
ſchmolzen, welche dann unter der unmittelbaren Leitung der Reichsgewalt 
ſtehen, wo eine ſolche Verſchmelzung nicht angemeſſen, einem angrenzenden 
größeren Staate angeſchloſſen. In beiden Fällen uſw.“. 

Bei der Abſtimmung wird Mittermaiers Antrag vorbehältlich der Zuſätze 
angenommen. 

Scheller trägt auf den Zuſatz an: „oder wo eine ſolche Verſchmelzung 
nicht angemeſſen“. 

Bei der Abſtimmung angenommen. 

Simon beantragt als Zuſatz die Erklärung, daß ein Reichswehrgeſetz er- 
laſſen werden ſolle. 

Bei der Abſtimmung abgelehnt. 

Mittermaier trägt darauf an: der Verfaſſungsausſchuß möge dem erſten 
Satz des erſten Minoritätserachtens zuſtimmen. 

Bei der Abſtimmung angenommen. 

Zur Beratung ſtehen? verſchiedene Punkte, die das Verhältnis des Reichs- 
tages uſw. betreffen und die zurückgeſchoben waren. 

Zuerſt kommt zur Verhandlung der Antrag Schülers, dahin lautend: 

„Ein Mitglied des Volkshauſes, welches nach ſeiner Erwählung im 
Amt eine Beförderung, eine Auszeichnung oder eine Zulage von der Reichs⸗ 


Die Anträge find abgedruckt Sten. Ber. 5,3174 ff. Haßler 6,11 1ff. 
2 In der 90. Sitzung d. 4. November. 
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gewalt oder von einer Einzelregierung annimmt, muß ſich einer neuen 
Wahl unterwerfen; er behält jedoch ſeinen Platz im Volkshauſe, bis die 
neue Wahl ſtattgefunden hat“. 


v. Rotenhan ſtellt den Verbeſſerungsantrag, daß von einer ſolchen Be— 
ſtimmung die Reichsminiſter und Mitglieder des Reichsminiſteriums aus- 
genommen werden ſollen. Beſeler ſtellt eventualiter für den Fall der An⸗ 
nahme des Schülerſchen Antrages den Antrag, den Schülerſchen Antrag dahin 
zu modifizieren: 

„Ein Mitglied des Volkshauſes, welches nach ſeiner Erwählung ein 

Amt oder eine außerordentliche Beförderung uſw. annimmt“ (alſo Aus- 

ſchluß von ordentlicher Beförderung, Auszeichnung und Zulage). 


Ahrens ſtellt den Antrag, den Schülerſchen Antrag auch auf die Mit⸗ 
glieder des Staatenhauſes auszudehnen. 

Bei der Abſtimmung wird der Schülerſche Antrag zerlegt: Es ſoll 1. 
das Verhältnis, d. h. die Ernennung von ſeiten der Reichsgewalt, 2. die von 
ſeiten der Einzelſtaaten zur Abſtimmung gebracht werden und die einzelnen 
Fragen auf die einzelnen Punkte des Antrages (Amt, Beförderung, Aus— 
zeichnung und Zulage) gerichtet werden. 


1. Hinſichtlich der Ernennung von ſeiten der Reichsgewalt. 

a. Soll ein Mitglied des Volkshauſes ſich einer neuen Wahl unter⸗ 
werfen, wenn dasſelbe ein Amt von der Reichsgewalt annimmt? — 
Bejaht. 

b. Auch wenn ein Mitglied eine Beförderung erhält? — Bejaht. 

ec. Auch wenn eine Auszeichnung? — Verneint. 

d. Auch wenn eine Zulage? — Verneint. 


Die Frage: Behält ein ſolches Mitglied in den Fällen sub a. b feinen Platz 
im Volkshauſe, bis die neue Wahl ſtattgefunden hat? wird bejaht. 
2. Ernennungen von ſeiten der Einzelſtaaten. 
a. Soll ein Mitglied des Volkshauſes ſich einer neuen Wahl unter⸗ 


werfen müſſen, wenn es von einem Einzelſtaate ein Amt erhält? — 
Verneint. 


Da die Frage a. hinſichtlich des Amtes verneint worden, kommen die 
übrigen Fragen b. c. d nicht weiter zur Abſtimmung. 

3. Der Antrag von Ahrens. Zu demſelben regt Beſeler die Frage an: 
Ob Mitglieder des Staatenhauſes, wie ſie (nach früherem Beſchluſſe) nicht 
Reichsminiſter fein können, ſo von der Reichsgewalt überhaupt kein ſtändiges 
Amt ſollen annehmen dürfen? Die Frage wird aber nicht entſchieden. Ahrens 
zieht ſeinen Antrag zurück. 

Es kommt ſodann zur Beratung die an die Vorkommiſſion zurückver⸗ 
wieſene Angelegenheit des von den Mitgliedern des Staatenhauſes auf die 
Reichsverfaſſung abzuleiſtenden Eides. Die Vorkommiſſion proponiert 
folgende Formel: 
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„Ich ſchwöre, die Reichsverfaſſung getreulich zu beobachten und mit 
allen Kräften aufrechtzuerhalten“. 


Dahlmann als Mitglied der Vorkommiſſion proponiert „die deutſche 
Reichsverfaſſung“. Simon trägt auf Streichung des zweiten Satzes der 
Formel an. Deiters will ſtatt: „Ich ſchwöre“ einen für Mennoniten nicht 
anſtößigen Ausdruck, z. B.: „Ich gelobe“ ſetzen, ferner geſtrichen haben: „mit 
allen Kräften“. Die Deitersſche Bemerkung wegen des Wortes: „Ich ſchwöre“ 
und deſſen Anſtößigkeit für Mennoniten ſoll in die Motive aufgenommen 
werden. Bei der Abſtimmung wird die dieſerhalb angeregte Frage („Ich 
ſchwöre“ oder „Ich gelobe“) für den betreffenden Paragraphen der Grund— 
rechte bei deren bevorſtehender zweiter Leſung vorbehalten. Der Deitersſche 
Antrag, zu ſtreichen: „mit allen Kräften“, wird ohne Abſtimmung angenom⸗ 
men, der Simonſche Antrag, den zweiten Satz zu ſtreichen, abgelehnt, Dahl⸗ 
manns Antrag, zu ſetzen: „deutſche Neichsverfaſſung“, angenommen. 

Wegen einer ferneren, an die Vorkommiſſion zurückverwieſenen Angelegen⸗ 
heit, nämlich wegen der Diſziplinargewalt der Häuſer des Reichstages über 
ihre Mitglieder, proponiert die Vorkommiſſion Annahme folgender Be⸗ 
ſtimmung (etwa als § 28 b aufzunehmen): 

„Jedes Haus hat das Recht, feine Mitglieder wegen unwürdigen Ver— 
haltens im Hauſe zu beſtrafen und äußerſten Falles auszuſchließen. Das 
Nähere beſtimmt die Geſchäftsordnung jedes Hauſes. Eine Ausſchließung 
kann nur dann ausgeſprochen werden, wenn die Hälfte ſämtlicher Mitglieder 
an der Abſtimmung teilnimmt und eine Mehrheit von Zweidritteilen der 
Stimmen ſich dafür entſcheidet“. 

Der Vorſchlag wird ohne Diskuſſion angenommen. 


Dahlmann berichtet über eine ebenfalls an die Vorkommiſſion zurück⸗ 
verwieſene Angelegenheit, nämlich über die in der Neichsverfaſſung nieder⸗ 
zulegende Befugnis, gegen einzelne Beſtimmungen von Partikular⸗Ver⸗ 
faſſungen Einſprache zu erheben, und ſtellt den Antrag, die ganze Frage bis 
zu dem Abſchnitt „Von der Gewähr der Reichsverfaſſung“ hinauszu⸗ 
ſchieben. — Angenommen. | 


Wigard fragt an: | 

1. Ob ein befonderer Abſchnitt „Vom Budget des Reiches“ werde vor— 
gelegt werden? — Vom Vorſitzenden bejaht. 

2. Wie es mit der Polizeigewalt ſtehe, welche der Reichstag an dem Orte 
ſeiner Verſammlung zu üben habe? — Soll bei der Frage vom Sitze 
der Reichsregierung erledigt werden. 

3. Ob organiſche Verwaltungsbeſtimmungen lediglich der Reichsregierung 
zuſtehen oder ob auch der Reichstag dabei zu konkurrieren habe? und 
ſtellt, da dieſe Frage nicht in genügender Weiſe ihm beantwortet wird, 
den Antrag, in § 22 sub Nr. 1 beizufügen: „worunter auch die Feſt⸗ 
ſetzung organiſcher Verwaltungseinrichtungen begriffen it”. — Bei der 
Abſtimmung wird dieſer Antrag abgelehnt. 
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Beſeler ſtellt den Antrag: 
Aber dieſen Punkt etwas in die Motive aufzunehmen. — Angenommen. 


Tellkampf fragt: Ob nicht zu der Ernennung der höchſten Reichsbeamten, 
namentlich der Geſandten, die Zuſtimmung des einen oder anderen Hauſes 
des Reichstages nötig ſei? Er ſtellt einen desfallſigen Antrag, zieht denſelben 
aber wieder zurück, um ihn bis zum Abſchnitt von der Reichsregierung zu ver⸗ 
ſchieben. 


Die zweite Leſung der Grundrechte 


Auf der Tagesordnung! ſteht die Beratung des Entwurfs zur Vorlage 
für die zweite Leſung der Grundrechte des deutſchen Volkes?. 

Wigard fragt an, wie es bei dieſer zweiten Leſung mit den in der Na— 
tionalverſammlung abgelehnten Minoritätsvotis ſtehe? Man einigt ſich ohne 
Abſtimmung dahin, daß die alten Majoritäts⸗ und Minoritätsanſichten und 
Erachten als ſolche hier nicht mehr ſollten vorgebracht werden können, daß 
vielmehr bei dieſer zweiten Leſung Majorität und Minorität ſich nur auf den 
neu vorliegenden Entwurf beziehen ſollen. 

Da man zur Diskuſſion über das Einzelne übergeht, wird vorab beſchloſſen, 
[daß] die unter der Rubrik „Modifizierte Faſſung“ vorangeſtellte „Aber— 
ſicht“ nur als Note hinzugefügt werden ſolle. Desgleichen wird beſchloſſen, 
in dieſer Aberſicht sub J ſtatt „Reichs- und Staatsgenoſſenſchaft“ zu ſetzen: 
„Reichs⸗ und Staatsbürgerrecht“. Ebenſo sub VIII ſtatt: „Eigentum und 
Gutsbeſitz“ zu ſetzen: „Eigentum und Grundbeſitz“. 

Artikel I. S 1. Simon ſtellt den Antrag, den § 1 zu ſtreichen und ſtatt 
deſſen den Eingangspaſſus des Einführungsgeſetzes zu ſetzen. Bei der Ab— 
ſtimmung wird der Antrag auf Streichung des § 1 abgelehnt. Der Antrag, 
den Eingangspaſſus des Einführungsgeſetzes, wie ſolcher früher den Grund— 
rechten voranſtand, wieder an die Spitze des ſelben zu ſetzen, wird angenommen. 

§ 2. Ohne Diskuſſion angenommen. Die Note desgleichen. 


§ 3. Simon ſtellt den Antrag, das letzte Alinea zu ſtreichen. Schüler 
ſtellt den Antrag, im letzten Alinea ſtatt: „erſchwerende Bedingungen“ zu 
ſetzen: „leichtere“, und ſtatt: „ſich gefallen laſſen muß“ zu ſetzen: „in Anſpruch 
nehmen kann“. Beſeler ſtellt den Antrag, das dritte und vierte Alinea 
wegzulaſſen. Scheller ſchließt ſich dem Antrage an mit dem Zuſatzantrag, 
den hier zu ſtreichenden Paſſus in das Einführungsgeſetz aufzunehmen. 
Rieger ſtellt den Antrag, nur das erſte Alinea ſtehen zu laſſen, den Neſt 
zu ſtreichen, das zweite und dritte Alinea, jedoch unter Weglaſſung des Zu— 
ſatzes, in das Einführungsgeſetz aufzunehmen. Nach langer Diskuſſion ſtellt 
Beſeler den Antrag, die Beratung zu ſchließen, die Abſtimmung aber erſt 
morgen vorzunehmen. Dieſer Antrag Beſelers wird abgelehnt. Abſtimmung: 

1. Soll das dritte Alinea: „Bis zur . ..“ uſw. inkluſive des Zuſatzes ganz 
wegfallen? — Abgelehnt. 


1 Der 91. Sitzung d. 6. November. 
2 Anlage 3 a und b. 
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2. (Schellers Antrag): Soll das dritte Alinea inkluſive des Zuſatzes in 

das Einführungsgeſetz angenommen werden? — Abgelehnt. 

3. Soll das dritte Alinea ohne den Zuſatz in das Einführungsgeſetz aufgenom- 
men werden? — Dieſe Frage wird nicht beantwortet, vielmehr die obigen beiden 
Abſtimmungen kaſſiert und eine neue Abſtimmung in folgender Weiſe beliebt: 

1. Soll der Zuſatz: „inſoweit nicht ... muß“ geſtrichen werden? — Bejaht. 

2. Soll das dritte Alinea: „bis zur . ..“ geſtrichen werden? — Bejaht. 

Der Vorſitzende bringt! zunächſt die in der heutigen Sitzung der National⸗ 
verſammlung vorgefallenen Interpellationen? wegen der zwei im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß vakanten Plätze zur Sprache, und beſchließt man, daß der National⸗ 
verſammlung angezeigt werden ſolle, der Ausſchuß werde eheſtens feine Er- 
gänzungsliſte vorlegen, daß man aber mit Einbringung derſelben bis zur Be— 
endigung der gegenwärtigen Beratung der Grundrechte warten wolle. 

Man fährt hiernach in Beratung der Grundrechte fort. 


§ 4. Deiters beantragt folgende Faſſung: 
„Jeder Deutſche iſt in jedem Einzelſtaat in bürgerlichem, peinlichem und 
Prozeßrechte den Angehörigen dieſes Staates gleich zu behandeln“. 


Derſelbe nimmt dieſen Antrag jedoch zurück, und wird nach einiger Dis 
kuſſion der Paragraph in folgender Faſſung angenommen: 

„Kein deutſcher Staat darf zwiſchen ſeinen Angehörigen und anderen 

Deutſchen einen Anterſchied im bürgerlichen, peinlichen und Prozeßrecht 
machen, welcher die letzteren als Ausländer zurückſetzt“. 


85. Ahrens beantragt Streichung dieſes Paragraphen als im Wider⸗ 
ſpruch mit 8 3. Deiters ſtellt den Antrag, den Paragraphen ſo zu faſſen: 
„Die Aufnahme in das Staatsbürgertum eines deutſchen Staates darf 
keinem unbeſcholtenen Deutſchen verweigert werden, der ſich in demſelben 
niederläßt“. 


Bei der Abſtimmung wird der Antrag von Deiters abgelehnt, ſodann 
der Paragraph ſelbſt angenommen. Simon ſtellt den Antrag, den 8 5 gleich 
nach § 3 und vor § 4 zu ſetzen. Dieſer Antrag wird angenommen. 


86 — angenommen mit der Redaktionsänderung: 
„ſoweit nicht hierdurch erworbene Privatrechte verletzt werden ...“. 


8 7 — angenommen. 


Artikel II. S 8. Detmold ftellt den Antrag, das dritte Alinea: „Alle Titel 
uſw.“ zu ſtreichen. — Angenommen. . 
Jürgens ſtellt den Antrag (urſprünglich von Briegleb herrührend), die 
beiden Alinea 1 und 2 zu ſtreichen und den Reft des Paragraphen fo zu faſſen: 
„Vor dem Geſetze gilt kein Anterſchied der Stände. Alle Standesvor— 
rechte ſind abgeſchafft. Die Deutſchen ſind vor dem Geſetze gleich“. — An⸗ 
genommen. 


in der 92. Sitzung d. 7. November. 
2 Sten. Ber. 4,3140. 
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Simon ſtellt den Antrag, im letzten Alinea das Waffenrecht wieder auf— 
zunehmen. — Abgelehnt. Deiters ſtellt den Antrag, in demſelben Alinea die 
Beſtimmung wegen Abſchaffung der Stellvertretung zu ſtreichen. — Abgelehnt. 

Art. III. 89. Simon ſtellt den Antrag, im zweiten Alinea zu ſtreichen: 
„ſpäteſtens“. — Angenommen. 

Simon ſtellt den Antrag, das letzte Alinea ſo zu faſſen: 

„Im Falle einer widerrechtlich verhängten oder verlängerten Gefangen— 
ſchaft iſt der Schuldige und nötigenfalls der Staat dem Verletzten zur 

Genugtuung und Entſchädigung verpflichtet“. — Angenommen. 


Beſe ler fragt an, ob das vierte Alinea (Entlaſſung gegen Bürgſchaft) auch 
auf das Verhältnis im Heere, namentlich in betreff von Diſziplinarvergehen, 
desgleichen in der Marine Anwendung finden ſolle? Beſeler ſtellt den Antrag, 
im vierten Alinea zu ſtreichen: „ſchweren“ (peinlichen Vergehens). — Abgelehnt. 

Detmold ſtellt den Antrag, wegen des von Beſeler angeregten Bedenkens 
über Anwendung des § 9 auf Heer und Marine eine Beſtimmung in das 
Einführungsgeſetz aufzunehmen. Eine Beſchlußnahme über dieſen Antrag 
wird bis zur nächſten Sitzung aufgeſchoben. 

Zunächſt wurde! von dem Vorſitzenden ein Antrag der königlich württem— 
bergiſchen Zentralſtelle für Gewerbe und Handel, den Schutz der deutſchen 
Arbeit gegen fremde Konkurrenz betreffend, vorgelegt. 

Sodann wurde zu §9 der Grundrechte übergegangen. Die Subkommiſſion 
berichtete über die Bedenken, die in betreff der Habeaskorpusakte für das 
Militär⸗ und Seeweſen erhoben wurden. Sie ſchlägt vor: 

„Die für das Heer- und Seeweſen erforderlichen Modifikationen dieſer 

Beſtimmungen werden beſonderem Geſetz vorbehalten“, 
und zwar iſt dieſer Zuſatz zum Schluß von § 9 anzufügen, ſowie im Ein⸗ 
führungsgeſetz anzudeuten, daß bis zum Erlaß dieſes Geſetzes die bisherigen 
Beſtimmungen in Gültigkeit bleiben ſollen. 

Es wurde dieſer Zuſatz mit 12 unter 19 Stimmen angenommen. 

§ 10. Die Bemerkung der Nota, daß dieſer Paragraph nicht in die Grund- 
rechte gehöre, ſchien mehreren unangemeſſen. Namentlich wünſchte Mitter- 
maier auch darum dieſen Paragraphen in die Grundrechte aufgenommen, 
weil die Verſammlungen in Berlin und Wien zum Teil aus Rückſicht auf 
unſere Beſchlüſſe [ihn] angenommen. Wigard: Er müſſe bekennen, daß in 
ſeinen Kopf, er müſſe denn ſehr verrückt und beſchränkt ſein, eine ſolche Straf— 
art nicht hineinwolle. Es ſei das Necht auf das Leben, das hier dem Staats— 
bürger garantiert werde, ſowie das auf Ehre in den danebenſtehenden Be— 
ſtimmungen. Dieſe wichtige Sache aus dem Grund hier wegzulaſſen, weil es 
nicht in die Grundrechte gehöre, ſondern in das Strafrecht, ſcheine ihm nicht 
angemeſſen. Rießer: Da dieſer Paragraph mit großer Stimmenmehrheit 
angenommen worden, ſo ſcheine es nicht wünſchenswert, ihn hier zu ſtreichen. 

Es wird abgeſtimmt: Soll der Paragraph geſtrichen werden? — Verworfen. 

Soll die Nota geſtrichen werden? — Sie iſt geſtrichen. 

In der 93. Sitzung d. 10. November. 
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§ 11. Beſeler bemerkt, daß Reichenſperger ihm mitgeteilt habe, daß im 
Amendement ſtatt „Verbrechens“ „Verbrechers“ gedruckt worden; es werde 
nicht ſchwer ſein, dies aufzunehmen. Ebenſo werde das „ſpäteſtens“ geſtrichen 
und ſtatt „vorgewieſen“ „zugeſtellt“ zu ſchreiben ſein. Scheller meint, ein 
Verbrechen auf friſcher Tat ſei nicht techniſch richtig. Die beiden anderen 
Verbeſſerungen finde er angemeſſen. Übrigens mache er noch auf einen Am⸗ 
ſtand aufmerkſam: In dieſem und im vorigen Paragraphen ſei die Meinung, 
daß Verhaftung und Hausſuchung auch ohne richterlichen Befehl vorgenom⸗ 
men werden könne. Der Wortlaut ſcheine aber denſelben ſtets vorauszuſetzen, 
auch wenn der richterliche Befehl erſt nach 24 Stunden beigebracht werde. 
Er ſchlage alſo vor, in dieſem und dem vorigen Paragraph zu ſagen: 

„nur auf Grund eines bereits erlaſſenen oder binnen 24 Stunden nach 
der Verhaftung zu erlaſſenden Befehls“. 


Mittermaier: Er ſei von Praktikern darauf aufmerkſam gemacht, daß 
hier etwas vergeſſen ſei. Wenn ein Verbrecher ſich in ein Haus flüchtet, ſo 
würde ihn das Hausrecht ſchützen, wenn wir hier nicht eine Modifikation ein⸗ 
treten laſſen, wie denn in England dergleichen ausdrücklich ausgeſprochen iſt. 
Er ſchlage vor: 


„Anverletzlichkeit der Wohnung iſt kein Hindernis zur Verhaftung eines 
gerichtlich Verfolgten“. 

Deiters: Wir haben urſprünglich Derartiges gehabt, aber es iſt in der 
Debatte fallen gelaſſen worden. Beſeler erwähnt der ausführlichen Ver⸗ 
handlungen in der Paulskirche, und daß namentlich die rheiniſche Praxis 
ſich hier befriedigend ausgebildet habe. v. Rotenhan: Wer mit dem Schutz 
des Waldeigentums betraut iſt, der wird wiſſen, daß da ohne Hausſuchung 
nicht zu Ende zu kommen iſt. Er wünſche zu wiſſen, ob die anweſenden Juriſten 
meinen, daß die nachforſchenden Forſtbeamten hier unter der Firma des Ver⸗ 
brechens auf friſcher Tat nachgehen und ſuchen dürfen, um ſo mehr, da die 
Holzdiebſtähle zum Teil nicht als Verbrechen, ſondern als Vergehen gelten. 
Es wurde von mehreren Seiten erwidert, namentlich erwähnt Zell, daß es 
nie heiße crime flagrant, ſondern ſtets delit flagrant, und ebenſo ſei bei uns 
Verbrechen der umfaſſende Ausdruck. Mittermaier erklärt, daß in der Vor⸗ 
beratung über dieſe Frage mit Leue und Reichenſperger ausdrücklich die 
Meinung geweſen ſei, daß ganz im gewünſchten Sinne der Schutz eintreten 
könne. Ahrens: Ihm enthalte dieſer Paragraph teils nicht genug, teils zu 
viel. Es ſei eine ſeltſame Wendung, „auf friſcher Tat verfolgen“. Man ſage 
nur „Ergreifen“. Doch wolle er nicht weiter auf das Materielle eingehen. 
Scheller: Im franzöſiſchen Recht heißt es ſtets en cas de flagrant delit, 
d. h. zu deutſch: Verfolgung eines friſchen Verbrechens, ſo wenig das freilich 
unſerer Rechtsſprache angemeſſen iſt. Er wünſche, daß dieſe Worte im Para⸗ 
graphen ſtehen bleiben, wie ſie ſtehen. Die Holzdiebſtähle anlangend, könne es 
nicht zweifelhaft ſein, daß ſie mit dem hier gebrauchten allgemeinen Ausdruck 
mitbegriffen find, zumal da wir in Deutſchland für die Strafgeſetzübertreter 
nur den Ausdruck Verbrecher haben. Am meiſten müſſe er vor dem Antrag 
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Ahrens warnen, nach dem das „auf friſcher Tat“ fortbleiben ſolle. Wir 
würden damit der Polizei Tür und Tor öffnen. Dahlmann ſchlägt vor: 
„außer im Falle der friſchen Tat“. 

Mittermaier: Er fürchte nur, daß dies kein Ausdruck ſei, der in Ge— 
ſetzen vorkommt. Beſeler: So werden die Geſetze ihre Sprache nach den 
Grundrechten ändern. Ein anderes Bedenken macht das von Mittermaier 
erwähnte Amendement, doch offenbar nur mißverſtanden. 

Es wurde beſchloſſen, das Wort „ſpäteſtens“ zu ſtreichen, ſowie am Schluß 
ſtatt vorgewieſen zu ſagen „zugeſtellt“, ebenſo zu ſagen ſtatt „auf Grund“ „in 
Kraft“. 

Dann Schellers Antrag: „eines bereits erlaſſenen oder zu erlaſſenden Be— 
fehles“. 

Beſeler erwähnt, daß ausdrücklich in der Debatte bemerkt ſei, daß man 
durch dieſelbe den Wortlaut im Sinne, wie dieſe Verbeſſerung lautet, inter- 
pretiert wiſſen wolle. 

Angenommen mit 11 unter 20 Stimmen. 

Man bemerkt, daß mit dieſer Abſtimmung der Nachſatz dieſes Para: 
graphen im Widerſpruch ſtehe. Scheller widerſpricht dieſem Widerſpruch: 
Der richterliche Befehl ſoll nicht bloß erlaſſen, ſondern auch zugeſtellt werden. 
Waitz: Er erkenne die Nichtigkeit der Gründe an, aber nicht ſo die Schönheit des 
Stils; es ſei doch gar ſehr tautologiſch im Ausdruck. Wir meinen gewiß nicht, 
daß ein ſchon erlaſſener richterlicher Befehl erſt in 24 Stunden zugeſtellt wer- 
den ſoll, ſondern die 24 Stunden ſind nur dann nötig, wenn der Befehl nicht 
bereits erlaſſen iſt. Anſer Satz iſt ganz nach dem belgiſchen, und da iſt es ver— 
botenus, wie wir es haben, ohne daß je Mißverſtändnis iſt. Simon: Es fer in 
dem von Scheller Geſagten etwas Materielles, aber was er eben nicht billige. 
Nur im Falle der friſchen Tat, ſonſt nie, ſoll die Hausſuchung vorgenommen 
werden; nach Schellers Antrag würde die Hausſuchung polizeilich möglich ſein 
auch ohne friſche Tat. Hergenhahn: Wäre man dieſer Anſicht von Simon, fo 
müßte eine andere Redaktion genommen werden, da die vorliegende aus— 
drücklich anders verſtanden worden iſt. Scheller: Was Simon eben vor— 
getragen, iſt der größte Beweis dafür, daß eine andere Redaktion gemacht 
werden müſſe. Denn das, was Simon meint, hat nicht geſagt werden ſollen. 
Wir meinten ausdrücklich, daß Hausſuchungen entweder auf richterlichen Be— 
fehl oder mit nachträglicher Vorlegung desſelben vorgenommen werden 
können. Beſeler: Die Sache iſt entſchieden nicht ſo, wie Simon meint, hier 
und in der Paulskirche aufgefaßt. Was hätten dann die 24 Stunden für 
einen Sinn? Denn wenn ein gerichtlicher Befehl ſchon ausgeſtellt iſt, warum 
ſoll er nicht gleich zugeſtellt werden können? Simon: Dann könne er nur 
Herrn Scheller ſehr beitreten. Rießer: Er könne die 24 Stunden nicht wohl 
anders verſtehen, als Simon getan. Er ſtelle auch gänzlich in Abrede, daß der 
Paragraph von der Verhaftung eine Analogie dazu biete, denn die Polizei 
kann den in Verwahrung genommenen Mann freigeben, wenn der Richter den 
Befehl nicht gibt; aber eine Hausſuchung anſtellen, heißt etwas ganz anderes. 
Jedenfalls ſei der Ausdruck „in Kraft eines zu erlaſſenden Befehles“ ſehr 
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wenig logiſch. v. Rotenhan: Auch er finde den Ausdruck ſehr unklar. Mitter⸗ 
maier: Er habe früher erklärt, daß auf dieſe Manier kein Regieren möglich 
ſei. Er ſchlage vor: 

„Die Hausſuchung kann nur auf dem Grund eines richterlichen, mit Grün⸗ 
den verſehenen Befehles erfolgen, ausgenommen in den Fällen, in welchen 
ein auf friſcher Tat ergriffener Verbrecher von den hierzu berechtigten Be⸗ 
amten verfolgt wird, oder wo die Geſetze die Hausſuchung auch ohne richter— 
lichen Befehl geſtatten“. 


Waitz: Gegen Simon und Wigard ſtimme er ganz mit Beſeler. Aller⸗ 
dings hätten Wigard und ſeine Freunde im Ausſchuß gegen dieſe Anſicht 
opponiert, aber die Majorität ſei klar geweſen. Er verkenne die Schwierigkeit 
nicht, die zum Teil in dem weit feineren en vertu liegen. Ahrens: In Belgien 
macht man die Sache ſo: Die Polizei geht, wenn ſie jemand verhaften will, 
zum Präſidenten. Der ſagt, verhafte, wenn du es verantworten kannſt, und 
innerhalb der nächſten 24 Stunden ſtellt er den Befehl aus. Tellkampf: In 
England, wo wir doch unſer Muſter hernehmen müſſen, iſt in „übelberüch⸗ 
tigten Häuſern“ die polizeiliche Hausſuchung zu aller Zeit frei. Abrigens 
finde er bedenklich die Beifügung von Gründen; denn dazu iſt in der Regel 
keine Zeit. Beſeler: Wir haben offenbar durch die Übertragung der Regeln 
der Verhaftung auf die Hausſuchung die Sache ſo ſchwierig gemacht, wie 
ſie nun liegt. In beiden Fällen ſind die Verhältniſſe ſehr andere. Wir müſſen 
wiſſen, ob wir in dieſer Analogie bleiben oder etwas Neues verſuchen wollen. 
Übrigens ſcheine ihm dieſe Sache keine Parteiſache zu fein. Denn das Poli: 
tiſche der Hausſuchung iſt durch den 8 12 beſeitigt. Es handelt ſich hier nur 
darum, daß man dem Verbrecher kein Privilegium gebe. Scheller: Er gebe 
gern zu, daß ſeine Worte nicht die glücklichſten ſind. Er ſtimme deshalb mit 
Beſeler, die Sache der SEHEN zu überweiſen, nicht um das Materielle 
zu ändern, fondern um die Form zu ändern. Rießer: Er finde dieſelben An⸗ 
ſtände bei dem Paragraphen der Verhaftung, wogegen Beſeler bemerkt, daß 
die Verhaftung durch die polizeiliche Verwahrung in anderer Lage ſei. Abrigens 
ſei er nicht der Meinung, daß die Vorkommiſſion ſich des Materiellen zu 
enthalten habe, denn es handle ſich doch wahrlich um große und weſentliche 
Dinge. And wir ſind verpflichtet, dergleichen der Paulskirche nicht vorzu⸗ 
enthalten. Auch könne fie auf 8 9 zurückgehen, wenn es ihr nötig ſcheine. 

Es wurde in dieſem Sinne beſchloſſen und Herr Mittermaier erſucht, der 
Vorkommiſſion zuzutreten. 


§ 12. Es fragt ſich nur, ob der Ausdruck Briefgeheimnis beizubehalten. 
Der Ausdruck Poſtgeheimnis ſei vielleicht korrekter, wurde bemerkt, doch 
nicht gewöhnlich. Scheller: Das allein Richtige ſei: „Das Geheimnis der 
der Poſt anvertrauten Briefe“. Mittermaier: Die Faſſung, wie wir ſie 
urſprünglich hatten, iſt in allen Abteilungen in Wien und Berlin angenom⸗ 
men. Rießer: Mit dem ausführlichen Ausdruck Schellers würde [man] den 
Zuſatz überflüſſig machen, denn dann würde [es] ſich nur darum handeln, daß 
die Poſt als ſolche nicht das Geheimnis der Briefe verletzt. 


93. Sitzung 10. November 1848. Zweite Leſung der Grundrechte 195 


Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll es heißen: „das Geheimnis der der Poſt anvertrauten Briefe“? 2 — 
„ 

Soll es heißen: „Poſtgeheimnis“? — Nicht angenommen. 

5 Soll es heißen nach der früheren Faſſung der Grundrechte: „Das Brief— 
geheimnis iſt gewährleiſtet; die bei ſtrafgerichtlichen Anterſuchungen und 
in Kriegsfällen notwendigen Beſchränkungen ſind durch die Geſetzgebung 
feſtzuſtellen“? — Angenommen. 


Es fragt ſich noch, ob das „mit Gründen verſehen“ auch hier angenommen 
werde. Gewiß, wurde bemerkt, daß gerade bei der Poſt nicht viel Zeit übrig 
ſei, motivierte Befehle zu erlaſſen. Tellkampf: Alle Befehle der Art, die 
er geſehen, ſind ſchon im voraus gedruckt, und die Poſt ſchreibt nur den 
Namen bei. 

4. Sollen alſo die Worte „mit Gründen verſehen“ auch hier aufgenommen 

werden? — Wurde verworfen. 

5. Soll, wie Mittermaier vorſchlägt, hinzugefügt werden, wie es in der 
preußiſchen Verfaſſung heißt, [Die] Anſchuldigung bezeichnenden“]!? — 
Dieſer Antrag wurde zurückgezogen. 

8 13. Simon widerſprach der Weglaſſung von „bildliche Darſtellung“. 
v. La ſaulx: Wenn Karikaturen witzig find, jo wird fie jeder gern ſehen, aber 
daß man das Recht der Karikaturen unter die Grundrechte aufnehme, ſcheint 
ihm denn doch zu charakteriſtiſch für unſere Zeit. Simon: Selbſt nach der 
alten Bundesverfaſſung war eine Zenſur dieſer Dinge nicht vorhanden. Die 
Subkommiſſion zog ihren Vorſchlag zurück. Mittermaier: Die öſter⸗ 
reichiſche Faſſung ſcheint ihm beſſer ufw. Simon wünſcht, daß es ſtatt 
„Meinung“ „Gedanken“ heiße. v. Laſaulx: Das ſcheine gefährlich, da nicht 
jeder Gedanken habe. 

Es wurde ſomit der urſprüngliche Ausdruck der Zuſammenſtellung ber- 
geſtellt. 

Im weiteren Verlauf des Paragraphen hatte die Vorkommiſſion einge⸗ 
ſchoben „durch vorbeugende Maßregeln“ in der Meinung, daß nur dies in 
der Meinung der Abſtimmung gelegen habe. Wigard hält dieſe Worte für 
ganz überflüſſig, Tellkampf für ſehr nötig. Übrigens ſei das Wort „Staats— 
auflagen“ ſehr bedenklich. Es müſſe wenigſtens „beſondere“ hinzukommen. 
Waitz: Er ſehe in dieſem Paragraphen nichts als ein Denkmal unſerer ver- 
gangenen Zeit. Abrigens ſei er nicht der Meinung, für dieſen Satz zu ſtim⸗ 
men, ſondern er werde ein Amendement einbringen. Dahlmann: Er finde 
den Ausdruck „vorbeugende Maßregeln“ nicht angemeſſen, denn gewiß ge— 
höre die Nennung des Namens des Druckers dahin. Nießer: Die maßloſe 
Fülle in dieſem Paragraphen ſcheine ihm denn doch einigermaßen beſchränkt 
werden zu müſſen, da offenbar die Meinung nicht wenig verbreitet ſei, daß 
auch nicht einmal Strafe für die Preſſe mehr vorhanden ſei. Beſeler: Es 
ſei nicht möglich, mit ſo maßloſen Freiheitsrechten zu prozedieren; dieſe 
Faſſung des Paragraphen ſtamme weſentlich von Römer, und eben der habe 
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ihm eben jetzt geſchrieben, daß ihn dieſe Dinge nicht wenig „genierten“. Ebenſo 
ſei die „völlige Freigebung des buchhändleriſchen Gewerbes“, die man in 
dieſem Paragraphen gefunden habe, höchſt unangemeſſen. Tellkampf: Ge⸗ 
wiß liege dieſe Mißdeutung in den Worten des Paragraphen nahe, und es 
ſei eine ſtrengere Faſſung gewiß nötig. Daß die freie Preſſe ſuspendiert werden 
könne, iſt in Zeiten des Krieges und der Rebellion gewiß notwendig. Die 
Wirkung der ganz freien Preſſe ſei doch ſeltſam. In Amerika ſagt man, es 
ſtehe nebeneinander die freie Preſſe und der freie Stock, denn nur die Prügel 
bleiben übrig als Genugtuung für perſönliche Beleidigung. Beſeler ſtellt 
die Frage, ob nach dieſem Grundrechte das Plakat geſtattet ſei. Wigard: 
Er ſehe, daß man in das Materielle eingehe und werde dann aber ſein Mi⸗ 
noritätserachten wieder vorbringen. 


Zur Abſtimmung: 

1. Soll das Wort: „ſuspendiert“ geſtrichen werden? — 11 gegen 9 Stim⸗ 
men: Es wird geſtrichen. 

2. Sollen die Worte: „durch vorbeugende Maßregeln“ geſtrichen werden? 
— Sollen bleiben. 

3. Soll es heißen „beſondere Staatsauflagen“? — Der Antrag wurde aus 
Rückſicht auf 2 zurückgenommen. 


In betreff des von Römer Gewünſchten hatte der Ausſchuß nicht die Mei⸗ 
nung, ſich weiter einzulaſſen. 

Scheller berichtete! über mehrere Eingaben, die ohne Bedeutung für den 
Ausſchuß und feine Aufgabe ſchienen. 

In Beziehung auf die Grundrechte legt Deiters eine andere Faſſung für 
8 Lor; 


„Eine Hausſuchung iſt nur geſtattet: 1. in Kraft eines richterlichen Be⸗ 
fehles, 2. im Fall der Verfolgung eines auf friſcher Tat betroffenen Ver⸗ 
brechers durch den geſetzlich berechtigten Beamten, 3. in den Fällen, wo 
das Geſetz ausnahmsweiſe anderen Beamten auch ohne richterlichen Be— 
fehl dieſelbe geſtattet“. 

Wigard bemerkt, daß das 3. die ganze Garantie der Freiheit wieder auf: 
hebt, denn auf dieſem Wege kann alles wieder eingeführt werden. Mitter- 
maier: Er antworte mit dem belgiſchen Abgeordneten: Wenn Sie keine 
Garantie mehr in den Geſetzen finden, die das Volk mitmacht, dann iſt Ihnen 
nicht zu helfen. Detmold: Er ſei ſehr wenig mit der Tendenz einverſtanden, 
die Spitzbuben zu ſichern, aber man brauche, wenn Steuer- und Forſtbeamte 
die Hausſuchung machen dürfen, ja nur derartige Beamte hinzuziehen. 
Briegleb: Man müßte die Geſetze doch herzlich ſchlecht machen, wenn man 
in dem Geſetz nicht immer den Zweck der Hausſuchung berückſichtigte. Nach 
Malzdefraudation ſuchend, wird man gewiß nicht die Papiere eines Mannes 
durchmuſtern. Aberhaupt, wir wollen fo viel Sicherheit der Freiheit als mög⸗ 
lich; aber ohne Geſetze zu regieren, iſt nicht möglich, und nur Geſetze ſind der 
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Schutz der Freiheit, zumal wenn dieſelben künftig unter der öffentlichen 
Kritik gemacht werden. Wigard ſchlägt vor: „in den Fällen und Formen“. 
Zell wünſcht: „in den Fällen der Verfolgung auf friſcher Tat“ oder „im 
Fall der friſchen Tat durch den zur Verfolgung geſetzlich berechtigten Be— 
amten“. 

Es war noch der Zuſatz in Vorſchlag: „Anverletzlichkeit der Wohnung iſt 
kein Hindernis zur Verhaftung eines gerichtlich Verfolgten“ in Beratung. 
Briegleb: Wenn man dieſe Worte aufnimmt, ſo ſchließt man um ſo ſicherer 
alle anderen Fälle aus. Die Hausſuchung an ſich iſt als unerlaubt angeſehen, 
und wir dürfen die anderen Fälle nicht mehr aufnehmen. Mittermaier: Es 
iſt dieſer Satz notwendig, wenn man nicht ein ganz unſinniges Aſylrecht 
etablieren will. Deiters: Es ſei dieſer Satz gar keine Hausſuchung; ein Be⸗ 
amter könne zufällig in einem Hauſe einem ſteckbrieflich Verfolgten gegen— 
überſitzen, ſoll er ihn dann nicht verhaften dürfen? 


Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll der Satz: „die Anverletzlichkeit der Wohnung iſt kein Hindernis 
zur Verhaftung eines gerichtlich Verfolgten“ aufgenommen werden? — 
Angenommen. 

2. Soll es heißen: „die Hausſuchung iſt nur geſtattet 1. in Kraft eines 

rich terlichen Befehls“? — Angenommen. 

Soll es noch hiezu heißen: „mit Gründen verſehenen“? — Angenommen. 

Soll es heißen: „2. im Falle friſcher Tat durch den zur Verfolgung 

geſetzlich berechtigten Beamten“? — Verworfen. 

5. Soll es heißen: „2. im Falle der Verfolgung auf friſcher Tat durch 
den geſetzlich berechtigten Beamten“? — Angenommen. 

6. Soll es heißen: „3. in den Fällen und Formen, in welchen dieſelbe das 
Geſetz ausnahmsweiſe anderen Beamten auch ohne richterlichen Befehl 
geſtattet“? — Angenommen. 


Scheller macht darauf aufmerkſam, daß es noch fehle, daß der richter— 
liche Befehl müſſe zugeſtellt werden. Briegleb: Die Herren mögen nicht 
überſehen, daß es allgemeine Hausſuchungen gibt, und daß nicht jedem ein 
Befehl zugeſtellt werde. Der Befehl iſt auch nichts anderes als eine Anzeige 
der Beſchuldigung, die in der Hausſuchung gar nicht zu liegen braucht. 
Waitz: Auch er meine, daß wir nichts mehr hinzuzufügen haben, da wir gerade 
dieſe Weitläufigkeit und Zweideutigkeit durch die neue Redaktion haben ver- 
meiden wollen. Wigard iſt entgegengeſetzter Anſicht. Es liege in dem ſchrift— 
lichen Befehl eine notwendige Garantie. Auch Scheller meint, daß der 
richterliche Befehl notwendig dieſe Wirkung habe. Man muß etwas in Hän⸗ 
den haben, worauf man Remonſtrationen uſw. ſtützen kann. Für die Fälle 
aber, wo die Polizeibehörde ſchleunige Hausſuchung machen müſſe, iſt Nr. 3; 
da mögen die einzelnen Staaten zuſehen, wie weit ſie ihre Geſetze zugunsten 
der Polizeilichkeit formulieren wollen. Abrigens müſſe Ahnliches auch bei 
§ 12 nachgetragen werden. Briegleb: Es werden drei verſchiedene Sachen 
diskutiert. Einmal, ob der Befehl mit Gründen verſehen ſein ſoll, ſodann, 
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ob der Befehl zugeſtellt werden ſoll. Der Sprecher unterläßt, feine Rede zu 
vervollſtändigen. 
Es wird abgeſtimmt: 

Soll es heißen ad 1: „in Kraft eines richterlichen mit Gründen ver- 
ſehenen Befehles, welcher entweder ſofort oder in 24 Stunden dem Beteilig⸗ 
ten zuzuſtellen iſt“? — Angenommen. 

Ebenſo wird beſchloſſen, ad 1. 2. 3 hinzuzufügen, daß jede Hausſuchung, 
wo es tunlich, mit Zuziehung von Hausgenoſſen erfolgen müſſe. 


§ 12. Beſeler ſchlägt vor, daß auch hier dem richterlichen Befehl zuzu- 
fügen ſei, daß derſelbe mit Gründen verſehen und ſofort oder in 24 Stunden 
zugeſtellt werden müſſe. Zell macht darauf aufmerkſam, daß den verfolgen⸗ 
den Beamten zuſtehen müſſe, die Beſchlagnahme der Briefe uſw. vorzu⸗ 
nehmen. Mittermaier: Wir haben dies in keinem deutſchen Geſetz, weil 
dieſe Beſtimmung im Zuſammenhange ſtehe mit dem öffentlichen Staats- 
anwalt und ſeiner Befugnis. Es ſcheine durchaus notwendig, dieſe Beſchlag— 
nahme von Papieren möglichſt zu beſchränken. Scheller: Er finde Zells 
Bemerkung ganz gerechtfertigt. Es trifft das auch in den Staaten zu, wo 
nicht die franzöſiſchen Einrichtungen. Der Verfolgte kann höchſt wichtige 
Dokumente bei ſich haben, und der Polizeibeamte hat nicht die Befugnis, 
ſie ſogleich zu nehmen. Abrigens möchte er wünſchen, den Satz über die Be⸗ 
ſchlagnahme als eigenen Paragraphen hinzuſtellen, damit man nicht meine, 
daß nur von Papieren auf der Poſt die Rede iſt. Wigard: Ihm ſcheine 
der Ausdruck „friſche Tat“ allmählich hier eine Ausdehnung zu erlangen, die 
ganz unerhört iſt. Immer drängen ſich unſere Beſchlüſſe auf wachſende Polizei⸗ 
lichkeit. Soll man denn immer die Freiheit geringer ſtellen als die Sicherheit 
und Ordnung? Man hebt immer das Gewährte durch Ausnahmen wieder 
auf. Zell: Die friſche Tat ſei ein ganz unklarer Begriff nicht, wie manche 
meinen. Die friſche Tat wird in jedem Geſetzbuch genau bezeichnet werden; 
friſche Tat iſt, wenn Spuren da ſind, die bis zum Ort führen und zeigen, daß 
das Verbrechen eben begangen iſt. Ein Polizeibeamter hat gar nicht das 
Recht der Verfolgung, wenn er nicht durch das Geſetz dazu befugt iſt. Die 
Formen, die Perſonen, die genau präziſierten Fälle geben Schutz genug, 
während, wenn wir dies in 8 12 nicht aufnehmen, eine große Menge von 
Verbrechen uns durch die Hand gehen. Was hat man, wenn man die Haupt⸗ 
beweisſtücke, die Papiere, nicht in Beſchlag nehmen könne. Mittermaier: 
Er wünſche, daß Welcker hier wäre, damit er ſagen könne, was 1819 Beſchlag— 
nahme der Papiere geweſen ſei. Er warne auf das dringendſte. Zell: Aller⸗ 
dings kann dies ſpäter ſehr weit durch die Geſetzgebung ausgedehnt werden. 
Aber was würde die Folge ſein? Die einzelnen Bürger würden ſich beſchweren 
über Verletzung eines Grundrechtes und das Reichsgericht würde zu ent— 
ſcheiden haben. Nießer: Ihm ſcheine die Beſchlagnahme der Papiere denn 
doch ſehr ſelten mit Verbrechen zu koinzidieren, meiſt nur bei politiſchen Ver⸗ 
brechen. Briegleb bemerkt dagegen: Bei allen Fällen des Komplottes, bei 
Fälſchung uſw. Rießer: Ihm ſcheine das doch nicht ſo wichtig. Die Eile 
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ſcheine hier nicht ſo nötig, wie bei Verhaftung der Perſon. Wigard: Es 
wird die ganze Sache immer nur im Intereſſe der politiſchen Prozeſſe ſein, 
und da kann man nicht genug Vorſicht haben. Beſeler: Wie, wenn eine 
Hausſuchung vorgenommen wird und ſich Papiere vorfinden? Soll dann 
der geſetzlich befugte Beamte dieſe nicht wegnehmen können, ohne erſt einen 
richterlichen Befehl zu erwarten? Er meine, daß man ſagen könne: 

„eine Beſchlagnahme darf nur ſtattfinden, 1.“ 


Dieſen Antrag unterbrach eine Mitteilung eines rheiniſchen Juriſten, die 
ſo lautet: 

„Die Beſchlagnahme von Briefen und Papieren darf außer bei einer 
Verhaftung oder Hausſuchung nur in Kraft eines richterlichen, mit Grün⸗ 
den verſehenen Befehles vorgenommen [werden], welcher ſofort oder inner- 
halb der nächſten 24 Stunden dem Beteiligten zuzuſtellen iſt“. 

Dieſe Faſſung wurde angenommen. 

Beſeler ſchlägt vor, dieſen Paragraphen vor das Briefgeheimnis und 
nach der Hausſuchung zu ſtellen. Dies wird angenommen. 

Zu 813. In betreff der Jury in Preßvergehen bemerkt Mittermaier, 
daß die Geſchworenen, wenn Privatperſonen die Verletzten ſind, hier nicht 
anwendbar ſind. Er ſchlägt vor: 

„Landesgeſetze beſtimmen, inwiefern [über] die durch die Preſſe verübten 
Beleidigungen gegen Privatperſonen Schwurgerichte zu urteilen haben“. 
Beſeler bemerkt, daß dieſer Teil des Paragraphen ganz geſtrichen werden 

könne, denn Preßvergehen ſind entweder politiſch oder nicht politiſch. Für 
erſtere iſt geſorgt durch 8 45 (44), und die andern haben uns gerade zu dieſer 
Weiterung geführt. Wigard wünſcht nicht, daß dies der eee 
überwieſen werde. Deiters ſchlägt vor: 

„Aber Preßvergehen wird nach Maßgabe eines zu erlaſſenden Reiche: 
geſetzes durch Schwurgerichte geurteilt“. 

Da wird das Reichsgefeg dann beſtimmen, in welchen Fällen keine Schwur— 
gerichte. Scheller: Er ſei überhaupt gegen den Zuſatz, wie ſchon in der erſten 
Beratung. Denn hier iſt gar nicht der Ort zu dieſer Beſtimmung, ſondern 
da, wo Briegleb es angeführt hat. Wird durch die Preſſe ein politiſches 
Vergehen begangen, ſo fällt es unter die Schwurgerichte, wird ein Privat— 
delikt begangen, ſo iſt nicht abzuſehen, warum ein ſolches Verbrechen anders 
geurteilt werden ſoll, als etwa geſchriebene Pasquille. v. Soiron ſchlägt vor: 

„Aber Preßvergehen, welche von Amts wegen verfolgt werden, wird uſw.“. 
Wigard: Injurien durch die Preſſe haben offenbar größere Verbreitung 

als bloß ſchriftliche, und daher iſt da eine öffentliche Sitzung uſw. angemeſſen. 
Dagegen wird bemerkt, daß in dem Maße die Strafe härter wird. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll nach Brieglebs Antrag der ganze Satz „Aber Preßvergehen uſw.“ 

geſtrichen werden? — Verworfen. 
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2. v. Soirons Antrag, der ausdrücklich die Staatsanwälte mit in ſich 
ſchließen ſollte. 


Scheller wünſcht dieſen Satz fo zu teilen, daß [über] ein zu erlaſſendes 
Reichsgeſetz beſonders abgeſtimmt werde. Im Intereſſe der Geſchworenengerichte 
wünſcht er dies Reichsgeſetz fortzulaſſen, denn wir werden es nicht mehr 
machen, und manche Staaten werden dieſen Anlaß benutzen, die Geſchworenen⸗ 
gerichte weiter hinauszuſchieben, weil man ein Reichsgeſetz erſt erwarten 
müßte. Beſeler bemerkt, daß hier mit dem Reichsgeſetz ein Preßgeſetz des 
Reiches gemeint ſei. Er wünſcht, daß [in] §32 ein Neichsgeſetz über Schwur⸗ 
gerichte in Ausſicht geſtellt werde, und daß hier erwähnt werde, daß die Reichs- 
geſetzgebung ein Preſſegeſetz erlaſſen werde. Dadurch laſſen wir den Einzel- 
ſtaaten, ſolange ein Preſſegeſetz nicht gegeben iſt, frei, es ſelbſt zu tun. 
Ahrens: Das von Amts wegen ſcheine ihm bedenklich. Er ſtütze ſich gerne 
auf Erfahrung. In Belgien ſind wenige Preßvergehen, und Preßinjurien 
werden dort auch ohne Jury beurteilt. Er ſei noch nicht imſtande, zu ent⸗ 
ſcheiden. Scheller: Er ſei prinzipaliter dafür, den ganzen Satz zu ſtreichen, 
oder doch wenigſtens das Reichsgeſetz. Will Beſeler von einem Reichsgeſetz 
etwas fagen, ſo möge es fo geſchehen, daß damit die Geſetzgebung der ein- 
zelnen Staaten nicht aufgehalten werde. Beſeler: Dies wird im Einfüh- 
rungsgeſetz geſchehen können. Scheller erwähnt des § 59 der Reichsgewalt, 
wo alles Betreffende hinreichend gewahrt zu fein [fcheine?]. Wigard wünſcht 
nicht, daß ein beſonderes Preßgeſetz in Ausſicht geſtellt werde, da nach ſeiner 
Meinung die betreffenden Beſtimmungen nur Teile des Verfahrens ſind. Er 
ſchlage vor: 

„Die Verhältniſſe der Preſſe werden durch die Reichsgeſetzgebung ge— 
ordnet“. 

So wird endlich abgeſtimmt: 

1. Soll es heißen: „Aber Preßvergehen, welche von Amts wegen verfolgt 

werden, wird durch Schwurgerichte geurteilt“? — Angenommen. 
2. Soll hinzugeſetzt werden: „nach Maßgabe der Reichsgeſetzgebung“? 
(von Wigard vorgeſchlagen) — Abgewieſen. 

3. Soll hinzugeſetzt werden (wie im Entwurf): „nach einem zu erlaſſenden 
Reichsgeſetz“? — Verworfen. 

4. Soll es heißen: „Ein Preßgeſetz wird von Reichs wegen erlaſſen werden“? 
— Angenommen. 


Artikel V. S 14. v. Notenhan trägt darauf an, das zweite Alinea zu 
ſtreichen. Es ſei ein Satz, der ebenſowenig nötig, wie gewiß verletzend für das 
noch vorhandene religiöſe und ſittliche Gefühl in der Nation ſein würde. 
v. Laſaulx: Auch er wolle das traurige Vorrecht, keine religiöfe Überzeugung 
zu haben, niemand beneiden oder verkümmern. Aber es ſei verletzend uſw. 
Wigard: Er ſpreche aus Erfahrung und ſei ganz entgegengeſetzter Anſicht. 
Jürgens: Niemand werde, wenn dieſer Satz wegfällt, in ſeinem Ge— 
wiſſen geniert ſein, denn alles, was mit demſelben bezeichnet werden ſoll, 
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wird im einzelnen ausgeſprochen. Ahrens: Auch er fühle ſich durch dieſen 
Satz moraliſch verletzt. Zell: Er ſtimme dem bei, halte aber nicht dafür, daß 
der Ausſchuß auf derartige materielle Prüfung eingehen müſſe; als Einzelne 
in der Paulskirche mögen wir ſtimmen. Beſeler: Er teile dieſe Anſicht nicht, 
wennſchon er zugebe, daß man ſehr vorſichtig ſein müſſe. Wo aber nach ſeiner 
Meinung entſchieden Verkehrtes zu entfernen iſt, ſcheine es ihm Pflicht des 
Ausſchuſſes, ſich zu äußern. Schon um des Eides willen wünſche er die erſte 
Hälfte des Satzes getilgt; er ſchlage vor: 

„Niemand iſt verpflichtet, ſich einer religiöſen Genoſſenſchaft anzu⸗ 

ſchließen“. 

Scheller wünſcht das ganze zweite Alinea geſtrichen, und gegen Zells Be— 
denken ſpreche genug unſer Verfahren mit dem nächſtfrüheren Paragraphen. 
Der Satz ſei hochverletzend, wie eigentlich alle anerkennen, und es fragt ſich, 
ob wir etwas Weſentliches damit bezwecken. Er beſtreite dies; denn der 
Hauptzweck des Vorſchlages, aus dem dieſer Satz entnommen, ſei der religiöſe 
Eid geweſen, und der werde auch ſo fallen. 

Soll alſo das zweite Alinea von § 14 geſtrichen „„ 
werden; 11 gegen 9. | 

§ 15 — angenommen. 

8 16. Deiters erwähnt hier die zahlreichen Petitionen von Mennoniten 
in betreff des Eides und der Militärpflicht. Nießer: Er unterſcheide ſehr 
zwiſchen beiden. Im Kriegsdienſt müſſe das Necht des Staates durchſchlagen. 
Aber im Eide begebe ſich der Staat ſelbſt auf das religiöſe Gebiet und 
müſſe ſich da nach der religiöſen Überzeugung eines Jeden arrangieren. Der 
§ 16 war ſomit angenommen. 

8 17. Waitz beantragt, hier nicht weiter auf Dis kuſſion einzugehen, da wir 
hier in zu großem Gegenſatz ſtehen. Deiters referiert über die unzähligen 
Petitionen in betreff dieſes und der nächſten Paragraphen. Es ſeien deren 
faſt mehr von Evangeliſchen als Altramontanen. Die einen proteſtieren, 
andere erbitten ſich nähere Deutung, namentlich da der zweite Satz des erſten 
Alinea den erſten wieder aufzuheben ſcheint. Er finde es genügend, wenn nur 
die erſte Hälfte angenommen werde, und daß wenigſtens ſtatt der Staats— 
geſetze geſagt werde: „die allgemeinen Staatsgeſetze“. Denn gerade dies habe 
Bedenken, daß möglicherweiſe die Geſetzgeber aus Perſonen beſtehen können, 
die parteiiſch gegen eine beſtimmte Religionsgeſellſchaft find. v. Laſaulr 
wünſcht, daß man wenigſtens verſuchen möge, ſich in der von der Vorkom— 
miſſion vorgeſchlagenen Faſſung zu vereinigen. 

Soll der erſte Satz mit Fortlaſſung von „(Kirche)“, ſo wie die Vorkom⸗ 
miſſion vorgeſchlagen, angenommen werden? 

Gegen dieſe Fragſtellung erhoben ſich Bedenken. 

1. Soll der urſprüngliche Beſchluß der Paulskirche ſtehen bleiben mit Hin- 

zufügung der Motive? — Verworfen. 

2. Soll es heißen: „Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre 

Angelegenheiten ſelbſtändig“? — Verworfen. 
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3. Soll es heißen: „Jede Religionsgeſellſchaft .. „ bleibt aber den allge- 
meinen Staatsgeſetzen unterworfen“? — Angenommen. 
4. Soll das Wort „Kirche“ ſtehen bleiben? — Wird geſtrichen. 


Hiernach müſſen die Motive geändert werden. 


Alinea 2. Wigard bemerkt, daß gerade die Gründe, welche zum Weglaſſen 
der erſten Hälfte des Satzes veranlaßt haben, die Veranlaſſung geweſen ſind, 
die Aufnahme des Satzes zu beantragen. Denn es iſt ungerecht, daß der Staat, 
alle beſteuernd, einer einzelnen Religion Beihilfe leiſte. Beſeler: Wir wür⸗ 
den durch dieſe Annahme das Steuerbewilligungsrecht der einzelnen Stände 
beſchränken; iſt es doch ſelbſt in Maſſachuſetts ſo, wo der Staat der proteſtan⸗ 
tiſchen Kirche Zuſchüſſe gibt. Dazu aber kommt, daß wir den religiöſen Ge- 
ſellſchaften die Freiheit, ſich zu bilden, aber nicht das Korporationsrecht 
[geben] uſw. Nießer: Wollen wir den allergrößten Widerſtand erwecken, 
fo müſſen wir jenen Satz mit Wigard ſtehen laſſen, und wir würden die heil- 
loſeſte Verwirrung damit anrichten. Überdies, es gibt mancherlei wohltätige 
uſw. Geſellſchaften, die ſich bewährt haben und welche Anterſtützung vom 
Staate erhalten. Soll dies Analoge nicht einmal für Religion gelten? Über- 
dies find ganz beſtimmte Rechtsverhältniſſe über dieſe Dinge vorhanden, und 
mit denen kann man wahrlich nicht in der höchſt einfachen Manier, die Wigard 
vorſchlägt, zu Rande kommen. Tellkampf: Ich bin auch der Meinung, daß 
die zweite Hälfte des Satzes völlig hinreicht. 

Soll alſo der Satz: „Keine Religionsgeſellſchaft genießt vor der anderen 

Vorrechte durch den Staat“ fortbleiben? — Fortbleiben, 18 gegen 2 (Wigard, 

Schüler). 


In betreff des dritten Alinea bemerkt Waitz, daß dies ein eigener Para⸗ 
graph werden dürfte, zu dem auch „es beſteht keine Staats kirche“ gezogen 
werde. Beſeler dagegen, da dies eine bloße Konſequenz des erſten Satzes ſei, 
aber den Satz von der Staatskirche wünſche er auch nachgeſtellt. 


Soll die Amſtellung ſtattfinden? — Angenommen. 


Sollen beide Sätze einen beſonderen Paragraphen bilden? — Ver: 
worfen. 


§ 18. Beſeler findet es bedenklich, den Eid von der Religion zu löſen. Das 
Volk, Bürger und Bauer, werde gerade darin die Kraft des Eides finden, 
daß er fich feinem beſtimmten Bekenntnis anſchließt. In der Rheinpfalz unter⸗ 
ſcheidet das Volk den franzöſiſchen und deutſchen Eid, und den erſten ſchwört 
der Bauer ſehr leicht. Anſer Volk würde ſehr ſtutzig fein bei der Anderung 
des Eides; würde glauben, daß man ihm ſeine Religion ändern wolle. Ge⸗ 
wiß wird die Heiligkeit des Eides nur geſteigert. Er wünſche, daß man eine 
allgemeine Eidesformel einführe für ſolche, die den konfeſſionellen Eid nicht 
leiſten wollen oder können. Jedenfalls, ein Eid ohne Anrufung der Gottheit 
iſt kein Eid. Nießer: Solcher doppelter Eid ſcheine ganz unmöglich, dieſe 
Ariſtokratie der Eide, daß der früher gar nicht zu Eiden Befähigte jetzt be⸗ 
vorzugt wird, ſcheint ganz unmöglich. Was wird das für ein Neſultat geben 
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ſollen, daß man ſich durch beliebige Erklärung dem konfeſſionellen Eid ent- 
ziehen kann. Nun fragt ſich, ob man damit ganz zur Aufhebung des Eides 
gedrängt werde. Gewiß werde die Aufhebung des konfeſſionellen Eides viele 
Frivolität begünſtigen, aber da wird die allgemeine Sittlichkeit bald nach— 
helfen. Wollen wir den Staat und die Kirche trennen, ſo ſollen ſich beide Ge- 
biete nur nicht ſtören, aber jede Beziehung zwiſchen beiden durchſchneiden iſt 
unmöglich. Wie in der Zivilehe, ſo mag auch hier der Staat, ſoweit er kann, 
ſich an das religiöſe Bewußtſein wenden. In dem je le jure in Frankreich liegt 
immer etwas Religiöſes. Es liegt das Religiöſe nicht in der Formel, ſondern 
die Formel iſt nur die Handhabe, das religiöſe Bewußtſein bei dem, der eins 
hat, zu berühren. Wenn aber Mennoniten und Quäker auch dieſes „ich ſchwöre“ 
nicht mit ihrer Anſicht vereinigen können, ſo muß das der Staat anerkennen, 
da er ſich eben hier an das religiöfe Bewußtſein wendet. Jürgens: Er glaube, 
nach der Stimmung der Nation muß der Eid beſtehen; dann aber wird man 
zugeben müſſen, daß der Eid nicht von der Konfeſſion zu löſen möglich iſt. 
Wenn Angläubige nicht verletzt werden durch die vorgeſchlagene Formel, ſo 
werden die Gläubigen gewiß eine ſolche Formel nicht für bindend halten. 
Wigard: Er ſtehe auf dem entgegengeſetzten Standpunkt, und der Eid iſt nicht 
mehr zu halten. Beſeler: Er verkenne nicht die Bedenken eines gemiſchten 
Syſtems, aber es müſſe die Anrufung der Gottheit bleiben. Er ſchlage vor: 
„Die Formel des Eides ſoll fortan heißen: „So wahr mir Gott helfe““. 
Zell: Alle Abergangszeiten haben ihre großen Schwierigkeiten, aber 
ſie haben ſich in Belgien und Frankreich nicht ſo groß gezeigt, wie man 
glauben ſollte. Er berichtet Einzelheiten aus der Erfahrung der Rheinlande, 
die beweiſen, daß der Wechſel des Eides leicht ſei. Abrigens mache er 
darauf aufmerkſam, daß auch der Richter den leichteren Eid für minder be— 
weiſend zu erachten Gefahr laufe, als den konfeſſionellen. v. Rotenhan: Ihm 
ſcheine es fraglich, ob überhaupt Bedürfnis ſei, dies von dem Eid aufzu— 
nehmen. Es ſcheint die Rückſicht auf die kleine Zahl ſolcher, die gar keine Ne⸗ 
ligion haben, zu großem Schaden für die Millionen, die noch Glauben haben, 
zuviel geltend gemacht zu werden. Will man aber dies vom Eid nicht weg— 
ſtreichen, ſo füge man der Formel Beſelers zu: „jetzt und in der Stunde meines 
Todes“. Mittermaier: Merkwürdiges Spiel des Zufalls, daß wir von der 
Abſchaffung des Eides ſprechen, eben wo wir die Schwurgerichte einführen 
wollen, und ſelbſt die franzöſiſchen Geſchworenen ſchwören nicht bloß je jure, 
ſondern fügen hinzu devant Dieu. Es wäre ein furchtbar gefährliches Element 
[jo ſtatt Experiment!, wenn man auch nur den bloßen Franzoſeneid ein⸗ 
führen wollte. Abrigens bemerke er, daß unſer § 18 die Regierungen in die 
größte Verlegenheit geſetzt habe, indem ſie die Strafgefangenen nicht mehr 
glauben in die Kirche ſchaffen zu können. Ahrens: Er habe die Meinung, 
daß dieſe Formel nicht in die Grundrechte aufzunehmen ſei. Zell: Der 
Vorſchlag, den Paragraphen ganz fortzulaſſen, würde bei der beſtimmten 
Glaubens: und Gewiſſensfreiheit zur Abſchaffung des Eides führen. Er 
wünſche aber nicht, daß die Formel hier aufgenommen würde. . be⸗ 
antragt den Zuſatz: 
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„Der Eid ſoll mit den Worten anfangen: Ich ſchwöre bei Gott, dem 
Allmächtigen und Allwiſſenden“, und ſchließen mit den Worten: „So wahr 
mir Gott helfe“. 


Beſeler ſchlägt vor, dem Eid einen beſonderen he zu geben 
mit den Worten: 


„Die Formel des Eides ſoll künftig hinfort lauten: So wahr mir Gott 
helfe!“ 
Zur Abſtimmung: 

Der erſte Satz von 8 18 hat keine Bedenken gefunden. 


1. Soll es mit Beſeler heißen: „Die Formel des Eides ſoll künftig lauten: 
„So wahr mir Gott helfe““, vorbehalten der Zuſätze? — Angenommen. 
2. Soll es mit Laſaulx hierzu heißen: „jetzt und in der Stunde meines 
Todes“? — Verworfen. 
Sollen die Zuſätze Schellers angenommen werden? — Verworfen. 
Soll dies vom Eide einen neuen Paragraphen bilden? — Angenommen. 


S 19. Briegleb wünſcht einen deutſchen Ausdruck für Zivilakt. Beſeler 
hebt hervor, daß nur in formeller Hinſicht geſagt werden könne, daß die bürger⸗ 
liche Gültigkeit der Ehe nur vom Zivilakt abhängig [fei]; denn die Ehehinder⸗ 
niſſe werden bleiben. Wigard bemerkt, daß Staatsgeſetze gegeben werden 
müſſen, um dieſen Paragraphen ausführbar zu machen. Nießer bemerkt, 
daß ſich ſchon jetzt nach rein bürgerlichem Recht erkennen läßt, welche Ehen 
geſtattet ſind und welche nicht, wenn auch einige einzelne Kontroversfälle übrig 
bleiben möchten. Es ſcheinen dieſe Sachen nicht weitere Anderungen nötig 
zu machen. Somit wird der Paragraph angenommen. 


§ 20 angenommen, auch daß es einen beſonderen Paragraphen bildet. 


Artikel VI. 821 — angenommen. 

In betreff der folgenden Paragraphen bemerkt Deiters: Es ſeien ſehr 
viele Petitionen in betreff dieſer Sätze eingegangen. In betreff der Stellung 
der Schule zur Kirche ſind eingegangen Erklärungen gegen die Trennung, 
aber auch für dieſelbe uſw. In summa, es ſind in verſchiedenen Gegenden 
Deutſchlands ſehr verſchiedenartige Anſichten, und es dürfte ſchwer fein, dar- 
aus Inſtruktionen zu nehmen. 

S 22. In vielen Petitionen iſt bemerkt worden, daß der Staat hiernach jetzt 
in die häusliche Erziehung einzugreifen drohe. Beſeler findet dies Bedenken 
nicht gerechtfertigt und wünſcht auch in dem Zuſatz nur den Religionsunter- 
richt erwähnt. Ahrens: Wenn der Religionsunterricht als ſolcher der Be— 
aufſichtigung der Geiſtlichen unterliegt, ſo iſt ſofort alle Volksſchule wieder 
unter den Geiſtlichen. Deiters wünſcht vorausgeſetzt: Der Privatunterricht 
ſoll frei fein, der öffentliche Unterricht dagegen unter der Aufſicht des Staates 
ſtehen. Waitz iſt gegen dieſe Veränderung. Den Zwiſchenſatz anlangend, finde 
er ihn in betreff der katholiſchen Geiſtlichen begreiflich, aber den Religionsunter⸗ 


1 In der 95. Sitzung d. 13. November. 
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richt betreffend ſei er ſehr bedenklich. v. Notenhan wünſcht, daß das Wort 
„öffentliche“ Anterrichtsanſtalten eingeführt werde. Das Bedenken wegen 
des Religionsunterrichtes teile er nicht, da es künftig keine Staatsreligion 
gibt, alſo der Religionsunterricht nur ein konfeſſioneller fein kann. Scheller 
fordert, daß „öffentliche“ hinzugefügt wird, weil ſonſt das Wort „geſamt“ 
ausdrücklich darauf aufmerkſam macht, daß das Privatunterrichtsweſen mit 
gemeint iſt. Abrigens müſſe der Neligionsunterricht dem geiſtlichen Einfluß 
offen ſtehen, wenn wir nicht die künftige Generation in Grund und Boden 
verderben wollen. Er wünſche: „und iſt mit Ausnahme des Religionsunter- 
richtes .. . enthoben“. Jürgens: Die Grundrechte haben durch die Allge— 
meinheit ihrer Aufſtellungen großes Unheil ins Schulweſen gebracht. Wenn 
ſich Staat und Kirche auseinanderſetzen, jo fällt doch gewiß der Religions- 
unterricht wenigſtens der Kirche zu. Wenigſtens das iſt allein konſequent. 
Rießer: Der Anterausſchuß hat abſichtlich nicht „mit Ausnahme“, ſondern 
„abgeſehen“ geſagt, um über dieſen Punkt keine bindende Vorſchrift zu geben. 
Es heißt: Aber das Verhältnis des Neligionsunterrichtes iſt nichts vorge— 
ſchrieben. Dahlmann trägt darauf an, daß die zweite Hälfte des Satzes ge— 
ſtrichen werde, da es nicht nötig iſt, die Geiſtlichkeit aus drücklich auszuschließen. 
Wigard wünſcht jenen Zwiſchenſatz natürlich gar nicht, nur daß der kon— 
feſſionelle Unterricht natürlich von dem Schulunterricht zu ſcheiden iſt. Na⸗ 
mentlich auch die Theologie wünſche er frei und nur unter Staatsaufſicht. 
v. Notenhan: Es liegt in der religiöſen Freiheit, auf die jeder ein Recht hat, 
daß der Religionsunterricht unter Leitung der betreffenden Geiſtlichen ge— 
geben oder ganz aus dem übrigen Anterrichtsweſen ausgeſchieden werde. 


Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll ſtatt „das geſamte“ geſagt werden „das öffentliche Unterrichts- 
und Erziehungsweſen“? — Verworfen, 7 gegen 11. 

Soll das Wort „geſamte“ geſtrichen werden? — Soll geſtrichen werden. 

Soll die ganze zweite Hälfte des Satzes „und iſt ... enthoben“ ge 
ſtrichen werden? — Nicht angenommen. 

4. Soll der Zwiſchenſatz „abgeſehen von Theologie und Religionsunter— 
richt“ geſtrichen werden? — Nicht angenommen. 2 

Soll „von Theologie“ geſtrichen werden? — Nicht angenommen. 

Soll der Religionsunterricht geſtrichen werden? — Nicht angenommen. 

Soll es heißen „konfeſſioneller Religionsunterricht“? — Nicht ange- 
nommen. 

8. Soll es heißen „theologiſcher und Religionsunterricht“? — Ange— 

nommen. 
9. Soll es heißen, ſtatt abgeſehen „mit Ausnahme“? — Verworfen. 


8 23. Beſeler wünſcht die Faſſung nach den Beſchlüſſen der Paulskirche 
hergeſtellt, und alſo das Wort „moraliſche Befähigung“ wieder aufgenommen. 
Deiters verteidigt die von der Vorkommiſſion vorgeſchlagene Faſſung. 
Scheller bemerkt dazu, daß das Wort unbeſcholten auch ſonſt noch in unferer 
Verfaſſung, z. B. bei dem Wahlgeſetz, vorkommen werde, und die Interpre⸗ 


8 
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tation wird beide Stellen kombinieren, d. h. es wird künftig zum Anterricht 
genügen, daß man nur kein Verbrechen begangen hat. Waitz bemerkt, daß 
dieſer Satz im Grunde eine heilloſe Beſchränkung ſei; er wünſche hinter dieſen 
Satz hinzugefügt: „häuslichen Anterricht zu erteilen, ſteht jedem frei“. 
v. La ſaulx wünſcht, daß wenigſtens ſtatt „moraliſch“ „ſittlich“ geſetzt werde. 


1. Soll es fo umgeſtellt und verbeſſert werden: „Unterrichts- und Er- 
ziehungsanſtalten zu gründen und an ſolchen Anterricht zu erteilen“? — 
Angenommen. 

2. Soll das Erfordernis moraliſcher Befähigung ganz geſtrichen werden? — 
Nicht angenommen. 

3. Soll ſtatt des „unbeſcholten“ ein anderer Ausdruck genommen werden? — 
Angenommen. 

4. Soll dafür das Wort „ſittlich“ angenommen werden? — Angenommen. 

5. „Wenn er ſeine ſittliche und . .. Befähigung nachgewieſen hat“? — 
Angenommen. 

6. Soll „oder techniſche“ in Parentheſe kommen? — Angenommen. 

7. Soll noch nachgeſetzt werden „häuslicher Anterricht unterliegt keiner 
Beſchränkung“? — Angenommen, 10 gegen 8. 


§ 24. v. Laſaulx trägt darauf an, entweder den Satz ganz zu ſtreichen oder 
wenigſtens das Wort „genügend“. Es wird allerlei vorgeſchlagen, wie man 
dieſen ſchielenden Satz beſſern könnte. Scheller ſchlägt vor: 
„Für die Bildung der Jugend ſoll durch öffentliche Schulen überall 
genügend geſorgt werden“. — Angenommen. 


Im weiteren fand „ohne den Grad von Anterricht“ Anſtoß. Es kam zur 
Frage: 
„nicht ohne den Anterricht laſſen, welcher“? — Angenommen. 
Die beiden in Parentheſe ſtehenden Sätze ſcheinen geſtrichen werden zu 
müſſen. Deiters ſchlägt in Rückſicht auch auf weitere Bedenken vor: 
„Die Lehrer der Volksſchulen, ſeien dieſe Gemeinde- oder Staatsan⸗ 
ſtalten, haben die Rechte der Staatsdiener. Der Staat gewährleiſtet ihnen 
angemeſſene Beſoldung“. 


Scheller meint, daß allerdings der Satz, der die Stellung des Lehrers 
betrifft, müſſe erhalten werden. Deiters Vorſchlag würde da nicht Volks⸗ 
ſchullehrer vom Staatsdienſt ausſchließen. Übrigens find die Gemeinde- 
beamten auch Staatsdiener, wenn auch mittelbare. Die Wahl der Lehrer 
durch die Gemeinde iſt heillos verderblich. Waitz macht darauf aufmerkſam, 
daß mit dem Recht der Staatsdiener auch Pflichten vorhanden find, die gar 
ſehr läſtig für die Betreffenden ſein können. Beſeler: Allerdings habe die 
Aufregung unter dem Lehrerſtande einen Grund, aber dies iſt unmöglich hier 
zu heilen, denn ſie Staatsdiener nennen heißt gar nichts. 

Somit wird beſchloſſen, beide in Parentheſe ſtehenden Sätze „Die öffent- 
lichen Lehrer .. . . . der Volksſchulen“, zu ſtreichen. 
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8 26 (25). Beſeler warnt vor dem „Armenſchulen finden nicht ſtatt“. 
Denn es würde damit eine Menge frommer Stiftungen fallen oder nicht 
durch neue Vermächtniſſe gemehrt werden. Waitz: In betreff des erſten 
Satzes iſt die Schulkommiſſion ſowie die Lehrerkonferenz in Eiſenach ein- 
ſtimmig geweſen. In betreff des zweiten Satzes teile er das geäußerte Be: 
denken. Scheller fügt bei den Armenſchulen hinzu: 

„Die Fonds der bisherigen Armenſchulen ſind für die Schulen der Ge— 
meinde, zu der ſie gehören, zu verwenden“. 


Zell macht geltend, daß der erſte Satz den zweiten überflüſſig mache, und 
daß man durch das Streichen jenes zweiten Satzes am leichteſten allen ju- 
riſtiſchen Schwierigkeiten begegnen könnte. 

Es wird abgeſtimmt: 


1. Soll der erſte Satz des § 26 geſtrichen werden? — Nicht ſtreichen. 
2. Soll der zweite Satz geſtrichen werden? — Soll geſtrichen werden, 19 
gegen 4. 

In betreff des dritten Satzes macht Befeler darauf aufmerkſam, wie 
große Bedenken aus demſelben hervorgehen in betreff der Anſtalten, die auf 
Beihilfe der zahlenden Schulen uſw. geſtellt ſind. Außerdem aber kommt doch 
auch moraliſche und andere Befähigung hinzu, als Bedingung zu dem Genuß 
des freien Unterrichts zuzulaſſen. 


1. Soll der ganze dritte Satz geſtrichen werden? — Wird nicht beliebt. 
2. Soll er lauten: „Unbemittelten ſoll ... womöglich freier Unterricht ge— 
währt werden“? — Nicht angenommen. 


Vorſitzender teilt! mit, daß der Abſchnitt vom Reichstag fertig ſei, 
ſofern nicht die Beſchlüſſe wegen Mediatiſierung Anderungen nötig machen, 
da das Wahlgeſetz nicht Teil der Verfaſſung iſt. Es ſcheine ſomit wünſchens⸗ 
wert, in der nächſten Sitzung einen Berichterſtatter für dieſen Abſchnitt zu 
wählen. Beſeler wünſcht, daß deren zwei gewählt werden. 

Es wurde beſchloſſen, daß die Anterkommiſſion, die jenen Abſchnitt aus: 
gearbeitet habe, die Berichterſtattung übernehmen ſolle. 

Es wurde zur Wahl von ſechs für die ausgeſchiedenen Lichnowſky und 
Compes Vorzuſchlagenden geſchritten. Es wurden gewählt: Löwe mit 18, 
Merkel mit 16, v. Vincke mit 16, v. Sommaruga mit 14, Arneth mit 13, 
Gülich mit 12 unter 20 Stimmen. 

Es wurde zu den Grundrechten übergegangen: 

S 27 (26) angenommen. 

828 (27) ebenſo. 

8 29 (28). Es wurde von mehreren die Beibehaltung des Satzes über die 
Orden der Jeſuiten beantragt. v. La ſaulx macht darauf aufmerkſam, daß Li⸗ 
guorianer und Redemptoriſten derſelbe Orden ſei. Er wünſche doch, daß man 
wenigſtens die Faſſung dahin ändere, daß man ſehe, wie in der Paulskirche 
der Verſtand nicht weiter gereicht habe als die Gerechtigkeit. Beſeler be— 

In der 96. Sitzung d. 15. November. 
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merkt, daß es denn doch ſo ausgedrückt nur nötig ſei, daß die Jeſuiten ſich 
Chriſtianer nennen. Er wünſche, daß es bei der Streichung dieſes Satzes bleibe. 
Auch Rießer findet es der Bildung und Aufklärung Deutſchlands ebenſo 
unwürdig, wie gegen die Prinzipien der Freiheit, dieſen Satz ſtehen zu laſſen. 
Es iſt eine reine Präventivmaßregel, und was würde man ſagen, wenn die 
gewiß ebenſo gefährlichen Kommuniſtenvereine verboten würden. Wigard: 
Er ſei nicht damit einverſtanden, er wolle die Freiheit für das Volk, aber 
nicht für eine Bande, wie die Jeſuiten. And unſer Deutſchland ſei himmelweit 
nicht ſo gebildet, um ſich gegen die Pfaffen wehren zu können. Schreiner 
macht den ſehr unangenehmen Eindruck geltend, den die 1 dieſes 
Paragraphen in ſeiner Heimat machen würde. 


Soll der Satz von den Jeſuiten wieder aufgenommen werden? — Nicht 
angenommen, 14 gegen 5 (Detmold, Scheller, Schreiner, Wigard). 


§ 30. Beſeler wünſcht in das zweite Alinea „auf Grund des Geſetzes“; 
ſodann erklärt er, daß juriſtiſch ihm das dritte Alinea unklar ſei. Deiters 
ſtimmt dem letzteren bei, aber es ſei ein ſolcher Satz wie erwünſcht fo un- 
ſchädlich. Scheller: Es gäbe auch Enteignungen infolge eines rechtskräftigen 
Erkenntniſſes. Alſo kann man nicht ſagen, daß ſie nur aus Rückſicht des ge⸗ 
meinen Beſten vorgenommen worden. Er ſchlage vor, „eine zum allgemeinen 
Beſten bezweckte Enteignung kann nur uſw.“. Ferner ſehe er nicht ein, warum 
das geiſtige Eigentum im Vorzug gegen jedes andere durch die Reichs— 
geſetzgebung geſchützt werden ſoll. Waitz ſchlägt vor: 
„Das geiſtige Eigentum ſoll durch die Reichsgeſetzgebung geſchützt 
werden“. 


Jürgens: Es liege ihm über dieſe Sache eine lehrreiche Denkſchrift vor, 
aus der er folgende Faſſung vorſchlägt: 
„Eine Enteignung kann nur gegen gerechte Entſchädigung und zugleich 
nur entweder auf dem Grund eines Geſetzes oder auf dem Grund vorlie— 
gender dringender Notwendigkeit vorgenommen werden“. 


Deiters: Enteignung ſei nicht eine Folge eines Nichterfpruches, ſondern 
das wird niemand eine Expropriation nennen. Er finde, daß der Satz bleiben 
könne, wie er ſteht. Ebenſo ſpricht ſich Welcker aus; er wünſche, daß Enteig⸗ 
nungen aus äſthetiſchen uſw. Nückſichten nicht weiter ſtattfinden mögen. 
Beſeler: Noch immer finde er keinen Anſtand weiter an dieſem Satze als 
„eines Geſetzes“, da man dies ſo deuten könne, als ob für jede Enteignung 
ein Spezialgeſetz eintreten müſſe. Er wünſche, daß wir deutlich das ſagen, was 
wir meinen, entweder „eines Geſetzes“ oder „der Geſetze“. Scheller: Es ſei 
nicht richtig, daß Enteignungen, Expropriationen ſchon das gemeine Beſte 
in ſich tragen; denn ex propriation force ſei Subhaſtation. Er bleibe bei ſei⸗ 
nem Vorſchlag. Ebenſo ſei er der Meinung, daß „eines Geſetzes“ ſtehen 
bleiben müſſe, damit für jeden beſonderen Fall ein Geſetz gegeben werde. 
Denn er halte nicht für Recht und hinreichenden Schutz des Eigentums, daß 
z. B. für eine Eiſenbahn in Volle ein Expropriationsrecht gegeben werde. 
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Ahrens billigt die vorliegende Faſſung, die der der meiſten Länder ent⸗ 
ſprechend ſei. Zell: Er ſtimme dem bei. Er ſchlage vor: „Eine Enteignung 
kann ſtattfinden aus Nückficht des gemeinen Beſtens, und zwar uſw.“. Ferner, 
das Weſentliche für den Schutz des Eigentums ſei ihm, daß für jeden ein⸗ 
zelnen Fall der Enteignung ein Geſetz gegeben werde; aber für die Form 
der Enteignung — im allgemeinen — muß ein Geſetz gemacht werden. Wenn 
wir nur ein allgemeines Geſetz wollten, ſo könnte der partikuläre Staat ſagen, 
unter den und den Formen kann expropriiert werden, und wir überlaſſen den 
Gemeinden uſw., dies Geſetz in Anwendung zu bringen, wo ſie wollen, wie 
dies in der Tat in der Rheinprovinz nach dem franzöſiſchen Geſetz urſprüng⸗ 
lich feſtſtehend war. Somit ſchlage er vor: 

„nur auf Grund eines Geſetzes gegen gerechte Entſchädigung unter den 

allgemeinen geſetzlichen Formen vorgenommen werden“. 

Beſeler: Er glaube, daß wir hier nicht noch einmal eingehen in die Sache, 
ſondern daß wir das den Partikulargeſetzen übrig laſſen. Von Zells Vor— 
ſchlag würde die Folge ſein, daß manche Geſetzgebung umgearbeitet werden 
müßte, was ihm nicht heilſam ſcheine. Er wünſche den Satz unverändert. 


Es wird abgeſtimmt: 

Der Antrag e „eine Enteignung kann aus Rückſicht des ge⸗ 
meinen Beſtens nur . ..“ wird verworfen. 

Ebenſo der og: von Scheller. 


Ehe zur Abſtimmung über die vorliegende Faſſung Heſcheitten wird, fragt 
Scheller: Er müſſe zuvor genau wiſſen, was man unter „eines Gefegeg“ 
verstehe. Der Vorſitzende antwortet, daß es bezeichne: Spezial⸗ und Gene⸗ 
ralgeſetz, beides einzeln und beides zuſammen. 


Somit wird die vorliegende Faſſung angenommen. 


Hiermit ſchienen auch die Anträge Zells erledigt. Das dritte Alinea zu 
ſtreichen, wird nicht beliebt, aber die Faſſung von Waitz: 
„Das geiſtige Eigentum ſoll durch die Reichsgeſetzgebung geſchützt wer— 
den“ — angenommen. 
§ 31. Jürgens legte Gegenbemerkungen gegen die Teilbarkeit des Eigen- 
tums vor. Wigard proteſtierte gegen dieſe Art Geſchäftsbehandlung, ſonſt 
werde er ſich auch eine Partie Bücher mitbringen uſw. v. Notenhan führt 
an, daß der Kongreß der Landwirte, der hier verſammelt iſt, die Streichung 
dieſes Satzes beantrage. 


Es wird abgeſtimmt: 

Soll der ganze Satz geſtrichen werden? — Streichen, 10 gegen 8. So— 
mit wird den Motiven überlaſſen. 

Sodann wird der Satz über tote Hand zu ſtreichen beantragt. Zell ſpricht 
entſchieden für die Beibehaltung, denn es würde als Präventivmaßregel 
gegen ein Grundrecht erſcheinen, wenn die Partikulargeſetze dies tun ſollen, 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke 14 


210 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


nachdem es in den Grundrechten nicht ſteht. Dazu bemerkt Schüler: Daß, 
wenn der erſte Satz geſtrichen iſt, der zweite Satz, der die Ausnahme dazu 
iſt, nicht bleiben kann, es müßte dies zweite Alinea denn zu § 29 (28) kom⸗ 
men. Beſeler: Dieſer zweite Satz ſei nicht bloß eine Folge des vorher- 
gehenden, ſondern ein ganz ſelbſtändiger. Nach § 3 hat jeder Deutſche das 
Recht, Liegenſchaften zu erwerben, und die juriſtiſche Perſon ſomit gewiß 
auch. Wenigſtens iſt dieſe Interpretation ſehr naheliegend, und die Gefahr, 
die daraus folgt, iſt zu groß, als daß er ſie nicht zu meiden wünſchte. 

Soll der Satz „Für die tote Hand“ uſw. geſtrichen werden? — Nicht 

angenommen. 


Es wird damit notwendig, da das erſte Alinea gefallen iſt, die erſten Worte 
wieder einzuſtellen: „Beſchränkungen des Rechts ... find für die tote Hand“ uſw. 
§ 32 (31) — angenommen. 
S833 (32). Beſeler: Der Zuſatz in 1: „oder einer Perſon“ iſt ihm völlig 
unklar, und auch von Lette, der dies hereingebracht hat, nicht klargemacht 
worden. Detmold ſchlägt ad 1 vor: 
ausſchließlich der den Gemeinden als ſolchen auf dem Grund dieſer 
Gerichtsbarkeit zuſtehenden Befugnis“. 


Denn er ſei nicht der Meinung, daß man die Gemeinden in dem Beſitz 
derartiger Rechte haben ſtören wollen. Scheller findet, daß das Wort 
„Hoheitsrechte“ unendliche Prozeſſe veranlaſſen wird; er würde „Privi- 
legien“ wünſchen. Wogegen bemerkt wurde, daß gerade gegen Privilegien 
ein großer und gerechter Sturm erregt wäre. Beſeler: Wenn wir uns die 
Worte: „alle anderen einem Grundſtück zuſtehenden Hoheitsrechte“ nicht 
ſpezifizieren können, ſo müſſen wir die Worte ſtreichen; und er ſehe bis jetzt 
nicht klar. Allerdings haben die Standesherren eine gewiſſe Forſthoheit. 
Sofern es Gerichtsbarkeit iſt, iſt es geſtrichen, aber enthält es noch mehr? 
In der Grafſchaft Pleß ſei ein Bergregal derart; doch er überſehe es nicht 
ganz und genau. Schüler: Er ſtimme der allgemeinen Meinung Detmolds 
wohl bei, nur wolle er nicht die Form der Patrimonialgerichtsbarkeit. 


Sollen die Worte: „ſowie alle anderen einem Grundſtücke oder einer 
Perſon zuſtehenden Hoheitsrechte“ geſtrichen werden? — Geſtrichen. 


In betreff des Antrages von Detmold bemerkt Beſeler, daß natürlich 
die Art kommunaler Gerichtsbarkeit, die eine Stadt in ſich ausübe, nicht mit 
in dem Wort „Patrimonialgerichtsbarkeit“ gemeint ſein könne; wie denn 
dies in den Motiven geſagt werden könne. Somit wird dieſer Antrag ver— 
laſſen. 

Es wird zu 2. übergegangen. Briegleb: Es ſei wenig logiſch zu ſagen, daß 
die aus dem obigen fließenden „Befugniſſe“ mit aufgehoben ſeien, das ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt; wenigſtens müßten beide, 1 und 2, in einem Satz zuſammen⸗ 
gefaßt werden. Nur dem letzteren ſtimmt Scheller bei, aber es müſſe dies 
ausdrücklich ausgeſprochen werden, daß die Befugniſſe auch aufgehoben wer- 
den. So könne die grundherrliche Polizei aufgehoben werden, aber es frage 
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ſich, ob damit auch die Befugniſſe ſchwinden, gewiſſe Polizeivorſchriften zu 
machen uſw. Ahnlich mit Beiſpielen belegt er, daß Exemtionen und Abgaben 
hier mit Recht aufgeführt ſeien. Wigard: Exemtion ſei, daß z. B. der 
bisherige Polizeiherr von der Polizei ſeines Schultheißen eximiert werde. 
v. Rotenhan: In betreff der Abgaben fürchte er große Prozeſſe, da es un- 
endlich ſchwer ſei zu ſagen, was gerichtsherrliche Abgaben ſeien. Beſeler: 
Man habe hier an Abgaben gedacht, die von der geübten Gerichtsherrlich— 
keit herſtammen, nicht die hiſtoriſch damit zuſammengehangen; und daß 
dies die Meinung iſt, ergibt ſich aus 3, wo derartige hiſtoriſche Laſten, ſoweit 
ſie perſönlich ſind, aufgehoben werden. Scheller: Man darf nicht ſo ängſtlich 
ſein, die Prozeſſe zu meiden, die die Zweifel löſen, welche hier unvermeidlich 
ſind. Abrigens beantrage er, „jeder Art“ wegzuſtreichen, denn dieſer nichts⸗ 
ſagende Ausdruck könne nur induzieren zu glauben, daß der Geſetzgeber doch 
ſo Amfaſſendes gemeint habe, wie wir nicht meinen. Brieglebs erneuter 
Antrag, dieſe 2 zu ſtreichen, wird beſonders darum von Waitz angegriffen, 
weil es dann zweifelhaft werden könnte, ob dieſe Dinge nicht mit Entſchädi— 
gung abzuſchaffen ſeien. Beſeler unterſtützt die Streichung von „jeder Art“ 
und wünſcht, daß in den Motiven bemerkt werde, daß man damit gemeint 
habe, eben nur die Früchte der Jurisdiktion uſw. wegfallen zu laſſen, aber 
nicht Abgaben, die aus früheren Patrimonialgerichtsverhältniſſen herſtam⸗ 
men. Dagegen erheben ſich manche Stimmen. Beſeler: Im allgemeinen iſt 
unſere Anſicht, daß keine nutzbaren Rechte ohne Entſchädigung aufgehoben 
werden ſollen. Davon nehmen wir aus die in dieſem Paragraph geſetzte Be— 
ſtimmung; was ſich als Reallaſt darſtellt, was auf frühere Jurisdiktion zu⸗ 
rückgeführt werden kann, das wollen wir (ſiehe ad 3) nicht ſtreichen, denn da 
ſteht, daß wir nur derartige perſönliche Laſten ohne Entſchädigung aufheben 
wollen, fo daß alfo hier auch übrig bleiben kann die Reihe von Abgaben, die 
gleichſam unmittelbar aus der Jurisdiktion der Polizei fließen. 

1. Soll das ganze ad 2 geſtrichen werden? — Verworfen. 

2. Soll der Satz 2 mit dem 1 fo verbunden werden, daß es heißt: „ſamt 

den aus dieſen Rechten uſw.“? — Angenommen. 
3. Soll „jeder Art“ wegbleiben und das in der Diskuſſion Bemerkte in 
die Motive aufgenommen werden. — Angenommen. 


Der Satz ad 3. Detmold beantragt, dies zu ſtreichen. Der Satz wird 
angenommen. 

S 34 (33). Beſeler beantragt zu ſtreichen „übrigen“; ſodann finde er be= 
denklich, daß nur auf Antrag der Belaſteten abgelöſt werden ſoll; endlich iſt 
der Satz „inſofern ... höchſt bedenklich. Denn [wenn] wir einmal das Prinzip 
der Enteignung aufgeſtellt haben, ſo dürfen wir hier nicht der Geſetzgebung 
der Einzelſtaaten freigeben, wenn ſie es nützlich findet, unentgeltlich aufzu- 
heben. Waitz macht bemerklich, daß manche Geſetzgebung ſchon weiter ge— 
gangen iſt als unſere Grundrechte, und daß vielleicht deshalb „inſofern ...“ 
nicht begründet iſt. Abrigens ſeien die Worte „auf Antrag des Belaſteten“ 
hier nur irrigerweiſe eingekommen. Zell dringt mit Entſchiedenheit darauf, 
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daß die Ablöſung auf Antrag der Berechtigten nicht aufgenommen werde; es 
würde den Bauernſtand vollkommen ruinieren. v. Rotenhan: Obſchon ihm 
das Jahr 1848 einen Teil ſeines Vermögens koſte, und er [für] ſein In⸗ 
tereſſe ſpreche, ja den Schaden vielleicht erſetzen würde, wenn er als Berech⸗ 
tigter auch auf Ablöſung antragen könne, ſo müſſe er doch ganz mit Zell 
ſtimmen. Hergenhahn: Er könne ſich damit nicht einverſtanden erklären, 
wie er aus Naſſau wiſſe; die Kreditkaſſe des Landes vermittelt dies auf die 
angemeſſenſte und heilſamſte Weiſe. Er ſchlage [vor], da die Schwierigkeit nur 
den Zehnten betreffe, dieſen in einem beſonderen Satz zu ſchreiben. Briegleb: 
Er wünſche die Worte „auf Antrag des Belaſteten“ fortgelaſſen. Denn die 
Ablöſung hat zwei Formen. Die Schwierigkeit der Perſon hier bezieht ſich nur 
auf die Ablöſung von Kapital, d. h. auf eine Form der Ablöſung; die der 
Fixierung bleibt übrig. Er wünſche, daß [dies] der Landesgeſetzgebung übrig 
bleibe. So werden z. B. in Baden gewiſſe Abgaben aufgehoben, und zwar ſo, 
daß ſofort die Ablöſungszahlung eintrete; hier den Antrag der Belaſteten 
oder Berechtigten oder beider aufführen, heißt die Territorialgeſetzgebung 
beſchränken. Wir tun genug, zu ſagen, ſie ſind ablösbar. Wir wünſchen, daß 
dieſe Laſt aufhöre; ſo müſſen wir auch Einrichtungen machen, daß dies möglich 
wird, und da wird die Partikulargeſetzgebung gerade an ihrer Stelle ſein, 
die Wahl zu laſſen zwiſchen Kapital: und Rentenablöſung und die nötigen 
Kreditanſtalten zu gründen. Endlich wünſcht er dringend, den Satz „inſofern ...“ 
zu ſtreichen und nachdrücklichſt in der Paulskirche zu vertreten. Scheller 
ſchlägt vor: 

„Alle übrigen auf Grund und Boden haftenden Abgaben und Leiſtungen, 
insbeſondere die Zehnten, ſind ablösbar. Die nähere Beſtimmung über die 
Art und Weiße der Ablöſung bleibe der Geſetzgebung der Einzelſtaaten über⸗ 
laſſen“. 


Er wünſche das „übrige“ beibehalten, weil ſich ſonſt eine falſche Interpre⸗ 
tation für den vorhergehenden Paragraphen daraus ergeben werde. Die Be: 
merkungen von Waitz ſeien nicht unrichtig, aber nicht wichtig genug. Beſeler: 
In einigen Gegenden iſt zur Sprache gekommen, ob das früher für Ablöſung 
Gezahlte nicht jetzt rückgängig gemacht werden könnte, etwa ſo, daß, wo 
früher mit dem 18 fachen abgelöſt und nun mit dem 12 fachen abgelöſt wird, 
eine Rückzahlung gefordert werden könne. Vielleicht wäre es angemeſſen, 
in den Motiven ausdrücklich etwas über die Surrogate der Grundlaſten zu 
ſagen. Zell: Die Beſtimmung, wer zum Ablöſen berechtigt iſt, fortlaſſen, 
iſt bedenklich, da ſonſt grundrechtlich den beiden Beteiligten die Ablöſung 
zuſteht. Wir werden feſthalten müſſen, daß hier nur Minima ſind, die gewährt 
werden, und alſo die Landesgeſetzgebung kann dem Berechtigten nochmals 
das Recht geben, aber mit Beifügung der Modalität der Ablöſung für den 
Berechtigten. Dem entgegnet Briegleb: Es ſei namentlich durch den An⸗ 
trag von Scheller alles Nötige gewahrt. In betreff der von Beſeler geäußerten 
Bedenken über ſchon endgültig gemachte Ablöſungen bemerkt Scheller, 
habe Preußen eine Beſtimmung regierungsſeitig gemacht, die Nachfolge 
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finden wird, indem die früher feſtgeſetzten, aber noch nicht eingezahlten Ab— 
löſungsrenten nach dem jetzt minderen Ablöſungsſatz weitergezahlt werden 
ſollen. Aber er würde es beklagens wert halten, dieſe Anſicht zu verallgemeinern. 
Sollte dies in der Verſammlung notwendig erſcheinen zu hindern, ſo würde 
er folgende Faſſung vorſchlagen: 
„Die bereits endgültig erfolgten Ablöſungen bleiben in ihrem ganzen 
Umfang aufrechterhalten“. 


Beſeler bemerkt, daß das in das Einführungsgeſetz gehöre. Zell be— 
merkt, wenn wir jenes Geſetz über die Ablöſung der Partikulargeſetzgebung 
überlaſſen, ſo kann man gar nicht abſehen, welcher Schaden da angerichtet 
werden kann. 


Es wird abgeſtimmt: 
1. Soll das Wort „übrigen“ geſtrichen werden? — Ja. 
2. Sollen die Worte „auf Antrag des Belaſteten“ geſtrichen werden? — 

Geſtrichen, 10 gegen 9. 

3. Sollen die Worte „ohne Rückſicht auf die Perſon und das Verhältnis 
des Berechtigten oder Verpflichteten“ geſtrichen werden? — Geſtrichen. 
4. Sollen die Worte „inſofern ... begründet findet“ geſtrichen werden? — 

Geſtrichen. 

5. Soll ſtatt des zweiten Alinea geſagt werden.. 
Die Sitzung wird aufgehoben. 
Zell legt! eine Faſſung für § 34 Alinea 2 vor: 

„Inwieweit ſich die Befugnis, auf Ablöſung anzutragen, nicht nur auf 
den Belaſteten, ſondern auch auf den Berechtigten erſtrecken ſoll, bleibt 
der Geſetzgebung der einzelnen Staaten überlaſſen, welche auch über die 
Art und Weiſe der Ablöſung das Nähere zu beſtimmen haben“. 


Hergenhahn modifiziert die Faſſung dahin: 
„ob nur auf den Antrag des Belaſteten oder auch des Berechtigten, und 


in welcher Weiſe, bleibt der Geſetzgebung der einzelnen Staaten über- 
laſſen“. 
Briegleb ſchlägt eine andere vor: 

„Die nähere Beſtimmung über die Art und Weiſe, insbeſondere die 
Beantwortung der Frage, ob der Antrag auf Ablöſung nicht nur dem 
Belaſteten, ſondern auch dem Berechtigten zuſtehen ſoll, bleibt uſw.“, 
oder auch: 

„die Geſetzgebung der Einzelſtaaten beſtimmt die Art und Weiſe der 
Ablöſung und ſetzt feſt, ob der Antrag auf Ablöſung nur dem Belaſteten 
oder auch dem Berechtigten zuſtehen ſoll“. 


Nach mehreren anderen Redaktionen wird die von Hergenhahn ange— 
nommen. Der von Scheller vorgeſchlagene Nachſatz: 
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„Die bereits endgültig erfolgten Ablöſungen bleiben in ihrem ganzen 
Amfang aufrecht erhalten“ 


ſchien den einen in die Motive, den anderen in das Einführungsgeſetz zu ge⸗ 
hören. Beſeler entſcheidet ſich für das letztere; da in das Geſetz gehöre, daß 
dieſe Beſtimmungen nicht rückwirkende Kraft haben. Auch Hergenhahn 
meint gegen Deiters, daß das als ſich von ſelbſt verſtehend nicht in die 
Grundrechte gehören könne. 

Es wird abgeſtimmt: f | 

Soll dieſer Satz von Scheller hier in die Grundrechte aufgenommen 
werden? — Abgelehnt. 


Sodann wurde ein Zuſatzartikel auf Antrag mehrerer Mitglieder der 
Nationalverſammlung in Beratung genommen: 

„Alle auf dem Bergbau ruhenden guts-, grund- und landesherrlichen 
Bergbaulaſten, Zehnten, Quatembergeld uſw. ſind ablösbar. Die Feſt⸗ 
ſtellung der Normen für die Ablöſung bleibt der Landesgeſetzgebung vor⸗ 
behalten“. 

Beſeler empfahl den Inhalt dieſes Antrages, indem dem Bergbau Er- 
leichterung ſehr notwendig ſei. Nach näherer Erkundigung komme hier aber 
fo vielerlei in Betracht, daß man bedenklich fein müſſe. Es würde der Rat 
Sachverſtändiger zu erholen und ſolange der Paragraph auszuſetzen ſein. 
So wurde beſchloſſen. 


8 35 (34). Beſeler bemerkt, daß hiermit alle Erbpachtsverträge aus⸗ 
geſchloſſen werden, und damit werde eine heilloſe Beſchränkung für die Be⸗ 
ſitzloſen bewerkſtelligt. Vielleicht könnte man die Sache ſo ſtellen, daß der 
Kanon von Anfang an als ablösbar bezeichnet werde. Doch könnte dies wieder 
die Vererbpachtung ſehr erſchweren; denn gerade daß derartige Renten unab- 
lösbar ſind, gibt ihnen einen höheren Wert. Er halte den Satz für gefähr⸗ 
lich, und er glaube, daß der Nutzen, der dabei möglich iſt, durch die Landes⸗ 
geſetzgebung beſſer erreicht werden kann. Detmold: Es ſei das wieder ein 
Beiſpiel, wie das Kind mit dem Bade ausgeſchüttet werde; man ſchneidet 
damit die größten und heilſamſten Verhältniſſe ab. Namentlich wird man 
gerade große Güter darohne gar nicht zerſchlagen können. Er trage auf Strei⸗ 
chung an, eventuell: 

„Die Auflegung von Zehnten und Dienſten iſt verboten und die Be— 
laſtung mit unablösbaren Renten an ſichernde Beſtimmung zu knüpfen“. 


Deiters teilt dieſe Bedenken nicht: Er frage ſich, ob der Kanon auf Grund 
und Boden haftet? Er findet es nicht, ſondern er iſt ein erblicher Kontrakt; 
wenn aber ja, ſo fällt dies Verhältnis ganz unter 34 und iſt damit unmöglich, 
oder vielmehr jede derartige Vererbpachtung iſt ablösbar. Scheller würde 
den Paragraphen ebenfalls ganz ſtreichen; denn dieſer Paragraph wird 
gewiß für unzählige höchſt nachteilig. In Preußen hat man ſchon die Ab⸗ 
lösbarkeit jedes Erbzinſes, bis etwa vor drei Jahren die Reaktion entgegen- 
trat. Für andere Gegenden würde dies deſto ſtörender ſein; denn die großen 
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Grundbeſitzer, wenn fie doch ſehen, in kurzem Geld ſtatt ihres Eigentums 
zu bekommen, werden nicht mehr in Erbpacht geben. Man mag das den 
einzelnen Staaten überlaſſen. Sie mögen ſich nach den Bedürfniſſen der 
einzelnen Provinzen, ja Landſchaften richten. Namentlich für die nach den 
Oſtprovinzen zu richtende Auswanderung iſt dieſer Satz von Bedeutung. 
Will man aber einmal alle möglichen Klauſeln einbringen, ſo bleiben noch 
viele derartige übrig, ſo namentlich in betreff der Dienſte, daß deren lebens⸗ 
längliche nicht wieder eingeführt werden ſollen. Zell beſtätigt dieſe Anſicht, 
denn der Kanon der Erbpacht iſt ſo gering, daß das Ablöſungs quantum da— 
nach beſtimmt viel geringer ſein wird als das Kaufgeld. Nach ſeiner Meinung 
ſei mit dem Paragraphen gar nicht das Erbpachtsverhältnis berührt. Hergen— 
hahn wünſcht, daß ausdrücklich in den Motiven geſagt wird, daß hier nicht 
von dem Verhältniſſe des geteilten Eigentums die Rede ſei. Wippermann: 
Bei der Erbpacht iſt ſchon ein geteiltes Eigentum vorhanden, und ſie fällt 
unter § 34. Dennoch glaube er, daß man an dem Grundrecht feſthalten müſſe; 
unablösbare Laſten, Renten ſeien nicht aufzulegen. Beſeler: Alle Be— 
ſchränkungen, welche nach 35 ablösbar ſein ſollen in gewiſſem Zeitverlauf, 
müſſen dieſer Zeitbeſtimmung nach in den Kontrakt aufgenommen werden. 
Es kann kein Erbpachtsverhältnis mehr in der bisherigen Weiſe eingegangen 
werden. Er ſehe keinen Nutzen davon, aber wohl, daß der Rechtsſinn des 
Volks damit höchlichſt zerrüttet werde. So wünſche er, daß § 35 nicht auf— 
genommen werde, Zell: Frankreich erklärte 1789, alle Grundrechte find 
aufgehoben und wandeln ſich in perſönliche Leiſtungen um. And ſo gilt das 
noch jetzt; nur perſönliche Renten oder Hypotheken gibt es ſtatt dieſer Ver⸗ 
hältniſſe. Abrigens ſei er gar nicht für dieſen Paragraphen. 


Es wird abgeſtimmt: | 
Soll der § 35 geſtrichen werden? — Er wird geſtrichen. 


§ 36 (35). Wigard: Wenn Sie den Anmut über unſere Arbeit recht 
groß machen wollen, ſo bitte ich, daß man dieſen Antrag annehme. Weiter 
will ich nichts ſagen. Dagegen wurden unter anderen die unzähligen 
Petitionen geltend gemacht, die eingekommen. Wippermann iſt trotz der 
Gegenbemerkung, die gemacht worden, und namentlich der ſpeziellen Bei— 
ſpiele von Härten, die aus dieſem Geſetz entſtanden, der Anſicht, daß es dabei 
bleiben müſſe und daß das Jagdrecht, gleichviel wie entſtanden, ſchon dahin 
ſei. Denn jeder jage wie und wo er will. Scheller führt die Anerträglichkeit 
jenes 829 (36) weiter aus. Waitz fragt, ob mit dem von der Vorkommiſſion 
gemachten Zuſatz von dem Drückenden des alten Jagdweſens noch etwas übrig 
bleibe. Rie ßer ſchlägt eine andere Redaktion vor, indem er zu dem 829 zuſetzt: 
„inſofern nicht, was die Jagdgerechtigkeit anlangt, ein privater oneroſer 
Erwerbsgrund angenommen wird“. 


Wippermann ſchlägt vor: 


„Wo die Jagdgerechtigkeit unter läſtigem Titel vom Grundeigentümer er- 
worben wurde, hat letzterer die empfangenen Gegenleiſtungen zurückzugeben“. 
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Zells Faſſung lautet: 

„Die Jagdgerechtigkeit ſowie die damit verbundenen Jagddienſte, Jagd⸗ 
fronden und andere Leiſtungen für Jagdzwecke ſind ohne Entſchädigung 
aufgehoben, ſofern nicht der privatrechtliche Erwerb von dem Grundeigen- 
tümer bewieſen wird. In letzterem Fall kann der Belaſtete auf Ablöſung 
antragen“. 


Hergenhahn: 

„Jagdgerechtigkeiten auf fremdem Grund und Boden uſw. ſind ohne 
Entſchädigung aufgehoben; ſofern aber die Jagdgerechtigkeit unter läſtigem 
Titel erworben iſt uſw.“. 


Beſeler: Er habe für die unbedingte Aufhebung geſtimmt, denn nach 
feiner Meinung ſei das Necht gleich, unter welchem Titel es auch erworben 
ſei, und er ſehe nicht, wie man in dem einen Fall entſchädigen müſſe, in dem 
anderen nicht. Aber die Erfahrungen von außen her haben ihn doch beſtimmt; 
es ſei offenbar eine Verletzung des Nechtsgefühls, wenn gewiſſermaßen noch 
die Zeugen vorhanden ſind, vor deren Augen der Jagdhandel gemacht wurde. 
Er wünſche für dieſe Fälle des flagranten Anrechts eine Beugung des Prinzips; 
es iſt die erſte naheliegende oneroſe Erwerbung, die berückſichtigt werden muß; 
etwa: 

„Wer ſeit dem Jahre (1815) von einem Grundeigentümer unter one⸗ 
roſem Titel eine Jagdgerechtigkeit erworben hat, kann für die Aufhebung 
derſelben Entſchädigung verlangen“. 


Ahrens billigt dieſen Antrag. Scheller ſchlägt vor: 

„Die Jagdgerechtigkeit iſt aufgehoben. Iſt dieſelbe aber durch den Be— 
rechtigten von dem Verpflichteten oder deſſen Vorfahren durch läſtigen 
Vertrag erworben, ſo kann der Verpflichtete ſie nur ablöſen. Die Art und 
Weiſe dieſer Ablöſung wird durch die Geſetzgebung der Einzelſtaaten geordnet. 

Die damit verbundenen Jagddienſte uſw. ſind ohne Entſchädigung auf⸗ 
gehoben“; 


eventuell würde er ſich gleichfalls für das von Beſeler vorgeſchlagene Nor⸗ 
maljahr entſcheiden. Rießer: Sich bereichern durch Schaden iſt reiner 
Betrug; dies würde ſelbſt bei dem Normaljahr noch ſtattfinden: Alſo wenn 
der Grundeigentümer das Eigentum ohne Jagdgerechtigkeit erworben hat, 
ſo kann nicht dieſe Gerechtigkeit ohne Entgelt aufhören. Er ſchlage vor: 
„ . ſofern nicht, was die Jagdgerechtigkeit anlangt, bewieſen werden 
kann, daß dieſelbe auf privatrechtlichem, oneroſem Wege durch Veräuße⸗ 
rung abſeiten des Grundeigentümers erworben worden iſt“. 


Gegen Beſeler bemerkt Waitz, daß wir damit in Konflikt mit den Einzel⸗ 
geſetzgebungen kommen, denn dies würde ein Grundrecht ſein, und doch nicht 
ein Minimum. Det mold ſchlägt vor: 

„Die Jagdgerechtigkeit iſt aufzuheben. Die Art und Weiſe der Ent⸗ 
ſchädigung iſt der Einzelgeſetzgebung vorbehalten“. 
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v. Notenhan macht darauf aufmerkſam, daß, da der Wert einer Jagd 
nur durch den Zuſammenhang eines großen Territoriums bedeutend iſt, das 
Zurückzahlen der Kaufſumme nichts weniger als gerecht ſein würde. Beſeler: 
Es ſind zwei Fälle zu unterſcheiden, einmal der, wo ein flagrantes Anrecht iſt, 
ſodann aber, wenn das um das Jagdrecht ärmer gewordene Grundſtück in 
andere Hand kommt. Soll der nun herauszahlen, was ſein Vorgänger er— 
halten hat, und dafür ein Jagdrecht gewinnen, das er etwa gar nicht haben 
will? Dies beides muß man feſthalten, während alle Anträge nur die eine 
Seite berühren. Nur ein Punkt iſt hier, an dem man ſich halten kann, wenn 
nämlich der Fiskus die Jagd verkauft hat. Deiters: Gerade da ſcheine der 
Antrag Schellers gut, der ja die Ablösbarkeit wolle. Zells Antrag iſt ſo 
emendiert als Zuſatz zu § 29: 

„Es ſoll jedoch die Jagdgerechtigkeit, welche erweislich durch einen 
läſtigen Vertrag vom Grundeigentümer erworben worden iſt, nur gegen 
Entſchädigung ablösbar ſein. Die Beſtimmung der Art und Weiſe der 
Ablöſung bleibt der Landesgeſetzgebung überlaſſen“. 


Scheller wünſcht geſagt: „von dem Eigentümer des belaſteten Grund— 
ſtückes oder deſſen Vorfahren“. Wippermann ſchlägt, um die Vorfahren 
zu ſparen, vor: „von einem Eigentümer“. 


Es wurde salva redactione dieſer Zellſche Antrag angenommen. 


Beſeler macht in betreff dieſer Abſtimmung geltend, daß die Ablösbar— 
keit der Neallaſten in ſich trage, daß möglicherweiſe auch nicht abgelöſt werden 
kann, ein Bedenken, das keinen weiteren Anklang findet. 

In betreff des Satzes: „Jedem ſteht das Jagdrecht zu uſw.“ bemerkt 
Wippermann, daß der erſte Satz geſtrichen werde. Es war klar, daß der 
Ausdruck dieſes Satzes falſch iſt, denn es war die Meinung nicht, daß jeder 
Grundeigentümer ſein Jagdrecht ausübe, etwa nach dem Landesgeſetz; denn 
gemeint war, daß der Eigentümer es nicht ſofort ſelbſt ausübe, ſondern etwa 
auf die Art, wie dies auf dem linken Rheinufer geſchieht, wo die Grundeigen— 
tümer jeder Gemeinde eine Jagdgemeinde bilden. Scheller wird die Güte 
haben, eine neue Faſſung dieſes Satzes zur nächſten Sitzung vorzulegen. 

Herr Aſſeſſor Odernheim von Wiesbaden war! zugegen, infolge einer 
Einladung zur Mitberatung über das Bergweſen. Ebenſo der Abgeordnete 
Wagner aus Oberöſterreich. Beſeler bemerkt, daß in dem Satz über das 
Jagdrecht der Ausdruck „gegen Entſchädigung ablösbar“ gegen unſere bis— 
herige Gewohnheit ſei, und das bloße „ablösbar“ genüge. Scheller legte 
die von ihm gemachte Faſſung über die Jagdgerechtigkeit vor: 

„Von wem und wie die Jagd ausgeübt 1 ſoll, haben die Geſeg⸗ 
gebungen der Einzelſtaaten zu beſtimmen“. 


In betreff der Berggerechtigkeiten äußerte Wagner: Die Sachlage ſei 
folgende: Die Fronde hat zwar manches gemein mit der grundherrlichen Ab— 
gabe, iſt aber in ihrem Weſen unſtreitig eine Steuer und ſei eine gewiſſe Pro⸗ 
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zentualabgabe, entweder vom rohen Erz oder vom verarbeiteten Erz. Auch 
ein gewiſſer Abſchlag auf die Hüttenunkoſten. Da nun der Bergbau keine 
Gewerbe- noch Grundſteuer hat, ſo vertritt die Fronde recht eigentlich die 
Steuer, dieſe ſei z. B. in Oſterreich die einzige Bergbauſteuer. Es ſeien auch 
die Gebäude, ſelbſt die Wohnhäuſer, beim Bergbau nicht beſteuert, ſo aus⸗ 
ſchließlich iſt die Fronde hier die Steuer. Freilich in Böhmen und Mähren 
find dieſe Verträge etwa fo, daß dem Adel, der Stadt Prag, dem Religions- 
fonds die Bergherrlichkeit abgetreten [ſei], und zwar fo, daß fie nicht bloß die 
Berggerechtigkeit, ſondern von den edlen Metallen halb, von unedlen ganz die 
Fronde auf ihren Gütern haben. Das heißt, es iſt vertragsmäßig das Negali- 
tätsrecht vom Landesherrn der Fronde übertragen worden. Freilich iſt dieſe 
Steuer ſehr drückend: Nämlich das Geſetz nimmt jeden Bergbau ohne Anter⸗ 
ſchied für fronpflichtig in ſeinem Beginn an; zwar wird im Anfange eine 
Fronfreiheit erſtattet, doch iſt dieſe nicht im Verhältnis, namentlich dann, 
wenn die Anlage ſehr koſtſpielig iſt. In Preußen, wiſſe er, ſei man von dieſer 
Beſteuerung abgegangen und ſei zur fixen Steuer für die Lehnfelder und zu 
einer verhältnismäßigen Steuer des Reinertrages uſw. übergegangen. Er 
meine übrigens, daß es ſehr ſchwer ſei, hierüber etwas in den Grundrechten 
aufzunehmen; zu ſagen, daß dieſe Fronde ablösbar ſei, werde bedenklich 
fein, da die Fronde offenbar Steuer ſei. Übrigens ſei Zehnt und Fronde 
und Bergurbar dasſelbe. Wigard fragt: Es handle ſich beſonders darum, 
wie dieſe Fronde auf den Bergarbeiter wirke. Haben die Bergarbeiter 
darum weniger Einnahme? Antwort: Es hat nur dann Einfluß, wenn der 
Arbeiter zugleich der Beſitzer des Baues iſt, denn die Bergarbeiter ſeien in 
der Regel nur gemietete Leute. Übrigens wird dieſer Zehnt als drohend 
jetzt in der Regel pauſchaliert. Quatembergeld iſt eine Nekognitionsgebühr 
für die einzelnen Lehnsfelder (heißt auch Rezeßgeld). Wem ein Lehnsfeld 
verliehen wird, hat eine unveränderliche Abgabe zu entrichten. In Bayern 
für edle Metalle 7, für unedle 5 Groſchen. In Oſterreich iſt es meiſt nicht, aber 
man hat es ſehr bedauert; denn es ſind Geſellſchaften, um den Preis der Stein⸗ 
kohle zu halten, beeilt geweſen, ſich die Steinkohlenfelder übertragen zu laſſen, 
und bearbeiten ſie nicht. Herr Odernheim: Allerdings habe die Fronde 
den Charakter einer Steuer, und deshalb ſei bereits in Naſſau dieſe Steuer 
in einfache Staatsſteuer vom Reinertrag umgeändert. Abrigens ſeien viele 
ſolcher Zehnten in Privathände gekommen, fo namentlich in den ſtandesherr⸗ 
lichen Gebieten. Das Quatembergeld iſt eine beſtimmte Abgabe für jedes 
Bergwerk ohne Rückſicht auf den Amfang, auch in vielen Fällen in Privat⸗ 
händen. Beide Abgaben ſeien nachteilig für die Entwicklung des Bergbaus; 
durch Aufhebung derſelben habe Naſſau den Bergbau ungemein gehoben. 
Nach feiner Anſicht kann [es] in dem in Frage ſtehenden Antrag ſich nur 
da von Ablöſung handeln, wo dieſe Steuer in Privathände übergegangen 
iſt. Wippermann: Nach dieſer Eröffnung ſcheine ihm die Sache nicht in die 
Grundrechte, ſondern in die Territoriallegislation [zu] gehören. Ebenſomehr, 
bemerkt Wigard, da dieſe Sache ſich, wo fie [ſichl in Privathänden be- 
finde, offenbar unter § 34 ſubſumieren laſſe. Hiernach wurde beſchloſſen, nicht 
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dem gemachten Antrag gemäß dieſe Berggerechtigkeit in das Grundrecht auf— 
zunehmen. 

Hiernach wurde zu 8 36 zurückgekehrt und die obige Redaktion von 
Scheller vorgelegt. Deiters hatte eine andere Faſſung (ſiehe Anlage !). 
Beſeler macht Gegenbemerkungen, die Redaktion Schellers ſei zu dürftig, 
die von Deiters vielleicht zu überfließend, ſonſt angemeſſen und klar, nament⸗ 
lich auch in der Folge der Sätze. Es ſeien vier Punkte, auf die es ankommt: 
1. Daß dem Grundeigentümer das Jagdrecht zukommt. 2. Aufhebung der 
Jagdgerechtigkeit und anderer Laſten. 3. Ablösbarkeit der durch läſtigen Ver⸗ 
trag von dem Grundbeſitzer übertragenen Jagdgerechtigkeit. 4. Die Befugnis 
der Landesgeſetzgebung, die Ausübung der Jagdbefugnis zu ordnen. Die 
drei erſten dieſer Punkte erſchienen ſchon in der vorigen Sitzung feſtgeſtellt. 
Es fragt ſich nur, ob in den vierten Punkt das gemeine Wohl anſtatt der 
öffentlichen Sicherheit aufzunehmen ſei. Wigard bemerkte, daß nach dieſer 
Faſſung der vierte Punkt der Landesgeſetzgebung zu viel Befugnis ein- 
räume. Er wünſcht nichts, als die öffentliche Sicherheit aufgenommen. 
Scheller: Wenn wir einmal die Spezialgeſetzgebungen die weitere Geſetz— 
gebung machen [laſſen] ſollen, jo müſſen wir es ihnen überlaſſen, die Gründe 
zu finden, nach denen ſie ſich zu richten haben. 

Es wird abgeſtimmt: 

Soll im vierten Punkt die Befugnis der Landesgeſetzgebung die Abung 


der Jagd im Intereſſe des öffentlichen Wohls und der Sicherheit aus 
geſprochen werden? — Angenommen. 


Die Redaktion des S 36 in dieſem Sinne zu machen, wurde der Vor⸗ 
kommiſſion überwieſen. 


837 (36). Deiters berichtet von zahlreichen Petitionen Beteiligter, 
namentlich ehemals Reichsunmittelbarer. Wigard: Er beſchränke ſich ein- 
fach auf einen Proteſt gegen die Aufnahme des von der Vorkommiſſion vor— 
geſchlagenen Einſchubes. v. Laſaulx: Ebenſo einfach beſchränke er ſich auf den 
Antrag, die urſprüngliche Faſſung der Grundrechte, wie ſie vor der erſten 
Leſung geweſen, herzuſtellen. v. RNotenhan: Er könne nach beſtem Gewiſſen, 
wennſchon ſelbſt in großem Maße dabei beteiligt, nicht anders als beantragen, 
daß man jene frühere Faſſung herſtelle. Das einzige, was man hätte tun 
können, wäre geweſen, die Beſtimmungen über die tote Hand (§ 31) hier auf: 
zunehmen. Wippermann: Er begreife nicht, warum man mit den ſtandes⸗ 
herrlichen Fideikommiſſen ſo viel Amſtände machen wolle. Gerade ſie ſeien es, 
die durch ihren Umfang und ihre läſtigen Prärogativen dem Volkswohl am 
allermeiſten hinderlich ſeien. Beſeler: Nach ſeiner individuellen Aberzeugung 
würde er die Fideikommiſſe zu wahren ſuchen. Aber er glaube, daß die all⸗ 
gemeine Stimmung ſo entſchieden gegen ſie ſei, daß man vergebliche Mühe 
haben würde, wenn man ſie retten wolle. Ganz etwas anderes ſei es mit den 
ſtandes herrlichen Familien, deren Beſitz von älteſter Zeit her dieſes Charakters 


1 Liegt nicht bei. 
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geweſen ſei; überdies ſei die Behandlung dieſer Familien ſeit 1806 hinreichend 
bekannt. Endlich liege ein politifcher Grund, fie zu ſchonen, gerade für die— 
jenigen, die immerfort auf Mediatiſierungen drängten, doch ſehr nahe. 
Abrigens ſei es nicht angemeſſen, dieſe zu rettenden Fideikommiſſe der Landes⸗ 
geſetzgebung zu überlaſſen, da ſie völkerrechtliche Bedeutung hätten. Er 
wünſche die Faſſung von Haubenſchmidt wieder aufgenommen: 
„Die Familienfideikommiſſe mit Ausnahme der Fideikommiſſe der re⸗ 
gierenden Häuſer und der ehemals reichsſtändiſchen Familien ſind auf⸗ 
zuheben“. 


Zell führt ein Beiſpiel von furchtbarem Schaden des Fideikommiſſes an: 
Eine ganze, ſonſt von wohlhabenden, kleinen Leuten bewohnte Gegend in 
ſeiner Heimat ſei dadurch zu einem troſtloſen Güterkomplex konſolidiert 
worden. Habe man Eigentum durch den Schutz der Geſetze, ſo müſſen die 
Geſetze auch den unheilvollen Bildungen, die es unabläſſig gefährdeten, ent- 
gegentreten können; geradeſo wie bei der toten Hand. Abrigens das Kon⸗ 
ſervieren der Mediatiſierten jetzt ſcheine ihm eine Art von Betrug gegen die 
noch Regierenden, denn bei dem Zug der Zeit ſei es unzweifelhaft, daß der 
jetzt gegründete Vertrag des Reichs mit den Fürſten ſehr bald werde ge- 
brochen werden. Ahrens: Teils die Gerechtigkeit fordert es, daß wir die 

Familienfideikommiſſe aufheben, die auf Koſten eines anderen Familien⸗ 
gliedes übervorteilt werden, teils kennen die Grundrechte keine Standesunter⸗ 
ſchiede mehr. 


Es wird abgeſtimmt: 


1. Soll § 32 der Grundrechte wiederhergeſtellt werden? — Verneint, 
12 gegen 5. 

2. Der Antrag von Beſeler: „Die Familienfideikommiſſe mit Ausnahme 
der Fideikommiſſe der regierenden Häuſer und der ehemals reichs— 
ſtändigen Familien find aufzuheben“ — angenommen, 11 gegen 6. 


Aber die Stammgüter bemerkt Beſeler, daß über dieſe ſehr unbefriedigend 
debattiert worden; es gehörten dieſelben gar nicht in dieſelbe Kategorie mit 
den Fideikommiſſen. Denn ein Stammgut kann mit Beiſtimmung der nächſten 
Erben verkauft werden, werde auch in gar nicht ſo oneroſer Weiſe vererbt. 
Es ſeien die Stammgüter nur Anwendung desſelben altgermaniſchen Erb— 
rechts, das dem Bauerngut zugrunde liegt. Er trage auf Streichung an. 
Deiters: Er könne nicht damit ſtimmen, obſchon er wiſſe, daß Beſeler gerade 
dieſe Sache ſehr gründlich kenne; er glaube, daß Stammgüter in ihrer 
äußeren Stellung ganz wie Fideikommiſſe erſcheinen. Scheller: Die Stamm⸗ 
gutsqualität ſei eine ganz unfaßbare und in jedem einzelnen Falle erſt nach- 
zuweiſen. Er trage auf die Wiederaufnahme ſeines Minoritätserachtens 
an. Waitz legt Verwahrung ein zugunſten des niederſächſiſchen Bauern⸗ 
weſens, falls dasſelbe durch die Beſtimmung über die Stammgüter mitge⸗ 
troffen gelten ſollte. Er widerſetze ſich jeder Beſtimmung, die dieſem alt⸗ 
gegründeten und durch und durch geſunden Weſen irgend zu nahe trete. 
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Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll das Minoritätserachten von Scheller aus den Grundrechten wieder 
gelten? — Verworfen. 

2. Soll der Satz über die Stammgüter geſtrichen werden? — Geſtrichen. 


8 38 (37). Wippermann beantragt, daß der erſte Satz wie in der Ab— 
ſtimmung bleibe, der zweite geſtrichen werde. Scheller beantragt, daß der 
zweite Satz nach der Analogie der Worte über die Fideikommiſſe geändert 
werde. 

1. Soll es heißen: „iſt aufzuheben“? — Angenommen. 

2. Soll der zweite Satz ganz geſtrichen werden? — Die Frage iſt nach jener 

Abſtimmung unnütz. 

3. Soll der zweite Satz lauten: „Die Art und Bedingungen der Aufhebung 

bedingt die Geſetzgebung der einzelnen Staaten“? — Verworfen. 


Somit bleibt der Satz, ſo wie ihn die Vorkommiſſion vorgeſchlagen. 
§ 39 (38) — angenommen. 


§ 40 (39). Deiters bemerkt, daß Petitionen eingegangen ſeien, um auch die 
Juſtiz der Standes herren als Patrimonialgerichtsbarkeit zu treffen. Die Sache 
ſcheint ſich von ſelbſt zu verſtehen. Der Paragraph wird angenommen. 

§ 41 (40). Wigard vorbehält ſich hier die Erwähnung des Belagerungs- 
zuſtandes. Waitz beantragt Streichung jener Machtworte: „Kabinetts⸗ 
und Miniſterialjuſtiz . . .“, zumal da ſich dieſe Sachen von ſelbſt verſtehen, 
denn den Mißbrauch der Verfaſſung verbieten, ſcheint nicht eigentlich in die 
Verfaſſung zu gehören. Sonſt müßte man auch hinzufügen, daß der Finanz⸗ 
miniſter nicht ſtehlen dürfe, ſei ein Grundrecht. 

Soll nach Waitz' Antrag „Kabinetts- und Miniſterialjuſtiz iſt unſtatt⸗ 
haft“ geſtrichen werden? — Nicht beliebt. 


Auf Antrag des Abgeordneten Paur von Neiſſe iſt Deiters beauftragt, 
die Schulpetitionen an denſelben übermachen zu wollen. 

Den Schoderſchen Antrag! in betreff der getrennten Eingebung der Grund— 
rechte und des Einführungsgeſetzes beſchloß man einſtweilen zu vertagen. 

Die neugewählten Mitglieder v. Sommaruga und Gülich waren? an- 
weſend. 

In der Verhandlung der zweiten Leſung der Grundrechte wurde fort— 
gefahren. 
S8 42 (41). Beſeler bemerkt, daß dieſes zweite Alinea, das Militärgerichts⸗ 
weſen betreffend, nicht in die Grundrechte gehöre, überdies, wie Sachkundige 
erklären, ungenügend ſei. Wippermann iſt dem entgegen; es ſei nicht bloß 
für die Militärperſonen, ſondern auch für Zivilperſonen, die unter gewiſſen 
Verhältniſſen vor die militäriſchen Gerichte gehören. Deiters: Der Satz 
ſei eingeſchoben, um die Militärgerichtsbarkeit für die notwendigen Verhält⸗ 


1 St. B. 4, 2593. 
2 In der 99. Sitzung d. 18. November. 
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niſſe überhaupt zu ſichern, da ſonſt nach den Grundrechten dieſelbe ganz un⸗ 
möglich ſein würde. Beſeler entgegnet einiges, beruft ſich namentlich darauf, 
daß in Belgien und ſelbſt in Frankreich eine fo lare Veſtimmung ne vor⸗ 
handen ſei. 


Es wird abgeſtimmt: | 
Soll der Satz „Die Militärgerichtsbarkeit ...“ angenommen werden? — 
Beſeler zog ſeinen Antrag zurück. | 


§ 43 (42). In betreff der vorläufigen Suspenſion bemerkt Zell, daß feiner 
Meinung nach nur durch ein Arteil ein Richter ſuspendiert werden dürfe, da 
auch die Parteien, namentlich in politiſchen Sachen, ein Recht auf den Richter 
haben. Er ſei mit Weglaſſung des „vorläufig“ mit jenem Vorſchlage der Sub⸗ 
kommiſſion einverſtanden. Auch Scheller ſpricht ſich dahin aus. Dies wird 
durch allgemeine Beiſtimmung gebilligt. 


8 44 (43). Beſeler: „Ausnahmen im Intereſſe der Sittlichkeit beſtimmt 
das Geſetz“ wünſche er in dem Zuſatz geſagt. Wigard ſtimmt gegen dieſen 
Beiſatz: Wenn die öffentliche Sittlichkeit irgendwie verletzt werden könnte, 
ſo würde dies auf jugendliche Gemüter und Frauen Bezug haben. Kinder 
wird man fernhalten, und Frauen, die verletzbar ſind, werden ſich fernhalten. 
Detmold bemerkt, daß die öffentlichen Verhandlungen auch gedruckt werden. 


Es wird beſchloſſen, die Worte „im Intereſſe der Sittlichkeit“ einzufügen. 


§ 45 (44). Beſeler beſorgt, daß dem Schwurgericht hier zu großer Am⸗ 
fang gegeben zu ſein ſcheine, da der große Apparat dieſes Inſtitutes durch zu 
häufige Verwendung leicht unnutzbar werden könnte. Namentlich die kleinen 
politiſchen Vergehen wünſche er ausgeſchloſſen. Tellkampf: In England ge⸗ 
hören die kleineren politiſchen Vergehen unter die Polizeigerichte. Scheller: 
Der Begriff politiſche Vergehen ſei ſo unſicher, anderſeits eine ſolche Menge 
unbedeutender politiſcher Vergehen vorhanden, daß man hier nie klar werden 
könne. Er würde vorſchlagen: 

„ . . bei den politiſchen Vergehen ...“; „ein Reichsgeſetz wird das 

Nähere beſtimmen“. 

Wigard iſt gegen dieſe Weitläufigkeit; auch könne er nicht die engliſchen 
und amerikaniſchen Verhältniſſe ſo glücklich halten, daß wir nicht darüber 
hinaus könnten. Zell: Er könne ſich die Fälle nicht denken, daß die politiſchen 
Vergehen ſo gering ſein ſollten, daß man ſie nicht der Mühe wert zu halten 
hätte. Selbſt kleinſte Beſtrafung über politiſche Außerungen und dgl. ſind 
immer durch die geſellſchaftlichen Beziehungen geſchärft und ſo bedeutend, 
daß man öffentliche Schwurgerichte braucht. 

Beſeler zog ſeinen Antrag zurück. Somit wurde § 45 angenommen. 


S 46 (45). In betreff dieſes Satzes berichtet Tellkampf von Mißverſtänd⸗ 
niſſen ſchleſiſcher Bauern uſw. 
Es wurde auf Streichung angetragen, dieſelbe verworfen. 


8 47 (46) — angenommen. 
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8 48 (47). Beſeler: Die Trennung von Verwaltung und Juſtiz ſei theo- 
retiſch ſehr ſchön, praktiſch dagegen ſehr teuer, verzögernd, unpaſſend uſw. 
Wippermann findet dagegen dieſen Satz für den allerbeſten in den ganzen 
Grundrechten; und nach demſelben ſei in Heſſen ſeit 1820 zu 1821 mit beſtem 
Erfolg regiert. Auch Scheller fordert dringend die Beibehaltung, damit es 
nicht wieder geht wie in den letzten Jahren in Preußen, wo man mehr und 
mehr den unabhängigen Gerichten entzog, um es adminiſtrativen Beamten 
zu übergeben, die man ad libitum entfernen kann. Es ſei nicht richtig, daß 
richterliche Kollegien derartiges nicht verſtehen. Denn zu jenen adminiſtra⸗ 
tiven Gerichten hat man gerade Richter genommen. Wigard freut ſich ſehr, 
daß der von ihm aufgeſtellte Satz ſo vielen Ruhm von dem ſachkundigſten 
Mitglied des Ausſchuſſes erhalte. Beſeler modifiziert ſeinen Antrag ſo, daß 
es heißt (ohne die erſten Worte): 


„Aber alle Rechtsverlegungen entſcheiden die Gerichte“. — Verworfen. 


Somit war das erſte Alinea angenommen. Der Satz: „Der Polizei ſteht 
nirgend Strafgewalt zu“ ſchien verändert werden zu müſſen, denn es muß 
Polizeigerichte geben. Die Polizei kann nicht ohne Strafgewalt fein. Wipper⸗ 
mann: Es gebe Polizeivergehen, Verletzung polizeilicher Anordnung, dieſe 
dürfen nicht durch die ausübende Polizei geſtraft werden. Man kann dafür 
eigene Gerichte haben, und dieſe Polizeigerichte nennen, dann aber iſt immer 
noch der hier gebrauchte Ausdruck richtig. Zell: Er wünſche dieſen Satz, und 
wenn auch nur darum, damit der traurige Druck in der Strafanſtalt gemindert 
und auch dort von einem kundigen Richter gerichtet werde. Beſeler: Man 
wolle doch nicht das höchſt wichtige Inſtitut der Friedensrichter durch den 
Ausdruck unmöglich machen, und nach ſeinem Gefühl ſei dies hier der Fall. 
Tellkampf: Er wünſche, daß man ſage „Strafjuſtiz“, denn ſonſt nehme man 
der Polizei alle Gewalt. Scheller: Wir haben weder hier noch in der Pauls— 
kirche etwas anderes gemeint, als daß die verwaltende Polizei nicht Straf— 
juſtiz übe, kein Straferkenntnis erlaſſe. Beſeler ſchlägt vor: 


„Der verwaltenden Polizei ſteht nirgend Strafgerichtsbarkeit zu“. 
Nießer: Er finde nicht, daß dieſer Amſtand ſehr groß ſei; man nenne nur 
die Behörden, die in dieſem Sinne des Strafens regieren müſſen, nicht mehr 
Polizei. Scheller: Die Hauptſache ſei, daß die eigentlich verwaltende Po— 
lizei nie Strafgewalt habe. Er ſchlage [vor]: 
„Der Polizei ſtehe nirgend das Erkenntnis in Strafſachen zu“. 


Wigard: Er wünſche den Ausdruck gelaſſen, wie er ſteht, denn er wird 
dahin bringen, daß man die Polizei rein auf ihr adminiſtratives Maß 
zurückführt und die Strafgewalt beſonders organiſiert auch für dieſe geringen 
Vergehen. 

1. Soll es heißen: „Der verwaltenden e ſteht kein Erkenntnis in 

Strafſachen zu“? — Verworfen. 
2. Soll es heißen: „Der verwaltenden Polizei ſteht keine Strafgerichtsbar— 
keit zu“? — Verworfen, 10 gegen 9. 
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3. Soll es heißen: „Der Polizei ſteht keine Gerichtsbarkeit zu“? — An⸗ 
genommen. 


In ſolcher Geſtalt wurde § 48 angenommen. 


8 49 (48). Rießer bemerkt, daß die Beſtimmung über die öffentliche 
authentiſche Urkunde rein aus den Ländern des franzöſiſchen Rechts ge- 
nommen ſei, und z. B. ihre Anwendung auf Hamburg in betreff der Wechſel 
uſw. zu den größten Amſtänden Anlaß gebe. Scheller vereinigt ſich mit 
dieſem Bedenken. So wird die neue Redaktion von § 49 angenommen. 
Beſeler macht nachträglich darauf aufmerkſam, ob nicht 88 450/48 das 
Mißverſtändnis eintreten kann, daß auch die kleinſten Polizeivergehen den 
öffentlichen Ankläger forderten. Allerdings, wird geantwortet, und der Po— 
lizeibeamte ſei eben der Ankläger. Waitz beantragt etwas über die weitere 
Geſchäftsführung. Wigard beantragt zu § 41, daß Belagerungszuſtand 
nicht bei Aufruhr proklamiert werden dürfe, und zweitens zu § 42, daß Mi⸗ 
litärgericht nicht gegen Zivilperſonen gewandt werden dürfe. Detmold er- 
innert daran, daß er dem entgegen einen Antrag auf Suspenſion der Habeas⸗ 
korpusakte geſtellt habe, und daß er damit auf die betreffende Stelle der Ver: 
faſſung verwieſen habe; er wünſche, daß eben dahin Wigards Antrag ver- 
wieſen werde. Scheller beantragt; 

ob dieſer Gegenſtand hierher gehöre? (er meint vielmehr da, wo es ſich 

um die Garantie der Verfaſſung handelt). — Nicht hierher. 


Auf Waitz' Antrag wird zu den Bemerkungen der Regierungskom— 
miſſarien zu der Reichs gewalt! übergegangen. 

Zu 8 33 fand der Ausſchuß keinen Anlaß, auf die bayriſche Bemerkung 
weiter einzugehen. Dagegen fand der Vorſchlag der Kommiſſarien: 

„Die Ausſonderung einzelner Orte und Gebietsteile aus der Zollinie 
bleibt der Neichsgewalt vorbehalten“ die allgemeine Billigung. 
§ 34. Ebenſo wurde die Erweiterung, die von den Kommiſſarien vorge⸗ 

ſchlagen worden, gern angenommen: 

„ſo wie über gemeinſchaftliche Produktions- und Verbrauchsſteuern. 
Welche Produktions- und Verbrauchsſteuern gemeinſchaftlich ſein ſollen, 
beſtimmt die Reichsgeſetzgebung“. 
§ 35. Es ſchien nicht angemeſſen, auf die Vorſchläge der Kommiſſare 

einzugehen, und allenfalls nach Duckwitz' Vorſchlag zu ſagen: 

„Die Erhebung und Verwaltung der Zolleinkünfte, ſowie der gemein⸗ 
ſchaftlichen Produktions- und Verbrauchsſteuern geſchieht nach Anord— 
nung und unter der Oberaufſicht der RNeichsgewalt“. 

In betreff der Verteilung der Zollgelder entſpannt ſich eine weitere Dis⸗ 
kuſſion, gerichtet gegen den Antrag der Kommiſſare, daß das Reich im 
weſentlichen nur Matrikularbeiträge von den Zollerträgniſſen erhalte. Es 


1 Abgedruckt Sten. B. 5, 3332 ff.: „Eingabe der von den Regierungen für die 
Handelsverhältniſſe nach Frankfurt abgeordneten Kommiſſarien“. 
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ſchien klar, daß das Reich alle ſeine Kräfte verliere, wenn auf dieſem Wege 
prozediert werde. Es wurde beliebt, den Entwurf des Ausſchuſſes nur ſo zu 
ändern, daß geſagt wird: „nach Maßgabe des periodiſch feſtzuſtellenden 
Budgets“. 


Zu § 37. Der von den Kommiſſarien ſtatt dieſes Paragraphen gemachte 
Vorſchlag wurde gebilligt und zur Annahme empfohlen. 
Zu 839. Die Streichung des Wortes „ausſchließlich“ ebenfalls angenommen. 


Endlich legte die Vorkommiſſion den von ihr eingeſchalteten und auf das 
Wahlgeſetz verweiſenden Paragraphen vor. Dieſer wurde angenommen. 
Gleichzeitig bemerkte Beſeler, daß er ſich vorbehalten müſſe, in betreff des 
Staatenhauſes einige modifizierende Vorſchläge zu machen. 


Zunächſt ſtand! nochmals zur Beratung, ob der Entwurf „Der Reichstag“ 
ohne das Wahlgeſetz vorgelegt werden ſolle. v. Rotenhan: Er ſei der Mei⸗ 
nung, daß das um ſo mehr geſchehen könne, da dadurch nichts präjudiziert 
werde, indem man diejenigen Paragraphen des Wahlgeſetzes, die man für 
beſonders wichtig halte, bezeichnen könne als gleichen Wertes, wie wenn ſie 
Teile der Verfaſſung ſeien. Auch Wippermann iſt der Meinung, wünſcht 
jedoch, daß wir ſofort zur Beratung des Wahlgeſetzes übergehen, da dasſelbe 
doch im Grund ein Teil der Verfaſſung ſei. Auch Wigard wünſcht, daß 
S 10 angenommen und das Wahlgeſetz als organiſches angeſehen werde. 
Tellkampf ſchlägt vor: „Die Wahl geſchieht durch das Volk; das Nähere 
beſtimmt das Reichswahlgeſetz“, und zwar zu dem Zweck, daß dies Geſetz nicht 
integrierender Teil der Verfaſſung ſei. Wigard: Er müſſe wünſchen, daß 
wenigſtens die Prinzipien mitaufgenommen werden. Scheller: Dasſelbe 
ſei auch in der Vorkommiſſion beſprochen worden. Dagegen wurde eingewandt, 
daß damit teils die Sache zu lange aufgehalten werde, man könne gleich nach 
dieſem Artikel vom Reichstag vor deſſen zweiter Leſung das Wahlgeſetz ein- 
bringen, teils daß man das Wahlgeſetz ſich erſt durch Erfahrung bewähren 
laſſe, ehe man es zum integrierenden Teil der Verfaſſung mache. Er bitte 
vorerſt einmal unbeſprochen zu laſſen, ob das Wahlgeſetz integrierender Teil 
der Verfaſſung werden ſolle oder nicht; und daß man erſt ſehe, wie ein ſolches 
Wahlgeſetz ausfalle. Tellkampf: Er wünſche beſonders darum das Wahl⸗ 
geſetz nicht zum integrierenden Teil der Verfaſſung zu machen, da wir noch 
gar nicht Erfahrung über Wahlen in Deutſchland haben. Ahrens: Er ſtimme 
dem bei, ſowie dem von Notenhan gemachten Antrag. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll es mit Tellkampf heißen: „Die Wahl geſchieht durch das Volk, 
das Nähere enthält das Neichswahlgeſetz“? — Nicht angenommen. 
Somit iſt der § 10, wie er von der Vorkommiſſion vorgeſchlagen, an- 

genommen. 

Mehrere hatten nicht aufgepaßt, und es wurde geſtattet, die Sache noch 
einmal zur Abſtimmung zu bringen. Es wurde Tellkampfs Antrag wieder 


1 Sp der 100. Sitzung d. 20. November. 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 15 
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abgeworfen und es blieb bei § 10. Es wurde die weitere Entſcheidung, ob 
das Wahlgeſetz Teil der Verfaſſung ſei, offen gehalten. 

Beſeler berichtet: In betreff des Staatenhauſes müſſe ein nachträglicher 
Vorſchlag vorbehalten bleiben, da erſt jetzt bei der Anterſuchung über die 
Mediatiſierung ſich der Sachverhalt deutlich herausſtelle. Es ſeien die ihm 
aufgegebenen Erhebungen in ausgedehntem Naße gemacht. Teils Petitionen 
und Adreſſen, teils Vernehmungen von Abgeordneten, beſonders der Linken, 
hatten einen reichen Stoff gegeben. Es ſeien da beſonders folgende Anſichten: 
Die einen wollen eine Beſtimmung über Mediatiſierung, weil ſie dies für einen 
leichten Weg halten, den Einheitsſtaat zu gründen. So M. Mohl: Wenn er eine 
Million Bajonetts habe, würde er gleich mediatiſieren, in Ermangelung 
deſſen müſſe er die nötigen Mittel in die Verfaſſung bringen. Andere finden, 
daß man wenigſtens den irrationalen Landesbeſtand Deutſchlands dadurch 
aufheben müſſe, daß man kleine Gebiete zuſammenlege, entweder für einzelne 
beſondere Verhältniſſe oder auch zu einem ſtaatlichen Ganzen. So Rehden, 
ſo Reh von Darmſtadt, ſo Wydenbrugk. Einige meinen, es wäre ſchön, wenn 
Württemberg und Baden zuſammengelegt würden, etwa mit Zuziehung der 
bayriſchen Pfalz. Andere wünſchen die beiden Heſſen mit Naſſau und 
Waldeck; für Thüringen mit Schwarzburg und Neuß ſeien ſchon Unterhand- 
lungen um einen gemeinſamen Landtag für Juſtiz uſw., für Verwaltungs- 
ſachen beſondere Landtage. Andere wollen wieder nur kleinere Territorien; ſo 
wollen die Gothaer Weimar mediatiſieren und umgekehrt. Aus allem ergab 
ſich der Kommiſſion: Aus verſchiedenen Rückſichten könnte eine Verrückung 
im Territorialbeſtand wünſchenswert erſcheinen. Einmal wegen des Inter- 
eſſes der Geſamtverfaſſung. Da fragt ſich, ſind die ganz kleinen Staaten dem 
künftigen Reich hinderlich oder gefährlich? Die Antwort läßt ſich noch nicht 
geben, ſondern erſt, wenn der neue Bund im Gang iſt, erſt dann kann ſich zeigen, 
wieviel die höhere politiſche Bedeutung fordert. An und für ſich iſt das Reichs⸗ 
intereſſe nicht bedroht durch die Exiſtenz kleiner Staaten, aber ebenſo läßt 
ſich noch nicht ſagen, inwiefern die kleinen Staaten ſich behaupten können. 
Sodann die Rückſicht auf die Wünſche der kleinen Staaten: Man kann fagen, 
daß ſie in ſich kein ſtaatliches Leben entwickeln können, aber das muß ſich erſt 
zeigen. Sodann: So kleine Länder können nicht einmal den Landtag ſo ent⸗ 
wickeln, wie nötig iſt. Sie werden nicht einmal adminiſtrativ ſo tüchtig ſein 
können, wie ſie ſollen. Dagegen ließe ſich ſagen, daß es noch ein Anterſchied 
iſt, ob man kleine Staaten aufhebt oder mit anderen verbindet. Aber dies: 
Viele leere Töpfe machen noch keinen vollen Topf. Der Wunſch der Bevölke⸗ 
rung iſt ſehr unterſchiedlich. In Hohenzollern ſcheint es (nach Mitteilung 
durch Strot [?]) ſehr ſchwer, ein genügendes ſtaatliches Leben hervorzubringen. 
Schon daß dies kleine Land in acht Oberämter geteilt iſt, iſt heillos. Aber ſelbſt 
hier habe ſich keine beſtimmte Anſicht gebildet. Teils wünſcht man die Me⸗ 
diatiſierung, aber um der Nepublik willen. In Thüringen wünſcht man Re⸗ 
publik auf Anregung der Briefe der Auswanderer aus Amerika, die da 
meinen, daß die Republik wohlfeil ſei. Geht man aber näher darauf ein, ſagt, 
daß dann die Fürſten ihr Privateigentum mit ſich nehmen werden uſw., 
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ſo ziehen die Leute zurück. In Hohenzollern iſt auch dies nicht. Dort neigen 
ſich die einen zu Baden, die anderen zu Württemberg. Andere wollen beim 
Alten bleiben. In Thüringen ſind, wie geſagt, die republikaniſchen Neigungen 
durch die Wohlfeilheit des Regiments begründet. Die Gebildeten wünſchen 
eine Zuſammenlegung, andere wollen lieber, wenn nicht mehr ſelbſtändig, zu 
Preußen gehören; mit Sachſen wünſchen ſie weniger ſich zu vereinen. Doch 
auch die Idee der Selbſtändigkeit iſt verbreitet. Die Anhaltiner werden ſich 
wohl zuſammenlegen, aber nicht Vereinigung mit anderen Staaten; das 
Staatsvermögen iſt ſo groß, daß zum Teil Kommunallaſten damit getragen 
werden. Ähnlich iſt es mit Naſſau im Verhältnis zu Darmſtadt, das wenig 
Staatsgut hat. In den Lippes und Waldeck iſt eine ſehr entſchiedene Be⸗ 
wegung für die Selbſtändigkeit. Es ſeien ſchon mehr als 10 000 Anterſchriften 
in Waldeck. Nur wenn ſie Reichsland werden könnten, würden ſie ihre Selb— 
ſtändigkeit aufgeben, dann müßten es aber auch Preußen und Bayern ebenfo- 
gut. Reſultat: Es ſcheine einzelne Staaten zu geben, die aufhören müßten 
ſelbſtändig zu ſein, ſo Hohenzollern, ſo Liechtenſtein und Homburg; die 
anderen wollten nicht aufhören. Das aber habe man allgemein gefunden, daß, 
wenn dieſe kleinen Staaten nicht aufgehoben werden, ſie die Nichtvertretung 
im Staatenhauſe für Kränkung und Imparität anſehen würden. Sie erwarten 
keine Einzelvertretung, aber doch wenigſtens Verbindung mit größeren 
Staaten. Danach glaube die Kommiſſion, daß dieſe Frage noch nicht reif ſei, 
daß man aber durch Zuſammenlegen von Gebieten das Nötige anbahne und 
das Kränkende vermeide. Wir haben in dieſem Sinn ſchon einiges getan. 
Es wäre wohl angemeſſen, die beiden Reuß und Schwarzburg noch zu dem 
thüringiſchen Verbande zu legen mit gleicher Stimmenzahl. Ferner der Be⸗ 
wegung in den Lippes und Waldecks gegenüber, die doch achtbar iſt, ſei man 
ſchuldig, eine Repräſentation zu gewähren. Selbſt Herr Backhaus ſei der 
Meinung, daß man hier nachgeben müſſe, wenn man nicht Anarchie hervor— 
rufen wolle. Er ſchlage vor, den drei Ländern einen Vertreter zu geben. Dann 
bleiben noch die Hohenzollern. Sollen ſie nicht bleiben, ſo fragt ſich, ob man ſie 
zu Baden oder Württemberg legen ſolle, die beide ihren Anhang haben. Es 
kommt die Schwierigkeit der Dynaſtie dazu. Es ſcheine am beſten, ſie mit 
Württemberg in der Vertretung zuſammenzulegen. Homburg zu Darmſtadt, 
und dann der Ronfequenz halber Liechtenſtein zu Oſterreich. Im allgemeinen 
habe man gefunden, daß die Freunde der Mediatiſierung meiſt allgemein 
ſchöne Wünſche für Deutſchland, aber wenig klare Einſicht und beſtimmte 
Pläne gefunden haben; die Meinung, einfach zu ſtreichen, hätten wenige 
gehabt, ſondern ſtets den Wunſch der Gerechtigkeit. Wenige Heftige 
ſeien ſtets ſehr entſchieden gegen die früher gefaßten Beſchlüſſe geweſen. 
Man habe entweder viel zu wenig oder ſchon zu viel getan. An die 
Frage des Zuſammenlegens ſchließt ſich eine andere Frage: Es ſei 
nämlich vielleicht nicht tunlich, daß die größten Staaten mit Geſamt⸗ 
ſtänden da ſeien, es ſei zu dem Ende vielleicht eine Kreisteilung vor⸗ 
zuſchlagen, wonach das Staatenhaus beſetzt werde. Das ſei von Dahlmann 
vorgeſchlagen: 
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„In Preußen, Oſterreich und Bayern werden die Mitglieder des Staaten⸗ 
hauſes nach Kreiſen (Provinzen) verteilt, und zu einer Hälfte durch die Re⸗ 
gierungen, zur anderen durch deren Stände ernannt. 

Aber die Organiſation dieſer Kreisſtände und eventuell über die Bildung 
einer Kreiseinteilung für ganz Deutſchland ſoll ein Neichsgefeg erlaſſen 
werden“. 


Da hätten wir denn die kleinen Staaten zuſammenzulegen, die großen 
auseinanderzulegen begonnen, vielleicht ein Keim großer Entwicklung. 

Es wurde einiges über die Vorfrage geſprochen. Scheller wünſcht, die 
abgetane Sache nicht noch einmal vorzunehmen, wogegen Beſeler bemerkt, 
daß erſt nachmals die Frage neue Momente erhalten habe. Wippermann: 
Es hänge die Sache ganz nah mit der Frage der Mediatiſierung zuſammen, 
und dieſe müſſe ſofort abgetan werden. Wigard und Zell wünſchen dieſe 
Frage auf morgen zu verſchieben, und heute das Einführungsgeſetz abzu⸗ 
machen. 


Es wird beſchloſſen, auf das Einführungsgeſetz überzugehen. 


Die Verhandlungen über das Einführungsgeſetz zu den 
Grundrechten 


So wird zum Einführungsgeſetz übergegangen !. Beſeler erklärt, das 
Syſtem dieſes Geſetzes nicht erkennen zu können. Deiters: Es habe ſich 
darum gehandelt, was gleich ins Leben treten kann, und was erſt Vorbe⸗ 
reitung bedürfe, und bei letzterem frage ſich, was muß Vorbereitendes ge- 
ſchehen, was muß der Zwiſchenzuſtand ſein. Ferner es ſeien Beſtimmungen, 
die ohne weiteres von Reichs wegen gelten, andere, die das Reich den Landes⸗ 
geſetzen überlaſſe, andere, wo beide konkurrierten. Am ſchwierigſten war die 
Ständeeinrichtung, die bisher teilweiſe nach den nun aufgehobenen Ständen 
normiert war. Rießer: Beſelers Bemerkung laſſe ſich nur in den einzelnen 
Punkten erledigen. Simons Faſſung erſcheine allerdings beſſer, materiell 
ſtimme ſie mit dem Entwurf der Vorkommiſſion. Beſeler: Nach den Ein⸗ 
leitungsworten ſeien die Grundrechte nicht ſowohl Geſetze als Normen für 
die Legislationen und Verfaſſungen Deutſchlands. Deren Tätigkeit nehmen 
die Grundrechte in Anſpruch, weniger ſo, daß ſie unmittelbar gelten. Das 
meiſte von dem, was unmittelbar gelten ſoll nach beiden Entwürfen, iſt gar 
nicht von der Art, gleich gelten zu können, ſondern es iſt ein Material für die 
Verarbeitung der Landesverſammlung. So die Frage über kirchliche Ver⸗ 
hältniſſe und Schule; dieſe können gar nicht unmittelbar gelten, ſondern es iſt 
ein Prinzip, das die Landesgeſetzgebung ausführen ſolle. Das ſind Sachen, 
die intelligente Landesverſammlungen mit Zuziehung von Konſiſtorien und 
Synoden jahrelang in Anſpruch nehmen. Daher müſſen wir bei dieſer Frage 
ſehr vorſichtig ſein. Er habe ſich entſetzt, wie man alle dieſe Dinge habe gleich 


1 Siehe Anlage 4. 
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einführen wollen. Er wolle ganz offen ſein: Wie in der Paulskirche beantragt 
worden, gleich zu publizieren, ſei er der Meinung geweſen, daß man die Land⸗ 
ſtände habe beſchäftigen wollen. Er ſehe allmählich, wie es gemeint ſei. Denke 
man ſich allein die Preßfreiheit, wie wir ſie garantieren ohne ein Preßgeſetz. 
Es würde heillos ſein, wenn wir dieſe Dinge ſofort als gültig publizierten. 
Er hebe noch einen Punkt hervor: Mit den Standesprivilegien fallen die 
erſten Kammern; will man nun überall konſtituierende Verſammlungen, be⸗ 
ſonders in Süddeutſchland? Rießer beſtritt teilweiſe dieſe Anſichten, daß 
im allgemeinen nur die Meinung ſei, den Landesverſammlungen Material zur 
Erörterung zu geben, die ihm und ſeinen politiſchen Freunden völlig fremd; 
vielmehr wir ſollen ſogleich ſo viel einführen, als wir können. Der Abelſtand 
mit der Preßfreiheit iſt ſchon da, wir können ihn nicht mehr machen. Es 
exiſtiere keine Konzeſſion, Kaution, Zenſur uſw. Wenn wir ſo oft in den 
Grundrechten geſagt haben, dies oder jenes müſſe erſt durch ein Landesgeſetz 
bearbeitet werden, hätte unter Beſelers Geſichtspunkt gar keinen Sinn. 
Es wird beſchloſſen, auf Grundlage des Simonſchen Entwurfes zu beraten. 


Für die Eingangsformel des Einführungsgeſetzes wurden andere Faſſungen 
vorgeſchlagen, auch auf Streichung der Formel angetragen. 

Soll die Formel ganz wegbleiben? — Nicht beliebt. 

Soll es ſtatt „erfolgt nach den“ heißen „geſchieht nach“? — Ver⸗ 
worfen. 

Soll es heißen: „Die Einführung der Grundrechte findet nach folgender 

Beſtimmung ſtatt“? 

Soll es heißen: „Die Grundrechte des deutſchen Volkes werden unter 
den nachfolgenden Beſtimmungen hiermit eingeführt“? 

Soll es heißen: „Die Grundrechte des deutſchen Volkes werden im 
ganzen Amfang des deutſchen Reiches unter nachfolgenden Beſtimmungen 
eingeführt“? — Angenommen. 

„Mit der gegenwärtigen Verkündigung“. Deiters bemerkt, daß dieſes ge⸗ 
ſagt ſei im Gegenſatz gegen die folgende Beſtimmung, die erſt auf die Landes⸗ 
geſetze provoziere. Waitz ſagt, man tue beſſer, dieſe Worte, die mißverſtanden 
werden können, fortzulaſſen. Nießer ſchlägt vor: 

„Mit der Verkündigung treten in geſetzliche Kraft“. 

Scheller wünſcht nur, hinzuzufügen: „Mit der Verkündigung des gegen— 
wärtigen Geſetzes“. 

Somit würde die Formel: „Mit der . .. Briegleb unterbricht: Da die 
Friſten, die von unſerem Publikationsgeſetz beſtimmt ſind, eingehalten werden 
ſollen, fo wird man das „ſofort“ weglaſſen müſſen. Mittermaier ſchlägt vor, 
eine Berufung für das Publikationsgeſetz beizufügen. Zell: Ein Geſetz iſt 
publiziert, nicht wie es im Geſetzblatt ſteht, ſondern wenn die Friſten ver- 
laufen ſind. 

Somit wird die Formel: „Mit der Verkündigung dieſes Reichsgeſetzes 
treten in Kraft“ angenommen. 
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Bei der weiteren Beratung macht der Präſident die Vorfrage, ob ſich 
die Publikation nur auf die im Schoderfchen Antrag bezeichneten Artikel 
beziehen ſoll. Zell: Auch er beklage es, daß wir Artikel IV fertig haben und 
publizieren. Aber er ſehe nicht ein, wie man das einmal Beratene zurückhalten 
will; am wenigſten ſoll man ſich hinter dem Schoderſchen Antrag verkriechen 
wollen. Somit wird angenommen, daß alles bisher Nedigierte ins Einfüh⸗ 
rungsgeſetz aufgenommen werden ſoll. 

Es fragt ſich weiter, ob die bloßen Paragraphen angeführt oder allgemeine 
Bezeichnungen beigefügt werden ſollen. 

„1. Die Beſtimmung des Artikel I 8 1— 7“. Waitz trägt darauf an, 
§ 1 nicht aufzuzählen, da er eine bloße Begriffsbeſtimmung ſei. Scheller: 
Es muß jeder Paragraph angeführt werden, aber dieſer Paragraph ſagt 
nichts, er dreht ſich im Zirkel, denn wir haben noch nicht unſeren Entwurf 
von Reich und Reichsgewalt publiziert. Jeder fragt: Welche Staaten bilden 
denn das deutſche Reich? Deiters bemerkt dagegen einiges, namentlich daß 
ſonſt nirgendwo geſagt iſt, was ein Deutſcher iſt. Es iſt Bedingung, daß er 
einem beſtimmten deutſchen Lande zugehöre. 

Somit bleibt hier § 1 erwähnt. 


Zu § 2 und 3. Wir haben das in der Paulskirche angenommene Provi⸗ 
ſorium geſtrichen; wenn dieſe Streichung aufgehoben wird, iſt 83 hier zu er⸗ 
wähnen möglich, wenn dies Proviſorium geftrichen bleibt, muß § 3 in dem 
Einführungsgeſetz geſtrichen werden. Scheller: Das ſei zwar richtig, aber 
man kann auch fo den § 3 mit aufnehmen, da alle erſt ſpäter zur Geltung 
kommenden Geſetze durch das Landesgeſetz beſtimmt werden, oder man müßte 
eine dritte Rubrik machen, ſolche, die auf Reichsgeſetze verweiſt. Würden wir 
den Satz §3 nicht als gleich geltend aufführen, fo würde erſt ſpäter mit dem 
Erlaß des Heimat⸗ und Gewerbegeſetzes dieſer Paragraph publiziert wer⸗ 
den. Beſeler macht darauf aufmerkſam, daß hier nicht bloß von Gewerbe 
und Heimat, ſondern auch von Liegenſchaften uſw. die Rede iſt. Aberdies ſei 
ja ausdrücklich die Bedingung dem Geltung in dem zweiten Alinea ausge⸗ 
ſprochen. Er ſchlage vor: 

„§ 1 und 2. 8 3 ſoweit fie ſich auf das Recht beziehen, Liegenſchaften 
zu erwerben und darüber zu verfügen“. 


Scheller: Er müſſe bei ſeinem Antrag bleiben, weil er nichts darin finde, 
daß ein Paragraph als ſofort in Kraft tretend erachtet werde, der nicht ſofort 
in Kraft tritt. Gegen Beſeler bemerkt er, daß der von ihm fortgelaſſene 
Teil des Paragraphen unpubliziert bleibe. Nießer wünſcht zu dieſem 1 
zugeſetzt: „jedoch unter Vorbehalt der unter 8 3 bezeichneten Reichsgeſetze“. 
v. Sommaruga: Nach feiner Meinung könne § 3 ohne Bedenken publi⸗ 
ziert werden; er teile die von Scheller ausgeſprochene Anſicht. Mitter⸗ 
maier fand es ſehr dringend notwendig, daß die verfluchten Ausweiſungen 
aufhören und Aufenthalt jedermann überall geſtattet werde, worauf Beſeler 
auf die vorliegenden Beſchlüſſe verweiſt. Nießer ſchlägt vor, hinzuzu⸗ 
fügen: 
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„jedoch was Aufenthalt, Wohnſitz und Gewerbebetrieb anbelangt, unter 
Vorbehalt des unter § 3 erforderlichen Reichsgeſetzes“. 


Beſeler ſchließt ſich dem an, und dies wird angenommen. Somit iſt die 
Erwähnung von 8 2 und 3 erledigt. 


§ 4 (früher 5) betreffend. Beſeler bemerkt, daß fich dieſe Paragraphen 
auf neue Geſetze beziehen, denn dieſe Aufnahme in das Staatsbürgertum ſoll 
an keine anderen Bedingungen geknüpft werden uſw., alſo die beſtehenden Ge⸗ 
ſetze ſollen ſoweit gemildert, die neuen nicht ſtrenger gemacht werden, als dieſer 
Paragraph vorſchreibt. Rießer: Dies ſei ganz irrig, denn teils ſei genau be⸗ 
zeichnet, was in dem betreffenden Geſetz ſtehen müſſe, teils ſind die Begriffe 
Anbeſcholtenheit und genügender Anterhalt überall klar. Beſeler: Es heiße 
nicht „geknüpft fein“, ſondern „werden“ und dann: „.. welche ſich ... beziehen“. 
Scheller: Es frage ſich, ob dieſer Satz gleich in Kraft treten könne, oder erſt 
Landesgeſetze fordere. Er glaube das erſte, und zwar ſo, daß es für den Ge⸗ 
ſetzgeber bindende Kraft habe (1). Abrigens meine er, daß dieſer Paragraph 
mit 8 3 in Widerſpruch ſtehe. Welcker bemerkt einiges in betreff des freien 
Aufenthalts (1). Gülich: Er wünſcht dieſen und den vorigen Paragraphen nach 
ihrer Stellung noch nicht definitiv zu beſtimmen, da wir ähnliches noch mehr 
erhalten werden. Deiters: Ich mache das Wageſtück, Ihnen vorzuſchlagen, 
daß man dieſen § 4, der fo entſchieden dem § 3 widerfpreche, der Paulskirche 
zum Streichen vorſchlage. Ahrens unterſtützt dieſen Antrag. Scheller 
wünſcht, daß auf den Widerſpruch in den Motiven aufmerkſam gemacht 
werde. Man verwickelte ſich in die ganze Schwierigkeit und Kaſuiſtik dieſer 
Frage von § 4. Beſeler beantragt die Streichung, da wir 852 der Reichs- 
gewalt die Geſetzgebung über das Staatsbürgerrecht vorbehalten und zu⸗ 
gleich das dritte Alinea von § 3 geſtrichen haben. Dies, ſo wird beſchloſſen, 
ſoll in den Motiven aufgenommen werden, und im Kontext der Grundrechte 
§ 4 geſtrichen werden. 

Zunächſt werden! die drei an Blums Stelle der Verſammlung Vorzu— 
ſchlagenden gewählt, es werden Löwe, Reh, Nödinger mit je 12 unter 
18 Stimmen vorgeſchlagen. 

Es wird zu der Aufführung der Paragraphen im Einführungsgeſetz über⸗ 
gegangen. 

§ 5 (J). Beſeler zweifelt wieder, ob dieſer Satz unmittelbar einzuführen 
iſt oder erſt Geſetze der Territorien bedarf. Rießer: Da, wo erſt organiſch 
Neues zu ſchaffen iſt, müſſen wir verſchieben; wo aber nur von dem beſtehen⸗ 
den Geſetz etwas nachzulaſſen oder abzuſchaffen iſt, können wir ſofort das Ge⸗ 
ſetz gelten laſſen. und bei dieſem Paragraph könne er ſich nichts denken, was 
erſt einzuführen. Scheller findet nicht, daß dies in dieſen Abſchnitt gehört. 
Im preußiſchen Recht iſt für die Ausländer außer Kautionſtellung noch manche 
andere Modalität; dieſe können nicht ſo ohne weiteres ſchwinden, ohne Lücken 
zu laſſen. Wie iſt es mit der Exekution? Am Rhein haben die Erkenntniſſe 
exekutoriſche Gewalt. Bis jetzt iſt in den alten Provinzen das Inſtitut des 


1 In der 101. Sitzung d. 22. November. 
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Huiſſiers nicht; deshalb, wenn ein Erkenntnis in den alten Provinzen aus⸗ 
zuführen, wendet ſich die Partei an den Staatsanwalt und durch dieſen an 
die betreffende Behörde. Wie nun, wenn dieſe Differenz bloß weggeſtrichen 
wird? Warum nicht noch ein paar Monate warten, wenn man die Sicherheit 
hat, daß dann das Neue ohne alle Konfuſion zum Vorſchein kommt. So— 
fort gültig, macht dies unzweifelhaft die größte Verwirrung. Deiters: 
Dieſe Beiſpiele paſſen nicht, da es ſich nicht um bloße Gleichſtellung, ſondern 
um „Nicht⸗Zurückſetzung“ handelt. Briegleb: Er bemerke den Fall der 
Verhaftung; da kommt es darauf an, ob man den Schuldigen jeden Augen⸗ 
blick faſſen kann. Bei einem Inländer iſt das natürlich ganz anders; ſolange 
man nicht eine völlige Gleichheit im betreffenden Fall für ganz Deutſchland 
eingerichtet hat, iſt dies bedenklich. v. Sommaruga: Von öſterreichiſcher Seite 
finde er keine Bedenken. Perſonenrecht betreffend ſeien Fremde den Einhei⸗ 
miſchen faſt ganz gleichgeſtellt. Die perſönliche Fähigkeit des Fremden wird nach 
dem eigenen heimiſchen Recht behandelt, z. B. wenn lein] Preuße nach 
preußiſchem Recht erſt ſpäter großjährig wird als in Oſterreich, ſo kann der 

reuße in Oſterreich erſt ſpäter rechtsgültige Geſchäfte machen als ein 

ſterreicher. Dies aber iſt keine Sache. Dies dürfte der weſentliche Anter⸗ 
ſchied fein, die „Abſchaffung“ einer Aberweiſung an feine frühere „Zu: 
ſtändigkeit“ wird gleichfalls angeführt. Zell: Er könne nicht einſehen, warum 
das Geſetz nicht gleich ausführbar. Es gelte nur, daß der Bürger eines Staates 
dem anderen Staate nicht zur Laſt falle; dies iſt zu § 3 vorgeſehen. Hier gilt 
es nur, daß der Fremde in gleichem Verhältniſſe ſein Recht finde wie der Hei⸗ 
miſche. Es braucht nur die Kaution weggelaſſen, in Ermangelung des Huif- 
ſiers durch die anderen exequierenden Perſonen verfahren werden. 


Somit wird 85 (J): „Ein deutſcher Staat . ..“ in der Aufzählung zu 
laſſen, angenommen. 


§ 6. Die Vorkommiſſion (Deiters) hat hier einen Fehler gemacht, wie 
aus II 1 des Einführungsgeſetzes ſich ergibt. Es muß hier eine weitere Beſtim⸗ 
mung eintreten, indem es darauf ankommt, ob ſtatt des bürgerlichen Todes 
eine andere Strafe eintreten ſoll. Rießer: Nur für die Beſtimmung, 
daß der bürgerliche Tod ſofort außer Wirkung treten ſoll, könne er ſofort 
eintreten, doch ſei ja auch dies wieder durch die „erworbenen Privatrechte“ 
beſchränkt. Scheller: Es müſſe durchaus eine Scheidung in dieſem Paragraphen 
gemacht werden; rückſichtlich der Aufhebung dieſer Strafart muß weitere 
geſetzliche Beſtimmung eintreten, rückſichtlich des Außerwirkungsſetzens des 
verhängten bürgerlichen Todes muß ſofort die Publikation gelten, da die 
privatrechtlichen Verhältniſſe doch nicht durch ein Geſetz zu normieren ſind. 
Wippermann: Der bürgerliche Tod iſt keine Strafe, ſondern eine Wirkung 
und Begleitung derſelben, es wird alſo durch dieſen Paragraphen eine ge— 
wiſſe andere Strafe gelinder; eine Lücke entſteht ſomit durch dieſen Para⸗ 
graphen nicht. Deiters macht darauf aufmerkſam, daß ein Widerſpruch ſelt⸗ 
ſamer Art entſtehe zwiſchen der erſten und zweiten Beſtimmung des Para⸗ 
graphen. 
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Es wird abgeſtimmt: 
Soll dieſer S 6 aufgenommen werden unter I 1? — Angenommen. 


Waitz ſchlägt vor, für dieſen Punkt einen eigenen Abſatz zu machen, da es 
ſich doch wenig um Reichs- und Staatsbürgerrechte handelt. Deiters: 
Der bürgerliche Tod iſt Gegenſatz des vollen bürgerlichen Lebens, das hier 
behandelt wird, und gehört deshalb hierher. Beſeler: Es handelt ſich bei 
dem bürgerlichen Tod um privatrechtliche Folgen zugleich mit. Wigard 
widerſpricht dem; es handle ſich nicht um die Wirkungen dieſer Strafe, ſondern 
um ihren Gegenſatz gegen ſtaatsbürgerliches Leben. Der Beſchluß darüber 
wird noch verſchoben. 


8 7 gebilligt. Nur bemerkt v. Soiron, daß in Baden der Auswanderer 
ſich melden müſſe, damit ein Proklam ergehe, ob jemand an ihn Forderung 
habe. Doch ſchiene dies nicht wichtig. Der zweite Satz ſchien ſehr bedenklich, 
da das Reich wahrlich nicht gleich dieſen ganzen Schutz übernehmen kann. 
Scheller macht bemerklich, daß nach dem erſten Satz jeder Soldat vom 
Poſten auswandern kann. Beſeler fügt hinzu, daß noch andere Verhält— 
niſſe exiſtieren, die von Geſetzes wegen vor der Auswanderung reguliert wer— 
den müſſen. Aber Auswandern ſei etwas anderes, als ſich außer Landes be- 
geben. Wir ſagen hier nur, daß keine Geſetze beſtehen dürfen, die es hindern, 
daß jemand ſein Staatsbürgerrecht ausführe. Aber damit iſt nicht gehindert, 
daß es Geſetze gibt, wonach dieſes Sich-außer⸗Landes⸗begeben geregelt wird. 
Es wird alſo hier nur alles aufgehoben, was direkt eine Beſchränkung der 
Freiheit des Auswanderns hemmt, es bleibt dieſer Paragraph unter Nr. II 
zu wiederholen, inſofern die Regulierung noch notwendig bleibt. Nießer: 
Entweder die Dinge, die Beſeler meint, find mitbegriffen in dieſem Para⸗ 
graphen, und dann hilft es nichts, oder wir müſſen den Paragraphen ſelbſt be- 
ſchränken, z. B. dann iſt es beſtimmt, oder, und das meine er, der Vorbehalt 
aller öffentlichen und Privatverpflichtungen iſt hiermit gar nicht getroffen, und 
dann brauchen wir nichts auf II zu verſchieben. v. Rotenhan: Dies mache ihm 
große Bedenken. Es wird die vorausgeſetzte Beſchränkung und Interpretation 
nur große Bedenken erregen; es iſt wenig damit zu befahren, wenn wir lieber 
die ganze Sache der Landesgeſetzgebung überweiſen. Deiters: Er teile 
Beſelers Bedenken, aber nicht die Konſequenz. Was die Pflicht gegen den 
Staat betrifft, ſo kam dieſer Punkt ſchon bei unſeren erſten Beratungen zur 
Sprache, aber wir haben ausdrücklich nicht einmal dieſe Beſchränkung auf: 
rechterhalten wollen. Die Privatrechtsverhältniſſe anlangend werden aller— 
dings Schwierigkeiten eintreten, aber darum dies den Einzelſtaaten vorbehal⸗ 
ten, wird großen Mißmut machen; denn jeder wird, wenn es werde, nur neue 
Hemmung geben. Er ſchlage vor, zu ſagen in dem Text der Grundrechte: 

„die Freiheit der Auswanderung als ſolcher“. 

Wippermann: Man muß hier wohl unterſcheiden. Vielleicht kein Artikel 
wird ohne Nötigung der Anderung in dem Landesgeſetz fein, fo hier die Ab— 
zugsbeſtimmung. Aber dies ſind keine Verhältniſſe, die die Anwendbarkeit 
dieſes Satzes bedingen. Aber die Geſetzgebung der einzelnen Länder wird ſich 
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gedrungen fühlen, die notwendigen neuen Beſtimmungen zu treffen. Ebenſo 
in den meiſten anderen Artikeln. Beſeler fragt, wie Wippermann ſich denn 
den Zwiſchenzuſtand denke? Scheller: Bleibt dieſer Paragraph in I, fo 
wandert, wie geſagt, jeder Soldat von ſeinem Poſten aus, und jeder, den die 
geringſte Haft trifft, wandert aus uſw. And wenn in Preußen der eingefangene 
Dieb verwarnt wird, nicht auszubrechen, weil er ſonſt hart geſtraft werde, ſo 
beruft er ſich mit Recht auf dies Geſetz. Wie Wippermann noch geſchwind nach 
der Publikation Geſetze machen will, begreife er nicht, denn jeder hat das 
Recht, fie zu nichtachten mit Berufung auf dieſes Grundrecht. Wegen dieſes 
ſehr verwickelten Verhältniſſes fordere er, dieſen Paragraphen in die Kate⸗ 
gorie II zu ſetzen. Waitz: Er teile durchaus nicht Wippermanns Anſicht, er 
halte es für unheilvoll, wenn man ſo verfahren wolle; erſt die allgemeine 
Zweckloſigkeit zu proklamieren und dann dem Staat zu überlaſſen, einzelne 
neue Schranken zu ſetzen. Dieſer Punkt überzeuge ihn, daß unſer Einführungs⸗ 
ſchema zu eng iſt. Wir müſſen uns weiter auslaſſen; und wenn Rießer richtig 
interpretiert, ſo wird es nicht jeder ebenſo interpretieren. Unfere Grundrechte 
ſind allgemeine Geſetze, ſollen allgemeine Geltung haben, aber dies kann nicht 
die Meinung ſein, daß damit allem Anſinn Tür und Tor geöffnet wird. Er 
würde wünſchen, daß ein eigener Abſchnitt dieſen Satz behandele, ſage, daß 
die Abzugsgelder ſofort fortfallen ſollen, daß für die Regulierung der wei⸗ 
teren Verhältniſſe Geſetze vorzubehalten ſeien. Wigard: Er kann alles dies 
nicht begreifen. Das Militär anlangend, verſtehe ſich von ſelbſt, daß wer zur 
Fahne geſchworen, nicht weglaufen darf; wer aber noch nicht eingezogen iſt, 
ſo kann er auswandern, muß freilich die Anzeige machen; ebenſo mit öffent⸗ 
lichen Beamten. Die privatrechtlichen Verhältniſſe ergeben ſich von ſelbſt, 
da hier nur ſteht „von Staats wegen“. Auch das zweite Alinea könne ſofort 
in Kraft treten, und er ſehe nicht ein, warum nicht die Zentralgewalt da für⸗ 
ſorgend einſchreite. Mittermaier: Er ſei der Meinung, daß dieſer Para⸗ 
graph ſehr gut ſogleich eintreten könne. Schon die Bundesakte gab dieſe Frei⸗ 
heit, und es war nie ein Zweifel, daß daneben die nötigen polizeilichen Be⸗ 
ſorgungen beſtehen könnten, ſowie auch die privatrechtlichen Verbindlichkeiten. 
Beſeler: Er ſei der Meinung, daß die Auswanderungsfreiheit hier ſtehen⸗ 
bleiben könne, wenn wir nur Auswanderung als techniſchen Begriff feſtſtellen, 
daß aber die nähere Beſtimmung über die Regulierung hinzutrete. Wir 
ſagen: Diejenigen Beſchränkungen, die durch dieſen Paragraphen fortfallen 
ſollen, ſollen ſofort fortfallen. Er glaube, Waitz habe mit ſeiner Anſicht und 
Vorſchlag nicht unrecht. Allerdings es iſt jehr unangenehm, wenn man 
ſcheint mit einer Hand zu nehmen, wo man mit der anderen gibt. Es ſeien ſo 
große Erwartungen erregt, daß man wohl manches tun müſſe, was höhere 
legislative Weisheit verbiete. Aber man denke, noch dieſe neue Verwirrung 
zu der bisherigen. Es iſt ehrenhaft und weiſe, das zu tun, was notwendig iſt. 
Wippermann: Wir verwickeln uns tiefer und tiefer“, wir müſſen ſuchen, 
ob man nicht eine ganz andere kürzere Formel finden könne. Er ſchlägt eine 
derartige vor: 


1 Hierzu am Rande: Allgemeine Empfindung der viel zu breiten Verhandlung. 
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„§ 1. Die Grundrechte des deutſchen Volkes treten mit Verkündigung gegen- 
wärtigen Geſetzes in Wirkſamkeit, ſoweit ſie nicht von beſonderen 
Reichsgeſetzen abhängig erklärt find. 

§ 2. Die dadurch nötig gewordenen Anderungen der bisherigen Landes. 
geſetze ſind ungeſäumt auf verfaſſungsmäßigem Wege zu erlaſſen. Daß 
dieſes in kürzeſter Friſt bewirkt werde, ſoll von Reichs wegen überwacht 
werden. 


§ 3. Die Veränderungen uſw. (wie in Artikel IV des Kommiſſionsentwur⸗ 
fes) .. getroffen werden können. Verſtreicht die Friſt unbenutzt, fo ſoll 
von Reichs wegen unmittelbar eingewirkt werden“. 


Dies würde, bemerkt Deiters, erſt recht großes Wirrſal anrichten. In 
ähnlichem Sinn ſprachen mehrere, namentlich v. Laſaulx: Hätten wir die 
Schwierigkeiten alle vorausgeſehen, ſo würden wir mäßig geweſen ſein, und 
manches Grundrecht weggelaſſen haben, das als Trinkſpruch recht gut iſt. 

In der Vorfrage ward der Antrag Wippermanns verworfen. 

Man kehrt zurück zu 87. Beſeler ſchlägt vor: [Lücke]. Deiters fürchtet 
nicht, daß fo vieler Unfinn, wie gefürchtet iſt, aus dieſem Paragraphen her⸗ 
vorgehen werde. Auch v. Soiron hat keine Bedenken bei der Alinea 1, wohl 
aber bei 2. Denn da wird etwas unter die Fürforge des Reichs geſtellt, und 
das Reich iſt noch gar nicht gekommen. 


Es wird abgeſtimmt: 


1. Soll der ganze 8 7 unter I 1 aufgenommen werden? — Verworfen. 
2. Soll der erſte Satz von 8 7 aufgenommen werden? — Angenommen, 
9 gegen 8. 

Was ſoll mit dem zweiten Alinea werden? Wigard dringt darauf, wir 
haben noch gar nichts für die ſozialen Fragen getan. Es wird nachträglich 
auch sub linea 2 angenommen. Die Worte „rückſichtlich des Reichs- und des 
Staatsbürgerrechts“ wurden zum Streichen beantragt; denn man könne ja 
interpretieren: Soweit fie ſich beziehen auf. Am dem Abelſtand des Mißver⸗ 
ſtändniſſes vorzubeugen, kann man ſtatt Zahlen ſie mit Buchſtaben aus⸗ 
ſchreiben. Dieſem Antrage wurde beigeſtimmt, und in dieſem Sinn zu ver- 
fahren, der Redaktion zu überweiſen. 

Es wurde übergegangen zu I 2. Scheller bemerkt, daß nach dem Wort⸗ 
laut der Vorlage nur die „Gleichheit vor dem Geſetz“, alſo nur der erſte Satz 
eingeführt [wird]. Man muß aber den ganzen § 8 als eingeführt bezeichnen; 
will man einiges ausnehmen, ſo genügt wieder die vorgeſchlagene Faſſung 
nicht. Er ſchlägt vor, den ganzen Paragraphen, mit Ausnahme der sub IV 
des Einführungsgeſetzes angeführten Beſtimmung, einzuführen. Deiters 
ſchlägt vor: 

„Der 88 vorbehältlich der unter II und IV dieſes Geſetzes gegebenen 

Beſtimmungen“. 

Beſeler: In betreff der Standesverhältniſſe mache er doch auf erbrecht- 
liche Verhältniſſe aufmerkſam. Wenn wir Erbrecht des Ritterſtandes, des 
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Bauernſtandes ſo ſtreichen, ſo haben dieſe gar kein Erbrecht. Er ſchlage vor, 
hinzuzufügen: 

„ſofern nicht Lücken im Recht entſtehen“, 
wie in dem Entwurf von Deiters vorgeſchlagen. Deiters erklärt ſich mit 
dieſem Bedenken einverſtanden. 

Es wird abgeſtimmt: 

Soll es heißen: „der 88, inſofern dadurch einfach bisherige, auf Standes⸗ 
unterſchiede gebaute Ungleichheiten im Recht getroffen werden, und nicht 
durch Aufhebung derſelben Lücken im Recht entſtehen, die zuvor auszu⸗ 
füllen ſind“? 


Gegen dieſe Frageſtellung proteſtiert Scheller: Es iſt ein rein theoretiſcher 
Satz, bei dem ſich jeder ausklügeln kann, was er will. Es müſſe Satz für 
Satz aufgeführt werden, der gelten müſſe. Beſeler geht teilweiſe darauf 
ein, aber er müſſe im ganzen doch die Faſſung von Deiters billigen; die 
meiſten Standesvorrechte können ſogleich fallen, andere, die alle Deiters be⸗ 
zeichnet hat, nicht. Scheller: Er beantrage, [daß hier] aus dem 87 der erſte 
und dritte Abſatz, der zweite und vierte Satz dagegen unter II kommen, denn 
mit der Aufhebung der Standesprivilegien ſei er einverſtanden, aber die 
praktiſche Entwicklung aus dieſem theoretiſch richtigen Satz kann nur sub II 
erfolgen. Nießer iſt dagegen, weil die meiſten Fälle ſich von ſelbſt verſtehen; 
die Doktrin aber iſt gewiß ſofort imſtande, die privatrechtliche Wirkung dieſes 
allgemeinen Satzes zu entſcheiden. Wigard: Er müſſe in der Tat bekennen, 
daß dieſer Satz unter II genommen werden müſſe. Deiters: Gewiſſe Wir⸗ 
kungen können ſofort eintreten, z. B. wenn bisher gewiſſe Güter nur an 
Adelige kommen konnten. Anderes: In gewiſſen Gegenden gilt Gütergemein⸗ 
ſchaft, nur für Adelige nicht; fortan wird dies aufgehoben ſein, wie aber in 
den beſtehenden adeligen Ehen? Da wird ſich die Doktrin zurechtfinden müſſen. 
v. Soiron: Er begreife nicht, warum ſich ſo ſehr gegen den allgemeinen Satz 
ſträuben, weil er ein theoretiſcher iſt. Wenn man in Machtverhältniſſe ſub⸗ 
ſumieren kann, ſo ſtoße man ihn nicht zurück, weil er theoretiſch iſt, ſondern 
nehme ihn an, weil er umfaſſend iſt. Rießer: Was die Jurisprudenz nicht 
leiſten, wir hier nicht abmachen können, item das übergeben wir der Landes⸗ 
geſetzgebung. Er ſchlage vor: 

„. .. Standesvorrechte ... ſofern nicht Lücken im Recht entſtehen, die 
zuvor durch die Landesgeſetzgebung auszufüllen ſind“. Vorbehaltlich der 

Redaktion. | 


Scheller: Er beſtehe auf feinem Antrag. 


Es wird abgeſtimmt: 
1. Sollen mit Scheller die Sätze 1 und 3 ſofort eingeführt, die übrigen 
sub II verwieſen werden? — Abgelehnt. 


2. Soll es nach Beſelers Antrag heißen: 
„im 87 folgende Beſtimmungen: 
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1. Vor dem Geſetz gilt kein Anterſchied des Standes. 

2. Standesvorrechte finden nicht ſtatt, inſofern nicht durch Aufhebung 
derſelben Lücken im Rechte entſtehen, die zuvor auszufüllen ſind. 

3. Die Deutſchen ſind vor dem Geſetz gleich. 

4. Die öffentlichen Amter find für alle Befähigten gleich zugänglich“? 
— Angenommen. 


Es wird zu I 3—9 übergegangen. Es kam zunächſt § 9 zur Verhandlung. 
Deiters macht darauf aufmerkſam, daß dieſer Paragraph kaum hier ohne 
weiteres genannt werden könne, da keine Klauſel da ſei in betreff des Geſetzes 
für Kriegs⸗ und Seeweſen. Waitz ſchlägt vor: 


„§ 9. Solange die für das Heer und Seeweſen vorbehaltenen Beſtim⸗ 
mungen noch nicht erlaſſen ſind, ſoll das Bisherige für dieſelben gelten“. — 
Angenommen. 


Sodann § 11. Wird dieſer Paragraph angenommen, bemerkt Briegleb, 
daß man allen Steuerbeamten die Möglichkeit nehme, in die Häuſer zu gehen 
und Brennereien und Brauereien zu unterſuchen, denn das Geſetz ſei noch 
nicht da, das den Betreffenden dieſe Befugnis gibt. Mittermaier: Gerade 
darum habe er die Form, die wir haben, vorgeſchlagen, denn es ſind jetzt 
Geſetze da (1). Scheller gibt Briegleb ganz recht: Nur der Richter hat 
fortan Befugnis; andere Beamte nur kraft des Geſetzes, das noch nicht da iſt. 
Sollen die bisherigen Geſetze hier gelten, warum dann nicht überall ſonſt? 
Waitz: Er könne dieſe Anſicht nicht teilen, denn man habe unter dieſer 
Faſſung nicht ein erſt künftig zu erlaſſendes Geſetz gemeint. „Außer in den 
Fällen, wo das Geſetz .. .. zuläßt“; damit wird die für beſondere Fälle vor⸗ 
behaltene geſetzliche Befugnis, wo ſie ſchon beſteht, ausgeſprochen. Beſeler: 
Briegleb habe recht, denn in dem Paragraphen heiße es „ausnahmsweiſe 
auch ohne richterlichen Befehl“, während doch die bisherigen Geſetze nichts 
von ſolchen Ausnahmen wiſſen, da die Steuerbeamten nicht in dieſer Form, 
nicht in der Meinung, daß ein richterlicher Befehl ausnahmsweiſe hier ent⸗ 
behrt werden kann, befugt ſind. Es wird vorgeſchlagen: 


„Zu 3. Bis zur Erlaſſung des neuen Geſetzes ſoll denjenigen öffentlichen 
Beamten, welche Abgaben erheben und zur Verfolgung der Forſtfrevel 
zur Hausſuchung befugt ſind, dieſe Befugnis vorläufig verbleiben“. 


Scheller: Der Verlauf dieſer letzten Debatte beweiſt, wie vorſichtig man 
zu fein genötigt iſt. Er ſtimme mit Beſeler. Nur wünſche er ſtatt „Holz— 
frevel“ lieber „Holzdiebſtahl“, denn beides unterſcheide wenigſtens die preu⸗ 
ßiſche Geſetzgebung; er ſchlage vor: „Schutz der Waldungen“. v. Soiron: 
Oder Waldeigentum. 


Mit dieſen Zuſätzen wird 8 11 angenommen. 

§ 12 ſofort gutgeheißen. 
S 12 a ſofort gutgeheißen. Doch nein, auch da iſt, wie Waitz meint, ein 
Proviſorium, da noch kein Geſetz in dieſer Richtung vorhanden iſt. 
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§ 13 (Preßfreiheit). Beſeler: Er habe geſtern geäußert, daß man hier 
erſt ein Preßgeſetz erwarte, bis dahin den Landesgeſetzen Raum geben müſſe. 
Doch müſſe die Geſetzgebung eine gewiſſe Keuſchheit bewahren und man muß 
ſich mit den Landesgeſetzen hier nicht zu viel einlaſſen. Nur eins bemerke er, 
daß nämlich in dem Einführungsgeſetz ſtehen müſſe: 
„Bis zur Einführung der Schwurgerichte urteilen die ee Ge⸗ 
richte“. — Angenommen. 


Waitz: Ebenſo wünſche er im Einführungsgeſetz: „Bis zur Exlaſſung eines 
Reichspreßgeſetzes gelten die Beſtimmungen der Landesgeſetzgebung“. 
Briegleb hält das nicht nötig, da ja das Reich ſich nur vorbehalte, ein 
Reichsgeſetz zu machen. Beſeler: cautius ſei es, damit gar kein Zweifel 
entſtehe, als ob die Landesgeſetzgebung dieſe Kompetenz dem Reich über⸗ 
laſſen müſſe. 


Soll es heißen: „bis zum Erlaß eines Reichspreßgeſetzes tritt die Lan⸗ 
desgeſetzgebung ein“? — Angenommen. 


Artikel V S 14 — angenommen. 
8 15 — angenommen. 
8 16 — angenommen. 


§ 17. Dieſer Paragraph gehört in II, wie Beſ eler nachweiſt. v. Somma⸗ 
ruga geht auf 16 zurück; auch dieſer Satz ſei in betreff der Juden für Oſter⸗ 
reich unausführbar. Wogegen Rießer bemerkt, daß mit nicht mehr Zeit 
im April in Preußen die Juden emanzipiert worden. v. Soiron: Wie die 
übrigen Menſchen behandelt werden, ſteht in jedem Staate feſt; mit dieſem 
Paragraphen kommt nun hinzu, daß die Juden auch ſo behandelt werden 
ſollen wie Menſchen. Es ward zu § 17 zurückgekehrt. Wigard empfiehlt die 
Mitpublikation jenes Satzes, beſonders mit Rückſicht auf das evangeliſche 
Epiſkopat in Sachſen. Ahrens: Er ſei gewiß für jede Freiheit, aber die hier 
beſtellten müſſen durchaus erſt geregelt werden. Er begreife nicht, wie Deiters 
ſagen könne, daß wenigſtens das Prinzip gleich in Kraft treten könne. Rießer 
führt als Beiſpiel an, daß die Juden in Hamburg verpflichtet ſind, ihre eigene 
Armenpflege zu haben. Wie ſoll das abgelöſt und in die allgemeine Armen⸗ 
verwaltung übergeleitet werden ohne beſonderes Geſetz? Scheller: Er ver— 
kenne nicht die hohe Bedeutung des Satzes, er wünſche, um allem religiöſen 
Zwiſt vorzubeugen, dieſe Geſetze ſobald als möglich in Wirkſamkeit. Müſſe 
er auch zugeben, daß die Einzelausführung viel Mühe macht, ſo wünſche er 
doch mit Deiters das Prinzip proklamiert, damit man in dem einzelnen Staat 
gleich darangehe. Beſeler: Das Prinzip ſtehe ja eben als Grundrecht 
da und feſt, aber man muß nur ein Prinzip nicht als Brandfackel ins Reich 
ſchleudern. Deiters: Das ſei eine contradictio in adjecto, denn sub II 
geſtellt, heiße dieſen Satz wieder in ſein Gegenteil verkehren. Er ſchlage vor: 
Unter I 8 17, mit der Bemerkung, „daß die bei den beſtehenden Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften notwendig werdenden geſetzlichen Modifikationen in den 
bisherigen Zuſtänden baldigſt ins Leben einzuführen find“. (I) 
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Beſeler ſchlägt vor: 

den erſten Satz auf II zu verweiſen und hinzuzufügen: 

„Die organiſchen Einrichtungen und Geſetze, welche für die beſtehenden 
Religionsgeſellſchaften zur Durchführung dieſes Prinzips erforderlich 
ſind, ſollen in den Einzelſtaaten unverzüglich angeordnet werden“. (II) 


Scheller ſchlägt vor, 817 ganz unter aufzunehmen. — Abgelehnt, 7gegen!0. 


Gülich: Er fürchte, mit Beſelers Antrag kommen wir in doppelten 
Widerſpruch: Es ſoll ja ferner keine Staatskirche beſtehen, es ſoll ja jede 
Kirche ihre Angelegenheiten ſelbſt ordnen. Wie ſoll alſo die bisherige Gefeg- 
gebung die organiſchen Beſtimmungen machen, die notwendig ſind? Scheller: 
Wenn Beſelers Vorſchlag angenommen werden ſollte, ſo ſetze er hinzu: 


„und daß die Reichsgewalt oberaufſehend gewahrt werde“. 


Wogegen bemerkt wird, daß dies bereits § 52 der Reichsgewalt ſtehe. 
Gegen Gülichs Bedenken äußert Jürgens, daß doch erſt Synoden ein— 
gerichtet werden. Wigard: Nimmermehr hat der Staat das Recht, Synoden 
zu berufen und anzuordnen, es ſei das ein offenbarer Eingriff in das Recht 
der Religionsgejellfchaften. Rießer: 

„Die Anderungen in den vorhandenen Einrichtungen, welche die Aus- 
führung des erſten Satzes des 8 17 in betreff der beſtehenden Religions- 
geſellſchaften erfordert, find ſchleunigſt durch Vereinbarung zwiſchen den⸗ 
ſelben und den Staatsbehörden zu treffen“. (III) 


Beſeler: Was Rießer vorſchlägt, ſei nicht die Selbſtändigkeit, ſondern 
die Anabhängigkeit der Kirche, dasſelbe, was man von anderer Seite gewollt 
habe. Vereinbaren d. h. Macht gegen Macht. Gewiß hat der Staat bei der 
Auseinanderſetzung die doppelte Rückſicht, nicht bloß, daß er aus den kirch⸗ 
lichen Verhältniſſen auszuſcheiden hat, in denen er bisher war, ſondern, daß er 
auf ſeinem eigenen Boden ſtehend verhandelt, d. h. geſetzgeberiſch iſt. Jeden⸗ 
falls der Staat iſt nicht der Kirche bloß gleichberechtigt, ſondern er ſteht über 
ihr in dem Bereich, wo er fein Recht hat. Ferner: Vereinbarung kann man 
nicht vorſchreiben, denn dazu gehören zwei, aber Geſetz und Einrichtung kann 
man vorſchreiben, und tut der Staat da der Kirche Gewalt an, ſo wird ſie 
ſich an das Reich zu wenden haben. Waitz: Man habe ſo deduziert, als ob 
die Anabhängigkeit der Kirche ſchon beſtände. Aber fie iſt in [der] Pauls- 
kirche verworfen, und ſelbſt die Selbſtändigkeit iſt nicht ſo weit gefaßt, wie 
hier angenommen wird. 

1. Soll der erſte Abſatz in 817 einfach unter II verwieſen werden? — 

Nicht angenommen. 

2. Soll dies geſchehen mit der Formel von Rießer (III), mit dem Prinzip 

der Vereinbarung? — 7 gegen 9 abgelehnt. 

3. Soll dies geſchehen mit der Formel von Beſeler (II)? — Angenom⸗ 

men, 12 gegen 7. 

4. Soll dies zu I oder II genommen [werden]? — Zu II. 

§ 18 — angenommen. 
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Beſeler!: Die kirchliche Frage 8 17 iſt in II verwieſen; doch ſcheint es 
doch nicht ſo ohne weiteres in die Landesgeſetzgebung verwieſen werden zu 
können. Er ſchlage vor, es wie die Feudallaſten in einen beſonderen Abſchnitt 
zu bringen, um damit dieſer wichtigen Frage ihre richtige Stellung zu geben. 

Der Antrag wird ſo angenommen, daß er der Kommiſſion zur Verwen⸗ 
dung überwieſen wird. 

8 18 a, die Formel des Eides betreffend. Deiters: Bevor die Formel 
aufgenommen war, mußte die Vorkommiſſion dies unter II bringen. Es 
fragt ſich, ob dieſe Formel nun ohne neues Geſetz kann eingeführt werden. 
Rießer leugnet es entſchieden; was wir gegeben, iſt nur eine Anleitung für 
die Legislation. Waitz: Er müſſe nur Deiters fragen, ob am Tage des 
Erlaſſes jemand hingehen könne und ſchwören wollen nach unſerer Formel? 
Mittermaier: Die Formel kann ja doch gleich in Erfüllung kommen. Es 
ſollen ja eben alle Formen, alles Konfeſſionelle wegfallen. Wippermann: 
Die Form des Eides und das Zeremoniell dabei iſt etwas Verſchiedenes, 
ob man die Finger hebt oder auf die Bruſt legt uſw. Zell: Wir könnten 
wohl das Geſetz direkt einführen; aber warum ſollen wir das Volk auf dieſe 
Errungenſchaft noch ein paar Wochen warten laſſen? 

Soll alſo dieſer §S 18a unter I aufgenommen werden? — Nein, alſo 

unter II. 


Folgt nun das [im Entwurf von Deiters] unter 6 Aufgeführte: 


§ 21 unter I — aufgenommen. 
823 — aufgenommen. 


§ 24. Beſeler meint, dieſer Satz gehört unter II. Deiters findet wieder, 
dies ſei ein Prinzip für die Geſetzgebung. Waitz erklärt, daß [er] nur dann 
unter J aufzuführen iſt, wenn ſofort dem Volk ein unmittelbares Recht dazu 
gegeben wird. 
Soll S 24 unter I ſtehen bleiben? — Angenommen. 
827 — angenommen. 


Folgt das [im Entwurf von Deiters] unter 7 Aufgeführte. 


§ 28. Beſeler: Es fragt ſich, ob eine Auffaſſung richtig ſei, die Miniſter 
Oberländer in Sachſen gegeben, daß nämlich hier nur ein Minimum ge⸗ 
geben ſei, das jeder Staat noch erweitern könne. Wigard: Auf das ent⸗ 
ſchiedenſte und ſogar, möchte ich ſagen, bis zum Bruch müßte ich dem wider: 
ſprechen, daß man die einzelnen Regierungen zwingen wolle, nur ſo viel zu 
geben, wie hier ſteht. Warum ſollen die hochgebildeten Sachſen nicht mehr 
Freiheit genießen dürfen als andere? Waitz: Er ſei freilich im allgemeinen 
damit einverſtanden, nur bei dieſem Satz verhält es ſich anders, Freiheit iſt 
nicht bloß für die Regierten, ſondern auch die Regierungen haben das Grund- 
recht, unter dieſer Firma zu verbieten, falls fie nicht aus drücklich darauf 
verzichten. Beſeler nimmt die Frage zurück. 

In der 102. Sitzung d. 22. November nachmittag. 
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829 — angenommen. 
Folgt das [im Entwurf von Deiters] sub 8 Aufgeführte. 


§ 30. Beſeler ſchlägt vor, hier die Formel vom geiſtigen Eigentum fort: 
zulaſſen, da ſie beſſer und genauer in der Reichsgewalt ausgeführt iſt. Dei⸗ 
ters: Ob wir es in dieſem Sinne bei der Reichsgewalt angenommen haben? 
Ob es nicht da vielmehr eine bloße Kompetenz iſt? Es wurde e 
daß ſich beide Sätze nicht ausſchließen. 

8 32 — angenommen. 

8 33. Wenn diefer Paragraph fofort ins Leben tritt, fo wird das Miß⸗ 
verſtändnis entſtehen, als ob die Patrimonialgerichte aufhören zu arbeiten, 
denn dieſer Satz hat beide Seiten, dieſe Aufhebung und ſodann die Nicht: 
entſchädigung. In den meiſten Ländern ſeien die Aufhebungen vorbereitet. 
Deiters verweiſt auf V, wo es ſich um die Patrimonialgerichte handelt. 
Zugleich wünſcht er die geſtrichenen Hoheitsrechte wieder aufgenommen. 
Auch Wippermann vermißt dies ſchmerzlich. Beſeler: Laſſe man das 
doch der Landesgeſetzgebung. Abrigens wünſche er, daß ausdrücklich die An⸗ 
entgeltlichkeit im Einführungsgeſetz bezeichnet werde. Rießer: Ob nicht 
eines ſolchen Falles in dem Einführungsgeſetz zu erwähnen ſein ſolle, wo 
ſchon früher abgelöſte Dinge jetzt ohne Entſchädigung aufgehoben werden? 
Deiters: Beſelers Bedenken ſei doch ſonderbar, wie könne man von Un- 
entgeltlichkeit ſprechen, ehe die Aufhebung da ſei? v. Soiron: Aus dieſen 
Gründen ſcheine es am beſten, dieſen § 33, 1 unter II zu verweiſen. Zu 2: 
Gewiß hören dieſe perſönlichen Leiſtungen mit der Publikation auf; aber es 
dürfte erwünſcht ſein, den Landesgeſetzen die Aufhebung zu überlaſſen, damit 
nicht alles mögliche als perſönliche Leiſtung in Anſpruch genommen werde. 
Wippermann: Die Frage, ob eine ſolche Abgabe perſönlich ſei oder nicht, 
kann zwiſchen den Intereſſenten doch nur durch gerichtliche Entſcheidung ab— 
gemacht werden; oder auch die Einzellegislationen werden Derartiges 
aufheben, weil es perſönliche Leiſtung ſei. In das Einführungsgeſetz kann 
darüber nichts aufzunehmen ſein. Gülich: Er wünſcht dieſe Beſtimmung 
auf II übergeführt, weil ſonſt zahlloſe Prozeſſe die Folge find. Es iſt Lei- 
ſtung und Gegenleiſtung aufgehoben, und das kann gar nicht ohne geſetz— 
geberiſche Vermittlung geſchehen. Ahrens: Dem ſtimme [er] ganz bei. 
Waitz: Dieſe Beſtimmungen gehören unter III. Deiters: Das geht 
durchaus nicht, denn das in III Geſagte hat eine Vorausſetzung, die hier 
nicht ſtattfindet, da dort überall Beſtimmungen find: „die durch die Landes⸗ 
geſetzgebung zu ordnen ſind“. Wir müſſen dies unter J laſſen und die Prozeſſe 
riskieren, die daraus entſtehen könnten. Beſeler: Er meine nicht, daß ſie 
erſt aufzuheben ſeien; ſondern die Landesgeſetzgebung hat ſie zu bezeichnen. 
Es iſt zwiſchen zwei Abeln zu wählen: Entweder größte Verwirrung in 
agrariſchen Verhältniſſen oder unzählige Prozeſſe. Wir verkümmern das 
Heilſame der Grundrechte für Generationen, wenn wir ſo leichtfertig dies 
in das Volk ſchleudern. Es fragt ſich, welche Hilfsmittel haben wir, dem Volk 
zu Hilfe zu kommen? Da iſt die Landesgeſetzgebung gewiß am kundigſten, 
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und der mögen wir es überlaſſen. Wiſſen die Herren einen beſſeren Ausweg, 
ſo wolle er ihn gern annehmen. Briegleb: Er würde großen Wert darauf 
legen, daß jede Landesregierung ſolche Aufzählung veröffentliche, um alle jene 
Wirren zu meiden. Sollte die Landesgeſetzgebung ſich vergreifen, ſo tritt die 
Reichsgewalt abhelfend ein. Er gebe nochmals zu bedenken, ob es nicht 
heißen ſoll: „iſt aufzuheben“, denn der Ton liegt auf: ohne Entſchädigung. 
Er verweiſe auf § 40, wo es heißt: Es ſoll kein Patrimonialgericht beſtehen. 
v. Rotenhan: Er würde dies gern unterſtützen. Die Aufführung der Laſten 
und Abgaben betreffend, berichte er, wie es in Bayern geſchehe. Nach ſehr 
langer Debatte hat man geſehen, daß die Aufzählung ganz unmöglich iſt, 
und man hat den bloßen Grundſatz aufgenommen und das weitere den Ge- 
richten überlaſſen. Wippermann: Die Landesgeſetzgebung kann Derartiges 
gar nicht machen. Wo ſich die Intereſſenten nicht einigen, müſſen ſie an die 
Gerichte gehen. 
Soll der erſte Abſatz von § 33 unter Nr. II 5 kommen? — Ange⸗ 
nommen. 
Soll der zweite Abſatz des § 33 („die aus dem ... .“) unter I „ — 
Angenommen. 


In betreff der von Rießer angeregten Frage noch nicht abgewickelter Ab⸗ 
löſungen wie eben jetzt ohne Entſchädigung aufgehobener Rechte bemerkt 
v. Notenhan, daß, da dies Geſetz nicht rückwirkend fein kann, fo die frei⸗ 
willige Aufgabe der Patrimonialgerichtsbarkeit in Bayern ſeit 1834. Er 
ſchlage einen Zuſatz vor, der dies ausſpricht: 


„jedoch zu § 33 und 34 ohne Rückwirkung auf die durch Geſetze bereits 
ausgeſprochene Entſchädigung“ (ſ. o.). 


Wippermann: Dergleichen Abgaben, die doch perſönliche Laſten ſind, 
müſſen nach feiner Anſicht wegfallen. Beſeler: Wir haben in der Pauls⸗ 
kirche eine Abſtimmung gehalten und mit richtigem Takt die Surrogate ver⸗ 
worfen. Allerdings würde er ausdrückliche Erwähnung für ſehr nötig halten. 
Entweder es iſt abgekauft durch eine Summe oder Rente, und dann bleibt 
der Kaufhandel; oder es iſt nur eine andere Geſtalt der perſönlichen Leiſtung, 
ſo daß das urſprüngliche Recht nicht alteriert wird, und dann freilich iſt die 
Aufhebung richtig. v. Laſaulx: Wenn auch der Satz juriſtiſch klar iſt, ſo iſt 
bei der beſtehenden Begriffsverwirrung eine ausdrückliche Bezeichnung doch 
ſehr erwünſcht. Mittermaier: In Baden wurde doch unterſchieden, ob in⸗ 
folge eines Vertrages gewiſſe Leiſtungen fortdauernd zu liefern waren, oder 
ob das Geſetz etwas aufgehoben hat und der Staat dafür zahlte; in jenem 
Fall blieb der Handel, in dieſem wurde er aufgehoben. 


Es wurde beſchloſſen, im Sinne jenes Antrages von Rotenhan etwas bei⸗ 
zufügen, etwa: „ohne Rückwirkung auf die durch Geſetze oder Verträge 
bereits feſtgeſetzte Entſchädigung“ (S. r.). 
§ 36. Es war zunächſt noch die Redaktion dieſes Paragraphen feſtzu⸗ 

ſtellen. Doch ſetzte man dieſe nochmals aus, da der Sinn feſtſteht. Deiters 
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ſchlug vor, dieſen Paragraphen bis auf Abſatz 3 unter I aufzunehmen. 
v. Notenhan bemerkt, daß in Bayern dieſe Beſtimmungen ſchon voraus: 
beſtimmt ſind, aber ſo, daß ſie erſt 22. Februar 1849 aufhören. Deiters löſt 
dieſe Skrupel. Beſeler: Er könne nicht leugnen, daß das immer etwas Gutes 
hat, einen beſtimmten Termin feſtzuſtellen, damit das Recht überall zu gleicher 
Zeit in Tätigkeit trete. v. Soiron: Die Jagddinge find in manchen Ländern 
bereits geordnet, in anderen iſt Anordnung, die wir nicht ändern können. 
Wenn wir nun einen neuen Termin anberaumen, ſo ſtören wir das ſchon 
Geordnete. g 

Es wird angenommen 8 36, vorbehaltlich der unter III zu treffenden 

Beſtimmung. 


839. Deiters beantragt, dies von I wegzutun, da eine andere Strafe 
dafür ſurrogiert werden muß. v. Rotenhan meint, daß am Ende hier auch 
Zollſtrafen gemeint ſein können. Daher ſchlägt Beſeler vor, zu ſagen: Ver⸗ 
mögenseinziehung. Die Strafe, bemerkt Wigard, trete z. B. ein bei ſolchen, 
die ſich der Konſkription entziehen, ſo daß die Strafe ein Annexum iſt. Waitz: 
Jedenfalls ſei die Sache nicht klar und deshalb beſſer, dieſen Paragraphen 
anderswohin, nämlich zu den Strafen, zu verweiſen (II 1), und jo wurde — 
angenommen. 
8 41 — angenommen. | 
8 43. Wippermann fragt: Wo iſt denn in Deutſchland irgendein Geſetz, 
wonach ein Richter in Ruheſtand uſw. geſetzt werden kann? Daher kann dies 
hier nicht in I aufgenommen werden. Deiters: Er verſtehe unter gericht⸗ 
lichem Beſchluß einen Kollegialbeſchluß des Gerichtes, wo der Richter an⸗ 
geſtellt iſt. Nun gibt es aber noch vielfach Einzelrichter, alſo da muß erſt 
ein Verfahren eingeführt werden; ſomit könne nur der erſte Satz von 843 
unter I ſtehen, dagegen Satz 2 und 3 nur unter II kommen. 
So wird denn § 43 Abſatz 2 und 3 unter II zu verweiſen, — an⸗ 
genommen. 


8 49. Zell: Es ſcheinen denn doch vorläufig Maßregeln notwendig, damit 
man wiſſe, was rechtskräftige Arteile ſind. Mittermaier: Es bedarf not⸗ 
wendig eines Geſetzes; nehme man nur die Kompetenz: Wie ſoll der Richter 
in Baden wiſſen, ob der Richter in Lübeck kompetent war? Wippermann: 
Das tut nicht nötig; was rechtskräftig iſt, muß in dem einzelnen Falle feſt⸗ 
geſtellt werden. Aber ſchon im alten Bunde, wie er meine, ſei beſtimmt ge⸗ 
weſen, welche Behörden rechtskräftig zu urteilen fähig ſeien. Beſeler: Das 
ſei ein Irrtum, es habe ſich damals nur um die Behörde, die die Kommuni⸗ 
kation handhaben ſollte, gehandelt. So ſehr er fürchte, ein ſchönes Prinzip 
zu trüben, glaube er doch zur Vorſicht mahnen zu müſſen. Deiters: Das 
ſehe er doch nicht ein; ſo gut ein Gericht eines Landes das Arteil eines Ge⸗ 
richtes desſelben Landes ausführen könne, ſo auch in einem fremden deutſchen 
Lande. Briegleb: Die Schwierigkeit liege in der großen Ungleichheit der 
Kompetenzverhältniſſe in Deutſchland, die in manchen Staaten ganz außer⸗ 

ordentlich ausgedehnt ſind. Wir müßten hier ein Geſetz, das die bisherigen 
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Kartellverträge erſetzt, haben. Mittermaier gibt an, daß ein ſolches be⸗ 
reits von dem Geſetzausſchuß vorbereitet ſei. Beſeler ſchlägt vor, zu 8 44 
als Zuſatz zu ſetzen: 

„Ein Reichsgeſetz wird das Nähere beſtimmen“. 

Tun wir dies nicht, ſo wird die Sache entweder der Landesgeſetzgebung zu⸗ 
gewieſen, was ſehr übel wäre, oder wir richten große Verwirrung an. — 
Angenommen. | 

Folgt nun der Satz bei Simon: „Alle Beſtimmungen uſw.“. Deiters 


lobte die von ihm vorgeſchlagene Faſſung mehr. Es wurde der Simonſche 
Satz angenommen. 


„II. Abänderungen uſw.“. 


Der Eingang wurde mit der Erweiterung „Abänderungen und Ergän⸗ 
zungen der bisherigen Landesgeſetzgebungen“ angenommen. 

1. Es fällt weg die Erwähnung Art. I 86 mit den Worten „des bürger⸗ 
lichen Todes“. — Sonſt angenommen. 

2 — angenommen. 

3 — angenommen. 

4 — angenommen. 

5. Einzufügen iſt „gemäß des § 33 Abſatz !“ (ſiehe oben zu 7), ebenſo 43 
Abſatz 2 und 3. Im übrigen — angenommen. 

Die Schlußformel gleichfalls — angenommen. 


Deiters: Es müſſe noch ein Zuſatz oder beſondere Rubrik gemacht werden 

für die Beſtimmung, daß Reichsgefege in Ausſicht geſtellt find, etwa: 
„Dasſelbe gilt von denjenigen Verhältniſſen, worüber Reichsgeſetze er- 
laſſen werden können, bis zum Erlaß derſelben. Nämlich“; es folgen dann 
die Paragraphen. 


Mittermaier: Dies würde zu eng ſein, denn es iſt beſchloſſen, wo Reichs⸗ 
geſetze noch nicht erlaſſen ſind, das Landesgeſetz zu verfügen habe. Beſeler: 
Man ſolle das zur Endredaktion zurückweiſen. 


„III. Der Erlaß und die Ausführung uſw.“. v. Notenhan ſchlägt als 
Zuſatz vor: | 

„Zu dem Ende iſt den Beteiligten der Rekurs an die Reichsgewalt oder 
nach Geſtaltung der Sache an das Reichsgericht offen, falls ſie ſich durch 
ſolche in den Einzelſtaaten erlaſſenen Normen an ihrem Rechte verletzt 
finden. Die in den Einzelſtaaten über das Maß der Ablöſungsſummen und 
über die Art ihrer Leiſtung bereits erlaſſenen geſetzlichen Beſtimmungen 
bleiben in Kraft“. 


Bezüglich des erſten könne man ſagen, es verſtehe ſich von ſelbſt. Allein es 
iſt doch ſehr wichtig, dies ausdrücklich zu bezeichnen, damit kein Zweifel ſei, 
daß auch die Einzelnen ſich an das Reich wenden können. Der zweite Punkt 
ſcheint nur billig und gerecht. Hier iſt die Rede nicht von den unentgeltlich auf⸗ 
zuhebenden, ſondern von ablösbaren Leiſtungen, und dieſe ſind überall zum 


102. Sitzung 22. November 1848. Einführungsgeſetz zu den Grundrechten 245 


Teil ſchon eingeleitet. Da iſt es wohl wichtig zu ſagen, daß das einmal 
Geordnete nicht wieder in Frage geſtellt werde. Deiters: Er ſei gegen 
beide Sätze. Der erſte Satz ſei entweder überflüſſig oder auf alle Grund- 
rechte anwendbar. And er ſei nicht notwendig wegen § 52 der Neichsgewalt 
und wegen des betreffenden Paragraphen über das Reichsgericht. Den 
zweiten Satz betreffend, ſehe er kein Bedürfnis, dies hier zu ſagen. Denn 
hat die Landesgeſetzgebung die Verhältniſſe ſchon geordnet, ſo braucht nicht 
erſt geordnet werden. Beſeler: Er glaube, daß die in III verbundenen 
beiden Gedanken getrennt und unter beſondere Nummern geſtellt werden, 
fo daß eine Nummer die Feudalrechte, eine andere Nummer die Uber: 
wachung ihrer Aufhebung enthalte. Sachlich finde er nicht, daß Rotenhans 
Bedenken ſo leicht abzumachen ſei, wie Deiters meine. Allerdings ſei im 
Reichsgericht nicht von den Grundrechten die Rede, aber er wünſche dies 
nicht mit Rotenhan hier, ſondern bei dem Reichsgericht hervorgehoben. Der 
zweite Punkt in Notenhans Bedenken ſcheine eine Verwechſlung zu ent⸗ 
halten. Diejenigen Rechtsverhältniſſe, welche durch die älteren Ablöſungen 
geordnet ſind oder werden, das kann man hier ſagen, müſſen in Geltung 
bleiben. Er ſchlage vor: 


„Die infolge der beſtehenden Ablöſungs ordnungen eingeleiteten Rechts⸗ 
verhältniſſe bleiben in voller Geltung“. 


Die Faſſung wurde nicht beliebt. 


v. Rotenhan: Es ſeien faſt überall Ablöſungen im Gange. Es liegt nahe, 
daß man deren Normen immer tiefer hinabzudrücken ſuche. Es muß die Auf⸗ 
gabe der Grundrechte doch auch ſein, das Eigentum zu ſichern. Sie müſſen 
nicht bloß ein Minimum der Freiheit, ſondern auch ein Maximum der Be⸗ 
raubung feſtſtellen. Sonſt wird, was jetzt auf das Dreißigfache abgelöſt wird, 
nächſtens auf das Zehn⸗ oder Fünffache reduziert werden, etwa ſo, daß man 
die Ablöſungszahlung wieder ablöſen wolle. Rießer: Allerdings werden 
frühere Geſetze durch ſpätere Geſetze aufgehoben, nicht aber aus früherem 
Geſetz erworbene Rechte durch ſpätere Geſetze. Es wäre ein Rückwirken auf 
erworbene Nechte, das man nicht zugeben könnte. Deiters: Die formelle 
Trennung von III, die Beſeler vorgeſchlagen, finde er nicht notwendig. Das 
Sachliche anlangend: Wären gar keine Grundrechte vorhanden, ſo könnten ja 
doch neue Ablöſungsordnungen im Einzelſtaate ergehen, und dies würde nicht 
auf die ſchon vollzogenen wirken. Sollten wir nun hier in den Grundrechten 
eine Beſchränkung der Landesgeſetzgebung im Sinne Notenhans machen 
wollen? Wigard: Er frage, ob Anterſcheidung gemacht werde zwiſchen 
freien Verträgen und ſolchen, die durch ein Ablöſungsgeſetz gemacht werden? 
So z. B. in Sachſen ſei faſt die ganze Ablöſung gemacht, aber die Zah⸗ 
lungen nach dem fünfundzwanzigfachen Betrage gehen noch fort. So ſtehe 
dort der Bauer ſehr ſchlecht. Soll nun die Landesgeſetzgebung nichts darin 
ändern können? Beſeler: Es iſt in dieſem Frühjahr dort nichts geändert, 
und daher ſcheint die Ablöſung eben nicht ſehr drückend zu fein. Mitter- 
maier: Die Miniſter haben erklärt, dem nächſten Landtag ein neues Geſetz 
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vorzulegen. Wigard: Um fo wichtiger, hier keine Hemmung im voraus zu 
machen. v. Notenhan exemplifiziert an den bayriſchen Verhältniſſen, daß 
es doch wirklich ſich einfach um Eigentum handle. Scheller: Als wir bei 
Ablöſung der Präſtationen waren, habe er bereits eine derartige Beſtimmung 
wie nun Rotenhan gemacht. Es iſt vielfach in Anregung gekommen, daß auch 
die bereits erfolgten Ablöſungen zur Kognition gezogen werden ſollen. Der 
Fiskus in Preußen iſt angewieſen, wo die Zahlungen noch nicht zu Ende ſind, 
für weiteres den milden Ablöſungsſatz anzunehmen. Natürlich wird das 
gleiche auch von den Privaten gefordert werden. Wird ſie geweigert, ſo gibt 
es lauten Lärm. Es iſt in rechtlicher Beziehung unzweifelhaft, denn die Ab⸗ 
löſungsrezeſſe, ſo heißt es in Preußen, ſollen gleich rechtskräftigen Erkennt⸗ 
niſſen fein. Und in den anderen Ländern gilt, wenn nicht dieſelbe Formel, fo 
doch gewiß der Satz, daß dies Verträge ſind; und in Verträge wollen wir 
ja mit den Grundrechten nirgends eingreifen. Somit müſſen wir ausdrücklich 
ausſprechen: 

„Die bereits endgültig erfolgten Ablöſungen bleiben in ihrem ganzen Am⸗ 
fang aufrechterhalten“. 


Er verſtehe auch damit ſolche Ablöſungen, deren Zahlungen noch laufen. 
Beſeler: Er nehme dies an, in Thüringen werde jetzt zum Fünfzehnfachen 
abgelöſt. Aber die Bauern wollen ſich nicht darauf einlaſſen, „weil es wohl 
billiger werden werde“; alſo ſelbſt bei den Bauern [herrſcht] der Nechtsſinn, 
daß ſie, jetzt ablöſend, ſich für fernerhin binden würden. Er ſchließt ſich dieſer 
Faſſung von Scheller an. v. Notenhan: Er hätte gern das Wort Verträge 
gehabt, denn man ſchließt nicht bloß mit Grundholden, ſondern auch mit der 
Regierung ab, zudem dieſelbe den Schutz der Ablöſungsordnung übernehme. 
Die Sache ſei nicht bloß im Intereſſe der Reichen und Gutsbeſitzer. Bedenke 
man nur, wieviel Schulen, Stiftungen uſw. unter ſolcher Willkür leiden 
würden. Zell ſchlägt vor: 

„Die infolge der Ablöſungsgeſetze durch Vertrag oder durch das Geſetz 
ſelbſt bereits eingetretene Amwandlung der Leiſtung in eine Geldſchuld 
ſoll durch eintretende neue Geſetzgebung nicht verändert werden“. 


Deiters: Dieſe Faſſung würde auch die Surrogierungen in ſich ſchließen. 
Scheller: In „endgültig erfolgt“ ſtehe alles, Verträge, Nezefje, Urteile 
mit ausgedrückt. 

Somit wurde der von Scheller vorgeſchlagene Zuſatz — angenommen. 


„Abſchnitt IV. Abänderungen der Grundverfaſſung“ uſw. Zell: Er ſehe 
nicht voraus, wie in den Staaten mit zwei Kammern ſich die erſte Kammer 
aller Rechte ſelbſt entkleiden ſoll. Daher wünſche er dies nicht der Landes⸗ 
geſetzgebung anvertraut; er wünſche daher überall konſtituierende Verſamm⸗ 
lungen. Rießer: Er glaube, daß die erſten Kammern in Furcht vor konſtitu⸗ 
ierenden Verſammlungen ſich gern fügen werden. Am dies zu erleichtern, 
hatte er in der Vorkommiſſion vorgeſchlagen, hier die Beſtimmungen, die 
überall die Anderung der Verfaſſung erſchweren, zu inhibieren. Simon habe 


102. Sitzung 22. November 1848. Einführungsgeſetz zu den Grundrechten 247 


dies für zu tief eingreifend gehalten und weggelaſſen, und er ſtimme dem gern 
bei. Er nehme die Faſſung Simons an. Wo ſich alle Welt verſtändigen kann 
ohne konſtituierende Verſammlungen, ſollte man doch gar nicht zu den konſtitu⸗ 
ierenden Verſammlungen greifen. Nicht von den erſten Kammern, ſondern 
von gewiſſen anderen Seiten werde der Widerſpruch erfolgen, um konſtitu⸗ 
ierende Verſammlungen zu erhalten. Scheller: Er ſei damit einverſtanden, 
nur die ſechs Monate ſcheinen zu kurz. Er wollte zwölf. Auch würde er nicht 
beſtimmen, daß nach dieſer Friſt von Reichs wegen konſtituierende Verſamm⸗ 
lungen berufen werden, ſondern dies den Regierungen aufgeben. Abrigens 
ſei der Objektskaſus „welche“ ſchlecht; muß heißen „welche durch die Gleich— 
ſtellung“. Ahrens: Freilich die ſechs Monate werden wie ein Damokles⸗ 
ſchwert ſein. Im Prinzip wünſche er konſtituierende Landesverſammlungen; 
eher kommt doch keine rechte Ordnung. v. Rotenhan: Er ſei überzeugt, daß 
die erſten Kammern ſich fügen werden, ihr Todesurteil zu ſchreiben, denn es 
iſt geſchrieben, und das wiſſen alle; er kenne ihrer viele, ſie wiſſen, daß ſie 
zum letztenmal, als durch ihre Geburt berechtigt, dort erſcheinen. Gewiß aber 
wird es beſſer ſein, ſolche Anderung auf verfaſſungsmäßigem Wege zu machen. 

Er müſſe ſich entſchieden gegen konſtituierende Verſammlungen ausſprechen. 

Wir haben gar keinen ſtaatsrechtlichen Begriff dafür, was dies iſt; manche 
meinen, daß ſo lange die Krone eigentlich ſuspendiert iſt und ſchließlich erhält, 
was man ihr gönnen will. Die Vorkommiſſion, bemerkt Deiters, hat eine 
gewiſſe Scheu gehabt vor konſtituierenden Verſammlungen. Man habe der 
Landesgeſetzgebung ganz freie Hand laſſen wollen, daher geſagt nicht „ge— 
troffen ſein“, ſondern „herbeigeführt werden“, damit die Stände etwa auch 
ein bloßes Wahlgeſetz für die konſtituierenden Verſammlungen machen, wie 
in Preußen geſchehen iſt — mit gutem Erfolg, bemerkt Beſeler. Abrigens ſei, 

bemerkt Deiters, noch eine andere Idee, daß nämlich beide Kammern zu⸗ 
ſammentreten und zuſammenſtimmen. v. La ſaulx wünſcht „binnen Jahres- 
friſt“, ſodann aber, daß das Reich verbiete, daß, wenn es nicht ſo gehe, in 
Jahr und Tag keine konſtituierenden Verſammlungen zuſammentreten dürfen. 
Verſtändige Männer werden durch fremden Schaden klug; wenn nicht durch 
eigenen, ſo mag ſie der Teufel holen. Wigard: Er hoffe, daß es überall ſo 
gut wie in Sachſen und Hannover gehen werde, wenn man doch einmal ſo 
paniſchen Schrecken vor den konſtituierenden Verſammlungen habe. Er hätte 
auch gegen Jahresfriſt nichts, wenn nicht ſo unendlich viel daran hange. Man 
könne, wenn man will, in ſechs Monaten fertig werden. Beſeler: Er ver- 
kenne die Momente nicht, die angeführt werden; aber es ſeien zwei Bedenken. 
Denn allerdings werden die zweiten Kammern hinzuhalten ſuchen; ſodann 
wenn Stände jetzt zuſammenkommen, ſo können ſie nicht bloß ſich mit dieſer 
Sache beſchäftigen, ſie müſſen tauſenderlei ſonſt in die Hand nehmen. Da 
möchte Schwierigkeit ſein, mit den ſechs Monaten fertig zu werden. Die Sorge 
vor den konſtituierenden Verſammlungen teile er nicht ganz. Aber er müſſe erſt 
einen beſſeren Gegenvorſchlag erwarten, ehe er fich gegen dieſe IV entſcheiden 
könne. And dann: Die konſtituierenden Verſammlungen ſind nicht überall ſo 
ſchlecht, und die derzeitige Kriſis wird, wenn ſie überhaupt noch konſtituieren⸗ 
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den Verſammlungen einzutreten Raum läßt, auch in dieſen Dingen Wandel 
ſchaffen. Die erſten Kammern müſſen fallen, auch darum, weil ſie ein gut Teil 
Schuld haben an dem, was wir jetzt leiden. Iſt die Friſt von ſechs Monaten 
zu kurz, ſo iſt ein Jahr wohl zu lang, vielleicht als Maximum neun Monate. 
„Von Reichs wegen“ ſei allerdings in mancher Hinſicht ganz gut, indem 
dann das Reich die Hand darauf halte, aber zugleich ſchwäche es doch die 
Landesregierung. Mittermaier: Es wird doch zu konſtituierenden Ver⸗ 
ſammlungen kommen, ſträuben Sie ſich, ſoviel Sie wollen. Er fühle wohl, 
daß die Gefahr ſehr groß werden könne, mit argen Leuten zu wirtſchaften, 
aber er habe vier Gründe: a. daß die Männer, die jetzt gewählt ſind, in alten 
Zeiten gewählt ſind, denen man nicht mehr traue; b. daß, wie v. d. Pfordten 
geradezu geſagt habe, die jetzt gewählten nicht gewählt ſind, um eine neue 
Verfaſſung zu machen; c. daß ſich die erſten Kammern doch ſträuben würden; 
d. daß in den jetzigen Verfaſſungen mit zwei Drittel Stimmen zu Anderungen 
dieſe zu ſehr erſchwert ſind. Königreich Sachſen und Heſſen geben einen 
Fingerzeig: In Sachſen iſt ein neues Wahlgeſetz publiziert, der Miniſter ſagt, 
jetzt könne das Volk wählen und die Gewählten prüfen laſſen, ob ſie künftig 
noch eine oder zwei Kammern haben wollen. And ähnliches hat geſtern Jaup 
proklamiert. Scheller: Wenn aus der Sache was werden ſoll, müſſen doch 
auch die erſten Kammern fallen. Dies richtig zu tun, beruft man die derzei⸗ 
tigen Stände uſw. Er wünſche ſtatt ſechs Monaten zwölf; man habe ihm drei 
abgehandelt, immerhin es liege nicht viel daran. Sodann wünſche er „ge- 
troffen werden“. „Von Reichs wegen“ kann leicht ſo verſtanden werden, als 
ob die Verſammlungen hier in Frankfurt tagen ſollten. Iſt das nicht die 
Meinung, ſo iſt nicht abzuſehen, warum man die Regierung ſo herunterſetzen 
will, wie es durchaus nicht nötig iſt. Es genügt, die Landesregierungen zu ver⸗ 
pflichten uſw. Endlich das Wahlgeſetz betreffend uſw. 


Zunächſt ward! der Entwurf „Der Reichstag“ zur ſchließlichen Redaktion 
vorgelegt ?. 

S 1. 8 2 — angenommen. 

§ 3. Dahlmann erklärt, daß er feinen Antrag in betreff der Kreis teilung 
für jetzt zurückziehe: Er glaube noch immer, daß etwas Weſentliches und Großes 
darin ſei, aber ihm ſcheine nicht der Zeitpunkt dazu geeignet. Welcker: Er 
frage, ob die Mediatiſierungsfrage aufgegeben oder noch vorbehalten ſei. 
Beſeler: In Rückſicht auf ſeinen früheren Antrag erkläre er, daß noch nicht 
mit Sicherheit geſagt werden könne, wie weit dem Bundesſtaat die kleinen 
Staaten hinderlich ſind. Er wünſche, daß alle noch beſtehenden deutſchen 
Staaten eine wenn auch mittelbare Vertretung im Staatenhauſe haben. Alſo 

zuſammen Schaumburg-Lippe, Lippe-Detmold, Waldeck — 1 Stimme; 

Hohenzollern-Sigmaringen und Hechingen — zu Württemberg (ohne Er: 

höhung der Stimmen); 

Heſſen⸗Homburg — zum Großherzogtum Heſſen; 

1 In der 103. Sitzung d. 23. November. 
Anlage 2b (rechte Spalte). 
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Schwarzburg⸗ Rudolſtadt, Schwarzburg-Sondershauſen, Neuß ältere 
Linie, Reuß jüngere Linie — zu dem thüringiſchen Verbande; 
Liechtenſtein — zu Oſterreich. 


Damit ſind alle Staaten untergebracht, nach ſeiner innigen Aberzeugung be⸗ 
friedigt [man] hiermit viele Verſtimmungen und Beſorgniſſe. Welcker: Alſo 
der Antrag iſt, jetzt die Mediatiſierungsfrage ganz fallen zu laſſen. Beſeler: 
Dieſe Frage iſt nach Anſicht der Vorkommiſſion nicht reif, um jetzt vor dem 
hoffentlich nahen Schluß unſerer Arbeit abgemacht zu werden. Wenn wir 
dies nicht können, ſo dürfen wir jetzt dieſe kleinen Staaten nicht aus dem 
Staatenhauſe auslaſſen. Welcker: Er meine, ohne zu mediatiſieren, können 
wir nicht anders als rein nach Zahlenverhältniſſen zu verfahren, Staaten 
unter 300 000 Seelen ſich vereinen zu laſſen. Daß man aber ſo willkürlich die 
Staaten her und hin zuteilt, iſt ganz und gar im Intereſſe der Republikaner. 
Der Vorſitzende erinnert, daß das ſämtlich ſchon abgemachte Sachen 
ſeien, wogegen Welcker proteſtiert nach Dimenſionen. Scheller: Jedem 
müſſe, um auf die Anträge zu antworten, das Wort vergönnt werden, und ſo 
müſſe er denn ſich erlauben, ausführlicher zu ſprechen. Er ſelbſt ſei von Anfang 
der Anſicht geweſen, daß alle, auch die kleinſten Staaten vertreten werden 
müßten, auch ſei er damit einverſtanden, daß die kleinen Staaten zuſammen⸗ 
gelegt werden. Aber im weiteren weiche er ab: Sein Grundſatz ſei, bei der Ver⸗ 
tretung aller dieſer Staaten ein Prinzip aufzuſtellen, und er wiſſe kein an⸗ 
deres als das der Bevölkerung, und ſo wolle er denn feſtſtellen, wieviel Ein- 
wohner muß ein Staat haben, um einen Vertreter zu ſtellen. Wenn alſo dazu 
100 000 Seelen gehören, ſo lege er ſo viele kleine Staaten zuſammen. Da 
wolle er, daß überall nach dieſer Grundzahl repräſentiert werde, auch in den 
größeren Staaten. Er wiſſe, was dagegen eingewandt werde, aber es müſſen 
die größeren Staaten auch in gleichem Maße ſtärker vertreten ſein. So wie 
hier die Verteilung iſt, iſt ſie prinziplos und ſchwankend. Wigard: Ehe wir 
weiter eingehen, frage er, ob wir auf Beſelers Antrag eingehen wollen, oder 
was ſonſt? Beſeler: Die Kommiſſion habe ausdrücklich in Beziehung hierauf 
ihr Kommiſſorium erhalten und ſich vorbehalten, neue Vorſchläge zu machen. 
Er wünſche, daß man ſeinen Antrag einfach annehme oder verwerfe. 


Es wird über die von Wigard gemachte Vorfrage e auf die 
Beſelerſchen Vorſchläge ſich zu beſchränken. 


Dahlmann: Er ſei nie der Meinung geweſen, die kleinen Staaten ganz aus 
den Staaten auszulaſſen, beſonders wegen der Nechtsungleichheit, indem 
vielleicht eine halbe Million Deutſcher dann ganz aus der Vertretung im 
Staatenhauſe ausgeſchieden ſeien. Er trete dieſen Anträgen bei. Wipper- 
mann: Wenn auch die kleinen Staaten an das Ende ihrer Tage gekommen 
ſcheinen, ſo glaube er doch, daß jetzt nicht der Augenblick ſei, dies durch die 
Nationalverſammlung zu machen. Er wünſche, daß die Nationalverſammlung 
die Zentralgewalt veranlaſſe, durch Anterhandlungen zu dem Anvermeidlichen 
zu wirken. Er ſtimme für Beſeler. Waitz: Auf die Gefahr hin, eigenſinnig 
zu erſcheinen, müſſe er bei ſeiner früheren Anſicht beharren, daß die kleinen 
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Staaten nicht ein ſolches ſtaatliches Leben haben, um im Staatenhauſe 
repräſentiert zu ſein. Daß dies Aufregung bewirkt habe, daß die kleinen 
Staaten nicht im Staatenhauſe ſein ſollen, hat nicht darin ſeinen Grund, ſon⸗ 
dern ſtammt daher, weil dies der erſte Schritt zur Mediatiſierung iſt. Er 
glaube nicht, daß wir unſere früheren Beſchlüſſe ändern ſollten. 


Es wird abgeſtimmt: 


1. Sollen beide Lippe und Waldeck 1 Stimme erhalten? — Angenommen. 
2. Sollen beide Hohenzollern mit Württemberg vereint repräſentiert ſein? 


— Angenommen. 
3. Heſſen⸗Homburg mit Großherzogtum Heſſen⸗Darmſtadt? — Ange⸗ 
nommen. 
4. Beide Schwarzburg und beide Neuß mit dem thüringiſchen Verein? — 
Angenommen. 


5. Liechtenſtein zu Oſterreich? — Angenommen. 


§ 4. „Sich finden“ wird verändert in „beſtehen“. — Angenommen. 
§ 5 — angenommen. 
8 6 — angenommen. 
87. 88 — angenommen. 
§ 9. Waitz meint, ob man die Beſtimmung „nach der im Wahlgeſetz vor⸗ 
geſchriebenen Ordnung“ nicht weglaſſen könne. Es ſcheine notwendig, die 
ſchwierigen Beſtimmungen, die dabei notwendig ſind, ausdrücklich zu machen. 
Wenigſtens! wäre es richtiger: 
„nach der durch ein Reichsgeſetz feſtzuſtellenden Ordnung“. 
Beſeler beantragt zu jagen „Neichswahlgeſetz“. 
1. Sollen die Worte: „nach der . . . Ordnung“ geſtrichen werden? — Zu 
ſtreichen. 
Somit bleibt die Anordnung über das erſte Ausſcheiden dem Einführungs⸗ 
reſp. einem beſonderen Reichsgeſetz überlaſſen. 


§ 10. Es wird beſchloſſen, die Worte „welche auf vier Jahre gewählt werden“ 
verändert in 8 11 zu bringen: „Die Mitglieder des Volkshauſes werden auf 
vier Jahre gewählt“. — Angenommen. 

§ 11. Die Worte „durch das Volk“ beantragt Wippermann zu ſtreichen. 
— Angenommen. 

Es wurde ausdrücklich bemerkt, daß in den Motiven zu erwähnen, daß es 
vorbehalten ſei, Beſtimmungen des Wahlgeſetzes in die Verfaſſung aufzu⸗ 
nehmen. 

8 12. Nach Ausweis gefaßter Beſchlüſſe muß es heißen ſtatt „angemeſſenes“ 
„gleichmäßiges“ und hinzugefügt werden: „Das Nähere beſtimmt ein Reichs⸗ 
geſetz“. 

§ 13 — angenommen. 

S 14 — angenommen. 


1 Vor wenigſtens ſteht noch einmal der Name Waitz, was entweder eine verſehent⸗ 
liche Wiederholung oder eine Verſchreibung für einen anderen Namen iſt. 
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§ 15. Briegleb wünſcht hinzuzufügen .., nimmt feinen Antrag zurück. 

8 16. Angenommen. Tellkampf wünſcht ſtatt a. E. in der Parentheſe die 
Worte angeführt; der Kommiſſion überwieſen. 

S 17 — angenommen. 

8 18 — angenommen. 
8 19 Nr. 3. Nach der heutigen Abſtimmung ift „Zettelbanken“ in „Banken“ 
zu verwandeln. Nr. 8 wird in folgender Art verändert: 


„oder wenn nicht deutſche Gebiete dem Reiche einverleibt“. 


§ 20 — angenommen. | 

821. Briegleb beantragt das Streichen des „nur“. — Angenommen. 

8 22 — angenommen. 

S 23. Es wird beantragt, überall ſtatt „Reichs oberhaupt“ zu ſagen „Reichs- 
regierung“ mit Berufung auf § 20, wogegen Beſeler bemerkt, daß 8 22 
„am Sitz der Reichsregierung“ etwas anderes ſei. Es wird 

823 „Reichs oberhaupt“ zu ſagen, angenommen. 

§ 24. Statt Präſident, erinnert Waitz, ſei beſchloſſen, zu ſagen „Vor⸗ 
ſitzender und Stellvertreter“. Die Sache ſchien zweifelhaft, iſt im Protokoll 
nachzuſehen. 

8 25 — angenommen. 

8 26 — angenommen. 

8 27 iſt wohl nach der Formel der Grundrechte zu ändern. — Angenommen. 

8 28 — angenommen. 

8 29 — angenommen. 

§ 30 — angenommen. 

8 31. „noch in ſtrafrechtliche Anterſuchung“ muß das Wort „ſtrafrechtlich“ 
auf früheren Beſchluß geſtrichen werden. Auf die Frage, ob dieſe Bevor: 
zugung auf Reifen auch auszudehnen ſei, damit wie jetzt die Deputierten als 
Commis voyageurs der Revolution umherreiſen könnten, bemerkt Wigard, 
daß man doch nicht immer die Zukunft nach den gegenwärtigen Verhältniſſen 
beurteilen möge. Er gebe zu, daß manches in dieſer Art vorgekommen ſei. 
„Sitzungsperiode“ wurde angenommen. 

8 32. „und“ iſt zu ſtreichen. 

§ 33 — angenommen. 

§ 34 — angenommen. 

§ 35. Statt „angehört“ wird angenommen „gehört“. 

§ 36 — angenommen. 

8 37 — angenommen. 

§ 38. „jedenfalls“ wird geſtrichen. 


Die Friſt für die Minoritätserachten ſetzte Vorſitzender bis Sonn⸗ 
abend abend. 


Es wird zum Einführungsgeſetz übergegangen. Infolge der betreffenden Be⸗ 
ratungen ſchien ein Paſſus über Verletzung der Grundrechte in das Reichs⸗ 
gericht aufgenommen werden zu müſſen. Beſeler entgegnete, es verſtehe ſich 
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nach allgemeiner Beſtimmung über die Reichsgewalt, daß dieſe da kompetent 
ſei. Auch ſcheine es ſehr angemeſſen, daß der Reichstag mehr als das Reichs⸗ 
gericht dieſen Schutz übe. Er wünſche alſo Derartiges nicht in das Reichs⸗ 
gericht aufgenommen. Wigard: Er könne damit nicht einverſtanden ſein, da 
er nicht wünſche, daß man ſich in ſolchen Sachen, wo ein Gericht helfen kann, 
auf adminiſtrativem Wege helfe. Waitz: Er finde nicht, daß die vorgeſchlagene 
Ergänzung hierher gehöre: Die Reichsgewalt hat oberaufſehend zu ſorgen, 
daß die Grundrechte zur Ausführung kommen. Sie ſind Teil der Verfaſſung, 
aber auch Norm der Landesverfaſſungen. So wie fie nach dem Publikations- 
geſetz aufgenommen ſind, ſind ſie verfaſſungsmäßige Rechte der einzelnen 
Territorien. Zell: Dem könne er nicht beiſtimmen, da das von Waitz Zitierte 
ſich auf die Landes verfaſſungen beziehe, in denen nicht diejenigen Grundrechte 
notwendig ſein müſſen, die von Reichs wegen unmittelbar publiziert werden. 
Höchſtens könnte die Verantwortlichkeit der Reichsminiſter in Anſpruch ge- 
nommen werden, die ja oberaufſehend zu wahren haben. Das wäre aber zu 
weitläufig, und darum muß das Gericht eintreten, um ſo mehr, da ſtets das 
Miniſterium einer Partei angehören werde. v. Soiron hatte die Faſſung vor⸗ 
geſchlagen: 
„Beſchwerden gegen die Landesgeſetzgebungen von Einzelſtaaten wegen 
Verletzung der Grundrechte des deutſchen Volkes“. — 12 gegen 10 abge⸗ 
lehnt. 


Sodann ſchien es angemeſſen, auch für das Reichsgericht eine zweite Leſung 
vorzubehalten. Zur Berichterſtattung wurde Soiron gewählt. 


Es werden ſodann die Motive der Grundrechte vorgelegt und angenommen!. 
Zunächſt? handelte es ſich um den letzten Satz des Einführungsgeſetzes (IV). 
Die Vorkommiſſion legte folgende Faſſung vor: 

„Die Veränderungen in den Grundverfaſſungen einzelner deutſcher 
Staaten, welche durch die Gleichſtellung der Stände notwendig werden, 
ſollen innerhalb ſechs Monaten durch die gegenwärtigen Organe der Landes- 
geſetzgebungen herbeigeführt werden mit der Maßgabe: 

1. daß die durch die Verfaſſungsurkunden für den Fall der Verfaſ⸗ 
ſungsänderung vorgeſchriebenen Erſchwerungen der Beſchlußnahme 
nicht Platz greifen, ſondern die bezüglichen Beſtimmungen in den 
Formen der gewöhnlichen Geſetzgebung getroffen werden können; 

2. und, wenn bei zwei Kammern dieſer Weg keine Vereinigung herbei⸗ 
führen ſollte, dieſe zu einer zuſammentreten, um durch einfache 
Mehrheit die erforderlichen Beſchlüſſe zu faſſen. 


Sind innerhalb dieſer Zeit die betreffenden Geſetze nicht erlaſſen, ſo 
ſollen von Reichs wegen zu dieſem Behuf konſtituierende Landesverſamm⸗ 
lungen berufen werden, um mit den betreffenden Regierungen die erforder- 
lichen Beſtimmungen zu vereinbaren“. 


Sten. B. 5,3868 ff. Haßler 2,665 ff. 
2 In der 104. Sitzung d. 24. November. 
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Wippermann: Wenn nach verftrichener Friſt auch konſtituierende Ver: 
ſammlungen nötig werden könnten, fo iſt dies doch nicht genügend, da ja dieſe 
konſtituierenden Verſammlungen möglicherweiſe ſich auch nicht mit der Re: 
gierung vereinbaren möchten. Er halte konſtituierende Landesverſammlungen 
ſtets für ein Abel. Sie ſtehen ſtets über der Regierung oder nehmen es wenig⸗ 
ſtens in Anſpruch. Er würde daher raten: „Verſtreicht die Friſt unbenutzt, ſo 
ſoll von Reichs wegen unmittelbar eingeſchritten werden“. Welche Mittel 
dann anzuwenden, mag der Reichsregierung überlaſſen bleiben; in dem einen 
Lande mag fie dann [eine] konſtituierende Verſammlung nötig finden, in 
anderen nicht. Jene Ausſicht aber möchte leicht dahin führen, die ſechs Monate 
vergeblich verſtreichen zu laſſen; jedenfalls würde ſie überall zu Revolution 
und Anarchie zurückführen. Mittermaier: Auch er ſei kein Freund der kon⸗ 
ſtituierenden Verſammlungen, aber er wünſche nicht, daß ſchließlich das 
Reich ordne, ſondern daß man dies den einzelnen Staaten überlaſſen möchte. 
Briegleb: Allerdings ſchiene es ihm nicht genehm, daß die konſtituierende 
Verſammlung in Ausſicht geſtellt werde, aber wenn ſchließlich der Einzel⸗ 
ſtaat ſich nicht hat helfen können, fo iſt gewiß es Sache des Reichs, einzu⸗ 
treten. Er ſchlage vor: 

„. . ſo hat die Reichsgewalt nach Lage der Sache die die Ausführung 

vorſtehender Beſtimmungen ſichernden Maßregeln zu treffen“. 


Rießer: Er finde es denn doch bedenklich, die Sache in fo vager Form in 
die Hand des Reiches zu geben. Ahrens: Er trete dem Antrag des Aus— 
ſchuſſes bei. Es iſt am Ende die konſtituierende Verſammlung doch der ein- 
zige Ausweg, ſo viele Mißſtände zu hindern. Er wünſche vor allem nicht, daß 
das Reich von oben herab Verfügungen treffe. Briegleb: Durch eine Am⸗ 
ſtellung könne die Sache erledigt werden, indem man nämlich! * den Satz IV 
vor III ſtellt und dann III alſo faßt: 

„Der Erlaß und die Ausführung der unter II gedachten neuen Geſetze, 
ingleichen der unter IV (nun III) erwähnten Abänderungen der Grundver- 
faſſungen einzelner deutſcher Staaten ſollen von Reichs wegen überwacht 
werden“.“ 


Wippermann: Er müſſe ſich gegen Ahrens äußern, der gar ſehr fon- 
ſtituierende Verſammlungen wünſche. Er nenne das verfaſſungsmäßige Maß⸗ 
regeln, aber es ſei keine Verfaſſung, wo von derartigen Verſammlungen ge— 
ſprochen werde, und es gebe weder einen Wahlmodus noch ein Geſetz für 
ſolche Verfaſſung. Es ſei gar nicht der Widerſtand der Privilegierten, ſondern 
von ganz anderen Seiten her werde dort gearbeitet. Beſeler: Er hätte zwei 
Vorfragen abzumachen gewünſcht. 1. Welche Veränderungen ſind denn nötig? 
2. Welche Rechte hat die konſtituierende Verſammlung? Ad 1: Sei es nur, 
daß die Standesherren und der Grundadel reſp. die Geiſtlichkeit von 
ihren Vorzügen zurücktreten? Es wird ſich alſo fragen, ob ſtatt einer Adels— 
kammer eine andere erſte Kammer gemacht werden ſoll und auf welche Weiſe. 


1 Die Worte zwiſchen * und * von Briegleb geſchrieben. 
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Alſo es iſt hier mehr formelle als materielle Anderung. Wo alſo erſte Kam⸗ 
mer, in der Adel repräſentiert iſt, würde man einfach dieſen weglaſſen können. 
Ad 2, den Begriff der konſtituierenden Verſammlung betreffend, haben 
wir noch keinen vollſtändigen ſtaatsrechtlichen Begriff. Er iſt uns aus Frank⸗ 
reich gekommen und auf der Nationalverſammlung angenommen, aber ſo, 
daß nach dem Naveauxſchen Antrag nach Verſtändigung mit den Einzel⸗ 
ſtaaten endgültig über die Verfaſſung entſchieden wird. Eine ſolche Stellung 
der Souveränität können die konſtituierenden Verſammlungen der Einzel⸗ 
ſtaaten nicht in Anſpruch nehmen. Sie werden notwendig eine Schranke haben. 
Ja obenein iſt die Krone etwas für ſie Gegebenes und das ſie reſpektieren 
müſſen. Wie gefährlich der Begriff der konſtituierenden Verſammlung durch 
ſeine Anklarheit iſt, zeigt Berlin, wo man nur zur Vereinbarung berufen war 
und mit einigen Beſchlüſſen rechts und links ſich alles angeeignet, die Krone 
in thesi beſeitigt hat. Die Krone ſei eine Vertretung des Geſamtvolkes, die 
Verſammlung auch, aber unmittelbar, und daher müſſe die Krone nachgeben. 
Dies iſt die Anſicht von Männern in den Berliner Zentren. Daß wir hier 
etwas, was noch gar nicht Recht, in ein Reichsgeſetz aufnehmen, tft klar. 
Wir müſſen gerade dieſen Begriff nach feinen Schranken und Rechten nor⸗ 
mieren. And ſo ſcheint es denn unmöglich, daß wir uns ſo mit einer kon⸗ 
ſtituierenden Verſammlung im Hintergrund zeigen. Die Frage, ob in einer 
geſetzten Friſt eine Vereinbarung zuſtande kommt, iſt nicht minder zweifelhaft. 
Käme die Reaktion auf, fo könnten leicht die Adels kammern ſich als Paziſzenten 
gerieren, aber größer iſt die andere Gefahr, daß nämlich eine Vereinbarung 
zwiſchen den jetzt beſtehenden Ständen nicht zuſtande kommt, wie denn dies 
leicht zu machen iſt. Andererſeits iſt klar, daß eine gewiſſe Abneigung leicht 
entſtehen würde, wenn man konſtituierende Verſammlungen geradezu ver⸗ 
bieten würde, und man würde im Volke glauben, das ſei geradeswegs gegen 
die Volksfreiheit. Es ſcheine ihm immer noch am beſten, daß, wenn die Friſt 
erfolglos verſtreicht, eine Vermittlung von Reichs wegen eintrete. Deiters: 
Er ſtimme damit überein und glaube alles zu bewirken, wenn man das Wort 
„konſtituierende“ ſtreiche. Beſeler: 


„Es ſoll die Vermittlung des Reiches zur Vollendung der Verfaſſungs⸗ 
änderung eintreten“. 


v. La ſaulx: Er wünſcht hinzugeſetzt, daß, wenn in Jahresfriſt die Stände 
ſich nicht geeinigt haben, ſo ſoll von Reichs wegen geſchehen, was nötig iſt. 
Konſtituierende Verſammlungen ſollen binnen Jahresfriſt in keinem deutſchen 
Staat unter keiner Bedingung ſtattfinden. Denn er ſei der Meinung, daß die 
Aufgabe der Nationalverſammlung ſei, den Schwindeleien der Zeit entgegen⸗ 
zutreten und ihnen nicht zu fronen. Ahrens: 

„ . ſo ſoll durch Vermittlung der Reichsgewalt nach neuen Wahlen eine 
aus einer einzigen Kammer beſtehende Landes verſammlung berufen werden“. 


v. Rotenhan: Ihm ſcheinen die Maßnahmen je andere werden zu müſſen, 


je nachdem die Hinderungen von der einen oder anderen Seite ausgehen. 
Waitz erhält nicht mehr das Wort. 
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Es wird abgeſtimmt: 


1. Soll in dem erſten Satz die Zeit von ſechs Monaten angenommen wer⸗ 
den? — Nicht angenommen. 


In nochmaliger Abſtimmung wird ſechs Monate angenommen, 11 
gegen 6. b | 


2. Soll es am Eingang heißen: „Abſchaffung der Standesvorrechte“? — 
Angenommen. 

3. Soll der Satz: „mit der Maßgabe, daß ... ſo wie er ſteht, gelten? — 
Angenommen (salv. redact. ). 


Es wird beliebt zu ſagen, „und zwar nach folgenden Beſtimmungen: 
1. die . . . vielmehr iſt in den Formen der gewöhnlichen Geſetzgebung zu 
verfahren; 
2. wenn in Staaten, wo zwei Kammern beſtehen, dieſer Weg zu keiner 
Vereinbarung führt, ſo treten beide uſw.“. 


4. Soll es mit Briegleb heißen: „Sind innerhalb dieſer Zeit ..., jo hat 
die Reichsgewalt nach Lage der Sache die die Ausführung ſichernden 
Maßregeln anzuordnen“? 


Es entſpann ſich die Frage, was hier mit Reichsgewalt gemeint ſei. Es 
ſchien den einen dieſe Entſcheidung in die Hand der Reichsregierung gelegt 
werden zu müſſen. Briegleb erklärte dagegen, daß es ja darauf ankomme, ob 
von Reichs wegen nur vermittelt werde, dann trete die Reichsregierung ein; 
oder ob eine definitive Anordnung, dann tritt die Reichsgeſetzgebung ein. 
Beſeler ſchlägt vor, dieſe Anſicht in die Motive aufzunehmen. 


Soll es alſo wie oben heißen „Reichsgewalt“? — Angenommen. 


Scheller ſchlägt vor: „die Maßregeln zu treffen, welche“. 
Somit iſt die Beratung über das Einführungsgeſetz beendet. 


Schließlich legt Dahlmann den Bericht über den Reichstag vor!. 

Es wurde? von Droyſen darauf aufmerkſam gemacht, daß § 19, 2 des 
Reichstages eine Sonderung der Befugnis beider Häuſer (gefondert) [vor- 
genommen] werden müſſe. Dahlmann: Er ſei damit einverſtanden, wünſche 
aber nicht, daß dies auch nun in den Motiven erwähnt werden dürfe, ſondern 
der ſpäteren Geſchäftsordnung beider Häuſer vorzubehalten ſei. Nießer: 
Dies ſei früher ſchon beſprochen, aber es ſei gewiß nach der Sachlage nicht 
möglich, das Staatenhaus von der Detailprüfung auszuſchließen. „Das müſſe 
ſich dann finden“. Droyſen bemerkt, daß vielleicht dem Staatenhaus die 
beſondere Prüfung der Einnahmen, dem Volkshaus die der Ausgaben zu 
überweiſen ſei.( Wippermann: Im Intereſſe des Staatenhauſes ſcheine nur 
zu liegen, daß nicht allzuläſtige Einnahmequellen zu eröffnen feien. 

Es wurde beſchloſſen, auf die Sache nicht weiter einzugehen. 


1 Sten. Ber. 5,3799 ff. Haßler 2,653 ff. 
2 In der 105. Sitzung d. 25. November. 
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Droyſen hob ferner hervor, daß 819, 3 ſich durch 19, 1 erledige, indem alle 
Geſetzgebung dem Reichstag zuſtehe, alſo auch die über das Papiergeld. — 
Angenommen. 

Derſelbe beantragt, 8 16 die Parentheſe als überflüſſig zu ſtreichen. — 
Nicht angenommen. 

Derſelbe teilt mit, daß § 24 die Bezeichnungen Präſident und Vizepräſi⸗ 
dent nach Ausweis des Protokolles zu belaſſen ſind. 


Sodann war das Einführungsgeſetz in ſchließlicher Redaktion vorgelegt !. 

I. Briegleb beantragt: „Mit dieſem Neichsgeſetz“ zu ſagen, damit nicht 
Mißverſtändnis aus der Verkündigung hervorgehe. Dagegen wird bemerkt, 
daß das Reichsgeſetz kein Zeittermin ſei. Scheller entſcheidet ſich für die An⸗ 
ſicht von Briegleb und wünſcht in der Eingangsformel den Ausdruck: „Vor⸗ 
ſchriften“. 

Es wird beſchloſſen, zu ſagen „mit dieſem Reichsgeſetz“, ſowie ſtatt „Be⸗ 
ſtimmungen“: „Vorſchriften“. 

Zu 1 4 wird bemerkt, daß der Ausdruck nicht klar iſt. Wippermann be⸗ 
antragt, den Schlußſatz: „und nicht durch Aufhebung ... find” zu ſtreichen. 
And dann ſtatt „Ungleichheiten im Rechte“ zu fagen: „im Privatrecht“. 
Deiters bemerkt, daß gerade das, was Wippermann meint, nicht gemeint 
ſein ſoll, ſo wenn Ehen nur zur Zeit der Angleichheit geſchloſſen ſind, ſo muß 
erſt durch beſtimmte Rechtsgründungen das neue Rechtsverhältnis gegründet 
werden. Waitz: Es ſei eine ſehr tief eingreifende materielle Anderung, und 
wir dürfen nicht noch einmal auf Beratung eingehen wollen. Scheller: 
Er habe gleich von Anfang gewünſcht, daß die einzelnen Abſätze von 87 
zitiert werden möchten. Jetzt ſei dieſer ganze Satz völlig unklar. Waitz be⸗ 
merkt, daß in den gewählten Ausdrücken gerade die einzelnen Sätze angeführt 
find. Rießer ſchlägt vor, zu ſagen: 

„inſofern durch letztere nicht Lücken im Privatrecht entſtehen, die zuvor 
auszufüllen ſind“. 


Denn bei den Fragen des Familienrechts, die hier in Betracht kommen, iſt 
nicht von einem Standesvorrecht die Rede, ſondern von einem Standesunter⸗ 
ſchied, und auch dieſer fällt weg, inſofern Lücken im Privatrecht entſtehen, und 
auf ſo lange, bis dieſe Lücken gefüllt ſind. v. Soiron: Das würde am beſten 
ſein, wenn wir alle privatrechtlichen Verhältniſſe vor uns ſähen. Waitz: Es 
handle ſich nicht um Standesunterſchiede allein, ſondern es find wirklich Vor- 
rechte. Wir haben ausdrücklich beſchloſſen, daß wir dieſe Einſchränkung nur 
auf die Abſchaffung der Standesvorrechte haben beziehen wollen. Er ſchlage 
übrigens vor, in Parentheſe immer die Zahl der Abſätze beizufügen. Schel⸗ 
ler: Gerade dieſe Diskuſſion zeige die Richtigkeit ſeiner Anſicht. Deiters: 
Er glaube, daß die ausdrückliche Beſchränkung auf das Privatrecht hier uns 
mit uns ſelbſt (ſ. 2) in Widerſpruch bringe. Er ſchlage vor, unter III 2 noch 
hinzuzufügen: N 

Anlage 40. 
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„2. durch Ergänzung der Lücken, welche infolge der in §7 ausgeſpr ochenen 
Aufhebung der Standesunterſchiede im Privatrecht eintreten; 
3. durch Feſtſtellung der Wehrpflicht“. 
And dann würde I, 4 heißen: „des 87, vorbehaltlich der zu III und VIII 
dieſes Geſetzes enthaltenen Beſchränkungen“. 


v. Soiron: Er habe nur ein Bedenken: Es wäre möglich, daß Dinge übrig 
bleiben, die hiermit nicht getroffen werden, z. B. Ernennung der Gemeinde: 
beamten, die etwa dem Adel gehören. Scheller: Er könne nicht begreifen, 
warum man ſich hier in den Kopf ſetzt, durchaus nicht die Abſätze zu nennen 
und lieber die maßloſeſten Schwierigkeiten der Interpretation hervorruft. 
Seien wir doch ſelbſt nicht einmal klar und einig darüber, was gemeint iſt. 
Deiters: Ebenſowenig könne er begreifen, wie man hier noch Schwierig— 
keiten finden kann. Mittermaier: Vorzüge, wie z. B. daß der Adel sub 
fide nobili nicht zu ſchwören braucht, oder daß der Adelige in ſeinem Hauſe 
vernommen werden muß, müſſen natürlich auch wegfallen. 


Soll auf die von Scheller vorgeſchlagene Weiſe redigiert werden? — 
Abgelehnt. 

Soll der Antrag von Deiters angenommen werden? — Angenommen, 
10 gegen 9. 


15. Scheller bemerkt die Angenauigkeit des Ausdrucks und wünſcht einen 
Strichpunkt hinter acht, dann „jedoch“ oder „und zwar“. 
1 6 wurde nicht hinreichend korrekt gefunden. Es wird beſtimmt, zu 
ſagen: 
„unter Vorbehalt der unter III und VII enthaltenen Beſtimmungen“. 


I 7 blieb unverändert, ebenſo die folgenden. 
I 12. Der Satz hinter vorbehaltlich iſt nicht dem Bisherigen konform. 
Schlußſatz. Briegleb bemerkt, es ſei zu weit, zu ſagen „mit den ... Ge⸗ 
ſetzen“. Denn es ſind in dieſen Nummern auch Geſetze aufgeführt, die noch 
nicht gelten ſollen. Wippermann ſchlägt vor „hiermit“ und ſtreicht „ſofort“. 
— Angenommen. 
II — angenommen. 
III. Scheller beantragt, „bisherigen“ zu ſtreichen. — Angenommen. 
Es wird ferner zwiſchen 1 und 2 das obige „durch Ausfüllung uſw.“ ein⸗ 
geſchaltet. 
2. Statt „Feſtſtellung“ wird beliebt: „Regelung“. 
IV. Man ſtritt über das Wort „Ebenſo“. Es wurde beibehalten. 
Es entſpann ſich eine ſehr weite und ſchwierige Dis kuſſion über den 1 
Abſatz. 
Soll dieſer ganze Satz geſtrichen werden? — Geſtrichen. 
V angenommen. 
VI - angenommen. 
VII. Nach langer Diskuſſion wurde das Wort „hiernach zum N I 
geftrichen. Der Schluß angenommen. 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 17. 
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Es lag! zur Begutachtung des Ausſchuſſes ein Antrag mit 160 Anterſchriften 
vor, den Schneerſchen Antrag auch auf das weitere Verfaſſungswerk auszu⸗ 
dehnen, jo wie in derſelben Behandlung nur Amendements mit 20 Anter⸗ 
ſchriften zur Verleſung kommen?. Waitz ſprach für den erſten Teil dieſes An⸗ 
trages. Auch Scheller war der Meinung, daß wir auf den zweiten Teil des 
Antrages gar nicht mehr eingehen können. v. Rotenhan: Er ſei der Mei⸗ 
nung, wir ſollten bei jedem Vortrag, der die Verfaſſung betrifft, dieſen 
Schneerſchen Antrag erneuern, nicht aber im allgemeinen dieſe Maßnahme 
treffen. Ahrens ſtimmt Notenhan bei. 

Es wurde der erſte Teil des Antrages angenommen. 

Event. nach Notenhans Anſicht bei jedem einzelnen Vortrag dieſen 

Antrag zu erneuern, wurde nicht ausdrücklich beliebt. 


Sodann teilt Beſeler ſeinen Bericht über das Mediatiſieren mit, und 
derſelbe wurde gutgeheißen 8. Doch ſtellt Ahrens den Antrag: 

„Die Nationalverſammlung möge die Zentralgewalt veranlaſſen, ihre 
Vermittlung zur Beſchleunigung derartiger Vereinigungen kleiner Staaten 
zu gewähren“. 

v. Rotenhan: Im Bericht ſei die Rede von der Kreiseinteilung, und daß 
ſie im Ausſchuß zurückgelegt ſei. Er meine doch, daß bei dem Kapitel über die 
Reichsregierung die Sache von neuem vorgenommen werde. Beſeler: Er 
habe nicht im Sinne jenes Antrages von Ahrens ſeinen Antrag geſtellt, wie 
er wohl auch bedachte, damit es nicht ſcheine, daß die Nationalverſammlung 
nicht ſelbſt die Sache zu betreiben ſcheine, wodurch leicht gefährliche Aber 
eilung in dieſer höchſt ſchwierigen Sache entſtehen könnte. Mittermaier: 
Er ſtimme der Anſicht Beſelers bei, weil ſie den Zeitverhältniſſen entſpreche. 
Aber er könne den Wunſch nicht unterdrücken, daß von unſerer Seite die Idee 
der Staatenverbände möglichſt begünſtigt werde, die überall ſo großen Bei⸗ 
fall findet. Er habe von einem der edelſten älteren Staatsmänner einen Brief 
bekommen, der ſagt, daß dieſelbe Zahl von Beamten, die jetzt für eine Million 
angeſtellt, könne für drei und vier Millionen arbeiten. Denn daß die Not 
groß, wenn in Baden gerade ſo viele Beamte wie in Bayern, iſt klar. Wip⸗ 
permann: Er ſei mit Beſeler für die Tagesordnung mit dem Beiſatz: 

und der Zentralgewalt anheimzugeben, ob ſie die Verbindung kleiner 
Staaten auf dem Wege des Vertrages vermitteln wolle“. 


Waitz: Er komme von Beſelers Motiven nicht ganz zu derſelben Kon⸗ 
kluſion. Er ſchlage vor: | 
„Die Nationalverſammlung wolle beſchließen, die Neichsgewalt aufzu⸗ 
fordern, die angebahnten Zuſammenlegungen der kleineren Staaten nach 
Kräften zu befördern, unter Amſtänden die Vereinigung derſelben mit 
einem größeren Staate zu vermitteln“. | 
In der 106. Sitzung d. 25. November (alſo, wenn kein Irrtum vorliegt, wohl am 
Nachmittag dieſes Tages, obwohl Bas u en m. 


2 Sten. Ber. 5, 3606. 
Sten Ber. 5, 3817 ff. 
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Beſeler: Er ſpreche mit der Entſchiedenheit der hinreichenden Sachkunde. 
Er kenne die Pläne der Vereinbarung genau, und dieſe haben bei denen den 
entſchiedenſten Widerſpruch, die ſie betreffen. Der Zweck der Zuſammenlegung 
iſt gemeinſamer Landtag, Geſetzgebung, Militärweſen, Gericht; getrennt ſein 
ſoll Finanz, und ein gemeinſames Miniſterium weiß man nicht zu konſtruieren, 
da dazu die Hegemonie eines Staates gehören würde. Er habe mit gutem 
Vorbedacht dieſe Worte gewählt, denn wenn man der Reichsgewalt etwas 
aufgibt zu tun, fo wird fie ſich beeilen, pflichtſchuldigſt, und vielleicht Unheil 
anrichten. Zu raſch vorgehend, riskiert man, wiederherzuſtellen, woran Deutſch⸗ 
land im 16. Jahrhundert litt: Die gemeinſamen Regierungen mit ihrem Neid 
und Hader, die formell vereinigen und materiell deſto bitterer trennen. Die 
Sache habe ihn vielfach beſchäftigt, ſie ſei noch nicht reif, mehr zu tun, als er 
in den Motiven ausgeſprochen. Gar das Allgemeine, was Waitz ausge: 
ſprochen, daß die kleineren Staaten an größere angeſchloſſen werden, iſt ganz 
bedenklich. Es iſt ſchon Intrigue im Gange, die an die Regensburger Zeit er- 
innere. Römer: Er könne nicht fo viel auf die Adreſſe geben wie Beſeler; am 
wenigſten glaube er, daß das Mediatiſieren nicht populär ſei. Er ſelbſt habe 
die Anſicht aufgeſtellt, daß es nicht die Aufgabe der Nationalverſammlung 
ſein könne, Mediatiſierung zu erzwingen. Aber wohl können wir derartiges 
erleichtern und befördern. Er werde ſich darum den weitergehenden Anträgen 
anſchließen, nur nicht dem von Waitz, denn jene angebahnte Zuſammenlegung 
könne er nicht gutheißen. Tellkampf: Er ſtimme mit Beſeler. Denn ſowie 
der Geſamtſtaat da iſt, ſind die kleinen Staaten lebensfähig, wie ſie es bisher 
nicht waren. Rhode Island uſw. gibt den Beweis. Und welche Länder wollen 
wir mediatiſieren? Die Anhaltiner, die Lippes wollen es nicht. Denn ſie ſind 
zufrieden. Sie zahlen weniger Steuern als die Nachbarländer. Haben mehrere 
kleine Staaten nur erſt eine gemeinſame Vertretung, ſo werden ſie allmählich 
ſich zuſammenwachſen. v. Sommaruga: Die Idee der Mediatiſierung ſei 
doch ſehr populär, und wenn auch nicht die Nationalverſammlung unmittelbar 
einſchreiten kann, ſo mag es doch ſehr angemeſſen ſein, die Zentralgewalt dazu 
zu veranlaſſen. Nießer: Er ſei mit Beſeler ganz einverſtanden. Das Reich 
iſt nur bei der intenſiven Mediatiſierung intereſſiert, das heißt, wenn es 
Macht an ſich nehmen kann; extenſiv wenig oder nicht. Wo ſich deutlich 
Wünſche offenbaren, da iſt es angemeſſen, zu fördern. Er ſchlage vor: 


„jedoch die Zentralgewalt aufzufordern, daß ſie die Verbindung 
kleiner Staaten untereinander oder mit größeren da, wo ſich Wünſche der 
Bevölkerung in dieſer Richtung deutlich offenbaren, auf dem Wege des 
Vertrages zwiſchen Regierung und Ständen nach Kräften vermittele“. 


Waitz: Beſeler habe gemeint, daß er den Antrag leichtfertig gemacht. 
Dies ſei nicht ganz der Fall, ſondern er habe die Sache ſehr ſorgſam verfolgt. 
Aber alles habe ihn überzeugt, daß der Zuſtand nicht bleiben kann, wie er iſt. 
Die Motive ſelbſt zeigen, daß da ein Neues auf mehreren Punkten ange— 
brochen ſei, und da muß eine einheitliche Leitung ſein können. And dieſe kann 
die Zentralgewalt nur auf Anlaß der Nationalverſammlung in die Hand 
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nehmen. Man ſpreche von Intrigue, aber beſſer die hier bei der Zentralgewalt, 
als in den kleinen Staaten und Höfen. So, wenn Hohenzollern aufhören will, 
fo iſt es wahrlich beſſer, daß dies hier, als in Karlsruhe und Stuttgart ge- 
ſchieht. And wenn auch nur ein Fall der Art vorliegt, ſo iſt Grund genug, 
einzuſchreiten. Das Zuſammenlegen hat allerdings viel gegen ſich. Aber bei 
dem thüringiſchen Komplex iſt dies das einzig mögliche; was Beſeler da 
Schreckhaftes heraufführt von alter gemeinſamer Regierung, kann bei dem 
veränderten ſtaatlichen Leben gar nicht mehr ſtattfinden. Das Weſentliche 
iſt, daß ſolche kleine Staaten Eine gemeinſame Vertretung erhalten; denn 
Stände ſo kleiner Staaten, um nur eine Zahl zu machen, müſſen ſehr tief 
greifen und ſind wahre Neſter des Anſinns. Da iſt unendlich wichtig, daß 
größere Stände geſchaffen werden. Bleibt das Domanium nicht Fürſtengut, 
ſondern werden Zivilliſten eingeführt, ſo iſt auch in der gemeinſamen Finanz 
keine Schwierigkeit. Daher ſcheint es nach dem Vorſchlag der Vereinigung 
für Staatenhaus, für Militärweſen nicht bedenklich, weiterzugehen. Beſeler 
habe Abneigung erwähnt; eben darum muß ein höherer Anparteiiſcher 
dazwiſchentreten, um das doch Notwendige durchzuführen. Er werde gern 
eine mittlere Faſſung annehmen. Scheller: Er könne nicht anders als 
ſagen, er würde Gott danken, wenn wir unſere Verfaſſung ſonſt durchführen; 
ſo gern er mediatiſiere, er wolle die Sache vorerſt liegen laſſen. Bei einer ſo 
trefflich motivierten Tagesordnung, glaube er, könne man füglich ſtehen 
bleiben. Eine ausdrückliche Bemerkung für die Zentralgewalt beizufügen, 
ſcheine ihm unnütz, denn die Zentralgewalt wird einſchreiten, wo die Ruhe 
gefährdet iſt, und zugleich verderblich, denn unabläſſig wird fortan die Zentral⸗ 
gewalt interpelliert werden, was fie in dieſer Richtung getan, und es wird 
bei Volk und Fürſt in den kleinen Staaten eine ſtete Anruhe ſein; man wird 
nichts vornehmen können, da man nicht weiß, ob nicht allernächſtens das 
Mediatiſieren losgeht. Daher ſcheine die motivierte Tagesordnung in der 
Art, wie ſie vorliegt, ganz angemeſſen. Zell: Die Zentralgewalt ſcheine ihm 
doch nicht durch das Geſetz vom 28. Juni befugt, und zwar nicht ohne unſeren 
beſonderen Auftrag. And daher ſei er nicht mit der Motivierung einverſtanden, 
ſondern er ſei der Meinung, daß wir direkt den Auftrag geben, wenn wir 
überhaupt etwas wollen. Er wolle das nicht, in der Hoffnung, daß wir in der 
Nationalverſammlung allen jenen kleinen Staaten gar keine Stimmen geben, 
und das wird das beſte Kompelle fein. v. Soiron: Er ſei noch immer der 
Meinung, daß die kleinen Staaten kein Hindernis für die deutſche Einheit 
ſeien, daß es aber für ſie ein großes Hindernis. Der Wunſch im übrigen 
Deutſchland ruht beſonders in der Staatslächerlich keit dieſer kleinen Staaten. 
Beſeler: Es komme darauf an, wie ſich die Sache in dem fertigen Bundes⸗ 
ſtaat mache und ob ſich da ein Rhode Island in Deutſchland bildet. 


Es wird abgeſtimmt: 


1. Soll der Antrag von Wigard angenommen werden? — Verworfen. 
2. Soll Waitz' Antrag angenommen werden? — Verworfen, 7 gegen 12. 
3. Rießers Antrag? — Verworfen. 
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4. Wippermanns Antrag? — Verworfen. 
5. Antrag auf motivierte Tagesordnung? — Angenommen, 12 gegen 7. 


Zunächſt legte! Deiters die Motive zum Einführungsgeſetz der Grundrechte 
vor. Beſeler bemerkt, daß dieſe Darſtellung doch nicht recht dem Zweck zu 
entſprechen ſcheine, den wir mit den Motiven verfolgt zu ſehen wünſchen 
müßten, namentlich die Schwierigkeit nicht veranſchauliche, die gerade zu 
dieſer Art von Einführung nötige. Scheller: Er würde mit dieſer Bemerkung 
einverſtanden ſein, wenn er ſich nicht von dem Vortrag in der Paulskirche 
gedacht hätte, daß eben dieſer weiter ausführen werde, worauf es ankomme. 
Abrigens würde er namentlich gewünſcht haben, daß geäußert würde, daß 
erſt bei näherer Betrachtung ſich die großen Schwierigkeiten der Einführung 
gezeigt hätten. Er würde es wünſchenswert halten, wenn die Berichterſtatter 
bei jedem Paragraphen das Wort zuerſt nehmen und darlegen. Mitter- 
maier: Er ſei im weſentlichen mit dem Bericht einverſtanden. Er finde die 
Wirkung des Berichtes beſonders außerhalb der Verſammlung; namentlich 
auch daß man nicht glaube, man habe in den Grundrechten den Himmel an 
allen vier Zipfeln, ſondern es müſſe noch die Geſetzgebung viel tun. Er habe 
nur drei Wünſche, nämlich 1. der Punkt der Kirche, 2. der Punkt der Auf: 
hebung der Grundlaſten, 3. daß in betreff der konſtituierenden Verſammlung 
die Anſicht der Minderheit erwähnt werde, wonach nach dem Wahlgeſetz 
für die Nr. 31 die konſtituierenden Verſammlungen berufen werden ſollen. 
Deiters: Allerdings würde er es für feine Pflicht erachten, als Bericht: 
erſtatter in dem gewünſchten Sinn zu ſprechen, aber er fürchte, daß er nicht zu 
Worte kommen werde. In betreff der einzelnen hervorgehobenen Punkte 
müſſe er bekennen, daß er in betreff der Kirche abſichtlich ſich nicht eingelaſſen 
habe, weil jeder Verſtändigung ſofort die ganze Tiefe ſeiner Andeutungen 
gegenwärtig fein werde. In ähnlicher Weiſe wurden die ſonſtigen Bemer— 
kungen Einzelner von den Berichterſtattern erledigt. Beim Durchſprechen 
der Einzelheiten bemerkte unter anderen Rießer, daß er ſtets gewünſcht 
habe, durch ein vom Reich ausgehendes Wahlgeſetz konſtituierende Verſamm⸗ 
lungen zu begründen. Dies ſei namentlich für Württemberg wünſchenswert, 
wo es am Ende ſchwer ſein dürfte, die ſtän diſch Bevorzugten dahin zu bringen, 
daß ſie ihr eigenes Todesurteil ſprechen. Er halte wenigſtens nötig, in den 
Motiven anzuführen, wie man dieſe Dinge im Ausſchuß habe auffaſſen 
wollen. Es wurde ein weiteres über dieſen Abſatz des Berichtes debattiert; 
es war die Meinung über das, was der Ausſchuß in betreff der konſtituierenden 
Verſammlungen gedacht habe, gar ſehr abweichend: Es ſchien den einen, daß 
es vor allem darauf ankomme, die Rechtskontinuität feſtzuhalten, während 
andere der Anſicht waren, daß unter anderem auch den derzeitigen Ständen 
die Befugnis durch dieſes Geſetz zugeſchrieben ſei, nur ein Wahlgeſetz zum 
Behuf konſtituierender Verſammlungen zu machen. v. Soiron: Er würde 
daran feſthalten, daß da, wo es ſich nur darum handelt, einzelne Teile einer 
Verfaſſung, die bleiben ſoll, zu verändern, geradezu die konſtituierende Ver⸗ 
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ſammlung verboten werde, es wäre ſonſt, als wollte man, um eine neue 
Tür zu machen, das Haus niederreißen. Römer: Er wünſche wohl zu 
wiſſen, was denn der eigentliche Sinn der Majorität ſei. Deiters: Nach 
ſeinen Aufzeichnungen habe er gerade dieſen Ausdruck gewählt, damit es 
den betreffenden geſetzgebenden Organen auch freiſtehe, ein Wahlgeſetz für 
konſtituierende Verſammlungen zu machen, worin gar nicht liege, daß alles 
gewandelt werde. Welcker: Er ſei der Meinung, daß man nichts ändern 
müſſe, wo es nicht notwendig ſei, und daß man gar keinen Anlaß habe, kon⸗ 
ſtituierende Verſammlungen hervorzurufen, freilich ebenſowenig, fie zu ver- 
bieten. Aber es ſei reiner Luxus, wenn man verfaſſungsmäßige Formen hat, 
dieſe zu umgehen. Er kenne keine Verfaſſung in Deutſchland, die nicht ſich 
ſelber die Regeln geſetzt hätte, ſich zu verändern. Konſtituierende Verſamm⸗ 
lungen ſind der Natur der Sache nach nur da, wo eine Revolution gegen den 
ganzen bisherigen Rechtszuſtand eintreten ſoll. Und wenn man weiß, wie 
die Wähler ihre letzte Hoffnung auf die konſtituierende Verſammlung geſetzt 
haben, nicht als könnten ſie da die legale Majorität erhalten, ſondern weil 
ſie meinten, da durch Lug und Trug die Minorität zur Majorität zu machen, 
wie ſollten wir dann vor unſerem Ausſchuß ſolchem Unfinn Vorſchub leiſten. 
Scheller: Es kommt jetzt wohl darauf an, was die Anſicht der Majorität 
im Ausſchuß iſt. Es war die: In den einzelnen Staaten ſoll durch die jetzigen 
Organe beraten werden, wie die Standesunterſchiede fortzubringen: Können 
ſie in ſechs Monaten nicht zuſtande kommen, ſo iſt noch nicht beſtimmt, was 
von hier aus geſchehe, ſondern die Reichsgewalt ſoll nach den Umftänden 
verfahren. Alſo in den nächſten ſechs Monaten ſoll keine konſtituierende Ver⸗ 
ſammlung berufen werden. Die Majorität hat die konſtituierende Verſamm⸗ 
lung für ein Anglück gehalten, weil der Begriff gar nicht feſtſteht und weil 
durch ſolche Verſammlungen das Land ſo unendlich aufgeregt wird. And 
wenn in Württemberg großes Verlangen danach iſt, ſo warne er auf das 
äußerſte, denn das Land werde auseinanderfallen unter ſolchen Anſchauungen. 
Mittermaier: Die bisherigen Stände ſind unter dem alten Geſetz, das kein 
Vertrauen erweckt, gewählt. Es wird überall zu neuen Kammern kommen, 
wie in Bayern und Sachſen uſw., und erſt die neugewählten werden, wie es 
Pfordten in Dresden geſagt hat, beſtimmen, welche Anderungen zu machen, 
ob [man] eine oder zwei Kammern haben wolle. Wigard fordert auch 
Beachtung der Minorität. v. Laſaulx: Wenn die Minorität erwähnt werden 
ſolle, ſo wünſche er vor allem ſeinen Antrag auf Jahresfriſt erwähnt. Ihm 
ſcheine allerdings Deiters Arbeit die Anſicht der Majorität außerordentlich 
abgeſchwächt zu haben. Es habe beſonders darum die konſtituierende Ver⸗ 
ſammlung nicht nötig geſchienen, weil in jeder Verfaſſung die Organe der 
Geſetzlgebung für] ihre Abänderungen [zuftändig] ſeien. Er hätte gewünſcht, 
daß das Ganze ſchärfer gefaßt werde, und daß namentlich der vornehme 
Wildbretgeruch entfernt und abgewieſen werde, der für viele in der kon⸗ 
ſtituierenden Verſammlung fo lieblich labe. Er wünſche nicht, daß unſer Aus⸗ 
ſchuß den Tollheiten der Zeit Vorſchub leiſte. Es ſchien bei weiterer Be— 
ſprechung ſich immer von neuem die Auffaſſung der früheren Majorität 
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zu verdunkeln. v. Soir on erklärte, daß weder dem Abereinſtimmen der ſämt⸗ 
lichen Faktoren der Geſetzgebung verſagt ſein könne, konſtituierende Verſamm⸗ 
lungen zu machen, noch daß es die Meinung ſei, nach dieſen ſechs Monaten 
die konſtituierenden Verſammlungen auszuſchließen. Römer: Die Frage 
ſcheint ihm nur: Iſt es den einzelnen Ländern erlaubt, innerhalb der ſechs 
Monate konſtituierende Verſammlungen zu berufen oder nicht? Nießer: 
Ein Verbot ſei gar nicht möglich, da dies Einführungsgeſetz ja allein die 
Grundrechte betreffe. Aber es iſt auch nicht die Rede von einem Verbot ge— 
weſen, wie denn dies entſchieden auch nicht in der Abſtimmung erſcheint. 
Tellkampf: Es komme doch offenbar darauf an, die Worte ſo zu ſtellen, 
daß weder Aufforderung noch Verbot in betreff der konſtituierenden Ver— 
ſammlungen ausgeſprochen werde. Beſeler: Es iſt ganz klar, daß nur der 
Gegenantrag, daß nach ſechs Monaten konſtituierende Verſammlungen be⸗ 
rufen werden ſollen, verworfen ſei. 
Im übrigen wurde der Bericht genehmigt. 


Als Berichterſtatter für den Reichstag wurden! Dahlmann und Briegleb, 
für die Grundrechte Deiters, Waitz und Zell gewählt. 

v. La ſaulx wünſcht, daß für die Vorarbeiten der zweiten Leſung der Reichs- 
gewalt die Kommiſſarien der Einzelſtaaten als Sachverſtändige gehört würden. 
Ahrens bemerkt dagegen, daß die Kommiſſarien ſich bereits geäußert haben, 
und daß man kaum noch weitere Mitteilungen von ihnen zu erwarten haben 
dürfte. Droyſen macht darauf aufmerkſam, daß z. B. im Poſtweſen die 
Staaten bereit ſeien, weiterzugehen, als wir gewagt haben. Waitz: Der 
Gegenſtand ſcheine ihm zu bedeutend, um ihn jetzt beiläufig vornehmen zu 
können. Welcker zeigt an, daß mehrere Promemorias geſchrieben und ver— 
teilt ſeien, die zur weiteren Belehrung angetan ſeien. Der Gegenſtand wurde 
bis auf weiteres verlaſſen. 

Wigard beantragt, daß ſeitens der Vorkommiſſion ein Schema des Ver— 
faſſungswerkes, namentlich in betreff deſſen, was noch übrig iſt, gemacht werde, 
damit man ſich orientieren könne. Er glaube, wenn dies ſchon früher geſchehen 
wäre, jo würde manches an beſſere Stelle gekommen fein. Beſeler beant- 
wortet dieſen Antrag mit Darlegung deſſen, was noch übrig iſt, namentlich 
das Reichsregiment und die Gewähr der Verfaſſung. Er fügt daran die 
Bemerkung, daß wohl in betreff des Reichsbudgets eine Beſtimmung auf- 
genommen werden müſſe des Inhalts, daß die beiden Häuſer in betreff dieſer 
Hinſicht getrennte Kompetenz haben müßten, namentlich ſo, daß das Staaten⸗ 
haus nur en bloc das Budget annehmen, in der Prüfung der Finanzvorlagen 
aber völlig gleich kompetent mit dem Volkshauſe ſein müßte, und ebenſo in 
betreff der Finanzoperationen. Abrigens füge er noch einen Wunſch hinzu: 
Es ſei die Frage über das Reichsregiment die ſchwierigſte, und es ſei für die 
Vorkommiſſion im höchſten Maße wünſchenswert, darüber Vorſchläge ſeitens 
der Mitglieder des Ausſchuſſes zu erhalten. v. La ſaulrx: Er hätte von Anfang 
an ein vorgelegtes Schema gewünſcht. Man könne ein gutes Buch nur ſchreiben, 


1 In der 108. Sitzung d. 1. Dezember. 


264 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


wenn man beim erſten Satz ſchon den zweiten wiſſe. Er fühle aber wohl die 
große Schwierigkeit, da dieſe vor allen große Frage auf dem Wege der Tat⸗ 
ſachen und nicht der Beſchlüſſe gelöſt wird. Mittermaier: Er erlaube ſich zu 
fragen, ob damit denn auch wohl die Frage über das Reichsoberhaupt ge⸗ 
meint ſei. 

Er habe, fährt Mittermaier fort, noch eine Bitte im Namen vieler. 
Einmal, daß man ſich in betreff des § 2 und 3 verſtändige. In und außer 
Oſterreich ſei doch ſehr viel Mißverſtändnis darüber, und man meint, 
daß der Verfaſſungsausſchuß veranlaſſen möchte, daß von verſchiedenen 
Fraktionen diejenigen, die es redlich meinen, ſich verſtändigen und die ge— 
fürchtete Abberufung der Oſterreicher hindern möchten. Ahrens: Er werde 
mit ganzem Herzen ſeine Hand zu einer Vermittlung bieten, aber auch dieſe 
Frage ſei zu wichtig, um ſie heut abzumachen. Welcker: Er glaube auf den 
Beſchluß des deutſchen Vereins in Eger aufmerkſam machen zu müſſen: Sie 
wünſchen eine ſolche Erklärung der Perſonalunion, daß Oſterreich ſtaatsrecht⸗ 
lich mit Deutſchland vereint bleibe. 

Sodann bringt Mittermaier ſeine zweite Frage vor. Der Geſetzesaus⸗ 
ſchuß ſei interpelliert worden wegen des Geſetzes über die Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit; da aber über die Geſchworenen nicht entſchieden iſt, ſo müſſe ein doppeltes 
Geſetz entworfen werden: Eins mit, eins ohne Geſchworenen. Die Frage ſei, 
ob der Verfaſſungsausſchuß ſich vorbehalte, das betreffende definitive Geſetz 
zu arbeiten. 

Beſeler: Der Entwurf über das Reichsgericht ſei durch die Debatte ſehr 
verändert worden, ſo daß das Ganze neu gearbeitet werden zu müſſen ſcheine. 
Es ſcheine angemeſſen, die Sache einer teilweiſe neuen Kommiſſion zu über⸗ 
weiſen, die mit Soiron die Sache bearbeite. Das um ſo mehr, da es denkbar iſt, 
daß gleich nach der Leſung das wichtige Inſtitut ſelbſt eingerichtet werden 
könne. Selbſt hinauszubleiben wünſche er um ſo mehr, da der jetzige Entwurf 
ihm die Furcht mache, daß wir in Deutſchland nicht eine Staatspolitik, ſondern 
eine Juriſterei bekommen werden, indem man die Sicherung und Kautelen in 
der Jurisprudenz ſucht. Nießer: Er wünſche, daß der Punkt genau be⸗ 
zeichnet werde, gegen den ſich dies Bedenken äußere, da er nur zwei Punkte 
wiſſe, wo Neuerungen eingetreten ſeien. Beſeler bezeichnet als ſolche die 
Klage wegen Grundrechten und die Klage wegen Verfaſſungsverletzung durch 
die Miniſter der Einzelſtaaten. Es ſeien unſere Grundrechte nicht mehr, was 
wir urſprünglich meinten, ſondern eigentlich die Summe alles öffentlichen und 
privaten Rechts, und es gibt kein Rechtsverhältnis, das man nicht auf dieſe 
Grundrechte zurückführen kann; ſo daß im Grunde jede Handlung mit dieſen 
Grundrechten in Beziehung geſetzt werden kann; oder er ſage, daß nicht leicht 
eine Negierungsmaßregel eintreten kann ohne Beziehung auf die Grundrechte. 
Es gibt ſomit jener aufgenommene Paſſus ein Klagfundament von ganz un⸗ 
berechenbarer Art. Wir haben unſer ganzes Staatsleben förmlich damit 
juriſtifiziert. Er wünſche, daß gewiſſe Rechte in den Grundrechten jo hoch— 
geſtellt werden, wie wir es leider jetzt mit allen gemacht haben. Es könne ja 
ſein, daß er blind ſei, und eben darum wünſche er, daß einmal andere den Ent⸗ 
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wurf anſehen. Jeder Vater im Dorf kann wegen der Schule an das Reichs- 
gericht gehen; und ſo gewiß es richtig iſt, auch die Kirche juriſtiſch zu ſchützen, 
ſo iſt es heillos, alles, alles an das Reichsgericht zu bringen, und Staat und 
Kirche werden im gleichen Maß darunter leiden. Ahrens: Auch er ſei ſehr 
bedenklich über die zu weite Kompetenz des Reichsgerichts geworden. Wir 
haben damit alle politiſchen Geſichtspunkte verloren, wir haben damit die 
größte Gefahr für das Reich, deſſen Gravitation doch im Parlament wird 
liegen müſſen. Mittermaier: Auch er habe dies Bedenken; wollen Sie 

ſo gütig ſein, das amerikaniſche Geſetz von 1795 zu vergleichen, uſw. Er glaube, 
daß durch die Reichsgerichtsordnung geholfen werden müßte, namentlich 
müſſen wir uns erſt ändern, damit nicht die ganze Regierung und Politik in die 
Gerichte verſinkt. Nehmen wir uns ein Beiſpiel an dem amerikaniſchen Geſetz. 
Was er vorgeſchlagen, das ſei, wie er ſelbſt bekennen müſſe, zu weitgreifend. 
Wigard: Manche Abelſtände liegen in dem Verfahren, das er ſchon heute 
gerügt habe. Es war natürlich, daß man alles, was zur Garantie der Freiheit 
diene, in die gerade vorliegenden Abſchnitte hineinpackte. So namentlich ſind 
die Grundrechte zu dem geworden, was ſie nun leider ſind. Ein Vorwurf, der 
auch ihn treffe. Jedenfalls werde man am Schluſſe des Ganzen noch eine 
Redaktion machen. Zell: Allerdings habe er einen jener beiden Anträge 
eingebracht, aber auch gleich vor der Abſtimmung gegen Beſeler geäußert, 
daß er Gewiſſensbiſſe habe. Es wird beſchloſſen, zwei andere Mitglieder in 
die Kommiſſion zu wählen. 

Mittermaier bittet um Antwort über feine Miniſterialverantwortlich— 
keit. v. La ſa ulx meint, man werde am beſten tun, dies Geſetz ad acta zu legen. 
Beſeler: Es ſcheine ihm notwendig, erſt definitiv das Reichsgericht feit- 
zuſtellen. Sodann ſcheine ihm dies eines jener organiſchen Geſetze zu ſein, 
die wir ſogleich nach der beendeten Verfaſſung werden vornehmen müſſen. 
Die Interpellation des Herrn Schneer werde wohl nicht ſo gewichtig zu 
nehmen ſein. Es wurden noch einige Bemerkungen hin und her gewechſelt. 
Man glaubt nicht in der Lage zu ſein, von hier aus darüber einen Beſchluß 
zu faſſen. 

Es wurde zu dem v. Watzdorfſchen Antrag !, die Verſchiebung der Debatte 
über den Reichstag bis nach der Vorlage über die weiteren Verfaſſungs⸗ 
abteilungen betreffend, übergegangen. Waitz: Er ſchlage vor, zur Tages— 
ordnung ohne Motive überzugehen, da wir gerade dieſe Bedenken erwogen 
und beſchloſſen haben, dieſe Vorlagen zu machen zum ſicheren Beweiſe, daß 
dieſe Bedenken irrelevant ſind. Wigard: Er ſei gerade entgegengeſetzter An⸗ 
ſicht; er habe immer gemeint, daß ſich dieſe Dinge gegenſeitig vielfach be⸗ 
dingen. And eine Menge von Sachen werde er nicht zugeben können, wenn er 
wiſſe, ob das Ende eine monarchiſche Spitze fein werde. Nießer: Seine An⸗ 
ſicht ſtehe ungefähr zwiſchen beiden; jedenfalls werde man der Verſammlung 
Gründe angeben müſſen, warum man ſo vorgehe; und gewiß die zweite 
Leſung werde nicht vorgenommen werden dürfen, ohne daß das Ganze vor— 
liegt. Wir werden ſagen dürfen, daß die Hauptſache in der Natur des Bundes- 

1 Sten. Ber. 5,3744. Haßler 5,290. 


266 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


ſtaates liege, und daß, wie auch die Spitze werde, doch immer die Grundzüge 
ſich damit wenig ändern. v. Laſaulx: Alles von Watzdorf Vorgebrachte hätte 
auch vorgebracht werden können vor der Reichsgewalt. Aber darauf kommt 
es nicht an, jede Regierung muß als Regierung gewiſſe Befugniſſe, jede 
Vertretung als ſolche weſentliche Befugniſſe haben. Waitz: Seine Meinung 
ſei nicht geweſen, in der Paulskirche ebenſo kurz zu ſein wie hier, ja, er habe 
früher ſelbſt Watzdorfſche Bedenken gehabt. Aber wie die Sache nun ſtehe, 
würde er es für ein größtes Unglück halten, dieſen Abſchnitt zurückzuhalten. 
Sodann aber: Von allen unſeren Entwürfen wird keiner weniger maßgebend 
ſein, als der über das Oberhaupt, und daher iſt es rein illuſoriſch, was gemeint 
wird. Erſt in der zweiten Leſung wird man die Konſequenz des einen auf 
das andere machen. Darum darf kein Stück weiter als die Grundrechte ftück- 
weiſe zur zweiten Leſung kommen. Wigard: Daß ſeine Anſicht die richtige 
ſei, könne er aus einigen Beiſpielen belegen. Wenn wir eine monarchiſche 
Spitze haben, ſo muß das Staatenhaus um ſo kräftiger ſein, und nament⸗ 
lich die Mitwahl der Regierung ausgeſchloſſen ſein, wenn man nicht die 

Regierungsgewalt maßlos ſteigern will. Nun wolle er aber ganz ehrlich und 
offen ſein: Es iſt von Preußen viel die Rede geweſen; nun frage man ſich, 
wenn dies ausgeführt werden ſoll, was werden dann noch die anderen Staaten 
ſein? Gar nichts! Man hat das Preußentum ſogar noch in der geſetz⸗ 
gebenden, wie in der vollziehenden Gewalt, und Deutſchland geht in Preußen 
auf. Darauf mache er denn gerade die Abgeordneten aus den kleinen Staaten 
aufmerkſam. Beſeler: Dagegen gebe es vielleicht noch andere Hilfen, z. B. 
in einem Reichsrat. Wigard: Selbſt das würde etwas Inkonſtitutionelles 
ſein. Nun ſtelle man ſich vor, dieſe Maſſe preußiſcher Abgeordneter in beiden 
Häuſern! Würde dann nicht das Amendement Hoffnung haben, daß jeder 
Staat im Staatenhauſe eine gleiche Anzahl von Deputierten habe? Beſeler: 
Das Reichsminiſterium wird nie überwiegend preußiſche Färbung haben 
können, da es ſich allein durch die popularen Gewalten halten kann; die tat⸗ 
ſächliche Regierung würde nie preußiſch, ſondern nur deutſch ſein können. 
Wigard: Der Anterſchied zwiſchen ihm und Beſeler ſei, daß er gar kein 
Vertrauen habe; denn ſeine ſtändiſche Erfahrung habe ihm gezeigt, daß es 
geheime Mittel und Wege gibt, den ſtillen Einfluß doch durchzuſetzen. Be⸗ 
ſeler: Wenn ein ſolches Parlament da iſt, ſo ſetze er ſein Vertrauen nicht 
mehr auf Perſonen, ſondern auf ein großes Inſtitut. Welcker: Er wünſche 
nur und immer nur Beſchleunigung. Solange wir das Parlament in unſerer 
Verfaſſung haben, fo iſt nichts verloren. Alſo nur keinen Teil der Ver— 
faſſung aufſchieben bis zur Wahl des Oberhauptes, dann müſſen wir mit 
Stiefeln und Sporen aus dem Proviſorium ins Definitivum. Ahrens: Er 
müſſe bekennen, daß die Idee des Neichsrates ihn überraſcht habe. Es würde 
dies eine große Veränderung geben, und es könne dann ſein Amendement 
in betreff des Staatenhauſes deſto empfehlenswerter ſein. Er denke ſich einen 
Staatsrat neben Kammern und Miniſterien und würde damit ſehr zufrieden 
ſein. Abrigens, wenn Preußen an die Spitze komme, müſſe der Reichstag ganz 
umgearbeitet werden, denn dann würden wir allmählich zu einem Einheitsſtaat 
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übergehen. v. Laſaulx: Er wolle nur einige Worte an feinen Freund Wigard 
richten: Gewiß gehe er nicht ganz vom Mißtrauen aus, denn ſo wenig wie in 
Familien könne man in Staaten von Mißtrauen leben, ſolange man keine 
ſittliche Baſis finde; bloß durch den Mechanismus der Gewalt kann man nie 
etwas Lebendiges ſchaffen. Wigard: Er ſtelle den Antrag, daß auf die Be⸗ 
ratung des Reichstags eingegangen werde mit dem Vorbehalt, daß, je 
nachdem die Entſcheidung mit der Regierungsgewalt fällt, eine Amarbeitung 
des Reichstages gemacht werden könne. Nießer: Ihm ſcheine die Verweiſung 
auf die zweite Leſung genügend. Aber er wünſche, daß man einen Gedanken 
ausſpreche, nämlich, daß die Regierung auf [der! Baſis des Bundesſtaates 
ſtehe. Denn einen Staat voranſtellen, würde ein ganz ſchiefes Nefultat geben. 
Beſeler: Er wiſſe nicht, wie dies gemeint ſei. Es verſteht ſich, daß wir den 
Bundesſtaat feſthalten wollen, aber wozu dies ſagen? Die ganze Kompe⸗ 
tenz der Neichsgewalt ſtellt ja dieſe Beſchränkung hin. Übrigens mehr Neſer⸗ 
vationen zu machen als die zweite ſcheint doch ſehr unangemeſſen; es wäre doch 
wie eine vorläufige Beredung ſtatt eines Vertrages, den man immerhin noch 
ſpäter zu beſtätigen ſich vorbehalten könne. Wir mögen darauf aufmerkſam 
machen, daß gerade hier eine zweite Leſung doppelt notwendig ſei, daß aber 
darum auch der Watzdorfſche Antrag überflüſſig ſei. Waitz: Dem ſtimme er 
ganz bei, und er wünſche namentlich den Punkt hervorgehoben, daß wir in der 
zweiten Leſung das Ganze überſehen werden, und er hoffe, daß uns darin 
nicht, wie bei den Grundrechten, die zweite Leſung und die Kompetenz des 
Anderns dazu verkümmert werde, wo man allerdings vom Mißtrauen und 
nicht von dem Vertrauen gegen den Ausſchuß ausgegangen. Dahlmann: 
Ob er denn morgen in der Sitzung auf zweite Leſung aller weiteren Entwürfe 
antragen ſolle? 


Es wird abgeſtimmt: 
Soll mit Anführung der hier vorgebrachten Gründe in betreff des Watz⸗ 


dorfſchen Antrages auf Tagesordnung ſowie auf zweite Leſung dieſes 
Teils des Entwurfes angetragen werden? — Angenommen. 


Beſeler: Es liegen jetzt gedruckt Grundrechte und Reichstag vor. Die 
beiden Seiten des Hauſes trennen ſich in betreff des Vorzugs des einen und 
anderen; die Stimmung in Deutſchland ſcheint getrennt. Im Hauſe ſcheint die 
Majorität für den Reichstag zu ſein, aber es ſei billig, die Grundrechte nicht 
zu verzögern. Er glaube, daß es gut ſei, beide gleichzeitig zu beraten, zwei 
Sitzungen für den Reichstag, zwei für die Grundrechte, eine für die laufenden 
Sachen. Er gebe anheim, ob der Verfaſſungsausſchuß ſich dieſem Antrage 
anſchließe. Er wünſche es, damit dieſe unerquicklichen Streitigkeiten über die 
Tagesordnung aufhören. N ömer: Er kenne die Stimmung von ganz Deutſch— 
land nicht, von Süddeutſchland könne er ſagen, daß die Grundrechte mit höchſter 
Sehnſucht erwartet werden, da die mannigfachſten Intereſſen daran hängen. 
Eben darum ſei er dafür, daß, ehe die Verfaſſung weiter beraten werde, die 
Grundrechte abgemacht werden. Wenn Gefahr im Verzuge iſt, ſo iſt es mit 
den Grundrechten in äußerſtem Maße dringend. Er glaube, daß es noch weit 
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hin iſt mit der Spitze; das Verhältnis zu Oſterreich iſt ſehr prekär, und dieſe 
Frage wird ſich nicht ſo ſchnell entſcheiden. Darum die Grundrechte verzögern, 
würde unverzeihlich ſein. Mit einer Woche könne man die Grundrechte fertig 
machen, ſo lange kann die Verfaſſung wohl noch warten. Ahrens: Er ſei 
zu derſelben Aberzeugung gekommen; in Süddeutſchland wird im höchſten 
Maße gedrängt, in Hannover nicht minder. Dort ſollen die Stände im An⸗ 
fang des nächſten Jahres zuſammenkommen und gerade nach den Grundrechten 
alles regeln. Die Hoffnung auf dieſe Grundrechte möge immerhin im Volk zu 
weit gehen, aber befriedige man ſie, zumal da in dieſem Sinne beſchloſſen iſt! 
And damals war für dieſen Beſchluß die Majorität, möge ſie nun ſich parla⸗ 
mentariſch fügen. Waitz: Er erinnere doch daran, wie wir die langweiligen 
Grundrechte berieten; ſie haben uns mehr geſchadet als die Malmöer Debatte. 
Wir ſollen ſie nicht liegen laſſen, aber nicht alles liegen laſſen, um wieder 
Grundrechte zu beraten. Wir würden die ſchwerſten Vorwürfe auf uns laden, 
wenn wir nicht die großen politiſchen Fragen mitberaten; denn überall iſt 
man geſpannt, ob wir die Verfaſſung fertigmachen oder alles ſich auflöſt. 
Denn die Grundrechte kann am Ende jeder Einzelſtaat geben, aber die Ein⸗ 
heit Deutſchlands kann man nur hier machen. Er leugne, daß man je be⸗ 
ſchloſſen habe, wenn die zweite Leſung der Grundrechte komme, alles andere 
nachzuſetzen. Jetzt iſt die Lage, daß wir gleichzeitig zwei große Aufgaben 
löſen können. Wir kommen auch nicht in die ſchlechte demoraliſierte Stimmung, 
welche die Grundrechte hervorbringen. Kann man raſch fertig werden, deſto 
beſſer, jo iſt auch die Gefahr nicht groß. Am beſten, wenn man beide gleich- 
zeitig macht, ſo daß der Appetit auf das eine hier, der auf das andere dort 
zur Eile treibt. Er ſtimme mit Beſeler, nur nicht, daß definitiv fünf Sitzungen 
feſtgeſetzt werden, ſo daß nur, wenn dringende Anläſſe kommen, die fünfte 
Sitzung beſchloſſen werde. v. Rotenhan: Bezüglich Bayerns ſei die Stim⸗ 
mung nicht fo, wie Römer meint; eine Adreſſe feiner Wähler fordere durch— 
aus, daß wir uns durch nichts irremachen laſſen und die Verfaſſungl endigen. 
In Bayern ſeien die Sachen eingeführt oder eingeleitet, und fo könne jeder 
Staat, ohne die zweite Leſung der Grundrechte abzuwarten, vorwärts gehen. 

Aberall ſei eine wahre Angſt vor der Wiederaufnahme der Grundrechte. 

Wenn übrigens Not am Mann wäre, könnte man auch als Spitze noch das 
Proviſorium gelten laſſen uſw. v. Laſ aulz: Er ſtimme ebenſo. Neun Zehntel 
der Grundrechte ſei praktiſch ohne Folge, weil es ſchon beſtehe, der Reſt aber 
bedürfe erſt der Vermittlung der Staaten, und dieſe könnten vorwegnehmen. 
Die Herren, die ſo auf Eile drängten, könnten alles gutmachen, wenn ſie ſie 
en bloc annehmen. Nießer: Wenn die Grundrechte in vier Sitzungen fertigzu⸗ 
machen wären, ſo würde er gern die nächſten Sitzungen dazu hergeben. Er ſei 
gern bereit, die nächſten vier Sitzungen herzugeben. Wird man da fertig, gut; 

wenn nicht, fo ſolle die Verfaſſung eintreten. Überall ſcheine die Rivalität 
zwiſchen Grundrechten und Verfaſſung ihm ſonderbar; denn was nützt die 
Publikation der Grundrechte, wenn keine Verfaſſung da iſt und wird. Für 
die Einheit andererſeits liegt ein bedeutender Wert in den Grundrechten, ſo 
daß ihm die Rivalität ganz ungerechtfertigt erſcheint. Beſeler: Ganz ent⸗ 


108. 109. Sitzung 1.9. Dezember 1848. Weitere Geſchäftsbehandlung 269 


ſchieden haben ſich ſpezielle Intereſſen in dieſe Frage eingemiſcht, einmal der 
Argwohn, daß nichts zuſtande kommt und daß man wenigſtens die Grund— 
rechte gewinnen will. Was nützt das, wenn man keine Verfaſſung bekommt, 
es ſei denn, daß man einige Popularität damit gewinnen will. Sodann die 
Intereſſen einiger ſüddeutſcher Verhältniſſe; dieſe weiſe er zurück, denn wie 
wichtig es auch den Württembergern ſein mag, die 16 Millionen Preußen 
haben das und mehr. Ja, in Norddeutſchland habe man keine Neigung dafür, 
man fürchtet nur Verletzungen. Das Ganze müſſen wir in das Auge faſſen, 
und das fordert Beendigung der Verfaſſung. Seit acht Tagen iſt der Reichstag 
da, und wir ſind noch nicht daran. Die ganze Nation ſteht mit aufgehobenen 
Armen, uns zu erwarten. Jene vier Tage von Rießer ſind ganz unbrauchbar; 
das Einführungsgeſetz muß ernſthaft erwogen und gründlich beraten werden. 
Dann die Abſtimmungen, zum Teil namentliche; wie ſollen wir mit vier Tagen 
fertig werden? Haben wir eine Woche Grundrechte gearbeitet, ſo geht ein 
Schrei des Entſetzens durch Norddeutſchland. Darum wiederhole er ſeinen 
Antrag. Mittermaier: Warum in Süddeutſchland ſo lebhaft die Grund— 
rechte verlangt werden? Die erſte Kammer will gar nicht beraten, weil die 
Grundrechte erſt abgewartet werden müſſen, und ſo in tauſend Sachen. Es 
Zirkuliert ein Spottvers über die Grundrechte uſw. 


Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll nach Beſelers Antrag verfahren werden? — Angenommen. 

2. Soll für die nächſte Woche Rießers Vorſchlag angenommen werden? — 
Nicht angenommen. 


Wigard äußert, indem eine allgemeine Debatte eröffnet wurde, daß das 
Fortlaſſen aller Momente eines Wahlgeſetzes aus dem Entwurf Reichstag 
ihm nur dadurch gerechtfertigt erſcheine, daß man ſofort an das Wahlgeſetz 
gehe. v. Sommaruga fand vorzüglicher, die Frage über das Reichs oberhaupt 
vorzunehmen. Auch Jürgens, auch Beſeler waren dieſer Anſicht. Reh: 
Ohne die Wichtigkeit des Wahlgeſetzes zu verkennen, müſſe er doch bekennen, 
daß die Frage über das MNeichsoberhaupt die Hauptſache ſei. Scheller: 
Er wünſche, daß vor der zweiten Leſung des Reichstages hier das Wahlgeſetz 
fertig ſei, weil ſonſt die definitive Feſtſtellung jenes Abſchnittes nicht zu 
machen möglich ſei. Beſeler: Ihm ſcheine doch beſſer, ſich nicht unnütz zu 
binden, indem man einige Tage voraus die Tagesordnung beſtimme. Noch 
einmal ſprach Wigard ſeine ſorgenvollen Bedenken aus über das Wahlgeſetz, 
worauf Droyſen bemerkte, daß die Nationalverſammlung auch nach Be— 
endigung der formellen Verfaſſung jedes und namentlich das Wahlgeſetz als 
ein unmittelbares Stück der Verfaſſung bezeichnen könne. 


Es wird abgeſtimmt: 
Ob am Montag die Beratung über das Reichs oberhaupt begonnen 
werden ſolle? — Angenommen. 


Wigard: Er müſſe nun eine Frage an die Herren aus Oſterreich ſtellen. 
1 In der 109. Sitzung d. 9. Dezember. | 
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Man kenne die Stellung Oſterreichs. Wie werden ſich die Mitglieder verhalten 
und ſind die Beſchlüſſe rechtsgültig, wenn ſie von Mitgliedern gefaßt würden, 
die dann ſofort ausſcheiden? Die Sache wurde nach einigen allgemeinen 
Bemerkungen als nicht für den Ausſchuß gehörig überſeitigt. 

Sodann wurden mehrere Petitionen vorgelegt, unter anderen ein Antrag 
von dem Abgeordneten Ahrens, die... Der Ausſchuß war nicht mehr voll⸗ 
zählig, und ſomit wurde geſchloſſen. 

Zunächſt! beantragte Beſeler, die Kommiſſion für das Reichsgericht 
außer durch ihn noch mit zwei neuen Mitgliedern zu ergänzen. Es wurden 
Scheller und Zell gewählt. 


Es wurde Arndts' Antrag?, die fertigen Kapitel der Reichsverfaſſung den 
Kommiſſarien der Regierung und den Reichsminiſterien mitteilen zu laſſen, 
wieder aufgenommen. Deiters: Ihm ſcheine die Sache „nicht ſo ganz ohne“, 
wie Soiron es ausdrücke, indem er ſage, daß die Sachen zu offenkundig ſeien 
und daß wir unſer Werk ohne Mitwirkung der Regierungen zu beendigen hätten. 
Er, Deiters, ſtehe nicht auf dieſem Standpunkt der Vereinbarung, aber es ſei 
bei Gelegenheit des Naveauxſchen Antrags ausdrücklich vorbehalten, das 
Einvernehmen der Regierungen zu ſuchen. Wie wir denn derartiges ohne 
weitere Aufforderung ſeitens der Kommiſſarien bei Gelegenheit der Zoll— 
und Handelsverhältniſſe erhalten haben. v. Laſaulx war derſelben Anſicht: 
Wir haben damals alle Vorſchläge der Handels bevollmächtigten angenom⸗ 
men zum Zeichen, wie nützlich derartiges ſein könne. Von einer Beteiligung 
der Zentralgewalt bei den Verfaſſungsberatungen ſei darum nicht die Rede. 
Waitz: Er wünſche, daß wir hier und in der Paulskirche mit dem Antrag 
nicht viel Zeit verlieren. Von allem anderen abgeſehen, iſt es mit dem Antrag 
zu ſpät. And wir haben keine Zeit zu verlieren. Die Regierungen wiſſen, was 
vor ſich geht, und ſie haben ohne weitere Aufforderung in einem beſtimmten 
Fall ſich geäußert. Dahlmann: Es würde immer auf Vereinbarung zurück⸗ 
kommen, und mit Einigen kann man ſich vereinbaren, mit Aneinigen nicht. 


Es wird abgeſtimmt: 


Soll den Antrag von Arndts durch die Tagesordnung zu beſeitigen, der 
Nationalverſammlung vorgeſchlagen werden? — Angenommen. 


Eine andere Petition von Wydenbrugk und Konſorten, betreffend die Auf⸗ 
hebung des Lehnsnexus in Beziehung auf das Thurn- und Taxisſche Poſt⸗ 
weſen, veranlaßt Zell zu dem Vorſchlag, das Nötige in das Einführungs⸗ 
geſetz aufzunehmen. Deiters: Wenn wir nur die von uns vorgeſchlagene 
Formel: „Der Lehnsverband iſt aufzuheben“ feſthalten, ſo fällt auch dieſe 
Schwierigkeit. Beſeler: Da würde nach unſerer Beſtimmung die Landes⸗ 
geſetzgebung einzutreten haben, die gerade in dieſem Verhältnis nicht ſtatt⸗ 
finden könne. Somit ſtimme er mit Zell. Abrigens mache er auf ein anderes 
Verhältnis aufmerkſam: In Preußen ſeien ſehr große Kronlehen, die, wenn 

1 In der 110. Sitzung d. 11. Dezember. | 

2 Haßler 5, 291. 
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das Lehnsweſen unmittelbar aufgenommen werde, der Krone großen Schaden 
bringen würden, weshalb man denn auch in der preußiſchen Verſammlung 
dieſe Kronlehen ausgenommen habe. Andererſeits ſeien dieſe Lehen ſo groß, 
daß von einer Ablöſung gar nicht die Nede fein könne. v. Notenhan: Er könne 
damit nicht einſtimmen; gerade dieſe Kronlehen ſeien dadurch entſtanden, daß 
früher kleinere Dynaſten ihr Eigentum größeren Dynaſten zu Schutz aufge- 
tragen. Wenn man nun die kleinen Dynaſten jetzt beraube, ſo dürfe man auch 
die Krone nicht ſchonen wollen. Dieſer Fall ſei auch in Bayern vorgekommen; 
auch dort [fei] entgegengeſetzt, daß ja dann der Staat verliere; ja, manche 
ſeien ſo weit gegangen, vorzuſchlagen, daß man ſolche Lehen ſofort einziehen 
könne. Briegleb: Es werden, da dieſer Lehnsverband den Landesgeſetz⸗ 
gebungen zu regulieren überlaſſen ſei, eben dieſe ſich zu helfen wiſſen. Mitter⸗ 
maier: Bei den bayriſchen Geſetzen ſo gut wie bei den württembergiſchen ſei 
eine eigene Ausnahme für Kronlehen eingeſchaltet, um den zu großen Schaden 
für den Staat zu vermeiden. Scheller: Er glaube, es bedürfe keiner wei⸗ 
teren Beſtimmung, da die Landesgeſetzgebung das Weitere zu beſchaffen hat; 
denn wenn das Staatsintereſſe dabei gefährdet iſt, ſo wird die Volksvertre— 
tung ſchon das tun, was nötig iſt. Beſeler: Er ſei ja eben derſelben Mei⸗ 
nung; aber es ſei ein Minoritätserachten da, welches ſage: „iſt aufgehoben“, 
und er bitte die Herren, die es unterzeichnet haben, daß ſie es zurückziehen, 
denn ebenſo wie die Kronlehen ſei das ganze Bergwerksweſen gefährdet. 
Reh: Wir find noch nicht gewiß, daß der allein angemeſſene Antrag durch— 
geht, und darum würde immer Zells Antrag zu berückſichtigen ſein. 

Es wird abgeſtimmt: 

Soll nachträglich zum Einführungsgeſetz geſagt werden, daß in betreff 

der Poſt ſolange der Status quo aufrechterhalten werde, bis durch Vertrag 
oder von Reichs wegen etwas anderes beſtimmt worden? — Angenommen. 

Beſeler zog ſeinen Antrag wegen der Kronlehen zurück. 


Ferner wurde eine Petition der württembergiſchen Stände, die Verän⸗ 
derung ihrer Verfaſſung infolge der Aufhebung der Ständeunterſchiede be⸗ 
treffend, vorgelegt. Waitz: Die Vorlage wende ſich an die Nationalver— 
ſammlung. Ans bleibe nur übrig, bei der Berichterſtattung dieſe doch wichtige 
Petition beſonders zu erwähnen. Daß fie auf unſere, einmal nach langer Er- 
wägung getroffene Entſcheidung noch nachträglich Wirkung erhalte, ſcheine 
ihm unangemeſſen. Er mache den präjudiziellen Antrag, daß wir hier nicht 
weiter diskutieren. Ahrens: Er ſtimme dem um ſo mehr bei, da wir durch 
unſeren Beſchluß der Vereinbarung eines Wahlgeſetzes gar nicht präjudiziert 
haben. Rießer: Er werde ſich dem anſchließen, wenn die Majorität die Be⸗ 
richterſtatter beauftrage, zu erklären, daß wir eine konſtituierende Verſamm⸗ 
lung garnicht haben verbieten wollen. v. Laſ aulx: Die Angabe berufe ſich auf 
die öffentliche Meinung; die halte er für eine Torheit und werde nie Anſtand 
nehmen, derſelben ins Geſicht zu ſchlagen. Übrigens ſei es nicht gut, über fo 
wichtige Sachen durch eine Phraſe hinwegzugehen, ſondern genau zu jagen, 
wie die Sachen ſtehen. | 
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Es wird abgeſtimmt: 


Soll der Berichterſtatter ausdrücklich die Eingabe erwähnen und er- 
klären, daß wir bei unſerem Beſchluß beharren zu müſſen geglaubt hätten? 


Es wird über die Frageſtellung allerlei bemerkt, ſo von Welcker, daß er 
zwar auch nicht in ſeiner Anſicht geändert ſei, aber wünſche, daß man dies 
nicht ſo hart ausſpreche. Andere fordern nochmalige Abſtimmung über jenes 
Prinzip, ob dem einzelnen Staat geſtattet iſt, konſtitutionelle Verſammlungen 
zu berufen oder nicht. Beſeler: Die heutige Debatte ſelbſt werde die Be- 
richterſtatter hinreichend aufklären. Reh: Die Sache werde unzweifelhaft 
zur Sprache kommen, und es ſei notwendig, daß der Ausſchuß vollkommen 
klar [jet], was er meine oder nicht. Es ſei gar nicht die Aufgabe des Aus⸗ 
ſchuſſes, zu ſagen, was wünſchenswert ſei oder nicht, ſondern nur, was zu tun 
iſt oder nicht. Es müſſe klar ſein, was ein einzelnes Land zu tun habe, wenn 
die erſten Kammern nicht dem Wahlgeſetz, das etwa ausgearbeitet werde, 
beiſtimmen. Waitz: Das gehöre zur Debatte, nicht zu der Vorfrage, um die 
es ſich handle. 

Es wird abgeſtimmt: 

Sollen die übrigen Anträge über den eigentlichen Sinn des Einführungs⸗ 
geſetzes noch zur Abſtimmung kommen? — Angenommen. 

Soll nach Waitz' obigem Antrag der Berichterſtatter beauftragt wer⸗ 
den, zu erklären, daß wir uſw. (8. r.)? — Angenommen. 

Soll dem Berichterſtatter überlaſſen werden, die Meinung des Aus⸗ 
ſchuſſes, die ihm bekannt iſt, auszuſprechen? 

Zell wünſcht geſagt: 

Soll dem Berichterſtatter geſtattet werden zu ſagen: Dem Ausſchuß 
habe nicht wünſchenswert erſchienen, durch nähere Ausſprüche die konſti⸗ 
tuierenden Verſammlungen zu provozieren, aber es ſei ebenſowenig ſeine 
Abſicht geweſen, die Autonomie der Organe der Landesgeſetzgebung zu 
beſchränken. | 

Soll alſo der Berichterftatter ermächtigt werden, zu erklären, daß wir 
konſtituierende Verſammlungen nicht für wünſchenswert erachten und nicht 
haben provozieren wollen? — Angenommen. 

Soll er zugleich ermächtigt werden, zu erklären, daß wir damit der 
Autonomie der geſetzlichen Organe der Einzelſtaaten nicht haben vorgreifen 
wollen? — Angenommen. 


Endlich wird der Zuſatz zu 819 des Reichstages vorgenommen !“. Beſeler: 
Es ſei der Zuſatz notwendig erſchienen. Der Inhalt ſpreche für ſich. Es ſeien 
in beiden Häuſern allerdings ganz andere als analoge Repräſentations⸗ 
verhältniſſe, daher ſei der erſte Antrag entſtanden. Jetzt ſehe die Vorkom⸗ 
miſſion die Sache anders an. Einmal: Es ſei das Reich beſonders auf die 
Zölle angewieſen, und es könne ſich im Staatenhauſe leicht eine Oppoſition 


1 Anlage 26. 


110. Sitzung 11. Dezember 1848. Weitere Geſchäftsbehandlung. Reichstag 273 


gegen das Reich bilden und dieſe betätigen durch Verweigerung oder zu 
große Beſchränkung des Budgets. Ebenſo könnte das Staatenhaus leicht 
dahin arbeiten, das Reichsbudget auf Matrikularbeiträge zu drängen, mp: 
durch das Reich von den Einzelſtaaten ganz abhängig würde. Dann endlich 
die ungeheure Schwerfälligkeit einer durchgehend doppelten Beratung. Da— 
her dieſe Vorſchläge. Das gemeine Reichsintereffe fordere dieſe Bevor— 
zugung des Volkshauſes. v. Notenhan: Wie habe man ſich denn das ge⸗ 
dacht, daß das „genehmigte“ Budget ins Staatenhaus komme? Iſt es das 
Budget, ſo wie es vom Reichsminiſter vorgelegt iſt, oder darf es auch amen⸗ 
diert ſein? Sodann, wenn das Staatenhaus verweigert, muß es doch Motive 
angeben, und ſomit wieder auf das Einzelne eingehen, daher wieder kein be- 
deutender Gewinn. Er wünſche dem Staatenhauſe dasſelbe Recht wie dem 
Volkshauſe gegeben, weil er fürchte, daß das Volkshaus ſehr geneigt ſein 
werde, grandement zu bewilligen. Detmold: Ob wir denn nicht ſchon völlig 
über dieſen Punkt beraten und beſchloſſen haben? Wie können wir denn darauf 
zurückkommen? v. Soiron: Allerdings, aber es iſt immerhin gefragt und ge⸗ 
antwortet worden, daß über die Finanzen noch eine Vorlage vorbehalten ſei. 
Nießer: Allerdings ſcheine ihm die doppelte Geſchäftsbehandlung von der 
größten Wichtigkeit. In Frankreich habe man es ſtets ſo gehalten, daß das 
Budget einer einzelnen Poſition wegen nicht verworfen werden dürfe, ſondern 
wenn etwa beſtimmte Bedingungen uſw. an dieſelbe geknüpft worden. Aber 
allerdings ſcheine das Staatenhaus doch gar ſehr beteiligt bei der Geldſache. 
In Amerika übrigens ſeien ſtets beſtimmte Bills für beſtimmte Poſitionen 
einzubringen. Tellkampf: Der Zuſatz ſcheine ihm ſehr empfehlenswert, er ſei 
der engliſchen Verfaſſung nachgebildet. Die Bedenken beziehen ſich nur auf 
die Eigentümlichkeit des Staatenhauſes. Aber Amerika gebe den Beweis, daß 
die einzelnen Staaten darunter nicht leiden; dort werde genau für jedes De: 
partement beſtimmt, wieviel es bekommt, und zwar von Jahr zu Jahr. Nur 
bei außerordentlichen Ausgaben kommt eine beſondere Bill vor, mit der es 
dann wie in England gehalten wird. Scheller: Der Zuſatz enthält zwei Be⸗ 
ſtimmungen: 1. Daß das Volkshaus alle Vorlagen in betreff des Budgets 
erhalten ſoll, ſei zwar wünſchenswert, aber nicht notwendig. Da wir bei 
früheren Beſchlüſſen nicht zu dieſem Reſultat gekommen ſind, ſo mögen wir 
ein Amendement in der Nationalverſammlung erwarten. 2. Das Staaten- 
haus ſoll nur im Ganzen annehmen oder ablehnen; das iſt entweder ſehr gleich: 
gültig oder ſehr wichtig. Soll das Staatenhaus jeden einzelnen Poſten prüfen, 
um am Schluß ja oder nein zu ſagen, fo iſt dies ſehr gleichgültig, da die AUb- 
ſtimmung nicht auf das Einzelne geht. Soll aber das Staatenhaus gar nicht 
ſagen können, es ziehe ſoviel oder ſoviel ab, ſondern muß es einfach ja oder 
nein jagen, jo möchte er ſich doch dagegen erklären. Ahrens: Er teile Noten⸗ 
hans Bedenken; allein man muß doch auch dem Reiche die nötigen Mittel 
geben, Kraft und Feſtigkeit zu erhalten. Freilich weiche man mehr und mehr 
von dem Begriff eines Staatenhauſes ab; indes ſei er damit gern zufrieden, 
da man ſo zur größeren Einheit komme. Mittermaier: Er beſitze Budgets 
von England und Amerika und müſſe beſtätigen, was Tellkampf (geſagt]: 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 18 
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Es werden alle einzelnen Poſitionen als Bills eingebracht uſw. Nun erinnern 
Sie ſich aber, meine Herren, daß früher ſchon die Rede von den Spezial⸗ 
budgets geweſen ſei; wir ſollten ganz beſtimmt, wie es in England iſt und 
in Frankreich war, beſtimmen: 


„Für jeden Zweig der Verwaltung ſind abgeſonderte, auf die einzelnen 
Beſoldungen und Ausgaben ſich beziehende Vorlagen zu machen. Die für 
einen Zweig und einen Gegenſtand bewilligten Gelder dürfen ohne Zu— 
ſtimmung des Reichstags nicht zu anderen Zwecken verwendet werden“. 


Waitz: Die Sache ſcheine ſo wichtig, daß er wünſchen möchte, daß ein 
beſonderes Kapitel über die Finanzen gemacht werden möge. Die Sache an- 
langend ſcheine ihm hier doch die Idee des Bundesſtaates ſehr gefährdet, 
indem die Einzelſtaaten gar keinen Einfluß mehr zu üben ſcheinen. Jedenfalls 
wünſche er für das Staatenhaus eine weitere Befugnis, als hier ſpezifiziert 
iſt. Er habe nicht Kenntnis der Sache genug, um etwas vorſchlagen zu können. 
Ferner: Es ſcheine der Ausdruck doch nicht ganz klar; ſollen Anleihen „und 
andere Gegenſtände“ auch dem Staatenhauſe vorliegen? Gewiß, bemerkt 
Beſeler. Waitz: Ihm ſcheine ferner das Wort „außerordentlich“ ſehr ge= 
fährlich, er wünſche, daß dafür das Staatenhaus mit konkurriere. „Das Bud⸗ 
get für die ordentlichen Ausgaben und Einnahmen, die Forderung außer⸗ 
ordentlicher Bewilligung, die Nachweiſungen uſw.“. Danach würde ſich dann 
das dem Staatenhauſe nude vorzulegende Budget bloß auf die ordentlichen 
Ausgaben beziehen. Wigard: Auch er wünſche über die Finanzen ein 
eigenes Kapitel. Sprecher führt aus, wie wichtig es ſei, dieſe ganze Materie 
ausführlicher und gründlicher zu durcharbeiten. Beſeler: Er ſei mit dieſer 
Einwendung ſehr einverſtanden. Er ſchlage vor, daß wir morgen beantragen 
einen Vorbehalt wegen eines Abſchnittes über die Finanzen und zugleich uns 
befugen laſſen, mit dem Finanzausſchuß uns kommiſſariſch zu vereinigen. 
Waitz: Wir können das letztere ohne Erlaubnis der Verſammlung. Beſeler: 
Er habe mit Sachverſtändigen geſprochen, die dieſen Zuſatz genügend fanden. 
Er wünſche, daß der Finanzausſchuß ſelbſt die Sache einmal debattiere. 
Reh: Er unterſtütze dieſen Antrag, obſchon dies keine Finanz-, ſondern eine 
politiſche Frage ſei. Den Zuſatzartikel betreffend, meine er: In dem Reichs⸗ 
budget werde ſich der Einfluß des Volkshauſes auf ordentliche wie auf außer⸗ 
ordentliche Einnahmen geltend machen müſſen. Schellers Bedenken teile er 
nicht, das Staatenhaus werde das Budget in jeder beliebigen Weiſe behan⸗ 
deln können. Aber nur im Ganzen kann es annehmen oder ablehnen, nicht erſt 
an das Volkshaus zurückſenden zur Modifizierung einzelner Poſten. Das 
Geſchäft fordert dieſen Zuſatz. Weiter betrachtet müſſe er doch ſein Bedenken 
äußern: In allen anderen Beziehungen hat die Verfaſſung das Volkshaus 
untergeordnet, mit dieſem Zuſatz erhält es zuerſt ſeine richtige Stelle, es 
kommt der Schwerpunkt des Ganzen dahin; das Volkshaus nimmt damit 
die Leitung des Ganzen indirekt in ſeine Hand. Dieſer politiſche Grund ſei 
es, der ihm dieſen Zuſatz wichtig mache, um dieſes Grundes willen unterſtütze 
er dieſen Antrag, von dem er hoffe, daß er manchen heftigen Angriff werde 
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zur Seite werfen. v. La ſaulx: Da er ſchon öfter das Vergnügen gehabt habe, 
anderer Meinung zu ſein als die Majorität des verehrlichen Ausſchuſſes, ſo 
wird es keinen wundern, wenn auch jetzt. Wenn man ſich auf England beruft, 
ſo vergißt man, daß unſer Staatenhaus kein Privilegienhaus iſt. Hier ſind 
die Staaten es, die die Steuern aufzubringen haben, und wenn man nicht 
nach der lex rips rappia, die nach den Märzerrungenſchaften aufgekommen, 
verfahren wolle, ſo muß man, wenn man nicht alles verkehren will, von dem 
Staatenhaus ausgehen. Es wäre ein ſonderbares Schwanken zwiſchen dem, 
was unter Staatenhaus gemeint und nicht gemeint iſt. Abrigens wünſche 
er, daß heute noch kein Beſchluß gefaßt würde. v. Rotenhan: Wenn wirk⸗ 
lich der letzte Satz nichts weiter bedeutet, ſo iſt das Recht des Staatenhauſes 
nur ein Recht des Einregiſtrierens und nichts weiter, und das iſt doch kaum 
zu wünſchen. Auch wünſche er ausführlichere Beſtimmungen. Nur wünſche 
er nicht, daß man an den Finanzausſchuß gehe, ſondern Einzelne zu Nate 
ziehe. Beſeler: Er ſchlage vor, die Herren v. Rotenhan, Reh und Wigard 
der Vorkommiſſion zu dieſem Entwurf über die Finanzverwaltung zuzugeben. 
Rießer: Der Schwerpunkt der Sache wird in dem Zolltarif liegen, daher 
ſei] auch das Zurückſtehen des Staatenhauſes nicht ſo wichtig. 


Es wird abgeſtimmt: 


Soll morgen erklärt werden in der Verſammlung, daß wir uns einen 
Abſchnitt über die Finanzverwaltung und die Stellung beider Häuſer zu 
derſelben vorbehalten? — Angenommen. 


Somit wird der Vorkommiſſion überlaſſen, zu verfahren, wie ihr gut ſcheint 
und geeignete Perſonen herbeizuziehen. 


Die Verhandlungen über den erſten Entwurf des Abſchnittes 
„das Reichsoberhaupt und der Reichsrat“! 


Die Beratung wendet ſich? auf den Entwurf über das Reichs oberhaupt. 
Außer dem Entwurf der Rommiffion ? wurden Entwürfe der Geſellſchaft im 
Augsburger Hofe! und von den Herren Wigard und Schüler; vorgelegt. Ein 
anderer Entwurf wurde von Sommaruga verlefen®, deſſen Anfang lautet: 


„§ 1. An der Spitze des deutſchen Reiches ſteht die Reichsregentſchaft. 
Dieſelbe wird gebildet aus drei Mitgliedern regierender deutſcher Familien, 
die nicht ſelbſt an der Spitze eines deutſchen Staates ſtehen“. 


v. Sommaruga: Die leitenden Gedanken ſeien folgende: Er ſei beſonders 
von der Anſicht geleitet geweſen, was nach den gegenwärtigen Verhältniſſen 
ausführbar ſei und zugleich diejenige Elaſtizität habe, die immer noch weitere 
Möglichkeiten zulaſſe. Die anderen Pläne [feien] entweder ein Präſident oder 


1 Dieſe Protokolle über die Verhandlungen über das Reichsoberhaupt hat bereits 
Haym in ſeinem Werk über „die deutſche Nationalverſammlung“, zweite Abteilung, 
Berlin, Gaertner 1849, S. 231ff. verwertet. 

2 In der 111. Sitzung d. 12. Dezember. 
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ein Kaiſer, entweder ein erblicher Kaiſer oder Turnus; er habe ſich alle Mög⸗ 
lichkeiten für die Erblichkeit gedacht und keinen Staat gefunden, dem von 
den anderen ein Supremat zugeſtanden werde. Er habe zunächſt an Oſterreich 
denken müſſen und natürlich ſich geſtehen müſſen, daß namentlich von Preußen 
entſchiedene Einwendungen werden gemacht werden. Preußen ſodann würde 
nur möglich ſein, wenn Oſterreich ausſcheide, was er ſich noch nicht denken 
könne, und geſchehe es, ſo würden die anderen Staaten und Stämme ſich 
dem nie fügen, namentlich die ſüddeutſchen Stämme hätten nach ſeiner Be⸗ 
obachtung ſo viel ängſtliche Beſorgnis gegen die preußiſche Hegemonie, daß 
nichts daraus werden könne. Sodann ein Turnus, wie er meine, die ſchlech teſte 
Form. Bayern allerdings würde damit einen Gewinn machen, auf den es 
nicht hat hoffen können; Preußen würde die Achſel zucken und Oſterreich ſich 
entſchieden abwenden. And gar ein Turnus, wenn Oſterreich ausſcheide, gebe 
noch heilloſere Anſchicklichkeiten. Wenn alſo weder Erblichkeit noch Turnus, 
ſo bleibe nichts als die Trias; er gebe zu, eine ſehr unvollkommene Form. Im 
Anfang unſerer Arbeit hätten unſere Hoffnungen uns höher getragen, als jetzt 
möglich iſt. Er ſelbſt habe im Siebzehner Ausſchuß für das erbliche Kaiſer⸗ 
tum aus voller Aberzeugung geſtimmt; jetzt ſei alles anders. Er hoffe frei⸗ 
lich, die Trias ſei nur eine Abergangsform. Aber ſie ſei nicht zu meiden. Es 
frage ſich nur, ob die Drei Regierende oder Nichtregierende ſein müßten. 
Sind es Regierende, ſo find die anderen Fürſten offenbar überſeitigt und die 
Drei werden nach eigenem Intereſſe handeln. Aberdies iſt es ſchwierig, daß 
die Drei ihre Reſidenz aufgeben müſſen. Drei Nichtregierende meiden alle 
Inkonvenienz, ſie ſind die alteri ego der drei Fürſten; ſie ſind Kommiſſarien 
der Regenten. Im übrigen habe er ſich angelegen ſein laſſen, jener Formel 
ſolche Elaſtizität zu geben, daß das Eintreten oder Ausſcheiden Oſterreichs 
nichts verſchlage. Für den Fall, daß Oſterreich in Deutſchland bleibe, ergebe 
ſich die Trias ſehr einfach, namentlich ſo, daß Bayern und die anderen den 
Dritten ſtellen. Damit wäre ein Gleichgewicht von Nord- und Süddeutſchland 
gemacht und kein einzelner Staat kann Deutſchland mißbrauchen. Allerdings 
eine Balancierpolitik, die dem Begriff von Macht, die man gern dem 
Reiche gäbe, nicht entſpricht. Aber es iſt auch nur ein Notbehelf. Scheidet 
Oſterreich aus, ſo iſt eine Perſon der Trias Preußen, die zweite Bayern, 
Baden, Württemberg, alle anderen die dritte. 
Welcker: Er ſchlage als §1 vor: 

„Die Würde des Reichs oberhauptes wechſelt je nach vier Jahren zwiſchen 
den regierenden Fürſten von Preußen, Oſterreich und Bayern““. 
Zunächſt gebe er die Elaſtizitäten an, die er ſo zu erreichen glaube. Er 

laſſe ſich gefallen: Wechſel zwiſchen Preußen und Oſterreich, oder auch Wahl 
würde er ſich gefallen laſſen, oder auch eine Trias in dieſem oder anderem 
Sinne. Das ſind Modalitäten, die er durchaus nicht verwerflich finde, 
und er werde ſich der Mehrheit anſchließen. Doch durchaus nicht beiſtimmen 
könne er dem einen Oberhaupt. Er erkenne freilich, daß dies ideell das beſte 


1 Anlage 5h IV. 
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ſei, aber für gegebene Verhältniſſe müſſe man das Mögliche erſtreben. Der 
§! des Entwurfes habe einen Gegengrund in ſich, der ihn kategoriſch zur 
Verneinung ſtimme. Dieſer Satz ſei identiſch mit dem: Eine der beiden deut⸗ 
ſchen Großmächte müſſe aus dem Bunde hinaustreten, Oſterreich könne nicht 
von Preußen Antertan werden und umgekehrt. Wie würde die Hauptidee, die 
die Nation im März beſeelte, von vornher verletzt! Bei aller Freiheits— 
hoffnung war der entſcheidendſte Gedanke: Bringt uns Einheit des ganzen Vater⸗ 
landes. Die gegenwärtige Lage der Dinge gibt dem Paragraphen einen noch 
beſtimmteren Sinn: Jeder verſteht den Satz nicht anders, als daß der König 
von Preußen Kaiſer werde; niemand denkt, daß Oſterreich das Oberhaupt 
werden ſoll. Nun geſtehe ich, ich habe die Dinge weder in meiner Hand, noch 
kann ich ſie berechnen. Es iſt möglich, daß Oſterreich ausſcheidet, daß die 
öſterreichiſche Nation dazu beſtimmt wird, auszuſcheiden, und dann könne 
er ſie nicht halten. Aber ſchuld daran will ich nicht ſein, noch weniger den 
Antrag darauf ſtellen. Ich habe ſtolze Stimmen in der Nationalverſammlung 
gehört, die den RNaveauxſchen Antrag fo auslegten, als ob damit auch die 
mögliche Vereinbarung über die von uns ſelbſtändig entworfene Verfaſſung 
ausgeſchloſſen ſei. Aber ich bin doch noch ſtolzer als die gegenwärtige Partei, 
die ſich darauf beruft und ſtolz an Oſterreich ſagt, es ſolle weg von uns, und 
wir ſind zu ſtolz, um ein gutes Wort an Oſterreich zu ſagen. Wollen wir 
konſequent ſein, ſo müſſen wir Bayern und jedem anderen Staat dieſelbe 
Möglichkeit geſtatten, und wir können dann unſere papierene Souveränität 
auf Neuß⸗Schleiz ausdehnen. Zu keiner Zeit war Deutſchland fo tief ernied- 
rigt, daß wir ſagten, irgendein Fürſt oder Stände konnten, wenn ſie wollten, 
ausſcheiden. Das Reich, fo ſchwach es war, der Bund, fo erbärmlich er war, 
hielt feſt, daß niemand ausſcheiden durfte. Alſo ſei er zu ſtolz, Oſterreich jetzt 
ausſcheiden zu laſſen. And wenn es das tut, fo werde er es nicht zugeben. 
Aber er wolle auch nicht ſchuld daran ſein. Denn wie das Wort ausgeſprochen 
iſt, daß eine deutſche Zweiheit gegründet iſt ſtatt der Einheit, ſo wird der 
Fluch des Vaterlandes darauf liegen. And wenn es doch geſchieht, ſo wollen 
wir nicht ſchuld ſein. Denn in den großen Kriſen der Geſchichte iſt es ein großes 
Ding zu ſagen, bei unſerer Fahne iſt das Recht. Denn wenn gegen uns geſagt 
werden könne, ihr habt unrecht, ſo werden wir ſchwach ſein zum Kampf. Er 
habe ſonſt nicht die Eigenſchaft, ſchwarz zu ſehen; aber dieſe Trennung werde 
Deutſchland nach den Konfeſſionen zerreißen, wie in dem Dreißigjährigen 
Krieg. Schon macht man uns den Vorwurf, ſchuld an der Zerreißung zu ſein. 
Er habe dieſen Vorwurf in Süddeutſchland, in Oſterreich gehört, und Oſter⸗ 
reicher find darum gegen die 88 2 und 3 fo böſe geweſen, weil fie meinten, das ſei 
von den Preußen geſchehen. Kommt noch der Kaiſer dazu, fo iſt der Riß un⸗ 
heilbar. Man wird ſagen, das Ganze iſt eine Intrigue geweſen, um Preußen und 
den König von Preußen auf die Höhe zu bringen. Er hoffe, daß der König von 
Preußen eine ſo fluchbeladene Krone nicht nehmen werde. Iſt Oſterreich aus⸗ 
geſchieden, dann werde er mit Freude zu der Krone Preußen ja ſagen, denn 
lieber das Halbe als nichts. Aber er wolle nicht ſchuld an der Zerreißung ſein. 

Tellkampf: Es ſind beſonders zwei Fälle zu betrachten. Zuerſt wolle er 
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gegen Welcker ſprechen: Nach allen Nachrichten aus Oſterreich ſteht es dort ſo, 

daß Oſterreich ſich uns nicht anſchließen will, daß es ſich ſelbſtändig konſtituieren 
will. Oſterreich hat ſich nicht wie andere deutſche Mächte der Beſtimmung 
unterwerfen wollen, die der Bundesſtaat fordert. Oſterreich hat ſich von 
Deutſchland gewandt, nicht umgekehrt. Hat jemand was verſchuldet, ſo iſt 
es Oſterreich, und niemand ſonſt trifft Vorwurf. Die ganze Frage iſt nur 
daraus zu entſcheiden, ob ſich Oſterreich vollſtändig anſchließen will. Denn 
wenn Oſterreich dies nicht will, fo kann es hier keine Repräſentanten, noch 
weniger einen Regenten haben. Alſo die erſte Forderung iſt, daß ſich Oſter⸗ 
reich dem Bundesſtaate anſchließt, und davon iſt keine Rede. Wäre es doch 
der Fall, ſo könnte man an einen Turnus denken, ſo ſchwach er iſt. And zwar 
müßte dann Bayern ſich mit den anderen kleinen Staaten verſtändigen, denn 
ſonſt find dieſe wieder mit Recht unzufrieden. Und im Turnus dürfte nie ein 
Regierender an die Spitze treten, damit nicht der Regent dem Lande ent⸗ 
zogen würde. Das ſchlechteſte und ſchwächſte ſei die Trias; es gibt nichts 
Schlechteres als eine Exekutivgewalt von mehreren Perſonen. Wir würden 
gleich eine Dreifaltigkeit von Intriguen haben, die Ausgleichung von Süden 
und Norden würde gar illuſoriſch, Süddeutſchland zweimal und Norddeutich- 
land einmal vertreten ſein. Nur eine Perſon iſt als Macht möglich. Schließt 
ſich Oſterreich vollſtändig an, dann kann die Idee des Turnus eintreten. 
Tritt Oſterreich aus, ſo kommt es doppelt darauf an, Deutſchland ſtark zu 
machen, und dann geht nur ein Kaiſer. 

Scheller: Wir haben drei Vorſchläge: Reichshauptmann, Turnus unter 
Regenten reſp. Trias, erblicher Kaiſer. Den erſten Vorſchlag anlangend, 
könne er nicht dafür ſprechen, denn wenn er auch dem Prinzip nach damit 
übereinſtimmte, ſo wird ſich der einzelne Regent dem kaum unterwerfen; 
wir haben nicht Geld, noch Armeen, es durchzuſetzen. Wir könnten mit dem 
Beſchluß zugleich nur nach Hauſe gehen. Turnus oder Trias anlangend, er⸗ 
ſcheint beides als Schaukelſyſtem, indem die Antragſteller es ſelbſt als un⸗ 
genügend bezeichnet haben. Deutſchland aber iſt jetzt an ſich und nach außen 
hin nicht in der Lage, ſich weiterſchaukeln zu laſſen. Gelingt der Verſuch, 
zur Feſtigkeit zu kommen, nicht, ſo mag es gehen, wie es geht. Tragen wir 
ſelbſt dazu bei, dies Schaukeln zu erhalten, ſo trifft uns gerechter Vorwurf. 
Jene Formen geben dem Neich keinerlei Sicherheit. Somit bleibt nur, einen 
an die Spitze zu ſtellen, und da dies nicht quivis ex populo ſein kann, ſo fragt 
ſich, wer? Da finde er niemand als einen aus den Fürſtenhäuſern. Welcker 
habe ihm ſehr ergreifend davon geſprochen, daß der eine Preußens König 
ſein werde; aber er frage dem entgegen, ob nicht Oſterreich gewählt werden 
könne, wenn es Mittel finde, ſich aufrichtig mit Deutſchland zu vereinen. 
Damit, daß wir dieſen Paragraph ſetzen, ſprechen wir nicht aus, daß es 
Oſterreich nicht ſein ſoll. Aber er wolle offen ſprechen. Oſterreich will nicht 
kommen, und ſo wenig er Staatsmann ſei, möchte er wünſchen, daß Oſter⸗ 
reich dieſe Völker alle zu Einem Staate vereine; bei dieſer Tendenz aber kann 
es ſich nicht darauf einlaſſen, einige deutſche Gebiete an uns abzugeben. And 
ſo ſage er aufrichtig: Leider ſehe er, daß Oſterreich ſcheiden werde, und hoffe, 
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daß Oſterreich das innigſte Verhältnis mit Deutſchland ſchließe. Wenn 
Welcker ferner geſagt hat, die 88 2. 3 ſeien eine preußiſche Intrigue, ſo wünſche 
er wahrlich, daß dies wahr ſei; er ſelbſt habe von der Preußenfreundſchaft 
in Frankfurt wenig gemerkt. Man frage alle Preußen hier; ja er ſelbſt im 
Ausſchuß habe, ohne jemand verletzen zu wollen, lange meiden müſſen, Preu⸗ 
Ben auch nur zu nennen. Alſo daß jene Beſchlüſſe 2 und 3 von preußiſchen 
Deputierten bewirkt worden, wird der belächeln, der die Verhältniſſe hier 
kennt. Der Grund zu jenen Beſchlüſſen ſei nur geweſen, ein feſteres, einiges 
Deutſchland zu bekommen, und geradeſo iſt hier geſprochen. Es war alſo 
nicht Freundſchaft für Preußen, ſondern das Intereſſe der deutſchen Sache. 
Von den Spezialitäten ſpreche er noch nichtt. 

v. La ſaulx: Es iſt dem Menſchen eigentümlich, zu hoffen, und alle Menſchen 
glauben gern, was ſie wünſchen. So habe auch er geglaubt und am 28. Juni 
für Einen geſtimmt, nicht für drei, und den Einen für den Vorläufer des 
Kaiſers angeſehen. Die Erfahrung aber mit der proviſoriſchen Zentralgewalt 
habe ihn völlig enttäuſcht, und er werde nichts dazu tun, dieſes Experiment 
zu erneuern. Die Herſtellung von Kaiſer und Reich iſt eine hiſtoriſche Sen— 
timentalität. Konſequent müßte man da anknüpfen, wo vor 82 abgebrochen 
iſt, und dies iſt unmöglich. Wie die Dinge nun ſind, bleibt nichts, als eine 
Kollektivſouveränität an die Spitze zu ſtellen. Preußen und Oſterreich ſind 
einander politiſch gleich; keinem kann zugemutet werden, ſich dem anderen 
zu ſubordinieren. Einen Kaiſer wiederſchaffen könnte nur unter der Vor— 
ausſetzung geſchehen, daß Oſterreich von Deutſchland geſchieden ſei und 
bleibe. Aber auch dann, wenn dieſer unſelige Fall eintrete, glaube er nicht, 
daß ein preußiſch⸗deutſcher Kaiſer möglich wäre. Er fürchte, daß alle Anti⸗ 
pathie, die mit Recht und dreiviertel mit Unrecht gegen Preußen hervor— 
gerufen würde, aufgeſtachelt werde, und daß, wenn wir dieſen Verſuch machen 
wollen, unſer Tun zu Ende ſei. Seine Anſicht von Deutſchland ſei ganz 
hoffnungslos. Wir ſtehen da, wo die Griechen in der Zeit des achäiſchen 
Bundes; wenn ein Licht ſterben will, ſo flackert es noch einmal auf, und wenn 
ein denkender Menſch ſtirbt, ſo ziehen ſeine Jugendgedanken an ihm vorüber. 
So auch mit der Herrlichkeit unſerer Geſchichte, die noch einmal aufflackert. 
Die Slawen werden uns auffreſſen, fo in Oſterreich; Windiſchgrätz und Jel— 
lacie die Repräſentanten beider Prinzipien. Er habe nicht den Glauben an 
die Zukunft, den Mut, das Experiment zu machen, den König von Preußen 
von hier aus zum Kaiſer auszurufen. Es iſt dieſer Kaiſer wie der ganze Ruf nach 
Einheit eine retrograde Bewegung. Denn aus der Einheit des Reichs hat ſich 
die Mannigfaltigkeit der Staaten herausindividualiſiert, und es iſt ein antihiſto⸗ 
riſches Beſtreben, unmöglich, ſo wenig, wie jemand wieder jung werden kann. 

Dahlmann: Er wolle den Fluch auf niemanden und auf keinen Plan legen, 
aber er geſtehe, daß er manches verwünſche und wegwünſche. Aber zwei Pläne 
ſind dynaſtiſch, keine deutſchen. Der Turnus iſt die Anarchie nacheinander, 
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die Trias nebeneinander, und ſie würden uns, ausgeführt, zur Anarchie führen. 
Oſterreich betreffend fühle er keinen Groll in ſeinen Adern, aber da iſt eine 
Macht mächtiger als unſer Wille, die uns trennt. And es iſt ſich ein edles 
Ziel ſtecken, wenn man eine geringere Einheit will und kleinere Wirtſchaften 
verſucht, als das Anmögliche vereinen wollen. Wenn Oſterreich nicht mit uns 
kann, ſo mag es neben uns ſtehen und mag die Freundſchaft kommen, wo die 
Einheit nicht möglich iſt. And die Abereinheit wollen, würde die Freundſchaft 
völlig verkehren. Das Volk aber will Einheit; dieſe Einheit und das Leben 
in ſeiner Bruſt werden wir haben, wenn auch auf dem verzweifelten Weg 
der Amwälzung. Das iſt nicht zu meiden und zu ändern. Das müſſen wir, darauf 
muß unſer Plan ſich richten. Er würde nimmer auf die Gegenpläne eingehen. 

Schüler: Er müſſe ſich der Anſicht Welckers anſchließen. Wir dürfen 
Oſterreich nicht aufgeben, es darf und kann ſich nicht abtrennen. Es trifft 
uns ein ſchwerer Vorwurf, daß dieſe Abtrennung ſo weit begünſtigt iſt. Er 
hoffe, daß eine beſſere Politik Oſterreich noch retten wird. Er meine ferner 
mit Welcker, daß das Kaiſertum bei Preußen einen Haß und Zwietracht 
entzünden wird, wogegen nichts mehr zu ringen vermag. Er glaube, daß nur 
eine populare Einheit Deutſchland retten kann, und daher fein Vorſchlag !. 
Er wolle ihn nicht motivieren, ſondern er habe ihn zunächſt eingereicht, um 
ſeine Anſicht für die Zukunft zu dokumentieren; gewiß ſei dies das einzig 
Ausführbare. Wird dieſer Antrag verworfen, ſo werde er ſich der Idee des 
erblichen Kaiſertums immer eher annehmen, als Turnus und Trias. Die 
Idee des Kaiſers iſt freilich freiheitfeindlich, aber die Einheit rettet ſie. Die 
anderen Syſteme bringen weder Freiheit noch Einheit, nur die oligarchiſche 
Einheit des alten Bundes, eine Fürſtenanarchie, eine bloße neue Auflage des 
alten Bundes; ſie würden den Partikularismus und das dynaſtiſche Intereſſe 
verewigen und die Zerſplitterung unheilbar machen. 

Waitz: Es werde ihm ſchwer, in dieſer hochwichtigen Sache zu ſprechen. 
Er müſſe zunächſt perſönlich beklagen, daß er ſich von Befreundeten trenne, 
aber ſeit dem Tage, wo ihm der Siebzehner Entwurf aus der Hand gefallen, 
könne er nicht anders als gegen die Idee des Erbkaiſertums ſprechen und 
dauernd ſprechen. Er werde lieber ſpäter von dem Allgemeinen ſprechen, da⸗ 
mit was er ſage, nicht perſönlich gegen die letzten Redner gerichtet ſcheine. 
Er ſei für die einheitliche Leitung, wie ſchon am 28. Juni, und zwar, daß ſie 
monarchiſch ſei, ſei es durch oder vor der Abertragung. Aber er meine nicht, 
daß dieſe monarchiſche Leitung Einem Hauſe gegeben werden könne. Denn 
er ſehe nicht, daß ein Geſchlecht ſo die anderen überrage und er glaube 
nie, daß Deutſchland ein Einheitſtaat werden könne, ja, er zweifle, daß es 
je in dem Sinn der deutſchen Geſchichte ſei; denn fo viel Verſuche dazu ge= 
macht ſind, erreicht iſt es nie. Deutſchlands Entwicklung iſt nur in der Ver⸗ 
bindung der Einheit und Mannigfaltigkeit zu ſuchen. Daher habe er die Idee 
des Bundesſtaats mit Freude ergriffen, aber da könne kein Erbkaiſer an der 
Spitze ſtehen, er wäre denn darauf angewieſen, das Ganze allmählich auf- 
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zufreſſen. Er müſſe noch ein Wort von Oſterreich ſagen. Er halte noch an 
82 und 3 feſt und ſei der Meinung, daß die Zeit kommen werde, wo die 
öſterreichiſchen Länder darauf eingehen werden und müſſen. Die Tragödie 
iſt erſt am Anfang, und er zweifle nicht, daß das Ende die Zerſetzung ſei. 
Er glaube es, weil er es wünſche, und wünſche es, weil er nicht die Deutſchen 
dort den Slawen überliefern werde, und das deutſche Element dort würde 
nicht ausreichen, in konſtitutionellen Verhältniſſen ſich gegen die ſlawiſche 
Majorität zu behaupten. Anſere öſterreichiſchen Brüder werden zu uns zurück⸗ 
kehren, und wenn ſie jetzt im Streben nach Ruhm ſich von uns trennen, ſo 
werden ſie einſt zu uns flüchten, und eben darum wünſche er eine Form, die 
die Tür für Oſterreich nicht für alle Zukunft ſchließt, und das würde das 
preußiſche Erbkaiſertum. Er nehme auf alle Verhältniſſe Rückſicht, ſelbſt 
wenn fie dynaſtiſch wären. Wir haben die Dynaſtien im mittleren Deutſchland 
nicht zu mißachten, aber mit ihnen werden die Völker weder in Bayern 
noch in Hannover ſich der preußiſchen erblich unterordnen. Von den anderen 
Staaten ſpreche er nicht. Teils kenne er [fie] nicht, teils mögen die Verhält⸗ 
niſſe ſo gelockert ſein, daß da keine Widerſtandskraft iſt. Aber in Bayern 
und Hannover würde es der Gewalt bedürfen, und weder das preußiſche Volk 
noch der preußiſche König würde fie anwenden wollen. Daher keine Erblich⸗ 
keit; es bleibe nichts, als die monarchiſche Oberleitung einem Fürſten in die 
Hand geben, aber nicht erblich, ſondern in freier Form. Sein Plan! mit 
dem zwölfjährigen Wechſel ſei wenigſtens ausführbar und habe den Vorzug, 
etwas anzubahnen, wenn die Geſchichte Neues geſtalten wolle. 
Mittermaier: Er frage ſich zuerſt, was fordere der Zweck, den wir er— 
reichen wollen, und da finde er nun: Ein Oberhaupt aus der Reihe der Fürſten. 
And ferner: Wie iſt dies zu machen? Wie ſieht es mit der Stimme des Volkes 
aus? Er könne nur vom Süden ſprechen. Die Gebildeten haben zwar nicht 
Sympathie für Preußen, aber ſie ſagen, Preußen muß an die Spitze. Die 
niedere Volksklaſſe dagegen empfindet Anwillen dagegen, und die Jugend iſt 
entſchieden anderen Zwecken zugewandt. In neueſter Zeit ſcheint ſich die Stim⸗ 
mung bedeutend geändert zu haben. In Bayern freilich iſt eine Antipathie 
gegen die Wahl Preußens rege geworden, die ihm wehe tue. Als Grund habe 
er nur gehört, daß man Oſterreich hinausgedrängt glaubt. Sowie Oſterreich 
nach §2 und 3 wieder eintrete, ſo würde man wohl weniger gegen Preußen 
haben, wenn nur Oſterreich daneben eine gewiſſe Stellung bekomme. In 
Bayern hat man am meiſten für den Turnus, entſchieden nichts für das 
Direktorium. In Baden habe man beſonders auch in der Kammer den Ent⸗ 
wurf gern aufgenommen. Wir müſſen zur Einheit kommen, ſonſt ſind wir 
verloren. Die Einheit haben wir nur durch einen mächtigen Fürſten. Die 
religiöſen Verhältniſſe ſind nicht ſo wichtig, ihr Einfluß nicht ſo bedeutend, 
obſchon man künſtlich danach trachtet. Er möchte bitten, daß jeder, was er 
über die faktiſchen Verhältniſſe weiß, mitteile. Am meiſten fürchtet man im 
Volk, daß wieder ein Rheinbund komme, und daß dieſer unter franzöſiſchen 
Einfluß komme. Ihm tut eins leid, nämlich daß man vom Miniſterium nicht 
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höre, wie es mit Oſterreich ſtehe, denn wenn wir nicht mit Oſterreich gehen 
können, ſo müſſen wir eine kleinere Wirtſchaft anfangen; nur feſt und einig. 

Wigard: Er müſſe offen ſein, wenn auch auf die Gefahr, anzuſtoßen. Er 
habe lange ſchon dieſen Ausgang erwartet, daß nur darauf das Abſehen ge⸗ 
richtet ſei, Preußen an die Spitze zu bringen. Nun liegt es klar vor. Er müſſe 
ſich ſowohl gegen den erblichen Kaiſer erklären, als gegen den preußiſchen König. 
Was Laſaulx geſprochen, ſei ihm aus der Seele gegriffen, und dies ſei natürlich, 
denn hier begegnen fie ſich beide auf dem Wege der Geſchichte; denn was ge- 
weſen ſei, läßt ſich nicht herſtellen und heraufbeſchwören. Die Kaiſeridee iſt 
nicht lebenskräftig. Tun Sie, was Sie wollen, wenn Deutſchland noch eine 
Geſchichte haben ſoll, ſo iſt es die republikaniſche. Drücken Sie die Augen zu, 
ſo feſt Sie wollen, es hilft Ihnen nichts. Machen Sie den Kaiſer, ſo werden 
Sie die Verfaſſung auf ſehr kurze Zeit gemacht haben. Ebenſo ſei er der 
feſten Aberzeugung, daß das Kaiſertum in den einzelnen Staaten unrettbar 
verloren iſt. Er habe nie gewaltſamen Amſturz gewünſcht oder geraten, aber 
er könne die Augen nicht verſchließen vor dem, was da kommen muß. Wenn 
man das aber ſieht, wozu dann auffriſchen, was nicht mehr zu halten iſt, 
warum Krone auf Krone häufen, die ſchon glanzlos iſt? Laſſen wir die 
Fürften, bis die Zeit fie niederreißt, aber die Forderungen der Zeit find 
nicht auf einen Kaiſer gerichtet. Er könne von Sachſen berichten, Dresden 
iſt keine wühleriſche Stadt, aber die Kaiſeridee findet nicht bei einem Zehntel 
der Bevölkerung Anklang, wie ſein Wahlmanifeſt ausdrücklich enthalte. 
Wenn er nun behaupte, daß dieſer Vorſchlag auf Unkenntnis des Ent⸗ 
wicklungsganges der Menſchheit beruhe, ſo ſei er zugleich ganz gegen den 
Geiſt der Neuzeit, weil die Kronen ihren Nimbus verloren haben. Endlich 
ſei die Kaiſeridee gegen die geſunde Vernunft. Es läßt ſich vor ihr nicht recht⸗ 
fertigen, daß irgendein Menſch von den Windeln aus ſoll beſtimmt ſein, über 
andere zu herrſchen. Endlich fragt ſich, ob die Nationalverſammlung berech⸗ 
tigt ſei, alle künftigen Generationen zu verbinden, die Form anzunehmen, die 
ihr beliebt; das glaube er nimmermehr. Endlich kommt hinzu, daß die Ver⸗ 
hältniſſe Deutſchlands, wie ſie vorliegen, ganz anderes fordern, und darum 
ſtimme er denn mit Welcker. Freilich iſt es unſere eigene Schuld, daß wir in 
dieſe Lage mit Oſterreich gekommen ſind, aber ebenſo glaube er, daß dieſe Los⸗ 
löſung nur momentan iſt. Wenn man nun für die Möglichkeit des Ab⸗ 
trennens ſofort die Gelegenheit wahrnehme und erhaſche, um das preußiſche 
Fürſtenhaus auf den Thron zu ſetzen, ſo iſt das unrecht, und es verletze, geſtehe 
er offen, ſein ſittliches Gefühl, daß man ſo Oſterreich gleichſam hinauswerfe in 
dem Moment, wo es unrecht hat. Er ſtehe auf dem Boden der Einheit Deutfch- 
lands, und wenn Oſterreich nicht gutwillig will, ſo müſſen wir mit Gewalt 
verſuchen; denn wir haben nicht das Necht, auch nur ein Sandkorn abzugeben. 
Wir würden Schmach auf Deutſchland und auf uns häufen. Auf Turnus und 
Trias gehe er nicht ein. Auch Schülers Vorſchlag ſei bildungsfähig, denn 
wenn man ſich nur auf den republikaniſchen Standpunkt begeben wolle, ſo 
werde man einſehen, daß dies konſequent ſei. Aber nicht das Tote wieder beleben, 
das hat nur einer gekonnt, wie wenigſtens eine Schrift ſagt; er könne es nicht. 
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Beſeler: Wie ſtanden wir im März? Zwei Großmächte und Rlein-Deutfch- 
land von beiden abhängig. Die neue Bewegung, die weſentlich einheitlich und 
freiheitlich war, ward beſtimmt dadurch, wie die drei Maſſen ſich geſtalten 
werden. Er begreife nicht, wie man jetzt noch zweifeln kann, daß Oſterreich, 
Regierung und Volk, ſich zuſammenhalten wolle. Aber Oſterreich als Ge⸗ 
ſamtmonarchie kann nicht fein Heer und Finanzen uſw. auf das Reich über- 
tragen. Wie Preußen? Es hat ſeine nicht deutſchen Provinzen aufnehmen 
laſſen; es hat, anderes zu übergehen, die oktroyierte Charte vorbehalten nach 
uns zu regulieren. Die kleinen deutſchen Staaten find mehr oder weniger 
zum Widerſtand geneigt oder nicht, Gefahr iſt da wenig. Es fragt ſich, wie 
weiter Preußen ſich ſtellen will. Er wolle berichten, wie es ſich mit Preußen 
verhält, denn er komme aus dem ſtockpreußiſchen Pommern. Da iſt man be⸗ 
reit, ſeinen Waffenruhm, Armee, Geſetzgebung und diplomatiſchen Verkehr 
an Deutſchland zu geben, aber man iſt nicht bereit, dies ohne weiteres zu tun. 
Preußen wolle in Deutſchland aufgehen wie einſt Brandenburg in Preußen. 
Aber wenn man fordert: Preußen, gib Heer und Finanzen und deine Stellung 
in der Welt hin und begnüge dich mit einem Turnus und einem Drittel Reichs: 
gewalt, ſo geſchieht das kaum. Es wäre möglich, daß romantiſche Neigung 
an hoher Stelle geneigt wäre, ſich hinzugeben; das Volk tut es nicht, das 
Volk will für das Geopferte Entſchädigung. Man kann Preußen nicht mit 
den anderen Staaten gleichſtellen. Was hat Oſterreich für Deutſchland getan? 
Ich bitte Sie doch, was hat Oſterreich uns in ita lieniſchen Angelegenheiten 
Rückſicht geſchenk? Wollen wir einen Bundesſtaat, ſo müſſen wir eine 
Würde ſchaffen, die nicht auf alle gleich verteilt iſt und Preußen erhalten 
muß. Nun wird geſagt, es gehe nicht, Bundesſtaat und Erbmonarchie. Er 
traue ſich nicht die Sicherheit zu, es zu bejahen, wie Waitz es verneint. Aber 
man ſehe doch, welche Garantie wir geſchaffen. Ob die Erblichkeit das RNeichs— 
gericht und Staatenhaus aufzehren wird, bezweifle er, wenn anders wahres 
Leben in dem Partikularismus. Aber es muß der Verſuch gemacht werden; 
es genügt nicht zu ſagen, es geht nicht, denn alles andere geht noch weniger. 
Gewiß gibt die Erbmonarchie Anlaß zu vielen Angriffen, aber jeder Gegen- 
plan iſt noch unendlich viel ſchwächer und angreifbarer. Es geht nicht, den 
Bundesſtaat zu konſtruieren und Preußen wegzuwiſchen, damit alle gleich 
ſeien. Soviel im allgemeinen. Hannover iſt nicht, wie Waitz ſagt, der nur 
Göttingen und Hannover ſelbſt kennt, die Marſchen und Oſtfries land find nicht 
abgeneigt. In Bayern, ſagt man, ſei die Sache nicht entſchieden, und doch 
find zwei Bayern an jenem Antrag des Augsburger Hofes? beteiligt; und ähn- 
liches hört man von vielen, beſonders Franken. Gewiß iſt viel Widerſpruch 
auch im Volk, da müſſe man kompenſieren. Gewiß werden dieſe Schwierig— 
keiten leichter kompenſiert, als daß man Preußen anfängt zu behandeln wie 
irgendeinen kleinen Staat, beſonders ſeit den letzten Tagen. Der deutſche 
Bundesſtaat iſt nur eine Frage der Einheit und Macht; wollen wir etwas 
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ſchaffen, was Garantie und Dauer hat, ſo müſſen wir dies Neue mit Macht 
ausſtatten, und dieſe Macht iſt das Preußentum und nicht Oſterreich, für 
Deutſchland nicht Oſterreich, denn Oſterreich iſt keine deutſche Macht, hat 
nur deutſche Beſtandteile. Preußen iſt ganz deutſch. Er könne ſcheinen, Parti⸗ 
ſan von Preußen zu ſein, aber wenn man ihn für einen ehrlichen Mann halte, ſo 
bekenne er, daß er vieles in Preußen nicht möge, ſondern es habe ihn Aber⸗ 
windung gekoſtet, dieſe Idee zu faſſen. Nach Waitz freilich müſſe man Oſter⸗ 
reich den Rücktritt geſtatten, d. h. alſo, daß Oſterreich nach zwölf Jahren an 
die Reihe kommt. Aber er glaube, daß ſchon nach zwölf Jahren dies Ober⸗ 
haupt nicht mehr preußiſch, ſondern deutſch ſei. Kommen aber die öſterreichi⸗ 
ſchen Provinzen, wie natürlich, einzeln, dann wird es nicht möglich ſein, daß 
Preußen ſich unterwirft !. Aber dies find Eventualitäten. Wir tun jetzt, was 
geboten iſt. Das Programm der Miniſter iſt populär, da iſt keine Täuſchung 
mehr möglich, aber eine geſunde Freundſchaft werden und können wir ſchließen. 
Es iſt noch von allerlei ſonſt geſprochen worden, ſo von der Konfeſſion. Das 
kann ſein oder auch nicht; werden die Grundrechte eine Wahrheit, ſo ſchwindet 
dieſer Hader, oder man müßte die Grundrechte gefliſſentlich vorenthalten. 
Endlich noch eins 2. Im vorigen Jahrhundert hätte jeder es für unmöglich ge- 
halten, daß das Volk neben dem Königtum Recht haben könne; ſagt man 
jetzt, daß die Monarchie die Einzelſtaaten zerſtöre, ſo ſcheint dies ebenſo. Ich 
ſage, wir müſſen den Wurf wagen, und es iſt ein großer Wurf, und wenn wir 
jetzt mit kleinen Künſteleien und Palliativen an die großen Verhältniſſe gehen, 
dann find wir verloren. Wollen Sie nicht das Größte — und das iſt die erb⸗ 
liche Monarchie in Deutſchland trotz Wigard — greifen Sie nicht danach, 
ſetzen wir nicht alles an alles — dann mögen wir uns beſcheiden, machen den 
Bund wieder, haben kein Sandkorn Erde verloren, aber es iſt ein Jammer. 
Es gibt hier Männer, die für nicht entſchieden, nicht Patrioten gelten, viel⸗ 
leicht weil ſie nicht den Mund voll nehmen, aber er ſage: Dieſe Männer werden 
in dieſer Frage feſt und entſchieden ſein, und würden ſich ſchämen, ſo nach Hauſe 
zu kommen. | | 

Es wird in der Beratung über das Oberhaupt fortgefahren. Jürgens: 
Wir haben geſtern gehört, daß wir uns auf der Höhe der Situation halten 
ſollen, aber wir dürfen nicht darüber hinaus gehen. Es iſt klar, wir haben 
eine ſchmerzliche Wahl zu machen; was wir auch tun, es wird uns ſchmerzen. 
Ein erbliches Kaiſertum — Oſterreich ausſcheidend — würde ein ſehr ſtarkes 
Kaiſertum fordern. Dazu würde gehören, daß Preußen ſeine eigene Ver⸗ 
faſſung, ja feine Reſidenz aufgibt. And er zweifle, daß dies dem Sinn des 
Volkes und gar des Königs entſpreche. Man würde irgendwelchen Zwang 


1Haym 240: So haben fie ſich Deutſchland und nicht Preußen zu unterwerfen. 

2 Haym 240: Man argumentiert endlich aus dem Begriff des Bundesſtaats. 
Meine Herren, als im vorigen Jahrhundert der Abſolutismus herrſchte, wer hätte 
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anwenden müſſen, Zwang gegen Preußen, Zwang auch gegen Bayern, das 
dann in Oſterreich, ja noch bei anderen Mächten Rückhalt haben werde. Alſo 
Krieg mit Oſterreich, ja mit Europa — ein ſchlechter Anfang zur Einheit, 
zum Staate. Jedenfalls! würden die Dynaſtien alle ſich ungern unterwerfen. 
Die Antipathie im Volke werde erwachen. Die katholiſche Antipathie komme 
hinzu. Jedenfalls ein ſtarkes Kaiſertum erreicht man nicht. Fragt ſich weiter, 
ob es durchzuſetzen iſt; er zweifle. Bayern und Oſterreich zwingen, iſt ſehr 
bedenklich, beſonders da noch andere Kriege, beſonders mit Dänemark, be- 
vorſtehen; die Nation ſcheine nicht ſtark genug, Großes durchzuſetzen. Wohl 
will die Nation Einheit, aber ob um den Preis, den es gilt, ſcheine ihm zwei⸗ 
felhaft. Nach ſeiner Beobachtung habe die Nation keinen ſtarken, einigen 
Willen, die Nation iſt vielmehr in großer Erſchlaffung, nicht fähig, Großes 
durchzuſetzen. Mit einem Wort, er glaube nicht, daß wir die Kraft haben, ſo 
große Dinge durchzuſetzen. So ſcheint der Plan zu einem Erbkaiſertum noch 
nicht reif. Wir werden uns vorerſt mit einem mäßigeren Ziele begnügen 
müſſen. And das iſt entweder Trias oder Turnus, und noch ſchwanke er 
zwiſchen beiden. Aber dieſer Zentralmacht wünſche er dann möglichſt viel Be- 
fugnis zugewendet. 

v. Rotenhan?: Er tonne nicht Laſaulx' Anſicht fein, daß das deutſche Volk 
am Rande des Anterganges ſei; er glaube, daß im Volk noch mächtige Kräfte 
find, um zu einer großen Zukunft zu gelangen. Unter allen Völkern Europas 
ſei kein Volk friſcher und lebens fähiger. Aber wenn er ſich frage, welches 
denn die Miſſion für das deutſche Volk ſei, ſo finde er nur, ſeine Freiheit in 
der Form des Föderativſtaates auszubilden. Während England feine Frei- 
heit in der Verbindung des demokratiſch⸗ariſtokratiſchen und monarchiſchen 
Elements gefunden hat, ſo fehlt Deutſchland gerade dies Mittelglied und iſt eben 
jetzt ganz zerſtört, es finde dafür die Dezentraliſation in der Mitte ſtehen. So 
müſſe denn die Zentralgewalt nach ſeiner Meinung ſich konſequent aus dem 
Föderativſyſtem auferbauen. Dies kann aber nicht fein mit der Erblichkeit, 
mit einem bevorzugten Lande und Staate. Gehen wir die Kräfte dieſes Landes 
durch, ſo wird die Armee dieſes bevorzugten Staates in der Reichsmacht wie 
eine Garde ſein, die erſten Kräfte der Verwaltung werden aus den Männern 
gewählt, die im Intereſſe dieſes Staates erwachſen ſind, und wenn dies auch 
noch ſo ſehr vermieden wird, ſo wird man nicht das Mißtrauen der anderen 
Staaten vermeiden können. Die Politik Deutſchlands wird ſtets als die dieſes 
einzelnen Staates erſcheinen. Somit wird ſolche Organiſation nur dahin 
führen, entweder daß die anderen Staaten ſich ſukzeſſiv anſchließen oder 
daß der Keim der Zerſtörung arbeitet. Vielleicht beides zugleich, denn es 
wird wiederkehren, was die Geſchichte des deutſchen Kaiſertums ſchon 
früher gezeigt. Der deutſche Kaiſer hat die Einheit nur ſolange repräſentiert, 
als ſich ein Begriff damit verband; als das aufhörte, die Völker Deutſch— 
lands zu durchdringen, ſo war die Abſonderung der einzelnen Staaten und 
Stände die notwendige Folge, und alles ging auseinander. Alſo, wollen wir 
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eine lebensfähige Gründung, fo muß die Zentralmacht aus dem Ganzen her— 
vorgehen. Dies kann freilich nur in Formen geſchehen, die man als unvoll- 
kommene dargeſtellt hat. Er verkenne dieſe Anvollkommenheiten nicht, aber 
er geſtehe, daß ſie nicht größer als die des Erbkaiſertums ſind, und daß man 
überhaupt nicht das Vollkommenſte wollen müſſe. Wenn man nicht tabula 
rasa hat, fo läßt ſich nie das Vollkommene erreichen. Auch ſei die Sache nicht 
ſo gefährlich, wie man meint. Die Einheit liegt in Parlament und Miniſtern; 
und bei dem Streben der Nation nach Einheit wird dort ſtets die Idee der 
Einheit vorhanden ſein. Die Hauptſchwierigkeit iſt Oſterreich. Aber er denke 
ſich nicht unmöglich, daß Oſterreich für einen Bundesſtaat erhalten werde, 
wenn man nur gewiſſe Ausnahmsſtellung gewähren will. Oſterreichs Zukunft 
wird eine föderative ſein, und wenn man auch augenblicklich nur auf ſtärkere 
Vereinigung aller Kronen ſtrebt, ſo wird die Auseinanderlegung in beſondere 
Staaten unvermeidlich ſein und in Wien nur eine Zentralſtelle bleiben, etwa 
in der Form von Ausſchüſſen. Dabei iſt gewiß nicht ausgeſchloſſen, daß jeder 
der Staaten feinen eigenen Gang in Geſetzgebung uſw. geht, fo daß die deut⸗ 
ſchen Gebiete die deutſchen Geſetze uſw. aufnehmen können. Wenn auch dar- 
aus viele Mißſtände entſtehen, das Heer nicht rein deutſch ſein kann, die 
Politik europäiſch und nicht deutſch iſt, uſw., ſo wiegen dies doch die Vorteile 
auf, die Deutſchland von Oſterreich haben kann. Die Gefahr, durch Oſterreich 
in Krieg verwickelt zu werden, iſt nicht ſo groß wie der Nutzen, daß uns Oſter⸗ 
reich in jedem Kriege beiſteht. Ein bloß völkerrechtliches Verhältnis iſt zu 
loſe, und es entſteht die Gefahr einer ſlawiſchen, einer ruſſiſch— öſterreichiſchen 
Politik, die uns vernichten würde. Wir müſſen jedenfalls für Oſterreich einen 
Platz offenhalten. Er finde auch nicht, daß Oſterreichs Politik uns bisher 
feindlich geweſen, es liegt in der Natur fo ungeheurer Umgeftaltung, daß 
Oſterreich ſich zuerſt ſelbſt wieder finden muß. Was alſo iſt das Nefultat? 
Der Turnus ſcheint fürs erſte am angemeſſenſten. Damit kommt die Leitung 
gleich in Eine Hand; wir können Preußen den Anfang machen laſſen, Oſter⸗ 
reich wird einwilligen, weil es Zeit gewinnt, ſich zu ordnen. Die anderen 
Staaten werden eine Entſchädigung finden in der Ausſicht. Es fragt ſich 
nur, ob Preußen ſich damit begnügen werde? Man höre ja und nein, jeden⸗ 
falls könne man es abwarten. Wir werden in dieſem Punkte nicht ohne Ver- 
einbarung fertig werden. Sollte dies nicht eintreten, fo iſt die Trias eine frei- 
lich ſchlechtere Aushilfe. Aber auch da laſſen ſich Formeln finden, etwa ein 
Präſidium, das dann den Mächtigſten entſchädige und in deſſen Hand dann 
die laufenden Geſchäfte ſind, während die beiden anderen nur in beſtimmten 
formulierten Fällen beizutreten haben. Aberdies wird im Zweifelsfall ſtets 
das Präſidium entſcheiden. Haben wir nur erſt Parlament und Miniſter, 
ſo werde die Strebung Deutſchlands zu Einheit und Größe ſich ruhig ge⸗ 
ſtalten. 

Ahrens: Vor allem müſſen wir fragen, was iſt die Aufgabe der National⸗ 
verſammlung, und unter welchen Bedingungen kann ſie erfüllt werden? Der 
Ruf nach Einheit iſt mächtig ertönt, aber das Volk will Einheit in der Ge- 
ſamtheit der Grundlage und in der Spitze. Die Grundlage muß das Gemein⸗ 
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ſame aller deutſchen Gebiete ſein, daher darf keine Spanne Land verloren 
werden. Als er zuerſt § 2 und 3 geſehen habe, da ſtand ihm gleich wie ein 
Schreckbild das vor der Seele, was nun eingetreten iſt. Er glaube, es ſei ein 
Mißgriff geſchehen; er hoffe, daß man ihn wieder gutmachen könne. Für ihn 
ſei die Bedingung jeder Form, die wir feſtſtellen, daß Oſterreich nicht von uns 
getrennt werde. Aber in der Kaiſerwürde erſcheine ihm nicht das Symbol 
der Einheit, ſondern die Quelle der Zerwürfniſſe, denn damit wird uns Oſter⸗ 
reich und Süddeutſchland verloren gehen. Seine Fibern haben ſich empört 
bei dem Gedanken, daß die Nationalverſammlung ein großes Land von 
Deutſchland abtrennen könne. Es würde dies eine Selbſtverſtümmelung ſein. 
Vor zwei Jahrhunderten haben wir Elſaß verloren, und nun ſollen wir mut⸗ 
willig den ſchönſten Teil Deutſchlands fortwerfen. Oſterreich iſt in einer 
großen Kriſis begriffen, aber wir können dieſer noch die Richtung geben, und 
dieſe muß in Deutſchland bleiben. Ziehen wir jetzt die Bruderhand ab, ſo 
opfern wir Oſterreich den Slawen, die ſich zum erſten Male geregt haben. 
Geben wir jetzt Oſterreich preis, ſo iſt es vielleicht für lange Zeit. Holland, 
Belgien hat ſich von uns getrennt; es wird lange dauern, ehe wir ſie wieder 
gewinnen. Weil das ganze Slawentum ſeine Wucht über Oſterreich ausüben 
will, darum muß ein ſtarkes Deutſchland eine große Gegenwucht ausüben und 
Oſterreich mit uns in innigem Verband bleiben. Nun entſteht die Frage, 
welche politiſche Form geſchaffen werden ſoll. Er müſſe hier eine kurze Ge⸗ 
fchichte feines politiſchen Glaubens geben. Als er nach 18 Jahren Exil wieder 
nach Deutſchland kam, kam er zu der Anſicht, daß an der Spitze ein Fürſt 
durch freie Wahl geſtellt werden müßte. Kurz darauf erſchien der Entwurf 
der Siebzehn, der habe ihn ſehr ſtutzig gemacht. Zuerſt glaubte er den Entwurf 
von Männern ausgegangen, die einige Jahrhunderte den Epimenidesſchlaf 
geſchlafen, aber er ehre die Männer und ſei in ſich gegangen, habe ſich be- 
ſonnen, geſchwiegen. Hier nach Frankfurt gekommen, trat ihm eine neue Idee 
entgegen, die einer republikaniſchen Spitze. Er habe die Anausführbarkeit 
völlig erkannt, erkannt, daß dieſe Spitze ſofort abgebrochen werden würde, die 
dynaſtiſchen Intereſſen nur erneuern und ſteigern würde. Darauf ſind der 
Turnus und die Trias vorgekommen, beide ihm ganz widernatürlich. Denn 
eine Einheit muß da ſein, gegründet durch den Nationalwillen, alſo ein Mit⸗ 
produkt des nationalen Willens. Daher gegen Turnus und Trias. And ſo 
ſei er definitiv auf ſeine erſte Anſicht zurückgekommen. Eine Wahl unter den 
Fürften durch die Nationalverſammlung auf beſtimmte Zeit. Und er freue 
ſich, daß Waitz dieſe Anſicht dargelegt habe, der doch auch einen praktiſchen 
Sinn habe. 

Schüler: Geſtern habe er mit wenigen Worten ſein Bedenken gegen die 
verſchiedenen Vorſchläge geäußert. Es könne ein Widerſpruch ſcheinen, daß 
er erſt von [der] Kaiſeridee geſagt habe, daß ſie Deutſchland zerreißen würde, 
und doch eventuell ſich für dieſe ausgeſprochen. Aber das ſei doch wohl zu 
vereinbaren. Er habe überall die Stimme des Volkes zu hören verſucht; 
überall bis zum Juni: Nur kein Kaiſer! Wir haben an den 34 genug. In jener 
Zeit, wo man — gegen den Kaiſer proteſtierte, war zugleich großer Haß 
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gegen Preußen, und gegen dieſes war die Anſicht gerichtet. Jetzt hat ſich 
dieſe Anſicht geändert, und gerade die Demokraten ſprechen ſich entſchieden 
für Preußen aus, die monarchiſche Partei mit ihnen. Dieſe will eine Hegemonie 
Preußens und daneben die anderen Fürſten. Die Demokraten wollen damit 
die anderen Monarchen verſchwinden laſſen. Preußen muß dann für alle 
gleich fein, keine Hegemonie mit Nechtsungleichheit zwiſchen den Preußen 
und Nichtpreußen in Deutſchland. Alle gemachten Vorſchläge gehen auf Ein⸗ 
heit hin, die auf Rechtsungleichheit beruht, auf einem Herrſchen eines Staates 
über andere. Schafft man dies weg, ſo iſt man überall zufrieden, ſelbſt in 
Bayern. Alſo jene Nechtsungleichheit muß hinweg. Es würde dasſelbe 
kommen, wenn man einen Turnus oder Trias macht. Wenn man einmal an die 
Dynaſtien anknüpft, ſo kommt man nie zu der gleichen Berechtigung aller 
Deutſchen. Die Idee des Kaiſers erſt würde noch die Einheit am meiſten re⸗ 
präſentieren. Am meiſten würde der Entwurf des Augsburger Hofs! ihm 
zuwider ſein, der die Kaiſerkrone an eine beſtimmte Krone anknüpft. Selbſt 
bei ſeinem Plan würde er nur einem Fürſten ſeine Stimme geben, nur nicht 
einem mit der Hausmacht, der mit feinem materiellen Übergewicht alle Frei⸗ 
heit erdrücken würde. Er glaube, das Oberhaupt, wie es auch heißen mag, 
muß ſeine Macht und ſein Recht ganz durch das Volk haben, nicht durch 
ſeine Hausmacht. So würde er nie Oſterreich ſeine Stimme geben, wo die 
Macht Angarns uſw. unterdrücken müßte. Ein Fürſt mit der Hausmacht 
müßte dieſe ſofort aufgeben. Daher gefalle ihm die Idee Stockmars mit der 
Auflöſung der preußiſchen Monarchie, und dies könne vielleicht ſo formuliert 
werden, wie er? getan, nur er werde nicht dafür ſtimmen. 

Deiters: Er habe zu großes Mißtrauen gegen fo allgemeine hiſtoriſche An⸗ 
ſchauung und ſetze zu wenig Vertrauen in ſeinen Blick, als daß er in der Art wie 
manche Vorredner, wagen möchte, ſeine Anſicht darzulegen. Er wolle nur einen 
Vorſchlag machen, den er früher gefaßt, aber mißtrauend, da niemand darauf 
gekommen. Zunächſt gegen Schüler müſſe er entſchieden behaupten, daß ein aus 
allen Deutſchen Gewählter, ohne alle Rückſicht auf die Macht, die Einheit 
[nicht! werde behaupten können. Er ſei dafür nicht bloß, daß ein Fürſt an die 
Spitze trete, ſondern es müſſe auch nicht ein Fürſt ohne Land ſein. Davon aus⸗ 
gehend, müſſe er ſich ferner gegen Trias ausſprechen, die iſt ebenſowenig jetzt 
wie am 28. Juni ausführbar. Alſo er meine, ein Regierender muß an die 
Spitze. Etwa Turnus? Er glaube, daß dies eine Anarchie nacheinander iſt. 
Alſo jedenfalls ein Lebenslänglicher aus den regierenden mächtigen Fürſten. 
Da gibt es einen doppelten Weg, entweder es wird gewählt oder es wird eine 
kontinuierliche Folge eingerichtet. Aber das Wahlkaiſertum hat die Geſchichte 
gerichtet. Es muß eine Kontinuität verfaſſungsmäßig beſtehen. Er müſſe ſich 
von der Erblichkeit entfernen als nicht hier angemeſſen, es muß eine andere 
Art der Kontinuität geben. Gegen die Erblichkeit iſt die Eiferſucht der Dyna⸗ 
ſtien, der Länder, iſt die Gefahr, daß aus dem Bundes- ein Einheitſtaat 
werde. So wolle er denn die Kaiſerwürde zwiſchen den mächtigſten Staaten 
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wechſeln laſſen, zwiſchen Preußen, Oſterreich, Bayern. Dies wäre keine bloße 
Anknüpfung an die Dynaſtien, ſondern auch an die Länder. Wenn dieſe An⸗ 
ſicht keinen Anklang fände, jo würde er ſich für den Erbkaiſer entſcheiden 
(Erbpacht, nicht Zeitpacht, aber doch Turnus). 

Detmold: Er ſei entſchieden gegen den Erbkaiſer. Er gebe zu, daß der 
ſich auf dem Papier und nach außen hin am beſten macht. Aber er mahnt ihn 
an Rolands Stute, die alle Vorzüge hatte, nur einen Fehler, den, daß fie 
tot war. Er mahne nur an Oſterreich: Die Schmach aller Jahrhunderte hat 
Deutſchland unzerriſſen erhalten, und wir ſollen Oſterreich aufgeben! And 
dann, müſſen wir nicht dieſelbe Freiheit des Entſchluſſes an die anderen Länder 
laſſen? Oder gibt es indirekte Zwangsmittel, etwa Mautlinien? Dies iſt bei 
Hamburg möglich, nicht bei Bayern und Hannover. Die anderen Pläne, 
Turnus und Trias, haben alle Fehler der Extreme und nicht ihre Vorzüge. 
Sein Votum ſei für die Trias; ſie iſt das einzig mögliche. Die Sache wird 
anderswo als hier erledigt, und da wird man ſich für die Trias entſcheiden. 
Eine Einheit wie den Erbkaiſer läßt ſich nicht machen. Das Geſchrei nach Ein- 
heit war meiſt nur Oppoſition. Iſt es mehr, ſo wird ſich die Sache leicht machen, 
und wir ſtehen dann in zwanzig Jahren, ein Atemzug im Leben der Natur, bei 
dem Erbkaiſer. 

Reh: Er ſtimme nicht mit Laſaulx, daß Deutſchland ein Sterbender ſei, 
auch ſei er nicht ſo tief in ſeiner Hoffnung geſunken wie Jürgens. Es wird davon 
abhängen, was die Nationalverſammlung ſich zutraut, und das wird durch— 
gehen. Es ſind fünf Pläne vorhanden, die nacheinander vorgeſchlagen ſind. 
Er ſelbſt ſei gegen jede Kollektivſo uveränität, wie fie auch ſei; er wolle nur 
Einen an der Spitze; es frage ſich, ob wechſelnd oder ſtändig. Es würde ihm 
wenig Bedenken koſten, einen erblichen Kaiſer zuzugeſtehen, wenn die Ver— 
faſſung die möglichen Mißbräuche des Oberhauptes ausſchlöſſe. Dieſe Garan- 
tien finde er nicht, vielmehr er finde, daß alle Freiheit mit dieſer Verfaſſung 
gefährdet ſei. Wenn die Verfaſſung namentlich ein ſuspenſives Veto enthielte, 
ſo würde er viel eher beiſtimmen und finden, daß der Schwerpunkt ſtets im 
Parlament läge. Wie die Sache liege, ſtimme er am meiſten mit Waitz. Was 
Oſterreich betrifft, ſo ſchließt er ſich allen guten Wünſchen an. Oſterreich iſt 
gerade noch in der Lage, ſich anſchließen zu können; beharrt es auf dieſem 
zugleich undeutſchen und unpolitiſchen Wege, wie jetzt, fo iſt es für uns ver- 
loren, auch wenn die deutſche Bildung dort bleibt. Oſterreich wird doch ein 
Slawenreich werden, deshalb iſt es die dringendſte Aufgabe, Oſterreich zu 
erhalten. Preußen gegenüber muß er ausſprechen, daß die Stimmung lang 
ungünſtig in Süddeutſchland war, und mit Recht; es hat alle Freiheitsbe— 
ſtrebungen verkannt und gehemmt. Auch könne er die Intelligenz dort nicht 
gerade beſonders hoch zeigen. And die neueſten Ereigniſſe beweiſen nicht das 
Gegenteil. Die neue Verfaſſung iſt nicht ein Zeichen von gutem Willen, 
ſondern durch eine Notwendigkeit abgedrungen. Schließlich: Was ſollen wir 
tun in der Nationalverſammlung? Er erkenne alle Schwierigkeiten uſw. 
Aber das alles bringe er nicht in Anſchlag. Die Nationalverſammlung ſoll 
ruhig ihre Pflicht tun; was daraus folgt, liegt nicht in ihrer Hand. Ihre Ent: 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 19 
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ſcheidung muß gelten, was auch daraus werde. Wenn er in dieſer Beziehung 
getan habe, was er für ſeine Pflicht halte, ſo werde er mit ruhigem Gewiſſen 
nach Haufe gehen. Auch werde der Mißſtand nur von den Fürften ausgehen, 
und wenn dieſe dann auch eine Zeitlang ſiegen, ſo wird endlich doch ihre Stunde 
ſchlagen und der Wille des Volkes durchdringen. 

Rießer: Er könne der Frage des Veto nicht die Bedeutung beilegen wie 
Reh; es iſt nicht möglich, daß bei einer fo mächtigen demokratiſchen Organi⸗ 
ſation die Krone etwas gegen das Volk durchſetze. Er müſſe das Volk ſelbſt 
geringſchätzen, wenn das abſolute Veto etwas wirken könne; ja ſelbſt ein ſus⸗ 
penſives Veto würde die Krone nie in vollem Maße verwenden können. In 
der Hauptſache habe er einiges über die präjudizielle Frage zu ſagen. Oſter⸗ 
reich betreffend geſtehe er, daß er in den getanen Äußerungen viel Anklares 
ſehe; man möge doch eine beſtimmte Formulierung über dieſes Verhältnis 
verſuchen. Oſterreich hat nicht etwa gegen einzelne Beſtimmungen, die hier 
gefaßt find, proteſtiert; da hätte man noch die Möglichkeit des Anterhandelns. 
Aber von Oſterreich iſt gegen alles proteſtiert: Macht ihr eure Sache fertig, 
und wir auch, und dann wollen wir weiter ſehen. Wie aber ſoll man alles 
fertig machen können, und doch mit Oſterreich ſich ſo verhalten, wie hier ge⸗ 
wünſcht wird? Man hat nun alles auf die unglücklichen SS 2 und 3 geſchoben, 
namentlich Welcker, der bei unſeren mühſeligen Debatten nicht anweſend war. 
Es ſeien jene Paragraphen eine willkürliche Theorie, nur um das Syſtem ab- 
zurunden. Aber tft denn ein anderes mögliches Syſtem entgegengeſtellt wor- 
den? Iſt nicht die Perſonalunion das einzig mögliche im Bundesſtaat? War 
ohne dieſe Paragraphen die Frage freier? Konnte Oſterreich ſeine auswärtige 
Politik, ſein eigenes Heerweſen für ſeine deutſchen Gebiete aufgeben? Iſt 
nur eine Beantworkung dieſer Fragen von dieſen Herren verſucht, die das 
Schreckbild der Trennung ſo lebhaft ausmalen? Wenigſtens dies könnte man 
von ihnen verlangen. Eine haltbare Grundlage, auf der man ſich gewiſſenhaft 
beantworten könne, ob noch ein Verhältnis mit Oſterreich denkbar iſt, dieſe 
Grundlage iſt nicht einmal verſucht. Dieſe Präjudizialfrage bewegt ſich bis⸗ 
her in ſolchem Nebel, daß gar nicht weiterzukommen möglich iſt, wenn wir 
auch noch acht Tage ſprechen. 

Briegleb: Er knüpfe hier an; auch er glaube, daß die Löſung dieſer Auf⸗ 
gabe abhängt von unſerer Auffaſſung dieſer Frage; nur daß er überzeugt ſei, 
daß wir ſchon ein völlig klares Urteil haben können. Er nehme an, daß die 
deutſchen Provinzen Oſterreichs unentbehrlich für die Herſtellung der Geſamt⸗ 
monarchie ſeien, und dies Zuſammenlaſſen iſt nicht bloß ein öſterreichiſches und 
deutſches, es iſt ein europäiſches Bedürfnis, das nur durch die deutſchen Pro— 
vinzen möglich iſt. Es kann ſeine Diplomaten, ſein Heer nicht mit an Deutſch⸗ 
land geben. Oſterreich kann und will das nicht. Er glaube ſich nicht zu täuſchen, 
daß der Thronwechſel erfolgt iſt, weil der Kaiſer nicht ſein Wort brechen und 
Angarn niederwerfen laſſen konnte. Das Programm iſt klar: Was Oſterreich 
kann, gründet es auf die klaren Verhältniſſe, und was es will, hat Oſterreich 
mit löblicher Offenheit dargelegt. Iſt [eg] nun unmöglich, daß die deutſchen 
Provinzen von der Geſamtmonarchie getrennt werden, und kann kein Staat 
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ein doppeltes Leben leben, ſo begreife er nicht den Zweifel. Deutſchland will 
wenigſtens ein Bundesſtaat werden, und den kann man nicht errichten, 

wenn man einem Drittel alle Ausnahmen geſtattet. Oſterreich kann nie ſein 
Heer zur Verfügung des Reichs ſtellen, ſeine Diplomatie noch weniger, es 
iſt reine Anmöglichkeit. Wir ſind gezwungen, andere Grundlagen zu ſuchen. 
Beide Körper müſſen ſich für ſich aufbauen, dann neue Verhältniſſe gründen, 
errichtet auf die wirklichen Intereſſen. Da ſind nun harte Worte geſagt: Fluch, 
Verrat uſw. Er nehme für ſich und feine Freunde in Anſpruch, von Patriotis- 
mus geleitet zu ſein, und wenn es unmöglich iſt, die 45 Millionen in Eine Form 
zu bringen, ſo wollen wir nicht den Vorteil aufgeben, wenn es dem 
Herzen wehe tut. Es iſt beſſer, 32 Millionen in lebenskräftige Form zu bringen, 
als die anderen 15 herbeizuziehen, damit aus allem nichts werde. So formu— 
liere er denn ſein Oberhaupt. Nur in dem einheitlichen Haupt ſei Rettung. 
Was dagegen geſagt iſt, ſind nur dynaſtiſche Auffaſſungen, die wirklichen Inter⸗ 
eſſen des Vaterlandes werden ihren Weg machen, und es iſt beſſer, der Nation 
den rechten Weg zu zeigen, als Hand zu einem Werk zu leihen, das uns ſelbſt 
ungenügend erſcheint. Was gegen den Erbkaiſer beſonders zu ſagen iſt, iſt, 
daß der Kaiſer den Bundesſtaat zerſtören werde; es iſt möglich, der Sinn 
unſeres Volkes ſcheint nicht auf die 34 gerichtet, und daher glaube er, daß 
ein Einheitsſtaat werde, aber nicht durch dieſe Einrichtung des Kaiſers. And 
dann ſehe er nicht die Notwendigkeit, es zu hindern. Wir wollen zur Macht 
gelangen, wie die Malmöer Frage gezeigt. Diefe Ohnmacht und Mißhand— 
lung ertragen wir nicht, und ein Turnus iſt die organiſierte Ohnmacht. Mehr 
noch die Trias. Nur ein einheitliches, erbliches Oberhaupt kann uns eine ſtarke 
Reichsgewalt ſchaffen. Er ſehe darin keine Gefahr. Die natürliche Größe iſt 
die erſte Bedingung der Freiheit, ſtets iſt eine große Nation frei, eine freie 
groß geweſen. Er beſorge keine großen Hinderniſſe. Die Macht der Idee iſt 
zu groß, alle beſten Männer ſind für uns; auch in der demokratiſchen Richtung 
iſt eine Förderung, ſie wird bald den Irrtum erkennen, daß hier Krone auf 
Krone geſtellt wird; es wird nichts entgegen fein als übel verftandene Inter⸗ 
eſſen der Dynaſtien. Denn widerſtreben fie, fo erhalten fie ſich kein Menſchen⸗ 
alter mehr. Nur die Formel der Einheit kann ſie retten. Widerſtehen ſie, ſo 
werden viele wackere Männer nicht mehr wie bisher ſich ſtellen, ſondern der 
Einheit ſich anſchließen. Man hat von einer rückgängigen Bewegung geſprochen, 
aber nicht das Volk, ſondern die Fürſten haben Deutſchland zerriſſen, und 
jetzt will die Nation das Zerriſſene wieder einigen. Ihm liege daran, eine 
Krone zu bilden, und auch Oſterreich hoffe er zu retten, denn nur, wenn Deutfch- 

land ſtark iſt, können die Oſterreicher einſt zurückkehren. Von dem Reichs⸗ 
lande zu ſprechen ſei ihm nicht unlieb; es ſei ſtets ſein Wunſch geweſen, daß 
Preußen, auf das er ſtets den Blick gerichtet, aufhöre, ein eigenes ſtaatliches 
Leben, ein eigenes Parlament zu haben. Er wolle dies jetzt nicht weiter ver- 
folgen, aber er ſei gewiß, daß dies kommen werde, es ſei die einzige praktiſche 
Löſung der Mediatiſierungsfrage. Die Bemerkung wegen Stockmar veranlaſſe 
ihn, zu erklären, daß er dieſem alles danke, was er könne und wiſſe, und er werde 
nicht mit ihm in Autorſtreit kommen; ſie geht aber von dem Sprechenden aus. 
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Zell: Auch er finde, daß wir jetzt Oſterreich nicht berückſichtigen können; 
er finde, daß viele ihr Gefühl den Verſtand zu ſehr überwuchern laſſen. Er 
ſtimme ganz mit Rießer, er könne ſich nicht denken, wie Oſterreich anders als 
SS 2 und 3 zu uns ſtehen ſollte. Zudem hat ſich Oſterreich völlig unumwunden 
erklärt, und es iſt keine Frage mehr möglich. Sollte ſich Oſterreich noch in 
den nächſten Wochen bekehren, ſo würde er gern für die Trias ſtimmen mit 
wechſelndem Präſidium für Preußen und Oſterreich. Sonach von Oſterreich 
abgeſehen, frage er ſich nur: Sollen wir Preußen erblich oder zeitweiſe an die 
Spitze ſtellen, und da hat jedes viel für und gegen ſich. Preußen an der Spitze 
und doch mit einer Geſamtvertretung in Berlin ſcheine doch unmöglich. Des⸗ 

wegen gehe ſein Beſtreben dahin, daß ſich Preußen in ſeine Beſtandteile 
auflöſe, wie die Rheinlande es längſt erſtrebten. Dies könne nicht erreicht 
werden, wenn Preußen nur für einige Jahre an die Spitze kommt; Preußen 
kann dann ſolchen Selbſtmord nicht machen. Das iſt der Hauptgedanke für 
die Erblichkeit. Dann die Stabilität, daß ſich Preußen mit ſeiner ganzen Macht 
und ſeinem ganzen Willen an die Spitze ſtelle und den aufwuchernden Par⸗ 
tikularismus niederhält. Viele ſagen, daß Preußen unter keiner anderen 
Bedingung ſich an die Spitze ſtellen wolle. Dies ſeien die Hauptgründe dafür. 
Aber die Gegengründe ſcheinen ihm ſtärker, und er ſtimme mit Waitz. B 
ſonders leitend iſt der Widerſpruch der Erblichkeit und des Bundesſtaates; 
ginge er aus von der Hoffnung auf den Einheitsſtaat, ſo würde er für die 
Erblichkeit ſein, denn dieſe wird allmählich mediatiſieren. Aber gerade das 
wolle er nicht, es widerſtrebe der deutſchen Natur und Individualismus. Zu⸗ 
dem iſt der Einheitsſtaat der Freiheit unendlich gefährlich, ſie hat nur in den 
Einzelſtaaten ihre Rettung; ja, als Franzoſe würde er eine Föderation der 
Provinzen erzielen. Dann aber in betreff Oſterreichs ſcheine es nicht denkbar, 
daß es nicht zurückkehre, und dies iſt nicht möglich, wenn die Erbmonarchie 
gegründet iſt. Dazu kommt die Antipathie in Bayern; er ſorgt, mit dem 
Schwert Preußens werden wir ſie nicht ausrotten, wir müßten obenein 
Provinz gegen Provinz aufrufen und ähnlich noch anderswo, und ſo ſeien 
denn die Gründe gegen Preußen ſtärker als für. Endlich: Preußen macht gar 
nicht den Anſpruch, erblich an die Spitze zu kommen; ſie ſind befriedigt, wenn 
fie eine Reihe von Jahren voranſtehen. Die dynaſtiſchen Intereſſen endlich: 
Es iſt der König nicht ſehr geneigt, ſich voranzuſtellen, und ſo wird man ſich 
fügen und mit zehn oder zwölf Jahren genug haben. 

Schreiner: Er ſei der feſten Aberzeugung, [daß Oſterreich! um jeden 
Preis bei und in Deutſchland bleiben müſſe. Andere haben die Gründe aus: 
einandergeſetzt. Man habe geſagt, Oſterreich wolle nicht bei Deutſchland 
bleiben. Dazu iſt gar kein Grund vorhanden, am wenigſten iſt ſolche Meinung 
in dem Programm des Miniſteriums ausgeſprochen, als wolle Oſterreich 
nicht in dem bisherigen Verhältnis bleiben. Es ſteht darin nur, was ſchon 
früher und rückſichtsloſer geſagt iſt, nämlich, daß Oſterreich nur in dem Ver⸗ 
hältnis der Vereinbarung ſtehen könne. Das Programm ſagt: Wir werden 
unſere Bundespflichten erfüllen; es iſt damit nicht gemeint, daß man nun 
ſtaatsbündneriſch wolle. Man hat ſich im Grunde nur gegen die 88 2 
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und 3 ausgeſprochen; es läßt neu wählen, ruft ſeine Deputierten nicht zurück, 
wie viele wollen uſw. So finde er alſo keinen Grund anzunehmen, Oſterreich 
wolle ausſch eiden. In betreff der von Nießer aufgeworfenen Frage habe er 
ja gerade früher ein Amendement geſtellt, daß man nämlich die öſterreichiſche 
Regierung ſagen laſſe, was ſie denn wolle, bevor man ſich in die Geſtaltung 
der Spitze einläßt. Er würde ſich für das Erbkaiſertum ausſprechen, wenn 
Oſterreich Ausſicht habe, an die Spitze zu kommen. Man werde ihm das 
fo wenig verdenken, wie den Preußen, die dasſelbe wollen. Daß die öſter— 
reichiſche Hausmacht der Amgeſtaltung Deutſchlands zur Einheit gefährlich 
fei, glaube er nicht. Denn die Gefchichte zeige, daß Oſterreich nie auf Unter: 
drückung der anderen Staaten ausgegangen ſei. Übrigens halte er für jetzt 
ein erbliches Kaiſertum unmöglich, wenn nicht die Liſte vergrößert werden 
ſoll, die nach Einiger Meinung ſchon vorhanden iſt. Daher mache er einen 
Vorſchlag zu einem Direktorium von fünf Gliedern“. 

Gülich: Er habe eigentlich eine ganz eigene Anſicht?. Wir haben vor allem 
darauf zu ſehen, was erreichbar iſt. Da ſind zwei Vorſchläge (Schüler und 
Subkommiſſion), die das Erreichbare ganz außer Augen laſſen; dieſe For— 
men paſſen nicht für den Bundesſtaat. Es paßt die republikaniſche Spitze 
nicht für die Einigung monarchiſcher Staaten, es paßt nicht der erbliche Kaiſer, 
da dies eine societas leonina wäre. Zugleich halte er beides nicht für erreich- 
bar, denn das deutſche Volk will weder Nepublik noch die preußiſche Hege— 
monie; letzteres würde nur zur Zerſplitterung Deutſchlands führen. Er ver— 
kenne nicht das Gewicht der Präjudizialfrage; aber ſie wird ſich ſo bald nicht 
löſen, und wir können nicht darauf warten. Er ſei entſchieden für die Bei⸗ 
behaltung der 88 2 und 3, aber es ſei nicht gemeint, Oſterreich von uns 
zu ſtoßen, und geſchehe es, ſo werde die Attraktionskraft des großen 
Deutſchland groß genug fein, es bald heranzuziehen, und da würden wir 
mit der preußiſchen Erblichkeit die Tür für immer ſchließen. Was Brieg— 
leb vorſchlägt, baſiert ſich auf etwas, was noch nicht da iſt. Dann wären 
noch Trias oder Pentarchie. Das geht gar nicht, denn es würde heißen, die 
Spitze umkehren. Der Turnus iſt die Idee, die mit der ſeinigen am meiſten 
zuſammenfällt. Er wünſche nicht, daß gewechſelt werde in je vier Jahren, 
daß nur drei Staaten teilhaben. Die Idee von Waitz iſt etwas beſſer, ob— 
ſchon es auch ſeltſam iſt mit dieſem Wiederwählen. Entweder es geſchieht 
aus Courtoiſie oder unterlaſſen kränkt es und veranlaßt, ſich zurückzuziehen. 
Er wünſche, daß in den Turnus eintreten können alle deutſchen Regenten, 
und zwar jo, daß auch kleinere Regenten eintreten können, und jeder jedes- 
mal lebenslänglich und zwar gewählt in eigentümlicher Weiſe. Nämlich neben 
dem Kaiſer ſoll ein Statthalter ſtehen bei der erſten Wahl, und nachher ſoll 
das Los entſcheiden. Seine Meinung ſei, daß jetzt Preußen gewählt werde, 
und der Jüngere, der Kaiſer von Oſterreich, als der Nachfolger, und dann 
ſoll das Los eintreten. Würde die Sache während unſeres Hierſeins ſo geord— 
net, daß Oſterreich ausſcheide oder eintrete, jo könnten wir ſchon wählen. Da 
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dies nicht wahrſcheinlich iſt, ſo müſſen wir die Sache unſeren Nachfolgern 
überlaſſen, und ſolange werde der Reichsverweſer bleiben, was er für gar 
fein Anglück halte. In summa: Nie würde er ſich jenen beiden Extremen 
anſchließen. 

v. Soiron: Er Pb aus der Verhandlung von § 2 und 3 entnommen, daß 
Oſterreich nicht ganz mit uns gehen kann, daß alſo das Wegſtreichen jener 
Paragraphen uns zu gar nichts helfen würde, da immer noch viel anderes 
bleibe, das Oſterreich von uns ſcheidet. Da nun jedenfalls das deutſche Volk 
wenigſtens jo viel Einheit haben will, als wir in der Reichsgewalt feſtgeſetzt, 
ſo iſt klar, daß man zugunſten Oſterreichs nicht mehr auf dieſe Einheit ver- 
zichten kann. Wäre aber auch für Oſterreich ſolche Ausnahmeſtellung irgend 
denkbar — wie doch noch niemand hat formulieren können —, fo fragt ſich, 
wenn ein Staat mit halben Pflichten in den Bundesſtaat eintritt, welchen 
Anteil an der Gewalt kann ich ihm geben? And da ſcheitert alle politiſche 
Rechenkunſt. Wie kann man einer beſonderen Armee, einer beſonderen 
Diplomatie Anteil an der Gewalt geben, die das deutſche Heer und die 
deutſche Politik führen ſoll? Das ſind völlige Anmöglichkeiten. Daher gehe 
er, ohne die Dinge in Oſterreich abzuwarten, rundweg von der Voraus— 
jegung aus, daß Oſterreich nicht mit in den Bundesſtaat tritt!. Wenn wir 
nun einen Vundesſtaat ſchaffen ſollen aus monarchiſchen Staaten, die ſich 
in die Souveränität hineingelebt haben, ſo iſt kein anderes Mittel, als den 
ſtärkſten an die Spitze zu ſtellen. Wir haben alle mögliche Oppoſition zu 
erwarten, es iſt nicht wie in Amerika, wir haben lauter Kontrahenten, die 
mit Widerwillen an die Sache gehen, und daher muß der ſtärkſte voran, 
und dies iſt der Freiheit nicht gefährlich, aber wohl förderlich. Das Volk 
wird allen Einfluß haben, und es bedarf nur einer ſtarken Gewalt, dieſen 
Volkswillen zu handhaben. Wir haben dies an der Zentralgewalt geſehen: 
In einer Zeit geſchaffen, wo die öffentliche Meinung ſtark war und der popu⸗ 
lärſte Fürſt voran, war ſie nichts. Man lieh uns Soldaten, man gab uns 
notdürftig Geld; noch ein halbes Jahr und dies Regiment ſinkt aus Mangel 
an Kraft in nichts. Daher eine ſtarke Macht voran. Sollte daraus ein Ein⸗ 
heitsſtaat werden, ſo, ſcheint es, wird das Volk nichts dagegen haben, denn 
überall werden wir das Selbſtregiment der Gemeinden, der Bezirke und 
Provinzen haben; das Volk wird dieſen Einheitsſtaat nicht fürchten und 
nicht haſſen, und wird ſeinen Individualismus gerettet ſehen. Die einzelnen 
Regierungen unter dieſer Zentralgewalt werden ihre Bedeutung verlieren, 
die großen Intereſſen werden an das Reich, die lokalen an das selfgovern- 
ment gehen. Man hat viel von der Antipathie geſprochen; aber wer wird uns 
entgegentreten? Das Volk wird ſchließlich für uns ſein und bleiben. Alle 
Welt will zum Ende kommen und feſte Geſtalt gegen das Ausland bekommen. 
And dies iſt nur durch Erbkaiſertum möglich. Die Antipathie und die Sym⸗ 
pathie in Süddeutſchland find am Ende doch nicht fo entſcheidend, die Stim⸗ 
mungen haben ſich geändert, und man lernt die Dinge objektiv betrachten. 


Haym 240ff. gibt die Rede von hier an etwas ausführlicher und anders. 
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Sympathien für Oſterreich in Süddeutſchland ſind gar nicht vorhanden; 
man kennt die Sache dazu doch deutlich genug. In summa: Wir müſſen die 
Sache leiten und in die rechte Bahn leiten. Erreichen wir das nicht, ſo viel⸗ 
leicht unſere Kinder. 

Droyſen macht ebenfalls einige Bemerkungen. 

Waitz: Er finde nicht möglich, daß auf dem bisherigen Weg ein Nefultat 
gewonnen werden könne. Es könne, da wir uns gegenſeitig nicht bekehren 
werden, nur darauf ankommen, wie wir unſere verſchiedenen Anſichten in das 
Haus bringen. 

2* v. Soiron bemerkt, es hätten einige Mitglieder ſich noch weitere Aus⸗ 
führungen vorbehalten. Dieſe müßte man noch hören. So Tellkampf, Scheller, 
Rieger. Auch Welcker, Ahrens wollen noch über die öſterreichiſche Frage 
ſich erklären. 

Wigard in einer Formfrage: Man müſſe ſich noch ausſprechen; er könne 
ſich eventuell anderen anſchließen. 

Tellkampf will einen Antrag motivieren, Zuſätze zu dem Antrage des 
Herrn Waitz; damit trage er ſich lange herum, habe auch darüber drucken 
laſſen s. Sit lange in der Lage geweſen, Deutſchland objektiv zu betrachten.“ 
Es müſſe eine größere Verſöhnung unter den Staaten ſtattfinden, die einen 
Bundesſtaat bilden, als in dem erblichen Kaiſertum iſt. Sein Vorſchlag 
komme daher dem von Waitz ſehr nahe, nur daß er die Wahl nicht auf die 
Regenten beſchränkt haben wolle. Ferner wolle er auf Lebenszeit wählen, 
um die häufigen Wahlen zu meiden, denn er wiſſe, wie bedenklich die zu häufige 
Wahl und die ſofortige Wiederwahl ſei. Im allgemeinen müſſe unſere Haupt⸗ 
ſache ſein, zu fragen, was praktiſch möglich iſt. Wenn Oſterreich ausſcheide, 
ſo ſei allerdings Preußen erblich an der Spitze das beſte. Wollen wir uns 
die Möglichkeit aufrechterhalten, daß Oſterreich wieder zu uns kommt, ſo 
müſſen wir nicht weiter an Preußen denken. Denn er könne nicht glauben, 
daß Oſterreich dauernd von uns bleibe, da es ſonſt ganz unter die Gewalt 
der Slawen kommen werde, und darum werden wir für Oſterreich die Stelle 
offen halten. Wenigſtens wir müſſen die Idee nie aufgeben, daß Oſterreich 
zu uns gehöre; wie ſchon dies Frankreich gleich mit der republique une 
et indivisible begann. Hat ſich einmal Oſterreich von uns getrennt, ſo 
kommen wir auch nicht zu einem Schutz- und Trutzbündnis. Übrigens die 
Kaiſeridee anlangend, ſo iſt ſie es geweſen, die den Entwurf der Siebzehn 
ſo heillos unpopulär gemacht habe. 

v. Laſaulx: Wenn es wahr wäre, daß das deutſche Volk die Einheit will, 
dann wäre der Kaiſer und unter den gegebenen Verhältniſſen der preußiſche 
Kaiſer ein Mittel dazu. Es iſt aber nicht wahr, das deutſche Volk will Einig⸗ 
keit, aber nicht die Einheit. Das Geſchrei nach Einheit, das die Phantaſie 


1 Vgl. Haym 238: In feiner Weiſe führte Droyſen den Beweis, wie dies das 
in ſich Wahre ſei, wie dahin die Gewalt der Dinge treibe, wie ſolches in alle Wege das 
Angefährlichſte und keiner Verantwortung Unterliegende ſei. 
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eines Teils der Gebildeten beherrſcht, iſt auf dem Boden der Literatur er- 
wachſen, die keine deutſche, ſondern eine Weltliteratur iſt. Wäre der Ge- 
danke der Einheit ſo ſtark, ſo wäre er effektuiert worden bei Beginn der 
Nationalverſammlung. Damit, daß dies nicht geſchah, hat die National⸗ 
verſammlung dieſe Idee für immer verurteilt. Sehr merkwürdig iſt das offene 
Geſtändnis von Schüler, daß die demokratiſche Partei ſich dolos mit dem 
Kaiſer zufrieden gibt. Dieſe Partei hat hinlänglichen Verſtand zu ſehen, daß 
man ſo mit den Fürſten, bald auch mit dem Kaiſer fertig werde, und dann 
ein Präſident an die Stelle tritt. Er glaube auch, daß dieſer Verſuch gemacht 
werden wird, da wir ſtets in zweiter Linie den Franzoſen folgen. Aber es 
iſt nicht an uns, dies zu beſchleunigen. Der Bundesſtaat iſt nicht das wenigſte, 
ſondern das höchſte, was die Nation will, nichts als ein verbeſſerter Bundes⸗ 
tag, und dies allein iſt befriedigend. And gelänge es, den Bundestag mit einer 
bewährten Nepräfentation des Volksintereſſes zu verſehen, ſo wäre alles gut. 
Es ſtrebt unſer Volk gerade nicht nach Zentraliſation. Die Fürften find nicht, 
wie Briegleb meint, ſchuld an unſerer Zerreißung, ſondern [fie] liegt in der 
Natur unſeres Volkes, wie [umgefehrt] bei den Franzoſen, wo gerade nicht 
viel Beneidenswertes. Wir ſind gerade der Gegenſatz der Zentraliſation uſw. 
Beſeler hat geſagt: Wenn Preußen mit ſeiner glorreichen Geſchichte — und 
wenn man vom Baſeler Frieden und anderem abſieht, ſo hat es weniger ge— 
ſchadet als genützt — aufhören ſoll, ſo kann man es nur, wenn Preußen an die 
Spitze tritt; dies wäre, [wie] wenn jemand, der eine Million hat, dieſe in die 
gemeinſame Kaſſe gibt, unter der Bedingung, daß man zwei Millionen zu⸗ 
legt, und ihn zum Herrn der Kaſſe macht. Wären wir in der Lage, wählen zu 
können zwiſchen Preußen und Oſterreich, Bayern und Preußen uſw., ſo 
würde er eben die unentwickelteren Länder an die Spitze ſtellen, denn die Bil⸗ 
dung iſt nicht lebenſchaffend, ſondern verbrauchtes Leben. Dies ſieht man 
jetzt im Verhältnis von Wien und Berlin, von den preußiſchen und öſter— 
reichiſchen Miniſtern. In Wien iſt viel mehr Raffe, in dem Programm iſt 
mehr Verſtand, als in allen Aktenſtücken ſeit ſieben Monaten, die Beſchlüſſe 
der Nationalverſammlung, deren Mitglied zu ſein er die Ehre habe, nicht 
ausgenommen. Es iſt eine Ironie des Schickſals, daß dieſer König, der erb⸗ 
licher Kaiſer werden ſoll, keine Kinder hat. Er nehme keinen Anſtand, zu 
ſagen, daß die Süddeutſchen den Fürſten Windiſchgrätz an die Spitze zu 
ftellen ſehr geneigt fein würden, denn da fer Naſſe, Produktionskraft, Ent⸗ 
wicklungsfähigkeit. Aber eine Blume, die ſchon aufgeblüht und faſt aus⸗ 
geblüht, an die Spitze bringen, iſt Anſinn. Oſterreich anlan gend wünſche 
er, daß wir die Theorie nach den Tatſachen einrichten, nicht von den 
Tatſachen erwarten, daß ſie von der Theorie ſich beſtimmen laſſen. Wenn 
alſo Rießer nach der Bedingung fragt, ſo wie man in Wien fordert, 
daß, was die Natur eines Bundesſtaates fordert, dies auch von Oſter⸗ 
reich gewollt werde, nämlich eine Kollektivſouveränität, wo jeder eigentlich 
nur ſich gehorcht — kurz, wenn man den vernünftigen Gedanken wollte, 
zu verbeſſern das, was da war, den Bundestag. Eventuell ſtimme er 
mit Waitz. 
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Scheller: Er habe ſich bereits geſtern für den Kaiſer ausgeſprochen und 
ſich vorbehalten, das Nähere auszuführen. Was denkt man ſich denn von 
Trias, von Turnus? Man denke ſich doch einmal nur eine Trias praktiſch, 
welche Couriere, welche Zerriſſenheit des Wollens und Nichtwollens. Wir 
werden ſchaukeln und ſchaukeln, bis wir verdämelt zu Boden fallen und der 
Feind uns auf den Kopf ſchlägt. Dann der Turnus; es ſei, wie wenn man 
Beamte auf beſtimmte Jahre anſtelle, fie ſaugen ihr Amt möglichſt aus oder 
quälen ſich nicht, ſondern überlaſſen es dem Nachfolger. Es bleibt nur die 
Monas. Entweder eine republikaniſche; wenn Itzſtein oder Gagern zum 
Präſidenten ernannt werden, ſo würde man in den großen Staaten einfach 
lachen: Möge er nur einmal herkommen, da wird er Mores lernen. Alſo einer 
aus den regierenden Familien. Da hat man viel Schreckniſſe gemacht, nament⸗ 
lich wegen Preußen. Wenn Oſterreich auch zu uns ſtünde, muß denn Oſter⸗ 
reich gewählt werden? Hat Preußen nicht 16 Millionen gegen 13 Ofter- 
reichs, hat es nicht rein deutſche Intereſſen, und Oſterreich ſehr, ja über⸗ 
wiegend außerdeutſche? Es hat nicht einmal das geſchichtliche Anrecht, und 
wer am meiſten in die Maſſe einwirft, muß am meiſten Rechte haben. Abri⸗ 
gens wer auch gewählt wird, wird ihm gleich fein. Aber die vielen Anti⸗ 
pathien werden hoffentlich die Grundrechte hinweghelfen. Oſterreich kann 
ja gar nicht rein deutſch ſein und nicht ſein wollen. Laſaulx meint, man müſſe 
an die Spitze nicht jemand ſtellen, der weit voraus iſt, ſondern weit zurück. 
Da könnte man wohl am beſten den Großtürken nehmen. Preußen hat aber 
in der Tat, was man auch ſagen mag, ſchon ſeit 30 Jahren das meiſte, was 
in den Grundrechten ſteht. Ebenſo die Armee. Er wolle den Ruhm der öſter— 
reichiſchen Truppen wahrlich nicht ſchmälern, er habe ſich im September 
wieder herzlich daran erfreut, aber gebildeter iſt die preußiſche Armee; da 
iſt eine wahre Volksbewaffnung. Solchen Staat kann man gern an die Spitze 
ſtellen, zumal da ſich gezeigt hat eben jetzt, wie ſtark Preußen iſt. Der König 
iſt endlich einmal entſchieden aufgetreten, und ſofort iſt allgemeiner Jubel. 
Nicht um die oktroyierte Verfaſſung hat man illuminiert, ſondern weil man 
ſieht, daß der König endlich ſich einmal ermannt und daraufgeſchlagen hat. 
Die Leute, die wählten, waren klug genug, zu ſagen, ſie wollten nur paſſiven 
Widerſtand leiſten. Hätten ſie nur verſucht, entgegenzutreten: Totgeſchlagen 
hätte man ſie. Der Erfolg wird wieder lehren, daß er richtig geſprochen; es 
wird ſich zeigen, daß die Kraft dem Volke gefallen habe. Die Wahl an— 
langend, würde er ſich für lebenslängliche ausſprechen. Denn für kurze Zeit 
wählen ſchafft nur Intriguen und Elend. Er fühle leider die Abneigung gegen 
die Erblichkeit. Jeder ſagt ſich — und dies iſt ein Zeichen für die Trefflichkeit 
Preußens —, daß, wenn wir erblich wählen, nur Preußen an die Spitze kann. 
And um dieſer Abneigung zu Gefallen zu ſein, würde er ſich mit Lebenslang 
begnügen. Es ſei nicht lange, daß die preußiſchen Soldaten für Zyklopen und 
Menſchenfreſſer gehalten wurden — jetzt hat man es doch ſoweit gebracht, 
daß die Einquartierung hier für Preußen nur 30 Kreuzer koſtet. Er hoffe noch 
zu erleben, daß man, einmal unter preußiſcher Oberleitung, nicht wieder ſie 
aufgeben will; mit der lebenslänglichen Wahl habe man gewonnen, daß man 
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Preußen kennenlerne. Beim Tode des jetzigen Königs werde man unbedenk⸗ 
lich feinen Nachfolger wählen, davon ſei er feſt überzeugt. Sein Vorſchlag 
alſo ſei (ſiehe Anlage) !. Natürlich muß das Staatenhaus wählen und das 
Volkshaus zuſtimmen. Das erſtemal läßt ſich dies nicht ausführen, da das 
Staatenhaus nicht da iſt, ſondern die Regenten müſſen nach der Zahl des 
Staatenhauſes abſtimmen. 

Römer wurde? aufgefordert, ſeine Anſicht zu äußern, da er erſt heute 
gekommen. Die Nachricht von einem mit einer Zivilliſte verſehenen Erbkaiſer 
ſei ihm ſo in die Glieder gefahren, daß er, obſchon er ſchwer habe abkommen 
können, herbeigeeilt ſei, ſeine Anſicht zu ſagen. Nach der Meinung des 
Volkes fer durchaus eine antidemokratiſche Spitze notwendig, und der Ent— 
wurf der Vorkommiſſion ſei der am weiteſten entgegengeſetzte. Er habe 
freilich keine beſtimmte Anſicht, eine Trias ſei ohnmächtig zum Handeln, wozu 
nur einer recht ſei. Ein Turnus nur unter Fürften würde großes Argernis 
veranlaſſen; es wäre wohl genügend, keine Zivilliſte zu geben, wodurch die 
Zahl der Kandidaten ſehr gemindert werden würde. Er gebe gern zu, daß 
einem Regenten von Deutſchland auch eine gewiſſe materielle Kraft bei⸗ 
wohnen muß. Doch wolle er ſich nicht gebunden haben; jedenfalls ſtehe ſeine 
Anſicht darüber feſt, daß er keinen Erbkaiſer und keine Zivilliſte wolle. 

Waitz: Ausgehend von der Anſicht, daß wir uns nicht überzeugen werden, 
wolle er nur wenig ſagen. Am fernſten ſtehe er Briegleb, und ſei ihm ge- 
weſen, als müſſe er ſeine eigene Haut ausziehen. Er ſei kein Freund der 
Republik, aber lieber wolle er eine Föderativrepublik. Er ſetze das Föderative 
über alles andere, ſelbſt über die Regierungsform. Jeder Verſuch zu einem 
Einheitsſtaat würde ein eitles Beginnen fein und nur zu neuer größerer Zer- 
klüftung führen; und er wolle das Vaterland gern vor ſolchem neuen Experi⸗ 
ment bewahren. Man ſage, die Einheit ſei das Verlangen der Nation. Die 
Anſichten ſeien eben verſchieden; die Eindrücke, die er empfangen, ſeien einem 
Einheitsſtaat ganz fremd. Es war immer nur eine möglichſte Einigung, die 
man wollte. Von den Demokraten freilich ſei eine Einheit angeſtrebt, aber 
mit Recht haben ſie die Föderativrepublik in den Vordergrund geſtellt, wenn 
auch nicht gerade Schüler. Gewiß würde die neue monarchiſche Einheit von 
ſehr kurzer Dauer fein und zur Republik führen. Er erinnere daran, welche 
Aufnahme die Idee der Siebzehn gefunden habe: Es hat ſelten eine große 
Idee weniger gezündet, ja in Berlin ſelbſt wurde dies mit einem gewiſſen 
Lächeln aufgenommen, und in höchſten und niedrigſten Kreiſen als etwas 
Verfehltes angeſehen. And unter ſo vielen Broſchüren iſt kaum eine für den erb⸗ 
lichen Kaiſer geweſen. Dieſe Punkte ſeien beachtenswert. Freilich in der 
Nationalverſammlung habe ſich die Stimmung etwas geändert. Sie war 
anfangs ganz gegen den Kaiſer, wie er denn auf dieſe Bedingung hin aus 
ſeiner Abteilung in dieſen Ausſchuß gewählt ſei. And wenn ſich befreundete 
Männer dieſer Idee allmählich zugewandt, ſo könne er darin nur eine Art 
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Verzweiflung finden, das Ergreifen der einzigen ſtarken Hand in Deutſch⸗ 
land. And fo ſehr er ſelbſt bereit fein würde, dem Drang des Augenblicks nach: 
zugeben, ſo dürfe er doch hier ohne dieſe praktiſche Notwendigkeit ſich 
nicht ſo entſcheiden, ſolange noch eine Hoffnung auf den Bundesſtaat ſei. 
Es ſei von der praktiſchen Ausführung geſprochen, und beſonders Beſeler 
habe geſagt, daß Preußen ſich nur ſo vollſtändig in Deutſchland auflöſen 
werde. Allerdings ſei es leicht, ſich aufgeben, wenn man alle Herrlichkeit 
dafür erhält. Er gebe zu, wenn der preußiſchen Bevölkerung die Frage vor— 
gelegt werde, ob es als Preußen fortdauern oder feinen Herrſcher nur tem— 
porär an der Spitze ſehen wolle, daß da die Mehrheit ſich gegen Deutſchland 
erklären werde Aber die Sache ſteht nicht mehr ſo. Preußen hat ſich in den 
Bundesſtaat gegeben, ohne ein derartiges Verſprechen zu fordern. Wie die 
Sache nun geworden iſt, beſonders durch die Mitwirkung der preußiſchen De- 
putierten, ſo kann Preußen derartiges nicht mehr fordern. Aber die Frage 
kann gar nicht an das preußiſche Volk geſtellt werden, es kann ſich nicht er- 
klären, nicht widerſetzen, die Krone wird ſich entſcheiden, und wenn ſich dieſe 
mit der temporären Reichsgewalt genügt, ſo wird ſich das Volk zufrieden 
geben müſſen. Gerade eine temporäre Vorſtandſchaft Preußens wird am 
beſten den Abergang vermitteln. Die anderen Staaten ſind nicht gering zu 
achten; macht Preußen die Hälfte, ſo iſt die andere Hälfte nicht ärmlich, 
reicher organiſiert uſw. Es würde ſich nicht der erblichen Herrſchaft fügen. 
Er brauche zur Empfehlung des Vorſchlags nichts weiter hinzuzufügen. Ihm 
ſei alles daran gelegen, daß wir eine Macht ſchaffen, die uns Oſterreich er- 
halten könne, erhalten werde. 

Bef eler: Waitz habe großes Gewicht auf die Stimmung im Frühjahr 
gelegt. Er glaube nicht, daß ſeine Beobachtung damals umfaſſend genug ge— 
weſen. Überdies aber find Tatſachen eingetreten, die wohl die Anſichten 
wandeln konnten. Wir ſind hergekommen mit der Hoffnung, daß Oſterreich 
mit uns ſein würde. Jetzt glaube es keiner mehr, am wenigſten, wer einen 
Bundesſtaat wolle. Daher natürlich die Wandlung der Anſichten. Aber zugleich 
iſt es nicht zufällig, daß in der Nationalverſammlung die Idee [e] an der Spitze 
Deutſchlands ſteht, und es iſt zum Erſtaunen, daß ſich gerade hier die Idee 
des Erbkaiſertums durchbricht, zum Zeichen, daß ſie in Deutſchland ſich er— 
weitert. Denn wir wollen Einheit, aber beſonders auch Macht. Daher ſpreche 
er nicht von Trias und ähnlichen Vielheiten der Gewalt: Der nächſte Reichs- 
tag würde fie befeitigen, denn ſolche populäre Gewalt würde dies [freige- 
laſſene Lücke weniger Worte]. Er ſcheue auch nicht von dem Gedanken der 
Zivilliſte zurück, die wie béte noire, wie es ſcheint, durch Schwaben zieht. 
Gerade die Zivilliſte habe in der Vorkommiſſion viel Beſprechungen ge— 
macht, gerade Nichtpreußen haben dieſe vertreten, und man müſſe ſich nicht 
durch den Volkslärm ſchrecken laſſen. Es ſei wichtiger erſchienen, die Sache zu 
nennen, die man will, und man könne nicht wollen, daß z. B. Preußen den 
Kaiſer ernähre. And mit Recht hat Dahlmann geſagt, daß es dem Vaterland 
teuer zu ſtehen gekommen ſei, daß der Kaiſer ſo wenig gekoſtet. Nun gegen 
Waitz und feinen Wahlturnus: Briegleb hat nicht geſagt, daß er den Ein— 
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heitsſtaat wolle, noch daß das Kaiſertum dazu führe, ſondern er hat geſagt, 
daß, wenn dieſer Einheitsſtaat komme, der nationale Geiſt dahin führe. Wenn 
aber der Partikulargeiſt fo feſt ſei, ſo werde er ſich auch gegen den Kaiſer er⸗ 
halten. Waitz verwechſelt den zentraliſierten Staat, der weſentlich auf die 
Verwaltung ſich beziehe, mit der Einheit. Unfer Einheitsſtaat aber erhält voll 
und ganz die untere Autonomie, wie nie Frankreich vermocht. Falſch ſei es, 
wenn man immer ſagt, daß der Bundesſtaat kein erbliches Oberhaupt ver- 
trage; denn iſt das richtig, ſo verträgt er überhaupt kein Oberhaupt. Das 
alte Reich war ein Bundesſtaat: Einheit in der Spitze und Vielheit im 
Regiment. Freilich ſagt Waitz, wir haben nie erreicht die Einheit: Eben der 
Nichterblichkeit wegen nicht, und daher ſchreibt ſich Deutſchlands Elend, eben 
als alle anderen Staaten ſich erblich machten. And jetzt wieder ſtehen wir in 
der Wendung großer Zeiten, und jetzt können wir den letzten kühnen Wurf 
wagen, jetzt können wir alles erreichen. Iſt es nicht Feigheit, jetzt allerlei halbe 
Maßregeln zu verſuchen? Waitz will Wahl auf zwölf Jahre. Man denke es 
ſich nur praktiſch: Nur wenn Preußen dies dauernd hat, kann es auf jene 
großen Pläne eingehen, die bei bedeutenden Männern völlig lebendig ſind, 
zum wahren Aufgehen in Deutſchland. Bei temporärer Abertragung kann 
dies nie eintreten; es wird keine Auflöſung ſtattfinden, die Preußen mit 
Deutſchland organiſch und dauernd verbindet. Will man dies, ſo muß man 
beide organiſch und dauernd verbinden. Es ſchleicht durch viele Gemüter die 
Sorge, wie dies die anderen Stämme ertragen würden. Aber wo wird denn 
künftig der Schwerpunkt der Macht ſein? Gewiß im Volkshaus und Staaten⸗ 
haus; und wird da Preußen nicht immer ſein großes Gewicht geltend machen? 
And gewiß werden die preußiſchen Deputierten dann beſcheidener und rück⸗ 
haltender fein, obſchon man ihnen auch jetzt nicht vorwerfen kann, zu hervor— 
tretend und anmaßlich geweſen zu ſein. Wer wird dann regieren? Das Mini⸗ 
ſterium von Deutſchland wird am wenigſten aus Preußen beſetzt ſein, wie ſchon 
ſonſt in Preußen der Fall geweſen; es würde die einfachſte Klugheit ſchon 
dahin führen. Meine Herren, ich mag mich täuſchen, es iſt möglich, daß ich 
mich in der Stimmung der Nation irre, aber mein Glaubensbekenntnis iſt feſt. 
Wenn wir eine Macht nach außen ſein wollen, wenn wir eine Politik ſchaffen 
wollen, die uns noch ganz fehlt, dann dürfen wir nicht Palliative verſuchen, 
ſondern das letzte Ziel kühn erfaſſen, und das iſt, dauernde Verhältniſſe zu 
ſchaffen. Jene zwölf Jahre würden ein immerwährendes Proviſorium geben, 
ja, ſchon nach zwölf Jahren würde man eine Reviſion machen, um die un⸗ 
geheure Gefahr des Wahlreichs zu meiden. Jetzt iſt große Gunſt der Ver⸗ 
hältniſſe, England iſt uns günſtig, Frankreich gelähmt, Rußland fürchtet, uns 
durch Angriff mehr zu konzentrieren. Nach zwölf Jahren wird alles anders 
ſein. Dann werden Intriguen und die ſchmutzigſten Leidenſchaften und das 
Geld entſcheiden. Jetzt, das können wir mit Ruhe ſagen, haben wir reine 
Hände, auch nicht ein Hauch von Argwohn haftet auf uns. Nach zwölf 
Jahren kann ja wieder alles anders ſein. Daher noch einmal: Wir müſſen auf 
die Dauer konſtituieren. Ein Wahlreich iſt dem Verfall beſtimmt, darum 
ſtimme er für die Erblichkeit. 


113. Sitzung 14. Dezember 1848. Reichsoberhaupt 301 


Welcker: Zunächſt verteidigt er ſeinen Vorſchlag vor dem Vorwurf des 
Schaukelſyſtems, ſich berufend auf dies und das, was er früher geſagt und 
geſchrieben habe. Allerdings ſei die Erblichkeit ſein Ideal, aber eben darum 
könne ſie nicht erreicht werden, wie das der Blick auf Bayern uſw. zeige. Er 
halte ferner ſeinen Vorſchlag (Turnus) beſſer als die Wahl wegen der von 
Beſeler bezeichneten Gefahren. Ein Turnus zwiſchen den drei großen Staaten 
ſei beſonders gut wegen der kurzen Friſt, denn damit werde gerade die Unter- 
ordnung erleichtert. Eine andere große Gefahr iſt, daß die Hausmacht ſich 
der Reichsgewalt bedient, ſich zu ſteigern. Dazu komme noch, daß man in 
Berlin ſchlecht rede von dem Krawallkaiſertum — Anterbrechung: Anſchicklich 
uſw., Straßenjunge —; er wolle noch Anangenehmeres ſagen: Hier in 
Frankfurt nenne man das preußiſche Kaiſertum das RNips⸗raps⸗Kaiſertum. 
In summa, man werde den Argwohn gegen die Hausmacht nicht los werden. 
Man ſage freilich, das gebe keine ſtabile Politik; aber er denke, der Schwer— 
punkt unſerer Macht werde im Volkshaus liegen, und damit iſt dann alles 
gewahrt. Gehe übrigens ſeine Anſicht nicht durch, ſo werde er ſich der Anſicht 
Schreiners anſchließen. Denn nur in einer Pentarchie jener Art ſind alle 
regierenden Häupter vertreten. Er habe endlich den Turnus aus einem Ges 
ſichtspunkt vorgeſchlagen, den er noch darlegen müſſe. Man habe ihm vielleicht 
Antipathie gegen Preußen zugedacht. Er habe nichts derart, ſein Vorſchlag 
habe nur eben das Intereſſe Preußens im Auge, denn Preußen beginne. 
Man habe gezweifelt, ob Oſterreich beitreten werde in den Bundesſtaat. Er 
ſei der Meinung, daß wir aller nötigen Beweiſe von ſeiten Oſterreichs ent- 
behren, und es wäre die leichtſinnigſte Art von der Welt, zu behaupten, 
Oſterreich habe ſich uns abgeſagt. Aber wenn nun Oſterreich, augenblicklich 
gebunden, ſich nicht erklären kann, ſo darf dieſe Verlegenheit von keinem recht— 
ſchaffenen Preußen benutzt werden, um geſchwind in das Kaiſertum hinein— 
zuſchlüpfen. Es wäre ein Schandfleck. Wenigſtens muß Oſterreich offenkundig 
die Schuld der Abtrennung tragen. Preußen muß warten, bis ſich Oſterreich 
erklärt hat. Denn was man ſich zur Entſchuldigung für den Lieblingsgedanken 
des preußiſchen Erbkaiſertums macht, das iſt nur ein Grund, Öfterreich deſto 
mehr zu ſchonen. Denn die Slawen wollen unſere deutſchen Brüder knechten 
und das Parlament iſt noch zu zwei Drittel ſlawiſch. Er habe Briefe aus 
Wien und Linz, die flehen, die Deutſchen zu ſchützen gegen die hereinbrechende 
Slawenherrſchaft. Jetzt Preußen voranſtellen, heißt die Gefahr unendlich 
mehren. Denke man ſich die Schuld, wenn die Nationalverſammlung ſo ver— 
fahre! Nicht bloß in Frankfurt bilden ſich katholiſche Vereine, um die Ufur- 
pation zu hemmen, auch im Oberlande geſchieht es, und die Demokraten be⸗ 
nutzen dies. Darum, da Preußen Deutſchland retten muß, wenn Oſterreich aus⸗ 
ſcheidet, übernehme Preußen zuerſt auf vier Jahre das Reich, und iſt dann 
das große Werk vollbracht, dann wird ſich Oſterreich gern und bereit ein— 
finden. And dann wird Oſterreich nicht zu günſtige Bedingungen erhalten, 
ſondern man wird Preußen ſchätzen gelernt haben. And will dann Öfterreich 
nicht, fo trifft nicht uns die Schuld uſw. Alſo ein vorläufiges Definitivum, 
das ſich immerhin ſpäter ändern kann. Er wolle nun noch antworten auf einen 
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Vorwurf: Es ſei eine ganz unklare mythiſche Gefühlsanſicht, daß Oſterreich 
eintreten könne. Er könnte dies wohl zurückgeben: Es ſei eine bloße Gefühls⸗ 
anſicht, zu meinen, mit Deutſchland fertig werden zu können, wenn man Oſter⸗ 
reich den Handſchuh hinwirft. Man würde vielleicht zu den anderen Be— 
ſchimpfungen die hinzufügen, nicht anzunehmen, was man bietet. Nicht minder 
eine arge Gefühlsanſicht ſei, daß wir, während ſich die Oſterreicher innig an⸗ 
ſchließen wollen, ſie den Slawen preisgeben, wenn man ſtatt deſſen die natürliche 
Verſtimmung zwiſe chen Deutſchland und Oſterreich entſtehen läßt, und doch einen 
Bund machen will. Wie nun ſoll das gemacht werden? Vorderhand ſei dies 
nichts als ein freundlicher Abſchied. Die materiellen Verhältniſſe ſeien eben⸗ 
falls nur chimäriſch. Wo die großen Ideen der Gemeinſamkeit für Leben und 
Tod vorhanden ſind, da ordnet ſich das Materielle gern unter, und ſelbſt jede 
Veränderung wird erträglich. Aber dann weiter, man habe gefragt: Wie denn 
ein ſtaatsrechtliches Verhältnis möglich fein ſolle? Er meine, es ſei die Per— 
ſonalunion nur eine Fiktion; Schleswig, das wir verlieren werden, hat eine 
Realunion mit Holſtein, und unſer 8 2 und Z iſt tödlich für jenes Verhältnis, 
was man in Kopenhagen ſchon wohl zu benutzen verſtanden. Ebenſo iſt Poſen 
in die preußiſche Verfaſſung hereingezogen, gewiß in unſerem Intereſſe. 
Gewiß werde ſich ganz Deutſchland erſtaunen, zu hören, daß es ſtatt 13 Mil⸗ 
lionen Oſterreicher die Phraſe Perſonalunion habe. Es iſt auch gegen unſer 
Mandat, denn damals war, wie ſeit Jahrhunderten, das Ganze der Gefamt- 
monarchie eine Nealunion; wie konnten wir dieſe löſen wollen, da ſie die 
Bedingung der öſterreichiſchen Wahl war? Es gibt aber eine Realunion, 
die gewiß in aller Intereſſe iſt, die gemeinſame Verteidigung gegen Frank— 
reich und Rußland. Die Meinung der öſterreichiſchen Staatsmänner iſt 
folgende: Alle öſterreichiſchen Länder ſollen durch den öſterreichiſchen Kaiſer 
verbunden bleiben zu unſerem großen Vorteil, und dieſe Verbindung ſoll 
außer durch den gemeinſamen Kaiſer und Miniſter eine völkerrechtliche ſein. 
And weiter ſteht in dem öſterreichiſchen Programm nichts. Schwarzenberg 
hat wiederholt geſagt: Föderativband, aber zugleich: Jede der Nationen ſoll 
ſtaatsrechtlich ſelbſtändig ſein, und es ſoll eine ſtaatliche Verbindung mit 
Deutſchland gemacht werden. Jenes Föderativband habe man ihm erklärt: 
Gemeinſame Verteidigung, natürlich das dazu nötige Geld, Miniſter uſw., 
kein gemeinſames Parlament, ſondern ein Zuſammentreten von Aus⸗ 
ſchüſſen, wie Stadion, ein Bundestag, wie Schwarzenberg es nannte uſw. uſw. 
Er ſchließe: Es iſt nicht möglich zu ſagen, Oſterreich ſoll von uns bleiben. Das 
kann man als Menſch ſagen, aber nicht als Staatsmänner, als Träger eines 
Mandats. 

Es ſprach dann der wiedergekehrte Simon: Er teile einen Entwurf mit!: 
Oberhaupt auf ſechs Jahre. Er wünſche noch erſt andere zu hören. 

v. Gagern: Er nehme keinen Anſtand, ſeine Anſicht zu ſagen, zumal da ſie 
nicht von heute. Er gehe davon aus, daß wir durch das Programm der öſter⸗ 
reichiſchen Miniſter die Hände freier haben als bisher; er ſehe darin eine uns 
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ſehr entgegenkommende Geſinnung; man wolle uns nicht nötigen, länger in 
dieſem Zuſtand der Auflöſung und der Angewißheit zu bleiben. Was Oſter⸗ 
reich betrifft, iſt es möglich, daß Oſterreich in einen Bundesſtaat eintrete? 
Hätte entſchieden Oſterreich dieſen Willen ausgeſprochen, ſo würden wir nichts 
als den Bundestag ballhorniſiert erneut haben, ſelbſt ein Parlament hätte 
da nichts geändert. Jetzt aber können wir frei vorangehen. And wenn er gern 
wünſche, in jeder Weiſe in gutem Vernehmen mit Oſterreich weiterzugehen, 
ſo glaube er doch, daß keine Einwürfe von Oſterreich mehr uns abhalten 
dürfen, weiter zu gehen und zum Ende. Somit ſpreche er ſich für die Erblich— 

keit aus, und zwar für Preußen, allerdings mit der Meinung, daß dies das 
übrige Deutſchland nur vertragen könne, wenn es keine allgemeinen Stände 
mehr habe. And dies habe er bereits im März in Berlin ausgeſprochen. 
Welcker habe auf die Gefahr der Koalition aufmerkſam gemacht, die ſich 
zeigen könnte, beſonders habe er von den Katholiken geſprochen. Das ſolle 
ihm ganz lieb ſein, er ſei guter und freiwilliger Katholik, aber glaube, daß die 
Kirche weniger zu befahren habe von Preußen als Oſterreich. Schließlich: 

Eine wahre Regierung, die man doch haben wolle und müſſe, iſt undenkbar 
bei etwas, was nicht mehr als Staatenbund ſein wolle. Möge zwiſchen beiden 
„Staatenkomplexen“ ein mehr als gemütliches Verhältnis, ein auf wahres 
Intereſſe gegründetes eintreten; das werde, wie auch der öſterreichiſche Mi— 
niſter geſagt, für beide am beſten ſein. 

Ahrens: Er fürchte, daß an dem Oberhaupt unſer ganzes Werk ſcheitern 
werde. Er wolle die Nationaleinheit vor allem gewahrt wiſſen, und es würde 
gegen alle Pflicht fein, eine Form zu wählen, wodurch Ofterreich ausge⸗ 
ſchloſſen wird. In § 2 und 3 liegt die große Schwierigkeit, die zuerſt hätte 
gelöſt werden müſſen. Er entgegne denen, die nach der Form eines Verhältniſſes 
mit Oſterreich fragen, daß ja Welcker eben ſolche Form vorgeſchlagen habe: 
Wenn dort die Nationalparlamente eingeführt werden, ſo können wir leicht 
uns mit Oſterreich verſtändigen. Er könne aber nicht davon abgehen: Jene 
13 Millionen [nicht] von uns abreißen zu laſſen, das, und das vor allem, ſei 
unſere Pflicht. Die deutſche Nation hat kraft ihrer Souveränität das Necht, 
ſich ihr Oberhaupt zu wählen, daher ſei er gegen den Turnus, daher nur 
Wahl, und es frage ſich nur, ob nur Fürſten gewählt werden können. Hier ſei 
er ganz allein praktiſch, und ſage darum, daß man ſich auf die Fürften be- 
ſchränken müſſe. Herr Beſeler habe alle Bedenken der Wahl ausgekramt; 
aber er hat vergeſſen, wie verſchieden die Wahl durch die Nationalverſamm— 
lung von der früheren iſt. Dies Prinzip hat den großen Vorteil, ein bieg— 
ſames zu ſein und allen möglichen Formen Raum zu geben. 

v. Rotenhan: Die Verhandlungen haben uns weiter gebracht. Er ſelbſt 
habe lange geſchwankt. Ihm habe das Syſtem der Erblichkeit ſehr zugeſagt, 
und er würde perſönlich ſich gern dem zuneigen, wenn ſeine Aberzeugung es 
geſtatte. Was er hier gehört, zeige ihm die völlige Anausführbarkeit. Auch 
er müſſe auf Briegleb zurückkommen. (Desſelben Mißverſtehen.) Er könne jene 
Pläne nicht anders als verfahren nennen. Der Einheitsſtaat iſt nicht derjenige, 
der die Aufgabe Deutſchlands erfüllt. Wir müſſen namentlich in der Spitze 
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den Bundesſtaat aufrechterhalten. Ihm ſei die Eintracht des Vaterlandes wich⸗ 
tiger als die formelle Einigkeit. Ein unvollkommenes, aber doch mächtiges 
Regiment, das Eintracht ſchafft, ſcheine wünſchenswerter als das vorge— 
ſchlagene Syſtem. Wenn man ſagt, es ſei nur ein verbeſſerter Bundestag, ſo 
ſei es genug, wenn dieſe Verbeſſerung eben nur dem Vaterland heilſam ſei. 
Die Hauptſache wird in dem konſtitutionellen Syſtem, in dem Miniſterium 
und Reichstag fein. Den Vorwurf, daß beſonderen Dynaſtien Rückſichten 
geſchuldigt werden, wenn man nicht Erblichkeit wolle, werde er nicht wider⸗ 
legen. Oſterreich anlangend, halte er nicht dafür, daß das Programm ein 
definitives Aktenſtück ſei. Wir müſſen weiter unterhandeln, und ſelbſt, wenn 
uns Oſterreich ſagt, es möge ſich allein geſtalten, wie es wolle, könne er nicht 
meinen, daß die Erblichkeit richtig ſei. Gegen die Wahl habe er nicht weiter 
zu ſprechen, er beharre bei ſeinem Vorſchlag. 

Schreiner: Wie andere wolle auch er eine längere Rede halten! Er ver- 
kenne weder die Vorzüge der Erblich keit, noch die Schwächen des Turnus und 
des Direktoriums, er habe zu ſeiner Pentarchie nur gegriffen, weil er die 
Erblich keit, wenn nicht unmöglich, doch ſchwierig halte. Oſterreich ſei wohl 
nicht jetzt angetan, den erblichen Kaiſer zu ſtellen; aber ſei man ehrlich genug, 
ihm zu geſtehen, daß, wenn Oſterreich auch geſund wäre, es kaum Ausſicht 
hätte, an die Spitze zu kommen; es würde ſich Preußen nicht fügen, und um⸗ 
gekehrt. Weder er noch das Volk i in Oſterreich ſei gegen Preußen, aber es 
lebe noch etwas von dem alten Antagonismus. And ſo habe er denn gemeint, 
daß es beſſer ſei, den beſtehenden Verhältniſſen Rechnung zu tragen, und dazu 
ſei die Pentarchie ſehr gut. Selbſt ein Turnus iſt nichts anderes als ein Auf⸗ 
geben von Oſterreich. Täuſchen Sie ſich nicht, meine Herren, wenn Sie 
glauben: Sie werden uns ſchon zurückkommen. Er ſei gut deutſch, aber er 
könne verſichern, für ſich und ſeine Freunde, daß ſie nicht leicht wiederkommen 
würden. And das ſei nicht bloß den ſchroffen SS 2 und 3 zuzuſchreiben, ſon⸗ 
dern weil man fo rückſichtslos gegen Oſterreich geweſen und gar keine Nech- 
nung ſeinen inneren Verhältniſſen getragen. Dies hat bereits ſolche Animoſität 
hervorgebracht, daß viele Briefe von dorther ſagen, man wolle nichts mehr 
mit Deutſchland zu tun haben. Man hat von den Slawen geſprochen; dieſe 
fürchte man nicht, aber das Volk ſelbſt werde ſich gegen die völkerrechtliche 
Verbindung mit Deutfchland erklären. Er würde ſolche Eventualität aufrichtig 
beklagen, auch für Deutſchland. And da ein preußiſches Erbkaiſertum für 
Oſterreich gar keinen Platz mehr in Deutſchland haben werde, ſo habe er 
ſeinen Vorſchlag gemacht, nach dem Oſterreich eine ſeiner Macht ent⸗ 
ſprechende Stelle einnehmen werde. 

Man entſchloß ſich, die allgemeine Diskuſſion abzubrechen, nur Simon 
noch das Wort vorzubehalten. Beſeler ſprach noch einiges über die Ge— 
ſchäftsbehandlung, namentlich daß jedes der verſchiedenen Syſteme nach 
feiner Art ausgebildet werde. Wigard entgegnet von feinem Stand— 
punkt aus. Reh beantragt, daß zumal bei dem Mangel weiterer Vorlagen 
in der Nationalverſammlung wir hintereinander die Grundrechte vornehmen 
können. 
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Zunächſt wurde! ein Vorſchlag von Wurm und Fallati in betreff der 
SS 7 und 8 der Reichsgewalt mitgeteilt und zur Berückſichtigung ſeinerzeit 
zurückgelegt. 

Noch einmal die allgemeine Dis kuſſion über das Reichsoberhaupt auf: 
nehmend, trug v. Sommaruga ſeine Anſichten von neuem vor. Namentlich 
hob er den Unterfchted von Nord- und Süddeutſ chland hervor, der bisher von 
Oſterreich vermittelt worden ſei. Man habe i immer gemeint, daß mit Oſterreich 
und mit ſeinem Ausſcheiden immer noch ein inniger Verband beſtehen, ja, daß 
die Deutſchen Oſterreichs zu uns zurückkommen können; er müſſe beides ſehr 
unwahrſcheinlich nennen. Jener Staatenbund mit Oſterreich dürfte wohl 
ſchlecht unſere Hoffnungen realiſieren. Er würde immer nur auf der Baſis des 
gleichen Vorteils feſt ſein können. And dieſer ſei in der Tat nicht ſo koinzi⸗ 
dierend, daß er die differenten Tendenzen etwa in Italien und Schleswig 
überwinden könne. And er fürchte, daß der Mangel des einzig möglichen Ver- 
hältniſſes ſtatt Freundſchaft bald Kälte, ja Haß erzeugen werde. Immer ſeien 
es wieder die 88 2 und 3, die allen Hader ſtiften, und er glaube, daß dieſen 
eine ſolche Faſſung gegeben werden könne, die mit dem Weſen des Bundes⸗ 
ſtaats noch kompatibel ſei und doch Oſterreich befriedige. Oſterreich könne 
den Anſpruch machen, daß, wenn es in Deutſchland bleibe, es ſeinen Teil an 
der Regierung habe. Daher habe er ſeinen Vorſchlag der Trias gemacht?, 
welche in dieſem Stadium unſerer Geſchichte die einzig mögliche Form ſei. 
Aber auch wenn Oſterreich nicht in Deutſchland bleibe, ſcheine ihm die Idee 
des Erbkaiſertums ſehr unglücklich. Es werde nur großen Widerſpruch ſeitens 
der kleinen Fürſten und Staaten finden. And die einzig mögliche Bedingung, 
daß Preußen, um das Kaiſertum zu kaufen, ſich ſelbſt auflöſe, werde weder 
die Krone noch das Volk annehmen, das auf ſeine Geſchichte ſo ſtolz ſei. 
Jedenfalls hätte man erſt von Preußen dieſe Bedingung erfüllt erhalten 
müſſen, ehe man demſelben die Kaiſerkrone gebe. Gewiß iſt der Plan des 
Erbkaiſertums ſehr vollkommen, und im Frühling wäre er vielleicht ausführbar 
geweſen. Jetzt ſind die Verhältniſſe vollkommen anders. Der Turnus bedürfe 
keiner weiteren Worte, ſo klar liege ſeine Ohnmacht und Verwirrung vor. 

Tellkampf: Er ziehe feinen Antrag? zurück und ſtimme für einen Erbkaiſer, 
eventuell für Waitz' Antrag. Die Entſcheidung ſei ihm ſchwierig geworden und 
namentlich wegen des Verhältniſſes von Oſterreich. Er ſehe wohl, daß es ſich 
aus politiſchen und finanziellen Gründen nicht ſo bald werde anſchließen 
können. Dagegen wünſche er, daß wir einen ſolchen Weg finden könnten, daß 
wir bald günſtigere Verhältniſſe mit Oſterreich anbahnen könnten. Für einen 
Erbkaiſer beſtimme ihn die Notwendigkeit der geographiſchen Lage zwiſchen 
ſtark konzentrierten Staaten; dies nötige uns, um jeden Preis eine ſtarke 
Exekutivgewalt zu ſichern. And ſtark kann ſie nur ſein, wenn ſie dauernd und 
erblich iſt. And nur dann kann der größte Staat feine Hausmacht in Deutich- 
land aufgehen laſſen. Dann werden nur die acht Provinzen im Verhältnis 
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zu Deutſchland zur Sprache kommen, nicht Preußen, der Staat, und wir 
erhalten eine Analogie einer Kreiseinteilung, eine wahre Bundesſtaatlichkeit. 
Freilich würde ſich dann aber auch ganz leicht die preußiſche Nationalver⸗ 
ſammlung auflöſen. Die Bedenken des preußiſchen Königs ſeien nicht ſo 
ſtörend, wie man wohl meint. Abrigens wird die Einheit Deutſchlands weniger 
im Kaiſer, als im Volk und deſſen Nepräſentanten fein. 

Simon: Aus ſeinem Antrag gehe es hervor, daß er ſich gegen ein erbliches 
Oberhaupt erkläre, nenne man dies Kaiſer oder König. Er wolle ganz dabei 
von Prinzipien abſehen, nur an geſchichtliche und aktuelle Verhältniſſe denken. 
Es könne da nur von Preußen oder Oſterreich die Rede ſein, und beide ſind 
nicht in der Lage. Oſterreich nicht ſowohl wegen ſeiner eigenen Verhältniſſe, 
als wegen der preußiſchen. Die öſterreichiſchen Verhältniſſe ſind in ſo verwickelter 
Lage, daß es unverantwortlich wäre, die deutſchen Verhältniſſe an die öſter⸗ 
reichiſchen untrennbar anzuknüpfen. Oſterreich muß ſich erſt regulieren, die 
deutſchen Provinzen werden ſich ſehr bald von den ſlawiſchen trennen aus 
Sehnſucht und in Not vor der flamwifchen Majorität. Jetzt aber würde Oſter⸗ 
reich wählen nichts ſein als verzichten auf eine deutſche Politik, was für 
Oſterreich unmöglich iſt. Ebenſo unmöglich iſt ein öſterreichiſches Kaiſertum 
wegen Preußen. And er müſſe zudem die Beobachtung mitteilen, die er in 
Preußen ſelbſt gemacht habe. Im März habe er Preußen verlaſſen und es jetzt 
ſehr verändert gefunden. Die Sympathien Preußens für uns ſind erloſchen, 
ſie waren ſehr ſtark, ſie ſind jetzt ſeit unſeren letzten Beſchlüſſen dahin, ſie haben 
dem Faß den Boden ausgeſchlagen. Die Krone iſt gegen uns, weil wir ge— 
wagt haben, ihre Miniſter zu tadeln. Sie hat unſeren Beſchluß ganz un⸗ 
beachtet gelaſſen. Er wiſſe aus ſicherer Quelle, daß man dies Miniſterium ge⸗ 
macht habe, um die Kaſtanien aus dem Feuer zu holen, und es dann fallen zu 
laſſen. Aber unſer Beſchluß hat Anlaß gegeben, es länger zu halten. Das 
Verhalten gegen die Kommiſſarien iſt rückſichtsvoll im Außeren, in der Sache 
ſelbſt höchſt verletzend. Er teile eine bezeichnende Anekdote mit, die wahr 
iſt. Am 6. Dezember wurde die oktroyierte Verfaſſung durch den Staats- 
anzeiger bekanntgemacht, wenige Stunden vor dem Erſcheinen hatten die 
Kommiſſarien eine Verhandlung mit Brandenburg, in der ſie die Oktroyie⸗ 
rung ernſtlich widerrieten; Brandenburg hörte ſehr aufmerkſam zu und er⸗ 
wähnte kein Wort von dem, was ſchon beſchloſſen war; fie fanden heim⸗ 
kehrend das fertige Blatt des Staatsanzeigers vor. Er hätte die Kom⸗ 
miſſarien ſelbſt geſprochen, und ſie hätten die Anekdote beſtätigt, aber 
gemeint, daß nur Brandenburg zu ſcheu geweſen ſei, zu ſagen, was ſie nicht 
billigten. Nun ſei freilich Brandenburg kein Staatsmann, aber doch ein 
preußiſcher General, der ſich am wenigſten vor den Kommiſſarien fürchten 
werde. Ebenſo ſchnöde behandeln uns die Zeitungen, die Organe der herrfchen- 
den Partei ſind. And die Stimmung der Nationalverſammlung in allen 
Parteien ſei völlig gegen uns. Als die Rede von einer Erklärung geweſen 
ſei zur Schlichtung des Haders, und er, Simon, geraten habe, daß man dieſe 
Erklärung an die Kommiſſarien richten müſſe, ſo ſei der Vorſchlag einſtimmig 
von allen verſammelten Häuptern der Parteien zurückgewieſen worden. Die 
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Stimmung im Volk zu bezeichnen, ſei ſchwer, aber die unzähligen, die er ge- 
ſprochen, ſeien in der Stimmung, uns zu ignorieren. Alſo vor ſolche Stimmung 
mit dem Plane eines öſterreichiſchen Kaiſers den Preußen kommen, würde 
nur deren Lächeln erregen. Aber ebenſo unmöglich ſei ein preußiſches Kaiſer— 
tum. Auch er habe als eine alte Liebe die Idee, daß Deutſchland durch Preußen 
gehen müſſe. Er ſei dazu gekommen durch die Betrachtung der eh 200 Jahre. 
Preußen allein habe ein Volksbewußtſein. Seit Jahr und Tag iſt das ge— 
ändert. Oſterreich hatte außer Deutſchland geſtanden, die Revolution iſt 
dann eingetreten. Er werde nie den Moment vergeſſen, wo die öſterreichiſchen 
Abgeordneten in den Fünfziger-Ausſchuß traten: Es waren die längſt ver- 
lorenen Brüder wiedergefunden. And wer damals gewagt hätte, dieſe wieder 
von uns zu ſtoßen, den würde man für einen Hochverräter gehalten haben. 
And die preußiſche Kaiſerkrone hieße dies tun. Nie wird ſich und aus gleichen 
Gründen Oſterreich der preußiſchen Kaiſerkrone unterwerfen können. And 
dies iſt ihm Grund genug, ſich gegen die Kaiſeridee auszuſprechen. Aus ähn⸗ 
lichen Gründen ſei er gegen den Turnus, denn wir müſſen Oſterreich mit auf⸗ 
nehmen und können es jetzt durchaus nicht. Wir kämen etwa nach vier Jahren 
in die Gefahr, uns unter der öſterreichiſchen Zeit einer Politik hinzugeben, die 
nicht deutſch fein kann. Dann aber fehlt dem Turnus jede innere Notwendig— 
keit: Man kann Preußen und Oſterreich allein, man kann Bayern hinzunehmen, 
man kann die anderen Könige, endlich alle Fürſten berufen meinen; da iſt keine 
Verfaſſung. Dazu kommt, daß mit dem Turnus wie ['i] mit dem Kaiſertum 
der Zukunft die Tür geſchloſſen, und die Zukunft liegt ſo dunkel, daß wir keine 
Form nehmen dürfen, die weit hinausreicht; wir dürfen nur etwas wählen, 
was für die nächſte Zukunft beſtimmt iſt. So kommen wir auf die freie Wahl. 
Die Bedenken dagegen ſind klar, aber nicht ſo groß wie alle anderen Formen. 
Es muß da natürlich die Wahl von Fürſten nicht ausgeſchloſſen ſein; wenn 
das Volksbewußtſein dafür iſt, ſo wird die Wahl ſich dahin wenden, und 
zwar für möglichſt kurze Zeit, eben um der Zukunft nicht zu präjudizieren. 
Es wurde zu den Abſtimmungen geſchritten, und zunächſt über die Srage- 
ſtellung geſprochen. Es gab darüber die verſchiedenartigſten Anſichten. 


Es wird beſchloſſen, nach Schülers Vorſchlag abzuſtimmen. 

1. Soll eine einheitliche monarchiſche Spitze gemacht werden? — 13 gegen 
11 angenommen. Dafür: Briegleb, Droyſen, v. Soiron, Dahlmann, 
Beſeler, Waitz, Ahrens, Deiters, Zell, Tellkampf, Gülich, v. Gagern, 
Scheller. Dagegen: Jürgens, Detmold, v. Notenhan, Welcker, v. Som: 
maruga, Simon, Schüler, Wigard, Schreiner, Römer, Reh. 

Damit waren die anderen Fragen erledigt, welche lauteten: 

2. Teilnahme mehrerer Fürſten, ſei es gleichzeitig, oder Turnus. — Jürgens, 
Detmold, v. Notenhan, Welcker, v. Sommaruga, Schreiner. 

3. Demokratiſche Vollziehungsgewalt. 


Es wurden andere Fragen der weiteren Geſchäftsordnung vorgenommen, 
und man gelangte weiter zu der Frage, ob die einheitlich monarchiſche [Spitze 
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beſtimmt werden ſolle durch Erbrecht, Turnus, Los, Wahl auf Jahre, Wahl 
auf Lebenszeit. Auch über die Reihenfolge dieſer Fragen wurde weiter de— 
battiert, und Vorſitzender ſchlug vor und motivierte, von dem Los und der 
Wahl anzufangen, und mit dem Erbrecht zu enden. 

Dies wurde mit 15 gegen 9 Stimmen angenommen. 

1. Soll die Spitze durch das Los beſtimmt werden? — Verworfen, 1 gegen 
23. 

2. Soll Wahl eintreten? — Angenommen, 13 gegen 11. Dafür: Waitz, 
Ahrens, Zell, Gülich, Reh, Römer, Schreiner, Wigard, Schüler, Si⸗ 
mon, v. Sommaruga, Scheller, Detmold. 

Damit iſt gefallen die Erblichkeit, ſowohl im Turnus, wie in einem Hauſe. 

Es folgt die Abſtimmung über die Modalität, ob auf Lebenslang, oder Zeit. 

1. Soll die Wahl gelten auf Lebenslang? — Deiters, Gülich, v. Sommaruga, 
Schüler gegen 20. 

2. Soll die Wahl auf zwölf Jahre geſchehen? — Waitz, Ahrens, Deiters, 
Zell. ö 

3. Soll auf ſechs Jahre gewählt werden? — Nein, 14 gegen 10. Dafür 
Ahrens, Deiters, Reh, Römer, Schreiner, Wigard, Schüler, Simon, 
Welcker, Scheller. 


Es entſpann ſich hier der lebhafteſte Streit über die Differenz der Zahlen, 
es traten dieſem Antrag allmählich noch Zell, Detmold, v. Notenhan bei, nach⸗ 
dem die Abſtimmung verkündet war. Es wurde namentlich von Waitz geltend 
gemacht, daß ſelbſt eine ſolche Majorität nur dann eine richtige und ſach⸗ 
gemäße ſei, wenn die Mitglieder der Majorität ſich zugleich anheiſchig machen, 
keine Minoritätserachten einzureichen, worauf denn v. RNotenhan und 
andere ſich auf das lebhafteſte verwahrten. Der Lärm der Geſpräche wurde 
ſo groß, daß die Sitzung geſchloſſen werden mußte. 

Man kehrte! zu den geſtrigen Beratungen zurück, namentlich über die 
Frageſtellungen verhandelnd. Deiters erklärte, daß er in der Weiſe irrig 
geſtimmt habe, daß er, in der Meinung, wenn ſeine Anſicht nicht angenommen 
ſei, er für die nächſtverwandte mitſtimmen könne, die Abſtimmung mit⸗ 
verwirrt habe. Welcker, ſich über die ganz „unerhörte“ Bedenklichkeit bei 
der Abſtimmung beſchwerend, wünſcht, daß man in der Paulskirche angebe, 
daß man erſt in betreff der ſechs Jahre 10 Stimmen gezählt habe, und daß 
nach der Verkündigung, als ſich noch einige Stimmen dazu gefunden, prote- 
ſtiert worden ſei gegen eine derartige Majorität, als ſei ſie eine unwahre. 
Schüler findet es unrichtig, daß man in dem Sinn wie Deiters hier ſtimmen 
ſollte. Römer: Wenn man im Ausſchuß stante concluso abſtimmt, ſo iſt 
klar, daß in der Nationalverſammlung keine wahre Majorität vorgelegt 
werden kann. Auf alle unſere Abſtimmungen gebe er gar nichts; nur eins 
ſcheine ihm ſicher, daß die Mehrheit des Ausſchuſſes die deutſche Nation nicht 
einer Dynaſtie überantworten wolle. And erſt wenn wir wiſſen, was die 


1 In der 115. Sitzung d. 16. Dezember. 
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Mehrheit nicht will, können wir erfahren, was die Mehrheit will. Daher ſei 
denn die ganze geſtrige Abſtimmung chimäriſch. Waitz: Gewiß ſei er un⸗ 
parteiiſch, da das geſtrige Nefultat feiner Anſicht nahe gekommen, aber er 
wünſche nicht, daß wir mit ſo trügeriſchem Schein der Verſammlung ent⸗ 
gegentreten. Hier kommt es nur darauf an, was wir der Paulskirche vor— 
ſchlagen wollen, und er meine, man dürfe nie etwas abſtimmend billigen, 
was man nicht der Nationalverſammlung vorſchlagen will. Wenn 13 für die 
monarchiſche Spitze geſtimmt haben, ſo werden bei der nächſten Frage, ob 
erblich monarchiſch, außer den 11 auch einige von den 13 ſtimmen, bei der 
lebenslänglichen Wahl außer den 11 auch die von den 13, die für die Erb- 
lichkeit ſind uſw. Es kann hier keine eventuelle Abſtimmung geben, man hat 
immerfort das Necht zu negieren, nicht aber zu ponieren, als was man ent- 
ſchieden will. Somit ſei von allen Abſtimmungen geſtern nur die erſte von 
Bedeutung. Jürgens: Es war auch die erſte Frage unrecht, man mußte 
anfangen mit der Frage: Wer für den Vorſchlag der Subkommiſſion ſei. 

Beſeler: Er fürchte, daß der Ausſchuß bei dieſer Gelegenheit den Ruhm ver- 
liere, den er bis jetzt in der Nationalverſammlung und in der Nation er— 
worben, nämlich eine große Stütze für die Geſchäftsleitung zu ſein. And dies 
ſtamme daher, weil fiktive Reſultate erſtrebt werden. Es ſei vollkommen richtig, 
was Waitz ſage; und er begreife wohl, was Jürgens ſage. Er kommt dann auf 
die letzten geſtrigen Abſtimmungen, die Welcker mit jo harten Worten an- 
gegriffen habe. Mit den naheliegenden Gründen wies er deſſen Bemerkungen 
zurück. Er ſchlage vor, [daß] nur die beiden erſten Abſtimmungen, die von der 
monarchiſchen Spitze und die von der Wahl, richtig ſeien, wogegen Waitz 
ausdrücklich verwahrt, daß die Wahl nur eine künſtliche Majorität gehabt 
habe. Scheller: Er ſei wie Schüler von der Meinung ausgegangen, daß 
wir als Kollegium conclusa zu machen und der Nationalverſammlung vor— 
zulegen hätten. Wenn aber die Mehrzahl des Ausſchuſſes der Meinung iſt, 
daß man ſo eventuell nicht ſtimmen könne, ſo müſſe er ſeine Zuſtimmung für die 
zwölf und die ſechs Jahre zurücknehmen. v. Rotenhan: Er wiederhole, was er 
ſchon geſtern proteſtierend bemerkt habe, daß auf dem eingeſchlagenen Wege 
kein wahres Reſultat zu erzielen ſei. Wigard: Er geſtehe gleichfalls, daß 
die Frageſtellung verfehlt geweſen ſei. Aber er müſſe proteſtieren gegen die 
Behauptungen über die Geſchäftsbehandlung, die Waitz und Beſeler ge— 
macht haben. Es iſt rein eine Sache der ſubjektiven Entſcheidung, ob er nach 
Abwerfung ſeiner Anſicht ſich noch einer anderen ſubmittieren wolle. Im 
weiteren ſtellt er ſeine Anſicht in betreff der beſchloſſenen Formeln auf. 
Ahrens: Der Grund aller Wirren liegt darin, weil in keiner Frage der 
Inhalt ſo durch die Form verdeckt worden. Nur die erſte Abſtimmung über 
die monarchiſche Spitze ſcheint ein reines Nefultat gegeben zu haben. Jeder 
muß, ſoweit wie er irgend kann, feine Meinung modifizieren. Aber wenn da⸗ 
durch eine Majorität entſteht, ſo muß dieſelbe ſich verpflichtet fühlen, keinen 
Minoritätsantrag zu unterſtützen. Römer: Er habe gegen die monarchiſche 
Spitze geſtimmt, weil er dadurch mehrere Modalitäten, die er für erträglich 
gehalten, ausgeſchloſſen ſehe. Wie jetzt die Sache ſtehe, halte er es für eine 
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Forderung der Gerechtigkeit, alle Beſchlüſſe zu ſuspendieren. Es handle ſich 
darum, ob man im Ausſchuß stante concluso abſtimmen müſſe. Allerdings 
ſei ein Ausſchuß nicht verpflichtet, eine Majorität zu erzielen, aber es ſei eine 
Ehrenſache, dahin zu ſtreben. Welcker: Erſt müſſe er die Frage auf den 
rechten Punkt zurückbringen, nämlich es handle ſich darum, ob die Ab⸗ 
ſtimmung geſtern gelte oder nicht. Sodann müſſe er ſich ernſtlich dieſe in⸗ 
quiſitoriſche Zudringlichkeit, ob er Minoritätsanträge ſtellen wolle oder nicht, 
verbitten — ſo lebhaft, daß der Vorſitzende erinnerte, es handle ſich hier 
um rein formelle Fragen, über die man ſich nicht ereifern, ſondern verſtändigen 
wolle. Briegleb fragt, ob noch etwas anderes auf der Tagesordnung ſtehe 
als dieſer Streit. Detmold: Zunächſt gratuliere er dem Ausſchuß zu dem 
Formalismus, den er gern annehme, obſchon die Beiſpiele (bei dem Staaten⸗ 
haus und ſeiner Budgetberechtigung, ſowie bei dem Einführungsgeſetze) ſehr 
nahe ſeien, daß man ſich nicht nach gemachten Beſchlüſſen gerichtet habe. 
Zell: Mit Ausnahme von Welcker ſind wir alle einig; denn die einen be⸗ 
trachten die Spitze in ihrer Entſtehung, Modalität und Sein als ein Ganzes 
und wollen, daß man da nur im ganzen abſtimme. Die anderen wollen dieſe 
Modalitäten nacheinander vornehmen, wonach denn auf jener erſten Grund⸗ 
lage gar keine weitere Majorität entſteht. Es ſei etwas ganz anderes, ob ein 
Inſtitut fertig iſt und nach Wirkungen beſtimmt werden ſoll, oder ob nur die 
Art des Inſtitutes ſelbſt erſt beſtellt werden ſoll. In jenem, nicht in dieſem 
Fall kann auch die Minorität mitſtimmen. Simon: Wir kämpfen lange Zeit 
darum, auf welche Weiſe der einzelne gezwungen werden ſoll, abzuſtimmen. 
Das iſt ein ganz ungehöriges Verfahren, und er verwahre ſich ausdrücklich 
gegen dasſelbe. 


Es wird abgeſtimmt. Freilich zunächſt erneut ſich die Debatte über die 
Frageſtellung. 

1. Sollen alle geſtrigen Abſtimmungen wieder aufgehoben werden? — 
Verworfen. Dafür: Jürgens, v. Notenhan, Welcker, v. Sommaruga, 
Gülich. 

Sofort erneute ſich der Streit über den Sinn dieſes Beſchluſſes, und ferner, 
ob man mit dem letzten Beſchluß anfangen ſoll. Waitz bemerkt, daß gerade 
dieſer letzte Beſchluß geſtern völlig beſtritten war, und man demnach nicht 
wiſſen kann, was denn aufgehoben werden ſolle. Es wird durch Abſtimmung 
dahin gebracht, daß von dieſem letzten Beſchluß (über die Sechs⸗-Jahr⸗Wahl) 
die Abſtimmung anfange, und dies angenommen. 

2. Soll der ohnehin ſtreitige Beſchluß über die Frage „ſoll auf ſechs Jahre 

gewählt werden“ aufgehoben werden? 


Es entſtand großer Wirrwarr darüber, ob man darüber abſtimmen könne, man 
gab ſich darein: mit 14 gegen 7 wurde dieſer ſtreitige Beſchluß aufgehoben. 
3. Soll der Beſchluß in betreff der Wahl auf zwölf Jahre nicht gelten? — 
Nicht gelten. 
4. Soll die Wahl auf Lebenszeit nicht gelten? — Nicht gelten. 
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5. Soll der Beſchluß, daß das Oberhaupt gewählt werden ſoll, verworfen 
werden? — Verworfen werden, 15 gegen 6. 

6. Soll der Beſchluß über das Los auch aufgehoben werden? — Auf: 
gehoben. 


Es fragt ſich dann, ob auch noch der erſte Beſchluß aufgehoben werden könne, 
da man ſoeben den Antrag, alle Beſchlüſſe aufzuheben, verworfen habe. 
Es wurde darüber abgeſtimmt, ob über den erſten Beſchluß abgeſtimmt 
werden könne, und dies bejaht. 


7. Soll auch der Beſchluß über die monarchiſche Spitze aufgehoben werden? 
— Aufgehoben, 13 gegen 8 Stimmen. 


Nun ſchlägt Schreiner vor, daß man einfach über §1 der Vorkommiſſion 
abſtimme. Beſeler: Dieſer Vorſchlag hatte einen Sinn, ſolange man noch 
res integra hatte. Er meine, wir müſſen auf den Anfang zurück, und uns be⸗ 
kennen, daß wir keine abſolute Majorität im Ausſchuß haben. Es bleibt alſo 
nichts übrig, als die verſchiedenen Anſichten in beſonderer Darlegung vor— 
zubringen, und dann entweder noch einmal zu verſuchen, ob man gewiſſe 
Einigungspunkte finden könne, und ſodann einen dünnen Majoritätsantrag 
mit dicker Minorität in das Haus zu bringen, oder nichts als ein Konvolut 
von Minoritätsgutachten. Droyſen unterſtützt dies und Schüler äußert 
ſich lebhaft dagegen, indem er zu verſtehen gibt, daß die Minoritãt des letzten 
geſtrigen Beſchluſſes gefliſſentlich das Zuſtandekommen einer Majorität ge⸗ 
hindert habe. Waitz entſcheidet ſich für Beſeler. Beide vereinen ſich dahin, 
daß ſich die Anſichten über Artikel I gruppenweiſe zuſammenfinden und ihre 
Erachten zuſammenſtellen, damit man am Montag das weitere zu beraten 
fortſetzen könne. Gülich ſtellt den Gegenantrag, daß abgeſtimmt wird über 
die Frage der Erblichkeit, daß, wenn dieſe fällt, alle anderen Anträge der 
Subkommiſſion, etwa einer neu gewählten, zur neuen Bearbeitung überwieſen 
werden. 

Der Vorſitzende will über den Beſeler-Waitzſchen Antrag abſtimmen 

laſſen. Wigard findet darin, daß über einen ſolchen Antrag abgeſtimmt wer: 
den ſoll, ein Manöver der Minorität. Ein Ordnungsruf erhitzt! ihn und 
Schüler weiter: Wenn die Minorität ſo in der Paulskirche hätte verfahren 
wollen, ſo würde die Sache ſehr anders und für manche nicht beſonders gut 
ſtehen. Auch Römer improviſierte etwas in dieſem Geiſte, auch Welcker 
ereiferte ſich. Zell ſchlägt vor, am Montag wieder zuſammenzukommen, und 
dann nach den verſchiedenen Vorſchlägen abzuſtimmen. 
Zunächſt erklärt? Scheller, daß er ſich für einen erblichen Kaiſer erkläre, 
ſofern derſelbe der König von Preußen ſei. Er legt einen Entwurf dieſes 
Inhalts vors; nur wenn dieſer Vorſchlag nicht Eingang findet, iſt er eventuell 
der Anſicht, daß der Kaiſer auf Lebenslang zu wählen ſei. 


1 So am Rande von fremder Hand mit Fragezeichen, da das Wort im Text ſchwer 
lesbar. 
2 In der 116. Sitzung d. 18. Dezember. 

3 Anlage 51. 
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Sodann wird zu der neulich beſchloſſenen Abſtimmung über die verſchiedenen 
vorliegenden Anträge übergegangen. Aber die Reihenfolge der Erblichkeit äußert 
Wigard feine Anſicht, und zwar wünſcht er, daß mit dem Vorſchlag der Sub: 
kommiſſion begonnen, dann zu dem anderen Extrem, dem Antrag von Simon, 
übergegangen werde. Dies müſſe geſchehen, damit er mit ſeinen politiſchen 
Freunden in dem Intereſſe dafür, irgendeine Spitze zu erhalten, ſoweit irgend 
ihr Gewiſſen geſtattete, einſtimmen könnte. Waitz macht auf das Irrige dieſes 
Verfahrens aufmerkſam, das nur eine falſche Scheinmajorität hervorbringen 
würde. Man müſſe von einem oder dem anderen Extrem anfangend zum 
entgegengeſetzten fortſchreiten. Auch andere brachten ihre Bemerkungen über 
die Reihenfolge der Fragen. v. Notenhan und Briegleb ſtimmten überein, 
daß man von dem Erbkaiſer beginnen müßte. v. Sommaruga ſchlägt vor, daß 
man zwei Abſtimmungen mache, die eine, wo jeder nur ſeiner Meinung folgt, 
die andere, wo man eventuell abſtimmt. Welcker: Wir ſind in ein kurioſes 
Labyrinth gekommen, und doch habe er nie anders gehört, als daß man 
stante concluso ſtimme. Waitz: Er könne es nicht zugeben, daß man zweimal 
abſtimme, denn wir ſollen einen Entwurf machen und wir dürfen höchſtens 
in den Motiven angeben, was die einzelnen eventuell noch zugeben können. Aber 
die Abſtimmung darf nur eine ſein, und es muß der angemeſſen unſere Vor⸗ 
lage an die Verſammlung gemacht werden. 

Es fragt ſich zunächſt, ob nach Sommarugas Antrag doppelt ab— 
geſtimmt werden ſolle, und dies wird nicht angenommen. 

Es fragt ſich ſodann, ob man die Abſtimmung von der Erblichkeit an- 
fangen ſoll? — Angenommen. 

Somit kommt zur Abſtimmung: 
1. Soll es heißen: Die Würde des Reichsoberhaupts iſt erblich nach dem 

Recht der Erſtgeburt? 


Es ſchien dieſe Frage nicht richtig zu werden. Es wurde nach Schellers 
Antrag gefragt: Erblichkeit, mit der Bedingung, daß es der König von 
Preußen ſei? | 

Ja: Dahlmann, Beſeler, Hergenhahn, Briegleb, Tellkampf, Droyſen, 
v. Soiron, Scheller. 

Nein: Waitz, Ahrens, Deiters, Rießer, Zell, Gülich, Mittermaier, 
Römer, Schreiner, Wigard, Schüler, Simon, v. Gagern, Welcker, 
v. Notenhan, v. Sommaruga, Detmold, Jürgens. 

2. Soll es heißen: Die Würde des Oberhaupts iſt erblich uſw.? (ſiehe § 1). 

Ja: Dahlmann, Beſeler, Deiters, Hergenhahn, v. Gagern, Briegleb, 
Tellkampf, Droyſen, v. Soiron. 

Nein: Waitz, Ahrens, Rießer, Zell, Reh, Gülich, Mittermaier, 
Römer, Schreiner, Wigard, Schüler, Simon, Welcker, Scheller, 
v. Notenhan, v. Sommaruga, Detmold, Jürgens. 

In der weiteren Abſtimmung amendiert Welcker ſeinen Antrag dahin, daß 
er in dem Turnus Bayern ausläßt, und nur alle ſechs Jahre zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Preußen wechſeln läßt. 
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Soll es heißen, nach dem Antrag von v. Rotenhan, ein Turnus zwiſchen 
Preußen und Oſterreich und Bayern in je vier Jahren? — 

Ja: v. Notenhan. 

Nein: Dahlmann, Beſeler, Waitz, Ahrens, Deiters, Hergenhahn, 
Rießer, Zell, Reh, Gülich, Mittermaier, Römer, Schreiner, Wigard, 
Schüler, Simon, v. Gagern, Welcker, Scheller, v. Sommaruga, Detmold, 
Jürgens, Briegleb, Tellkampf, Droyſen, v. Soiron. 

Soll es heißen mit Welcker: Turnus zwiſchen Preußen und Oſterreich 
auf je ſechs Jahre, und zwar Preußen zuerſt? — 

Ja: Detmold, v. Notenhan, Welcker. 

Nein: Droyſen, Tellkampf, Briegleb, Jürgens, v. Sommaruga, 
Scheller, v. Gagern, Simon, Schüler, Wigard, Schreiner, Römer, 
Mittermaier, Gülich, Neh, Zell, Nießer, Hergenhahn, Deiters, Ahrens, 
Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron. 

Soll es heißen mit Schreiner: Kollektivſpitze von fünf Mitgliedern? — 

Ja: Detmold, v. Sommaruga, v. Notenhan, Welcker, Schüler, 
Wigard, Schreiner, Römer. 

Nein: Droyſen, Tellkampf, Briegleb, Jürgens, Scheller, v. Gagern, 
Simon, Mittermaier, Gülich, Neh, Zell, Nießer, Hergenhahn, Deiters, 
Ahrens, Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron. 

Soll es heißen mit Sommaruga: Kollektivſpitze von drei Mitgliedern 
uſw.? — 

Ja: Detmold, v. Sommaruga, Schüler, Wigard, Schreiner. 
Nein: Droyſen, Tellkampf, Briegleb, Jürgens, v. Rotenhan, Scheller, 

Welcker, v. Gagern, Simon, Römer, Mittermaier, Gülich, Reh, Zell, 
Rießer, Hergenhahn, Deiters, Ahrens, Waitz, Beſeler, Dahlmann, 
v. Soiron. : 

Soll es heißen mit Schellers eventuellem Vorſchlag: Wahl eines 
deutſchen regierenden Fürſten auf Lebenslang? — 

Ja: Rießer, Gülich, Mittermaier, Scheller, Detmold, Jürgens. 

Nein: Dahlmann, Beſeler, Waitz, Ahrens, Deiters, Hergenhahn, 
Zell, Reh, Nömer, Schreiner, Wigard, Schüler, Simon, v. Gagern, 
Welcker, v. Rotenhan, v. Sommaruga, Briegleb, Tellkampf, Droyſen, 
v. Soiron. 

Soll es heißen mit Waitz: Wahl eines deutſchen Regenten von Preußen, 
Oſterreich, Bayern, Sachſen, Württemberg, Hannover auf je zwölf 
Jahre? — 

Ja: Waitz, Nießer, Zell, Mittermaier, Detmold, Tellkampf. 

Nein: Dahlmann, Beſeler, Ahrens, Deiters, Hergenhahn, Reh, 
Gülich, Römer, Schreiner, Wigard, Schüler, Simon, v. Gagern, 
Welcker, Scheller, v. Rotenhan, v. Sommaruga, Jürgens, Briegleb, 
Droyſen, v. Soiron. 

Soll es heißen mit Ahrens: Wahl eines deutſchen Regenten auf je 
ſechs Jahre? — 


314 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


Ja: Jürgens, Detmold, Welcker, Römer, Mittermaier, Ahrens. 

Nein: Droyſen, Tellkampf, Briegleb, v. Sommaruga, v. Notenhan, 
Scheller, v. Gagern, Simon, Schüler, Wigard, Schreiner, Gülich, Reh, 
Zell, Rießer, Hergenhahn, Deiters, Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron. 

10. Soll es heißen mit Simon: Wahl auf ſechs Jahre, wählbar jeder 
Deutſche (die Regenten nicht ausgeſchloſſen)? — 

Ja: Reh, Römer, Wigard, Schüler, Simon. | 

Nein: Dahlmann, Beſeler, Waitz, Ahrens, Deiters, Hergenhahn, 
Rießer, Zell, Gülich, Mittermaier, Schreiner, v. Gagern, Welcker, 
Scheller, v. Rotenhan, v. Sommaruga, Detmold, Jürgens, Briegleb, 
Tellkampf, Droyſen, v. Soiron. 

11. Soll es heißen mit Wigard und Schüler: Wahl auf ſechs Jahre, wählbar 
jeder Deutſche (Regenten ausgeſchloſſen)? — 

Ja: Schüler, Wigard. 

Nein: Droyſen, Tellkampf, Briegleb, Jürgens, Detmold, v. Somma⸗ 
ruga, v. Rotenhan, Scheller, Welcker, v. Gagern, Simon, Schreiner, 
Römer, Mittermaier, Gülich, Reh, Zell, Nießer, Hergenhahn, Deiters, 
Ahrens, Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron. 


Hiermit war die Abſtimmung geſchloſſen. RNießer bemerkt: Wir haben 
keine Majorität erhalten. Durch Vorlage von Minoritäten erhalten wir 
keinen Gewinn. Er bedauere, daß die Beratungen in den Abteilungen ſo 
ganz außer Gebrauch gekommen ſeien. Er wünſche, daß man der National⸗ 
verſammlung vorſchlage, die Sache in den Abteilungen zu beraten und von 
dorther einen neuen Ausſchuß niederzuſetzen. Waitz: Er müſſe ſich dem An⸗ 
trag widerſetzen. Derſelbe Widerſpruch wie bei uns herrſcht in der Ver— 
ſammlung. Erſt die große Debatte in der Nationalverſammlung wird Reful: 
tate bringen können. Wir können nichts tun, als zu den folgenden Para⸗ 
graphen übergehen und zu ſehen, ob wir da weitere Majoritäten erhalten 
können; denn in gewiſſen großen Momenten ſei doch eine weſentliche Aber⸗ 
einſtimmung. Denn wie auch das Oberhaupt tft, es muß gewiſſe Rechte und 
Befugniſſe haben. Mittermaier: Er halte viel auf die Abteilungen, aber 
jetzt würden wir uns vor der Verſammlung und vor dem Ausland bla⸗ 
mieren. Nießer zog feinen Antrag zurück. 

Wigard: Die Abſtimmung ſei zwar gemacht, aber das Neſultat ſei wohl 
nicht korrekt, teils weil man durch die Frageſtellung kaptiviert war, teils weil 
ſich einzelne an einzelnen Beſtimmungen ärgerten. Er hoffe noch immer auf 
eine Majorität. Er beantrage, eine neue Subkommiſſion niederzuſetzen, die 
einen neuen [zu] vereinbarenden Vorſchlag mache. Briegleb: Er ſtimme 
wohl bei, daß man ſich noch in einigen Punkten einig werde, und auch 
finde er, daß es Pflicht des Ausſchuſſes ſei, dahin zu ſtreben. Vorerſt aber 
wünſche er, daß wir jetzt weitergehen, und dann wird ſich die Vereinbarung 
unendlich erleichtern. Alſo beantrage er, ſofort auf §S 2 überzugehen. Scheller: 
Auch er wünſche die Beratung von 82 aufzunehmen und vor Schluß der Be: 
ratung auf dieſen Anfang zurückzugehen. 
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Es wird beſchloſſen, daß dieſe Beratung über § 1 noch offen gehalten 
und auf dieſelbe zurückgegangen wird. 


Es ſchien noch aus § 1 übrig zu fein, ob das Reichs oberhaupt den Titel 
„Kaiſer von Deutſchland“ führen ſolle. Andere wünſchen „König der Deut: 
ſchen“, „Fürſt“, „Reichsvorſtand“, „Reichsoberhaupt“, „Schloßhaupt⸗ 
mann“ uſw. 

Es wird abgeſtimmt: N 

1. Soll es heißen: „Kaiſer“, ſpeziellere Zutat vorbehalten? — 16 dafür. 

Dagegen: Waitz, Ahrens, Zell, Reh, Römer, Mittermaier, Schreiner, 
Schüler, Wigard. 5 


Es gab ferner Modifikationen: „Deutſcher Kaiſer“, „Kaiſer von Deutſch⸗ 
land“. ö 
2. Soll es heißen: „Kaiſer von Deutſchland“? — Verworfen. 
3. Soll es heißen: „Kaiſer der Deutſchen“? — Mit 16 gegen 10 ange: 
nommen. | 


Es wird zu § 2 übergegangen. Scheller beantragt, daß man zuerſt an den 
etwaigen Stellvertreter des Kaiſers denken und den hier erwähnen müſſe. 
Waitz: Solange man nicht weiß, wer der Kaiſer iſt, kann man nicht über 
einen Stellvertreter beſtimmen. Schüler: Es kann immerhin noch möglich 
ſein, daß wir uns zu einer Kollektivſpitze von drei oder fünf verſtehen, welche 
dann den Namen Kaiſer führt; ein Stellvertreter iſt da nicht nötig. 

82. Scheller: Er ſtimme gegen Frankfurt, das ſolange, als das Reich 
ſeine weſtlichen Gebiete noch gehabt, in der Mitte gelegen, jetzt an der Grenze 
liegt. Erfurt iſt der richtige Punkt und Preußen wird die Feſtung gern dem 
Reich zu dieſem Zweck zedieren. Nachdem derſelbe die verſchiedenen Bor: 
züge und Annehmlichkeiten Erfurts aufgezählt, bemerkt Dahlmann, daß er 
wünſche, daß man zunächſt den Sitz der Reichsregierung in Frankfurt laſſe, 
aber hinzufüge: „Er kann durch ein Reichsgeſetz verändert werden“. Tell⸗ 
kampf: Er wünſche, daß gar nicht in der Konſtitution der Sitz der Reichs⸗ 
regierung genannt werde. Er wünſche, wenn er doch genannt werden ſoll, 
daß er mehr in die Mitte Deutſchlands und an möglichſt kleinen Ort gelegt 
werde, und zwar dies im Intereſſe der möglichſt ruhigen Debatten, damit 
ſie ohne den Einfluß des Pöbels vor ſich gehen können. Hat man doch in 
Nordamerika den Sitz der Regierung in das kleine Dorf Waſhington gelegt. 
Er wünſche ſchließlich, daß Frankfurt nur proviſoriſch hier genannt werde. 
Ahrens: Wenn er einen Ort wählen ſollte, ſo würde er aus Rückſicht auf 
Oſterreich Leipzig oder Dresden wählen. Aber da man die Verhältniſſe neh⸗ 
men müſſe, wie ſie ſind, ſo ſtimme er mit Dahlmann. Beſeler: Er habe zwar 
mit einigen [unleferliches Wort] ein Minoritätserachten geſtellt, aber er habe 
auch nun das Gegengewicht gegen Frankfurt machen wollen. Frankfurt könne 
nicht Sitz des Reiches ſein, ſolange Straßburg in den Händen der Franzoſen. 
Auch liege Frankfurt ganz an der Seite Deutſchlands. Erfurt ſei in der Mitte 
des Reiches, und gerade fo, daß von da aus Preußen beherrſcht werden 
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könne. Er erinnere daran, daß Napoleon Erfurt dazu beſtimmt habe, von 
dort aus Deutſchland zu beherrſchen. Die Faſſung von Dahlmann habe große 
Bedenken. Wenn noch kein Reichsgeſetz gemacht und zwiſchendurch einmal 
Frankfurt von den Franzoſen beſetzt iſt, ſo ſind wir nicht imſtande, einen 
Reichstag verfaſſungsmäßig zu berufen, da ein Reichsgeſetz bis zur Ande⸗ 
rung nur in Frankfurt gemacht werden könne. Er würde wünſchen, daß gar 
kein beſtimmter Ort genannt werde, ſondern daß man vorläufig als faktiſch 
annimmt, daß Frankfurt es iſt. Wigard: Er habe ſich nicht gerade in die 
hier herrſchende Geldbourgeoiſie verliebt, er habe ſie bis an den Hals. Aber 
eben ſehr lockend ſei es ihm auch nicht, unter den Kanonen von Erfurt zu 
beraten. Er wünſche am meiſten, daß man den Ort frei wähle, und zwar zu⸗ 
nächſt Hanau wähle, wo die Geſinnung der Bürger ſehr gut ſei. In zweiter 
Reihe würde er das alte Nürnberg vorſchlagen. v. Sommaruga: Er ſtimme 
im weſentlichen mit Beſeler überein, und ſo ſehr er es bedauere, mit Tell⸗ 
kampf nicht für Waſhingtons Vorbild ſich entſcheiden zu können, ſo hoffe er 
doch, daß der monarchiſche Charakter Deutſchlands derartige Idylle nicht 
ertrage. Reh: Weder Frankfurt noch Erfurt ſcheine geeignet; der Reichs- 
tag mag künftig ſelbſt entſcheiden, wohin er ſich verſammeln wird. Dahl— 
mann: Er habe ſich mit Beſeler verglichen, ſo daß 82 lautet: 

„Die Beſtimmungen über den Sitz der Reichsregierung werden einem 

Reichsgeſetz vorbehalten“. 


Scheller: Jedenfalls müſſe etwas geſagt werden darüber, wie es für den 
Fall eines Krieges mit dem Sitz des Reiches gehalten werden ſolle, und er 
ſchlage vor, eine derartige Beſtimmung aufzunehmen: 

„Wird es während eines Krieges untunlich, den Sitz der Regierung in 

Erfurt zu belaſſen, fo kann derſelbe vom Reichsoberhaupt einſtweilen in 

eine andere Stadt verlegt werden“. 


v. Notenhan wünſcht, daß man dieſe Frage bis zur zweiten Leſung ver- 
ſchiebe. Reh ſchlägt vor: 

„Der Sitz der Reichsregierung iſt vorläufig zu Frankfurt a. M. Dem⸗ 

nächſt wird der Reichstag den Sitz der Reichsregierung definitiv beſtimmen“. 


1. Soll über den Sitz der Reichsregierung erſt zur zweiten Leſung be⸗ 
ſtimmt werden? — Verworfen. 

2. Soll es heißen mit Beſeler: „Die Beſtimmung über den Sitz der Reichs: 
regierung wird einem Reichsgeſetz vorbehalten“? — Angenommen. 


Die Beratung über das Reichsoberhaupt wurde! fortgeſetzt. Wigard 
wünſcht, daß der Sitz der Reichsregierung möge für reichsunmittelbar erklärt 
werden. Dahlmann meint, daß dies wohl in dem Reichsgeſetz ſtehen könne, 
das über den Sitz der Reichsregierung beſtimmen wird. v. Notenhan: Es ſei 
doch ſchwierig, Derartiges ſchon jetzt zu beſchließen, wo man noch gar nichts 
über die Art des Reichsoberhauptes wiſſen könne. Beſeler erinnert an 81 


1 In der 117. Sitzung d. 19. Dezember. 
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der Grundrechte, nach dem die Rechte der Deutſchen nur den Zugehörigen 
eines Territoriums zukommen, worauf wohl RMückſicht in den betreffenden 
Beſtimmungen zu nehmen ſei. 
Es wird abgeſtimmt: 
Soll nach Wigards Antrag ſchon jetzt die Beſtimmung, daß der Sitz 


der Reichsregierung reichsunmittelbar ſein ſoll, ausgeſprochen werden? 
— Verworfen. | 


8 2 Alinea 2. Schüler bemerkt, daß ſich ſchon hier zeige, wie man bei 
dem unerledigten §1 gar nicht weiterkommen könne. Es wird dann her und 
hin geſprochen, namentlich auch, ob man nicht eine neue Methode annehmen 
müſſe. Waitz bemerkt, daß wir wenigſtens einen Beſchluß gefaßt haben, der 
freilich nicht nach ſeinem Sinn ſei, nämlich das Oberhaupt Kaiſer zu nennen. 
Schüler: Wir haben geſtern über die wichtigſte Frage durch Namensaufruf 
ohne Reſultat geſtimmt. Wie ſollen wir nun die untergeordnete Frage über 
den Namen präjudizieren? Wigard: Ich muß mich ganz entſchieden dagegen 
verwahren, daß der Kaiſer gleichſam durch die Hintertür hereingekommen iſt. 
Nachdem wir gar keine Entſcheidung darüber haben, ob eine oder drei Per— 
ſonen an die Spitze treten, kann unmöglich der Name irgend etwas bedeuten. 
Wir haben das geſtern gar nicht ſo vorbedacht, ſondern ſind mit zu viel 
Gutmütigkeit auf die Beſchließung über den Namen eingegangen. Er ſchlägt 
vor, daß man entweder gleich zur Beratung des Reichsrates übergehe, oder 
eventuell, daß die drei Punkte aufgenommen werden: 

daß der Kaiſer ſich am Sitz der Reichsregierung in der Regel befinde; 
daß, wenn er ſich entfernt, ein Reichsminiſter ihn begleite; 

daß, wenn er außer Landes gehe, dies nur mit Bewilligung des Reichs— 
tages des Reichs geſchehen könne. 


Beſeler macht einige Bemerkungen als Gegenerflärung. v. Soiron: Wer 
einmal gegen den Kaiſer iſt, der kann doch ſo gütig ſein, gegen den Kaiſer 
zu ſtimmen, und ſomit müſſen wir verſuchen, ob wir Majoritäten erhalten. 
Wenn nicht, jo müſſen wir [uns] begnügen, Minoritätserachten zu machen. 
Waitz fordert, daß, da man nicht jeden Tag von neuem anfangen könne, 
über die Methode der Beratung zu beraten, der Gang, der geſtern einge— 
ſchlagen, verfolgt werde. 


Es wird gefragt, ob das geſtern Beſchloſſene über die Art des Ver— 
handelns wieder aufzuheben ſei? — Verworfen, mit allen gegen 3 Stimmen. 


Wigard erklärt zu Protokoll, daß nicht auf dieſem logiſch unrichtigen 
Wege weiterberaten werden könne, ebenſo Schüler. 

Es fragt ſich, ob Wigards drei Anträge zu behandeln ſind. Dahlmann: 
Es ſcheine ihm doch der Kaiſer einen beſcheidenen Anteil an den Grundrechten 
aller Deutſchen haben zu müſſen, wenigſtens das Recht einer gewiſſen freien 
Bewegung werde ihm zuſtehen müſſen. Waitz: Auch ihm ſcheine die Natur 
eines Bundesſtaates jene Beſchränkungen mit nichten zu fordern. Bedeutender 
ſchiene der dritte Satz, daß der Kaiſer nicht ohne Genehmigung des Hauſes 
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ſich außer Landes begeben dürfe. Es ſcheine ihm eine ſolche Beſtimmung 
nicht der Beweglichkeit der Gegenwart angemeſſen, es ſcheine völlig mittel- 
alterlich. Wigard: Was die Worte Dahlmanns betrifft, ſo habe er aller- 
dings dem einfach entgegenzuſetzen, daß der Kaiſer nichts als der erſte Beamte 
des Staates ſei, und es werde Herrn Dahlmann wohl bekannt ſein, daß die 
Beamten nicht in der Welt herumkutſchieren dürfen, ſondern wenigſtens Ar⸗ 
laub nehmen müſſen. Das werde wohl gegen Dahlmann genügen. Sodann 
das Reifen der Fürften neueſter Zeit könne doch gelehrt haben, was dies 
bedeute. And da ſich nun zeige, daß man das Reich an Preußen geben wolle, 
ſo werde man wohl einſehen, daß es nicht gut ſei, wenn der Kaiſer in Sans⸗ 
ſouci ſei und feine Miniſter in Frankfurt arbeiteten. Römer: Er ſei prin⸗ 
zipiell freilich mit Wigard einſtimmig, aber da doch irgendein Fürſt an die 
Spitze Deutſchlands kommen wird, ſo muß man es ihm doch möglich machen, 
ſein Land neben dem Reich zu regieren; und ſomit ſei es genug zu ſagen, 
daß der Kaiſer während des Reichstages am Sitz der Regierung ſei. Scheller: 
Er ſchlage den von ihm entworfenen Paragraphen vor. Was Wigard geſagt, 
daß Preußen an die Spitze komme, ſcheine doch behutſam geſagt werden zu 
müſſen. Weder daß der König von Preußen fo begierig darauf [fer], noch ſei es 
klar, daß das preußiſche Volk es wolle. And doch ſei ſonſt kein Heil für 
Deutſchland. Simon: Er wünſche denn doch, daß der Kaiſerpoſten kein 
ſekundärer ſein möge. Beſeler: Allerdings wäre das ſehr zu wünſchen, 
aber dann freilich müſſe man auch die Reichsoberhauptſchaft ſo aus- 
ſtatten, daß ein Fürſt fie mit Ehren übernehmen und ſich ihr ausſchließ⸗ 
lich widmen könne. Aber wenn man alle möglichen deutſchen und nicht— 
deutſchen Staaten in den Bund bringen oder gar einen Staatenbund 
alter Art erneuern wolle, ſo müſſe man derartige Anſprüche unterlaſſen. 
Schreiner: Er erklärt zu Protokoll, daß er an den ferneren Beſchließungen 
nur stante concluso teilnehme. Wi gard tut desgleichen, indem er die 
Kaiſerfrage als eine offene betrachte. Auch die Herren Reh, Simon, 
v. Sommaruga, Droyſen ſchlagen vor, dies im Namen des ganzen 
Ausſchuſſes ins Protokoll aufzunehmen, wogegen Waitz und Briegleb 
ſich verwahren. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll ſich der Kaiſer regelmäßig am Sitz der Regierung aufhalten — 
Verworfen, 6 (Simon, Reh, Wigard, Römer, Schreiner) gegen 17. 

2. Soll der Kaiſer nur mit Genehmigung des Reichstages das Reich 
verlaſſen dürfen? — Verworfen, 3 gegen 20. 

3. Soll es heißen: der Kaiſer ſich „wenigſtens während der Sitzung des 
Reichstages am Sitz der Regierung aufhalte“? — Angenommen, 14 
gegen 9. 

4. Soll es in dieſer Beſtimmung ſtatt aufhalten heißen: „Neſidenz haben“ 2 
— Angenommen, 14 gegen 9. 

5. Soll es mit dem Entwurf der Vorkommiſſion § 2 Alinea 2 heißen: 
„ſo oft ſich der Kaiſer uſw.“? — Angenommen. 
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§ 3. Wigard beantragt, daß der Kaiſer keine Zivilliſte bezieht, eventuell, 
daß dieſe 100000 Gulden betrage. Römer: Er wünſche, daß der ganze 
Paragraph geſtrichen werde. | 

Soll 8 3 geftrichen werden? — Verworfen, 15 gegen 8 Stimmen, 

Waitz ſchlägt vor, daß ein Reichsgefeg die Zivilliſte feſtſtelle. Auf Befe- 
lers Gegenbemerkung, daß zu einem Reichsgeſetz die Beiſtimmung des Kai⸗ 
ſers gehöre, verändert er feinen Antrag und ſagt „Reichs tagsbeſchuß“. 
Welcker: Er ſchlage vor: „über die etwa notwendig werdende Zivilliſte 
werde ein Reichsgefeg erlaſſen werden“. Denn es könne möglicherweiſe noch 
ein Turnus oder Kollektivſpitze zuſtande kommen. Beſeler: Es ſcheine denn 
doch ſehr ſonderbar, daß man, den Fürſten eines größeren Staates wählend, 
deſſen Völkern das Vorrecht gebe, ihn zu unterhalten; und gerade damit 
das Reichs oberhaupt dem ganzen Reich gehöre, müſſe das Reich ihn tragen. 
Waitz: Gerade wenn, wie wenigſtens einige meinen, auch mittlere Fürſten 
an die Spitze kommen ſollen, ſo iſt es dringend notwendig, eine Zivilliſte zu 
beſtellen. Aber es dürfe die Sache auch nicht verſchwiegen werden, wenn wir 
ſie auch nur für möglich halten, daß ſie in Betracht kommt, und dürfen das 
Odium nicht fürchten, das an dem Namen haftet. Römer: Waitz habe ihn 
nicht richtig verſtanden, wenn er gemeint habe, daß man durch das Fehlen 
der Zivilliſte eine Art Zenſus für die Kaiſerwahl einführe. Es gebe auch 
außer Preußen und Oſterreich noch Fürſten, die gewählt werden können. 
Das Heil Deutſchlands wird nicht von dem Aufwand abhängen, der gemacht 
wird. Was Beſeler von dem Abergewicht des Volksſtammes ſagt, der den 
Fürſten ſtelle und bezahle, ſo glaube er nicht, daß dies richtig ſei, ſondern 
kein deutſches Volk wird ſich dazu drängen, außer ſeiner Zivilliſte noch die 
kaiſerliche zu bezahlen. Dahlmann: Er ſtoße ſich ebenſowenig an dem Namen 
Zivilliſte, wie an dem auch fremden Namen des Kaiſers, den wir auch ange— 
nommen haben. Scheller ſchlägt vor: 

„Der Kaiſer bezieht bei ſeinem Regierungsantritt eine Zivilliſte, welche 
auf die Dauer ſeiner Regierungszeit von dem Reichstag feſtgeſtellt wird“. 
1. Soll es mit Wigard heißen: „Der Kaiſer bezieht ein jährliches Gehalt 

von 100000 Gulden“? — Verworfen (Wigard, Simon, Römer, 

Schüler). 

2. Soll es mit Welcker heißen: „Die etwa notwendige Zivilliſte beſtimmt 

ein Reichsgeſetz“? — Verworfen, 10 gegen 13. 

3. Soll es heißen mit Waitz: „Der Kaiſer bezieht eine Zivilliſte, welche 

der Reichstag feſtſetzt“? — Angenommen, 12 gegen 10. 

4. Soll es heißen auf Simons Antrag ſtatt Zivilliſte: Gehalt? — Ver⸗— 
worfen gegen 5 Stimmen (Simon, Wigard, Schüler, Römer, Ahrens). 


84. Ahrens ſchlägt vor: „Die Perſon des Kaiſers iſt unverletzlich, feine 
Miniſter ſind verantwortlich“. Wigard: Er könne für ſeine Perſon dieſen 
Satz nicht annehmen, weil er nicht ſehe, wie der Kaiſer, wenn er ſich Kriminal⸗ 
verbrechen zuſchulden kommen läßt, ſonſt beſtraft werden könne; er beantrage: 

„Der Kaiſer und ſeine Miniſter ſind verantwortlich“. 
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Schüler: Er mache den Gegenantrag: 
„Der Kaiſer ſteht unter dem gewöhnlichen Zivil- und peinlichen Geſetz“. 


Römer: Das könne er nicht annehmen, weil damit die Verantwortlich⸗ 
keit der Miniſter aufhöre; er wünſche: 


„Der Kaiſer iſt unverantwortlich für feine Negierungshandlungen“. 


Der Satz iſt übrigens ſehr unſchädlich; begeht der Kaiſer unverantwort⸗ 
liche Handlungen, ſo kann auf dem Wege der Revolution mit ihm verfahren 
werden, und das geſchieht auch in der Regel. Scheller fchlägt vor als ge- 
eignete Faſſung, da hier nicht von den Miniſtern, ſondern von dem Kaiſer 
die Rede ſein ſoll: 


„Die Perſon des Kaiſers iſt unverletzlich, er übt die ihm übertragene 
Gewalt durch verantwortliche, von ihm ernannte Miniſter“. 


Auch Welcker deduziert ad vocem das konſtitutionelle Syſtem. 


1. Soll es mit Schüler heißen: „Der Kaiſer ſteht unter dem gewöhnlichen 
Zivil⸗ und Kriminalgeſetz“? — Verworfen (Schüler, Wigard, Simon). 

2. Soll es heißen mit Wigard (nach modifizierter Faſſung) und Römer: 
„Der Kaiſer iſt hinſichtlich feiner Regierungshandlungen unverantwort- 
lich“? — Verworfen gegen 6 (Wigard, Simon, Schüler, Römer, 
Schreiner, Mittermaier). 

3. Soll es heißen nach dem Schellerſchen Antrag (ſ. o.)? — Angenommen, 
15 gegen 8 Stimmen. 


§ 5. Scheller, mit dem Sinn einverſtanden, ſchlägt folgende Faſſung vor: 
„Alle Regierungs handlungen des Kaiſers bedürfen zu ihrer Gültigkeit 


die Gegenzeichnung wenigſtens eines Neichsminiſters, welcher dadurch die 
Verantwortlichkeit übernimmt“. 


Waitz: Er müſſe fragen, ob in dieſer Abänderung auch etwas Materielles 
enthalten ſei? Scheller: Das nicht, aber er wolle die Zweideutigkeit ver⸗ 
meiden, die in den Worten liegt: „alle von dem Kaiſer ausgehenden Re⸗ 
gierungshandlungen“, als ob es auch deren geben könnte, die nicht vom 
Kaiſer, ſondern von den Miniſtern ausgingen. 


Der Schellerſche Antrag wird angenommen. 
Scheller vermißt eine Beſtimmung über den Eid, worauf bemerkt wird, 


daß dieſer in dem Abſchnitt von der Gewähr der Verfaſſung aufgenommen 
wird. Womit man ſich beruhigt. 


Es wurden! zwei Anträge vorgelegt, der eine von Junghanns'?, die ſchleunige 
Beendigung der Grundrechte und der Verfaſſung betreffend, den man be⸗ 
ſchloß, auf ſich beruhen zu laſſen, bis der Ausſchuß moniert werde, da die 
Sache ſich tatſächlich zu erledigen ſcheine, der andere von Kohlparzer, die 


= In der 118. Sitzung d. 20. Dezember. 2 Haß ler „5, 297. 
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Beendigung der Verfaſſung betreffend, den man bis zur zweiten Leſung der 
Verfaſſung zu verſchieben beſchloß. 

Sodann berichtet Waitz über die von ihm, Deiters und Zell gemachte 
Arbeit, die Zuſammenſtellung der jetzt fertigen Grundrechte und der be— 
treffenden Anderungen im Einführungsgeſetz betreffend. Er bittet, da ſie in 
keinem Punkte voneinander abweichender Anſicht geweſen, um ein Ver— 
trauensvotum in betreff dieſer Arbeit. Wigard erklärt, daß er ſogar einen 
Dank zu Protokoll erklären wolle, daß die drei Herren ſich dieſer mühſeligen 
Arbeit ſo ſchnell unterzogen haben. 

Es wird zur Reichsverfaſſung übergegangen. 


86. Vorſitzender bemerkt erläuternd, daß es in den folgenden Para— 
graphen notwendig geſchienen, nur die das Auswärtige betreffende Verhält⸗ 
niſſe des Einzelnen zu ſpezifizieren. Der Paragraph wurde — angenommen. 


87. Gülich wünſcht, daß es heiße: „übt ausſchließlich“. Waitz bemerkt, 
daß dies nicht hierher, ſondern in das Kapitel von der Reichsgewalt gehöre, 
hier ſeien bloß die Organe für die der Reichsgewalt beigelegten Befugniſſe 
zu bezeichnen. Gülichs Antrag wurde verworfen. $ 7 war ſomit — ange: 
nommen. 


88. Schüler: Statt „ausſchließlich“ beantrage er: „in Abereinſtimmung 
mit dem Reichstag“. Ahrens: Er wünſche: „erklärt Krieg und ſchließt 
Frieden“, denn die Faſſung ſei nicht angemeſſen. Scheller hatte den Wunſch, 
daß es heißt: „ſteht ausſchließlich“, damit es dem betreffenden Paragraphen 
der Reichsgewalt entſpreche. Waitz: Den Antrag Schülers haben wir bereits 
bei dem Kapitel vom Reichstag im Ausſchuß erledigt. Ahrens: Er wünſcht, 
daß die 88 8 und 9 zuſammengezogen werden, denn es werden oft bei Frie⸗ 
densſchlüſſen ſolche Verträge mit geſchloſſen werden, die dem Reichstag eine 
Mitwirkung geſtatten müſſen. 


Soll es heißen: „in Abereinſtimmung mit dem Reichstag“? — Ver⸗ 
worfen; Simon, Schüler, Wigard. 

Soll das Wort „ausſchließlich“ geſtrichen werden? — Angenommen. 

Soll es heißen: „der Kaiſer erklärt Krieg und ſchließt Frieden“? — 
Angenommen. 


Mittermaier: Sollte man nicht das ausſprechen, 905 wenn der Reichs- 
tag beiſammen ſei, er ſofort von dem Krieg Kenntnis erhalte, wenn nicht, 
gleich berufen werde? Dies ſchon wegen der großen Aufregung, mehr noch 
wegen der großen Koſten, die ſofort notwendig ſind. Dahlmann: Die Sache, 
ſo ſcheine ihm, mache ſich von ſelbſt, denn ſofort, wenn man neue Geldmittel 
braucht, wird man den Reichstag berufen. Welcker: Er behalte ſich vor, 
beim Reichsrat zu erwähnen, daß demſelben ein Votum bei Kriegserklärung 
vorbehalten werde. v. RNotenhan: Wir werden künftig hoffentlich keine An⸗ 
griffskriege machen, wenn aber ein Krieg zu machen iſt, haben offenbar alle 
Miniſter alle Hände voll zu tun, daß nicht viel mehr Zeit zu beraten, ſon⸗ 
dern nur zu taten ſein wird. Welcker: Er meine gar nicht, daß erſt eine 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 21 
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Verſammlung berufen werden müſſe, um den Krieg möglich zu machen. Als 
Canning nach Portugal Truppen ſandte, ohne den dritten Tag zu erwarten, 
wo das Parlament zu erwarten, wurde ſeine Mitteilung darüber mit lautem 
Jauchzen aufgenommen. Briegleb: Er ſtimme mit Welcker überein, man 
ſolle doch ja denken, daß das Parlament eine geſetzgebende Verſammlung 
iſt, und ſich nicht in Dinge zu miſchen hat, die die Miniſter auf ne Verant⸗ 
wortung machen müſſen. 


Soll nach Mittermaier dem Reichstag über den Krieg, wenn er ver- 
ſammelt iſt, ſogleich Vorlage gemacht werden uſw.? — Nicht angenommen; 
Mittermaier, Schüler, Wigard. 


89. Waitz ſchlägt vor: „. . ab, inſoweit nicht die Mitwirkung des Rei- 
ches verfaſſungsmäßig vorbehalten iſt“. Es wurden mehrere andere Re— 
daktionsvorſchläge gemacht, um die negative Wendung „ohne uſw.“ zu ver⸗ 
meiden, etwa: „vorbehaltlich der Mitwirkung ...“ oder „und zwar unter 
Mitwirkung des Reichstages, ſoweit ...“. 

Im übrigen wird der Paragraph — angenommen (salva redactione). 


8 10. Briegleb findet hier wie in der Neichsgewalt den Ausdruck privat- 
rechtlich ſehr bedenklich, und wünſcht, daß man dafür einen beſſeren fände. 
Simon ſchlägt vor: „alle Verträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts“. 

Der Paragraph wird dem Inhalt nach — angenommen. 


Ahrens wünſcht 88 und 9 verbunden, weil fie ſich inhaltlich ſo durchaus 
nahe ſtehen. Man konnte ſich doch mit dieſer Anſicht nicht einverſtehen, und 
Ahrens zog ſeinen Antrag zurück. 


S 11. Waitz bemerkt, daß nach der Annahme des ſuspenſiven Veto dieſer 
Paragraph ſich ändern müſſe. Es fragt ſich aber, ob der Kaiſer diejenigen 
Geſetze, die durch die dreimalige Leſung Geſetz ſind, zu verkünden oder zu 
ſanktionieren habe. Wigard: Es müſſe wohl dieſer ganze Paragraph ge- 
ändert werden. Denn es müſſe jedes Geſetz auf der Abereinſtimmung der 
geſetzgebenden Gewalt ruhen. Hier wäre ferner wohl Gelegenheit, über die 
Form überhaupt zu ſprechen. Er hoffe wenigſtens, daß man keinen Kaiſer 
von Gottes Gnaden ſchaffen werde. Es müſſe auch eine Beſtimmung darüber 
gemacht werden, wie die Publikation erfolgen ſoll, wo das Veto der Krone 
eingelegt wird. Briegleb: Es handelt ſich hier nicht um die Form, wie 

Geſetze zu publizieren ſind, ſondern nur darum, daß der Kaiſer es iſt, der ſie 
publiziert. Alſo bedarf es hier der Beſtimmung nicht, daß die Abereinſtim⸗ 
mung des Parlamentes notwendig ſei. Welcker: Es ſind dieſe konſtitutio⸗ 
nellen Formen bereits überall klar ausgeprägt und nicht ſchwer zu finden, 
um fo weniger gehört Derartiges hierher. Scheller: Was Wigard vermißt, 
würde allenfalls in 8 60 der Neichsgewalt gehören. v. Soiron: Auch wenn 
das ſuspenſive Veto eingeführt iſt, wird der Reichstag nie eine vollziehende 
Behörde und wird immer Mittel finden, die Miniſter zur Publikation zu 
veranlaſſen. Wigard: Zur Gültigkeit des Geſetzes gehört auch die Anter⸗ 
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ſchrift des Kaiſers; wie nun, wenn dieſer ſeine Anterſchrift verweigert? 
Zwingen kann man ihn nicht, und doch muß ſeine Anterſchrift da ſein. Man 
muß alſo Formen finden, die dafür ſtellvertretend eintreten. Waitz: Es zeige 
ſich, daß das ſuspenſive Veto nicht in das konſtitutionelle Syſtem paßt, wenn 
es konſequent getrieben wird. Es bleibt nichts, als daß man das Miniſterium 
ermächtigt, den Namen des Kaiſers in ſolchem Falle zu ſupplieren. Oder 
man muß Geſetze auch ſolche nennen, die der Kaiſer nicht unterzeichnet hat. 
Dahlmann: Wigards Bedenken ſcheine ihm nicht gerecht, der Kaiſer und 
die Miniſter haben die Verfaſſung beſchworen, ſie müſſen alſo wiſſen, was 
ſie zu tun haben. Mittermaier: Eben dies iſt eben in Norwegen geſchehen, 
das Strafgeſetzbuch iſt dreimal vorgelegt, von den Miniſtern nicht gebilligt, 
vom König aber doch unterzeichnet, ſobald es ſeinen Lauf durchgemacht. 
Deiters: Derfelbe Konflikt könne auch eintreten, wenn die Regierung ſelbſt 
ein Geſetz eingebracht, und der Regent nachmals nicht Luft hat, es zu unter⸗ 
zeichnen. Beſeler: Es genügt hier zu ſagen: „er verkündet die Geſetze“, 
ohne daß man nötig hat zu ſagen, wie das Geſetz zuſtande gekommen. Wenn 
doch ein Konflikt entſteht, ſo muß das feinen Lauf gehen. Durch eine Be: 
ſtimmung in der Verfaſſung iſt da nicht zu helfen. Dahlmann: Es bleiben 
doch immer Lücken, denn es muß hier irgendwie bezeichnet werden, daß der 
Kaiſer ein Veto hat. Zell: Es handelt ſich hier um die Rechte, aber auch 
Pflichten des Kaiſers, hier iſt das in betreff der Geſetze zu Beſtimmende in 
Rede. Es gibt zweierlei Geſetze, ſolche, die von den beiden Gewalten verein⸗ 
bart werden, und ſolche, die nach erſchöpftem Veto Geltung haben. Es ſcheine 
ihm nicht notwendig, hier zu wiederholen, was ſich in betreff des Zuſammen⸗ 
kommens der Geſetze notwendig zeigt. Waitz: Der Augsburger Hof hat 
in ſeinem Vorſchlag den Satz: „übt die Geſetzgebung im Zuſammenwirken 
mit dem Reichstage aus“. Dies könne man s. r. aufnehmen, mit Verweiſung 
auf den Paragraphen des Reichstages, wo das Entſprechende ſteht. v. Soiron: 
Ihm ſcheine, daß bei der ſchließlichen Redaktion die ganze Lehre vom Veto 
aus dem Reichstag hierher zu nehmen ſei, doch würde dies einfach Redaktions⸗ 
ſache ſein. Wigard: Er habe noch eine Ausſetzung an dieſem Paragraphen, 
nämlich in vielen Verfaſſungen werde die Vollziehungsverordnung nicht von 
dem Regenten, ſondern von den Miniſterien gemacht, und auch nie von dem 
Regenten mitunterzeichnet. Beſeler: Was Dahlmanns Bemerkung über 
das hier aufzunehmende Veto betrifft, ſo ſcheine ſie ihm richtig; wir müſſen 
die Beſtätigung oder Nichtbeſtätigung durch den Kaiſer hier ausführlich be- 
handeln. v. Soiron: Nach badiſcher Praxis werde die Vollzugsverordnung 
im Namen des Großherzogs erlaſſen, die gewöhnlichen Verordnungen nur 
durch die Miniſterien. Es werden mehrere Vorſchläge her und hin gemacht, 
wie die Miniſter hier zu erwähnen und nicht zu erwähnen ſeien. 
Es wird beſchloſſen, die Worte: „von ihm ſanktionierten“, als nach dem 
ſuspenſiven Veto nicht mehr gehörig, zu ſtreichen. 
Soll es am Schluß des Paragraphen lauten: „die zur Vollziehung 
derſelben nötigen Verordnungen erlaſſen die RNeichsminiſter“? — Ver— 
worfen. 
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Soll es heißen: „die zur Vollziehung nötigen Verordnungen bedürfen 
der Unterfchrift des Kaiſers nicht“? — Verworfen. 


Somit bleibt der Schlußſatz: „und erläßt ... Verordnungen“? — 
Angenommen. 


812. Wigard wünſcht, daß das Recht der Niederſchlagungen der be⸗ 
gonnenen Anterſuchungen ausdrücklich ausgeſchloſſen ſei, damit der Lauf der 
Juſtiz nicht gehemmt werde. Er wünſcht alſo, daß das Begnadigungsrecht 
auf den Fall des gefällten Urteils beſchränkt werde. Scheller: Es kommen 
hier drei Fragen: Strafmilderung, Abolition und ob gegen einen Miniſter 
in keinem Fall Begnadigung eintreten ſoll. Dieſe drei Fälle hat die neue 
preußiſche Verfaſſung (8 471) angemeſſen beantwortet, und er wünſche, daß 
wir jene Form zum Modell nehmen. Beſeler: Der Fall der Amneſtie, 
glaube er, ſei früher ſchon beſprochen — es war nach Gegenbemerkungen 
anderer ein Irrtum —; die Abolition ſcheine ihm in dem allgemeinen An⸗ 
klageprozeß von ſelbſt gleichſam aufzuhören, indem die Krone nur die er- 
hobene Anklage fallen zu laſſen habe. And dies, glaube er, ſei auch in Eng⸗ 
land der Fall. And nehme man nur, in welchem Falle die Abolition eintreten 
könnte; offenbar nur nach der Kompetenz des Reichsgerichtes, bei Sachen 
des Hochverrats gegen das Reich. And wenn dann das Reich ſich ſtark genug 
fühlt, die armen Schlucker laufen zu laſſen, ſo ſcheine ihm die Gefahr nicht ſo 
groß als der Gewinn der Amneſtie. Welcker: Auch er ſei dieſer Anſicht, 
denn es ſei etwas Troſtloſes, daß das Gericht gegen ſolche Verführten ein⸗ 
ſchreiten müſſe, ohne daß eine Abolition zwiſchendurch eintreten kann. Auch 
ſei — nach Lindbergs bekanntem Beiſpiel — die Begnadigung oft peinlich, 
was die Amneſtie nicht ſein würde. Mittermaier: Es iſt ſchon unter Louis 
Philipp beharrlich anerkannt, daß er keine Abolition, keine Amneſtie machen 
könne. Das ſind Einmiſchungen in die Juſtiz, und das dürfe nicht ſtattfinden. 
„Ich glaube, jede Abolition wird böſes Blut machen, in der bayriſchen Ver⸗ 
faſſung wird es ausdrücklich verboten“. Zell: Er ſei aus den vorgetragenen 
Gründen gegen die Abolition. Er mache darauf aufmerkſam, daß auch die 
Amneſtie ein Recht der Geſetzgebung und ihrer Zuſammenwirkung fein müſſe; 
es müſſe aber hier ausdrücklich der Geſetzgebung zugewieſen werden, wenn 
es der Fall fein ſoll. Denn jeder Bürger hat das Recht zu fordern, daß der 
Strafbare geſtraft werde. Scheller: Den dritten der von ihm erwähnten 
Fälle habe man bisher noch überſehen, nämlich, ob es für den Miniſter gar 
keine Form geben ſolle, wie er könne begnadigt werden. Abrigens, die Be⸗ 
gnadigung fordere er für den Kaiſer, beſtreite aber durchaus die Abolition. 
Amneſtie ſei ein Gemiſch von Begnadigung und Abolition, und er wünſche, 
daß Derartiges — Abolition ſo gut wie Amneſtie — nur in Verbindung 
mit dem Parlament eintreten dürfe. Ahrens: Gewöhnlich ſei Amneſtie für 
politiſche Verbrechen, und wolle man dies nicht unnötig erſchweren, ſo möge 
man die Amneſtie nicht der exekutiven Behörde entreißen; wie viele würden 


1 Der oktroyierten Verfaſſung vom 5. Dezember 1848. 
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im Parlament fehlen, wenn die Regierung im März erſt die Kammern 
hätte fragen müſſen über die Amneſtie. 


Soll es heißen: „der Begnadigung und Strafmilderung“? — Ange- 
nommen. 

Soll es in betreff der Miniſter heißen, daß da die Begnadigung oder 
Strafmilderung nur auf Antrag des Hauſes, das angeklagt hat, eintreten 
darf? — Angenommen. 

Soll es heißen: „er kann Anterſuchung nur auf Grund eines beſonderen 
Geſetzes niederſchlagen“? — Angenommen. 

Soll es heißen 8. red.: „demſelben ſteht im Zuſammenwirken mit dem 
Reichstag das Recht der Amneſtierung zu“? — Nicht angenommen. 

Soll es heißen: „demſelben ſteht das Recht der Amneſtie zu“ (natür⸗ 
lich nur in Sachen, die zur Zuſtändigkeit des Reiches gehören)? — An⸗ 
genommen, 12 gegen 9. 


8 13. Waitz findet dieſen Paragraphen ſehr zuſammengeſtoppelt und aus 
verſchiedenen Sachen geformt. Auch Scheller findet, daß die zweite Hälfte 
von „überhaupt“ an abgeſchieden werde, denn da habe er zwanzig Bemer— 
kungen. 

Der erſte Satz „.. liegt .. .. Rechtsfrieden ob“ wurde — angenommen. 


„Er hat die Verfügung über die bewaffnete Macht“: 

Scheller bemerkt, daß, wenn die ausführlichen Beſtimmungen, nur ſoweit 
ſie die auswärtigen Verhältniſſe angehen, hier aufgezählt werden ſollen, gerade 
dieſe Beſtimmungen als interna zu beſeitigen ſind. Es wurde dazu bemerkt, 
daß wir ja auch die Geſetze hier erwähnt haben. Jedenfalls, meint Scheller, 
dieſe Beſtimmung über die bewaffnete Macht iſt entweder überflüſſig oder 
viel zu dürftig. Welcker: Es ſei dies eine ſo wichtige Beſtimmung, daß ſie 
nicht übergangen werden dürfe: „er hat den Oberbefehl über die Land- und 
Seemacht“. Dahlmann: Ihm würde ratſam ſcheinen, dieſen § 13 in zwei 
Paragraphen zu teilen, und den folgenden mit „überhaupt“ zu beginnen. 
Simon bemerkt, daß der zweite Satz von „überhaupt“ an am beſten zu 
8 6 zu ziehen ſei. Es fand dies überhaupt Billigung und ſchien Sache der 
Redaktion zu fein. Zell: Er wünſche nicht mit Welcker, daß wir einen be- 
ſonders kriegeriſchen Kaiſer bekommen, und noch weniger, daß ein dergleichen 
in Uniform gehe; ſondern fo wenig wir ſagen, der Kaiſer hat die oberſte Ver— 
waltung, ebenſo wenig haben wir zu ſagen, er habe den Oberbefehl. Waitz 
nach anderen Bemerkungen: Es ſcheine ihm nötig, daß ein beſonderer Para- 
graph über Ernennung der Beamten in Militär und Zivil aufzunehmen ſei. 

Soll es heißen: „er hat den Oberbefehl und die Verfügung über die 

bewaffnete Macht“? — 10 gegen 10. 

Soll es heißen: „er hat die Verfügung über die bewaffnete Macht“? 

— Angenommen. 


Der alte Satz mit „überhaupt“ gibt Scheller zu mehreren Bemerkungen 
Anlaß. Es findet ſich, daß man die Paragraphen der Reichsgewalt nicht fo 
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ohne weiteres hier ſubſumiert ſehen kann. Soll denn etwa der Kaiſer RNeichs⸗ 
feſtungen anlegen dürfen? Wigard: Das Recht kann er dem Kaiſer nicht 
einräumen, denn eine Feſtung beſchränkt die Freiheit der Bürger, und das 
fol doch der Kaiſer nicht fo nach feinem Behagen tun dürfen, auch wenn [er] 
das Geld dazu hat. Waitz: Das zeigt nur, daß man bei dem Reichstage 
noch einen oder den anderen Zuſatz zu machen habe. Aber hier iſt alles in 
Ordnung, denn dem Kaiſer müſſe vindiziert werden, was nicht dem Reichs: 
tag zugehört. 

Scheller führte! feine Bedenken gegen den allgemeinen Satz § 13 vom 
Reichsoberhaupt weiter aus, erwähnt § 27. Es wurde ihm entgegnet, daß 
die Hafen⸗, Weg⸗, Krahn⸗ uſw. Gelder natürlich, ſoweit ſeine Geſetzgebung 
gelte, dem Reichstag mitzukäme, die Oberaufſicht dagegen der Reichs- 
regierung zuſtehe. § 28, die Anlage der Wege uſw. betreffend, erſchien 
ebenſo die exekutive Gewalt durch die Teilnahme des Reichstags an aller 
Geldbewilligung gemildert, denn ohne Bewilligung des Reichstags könne 
der Kaiſer kein Geld verausgaben. In betreff der Ausbreitung der Zoll— 
grenze wurde von Beſeler bemerkt, daß in dieſer Beziehung ausdrücklich 
in § 19 die Mitwirkung des Reichstags vorbehalten ſei. Ebenſo in betreff 
der Zollgeſetzgebung und der Konſumtionsſteuer. Auf demſelben Wege er⸗ 
ledigten ſich die weiteren Bedenken Schellers. 

Waitz wünſcht einen beſonderen Paſſus über die Reichsbeamten hier 
aufgenommen. Wigard: Er ſtimme dem bei. Er habe ſich gedacht, daß 
noch ein beſonderer Abſchnitt darüber gemacht werden werde. Scheller 
erinnert an den betreffenden Paragraphen der neuen preußiſchen Verfaſſung. 
Beſeler erinnert, daß eine allgemeine Beſtimmung bereits unter den Para⸗ 
graphen über die Dienſtpragmatik vorbehalten ſei. Er glaube nicht, daß man 
über die Miniſter einen beſonderen Abſchnitt mache, ſondern dies der Ent⸗ 
wicklung des Bedürfniſſes überweiſe. v. Soiron ſchlägt vor: 

„Der Kaiſer ſtellt die Reichsbeamten an, ſoweit es die Reichsgeſetze 
nicht anders beſtimmen“. 


§ 18 des Entwurfs des Augsburger Hofes ſchien angemeſſen hier benutzt 
zu werden. 

Gülich: Er vermiſſe noch die Beſtimmung über die Negentſchaft — wenn 
er ſich auf den Standpunkt der Erblichkeit ſtelle —, ſowie die über das 
Majoritätsalter; auch die Art, wie der erſte Kaiſer entſtehen ſoll, iſt nicht 
geſagt. Er wünſche, daß die Wahl des RNeichsverweſers ausdrücklich formuliert 
und deſſen Neſidenz am Ort der Reichsregierung beſtellt werde. Beſeler: Diefe 
Fragen werden ganz davon abhängen, wer Kaiſer ſein wird. Dieſe Sachen 
müſſen vorbehalten bleiben. Die Beſtellung des erſten Kaiſers ſcheint denn doch 
dem Beſchluß der Nationalverſammlung vorbehalten bleiben zu müſſen. 


Es wird zum Reichs rat übergegangen. Schüler bittet, präjudiziell an 
dieſem Artikel vorüberzugehen, indem Schreiner einen Entwurf gemacht habe 


1 In der 119. Sitzung d. 21. Dezember. 
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zu einem Direktorium 1. Ahrens: Er meine, dieſe Frage kann unabhängig von 
der Frage vom Oberhaupt behandelt werden. Briegleb: Wegen eines 
bloß möglichen Vorſchlages können wir doch das Vorliegende nicht ver— 
laſſen; er ſei der Meinung, daß wir auf die Beratung eingehen. 

Es wird beſchloſſen, die Beratung zu beginnen. 

Schüler: Er beantrage die völlige Streichung des Artikels, denn wir 
haben ein Staatenhaus, und daneben wäre dieſer Reichsrat ein bloßes 
Superfluum. Er würde nichts ſein als der alte Bundestag, eine permanente und 
organiſierte Verſchwörung gegen das Volk; es würde dieſer Reichsrat nicht 
bloß überflüſſig, ſondern auch ſchädlich ſein. Ahrens: Er ſei in einer un⸗ 
angenehmen Stellung, denn er ſei prinzipiell für einen Reichsrat; aber die 
Regierung iſt nun ſchon durch die Hälfte des Staatenhauſes vertreten, wenn 
auch die dort Hingeſandten keine Inſtruktion erhalten, ſo müſſe er jetzt gegen 
den Reichsrat ſtimmen. Wigard: Schüler habe ihm ſchon alles wegge— 
nommen, was er jagen wolle. Er finde, daß dieſe Stellung des Reichsrates 
dem verantwortlichen Miniſterium gegenüber ſehr unangemeſſen [jet]; es 
ſei klar, daß man eine Art Staatsrat habe machen wollen in Rückſicht 
auf die Fürſten, die man durchaus ſicherſtellen wolle, damit ja nicht ein 
anarchiſches Volkshaus eine Bedeutung erhalte. v. Soiron: Er fürchte ſich 
vor nichts als vor dem Dank der Fürſten. Welcker: Es verſteht ſich von 
ſelbſt, daß es notwendig ſei, eine ſolche Vermittlung zwiſchen dem Reich 
und den einzelnen Staaten zu haben. Das Geſpenſt vom ſeligen Bundestag 
ſcheint in manchen Geiſtern zu große Gewalt zu haben. Wir haben in viel 
demokratiſcheren Konſtitutionen (als) erſte Häuſer als Nordamerika, und darum 
iſt es doppelt notwendig, den Staaten ſelbſt in dem Reichsrat die Stellung 
zu gewähren, die in Nordamerika zum Teil der Senat hat. v. Rotenhan: Er 
geſtehe, daß er ſich keine Vorſtellung davon machen könne, wie jene Vorwürfe 
gegen den Reichsrat irgend Grund haben ſollen. Mit dem Bundestag ſcheint 
jener nichts gemein zu haben, als daß beide ein Kollegium bilden. Sonſt ſind 
ſie verſchieden wie Tag und Nacht. Denn die Bundestagsgeſandtſchaften mit 
Inſtruktionen konnten volksfeindlich wirken, weil ſie keine Repräſentanten des 
Volks neben ſich hatten. Der Reichsrat aber hat gar keine Möglichkeit, 
hemmend oder beſtimmend auf die Repräfentation einzuwirken, zumal da er 
ſelbſt nur begutachtend iſt. Man denke ſich doch nur die Sache: Die Reichs- 
gewalt hat eine Menge von Sachen der einzelnen Staaten zu leiten und zu 
beaufſichtigen; wie unendlich würde alles erſchwert, wenn nicht eine ſolche 
Mittelbehörde vorhanden wäre. And wenn das Reichsminiſterium Geſetze 
arbeitet, die dem Reichstag vorgelegt werden ſollen, fo beſteht das Reichs- 
miniſterium aus parlamentariſchen Notabilitäten, die gewiß nicht alle Spe⸗ 
zialverhältniſſe in Deutſchland kennen. Es iſt gewiß heilſam, daß da zunächſt 
Männer begutachten, die die Spezialkenntnis der einzelnen Länder haben. 
Es iſt für die einzelnen Länder von der allerhöchſten Wichtigkeit. Wie dieſer 
Reichsrat nun den Fürſten zulieb gemacht ſein ſoll, ſcheint ganz unbegreiflich, 
ſondern er iſt in Wahrheit nur im Intereſſe der Länder, und bei einer einheit⸗ 
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lichen Spitze abſolut notwendig. Mittermaier: Er zweifle nicht, daß die 
Vorkommiſſion wichtige Gründe für den Reichsrat gehabt hat; er habe 
deren noch nicht gefunden und könne deshalb bis jetzt noch nicht dafür ſtimmen. 
Es iſt der alte Streit über den Staatsrat, der ſich hier erneut. Belgien hat 
keinen dergleichen und hält ihn auch nicht nötig. Auch das privy council ſei 
etwas ganz anderes. Die Art, wie England ſeine Geſetze vorbereitet, iſt weit 
beſſer. Man ernennt eine Kommiſſion, welche die Vollmacht erhält, zu 
fragen und zu unterſuchen uſw. Mit dem Staatsrat, ſagt man in Belgien, 
ſchwächt man die ganze Miniſterverantwortlich keit. Und da es kein Bedürfnis 
für den Reichsrat [gebe], da er nur Nachteile bringe, und da man bereits in 
Norddeutſchland rechnet, wieviel die neue Verfaſſung koſten werde, ſo ſtimme 
er dagegen. Beſeler: Wir haben heute noch einmal den Weg der Verein⸗ 
barungen verworfen. Darum doppelt iſt es Pflicht, unſere Verfaſſung ſo zu 
machen, daß ſie auch durchführbar iſt. Gewiß iſt, daß das Intereſſe der Einzel⸗ 
ſtaaten große Rückſicht fordert, wenn ſie ſich fügen ſollen. Es iſt gewiß 
wichtig, dieſen Einzelſtaaten Rückſicht zu ſchenken. Daher die Idee des 
Direktoriums von drei oder fünf, das nichts anderes als Erneuerung eines 
Bundestages ſein würde. Die Vorkommiſſion habe die Meinung gehabt, 
daß die Macht unteilbar und einheitlich ſein müſſe. Aber vielleicht, ſo ſei es 
uns erſchienen, könne man für gewiſſe Dinge das Intereſſe der Einzelſtaaten 
zutreten laſſen. Da habe man geſagt, daß die Regierungen im Staatenhaus 
vertreten ſeien; aber das Staatenhaus iſt unabhängig ohne Inſtruktion, un⸗ 
abrufbar. Wenn ſich doch einer der Miniſter ändert, bleibe der Vertreter 
im Staatenhauſe und die einzelnen Regierungen als ſolche ſind nicht oder 
zufällig im Staatenhauſe vertreten. Nach dem Charakter des Bundesſtaates 
aber iſt es notwendig, daß bei größeren Geſetzvorſchlägen, die immer von 
der Reichsregierung ausgehen, den Regierungen Gelegenheit gegeben wird, 
durch Nat, Material uſw. der Reichsregierung zu Hilfe zu kommen. Es 
kommen ferner die vielen Beziehungen der Exekutive in Betracht, wo es 
wünſchenswert iſt, daß die Teilnahme der Einzelregierungen und Nat möglich 
iſt. Die Gefahr beſteht darin, daß der Reichsrat keine Stellung einnehmen 
wird und die Energie des Negimentes gefährde. Iſt dies zu vermeiden, ſo iſt 
der Reichsrat wünſchenswert als Maßregel der Verſöhnung und des praf- 
tiſchen Nutzens. Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt der Vorſchlag gemacht. 
Nachdem die einzelnen Attribute erläutert und die abweichende Anſicht 
Dahlmanns dargelegt war, bemerkt der Sprecher: Nachdem wir die Reichs— 
gewalt auf Koſten der Einzelregierungen geſtaltet haben, iſt eine verſöhnende 
Maßregel, die nichts hindert, doch von großem Werte und wird die Aufgabe 
erleichtern. Solle er noch etwas von den Koſten ſprechen, die Herr Mitter- 
maier erwähnt? Es iſt doch wahrlich dem Intereſſe der Sache nicht ent- 
ſprechend und durch und durch kleinlich. Römer: Der Geheimrat und Staats- 
rat ſind nichts als Hemmſchuhe für den künftigen Staat. In Württemberg be⸗ 
ſteht z. B. ein Geheimrat mit der Aufgabe, die Geſetzvorlagen zu prüfen, 
und ſeit 1819, wo er beſteht, gilt er für eine Kalamität. Aber die Aufgabe 
dieſes Reichsrats ſoll eine andere fein; er ſoll dem Partikularismus eine Art 
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von Kompliment machen, und wenn der Zweck damit erreicht werden könnte, 
daß die Regierungen etwas nachgiebiger wären, ſo wäre das Opfer nicht zu 
groß. Denn eigentlich hat der Reichsrat gar keine Macht, er iſt ein Nichts. 
Aber in den Augen des Volkes würde dieſer Reichsrat groß Ärgernis er— 
regen. Man würde darin nicht bloß einen Gewinn des Partikularismus, ſon⸗ 
dern der dynaſtiſchen Intereſſen ſehen. Gewiß ſei der Zweck auch auf anderem 
Wege zu erreichen. Die einzelnen Regierungen werden Geſandte beim Reich 
halten müſſen, und dieſe werden ſtets zu Nate gezogen werden können. Er 
wünſche damit den ganzen Artikel geſtrichen. Waitz: Vom Standpunkt 
des Bundestages müſſe er dies Inſtitut betrachten. Er habe beim Staaten⸗ 
hauſe immer etwas vermißt, nämlich eine gewiſſe Beteiligung bei der 
exekutiven Gewalt, und darum unterſcheide er ſich von denen, die die Erb- 
lichkeit wollen und die Mitwirkung der Bundesſtaaten in der Exekutive. 
Vielleicht gehe er darin zu theoretiſch vor, aber die Beiſpiele von Amerika 
und [der] Schweiz ſprechen für ihn. And wenn wir den Staaten nicht ganz 
den Staatlichen Charakter nehmen wollen, fo müſſen wir fie bei der Bundes⸗ 
exekutivgewalt mitwirken laſſen. Er glaube nun, daß die Mehrheit des Aus⸗ 

ſchuſſes für die einheitliche monarchiſche Spitze ſei. Wie nun dieſe Spitze auch 
iſt — erblich, lebenslänglich, auf einzelne Jahre —, es wird ein deutſcher Res 
gent an der Spitze ſtehen und damit der Schwerpunkt der Gewalt in dieſen 
Staat fallen, und da müſſen die anderen Mitglieder des Bundes ſich bei der 
exekutiven Gewalt mitbeteiligen. Diefe Stellung wünſche er dem Reichsrat. 
Er wünſche ihn weniger zahlreich, etwa acht bis zehn Mitglieder, nur durch 
die großen Staaten ernannt, ſo daß die kleineren noch mehr zuſammengelegt 
werden. Sodann ſei er der Meinung, daß die Teilnahme an der Geſetzgebung 
nicht das wichtigſte ſei, denn dafür werde das Staatenhaus eintreten können. 
Im übrigen ſchließe er ſich dem Entwurf des Augsburger Hofes an, der dem 
Reichsrat ein gewiſſes Recht bei Krieg und Frieden, bei Verträgen und 
bei Vertagung der Reichsverfammlung gebe. Er behalte ſich das Weitere bei 
der Einzelberatung vor. Gegen Römer bemerkt er, daß die Geſandtſchaftlich— 
keiten bei dem Oberhaupt in der Nationalverſammlung verworfen ſeien, von 
vielen in der Meinung, daß ein eigener Abſchnitt der Verfaſſung über dieſe 
Dinge handeln werde. 

Hiermit wird die allgemeine Beratung geſchloſſen. 


Soll nach Schülers Antrag der Abſchnitt über den Reichsrat geſtrichen und 
kein dergleichen aufgenommen werden? — Verworfen; dafür v. Somma⸗ 
ruga, Schüler, Römer, Simon, Wigard, Schreiner, Mittermaier, Ahrens. 


Es wird zu § 1 übergegangen. Scheller: Er halte dieſe Stellung des 
Reichsrates für überflüſſig, ohnmächtig und unpraktiſch. Nach dieſem Ent- 
wurf ſind die Reichsräte ganz überflüſſig, man fragt ſie, hört ſie und kümmert 
ſich nicht darum. Er wünſche den Reichsrat gerade zu einem Staatsrat zu 
machen, denn der Staatsrat hat den Zweck, daß die Regierung eine Ver— 
ſammlung von bedeutenden Männern berufe, um ſie um Nat zu fragen. Zu 
dem Ende berufe die Regierung dahinein Männer aller Art und aller Fächer. 
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Der Reichsrat hier iſt aber ein ganz unpraktiſches Inſtitut. Denn es könnte 
doch fein, daß einmal alle Regierungen nur Juriſten oder nur Kaufleute 
ſchickten. Somit wünſche er, daß die Vorkommiſſion die Sache noch einmal 
bearbeite. Dahlmann: Er möchte gleichfalls noch einmal auf das Allgemeine 
zurückkommen. Er habe in den mehr als hundert Sitzungen des Ausſchuſſes 
nie verborgen, daß er gewünſcht hätte, daß wir einen bedeutenderen Schritt der 
Einheit näher getan hätten, als wir getan. Denn er glaube nicht, daß wir ſo 
ſtehen, um mit Nordamerika in Vergleich gezogen werden zu können. Wir 
ſind an beiden Schultern gedrängt, wenn wir uns nicht ſelbſt die Freiheit 
nehmen, uns enger zu einigen. Indes habe er ſich längſt gewöhnt, die Meinung 
der Majorität nicht als Launen oder Irrtümer finſter zu betrachten, ſondern 
als Ausdruck der Meinung in Deutſchland. And ſo ſei er halb willigen, halb 
widerſtrebenden Herzens von ſeiner eigenen Meinung zurückgetreten. In 
betreff des Reichsrates nun hat ſich eine eigene Konſtellation gemacht. Die 
Vorkommiſſion hat ſich für ein erbliches Haupt erklärt, und hätte ſich gegen 
einen Reichsrat entſcheiden müſſen, habe dies jedoch aus höheren Rückſichten 
unterlaſſen. Dagegen zeigt ſich, daß Männer, die gar ſehr von der Einheit 
abirren, ſich ſogar gegen den Reichsrat entſcheiden. So wenig ein Reichsrat 
für die auswärtigen Angelegenheiten beſonders wichtig (find) [ſei], glaube er 
ihn doch empfehlen zu müſſen. Das Inſtitut ſei ein ſehr dehnbares. Iſt die 
Kraft der Einheitlichkeit groß, ſo wird man den Reichsrat leicht überholen. 
Iſt dagegen der Trieb gegen die Einheit, den er für nur dynaſtiſch halte, ſo 
groß, wie es wohl ſcheinen kann, ſo wird dies Inſtitut viel bedeuten, und es 
wird die Folge ſein, daß der Reichsrat zwar nicht viel wiegt in den auswär⸗ 
tigen Verhältniſſen, aber vielleicht eine deſto gemütlicheres Verhältnis für 
ſich ſelber haben kann, worauf er freilich nicht viel gebe. Immer bei aller Ge⸗ 
mütlichkeit des Lebens wird man doch erſt leben müſſen und daher beſonders 
nach außen hin fo viel möglich einheitlich fein müſſen. Daher darf der Reichs- 
rat nie mehr als ein konſultatives Votum haben und namentlich nicht bei den 
auswärtigen Verhältniſſen mitwirken. Ja, er würde gern § 6 die Mög— 
lich keit, ſelbſt in die auswärtigen Verhältniſſe einzugreifen, ſtreichen. Ahrens: 
Nicht bloß der Reichsrat, ſondern die ganze Verfaſſung ſcheine eine ſehr 
dehnbare Faſſung zu haben, und ſein Wunſch ſei, auf dieſem Wege 
zu einem Einheitsſtaat zu gelangen. Aber da wir vorerſt nicht über den Bun⸗ 
desſtaat hinauskommen, iſt auch ihm der Reichsrat notwendig. Nur ſei 
derſelbe dann nicht mit einem Staatsrat zu verwechſeln. Wie univerſell müßten 
die Reichsräte fein, wenn fie über alles Gutachten abgeben ſollten. Ihm er- 
ſcheine der Reichsrat eine Vermittlung zwiſchen dem Zentralſtaat und den 
Einzelregierungen, Organ der Korreſpondenz. Immerhin möge der Reichsrat 
für die inneren Verhältniſſe die Exekutive begutachten, aber in den auswär⸗ 
tigen Verhältniſſen darf davon gar nicht die Rede ſein. 

Zu 81. Waitz: Er habe ſchon bemerkt, daß er nicht fo viele Mitglieder 
im Reichsrat wünſche. Er wünſche ihn auf andere Grundlage gebildet. Er 
wünſche je 1 für Preußen, Oſterreich, Bayern, Sachſen, Hannover, Würt⸗ 
temberg, dann 1 für Baden und Heſſen, 1 für Kurheſſen und Naſſau, 1 für 
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Oldenburg, Mecklenburg und Schleswig-Holſtein-Lauenburg und die Hanſa⸗ 
ſtädte, 1 für Thüringen und die anderen kleinen Staaten; 10 im ganzen. So⸗ 
dann würde er vorſchlagen, daß der Vorſitz von dem Bevollmächtigten des 
größten Staates geführt werde, deſſen Regent nicht Reichsoberhaupt iſt. 
Schüler: Er wolle zunächſt über die Art der Ernennung dieſes Reichsrats 
ſprechen. Denn offenbar iſt die Meinung, daß die Regierung, d. h. die Fürften, 
dieſe Leute ernennen, und das iſt höchſt gefährlich, dieſe Leute, die nur in 
partikulariſtiſchem Intereſſe wirken. And nun haben wir der Reichsgewalt 
nicht ſo viel Macht gegeben, wie wir ſollten, und wenn wir nun dieſen Neichs⸗ 
rat anſtellen, ſo haben wir in der Zentralgewalt künftig nichts als — Herr 
Notenhan möge es verzeihen — einen Deckel auf den alten Bundestag. Es 
wird alles zwiſchen den Diplomaten abgemacht werden und die nationale Ver⸗ 
tretung wird nichts als ja ſagen können. Es iſt leere Form, ob wir dieſem 
Reichsrat bloß begutachtende oder entſcheidende Stimme geben, er wird 
eben doch alles entſcheiden. Stante concluso wünſche er, daß der Reichsrat 
ernannt werde durch das Volkshaus oder auch im Notfall durch die Stände, 
nur nicht durch die Regierungen. Sonſt hätten wir doch nur wieder den alten 
Bundestag, und ſelbſt das, was bisher geſagt ſei, daß die Kommiſſarien der 
Regierungen ja kein Kollegium ſeien, ſelbſt dies ſei nun aufgegeben. Be⸗ 
ſeler: Es werde hierauf zu antworten nicht nötig ſein, dies ſeien eben ver⸗ 
ſchiedene Anſichten. Was Waitz' Anſicht betreffe, ſo ſei dies dieſelbe Lieb⸗ 
haberei, die derſelbe ſchon beim Staatenhaus geltend gemacht, und ſie ſcheine 
wenigſtens ſehr unſyſtematiſch, vielleicht der ſicherſte Weg, die Reichsregie— 
rung zu hindern. Das einzig richtige Prinzip ſei offenbar das, welches auch 
im Staatenhaus angenommen ſei. (Ja, leider! ruft Wigard, v. Soiron ent— 
gegnet: Gott ſei Dank!) Warum ſollen wir dieſe ſchwer erfauften Grund: 
lagen aufgeben? Nö mer: Er ſpreche bloß stante concluso über den Reichsrat, 
daher könne er mit Schülers beiden Vorſchlägen nicht ſtimmen. Er müſſe ſich 
des Vorſchlages von Waitz annehmen; er gebe zu, daß derſelbe ſehr will: 
kürlich ſei, „aber das iſt nun ganz gleichgültig“, die Hauptſache ſei, daß er 
darin eine Art von Mediatiſierung erblicke, und zudem: Je mehr Diplomaten, 
deſto mehr Intriguen. Gerade die Diplomaten der kleinen Staaten ſind in der 
Regel die Beute der größeren und dienen nur dazu, das Verhältnis bei der 
Reichsregierung zu verſtören. Waitz: Er bemerke denn doch, daß viel In⸗ 
konſequenz auch in dem Vorſchlag der Vorkommiſſion ſei; Anhalt habe einen 
Vertreter, ſo gut wie die ſämtlichen Thüringer, die doch ſehr viel größer ſind. 
Sodann verteidigt derſelbe ſeinen eigenen Vorſchlag. Die Vorliebe für die 
kleinen und kleinſten Staaten ſcheine ihm für unſeren Bundesſtaat das aller⸗ 
gefährlichſte, ja das allerverdächtigſte. Scheller: Es ſei denn doch zu beachten, 
daß es bei dieſem Reichsrat nicht auf die conclusa ankomme, denn der Kaiſer 
kann ſich nach den Beſchlüſſen richten oder auch nicht. Abrigens würde er, 
ſich dem Staatenhaus anſchließend, folgende Faſſung vorſchlagen für 8 1: 
„Der Reichsregierung ſteht ein Reichsrat als beratende Behörde zur 
Seite. Zu Mitgliedern des Neichsrats hat jede Regierung eines Einzel: 
ſtaates, inſofern dieſer im Staatenhauſe ſelbſtändig vertreten wird, oder 
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jeder Staatenverband drei Perſonen in Vorſchlag zu bringen, aus welchen 
der Kaiſer einen wählt“. 


In betreff des Neichsrats bemerkt! Wigard, daß er feine Notate zu 
Hauſe gelaſſen hat. Ebenſo weiß Herr Schüler nicht recht, was er ſagen 
ſoll, doch glaubt er, daß er ſich gegen Waitz habe äußern wollen. Dahlmann: 
Auch er weiß nicht eben, was er Beſonderes zu ſagen habe. Anter allen ge⸗ 
machten Vorſchlägen ſcheine ihm der der Vorkommiſſion noch immer der 
beſte. Ahrens: Er teile im ganzen die Anſicht von Waitz, er wünſche immer 
auf irgendeine Weiſe die kleinen Staaten zu beſeitigen. Er meine, daß der 
Reichsrat aus etwa zwölf Bevollmächtigten beſtehen möchte: Preußen, 
Oſterreich, Bayern, Hannover, Braunſchweig, Oldenburg, Mecklenburg, 
(beide) uſw. Scheller: Wenn wir nicht ganz willkürlich ſein wollen, ſo werden 
wir nach dem Syſtem des Staatenhauſes verfahren müſſen. Welcker: Da 
einmal beſchloſſen iſt, eine organiſche Verbindung zwiſchen dem Reichs⸗ 
regiment und den einzelnen Staaten zu erhalten, ſo ſollte man auch bei dieſem 
Programm ſtehen bleiben. Er betrachte dies mehr als Außerung einer 
idealen Achtung, als daß er glaube, daß es praktiſch große Bedeutung habe. 
Es iſt dies ähnlich wie mit dem Veto. Es ſei denn wahrlich nicht not, ein 
allzukünſtliches Syſtem zurechtzuſchnitzeln. Man vereint fie in ein Kollegium, 
damit gerade das partikulariſtiſche Intereſſe [ſich! einem patriotiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkt unterordne. Waitz: Er wolle ſeinen modifizierten Antrag mit 
einigen Worten noch vertreten. Es liege ihm daran, daß unſere Inſtitute 
möglichſt wenigen äußeren Anſtand erregen und namentlich nicht als völlig 
überflüſſig erſcheinen. Nun ſcheine, daß der Neichsrat in der Tat nicht einmal 
ſo einfach wird, wie ſelbſt der alte Bundestag war. And wenn ſelbſt Lippe und 
ſelbſt Anhalt eine Stimme bekommen, ſo liegt darin etwas Lächerliches, und 
das wünſche er gemieden. Ebenſo ſcheine es erwünſcht, den Bundesstaat auf 
etwa zwölf größere Komplexe zu reduzieren. Sein Plan ſei: 1. Die ſechs 
Königreiche je eine Stimme. 7. Baden, 8. die drei Heſſen, 9. Holſtein, Lauen⸗ 
burg, Mecklenburg, 10. Oldenburg, Braunſchweig, Hanſeſtädte, 11. Luxem- 
burg, Naſſau, 12. die thüringiſchen Fürſtentümer, Anhalt, Lippe uſw. 
Simon: Er wolle ſich zunächſt gegen die Art der Bildung erklären, daß die 
Regierungen je drei zu ernennen und aus dieſen der Kaiſer könne zu wählen 
haben. Er gehe davon aus, daß man den Regierungen Rechnung tragen 
wolle, obſchon er bekenne, daß uns dies geſtürzt hat. Aber will man jenes 
Zugeſtändnis, ſo muß man dies auch aufrichtig wollen. Somit ſtimme er mit 
Waitz. Dahlmann: In Waitz' Vorſchlag könne er keinen gehörigen Grund 
entdecken, aber freilich, er ſei auch nicht der Meinung mit Waitz, daß dieſer 
Reichsrat irgend mehr als begutachtend ſein dürfe. Anter allen menſchlichen 
Dingen würde es ihm das unerträglichſte ſein, wenn der Reichsrat im Sinne 
von Waitz mit Macht ausgeſtattet werde. Das würde der Antergang Deutſch⸗ 
lands fein. 2*v. Soiron will durch den Reichsrat den Übergang vermitteln. 


1 In der 120. Sitzung d. 22. Dezember. 
2 Von * bis“ von Brieglebs Hand. 
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Man werde jetzt ſehr unitariſch ſein. And es ſei deshalb ein Organ nötig, 
welches dem Reichsregiment Aufklärung gebe über die Verhältniſſe und 
Bedürfniſſe der Einzelſtaaten. 

Nach längeren Verhandlungen über die Fragenſtellung wird abgeſtimmt, 
Art. IV 8 1 des Entwurfs der Vorkommiſſion mit 12 Stimmen gegen 4 an» 
genommen. Die Wahl der Reichsräte ſteht der Regierung zu. Hinſichtlich der 
Redaktion wird bemerkt, daß ein Widerſpruch zwiſchen dem erſten Satz und 
der zweiten Hälfte des zweiten Satzes beſteht. 


Zu 8 2 proponiert Waitz: 
„Der Vorſitz wird von dem Bevollmächtigten des größten Staates ge— 
führt, deſſen Regent nicht zugleich die Würde des Oberhauptes bekleidet“. 
§ 2 wird mit dieſem Zuſatz — angenommen. 
Derſelbe bemerkt, daß ſtatt „verſammelt ſich“ geſetzt werde: „iſt beſtändig 
verſammelt“. Wigards Vorſchlag: „die Sitzungen des Neichsrates find 


öffentlich“, wird von allen Stimmen gegen ſeine und Schülers Stimme — 
abgelehnt. 


Zu 8 3. Scheller ſchlägt vor: 

„Die Mitglieder des Reichsrates können ſich nicht auf Mangel von 

Inſtruktionen berufen, um eine Vertagung zu erzielen“. 

Ahrens widerſpricht. Welcker verteidigt den Antrag, den er ſelbſtver— 
ſtändlich findet. Beſeler: Die Reichsräte hätten allerdings Inſtruktionen 
zu empfangen, denn ſie ſollten die Meinung der Einzelſtaaten ausdrücken. 
Der 83 iſt — angenommen.“ Der Vorſchlag, daß ſich die Mitglieder des 
Reichsrats nicht auf Mangel an Inftruftionen berufen dürften, um Vertagung 
zu verlangen, wurde verworfen. 


§ 4. Es fragt Waitz, ob die Regierungen ihre Kommiſſarien immer im 
Reichsrat haben müſſen, was er ſehr ungeſchickt finden würde. Beſeler gab 
zu, daß dies die Meinung gar nicht geweſen ſei, worauf Droyſen bemerkt, 
daß es notwendig ſcheine, eine ſolche Anweſenheit ausdrücklich nötig zu machen. 
Wigard: Der Reichsrat ſei zwar ſein Schoßkind nicht, aber er wünſche 
doch nicht, daß man ein ſolches Inſtitut ſo ganz unmündig mache. 

Es wird beſchloſſen, daß die Befugnis der Reichsregierung, ihre Se 
oder Kommiſſarien anweſend zu haben, nur fakultativ ſei. 


§ 5 und 6. Es fragt ſich zunächſt, ob der Reichsrat nur begutachtend fein 
ſolle oder auch mitbeſchließend, wie Beſeler meint, wogegen Waitz be— 
merkt, daß ſeine Meinung gar nicht dieſer Gegenſatz ſei, ſondern den Amfang 
der Kompetenz des Reichsrats betreffe. Es wird alſo entſchieden, daß der 
Reichsrat keine entſcheidende Stimme haben ſoll. Wigard: Er könne ſich 
wohl Fälle denken, wo es Schwierigkeit habe, dieſem Kollegium etwa unbe— 
deutende oder auch ſehr große Geſetzentwürfe vorzulegen. Deshalb wünſche 
er: „ſind in der Regel vorzulegen“. Sodann fehle etwas, wenn der Reichsrat 
ſein Gutachten in den vier Wochen nicht abgebe. Deshalb ſchlage er vor: 
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„Erfolgt in dieſer Friſt die Abgabe des Gutachtens nicht, ſo iſt die Re: 
gierung hierdurch an der Einbringung des ee bei dem Reichs⸗ 
tag nicht behindert“. 


v. Soiron: Statt jenes „in der Regel“ habe er vorſchlagen wollen: „dringende 
Fälle ausgenommen“. Welcker: Ihm ſcheine es ſehr wichtig, den Reichsrat 
beſonders durch Vertrauen und Rückſicht möglichſt zu menagieren und auch 
den Glauben dafür zu erwecken. Namentlich wünſcht er auch, daß der Reichsrat 
über Krieg und Frieden gehört werde. Wie heilſam ein ſolches Gutachten iſt, 
haben wir ſchon erfahren, denn das unglückliche Zerwürfnis mit Preußen, 
dem wir zum Teil Holſtein dafür opfern mußten, iſt nur dadurch entſtanden, 
daß man die Kommiſſarien nicht über die „Huldigung“ zum 6. Auguſt fragte. 
Beſeler iſt entſchieden gegen derartige Erweiterung des Entwurfes, die er 
für ſehr verderblich halten würde. Wigard wünſcht, daß dem Reichsrat bei 
Vorlage des Geſetzentwurfes eine Friſt beſtimmt werde. Waitz erklärt ſich 
für dieſe Anſicht. Er bekennt ſich aber gegen die in § 6 geſtattete Willkür 
in Befragung der Reichgräte, die ſofort zu ſehr ungeſunder Geſchäftsführung 
treiben würde. Er wünſche dringend, daß man über Krieg und Frieden in dem 
Reichsrate verhandle, denn ſonſt würde ſich ein derartiges Anterhandeln unter 
der Hand machen, wenigſtens mit den größten Staaten, und damit natürlich 
ein ganz anderes und ſchlechteres Verhältnis. Jedenfalls ſei der Ausdruck 
„Vorlagen“ in 8 6 fo beengend, daß man damit unmöglich zu irgend etwas 
Gedeihlichem kommen könne. Scheller: Er müſſe ſich gegen dieſe Anſicht 
ausſprechen und für den Vorentwurf der Kommiſſion ſtimmen, denn nach 
Waitz Syſtem würde der Reichsrat einfach eine Mitregierung der Einzelſtaaten 
und eine ordentliche Reichsregierung ganz unmöglich. Abrigens wünſche er, 
daß auch bei den Vorlagen über exekutive Maßregeln eine beſtimmte Friſt 
geſetzt werde. Abrigens ſchlage er — auch für dieſe Vorlage — vor: 

„innerhalb vier Wochen, es ſei denn, daß die Reichsregierung ausdrücklich 
eine andere Friſt beſtimmt“. 


Dahlmann: Welcker hat aus mehreren Beiſpielen treffend erwieſen, daß 
man wohl tue, dem Reichsrat noch eine Macht außer der Begutachtung der 
Geſetze zu geben, alſo Vorlagen begutachten zu laſſen. Weiter als „zu⸗ 
laſſen“ könne er nicht gehen, ſchon nicht bis zu den Verträgen, die er freilich 
nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen habe, aber lieber ausgeſchloſſen haben wolle, 
als aufgenommen. Gar über Krieg und Frieden könne dem Reichsrat keine 
Stimme zuſtehen. Denn da iſt immer Geheimnis die Hauptſache, und die 
Mitglieder des Neichsrates werden nicht nur ausſchwatzen, ſondern müſſen es 
ſogar ihrer Regierung gegenüber. Keine auswärtige Macht würde einer 
Regierung Vertrauen ſchenken, die ihre Geheimniſſe dem Reichsrat mitteile. 
Wie würden die Herren Räte von den Diplomaten fliegengleich umſchwärmt 
werden. Deiters bedauert, daß wir dieſen Artikel nicht franzöſiſch auf- 
ſchreiben. Dann würde man 8 6 leicht faſſen können, etwa fo: 

„Die Reichsregierung [hat], ſoweit es möglich iſt, über Vorlagen, 
welche Maßregeln der vollziehenden Gewalt im Innern des deutſchen 
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Reiches betreffen, das Gutachten des Reichsrates einzuziehen, und iſt be⸗ 
fugt, auch über Handelsverträge mit auswärtigen Mächten ſeinen Rat 
einzuholen“. 


Es wird von Droyſen und von anderen noch weiter über dies Inſtitut des 
Reichsrates geſprochen, namentlich auch gewarnt, in demſelben, jo wie Waitz 
will, dem Partikularismus ein Machtmittel zu geben, mit dem wenigſtens 
alle Kraft der Reichsregierung gehemmt werden könnte. Briegleb: Wenn 
die Sache ſo weit gehen ſollte, wie Waitz geht, ſo würde es ihm bald leid ſein, 
für den Reichsrat geſtimmt zu haben. Wigard: Ihm käme es nach dieſer De⸗ 
batte vor, als ob man der Reichsregierung eine Filzlaus einſetzen wolle, die 
man ſchwer loswerden werde, und gar, wenn man auf Waitz' Anſicht ein⸗ 
gehen wolle, habe man nichts als den alten Bundestag und für ihn optierend 
eine exekutive Gewalt. 


Es wird abgeſtimmt: 


1. Soll 8 5 erſter Satz angenommen werden? — Angenommen. 

2. Soll es für den zweiten Satz heißen: „innerhalb einer jedesmal von der 
Reichsregierung zu beſtimmenden Friſt“? — Angenommen. 

3. Soll es mit Wigard heißen, daß bei nicht eingehaltener beſtimmter 
Friſt die Reichsregierung nicht auf das Gutachten zu warten gebunden 
ſein ſoll? — Angenommen. 

4. Soll es in 8 6 nach Dahlmanns Minoritätserachten heißen: „iſt befugt, 
über Vorlagen, welche Maßregeln der vollziehenden Gewalt betreffen, 
das Gutachten des Reichsrats einzuziehen“? — Angenommen. 

5. Soll hinzugefügt werden: „namentlich auch über Verträge mit aus⸗ 
wärtigen Mächten“? — Verworfen. 


Damit war denn obenein der von Waitz vertretene Antrag des Augsburger 
Hofes verworfen, wurde aber doch zur Abſtimmung gebracht und verworfen. 

Scheller bemerkt, daß man gewiß über Remuneration und über Abbe 
rufung der Reichsräte nichts aufzunehmen nötig habe. 

Damit war die Beratung über den Reichsrat geendet. 


Zunächſt wurde! die Redaktion des Entwurfs „Reichs oberhaupt und 
Reichsrat“ vorgelegt?. 


§ 1. Wigard fragt an, ob dieſer Paragraph fo 010 werden ſoll. Er 
müſſe ſich dagegen verwahren, indem die Majorität für dieſen Titel eine nur 
eventuelle war. Ahrens: Er ſehe voraus, daß ſich hierüber ein großer Streit 
entſpinnen werde, und fordere deshalb die Verleſung der betreffenden Stelle 
des Protokolls. Welcker: Er müſſe ſich der vorläufigen Proteſtation an⸗ 
ſchließen, weil dies, ins Offentliche gegeben, völlige falſche Vorſtellungen er⸗ 
zeugen würde. Wir müſſen erſt verſuchen, eine Majorität zu erzielen. And 
geſchieht dies nicht, fo muß 8 1 lauten: vacat. Waitz: Er ſei inſofern mit 


1 In der 121. Sitzung d. 27. Dezember. 
2 Dieſe Redaktion liegt nicht bei. 
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Wigard einverſtanden, als dieſe Vorlage uns das Necht gibt, noch einmal 
auf § 1 zurückzukommen. Allerdings habe er ſich bei jener Abſtimmung ge⸗ 
wundert, daß dieſer Titel beliebt worden, für den er nicht geſtimmt habe. Er 
ſei aber jetzt der Meinung, daß man bei dem Beſchluſſe bleiben müſſe. Er 
erinnere an die frühere Abſtimmung über die monarchiſche Spitze, in der ſich 
unzweideutig die Majorität ausgeſprochen. And dieſe Majorität gehe nur 
darin auseinander, ob dieſer Monarch erblich, auf Zeit, im Turnus uſw. an 
der Spitze ſtehen ſoll. Er erkenne nicht die Verpflichtung des Ausſchuſſes an, 
eine Majorität zu erkünſteln. Auch in der Nationalverſammlung wird ſich 
dieſe erſt in ſchwerem Kampf und vielleicht unter Einwirkung der Ereigniſſe 
bilden. Wigard: Er mache formell darauf aufmerkſam, daß in ſo wichtiger 
Frage unmöglich verhandelt werden könne, wenn ſo viele Mitglieder des 
Ausſchuſſes wie heut fehlen. Materiell aber ergebe ja das Protokoll, daß der 
Titel doch nicht als definitiv beſtimmt gelten könne. Denn jene Majorität ſei 
nur eine künſtliche, und ſomit müſſe er feine Proteſtation wiederholen. Be⸗ 
ſeler: Eine ſolche Proteſtation kann nichts anderes als die abweichende 
Meinung eines Einzelnen ſein, ſolange nicht die Majorität ſich mit ihm vereint. 
Anſere Vorlage, die dem Ausſchuß zuerſt vorgelegt wurde, hatte zwei Ab⸗ 
ſätze: Erblichkeit und dann den Titel. Es wurde zuerſt über die Modalität, 
wie das Oberhaupt zuſtande kommen ſoll, verhandelt, und da ergab ſich keine 
Majorität. Dann ging man zu dem zweiten Alinea über, den Titel betreffend, 
und da hat ſich entſchieden eine Majorität abweichend von der Vorlage er— 
geben. Bei der erſten Abſtimmung ergab ſich für „die monarchiſche Spitze“ 
eine Majorität von 13, über den Titel eine Majorität von 16, und er könne 
nicht wiſſen, ob außer Welcker noch jemand die Sache lächelnd behandelt habe. 
Es iſt ganz klar, daß ſich über die monarchiſche Spitze und über den Titel 
eine wahre Majorität vorfindet, und nur über die Modalität des Entſtehens 
it Abweichung. Will man nun jene Abſtimmung bei Gelegenheit der Ne— 
viſion wieder in Frage ſtellen, eine Abſtimmung, die ſichere Neſultate enthält, 
ſo iſt das wenig konſequent, wennſchon er begreife, daß mancher damit nicht 
eben einverſtanden iſt. Aber der Wille des Volkes fordert endlich, daß wir 
die Spitze machen, und wir dürfen uns dem nicht länger verſagen. Eventuell 
werde er der Proteſtation von Wigard eine Neproteſtation entgegenſtellen. 
Ahrens wünſcht, daß man zuerſt die andere Vorlage über die Finanzen 
berate. Wenn nicht, ſo ſtimme er mit Waitz, denn die Abſtimmung über die 
monarchiſche Spitze ſteht feſt und dies [tft] ein Inhaltsprinzip, nicht bloß ein 
formelles. Somit wünſche er, daß gefragt werde: 

Soll die Würde des Reichsoberhaupts einem regierenden Fürften über⸗ 

tragen werden oder nicht? 

Sodann die weiteren Fragen, ob Erblichkeit, welcher Titel uſw. Welcker: 
Er wünſche, daß die ganze Diskuſſion ausgeſetzt werde bis zum Verſuch einer 
Vereinbarung über die Weſenheit dieſes Paragraphen. And dies kann nur 
geſchehen, wenn alle Mitglieder des Ausſchuſſes beieinander ſind. Eventuell 
erklärt er ſich mit Wigard und proteſtiert ganz formell. Denn fo darf billiger- 
und rechtlicherweiſe in einem Ausſchuß nicht verhandelt werden. Er ſei in 
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ſeinem ganzen Leben nicht ſo behandelt worden wie in dieſer Abſtimmung. 
Beſeler ſage zwar, es tue ihm leid, daß manche in ihren politiſchen Anſichten 
ſich gekränkt fühlen. Aber er ſei nicht gewillt, durch ſolche hemmende und 
formelle Spitzfindigkeit ſich binden zu laſſen. So täuſche man die Verſamm⸗ 
lung und die öffentliche Meinung. v. Soiron: Die Vorkommiſſion hat die 
Pflicht gehabt, die Abſtimmung zu redigieren; daran zu denken, daß jene 
über den Titel eine eventuelle Abſtimmung geweſen ſei, habe kein Anlaß be⸗ 
ſtanden. Schreiner: Er hätte nach Ahrens verzichten können, da er mit dem⸗ 
ſelben übereinſtimme. Er wolle nur darauf aufmerkſam machen, daß der 
bergang zu der weiteren Abſtimmung über Alinea 2 uſw. den Grund gehabt 
habe, daß man habe verſuchen wollen, Majoritäten zu erzielen. Aber offenbar 
antizipiere das zweite Alinea das erſte. Scheller: Er ſei prinzipaliter mit 
Beſeler einverſtanden. Er erinnere daran, daß er zwei Anträge gemacht habe, 
und daß ſich für beide Anträge 13 Stimmen ergeben haben. Auch ſonſt er- 
geben die Protokolle, daß die Meinung, ein monarchiſches Oberhaupt an die 
Spitze zu ſtellen, eine entſchiedene Majorität habe. Eventuell ſtimme er mit 
dem Vorſchlag von Ahrens. Er würde dazu vorſchlagen, daß in den fol: 
genden Paragraphen ſtatt „Kaiſer“ immer geſagt werde: „die oberſte Reichs⸗ 
regierungsgewalt“. Jürgens: In der Meinung über das Reichsoberhaupt 
ſind drei große Kategorien: Auf einer Seite Erblichkeit, auf der anderen 
Föderativſtaat, und hier wieder auf der einen Seite Turnus, Direktorium, 
Wahl; auf der anderen die republikaniſche Spitze. Da ſich die Sache nicht zur 
Majorität ſtellte, ſo habe er für den Ausdruck Kaiſer geſtimmt, aber in der 
Meinung, daß damit nur kollektiv die Exekutivgewalt bezeichnet werde, und 
dies bekenne er ausdrücklich. Wigard: Er bedauere, daß er ſeine Notate 
nicht bei ſich habe, die wohl Vertrauen haben dürften, und da werde ſich 
zeigen, wie zu dem zweiten Alinea übergegangen worden. Es ſei wahr— 
haft lächerlich, hierüber die Debatte zu führen, wenn man ſich nicht ein- 
mal darüber geeinigt hat, ob eine einheitliche oder Kollektivſpitze voran— 
ſtehen ſoll. v. Soiron: Er kann nicht für gut halten, ſich mit derartigen 
Worten zu bekämpfen. Simon: Er müſſe ſein Bedauern über dieſe De⸗ 
batte ausſprechen; ihm ſcheine die Sache im hohen Maße zweifellos. 
Ehe wir uns entſcheiden, ob einer oder drei oder fünf voranſtehen, können 
wir nicht anders als eventuell abgeſtimmt haben, zumal da mehrere Herren 
ausdrücklich erklärt haben, in welchem Sinn fie geſtimmt haben. Dahl- 
mann: Wir müſſen vor allem wieder auf die Vorlage zurückgehen, gegen 
die fo unbegründete Anklagen erhoben find. Die Vorarbeiter haben ge— 
rade nur ihre Pflicht getan, indem fie aufnahmen, was fie in § 1 geſtellt. 
Die Abſtimmung liegt namentlich vor über beide Alinea. And wer abgeſtimmt, 
muß wiſſen, was er tut. Welcker hat eine Menge unbegründeter Beſchuldi— 
gungen vorgebracht, wenn er aber lächelnd abgeſtimmt, ſo hat er ſehr die 
Achtung vergeſſen!, die er dem Ausſchuß ſchuldig iſt. Wir haben nicht bloß das 
Recht gehabt, dieſen Vorſchlag in 8 1 zu machen, ſondern wir würden gegen 
1 Hier mit ganz feinem Bleiſtift einige Worte übergeſchrieben, die die Faſſung etwas 
ändern; ſehr ſchwer lesbar. 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 22 
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die Pflicht gehandelt haben, hätten wir es unterlaſſen. Außerdem iſt aus 
allen folgenden Abſtimmungen zu erſehen, daß ein wirklicher Kaiſer gemeint 
war, nicht eine Kollektivſpitze. Die Nefidenz, die Zivilliſte bezeugt das 
vollſtändig. Nun kommt es den Herren mit einemmal nicht bloß in den 
Sinn, ihre Abſtimmung für nichts zu achten, was der Entſchuldigung gar 
ſehr bedürfe, ſondern es kommt ihnen in den Sinn, Männer zu beſchuldigen, 
die ihrer Pflicht gemäß verfahren und denn doch als achtbare Leute bekannt 
ſind. Ebenſowenig könne er mit Ahrens ſtimmen, daß wir auf eine andere 
Diskuſſion übergehen müßten. Er könne uns freilich darüber tadeln, daß wir 
vielleicht noch ein anderes Neſultat hätten aufnehmen können, nämlich, daß 
ein Regent die Spitze fein ſollte, aber jedenfalls iſt damit nicht tadels⸗ 
wert, was wirklich aufgenommen iſt. So beharre er bei dieſem 8 1. Beſeler: 
Es ſei vielfach geſagt, daß § 1 ganz unerledigt ſei. Die Sache tft nicht fo, 
indem die Abſtimmung ergebe, daß mehrere Sachen wirklich erledigt fei[en]. 
Jeder Anbefangene in dieſem Ausſchuß — Simon proteſtiert gegen ſolche be⸗ 
leidigende Außerung — Beſeler: Gegen Angriffe wie die heutigen ſich zu 
äußern, ſei er zu ſtolz, und er werde ſich nicht weiter darauf einlaſſen. Es ſei 
aus der Abſtimmung klar, daß gewiſſe Möglichkeiten ſo gut wie abgeworfen 
ſind. Erklärungen, wie die von Jürgens, müſſe er bekennen, nicht zu begreifen. 
Jürgens entgegnet darauf einiges. Beſeler: Nach dem, was geäußert wor⸗ 
den, könne er nichts anders, als wünſchen, daß wir heute nach Ahrens' An⸗ 
trag zu einer anderen Beſprechung übergehen. Schreiner: Einen Angriff 
gegen die Subkommiſſion zu machen, habe in feinen Äußerungen nicht liegen 
ſollen uſw. Ahrens erneut ſeinen Antrag. Droyſen proteſtiert dagegen, daß 
das ihm ſchon gegebene Wort durch dieſe Abſtimmung ihm entzogen werde. 


Die Verhandlungen über den Reichstag 8 19a (Budgetrecht) 


Es wird zum Finanzentwurf überzugehen von Ahrens beantragt. Es 
wird mehreres her und hin darüber bemerkt, und zu dieſen Beratungen über⸗ 
gegangen!. 

Zunächſt wird bemerkt, daß in § 19, 2 auf dieſen 8 19a verwieſen werden 
müſſe, und zwar in Parentheſe nach den Worten festes wird“. Mes 
wird ohne Widerſpruch angenommen. 

1. Der Satz 1 wird angenommen. 

2. Ahrens bittet um Belehrung über dieſen Antrag, daß nur auf An⸗ 
trag der Reichsregierung bewilligt werden dürfe. Beſeler: Allerdings ge- 
bühre die Initiative für Geſetze den Häuſern auch, aber im Bewilligen von 
Geldern ſcheine es ſehr notwendig, der Sucht nach Popularität oder dem 
Sonderintereſſe den Weg der Bewilligungsanträge zu verſagen; wie denn 
England und Amerika, ſo groß dort die Macht der Häuſer iſt, ausdrücklich 
dieſe Beſchränkung haben und erprobt haben. v. Soiron: Tellkampf habe in 
der Vorkommiſſion beſonders das Beiſpiel von Amerika aufgezeigt und 
nachgewieſen, wie einzelne Staaten dort zum völligen Bankrott darüber 
gekommen, daß die Häuſer ſelbſt die Initiative der Bewilligung gehabt hätten. 
1 Anlage 2. d. 
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Waitz: Er ſei mit dem Prinzip einverſtanden. Aber er ſehe noch nicht ein, 
wie da auch die Wendung „zum Belauf dieſes Antrages“ notwendig ſei. 
Er könne ſich denken, daß die Häuſer in betreff gemachter Sachanträge höhere 
Bewilligungen notwendig halten. Welcker: Er ſei ſehr für dieſen Satz, es 
ſei bei einer Reichsregierung, wie der von uns projektierten, ſehr bedenklich, 
die Bewilligungen ohne dieſe Limitierung zu laſſen, denn die Sucht, ſich popu⸗ 
lär zu machen, würde hier in dem Reichstag nicht einmal das Gegengewicht 
haben, das ſich in den Ständen der Einzelſtaaten immer noch ergibt. Ahrens: 
Wir alle haben das Bedürfnis erkannt, dem Leichtſinn der Bewilligungen 
einen Hemmſchuh anzulegen, aber er ſei zweifelhaft, ob wir das rechte Mittel 
gefunden. Er würde es im Staatenhauſe geſucht haben, und dies finde er hier 
verſäumt. Er finde doch, daß hier das wichtige Recht der Initiative dem 
Volkshauſe beſchränkt iſt. Er könne es nicht gutheißen, daß das dem Staaten⸗ 
hauſe gebührende Recht jetzt der Reichsregierung zugeſchrieben werde. 
Scheller: Er ſei damit einverſtanden, was dieſer Satz ad 2 enthalte, er 
wünſche nur, daß der Ausdruck gebeſſert werde. Denn hier könnte es ſcheinen, 
als ob damit auch die indirekten Anträge auf Geldverwendungen ausge: 
ſchloſſen ſein könnten. Briegleb: Auch er habe nur ein formelles Bedenken: 
Es müſſe heißen „nicht über den Belauf dieſes Antrages“. Dahlmann: Es 
ſcheine ihm doch alles hier ganz in der Ordnung; was Waitz bemerkt, er⸗ 
ledigt ſich leicht dadurch, daß die Regierung ſelbſt derartige Erhöhung 
beantragen werde. R. Peel habe einſt geäußert, daß der einzige und wahre 
Grund der Erhaltung der engliſchen Verfaſſung der ſei, daß das Parlament 
nie etwas bewilligen könne, was nicht von der Regierung beantragt iſt. 
Detmold: Er ſtimme vollkommen bei, es ſei das von Waitz angeregte Be— 
denken nicht motiviert. Auch Wigard ſtimmt bei und wünſcht nur, daß in 
den Motiven das Bedenken Schellers erledigt werde. Denn der Antrag auf 
einen Kanalbau uſw. kann geſtellt, angenommen werden, aber das Geld 
dazu bewilligen kann der Reichstag nicht, ſondern kann er erſt auf Antrag 
der Reichsregierung. 

Scheller beantragt: „direkte Anträge auf Bewilligung von AUus- 
gaben“ uſw. — Verworfen. 

Es bleibt ſomit bei der Redaktion, vorbehalten, daß das Nötige in den 
Motiven bemerkt wird. 

Briegleb verzichtet auf ſeinen Antrag. 

Somit tft das Alinea 2 angenommen. 

Ad 3. Scheller wünſcht hier etwas hinzugefügt: Es kann ſcheinen, als ob, 
wie auch die Amſtände laufen, das Budget nur ein Jahr reiche. Wie aber, 
wenn der Reichstag kurz vor Schluß des Jahres aufgelöſt wird oder ein 
Krieg zwiſchen eintritt? Für ſolche Fälle muß die Reichsregierung noch etwa 
drei Monate das Budget erheben dürfen. Waitz wünſcht dies an den Schluß 
zu verſchieben. 

3 wird mit Vorbehalt dieſes Schellerſchen Antrags — angenommen. 

Ad 4. Waitz beantragt, die Nr. 4. 5 und 6 zuſammen zu beraten. Er ver- 
ſtehe unter Budget das, was man ſonſt wohl Normalbudget nenne, d. h. die 
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Geſamtſumme der Bewilligungen, innerhalb welcher die Bewilligungen ſich 
bewegen. Beſeler bemerkt, daß dies nicht fo gemeint ſei, ſondern daß viel- 
mehr in dem erſten Budget die einzelnen Poſten feſtgeſtellt werden, daß in 
dieſen innerhalb derſelben Summe durch das Volkshaus und [die] Reichs⸗ 
regierung Modifikationen gemacht werden können, über die das Staatenhaus 
ſeine Erinnerungen machen kann. Waitz: Alſo ſei die Feſtſtellung des erſten 
Budgets nicht viel mehr als die Bewilligung der Geſamtſumme, innerhalb 
deren dann das Volkshaus und die Reichsregierung modifizieren kann. 
Beſeler erläutert einiges. Worauf Waitz: Er kenne z. B. das däniſche 
Normalbudget, wo man eine große Erfahrung für ſich gehabt habe, während 
das erſte Reichsbudget ein ſehr unſicheres fein wird, wie wir denn bei dem 
neulichen Budget dies vielfach bemerkt haben. And dies wird bei dem erſten 
Reichstage nicht anders fein. So ſcheine ihm denn Nr. 4 ein bloßer Schein; 
zwar die Geſamtſumme werde ungefähr einzuhalten ſein, aber die einzelnen 
Poſten werden ſich vielfach modifizieren müſſen. Beſeler: Der Verlauf 
wird etwa der ſein: Der erſte Reichstag wird ein kleines Budget bewilligen, 
bei jedem weiteren Reichstag wird man mehr bewilligen müſſen. Aber will 
man nicht die ganzen Reichstage mit Budgetverhandlung füllen, ſo muß 
man irgendwohin die Schwerpunkte der Budgetverhandlung legen, und zwar 
ins Volkshaus; und der neueſte Staat [ift] nur dadurch ſicherzuſtellen, daß die 
Erhöhung nur mit Beiſtimmung des Staatenhauſes zu machen ſei. Wollte 
man beiden Häuſern gleiches Recht am Budget geben, ſo würde man nie 
zum Reſultat kommen. Welcker: Er fordere nicht für das Staatenhaus 
das gleiche Recht. Er gebe dem Volkshaus das Vorrecht der Geldbills, 
wennſchon dies Syſtem nicht ganz zum Bundesſtaat paßt. Auch endgültige 
Entſcheidung über die einzelnen Poſten wolle er nicht dem Staatenhauſe 
fordern. Aber das Bewilligen oder Verwerfen en bloc fordere er für das 
Staatenhaus, ſonſt behielte dies nichts als die begutachtende Stimme wie 
etwa der Reichsrat. Es hieße dem Staatenhaus alle Ehre und Selbſtgefühl 
nehmen; es iſt damit wie das abſolute Veto. Denn ein halbweg vernünftiges 
Staatenhaus wird nicht unnütze Schwierigkeiten machen. Wenn aber Reichs- 
regierung und Volkshaus ein ganz verkehrtes Syſtem aufſtellen, ſo würde 
allein im Staatenhauſe die Rettung ſein. Denn wir haben in dieſem Volks⸗ 
hauſe eigentümliche Gefahren. Wir haben unverhältnismäßig viel Abgeord⸗ 
nete, die in rein partikulärem Intereſſe ſtimmen können (200 Preußen); dies 
um ſo mehr, da von den gemeinſamen Verwendungen einzelne Gebiete un⸗ 
gleich größeren Gewinn haben können als andere. And daraus würde arges 
Verdächtigen und Mißtrauen entſtehen. And nur die Mitwirkung des Staaten⸗ 
hauſes könnte da entgegenwirken. And wenn auch kein Gebrauch von dieſem 
Veto des Staatenhauſes gemacht wird, ſo iſt es doch beruhigend, daß es 
überhaupt nur da iſt. Wigard: Er ſtimme dieſen Bedenken nicht bei. Dieſe 
Paragraphen find ſehr richtig (und ſehr) gefaßt. Es iſt Anterſchied zwiſchen 
regelmäßigem und außerordentlichem Budget. Das regelmäßige beſteht aus 
den Normalſätzen, und zu dieſen iſt gemeinſamer Beſchluß beider Häuſer 
nötig. Sind nun dieſe Sätze von beiden Häuſern genehmigt, ſo wäre es reine 
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Zeitverſchwendung, wenn dies Budget jedes Jahr von neuem durchdebattiert 
werden ſollte. Denn bei jeder Abänderung muß ja von neuem Abereinſtim⸗ 
mung fein. Denn er wolle nicht, daß das Volkshaus, wie es ad 6 fteht, 
Abänderungen machen darf. Wenn 3 Millionen für Schiffe und 1 Million 
für Kanäle beſtimmt iſt, ſo darf das Volkshaus nicht neu in dem nächſten 
Jahr 2 und 2 Millionen beſchließen dürfen, ſondern jene Poſten bleiben feſt. 
Mehr hat Waitz Bedenken, daß der erſte Reichstag noch nicht klar ſieht; 
doch wenn in vier Jahren ſich das Bedürfnis zeigt, daß man ein neues Nor: 
male macht, fo wird dies auf dem Wege der Reichs tagsbeſchlüſſe geſchehen 
können. Dem Staatenhauſe einzuräumen, daß es en bloc annehmen oder ver- 
werfen kann, mißbillige er. Es iſt für das Staatenhaus ſelbſt die peinlichſte 
Lage. Denn wenn es auch mit einigen Anſätzen nicht zufrieden iſt, wird es 
ſich doch ſchwer entſchließen, das Ganze zu verwerfen. Detmold: Er ſtimme 
mit Welcker. Der Schwerpunkt gehöre im Bundesſtaat in das Staatenhaus. 
Welcker: Wigards Einwendungen ſcheinen nichts gegen ſeine Anſicht zu 
entſcheiden. Innerhalb des Normalbudgets würde man nach diefem Para: 
graphen allen möglichen Unfug machen können. Man nehme ferner nur an, daß 
etwa zehn oder zwölf billigſte Einwendungen des Staatenhauſes faktios vom 
Volkshaus verworfen werden; da iſt dann jenes Veto gewiß an ſeiner Stelle. 
Waitz: Er würde mit Wigard einverſtanden ſein. Wenn das Staatenhaus 
das Ganze und die großen Einzelpoſten feſtzuhalten das Necht hat, fo ſcheint 
dies genügend. Aber die Meinung der Vorkommiſſion ſcheint anders zu ſein. 
Er ſehe nicht klar, ob das erſte Budget nur für die Geſamtſumme, ſondern 
auch für die Hauptpoſten maßgebend fein ſoll. Scheller: Er ſei für die Auf- 
ſtellung des Normalbudgets, und daß daneben das Kaſſenbudget für jedes 
Jahr laufe. Er habe ad 4, 5, 6 nur auszuſetzen, daß zu der Titelveränderung 
im Budget nicht auch die Zuſtimmung des Staatenhauſes erforderlich ſei. 
Denn es ſcheine ihm für ſolche Übertragung allerdings ein Reichstags beſchluß 
nötig. Anter dieſer Vorausſetzung würde er beiſtimmen, daß die Kaſſen⸗ 
budgets zuerſt dem Volkshaus zugewieſen und vom Staatenhaus nun im 
ganzen angenommen oder verworfen werden. Beſeler: Wigards Anſicht iſt 
allerdings wohl angemeſſen, aber nicht die der Vorkommiſſion. Dieſe iſt: 
Jede Bewilligung muß vom Staatenhauſe urſprünglich mitbeſchloſſen werden, 
aber wenn es einmal ſeine Zuſtimmung gegeben hat, ſo können innerhalb der 
Normalſumme auf Antrag der Regierung mit Beiſtimmung des Volks— 
hauſes Veränderungen gemacht werden. In der Vorkommiſſion tft gerade 
dies angemeſſen gehalten, damit nicht jede Veränderung im Normalbudget 
durch den nötigen Reichs tagsbeſchluß ins Endloſe verſchleppt wird. Die Gefahr, 
die dabei iſt, wird beſeitigt, indem überall nur die Reichsregierung Anträge 
auf Geld machen kann. Gegen Welcker bemerke er, daß wir dem Staatenhauſe 
ein Recht geben, was ſonſt nirgend das erſte Haus hat, nämlich das Recht 
der erſten Bewilligung. Gerade im Bundesſtaat darf die Reichsregierung 
nicht dadurch geſchwächt werden, daß wir das Staatenhaus in den Stand 
ſetzen, die Reichsregierung unmöglich zu machen, denn es iſt unauflös lich und 
kann nur zu leicht das Intereſſe gegen das Reich haben. Scheller: Er ſchlage 
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eventuell vor: In dem Normalbudget wird feſtgeſtellt, was für immer nötig 
iſt, im Kaſſenbudget das, was in dieſem Jahr innerhalb der beſtimmten 
Summe für die einzelnen Poſten geleiſtet werden ſoll. Nun iſt allgemeiner 
Satz, daß von Titel zu Titel nicht übertragen werden darf, aber innerhalb 
der Titel hat man freie [Hand]. Er ſchlage vor, daß für das Reichsbudget 
in dieſem Sinne verfahren und beſtimmt wird, daß die Sätze, die einem 
Miniſterium übertragen find, nicht auf andere übertragen werden dürfen. 
Daraus würde folgen, daß zu derartigen Abertragungen von einem zu dem 
anderen Miniſterium Reichstagsbeſchlüſſe notwendig ſind. | 

Vorſitzender ſchlägt vor, zu der heutigen Abendſitzung Mathy einzu⸗ 
laden. Doch zeigte ſich die Anmöglichkeit, eine Abendſitzung zu halten. 

Es wird! die Beratung über § 19a über das Budget fortgeſetzt. Beſeler 
rekapitulierte den Stand der Frage. Scheller erläuterte ſeine Anſicht dahin, 
daß das Normalbudget nur durch Beiſtimmung des Staatenhauſes verändert 
werden könne, daß dagegen die Kaſſenbudgets jedes Jahres in ihren einzelnen 
Poſten nur von dem Volkshauſe zu prüfen, vom Staatenhauſe nur im ganzen 
zu genehmigen ſeien, daß er ferner nicht bloß zur Erhöhung des Budgets 
in ſpäteren, ſondern auch zur Transferierung aus den Poſten eines Mini⸗ 
ſteriums in ein anderes einen Reichstagsbeſchluß wolle. Mittermaier: Er 
habe zu dieſem Zweck die franzöſiſchen Budgets unterſucht. Die Hauptſache 
ſei die Spezialität des Budgets, und zwar nicht bloß, was jedes Miniſterium, 
ſondern was in jedem Miniſterium die einzelnen Abteilungen und in ihnen 
die einzelnen Poſten fordern. And zwar in der Art, daß nicht bloß nicht 
von Miniſterium zu Miniſterium, ſondern auch nicht von Abteilung zu Ab⸗ 
teilung übertragen werden dürfe. Dies müßte auch bei uns beſtimmt aus⸗ 
gedrückt werden. Sodann iſt ein merkwürdiges Verhältnis zwiſchen beiden 
Kammern: Die Pairs haben ebenſo prüfen können wie die Deputierten; aber 
es iſt dann Sitte geworden, daß die zweite Kammer möglichſt ſpät das Budget 
an die Pairs ſandte, ſo daß dann nicht mehr Zeit und Luſt blieb, es auch 
hier genau zu prüfen. So wünſche er denn einmal jene ausführlichen Spezia⸗ 
litäten, und einen zweiten Paragraphen, der ausſpricht, daß kein erſparter 
Geldpoſten anderswie verausgabt werden dürfe. Vorſitzender bemerkt, daß 
über dieſe Sachen wohl ſchon das Hinreichende in den Paragraphen ſtehe. 
Waitz: Auch er meine, daß jene Bemerkung nicht in dieſen 8 4, 5, 6 gehöre, 
wo von dem Verhältnis beider Häuſer die Rede. Er meine allerdings, daß, 
wie hier vorgeſchlagen iſt, das Staatenhaus nicht jedes Jahr auf das Detail 
des Budgets einzugehen habe; aber er meine, daß das Normalbudget ſoweit 
Norm bleiben ſoll, daß die Hauptteile nicht ohne Zuſtimmung des 
Staatenhauſes verrückt werden können. Dies iſt der einzige Punkt, in dem 
er von der Vorlage der Kommiſſion abweiche. Er ſchlage vor, § 6 hinter 
„feſtgeſtellt“ zu ſagen: 

„und nach ſeinen Hauptteilen geordnet iſt“. 

Schellers Antrag lautet: 


1 In der 122. Sitzung d. 28. Dezember. 
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„Eine Erhöhung dieſes Budgets auf ſpäterem Reichstag ſowie eine 
Transferierung einer einem Miniſterium bewilligten Summe auf ein an⸗ 
deres Miniſterium erfordert gleichfalls einen Reichs tagsbeſchluß“. 

Reh: Er ſei fortwährend noch der Meinung, daß auf dieſem Wege ſich 
die Verhandlungen ſehr ins Weite ziehen würden. Daher meine er, daß das 
Staatenhaus jedes Budget entweder nur annehmen oder verwerfen dürfe. 
v. Soiron: Wir müſſen beachten, daß hier das Geld nicht von den Bürgern 
eines Staates, ſondern von den Staaten gegeben werde, die es aus den Be⸗ 
trägen nehmen, aus denen die Staaten ſelbſt exiſtieren. Wenn hier der Staat 
ſo wenig Teil erhalte wie in England die Peers, ſo kann es kommen, daß das 
Volkshaus große Bewilligungen macht und damit die einzelnen Staaten 
an den Rand des Verderbens bringt. Die Bedenken von Scheller und Waitz 
werden ſich in der Praxis wohl nicht ſo wichtig zeigen. Das Normalbudget 
zu ändern, muß die Reichsregierung ſelbſt Antrag machen; folglich iſt ſchon 
deshalb ein Hinüberwerfen aus einem ins andere Miniſterium nicht zu be⸗ 
ſorgen. Denn dazu wäre nötig, daß das Volkshaus ein Miniſterium durch 
Erſchöpfung eines anderen begünſtigte, und die Reichsregierung wird ſich 
wohl in ihrer Stellung zu behaupten wiſſen und nicht zugeben, daß eine 
Branche auf Koſten der anderen begünſtigt werde. Vor allem wichtig iſt, 
die Länge der Verhandlungen zu meiden. Denke man ſich, ein Poſten wird 
hinfällig, weil ſich die Verhältniſſe geändert; ſoll nun über die neue Ver⸗ 
wendung dieſes Poſtens das Staatenhaus befragt werden, ſo bekommen 
wir endloſe und leicht ſehr unangenehme Verhandlungen. Die Hauptſache 
für das Staatenhaus bleibt, daß die einmal regelmäßige Summe im Ganzen 
nicht erhöht wird. Wie das einmal Heimfallende wieder zu verwenden, kann 
man füglich dem Vorſchlag der Reichsregierung und der Genehmigung des 
Volkshauſes überlaſſen. Scheller: Sein und Waitzens Vorſchlag ſeien doch 
nicht koinzidierend. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll in 4 beim zweiten Satz der Antrag von Scheller (ſ. oben) auf⸗ 

genommen werden? — Nicht aufgenommen, 9 gegen 8. 

2. Soll zu 6 der Antrag von Waitz (ſ. oben) angenommen werden? — 

Nicht angenommen. 
Somit find die Sätze 4, 5, 6 — angenommen. 

Ad 7 — angenommen, 

Ad 8 — angenommen. 

- Somit ift das Ganze unverändert angenommen. Es waren noch Zuſätze 
8 behalten 

Scheller wünſcht den Fall vorgeſehen, wenn es nicht möglich iſt, die 
Finanzperiode innezuhalten, wenn etwa das Volkshaus aufgelöſt iſt und 
nicht vor Ende der Periode ein neues Budget machen kann. Für ſolche Fälle 
wünſcht er vorbehalten, daß das Budget noch drei Monate weiter laufe. 
Dahlmann: Er geſtehe, ſoweit ſeine Erfahrung in dieſen Dingen reicht, ſind 
ſolche Aushilfen nur erwachſen auf dem kümmerlichen Boden der deutſchen 
politiſchen Lage des letzten Menſchenalters. In England und Frankreich 
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kommt das Budget zuſtande oder die Miniſter nehmen die Sache auf ſich 
und fordern dann eine Indemnität. In Staaten von großem Amfang und 
großer Bedeutung iſt ſo klägliche Aushilfe nie verſucht worden. Daß es in 
Deutſchland hat aufkommen können, wo man ſich ſtets über das Budget 
zankte, iſt ſehr begreiflich, aber er wünſche nicht, daß wir ſolche Krücke in 
unſere neue Zeit mit hinübernähmen. Scheller: In Staaten von politiſcher 
Bildung geht das, in unſeren verkrüppelten Zuſtänden iſt ſolche Krücke nicht 
zu entbehren. Denn wenn einmal ein deutſcher Miniſter über die gerechte Zeit 
hinaus forderte, würde man ſofort da und dort glauben, nicht mehr Steuern 
zahlen zu dürfen. Denn bei uns iſt bei weitem nicht die Maſſe ſoweit, zu 
wiſſen, daß der Staat Geld haben muß. Daher dieſe Aushilfe; denn er wünſche 
geſetzlich feſtgeſtellt, was bisweilen die Notwendigkeit gebietet. Waitz: Es 
ſcheine doch verſchieden, ob ein Miniſter ein Geſetz auf ſeine Verantwortung 
nimmt oder die Steuerforderung, denn jenes kann er ſelbſt tun, dies ſollen 
die Antertanen tun. Hier aber iſt die Sache doch anders; das Reich nimmt 
nicht Steuern, ſondern iſt auf Zölle angewieſen. Wenn alſo das Budget 
nicht bewilligt iſt, ſo kann dies nur heißen, daß die einzelnen Staaten nicht 
das Geld hergeben. Hätten wir dem Staatenhaus größere Befugnis ge— 
geben, ſo könnte dies etwa die Erhebung weigern. Dies haben wir aber nicht 
getan. Wenn das Volkshaus einmal endet, ohne die Bewilligung gemacht 
zu haben, ſo fragt ſich, ob damit ein Nichtfließen der Zölle eintrete, und dies 
ſcheint ja nicht. Somit dürfte hier die Verantwortlich keit des Miniſteriums 
ausweichen. Wigard: Dieſe Anſicht beruhe auf einem alten konſtitutionellen 
Syſtem, das nicht das reine iſt. Er müſſe ganz mit Scheller ſtimmen und er 
würde glauben, daß große Gefahr ſei, wenn man mit der Bewilligung des 
Tarifs auch die Erhebung der Zölle für gerechtfertigt hält. So in Sachſen. 
Es hatte eine gewiſſe Summe aus der Zollkaſſe, weil der Betrag und weil 
der Tarif von den Ständen genehmigt war; war damit die Regierung befugt, 
über das Finanzjahr und die Bewilligung hinaus die Zölle einzunehmen? 
Sowie das Finanzjahr abgelaufen iſt, darf die Regierung keinen Deut mehr 
aus der Zollkaſſe nehmen. Waitz: Er verwahre ſich gegen das Mißverſtänd⸗ 
nis, das ihm Wigard zuſchiebe. Scheller: Eingeräumt iſt vor allem, daß 
es Fälle geben kann, wo kein Budget bewilligt iſt. Es fragt ſich, ob man 
das dann Notwendige den Miniſtern überlaſſen oder es geſetzlich regeln will. 
Waitz' Gegenbemerkung treffe nicht zu. Denn teils haben wir Reichsfteuern 
gelaſſen, teils iſt es für die anderen Erhebungen um ſo gefährlicher, als ſie 
nicht direkt, ſondern durch die einzelnen Regierungen erhoben werden. Wie 
leicht werden die entgegnen: Wir liefern nicht ab, denn du haſt keine Be⸗ 
willigung; wir würden uns gegen unſere Stände verantwortlich machen. And 
dann ſitzt das Reich und hat nichts. Am fo mehr find wir verbunden, Vorſehung 
für dieſe Fälle zu treffen. Ferner: Was kann uns bewegen, hier auf einmal 
in ſo wichtiger Sache keine Vorſchriften zu machen, und es der Verant⸗ 
wortung der einzelnen Miniſter zu überlaſſen? Was ſoll denn werden mit 
dem Reiche, wenn geweigert wird? Denn Zwangsmittel find nicht da, die 
Miniſter ſind nicht im Recht. Ahrens: Er ſei gegen dieſen Antrag; er halte 
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ſolchen Zufag für unnütz. Einmal bei der Auflöſung, denn er wolle keine 
Erleichterungsmittel zur Auflöſung geben. Sodann für den Krieg; er wird 
nicht ſo ſchnell einbrechen, daß man nicht das Volkshaus verſammeln und 
das Budget an einem Tage für ſechs Monate bewilligen laſſen könnte. Ob 
für Steuererhebung eine Indemnität gegeben worden, wiſſe er nicht; er meine, 
daß vielmehr in ſolchem Fall Anleihen gemacht worden und dafür nachmals 
die Indemnität gefordert worden. Reh: Er ſtimme entſchieden für die Zus 
ſätze, denn was geregelt werden kann, muß geſetzlich geregelt werden. Er könne 
auch nicht glauben, daß mit der Auflöſung des Volkshauſes Mißbrauch ge: 
trieben werden wird, wenigſtens könnte das auch ohne jene Budgetrückſicht 
geſchehen. Sonſt müſſe man einen allgemeinen Satz in die Verfaſſung neh— 
men, der den Miniftern für gewiſſe Fälle völlig willkürliche Gewalt gibt. 
Dahlmann: Er bleibe dagegen, denn man einigt ſich ſchwerer, wenn man 
ſolche Ausflüchte im Hinterhalt hat, man einigt ſich, wenn man muß. 

Soll es auf Schellers Antrag ad 8 heißen: 

„Wenn in außerordentlichen Fällen des Krieges oder der Auflöſung des 
Volkshauſes die Bewilligung eines neuen Budgets vor Ablauf des alten 
nicht erfolgen kann, fo darf die Reichsregierung die im letzten Budget be- 
willigten Deckungsmittel noch weitere drei Monate erheben“? — Ver- 
worfen, 11 gegen 6. 

Reh wünſcht, um den Streit über die Spezialitäten abzuſchneiden, einge: 
ſchaltet zwiſchen 2 und 3: 

„Alle Bewilligungen von Ausgaben ſind nur für den beſonderen Zweck, 
für welchen ſie gefordert wurden, erteilt anzuſehen, und nur in der Grenze 
der ſpeziellen Bewilligung kann die Verwendung erfolgen“. 

Wigard: Er habe auch in dieſem Sinne Anträge an die Vorkommiſſion 
eingereicht. v. Soiron: Er glaube, daß dies ſchon in dem Wortlaut des Ent⸗ 
wurfs vorgeſehen ſei. Es wird von dem Volkshauſe abhängen, ſich keine 
Aberſchreitungen gefallen zu laſſen; es wird ein Budget, das in Bauſch und 
Bogen vorgelegt wird, gar nicht annehmen. Wigard: Gerade dieſe Frage 
habe überall Anlaß zu Streit gegeben; warum dies nicht im voraus beſeitigen? 
Beſonders wenn man eine monarchiſche Spitze bilden und nur einen Abdruck 
der bisherigen Verhältniſſe machen will, ſo könne er ſich nur wundern, warum 
man nicht jenen Antrag annimmt. Eben hierher gehört die Verwendung der 
Aberſchüſſe. Mittermaier: Er möchte doch bitten, daß wir das ausdrücken, 
was Reh meint. Die Franzoſen ſind auch nach langen Streitigkeiten zu den⸗ 
ſelben Dingen gekommen; und die Miniſter werden immer dieſelben bleiben. 
Beſeler: Er meine, daß das Prinzip der Spezialität in dem 85 aus⸗ 
geſprochen iſt, er meine nicht, daß in die Verfaſſung aufzunehmen iſt, was 
am Ende vor das Reichsgericht gehört, und an der Verfaſſung wollen wir 
nicht unnütz juriſtifizieren. Es iſt dem politiſchen Anſtande großer Staaten 
nicht entſprechend, aus trüber Erfahrung früherer Zeit und kleiner Verhält⸗ 
niſſe etwas in das Neue hinüberzunehmen. Mit der Sache ſei er völlig ein- 
verſtanden. Scheller: Er ſtimme für Reh, um fo mehr, da der Antrag über 
die Transferierung verworfen iſt. Man gibt freilich das Prinzip zu und 
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findet es nur nicht anſtändig. Aber wenn wir es uns möglich denken können, 
ſo iſt es beſſer, durch ein Geſetz vorzuſehen, als die Erſchütterung abzuwarten, 
die dies Mangeln hervorbringen kann. Er denke es ſich ſehr verführeriſch, 
wenn ein Kriegsminiſter drei Millionen für Feſtungen und zwei Millionen 
für Geſchütz hat, einmal die Feſtungen zu vernachläffigen, weil er Artilleriſt 
iſt. Er wolle auch hoffen, daß es künftig beſſer werde. Aber der beſte Weg 
dazu ſei, daß man die Verfaſſung, beſonders in der Finanz ſcharf und klar 
hinſtelle, und gerade der Etat iſt, was die Verfaſſung zuſammenhalten muß. 
Deiters: Gegen Betrug und dergleichen würde uns auch RNehs Antrag 
nicht ſchützen. Er verſtehe wenig von dieſen Dingen, aber ihm ſcheine klar 
zu fein, daß ad 5 alles Nötige vorgeſehen iſt. Reh: Die Frage von der 
Spezialität iſt allerdings eine neuere, und wo ſie nicht angenommen, mag 
fie immerhin bona fide geweigert fein, denn was ein Miniſter erſpart, ſcheint 
ja auch zu ſeiner Dispoſition ſtehen zu dürfen. Aber gerade die beſten Mi⸗ 
niſter werden uns dankbar ſein, wenn wir hier ſehr genau beſtimmen. 
Es wird abgeſtimmt: 
1. Soll der oben angeführte Satz von Reh aufgenommen werden? — 
Verworfen, 8 gegen 11. | 

2. Soll der Satz Wigards: „die bewilligten, aber nicht verwendeten Gel- 
der dürfen zu anderen Zwecken nicht verwendet werden“ aufgenommen 
werden? — Verworfen. 

Es wurde übrigens dafür gehalten, daß dieſe Dinge in die Motive auf- 
zunehmen ſeien, und daß man der Meinung ſei, daß eben nur in dieſem Sinn 
der Entwurf gemeint ſei. Ein fernerer Antrag von Wigard, daß die Miniſter 
eventuell für alle Aberſchreitungen des Budgets mit ihrem Vermögen haften, 
wurde in das Geſetz von der Verantwortlichkeit verwieſen. 

Mittermaier fordert: 


„Zu Etatsüberſchreitungen bedarf es der nachträglichen Genehmigung 
des Reichstags und der Nachweiſung, daß unter den damaligen Am⸗ 
ſtänden die Aberſchreitung notwendig war“. 

Scheller: Er finde dies überflüſſig, denn es verſteht ſich von ſelbſt, und 
aufgenommen wird es eine Provokation zur Aberſchreitung des Etats, der 
für die Miniſter Geſetz iſt. Der Antrag wurde — verworfen. 

Somit iſt dieſer 8 19 a erledigt und bedarf keiner weiteren Redaktion, da 
keine Veränderungen gemacht worden ſind. 


Gagern: Er ergreife das Wort zur Aufklärung eines Mißverſtändniſſes. 
Vor etwa acht Tagen ſei ihm von einem Staatsmann, der nicht zur National⸗ 
verſammlung gehört, ein Entwurf zur Wahl eines Reichsoberhaupts mit- 
geteilt zur weiteren Verbreitung. Dieſer Entwurf hat ſeinen Weg 
gefunden in die Zeitungen als Programm irgendeiner Geſellſchaft; daran 
ſei er unſchuldig und werde, wenn es not täte, Gelegenheit haben, es öffent⸗ 
lich zu äußern. Was den Antrag anlangt, ſo ſei er mit einem Motiv darin 
einverſtanden, und werde ſpäter Gelegenheit nehmen, darauf näher einzugehen. 
Der Vorſchlag enthalte eine beſtimmte Form der Wahl für etwa den Fall, 
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daß in der Nationalverſammlung keine Majorität für eine Form oder Per— 
ſon erzielt werden könne. Wie geſagt, er behalte ſich alles weitere vor. 

Welcker hatte nach einer Relation von Mathys Anſicht Gelegenheit, 
ſich über die Außerung des Vorſitzenden, daß die Arbeit beendet fei, zu er⸗ 
gehen. Er hält es für bedenklich, daß, da man Mathy habe laden wollen, 
dieſes Sachverſtändigen Erſcheinen mit oder ohne Abſicht verludert worden 
ſei. Scheller: Er hätte gewiß ein Intereſſe dabei, daß die Sache mit dem 
Sachverſtändigen durchgeſprochen werde, aber er wünſche, daß man die Sache 
abgetan ſein laſſe. 

Soll nach Welckers Antrag Mathy als Sachverſtändiger noch beſonders 
gehört werden? — Abgelehnt. | 


Fortſetzung der Verhandlungen über das Reichsoberhaupt 


Es wird zum Entwurf des Reichsoberhauptes übergegangen. 

v. Soiron: Es ſcheine ihm wünſchenswert, noch zu verſuchen, ob noch für 
SI Majorität zu erzielen ſei; wo nicht, fo müſſen wir damit zufrieden fein. 
Welcker: Er beſtehe auf dem Antrag von geftern, daß dieſe Sache nicht eher 
vorgenommen werde, als wenn wir vollſtändig ſind. Es kann nicht vorteilhaft 
für den Frieden und die Verfaſſung und im Vaterland ſein, wenn es ſcheint, 
daß dieſe Sache anders behandelt iſt, als ſo, daß man auf alle Weiſe Einigung 
verſucht hat. Es iſt beſſer, bis dahin andere Gegenſtände zu erledigen, und 
[daß] dieſe Sache bis nach der erſten Sitzung im neuen Jahr verſchoben 
werde, oder wenigſtens, daß den Fehlenden die Abſtimmung offengehalten 
werde, damit nicht eine faktioſe Majorität oder Minorität die wichtigſten 
Fragen zu mißbrauchen ſcheine. Bisher hat der Ausſchuß den guten Namen, 
mit Maß und ohne Leidenſchaft verhandelt zu haben; er wünſche, daß man 
dabei auch zu bleiben ſich bemühe. Wigard: Er trete dieſer Anſicht ganz 
bei und mache darauf aufmerkſam, daß zwei Bayern, ein Oſterreicher uſw. 
fehlen, und es dürfte ſehr unangemeſſen ſein, in Beratung einzutreten, wenn 
dieſe fehlen. Dazu kommt, daß wenn wir wieder keine Majorität erlangen, 
der alte Anſtand bei § 1 eintritt, denn er müſſe ſchon darauf antragen, daß 
der Titel Kaiſer wieder geſtrichen und durch eine neue Abſtimmung erzielt 
werde. Mittermaier: Er ehre und erkenne das Gewicht der Gründe von 
Welcker, aber er müſſe ſagen, daß die Nachricht von unſerer Nichtvereinigung 
eine große Verſtimmung ins Publikum gebracht, ja, wahre Angſt, da man 
ſieht, was die raſche Beendigung ſolcher Fragen in Frankfurt uns bedeute. 
Sollte es denn nicht möglich ſein, daß wir uns darin vereinigen, daß wir 
eine einheitliche monarchiſche Spitze wollen! Dann habe er noch eine Bitte, 
nämlich, daß man in dieſem Ausſchuß die Tatſachen erfahre, die doch Ein- 
fluß auf die Abſtimmung haben könnten. Ahrens: So ſehr er wünſche, daß 
wir ohne Verzug an die weitere Diskuſſion gehen, ſo ſehe er doch voraus, 
daß bei der Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes keine Abſtimmung zuſtande 
kommt; er wünſche Aufſchub. Da einmal der ungünſtige Eindruck in Deutſch⸗ 
land vorhanden iſt, ſo haben wir nichts weiter zu verlieren, und wir müſſen 
erſt die Löſung der öſterreichiſchen Frage nach Gagerns Programm ab— 
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warten. Waitz: Er ſei ganz entgegengeſetzter Anſicht; eine neue Diskuſſion 
ſei überflüſſig, viele Anſichten werden ſich nicht ändern, er glaube, es werde 
ſich keine Majorität bilden, es kommt auf eine wahre, nicht Scheinmajorität 
an, nicht ſolche, wo ſich alle anderen Anſichten gegen eine vereinen und zu 
einer Zwittermeinung zuſammenſtellen. Das Formale anlangend, hat der 
Ausſchuß das Recht und die Pflicht, wenn er ſtimmfähig iſt, vorzugehen. 
Es werden überhaupt hier keine neuen Nefultate erzielt werden, auch wenn 
wir alle Abweſenden abwarten. Wenn wir im Sommer auf Welckers Rück⸗ 
kehr aus Schweden hätten warten wollen, ſo würden wir nicht weit gekommen 
ſein. Scheller: Den Abweſenden iſt geſagt, daß wir fortberaten wollten, 
und daß fie am Sonnabend ihre Minoritätserachten einreichen oder unter- 
zeichnen könnten. Somit trage er auf Fortſetzung der Beratung an, vor⸗ 
behaltlich der Sitzung am Sonnabend. Beſeler: Es ſcheine ſich nur darum 
zu handeln, ob wir uns auf acht Tage verſchieben wollen. Es ſeien drei, 
vier Mitglieder zurückgeeilt, um an der Beratung teilzunehmen. Er beſchwöre 
den Ausſchuß im Namen des Vaterlandes, vorwärts zu gehn. Die braveſten 
und ſchlichteſten Leute fordern, daß wir weiter gehn und etwas zuſtande 
bringen mögen. Es heißt, daß der öſterreichiſche Ausſchuß auf uns warten 
wolle, und nach Ahrens' Antrag ſollten wir auf ihn warten, eine ſchöne 
Zwickmühle. Alſo noch einmal: Eilen wir! Hergenhahn: Wir find in be 
ſchlußfähiger Anzahl vorhanden, alſo haben wir die Pflicht, fortzufahren, 
und können nicht aufſchieben. Auf Mittermaiers Antrag könne er nicht ein⸗ 
gehen, da er in Berlin über dieſe Dinge nichts offiziell, ſondern nur als 
Privatperſon erfahren habe. Welcker: Er müſſe bei feiner Erklärung be⸗ 
harren, und ſich jede weitere Abſtimmung verſagen. Wenn wir nicht die 
größte Anzahl Mitglieder verſammeln, ſo wird, was hier geſchieht, immer 
nur als Intrigue einer faktioſen Partei erſcheinen, womit er denn niemand 
beleidigen wolle. Nicht er und ſeine Freunde hätten den Hader angeſtiftet, 
ſondern die Gegner, und drei bis vier Sitzungen lang hätten ſie ſtreiten müſſen, 
um auf eine Weiſe, wie es nie in der Welt vorgekommen iſt, ihre Vota zu 
verteidigen. Er ſei es, der im Namen des Vaterlandes beſchwöre, daß man 
die Leidenſchaft fahren laſſe und dieſe einzig wichtige Verhandlung ausſetze. 
Hier muß die Sache der wahren Aberzeugung gelten, und nicht ein Perſonal⸗ 
kaiſer, während man ſich unter Kaiſer eine Kollektivſpitze denke. Man 
hat nicht die einzig richtige Art der Abſtimmung, die er vorgeſchlagen, an- 
genommen, und er habe lachen müſſen, wie man die Sache gehandhabt habe, 
dieſe ſeiner Meinung nach ganz konfuſe Abſtimmung! And trotz feiner Pro— 
teſtation habe er unbelogen und mit Lachen für den Kaiſer geſtimmt, da 
man doch für etwas ſtimmen müſſe. And darauf will man nun bauen und 
weitergehen, während viele abweſend ſind. Mag man in die Verſammlung 
bringen, was man will; er wird die Sache in der Nationalverſammlung er- 
zählen. Alſo wer dem Vaterland einen Dienſt leiſten will, der ſtimme dafür, 
dieſe Sache zu verſchieben. 

Soll nach Welckers Antrag dieſe Sache bis nach dem Wiederbeginn 

der Parlamentsſitzungen vertagt werden? — Nicht vertagt werden. 
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Soll nach Scheller Antrag am Sonnabend, den 30. Dezember, noch 
eine Sitzung für die Eingebung der Minoritätserachten gehalten werden, 
wie früher den Abreiſenden geſagt worden (ſo daß alſo da nicht von neuem 
in Diskuſſion eingetreten wird)? 

Deiters: Das werde ſich ja nicht ausführen laſſen, indem die Minorität 
zur Majorität durch nachträgliche Anterzeichnung werden könnte. Wigard: 
Er proteſtiere und vorbehalte ſich, über dies ganze Verfahren in der National⸗ 
verſammlung Bericht zu erſtatten. Dasſelbe tut Welcker: And mögen denn 
die Herren ihren Erbkaiſer machen — worauf denn die Sitzung infolge hef— 
tiger Außerungen geſchloſſen werden mußte. Scheller hat erklärt, daß er mit 
Beſeler über die Bedeutung der am Sonnabend zu haltenden Sitzung einver- 
ſtanden, indem ſie nur zur Entgegennahme der Minoritätserachten beſtimmt ſei. 

Vorſitzender ſchlägt! vor, daß man, da zu dem erneuten Verſuch einer 
Vereinbarung der Ausſchuß nicht vollſtändig genug ſei, zur Reviſion der 
Redaktion übergehe. Beſeler erklärt, daß die Vorkommiſſion nichts anderes 
getan habe, als die Beſchlüſſe redigieren, die vorlagen. Es ſei übrigens der 
Minorität über die Erblichkeit nicht eingefallen, ihr momentanes Abergewicht 
im Ausſchuß zu erneuten kaptivierenden Abſtimmungen zu benutzen. Ahrens: 
Er hoffe noch, daß ſich um ein neues materielles Prinzip eine Majorität 
zuſammenfinde, um die ſich die Minoritäten lagern können. Allerdings iſt der 
Name Kaiſer durch Majorität feſtgeſtellt, und formell haben diejenigen recht, 
die dabei beharren. Aber es könnte ja das Zurücktreten mehrerer Mitglieder 
dieſe Majorität beſtimmen, die Sache nochmals zur Abſtimmung zu bringen. 
Er ſchlage vor: 


„Die Würde des Reichsoberhauptes wird einem der regierenden deut— 
ſchen Fürſten übertragen“. 
Gülich: Iſt es darum zu tun, jedenfalls eine Majorität zu machen, fo iſt dies 

auf dem vorgeſchlagenen Wege leicht, und er ſei nicht dagegen. Will man 
dies nicht, fo kann man auf anderem Wege vorgehen: Man bringe jede ver— 
ſchiedene Anſicht mit dem betreffenden Namen unterzeichnet ins Haus, und 
jeder kann dann feine Minoritätsanſicht hinzufügen. () Mittermaier teilt 
Ahrens' Anſicht vollſtändig und iſt der Aberzeugung, daß man auf dieſem 
Wege zu einem klaren und ehrlichen Refultat komme. Welcker: Er glaube 
ebenfalls, daß man in weſentlichen Punkten eine Majorität finden könne; 
wenn wir nur mit den beiden Extremen beginnen, ſo bleibe in der Mitte eine 
Majorität. Er wünſche, daß wir nicht viel weiter über Formalien diskutieren, 
ſondern endlich zu einem materiellen Abſchluß gelangen. Reh: Es iſt geſtern 
beſchloſſen, in der Diskuſſion fortzufahren, und nicht weiter über die Vor: 
läufigfeiten zu ſprechen. Es liege alles daran, uns zu vereinen, denn von uns 
aus muß die Vereinigung der Verſammlung ausgehen. Da wir die Erblichkeit 
abgelehnt haben, ſo werden wir leicht dahin kommen, uns auf die Wahl unter 
den Regenten zu vereinen, wie er es denn für eine patriotiſche Pflicht anſehe, 
feine Anſicht über die republikaniſche Spitze aufzugeben, um zu einem Reſultat 
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zu gelangen. Scheller: Er ſtelle den Antrag, daß über Ahrens' Vorſchlag 
ohne weitere Diskuſſion abgeſtimmt werde. 


Soll mit Ahrens an die Spitze geſtellt werden: „Die Würde des Reichs⸗ 
oberhauptes wird einem der regierenden deutſchen Fürſten übertragen“? — 
Wigard: Wenn über dieſe Frage abgeſtimmt werden ſoll, ſo befinde er 

und Schreiner ſich in der Lage, abtreten zu müſſen, da die große Zahl von 
Mitgliedern fehle. Dieſer Antrag geht von den Erbmonarchiſten aus, die 
faſt in Mehrzahl vorhanden ſind. Es würde ſich für ſeine weitere Teilnahme 
darum handeln, ob dieſer Anfang eventuell angenommen werde. v. Soiron: 
Wir, die Erbmonarchiſten, haben erklärt, daß wir in der Minorität zu fein 
wiſſen. Obiger Antrag iſt von Ahrens, Reh, Mittermaier ausgegangen, die 
dieſer Anſicht nicht angehören. Schreiner: Er ſchließe ſich dem von Wigard 
Geſagten an: Wenn man ſich den erhobenen Vorwürfen entziehen und zu: 
gleich auf die Abweſenden Rückſicht nehmen wolle, ſo komme man weiter, 
wenn man mit Scheller „die oberſte Reichsregierungsgewalt“ ſetze. Welcker: 
Auch ſeinen Proteſt bittet er von neuem zum Protokoll zu nehmen, des In⸗ 
halts, daß die heut nicht Anweſenden zur Ergänzung der Majorität und 
Minorität zugelaſſen werden. 

Es wird ſomit zur Abſtimmung über jenen Satz von Ahrens geſchritten. 
Es ſtimmten dafür: v. Soiron, Dahlmann, Beſeler, Ahrens, Deiters, Her⸗ 
genhahn, Zell, Mittermaier, Gülich, Reh, v. Gagern, Scheller, Briegelb, 
Droyſen; vorbehaltlich des obigen Proteſtes Welcker; 

Wigard und Schreiner enthielten ſich der Abſtimmung. 

Detmold(h: Er ſei eingeladen zur Redaktion; ſtatt deſſen wird ein ganz 
Neues vorgelegt; er habe gegen jenen Satz geſtimmt und proteſtiere auch 
gegen jene Abſtimmung. Beſeler: Es iſt ausdrücklich vorbehalten, bei der 
Redaktion auf dieſen §1 zurückzugehen und ebenſo iſt geſtern beſchloſſen, in 
der Redaktion fortzufahren. Detmold iſt ſomit in einem ſachlichen Irrtum. 
In gleichem Sinn gegen Detmold erklärt ſich Ahrens. 


Jetzt wird zu dem zweiten Satz, den Kaiſertitel betreffend, Aber 
Ahrens fordert die Majorität auf, dieſen Beſchluß nun aufzugeben und 
von neuem über den Namen beſchließen zu laſſen. Scheller: Die Sache iſt ſo 
viel diskutiert, daß nichts weiter nötig iſt; er fordere ſofortige Abſtimmung. 
Beſeler: Es ſcheine wichtig, zu ſehen, wer ſich gegen dieſen Titel erkläre. 
Bisher haben Jürgens und Welcker erklärt, daß fie ſich damals geirrt haben. 
Es fragt ſich nun wirklich, was man ſonſt mit der eventuellen Abſtimmung 
gemeint haben könne, denn es ſind nicht bloß die Anweſenden, ſondern auch 
diejenigen intereſſiert, die damals dieſen Titel zuſtande gebracht. Auch 
Detmold erklärt, er habe nur eventuell geſtimmt. Was heißt das nun? Heißt 
das, ſie wollten dieſen Namen, wenn einer an die Spitze kommt, oder was 
ſonſt? Er bitte die drei Herren, zu ſagen, was ſie mit jenem „eventuell“ ge⸗ 
meint haben. Es verſteht ſich, daß wir, wenn uns die Billigkeit jenes Ver⸗ 
langens nachgewieſen wird, auf den formell allerdings feſtſtehenden Beſchluß 
zurückgehen können. Wigard: Er ſtimme für Ahrens, denn das ſei das allein 


123. Sitzung 29. Dezember 1848. Reichsoberhaupt 351 


billige, denn ſonſt heiße es, es wolle die Majorität der Minorität etwas auf⸗ 
zwingen. Vorſitzender ruft zur Ordnung. Briegleb: Es iſt durchaus billig, 
daß diejenigen, welche die Abänderungen der Beſchlüſſe wollen, darauf an⸗ 
tragen und ihre Meinung motivieren. Es iſt aber nicht angemeſſen, daß dieſe 
den Beſchluß ſuspendiert haben wollen, bis alle Mitglieder wieder da ſind, 
denn formell ſteht ja der Beſchluß. Welcker: Sein Grund, jenen Beſchluß 
als eventuell anzuſehen, iſt der: Als wir nach langem Streit uns dahin ver- 
einten, die Sache wieder aufzunehmen, wurde beſtimmt, daß wir uns über 
das Materielle nochmals verſtändigen wollten und vorläufig nur den Namen 
annehmen. Vorſitzender bemerkt, daß durch den heutigen Beſchluß (ſ. oben) 
ſich die Sache geändert habe. Der Titel Kaiſer iſt jetzt offenbar viel leichter 
als früher. Ahrens: Wir können jetzt bequem jene frühere Abſtimmung über 
den Titel als eventuelle anſehen; auf Grund des gewonnenen Prinzips wird 
es leicht ſein, definitiv den Titel zu finden. Deiters: Vielmehr ſcheine ihm 
durch das gewonnene Prinzip die Eventualität eingetreten, mit deren Vor⸗ 
behalt der Titel Kaiſer zuſtande gekommen. Hergenhahn: Ihm ſcheine doch, 
daß die einmal gewonnene Abſtimmung für diejenigen, die heut nicht an⸗ 
weſend find, aufrechterhalten werde. Es iſt auch niemand hierdurch Fapti- 
viert. Scheller: Wir müſſen doch endlich vorwärtskommen, niemand wird 
von ſeiner Meinung abgehen. Er trage, ſo wenig es materiell nötig iſt, dar⸗ 
auf an, daß abgeſtimmt werde: 1. ob noch einmal über jenen Titel ab- 
geſtimmt werden ſoll?, und 2. ob man ihn nehmen will oder nicht. Jürgens: 
Der Streit iſt auf dem Punkt, daß man nur durch Nachgeben zum Ziel 
kommt; da jetzt der Antrag von Ahrens angenommen, ſo nimmt er ſeinen 
Widerſpruch gegen den Titel zurück. Mittermaier: Er habe das letztemal 
gegen den Titel Kaiſer geſtimmt, er erkläre, daß er heute dafür ſtimmt. 

Es wird über die Frageſtellung geſprochen, die von dem Vorſitzenden 
vorgeſchlagene findet Widerſpruch. 

1. Soll nochmals auf das Materielle der Frage über den Titel einge- 

gangen werden oder nicht? — Nicht angenommen. 


2. Soll der Satz „das Reichsoberhaupt führt den Titel Kaiſer der Deut⸗ 
ſchen“, wie die Redaktion vorlegt, angenommen werden? — 


Gülich bemerkt, daß nach den Grundrechten alle Titel abgeſchafft ſind, und 
er wünſcht deshalb einige Anderung in der Redaktion. Waitz: Auch er finde 
die Wendung „führt den Titel“ nicht gerade ſchön. Es werden in dieſem 
Sinne mehrere Modifikationen gemacht. Welcker: Seit er merke, daß man 
dem Titel Kaiſer einen anderen Sinn unterſchiebe als den, daß auch Turnus 
oder Sechsjährigkeit darunter begriffen ſein könne, ſo müſſe er das alles, 
was vorgeſchlagen wird, mißbilligen. Scheller ſchlägt vor, primär: 

„Die Regierung des deutſchen Reiches führt als Reichs oberhaupt ein 

Kaiſer der Deutſchen“, eventuell: 

„Die Würde eines Reichsoberhauptes wird einem der regierenden 
deutſchen Fürſten als Kaiſer der Deutſchen übertragen“. 

Deiters ſchlägt vor: 
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„Die Benennung des Reichsoberhauptes iſt Kaiſer der Deutſchen“. 

Briegle b: Er könne nicht wohl meinen, daß der Name Kaiſer ein Titel iſt, 
auf den die Grundrechte Anwendung finden; er halte das Wort Titel nicht 
anſtößig. Beſeler: Es iſt dies der ſtaatsrechtliche Ausdruck für die Majeſtät, 
und ſomit können wir ihn ſtehen laſſen. Waitz: Er bittet, die Frageſtellung 
genau ins Auge zu faſſen. Es ergab ſich zwiſchen ihm und dem Vorſitzenden 
ein neues Mißverſtändnis, das dann gehoben wurde. Es handelte ſich nur um 
den formellen Ausdruck des Satzes. 

Soll es mit Scheller primär heißen: „Die Regierung des Reiches führt 
als Reichsoberhaupt ein Kaiſer der Deutſchen“? — Nicht angenommen. 

Soll es nach Schellers eventuellem Vorſchlag heißen: „Die Würde eines 
Reichsoberhauptes wird einem der regierenden deutſchen Fürſten als 
Kaiſer angetragen“? — Nicht angenommen. 

Soll es mit Deiters heißen: „Die Benennung des Reichsoberhauptes 
iſt Kaiſer der Deutſchen“? — Nicht angenommen. 

Soll es nach dem Antrag der Vorkommiſſion heißen: „Das Reichs: 
oberhaupt führt den Titel Kaiſer der Deutſchen“? — Angenommen. 
Dafür: v. Soiron, Dahlmann, Beſeler, Ahrens, Deiters, Hergenhahn, 
Mittermaier, Gülich, v. Gagern, Briegleb, Droyſen; 11. Dagegen: 
Zell, Reh, Welcker, Schüler, Jürgens; 5. 

Es wurde von Mittermaier gewünſcht, daß wir über das Materielle 
der Art, wie der Kaiſer zu beſtellen, beraten und eine Meinung zu erzielen 
ſuchen mögen. Gülich ſtimmt dem bei und ſchlägt vor: 

„Der Kaiſer wird in gemeinſchaftlicher Sitzung des Staatenhauſes und 
des Volkshauſes gewählt; abſolute Stimmenmehrheit iſt erforderlich“. 
Scheller: Wir haben dieſe Dinge ſchon vielfach beraten und nichts zu Ende 

gebracht. Wir verſäumen nur Zeit, wenn wir von neuem darauf eingehen. 
Er wünſche, daß wir ſofort weitergehen. Zell: Auch er meine dies und 
ſchlage vor, daß wir zwei leere Paragraphen dazwiſchen ſchieben, wo ſich 
dann die Minoritäten anſchließen können. Jürgens: Er müſſe ſich gegen die 
Vorſchläge von Gülich im Intereſſe der Geſchäfts behandlung erklären. 


Soll aus dem Satz über den Titel ein beſonderer Satz gebildet werden 

(nach Waitz' Antrag)? — Angenommen. 

Gülich wünſcht ſich ſeinen Antrag vorbehalten. Ein Vorbehalt, gegen den 
ſich Scheller und andere ausdrücklich verwahren, weil ſonſt notwendig noch 
einmal diskutiert werden muß. Was Zell wünſcht, ergänzt ſich durch die ver- 
ſchiedenen Minoritätserachten. v. Soiron: Es ſind ja alle Vorbehalte rein 
überflüſſig, denn wenn ſich die Minoritäten vor der Einbringung zur Ma⸗ 
jorität [vereinen], ſo iſt ſie Majorität. Die Minoritätserachten werden, da 
wir 8 1 und 2 definitiv haben, lauten: 2 a, 2 b uſw. Waitz: Er ſtimme damit 
ganz, denn jeder Schein einer Täuſchung ſchwinde dadurch. Abrigens ſollten 
wir gar nicht mehr nach Majorität ſuchen, deren wir keine weitere reelle mehr 
erhalten werden. Ahrens: Allerdings, ein Vorbehalt darf nicht mehr ge— 
macht werden, aber wir müſſen doch noch eine Majorität ſuchen und werden 
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mit der republikaniſchen Spitze ſtimmen. 

Es wird zu § 2 übergegangen. Scheller wünſcht, daß das „wenigſtens“ 
ſtehen bleiben möge, wenn man der Anſicht iſt, die in dieſem Sinn entſchieden 
habe. Materiell ſei er dagegen. Zell wünſcht das dritte Alinea vorangeſetzt 
und dann hinzugefügt: 

„Die Reſidenz des Kaiſers iſt am Sitze der Reichsregierung, und hat 
derſelbe wenigſtens während der Sitzungen des Reichstages dort Reſi— 
denz zu halten“. 

1. Es wird über dieſen Antrag Zells abgeſtimmt und derſelbe verworfen. 

2. Soll das erſte Alinea mit „wenigſtens“ angenommen werden? — 

Nicht angenommen. 

Es ſchien nun der Satz einen ſchiefen Sinn zu geben, als ob der Kaiſer zu 
anderer Zeit anderswo reſidieren könne. Briegleb ſtellt ſo nun: „hat 
wenigſtens während ... ſeine NReſidenz“. Scheller: Er wünſche ſeinerſeits, 
daß der Kaiſer nur während der Sitzungszeit in der Nefidenz wohne; aber 
der Ausdruck ſtimmt nicht mit der Meinung des Ausſchuſſes. Zell: Er 
wünſcht nicht, daß wir einen König von Preußen haben, der einige Wochen 
Kaiſer iſt; das Reich ſoll vorausgehen, es ſoll der Kaiſer vor allem dem 
Reich gehören, und fo auch dementſprechend feine Nefidenz nehmen. Er 
wünſche das dritte Alinea voran und dann: „der Kaiſer hat ſeine Reſidenz 
am Sitz der Reichsregierung“. Hergenhahn: Ihm ſcheine ſachlich Zell 
recht zu haben, er wünſche nur, daß damit nicht zu eng die Befugnis des 
Kaiſers beſchränkt [werde]. Er ſchlage vor: 

„Die Reſidenz des Kaiſers iſt am Sitz der Regierung; wenigſtens 
während der Dauer des Reichstages wird der Kaiſer dort bleibend reſi— 
dieren“. 

Reh: Er ſchlage vor: 

„Der Kaiſer muß am Sitz der Reichsregierung regelmäßig [fein] und 
wenigſtens während der Dauer des Reichstages bleibend reſidieren“. 
1. Soll es mit Hergenhahn heißen: „Die Reſidenz des Kaiſers iſt am 

Sitz der Reichsregierung; wenigſtens während der Dauer des Reichs— 

tages wird der Kaiſer dort bleibend reſidieren“? — Angenommen. 

Alinea 2: „So oft uſw.“ — angenommen, 

Alinea 3: „die Beſtimmungen“ — angenommen. 
§ 3. Reh wünſcht ſtatt „Zivilliſte“: „Gehalt“; zieht feinen Antrag, da der: 

ſelbe ſchon früher verworfen, zurück. Der Paragraph wird angenommen. 

Art. II S 4 — angenommen. 

§ 5 — angenommen. 


§ 6. Beſeler bemerkt, daß nach Maßgabe der gefaßten Beſchlüſſe der 
frühere § 6 an fpäterer Stelle aufgenommen iſt. Der Paragraph wird — 
angenommen. 
8 7. Waitz wünſcht: „der Kaiſer übt das Recht des Krieges und des 
Friedens aus“, denn es ſteht der Reichsgewalt zu, und der Kaiſer übt es aus. 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 23 
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Jedenfalls darf hier kein Ausdruck der Kompetenz ſtehen, ſondern es muß 
ein aktiver fein. Und „erklärt Krieg und ſchließt Frieden“ würde jedenfalls 
beſſer erſcheinen als das jetzt formulierte. 
1. Soll es wie früher beſchloſſen heißen: „erklärt Krieg und ſchließt 
Frieden“? — Angenommen. 


8 8 — angenommen, 


§ 9. Briegleb hält die Faſſung für inkorrekt. Scheller wünſcht das 
Komma hinter „und“ geſetzt. Die Verſetzung des Kommas wird nicht an- 
genommen. Somit iſt der Paragraph — angenommen. 


§ 10 iſt zugekommen; er fand keinerlei Widerſpruch, ſchien nur materiell 
bei Gelegenheit des Reichstages erledigt. Er wurde — angenommen. 


8 11. S cheller wünſcht die drei Sätze in einen verwandelt, um das „Er“ 
zu vermeiden; wird abgelehnt. Der Paragraph — angenommen. 


§ 12. Beſeler erläutert, daß wegen der in () geſtellten Abolition man 
ſich in Widerſpruch mit der Amneſtie zu befinden ſcheine. Mittermaier: 
Wir haben ſoviel darüber geſprochen, daß wir die Abolition nicht geſtatten 
wollen, und ſoweit die Amneſtie dahin gehört, auch dieſe nicht. * Scheller 
ſchließt ſich dieſer Anſicht an, hinſichtlich der Faſſung beantragt er zu ſagen: 
„In den zur Zuſtändigkeit des Reichstags gehörenden Strafſachen“ uſw.; 
ferner nach „Amneſtie“ einen Punkt zu ſetzen und einen neuen Satz mit „Eine 
bereits eingeleitete“ uſw. zu beginnen. Die von Scheller beantragte Ab— 
änderung der Faſſung: „In den zur Zuſtändigkeit des Reichstags“ uſw. 
wird nicht angenommen. Beſeler trägt darauf an: „Eine bereits einge⸗ 
leitete Anterſuchung uſw.“ wegzulaſſen. Der weitere Antrag von Scheller 
wird verworfen. Scheller bemerkt, der Satz: „Eine bereits eingeleitete 
Anterſuchung“ uſw. ſei von einer großen Majorität bei der früheren Dis⸗ 
kuſſion angenommen worden, er könne alſo jetzt nicht abgeworfen werden, zumal 
da die Verſammlung nicht ſo vollzählig ſei als in der Sitzung, wo jener Satz 
angenommen worden ſei. Beſeler bemerkt, daß es allerdings die Abſicht 
der Subkommiſſion geweſen ſei, den fraglichen Satz wegzulaſſen. Wenn aber 
deshalb Bedenken erhoben würden, habe er nichts dagegen, ihn beizubehalten. 
Briegleb hält den Satz für überflüſſig, indem der Kaiſer das Recht, eine 
Anterſuchung niederzuſchlagen, nicht habe, wenn es ihm nicht beigelegt ſei. 
Waitz iſt der Meinung, daß die Fragſtellung, ob der Satz ſo, wie Scheller 
beantragt, aufzunehmen ſei, nicht richtig geweſen. Die Frage hätte ſein 
müſſen: Ob der frühere Beſchluß, den Satz aufzunehmen, aufgehoben werden 
ſolle. Scheller hält es für notwendig, daß ausdrücklich beſtimmt werde, daß 
der Kaiſer das fragliche Recht nicht habe. Mittermaier kommt auf den 
Begriff der Amneſtie zurück und hält es gleichfalls für notwendig, daß der 
Kaiſer das Recht der Amneſtierung nicht ſoweit habe, als darin eine Nieder⸗ 
ſchlagung einer bereits eingeleiteten Anterſuchung liege. Er trägt darauf an, 
noch hinzuzufügen: 

Von * bis von Hergenhahns Hand. 
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„Das Verbot einer Unterfuchung oder die Niederſchlagung einer bereits 
eingeleiteten Anterſuchung kann nur durch ein Reichsgeſetz erfolgen“. 
Beſeler ſchließt ſich der Anſicht an, daß der Satz ſtehen bleibe.“ 

Soll alſo der Satz in () umgeſtoßen werden? — Nicht umgeſtoßen 
werden. 

Briegleb ſchlägt [vor], um Abolition und Amneſtie ſcharf zu unter⸗ 
ſcheiden: 

„Einzelne bereits eingeleitete Anterſuchungen können nur auf Grund 
eines Reichsgeſetzes niedergeſchlagen werden“. 

Scheller: Am auch die Amneſtie zu beſchränken, ſchlage er vor, das Wort 
„einzelne“ fortzulaſſen; denn er wolle nicht, daß [ein] Verbrechen gleichſam als 
nicht geſchehen betrachtet werde. Zell bemerkt, daß bei Brieglebs Faſſung 
noch außen bleibe, daß die noch nicht eingeleitete Unterfuchung aboliert werden 
könne. Er ſchlage vor: 

„Einzelne Straffälle können nur auf Grund eines Reichsgeſetzes beſeitigt 
werden“. 

Beſeler: Beſchloſſen wurde, daß der Kaiſer das Necht der Amneſtie übe, 
aber nicht das Recht, die Anterſuchungen niederzuſchlagen, haben ſollte. 
Jenes Recht der Amneſtie aber ſcheint ſich doch nicht bloß auf einzelne ab⸗ 
geurteilte Straffälle [zu] beziehen, ſondern auf den ganzen Komplex von 
Strafſachen. Darum ſcheine ihm Brieglebs Anſicht richtig und ausreichend 
redigiert. Reh: Ihm ſcheine dieſer Paragraph nicht glücklich ſtiliſiert, denn 
Amneſtie iſt in dieſem Zuſammenhang nur Niederſchlagung einer begonnenen 
Unterfuchung oder gänzliches Verbot, zu unterſuchen. Er ſchlage vor: 

„Die Einleitung ſowie die Fortſetzung einer Anterſuch ung kann er nur auf 

Grund eines beſonderen Reichsgeſetzes niederſchlagen“. 

Zell emendiert ſeinen Antrag dahin: 

„Das Verbot der Einleitung oder Fortſetzung einer einzelnen Unter- 
ſuchung kann der Kaiſer nur mit Zuſtimmung des Reichstages erlaſſen“. 
v. Soiron: Wie wichtig es ſei, daß dem Regenten das Recht der Amneſtie 

zuſtehe, zeigt das jetzige Beiſpiel Preußens, wo viel wert wäre, es könnte und 
wollte der König die Unterfuchung gegen die beim Rumpfparlament Be— 
teiligten niederſchlagen. Waitz erinnert daran, daß wir uns hier obenein 
auf ſo engem Gebiet des Strafrechtes bewegen, daß eine Amneſtie gar wenig 
zu beſagen haben könnte. Scheller: Jede Amneſtie iſt Eingriff in die Ge- 
rechtigkeit, und gerade bei jener geringen Zahl Strafſachen, meiſt Hochverrat, 
iſt es höchſt wichtig, daß Amneſtie nicht leichtfertig oder aus Furcht erteilt 
werde. Er ſchlage vor: 

„Bereits eingeleitete Anterſuchungen kann er nur auf Grund eines be⸗ 
ſonderen Reichsgefeges niederſchlagen“. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll es heißen mit Zell (nit dem ſich Reh vereint): „Das Verbot 
der Einleitung oder der Fortſetzung einer einzelnen Anterſuchung kann 
der Kaiſer nur mit Zuſtimmung des Reichstages erlaſſen“? — An⸗ 
genommen. 
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Das zweite Alinea. Waitz wünſcht den Ausdruck „Landesminiſter“ zu ver⸗ 
ändern in „von Miniſtern der Einzelſtaaten“. Der Antrag von Waitz wird 
verworfen. 


§ 13 — angenommen. 


8 14 — angenommen. 

Waitz erinnert, daß die Ernennung der Reichsbeamten hier erwähnt werden 
müſſe, und zwar ausdrücklich, weil wir von Geſandten und Konſuln ausdrück⸗ 
lich geſprochen haben. Beſeler: Es könne doch das kein Grund ſein; da es 
Sache der Exekutive iſt, die Beamten zu ernennen, und die der verantwort⸗ 
lichen Miniſter bereits erwähnt [fei]. Die Sache wurde damit abgetan. 


§ 15 — angenommen. Nur Briegleb wünſcht, daß ſtatt Verfaſſung 
„Reichsverfaſſung“ geſagt werde. — Angenommen. 

Scheller: Er habe eine Menge Einzelheiten notiert, die hier nicht er⸗ 
ledigt ſeien, es ſeien dieſelben Bedenken, über die ſchon früher verhandelt ſei. 
Damit ſchien die Sache auch beendet. 


Der Reichsrat. 8 1. Deiters wünſcht, daß der Anfang von § 2 voraus- 
gehe oder lieber noch nach dem Wortlaut des Augsburger Hofes. Dahl— 
mann: Es komme im §2 eben vor, was not, und bis zum zweiten Para⸗ 
graphen zu warten, ſei der menſchlichen Natur nicht zu viel zugemutet. 

Soll es alſo heißen: „Dem Kaiſer ſteht ein Reichsrat zur Seite“? — 

Nicht angenommen. 

Alinea 1 war damit — angenommen. 

Alinea 2 — angenommen. 

Alinea 3 — angenommen. 

S 2. Statt „er“ wird beliebt „derſelbe“. Waitz findet „tritt zuſammen“ 
nicht gut, denn es komme darauf an, die Kontinuität der Sitzungen zu be⸗ 
zeichnen. Er ſchlägt vor: | 

„it beſtändig verſammelt“. Andere ſchlagen vor: „hält feine Verſamm⸗ 
lungen“. — Letzteres angenommen. 

Gegen die §8 3, 4, 5, 6 war kein weiterer Anſtand, und fie wurden — 
angenommen. 


Die Verhandlungenüber die „Gewähr der Neichsverfaſſung“ 


Zuerſt wurde! ein Berichterſtatter für den Entwurf Neichsoberhaupt und 
Reichsrat gewählt. Wigard erklärt zu Protokoll, daß er ſich der Wahl 
enthalte, ebenſo Schreiner. Es wurde Beſeler gewählt. 

Sodann wurde zum Entwurf „Gewähr der Reichsverfaſſung“ über- 
gegangen?. 

81. Wigard fordert, daß feine Proteſtate in betreff des Kaiſers zu Proto⸗ 
koll genommen werden, indem er die Beſchlußfaſſung nicht anerkennen könne. 
Scheller: Er ſei ſachlich einverſtanden, finde aber die Formel „ausnahms⸗ 


1 In der 124. Sitzung d. 29. Dezember (wohl nachmittags) 1848. 
Anlage Ga. 
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weiſe ohne Berufung“ nicht praktiſch genau, es würde beſſer ſein, etwa den 
14. Tag zu beſtimmen oder ſonſt etwas Genaueres zu ſignaliſieren. Alſo 
ſchlage er vor: 

„den vierzehnten Tag nach Ableben des Kaiſers, den Tag des Ablebens 
miteingerechnet“. 

Dahlmann meint, daß ausreichend Genaues in dem Entwurf ſtehe. 
Briegleb: Er ſchlage vor, ſtatt „ausnahmsweiſe“ zu ſagen: 

„in dieſem Fall ohne Berufung“. 

Deiters: Er wünſche, daß die Berufung durch den Präſidenten der letzten 
Verſammlung geſchehe. Gülich: Es ſei in den gebrauchten Ausdrücken die 
Vorausſetzung der Erblich keit, und die Faſſung müſſe fo werden, daß der 
neutrale Charakter bleibe. Für den Fall, daß wir Wahlkaiſer auf beſtimmte 
Perioden haben, wird gewiß zur Zeit des Wechſels das Parlament beiein⸗ 
ander bleiben. Abrigens wird, wenn dieſe Sache in der Nationalverſammlung 
vorkommt, die Frage über das Kaiſertum entſchieden ſein, und ſich dann die 
Sache leicht erledigen. Zell glaubt alle Schwierigkeiten mit folgender 
Faſſung zu umfaſſen: 

„Bei jedem Regierungswechſel tritt der Reichstag binnen vierzehn Tagen 
ohne Berufung in der Art zuſammen, wie er das letztemal zuſammen⸗ 
geweſen iſt“. 

Dahlmann: Er möchte zu erwägen geben, ob bei dieſer Lage der Dinge 
nicht beſſer wäre, dieſe ganze andere Hälfte des erſten Alinea fortzulaſſen. 
Scheller: Er glaube, man müſſe hier eine Beſtimmung aufnehmen, die 
möglichſt alle Fälle umfaßt, wenn auch nur darum, damit dieſe Frage nicht 
überſehen wird. Reh ſchlägt vor: 

„Bei jedem Regierungswechſel tritt der Reichstag ohne Berufung in 
der Art zuſammen, wie er das letztemal verſammelt geweſen iſt. Vor dem 
verſammelten Reichstage leiſtet der Kaiſer beim Antritt feiner Regierung 
einen Eid auf die Reichsverfaſſung. 

Die Eidesformel lautet uſw.“. 

Waitz ſchließt ſich dem an, auch darum, weil der erſte Reichstag einer 
neuen Regierung gewiß mehr zu tun haben werde, als nur den Eid anhören. 
Es wird zunächſt über die Frageſtellung geſprochen, dann abgeſtimmt: 

1. Soll es nach dem Antrage von Reh heißen: „Bei jedem Regierungs— 

wechſel tritt der Reichstag ohne Berufung in der Art zuſammen, wie 

er das letztemal verſammelt geweſen iſt. Vor dem verſammelten Reichs- 
tag leiſtet der Kaiſer beim Antritt ſeiner Regierung einen Eid auf die 

Reichsverfaſſung“? — Angenommen. 

Damit waren die weiteren Fragen erledigt. Schreiner erklärt zu Protokoll, 
daß er ſich bei dieſem, aber auch nur bei dieſem, Paragraphen der Abſtimmung 
enthalten aus den angeführten Gründen. 

2. Soll noch hinzugefügt werden: „den vierzehnten Tag nach dem Ne— 

gierungswechſel, den Tag des Regierungswechſels miteingerechnet“? — 

Man ſtimmte hierüber nicht ab. 
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3. Soll es heißen: „tritt der Reichstag, falls er nicht verſammelt iſt, 

ohne Berufung uſw.“? — Angenommen. 

In der Eidesformel will Mittermaier, um vollſtändig zu ſein: 

„und alle verfaſſungsmäßigen neuen obliegenden Pflichten zu erfüllen“. 

Waitz wünſcht, daß die Worte: „und fie gewiſſenhaft zu vollziehen“ fort- 
gelaſſen werden. Zugleich würde er dann beide Sätze umkehren. Scheller: 
Er glaube nicht, daß wir ausreichen mit dem Schirmen und Aufrechterhalten; 
da kann denn ein ganz liederlicher Kaiſer ſchlecht genug 19 9 er ſoll 
treulich ſorgen, daß es beſſer werde: 

„und die mir dadurch auferlegten Pflichten getreulich zu erfüllen“. 

Waitz: Die Verfaſſung legt dem Kaiſer keine Pflicht auf, etwa ein guter 
Feldherr oder Adminiſtrator zu ſein, moraliſche Eigenſchaften kann man nicht 
beſchwören, und darauf läuft hinaus, was Scheller will. Der Kaiſer hat keine 
weitere juridiſche Verpflichtung, als die Verfaſſung zu erhalten und Reich 
und Volksrecht zu erhalten. Scheller ſchlägt eventuell vor, bloß zu ſagen: 

„Ich ſchwöre, die Reichsverfaſſung aufrechtzuerhalten“. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll das Ende des Eides lauten: „und die mir dadurch auferlegten 
Pflichten getreulich zu erfüllen“? — Verworfen. 

2. Soll die Eidesformel lauten, wie ſie vorgeſchlagen iſt? — Angenommen, 
10 gegen 5; 2 ſtimmten nicht mit. 

Wigard ſchlägt vor, hier einen Paragraphen folgen zu laſſen: 

„Jeder RNeichsbeamte hat beim Antritt feines Amtes gleichfalls einen 

Eid auf die Verfaſſung zu leiſten“. 

Er ſei überhaupt gegen die Eide, aber wenn ſie einmal für den Kaiſer ein⸗ 
geführt ſind, ſo ſcheint es doppelt notwendig, daß die verantwortlichen Be⸗ 
amten den Schwur leiſten. Beſeler: In der Vorkommiſſion iſt dies zur 
Sprache gekommen; man hat es nicht nötig gehalten, teils weil man weiß, 
[daß] jeder Reichsbeamte zuvor ſchon Landesbeamter geweſen ſei, und ſomit 
auf die Reichsverfaſſung auch geſchworen haben werde, teils weil es in die 
Dienſtpragmatik gehört, teils endlich, weil die Eide je nach ihrem Dienſt be⸗ 
ſondere Form haben werden. Scheller: Auch er meine, daß dies in die Dienſt⸗ 
pragmatik gehöre. Wigard: Gerade als Gewährmittel der Verfaſſung ge⸗ 
hört der Beamteneid hierher und in die Pragmatik etwa nur die Eidesformel, 
und ſo wird es denn auch in allen Verfaſſungen gehalten. Dahlmann: Er 
habe nichts gegen Wigards Antrag, wie er denn ſelbſt in der Vorkommiſſion 
ſolche Vorſchläge gemacht habe. Es ſcheine ihm nur ſchwierig, wie weit hinab 
die RNeichsbeamten den Eid leiſten ſollen. 

Soll der Satz Wigards s. r. aufgenommen werden? — Angenommen. 
Soll hinzugefügt werden: „das Nähere beſtimmt die Dienſtpragmatik“? 

— Angenommen. 

Deiters: Er vermiſſe zweierlei: 1. daß vor Ableiſtung des Eides der 
Kaiſer keine Regierungshandlung vornehmen dürfe; 2. da muß denn feſt⸗ 
ſtehen, wer in der Zwiſchenzeit die Regierung führen ſoll: Es muß eine An⸗ 
ordnung über das Proviſorium gemacht werden. Beſeler: Auch hierüber 
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ſei viel in der Vorkommiſſion verhandelt. Aber man habe ſich überzeugt, daß, 
ehe man die Art des Kaiſertums kennt, hierüber nichts beſtimmt werden kann. 
Ebendarum iſt ja auch die Lehre von der Regentſchaft ganz fortgelaſſen. 
Waitz: Die Regentſchaft iſt hier durchaus nicht zu erledigen, ſolange wir 
nicht wiſſen, wie ſich das Oberhaupt fortpflanzt, „ein Ausdruck, den ich 
früher ſchon gebraucht habe“. Im übrigen ſei er nicht mit Beſeler einver- 
ſtanden; er glaube nicht, daß ein Regent handeln könne, ehe er geſchworen, 
und daß wir bis dahin den Miniſtern die Befugnis, zu handeln, übertragen 
müſſen. Er wünſcht, daß wir hier ausdrücklich ausſprechen: 

„Der Kaiſer kann, bis er den Eid geleiſtet, keine Regierungshandlung 
vornehmen“. 

Dahlmann: Er begreife Waitz' Meinung nicht, man könne doch ein Reich 
nicht 14 Tage ohne Regierung laſſen. Wenn wir Wahl erhalten, werden wir 
gewiß für das Nötige ſorgen. Wenn Erblichkeit, ſo wird ſich bei uns wie in 
anderen großen Ländern die Sache ſelbſt machen. Scheller: Glaubt man 
einmal, daß die Verfaſſung nicht ohne Eid geſichert genug iſt, ſo kann er auch 
nicht handeln, ehe er den Eid geleiſtet. Er ſchlage vor: 

„Von dem Eintritt des Negierungswechſels bis zur Eidesleiſtung des 
neuen Kaiſers tritt das geſamte Reichsminiſterium als Reichsregentſchaft 
ein, wenn eine ſolche nicht bereits beſtellt worden iſt“. 

Beſeler: Gerade dieſe Faſſung erinnere ihn an einen allgemeinen Satz: 
Gewiß iſt in ſolchem Interregnum eher zu fürchten, daß die Einzelſtaaten die 
Reichsgewalt mindern wollen, als daß ein ungeſchworener Kaiſer zu weit 
eingreift. Gülich erinnert da an Hannover, und Wigard wundert ſich, daß 
Dahlmann daran gar nicht gedacht habe. Worauf Dahlmann bemerkt, daß 
die Sache da doch anders war, indem dort die Stände verſammelt waren 
und doch nicht taten, was die Verfaſſung forderte. Jedenfalls werde er gern 
größere Sicherung ſuchen, aber es gibt deren nicht. Zumal aber können wir 
nichts hier machen, bevor das Kaiſertum näher beſtimmt iſt, und es würde 
weitere Beſprechung nur die Zeit vergeuden. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll hinzugefügt werden: „Bis zur Ableiſtung des Eides darf der 
Kaiſer keine Regierungshandlung vornehmen“? — Angenommen, 9 
gegen 7. 

2. Soll der Vorſchlag Schellers, Neichsregentſchaft betreffend, angenom- 
men werden? — Verworfen. 

Jürgens: Er habe nur für! geſtimmt, in der Meinung, daß i im Sinn von 2 
etwas aufgenommen werden würde. Es wird notwendig ſein, in den Motiven 
darauf hinzuweiſen, daß hier eine Lücke in unſerem Entwurf iſt. Scheller: Da iſt 
aber eine ungeheure Lücke, ein Interregnum und völlige Anarchie. Wir müſſen 
ſie entweder ausfüllen durch einen beſtimmten Vorſchlag oder die Ab— 
ſtimmung ad 1 aufheben. Gülich: Er trage ausdrücklich darauf an, daß 
ein Abſchnitt von der Regentſchaft vorbehalten werde, der, nachdem die 
Kaiſerfrage in der Nationalverſammlung entſchieden iſt, gearbeitet und vor⸗ 
gelegt werde. 
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1. Sollen wir uns begnügen, in den Motiven auf dieſe Lücke aufe 
zu machen, und deren Ausfüllung vorzubehalten? — 
Es wird über die Frageſtellung geſprochen, ob dieſe oder [eine] andere 
Frage vorausgehen ſolle. Der Vorſchlag der Motive wurde angenommen. 
2. Soll nach Gülichs Vorſchlag in den Motiven ein Abſchnitt über die 
Regentſchaft vorbehalten werden? — 
Waitz meint, daß das durch die Abſtimmung erledigt iſt, und dieſe Anſicht 
wird angenommen, und damit Gülichs Antrag überſeitigt. 


Zu 82. Waitz: Er finde nicht angemeſſen, daß in jedem Winkel Deutſch⸗ 
lands die Reichsverfaſſung mitbeſchworen werde, es widerſtrebe feinem Ge— 
fühl. Scheller: Er trete der Anſicht bei, er wünſche den Eid auf die Neichs⸗ 
verfaſſung auf beſtimmte Fälle beſchränkt. Reh: Er wünſche, daß der Para⸗ 
graph dem Sinne nach feſtgehalten werde, er lege einiges Gewicht darauf, 
daß man überall in Deutſchland an das Reich lebendig erinnert werde, zumal 
da wir alle deutſchen Truppen in dieſem Sinn verpflichten werden. Wigard: 
So ſehr er allem Eide abgeneigt iſt, finde er doch, wenn man ihn einmal 
läßt, in demſelben ein Band mehr für alle Deutſchen. 

Soll § 2 dem Inhalt nach wegfallen? — Wird nicht beliebt. 
Soll es heißen ſtatt: „hinzugefügt“: „vorausgeſetzt“ ſ. o.? — Ange— 
nommen. 

Es wird! in der Beratung der Gewähr der Verfaſſung fortgefahren. 


§ 3. Ahrens beantragt die Streichung dieſes Paragraphen aus allgemeinen 
und praktiſchen Gründen. Es gebe keine beſte Verfaſſung, es muß in Sache 
der Verfaſſung der Entwicklung freier Raum gegeben werden. Man könnte 
einwenden, daß ähnlich in Nordamerika die republikaniſche Form gewähr⸗ 
leiſtet ſei. Aber die Sache ſei dort doch weſentlich anders, und warum ſollten 
wir nutzloſerweiſe eine Beſchränkung aufnehmen? Sodann praktiſche Gründe: 
Ein Kaiſer, vielleicht ein erblicher Kaiſer, wird beſchloſſen werden, und dann 
iſt die notwendige Folge das Aufgehen der einzelnen Staaten, und gerade die 
Erbmonarchiſten müſſen ſich die Möglichkeit offenhalten, daß ſich die ein⸗ 
zelnen Staaten umwandeln, denn die Strömung nach der Einheit iſt in 
Deutſchland jetzt groß. And das iſt das Geſunde in unſerer Geſchichte, dies 
ſoll man nicht unpraktiſch durch § 3 hindern wollen. Zell: Auch er wünſche 
die Entwicklungsfähigkeit und daß nicht derſelben durch die Verfaſſung ein 
Riegel vorgeſchoben werde. Aber dies darf nur für den ganzen Bundesſtaat 
gelten. In den einzelnen Staaten muß die Selbſtbeſtimmung ſoweit gebrochen 
ſein, daß nicht etwa zufällige Majoritäten ſie plötzlich ändern. Die große 
Gefahr, daß Winkelrepubliken entſtehen, die die Exiſtenz des Bundes be— 
drohen, muß gemieden werden, wenn er auch nicht ſo weit wie der Para— 
graph gehe, die monarchiſche Form ausdrücklich garantieren zu wollen. Aber 
es darf nichts ohne Mitwirkung des Reichs geſchehen. Er ſchlage vor: 
„Eine Anderung der Regierungsform in den einzelnen Staaten kann 
nur mit Einwilligung der Reichsgewalt eintreten. Dieſe Einwilligung muß 


1 In der 125. Sitzung d. 30. Dezember. 


124. 125. Sitzung 29. 30. Dezember 1848. Gewähr der Reichsverfaſſung 361 


unter den für Abänderung in der Neichsverfaffung vorgeſchriebenen For- 

men erfolgen“. 

„Mit Zuſtimmung der geſetzgebenden Gewalt des Reichs“: Ahrens. 

Welcker wünſcht den Anfang ſo geändert: 

„Die den Reichsgefegen entſprechende konſtitutionelle und monarchiſche 

Regierungsform uſw.“. 

Es ſcheine ihm der an ſich richtige Grund von Ahrens zu viel und darum 
nichts zu beweiſen. Er gebe zu, daß ſich alle Verfaſſungen entwickelt haben, 
aber was tut man, indem man eine Verfaſſung aufſtellt und beſchwört? 
Man ſchiebt den Riegel der Willkür, der allzuſchnellen, allzuleichten Ver⸗ 
änderung vor. Man ſagt, daß wir unter den gegebenen Verhältniſſen die 
und die Beſtimmung notwendig halten; aber man will damit nicht vermeinen, 
daß irgendein Papier den Fortſchritt hemme und die Jahrhunderte be— 
ſtimme, aber man hat das eine Prinzip der Geſellſchaft, die Ruhe, garan- 
tiert. Ganz in ähnlicher Weiſe haben wir den Bürgern die Grundrechte 
garantiert. And nun fragt ſich, ob nicht die Form der Regierung auch Schutz 
und Gewähr von ſeiten der Geſamtverfaſſung fordere. Wir haben hier nicht 
zu ſprechen, ob die konſtitutionelle Form an ſich das Ideale iſt, aber wir haben 
unfere ganze Neichskonſtruktion von dieſem Geſichtspunkte aus gemacht, und 
ſie würde zuſammenſtürzen ohne die Feſthaltung der inneren Analogie. Er— 
innere man ſich, wie das kleine Neufchätel mit feinem Monarchismus ſtets 
Anfrieden in die Schweiz gebracht hat. Daher mit Recht die Garantie in 
Nordamerika, in der Schweiz. Und darum wünſche er, daß auch das Reich 
ſo garantiere. Denn keineswegs meine er, daß etwa ein großer Monarch an 
der Spitze Deutſchlands durch ein großes RNaubſyſtem die Einzelſtaaten ver- 
ſchlinge. Mittermaier: Auch er ſei für die Analogie des Ganzen und der 
Teile, ja er halte dafür, daß nur ſo die Leiſtungen gegenſeitig möglich ſind. 
Aber zugleich wünſche er, daß der Strom der Entwicklung nicht gehemmt 
werde. Aber es wäre Gefahr, wenn ſelbſt die irregeleitete Meinung Ent⸗ 
ſcheidendes im Einzelſtaate machen könne. And ſo ſtimme er ganz mit Zell. 
Er findet in dieſem Paragraphen das „gewährleiſtet“ ſehr bedenklich, und 
auch in Amerika iſt es nicht ſo gemeint. Denn den Antertanen es gewährleiſten, 
iſt nicht nötig, fie wollen es gar [nicht], und gewährleiſten im Intereſſe des 
Ganzen iſt beſſer in Zells Antrag ausgeſprochen. Dahlmann: Die Sub— 
kommiſſion hat gerade dieſen Paragraphen ſehr ſorgſam erwogen, ſowohl 
in betreff deſſen, was er Notwendiges und was er Bedenkliches enthält, und 
hielt es nötig, ihn in ſeiner ganzen Schroffheit hinzuſtellen, damit die wichtige 
Sache hier ernſtlich zur Sprache komme. Gegen Ahrens müſſe er ſich ent- 
ſcheiden, nicht weil er die Republik nicht möge, denn er kenne deren Wert 
zu gut, ja, ſtehe ihrem Weſen ſelbſt zu nah, ſondern weil er das Aufgehen 
der Einzelſtaaten in das Ganze nicht fo dringend ſehe; das wird man Durch- 
aus der Entwicklung überlaſſen müſſen, und niemand kann dieſe vorausſagen, 
zumal da die auswärtigen Verhältniſſe ſtark einwirken werden. Dem Antrag 
Zells könne er ſich mehr zuneigen, indem dieſer Paragraph nicht gegen die 
Republik gemeint ſei, ſondern für die Sicherſtellung der einmal eingewohnten 
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monarchiſchen Form, und um uns ſicherzuſtellen gegen die republikaniſche 
Aberrumpelung, die alles auf das tiefſte erſchüttern würde. Denn ein Haupt⸗ 
grundſatz wird für uns bleiben, daß, was dem Ganzen zuſteht, den Teilen 
nicht geſtattet werden darf, einſeitig zu tun. Dennoch glaube er, daß der 
Paragraph ſo gut und richtig ſei, indem er die konſtitutionelle monarchiſche 
Regierungsform als das allgemeine und durchgehende Syſtem des Reiches 
und ſeiner Glieder feſthalte. Reh: Dem Paragraphen liegt der Gedanke 
zugrunde, daß die Geſamtverfaſſung [der] der einzelnen [Staaten] analog ſei. Es 
gilt als Gewähr des Ganzen, daß die Teile ihm analog ſeien. Da müßte 
alſo wenigſtens die konſtitutionelle Monarchie, wie Welcker will, ausgeſprochen 
ſein. Aber er ſei mit dem Gedanken nicht einverſtanden. Daß ſich republika⸗ 
niſche Verfaſſung mit dem Ganzen verbinden laſſe, beweiſen die vier Städte. 
Freilich glaube er gern, daß ein bedeutendes Weitergehen der Nepublik auch 
das Ganze modifizieren würde, aber das wäre denn der natürliche Gang der 
Entwicklung, und dieſe dürfen wir nicht hindern wollen. Er ſei für Streichung. 
Wigard: Er finde nicht, daß dieſer Paragraph hierher gehört. Aberdies 
ſcheint ihm derſelbe auf falſcher Vorausſetzung zu beruhen, denn wo iſt die 
monarchiſche Form für das Reich begründet? Wenn Wahlkaiſer gemacht 
werde, iſt da der Titel ſchon genug zur Monarchie? Wir erhalten nichts als 
eine ariſtokratiſch-republikaniſche Form. Da liegt alſo in dieſem Paragraphen 
eine große Inkonſequenz, denn es müßte dann auch in den Einzelſtaaten ein 
Wahlregiment eintreten. Wenn man aber einen Erbkaiſer hat, ſo müßten die 
anderen Fürſten ſchon wegen der Zivilliſte fallen, denn das deutſche Volk 
kann nicht ſo viel Fürſten bezahlen, kann und will es nicht, und daran wird 
das ganze Reichsprojekt ſcheitern. Dann aber iſt dies Beſtimmen der Einzel⸗ 
ſtaaten durch das Reich ein reines Zentraliſieren, er aber ſei rein föderativ, 
er wolle, daß ſich alle Staaten ſelbſt beſtimmen, und würde den Tag be— 
klagen, wo man in ſolchem Sinn eine Einheit gründete. Waitz: Man wiſſe, 
daß er nicht immer, aber in dieſem Punkte mit Wigard übereinſtimme, und 
daß er nur ein föderativ⸗monarchiſches Reich wolle. So ſei er denn mit 
dieſem Paragraphen nicht einverſtanden, denn er könne nicht zugeben, daß 
der Bundesſtaat wirklich monarchiſch ſei oder fein dürfe. Hier wie 81 wird 
die Subkommiſſion von der Präſumtion der Erblichfeit ausgegangen fein. 
Wir müſſen von den Einzelſtaaten ausgehen, müſſen das da Beſtehende er- 
greifen, und von da aus zu einer Bundesverfaſſung zu gelangen ſuchen, die 
der monarchiſchen Verfaſſung der Einzelſtaaten entſpricht. So komme er im 
weſentlichen zu der Faſſung von Zell. Aber mit Wigard meinen, daß etwa 
das Ganze beharren könnte, während ſich die Einzelſtaaten ad libitum ändern, 
davon ſei er weit entfernt, es wäre ſonſt unſere Bundesverfaſſung ein bloßes 
Gehäute, das wir allen Einzelnen tot überhängen. Er ſchlage vor mit Deiters: 
„„Die beſtehenden Verfaſſungen der Einzelſtaaten werden gewährleiſtet. 
Anderungen der Regierungsform können nicht ohne Einwilligung der 
Reichsgewalt erfolgen, welche in den für Abänderung der Reichsverfaſſung 
vorgeſchriebenen Formen zu erteilen iſt“. 
Mehrere äußerten beiläufig ihre Bedenken gegen dieſe viel zu weite Faſſung, 
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ſchon die beſtehenden erſten Kammern machen dies unmöglich. Briegleb: 
Wir handeln von der Gewähr der Reichsverfaſſung, da find wohl Anderungen 
des Geſamtſyſtems der Einzelſtaaten wichtig, aber von Gewährleiſtung der 
Einzelverfaſſungen, ja auch nur des Beſtandes der Einzelſtaaten kann hier 
in keiner Weiſe die Rede fein. And nun finde er zwiſchen dem Zellſchen Vor— 
ſchlag und dieſem Paragraphen hier keinen ſachlichen Anterſchied; aber er 
würde es vorziehen, (auszuſprechen,) daß man geradezu ausſpricht, daß Deutſch⸗ 
land ein monarchiſcher Staat ſei und ſelbſt eine Wahlmonarchie iſt immer noch 
eine Monarchie. Deshalb würde er die urſprüngliche Faſſung vorziehen. 
Beſeler: Es ſind hier zwei materielle Punkte zu berückſichtigen und außer⸗ 
dem eine formelle Beſtimmung. Dieſe iſt, daß das hier Bezeichnete in die 
Grundrechte gehört, aber jedenfalls hat dies auch hier ſeine Stelle, da gewiß 
niemand den Zuſammenhang zwiſchen der Verfaſſung des Reichs und der 
Staaten leugnen wird. Materiell ſind hier zwei Fragen, einmal die über das 
Verhältnis der Einzelſtaaten zum Reich, und da ſtimme er ganz mit Zell. 
Die Teile müſſen ſich dem Ganzen unterordnen. Das zweite iſt die Frage 
zwiſchen Republik und Monarchie, und das ſei ihm nur eine Zeitfrage, und 
was die weitere Entwicklung bringt, wird auch feinen Weg in die Reichs— 
verfaſſung finden. Praktiſch liegt ihm hier daran, daß, wenn im Reich und 
in den größeren Staaten nach dem Willen des Volkes die Monarchie be— 
ſteht, wir verpflichtet find, für die Ruhe des Ganzen in den kleinen Terri- 
torien dem Anfug zu wehren. Das Volk will Freiheit, aber auch Ordnung, 
und dies Ganze iſt weſentlich eine Ordnungsfrage, und eine Anarchie in 
Altenburg oder Hohenzollern darf nicht das Ganze beunruhigen wollen. 
Dieſe kleinen Territorien mögen ſich gewöhnen, [fih] dem großen Ganzen 
unterzuordnen. So wünſche er, daß man hier blank und klar ausſpreche, daß 
man) die konſtitutionell⸗monarchiſche Form ausſpreche, und wer nicht den 
Mut hat, dies zu tun, der kann im weſentlichen dasſelbe in dem Antrag von 
Zell finden. Jürgens: Er ſtimme im ganzen mit Waitz. Freilich das ato— 
miſtiſche Streben der Einzelſtaaten muß das Ganze nicht gefährden wollen, 
und da ſoll man nicht jüngferlich vorgehen wollen. Scheller: Er wünſche 
Streichung von 8 3. Er halte ihn prinzipienwidrig, nicht nötig, unnütz. Prinzip 
iſt, daß man die Einzelſtaaten nur inſoweit einſchränke, als es zur Freiheit 
und Kraft des Ganzen nötig iſt (ſ. § 6 des Reichs). Zu dieſer Selbſtändig⸗ 
keit der Einzelſtaaten gehört, daß ſie ſich politiſch entwickeln dürfen, und das 
würde gehindert, wenn wir ihre Verfaſſung für ewig fixieren. Findet ein ein⸗ 
zelner Staat ſich disponiert, Republik zu werden, fo darf das Reich ihn 
nicht hindern wollen. Sodann iſt dieſe Beſtimmung des 8 nicht nötig. Die 
ganze Verfaſſungsurkunde bringt es ihrem Inhalt nach mit ſich, daß man 
Amwälzungen in den Einzelſtaaten hindern wird, wenn ſie die Ruhe des 
Ganzen gefährden. Endlich iſt es unmöglich, denn was heißt die konſtitutionell⸗ 
monarchiſche Form? Es kann Konſtitutionen geben, in denen das Königtum 
auf das äußerſte beſchränkt iſt, und die iſt denn erbärmlicher als die Republik. 
Man hat alſo mit jenem Worte etwas Annützes geſagt. Zell: Auch er halte 
eine Gewährleiſtung für unnütz, denn gegen die legale Amänderung bedarf 
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es keiner Schranke, und die illegale zu hindern, hat das Reich ein Recht. 
Nicht minder iſt die Gewährleiſtung hemmend, denn wenigſtens jetzt be- 
ruhen die meiſten Verfaſſungen auf Vereinbarung, und die will er künftig 
nicht. Es hat der Fürft kein wirkliches Recht, das Volk kann ihn wegjagen 
und monarchiſch genug ſein, ſich eine andere Dynaſtie zu ſuchen. Mit ſolcher 
Gewährleiſtung muß das Reich einen Herzog Karl von Braunſchweig auf— 
rechterhalten, und das dürfen wir nicht wollen. Ahrens: Er glaube, daß 
unſere jetzige Verfaſſung eine bloße formelle und vorläufige iſt, und er wünſche 
nicht, daß wir zu ſtraff hemmen. Gewiß iſt, daß das Staatenhaus jeder Ver⸗ 
faſſungsänderung endloſe Hemmung machen wird. Er hoffe, daß nicht die 
einzelnen Staaten in ihrer Autonomie, wohl aber, daß ihre Monarchien 
ſchwinden werden. Wenn Preußen an die Spitze tritt und die Monarchie 
ſich in Kreiſe auflöſt, ſo iſt der Anfang dazu gemacht, daß die kleinen Fürſten 
aufhören. And ſo wünſche er, daß keine Beſchränkungen eintreten. Man hat 
geſagt, daß dieſer Satz aufgeſtellt fei, um den Wühlereien ein Ende zu machen. 
Auch er wünſche Ordnung, aber dieſe iſt nicht möglich, ſolange dieſe kleinen 
Staaten bleiben. Wigard: Wenn Beſeler meint oder hofft, daß dieſe Ver⸗ 
faſſung auf Jahrhunderte dauere oder die monarchiſche Form erhalten werde, 
ſo ſcheint es ihm zu gehen wie einem Vater, der in ſein Kind verliebt iſt. 
Er glaube dies nicht, er denke, daß dieſe Verfaſſung nur kurze Zeit dauern 
wird. Er ſchöpfe dieſe Hoffnung aus dem Kulturzuſtand Deutſchlands, wo 
ſelbſt in die Köpfe der niederen Schicht die Aufklärung gedrungen iſt. Er 
glaube mit Dahlmann an Ideale und namentlich an die Republik, und dahin 
drängt die Zeit. Man hat ſich gewundert, daß man ſolche Garantien in 
Amerika und der Schweiz habe; das iſt natürlich, denn man will doch nicht 
in halbbarbariſche Zuſtände zurückſinken. Übrigens erkläre er, daß er zu den 
Wühlern gehöre und gehören wolle, und nicht zu den Heulern übergehen werde. 
„Wir werden fortwirken, ſolange unſere Augen offen find, um zur Republik 
zu gelangen“. Der §3 hat in keiner Weiſe etwas für ſich, und wenn Beſeler 
ſich darauf beruft, daß die monarchiſche Form noch immer Wurzeln hat, ſo 
leugne er das für große Strecken, und er bekenne ehrlich, daß Wien und 
Berlin die Monarchie untergraben haben. And auch in den unteren Schichten 
iſt die Einſicht erwacht, daß mit den Herren von Gottes Gnaden kein Pakt 
zu ſchließen ift. v. Soiron: Der Deutſche Bund hat bewieſen, daß ſelbſt eine 
laxere Form nicht ohne innere Analogie möglich iſt, denn nichts hat ihn 
mehr zerrüttet als der Anterſchied der konſtitutionellen und abſoluten Mon⸗ 
archien. Wir müſſen da durch die Neichsverfaffung vorbeugen und für eine 
Gleichmäßigkeit der Regierungsform ſorgen. Sagt man, daß damit die Ent⸗ 
wicklung gehemmt werde, ſo iſt dies nicht ſo, denn will einmal die große 
Mehrzahl die Republik, fo wird man auf legalem Wege dieſen Paragraphen 
aufheben, aber früher mag es auch in den Einzelſtaaten nicht geſchehen, denn ſie 
müſſen ſich dem Ganzen unterordnen. Zells Weg ſcheint ein ſehr bedenklicher 
zu ſein. Nehme man an, daß überall das ſuspenſive Veto eingeführt werde. 
Nun erklären ſich die Kammern eines Staates für die Republik, zum zweiten, 
zum dritten Mal, das Veto iſt verbraucht, der Beſchluß wird Geſetz, es muß 
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dem Reichstag vorgelegt werden; was nun? Nicht bewilligt, wird dieſer An— 
trag nur bittere Mißſtimmung entzünden und weiterpflanzen. Man ſieht, daß 
es unendlich beſſer gilt, [daß] im voraus die konſtitutionell⸗monarchiſche Form 
beſtimmt werde. Mögen die Freunde der Republik für dieſelbe wühlen und 
dahin wirken, daß ſie auch auf dem Reichstage durchdringt. Aber wer deutſch 
ſein will, darf nicht dem Einzelſtaat eine Volksſouveränität zugeſtehen wollen, 
die das Ganze immer von neuem in Frage ſtellt. Deiters ſchlägt vor, daß 
man 83 ftreiche, dann nach § 4 den Vorſchlag Zells folgen laſſe. Simon: Er 
ſtreiche dieſen Paragraphen, weil er ihn für gründlich revolutionär halte, denn 
was kann revolutionärer ſein, als der Entwicklung entgegentreten? Es werde auf 
Deutſchland nicht viel Einfluß haben, wenn ſich Homburg zur Republik er- 
klärt, und wenn Preußen Republik werden will, ſo können wir es nicht hindern. 
Die Vorkommiſſion ändert ihren Antrag dahin: 
„Die konſtitutionell⸗monarchiſche Regierungsform ſoll in den deutſchen 
Einzelſtaaten, in welchen ſie gegenwärtig beſteht, gewährleiſtet ſein“. 


Es wird ſodann über die Frageſtellung verhandelt. 

1. Soll 83 ganz geſtrichen werden? — Nicht angenommen, 7 gegen 12. 

2. Soll es heißen: „Die konſtitutionell-monarchiſche Regierungsform ſoll 
in den deutſchen Einzelſtaaten, in welchen fie gegenwärtig beſteht, gewähr— 
leiſtet ſein “? — Verworfen. 1 

3. Soll es nach Zells Antrag heißen: „Eine Anderung der Regierungs- 
form in den Einzelſtaaten kann nur mit Einwilligung der Reichsgewalt 
geſchehen. Dieſe Einwilligung muß unter den für Abänderungen in der 
Reichsverfaſſung vorgeſchriebenen Formen erfolgen“? — Angenom⸗ 
men. Dagegen: Ahrens, Detmold, Gülich, Reh, Wigard, Simon, 
Sch eller; 7. Dafür: v. Soiron, Droyſen, Briegleb, Dahlmann, Waitz 
Deiters, Welcker, Zell, Mittermaier, Schreiner, Jürgens; 12. 
8 4 — angenommen. 
Soll 84 dem 83 vorausgehen? — Angenommen. 


85. Zell fordert, daß ad 4 modifiziert werde, denn ihm ſcheine es not: 
wendig, daß die Zuſtimmung des Kaiſers nicht nötig iſt, wenn man ihn weg— 
jagen will. Mittermaier: Er wünſche, daß wir wie andere große Staaten 
nicht dieſelben die Verfaſſung ändern laſſen, die nicht mit dieſem großen 
Mandat gewählt find, ſondern daß dem gewöhnlichen Reichstage nur gleich— 
ſam das Gutachten dazu vorgelegt werde und dann eine Wahl ausdrücklich 
mit dieſem Zweck folge. Es liege alles daran, daß man der Verfaſſung ſo 
viel Dauer als möglich gebe, und er wünſche ad 2 dreimalige Abſtimmung. 
Ad 4 müſſen wir konſequent ſein, und da wir einmal das ſuspenſive Veto 
haben, ſo müſſen wir es auch hier annehmen und nicht in der Hauptſache dem 
Kaiſer das Recht abſoluter Hinderung geben. Ein engliſcher Publiziſt ſage: 
Das abſolute Veto gleiche den alten geſchmiedeten Waffen in den RMüſt⸗ 
kammern, die kein Menſch mehr brauchen und benutzen könne. Wigard: 
Er wünſchte hier dasſelbe Zahlenverhältnis wie 8 16 vom „Reichstag“. Er 
ſchlage noch einen Zuſatz vor: Wir haben die Verfaſſung in ihren einzelnen 
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Teilen beraten und wohl mit zu großer Berückſichtigung der gegenwärtigen 
Verhältniſſe; er wünſche, daß etwa nach drei Jahren eine Neviſion dieſer 
Verfaſſung einzutreten habe. Beſeler: Er wünſchte die Veränderung nicht 
zu ſehr erſchwert. Eine Revifion voraus ankündigen, iſt unrichtig, denn man 
kann ſie teils früher notwendig finden, teils gerade dann, wenn ſie mitein⸗ 
treten ſoll und nicht nötig iſt, wird ſie nur das Gelüſt wecken, doch irgend 
etwas zu finden. Dem Oberhaupt in dieſer Sache das Veto zu nehmen, ſcheint 
doch zu arg; er begreife nicht, wie der Kaiſer ſich ſo allmählich ſollte die Kehle 
zuſchnüren laſſen. Welcher Fürſt wird ſo etwas annehmen? And ſo gut, wie 
man eine Revolution vom Volk erwarten kann, könnte der Kaiſer eine der⸗ 
gleichen auch verſuchen. Abrigens würden wir nur in der Konſequenz des 
Ausſchuſſes bleiben. Gegen Mittermaiers engliſchen Staatsmann ſage er, 
ſehr richtig habe ein belgiſcher Staatsmann geſagt: Mit dem abſoluten Veto 
ſei die Regierung eine Macht, mit dem ſuspenſiven nur zu leicht eine Partei. 
Abrigens erinnere [er] daran, daß wir ſehr viele Dinge in die Verfaſſung 
aufgenommen haben, die leichter zu ändern ſein müſſen: Für Sachen wie 
Eiſenbahn uſw. an das Volk durch neue Wahlen appellieren, heißt den 
Reichsdienſt in wirkliche Gefahr bringen. Ahrens: Allerdings ſind dieſe 
Schwierigkeiten da, er hoffe, daß ſich dies auf eine oder andere Weiſe er- 
ledigen wird. Aber die Berufung durch neue Wahlen ſcheine ihm dringend 
notwendig. Wigard: Er würde eher dieſe neuen Wahlen als die erſchwerende 
Zahlenbeſtimmung von 1 und 3 annehmen. Briegleb: Wenn die belgiſche 
Verfaſſung fordert, daß zu neuer Verfaſſungsbeſtimmung neu gewählt 
wird, ſo iſt bei uns die Sache dadurch ſehr anders, daß unſer Staatenhaus 
nicht auflösbar iſt. Auch ſonſt ſcheine ihm das Hinausſchieben zu neuer Wahl 
bei unſeren komplizierten Verhältniſſen ſehr bedenklich, denn in einem Ein⸗ 
heitsſtaat iſt die Sache gar ſehr anders. Reh: Ihm ſcheine, wenn die drei 
Gewalten übereinſtimmen, ſo iſt die Verfaſſungsänderung gewiß gut; wenn 
der Kaiſer nicht beiſtimmt und er hat das abſolute Veto, ſo wird von ihm 
aus eine Auflöſung des Volkshauſes erfolgen müſſen. Hat er dagegen das 
ſuspenſive Veto, ſo reicht dies auf drei Perioden hinaus, und da unſer 
Volkshaus nur auf zwei Jahre gewählt wird, ſo iſt natürlich beim dritten 
Mal ein neues Haus anweſend. Genug, es erſcheine ihm die vorge— 
ſchlagene neue Wahl überflüſſig, weil ſie ſich von ſelbſt ergibt. Zell: 
Er fürchte am meiſten vom Staatenhaus, und beſonders aus dieſem 
Grunde wünſche er, daß Alinea 1 ſtatt drei Viertel nur zwei Drittel ge⸗ 
fordert werde. 

Es wird zur Abſtimmung geſchritten: 

1. Soll es mit Ahrens heißen: „Eine Abänderung in der Reichsverfaſſung 
kann nur unter folgender Bedingung eintreten: Iſt ein Antrag auf Ab⸗ 
änderung einer Verfaſſungsbeſtimmung von der geſetzgebenden Gewalt 
genehmigt, ſo löſen ſich die beiden Häuſer unmittelbar auf. Es werden 
nach den Vorſchriften der Verfaſſung ein neues Staatenhaus und ein 
neues Volkshaus zuſammenberufen, welche über den Antrag definitiv 
entſcheiden“? — Verworfen. 
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2. Soll es ad heißen ſtatt „drei Viertel“: „zwei Drittel“? — Angenommen. 

3. Soll zwiſchen den beiden Abſtimmungen ad 2 ein Zwiſchenraum von 
wenigſtens acht Tagen liegen nach Mittermaiers Antrag? — Ange— 
nommen. f 

4. Ad 4. Soll hinzugefügt werden: „unter den Beſchränkungen des Para— 
graphen, welcher das ſuspenſierte Veto enthält“? — Abgelehnt, 12 
gegen 8. 

5. Soll nach Wigards Antrag die Verfaſſung nach drei Jahren einer 
Reviſion unterworfen werden? — Abgelehnt. 

Wigard fragt an, ob hier nicht eine Beſtimmung aufzunehmen ſei, daß die 
Verfaſſung durch das Volk anzunehmen [feil. Waitz: Er fände den Gedanken 
allerdings beachtenswert. Aber dann hätte man auch die Grundrechte ſo dem 
Volk vorlegen müſſen, und er hätte erwartet, daß dem Vereinbarungsantrag 
der Rechten dieſer Antrag von der Linken entgegengeſetzt worden wäre. Wi⸗ 
gard ſtellt ausdrücklich den Antrag, hier einen Paragraphen aufzunehmen: 

„Aber die Annahme der Verfaſſung hat das Volk zu entſcheiden“. — 

Verworfen; alle gegen Wigard. 


86. Reh: Er würde gern die Meinung gewonnen haben, daß die Grund— 
rechte und gerade dieſe Paragraphen nicht dürften ſuspenſiert werden können. 
Das könne er leider nicht, wenn er ernſt und nüchtern betrachte, wie die Dinge 
ſind. Aber darum billige er dieſe Faſſung nicht, kraft deren man zu leicht, 
auch ohne „die näheren Vorſchriften“, die wichtigſten Rechte ſtören werde. 
Er ſchlage vor: 

„Einem organiſchen Geſetz bleibt es vorbehalten, zu beſtimmen, daß und 
wie für den Fall des Krieges oder Aufruhrs die Beſtimmungen der Grund— 
rechte über Verhaftung, Hausſuchung, Verſammlungs- und Vereinsrecht 
und ordentlichen Gerichtsſtand für einzelne Bezirke zeitweiſe außer Kraft 
geſetzt werden können“. 

Welcker: Es ift darin ausgedrückt, daß bis zur Erlaſſung des Neichsgeſetzes 
jene Suspenſionen nicht ſollen eintreten dürfen. And das iſt denn doch ſehr 
bedenklich. Wie, wenn ein Notſtand früher eintritt? Not hat kein Gebot, die 
Regierung muß zur Rettung dies Notmittel brauchen, warum dann die Vor— 
ſtellung verbreiten, daß die Regierung in formellem Anrecht iſt? Er leugne 
nicht die Gefahren, die Reh bezeichnet. Aber ſie ſind wahrlich nicht ſo groß. 
Denn die Grundrechte ſtehen unter Garantie des Reiches, und es wird ange— 
rufen werden, ſowie fie verlegt find, und dann zu unterſuchen haben, ob wirk⸗ 
licher Notſtand iſt. Wigard: Ihm komme es ſo vor, als ob man das Inter— 
eſſe der Fürſten gar behutſam beachte, das des Volkes gar kärglich berüd- 
ſichtige. Man ſtelle hier Krieg und Aufruhr unter einen Paragraphen. Wie 
traurig ſeien die Zuſtände jetzt, welche Angebührlichkeiten werden von den 
Regierungen gegen das Volk geübt, da hätte die Vorkommiſſion wohl auf⸗ 
merkſam werden können. Wozu bei Aufruhr den ordentlichen Richter bei- 
ſeite ſchieben? Das Kriegsrecht iſt die ſchrecklichſte Schmach für die Zivi— 
liſation. Er finde bei Aufruhr alle jene Ausnahmen nicht nötig und trage 
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darauf an, daß die Worte „oder Aufruhr“ geſtrichen werden. Waitz: Er 
ſtimme inſoweit mit Wigard, daß er wünſchte, man könnte hier gleich genau 
angeben, in welchen Fällen die Dispenſion eintreten dürfe. Der übertriebene 
Gebrauch, der etwa gemacht wird, bezeugt doch nicht die Aberflüſſigkeit. Er 
würde wünſchen, daß man verſuchte, eine genauer detaillierte Vorlage zu 
machen, obſchon er ſehe, wie ſchwierig die Sache iſt, beſonders dadurch, daß 
die Beſtimmungen zugleich für das Reich und die Einzelſtaaten maßgebend 
fein müſſen. Jedenfalls, die Sache bis zur ordentlichen Reichsgefeggebung 
hinauszuſchieben, wünſche er nicht, da gerade jetzt derartige Beſtimmungen 
notwendig find. Beſeler: Allerdings hat die Vorkommiſſion dieſe Einzel- 
heiten nicht auszuführen vermocht, aber er beſorge auch, daß es namentlich 
im Augenblick nicht möglich ſei. Rehs Vorſchlag ſei gewiß unbrauchbar, 
Wigards Anklage treffe ſchlecht; er möchte wohl wiſſen, welcher Fürſt am 
18. September hier in Frankfurt geweſen ſei, dem der Schutz gebracht worden? 
Es ſei ein großes Opfer, was jeder gute Bürger an eigenen Rechten dem 
Wohl des Ganzen zu bringen bereit ſein müſſe. Abrigens werde es ihm ſehr 
erwünſcht fein, wenn ſolcher Geſetzesvorſchlag ſchon jetzt gemacht werden könne. 
Mittermaier: Die vorgelegte Faſſung ſoll eine Nachahmung der ameri⸗ 
kaniſchen ſein, und dort in der Verhandlung haben ſich Waſhington und 
Jefferſon gegen dieſe Suspenſionen erklärt, und die Erfahrung hat gezeigt, 
daß ſie nicht nötig iſt. Sie iſt noch nie in Amerika ausgeſprochen worden. 
And in Amerika iſt nicht einmal von fo ungeheuren Suspenſionen die Rede 
wie hier, und er werde nie ſeine Zuſtimmung geben dazu, daß ſo furchtbare 
Eingriffe geſchehen, und Bürger unter Martialgeſetz geſtellt werden. In 
Amerika ſei auch Rebellion nicht Aufruhr (riot), ſondern hochverräteriſcher 
Aufruhr, und das wünſche er hier aufgenommen, auch einen Zuſatz: „wenn 
das Wohl des Reiches es fordert“. Er glaube nicht, daß es ſchwer ſei, ein 
ſolches Geſetz, wie Waitz wünſcht, zu entwerfen, zumal da man ſchon in 
Frankreich einen Entwurf dazu hat. Scheller: Er ſei gerade kein Freund 
von Ausnahmegeſetzen, aber die praktiſche Erfahrung der letzten Zeit hat 
gelehrt, daß dergleichen notwendig iſt und daß wir es durchaus nicht ent⸗ 
behren können. Was beweiſen denn die amerikaniſchen Zuſtände für uns. 
Wir müſſen nach unſeren eigenen entſcheiden. Er ſei für S 6 und wünſche nur 
am Ende zugefügt: 

„Bis [zum] Erlaß desſelben bleiben in den einzelnen Staaten die be⸗ 

treffenden geſetzlichen Vorſchriften in Kraft“. 

Sodann wünſche er einen Zuſatz für den erſten Satz des Paragraphen; 
es ſei nämlich nicht klar, wer außer Kraft ſoll ſetzen können. Beſeler ſagt, 
eben dies ſei die Schwierigkeit geweſen und darum unentſchieden geblieben. 
Beſeler!: Er meine, die Reichsregierung habe keine Veranlaſſung zu ſus⸗ 
pendieren, ſondern die Regierung der Einzelſtaaten muß ſuspendieren können. 
Aber er wünſche, daß ſolche Suspenſion nicht ewig dauern dürfe. Er wünſche 
alſo, daß die Regierung auf eigene Hand höchſtens auf.. ..... . Sus⸗ 


1 Wohl für einen anderen Namen verſchrieben. 
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penſionen eintreten laſſen dürfe, zur Verlängerung der Beiſtimmung der 
Kammern bedürfe. Er ſchlage vor, dem erſten Abſatz beizufügen: 
„jedoch ohne Genehmigung der Volksvertretung nicht über drei Monate“. 
Simon: Dieſer Paragraph ſcheine ihm allerdings ſehr gefährlich. Wir 
würden mit ihm ungefähr alles, was wir in den Grundrechten gegeben, wieder 
aufheben. Es ſcheint dieſer Paragraph der oktroyierten preußiſchen Ver: 
faſſung entnommen zu ſein, wo § 110 alles Wundervollſte des Anfangs 
wieder aufgehoben wird. Er mache darauf aufmerkſam, wie dies in Preußen 
wirkt und wie Ahnliches i in unſerer Verfaſſung auch wirken dürfte. Es würde 
traurig fein, wenn wir die Erfindung des Belagerungszuſtandes zum eriten- 
mal in die Verfaſſung aufnehmen wollten. Wigard: Man habe ihm den 
18. September vorgehalten, und er habe ſich gefragt, ob es nötig war, daß 
man den Belagerungszuſtand einführte, und da ſei er ſehr klar, daß man ihn 
aus ganz anderen Gründen eingeführt habe. Wir brauchen den Belagerungs— 
zuſtand nicht und das Standrecht nicht. Und Wien und Berlin haben das 
gezeigt: Anſere Regierungsmittel reichen vollkommen aus. Jedenfalls wünſche 
er mit Waitz ausführlichere Vorlage. Beſeler: Daß man ein Reichsgeſetz 
brauche, ſehe auch er ein; daß man den Reichstag zuſammentrommle, dies 
hätte die Kommiſſion auch erfinden können. Mittermaier müſſe er darauf 
aufmerkſam machen, daß dort eine Sittenſtrenge iſt und ein Ernſt in Vereinen 
und Verſammlungen, wie bei uns nicht, wo man dieſe Dinge durch Grundrechte 
provoziert. And iſt das Lynchen nicht eigentlich eine Art Belagerungszuſtand 
nur von der anderen Seite her? Die Einwendung von der preußiſchen Ver— 
faſſung aus gehöre hier um ſo weniger her, da die Verfaſſung dort noch 
proviſoriſch iſt, und wenn man dort die Ausnahmen zu weit treibt, ſo waren 
die Zuſtände wahrlich dort von arger Art, und Ausſchreitungen wie in Oſter⸗ 
reich hat man in Preußen nicht gemacht. Er unterſtütze nochmals den An— 
trag, daß eine Kommiſſion einen Geſetzvorſchlag ausarbeite. Waitz: Er 
ſei der Meinung, dieſe Vorarbeit als zur Verfaſſung gehörig zu nehmen. 
Beſeler: Er wünſche allerdings dieſen Paragraphen ausgeſetzt. Scheller: 
Er wünſche, daß wir dieſen Paragraphen feſtſtellen und in die Motive auf: 
nehmen, daß wir eine Kommiſſion niedergeſetzt haben, die bis zur zweiten 
Leſung dies Geſetz vorlegen werde. Reh: Wir müſſen dieſen Paragraphen 
ausgeſetzt fein laſſen, denn von der Vorlage der Kommiſſion iſt es ja ab- 
hängig, was wir hier aufnehmen können. Wigard: Es würde hier dasſelbe 
Verhältnis wie bei dem Wahlgeſetze eintreten. 


1. Soll 8 6 an eine neue Vorkommiſſion verwieſen werden, die freie Hand 
hat, Vorſchläge zu machen? — Angenommen. Es werden gewählt: 
Scheller, Reh, Welcker. 


Briegleb erklärt, daß er ſich außerſtande ſehe, den Budgetbericht zu 
machen, und um die Erlaubnis bitte, daß Soiron ſtatt feiner eintrete. Beſe⸗ 
ler ermahnt zur Einlieferung der Minoritätserachten, worauf Welcker 
bittet, daß man die Einlieferung ausſetze bis nach der erſten Sitzung 
im neuen Jahr. 

J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 24 
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Es wird beſchloſſen, daß die Minoritätserachten am Dienstag, den 2. Ja⸗ 
nuar, um fünf Ahr abgegeben werden in der Sitzung. 

Zunächſt! legte Beſeler den Bericht über den Entwurf „Neichsoberhaupt 
und Reichsrat“ vor?. ; 

Sodann wurden die Minoritätserachten eingebracht. Aber die Behand- 
lung der Zuſammenſtellung derſelben, ſowie der Berichte machte Herr 
Droyſen Vorſchläge, welche im weſentlichen angenommen wurden.“ 

Zunächſt legt? v. Soiron den Bericht über § 19 a, die Finanzberatungen 
im Reichstage betreffend, vor, und derſelbe wird genehmigt. 

Beſeler beantragt, daß man Anſtalten treffe zur Neviſion der in erſter 
Leſung fertigen Teile der Entwürfe für die zweite Leſung. Waitz bemerkt, 
daß wir mit der zweiten Leſung nicht beginnen können, bevor das Ganze in 
erſter beendet vorliegt. v. Rotenhan: Er erinnere an den Vorſchlag Laſaulxs, 
vor der zweiten Leſung die Regierungs kommiſſarien zu vernehmen. Er wünſche, 
daß dieſer Vorſchlag jetzt behandelt werde. Worauf Vorſitzender bemerkt, 
daß dieſe Sache hier ſchon abgetan und der Bericht über den betreffenden 
Antrag von Ahrens ins Haus gebracht ſei. Es wird beſchloſſen, eine Vor⸗ 
kommiſſion zur Reviſion der fertigen Teile der Verfaſſung in der nächſten 

Sitzung zu wählen. 


Die Verhandlungen über das Wahlgeſetz 


Es wird zur Beratung des Wahlgeſetzes übergegangen’, 

§ 1. Deiters ſchlägt vor, daß das 2 hier geſtrichen werde, da es nicht 
hierher gehört, denn Wähler zu ſein, iſt nicht von dem Lokale bedingt, ſondern 
nur zur Ausübung des Rechtes als Wähler gehört der Ort. Ahrens: Das 
ganze Geſetz beruht eigentlich auf der Entwicklung der Selbſtändigkeit. Dieſe 
Selbſtändigkeit ſollte zunächſt formell ausgedrückt werden durch das Alter 
und die Fixität des Wohnortes. Mittermaier ſtimmt Deiters bei und 
vorbehält ſich, über das Wo des Wählens einen Antrag zu ſtellen. Das Wort 
ſelbſtändig iſt ein ſehr bedenkliches, das überall etwas ganz anderes bedeutet, 
wie die Reihe der in den letzten Monaten erlaſſenen Wahlgeſetze erweiſe, die 
er vor ſich habe. Er mache hier den Antrag, das Alter wegzulaſſen, denn 
Selbſtändigkeit iſt in manchen Gegenden an das 25., in anderen an das 24. 
uſw. Jahr geknüpft. Waitz: Das Bedenken gegen den Begriff der Selbſtän⸗ 
digkeit zu erledigen und endlich einmal den Sinn des Wortes zu fixieren, ſei 
dem § 2 überlaffen. Er erkenne das Bedenken von Deiters in betreff des 8 1,2 
an. Man habe dieſe Beſtimmung aus dem früheren Entwurf der Vorkom⸗ 
miſſion entnommen, wo ſie freilich angemeſſen war. Was das Alter betrifft, 
widerſetze er ſich auf das entſchiedenſte gegen Mittermaiers Anſicht. So⸗ 
lange wir nicht in allen deutſchen Ländern gleiche Normen der Volljährigkeit 

1 In der 126. Sitzung d. 2. Januar 1849. 

2 Anlage 5b. 

»Von * bis“ von Beſelers Hand. 


In der 127. Sitzung d. 3. Januar. 
5 Anlage 7a. 
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haben, muß in dies wichtige politiſche Gebiet dieſe Ungleichheit nicht über— 

tragen werden. Wir müſſen wie überall in dieſem Entwurf, ſo in dieſem Punkte 

entſchieden Gleichartigkeit feſtſtellen. Und unter 25 Jahre dürfen wir nicht 
hinab gehen. Er mache darauf aufmerkſam, daß künftig die Dienſtjahre in der 

Regel bis zum 25. Jahr reichen, und dann hat die Ausſchließung des Militärs 

nichts Kränkendes mehr. Ebenſo reichen die Studien in der Regel ſo weit 

hin, überhaupt iſt jeder bis zu dieſem Alter mit ſeiner Bildung beſchäftigt. 

Wigard trägt darauf an, „ſelbſtändig“ zu ſtreichen. Es hat dies überall, 

z. B. in den engliſchen Wahldiſtrikten, wachſend zu der verſchiedenartigſten 

Auslegung geführt. Er wünſcht, daß der folgende Paragraph angebe, 

welche Ausnahmen von dem Wahlrecht ſtattfinden. Er wünſche: 

„Wähler iſt jeder Deutſche, welcher das 25. Lebensjahr zurückgelegt 
hat, mit folgenden Ausnahmen“, 
es folge nun 82 die Reihe der Ausnahmen. Schüler: Auch er ſtreiche gleich— 

falls die beiden Prädikate, da ſie einer weiteren Interpretation bedürfen, die 

doch nicht einmal richtig iſt, denn die Beſcholtenheit, wenn jemand zweimal 
gewählt hat, iſt nicht der wahre Begriff der Beſcholtenheit. Deiters ſpricht 
für dieſe Worte. Scheller wünſcht den §1 ganz beibehalten, denn er ſtellt 
dar, wer Wähler ſein ſoll. Jeder Deutſche? Nein, er muß ſelbſtändig und un⸗ 
beſcholten ſein. Von jedem Alter? Nein, wer ſoundſo alt iſt. Jeder Herum— 
treiber? Nein, wer ſeinen feſten Wohnſitz hat. And nun folgt im weiteren die 

Erklärung jener beiden Begriffe.!“ Wigard beantragt eventuell: 

„in dem Wahlbezirk, in welchem er ſich ſeit einem halben Jahr aufhält“. 
Gülich: 

„Wohnt ein Wahlberechtigter in verſchiedenen Diftriften, ſo hängt es 
von ihm ab, in welchem er das Wahlrecht üben will“. 

Zell: 

„ſeinen Wohnſitz, oder ſeit ſechs Monaten ſich dauernd aufgehalten hat“. 
Mittermaier: Wie Zell „oder mit Grundvermögen angeſeſſen iſt“. 
Dahlmann: Statt Abſatz 2: 

„und in dem Wahlbezirk, in welchem er Wählerrechte anſpricht, ſeinen 
feſten Wohnſitz hat; er darf jedoch uſw.“. 

Mittermaier nimmt ſeinen Antrag von Volljährigkeit zurück. 

Es kommt der Antrag Wigards, das Wahlrecht nur von halbjährigem 
Aufenthalt abhängig zu machen, zur Abſtimmung. Nur Schüler ſchließt 
ſich Wigards Antrag an. 

Dahlmanns Antrag wird — angenommen, vorbehaltlich etwaiger Zuſätze. 
Mittermaiers Antrag: das Wort „feſter“ vor Wohnſitz zu ſtreichen, 
ingleichen Zells Antrag wird — abgelehnt. 

Der Satz 2 ſoll einen beſonderen Paragraphen bilden oder mit 8 6 vereint 
werden.“ Es wird dies zu beſtimmen der Redaktion vorbehalten. 


§ 2. Wigard wünſcht, daß ad! ſtatt „eröffnet“ geſagt werde: „erkannt“. 
Beſeler teilt eine Erläuterung des Begriffes Selbſtändigkeit mit, die ihm 


Von * bis von Brieglebs Hand. 


372 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


von einem namhaften Staatsmann mitgeteilt worden. Es war in dieſer Dar⸗ 
legung verſucht, den Begriff der Selbſtändigkeit in poſitiver Weiſe zu be⸗ 
ſtimmen. Scheller erläutert gegen Wigard den Ausdruck „eröffnet“, worauf 
Wigard ſein Bedenken zurücknimmt. Schüler: Er müſſe das Wort „Vor⸗ 
mundſchaft oder Kuratel“ notieren, da Vormundſchaft ſowohl Tutel wie 
Kuratel umfaßt. Wogegen Scheller wieder das Nötige bemerkt, und die 
Sache damit erledigt. Der Abſatz 1 iſt damit erledigt. 

Wigard ad 2: Er ſehe nicht ein, warum Dienſtboten und Gewerbe⸗ 
gehilfen unſelbſtändig ſein ſollen, weil ſie in einem Vertragsverhältnis mit 
anderen ſtehen. Scheller: Die Vorkommiſſion hat ſich nicht die Zweifel 
verhehlt, die gegen dieſen und die nächſten Sätze vorhanden ſind. Aber in der 
Wahl, ob man die Dienſtboten ganz oder gar nicht wahlfähig machen ſoll, 
ſchien man ſich leicht entſcheiden zu können, denn in thesi iſt der Dienſtbote eben 
von ſeinem Herrn abhängig. Waitz: Es iſt wohl notwendig, auf Wigards 
Bemerkung zu antworten. Wir nehmen in Nr. 2, 3 und 4 [eine] ſehr 
große Zahl von Leuten von dem Wahlrecht aus. Die Vorkommiſſion hat 
ſich bei dieſer höchſt wichtigen Frage über das Wahlrecht zum Reichstage, 
das ſich denn doch noch von der Wahl zu den Territorialſtänden unterſcheidet, 
gefragt, wie die Wahl vorzunehmen; denn beides hängt zuſammen. Der Ent⸗ 
wurf ſchlägt direkte Wahl vor, aber nur unter der Vorausſetzung, daß nicht 
jeder Fünfundzwanzigjährige ſtimmt. Werde dieſe Beſtimmung geſtrichen, 
ſo wird mancher mit ihm ſofort für die indirekte Wahl ſtimmen. Wie jetzt 
Deutſchland iſt, kann abſolut kein Staat, ſei es Monarchie oder Republik, 
beſtehen, und das iſt es denn doch, worauf alles ankommt. Denn die in 2, 3, 4 
Aufgeführten ſind nicht politiſch ſelbſtändig und reif, wie viel man auch von 
der politiſchen Reife des Volkes ſagen mag. Dieſe Art Leute find allen Ein⸗ 
flüſſen preisgegeben, jetzt vielleicht mehr denen, die im volksfreundlichen Sinn 
demagogiſieren, ſo daß die Wahlen ſehr liberale Neſultate bringen könnten. 
Aber bald werden die Zeiten der Ruhe und Abſpannung kommen, und dann 
werden dieſelben Wähler die Allerſervilſten ſchicken. Geradeſo wie jetzt die 
Diſtrikte, wo am meiſten Servilismus war, gest) die Radikalſten gewählt 
haben. Alſo man muß die wirklich Abhängigen ausſchließen. Alſo gewiß die 
Dienſtboten, die ſozuſagen körperlich in Dienſt ſind. Welcker: Auch er ſei 
für dieſe drei Beſtimmungen. Gerade durch Wahlen in dieſen Kategorien 
würde die Volksvertretung am allerſchnellſten an Achtung verlieren. Dieſe 
Leute werden durch Bewirtung uſw. leicht gewonnen. So ſpreche er in Betracht 
der Wähler, im Intereſſe derer, die durch ſie die Freiheit zu retten gedenken. 
Vor allem wünſche er dieſe Beſtimmungen erhalten, denn dieſe kleinen Leute 
werden bald genug in ihrer alten Dependenz ſo wieder ſtehen, daß endlich 
durch fie das ganze Nepräſentativſyſtem ruiniert werden dürfte. Gülich: 
Er ſei entſchieden gegen alle derartigen Beſchränkungen und doch für die 
direkte Wahl. Denn dieſe hat alle Vorzüge der indirekten Wahl und nicht 
deren Nachteile. Denn auch in der direkten Wahl ſind gleichſam Wahlmänner, 
nur daß ſie aus freier Wahl der Wählenden eintreten. Warum aber dieſe 
Leute ausſchließen? Der Begriff Dienſtbote iſt ſehr unſicher, und Gewerbe— 
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gehilfen ſind auch Gewerkmeiſter, die in den Fabriken arbeiten uſw., und unter 
jene, die Monatslohn erhalten, gehören ſogar die Reichsminiſter. Deiters: 
Auch er ſei einverſtanden, daß das Abhängigkeitsverhältnis in 2, 3, 4 die Aus⸗ 
ſchließung von dem Wahlrecht begründe. Nur ſcheine die Vorkommiſſion 
zu weit gegangen. Er vermiſſe hier die Ausnahmen, wenn derartige Leute das 
Gemeindebürgerrecht erworben haben, wie der frühere Entwurf habe. Ebenſo, 
wenn für Lohn Arbeitende eigene Wirtſchaft haben und nicht in Koſt anderer 
ſtehen, denn ganze Dörfer leben auf dieſe Weiſe. Mittermaier: Er könne 
auch jene drei Beſtimmungen nicht gutheißen, denn Fabrikmeiſter, Maurer- 
poliere uſw. find Gewerbegehilfen und werden fo in dem Steuerweſen auf: 
geführt. And wie iſt es bei den Praktikanten, dieſen jungen Juriſten, deren es 
fo viele gibt? Wie mit den Sprachlehrern, ufw.? Man muß keinen Pöbel 
ſchaffen, damit er nicht gefährlich werde. Wieviele Dienſtboten, wieviele 
Gewerbegehilfen ſind verheiratet, ſind Gemeindebürger. Dieſe darf man nicht 
ausſchließen. Auch er wünſche, dieſe 2, 3, 4 zu ſtreichen. Ahrens: Wir müſſen 
bedenken, daß wir direkte Wahl und Wahl für einen Bundesſtaat aufſtellen. 
Wenn wir die direkte Wahl annehmen, ſo haben wir das Liberalſte, was es in 
Europa gibt. Im Bundesſtaate kommen aber doch ganz andere Verhältniſſe 
zur Sprache als im einzelnen Staat. Im Bundesſtaat ſind es meiſt allge— 
meine Angelegenheiten, die zur Sprache kommen, und das fordert Rück— 
ſicht. So meine er, daß dieſe 2, 3, 4 ſtehen bleiben müſſen. Findet man andere 
Begriffe, die den Arbeiter, der ſelbſtändig iſt, treffe, ſo ſei er bereit, dieſe an⸗ 
zunehmen. 
Die Beratung wurde bis zur nächſten Sitzung vertagt. 


Es wurden! in betreff des Reichswahlgeſetzes, zu deſſen Beratung man 
zurückkehrte, zunächſt einige Anträge verleſen. Scheller: Die Vorkom— 
miſſion habe erwogen, ob es ausreichend ſei, das Gemeindebürgerrecht als 


Maßſtab des Rechtes zu wählen aufzuſtellen. Dies fer nicht der Fall, da - 


das Gemeindebürgerrecht ſchon jetzt, mehr noch nach den Grundrechten, 
ungemein leicht zu gewinnen ſei. Ebenſo ſei es mit dem eigenen Haus— 
ſtand; auch der Bettler habe einen ſolchen, wie dürftig er auch ſei. Alfer- 
dings ſei der Begriff Dienſtbote nicht völlig ſcharf, aber das ſei mit allen 
Ausdrücken der Fall; auch was ein Haus, was ein Kaufmann ſei, könne 
im einzelnen Fall zweifelhaft ſein. Ahnlich verhalte es ſich mit den Ge— 
werbegehilfen; allerdings ſeien die Herren Contremaitres gebildetere Leute, 
auch von der Art, daß man ſie gern werde Wähler ſein laſſen; aber es 
iſt unendlich viel weniger daran gelegen, daß etwa eine Kategorie Einzelne 
hart trifft, als daß man die Maſſe fluktuierender Handwerksburſchen 
zulaſſe. Man habe auf die Praktikanten bei Advokaten hingewieſen, 
aber das Unglück ſcheine nicht ſo groß, wenn auch dieſe ausgeſchloſſen 
werden. Wigard: Er werde ſich zunächſt an dem Rechtsprinzip feſt⸗ 
halten, das zuoberſt zu ſtellen iſt, dem nämlich, jemanden von dieſem 
wichtigen Recht auszuſchließen, weil er nicht ſo glücklich ſituiert iſt wie 
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andere und gar auf den Charakter jemandes, der im Kontraktverhältnis 
zu anderen ſtehe, einen Schluß zu machen, als ob er abhängig und feil 
ſei. Er ſehe darin eine, um nicht zu verletzen, unabſichtliche Anmaßung der 
Gebildeten gegen die ſogenannten Angebildeten. Wer ſich mit dieſen Leuten 
eingelaſſen, der wird einſehen, daß man ihnen bitter Anrecht tue. Er habe 
ſich die Mühe nicht verdrießen laſſen, ſich mit dieſen Leuten bekanntzumachen, 
und ſei längſt von jenen Angerechtigkeiten abgekommen. Unter der ſogenannten 
Bourgeoiſie ſei ebenſoviel und mehr politiſche Anbildung, als unter den 
kleinſten Leuten. And gewiß, wenn die Abhängigkeit und Käuflich keit Anlaß 
zur Ausſchließung ſein ſoll, ſo müſſe man die meiſten Staatsdiener ausſchließen, 
die eben in neueſter Zeit ihre Servilität bewieſen haben. Man habe ſich in 
Sachſen 1834 lange genug darüber beraten, was denn geſund ſei, und ſich 
mit Kategorien behelfen müſſen. Man ſehe daraus, wie nichtsſagend die Be⸗ 
griffe Dienſtboten, Gewerbegehilfen ſeien. Dieſe Ausnahmen ſeien geradezu 
vormärzlich, indem man den ganzen vierten Stand ausſchließe, als habe er 
nur über ſich befehlen zu laſſen und ſelbſt nichts zu ſagen. Dieſe Beſtimmungen 
aufnehmen, heißt nur, dieſen großen Stand von neuem aufreizen und die 
Bewegung erneuern, die dann alles zerſtören wird. Es geht dieſer Entwurf 
nur darauf hinaus, die Geldſäcke wieder an das ... Lücke für einige Worte]. 
Dahlmann: Er glaube nicht, daß Herrn Wigard der Beweis gelungen iſt, 
daß unter den Ungebildeten ebenſoviel Bildung herrſcht als unter den Ge- 
bildeten und daß die Abhängigen ebenſo frei ſind wie die Anabhängigen. Er 
ſtimme ganz für den Entwurf, das Entgegengeſetzte halte er für völlig falſch, 
und die indirekte Wahl ſcheine ihm nur eine Illuſion des Wahlrechtes. Er 
würde für das ſchließlich Richtige halten, das Wahlrecht auf die Gemeinde⸗ 
und Gewerkverbände zu gründen; aber er ſehe ein, daß dies zur Zeit in 
Deutſchland noch nicht möglich. Er könne die Vorkommiſſion nur loben, daß 
fie, was allein praktiſch, und mehr, was allein das Vaterland rettet, vor- 
geſchlagen, denn auch die Republik ſollte einſehen, daß mit allgemeinem Wahl⸗ 
recht nie ein Staat beſtehen könne. Er halte, daß der Vorſchlag leiſte, was 
zu leiſten nötig tft. Immerhin werden ſich einzelne verletzt fühlen. Aber wenn 
man auf der einen Seite dieſe Verletzung, auf der anderen Seite eine Rettung 
des Vaterlandes aus allergrößter Gefahr ſieht, ſo kommt jenes gegen dies 
gar nicht in Betracht. And auch die Ausgeſchloſſenen werden in einem ſpä⸗ 
teren Lebensalter zu ihrem Recht kommen. Beſeler: Was ihm in Wigards 
Betrachtung beſonders entgegenſtehe, iſt das bloße Nationaliſtiſche, ſo daß 
alle Erfahrung, alle Möglichkeit uſw. vernachläſſigt wird. Er müſſe jene 
Betrachtung für eine ſehr verderbliche halten, indem ſie etwas, was an ſich 
richtig iſt, ſofort überträgt auf alles Denkbare. Sehen wir auf die Politik 
freier Staaten, ſo iſt gerade die Frage des allgemeinen Wahlrechts nicht eine 
triviale, ſondern eine der hohen Politik, eine Frage der Exiſtenz. And dieſe 
nach den Gemeinplätzen von allgemeiner Gleichheit und Geldſäcken zu ent⸗ 
ſcheiden, iſt das Allerverderblichſte, und er halte es für Pflicht, dem entgegen⸗ 
zutreten. Es ſei ihm völlig klar, daß eine große Gefahr in der allgemeinen 
Aus dehnung des Wahlrechtes, aber [eine] ebenſo große in der Beſchränkung 
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liegt. Keine Frage habe ihn ſo viel und ſo ernſt beſchäftigt. Das allgemeine 
Wahlrecht iſt darum ſo gefährlich, weil es die Maſſe den momentanſten Ein⸗ 
flüſſen ausſetzt. Daher hat man überall auf Beſchränkungen gedacht. Zunächſt 
indirekte Wahl. Er möge dieſe durchaus nicht, es ſcheine ihm grundverderb— 
lich und gegen den Geiſt germaniſcher Freiheit. Die Nepräſentation ver- 
mittelt das Recht des Einzelnen mit der Geſamtheit, während früher jeder 
Einzelne berechtigt ſelbſt ſtändiſch mitagierte. Aber wenigſtens für die Re 
präſentation mitzuwirken hat jeder politiſch Berechtigte ein Recht. Alſo 
direkte Wahl, aber damit dieſe möglich ſei, iſt eine Beſchränkung notwendig. 
Entweder nur negativ oder poſitiv iſt dieſe zu bezeichnen. Früher machte 
man die politiſchen Beſtimmungen, die man im allgemeinen als Zenſus be- 
zeichnen kann. Dieſen halte er nicht für gut, weil er ſtets etwas Willkürliches 
hat, und man durch die gleiche Summe die größte Ungleichheit in Deutfch- 
land haben würde, da Tagelohn, Grundwert uf. ſehr verſchieden iſt. Hätten 
wir eine Einkommenſteuer durch Deutſchland allgemein, ſo würde dieſe einen 
Maßſtab geben; und es wird auch dahin kommen. Vorerſt wird man ſich 

mit dem Entwurf im allgemeinen begnügen müſſen. And da iſt denn natür⸗ 
lich die Dienſtbotenfrage klar: Dies iſt kein reines Kontraktverhältnis, ſondern 
die Dienſtboten ſtehen unter dem Hausregiment und ſind der Hauszucht 
unterworfen. Wie man da Zweifel haben kann und Sekretäre und Hauslehrer 
dazu rechnen kann, begreife er nicht, und das deutſche Recht ſtellt ſich höher 
als das franzöſiſche, indem es nicht an das Blut, ſondern an das Haus 
das Rechtsverhältnis knüpfe, wovon es ſich handelt. Bedenklicher ſei er ſchon 
bei dem Gewerbegehilfen, und wenn man rechnet, daß es hier viele gibt, die 
tüchtig und in ihrer Art gebildet ſind, ſo kommt ihm dieſer Ausdruck doch 
bedenklich vor. Der feſte Wohnſitz iſt auch, wer den ſeines Vaters teilt, 
und darum genügt nicht, was Scheller einwirft. Er wünſcht das Gewerbe 
geehrt, und er wünſche nicht, daß jeder, um nicht abhängig zu bleiben, den 
Drang fühlt, Meiſter zu werden. Das iſt der Vorzug Englands, daß, wer 
nicht ſich ſelbſt etablieren kann, mit Freude und Stolz dient, denn er kann 
in ſeiner Stellung geehrt werden. Er wünſche, daß die Gewerbegehilfen einen 
Stand bilden, der nicht an ſich ausgeſchloſſen ſei, ſondern auch politiſch ſeine 
Ehre habe. Fabrikarbeiter, die nur mit ihrem Körper dienen und nicht be- 
ſondere Technik haben, wünſche er wie die Handwerksburſchen ausgeſchloſſen. 
Endlich die Lohnarbeiter. Er wünſche die mit Monatslohn ausgeſchloſſen, 
weil ſchon, daß ſie einen Monat voraus zu leben haben, zeigt, daß ſie beſſer 
daran ſind. Nun kommt noch der ländliche Tagelohn zur Sprache: Es gibt 
viele Gegenden, wo der Landmann auf großen Gütern gegen Wochenlohn 
arbeitet. Er wünſche nicht, dieſe Klaſſe auszuſchließen, denn dieſe Leute haben 
einen kleinen Beſitz, halten eine Kuh uſw.; ſie ſind zum Teil ſo überwiegend i in 
der ländlichen Bevölkerung, daß für ganze Gegenden das Wahlrecht auf wenige 
Köpfe reduziert würde. And dieſe Beſchränkung hier eintreten zu laſſen, ſcheine 
ſehr wenig angemeſſen. Freilich iſt es ſchwer, für jene drei Kategorien feſtere 
Klärung zu finden, hätten wir ein feſteres Gemeindeweſen, ſo würde er gern 
daran das Wahlrecht knüpfen. Auch der Hausſtand würde nicht ausreichen, 
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denn alle diejenigen, die zu früh und unbeſonnen heiraten, würden dadurch eine 
Prämie für ihren Anverſtand erhalten. Woher alſo die Beſtimmung finden? Er 
denke, wir ſchließen Dienſtboten, Gewerbegehilfen und Tagelöhner aus, aber ſo, 
wenn gewiſſe Bedingungen da ſind, ſie das Wahlrecht erhalten, und da einen 
Zenſus eintreten zu laſſen, wäre doch etwas anderes, als der allgemeine 
Zenſus. Er denke, wenn bei jenen Kategorien ein Grundbeſitz vorhanden iſt, 
oder wenn in einer gewiſſen Zeit jemand etwas in der Sparkaſſe gehabt hat, 
oder wenn er Einkommenſteuer zahlt, uſw., dann möchte das Wahlrecht zu 
geſtatten ſein. Kurz, wir werden etwas für dieſe drei feſtſetzen müſſen, um 
fie nicht abſolut auszuſchließen. Selbſt das Geſinde möchte er nicht aus⸗ 
ſchließen; z. B. ein Kutſcher: Er iſt verheiratet, hat ſeinen Hausſtand, hat 
etwas in der Sparkaſſe; warum ſoll der nicht das Wahlrecht haben? Kurz, 
er wünſche, daß auch dieſe untere Klaſſe die politiſche Ehre wieder bekomme, 
und er hoffe, daß dies im Volke gewürdigt werden wird, denn es iſt im Volk 
die Anſicht, daß Bildung und Anabhängigkeit das Recht habe zu gelten. 
And ſo wie es ſehr wenig zufrieden ſein würde, wenn jeder Herumtreiber, 
der nicht gerade geſtohlen hat, Gemeinderecht haben ſollte, ſo wird es das 
verſtändige Volk auch für das Höhere, für den Staat begreifen. v. Noten: 
han: Es ſei gewiß eine der größten Gefahren für Deutſchland, daß man die 
Teilnahme an der politiſchen Herrſchaft mit der Freiheit verwechſele. Wenn 
ſich dieſe Anſicht feſtſetzen ſollte, ſo würde er darin das Grab der Freiheit 
und unſerer Hoffnung ſehen. Er habe dieſe Anſicht ſchon im Frühling in 
München ausgeſprochen, freilich allein, obſchon nach der Sitzung mancher zu 
ihm gekommen ſei, ſeine Beiſtimmung zu ſagen. Es iſt eine der ſchönſten Auf⸗ 
gaben der Nationalverſammlung, hier das Rechte wieder geltend zu machen, 
Wenn jeder, weil er in einem Lande geboren, das Recht haben ſoll, an der 
Legislation teilzunehmen, fo müßte er mit demſelben Recht auch an der Ver: 
waltung teilnehmen können, was doch nicht gebilligt werden dürfe. Es komme 
ihm vor, als wollte man die Schulkinder über Schulfragen entſcheiden laſſen, 
und er glaube, daß die erwachſenen Kinder hier beſſer urteilen würden, als 
ſelbſt ſehr achtbare Staatsbürger ein Arteil haben können über Fragen der 
Geſetzgebung und der höheren Politik. Hier ein oberſtes Nechtsprinzip auf⸗ 
ſtellen und danach die Sache entſcheiden wollen, ſcheine ihm höchſt bedenklich. 
Wir müſſen in dem Wahlgeſetz den Regulator hinſtellen, der nötig iſt, damit 
die Verfaſſung einhaltbar werde. In den Einzelbetrachtungen ſtimme er mit 
Beſeler, und auch er habe hier noch keinen definitiven Vorſchlag, behalte ihn 
ſich vor. Reh: Er ſei für Nr. 2, nicht für 3 und 4. Von der heſſiſchen Re⸗ 
gierung iſt ein neues Wahlgeſetz vorgelegt und darin beſtimmt, daß jeder 
Staatsbürger von 25 Jahren an der Wahl teilnehmen könne. Er gebe zu, 
daß eine Wahl von ſo großer Wichtigkeit nur von den wirklich Gebildeten 
und wirklich Selbſtändigen ausgehen ſollte. Könnte man ein Geſetz aufſtellen, 
wodurch man dieſe träfe, ſo wäre er gern dabei. Aber dies iſt bisher nicht ge⸗ 
lungen. Wir müſſen uns begnügen, ein Alter zu bezeichnen, wo ein Mann ſelb⸗ 
ſtändig zu ſein beginnt. Wenn man weiters fragt, worin ſich die Selbſtändigkeit 
noch zeigt, ſo kann man dies poſitiv nicht finden; negativ wohl darin, daß 
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man fagt, wer feinen Willen dem eines anderen unterordnen muß, ſo iſt dies 
das einzige, trifft nur den Dienſtboten. Die Gewerbegehilfen uſw. ſind nicht 
von dieſer Art; ja, die Staatsdienerſchaft iſt ſelbſt in hohem Maß abhängig. 
Weil ſo eine richtige Grenze nicht zu finden iſt, ſo muß man die Grenze gar 
nicht ſuchen und es darauf ankommen laſſen, und er wiſſe in der Geſchichte 
kein Beiſpiel, welches von ſolcher Wahl Gefahr bringe. Scheller: Es ſei 
nur ein Mißverſtändnis, wenn Wigard ihm vorgeworfen, daß Hauslehrer 
und Rechtspraktikanten von ihm als Geſinde betrachtet würden; natürlich, 
wenn ſie ſich in ſolche Verhältniſſe begeben, wie Dienſtboten, ſo müſſen ſie 
als ſolche behandelt werden. Die Vorkommiſſion hat alles, was auch hier 
aufgeſtellt wurde, erwogen und ſich doch fo entſchieden. Beſeler habe eigent⸗ 
lich nur allgemeine Bedenken geäußert. Zuerſt die Dienſtboten anlangend, 
habe Beſeler völlig recht: Es iſt ein Familienverhältnis. Dies hat ſich be— 
ſonders in Rheinpreußen dargeſtellt. Das franzöſiſche Recht kennt nichts 
von Dienſtbotenkontrakt, und man verfährt da nach der Regel do ut facias. 
Schon oft haben die Provinzialſtände um Geſindeordnung gebeten, und wie 
ſchlecht die gegebene fein und wie entſchieden zurückgewieſen ſein mag, das Be— 
dürfnis iſt da, und in Deutſchland iſt man nicht imſtande, dies Verhältnis 
auf franzöſiſche Art zu behandeln. So hängt denn der Dienſtbote mehr ab 
als jeder andere Staatsbürger. Sodann Gewerbegehilfen; natürlich habe die 
Vorkommiſſion beſonders die Handwerksburſchen (nicht die Lehrjungen) im 
Sinne gehabt. Die Tagelöhner auf dem Lande, meint Beſeler, müſſe man 
doch unterſcheiden; auch dies habe die Vorkommiſſion erwogen, aber ſich doch 
ſo entſchieden. Denn wenn man dieſen Wahlrecht gebe, ſo werde man zu ſehr 
der Ariſtokratie in die Hände arbeiten; ja, man hätte eher die Tagelöhner 
in den Städten zu Wahlrecht laſſen können. Auch die Betrachtung, daß man 
gewiſſe Kategorien der Z doch zum Wählen kommen laſſe, habe die Vor— 
kommiſſion bedacht. Der Grundbeſitz habe ohne Wertbeſtimmung nicht auf— 
genommen werden können. Sodann die Rückſichtsnahme auf die Sparkaſſe. 
Allerdings wohl zu beachten; aber ob bei einer ſolchen Beſtimmung nicht 
eine Menge Anterſchleife vorkommen werden, iſt ſehr zu bedenken, und Geld 
allein kann es doch nicht machen. Man muß doch auch auf die Intelligenz 
ſehen. Freilich die Einkommenſteuer würde uns alle dieſe Mühe ſehr erleich— 
tert haben, aber fie iſt eben nicht vorhanden. Im allgemeinen, bei dem in- 
direkten Wahlſyſtem kann man allerdings derlei Beſchränkungen weglaſſen, 
die bei der direkten bleiben müſſen. Und ſolche Beſchränkungen haben alle 
freieſten Verfaſſungen. Ahrens: Das Wahlgeſetz hat nicht bloß eine poli— 
tiſche, ſondern auch eine ſoziale Bedeutung. Das Prinzip muß ſein, daß alle, 
die nicht bloß an der Freiheit, ſondern an der ruhigen Entwicklung lein 
Snterefje] haben, zugelaſſen werden. So gefährlich es fein würde, alle aus- 
zuſchließen, ebenſo gefährlich, ſie alle zuzulaſſen. Allerdings hat Wigard die 
Hand auf den wunden Fleck gelegt: Es handelt ſich um den vierten Stand. 
Er habe die Überzeugung, daß jede politiſche Bewegung eine foziale Wir— 
kung habe, aber auch, daß jede ſoziale Reform von weither eingeleitet werden 
muß, und er würde es ſehr bedrohlich halten, jetzt alles zuzulaſſen; denn in 


378 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


den unteren Schichten ſind Ideen vorherrſchend, die alles, Bildung und 
Freiheit, zerſtören werden. Damit wir endlich die Bedingungen zur ruhigen 
Entwicklung erlangen, müſſen wir Beſchränkungen eintreten laſſen und unſer 
Wahlgeſetz auf die praktiſchen Verhältniſſe baſieren. Er wünſche nichts ſehn⸗ 
licher, als daß durch politiſche Reform auch die ſoziale Verbeſſerung eintrete, 
aber dies kann nicht durch Revolution, ſondern nur auf friedlichem Wege 
langſam geſchehen. And ſtimme er mit Wigard im Zweck, ſo ſei er im Mittel 
gerade entgegengeſetzt. Die unteren Schichten ſind noch ungebildet, man muß 
ſie ausſchließen. Im einzelnen werde er ſich gern verſtändigen, wie ihm denn 
Nr. 3 namentlich zu weit zu gehen [fcheine]. Mittermaier: Auch er meine, 
daß man Beſchränkungen brauche, aber er habe nicht gefunden, daß unter 
den Leuten mit hohem Zenſus große Einſicht und Selbſtändigkeit geweſen. 
Die ſchlechten Zeiten hätten viele Meiſter genötigt, als Geſellen zu arbeiten. 
Die kleinen Gewerbsleute in den kleinen Städten hängen ab von den größten 
Kaufleuten und deren Kreditgewährung. Dieſe Leute find vollkommen ab- 
hängig. Ebenſo die Hofarbeiter uſw. Er ſei mit Beſeler einverſtanden, daß 
man gewiſſe Kategorien ausſchließt; er wolle, daß Nr. 2 ſtehen bleibe; jeder 
weiß, was Dienſtbote iſt, er gehört zum Hausſtande. Nr. 3 betreffend, ſo iſt 
es entſchieden zu weitgehend; man müßte wenigſtens jagen: „Handwerks⸗ 
geſellen“, womit der Polierer, der Contremaitre beſtimmt ausgeſchieden iſt. 
Bei Nr. 4 würde er Monatslohn ſtreichen; denn nur die niedrigen Leute 
bekommen Wochenlohn. Aber bei den Tagelöhnern fer noch eine Rückſicht 
zu nehmen nötig, die Mecklenburger haben dieſe bei ihrem Wahlrecht wohl 
beachtet: Dieſe Tagelöhner braucht man dringend auf dem Lande, nicht bloß 
der Gutsherr, ſondern auch der Bauer. Er ſchlage ad 4 vor: 

„diejenigen, welche für Tagelohn oder Wochenlohn arbeiten, ſofern ſie 
nicht als Bürger in einer Gemeinde aufgenommen ſind oder Grundbeſitz 
haben“. 

Denn ſo ſind die Leute auch in der Gemeinde als wahlberechtigt anerkannt, 
und dieſe darf man nicht ausſchließen. Wer nur einen kleinen Teil an dem 
Staat, eine kleinſte Staatsaktie, ein Grundſtück hat, der iſt moraliſch be- 
fähigt, für das Reich zu wählen. Er habe ſich übrigens die Einkommenſteuern 
verſchiedener Länder zuſammengeſtellt, und da zeigt ſich, daß wir in großer 
Schwierigkeit ſind. Bald iſt Rückſicht genommen, ob jemand Familie hat 
oder nicht, bald dieſer, bald jener Satz. Die Sparkaſſe iſt ebenſowenig an⸗ 
gemeſſen, da ſo oft großes Mißtrauen gegen dieſe Kaſſen vorhanden iſt. 
Zell: Er meine, die Nr. 6 ſchließt die 2, 3, 4, 5 aus, wie ihm ſcheint; denn 
wenn jemand ſoweit gekommen iſt, eine Steuer zu zahlen, fo ſcheint er fo- 
weit zu ſein, daß er wählen dürfe. Er ſei gegen den Zenſus, wie Nr. 6 enthält, 
und ſtimme mit dem Ideengang, den Beſeler dargeſtellt. Aber er vermöge 
keine Grenze zu finden, und darum wolle er niemand ausſchließen, ſelbſt die 
Dienſtboten nicht, wenn dieſe allein. Wenn Trier z. B. dieſe drei Kate⸗ 
gorien annehme, ſo werde die Zahl der Wähler ſich auf ſehr wenige beſchränken. 
Von den 300—400 Schuhmachern arbeiten alle für etwa 20, die eigentlich 
allein ſelbſtändig find; alle anderen find tatſächlich Gewerbegehilfen. Und fo 


128. Sitzung 5. Januar 1849. Wahlgeſetz 379 


durchgehend. Es iſt nicht möglich, eine Grenze zu finden. Es ſei der Name 
Handwerksgeſell geſagt, aber was iſt das? Etwa der, der nicht bei dem Meiſter 
ißt und wohnt und nur bei ihm arbeitet? Die Sparkaſſe anlangend, ſo dürfen 
wir nicht zu viel Gewicht auf Geld legen, denn gerade, der ein paar Pfennige 
in die Sparkaſſe legt, iſt habgierig und leicht zu gewinnen, und der liederliche 
Burſche, der ins Wirtshaus geht, iſt in der Regel unabhängiger. Wigard: 
Den Vorwurf, den Beſeler ihm gemacht, daß er rationaliſtiſch verfahre, 
akzeptiere er teilweiſe beſtens; aber er habe nicht allgemeine Sätze aufgeſtellt, 
ſondern er ſei von dem Satze ausgegangen, daß eine Grenze der politiſchen 
Bildung nicht gegeben werden könne, daß es eine falſche Vorausſetzung iſt, 
daß die niedere Volksklaſſe politiſch ungebildet ſei und nur der Geldſack 
politiſche Bildung habe. Er habe dieſelbe geringe politiſche Bildung unter 
der Bourgeoiſie gefunden, und das iſt von Dahlmann und Beſeler ihm nicht 
als falſch erwieſen. Er meine aber, daß unter dem vierten Stande eine viel 
größere Geſinnungstüchtigkeit ſei. Er erwähne den Soldatenſtand, der ſteht 
äußerlich ſehr abhängig, und doch habe z. B. in Sachſen der Soldat nicht 
diejenigen gewählt, die ihm die Herren Offiziere auf gedruckten Zetteln vor— 
gelegt. Er müſſe auch leugnen, daß jenes patriarchaliſche Verhältnis mit dem 
Geſinde ſtattfinde; wenigſtens in Sachſen ſei es nicht, und wäre es noch, ſo 
müßte dies ſchnöde Verhältnis gelöſt werden, das aus einer bornierten Zeit 
ſtammt. Die Hauptfrage endlich: Wir wollen einen Volksrepräſentanten; 
was iſt denn Volk? Eben alle, und alle müſſen daher repräſentiert werden, 
und man muß nicht die ohnedies Bevorzugten allein wieder bevorzugen. And 
dies iſt um fo politiſcher, weil, wie Ahrens ſehr richtig erwähnt, eine poli- 
tiſche Reform zur ſozialen führen muß. Dies kann nur geſchehen, wenn man 
ſie nicht vor den Kopf ſtößt und ausſchließt, ſondern ſie herbeizieht. Je mehr 
man ausſchließt, deſto größer wird das Proletariat und der demnächſtige 
Kampf. Wie kann die Amgeſtaltung ruhig und friedlich gemacht werden, 
wenn man den vierten Stand ausſchließt? Er wird ſich auf anderem Wege 
Luft für ſeine Beſchwerde ſchaffen müſſen. Endlich habe er noch einen Grund: 
Die Geltung der Arbeit. Dieſe müſſen wir höher ſtellen als das Geld, denn 
die Arbeit bietet eine ſittliche Grundlage, und dieſe müſſe man retten, um 
auf ſie das Neue zu gründen. Sonſt werden dieſe Ideen wühlen, bis alles zu— 
ſammenſtürzt. v. Soiron: Er glaube nichts weniger, als daß ein politiſches 
Recht irgend als ein an der Perſon haftendes anzuſehen iſt. Sondern alle 
dieſe Nechte werden ausgeübt kraft der Abertragung der Geſamtheit zum 
Wohl der Geſamtheit. Es iſt ein Necht, welches ausgeübt werden muß zum 
Wohl der Geſamtheit, und für das man auch die Träger wählen muß nach 
dem Wohl der Geſamtheit. Hieraus ergibt ſich, daß allerdings Beſchrän— 
kungen eintreten dürfen, weil es ſich bei jeder Perſon darum handelt, ob ſie 
geeignet iſt. Die Erfahrung anlangend: Baden hat das allerfreieſte Wahlrecht 
gehabt, und doch hatte es ſeine Beſchränkungen, namentlich die Dienſtboten 
waren ausgeſchloſſen. Und die Erfahrungen gehen dahin, daß am unab- 
hängigſten und freiſinnigſten da gewählt wird, wo der meiſte Wohlſtand 
herrſcht, beſonders auf dem Lande. Da hat man ſich nicht viel um die Be— 
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amten und um Gunſt gekümmert. Wo aber Armut war, wurde fo ſervil ge» 
wählt, wie die Beamten nur wünſchten. Dieſe Erfahrung iſt doch lehrreich. 
Die Dienſtboten ausſchließen, iſt bloß eine Konzeſſion für die Demokraten, 
die in der Regel die wenigſten Dienſtboten haben. Von den Gewerbegehilfen 
wolle er nur dem Wahlrecht geben, der für ſich ſteht. Dahin gehören die 
Handwerksgeſellen nicht, die ſich erſt für das bürgerliche Leben vorbereiten. 
Da werden ſich die vorgeſchlagenen Beſchränkungen von zwei Geſichtspunkten 
aus rechtfertigen. Waitz: Es handelt ſich um ein Hauptprinzip. Erkennen wir 
das allgemeine Wahlrecht als eine Errungenſchaft an, oder ſehen wir das, 
was ſeit dem März vielfach proklamiert iſt, noch nicht für die Grundlage einer 
Errichtung einer Verfaſſung an. Er halte das allgemeine Stimmrecht für die 
wenigſt nützliche von allen Errungenſchaften. Dies bringt die Ochlokratie, wie 
dies ſich in Frankreich bereits bewährt hat, wo das freie Stimmrecht ge— 
radezu die Freiheit vernichtet. Nehmen wir dies allgemeine Stimmrecht an, 
ſo ſagt er mit Wigard: Anſere Verfaſſung hat eine ſehr kurze Dauer; denn 
auf das allgemeine Stimmrecht kann ſich nur die Anarchie oder Deſpotie 
gründen. Somit verwerfe er das allgemeine Stimmrecht. Danach komme 
ihm es nicht darauf an, ſo viel möglich mit an das Stimmrecht zu bringen, 
ſondern diejenigen zu faſſen, die innerlich befugt und berufen ſind. Leider habe 
er, einen poſitiven Ausdruck zu finden, vergeblich nachgeſonnen. Bloß auf den 
Zenſus zu gehen, ſcheine ihm gar mechaniſch, und er werde ſich nicht gern 
dazu verſtehen. So ſei allerdings das Vorgeſchlagene nur ein Notbehelf, 
namentlich die Nr. 6. Denn nach Aufſtellung der fünf erſten Kategorien 
habe es geſchienen, daß noch ein Neſiduum von Individuen geblieben, die 
ebenfalls nicht berufen gelten könnten, Leute, die in ihrer Achtung und ihren 
politiſchen Intereſſen nicht beſſer ſtehen als andere, ſchon ausgeſchloſſene. Für 
dieſe iſt Nr. 6. Aber wenn irgend etwas fallen fol, fo würde er am erſten 
Nr. 6 ſtreichen. Es ſind viele Vorſchläge her und hin gemacht, er ſei von 
keinem befriedigt worden. Es werden freilich mit dieſen Kategorien nicht ganz 
gleichartige Elemente getroffen, aber die, welche ausgeſchloſſen werden ſollten, 
ſind getroffen. Daß da mancher unverdient ausgeſchloſſen werde, könne er 
für kein Anglück halten. Den Monatslohn anlangend, fo lege er keinen großen 
Wert darauf. Vielleicht ſei da mit dem Worte Tagelöhner zu helfen. Aber 
nehme man dies und mit Mittermaier Handwerksgeſellen, ſo würde man 
die Fabrikarbeiter nicht treffen, und das ſei durchaus notwendig. Die Tage⸗ 
löhner auf dem Lande wolle er allerdings ausgeſchloſſen wiſſen. Denn ſie ſind 
von der politiſchen Auffaſſung der Dinge unendlich weiter entfernt, als Ge— 
ſinde und Handwerksgehilfen: Sie ſind meiſt ſo dependent entweder von dem 
Gutsherrn, oder den Wählern des Diſtrikts, daß man ſie entſchieden als 
Bevormundete anſehen muß. Selbſt die Aufnahme in die Gemeinde, ſelbſt 
der Grundbeſitz kann hier nicht als Garantie der Selbſtändigkeit entſcheiden. 
Abrigens erinnere er daran, daß wir hier von Wahlen für das Reich ſprechen, 
es iſt etwas anderes als für die Provinzialſtände. Hergenhahn: Mehrere 
haben die Anzuläſſigkeit und Gefahr des allgemeinen Stimmrechts anerkannt 
und ſich nur dafür entſchieden, weil ſie keine Grenze finden konnten. Dies 
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ſcheint ihm Anrecht, denn wenn man feine ſichere Grenze findet, und nur 
darum handelt es ſich, ſo nimmt man die minder ſichere. Die Aufſtellung der 
drei Kategorien ſcheine ihm bedenklich, denn die Wahl iſt ein Ehrenrecht, 
und das Ausſchließen iſt eine capitis diminutio und dies tft ſehr bedenklich. 
Man würde ſolche Leute zu Unzufriedenen machen, und die Gefahr ſei groß. 
Dennoch kann er nicht für das allgemeine Wahlrecht ſtimmen. Das Gemeinde— 
recht wird künftig hier eintreten, bis dahin wird man ſich, was man auch ſage, 
mit dem Zenſus behelfen müſſen. And zwar, wer an den Laſten des Staates 
Anteil nimmt, muß auch zu den Rechten zugelaſſen werden. Nun fehlt leider 
die Einkommenſteuer, und ſie wird gewiß ſehr ungleich ſein, wenn ſie gegeben 
wird. Er glaube demnach, daß nichts übrig bleibt, als die Steuergeſetzgebung 
der einzelnen deutſchen Länder zugrunde zu legen. 

Die Beratung über das Wahlgeſetz wird“ fortgeſetzt. Schüler: Jede Zeit 
hat ihr eigenes Rechtsbewußtſein, und dies geltend zu machen, iſt nicht 
rationaliſtiſch, nicht abſtrakt, ſondern präjudiziell, und keine Zweckmäßigkeits⸗ 
gründe könnten ihn davon abbringen, dies geltend zu machen. In den unteren 
Volksklaſſen iſt ein neuer Geiſt, und weil es bis dahin nicht ſo geweſen, ſo 
dürfe man daraus keine Folgerungen machen; auch die Sklaverei ſei dem 
beginnenden Chriſtentum gewichen und habe doch ſo lange als unbeſtreitbares 
und unentbehrliches Recht gegolten. Auch dürfe man ſich nicht wundern, daß, 
wie jedes neue Evangelium, ſo auch dies zuerſt in den unteren Klaſſen Raum 
gefunden habe und von dort vordringe. Er werde gegen alle Beſchränkungen 
fein. So ſei die Poſition Nr. 6 ganz willkürlich. Denn weder die Einkommen⸗ 
ſteuer iſt gleichmäßig, noch kann daraus, daß jemand im letzten Jahre 
nicht ſeine Einkommenſteuer bezahlt hat, ein Einwand gegen ſein Wahl— 
recht gemacht werden. Er meine, wer arbeitet, muß wählen dürfen. Tell- 
kampf: Er wünſche ſtatt der vorgeſchlagenen ſechs Poſitionen etwas ganz 
anderes vorzuſchlagen, nämlich eine ſehr komplizierte Zenſusordnung nach 
altrömiſcher Art. Er gehe von der Betrachtung aus, daß man das Wahl— 
recht wohl mit der Zeit erweitern, nicht aber wieder verengern kann; daher 
wünſche er niemanden auszuſchließen, aber zugleich die Anterſchiede des Be— 
rufes und der höheren Steuerquote feſtzuhalten, woraus ſich denn die Not— 
wendigkeit der indirekten Wahl ergibt. Es müſſe feſtgehalten werden, daß 
Steuer und Vertretung Hand in Hand gehen. Denn was iſt die Folge davon, 
daß man nur nach Köpfen vertritt? Daß die Majorität von denen gebildet 
wird, die wenig oder nichts haben. Dies iſt z. B. in Amerika nicht ſo 
gefährlich, weil ſelbſt die, welche wenig haben, dort beſſer daran ſind, als die 
Ahnlich ſtehenden in Deutſchland. Alſo die höheren Stände werden dann 
durch die niederen beherrſcht, und daraus entſteht ein gewiſſer indirekter 
Kommunismus, denn die ärmeren Klaſſen votieren gern für große Staats— 
maßregeln, die überwiegend aus der Taſche der Reichen beſtritten werden. 
Bei uns würde die gleiche Folge ſein. Wenn wir aber, wie vorgeſchlagen, 
die Armeren ganz ausſchließen, fo tft das ſehr bedenklich, denn nicht ver⸗ 
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tretene Menſchen ſind wirklich rechtlos und darum doppelt gefährlich. So 
geht es in Amerika den Sklaven und den Indianern, teilweiſe auch den Far⸗ 
bigen, ſo geſchieht es, daß die Indianer trotz aller Kontrakte weiter und weiter 
hinweggedrängt werden, uſw. Lm dieſem Abelſtande entgegenzutreten, habe 
er vorgeſchlagen, Klaſſen zu machen, ſo daß 100000 Arme nun ebenſoviel 
Repräfentanten haben, wie 50000 Wohlhabendere, 125000 noch höher 
Beſteuerte. Dadurch iſt es möglich, ein Gleichgewicht zu erhalten. Schließen 
wir die Armen ganz aus, fo haben wir die Gefahr ſtets, vollkommen umge— 
wälzt zu werden, wie die Schwarzen in Nordamerika ſtets bereit ſein würden, 
bei einer Landung der Engländer die Amerikaner totzuſchlagen. Ebenſo ſcheine 
dies der beſte Weg, den Kommunismus ganz durchfallen zu laſſen, weil er 
ſeine unpraktiſche Natur ſofort offenbaren würde. Es müſſen alle bedeutenden 
Intereſſen und Mächte im Staat vertreten ſein, und der vierte Stand iſt eine 
Macht im Staate. Ebenſo müſſen die großen Zweige der Intereſſen: Land- 
bau, Fabrik und Handel geſondert repräſentiert werden. Die Poſition von 
3 und 4 wird man leicht umgehen können, wenn man ähnlich wie in Amerika 
alles auf den Weg der Aſſoziation leitet. Wer ſeine Anſicht für zu theoretiſch 
halten ſollte, den erinnere er an die altrömiſche Verfaſſung. Endlich ſcheine 
ihm ſehr wichtig, zu beſtimmen, wer Wahlbeamter ſein ſolle. Doch davon ſpäter. 
Beſeler: Es iſt für alle, die ſich nicht für ein allgemeines Stimmrecht ent- 
ſchieden haben, eine höchſt ſchwierige Aufgabe. Das konſequenteſte iſt das leich⸗ 
teſte, aber auch das gefährlichſte. Betrachtet man die einzelnen als Individuen, 
fo iſt jenes allgemeine Recht natürlich, betrachtet man aber das Intereſſe der Ge- 
ſamtheit, ſo finde er nicht möglich, zum allgemeinen Wahlrecht zu kommen. 
Die Beſchränkung muß ſich durch die Gewohnheit und Volksſitte rechtfertigen, 
und dieſe entbehren wir ganz. Wir ſollen dies durch das Geſetz ſchaffen, wir 
ſollen gleichſam prophetiſch beſtimmen; und ſelbſt beim redlichſten Willen 
ſind die Mißgriffe nur zu möglich. Wenn man nicht den Zenſus will, wenn 
man nicht das Glück hat, ſich auf eine allgemeine Gemeindeverordnung zu be= 
rufen, ſo bleiben nur Kategorien übrig, und es fragt ſich nur, ob man dafür 
ſorgen muß, daß man ſich aus den Kategorien hinausarbeiten kann. Er habe 
geſtern darüber einen Fabrikherrn geſprochen und gehört: Kein Fabrikherr 
trage den geringſten Zweifel, daß ſeine Arbeiter nicht ſo ſtimmen, wie der 
Herr will; und auf die Frage: Ob man gewiſſe Arbeiter ausnehmen müſſe, 
antwortete er: Allerdings gebe es ſolche, die es wohl verdienten, aber es werde 
unmöglich ſein, dieſe als Kategorie auszuſondern. Selbſt die Form des Lohnes 
ſei nicht einmal maßgebend. And ſo ſei er wieder in betreff der Fabrikarbeiter 
ſchwankend geworden. Ad 6: Wenn er überzeugt wäre, daß wir nur ein pro⸗ 
viſoriſches Wahlgeſetz machten, ſo würde er am liebſten dieſen Satz fortlaſſen, 
denn es komme alles darauf an, welche Keime wir in das deutſche Verfaſſungs⸗ 
leben zu legen vermöchten, und er hoffe, daß dies weſentlich ſich in der Rich- 
tung des Gemeindeweſens bewegen [werde]. Aber er bekenne auch, daß er 
noch nicht zu einem klaren Reſultat gekommen ſei, und er ſage offen, daß er 
ſich in dieſem Falle befinde. Wigard: Alle unſere Betrachtungen gehen von 
der Vorausſetzung des öffentlichen, mündlichen Stimmrechtes aus, aber er 
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werde ganz entſchieden dagegen fein. Denn die Staatsdiener wie die Fabrik— 
arbeiter werden dann nicht frei ſein. Aber Stimmzettel meiden alle dieſe 
Schwierigkeiten. In Sachſen ſind gerade die größten Fabrikdiſtrikte, und doch 
iſt gerade da entſchieden gegen den Willen der Fabrikherren gewählt. Bei 
offenem Stimmen gibt es ſo wenig feſte und ſelbſtändige Männer, daß man 
auf einen unendlich engen Kreis von Wählern kommen müßte. Gerade in der 
deutſch⸗katholiſchen Bewegung habe er geſehen, wie am meiſten noch die 
ärmſten Leute frei und ſelbſtändig fich entſcheiden. Reh: Er müſſe anerkennen, 
daß es Verhältniſſe im Leben gibt, die die Selbſtändigkeit ausſchließen, welche 
die Wahl fordert. Aber ebenſo ſicher ſei er, daß eine Grenze nicht zu finden 
iſt, nur die Dienſtboten ſtehen hier deutlich. Die Wahlen zur Nationalver- 
ſammlung ſind doch ganz unbeſchränkt gemacht, und rechtfertigen dieſe etwa 
weitere Beſchränkungen? Vielmehr glaube er, daß das letzte Jahr die politi— 
ſchen Anſichten vielfach geklärt habe. Sodann beachte man, daß dem ſo zu 
wählenden Volkshaus gegenüber noch ein Staatenhaus ſtehen wird, wodurch 
die Gefahren doch ſehr gemindert werden. In allen Verfaſſungen Europas 
mit Ausnahme der Schweiz iſt für die Wähler ein Zenſus vorgeſchrieben, 
aber nicht in Nordamerika; er glaube, der Grund dieſer Verſchiedenheit iſt 
in den ſozialen Verhältniſſen zu ſuchen: Dort kennt man kein Proletariat, und 
die Zahl der Armen, die ſich mitbeteiligen, verſchwindet gegen die beſitzenden 
Wähler. In Europa iſt es umgekehrt: Die Zahl der Proletarier überflügelt 
ſchon die der Beſitzenden, und ſo würde für Europa der Zenſus gerechtfertigt 
ſein, und doch ſtimme er gegen die Beſtimmung von Nr. 6, bis er ein richti⸗ 
geres Verhältnis gefunden ſehe. Waitz: Er halte an dem mündlichen Stimm⸗ 
recht entſchieden feſt, und er gebe auf das ganze politiſche Leben nichts, wenn 
es ſich in den Mantel der Heimlichkeit hüllt. Wenn irgend etwas dem Volke 
Männlichkeit und Reife gebe, ſo iſt es dieſe Offenheit. Er ſei freilich der 
Meinung, daß dies Wahlgeſetz ein proviſoriſches, wenn nicht heißen, doch 
ſein werde. Die Bemerkung, daß es uns jetzt nicht gelingen kann, etwas Be— 
friedigendes aufzuſtellen, werde ſich mehr und mehr allgemein geltend machen 
und zu Anderungen nötigen. Aber um ſolche Amgeſtaltung vornehmen zu 
können, dürfen wir jetzt nicht die breiteſte Baſis nehmen; wir würden bald 
erfahren, daß wir auf dieſer gar keine Freiheit gründen können. Aber mit den 
vorgeſchlagenen Schranken werden wir bald zu Erweiterungen kommen können, 
und die Zeit wird die Elemente dazu ſchaffen. Darum eben ſeien ihm die Nr. 2, 
3, 4 ſo wichtig, und er werde gern Nr. 6 dafür hingeben. Beſeler: Auch er 
ſei entſchieden für öffentliches Stimmen. Man darf, während alles andere 
öffentlich iſt, nicht aus Zweckmäßigkeitsgründen ſie hier brechen. Ihm ſei es 
mehr um qualitative als quantitative Ausbreitung der Freiheit zu tun. Er 
ſtimme gern bei, daß der gemeine Mann unabhängiger und ehrenwerter iſt, 
als viele Vornehme; er ſelbſt ſei von meiſt Tagelöhnern gewählt, und man— 
cher Handſchlag, den er da erhalten, ſei ihm mehr wert als Ehrenbezeigungen, 
die ihm hochher zukommen. Aber dennoch, die Maſſe hier iſt es, die hier in 
Aberlaſt ſteht und nicht ſelbſtändig iſt. Fände er, daß die Staatsbeamten durch 
Maſſe ebenſo gefährlich ſeien wie die Tagelöhner, ſo würde er auch dieſe 
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ausſchließen. Er habe zu früheren Zeiten für das Volk geſprochen gegen die 
Bureaukraten und Polizei, aber ebenſo ſei er jetzt dagegen, die Maſſe herein⸗ 
dringen zu laſſen. Scheller: Jeder Sprecher gebe den Beweis, wie ſchwierig 
die Sache ſei. Aber man müſſe einen Entſchluß faſſen. Er habe ausreichend 
über die Dienſtboten geſprochen; die Fabrikarbeiter anlangend, ſo habe er 
ſie in Krefeld genug kennen lernen; ſie werden in gewöhnlichen Zeiten 
ſtets für ihren Herrn ſprechen, in unruhigen Zeiten gerade entgegengeſetzt 
gegen alle Fabrikherren, und beides ſei gleich übel. Der Ausdruck Handwerks⸗ 
geſellen ſei ſehr unſicher, denn wir haben eigentlich kein Handwerk mehr, 
ſondern nur Gewerbe. Es ſind eigentlich diejenigen, welche ein Handwerk oder 
Gewerbe nicht ſelbſtändig betreiben. Dann die Tag- und Wochenlöhner: Auch 
von dieſen iſt hinreichend geſprochen, aber die Monatslöhner muß man mit 
hinzunehmen, weil man ſonſt zu leicht dieſe Beſtimmung umgehen könnte. 
Wenn man gewünſcht hat, daß man die Aufnahme in die Gemeinde als Ex— 
zeption gelten laſſe, ſo ſei dies ganz illuſoriſch, denn es wird künftig gar keine 
Mühe haben, Gemeindemitglied zu werden. Und ähnlich iſt es mit dem Grund— 
beſitz, obſchon dieſer doch noch einigermaßen ſichernder iſt. Zell bemerkt gegen 
Scheller, daß der Monatslöhner derjenige iſt, der, wenn er auch krank wird, 
doch ſeinen Lohn für ſo lange erhält, und dies gibt allerdings einen großen 
Anterſchied. v. Soiron: Es gibt nur eine Reaktion, die gefährlich iſt, das iſt 
die, die in den Bürgern ſelbſt vor ſich geht. Die durch die Regierung gemacht 
wird, rächt ſich wieder, und die freiheitliche Bewegung tritt gegen ſie um ſo 
ſchneller auf, je ſchärfer ſie iſt. Aber geht die Reaktion in die Bürger ſelbſt 
ein, fo iſt dies faſt unbezwinglich. Das Zu-weit-Gehen der Vertreter übt 
einen Rückſchlag auf die einflußreichen Bürger, und dieſer gefährdet die 
Demokratie am meiſten. Dieſem Rückſchlag zu wehren, müſſen wir Beſchrän⸗ 
kungen machen, und gerade wir können es, weil wir auf der breiteſten Baſis 
gewählt ſind. Hoffentlich wird unſere Gemeindeordnung von der Art ſein, 
daß wir ſagen dürfen: Wer Bürger iſt, wählt, wer nicht, nicht. Darum alſo 
müſſen wir Beſchränkungen einführen, denn jedes ſpätere Parlament kann 
es nicht mehr, und der Rückſchlag in den Bürgern wird dann höchſt bedroh— 
lich. 

Es wurde, ehe man zur Abſtimmung kam, noch von Tellkampfs Vorſchlag 
einiges geſprochen, derſelbe zog ihn zurück, damit er hier nicht ausdrücklich 
verworfen werde. 

Zur Abſtimmung: 

1. Soll Beſelers Antrag: in den einleitenden Worten s. r. zu ſagen: „als 
nicht ſelbſtändig .. . ſollen bis zur definitiven Anordnung vorläufig“ zu⸗ 
erſt zur Abſtimmung kommen? — Abgelehnt. 

2. Soll 8 2 Abſ. 2: „Dienſtboten“ angenommen werden? — Angenommen. 

Es wird dann über die weitere Frageſtellung geſprochen und dieſelbe durch 
Abſtimmung feſtgeſtellt. 

1. Soll sub 3 „Gewerbegehilfen“ ſtehen bleiben? — Verworfen. 

2. Soll es sub 3 heißen: „diejenigen, welche ein Gewerbe oder Handwerk 

nicht ſelbſtändig betreiben“? — Verworfen. 
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3. Soll es heißen sub 3: „Handwerksgehilfen und Fabrikarbeiter“? — 
Angenommen. 

4. Soll es heißen sub 4 mit dem Entwurf: „diejenigen, welche für Tage: 

lohn, Wochenlohn, Monatslohn arbeiten“? — Verworfen. 

5. Soll es heißen: „Tagelohn“? — Angenommen; dagegen Zell, Mitter 

maier, Reh, Gülich, Tellkampf, Schreiner, Wigard. 

6. Soll von dieſen drei Ausnahmen sub 2, 3, 4 Ausnahme für die gemacht 

werden, welche Gemeindebürger ſind? — 12 gegen 10 abgelehnt. 

7. Soll die Ausnahme gemacht werden für die, welche Grundbeſitz haben? 

— Abgelehnt. 

8. Soll [es] sub 5 heißen: „diejenigen, welche eine Armenunterſtützung aus 

öffentlichen Mitteln beziehen“? — Angenommen. 

Hier entſpinnt ſich Streit: Schüler meint, wenn einer Erbſchaft gemacht 
hat, ſo kann es ihn doch nicht am Wahlrecht hindern, daß er ein Jahr vorher 
arm geweſen. Waitz: Es ſeien ſolche Erbſchaften gerade [nicht] ſehr häufig. 
Sehr häufig dagegen, daß ſolche Leute acht Tage vor der Wahl ihre Armen— 
unter ſtützung kündigen. 

9. Soll es heißen: „oder im letzten der Wahl vorhergegangenen Jahr be⸗ 
zogen haben“? — Angenommen. 

10. Soll der ganze Satz ad 6 angenommen werden? — Verworfen. 

11. Soll ad 6 angenommen werden der ganze Satz mit der Beſtimmung, 
daß diejenigen, welche ein jährliches Einkommen von 200 Gulden nicht 
haben? — Verworfen. 

12. Soll geſagt werden ſtatt 6: „diejenigen, welche ein jährliches Ein: 

kommen von 300 Gulden nicht haben“? — Vexworfen. 

13. Soll es heißen ſtatt 6: „diejenigen, die 200 Gulden“? — Verworfen. 

Somit iſt der ganze Paſſus sub 6 im ganzen und in ſeinen Teilen verworfen 
worden. 

Es kam noch darauf an, ob nun das Wahlgeſetz im allgemeinen oder auch 
in gewiſſen Paragraphen als proviſoriſch zu bezeichnen ſei. Beſeler wünſcht, 
daß nur dieſer 8 2 für proviſoriſch bezeichnet werde. Wigard: Er habe aus 
dem Grunde weislich beantragt, dieſen Antrag Beſelers vorweg abzuſtimmen, 
denn jetzt iſt es ja klar, daß man die Entſcheidung über dieſe Frage in die Hände 
der Geldſäcke legen will. Briegleb: Er nehme ſo ſelten das Wort, daß ihn 
derartige Verletzung weniger treffe, aber er bitte dringend, daß man ſich gegen⸗ 
ſeitig die Nückſichten gewähre, die man ſich ſchuldig iſt. v. Notenhan: Er 
wünſche, daß man am Ende des ganzen Wahlgeſetzes darüber verhandle, welche 
Sätze etwa als proviſoriſch angenommen werden ſollen. Schüler: Jedes Ge— 
ſetz gilt nur ſo lange, als es nicht aufgehoben iſt. And jedes Geſetz kann auf 
geſetzlichem Wege aufgehoben werden. Übrigens könne er das Verfahren dieſer 
Abſtimmung nicht gutheißen, denn es liege darin die Abſicht, das, was durch 
Abſtimmung gewonnen iſt, illuſoriſch zu machen. Waitz: Er warne beſonders 
darum, weil die Sache als proviſoriſch bezeichnen nur dahin führen würde, 
die Verhandlungen in der Paulskirche höchſt unſicher und ſelbſt leichtfertig zu 
machen. Beſeler: (worbehält ſich) [erklärt], nachdem er die Inſinuationen 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 25 
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von Wigard und Schüler zurückgewieſen und denſelben geſagt hat, daß, wenn 
ein ſiebenmonatiges Zuſammenarbeiten fie nicht von feiner Loyalität über- 
zeugt, er ſich jetzt am wenigſten bemühen wolle, ſich vor ihnen zu juſtifizieren, 
(vorbehalte ſich), daß, wenn es für wünſchenswert erſcheine, die Abſtimmung, 
ob 82 proviſoriſch ſei, bis zum Schluß laufzuſchieben], er dieſen gern an⸗ 
nehmen wolle, [nur behalte er ſich vor], dann dieſen Antrag wieder aufzu- 
nehmen. 
[S 3.] Mittermaier ſchlägt für 8 3, 1 vor: 

„Als Beſcholtene ſollen erachtet werden: 

1. Diejenigen, welche durch rechtliches Erkenntnis zu einer peinlichen 
Strafe, ſowie diejenigen, welche wegen eines die öffentliche Achtung 
entziehenden Vergehens, namentlich wegen Diebſtahls, Betrugs, 
Anterſchlagung, Zahlungsflüchtigkeit zu einer nicht bloß polizeilichen 
Strafe verurteilt find“. 

Es wird! in der Beratung des Wahlgeſetzes fortgefahren. 


83. Mittermaier findet die Faſſung nicht ſcharf und allgemein paſſend 
genug und ſchlägt Ausdrücke vor, die, ähnlich denen der preußiſchen Verfaſ—⸗ 
fung, zugleich dem franzöſiſchen Strafrecht entſprechend find: „Strafe, . 
welche die Polizeiſtrafe überſteigt,“ denn wer z. B. ein junges Mädchen ver⸗ 
führt hat, kann doch wohl Wähler ſein können. Oder auch: 
„diejenigen, welche durch rechtskräftiges Urteil zum Verluſt ihrer politi⸗ 
ſchen Rechte verurteilt ſind“. 

Scheller: Es iſt ſchwer, den Ausdruck für dasjenige zu finden, worüber 
man dem Sinn nach einverſtanden iſt. Hätte man überall wie am Rhein 
den Anterſchied von Verbrechen, Vergehen und Polizeikontraventionen, 
ſo wäre die Sache leicht. Die Kommiſſion hat zunächſt diejenigen Verbrechen 
genannt, die gewiß entehren, dann diejenigen Strafen, aus denen man zurück⸗ 
ſchließen kann auf das Verbrechen als ein gewiß entehrendes; dann gibt es 
noch Verbrechen, die zwar in Strafe nicht fo hart find, aber gewiß eine ehr- 
loſe Geſinnung vorausſetzen laſſen. Endlich wer unter Polizeiaufſicht ſteht 
infolge von Vergehen, der muß doch gewiß ſo übel daran ſein, daß man 
ihm nicht das wichtige Recht als Wähler geſtatten kann. Gegen Mitter⸗ 
maier müſſe er ſagen, zuerſt, daß es nicht überall feſtſtehe noch gleich ſei, 
welche Verbrechen den Verluſt der politiſchen Rechte nach ſich ziehen. Wenn 
Mittermaier meint, daß wer wegen Verjährung reſtituiert iſt, dann wie⸗ 
der Wähler ſein könne, ſo könne er dies nicht billigen, weil dies nach ſeiner 
Anſicht eine reine Fiktion ſei, die die Frage der Beſcholtenheit nicht im ge⸗ 
ringſten alteriert. Tellkampf: Er würde beſonders wünſchen, daß das Wort 
„Ehre“ hier geſtrichen werde, denn ſonſt ſtellen wir feſt, daß es noch die 
Strafe der Infamie gebe, und damit machen wir die ganze Bemühung, die 
Beſtraften zu beſſern, vergebens. Ebenſo „zur Stellung unter polizeiliche Auf⸗ 
ſicht“, denn dieſe folgt nur nach bedeutenden Kriminalſtrafen. Reh: Er 
finde, daß die Aufſtellung „zum Verluſt der politiſchen Rechte Verurteilten“ 
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zu eng; dagegen würde er ſehr wünſchen, daß die Wirkung der Verjährung 
auch auf das Wahlrecht ſich erſtrecken möge. Denn es würde grauſam ſein, 
einen ehemaligen Verbrecher immer wieder auszuſchließen. Briegleb: Er 
ſchließe ſich dem Antrag an, wonach ein ſolches Verzeichnis wie im Entwurf 
nicht aufgeſtellt, ſondern die Entziehung der politiſchen Rechte durch den 
Richterſpruch vorangeſtellt wird. Welche Fälle das ſind, hat lediglich das 
Strafgeſetzbuch, nicht dieſe Verfaſſung zu beſtimmen. Allerdings ſind unſere 
Geſetze nicht darauf eingerichtet, das iſt wahr, und der ganze Schade wäre, 
daß einmal ſolche Leute mitwählen. Die Begnadigung und Rehabilitation 
wäre auch wohl auszuſchließen, da dies gleichfalls in das Strafgeſetzbuch ge— 
hört. Es kann übrigens auch der Fall der Suspenſion der politiſchen Rechte 
eintreten, und darauf wird im Ausdruck Rückſicht zu nehmen fein. Mitter⸗ 
maier macht noch einige Bemerkungen gegen Scheller. Waitz: Das iſt ein 
Gegenſtand, den er gern den Juriſten überlaſſe. Er erlaube ſich nur ein paar 
Bemerkungen aus der Diskuſſion. Die allgemeine Beſtimmung, die Briegleb 
verteidigt, ſcheine doch nicht richtig. Es iſt hier nur eine Interpretation des 
Wortes der Beſcholtenheit. Während das Bedürfnis der Wahl etwas Nahes 
und Dringendes iſt, können wir dieſe Dinge doch nicht einer künftigen Straf— 
geſetzgebung überlaſſen. Er ſehe nicht ein, warum fo manche Poſitionen an- 
gegriffen ſind. Vielleicht könnte man die Aufzählung der Verbrechen ganz 
entbehren und ſich bloß mit den Strafen begnügen. Die Stellung unter polizei⸗ 
liche Aufſicht würde auch ihn bedenklich machen, wenn hier nicht ausdrücklich 
ſtände „durch rechtskräftiges Erkenntnis“. Tellkampf: Dieſe Stellung unter 
polizeiliche Aufſicht kommt beſonders bei politiſchen Verbrechen vor, be— 
ſonders wenn der Beweis nicht vollſtändig geführt wird. Scheller: Er meine 
nicht, daß man die Aufzählung der Verbrechen ſtreichen dürfe, denn manche 
Verbrechen, die eine ehrloſe Geſinnung verraten, werden mit kleinen Strafen 
belegt, ſo kleiner Diebſtahl, Gaunerei uſw., alſo bloß die Bezugnahme auf die 
verhängte Strafe genügt nicht. Die drei aufgeführten Verbrechen ſind ſo ehr— 
los, daß man einen deshalb Verurteilten nicht zum Wählen laſſen darf. Dann 
folgen die Strafen: Feſtungsarbeit kommt nicht überall vor, aber wo ſie vor— 
kommt, iſt [fie] entehrend. Tellkampf will die Ehre geſtrichen haben. Das 
wäre recht gut, wenn wir ſchon ein allgemeines Geſetzbuch hätten; aber iſt es 
nun einmal ſo, daß in irgendeinem Staate noch auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehre erkannt wird, ſo kann man einen ſolchen nicht Wähler ſein laſſen. Tell⸗ 
kampf verwechſelt, was ratſam iſt, wenn man ein neues Strafgeſetzbuch 
macht, und was hier im Wahlgeſetz notwendig iſt. Auch polizeiliche Aufſicht 
iſt angefochten. Aber wenn in einem beſtehenden Strafgeſetz von dem Richter 
darauf erkannt wird, ſo kann man nicht meinen, daß ein ſo Verdächtiger 
Wähler ſei. Briegleb: Der Staat ſoll ſich nicht auf ein Gebiet begeben, 
was ſeiner Natur nach ſeiner Macht entgegen iſt; und das iſt die öffentliche 
Meinung. Er kann daher nicht von Beſcholtenheit ſprechen, ſondern nur von 
der Wirkung von Verbrechen und Strafen. Man ſagt, daß die geſetzlichen 
Beſtimmungen, die nötig wären, über „Entziehung politiſcher Rechte“ nicht 
vorhanden ſind. Aber man wird ſich, wie in mancher Beziehung, legislatoriſch 
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beeilen müſſen. And ſind wir, die wir ohne dieſe Beſtimmung gewählt ſind, 
ſo übel gewählt? Die Summa iſt, daß die Beſcholtenheit eine Sache der 
öffentlichen Meinung iſt. Gülich: Bei dem gegenwärtigen Stand der Kriminal⸗ 
geſetzgebung müſſen wir uns hüten, die Sache ſo zu ſtellen, wie im Entwurf, 
ſonſt kommen wir zu ſehr ſonderbaren Refultaten: Nicht getroffen werden 
z. B. die Giftmiſcher, die zum Tode verurteilt ſind und begnadigt werden; 
dieſe ſind durch keine Beſtimmung hier getroffen. Ferner iſt nicht geſagt, ob 
nur das vollendete Verbrechen oder ſchon der Konat, oder ob der Sozius, 
der Hehler zu treffen ſei. Ahnlich ſind die Strafen verſchiedener Deutung fähig. 
Denn Zuchthaus, ja Arbeitshaus iſt im Norden und Süden verſchieden; 
in Holſtein iſt Arbeitshaus, denn auch darauf wird als Strafe erkannt, 
nicht krimineller Art, ſondern für Vagabunden uſw. Er ſchlage vor, daß man 
ſich hier allgemein faſſe: 

„Diejenigen, welche durch rechtskräftiges Erkenntnis wegen Diebſtahls, 
Betrugs, Anterſchlagung oder eines anderen, nach der öffentlichen Meinung 
entehrenden Verbrechens zu einer peinlichen Strafe verurteilt ſind“. 
Man kann dieſe Ausdrücke allerdings vage nennen, aber er wiſſe es nicht zu 

meiden. And dann iſt die öffentliche Meinung hier ziemlich ſicher. Scheller: 
Gülich hat die zum Tode verdammten Giftmiſcher vermißt; er erinnere daran, 
daß die Grundrechte die Todesſtrafe abgeſchafft haben. Dann vermiſſe er den 
Konat; aber die Antwort des Entwurfes iſt einfach: Iſt jemand wegen Dieb- 
ſtahls, ſei es Konat oder vollzogene Tat, verdammt, ſo iſt die Ehrloſigkeit 
des Verbrechers gleich und derſelbe nach dem Entwurf ausgeſchloſſen. Ferner 
iſt der Hehler vermißt; aber wo er gleich dem Diebe geſtraft wird, da wird 
ſein Verbrechen wie Diebſtahl angeſehen, wo nicht, nicht. Einen ſchwierigen 
Einwand macht Gülich mit dem Arbeitshaus. Er möchte bezweifeln, daß in 
ſolche Arbeitshäuſer, die bloß für Arbeitsſcheue ſind, durch rechtliches Er— 
kenntnis kondemniert wird; er meine, wohl nur durch die Polizei; ſollte es 
aber wirklich vorkommen, ſo müßte man einen desfallſigen Zuſatz machen. 
Gülichs Vorſchlag leidet an dem Mangel der größten Anbeſtimmtheit, denn 
was iſt nun ein entehrendes Verbrechen? And wer ſoll da entſcheiden, wenn 
ſo ein Menſch vor dem Wahlkommiſſar erſcheint? And dann, was ſind peinliche 
Strafen? Der Begriff iſt doch nichts weniger als ſcharf! Dahlmann: Er 
habe nicht die Abſicht, auf die Diskuſſion einzugehen, die im allgemeinen nur 
auf ihn den Eindruck mache, daß wir wohl tun würden, bei dieſem Satz zu 
bleiben. Nur eins wolle er bemerken: Es ſcheine ihm mit der politiſchen Auf⸗ 
ſicht doch zu viel getan, wie ſie denn auch durch Gerichte in politiſcher Sache 
ausgeſprochen werden könnte. Höchſtens könnte da das Recht des Wählers (8 4) 
ruhen. v. Soiron: Er könne mit dem Paragraphen nicht recht einverſtanden 
ſein. Es wird im Volk gewiß viel Abneigung gegen ſolche Ausſchließung zu 
finden ſein infolge übermäßigen Gebrauches derſelben in früherer Zeit, wie 
man denn in Heſſen wegen politiſcher Verurteilung, z. B. wenn man vom 
Reitweg auf dem Fußweg ritt [ausgefchloffen wurde] (was Reh beſtreitet). 
So iſt man denn lieber bereit geweſen, eine anrüchige Perſon mitwählen zu 
laſſen, als viele Geſetze darüber zu erlaſſen. Wenn wir nun auch Verbrecher 
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ausſchließen wollen, ſo iſt gewiß der Standpunkt der Ehre der richtige nicht. 

Man kann es in manchen Gegenden viel übler halten, wenn jemand ſtiehlt, 

als wenn er ein Fleiſchesverbrechen begeht. Man muß ſich die Frage anders 

ſtellen: Von wem iſt der rechte Gebrauch der politiſchen Rechte zu er— 
warten, und muß jemand nicht wie ſeiner Freiheit ſo dieſes Gebrauches durch 

Urteil enthoben werden? Dieſe Aufgabe tft noch nicht gelöſt; aber ſolange fie 

noch nicht gelöſt iſt, wollen wir lieber tadelnswerte Menſchen mitwählen 

laſſen, als etwas aufſtellen, was nicht zu rechtfertigen iſt. Die Beraubung 
dieſer Rechte wird in der Regel nur auf beſtimmte Zeit erfolgen; während 
jemand im Zuchthaus ſitzt, wird er nicht Urlaub bekommen, um zu wählen. 

And ob er nachher noch beraubt bleiben ſoll, muß [er] doch wohl dazu fon- 

demniert ſein. Er halte dafür, daß Briegleb das rechte geſagt habe, und bis 

es ſolche Geſetze gibt, wollen wir lieber die paar Lumpen mitwählen laſſen. 

Zur Abſtimmung: | 

1. Soll es mit Mittermaier heißen: „Diejenigen, welche durch rechts— 
kräftiges Urteil ihrer politiſchen Rechte verluſtig erklärt worden find“? 
— Verworfen, 7 gegen 14. 

2. Soll es mit Mittermaier heißen: „Diejenigen, welche durch rechts— 
kräftiges Erkenntnis zu einer peinlichen Strafe, ſowie diejenigen, welche 
wegen Diebſtahls, Betruges, Anterſchlagung oder Zahlungsflüchtigkeit 
zu einer nicht bloß polizeilichen Strafe rechtskräftig verurteilt ſind“? — 
Nicht angenommen. 

3. Soll es mit Gülich heißen: „oder eines anderen nach der öffentlichen 
Meinung entehrenden Verbrechens“? — Verworfen. 

4. Soll es mit Wigard heißen: „welche durch rechtmäßiges Erkenntnis 
wegen eines gemeinen Verbrechens, z. B. Diebſtahls, Betruges oder 
Anterſchlagung, zu einer Zuchthaus, Arbeitshaus⸗, Feſtungsarbeitſtrafe 
oder zum Verluſt der bürgerlichen Ehren und Rechte verurteilt worden 
ſind“? — Verworfen. 

Soll es heißen wie der Entwurf lautet ohne das Wort „Ehre“ und ohne 
den Satz von der polizeilichen Aufſicht und während der Dauer derſelben? 
— Angenommen, 13 gegen 9. 

6. Soll es hinzuheißen wie im Entwurf „Ehre oder Rechte“? — Ver— 

worfen. 

7. Soll wie im Entwurf der Zuſatz: „oder zur Stellung unter polizeilicher 

Aufſicht, und zwar während der Dauer der letzteren“ angenommen 

werden? — Verworfen!. 


In betreff der Redaktion fand man mancherlei auszuſetzen. Waitz ſchlägt vor: 
Wegen der und der Verbrechen, welche Strafe auch auf fie folgt... die und die 
Strafen, auf welche Verbrechen ſie auch folgen. Ferner ſchlägt Beſeler vor, 
ſtatt bürgerliche Rechte zu jagen: ſtaatsbürgerliche Rechte. — Angenommen. 
Sofort bemerkt Mittermaier, daß es das gar nicht gibt, daß es in aller 


N 


Von Droyſen war geſchrieben worden: „angenommen“; dies iſt von Waitz (?) 
verbeſſert in: „verworfen NB.!1“, 
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Welt nicht vorkommt, daß jemand zu dieſem Verluſt anders als akzeſſoriſch 
bei anderen Strafen verurteilt wird. 

8. Soll mit Mittermaier der Zuſatz gemacht werden: „Stimmberechtigt 
jedoch ſind ſie, wenn ſeit der Verbüßung der erkannten Strafe oder durch 
Begnadigung herabgeſetzten oder ganz erlaſſenen Strafe ein zehnjähriger 
Zeitraum verfloſſen iſt oder der Verurteilte wieder befähigt erklärt 
worden iſt“? — Verworfen. 

9. Soll es heißen als Zuſatz: „ausgenommen diejenigen, welche wieder 

in ihre Rechte eingeſetzt find"? — Angenommen. 

8 3, 2. Briegleb bemerkt, daß wir auf dem beſten Wege find, das Straf⸗ 
geſetzbuch überflüſſig zu machen, denn nur dahin gehören die Folgen uner- 
laubter Handlungen. Beſeler: Es komme ihm die hier aufgeſtellte Strafe 
zu hart vor. Es ſind hier Entſcheidungen zu treffen, aber eben dieſe würden 
uns in eine üble Kaſuiſtik führen, und doch iſt hier etwas aufzuführen nötig. 
Mittermaier: Er ſtimme mit Beſeler, auch ſind ſolche Leute nach manchen 
Wahlgeſetzen nur auf beſtimmte Zeit ausgeſchloſſen. Auch wünſche er nicht, daß 
dies mit in den Paragraphen über die Anbeſcholtenheit gehöre. Endlich erinnere 
er, daß dies nicht bloß ſich auf Vergehen bei Wahlen zur Nationalverſammlung, 
ſondern auf alle Wahlen beziehe. Waitz: Er gebe gern zu, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmungen zu hart ſeien, aber ins Wahlgeſetz aufgenommen ſeien ſie doch 
eine würdige Mahnung. Abrigens ſollte er doch meinen, daß jemand, der ſich 
habe beſtechen laſſen, nicht bloß unſelbſtändig, ſondern namentlich ad hoc 
beſcholten ſei. Scheller: Wir haben überall wenig für die Wahlumtriebe 
vorgeſehen und doch zeigt unſere eigene Erfahrung, wie notwendig es iſt. In 
England geht es viel weiter, wird doch ſelbſt der Verkauf gewiſſer Kokarden 
bis 100 Pfund geſtraft. Der Entwurf hat ſich ſehr beſchränkt, vielleicht zu 
ſehr. Abrigens habe er nicht bloß die Wahlen zum Reichstag, ſondern alle 
Wahlen gemeint. Briegleb: Es iſt ein Schlag ins kalte Waſſer, dies hier 
aufzunehmen, denn ex officio wird ein Richter keine Anterſuchung auf dieſe 
Beſtimmung hin vornehmen. Denn das iſt hier kein Strafgefeg. Dahlmann: 
Ihm ſcheine dieſe Beſtimmung an einer gewiſſen Mangelhaftigkeit zu leiden, 
denn es wäre zu hart, das Wahlrecht für immer zu nehmen uſw. 

Es wird! in der Beratung des Wahlgeſetzes fortgefahren. Scheller legt 
eine andere Faſſung des 83 Nr. 2 vor, nämlich den Zuſatz: 

„Wegen dieſer Vergehen iſt von den zuſtändigen Strafgerichten auf. 
Verluſt des Rechtes zum Wählen für eine Dauer von drei bis zehn Jahren 
zu erkennen“. 

Tellkampf billigt dieſen Zuſatz, nur nicht den Anterſchied von drei bis zehn 
Jahren, da alle dieſe Vergehen gleicher Art ſind. Er vermiſſe einen Zuſatz, 
den Einfluß der Beamten betreffend. In Neuyork hätte ſich nach langen Miß⸗ 
bräuchen die Gewohnheit gebildet, dieſe Beamten abzuſetzen. Er ſchlage vor: 


„3. Diejenigen, welche ihre Stellung als Beamte zur Einwirkung auf die 
Wahlen mißbrauchen“. 


In der 131. Sitzung d. 9. Januar. 
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Mittermaier: Wir müſſen notwendig einen Satz haben, welcher die 
Schändlichkeit bei Wahlen mit der Strafe der Wahlentziehung beſtraft: 
„Ausgeſchloſſen werden die, die wegen folgender Vergehen des Wahl— 
rechts verluſtig erklärt worden ſind“; folgt dann ein eigener Paragraph 
über dieſe Vergehen. 

Schüler: Er ſtimme mit der Verbeſſerung von Scheller da die Faſſung im 
Entwurf weder genügend noch deutlich iſt. Es gehören dieſe Fälle sub 2 nicht 
unter die Beſcholtenheit, ſondern es iſt der poſitive Strafgrund und muß einen 
eigenen Paragraphen erhalten. Scheller: Es ſcheine nicht nötig, einen 
eigenen Paragraphen aus den Strafen zu machen wie Mittermaier will; 
natürlich gehöre nicht bloß Geld zum Erkaufen, ſondern auch Verſprechen, 
Vorteile⸗Anbieten uſw. [hieher], aber das wird dem Richter zu überlaſſen fein. 
Sowie demſelben auch überlaſſen bleibt, die ſchweren oder minder ſchweren 
Vergehen nach dem Strafmaß zu unterſcheiden, zu welchem Zweck ja eben 
der Anterſchied von drei bis zehn Jahren gelaſſen iſt. Daß übrigens dieſe Ver⸗ 
gehen weniger beſcholten machen ſollten als Diebſtahl oder Betrug, ſehe er 
nicht ein. Mittermaier: Er gehe in ſeiner Drohung noch weiter: Es ſollen 
auch diejenigen beſtraft werden, die Wahlzettel unterdrücken, vertauſchen uſw., 
wie in Naſſau und Preußen geſetzlich beſtimmt iſt. Hergenhahn: Er ſtimme 
dem im allgemeinen bei, beſonders weil in dieſem Antrag außer der Wahl- 
entziehung auch eine weitere Strafe beſtimmt wird, denn jene bloße Ehren- 
ſtrafe wirkt auf dieſe Art Menſchen nicht. Schüler: Schon aus dem, was 
Scheller angeführt, folgt, daß dies nicht in den Paragraphen der Beſcholten— 
heit gehört; allerdings werden die Menſchen hierdurch beſcholten, aber die 
Beſcholtenheit iſt nicht der Grund, ſondern die Entziehung des Wahlrechts 
ſelbſt iſt die Strafe. Scheller: Die Einwirkung der Beamten auszuſchließen, 
iſt ſehr ſchwierig; nur wo ſie ſich geſetzwidrigerweiſe einmiſchen, müſſen ſie 
beſtraft werden. Ebenſo wer die Wahlzettel verfälſcht uſw., mag er Beamter 
bei der Wahl ſein oder nicht, unterliegt allgemeinen Geſetzen über Fälſchung. 
Das Bedenken Hergenhahns gegen die Faſſung könne er anerkennen und 
dafür eine geeignete Faſſung vorſchlagen, aber noch andere Strafe als die 
Stimmentziehung ſcheine ihm nicht angemeſſen. Es würde die Notwendigkeit 
dieſer Strafen ein trauriger Beweis für die politiſche Anreife der Nation ſein. 
Waitz: Er finde keinen prinzipiellen Anterſchied zwiſchen Mittermaier und 
Scheller, nur des letzteren Faſſung beſſer. Namentlich ſei die Mittermaiers 
fo voll Detail, daß wenn, wie erklärlich, doch noch andere Formen des Miß- 
brauches vorkommen, dieſe durch die Spezifizierung ausgeſchloſſen zu werden 
ſcheinen. Unter anderem bezieht ſich Mittermaier auf ſchriftliche Ab— 
ſtimmung, die wir noch nicht angenommen haben, und gerade die Aufführung 
bei Mittermaier empfiehlt das mündliche Abſtimmen noch mehr. Abrigens 
wünſche er dieſe Beſtimmung hier zu laſſen, da wir doch nicht die ſchwierige 
Frage der Beſcholtenheit abmachen, ſondern nur ad hoc anwenden wollen. 

Schellers Vorſchlag lautet ſam Nande: lit. A]: 

„Diejenigen, welche des Rechtes zum Wählen rechtskräftig für verluſtig 
erklärt worden ſind. Wer bei Wahlen Stimmen erkauft, ſeine Stimme 
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verkauft, oder in mehr als einer Wahlverſammlung bei der für einen und 

denſelben Zweck beſtimmten Wahl ſeine Stimme abgegeben hat, iſt von 

dem zuſtändigen Strafgericht mit Verluſt des Rechtes zum Wählen für 
eine Dauer von drei bis zehn Jahren zu beſtrafen“. 

Mittermaier: Die Stimmzettel ſind freilich noch nicht angenommen, aber 
unter die Kategorie der Fälſchung ſolſcher würde das nicht gehören. Abrigens 
würde er, um ganz ſcharf zu beſtimmen, vorſchlagen: „für die nächſten oder 
die dann nächſten Wahlen“. Briegleb: Beide Vorſchläge zeigen, daß man 
im Begriff iſt, ein Strafgeſetz zu machen, das doch gewiß nicht in das Wahl: 
geſetz gehört, ſondern nur die Faſſung: 

„Diejenigen, welche .. . wegen übelen Verhaltens bei Wahlen ...“ und 
endlich: 

„Ausgeſchloſſen find diejenigen, denen das Wahlrecht durch rich ter⸗ 
liches Erkenntnis zur Strafe entzogen iſt“. 

Aber man kann zugleich und muß für die betreffenden Vergehen ein Otraf- 

geſetz erlaſſen, und man kann mit deſſen Entwerfung die Vorkommiſſion be⸗ 

auftragen. v. La ſaulx: Er ſtimmt dem von Scheller bei. Der Begriff der Be: 
ſcholtenheit iſt allerdings ſchwankend, aber es iſt bei den veränderten politiſchen 

Verhältniſſen notwendig, den Begriff der politiſchen Beſcholtenheit zu 

gründen. And wer an zwei Stellen wählt, iſt ebenſo ein Betrüger, ein Falſch⸗ 

münzer, wie der ſich erkaufen läßt. 

Zur Abſtimmung: 

1. Soll mit Briegleb nur geſagt werden: „Diejenigen, welche wegen Ver— 
gehens bei den Wahlen ihres Wahlrechtes verluſtig erklärt ſind“, und 
zwar mit dem Vorbehalt, daß die Kommiſſion ein Geſetz über die Ent⸗ 
ziehung des Wahlrechtes entwerfe? — Verworfen. 

„Soll es nach dem oben verzeichneten Antrag von Scheller heißen (ſiehe 
sub lit. A)? — Angenommen. 

„Soll mit Hergenhahn hinzugefügt werden: „außer den für Vergehen 
dieſer Art im Strafgeſetzbuch beſtimmten oder zu Uf Strafen“? 
— Angenommen. 

4. Soll die Entziehung des Wahlrechtes beſtimmt werden auf vier bis 

zwölf Jahre? — Angenommen. 

5. Soll es mit Tellkampf heißen: „Diejenigen Beamten, welche ihre 
Stellung zur Einwirkung auf die Wahlen mißbrauchen“? — Ange⸗ 
nommen. 

6. Soll dieſer Satz über die Wahlrechtsentziehung (8 3 Nr. . einen be⸗ 
ſonderen Paragraphen machen? — Angenommen. 


84. Reh: Er kann ſich mit der Anſicht dieſes Paragraphen nicht einver⸗ 
ſtanden erklären. Es iſt vorausgeſetzt, daß die aktiven Soldaten ſich in einem 
Zuſtand der Abhängigkeit befinden, der ſie nicht frei wählen läßt. Aber 
wichtiger iſt, daß damit die Scheidung von Militär und Zivil erneut iſt. So⸗ 
dann iſt eine Zurückſetzung für die dienenden Staatsbürger darin, die nicht 
zu rechtfertigen iſt. Endlich wird man dafür ſorgen, daß die Soldaten den 
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politiſchen Intereſſen mehr und mehr entzogen werden. Endlich möchte damit 
den übelwollenden Fürſten ein Mittel zu arger Einwirkung gegeben ſein, denn 
es brauchte die Regierung nur in einem mißliebigen Wahldiſtrikt die Landwehr 
zur Wahlzeit unter die Waffe rufen. Zell: Er ſchließe ſich dem an; dieſer 
Paragraph würde nur großes Odium erregen und er wäre doch bei unſerer 
künftigen Kriegsverfaſſung unnötig, wenigſtens für gewöhnlich. Denn bis zum 
fünfundzwanzigſten Jahr hat man ſeinen Dienſt abſolviert. Welche Gefahr 
aber könnte entſtehen, wenn die Soldaten wählen? Vielleicht ſind ſie weniger 
unabhängig, aber er wolle gerade auch dieſes Element im Volk bei der Wahl 
vertreten ſehen. Das Heer ſoll nicht von ſeinem Bürgerrechte ausge— 
ſchloſſen fein. Tellkampf: Es ſollte mit dieſem Paragraphen ein Fall ge- 
troffen werden, der gar nicht getroffen iſt, nämlich der, wo Truppen, um gewiſſe 
Wahlen zu erzielen, an beſtimmte Orte verlegt werden. Aber dagegen iſt die 
Beſtimmung über die feſten Wohnſitze (8 1). Waitz: Er halte dieſen Para- 
graphen für durchaus richtig, mag er auch nicht häufig zur Anwendung 
kommen, da die regelmäßige Dienſtzeit mit fünfundzwanzig Jahren endet. 
Aber ſowie ein außerordentliches Aufgebot ſtattfindet, treten die älteren 
Altersklaſſen in Dienſt, und dann bekommen ſie eine ganz andere Stellung, 
als vorher das Heer hatte; denn dann werden ſolche Landwehrmaſſen an dem 
Orte ihres Domizils einen großen Einfluß haben. Nun iſt die Frage von dem 
Domizil ſchwierig. Aber er glaube, daß ſelbſt die temporäre Garniſon als 
Domizil gilt. Sind dann etwa 10 000 Mann Oſtpreußen in Bonn, ſo be: 
rauben ſie förmlich dieſen Ort ſeines Wahlrechtes. Endlich meine er gegen 
Reh, daß der Soldat im Dienſt ſich nicht um Politik kümmern, ſondern ſich 
davon möglichſt fern halten ſolle, beſonders aber in ſolchen Zeiten, wo ein 
außerordentliches Aufgebot ſtattgefunden. Man darf von dem Geiſt, ja von 
der Vaterlandsliebe der Armee erwarten, daß ſie hierin keine Beeinträch⸗ 
tigung ihres politiſchen Rechts erblickt. Mittermaier: Er ſtimme Reh bei, 
und zwar aus dem Grunde, weil er ſehe, daß kein einziges neues Wahlgeſetz in 
Deutſchland die Soldaten ausſchließt. Es iſt ſehr ſchlimm, die Soldaten auszu⸗ 
ſchließen, denn dann beſchäftigen ſie ſich in den Winkeln mit der Politik und 
fallen den Demagogen anheim. Der Hauptgrund aber ſei ihm, daß kein 
neueres Wahlgeſetz die Truppen ausſchließe. Beſeler: Er ſei entſchieden mit 
Reh. Er fürchte, daß wir aus kleinen Zweckmäßigkeitsgründen um ein großes 
Prinzip kommen. And was find das für Gründe? Hat jemand da, wo er zu⸗ 
fällig auf ein Dorf hin verlegt wird, dort ſeinen feſten Wohnſitz? Außerdem 
iſt hervorgehoben, daß künftig unſer Heer nicht älter als fünfundzwanzig Jahr 
iſt, und wird die Landwehr einberufen, fo wählen fie, und wenn dann der Spieß⸗ 
bürger etwas geniert wird, was tut es? And nun gar Gemeine und Unter- 
offiziere unterſcheiden? In Preußen würde man ſich ſehr über dieſen Para⸗— 
graphen wundern, iſt der Anterſchied eben nicht jo groß, und der Gemeine 
fühlt ſich wahrlich nicht ſchlechter, gewiß nicht fo, daß er um politiſche Rechte 
gebracht wird. Man ſagt, das Heer ſoll ſich nicht um Politik kümmern. Dafür 
haben wir ein Grundrecht aufgeſtellt, was ausreicht. Aber dies große Recht 
ihm beſchränken darf man nicht. Welcker: Er ſtimme dem bei. Er wünſcht 
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gerade, daß ſich die Soldaten mit der Politik befaſſen, damit wir keine Prä⸗ 
torianer bekommen, die gegen die rebelliſchen Bürger ſich mit Vergnügen 
brauchen laſſen. Nur wenn die Soldaten dumm ſind in politiſchen Dingen, 
laſſen fie ſich von Wühlern verderben. v. Laſaulx: Ich habe meine politiſchen 
Studien in Griechenland und Rom gemacht, und da finde ich, daß gerade das 
Alter der Wehrpflicht das Alter der Wahlberechtigung war und nur Wahl⸗ 
recht hatte, wer wehrhaft war. And überſchaue er die letzten Monate, ſo finde 
er, daß der Geiſt der Armee das einzige Erfreuliche ſeit den Märzerrungen⸗ 
ſchaften war, und die Armee, die einiger war als die Nationalverſammlung, 
die die Einigung machen ſollte, dürfe nicht ausgeſchloſſen werden. Auch finde 
er, daß die Armee in dem Parlament vertreten werde, und die Mitglieder 
der Nationalverſammlung aus den vertierten Söldlingen ſind nicht die 
ſchlechteſten. Aus dieſen Gründen und den von Waitz angeführten wünſche 
er dies Wahlrecht der Armee, damit die Regierung da, wo korruptierter Geiſt 
iſt, das Mittel habe, die ſogenannte öffentliche Meinung, die nichts iſt als die 
öffentliche Torheit, zu verbeſſern. 
Soll der Paragraph angenommen werden? — Geſtrichen. 

Soll mit Tellkampf hinzugefügt werden: „Bei Kriegern, deren Gar⸗ 

niſon in den letzten drei Monaten vor der Wahl verlegt worden iſt, ruht das 

Wahlrecht“? — Verworfen. 


§ 5. Beſeler: Er habe hier einen Zuſatz zu beantragen, der vielleicht viel 
Aufſehen machen werde, nämlich den, daß alle Staatsbeamten, die als Richter 
angeſtellt ſind, nicht zu wählen ſeien. Denn wie wir jetzt den Richterſtand 
geſtellt haben, muß er durchaus den politiſchen Dingen fern gehalten werden, 
wie wir dies bereits im Reichsgericht angenommen haben. Auf dieſe Weiſe, 
hoffe er, erreichen wir etwas für unſer deutſches Weſen, was ſehr wichtig iſt. 
Freilich wird damit dem Volkshauſe bedeutende Intelligenz entzogen, und 
ſelbſt das Gutachten der Richter kann oft wichtig ſein. Aber dafür iſt das 
Reichsgericht, und die Anwälte werden jene Lücke reichlich erſetzen, beſonders 
da deren Bedeutung immer größer werden wird. And ſcheint es, daß wir die 
Richter hiermit zurückſetzen, ſo iſt ebenſo gewiß, daß wir deren Stellung nur 
noch höher machen durch dieſe Beſtimmung. Er ſage: „Beamte, die als 
Richter uſw.“, und meine damit, daß nicht Mitglieder eines Handels⸗ und 
Fabrikgerichts ausgeſchloſſen ſeien. Ahrens: Er gehe im Prinzip noch viel 
weiter und wünſche, daß gar keine Beamte im Volkshauſe ſeien. Denn das 
Volkshaus ſolle beſonders eine Kontrolle über den ganzen Staatshaushalt 
führen, und dazu ſind Angeſtellte am wenigſten geeignet. Es kommen noch 
andere praktiſche Gründe dazu. Es hat Stände gegeben, faſt nur aus Beamten 
beſtehen, und die Folge war Verſchwendung in den Finanzen. Man hat 
dies in Belgien erlebt und es endlich dahin gebracht, daß die Beamten durch 
Geſetz ausgeſchloſſen ſind. And die Folge iſt geweſen, daß von 110 Millionen 
10 Millionen Erſparniſſe gemacht ſind. Er wünſche, daß im Staatenhauſe 
deſto mehr Beamte ſein mögen. Schüler: Ahrens ſei nicht weiter gegangen, 
ſondern habe ein ganz anderes Prinzip aufgeſtellt als Beſeler, der die Aus⸗ 
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ſchließung aus Rückſicht auf den Nichterſtand vorgeſchlagen, während Ahrens 
im Intereſſe der Vertretung ſo vorgeſchlagen. Er habe bewieſen, daß wir 
keinen Grund haben, Beamte ins Volkshaus zu bringen, aber nicht, daß wir 
Grund haben, fie auszuſchließen. And die Präſumtion iſt für das Recht. Will 
das Volk, ſo wähle es Beamte, obſchon es gewiß böſe Erfahrung genug ge— 
macht haben wird, es künftig behutſamer zu tun. Wir wollen nicht uns nach 
den Erfahrungen von Belgien richten. Aber auch die Ausſchließung der 
Richter billige er nicht. Man glaube nicht, daß man die Richter dadurch hebe, 
daß man ihnen das wichtigſte politiſche Ehrenrecht entziehe. Er fürchte, daß 
man bald nur ſolche Richter finden werde, die ihr Amt für Geld ſuchen. Man 
darf erwarten, daß Richter ihr Amt und ihre politiſche Stellung zu ſcheiden 
wiſſen werden. Jedenfalls ſcheinen die üblen Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, nicht hinreichend zu dieſer Ausſchließung. Mittermaier: Die Anſicht 
Beſelers hat eine große Autorität für ſich: Den Lord Brougham. Dennoch 
würde er es für bedenklich halten. In einer Landesverſammlung wird dies 
wohl nicht durchgehen, warum ſollen wir damit anfangen? Dann habe er noch 
beſondere Gründe: Wir würden dem öffentlichen Dienſt große Nachteile zu⸗ 
fügen. Aber viele Verhältniſſe muß man als Richter Erfahrungen gemacht 
haben, um richtig zu urteilen. Die Beamten anlangend, beklagten ſeine Freunde 
aus Belgien dies verfluchte Geſetz, das ihnen alle Intelligenz aus den Kammern 
ausſchließe. And jene Erſparniſſe ſind wieder Gegenſtand der bitterſten 
Klage: Sie haben Dummheiten, Gott verzeih mir, gemacht und ſogar die 
für ſie wichtige Marine abgeſchafft aus bloßer Rückſicht auf die Sparſamkeit. 
Tellkampf: Auch er würde auf Broughams Anſicht nicht großes Gewicht 
legen, denn es iſt bekannt, daß er ſelbſt am wenigſten Integrität hat. Gerade 
die unabhängige Stellung der Richter iſt uns um fo wichtiger, da wir jo wenig 
durch ihr Vermögen unabhängige Perſonen haben. And gar alle Beamte: 
Wo es üblich geworden, ſie auszuſchließen, findet man große Anwiſſenheit und 
beſonders Schwatzhaftigkeit; man hat da deſto mehr Advokaten, die alles ein- 
ſeitig anzuſehen gewohnt ſind. Waitz: Er wolle nur gegen Beſeler ſagen, 
daß auch ihm peinlich das eingewandt werden könne, was vorher Beſeler 
gegen ihn und feinen 84 eingewandt hat. v. Sommaruga: Er ſei ſelber Richter 
und könne daher intereſſiert zu ſprechen ſcheinen uſw. Die Verhältniſſe hier 
und [in] England find doch nicht gleich. Der Richter hat am meiſten Zivilrechts⸗ 
pflege, wo die Politik gar nicht einwirkt, und die Kriminalrechtspflege wieder 
fällt künftig überwiegend mit den Geſchworenen zu, und konſequent müßte 
man dieſe gar ſehr ausſchließen, und mehr noch die Profeſſoren, denen die 
Jugendbildung anvertraut iſt, welche man doch von politiſchen Einflüſſen ent⸗ 
fernt halten ſoll. Welcker wünſcht die ſchweinsledernen Richter nicht von der 
Bewegung des politiſchen Lebens entfernt; es wäre nur ein Anlaß, Beamte 
zur Feindſchaft gegen die politiſche Freiheit zu bringen. Abrigens ſeien ihm 
die Richter als Gegengift gegen die ſehr ſchätzbaren advokatiſchen Elemente 
wichtig. Scheller: Er würde es für ein großes Anglück halten, wenn man den 
Richterſtand mit der levis macula der Ausſchließung behaftete, die ihn 
geradezu verknöchern würde. Der Nichterſtand iſt der unabhängigſte im ganzen 
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Staate, unabhängiger als der reichſte Mann, denn der muß auf ſein Vermögen 
Rückſicht nehmen. Es iſt auch kein Grund vorhanden, Richter auszuſchließen, 
wenn das Volk Vertrauen zu ihnen hat. Vielmehr iſt es recht, daß Richter 
ſich auf ehrenhaftem Wege Vertrauen erwerben. Auch iſt Beſeler hier ein⸗ 
mal nicht konſequent, und man möchte glauben, daß er andere Gründe hat, 
als er geſagt, denn er will die Handels- und Fabrikrichter nicht ausſchließen. 
Alſo, er finde weder Konſequenz noch Weisheit, ſondern große Gefahr darin, 
wenn man den Stand ausſchließe, den man hierdurch brandmarken würde, 
während man die gemeinen Soldaten auszuſchließen als kleinlichen Zweck⸗ 
mäßigkeiten folgend bezeichnet hat. | 

Beſeler! wird mit Verteidigung des Entwurfes vom Oberhaupt und 
Reichsrat beauftragt und nimmt dagegen ſeinen Antrag auf Ausſchluß der 
Richter von der Wählbarkeit zurück. 

Dagegen beantragt Tellkampf: 

„Kein Landwehrmann ſoll Neichswehrdienſt tun zur Zeit der Wahl, außer 
während des Krieges und der öffentlichen Gefahr“. — Abgelehnt. 
Nunmehr beantragt derſelbe Herr Tellkampf: 

„Die Wähler ſollen ſowohl am Wahltag als auch auf dem Wege zu und 
von dem Wahlorte vom Schuldarreſt frei ſein“. — Zurückgenommen. 


§ 5. Schüler beantragt den Abſtrich des Satzes 1: 
„in einem deutſchen Staate das Staatsbürgerrecht beſitzt“. — Ange— 
nommen. 
Wigard beantragt das fünfundzwanzigſte Lebensjahr. — Angenommen. 
Im übrigen wird 85 angenommen. 


86. Scheller ſchlägt vor, nach 86 zu ſetzen: 
„Wer das Recht zum Wählen in einem Wahlbezirke in Anſpruch nimmt, 
muß in demſelben ſeinen Wohnſitz haben. Er darf jedoch nur an einem Ort 

wählen“. 

Schüler proponiert, die Wahlbezirke ohne Rückſicht auf die Grenzen der 
Einzelſtaaten feſtzuſtellen. — Verworfen. 

Beſeler bemerkt, der § 6 habe augenſcheinlich direkte Wahlen im Sinn, 
man ſolle dies ausſprechen. Er ſei für direkte Wahlen. v. Rotenhan iſt für 
indirekte Wahlen, zumal in 82 der Zenſus weggefallen iſt. Detmold des— 
gleichen unter Berufung auf die preußiſche Verfaſſung. Rießer wäre für 
direkte Wahlen, ſofern man abſolute Majorität erfordern könne. Er wünſcht 
erörtert, ob dies möglich, ohne die Wahloperation in untunlicher Weiſe zu 
verweitläufigen. Scheller: Er werde zu §2 ein Minoritätserachten ſtellen 
im Sinn der Wiederherſtellung der Nr. 6. Für den Fall die Nationalver⸗ 
ſammlung die Nr. 6 nicht reſtituiere, behalte er ſich vor, zu §S 6 ein Minoritäts⸗ 
erachten auf indirekte Wahl zu ſtellen. Briegleb behält ſich vor, die Ein⸗ 
ſchaltung der Worte: „und Staatenverbände“ hinter den Worten: „In jedem 
Einzelſtaat“ bei Beratung des 8 I nachträglich in Antrag zu bringen. Vor⸗ 


In der 132. Sitzung d. 15. Januar. Das Protokoll dieſer Sitzung hat Briegleb ge⸗ 
ſchrieben. Droyſen war am 14. Januar erkrankt. Vgl. das „Tagebuch“. 
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behalt zugeſtanden. Der erſte Satz wird angenommen, salva redactione, da 
das Wort, wirklichen“ beanſtandet und eine Bezugnahme auf die legte Volks⸗ 
zählung verlangt wird. Die weitere Abſtimmung wird ausgeſetzt. 

Der Präſident refumiert! die Stellung der Diskuſſion. Wir ſeien an 86 
Abſchnitt 2. Waitz bemerkt, daß die Diskuſſion über § 6 abgetan, nur 810 
bleibe zu erörtern. Es frage ſich, ob abſolute oder relative Majorität erforder⸗ 
lich. In Frage ſei die praktiſche Ausführbarkeit. Es müſſe an verſchiedenen 
Orten gewählt und erſt ſpäter könne das Nefultat verglichen werden. Dann 
zeige ſich das Bedürfnis der Wiederholung, und es bedürfte dafür Vor⸗ 
kehrungen. Bei kleinerer Zahl an einem Orte ſei dies nicht fo angetan. Nießer: 
Verlange Majorität der Wählenden, es müßten aber alle Wahlberechtigten 
zuſammengenommen werden. Spätere Wiederholung der Wahl werde Anlaß 
fein, daß die Erſchienenen weniger und nicht die früher Erſchienenen ſeien uſw. 
Ein Minimum von Stimmen ſei das einzige Auskunftsmittel. Welches? Da- 
rüber ließe ſich verhandeln. Nach ſeiner Erfahrung ſei es auf 3000 Stimmen 
feſtzuſetzen, nicht mehr (in Holſtein auf 70 000 Bevölkerung 6000 Wähler). 
v. La ſaulx iſt prinzipiell für indirekte Wahlen. In einer Stadt ſeien direkte 
möglich, auf dem Lande unpraktiſch. Es ſei, als wolle man die Generale von 
den Gemeinen wählen laſſen. Sie könnten die Anteroffiziere, dieſe die Offi⸗ 
ziere, dieſe die Generale wählen. So analog bei den Wahlen. Wollte man 
direkte Wahlen, müſſe man Minoritäten gelten laſſen gegen das Prinzip, den 
wirklichen Volkswillen zu ermitteln. Alſo müſſe man darauf verzichten. Tell⸗ 
kampf beſtreitet die phyſiſche Anmöglichkeit auf dem Lande. Es komme auf 
die Wahlbezirke an. In den Vereinigten Staaten ſei die Bevölkerung noch 
dünner und es gelinge doch. Freilich jeder der Bezirke ſehr klein. In anderer 
Hinſicht ſeien die Wahlmänner nicht fähiger zu wählen als die Landleute in 
Arwahl. Aber die abſolute Mehrheit könne er nach eigener Erfahrung nicht 
urteilen. Die ihm bekannten Wahlen haben nur relative Majorität zur Baſis 
gehabt. Er wiſſe nicht, ob abſolute Majorität durchführbar. Eine große Menge 
erſcheine nicht. Sobald man eine große Zahl an die Wahlurne gebracht, habe 
ſich ein anderes Reſultat ergeben uſw. Ahrens fordert im Prinzip abſolute 
Majorität, aber die Lage der Dinge bei uns laſſe es nicht zu. In Belgien 
große Städte, in Deutſchland nicht. Daher relative Majorität mit Minimum. 
Laſaulrx' Bedenken höben ſich leicht. Reh will direkte Wahlen; abſolute 
Majorität; aber unmöglich. Rießer verlaffe das Prinzip, wenn er nur die 
Erſchienenen zähle. Aber 8 10 gebe die Entſcheidung durch relative Majorität 
ſchon beim erſten Skrutinium. Er wolle das aber erſt beim zweiten, beim 
erſten abſolute. Jenes aber, da ſonſt Zwang gegen die Wählenden geübt 
würde, einem die Stimme zu geben, damit nur eine Wahl heraus komme. 
Man würde ſich ſchon zur zweiten Wahl verſtändigen, daher auch kein Mini⸗ 
mum erforderlich. Es könnte dadurch ſelbſt alle Wahl verhindert werden. 
Rießer bleibt bei ſeiner Meinung, trotz der praktiſchen Schwierigkeiten. 
Wären ſie in der Tat unüberwindlich, ſo würden Beſchränkungen eintreten 


In der 133. Sitzung d. 16. Januar. Das Protokoll dieſer Sitzung iſt von Detmold 
geſchrieben. 
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müſſen. In England wäre ein anderer Modus. Wir werden allmählich auch 
dahin kommen, daß nur zwei ernſte Kandidaten auftreten. Aber nur die Er⸗ 
ſchienenen ſeien zu rechnen. Daher kein Minimum, damit nicht die Nicht⸗ 
wählenden eine Wahl unmöglich machen können. In Frankreich ſei die Wahl⸗ 
art anders, nicht in mehreren Diſtrikten, ſondern mit vielen Namen auf einem 
Zettel. Daher ſei es hier ausführbar. Die Erfahrungen für unſer Parlament; 
in Hamburg und Frankfurt abſolute Majorität, auch wohl anderswo. Die 
Leute ſollen es lernen, damit ſie ſich auf niemand ſteifen, der nicht durchzu⸗ 
ſetzen. Von einem Zwang (mit Reh) könne nicht die Rede fein. Detmold 
tritt dem bei, hält es aber für unausführbar. Nehs Vorſchlag ſei keine Aus⸗ 
hilfe. Die kompakte Minorität werde bei der zweiten Wahl ſiegen. Waitz' 
Vorſchlag erfordere ſtatiſtiſche Erhebungen. Die Zahl ſei größer (in Han⸗ 
nover) als Waitz meine. Ein Bruchteil dieſer Zahl ſei dann feſtzuſetzen. Auch 
die Zahl der Wähler ſei dann auch zu beſtimmen, wenn eine Wahl gelten ſoll. 
Mittermaier meint, von 100 000 ſeien 12 000 zu rechnen. Teilgenommen 
haben oft nur 2000, 1800. Davon ließ ſich eine abſolute Majorität erwarten; 
aber weiter nicht. Rehs Vorſchlag fer nicht annehmbar. Man ſolle nur eine 
Wahl mit Minimum (/ der Erſchienenen) als entſcheidend feſtſetzen. Zell 
für abſolute Mehrheit; es werde politiſch bilden. Aber die Bedenken bei 
Schwierigkeiten. Es müßte durch Wahlregeln (engere Wahlen) geholfen wer- 
den. Dann reichten zwei Wahlen aus. Oder es ſeien doch engere Wahlen für 
einen dritten Akten [ſo] vorzuſchreiben. Ausführung leicht. Tellkampf rekapi⸗ 
tuliert die Möglichkeiten der Zukunft, verglichen mit den Vereinigten Staaten, 
und hat noch einiges hinzuzuſetzen, was aber ſchon vorkam oder dem Schrift: 
führer zerfloß. Scheller würde dem § 10 hinzufügen: 

.. doch iſt dieſelbe nicht zu beachten, wenn fie nicht wenigſtens 1/ 3 der 
Stimmen aller derjenigen, welche ihre Stimmen bei der Wahlverhandlung 
abgegeben haben, für ſich hat“. 

Gülich gibt in entſprechender Weiſe ſeine Meinung. Diejenigen, die ab⸗ 
ſolute Majorität wollten, ſeien inkonſequent, wenn ſie dieſe nach den Wählen⸗ 
den, nicht nach den Wahlberechtigten beſtimmten. Die Präſumtion der Zu⸗ 
ſtimmung ſei willkürlich. Weitere Ausführungen über die Schwierigkeiten. 
Eventuell würde er ſich Zell anſchließen. Fälle, wo nur relative Majorität 
erfordert werde, würde er herzählen können. Beſeler verlangt für die erſte 
Wahl abſolute Mehrheit. Sie werde ſich finden. Sonſt neue Wahl. Dann für 
Zell. Reh hat Bedenken gegen den Zellſchen Vorſchlag: Der Gewählte 
habe die Stimmen zum Teil durch Zwang. Daß die Minderheit den Ausſchlag 
gebe, werde doch nicht vermieden. Man könne nicht zwingen, zu erſcheinen. 
Ahrens bezweifelt nicht mehr die Ausführbarkeit des Rießer⸗Zellſchen 
Syſtems. Es komme auf die Ausdehnung der Zahl der Wahlbezirke an. Det⸗ 
mold will bei direkter Wahl durchaus abſolute Majorität, wobei eventuell 
die Rießer⸗Zellſche Aushilfe nötig, wie auch bei indirekten Wahlen in allen 
Wahlgeſetzen vorgeſchrieben. Nießer, ſich dem anſchließend, ſucht noch weiter 
die gegen ihn erhobenen Bedenken zu beſeitigen. Beziehung auf ſeine eigene 
Wahl zur Veranſchaulichung. Er würde nicht gewählt ſein, wenn relative 
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Majorität Ausſicht gehabt, mit ihrem Kandidaten durchzudringen. Tell: 
kampf läßt ſich noch ein Bedenken heben. Hergenhahn macht auf die 
Schweizer Wahlart aufmerkſam, die der Zell-Nießerſchen entſpreche. 

Präſident reſümiert und macht Vorſchläge für die Abſtimmung. Schüler 

zur Frageſtellung. Dann Waitz, Gülich, Reh, denen der Präſident ant— 
wortet, von Waitz bekämpft. Die Fragen werden ſo geſtellt: 

1. Direkte Wahlen? — Angenommen mit 15 Stimmen (Verleſung der An⸗ 
träge). 

2. Zellſcher Antrag: ... abſolute Stimmenmehrheit „Wenn bei dem 
erſten und zweiten Wahlverſuche eine abſolute Stimmenmehrheit ſich 
nicht herausgeſtellt hat, ſo ſollen die zwei Kandidaten, welche in letzter 
Wahl die meiſten Stimmen hatten, zur engeren Wahl geſtellt werden“. 
— Mit 11 gegen 11 abgelehnt. 

3. Ahrens' Antrag: „Findet bei der erſten Abſtimmung keine abſolute 
Mehrheit ſtatt, ſo wird in einer an einem ſpäteren Tage anzuberaumen⸗ 
den Wahl unter den beiden Kandidaten gewählt, welche bei der erſten Ab⸗ 
ſtimmung die meiſten Stimmen erhalten haben“. — Abgelehnt. 

4. Rehs Antrag: „Die Wahl erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit; 
wird dieſe jedoch im erſten Skrutinium nicht erzielt, durch einfache 
Stimmenmehrheit aller in einem Wahlbezirke abgegebenen Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los“. — Ebenſo abgelehnt. 


Unterbrochen durch die Erklärung des Herrn Schüler, er habe ſich geirrt. 
Daher neue Abſtimmung über Zells Antrag, der dann mit 15 Stimmen an- 
genommen wurde. 


5. „Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los, wo es nötig werden kann“? 
— Ohne Widerſpruch angenommen. 


Man kehrt zu 8 6zurück, Abſchnitt 2. Zell ſchlägt vor: „zum Zweck direkter 
Wahl“. Waitz dagegen, es drücke der Satz alles aus. Nur neuer Paragraph 
ſei zu bilden. Beſeler ſchlägt vor: „direkte Wahl“ loco congruo anzubringen. 
Briegleb tritt bei. Wigard mit Waitz rückſichtlich des beſonderen Para- 
graphen. Reh wie Beſeler. Darauf unter dieſer Vorausſetzung der zweite 
Abſatz einſtimmig angenommen. Briegleb will „die Staatenverbände“ bei- 
gefügt wiſſen. Wird vorbehalten. 


87 ſcheint ohne Diskuſſion angenommen. Aber v. Rotenhan erhebt das 
Bedenken: Wie wenn weniger als 50000 mehr? Ahrens und Briegleb zur 
Verſtändigung: Der kleinere Aberſchuß müſſe repartiert werden. Tellkampf 
bekämpft wieder den 87 und 8 im ganzen, wegen des Prinzips: Man ſolle bei 
100 000 ſtehen bleiben. Briegleb bemerkt ihm, das ſei das verworfene, von 
Schüler beantragte Prinzip. Ebenſo Nießer. Waitz: Bei kleineren von 
z. B. 180000 komme es in Betracht, bei größeren weniger. Noch einmal 
Tellkampf. Sein Antrag wird verworfen. Dann der §7 angenommen. Die 
Modifikation im Sinne v. Notenhans ſoll beigefügt werden. (Worauf ge- 
ſchloſſen.) 
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88 des Wahlgeſetzes!. Nießer bemerkt, daß er für feinen Wahlbezirk dieſe 
Faſſung beklagen müſſe, doch ſich füge. Doch mache er darauf aufmerkſam, 
daß nach § 14 die Regierungen die Wahlbezirke machen, daß alſo die ſchles⸗ 
wig«⸗holſtein⸗lauenburgiſche Regierung in den Stand geſetzt ſei, Lauenburg 
an mehrere Wahldiſtrikte in Holſtein zu verteilen und ſomit ganz zu aneantieren, 
wenn nicht das Reich da interponiere. Er würde wünſchen, daß man die 
Seelenzahl auf 40 000 hinabſetzte. Waitz: Es ſei doch zu erwarten, daß in 
betreff des Wählens Staatsverträge gemacht würden, die die kleineren Terri⸗ 
torien decken. Die Seelenzahl zu mindern, ſcheine nicht gut, wegen der Aber⸗ 
ſchüſſe von 50 000 Seelen. Abrigens könne er es nicht gut finden, durch dieſe 
Minderungen den kleinſten Staaten ein Privilegium auf ihre Kleinheit zu 
geben. Scheller: Es ſei gewiß nicht geraten, durch Begabung kleinſter 
Staaten mit einem Vertreter im Volkshauſe in Widerſpruch mit unſerem 
Staatenhauſe zu treten. Man muß entweder jeden Staat vertreten laſſen oder 
bei dem Prinzip von 50 000 bleiben, wir kommen ſonſt mit uns ſelbſt in 
Widerſpruch. Briegleb wünſcht, doch bei den 40 000 ſtehen zu bleiben, denn 
es ſteht dieſer § 8 nicht in Zuſammenhang mit der Aberſchußberechnung. Ihn 
beſtimme nicht das Intereſſe ſeines Ländchens, ſondern es rückt ihm ſein hei⸗ 
miſches Verhältnis nur die Sachlage näher vor die Anſchauung; denn Ko— 
burg iſt mit Gotha nur durch Perſonalunion verbunden.? Beſeler erinnert 
an die Ausſicht auf ein kleineres Volkshaus, wenn Oſterreich nicht einträte. 
Man könne vielleicht überhaupt unter 100 000 gehen, auch wohl jeden Staat, 
auch den kleinſten, vertreten laſſen, da einmal der Schülerſche Antrag ver- 
worfen. Wolle man das nicht, ſo ſeien die beſtehenden Verhältniſſe zu berück⸗ 
ſichtigen und ſo auf 40 000 herunterzugehen, damit auch die Ausnahme für 
Lübeck ausfalle, und Lauenburg und Koburg Aufnahme finden. Wigard: 
Man verlaſſe das Prinzip, fördere wieder die Kleinſtaaterei, ſetze ſich dem 
Vorwurf aus, der Ausſchuß habe partikulariſtiſche Rückſichten ſeiner Mit⸗ 
glieder in Rechnung gebracht. 8 8 ſei daher feſtzuhalten. Die Rückſicht auf 
Oſterreich werde überhaupt große, auch andere Veränderungen veranlaſſen, 
könne daher nicht entſcheiden. Hergenhahn: Die in der Reichsmatrikel nicht 
namentlich zuſammengelegten (ohne daß man eine Einwohnerzahl nenne) 
ſollten einen Abgeordneten ſenden. Briegleb weiß, daß in den kleinen Staaten 
der Wunſch lebhaft iſt, in andere Zuſtände überzugehen. Man brauche nicht 
in dieſer Art noch zu helfen. Gegen Wigard bemerkt er, daß er nur aus all⸗ 
gemeinen, nicht partikulariſtiſchen Geſichtspunkten rede. Das Schülerſche 
Prinzip ſei einmal noch nicht durchzuführen und daher den anderen Verhält⸗ 
niſſen Rechnung zu tragen. Tellkampf gegen Kleinſtaaterei und Übertragung 
des Geſichtspunktes des Staatenhauſes in das Volkshaus. Die Rückſicht auf 
Oſterreich ſei noch zu früh. Ahrens ſchließt ſich dem an. Man habe ja ſogar 
beim Staatenhauſe zuſammengelegt. 

Präſident reſümiert die Gegenanträge. Scheller ſpricht noch über die 


1 In der 134. Sitzung d. 17. Januar. 
2 Von hier an hat das Protokoll der Sitzung Detmold geſchrieben. 
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Reichswahlmatrifel als etwas Veränderliches und deswegen nicht in das 
Geſetz Aufgenommenes. Abſtimmung: 

1. Hergenhahns Vorſchlag? — Abgelehnt. 

2. 40 000 Seelen? — Abgelehnt. 

3. 50 000 Seelen? — Angenommen. 

4. Lübeck ſoll gleichgeſtellt werden? — Abgelehnt. 


8 9 ohne Diskuſſion — angenommen. Reichsmatrikel ſpäter zu behandeln. 
8 10 iſt erledigt (bei 8 6). 


Tellkampf bringt den Zuſatzparagraphen: „Die Wahlregiſter“ zur Sprache 
und beſchreibt die amerikaniſchen Zuſtände, die ſich darauf beziehen. Das eng⸗ 
liſche registry law ſei nicht durchzuführen geweſen uſw. Scheller: Man habe 
das Speziellere den Einzelſtaaten überlaſſen wollen. Die Notwendigkeit der 
Regiſter gebe er zu. In wohlorganiſierten Staaten werden fie nicht fehlen. 
Bleibende Wahlliſten mit möglichen Abänderungen ſeien nicht durchzuführen, 
es ſeien konkrete bei jeder Wahl aufzunehmen. Beſeler: Tellkampf ſei miß⸗ 
verſtanden, da von Stammliſten nicht Rede geweſen. Die Sache ſei enf- 
ſchieden Bedürfnis. Auch in Deutſchland ſeien nicht überall Liſten geweſen. 
Ahrens, durch Erfahrungen in Belgien überzeugt, trete dem durchaus bei. 
Waitz ebenſo; er wünſcht eine Beſtimmung derart aufgenommen, nur mit einer 
ausgedehnten Vollmacht für die Subkommiſſion. Tellkampf: Gegen die Miß⸗ 
verſtändniſſe. Den Einzelregierungen es zu überlaſſen, dagegen die Erfahrung 
von England. Scheller nimmt ſeinen Widerſpruch zurück. Gülich dagegen: 
Habe man Wahlliſten, müſſe man Stellvertreter wählen. Vielfacher Wechſel 
mache zu wiederholt neue Wahlliſten nötig. Das gehe fo ſchnell nicht. Nekla⸗ 
mationen müſſen erhoben und erledigt werden können uſw. Zell trägt auf 
Schluß an und behält ſich ein Amendement zu § 14 vor. Abſtimmung: 

8 9a nach Tellkampfs Antrag: 

„In jedem Wahldiſtrikte werden die Namen aller Wähler in Regiſter 
eingetragen. Dieſe Negiſter werden gedruckt und in allen Bezirken der 
Wahldiſtrikte zur Berichtigung an öffentlich bekannt zu machenden Orten und 
Tagen aufgelegt. Kurz vor dem Wahltage werden dieſelben geſchloſſen. 
Nur diejenigen Perſonen, deren Namen in den Wahlregiſtern ſtehen, ſind 
zur Wahl berechtigt“? — Angenommen. 


§ 11 ohne Diskuſſion — angenommen (ſchon vor Tellkampfs Bemerkungen). 


§ 12. Ahrens iſt dagegen, er ſei auf Waitz' Vorſchlag beliebt. Politi⸗ 
ſches Bildungsmittel ſei es nicht. Man müſſe die beſtehenden Zuſtände ins Auge 
faſſen. Es ſei ein Weg der Korruption. In England beſtehe freilich das öffent- 
liche Stimmabgeben, aber gerade dort ſtrebe man dagegen, als gegen ein 
Mittel des Einfluſſes der Ariſtokratie. Es ſei auch politiſche Gewiſſensſache für 
jeden, für wen er ſtimmen wolle, worüber er niemand Nechenfchaft zu geben 
habe. Bei Wahlmännern ſei es eher anders. Gegenantrag Rehs und Wi— 
gards: Durch Stimmzettel. Mittermaiers: Es ſtehe jedem frei, mündlich 
oder ſchriftlich zu wählen. Mittermaier iſt mit Ahrens einverſtanden. Zu- 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 26 
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verläſſige Wahlen ſeien zu erſtreben und durch öffentliche Abſtimmungen nicht 
zu erzielen. Aber es müſſe jedem freiſtehen. Beiſpiele (Hannover). Tell⸗ 
kampf für Ahrens' Ausführung, mit Hinweiſung auf England. Wigard 
ebenſo. Alle Klaſſen kämen hier in Betracht, bei allen könne eine Abhängig— 
keit zur Sprache kommen, die ſich bei der öffentlichen Abſtimmung wirkſam 
machen werde, nicht bei der durch Stimmzettel. Waitz gibt nichts auf Frei⸗ 
heit und öffentliches Leben, wenn man nicht den Mut habe, damit hervorzu⸗ 
treten. Er ſei auch nicht überzeugt von der Unabhängigkeit aller Wähler und 
Menſchen. Aber wenn irgend etwas dazu führe, ſo ſei es, daß man ſich daran 
gewöhne, überall dem Winde der öffentlichen Meinung ausgeſetzt zu ſein. In 
England finden die Staatsmänner den Halt ihrer Zuſtände in der öffentlichen 
Abſtimmung, nur andere ſeien dagegen. Holſtein liefere den günſtigſten Be⸗ 
weis. Er erkenne die öffentliche Abſtimmung als Probſtein des Gelingens 
unſerer Verſuche. Mittermaiers Vorſchlag ſei ein innerer Widerſpruch. 
Mißbrauch mit Stimmzetteln ebenfalls und mehr Korruption. Schüler 
geht von der unbedingten Offentlichkeit auch hier aus und trennt ſich von 
Wigard. Auch er habe Erfahrungen: Er würde ohne öffentliche Abſtimmung 
nicht gewählt ſein, ſondern der Regierungskandidat. Briegleb geht von 
einer Beſprechung beim Vorparlament mit einem Refugis aus, der die Kor⸗ 
ruption bei Stimmzetteln hervorgehoben und die raffinierte Weiſe dabei be⸗ 
ſchrieben. Jeder ſei für ſeine Stimme der Nation allerdings verantwortlich. 
Die Verlegenheit, in die der einzelne komme, ſolle eintreten. Er ſtimme für 
öffentliche Abſtimmung. v. Soiron trägt feine Erfahrungen über Baden vor, 
in Beziehung auf den Wechſel der Wahl der Bürgermeiſter zu Wahl— 
männern uſw. Ihn beſtimme, für öffentliche Wahl zu ſtimmen, die Rückſicht, 
daß die Meinung, die im Parlament herrſche, auch im Volk herrſchen müſſe. 
Rießer für die öffentliche Abſtimmung. Englands Verhältniſſe erklären 
ſich anders. Vor der Neformbill habe man in der heimlichen Abſtimmung 
einigen Schutz geſucht; nach der Reformbill ſei das Bedürfnis nicht mehr 
der Art. In den großen Wahlbezirken könne man durch Beſtechung keine 
Wahl durchſetzen; man würde in England darüber lachen, wenn man eine 
Wahl in Mancheſter als durch Beſtechung bewirkt bezeichnen wolle. Wigard 
verteidigt feine Stellung gegen Mißdeutungen. Dem Mittermaierſchen Vor⸗ 
ſchlage könne er ſich jedenfalls nicht anſchließen. Schluß. 

Abſtimmung: 

8 12? — Angenommen mit 14 gegen 4, mit dem Zuſatz „öffentlich“. 

Tellkampf macht als § 12a den Zuſatz: 

„Die Wahl findet im Amfange des ganzen Reiches an einem und dem— 
ſelben Tage ſtatt. Der Wahltag wird von Sonnenaufgang bis Sonnen⸗ 
untergang gerechnet, um allen Mißbräuchen und Amtrieben eutgegenzu⸗ 
treten“. 

Wigard macht darauf aufmerkſam, daß eine Modifikation wegen der 
möglichen Nachwahlen erforderlich ſei. Dem tritt Tellkampf bei, und 
v. Soiron teilt auch in dieſer Beziehung Erfahrungen mit, wie die Regierung 
dies benutzt, die liberalen Wahlen zu verhindern. Man habe aber auch Gegen⸗ 
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mittel gefunden. Es komme nur darauf an, wer die meiſten Kandidaten habe. 
Mittermaier, Beſeler ebenfalls dafür, nur ohne den letzten Satz, den 
Tellkampf zurücknimmt. 

So wird der Antrag zur Abſtimmung gebracht und — angenommen. 

Ein fernerer Antrag Tellkampfs: 

„Für jeden Wahldiſtrikt und für jeden Wahlbezirk werden je zwei Direk⸗ 
toren von den reſpektiven Wählern gewählt, welche gemeinſchaftlich mit 
den von der Regierung beſtellten Direktoren die Wahl leiten und beauf⸗ 
ſichtigen. Gehen Anredlichkeiten bei der Abſtimmung vor, ſo wird der Be— 
zirk oder Diſtrikt, in welchem dies geſchehen iſt, nicht mitgezählt“. 

Waitz erklärt ſich dagegen als zu ſehr ins einzelne gehend, was man den 
einzelnen Regierungen überlaſſen müſſe. Es gehöre hierher auch der Antrag 
Wigards über Zuziehung von Gemeindebeigeordneten, wogegen er ſich auch 
erkläre. Gülich hält die Beſtimmung für unnütz. Tellkampf ſchließt ſich 
Wigard an. 

Abſtimmung über Wigards Antrag: 

„Die Wahlhandlung iſt unter Zuziehung und Kontrolle von Gemeinde— 
mitgliedern, welche kein Staats- oder Gemeindeamt bekleiden, vorzu— 

nehmen“. — Angenommen. 


§ 13. Gülich will es allgemeiner gefaßt: „Niemand bedarf einer Ge— 
nehmigung“. Waitz bemerkt, daß die Beiſpiele, die Gülich im Auge habe, 
nur eine Ausdehnung des Begriffes „Staatsdiener“ betroffen haben. Bei 
anderen gehe es gar nicht. Schüler ſchließt ſich zwar dem an; aber es ſolle 
allgemeiner heißen „Beamte“, damit auch Kirchen und andere Beamte da— 
hin gehören. Zell bemerkt, bei einem feiner Freunde habe feine Frau die Ge- 
nehmigung verweigert. Ahrens iſt gegen den Paragraphen. Man könne 
einmal nicht zwei Herren dienen, und es ſei nicht gut, daß zu viel Beamte in 
dem Hauſe. Wigard bemerkt, daß das letzte auf Mißverſtändnis beruhe und 
ſchlägt „Offentliche Beamte“ vor. 

Abſtimmung: 

1. Gülichs Antrag? — Nicht angenommen. 

2. Betreffend Beamte? — Nicht angenommen. 

3. Staatsdiener? — Angenommen. 


Alſo der Paragraph. 

Wigard bringt die Frage über den Gehalt zur Sprache, über die Sorge 
für ihre Vertretung. Nachdem darüber auch Tellkampf und Beſeler ge— 
ſprochen, ferner Detmold und Hergenhahn über den Anterſchied mit 
anderen Gewählten, die keine Beſoldung haben, hingewieſen, formuliert 
v. Soiron den Antrag, daß, wenn die Stellvertretung Koſten veranlaſſe, dieſe 
vom Gewählten zu tragen ſeien. Dagegen Waitz, dafür Droyſen und Det— 
mold. Rießer erkennt die Billigkeit an, aber man komme dadurch auf die 
„Genehmigung“ indirekt zurück. Ahrens dafür, aber er will höhere Diäten. 
Schüler will es den einzelnen Staaten überlaſſen wiſſen. Ebenſo Scheller, 
es ſehe zu kleinlich aus. v. Soiron nimmt ſeinen Antrag zurück. Droyſen hält 
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den ſeinigen: „Der Gewählte muß für ſeine Stellvertretung ſorgen“, aufrecht. 
Dem ſchließt ſich Detmold an. Beſeler meint, Droyſen werde jedenfalls 
den Ausdruck modifizieren müſſen, da in vielen Stellungen die Vertretung 
nur vom Staat geordnet werden könne. Es werde die Folge des § 13, wenn 
man ihn wolle, getragen werden müſſen. Ebenſo Waitz: Es werde ſelbſt zu 
gehäſſigen Unterfchieden führen. Hergenhahn erinnert auch an die Fälle, 
wo Stellvertretung gar nicht möglich (Richter), aber andere, wo es möglich. 
Er ſchlage vor: „Ohne daß jedoch in Fällen, wo die Stellvertretung beſondere 
Koſten verurſacht, die Regierung verpflichtet wäre, dieſe zu tragen“. Schluß. 
Abſtimmung nach Hergenhahns Vorſchlag. — Derfelbe wird nicht an- 
genommen. 


§ 14. Dazu Antrag von Zell: „inſofern die Reichsregierung Näheres 
hierüber nicht feſtgeſtellt“. Dem ſchließt ſich Schüler an. Nach Zells Aus: 
führung bemerkt Waitz, daß das andere „inſoweit“ auch bleiben müſſe. 

So wird der Paragraph — angenommen. 


Reichsmatrikel. 

Waitz meint, man ſolle jetzt Lauenburg mit Lübeck verbinden und auch 
Deſſau zu den Anhaltern beifügen und den dreien zwei Deputierte geben. 
Wegen Schaumburg-Lippe habe Wippermann ein Votum eingegeben, es 
mit Heſſen zuſammenzulegen, dem ſich der Redner anſchließt. Scheller 
will Lübeck mit Hamburg zuſammenlegen. Die Verbindung Deſſaus gehe 
nicht an (Waitz zieht den Antrag zurück). Aber Schaumburg-Lippe fei 
er einverſtanden. Tellkampf gegen den Vorſchlag wegen Schaumburg— 
Lippe; es möge überhaupt eine Zuſammenlegung wie beim Staatenhauſe be⸗ 
werkſtelligt werden. Freundliche Stimmung zwiſchen Schaumburg-Lippe und 
Heſſen beſtehe nicht. Man möge es mit Detmold und Waldeck zuſammenlegen. 
Gülich: Lübeck möge mit Mecklenburg⸗Schwerin verbunden werden. Dafür 
auch Rießer: Es ſei das Anpaſſendſte, zwei ungefähr gleiche Körper zu ver⸗ 
binden. Deswegen möge Lauenburg bei Holſtein bleiben. Schluß. 

Abſtimmung: 

1. Lübeck mit Lauenburg? — Abgelehnt. 

2. Lübeck mit Hamburg? — Abgelehnt. 

3. Lübeck mit Schwerin? — Angenommen. 

4. Schaumburg-Lippe mit Waldeck? — Abgelehnt. 

5. Schaumburg-Lippe mit Kurheſſen? — Angenommen. 

6. Reuß uſw. wie im Gedruckten uſw.? — Sämtlich angenommen. 

Es wendet ſich die Rede auf Birkenfeld. Waitz teilt Näheres über die 
oldenburgiſchen Wahlen mit. Man beſchließt ſtillſchweigend, die Sache auf 
ſich beruhen zu laſſen. 

Beſeler regt die Frage an: was als Verfaſſungsgeſetz? und wünſcht dar⸗ 
über Rückweiſung an die Vorkommiſſion, was angenommen wird. 


Geſetz über die Entſchädigung uſw. 
Antrag von Ahrens: Staatsdiener, welche ein Gehalt von mehr als 1200 
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beziehen, erhalten fünf Gulden Diäten. Scheller macht einen Redaktions- 
vorſchlag uſw. 

Abſtimmung: 

Acht Gulden? — Abgelehnt. 

Sieben Gulden? — Angenommen. 

Staatsdiener nur vier Gulden (ſo modifiziert Ahrens ſeinen Antrag)? — 
Nicht angenommen. 


Fortſetzung der Verhandlungen über die Gewähr 
der Reichs verfaſſung 


Zur Beratung ftand! der Entwurf über § 6 der Gewähr der Verfaſſung 
von Reh, Scheller und Wigard: 

„§ 6. Ein Reichsgefeg wird beſtimmen: 

a. Daß und wie im Falle eines Krieges oder eines bewaffneten Aufſtandes, 
wenn dieſer zur Tat geworden iſt oder der Tat naheſteht, von der Reichs— 
regierung oder der Regierung eines Einzelſtaates die Beſtimmungen 
der Grundrechte über Verhaftung, Verſammlungsrecht, Hausſuchung 
und ordentlichen Gerichtsſtand für einzelne Bezirke zeitweiſe beſchränkt 
oder ganz aufgehoben werden können; 

b. daß und wie eine Feſtung in Belagerungszuſtand erklärt und für die- 
ſelbe das Kriegsrecht verkündet werden kann. 

Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes bleiben die in beiderlei Beziehungen 
beſtehenden beſonderen geſetzlichen Vorſchriften der Einzelſtaaten in 
Kraft, mit der Maßgabe jedoch, daß eine zeitweiſe Beſchränkung oder Auf⸗ 
hebung der in a benannten Grundrechte ohne vorgängige Genehmigung 
des Reichstages oder der Volksvertretung des Einzelſtaates im Verlaufe 
eines und desſelben Jahres nur einmal und nicht über zwei Monate ver— 
fügt werden kann“. 

Reh: Oer Gedanke des Entwurfs ſei: Bis zu der Zeit, wo ein Neichsgeſetz 
über dieſe Materie erſchienen ſein konnte, wenigſtens die notwendigſten Siche— 
rungen zu finden. Denn ein derartiges Geſetz ſofort auszuarbeiten, ſei außer: 
ordentlich ſchwierig und ſofort zu bewerkſtelligen unmöglich. Streng ge— 
nommen iſt durch Einführung der Grundrechte dasjenige unmöglich geworden, 
was bisher den Regierungen als Sicherung notwendig erſchien. Eine Sus— 
penſion der Habeaskorpusakte zu geſtatten, muß man vorſichtig ſein und 
nur ſich auf das Notwendigſte beſchränken. Daß der Belagerungszuſtand 
eigentlich nur für Feſtungen denkbar ſei, liege in dem Begriff des Wortes, 
und es iſt doch wohl nur Mißbrauch, derartiges auf offene Städte und Land— 
ſchaften übertragen zu wollen, wie denn das auch nur neueſter Zeit in Deutſch— 
land üblich geworden ſei. Ob auch der ordentliche Gerichtsſtand in den sub a 
bezeichneten Fällen aufgehoben werden könne, darüber könne man zweifelhaft 
ſein; und wenn auch in dem demnächſtigen Geſetz über Aufhebung oder Sus— 
penſion der Habeaskorpusakte uſw. für den Fall, daß Belagerungs- und 
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Kriegszuſtand proklamiert iſt, ein beſonderer Gerichtsſtand eingerichtet wer- 
den ſollte, ſo dürfte dies doch nie bis zu der Willkür gehen, die jetzt üblich ge⸗ 
worden. Scheller: In gewiſſen Fällen muß es eine Suspenſion der Grund⸗ 
rechte geben können. Es ſind deren zwei: Einmal für Feſtungen: Dafür muß 
Belagerungszuſtand und Kriegsrecht ſtreng und entſchieden bleiben. Denn 
die Feſtungen müſſen um jeden Preis ſichergeſtellt werden. Für offenes Land 
iſt ein Belagerungszuſtand eigentlich nicht anwendbar. Es genügt da, gewiſſe 
Grundrechte außer Kraft zu ſetzen. Die freie Preſſe mit aufzuzählen, ſchien 
nicht nötig; ebenſowenig das Vereinsrecht, es genügt das Verſammlungs⸗ 
recht. Er wünſche außer dem in b Aufgeführten noch, daß dieſelben Befugniſſe 
für ſolche Gegenden eintreten können, wo Truppen geſammelt ſind. Ferner 
wünſche er ſtatt zwei Monate drei; jedenfalls iſt eine Friſt notwendig, und 
ebenſo notwendig, daß damit aller Unterfchleif fortfalle und man nicht etwa 
den Belagerungszuſtand uſw. einen Tag aufhebe und dann wieder erneue, im 
Lauf eines Jahres an einem Ort nur einmal dieſe Suspenſionen eintreten 
können. Welcker: Der Entwurf gehe ihm teils in den Sicherungen der Ordnung 
zu weit, teils in denen der Freiheit nicht weit genug. Er könne die Beſchränkung 
auf Feſtungen nicht gutheißen. Orte, wo viel Fabriken, viel Proletariat, 
können gefährlicher werden als je Feſtungen. In Hinblick auf Berlin, Wien uſw. 
wird man bekennen müſſen, daß der Staat ſonſt in Gefahr geſetzt würde, wenn 
man nicht ſcharf einſchreiten könnte. Die Berufung in b auf beſtehende Ge- 
ſetze iſt ſonſt illuſoriſch, da in den meiſten Territorien gar kein Geſetz, ſondern 
nur die Überbleibfel des alten Abſolutismus. Sodann aber iſt man in dem 
Entwurf nach ſeiner Meinung zu lax geweſen in der Garantie der Freiheit 
während fo ſchwerer Zeit. In zwei Monaten kann man heilloſes Unheil an- 
richten; daher ſchlage er vor, daß die Beiſtimmung des Landtags oder des 
Reichstags oder wenigſtens der Reichsregierung ſofort eingeholt werden 
müſſe. ! Die Kammern, der Reichstag oder wenigſtens die Reichsregierung 
werden die Freiheit aufrechterhalten. Tellkampf: Bei zwei Punkten der 
Vorſchläge große Bedenken, namentlich fürs erſte, daß die Suspenſion der 
Grundrechte ſtattfinden ſolle, wenn der Aufſtand der Tat naheſtehe; und fürs 
zweite, daß ſie zwei Monate ſuspendiert werden könnten. Beſſer ſcheine ihm, 
wie man in England ſolche Gefahren beſeitige. Dort kann in ſolchen Fällen 
der Magiſtrat die Aufruhrakte verleſen und erklären: Nun habt ihr die Folgen 
euch ſelber zuzuſchreiben. Dann tritt für ſie der Kriegszuſtand ein. In Man⸗ 
cheſter hatten ſich vor zwei Jahren 20 000 Menſchen zuſammengerottet. Der 
Magiſtrat zog mit 50 Mann auf den Markt und las die Aufruhrakte vor. 
Die Leute entfernten ſich nicht. Der Offizier kommandiert Feuer, und das 
Volk ſtob auseinander. Ich möchte wünſchen, daß wir dieſe Beſtimmungen 
der Trialakte aus England aufnähmen. Wer, ſobald die Akte verleſen iſt, 
nicht nach Haus geht, der zeigt, daß er den Aufruhr will. Eine ſolche Grenze 
möchte ich feſtgeſetzt ſehen. Irland darf man nicht zum Maßſtab [nehmen]; es 
iſt ein unvernünftig regiertes Land. Will man vorbeugen, ſo möchte ich noch 
eine andere Beſtimmung empfehlen, nämlich die, daß die Nachbarn in der 

Von hier an hat das Protokoll der Sitzung Hergenhahn geſchrieben. 
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Gemeinde, Grafſchaft uſw. verbunden ſind, den Schaden des Aufſtandes zu 
erſetzen. Eine dritte Beſtimmung möchte ich empfehlen, daß nämlich wie in 
Amerika jeder Staatsbürger Polizeidiener ſei. Wer nicht Folge leiſtet, 
kommt drei Monate ins Gefängnis. Dort habe er mehrmals geſehen, daß 
Tumulte in Neuyork ſofort dadurch unterdrückt wurden, daß jeder Hilfe 
leiſten mußte. Simon: Die Grundrechte find als ſelbſtändiges Geſetz publi- 
ziert, und in dem Momente, wo fie gefeiert werden, ſtellen wir einen Teil der⸗ 
ſelben in Frage. Dies wird ausgebeutet werden. Nach Einführungsgeſetz 81 
ſollen die Beſtimmungen, die wir gegenwärtig wieder in Frage ſtellen, ſofort 
in Kraft treten, und alle Beſtimmungen in Einzelſtaaten, die dem entgegen⸗ 
ſtehen, außer Wirkſamkeit geſetzt werden. Wir können das Weſentliche nicht 
unbeſtimmt laſſen; das Volk muß wiſſen, was es hat und was es nicht hat. 
Wir müſſen ſofort ein Reichsgeſetz erlaſſen. Das Weſentliche in einem 
ſolchen Geſetz ſcheint mir das zu ſein, daß eine ſolche Maßregel niemals erlaſſen 
werden kann, ohne daß die Volksvertretung ſofort einberufen wird. Es muß 
durch ein Geſetz beſtimmt werden. Es muß daher alles geſchehen, daß dasſelbe 
ſofort erlaſſen werde. Er mache auf die Verhältniſſe in Preußen aufmerkſam. 
Nicht bloß in Erfurt, ſondern auch im ganzen Kreiſe ſei die Zenſur wieder 
eingeführt. Er trage darauf an, daß, im Falle ein Interimiſtikum eintrete, eine 
Beſtimmung derart getroffen werde: Bis zum Erlaß eines Reichsgeſetzes 
bleiben die Beſtimmungen in den Einzelſtaaten in Kraft, es kann jedoch eine 
zeitweiſe Beſchränkung nur vom Geſamtminiſterium verfügt werden, und die 
Volksvertretung muß ſofort einverufen werden; wird ſeitens der letzteren die 
Maßregel nicht genehmigt, jo (iſt) [muß] fie ſofort außer Kraft geſetzt werden. 
Mittermaier: In außerordentlichen Zuſtänden auch außerordentliche 
Mittel der Energie. Man muß dafür ſorgen, daß dieſe außerordentlichen 
Mittel ſo genau als möglich beſtimmt werden. England zeigt am beſten, wie 
es damit zu halten ſei. Dort iſt nur von einer Suspenſion der Habeaskorpus⸗ 
akte die Rede. Dort tft genau beſtimmt, wenn dieſe Suspenſion eintreten 
kann. In Irland iſt dem Gouverneur volle Freiheit, ſowohl was die Verhaftung 
als Hausſuchung betrifft, erteilt, und zwar bis zum 1. März. Was das Ver— 
ſammlungsrecht betrifft, fo (ſetzen)d [haben] die Grundrechte deren Verbot 
bereits geſtattet (iſt), wo Gefahr zu befürchten iſt. Was die Ausnahmegerichte 
betrifft, ſo müſſen dieſelben gleichfalls durch das Geſetz beſtimmt werden. 
Nicht die Militärgerichte dürfen es ſein; es muß ein geſetzlicher, ein ordent⸗ 
licher Gerichtsſtand fein, der für ſolche Ausnahmezuſtände eintritt. Den Aus: 
druck „bewaffneter Aufſtand“ würde ich weglaſſen, wir müſſen das Wort „Auf⸗ 
ruhr“ annehmen. Wir können dem badiſchen Geſetze folgen. Dort heißt es: 
„Wenn durch einen hochverräteriſchen oder landesverräteriſchen Aufruhr die 
Sicherheit des Landes gefährdet iſt“. Es muß ein Aufruhr ſein, der ſich gegen 
den Staat auflehnt. Der Ausdruck: „der der Tat naheſteht“, iſt gleichfalls kein 
juriſtiſcher, dieſer würde der Verſuch des Aufruhrs ſein. Ich wünſchte ferner, 
daß ausgeſprochen würde, daß nur die Geſetzgebung das Recht zur Sus⸗ 
penſion der fraglichen Rechte habe. Es kann zwar notwendig ſein, daß im 
Augenblick eingeſchritten werden müſſe; ich würde aber nicht zuſtimmen, daß 
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eine Maßregel derart für zwei Monate erlaſſ en werden könne. „Baldmöglichſt“ 
ſcheine ihm auch nicht genügend. Er iſt in dieſer Beziehung mit Herrn Simon 
einverftanden. Aber den Belagerungszuſtand beſteht kein Geſetz in Deutſch⸗ 

land. Die Reichskriegsverfaſſung enthält gleichfalls nichts davon. Das Stand- 
recht könne demnach gegen Militär angeordnet werden. Ebenſo hat danach 
der Feldherr das Recht, das Martialgeſetz zu proklamieren. Nur in Baden 
beſteht ſeit dem Frühjahr dieſes Jahres ein Geſetz über den Kriegszustand. 

Was Herr Tellkampf in Anregung gebracht hat, gehört nicht in die Gewähr 
der Verfaſſung; das betrifft die Fälle, wo die bürgerlichen Behörden die 
Hilfe der Militärgewalt in Anſpruch nehmen können. Was die Konſtabler 
betreffe, fo kann man ſolche Einrichtungen nicht auf andere Länder verpflanzen. 
Es würde ſo ſein wie in der Anlage. Wegen der rückwirkenden Kraft muß 
gleichfalls eine Beſtimmung aufgenommen werden, wie ſie das badiſche Geſetz 
enthalte. Simon: In Beziehung auf den ordentlichen Gerichtsſtand wolle 
er auf 8 12 der Grundrechte aufmerkſam machen. Danach dürfen Ausnahme⸗ 
gerichte nie ſtattfinden. Wigard kann ſich mit der Vorlage gar nicht einver— 
ſtanden erklären, nur etwa mit dem Vorſchlag des Herrn Simon. Nach den 
Mitteilungen des Herrn Mittermaier ſtelle es ſich heraus, daß die Reichs- 
regierung die Schmach auf ſich lade, eine ſolche Maßregel wie den Belage⸗ 
rungszuſtand in Deutſchland zuerſt erfunden zu haben. Nur dieſer Cavaignac 
habe ſich wieder erdreiſtet, dieſen herrlichen Zuſtand oder, wie er es bezeichne, 
dieſe Anarchie von oben einzuführen. Wir, die wir fortwährend die Affen 
von Frankreich find, haben dies beſtens akzeptiert. Wo ſollen nun dieſe treff- 
lichen Beiſpiele, wie wir fie in Berlin und Wien zuerſt in Deutſch land erlebt 
haben, hinführen, wenn wir ſie in Deutſchland geſetzlich ſanktionieren? Einmal 
liegt darin ein großer Fehler, daß man den Kriegszuſtand und den Aufruhr 
zuſammenſtellt; man müſſe ſie trennen. Was den Aufruhr betreffe, ſo müſſe 
er leugnen, daß irgendwie notwendig werden könnte, den ordentlichen Gerichts- 
ſtand zu ſuspendieren, ebenſowenig das Verſammlungsrecht; nur die Habeas⸗ 
korpusakte könne ſuspendiert werden, nicht ein ganzer Bezirk; dann ſei 
der Ausdruck: „der Tat nahe“ zu unbeſtimmt. Der Belagerungszuſtand kann 
ſich nur auf Krieg beziehen. Für den Aufruhr reiche das Einſchreiten des 
Militärs hin. Zur Deſpotie, zur Militärherrſchaft könne daraus niemals ein 
Grund hergeleitet werden. Wir ſind gar nicht berechtigt, Ausnahmegerichte 
einzuführen. Er könne ſich mit dem Vorſchlag von A bis Z nicht einver- 
ſtanden erklären. Waitz: Bei der erſten Beratung habe er zu denjenigen 
gehört, welche wünſchten, dafür Beſtimmungen zu treffen. Die Sache ſei zu 
dem Ende der Subkommiſſion überwieſen worden. Auch dieſe wollte die Er- 
ledigung derſelben einem künftigen Reichsgeſetz vorbehalten. Er finde darin, 
daß die neue Subkommiſſion zu keinem anderen Reſultate gelangen könne, 
eine Beſtätigung dafür, daß dies jetzt nicht möglich ſei. Herr Simon habe 
ſelbſt dafür ſiſtiert, daß nach Publikation der Grundgeſetze nicht mehr auf die 
gegenwärtige Frage zurückgekommen werden könne. Sie ſchließt ſolche Maß⸗ 
regeln nicht aus, ausgenommen bei der Preſſe. Die Notwendigkeit ſolcher 
Maßregeln in anderer Beziehung iſt leider nicht zu verkennen. Wenn ſie früher 
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nicht erkannt wurde, fo liegt das darin, daß wir früher dieſe Rechte nicht 
hatten. Durch die Verleihung derſelben in ausgedehntem Maße tritt die Not⸗ 
wendigkeit ein. Im einzelnen des Entwurfes habe er ſeine Bedenken. Beſſer 
ſcheine es ihm zunächſt, ſtatt „Aufſtand“: „Aufruhr“ zu ſetzen; es ſcheine ihm 
aber nicht zweckmäßig, hinſichtlich der Spezialitäten dem künftigen Geſetz vor- 
zugreifen. Entweder das Geſetz ſofort erlaſſen, oder ſich enthalten, ſchon jetzt 
einzelne Beſtimmungen zu erlaſſen. Gegen den Zwiſchenſatz: „der Tat nahe“ 
erkläre er ſich gleichfalls. Er halte es für nötig, daß auch das Vereinsrecht 
aufgenommen werde. In Zeiten eines Krieges und Aufruhrs glaube er, daß 
die politiſchen Klubs nicht zugelaſſen werden könnten. Er verweiſe auf Paris. 
Auch dafür müßten dem Reichsgeſetz die genauen Beſtimmungen vorbehalten 
werden. Es genüge ihm nicht, daß bloß vom Belagerungszuſtand der Feſtungen 
die Rede ſei. Ihm ſcheine es nötig, den Kriegszuſtand, welcher Ausdruck ihm 
paſſender ſcheine, auch für ganze Provinzen erklären zu können. Wenn eine 
ſolche Verkündigung liegt, ſo liegt darin auch notwendig eine Beſtimmung 
über die Gerichtsbarkeit. Das dafür beſtimmte Gericht ſei dann kein Aus: 
nahmegericht, ſondern ein ordentliches. Gegen den weiteren Teil des Geſetzes 
habe ich namentlich das Bedenken, daß zwei Monate lang eine zu weite Friſt 
ſei. Der Vorſchlag von Simon ſcheine ihm ſchwer auszuführen. Wenn z. B. 
ein Aufſtand in Trier die Erklärung des Kriegszuſtandes nötig mache, ſo 
ſcheine es ihm bedenklich, deshalb die Stände des ganzen Landes zufammen- 
zuberufen, vielleicht zu einer Zeit, wo der Zuſtand bereits aufgehört habe. Er 
mache daher den Vorſchlag wie in der Anlage. Einer ſolchen Ausdehnung, 
wie ſie in Wien und Berlin dem Belagerungszuſtand gegeben, könne er ſeine 
Zuſtimmung nicht geben. Simon: Es ſcheine zwar unpraktiſch, wegen eines 
Aufruhrs in Trier die Stände zuſammenzuberufen. Dies ſei aber nur fchein- 
bar. Wegen eines Aufruhrs in Trier dürften eben die Grundrechte nicht auf: 
gehoben werden. Waitz: Er halte eine zeitweiſe Suspenſion dieſer Rechte in 
vielen Fällen für weniger verderblich, als die Anwendung der militäriſchen 
Gewalt. v. La ſaulx: Da meine liberalen Grundſätze den Herren bekannt find, 
ſo kann ich mich kurz faſſen. In Rom war es Sitte, in Kriegs- oder Aufruhr— 
fällen einen Diktator zu ernennen. Dieſer konnte den Befehl geben, die Schul- 
digen, wo man ſie fände, augenblicklich niederzuhauen. Dies finde ich ſehr 
praktiſch. Das ſind Mittel, wodurch imperiale Völker die Macht und Freiheit 
geſchützt haben. Dies Mittel hat Cavaignac, den ich meinen Freund nennen 
zu dürfen wünſchte, angewandt. Den Aufruhr dürfe man nicht polizeilich, 
ſondern militäriſch behandeln. Die Natur weiß ſich zu helfen. Sie mögen ein 
Geſetz machen, welches ſie wollen, man wird ſich zu helfen wiſſen. Einem 
Mann, der den Verſtand und den Willen hat, werden ſie keine Wege durch 
Mauslöcher verſperren. Wo es ſich um die Exiſtenz des Staates und den 
Beſtand der bürgerlichen Ordnung handelt, da iſt es beſſer, daß Hunderte 
fallen, als daß Millionen zugrunde gehen. Hiernach habe er nur einige Ne: 
daktionsbemerkungen. Er wolle nicht ſagen „bewaffneter Aufſtand“, ſondern: 
„innerer Aufruhr“. Die Worte: „wenn er zur Tat geworden iſt oder der 
Liegt nicht bei. 
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Tat nahe ſteht“, würde er ſtreichen. Im erſten Fall ſei es zu ſpat, der zweite 
ſei zu unbeſtimmt. Ich würde die Freiheit der Preſſe hinzufügen. Er wiſſe 
zwar, daß dies den Grundrechten widerſpreche, indeſſen man komme doch nicht 
daran vorbei. Was das unter b Geſagte betrifft, ſo ſtimme er dem bei, was 
Herr Waitz geſagt habe. Für Feſtungen bedürfe es einer ſolchen Beſtimmung 
nicht, da werde kein Unfug getrieben, ſondern an anderen Orten. Ich würde 
auslaſſen: „im Lauf eines Jahres nur einmal und nicht länger als zwei Monate“. 
Das ſteht nicht in unſerer Gewalt; es könne ſein, daß es mehr als einmal im 
Jahr der Fall iſt. Vor Sulla hat kein Diktator ſeine Gewalt mißbraucht, oder 
länger gebraucht als es notwendig war. Auf der Gewalt allein beruht die 
ſtaatliche Ordnung. Man darf ſie nicht ſchwächen. Ahrens: Die Anſichten 
des Vorredners finden in der Paulskirche keine Vertretung, deshalb nehme 
er Amgang von denſelben. Mit tiefem Bedauern habe er geſehen, daß man 
gerade das ſchlechteſte von dem Ausland genommen habe, und daß unſere 
Reichsregierung damit vorausgegangen ſei. Auch in Belgien habe ſich der 
Kaſſationshof gegen außerordentlichen Gerichtsſtand ausgeſprochen. Drei 
Punkte ſeien es, auf welche es ankomme, 1. welche Grundrechte ſuspendiert 
werden können, 2. ob Ausnahmegerichte ſtattfinden können, 3. welche Garan⸗ 
tien gegeben werden können. Was den erſten Punkt betrifft, ſo ſcheine ihm 
eine Suspenſion im Falle des Aufruhrs notwendig. Er gehe noch etwas weiter, 
insbeſondere hinſichtlich der Plakate; ſie müſſen unterſagt werden können. 
Darin liegt keine Suspenſion der Preſſe. In bezug auf den Gerichtsſtand 
ſcheine ihm nur der ordentliche Gerichtsſtand eintreten zu dürfen, nur ein 
ſummariſches Verfahren ſcheine ihm ſtatthaft, Kriegsrecht ſcheine ihm nichts 
als eine Ermordung. In bezug auf den dritten Punkt, glaube er, daß [es] noch 
ein anderes Mittel gäbe als das, was Herr Simon angegeben. Es könne 
auch die Genehmigung der Reichsftände eingeholt werden. In der Regel 
ſeien entweder die Einzelſtände oder die Reichsſtände verſammelt. Rießer: 
Alle wohl damit einverſtanden, daß es ſich hier um eine ſehr unangenehme 
Sache handelt. Wie ein Zuſtand zu denken iſt, daß im Falle eines Aufruhrs 
alle Grundrechte auszuführen ſind, das ſehe ich nicht ein. Wo ein Kampf aus⸗ 
gebrochen ift, iſt dies nicht möglich. Es würde das Nefultat geben, daß alle 
totgeſchlagen würden. Meine Haupteinwendung beſteht darin, daß, wenn 
vorher die Suspenſion gewiſſer Grundrechte geſetzlich ausgeſprochen iſt, dann 
noch der Belagerungszuſtand nötig ſei. Ich glaube, daß beides zuſammen⸗ 
fallen muß. Der Zuſtand in England iſt ſo, daß nicht allgemeine Geſetze über 
die Suspenſion gegeben werden, ſondern in einzelnen Fällen werden ſolche 
Geſetze gegeben. Dies ſcheint mir die eigene Löſung der Sache zu ſein. In Eng⸗ 
land gibt es keine Fundamentalgeſetze, über die parlamentariſche Allmacht 
nicht hinausgehen könne. Auch die Bill of Rights ſei ein Geſetz, welches das 
Parlament ändern könne. Hier iſt der Fall anders: Wir müſſen der Geſetz⸗ 
gebung der Einzelſtaaten ein ſolches Recht geben, welches ſie ſonſt nicht haben 
würden. Wir müſſen deshalb eine Beſtimmung aufnehmen, wodurch der 
Geſetzgebung der Einzelſtaaten oder des Reichs dieſe Befugnis eingeräumt 
wird. Ich bin auch der Meinung, daß auch das Vereinsrecht ausgenommen 
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werden kann. Die Verhaftung gehe ja viel weiter. Die Einräumung einer 
weiter gehenden Befugnis ſcheine ihm weniger gefährlich, als einer engeren, 
weil die Verantwortlich keit größer ſei; die kleinen Plackereien ſind am Ende 
dem Volksleben nachteiliger. Die Preßfreiheit müſſe unter allen Amſtänden 
aufrechterhalten werden. Was die ordentlichen Gerichte betreffe, ſo könne er 
ſich nicht davon überzeugen, daß eine Gefahr darin beſtehe, wenn die Schul- 
digen nach Unterdrückung des Aufruhrs dem Geſchworenengericht übergeben 
würden. In demſelben müſſen wir die Garantie nicht bloß für die Freiheit, 
ſondern auch für die öffentliche Ordnung finden. In England ſei dies der Fall. 
Es ſei ein ernſtes Experiment, welches jetzt in Deutſchland gemacht werde. Er 
hoffe, daß es gelinge. Er ſchlage vor: 

„Zeitweilige Beſchränkungen der Beſtimmungen der Grundrechte über 
Verhaftung und Hausſuchung können nur für beſtimmte Bezirke innerhalb 
genau feſtgeſetzter Grenzen durch die Reichsgeſetzgebung oder die Geſetz— 
gebung der Einzelſtaaten feſtgeſetzt werden“. | 
v. Notenhan: Er erkenne die Schwierigkeit der Aufgabe, die uns vorliege, 

nach der ſtattgehabten Diskuſſion nur noch tiefer. Darin mit Rießer einverſtan⸗ 
den, daß es wünſchenswert ſei, den kleinen Plackereien vorzubeugen, ohne der 
Regierung die Rechte zu nehmen, die Freiheit und Ordnung zu ſchützen. Wenn 
man die Grenze für die Suspenſion zu ſtreng ziehe, ſo vergeſſe man, daß es 
ſich nicht bloß um politiſche Angriffe gegen die öffentliche Ordnung handelt, 
ſondern auch um Angriffe gegen Eigentum und perſönliche Freiheit einzelner. 
Man müſſe doch auch das Leben und die Sicherheit derjenigen in Anſchlag 
bringen, die ſolche Angriffe zu unterdrücken verpflichtet ſind. Es gibt auch 
andere Aufſtände als diejenigen hoch- oder landesverräteriſchen Charakters; 
er wolle nur erinnern an diejenigen, die in dem Hungerjahr aufgetreten ſeien, 
oder die Bierkrawalle in München. In ihren Folgen können ſolche Störungen 
der öffentlichen Ordnung von großer Bedeutung ſein. Auch hier müßte 
ſolchen Richtungen mit der erforderlichen Energie entgegengetreten werden 
können. In München wurde ein ſolcher Krawall nur durch Verkündigung des 
Standrechts unterdrückt. Damit einverſtanden, daß der Ausdruck: „wenn dieſe 
zur Tat geworden oder der Tat nahe ſteht“ zu unbeſtimmt iſt. Die Sus⸗ 
penſion des Vereinsrechtes müſſe man gleichfalls geſtatten. In ſolchen Zeiten, 
wo ſich Vereine es zur Aufgabe machen, die öffentliche Ordnung zu unter- 
graben, müſſe der Schutz des Gemeinweſens höher ſtehen, als ein ſolches Recht. 
Was den Belagerungszuſtand betrifft, ſo möchte ich glauben, daß man den⸗ 
ſelben auf Feſtungen beſchränkt laſſen könnte. Er glaube nicht, daß dieſe Vor— 
lage genügte. Beſeler: Hätten wir uns mit den Grundrechten an das 16. Jahr: 
hundert angelehnt, ohne drei Jahrhunderte des Polizeiſtaates erlebt zu haben, 
ſo würden wir eine nationale Entwicklung derſelben haben. Wir ſind mit einem 
Sprung in einen Zuſtand geraten, ohne die nötige Vorbildung dazu erlangt 
[zu] haben. Deshalb [find] dieſe Rechte in einer Weiſe gebraucht worden, die 
mit der öffentlichen Ordnung nicht erträglich iſt. Wenn ſie mißbraucht 
werden, ſo ſind zwei Fälle möglich: Entweder der Mißbrauch treibt das 
Staatsweſen auseinander, oder der Staat unterdrückt fie. Deshalb Vor⸗ 
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ſehung treffen gegen den Mißbrauch, weil wir ſonſt die Freiheitsrechte wieder 
verlieren können. Kommt man im Volk zu dem Gedanken: Es iſt zu viel, ſo 
braucht nur ein König aufzutreten und dieſe Stimmung benutzen, ſo iſt es um 
dieſe Rechte geſchehen. Es hat ſich uns ſchon die Gefahr gezeigt, daß wir durch 
Abertreibung der Freiheitsrechte zur Reaktion geführt werden. Aus dieſem 
Grunde iſt gewiſſermaßen ein Ventil nötig. Dies geſetzliche Mittel liege in 
einer Suspenſion der Grundrechte. Wir müſſen nur die Sache ſo faſſen, daß 
einmal die Rechte, welche ſuspendiert werden können, genau beſtimmt werden, 
und daß die Form beſtimmt werde, in welcher es geſchehen könne. Ein aus⸗ 
reichendes Geſetz iſt jetzt nicht möglich. Die Preßfreiheit iſt nicht ſuspendierbar, 
worunter er aber nicht die unbeſchränkte Plakatenfreiheit verſtehe. Das Ver⸗ 
ſammlungsrecht und Vereinsrecht muß beſchränkt werden können. Eine Zeit⸗ 
lang waren es dieſe Rechte, um die ſtaatliche Ordnung zu untergraben. Was 
das Vereinsrecht betrifft, ſo iſt eine ſolche Organiſation, wie es in Paris z. B. 
beſtanden hat, in Zeiten des Aufruhrs mit der öffentlichen Ordnung unver- 
träglich. Was den ordentlichen Gerichtsſtand betrifft, ſo ſoll nur Friegsrecht- 
lich eingeſchritten werden können. Praktiſch gibt es Fälle, wo es unvermeidlich 
iſt. Er erinnere an den Einfall Struwes bei Staufen. Was den Belagerungs- 
zuſtand betrifft, ſo dürfe man ſich nicht an das Wort halten. Im eigentlichen 
Sinne könne man davon nur bei Feſtungen ſprechen. Im allgemeinen müſſe 
man ihn dahin verſtehen, daß er der Zuſtand der Notwehr des Staates gegen 
Einzelne iſt. Dies ſei der Grund, worauf alles zurückgeführt werden muß. Die 
Anklage des Herrn Mittermaier gegen Schmerling müſſe er zurückweiſen. 
Wir können uns meiner Meinung näher anſchließen an den Vorſchlag der 
erſten Vorkommiſſion. Nur das gebe ich zu, daß eine Garantie hinſichtlich der 
Formen gegeben werden muß. Das Geſamtminiſterium muß die Suspenſion 
ausſprechen und der nächſten Ständeverſammlung dieſelbe zur Genehmigung 
vorlegen. Wenn dagegen das Martialgeſetz proklamiert werden ſoll, ſo müſſen 
ſofort die Stände einberufen werden. Das Rechtsbewußtſein muß zwar im 
Volke geſtärkt werden, daß es an den Grundrechten ein Beſitztum erlangt 
habe, welches ihm nicht willkürlich entzogen werden könne. Zell: Er ſei gleich⸗ 
falls der Anſicht, daß eine Schutzwehr geſucht werden müſſe, aber nicht gegen 
das Volk, ſondern gegen oben. Eben weil die Freiheit nicht in Jahrhunderten 
errungen worden iſt, ſcheine es ihm notwendig, daß die Sache durch beſtimmte 
Formen feſtgehalten werden müſſe. Die Suspenſion müſſe deshalb auf be- 
ſtimmte Rechte beſchränkt werden. Hier ſcheine ihm eine Konfuſion eingetreten 
zu ſein. Der Kriegszuſtand gebe einem imperatoriſchen Vorſtand unbegrenzte 
Gewalt. Zu dem Zweck hätten wir die Verfaſſung geſchaffen! Durch die Pu- 
blikation der Grundrechte ſind die früheren Geſetze in dieſer Beziehung auf— 
gehoben. Wir können uns daher nicht mehr darauf berufen. Eine Redaktions- 
veränderung genüge. Er ſchließe fich ſodann dem Vorſchlag des Herrn Mitter- 
maier an, daß die Suspenſion auf die Fälle hoch- oder landesverräteriſchen 
Aufruhrs beſchränkt werde. Die Notwehr gegen Aufſtände ſei damit nicht 
ausgeſchloſſen. Man müſſe das Aufruhrgeſetz von dem Fall der Suspenſion 
der Grundrechte unterſcheiden. Gegen die Aufnahme des Wortes „Vereins⸗ 
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recht“ müſſe er ſich erklären; durch die Suspenſion der Beſtimmungen über 
Verhaftung ſei hinreichend geſorgt, ſowie durch das Wort „Verſammlungs— 
recht“. Dadurch ſeien auch die Verſammlungen und Vereine, welche allein 
gefährlich werden könnten, getroffen. In betreff des ordentlichen Gerichtsſtands 
ſei er nicht dafür, daß er ausgeſchloſſen werden könne. Wenn in der Geſetz— 
gebung ein Gerichtsſtand für Ausnahmefälle angeordnet wird, ſo ſei dies eben 
kein ordentlicher, ſondern ein außerordentlicher. Er bemerke noch, daß „be— 
ſchränkt“ und „aufgehoben“ eine Tautologie ſei. In betreff der Feſtungen 
müſſen wir feſthalten, daß dieſelben in Kriegszuſtand erklärt werden können. 
Hier muß alles in die Hände des Kommandanten gelegt werden. Daß dabei 
von einer Anterdrückung der Freiheit nicht die Rede fein kann, ſcheine ihm ein- 
leuchtend. Im übrigen, außer den Feſtungen könne er den Belagerungszuſtand 
nicht aufgeben. Was das Interimiſtikum betrifft, ſo wünſche er es ſo kurz als 
möglich. Er ſchließe ſich in dieſer Beziehung ganz dem Antrag des Herrn 
Simon an. 

Es wurde! in der Beratung des Entwurfes von 8 6 der Gewähr der Ver— 
faſſung fortgefahren. 

Tellkampf wünſcht, daß zu jeder Suspenſion von Grundrechten die Bei— 
ſtimmung der legislativen Körper nötig ſei. Abrigens ſei er gern mit der An⸗ 
ſicht, daß eine Aufruhrakte, von der er geſprochen, nicht eigentlich hierher ge— 
höre. Aber der ganze 8 6 gehört nicht eigentlich in die Gewähr der Ver— 
faſſung, ſondern unter § 3 der Reichsgewalt. Jedenfalls ſei große Gefahr, 
daß das Militär nach einer dynaſtiſchen Geſtaltung uns etwas, was viel übler 
iſt als die frühere Polizeiherrſchaft, zutage bringe, nämlich die Militär— 
herrſchaft. Es ſei nichts gefährlicher als dieſe kleinlichen Neckereien immer 
neuer Suspenſionen. Es muß die riot act nicht ohne Beiſtimmung der Orts— 
behörde, keine Suspenſion ohne Beiſtimmung der Stände eintreten dürfen. 
Man muß dahin wirken, daß endlich jeder Bürger lerne, ſich als Mitſchützer 
der Ordnung zu fühlen und zu betätigen. Wir werden ſonſt nie zur Freiheit 
kommen, wenn wir den Bürger nicht aus dieſer Feigheit herausführen. Seden- 
falls würde es ihm lieber ſein, totgeſchoſſen zu werden inmitten eines Aufruhrs, 
als durch ſolche immer neuen Suspenſionen die Freiheit in Gefahr geſtellt zu 
ſehen. Simon: Für den Einzelnen würde das doch ſehr unangenehm ſein. 
Tellkampf: Die Hauptſache iſt, daß wir dahin arbeiten, daß der beſitzende 
Bürger ſich nicht hinter das Militär verkrieche, ſondern ſelbſt ſeine Haut zu 
Markte trage, wie das in England üblich iſt. Er habe die Wirkung der riot act 
im Jeſuitenkrieg in Philadelphia geſehen, und geſehen, wie die ganze Sache 
in wenig Tagen abgemacht iſt. Reh: Noch immer müſſe er den von ihm und 
Scheller vorgelegten Entwurf für den angemeſſenſten halten. Es iſt wohl 
für den Augenblick nicht ausführbar, ſchon jetzt das nötige Geſetz zu ent— 
werfen. Es würde eine ſehr umfangreiche Aufgabe ſein, habe doch das 
Geſetz über Standrecht, das in Darmſtadt entworfen ſei, 200 Paragraphen, 
und wer ſie lieſt, wird bekennen, daß nichts Aberflüſſiges darin ſei. Der ur⸗ 
ſprüngliche Entwurf ſei von der Art, daß im Falle eines Aufruhrs ungefähr 
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alles ſuspendiert werden könne. Seinem Vorſchlag ſei vorgeworfen, daß er 
die Freiheit gefährde. Er habe abſich tlich „beſondere geſetzliche Beſtimmungen“ 
geſagt, denn er wiſſe, daß es deren eigentlich nirgend gebe, daß wenigſtens für 
die Beliebung, ganze Diſtrikte in Belagerungszuſtand zu erklären, gar 
keine Geſetze vorhanden find, fo daß dieſer Ausdruck eigentlich alle die Ange⸗ 
ſetzlich keiten reprimiere, die jetzt üblich geworden ſeien. Ferner ſei nicht richtig, 
daß sub a und b eigentlich dasſelbe geſagt ſei, denn b enthält das, was nur 
bei Feſtungen vorkommen kann. Ebenſo ſei gegen das Wort „bewaffneter Auf⸗ 
ſtand“ Bedenken erhoben. Allerdings ſei es ſchwer, hier das rechte Wort zu 
treffen. Er würde am wenigſten gern ein Wort von theoretifch-juriftifcher 
Definition nehmen. Das Wort Aufruhr iſt in verſchiedenen Geſetzbüchern 
Deutſch lands ganz verſchieden definiert. Allerdings „wenn der Aufſtand zur 
Tat geworden oder der Tat nahe ſei“ ſcheint ſehr ungenau. Aber jedenfalls 
wird man damit die entfernte Möglichkeit einer bewaffneten Tat nicht hieher 
ziehen können. Man hat den außerordentlichen Gerichtsſtand hier ſtreichen 
wollen. Die Grundrechte ſagen nur: Der geſetzliche Richter ſoll überall gelten. 
Wir geben hier für außerordentliche Fälle ein außerordentliches Gericht durch 
ein Geſetz, und dieſer Richter iſt ſomit der geſetzliche. Kommt dazu, daß der 
ordentliche Richter hier gefangen, ſuspendiert uſw. iſt, was dann? Dann muß 
ein vom Geſetz im voraus beſtimmter, immerhin außerordentlicher Richter 
eintreten dürfen. Abrigens ſchlage er im Schluß vor: 

„mit der Maßgabe jedoch, daß, wenn dieſe Maßregeln zu treffen not⸗ 
wendig erſcheint, die Landesvertretung zu berufen und ihrer Beſchlußnahme 
die verfügte Maßregel zu unterwerfen iſt“. 

Wigard: Er habe an der neuen Faſſung beſonders auch auszuſetzen, daß ſie 
grundgeſetzlich nichts feſtſtellt, ſondern alles auf ein Reichsgeſetz hinausſchiebt, 
alſo in der Verfaſſung gar keine Garantie der Freiheit enthalten iſt. Alſo wenig⸗ 
ſtens eine organiſche Beſtimmung muß für dieſe Garantien vorhanden ſein. 
In allen vorliegenden Fällen, die er darauf angeſehen, finde er, daß man ſo 
maßloſe Anſtalten nicht nötig gehabt habe. Nirgends habe er gefunden, daß 
ein Belagerungszuſtand oder Proklamierung des Standrechtes notwendig 
war; mit der bewaffneten Macht allein konnte man hindurch, und der viel- 
verketzerte Blum hat in Leipzig allein bis zum letzten Augenblick die Ruhe 
aufrechtzuerhalten vermocht. In bezug auf Kriegszeiten mag immerhin ein 
weiteres notwendig ſein. Mittermaier: Ich will der Regierung nun alle 
Mittel geben, die ihr in England und Nordamerika gegeben find. In Eng- 
land iſt es fo, daß die Regierung alles hat, wenn man ihr gibt, was fie in Ir⸗ 
land hat, nämlich die Suspenſion der Habeaskorpusakte. Wir ſollten nicht 
das napoleoniſche Syſtem fortſetzen; für uns genügt es, das aufzunehmen, was 
er vorgeſchlagen: Alſo in Kriegszeiten und in hoch- und landes verräteriſchem 
Aufruhr; wenn, wie es im öſterreichiſchen Geſetz [heißt], wegen Umfang oder 
Dauer des Aufruhrs die Sicherheit des Staates nicht anders geſchützt werden 
kann uſw. Was Rießer ſagt, iſt wahr, denn es muß ausgedrückt werden, was 
der Regierung jedesmal für Amfang und Gewalt gegeben werden ſoll. Waitz: 
Er habe einen Antrag übergeben, der das, was er früher geſagt, dargelegt. Er 
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geht in einem Punkt von dem vorliegenden Entwurf ab und dies ſei ihm durch 
Rehs Vortrag klar geworden. Immer ſei ihm die Berufung auf das be— 
ſtehende, beſondere Geſetz anſtößig geweſen, und nun habe Rehs offenes 
Geſtändnis gezeigt, daß dies nur Schein und Schaum ſei. Es ſcheine ihm 
unſeres Verfaſſungslebens nicht bloß nicht würdig, ſondern auch eine Ver— 
lockung zu vielerlei Deutung. Erſt die gegebene Freiheit habe dieſe Ausnahme 
nötig gemacht. Er finde nicht, daß dieſe Ausnahme, wie Mittermaier ſagt, 
die gegebenen Grundrechte verhöhne, ſondern die verhöhnen ſie, welche ihre 
Aufhebung notwendig machen. Darum habe er ſeinen Entwurf gemacht. 
Allerdings ſei er der Meinung, daß eine kurze Suspenſion, etwa auf vierzehn 
Tage, ohne Berufung der Stände müſſe eintreten dürfen. Für Feſtungen 
natürlich bleibt die bisherige Ausnahmeſtellung. Endlich habe er ſich nicht 
überzeugen können, daß es nicht Fälle geben ſollte, wo man müſſe eine ganze 
Gegend in Kriegsſtand ſetzen können; denn nur fo kann der von Laſaulx 
gewünſchte imperatoriſche Wille eintreten, und das zum wahren Heil des 
Vaterlandes und der Freiheit. Welcker: Er bleibe bei der einfachen Alter⸗ 
native, entweder ein allgemeines Geſetz zu machen, oder die ganze Sicherung 
in den ſchützenden Formen, in der Berufung der Stände zu ſuchen. Abrigens 
iſt es unwahr, daß in England nur die und die Beſchränkung vorkommt, da 
kommen alle Beſchränkungen vor — aber das Parlament beſchließt ſie; man 
erinnere ſich nur der Pittsakte, die ſelbſt die Preßfreiheit aufhob und die 
Hausſuchung geſtattete. In Deutſchland macht der Bundesſtaat unendliche 
Schwierigkeiten, und denen muß man Rechnung tragen. Es genügt, daß den 
Landſtänden in dieſen Dingen die Entſcheidung übertragen wird. Reh: 
Waitz' Anſicht ſei allerdings beachtenswert, aber Kriegsrecht und Kriegs— 
zuſtand ſei gar kein feſt beſtimmter Begriff, und die Wirkung wird ſein, daß 
man ſich eben alles erlaubt. 

Es wird zur Abſtimmung geſchritten und zunächſt über die Frageſtellung 
geſprochen: 

1. Antrag von Wigard: 

„§ 6. Die Anwendung der bewaffneten Macht zur Anterdrückung 
eines Aufruhrs tritt nur auf Anordnung der betreffenden Zivil— 
behörden ein und beſchränkt ſich auf deſſen unterdrückung. Die Er- 
klärung eines Ortes in Belagerungszuſtand oder die Ausdehnung des 
Standrechtes und Kriegsgerichtes auf nichtmilitäriſche Perſonen, ſowie 
die Beſchränkung, Suspendierung oder Aufhebung von Grundrechten 
des deutſchen Volkes iſt nicht geſtattet. 

Ein Reichsgeſetz wird die Fälle und Formen beſtimmen, wann und 
wie die bewaffnete Macht bei einem entſtandenen Aufruhr einzu— 
ſchreiten hat. 

Bis zur Erlaſſung desſelben bleiben die geſetzlichen Vorſchriften 
der Einzelſtaaten, ſoweit ſie die Anwendung von bewaffneter Macht 
zur Anterdrückung eines Aufſtandes oder Aufruhrs betreffen, in Kraft. 

87. Für den Fall des Krieges können die Beſtimmungen über 
Hausſuchung und Verſammlungsrecht, wie ſie in den Grundrechten 
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vorgeſchrieben ſind, für einen Ort oder einen Bezirk zeitweiſe außer 
Kraft geſetzt werden. 
Die näheren Vorſchriften hierüber bleiben einem Reichsgefege vor- 
behalten“. — Verworfen. 
2. Antrag von Tellkampf: 


„Die Beſtimmungen der Grundrechte über Verhaftung, Haus- 
ſuchung und Verſammlungsrecht dürfen nur im Falle des Krieges 
oder des hochverräteriſchen oder landesverräteriſchen Aufruhrs ſus⸗ 
pendiert werden, wenn die öffentliche Sicherheit dies erfordert. 

Die Suspenſion und deren Grenzen und Modifikationen werden 
geſetzlich durch die Landſtände jedes Einzelſtaats oder des Reichstags 
für den betreffenden Fall beſtimmt. 

Ein ſofortiges militäriſches Einſchreiten gegen jede Art des Aufruhrs 
iſt nur zuläſſig, nachdem die bürgerliche Obrigkeit dazu die Einſtim⸗ 
mung gegeben und die Aufruhrakte verleſen hat. 

Die militäriſchen Maßregeln dürfen nicht weiter als auf Anter⸗ 
drückung des Aufruhrs ausgedehnt werden“. — Verworfen. 

Auch der beſonders zur Abſtimmung gebrachte dritte Satz dieſes An⸗ 
trages wird verworfen. 
3. Antrag von Mittermaier: 


„Im Falle des Krieges oder eines hochverräteriſchen oder landes⸗ 
verräteriſchen Aufruhrs, wenn wegen Umfangs und der Dauer des- 
ſelben die Sicherheit des Staates nicht anders geſchützt werden kann, 
können die Beſtimmungen der Grundrechte über Verhaftung und 
Hausſuchung in beſtimmten Bezirken zeitweiſe durch ein Reichsgeſetz 
(88 53, 54 von der Reichsgewalt) oder durch die Geſetzgebung eines 
Einzelſtaats beſchränkt werden. Hat im Falle des Aufruhrs wegen 
dringender Gefahr das Miniſterium die Beſchränkung ausgeſprochen, 
fo iſt ungeſäumt der Neichstag oder, wenn das Miniſterium eines 
Einzelſtaates die Beſchränkung verfügte, die Ständeverſammlung des 
Landes zu berufen, um über die Fortdauer der Beſchränkung zu be- 
ſchließen. In der Verfügung, welche die Beſchränkung anordnet, muß 
genau ausgedrückt werden, welche Beſtimmungen an die Stelle der 
ordentlichen Geſetze treten ſollen“. — Verworfen, 11 Stimmen gegen 
11 Stimmen. 

4. Antrag von Zell und Simon: 

Zell: „Ein Reichsgefeg wird beſtimmen, in welchen Formen im 
Falle eines hoch- oder landesverräteriſchen Aufruhrs eine zeitweiſe 
Beſchränkung oder Aufhebung der Beſtimmungen der Grundrechte 
über Verhaftung, Verſammlungsrecht und Hausſuchung für einzelne 
Bezirke durch die Reichsgewalt oder den Einzelſtaat angeordnet 
werden kann. Ebenſo bleibt die nähere Feſtſtellung derjenigen Be⸗ 
ſchränkungen der Grundrechte, welche im Falle eines Krieges eintreten 
können, der Reichsgeſetzgebung überlaſſen“. 
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Simon: „Bis zum Erlaſſe dieſes Neichsgeſetzes bleiben die in 
beiderlei Beziehungen beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften der Einzel« 
ſtaaten in Kraft. Es kann jedoch ſeitens derſelben eine zeitweiſe Be⸗ 
ſchränkung oder Aufhebung der unter a gedachten Grundrechte nur 
von dem Geſamtminiſterium des Einzelſtaates verfügt werden. Das 
Miniſterium iſt zur gleichzeitigen Einberufung der Volksvertretung 
verpflichtet; wird von dieſer die Maßregel nicht genehmigt, fo iſt die. 
ſelbe ſofort außer Kraft zu ſetzen“. — Verworfen. 

5. Antrag von Waitz (ohne 4): 

„Im Fall des Krieges oder bewaffneten Aufruhrs können die 
Beſtimmungen der Grundrechte über Verhaftung, Hausſuchung, 
Vereins- und Verſammlungsrecht von der Reichsregierung oder 
der Regierung eines Einzelſtaates für einzelne Bezirke zeitweiſe außer 
Kraft geſetzt werden. 

Bis zur Erlaſſung eines Neichsgeſetzes, welches das Nähere zu 
beſtimmen hat, ſollen hierüber folgende Beſtimmungen gelten: 

1. Die Verfügung kann in jedem einzelnen Fall nur von dem 
Geſamtminiſterium des Reiches oder des Einzelſtaates aus: 
gehen. 

2. Sind der Reichstag reſp. die geſetzgebenden Körper des Einzel: 
ſtaates verſammelt, fo iſt ihre Zuſtimmung ſofort einzu- 
holen. Im entgegengeſetzten Fall darf die Verfügung nicht 
länger als vierzehn Tage dauern, ohne daß dieſelben zufammen- 
berufen und die getroffenen Maßregeln zu ihrer Genehmigung 
vorgelegt werden. 

3. Für die Verkündigung des Belagerungszuſtandes in Feſtungen 
bleiben die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften in Kraft. 

4. Die Verkündigung des Kriegsrechts und Kriegszuſtandes in 
anderen Orten oder Gegenden kann nur unter den Beſtim— 
mungen unter 1 und 2 erfolgen und macht jedesmal die ſo⸗ 
fortige Zuſammenberufung des Reichstages reſp. der geſetz⸗ 

gebenden Körper, um die Genehmigung zu erteilen, nötig“. 
— Verworfen, 11 gegen 11. 
6. Der Antrag Welckers: 

„1. Bei b bleiben die Worte: „eine Feſtung in“ weg. 

2. Im letzten Satz ſind die Worte: „mit der Beſchränkung“ uſw. bis 
an den Schluß zu ſtreichen. 

3. Für ſolche Beſchränkungen müſſen baldmöglichſt die Zuſtimmungen 
der Landſtände oder des Reichstags oder mindeſtens die der 
Reichsregierung eingeholt werden, ohne welche ſie alsbald 
wieder außer Kraft zu fegen find“, — Verworfen. 

7. Der Antrag von Reh und Scheller mit der von Reh vorgeſchlagenen 
* 
8 „Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes bleiben die in beiderlei Bezie⸗ 
hungen beſtehenden beſonderen geſetzlichen Vorſchriften der Einzel: 
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ſtaaten in Kraft, mit der Maßgabe jedoch, daß, wenn in Kraft dieſer 
beſonderen geſetzlichen Vorſchriften eine zeitweiſe Beſchränkung oder 
Aufhebung der in a genannten Rechte verfügt wird, gleichzeitig die 
Landesvertretung einzuberufen und ihrer Beſchlußnahme die verfügte 
Maßregel zu unterwerfen iſt“. — Verworfen. 

8. Der Antrag der Vorkommiſſion, Reh und Scheller, ohne die nach- 
trägliche Modifikation. — Verworfen. 

Es wird die Sitzung vertagt, und die weitere Aberlegung der ſchwierigen 
Frage anempfohlen. 

Es wird! die Beratung über 86 des Entwurfes zur Gewähr der Ver: 
faſſung wieder aufgenommen. Waitz: Auch er habe eine Modifikation in 
ſeinem Antrage gemacht, nämlich er habe zwei wichtige Punkte als Ver⸗ 
faſſungspunkte aufgenommen, fo daß nur das übrige einem Reichsgeſetz vor- 
behalten bleibe. So habe ſein Antrag drei Teile: 

„Im Fall des Krieges oder Aufruhrs können die Beſtimmungen der 

Grundrechte über Verhaftung, Hausſuchung, (Vereins- und) Verſamm⸗ 
lungsrecht von der Reichsregierung oder der Regierung eines Einzelſtaates 
für einzelne Bezirke zeitweiſe außer Kraft geſetzt werden, jedoch nur unter 
folgenden Bedingungen: 

1. Die Verfügung muß in jedem einzelnen Fall von dem Geſamtminiſte⸗ 
rium des Reichs oder des Einzelſtaates ausgehen. 

2. Wenn der Reichstag reſp. die geſetzgebenden Körper des Einzelſtaates 
verſammelt ſind, ſo iſt ihre Zuſtimmung ſofort einzuholen. Im entgegen⸗ 
geſetzten Fall darf die Verfügung nicht länger als vierzehn Tage dauern, 
ohne daß dieſelben zuſammenberufen und die getroffenen Maßregeln zu 
ihrer Genehmigung vorgelegt werden. 

Weitere Beſtimmungen bleiben einem Reichsgeſetz vorbehalten. 

Für die Verkündigung des Belagerungszuſtandes in Feſtungen bleiben 
die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften in Kraft. 

Die Verkündigung des Kriegsrechtes in anderen Orten und Gegenden 
kann, wenn der Reichstag reſp. die geſetzgebenden Körper des Einzelſtaates 
verſammelt ſind, nur mit ihrer Zuſtimmung geſchehen. Im entgegengeſetzten 
Falle ſind dieſelben jedesmal ſofort zuſammenzurufen, um die Genehmigung 
zu erteilen“. 

Tellkampf beginnt ſich in das Materielle der Sache einzulaſſen, worauf 
Zell darauf dringt, daß nach fo langen Beratungen endlich nur die Ab⸗ 
ſtimmung zur Verhandlung kommen möchte. v. La ſa ulx wünſcht zu den reſpek⸗ 
tiven Ständen hinzugefügt: „oder deren Ausſchüſſe“. Simon ſchlägt vor: 
Statt der vierzehn Tage „ſofort“ zu ſetzen. Zell ſchlägt eine Teilung von 
Waitz' Antrag vor und wünſcht, daß das Ganze als Proviſorium beſtimmt 
werde, bis das Reichsgeſetz darüber erlaſſen ſei. Er ſei namentlich nicht in der 
Lage, ſchon zu ſagen, ob immer nur das Geſamtminiſterium und nicht auch 
andere Behörden jene Maßregeln treffen können. 


In der 137. Sitzung d. 24. Januar. 
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Zur Abſtimmung: | 

1. Es wird zuerft Waitz' Antrag bis zu dem Alinea „Für die Ver⸗ 
kündigung“ uſw. zur Abſtimmung gebracht. — Angenommen, 11 gegen 
10. 

2. Soll das in Parentheſe geſetzte Vereinsrecht mit angeführt werden als 
zu ſuspendieren möglich? — Abgelehnt, 10 gegen 11. 

3. Soll es mit Waitz ferner heißen: „Für die Verkündigung. Vor 

ſchriften in Kraft“? — Angenommen. 

In betreff des Kriegsrechtes im letzten Satz von Waitz bemerkt Sim on: Wir 
hätten davon noch gar nicht geſprochen, und es ſei etwas ganz Neues, was 
wir einführen wollen. Wogegen Beſeler bemerkt, daß in Baden, Bayern uſw. 
dergleichen Legislation vorhanden ſei. Tellkampf wünſcht, daß darüber die 
Diskuſſion von neuem eröffnet werde. Es ſei das ſogenannte Kriegsrecht nur 
aus der napoleoniſchen Zeit, und ſei alſo etwas, was noch mit dem Militär⸗ 
deſpotismus zuſammenhängt. Im engliſchen Weſen ſei dergleichen völlig un- 
erhört. Wenn in England Rebellion iſt, fo kann wohl auch von den Waffen 
Gebrauch gemacht werden, aber nach Verleſung der Aufruhrakte, wo ſich 
jeder, der nicht gerade Aufruhr machen will, zurückzieht. Die Hauptſache 
iſt, daß mit dem geſtillten Aufruhr die Sache völlig vorbei iſt. Wie ſcheußlich 
iſt es dagegen in Oſterreich, wo freilich ganz anders als hier ſeit dem 18. Sep⸗ 
tember das Kriegsrecht gehandhabt wird. Wigard: Er müſſe ſich auf den⸗ 
ſelben Standpunkt ſtellen wie Tellkampf. Er kenne kein Beiſpiel, wo die 
Anwendung des Kriegsrechtes notwendig geweſen wäre. Wir wollen das Stand: 
recht doch nicht unter die Märzerrungenſchaften rechnen. v. La ſaulx: Neue 
Zuſtände machen auch neue Geſetze nötig. Nach dieſem Grundſatz haben alle 
freien Völker verfahren und haben ſich wohl befunden. Keines unter den 
Alten war mannhafter als die Römer, und fie ſchufen die Diktatur. Hätten 
wir die Freiheit ehrlich erworben und Schritt für Schritt blutig erkämpft wie 
die Engländer, ſo könnten wir mit ſolchen Beſtimmungen auskommen; da 
wir aber mit einem Sprunge aus dem Polizeiſtaat in die Freiheit gekommen 
und die Anvernunft gehabt haben, in den Grundrechten die Todesſtrafe ab: 
zuſchaffen, ſo müſſen wir uns mancherlei Außerordentlich keiten gefallen laſſen. 
v. Mühlfeldt: Oer Kriegszuſtand in Oſterreich ſei nicht fo arg, wie Tellkampf 
meint, ſondern es iſt nur, daß die ordentlichen Gerichte mit außerordentlichen 
vertauſcht werden. Aber der Kriegszuſtand ſchließt gar nicht das Standrecht 
notwendig in ſich. Er meine, daß in der Aufregung der jungen Freiheit ſolche 
Ausnahmeverhältniſſe gar nicht entbehrt werden können. So hätte in Wien 
gar nicht ohne Belagerungszuſtand die militäriſche Beſetzung gemacht wer— 
den können, da ſonſt weder die Nationalgarde aufgelöſt werden konnte, noch 
die normierte Beſatzung erhöht werden durfte. Sim on: Er ſehe nicht deutlich, 
was Waitz in jenem Satz gemeint habe, denn alles, was im Fall des Krieges 
und Aufruhrs nötig iſt, ſcheint ſchon geſagt zu ſein. Er ſehe nicht, welche Fälle 
noch in dieſem letzten Alinea übrigbleiben und gemeint fein könnten. Römer: 
Waitz Antrag ſcheine ihm nicht ſo zu verſtehen, daß das Kriegsrecht auch auf 
andere Bezirke als ſolche, die im Krieg oder Aufruhr ſind, ausgedehnt werden 
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ſollen. Er verſtehe die Sache ſo: Anter Einführung des Kriegsrechts verſtehe er 
bloß Einführung des Standrechts und Ausführung desſelben durch die militäri⸗ 
ſchen Gewalten. Das iſt ſo exorbitant, daß es nur in den äußerſten Fällen zuge⸗ 
ftanden werden darf. Laſaulr beruft ſich auf Rom; er zweifle, ob Rom, fo 
ariſtokratiſch wie es war, gar frei geweſen; dann aber ſei dort die Diktatur 
nur beſtellt worden, wenn das Vaterland in Gefahr ſei, und das kann man 
nicht ſagen, wenn irgendein Diſtrikt des großen Vaterlandes in Gefahr iſt. 
Daß es Fälle gibt, wo der Kriegsſtand einzuführen, gebe er zu. Ob aber da⸗ 
mit auch das erzeptionelle Gericht nötig iſt, bezweifle er. Denn iſt die Negie⸗ 
rung ſtark genug, den Kriegsſtand einzuführen, ſo iſt es unnötig, jenes „Kugel 
und Blei“ eintreten zu laſſen. Waitz: Allerdings habe er gemeint auch für den 
letzten Satz: „Im Falle des Krieges und Aufruhrs“. Ihm ſcheine der letzte 
Satz eben eine Steigerung, die ihm notwendig und unvermeidlich ſcheine. Der 
Zuſtand des Kriegsrechts ſei namentlich Entwicklung militäriſcher Gewalt, 
auch militäriſches Gericht, namentlich daß die höchſte Gewalt in die Hände 
des militäriſchen Befehlshabers gelegt werde. Durchaus ſei das nicht ſeine 
Meinung, die Freiheit hiermit zu verkümmern, ſondern nur zu ſchützen, denn 
fonft wird die arbiträre Handhabung, wie ſie jetzt iſt, fortgeſetzt werden. Wenn 
die geſetzgebenden Körper die Notwendigkeit einer ſo exzeptionellen Maß⸗ 
regel erkennen, dann iſt gewiß große Not. Tellkampf: Er möchte noch ein⸗ 
mal ſeine Aufruhrakte in Antrag bringen, wenn ſchon darüber einmal abge⸗ 
ſtimmt iſt. Es ſei das eben ein anderes Syſtem; les] iſt unfreiheitlich, daß andere 
als die ordentlichen Gerichte richten. Daß man den Belagerungszuſtand ver- 
künden müſſe, um die Nationalgarde aufzuheben, ſcheine ihm doppelt heillos, 
da das Militär noch immer rein dynaſtiſch ſei. Rießer: Er könne ſich nicht 
überzeugen, daß es logiſch ſei, nach dem ad 1 noch Beſtimmungen über Kriegs- 
recht und Belagerungszuſtand zu machen. Wenn dies nichts ſoll als die Sus⸗ 
penſion gewiſſer allgemeinen Rechte in beſtimmte Form zu bringen, fo 
muß dies unter 1 aufgeführt werden, oder man verfährt ganz unlogiſch. Sollen 
3. B. durch das Kriegsrecht Militärgerichte zuläſſig fein, ſo müſſe man ad 1 
ſagen, daß auch die Grundrechte von dem gewöhnlichen Gerichtsſtand ſuspen⸗ 
diert werden können. Wir haben alſo nur zu antworten auf die Frage: Welche 
Rechte ſollen aufgehoben werden können und unter welchen Vorausſetzungen? 
Ein anderes, unlogiſches Verfahren führt auch praktiſch zu Abelſtänden. Muß 
man die Nationalgarde auflöſen, ſo muß man das im Bürgerwehrgeſetz 
vorgeſehen haben, aber nicht dazu erſt die Notwendigkeit eines ungeſetzlichen 
Zuſtands poſtulieren. Ebenſo die Befugnis, Militär einrücken zu laſſen, muß 
in die Aufruhrakte gehören. v. La ſaulx gegen Römer: Die Römer find feit 
der lex Hortensia 286 eine demokratiſche Republik geweſen; auch find die 
Diktatoren nicht bloß wegen auswärtiger Kriege eingeſetzt worden, ſondern 
auch wegen discordiae, namentlich quaestionibus exercendis, wo dann ſum⸗ 
mariſch unterſucht und in aller Schnelligkeit niedergehauen wurde. Beſeler: 
Er entdecke den logiſchen Widerſpruch; es gibt Notſtände, wo allerdings es 
klar iſt, daß man außerordentliche Maßregeln braucht. Es iſt klar, daß gewiſſe 
Fälle eintreten, wo ſich der Staat im Stande der Notwehr befindet. Dies 


137. Sitzung 24. Januar 1849. Gewähr der Reichsverfaſſung 421 


kann entweder bloß faktiſch reguliert werden, indem das Militär dazwiſchen 
ſchießt, oder ſo, daß man für dieſe unglücklichen Fälle noch ſtaatsmänniſche 
Verfaſſungsformen aufſtellt, unter die ſich der Notſtand ſelbſt beugen muß. 
Waitz hat hier nicht vierzehn Tage Naum gelaſſen, ſondern vorgängig die 
Zuſtimmung der Volksvertretung gefordert. And glaubt man, daß ein Mini⸗ 
ſterium die Verantwortlichkeit übernehmen wird, derartiges einzuſetzen, um 
damit ſofort vor die Volksvertretung zu treten? Waitz ſcheine ihm wahrlich 
der Freiheit mehr Sicherung gemacht zu haben als diejenigen, die dagegen ſind. 
Sein einziges Bedenken ſei, daß man hier wieder die Gewalt des äußerſten 
Mittels abſchwäche, wie denn hier der Belagerungszuſtand nichts anderes ge— 
weſen ſei, als der Zuſtand der früheren „Ruhe und Ordnung“, wie ein Frank⸗ 
furter Bürger geſagt. Er wünſche, daß hier deutlich ausgeſprochen werde, 
daß es ſich um den äußerſten Notſtand handle. Waitz: Er füge dem 
nur hinzu, daß die Gefahr des abſchwächenden Mißbrauches wegfällt durch 
die geforderte Zuſtimmung der Stände. Er könne nicht glauben, daß fie ge- 
währt werden könne ohne große Not. Ahrens: Ihm ſcheine es ſich weſentlich 
zu handeln um dies Gericht. Soll auch für die Bürger Militärgericht ein- 
treten dürfen? Es iſt eine falſche Theorie, von der Waitz ausgeht uſw. Denn 
die Notwehr beruht auf Proportionalität; vor allem, daß man den Gegner 
unſchädlich macht. Tellkampf: Man verſuche einmal, wie Napoleon Schill 
und ſeine Genoſſen, ſo gefangene Aufrührer totſchießen zu laſſen, ſo wird 
man ſehen, wie ſich das Volk dann erhebt. And ferner, was hat es uns geholfen, 
nachdem Blum erſchoſſen wurde, hier Beſchlüſſe zu faſſen? Es iſt ganz gleich, 
ob man nachher die Stände beruft. Simon: Waitz ſtatuiert gleichſam eine 
Tortur erſten und zweiten Grades für das Volk. And wenn die zweiten Grades 
eintreten ſoll, iſt nicht geſagt. Ebenſo iſt nicht geſagt, was Kriegsrecht iſt, denn 
wenn alles eben dem Volk Gegebene wieder in Frage geſtellt wird, ſo ſoll man 
doch ſagen, was das Kriegsrecht enthält. Beſeler ſage zwar, daß er fürchte; 
aber er handle, als fürchte er nichts. Beſeler: Er wünſche eben verfaſſungs⸗ 
mäßige Formen und könne ſich nicht mit der ſonſt wohl gehörten Phraſe: Not 
kennt kein Gebot, beruhigen, mit der man alle Freiheit ruiniere. Es iſt die 
Notwehr notwendig, es iſt Humanität im rechten Augenblick, ſtreng wie 
Napoleon, wenn er am 18. Fruktidor die Kartätſchen brauchte. Daß man 
im einzelnen Fall irren kann, verſteht ſich, denn es gibt keine Arithmetik in der 
Politik. Übrigens proteſtiere er gegen die Meinung, als wolle er je die Frei⸗ 
heit gefährden; er wolle ſie im allervollſten Maße. Aber der Staat und deſſen 
Erhaltung gehe ihm über alles, denn nur in ihm und durch ihn ſei die Freiheit. 

1. Soll es mit Wigard heißen: „Außer dieſem Fall darf jedoch bei Auf— 
ruhr kein Ort in Belagerungszuſtand erklärt und niemand, welcher dem 
Militärſtande nicht angehört, dem Kriegsrecht unterworfen werden“? — 
Verworfen; dafür: Ahrens, Wigard, v. Soiron, Schüler. 

2. Soll es mit Tellkampf heißen: „Ein ſofortiges militäriſches Einſchreiten 
gegen jede Art des Aufruhrs iſt nur zuläſſig, nachdem die bürgerliche 
Obrigkeit dazu die Zuſtimmung gegeben und die Aufruhrakte verleſen 
hat. Die militäriſchen Maßregeln dürfen nicht weiter als auf Anter⸗ 
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drückung des Aufruhrs ausgedehnt werden“? — Verworfen; dafür 
Schreiner, Ahrens. 

3. Soll es mit Deiters heißen: „Die Verkündigung des Kriegsrechtes in 
anderen Orten und Gegenden erfordert jederzeit ein Geſetz für den be- 
ſonderen Fall“? — Verworfen. 

4. Soll es mit Waitz heißen: „Die in äußerſten Fällen zu verhängende 
Verkündigung des Kriegsrechtes“ uſw., wie oben bezeichnet? — Ver⸗ 
worfen 11 gegen 11. 


Tellkampf ſchlägt einen weiteren Zuſatz zur Gewähr der Verfaſſung vor: 

„Die Reichsverfaſſung und die in Abereinſtimmung mit derſelben er⸗ 
laſſenen Reichsgeſetze find die höchſten Geſetze des Reiches, und alle Richter 
ſind verpflichtet, in Gemäßheit derſelben zu erkennen, ungeachtet etwa 
widerſprechender Beſtimmungen der Verfaſſung oder des Geſetzes der Ein⸗ 
zelſtaaten“. 

Nachdem er dieſen Satz weiter erläutert, erklärt Deiters, daß, wenn wir 
keine anderen Garantien haben, als auszuſprechen, was ſich von ſelbſt verſteht, 
daß die Richter auf die Reichsverfaſſung verpflichtet find, fo find wir übel 
daran. 8 2 der Gewähr enthält eben dies, was Tellkampf will. 

Wigard beantragt: 

„Niemand darf einer von der vollziehenden Gewalt ausgehenden An⸗ 
ordnung, welche mit der Neichsverfaſſung oder dem Reichsgeſetz in Wider⸗ 
ſpruch ſteht, Folge leiſten“, 

eventuell: 

„Alle Verordnungen und Anordnungen, welche mit der Reichsverfaſ—⸗ 
fung und den Reichsgeſetzen in Widerſpruch ſtehen, haben keine verbindliche 
Kraft und ſind daher ungültig“. 

Beſeler bemerkt gegen 1, daß es zugleich müßte geſagt werden, woran man 
ſolchen Widerſpruch erkenne, und ad 2, daß damit alle Indemnitäten auf⸗ 
hörten, die doch wohl nicht zu entbehren ſind. Wigard: Es dürfte notwendig 
ſein, noch die Garantien aufzuzählen, die ſonſt in der Verfaſſung zerſtreut 
ſind, z. B. ein Reichsgericht. Deiters ſtimmt dieſem letzten bei; jene zwei 
Sätze aber find von der Art, daß fie ſich von ſelbſt verſtehen. Rießer macht 
aufmerkſam auf das Syſtem der Verantwortlichkeit der Beamten; denn wie 
ſollen die unteren Beamten dieſe Befugnis, nicht zu gehorchen, haben, wenn 
der Miniſter verantwortlich iſt? Briegleb: Noch einige Bemerkungen gegen 
den Satz. Erwähnt, daß jeder einzelne als Kläger müſſe auftreten können, 
wenn er glaube, daß die Verfaſſung verletzt iſt. Röm er iſt mit RNießer ein⸗ 
verſtanden; gewiß muß im ſtrittigen Falle der Staatsbürger dem dienſtlichen 
Willen des Beamten folgen, und mag er nachher den Weg Rechtens ein: 
ſchlagen, denn der Beamte hat die volle Verantwortlichkeit. 

1. Soll Wigards Antrag 1: „Niemand darf“ uſw. angenommen wer⸗ 

den? — Verworfen. 


2. Soll Wigards eventueller Antrag: „Alle Verordnungen“ uſw. an⸗ 
genommen werden? — Verworfen. 
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3. Sollen die in der Verfaſſung zerſtreuten Garantien der Verfaſſung hier 

zuſammengefaßt aufgeführt werden? — Verworfen. 

Damit iſt der Artikel Gewähr der Verfaſſung beendet. Es folgt die Wahl 
eines Berichterſtatters, es wurde wieder einmal Waitz gewählt. 

Waitz berichtet! zunächſt über die Lage der Berichterſtattung über Gewähr 
der Verfaſſung. Wigard glaubt, daß es ihm nicht angemeſſen ſcheine, dieſe 
Sache zu übereilen und ſie bereits Montag den 29. auf die Tagesordnung zu 
bringen; er erinnert, daß noch einige Artikel der Grundrechte zurück ſeien, und 
es ſcheine ihm wünſchenswert, dieſe zu erledigen. Beſeler wünſcht, daß man 
den formalen Teil der Verfaſſung endlich einmal hintereinander abmache, da- 
mit man das Ganze endlich überſehen könne. Damit ſtimmt Wigard überein, 
und er würde, um dies zu erreichen, ſein früheres Bedenken gern aufgeben. 
v. Mühlfeldt macht darauf aufmerkſam, daß man, wenn die ganze Verfaſſung 
vorliegen ſoll, auch die Grundrechte abgemacht haben müſſe, damit die Para⸗ 
graphenzahl gemacht werden könne. 

Es konnten keine Beſchlüſſe gefaßt werden, da die hinreichende Zahl Mit⸗ 
glieder ſich nicht eingefunden hatte. 

Zunächſt legte' Briegleb einen Bericht über den Antrag von Arndts 
aus München, die Mitteilung der in erſter Leſung angenommenen Verfaſſung 
an die deutſchen Regierungen betreffends, vor. Der Bericht wurde genehmigt. 


Sodann wurde der Artikel Gewähr der Verfaſſung zur ſchließlichen Re⸗ 
daktion vorgelegt“. 


§ 1. Gülich wünſcht, daß in dem letzten Alinea geſagt werde: „Vor Ab— 
leiſtung des Eides darf“ uſw. Tellkampf wünſcht, daß ausgedrückt werde, 
daß erſt nach dem Eide die Regierungs handlungen Gültigkeit haben, worauf 
Briegleb: Gerade dies wird mit dem „Können“ ausgedrückt. Dahlmann: 
Es werden bis zur Eides leiſtung doch Regierungs handlungen geſchehen müſſen. 
Der Kaiſer kommt ja zum Regiment als Deutſcher, der ſchon längſt auf die 
Reichsverfaſſung verpflichtet iſt. Sonſt ſchlage er vor: „iſt der Kaiſer berech— 
tigt“. Deiters ſchlägt vor: „kann der Kaiſer gültig“ uſw. 
1. Es wird in Alinea 1 die Faſſung: „wie er das letztemal zuſammengeſetzt 
war“ — angenommen. 
2. Soll es mit Dahlmann heißen: „erft nach geleiſtetem Eide iſt der Kaiſer 
berechtigt“? — Angenommen. 
8 2 — angenommen. 
§ 3 angenommen. 


8 4— angenommen. Wigard macht darauf aufmerkſam, daß es doch wohl 
heißen müſſe: „mit der Neichsverfaffung oder den Reichsgeſetzen“. Waitz 
entgegnet, daß dies doch nicht wohl gehe, da z. B. ein Reichsgeſetz gar wohl 
ſchon beſtehende Geſetze niederſtreiten könnte, und da müſſe dann erſt ex post 

1 In der 138. Sitzung d. 25. Januar. 

2 In der 139. Sitzung d. 26. Januar. 

»Haßler 5,291. 

Anlage 6b linke Spalte. 
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das Landesgeſetz abgeſtellt werden. Beſeler: Ja, im Reichsgericht haben wir 
die Befugnis gegeben, gegen Reichsgeſetz die Landesverfaſſungen zu ſchirmen. 
v. Mühlfeldt ſchlägt vor: „Beſtimmungen ... find ungültig und ohne Kraft“. 
Waitz: Das würde nicht den umfaſſenden, gleichſam ethiſchen Grundſatz aus⸗ 
ſprechen, und mit jenem „es iſt ungültig“ iſt doch nicht die definitive Ent⸗ 
ſcheidung gegeben, ſondern es würde dies zur Kognition des Reichsgerichts 
gehören. Beſeler: Nun erſt recht müſſe er meinen, daß es ſo, wie Mühlfeldt 
vorſchlägt; denn mit ethiſchem Grundſatz ſei nichts getan. v. Soiron: Wir 
haben bei den Grundrechten geſehen, daß wir wohl Neues machen können, 
aber es iſt ſchwer, das Alte abzuſtellen oder vielmehr Neues ſofort zu gewinnen. 
Er wünſche daher, daß man hier den von Waitz vorgeſchlagenen Wortlaut 
nehme. Dahlmann: Die jetzige Faſſung laſſe unbeſtimmt, ob ſich die 
Reichs⸗ oder Landesverfaſſung ändern müſſe. Auch Römer warnt ernſtlich 
vor der ausdrücklichen Angültigkeitserklärung. 
Der Paragraph in der vorliegenden Faſſung — angenommen. 


8 5. Statt Einwilligung ſoll es heißen „Zuſtimmung“. Der Anfang ſoll 
lauten: „Eine Anderung der VV in einem Einzelſtaat“. Endlich 
ſtatt „Formen“: „Form“. 


§ 6. Bei Alinea 2 ſoll es heißen: „Zu einem ſolchen Beſchluß bedarf es“. 
1. Soll es heißen: „Abänderungen in der Reichsverfaſſung können nur durch 
Beſchluß des Reichstages und mit Zuſtimmung“ uſw.? — Verworfen. 

2. Soll es heißen mit Deiters: „Durch Beſchluß des Reichstages mit 
Zuſtimmung“? — Verworfen. | 

3. Ob das sub 1 Verworfene wieder angenommen werden ſoll? — An⸗ 
genommen. 


§ 7. Sub 2 wird ſtatt „die geſetzgebenden Körper“ angenommen „die Volks⸗ 
vertretung“. 

Soll es ad 2 heißen: „Das Miniſterium des Reiches hat die Zuſtimmung 
des Reichstages, das Miniſterium des Einzelſtaates die des Landtages, 
wenn dieſelben zur Zeit verſammelt ſind, ſofort einzuholen. Wenn ſie nicht 
verſammelt ſind . ..“? — Angenommen. 

Endlich legte Waitz den Bericht über die Artikel Gewähr der Verfaſſung 
vor, und derſelbe wurde angenommen. 


Die Verhandlungen zweiter Leſung über das Reichsgericht 


Es wurde! die Redaktion des Reichsgerichts für die zweite Leſung vor⸗ 
gelegt?. 

v. Soiron hob hervor, daß namentlich die Veränderung gemacht ſei, daß 
das Reichsgericht namentlich aus Rückſicht auf die Geſchworenen befugt ſei, 
„andere Gerichte“ für die Strafverfahren zu delegieren oder einzurichten. 
Zell: Er habe beſonders dieſen Vorſchlag in der Vorkommiſſion vertreten; 


1 In der 140. Sitzung d. 27. Januar. 
2 Anlage 1“ rechte Spalte. 
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außer den angeführten Gründen ſei es namentlich der große Amfang jener 
Kompetenz des Reichsgerichts, welcher dieſe Einrichtung notwendig mache. 
Simon: Er vermiſſe die Kompetenzbeſtimmung; denn wie es hier ſteht, wird 
das Reichsgericht nichts als eine höchſte Appellationsſtelle ſein. v. Mühlfeldt: 
Er könne nicht meinen, daß die Kompetenz anders wohin als zum Reichs- 
gericht gehöre, doch ſei dies ſeine ſubjektive Anſicht. Aber wegen § 4 würde 
er wünſchen, in S1 zu ſagen: „wird durch Reichsgerichte ausgeübt“. Die Dele- 
gierungen verſtehen ſich von ſelbſt. Römer: Auch er müſſe dieſer Meinung 
fein. Man mache geltend, daß bei der ausgedehnten Zuſtändigkeit des Reichs— 
gerichts dasſelbe zu ſchwer belaſtet, zugleich die Entfernungen der Parteien 
oft ſehr erſchwerend für die Nechtserfüllung fein würde. Er könne nicht glauben, 
daß die Strafgerichtsbarkeit des Reichsgerichts ſo umfänglich werden könne, 
und ſo in allen anderen Fällen. Sollte aber wirklich einmal der Arbeit zu viel 
werden, fo müßte man nur die Arbeitskräfte im Reichsgericht vermehren. 
Er erkläre ſich gegen den 81. Zell: Es ſei ja nur die Möglichkeit, ſolche andere 
Gerichte einzurichten oder zu delegieren, ausgeſprochen, nicht daß wir es ſchon 
beſchließen wollen. Es iſt offene Frage, ob ſolche Gerichte geſchaffen werden 
ſollen oder nicht; das mögen die gründlichen Arbeiten derer, die die Neichg- 
gerichtsordnung ſchaffen werden, beſtimmen. Das höchſte Reichsgericht iſt 
ein Inſtitut, und er könne nicht wünſchen, daß ſtatt deſſen Reichsgerich te ge⸗ 
ſagt und damit die große politiſche Inſtitution wieder abgeſchwächt werde. 
Immerhin möge man das Wort Antergerichte annehmen, und es wird damit 
kein Mißſtand möglich fein. Das Bezeichnen iſt nicht ein allgemeines Dele— 
gieren, und Mühlfeldt hat nicht recht, zu meinen, daß jedes Gericht dele⸗ 
gieren könne; denn nicht die Gerichtsbarkeit ſelbſt, ſondern nur die Vorarbeiten 
zu Arteilen könnte als ſelbſtverſtändlich das höhere Gericht anderen übertragen. 
Hier aber handelt es ſich um wirkliche Abertragung der Jurisdiktion. Simons 
Bedenken habe er auch gehabt, aber der in 8 4 erwähnte „Inſtanzenzug“ habe 
ihn wirklich beruhigt. Die Reichsgeſetzgebung wird auch hier zu beſtimmen 
haben, ob und wann der Inſtanzenzug einzutreten hat. Gewiß iſt für die 
Grundrechte der Schutz des Reichs in großer Ausdehnung in Anſpruch ge— 
nommen. Es iſt ganz unmöglich, daß dies Reichsgericht alle dieſe kleinen 
Fälle an ſich zu ziehen hat. Da, wo etwa Stände zu klagen haben, iſt keine 
Not, und das Reichsgericht wird ſie an ſich nehmen; aber jeder einzelne hat 
ebenſo das Recht, beim Reich Schutz für feine Grundrechte zu fordern, und 
da iſt unmöglich, daß dies alles durch das eine Reichsgericht abgetan werde. 
Beſeler: Auch er werde bedenklich. Er finde doch in S 1 einen anderen Sinn 
als Zell; denn es werde da ſchon disponiert, daß es ſolche Untergerichte geben 
ſolle, und wenigſtens wünſche er den Ausdruck ſo, daß die Frage als offene be⸗ 
zeichnet erſcheine. Im allgemeinen aber beſorge er, daß durch ſolche Antergerichte 
der Freiheit Abbruch geſchehe. Sein Hauptbedenken gehe aus der Notwendig⸗ 
keit der Geſchworenen hervor. Man würde einem kleinen Kreis deutſcher Be⸗ 
völkerung das Recht oder die Pflicht geben, in den wichtigſten Reichs ſachen 
die Geſchworenen zu ſtellen. Abrigens ſei mehrfach von den Grundrechten die 
Rede geweſen und daß ſie unter der Garantie des Reichsgerichts ſtehen ſollen; 
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dies ſcheine doch in hohem Maße bedenklich. Wenn man z. B. an die der 
Jugend garantierte Schulbildung denke: Wie ſoll da ein Gericht entſcheiden? 
Jedenfalls müſſen die betreffenden Grundrechte näher präziſiert werden. 
Abrigens würden doch auch in dieſen Fällen die Landesgerichte kompetent 
ſein. Höchſtens könnte an das Reichsgericht eine letzte Appellation gerichtet 
werden. Römer: Er glaube noch immer, daß die Autorität des Reichs- 
gerichts durch ſolche Filialanſtalten ſehr geſchwächt werden würde. Simon: 
Er müſſe bei ſeinen Bedenken beharren. Es ſeien die Grundrechte angeführt, 
gewiß wird man ſich in betreff derſelben an die Landesgerichte wenden, und 
wenn man da fein Recht nicht erhält, wird man ſich an das Reichsgericht 
wenden wegen geweigerten Rechtes. Es handelt ſich überhaupt um die Kom⸗ 
petenz zwiſchen dem Reichsgericht und den eventuellen Antergerichten. 
Welcker: Wir haben Gerichte genug, mache man keinen Luxus mit Gerichten. 
Wenn ſich zu große Anhäufung und Arbeit für das Reichsgericht zeigt, fo 
wird ſich ohne Mühe der Ausweg finden laſſen. Erſchwere man doch nicht 
durch Weitläufigkeit der Reichsgerichte das Rechtfinden und die klare Ein⸗ 
fachheit des Rechtsganges. v. Mühlfeldt: Es iſt im §S1 nur eine Fakultät zu 
jener untergeordneten Einrichtung beabſichtigt; dieſe aber bleibt unzweifelhaft. 
Die Antergerichte ſind entweder vom Reich eingeſetzt — und dann konnte 
man lieber im Reichsgericht ſelbſt Sektionen bilden — oder Landesgerichte, 
und es iſt] nicht zu erwarten, daß dieſe den fo hohen Befugniſſen des Reichs- 
gerichtes genügen werden. Zell: Auch er habe dieſe Bedenken alle voraus- 
geſehen, aber er kann ſich nicht überzeugen, daß ſie ausreichend ſeien. Es ſei 
das große Bedürfnis der Inſtanz, das ihn in erſter Linie beſtimme. Sodann: 
Bloß die sub ce aufgeführten Streitigkeiten find fo unzählig, daß das allein 
ſchon das Reichsgericht vollauf beſchäftigen würde. Noch immer müſſe er 
meinen, daß jedem einzelnen ſchließlich das Recht zuſtehen müſſe, ſeine Grund⸗ 
rechte beim Reichsgericht einzuklagen. In Amerika ſind alle die der Anion 
zuſtehenden Kompetenzen ganz von denen der Einzelſtaaten abgezweigt, und 
die circuit judges reifen umher, um in jedem Diftrift die betreffenden Rechts⸗ 
verhältniſſe zu urteilen. Ob wir nun dieſe Einrichtung wollen oder aber dies 
in der einen Spitze des Reichsgerichts ſammeln wollen, iſt eine weitere Frage. 
Dann aber brauchen wir für die Marine gewiß abgezweigte Gerichte. Jeden. 
falls wünſche er vorbehalten, daß ein Inſtanzenzug eintrete, und das wolle 
er der ferneren Geſetzgebung überweiſen. Er wünſche dieſe Frage übrigens 
ausgeſetzt, bis wir uns darüber einigen, ob wir die Grundrechte hier mit auf: 
nehmen wollen. Beſeler bemerkt unter anderem, daß die Marinegerichte 
nicht zum Reichsgericht gehören, man könne höchſtens darüber nachträglich 
einen Vorbehalt ausſprechen. 
Soll nach Römers Antrag die alte Faſſung von 81, wie fie in erſter 
Leſung angenommen wurde, mit Vorbehalt der Marinegerichte, hergeſtellt 
werden? — Angenommen. 


8 2. Gülich ſchlägt vor, die Eingangsformel zu wählen: „Dieſes Gericht 
gibt ausgehendes Recht in ... Römer: Das verſtehen wir nicht; tft damit 
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letzte Inſtanz gemeint? Gülich gibt feine Formel auf, aber es ſcheine ihm 
notwendig, daß hier die letzte Inſtanz bezeichnet ſei. Zell: Es iſt allerdings 
notwendig, daß in § 4 ausgedrückt werde, daß dieſe Gerichtsbarkeit nicht aus⸗ 
ſchließt, daß von den Landesgerichten erſt etwas feſtgeſtellt werden muß, ehe 
es an das Reichsgericht kommt. Es iſt gewiß der Ausdruck „erſtreckt ſich“ nicht 
richtig, denn kumulative läßt ſich dies nicht denken. Es muß ſich jemand durch 
die vorgängige Prozedur gleichſam legitimieren. 

Ad a. Beſeler: Er wolle den Gegenantrag verteidigen. So wichtig es 
ſei, daß das Reich Obmacht habe, ebenſo notwendig ſei es, die Einzelſtaaten 
zu ſchützen, aber nicht bloß gegen die Reichsgeſetze, ſondern auch gegen die 
Reichsregierung. Ebenſo müſſe die Kompetenz der Oberaufſicht des Reiches 
gewahrt werden, um nicht die Macht der Reichsregierung zu ſchwächen durch 
Klagen der Einzelſtaaten beim Reichsgericht. Es ſei dieſer Gegenantrag gleich— 
ſam eine Vermittlung zwiſchen der früheren Faſſung der erſten Leſung und 
der neuen Faſſung. Römer: Der Beſchluß der Nationalverſammlung will, 
daß das Reichsgericht in ſolchen Streitigkeiten entſcheide. Aber ſelbſt der 
von Beſeler verteidigte Gegenantrag geht nicht ſo weit.!“ Beſeler: Nur 
wenn Verfaſſungsverletzung behauptet wird, ſoll das Reichsgericht an- 
gerufen werden können.“ Zell erläutert den Zuſammenhang der Betrachtung, 
aus dem § 2a der neuen Faſſung hervorgegangen iſt. Tellkampf: Er habe 
folgende praktiſche Erfahrung: Es ſeien öfter vom Kongreß Geſetze erlaſſen 
worden, die nicht in Abereinſtimmung waren mit dem Geſetz der Einzelſtaaten, 
ſo Bankruttgeſetze. Die Einzelſtaaten hüteten ſich wohl, dagegen zu klagen; 
was geſchah? Die Perſonen, die verletzt waren durch dies Geſetz, machten 
in dem betreffenden Prozeß geltend, dies Geſetz ſei nicht verfaſſungsmäßig, 
und ſo entſchieden die Gerichte, ſo entſchied endlich das höchſte Gericht, und 
damit war die Sache fertig. In dieſem Entwurf iſt gar nicht von den Perſonen, 
von den Staatsbürgern die Rede. Es müßte hier geſagt ſein, daß die Gerichte 
in den Einzelſtaaten nach dem Reichsgerichte erkennen müſſen. Dies iſt aber 
nicht geſchehen. Konſequent muß eben in dem Kreiſe, wo das Reich Exekutiv⸗ 
gewalt hat, auch das Gericht haben. Die Frage ſchien erſt ſpäter zur Erledi⸗ 
gung kommen zu müſſen. v. Mühlfeldt: Ihm ſcheine die neue Faſſung doch 
ſehr bedenklich, denn ſie enthalte gerade die Auflehnung gegen Beſchlüſſe des 
Reichstages. Maßregeln der Reichsregierung aber unterliegen, wenn fie Ver- 
letzungen enthalten, ſofort, wenn jemand klagen will, dem Reichsgericht. 
Nießer: Er meine, durch die Beifügung „und durch Regierungsmaßregeln“ 
tun wir weiter nichts, als daß wir jedem Staat geben, was auch jeder einzelne 
Bürger hat (8 49). Jeder ſolcher Regierungsmaßregel muß Folge geleiſtet 
werden, aber Folge leiſtend kann man den Weg der Klage einſchlagen. Die 
bloße Verweiſung auf die politiſche Verantwortlichkeit reicht hier nicht aus, 
ſondern es gilt hier meiſt oder doch oft Entſchädigung. Es ſcheine ihm aber zu 
viel geſagt mit den Worten „Verletzung der Reichsverfaſſung“, denn wir 
wollen hier nur die Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten ſchützen. Ebenſo unklar 
ſcheint ihm der Ausdruck „vermöge ihres Oberaufſichtsrechtes“, denn wenn 

1 Von * bis * von Brieglebs Hand. 
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die Regierung ihr Oberaufſichtsrecht hütet, ſo wird ſie nicht klagen. Der Satz 
iſt hier nicht logiſch klar. Waitz: Auch er glaube, daß wir hier weiter gehen 
müſſen im Sinn des Gegenantrags. Je mehr unſer Bundesſtaat ſich mon⸗ 
archiſch macht, deſto mehr müſſen wir die Einzelſtaaten ſchützen. In der zweiten 
Hälfte des Satzes iſt die Meinung: Wenn das Reich etwas nach ſeinem Ober⸗ 
aufſichtsrecht tut, ſo ſoll das Reichsgericht nicht einſchreiten dürfen. Früher 
aber haben wir gerade dies verworfen und gerade in ſolchen Fällen das Reichs⸗ 
gericht einſchreiten laſſen wollen. Welcker: Auch er meine, daß der Ausdruck 
in der erſten Hälfte des Satzes ſo genommen werden müſſe, daß nicht etwa 
die Einzelſtaaten Hüter der Neichsverfaſſung werden. Beſeler: Er gebe zu, 
daß ſelbſt bei der vorſichtigſten Faſſung hier Schwierigkeiten aus der Kom⸗ 
petenz des Reichsgerichts entſtehen können, aber wir müſſen, wenn wir ein⸗ 
mal einen Bundesſtaat wollen, jedem Staat das ſichere Gefühl feiner recht⸗ 
lichen Exiſtenz geben und erhalten. Sonſt haben wir in den Einzelſtaaten nur 
einen Ballaſt, und alle Gewalt und Entſcheidung liegt in den Reichsgewalten. 
Die beiden Einwände gegen ſeinen Gegenantrag ſeien ihm nicht überzeugend. 
Ad 2 habe er nur ſagen wollen: „vorbehaltlich oder unbeſchadet des Ober— 
aufſichtsrechtes“, damit dasſelbe nicht immer durch das Reichsgericht in Frage 
geſtellt werde, ſondern ſeine Selbſtändigkeit habe. Er denke, daß dies richtig 
Gedachte ſich beſſer werde ausdrücken laſſen. Tellkampf bemerkt, daß der 
Einzelſtaat auch wegen Nichterfüllung ſeiner Verpflichtungen gegen das 
Reich belangt werden kann. Zell: Es ſcheine ſich die allgemeine Meinung für 
den Gegenantrag zu entſcheiden, und er wolle nicht mehr die andere Faſſung 
verteidigen. In Rießers Vorſchlag fehle, daß dem Einzelſtaat nicht bloß 
feine Selbſtändigkeit, ſondern auch das Necht, feine Bürger zu ſchützen, ob⸗ 
liegen kann. Er gebe gern zu, daß nicht jeder Einzelbürger ſoll klagen dürfen. 
Aber nehme man den Fall eines Bankruttgeſetzes, wie Tellkampf erzählt hat: 
Wer ſoll den einzelnen Bürger ſchützen? Oder ein Steuergeſetz, das verfaſſungs⸗ 
widrig iſt, und der einzelne will nicht zahlen: Wer ſchützt? Der Einzelſtaat 
durch feine Gerichte muß nach dem Neichsgeſetz entſcheiden, und der einzelne 
iſt ſchutzlos. Was folgt daraus? Daß jeder einzelne zu klagen das Recht haben 
muß. Der Einzelbürger muß ebenſo das Recht haben wie die Staatsindi⸗ 
viduen. Wir mögen nun aus Zweckmäßigkeitsgründen dies aufgeben, aber 
wenn der einzelne Bürger unter ſolchen Verfaſſungswidrigkeiten zu leiden 
hat, ſo muß das Reichsgericht ſchützen. 

1* Man ſtimmt ab: 

Gülichs Vorſchlag, den Eingang alſo zu faſſen: „Das Reichsgericht 
iſt nach Maßgabe der Reichsgerichtsordnung kompetent ...“? — Ab⸗ 
gelehnt.“ 

Soll es heißen mit der früheren Faſſung: „Zur Zuſtändigkeit des Neichs⸗ 
gerichtes gehören“? — Angenommen. 

3. Soll es § 2a heißen: „Klagen eines Einzelſtaates gegen die Reichsgewalt 
wegen Verletzung der Reichsverfaſſung durch Erlaſſung von Reichsgeſetzen 
und durch Maßregeln der Reichsregierung ſowie Klagen der Reichs⸗ 

1 Von bis“ von Brieglebs Hand. 


— 
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gewalt gegen einen Einzelſtaat wegen Verletzung der Neichsverfaſſung“? 
— Angenommen, 11 gegen 8. 


Tellkampf findet hier noch einen Satz allgemeinen Inhalts notwendig, 
durch welchen bezeichnet wird, daß ſich die richterliche Gewalt in alle die 
Kreiſe, die dem Reich zukommen, ausdehne, es muß, wie die Amerikaner 
jagen, coextensiv fein: 

„Zur Zuftändigfeit des Reichsgerichts gehören alle Streitigkeiten, welche 

im Amfang dieſer Verfaſſung und der Reichsgeſetze entſtehen, nament⸗ 

Ken.“ 

und nun folgen die einzelnen Buchſtaben. Denn ſoweit die Verfaſſung Rechte 
erteilt, können auch Streitigkeiten entſtehen, und dieſe müſſen unter der Reichs⸗ 
jurisdiktion ſtehen. Beſeler meint, daß wir dieſen Antrag ſchon in den erſten 
Debatten hinreichend erörtert haben und daß wir ohne weitere Diskuſſion 
darüber abſtimmen. 

Soll gleich über Tellkampfs Antrag abgeſtimmt werden? — Ja. 
Soll Tellkampfs ſoeben verzeichneter Antrag angenommen werden? — 
Verworfen. 


Zum Berichterſtatter in der Nationalverſammlung über Gewähr der Ver: 
faſſung wurde! Waitz erwählt. 

Ferner wird der Beſchluß der Verſammlung, die Berückſichtigung der 
Petitionen bei den Berichten betreffend, mitgeteilt, und Deiters zum be— 
treffenden Berichterſtatter erwählt. 

Zwei Anträge von Gſpann und Fallati wurden an Deiters übergeben. 

Sodann wurde ein Antrag der preußiſchen Regierung, welcher wünſcht, 
daß ihr die Protokolle über § 28 der Grundrechte zum Zweck eines Geſetz— 
entwurfes, der den Kammern vorgelegt werden ſoll, mitgeteilt werden mögen, 
vorgelegt. Es wird beſchloſſen, dem Schriftführer zu überlaſſen, die Mit⸗ 
teilung aus dem Protokoll zu machen und dieſe im Ausſchuß vorzulegen, da= 
mit das ſo anerkannte Protokoll weiter mitgeteilt werden könne. 


Zweite Leſung des Wahlgeſetzes 


Waitz ſchlägt vor, daß das Wahlgeſetz vor der Fortſetzung des Reichs- 
gerichts vorgenommen werde. Es wurde in dieſem Sinn beſchloſſen. Es wird 
die Reviſion des Wahlgeſetzes vorgenommen?. 

Die Eingangsformel: Es hängt, bemerkt [Name fehlt], davon ab, ob dieſes 
Wahlgeſetz Teil der Verfaſſung werden ſoll; er meine nicht. Die Formel 
wird angenommen. 

81 — angenommen. 

82, Briegleb: Es müſſe heißen ad 1: „und zwar letztere“. — Ange⸗ 
nommen. Zell fordert in der Einleitung dieſes Paragraphen ſtatt „ſollen aus⸗ 
geſchloſſen ſein“ zu ſagen: „ſind ausgeſchloſſen“C. Wigard: Er wünſche die 
frühere Faſſung: „Als nicht ſelbſtändig, alſo von der Berechtigung zum 

1 In der 141. Sitzung d. 29. Januar. 

2 Anlage 7b rechte Spalte. 
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Wählen“ uſw. — Angenommen. Im übrigen wurde der Paragraph — ange 
nommen. Römer fragt: Alſo der Sohn, der unter väterlicher Gewalt ſteht, 
iſt ſelbſtändig? Waitz: Es iſt zwar nicht im Ausſchuß, aber deſto ausführlicher 
in der Vorkommiſſion verhandelt. 


§ 3. Auch hier wird die frühere Faſſung hergeſtellt mit der Anderung von 
„erachtet“ in „angeſehen“. 

Ad 1. Briegleb ſchlägt vor, in zweiter Zeile ſtatt „oder die“ zu ſagen: 
„oder welche“. — Angenommen. Deiters wünſcht, daß, damit nicht Miß⸗ 
verſtändnis entſtehe, die Worte „durch rechtskräftiges Erkenntnis“ ſpäter ge⸗ 
ſtellt werden mögen: „durch rechtskräftiges Erkenntnis verurteilt“. — Ange⸗ 
nommen. Rießer wünſcht, daß, weitere Anklarheit zu vermeiden, geſagt 
werden möge: „oder wegen eines anderen Verbrechens zu einer Zuchthaus⸗ 
ſtrafe“ uſw. — Angenommen. Sim on macht geltend, daß in Oſterreich wegen 
politiſcher Verbrechen zu Feſtungsarbeitsſtrafen verurteilt werde, und daß 
man ſolche politiſchen Verbrecher nicht vom Wahlrecht könne ausſchließen 
wollen. Es wurde entgegnet, daß man die materielle Frage nicht wieder auf⸗ 
nehmen könne. Der Antrag, die Diskuſſion wieder aufzunehmen, wurde — 
abgelehnt. 

Ad 2 — angenommen. 

§ 4. Briegleb fragt, warum die Umftellung? Waitz: Am es ſofort an 
den vorigen Paragraphen anzuſchließen. — Angenommen. 

§5 — angenommen. 

86 — angenommen. 

87 — angenommen. 


§8. Briegleb moniert das Wort „verhältnismäßig“, damit es nicht 
ſcheine, als ob eine Geſellſchaftsrechnung gemacht werden ſolle. Man müſſe 
mehr den gegebenen Verhältniſſen nachgeben. Ebenſo ſtatt „unter die an⸗ 
deren“ zu ſagen: „unter anderen“. Beides wird verworfen. Sonſt — ange⸗ 
nommen. 


§ 9. Tellkampf ſchlägt vor, ſtatt „unter ſich oder mit benachbarten 
Staaten“ bloß zu ſagen: „mit anderen Staaten“. — Angenommen. Wigard 
macht darauf aufmerkſam, ob hier nicht Staatenverbände, die ſich bilden, 
auszunehmen ſeien, damit ſie nicht für die Wahlen zerriſſen werden. Briegleb: 
Der Vorſchlag hat gegenwärtig kein praktiſches Objekt. — Wird fallen ge— 
laſſen. Sim on wünſcht am Schluß zu ſagen: „zur Bildung von Wahldiſtrikten“. 
— Angenommen. 

§ 10. Beſeler wünſcht, ſtatt „Wahldiſtrikt“ ſtets den Ausdruck: „Wahl⸗ 
kreis“. — Angenommen. Tellkampf wünſcht die frühere Faſſung wieder⸗ 
hergeſtellt. — Verworfen. Beſeler ſchlägt vor: „Die Wahlkreiſe“. — An⸗ 
genommen. Deiters ſchlägt vor, daß der zweite Satz „In dieſem iſt“ uſw. 
wegfalle. — Angenommen. | 


§ 11. Die Vorkommiſſion ſchlägt das Alinea 2 materiell vor. Beſeler 
hält es für ſchwierig und nicht ſehr notwendig; er meine, daß die ſonſtigen Be⸗ 
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ſtimmungen ausreichen. Es wird noch einmal auf Redaktion eingegangen. 
Tellkampf findet, daß der Ausdruck „Wählerrecht haben“ hier nicht ange- 
meſſen ſei, ſondern daß man ſage: „Wähler iſt“. Waitz verteidigt den Aus- 
druck: Wer alle Qualifikationen zum Wählen hat, kann fein Recht doch nur 
unter einer beſtimmten Vorausſetzung ausüben, nämlich wenn er feinen feſten 
Wohnſitz hat. Dahlmann: Es ſcheine doch, daß dies auf §1 zurückwirke, 
denn es fehlt dort eine weſentliche Qualifikation. Zell: „Zur Ausübung der 
Wahl in einem Wahlkreiſe iſt feſter Wohnſitz in demſelben erforderlich“. 
Waitz „Wer das Wahlrecht in einem Bezirke ausüben will, muß“ uſw., 
denn der Nachſatz ſcheine ihm durchaus notwendig und dürfe nicht geändert 
werden. Waitz' Antrag — angenommen. Endlich „an Einem Orte“ — 
angenommen. 

In betreff der Soldaten ſpricht ſich Nießer für dieſen Satz aus. Beſeler: 
Er könne die Sache nicht überſehen, es ſcheine ihm eben nicht wahrſcheinlich, 
daß man oft in den Fall kommen werde, das nur von der Landwehr und von 
den dauernd Dienenden gelten werde. Waitz: Es ſcheine ihm ein ſolcher 
Zuſatz notwendig, damit der Begriff des feſten Wohnſitzes für die Soldaten 
klar werde. Er habe gewiß keine Liebhaberei für dieſen Satz, da er überhaupt 
gegen das Wählen der Soldaten ſei. Der Satz wird und zwar mit den Worten 
„ſeit ſechs Monaten“ — angenommen. 


8 12. Waitz: Es ſei das nähere Detail die Folge von dem angenommenen 
Antrag Tellkampfs. Aber die Friſten ſei die Kommiſſion in langer Dis⸗ 
kuſſion geweſen, und man habe ſich endlich dahin verſtändigt; es ſei im ganzen 
die Analogie Belgiens, der man gefolgt ſei. Ahrens: Die Rektifikation der 
Wahlliſte ſei ein langes und ſchwieriges Geſchäft, und es ſei von der größten 
Wichtigkeit, dafür Zeit zu laſſen. Wie denn in Belgien Monate dazu find. 
Er habe ſchon in der Vorkommiſſion auf vier Wochen angetragen. Es werden 
vier Wochen — angenommen. 

Beſeler beanſtandet den letzten Satz. Denn wenn jemand inzwiſchen ſein 
Wahlrecht verloren hat, ſo iſt es doch arg, wenn er noch nachträglich wählen 
darf. Er meine, es müſſe wenigſtens ein etwa achttägiges Auslegen der Wahl⸗ 
liſten vorausgehen. Ahrens: Das Leben iſt in ſtetem Wechſel und es iſt 
unmöglich, dieſe Fälle geſetzlich zu formeln; wir ſollten es hier machen, wie 
es in anderen Ländern gemacht werde. Beſeler: Er mache doch aufmerkſam, 
daß oft Wahlen durch wenige Stimmen entſchieden werden, und wenn nun 
dieſe entſcheidenden Stimmen gerade die von Fallitiſten und Zuchthäuslern 
ſind! Tellkampf: Vielleicht wäre es am zweckmäßigſten, dieſelbe Zeitdauer 
für dieſe ſpätere Anwendung der Liſten eintreten zu laſſen. Zell ſchlägt vor: 

„Bei fpäterer außerordentlicher Wahl ſollen die früheren Liſten aus- 
gelegt werden. Einſprüche gegen dieſelben ſind ebenfalls binnen acht Tagen 
nach öffentlicher Bekanntmachung anzubringen, worauf die Liſten drei: 

Tage vor der Wahl geſchloſſen werden“. 

Droyſen bemerkt, daß damit der Amſtand fortbleibe, daß nicht neue Wähler 
in die Liſten aufgenommen werden. Simon: Er denke ſich die Sache fo, daß 
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die Liſten von den betreffenden Behörden unabläſſig fortgeführt werden (er 
wünſche die Worte: „fortgeführte Liſten“), und ſomit brauchen die Liſten nur 
zur Reklamation aufgelegt zu werden. Waitz: Es komme damit ein ganz 
neues Element hinein, denn die Behörde wird gar nicht imſtande ſein, alle 
Nachträge zu machen. Beſeler: Zu dem Zweck eben die Reklamation. 

Durch das Fortgehen von Herrn Welcker wurde der Ausſchuß beſchluß— 
unfähig. 

In betreff des § 12 des Wahlgeſetzes bemerkt! zunächſt Waitz, daß die 
Vorkommiſſion ihre Anträge modifiziert, da man geſtern weſentlich nur an 
die bei einmaliger Abſtimmung durch Mangel an abſoluter Stimmenmehrheit 
unvollſtändigen und deshalb ſogleich zu wiederholenden Wahlen gedacht habe. 
Ahrens: Er ſtimme dem inſoweit bei, daß jährlich neue Liſten entworfen 
werden, die dann für das übrige Jahr gelten. Zell: Er meine, wir hätten uns 
hier etwas ſtark in adminiſtrative Maßregeln eingelaſſen. Es ſcheine ihm faſt 
unmöglich, ſo jährlich Liſten anzufertigen, ohne daß Wahlen in Ausſicht ſind. 
Wenn eine Vakanz eintritt, ſo kann man immerhin eine neue Liſte anfertigen, 
und die drei Wochen Zeit ſind dann kein ſo großer Verluſt. Darum ſtimme 
er gern mit Waitz dafür, den letzten Satz fortzulaſſen. 

Es wird abgeſtimmt: 

Soll der Satz: „Für ſpätere außerordentliche Wahlen gelten die früheren 

Liſten“ wegfallen? — Er ſoll wegfallen. 

Deiters hatte das Bedenken: Daß die Lifte acht Tage vor der Wahl ge- 
ſchloſſen würde, ſei zu lange Friſt. Zell: Hätten wir indirekte Wahlen, ſo 
würde er dafür ſein; da fie aber für einen ganzen Oiſtrikt gelten, und da die 
gemachte Reklamation geprüft werden müſſe, ſo ſei er gegen dieſe Modifika⸗ 
tion. Deiters bemerkt noch, daß nach dem Wortlaut die erſten acht Tage zum 
Einbringen der Reklamation beſtimmt ſind; was iſt nun in den folgenden 
vierzehn Tagen da vorzunehmen? Beſeler: Wir müſſen drei Termine unter⸗ 
ſcheiden: Die acht Tage zum Einbringen der Reklamation, die vierzehn Tage 
zur Entſcheidung der Reklamation, die letzten acht Tage, um die fertigen Liſten 
bekannt werden zu laſſen; und das ſcheine ihm doch förmlich konfus. Waitz: 
Er müſſe ſich dagegen verwahren, daß die Sache konfus gedacht ſei, dies ſei 
nur infolge der Veränderung von drei in vier Wochen. Es iſt jetzt offenbar 
die Zeit der Entſcheidung von acht in vierzehn Tage zu verwandeln, ſo iſt 
alles in Ordnung; und es wird bei der Reklamation gewiß manche Schwierig⸗ 
keit zu erledigen fein. Beſeler: Er wolle die Konfuſion nicht weiter be- 
ſprechen. Es ſcheine ihm etwas reichlich Zeit, daß ſchließlich die Liſten acht 
Tage publiziert ſein ſollen uſw. Deiters: Er finde die Konfuſion, die er wieder 
aufnehme, in der ſtiliſtiſchen Anordnung. Waitz: Er wolle dies zugeben, und 
ſchlage vor: „. . . anzubringen und innerhalb der nächſten vierzehn Tage zu 
erledigen, worauf die Liſten geſchloſſen werden“. Beſeler: Er wünſche vier⸗ 
zehn Tage zum Einbringen der Reklamation, acht Tage zur Erledigung, 
acht Tage zur Veröffentlichung. 

Soll es mit Waitz alſo lauten wie oben? — Angenommen. 
1 In der 142. Sitzung d. 30. Januar. 
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8 13. Tellkampf vermißt das Wort Kontrolle, das doch ſehr wichtig ſei, 
in der neuen Faſſung. Waitz: Er meint, daß dieſe Gemeindeglieder doch 
keineswegs bloß zur Kontrolle da ſind, ſondern ſelbſt dieſes oder jenes Geſchäft 
dabei mit übernehmen können. Gülich: Nicht bloß die Gemeindeglieder, die 
zugezogen werden, ſollen kontrollieren, ſondern, da die Sache öffentlich iſt, 
das ganze Publikum. 

Somit — angenommen. Waitz wünſcht ſtatt „Es ſind bei derſelben“: 

„Bei derſelben ſind“. — Angenommen. 


5 14. Waitz ſchlägt vor, im zweiten Alinea hier „Wahlhandlung“ ſtatt 
„Wahl“ zu ſetzen, damit das Wort Wahl nur für die vollendete Wahl gelte. Das 
dritte Alinea habe ihm viel Mühe gemacht; es ſei das Bedenken, wenn der 
Zweite und der Dritte in der zweiten Wahlhandlung gleich viel Stimmen haben, 
wie dann? Das Wörtchen „hier“ habe er vorgeſchlagen, damit es klar werde, 
daß nur für die dritte Wahl das Los eintrete. Deiters: Gerade aus dem 
von Waitz angeführten Grunde möchte er wünſchen, das „hier“ zu ſtreichen. 
Beſeler: Er wünſche, daß das Los ſchon dann eintreten dürfe, wenn in der 
erſten Abſtimmung Zwei gleiche Stimmenzahl haben; denn wir haben aller⸗ 
dings Grund, die ſtrenge Forderung der abſoluten Majorität hier zu rela- 
rieren. Waitz: Er könne das nicht zugeben; wenn in erſter Wahl zwei 1500 
Stimmen haben, ein Dritter ein paar Stimmen, ſo wäre doch die nochmalige 
Wahl ſehr wichtig. 

Soll „Wahlhandlung“ geſagt werden? — Angenommen. 
Soll im letzten Alinea das „hier“ wegfallen? — Angenommen. 

Deiters macht darauf aufmerkſam, daß wenn in der dritten Wahlhandlung 
noch Zettel abgegeben werden auf andere als die beiden Namen, dieſe Zettel 
dann ungültig ſein müſſen. Man überging dies als ſich von ſelbſt verſtehend. 

S 15. Deiters wünſcht dieſen Paragraphen hinter 8 16 geſtellt. Der Para⸗ 
graph wird vorbehaltlich der Amſtellung — angenommen. 

§ 16. Beſeler: Er wünſcht, daß ſtatt „Neichsgewalt“ geſagt wird: 
„Reichsregierung“. — Angenommen. Waitz: Das zweite Alinea habe er ge= 
ſetzt, weil ſonſt der Landesregierung durch zu kurze Friſt bis zum Anſatz der 
Wahl die Vorbereitung ſehr erſchwert würde. Jetzt freilich nach Annahme 
der Verbeſſerung von § 12 ſei die Sache anders. Beſeler: Er ſei der 
Meinung, daß auch die Nachwahl die Reichsregierung auszuſchreiben und 
danach die Landesregierung das Nötige zu veranlaſſen habe. Beſeler ſchlägt 
für das zweite Alinea vor: 


„Wahlen, welche ſpäter erforderlich werden, ſind auf Anordnung der 
Reichsregierung von dem betreffenden Einzelſtaat auszuſchreiben“. 
Waitz: Es ſeien hier nicht bloß die Wahlen gemeint, die durch das 

Austreten eines Mitgliedes nötig werden, ſondern wenn auch nicht gleich 
abſolute Stimmenmehrheit gewonnen iſt oder wenn Doppelwahlen geweſen 
ſind; da muß gewiß der Wahldirektor, höchſtens die Landesregierungen 
den weiteren Wahltermin feſtſtellen können. Er meine, daß auch nach der 
bisherigen Erfahrung der Nationalverſammlung die Wahlen ſpäterer Mit⸗ 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 28 
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glieder den Landesregierungen zu überlaſſen ſeien. Beſeler: Er müſſe be⸗ 
kennen, daß er dies für unpaſſend halte; er meine, ſpätere Wahl müſſe ent⸗ 
ſchieden durch die Reichsregierung veranlaßt werden. Waitz: Dagegen mache 
er aufmerkſam darauf, daß mit Beſelers Faſſung außer der Ergänzungs- 
wahl auch die Doppelwahlen und die mit nicht abſoluter Majorität getroffen 
ſind, und beide letztere ſoll doch nicht die Reichsregierung zu veranlaſſen haben. 
Dahlmann ſchlägt vor: 

„Ergänzungswahlen ſind auf Anordnung der Reichsregierung von den 

Regierungen der Einzelſtaaten zu veranlaſſen“. 

Schüler: Nach feiner Meinung iſt die Wahl erſt zu Ende, wenn der Ge- 
wählte angenommen hat; alſo tritt für Minoritätswahlen und Doppel⸗ 
wahlen nicht die Konkurrenz der Reichsregierung ein, da hier die Wahl nicht 
vollendet iſt, die Ergänzungswahl dagegen. 

Dahlmanns Antrag — verworfen. 

Waitz ſchlägt vor: 

„Die Wahlen, welche ſpäter erforderlich werden, find von den Negie— 
rungen der Einzelſtaaten auszuſchreiben“. — Angenommen. 

Gülich: Nach feiner Meinung ſei § 15 nach § 10 zu ſetzen. Worauf Waitz 
bemerkt, daß die Worte, wo es ſich anſchließe, ſollten geſtrichen ſein. 


8 17. Statt „angeordnet“ wird beliebt: „beſtimmt“. Beſeler: Der Ausdruck 
Reichsgewalt ſei hier nicht genau. Soll es Reichsregierung fein, fo kann dies 
weitere Verwirrungen hervorbringen. Es muß wohl der Reichsgeſetzgebung 
überwieſen werden. Übrigens ſcheine ihm, daß dieſer Satz am beſten weg⸗ 
gelaſſen werden könne. Der Satz — wegzulaſſen. 

Reichswahlmatrikel — angenommen. 

Geſetz über die Entſchädigung. 

Reh wünſcht: „Geſetz über die Tagesgelder und die Reiſekoſten der Abge— 
ordneten“. — [Angenommen.] 


Beſeler: Er müſſe doch bemerken, daß, wenn Oſterreich nicht eintritt, die 
Seelenzahl 100 000 nicht bleiben kann, weil ſonſt die Verſammlung zu klein 
werden würde. Schon aus dieſem Grunde wird eine zweite Leſung vorzu— 
behalten ſein, falls es nicht in die Verfaſſung aufgenommen werden ſollte. 
Waitz: In der Vorkommiſſion habe man ſich darin verſtändigt, daß es ſo 
ſehr ein Ganzes ſei, daß man nicht einzelne Punkte daraus entnehmen könne. 
So habe freilich Ahrens den Grundſatz der direkten Wahl in die Verfaſſung 
aufnehmen wollen, aber die Majorität hat für dies nur geſtimmt wegen 
gewiſſer anderer Beſtimmungen, und ſo überall. Darum ſei die Vorkommiſſion 
dahin übereingekommen, daß das Ganze nicht in die Verfaſſung zu nehmen, 
ſondern nur als Reichsgeſetz zu behandeln, wie eben darum auch in ſeinen 
einzelnen Teilen nicht als proviſoriſch zu bezeichnen ſei. Nur eventuell würde 
er das Ganze, aber nur das Ganze, in die Verfaſſung aufgenommen wünſchen. 
Denn man könne nicht leugnen, daß man doch erſt dies Geſetz ſich müſſe 
bewähren laſſen, und daß man bald zu neuen Forderungen und Geſetzen 
kommen könnte. Ahrens: Er halte es nie für angemeſſen, ein Wahlgeſetz als 
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Teil der Verfaſſung zu behandeln; aber das Prinzip der direkten Wahlen, 
die allein ein Abdruck der öffentlichen Meinung ſind, wünſche er ausdrücklich 
aufgenommen, und er könne nicht zugeben, daß dieſe nur konditionell ange- 
nommen werden. Wigard: Er habe früher ſich ausgeſprochen, daß er für die 
Syſtematik der Verfaſſung es notwendig halte, daß das Wahlgeſetz aufge⸗ 
nommen werde. Aber dies Geſetz, wie es nun geworden, halte er für ſo wenig 
den gerechten Forderungen des Volkes angemeſſen, daß er nicht mehr wünſchen 
könne, dies Geſetz ſo feſtzumachen. Er hoffe nur, daß recht bald eine Zeit 
komme, wo man Grundſätze einer nach feiner Meinung [unleferlih] Politik 
aufnehme. Römer: Freilich ſei ihm ein Wahlgeſetz weſentlicher Teil der 
Verfaſſung, aber er könne nicht fo gegen den materiellen Inhalt der Ver- 
faſſung hier wie Wigard ſein, denn wir müſſen erſt Erfahrung ſammeln, 
und die vielen, die nichts haben, ſind die ſchlechteſten Wähler. Wenn wir uns 
auch von jeder Ariſtokratie trennen können, ſo doch nicht von der des Ver— 
ſtandes, und der iſt in der Regel mit Beſitz verbunden, ohne den doch keine 
Bildung. v. Laſaulx: Er ſei mit Römer einverſtanden, daß wir noch in den 
Windeln der Freiheit find; kaum noch zum AC der politiſchen Weisheit 
ſind wir gelangt. Die Alten, die weiter in der politiſchen Bildung als wir, 
hatten einen großen Grundſatz: In omni re publica id potissimum esse 
videndum, ne plurimum valeant plurimi. Was unſer Freund Wigard er- 
wartet, daß einmal eine allgemeine Tugendhaftigkeit kommen werde, hoffe er 
nicht. Es heißt den Bock zum Gärtner machen, wenn man die Beſitzloſen ent: 
ſcheiden läßt über den Beutel der Beſitzenden. Die nächſte Zukunft wird uns 
unfehlbar zum Zenſus führen. 

Somit wird einſtimmig dafür gehalten, daß das Wahlgeſetz nicht inte- 
grierender Teil der Verfaſſung werde, daß aber eine zweite Leſung wie bei 
einer Verfaſſungsbeſtimmung vorbehalten werde. 

Es werden zwei Berichterſtatter gewählt. Ahrens depreziert, Waitz wünſcht 
lieber allein gewählt zu werden. Waitz wurde gewählt. 

Beſeler gibt eine Erklärung ab: Er habe bei Beſchränkung des Wahlrechts 
ſchon ausgeſprochen, daß er nur ſoweit, wie eben ſeine Erkenntnis dieſer ſchwie⸗ 
rigen Sache im Augenblick reiche, ſich entſcheiden könne. Er habe mehrere 
Konferenzen mit verſtändigen Männern gehabt und ſei freilich noch nicht klar, 
aber er wolle ſchon jetzt darauf aufmerkſam machen, daß, wenn er etwa in 
einem Minoritätserachten ſich für Zenſus oder dergleichen entſcheiden ſollte, 
dies nicht für unangemeſſen erachtet werden möge. Er habe es ſeiner politiſchen 
Ehre angemeſſen gehalten, dies zu erklären. 

Die Minoritätserachten werden Donnerstag, den 1. Februar abends zur 
Sitzung eingereicht. 

Fortſetzung der zweiten Leſung des Reichsgerichts 

Es wird! in der Beratung des Reichsgerichts fortgefahren. 


Ad S 2b bemerkt Gülich, daß er den Schluß „wenn ... einzuholen“ ge⸗ 
ſtrichen wünſcht, da derſelbe entweder überflüſſig oder nachteilig ſei. Ahrens: 


1 In der 143. Sitzung d. 31. Januar. 
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Zwiſchen beiden Häuſern werden mehr politiſche als juriſtiſche Differenzen 
ſtattfinden, aber für die wenigen letzteren Fälle iſt dieſer Weg des Kompro⸗ 
miſſes erwünſcht. Beſeler: Er fürchte, wenn wir dieſen Schlußſatz ſtreichen, 
bekommen wir eine juriſtiſche Kaſuiſtik ſtatt einer politiſchen Verhandlung; 
denn wenn in jedem Fall des Diſſenſes, auch des politiſchen, das Reichs⸗ 
gericht entſcheiden müßte, fo würde eben jede Budgetfrage uſw. [an] das 
Reichsgericht kommen. Gülichs Antrag wird verworfen. 


§ 2 angenommen. 
8 2d angenommen. 


§ 2e. Zell: Es ſei in der neuen Faſſung etwas weggelaſſen, was die Pauls⸗ 
kirche hineingebracht: Die „Nichtvollziehung ihrer Beſtimmungen“. Er 
meine, man müſſe dieſe und die folgende Poſition zuſammenfaſſen. Ahrens: 
Er müſſe die Scheidung behaupten, denn einmal ſeien es Klagen der Volks⸗ 
vertretung, ſodann Klagen Einzelner. v. Soiron: Die Vorkommiſſion habe 
jenen Satz geſtrichen, weil erſtens die Klage wegen Verfaſſungsbruch im 
Einzelſtaat übrigbleibt, und ſodann weil ſonſt das Reichsgericht mit allen 
möglichen Kleinlichkeiten überhäuft [wird], da eben unendlich viel als Bruch 
oder Verletzung der Verfaſſung betrachtet werden kann. Nur das wichtigere 
kann hieher reſſortieren, wie dies auch vorgeſchlagen. Aber jede Nicht⸗ 
vollziehung der Verfaſſung an das Reichsgericht bringen, hieße die politiſche 
Entwicklung des Einzelſtaates in das Reichsgericht legen. Es iſt eine Stellung 
gerade wie die des Kaſſationshofes. Reh: Er ſei derſelben Meinung: Jede 
derartige Nichtvollziehung wird Anlaß zu einem Mißklang, und dies iſt 
sub lit. k gewahrt. Denn wenn der Fall bedeutend genug iſt, wird man zur 
Anklage der Miniſter ſchreiten. Zell läßt ſeinen Antrag fallen, [ſo] daß alſo 
e und f getrennt bleiben. 2 
Sollen die Worte: „Wegen Nichtvollziehung ihrer Beſtimmungen“ 
wieder aufgenommen werden? — Nicht aufnehmen. 


§ 2f. Zell macht darauf aufmerkſam, daß in der neuen Redaktion das 
Wort „Verletzung“ weggefallen ſei. Beſeler: Er mache darauf aufmerkſam, 
daß hier die Grundrechte weggelaſſen ſind. Wenn alle damit einverſtanden 
ſind, ſo wolle er nicht weiter davon ſprechen. Wigard: Die Grundrechte ſind 
Teile der Landesverfaſſung; es iſt wohl möglich, daß die Grundrechte ſomit 
hier zugleich mitverſtanden ſind, aber von ſelbſt verſteht ſich das nicht. Wegen 
Verletzung der Verfaſſung kann man z. B. in Sachſen nicht an das Gericht 
gehen. Zell: Wir müſſen e und k der alten Redaktion zuſammennehmen. 
Es iſt notwendig, daß wir zum Schutze der Grundrechte durch das Reich eine 
Beſtimmung aufnehmen, denn das Reich garantiert ſie. Mag immerhin 
manches in den Grundrechten überflüſſig ſein, er glaube es, ſo müſſen wir es, 
da es einmal fo iſt, ſchützen. Da nun für jede Verletzung zu klagen beim Reichs⸗ 
gericht große Weitläufigkeit geben würde, ſo müſſen wir darauf achten, daß 
wir andere Mittel finden, um nicht das Reichsgericht mit jeder Lappalie [zu] 
behelligen. Dies werden wir dadurch können, daß wir jeden einzelnen Staat, 
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der in ſeine Verfaſſung die Grundrechte aufzunehmen hat, in Adminiſtration 
und Juſtiz beſtimmen, die Grundrechte zu ſchützen, und darüber dann das 
Reichsgericht wachen laſſen, und dies durch die Reichsgerichtsordnung. 
Entweder nun laſſen wir das Reichsgericht in letzter Inſtanz über derartige 
Dinge entſcheiden, oder aber wir laſſen hier die Verletzung fallen und über: 
laſſen es der Reichsgerichtsordnung, den Modus feſtzuſtellen, wie die Grund⸗ 
rechte zu hüten ſeien. Dann müßte man sub £ [die] alte Faſſung wiederher- 
ſtellen in der Form: 

„Klagen deutſcher Staatsbürger über Verletzung der Grundrechte. Die 
näheren Beſtimmungen über die Art und Weiſe der Geltendmachung dieſes 
Klagerechtes bleiben der Reichsgeſetzgebung überlaſſen“. 

Mit dieſer Faſſung iſt der Schutz der Grundrechte unabhängig von der Auf: 
nahme derſelben in die Einzelnverfaſſungen. Ein Grundrecht iſt das perſön— 
liche des Individuums. Wie nun, wenn die Zentralgewalt nicht dafür ſorgt, 
daß die Grundrechte in die Verfaſſung aufgenommen werden? Dann muß 
das Individuum ein Recht haben, dagegen zu klagen, und zwar ſo, daß jedes 
Individuum einmal die Aufnahme der Grundrechte in die Verfaſſung klag— 
weiſe fordern, und dann, daß es über Verletzung der Verfaſſung klagen kann. 
Schüler: Er ſtimme damit überein, denn wie, wenn die Verfaſſung eines 
Landes ein Grundrecht wieder aufhebt, wie ſoll der RNeichsbürger dann feine 
Grundrechte retten? Aber er wünſche den Beiſatz: 

„Soweit nicht die Gerichte eines Einzelſtaates kompetent ſind“. 

Denn z. B. in Erpropriationsfachen, ob eine Entſchädigung hinreichend iſt 
oder nicht, das gehört vor die Landesgerichte. Was die Regierung in UÜber- 
einſtimmung mit dem Landtage tut, iſt keine Verletzung der Landesverfaſſung, 
und doch kann damit das Grundrecht verletzt ſein, und da bedarf es Schutz, 
den das Aufſichtsrecht der Reichsgewalt nicht hinreichend gewährt. Natürlich, 
ob die Schulen gut oder ſchlecht ſind, iſt keine Sache für die Kognition des 
Gerichts, aber wenn etwa ein Land das Geſetz gebe, daß die Kinder eines 
Hingerichteten nicht der Wohltat der öffentlichen Schulen ſollen teilhaftig 
werden, ſo muß dagegen geklagt werden. Römer: Schüler will alſo die 
geſetzgebende Gewalt des deutſchen Reiches in gewiſſen Fällen unter das 
Reichsgericht ſtellen. Wenn etwa die Landesregierung unter Konnivierung 
der Reichsregierung die Preſſe beſchränkt, ſo ſteht der Reichsminiſter 
unter der Verantwortlichkeit vor dem Parlament. Es heiße, alle ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe auf den Kopf ſtellen, wenn man das Reichsgericht über 
alle Reichsgewalten in dieſer Art ſtellen wollte. Das wäre der abſoluteſte 
Souverän, den es je gegeben. Das Reichsgericht kann nur über wirkliche 
Rechts verletzungen ſprechen. Zells Antrag könne er nicht gutheißen, daß 
nämlich die Grundrechte in die Einzelverfaſſungen aufzunehmen [feien], denn 
viele derſelben ſind nur tranſitoriſch. Aber allerdings wünſche auch er, daß der 
Reichsbürger in den Grundrechten geſichert ſei, aber er glaube, daß jedes 
Gericht das Recht habe, auf erhobene Klage zu entſcheiden. Das Reichs⸗ 
gericht kann nur in letzter Inſtanz zu entſcheiden haben. Zell erläutert dieſen 
Antrag und bemerkt noch: „Verletzung“ würde gegen die Regierung gehen, 
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und damit würde man nicht alle Fälle treffen. Z. B. wenn das Gericht eines 
Landes wegen Nechtsanſichten nicht ſprechen wolle. Römer: Wo ordnungs- 
mäßig die Grundrechte publiziert ſind, binden ſie die Gerichte ſchon jetzt. Aber 
es iſt freilich richtig, daß wir den Gang dieſer Sache im voraus überſchlagen 
müſſen. Beſeler: Schon Römer hat das Weſentliche bezeichnet. Wir müſſen 
den jetzigen Abergangszuſtand unterſcheiden von dem definitiven. Wir werden 
das Reichsgericht wohl nicht eher haben, als bis auch wohl die Grundrechte 
durchgeſetzt ſind. Daher darf man die Frage, die vorliegt, nicht vermiſchen mit 
der, die Grundrechte einzuführen. Wir ſehen nur auf das Definitive. Die Grund⸗ 
rechte ſind normativ für die Einzelſtaaten und zugleich individuelles Recht 
des Einzelnen. Welches find nun die Mittel, dieſe Rechte zu ſchützen? Entweder 
durch Oberaufſicht der Reichsregierung oder durch die Juſtiz. Jenes haben 
wir ſchon in die Reichsgewalt aufgenommen. Der Verletzte kann demnach, 
wenn das Land ihm nicht Genüge gibt, ſich an die Reichsregierung, und wenn 
auch das nicht hilft, an den Reichstag mit Petitionen wenden. Wenn im 
Einzelſtaat Rechtsſchutz iſt, fo kann endlich nur wegen geweigerter Juſtiz an 
das Reichsgericht gegangen werden. Dann muß man unter den Grundrechten 
ſelbſt unterſcheiden: Manche beziehen ſich auf Verwaltung, und hier wieder 
kann nur Petition geſtattet [fein]. Andere find individuelle Rechte; und alle 
dieſe zu ſchützen in jedem einzelnen Fall, würde dem Reichsgericht endloſe 
Arbeit, und zwar ſolche ſchaffen, die die unterſten Gerichte abmachen können. 
Alſo die verſchiedenen Arten der Grundrechte muß man ſcharf ſondern. Er 
wolle in dieſer Art 8 3 der Grundrechte beſprechen: So viele Sätze da find, fo 
viele Beſchwerden über Verwaltungsmaßregeln können da eintreten, auch 
ebenſo viele Verletzungen: Der ganze Grundbeſitz und das Gewerbeweſen fällt 
dahinein. 8 6, die Auswanderungsfreiheit anlangend: Da find Beſchwerden 
der wichtigſten Art möglich. Z. B. daß ein Staat beſtimmt, daß freilich jeder 
auswandern dürfe, aber erſt ſeine Schulden [bezahlen?] und ſie arrangieren 
müſſe. Wo liegt da die Grenze? Soll da das Reichsgericht entſcheiden? Nein, 
es müſſen da Reichsgeſetze erlaſſen werden. Und fo überall. So Aufhebung 
der Standes vorrechte: Welche gehören dahin? Will man in allen dieſen Fällen 
dem Reichsgericht die Kompetenz und die Pflicht, Recht zu geben, auferlegen, 
fo iſt in Wahrheit die ganze Tätigkeit der Reichs- und Landesbehörden ſus⸗ 
pendiert. Somit ſei ſeine Meinung: Es muß allerdings etwas feſtgeſtellt 
werden über die Art, wie das Reich die gewährleiſteten Rechte ſchützt. Wir 
müſſen unterſcheiden die Einführung der Grundrechte im allgemeinen, und 
ſodann die Verletzungen derſelben; dann wieder entſcheiden, wo eine Klage 
beim Reichsgericht ſoll möglich ſein können und wo nicht. And da glaube er, 
daß wir nicht bei dem betreffenden Grundrecht ſtehen bleiben, ſondern wir 
müſſen uns klar werden: Wann hat eine Privatperſon das Recht, beim Reichs⸗ 
gericht zu klagen wegen Verletzung durch die politiſchen Gewalten? Freilich 
tft dies [eine] außerordentlich ſchwierige Sache, aber fie muß erörtert werden, 
wenn auch nicht gleich jetzt; ſo ſcheine es angemeſſen, hier wenigſtens die Kom⸗ 
petenz des Reichsgerichts vorzubehalten. Ahrens: Er glaube doch, daß 
Beſeler ſich irrt; nur wenn alle früheren Inſtanzen erfchöpft find, wird man 
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an das Reichsgericht gehen können. Da die Grundrechte nur ein Minimum 
ſind, ſo brauchen ſie nicht in die Einzelverfaſſungen aufgenommen zu werden. 
Aber ſie müſſen bindende Kraft haben, und jeder muß ſich daher an die Einzel⸗ 
gerichte wenden können. Klagen über Verletzungen der formellen Teile der 
Verfaſſung werden den Einzelnen nicht zuſtehen dürfen. Beſeler: Dies iſt 
fehlerhaft; es kommt hier darauf ſan] zu ſagen, wann das Reichsgericht 
Privatrechte ſchützen darf. Wir haben nicht zu fragen, welche Rechte das 
Gericht ſchützen ſoll, ſondern wie ſich die Kompetenz zu beſtimmen hat. 
v. Notenhan: Wir würden das Reichsgericht ruinieren, wenn wir es über 
jedes Grundrecht wollten urteilen laſſen; es werden wenig Nechtsftreite über: 
haupt exiſtieren, wo man nicht auf ein Grundrecht kommen könnte, und wir 
würden ſo in die Kompetenz des Reichsgerichts alles das ziehen, wozu gerade 
die Obrigkeit der Einzelſtaaten tft. Beſeler bemerkt, daß bei dem Reichs- 
kammergericht die appellable Summe tauſend Gulden war, und doch hatte 
ſich Maßloſes dort aufgehäuft; jetzt würden Bagatellen dorthin kommen, an⸗ 
geblich, weil ſie mit den Grundrechten etwas unendlich Wichtiges verletzen, 
und das Reichsgericht würde erſticken unter ſeinen Laſten. v. Mühlfeldt: Er 
wolle nur den Fall ſetzen, wenn der Einzelſtaat nicht die Grundrechte auf— 
nimmt; dann ſcheint der Fall a einzutreten. Ferner, wenn man das Reichs⸗ 
gericht nicht zu einem oberſten Gerichtshof über alle Gerichte machen will, 
ſo muß man die oberſten Gerichte der Einzelſtaaten entſcheiden laſſen. Reh: 
Er ſtimme im weſentlichen mit Beſeler. Er habe ſich gefragt, wie es jetzt wohl 
im Fall der Verletzung der Grundrechte in Landen, wo ſie publiziert ſind, iſt? 
Offenbar haben da die Gerichte zu ſchützen, und er würde glauben, dem Vater⸗ 
land einen ſchlechten Dienſt zu erweiſen, wenn er noch eine neue Inſtanz ſchüfe; 
und es wäre eben keine Freude, wenn der Staatsanwalt eine dahin entſchiedene 
Sache an das Reichsgericht brächte, wo es ſehr lange liegen bleiben kann. 
Ahnlich in Adminiſtrativſachen, die die Grundrechte betreffen; die kann man 
an die Landesregierung, an den Landtag richten, und wenn man dann gar 
noch an den Reichstag gehen kann, ſo iſt alles geſchehen. Ja, es ſcheine ihm 
ſelbſt dies zu viel, und er glaube, daß der Einzelne nicht weiter als bis zu ſeinem 
Landtag gehen dürfe in Sachen, wo es ſich nur um Wahrung von Privat— 
intereſſen handelt. Freilich iſt das Verfahren der Behörde in ſolchen Fällen 
der Art, daß eine Verfaſſungsverletzung darin iſt, ſo würde er auch in dieſem 
Fall nicht den Einzelnen befugen, wegen Verfaſſungsverletzung zu klagen, 
ſondern dies Recht nur den Ständen laſſen. Nießer: Einiges in Beſelers 
Bedenken ſcheine ihm übertrieben. Freilich nicht wegen aller Grundrechte kann 
man klagen, ſondern nur da, wo das Recht der Einzelnen wirklich verletzt iſt. 
Der Schutz der Preſſe kann dahin gezogen werden; der Buchdrucker hat ein 
erworbenes Recht darauf und kann in letzter Inſtanz beim Reichsgericht 
klagen. Beſeler: Alſo eine vierte Inſtanz will Rießer? Rießer: Man 
wendet ein, daß zu viele Sachen kommen werden, aber man ſehe nur den 
Kaſſationshof: Dahin kommen nicht bloß alle Sachen in Formfragen, ſondern 
auch die, wo behauptet wird, daß contra jus in thesi geſprochen ſei. v. S oir on: 
Der Schutz des Kaſſationshofes ſei, daß er ſehr viel Koſten mache und dadurch 
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vieles abhalte. Nießer: Die Fälle, wo über Verletzung der Grundrechte 
geklagt werden kann, werden ſich bald auf gewiſſe Kategorien reduzieren, und 
die Praxis wird da ſich bald als Entſcheidung geltend machen. Es wird das 
Reichsgericht eine Art Kaſſationshof über die Auslegung der Grundrechte 
werden, und dies ſcheint ſehr notwendig. Wenn jemand in einer Gemeinde 
wegen Beſcholtenheit abgewieſen wird, ſo kann er klagen; das Reichsgericht 
wird erklären, daß, wenn die und die Behörde die Beſcholtenheit ausſpricht, 
ſo gilt ſie, und damit iſt dann die Sache für immer entſchieden. Beſeler 
ſchlägt vor: 

„Klagen deutſcher Staatsbürger wegen Verletzung der durch die Neichs⸗ 
verfaſſung ihnen gewährten Rechte. Die näheren Beſtimmungen über den 
Amfang dieſes Klagerechts und die Art und Weiſe, dasſelbe geltend zu 
machen, bleiben der Reichsgeſetzgebung vorbehalten“. („der Reichsgerichts— 
ordnung“ ſchlägt Dahlmann vor.) v. Soiron ammendiert im Anfang: 
„wegen irriger Auslegung“. 

Beſeler: Es ſcheint dies nicht genug; es iſt ein Bedürfnis des Volkes, 
beim Reichsgericht ſein Recht und ſeinen Schutz zu holen. Aber wir können 
dies nicht eher ausbilden, bis das Reichsgericht inſtituiert iſt. Es genügt hier, 
dies große Prinzip aufzuſtellen und die Kompetenz offen zu halten. Gülich: 
Er meine, daß dies alles der Reichsgerichtsordnung vorzubehalten ſei. Im 
Materiellen ſei er eigentlich ganz abweichender Anſicht: Er unterſcheide Klagen 
gegen die Regierung eines Einzelſtaates, und dieſe wolle er hier gar nicht zu⸗ 
laſſen, da dafür genug durch die Gerichte des Landes geſorgt iſt. Aber anders 
iſt der Fall der Klage gegen die Reichsregierung; dieſe, wenn ſie politiſche 
Rechte betreffen, gehöre nicht an das Reichsgericht, ſondern an den Reichs- 
tag. Dagegen Klagen wegen Privatſtreits mit dem Reich, außer denen gegen 
den Reichsfiskus: Solche Klagen, wo Verordnungen des Reiches den Einzel: 
nen in ſeinem Privatrecht verletzten. Er ſchlage vor: 

„Klagen deutſcher Staatsbürger gegen die Reichsregierung wegen Ver- 
letzung eines Privatrechtes“. 

v. Soiron: Es ſei für ſolche Schädigungen der Reichsfiskus anzuklagen. 
Briegleb: Er halte zunächſt feſt, daß hier nicht von Schutz verletzter Privat⸗ 
rechte die Rede ſei; es kann nur von der Verletzung der politiſchen Rechte 
die Rede fein. Und dann glaube er, daß Reh der Wahrheit am nächſten ge- 
kommen. Handelt es ſich um Rechte der Landesverfaſſung, ſo geht man an die 
Landſtände, um ſolche, die durch die Reichsverfaſſung gewährt find, jo wird 
man ſich an den Reichstag zu wenden haben, und findet der Reichstag dies 
nicht, ſo hat der Einzelne gewiß nicht Befugnis, weiter an das Gericht zu 
gehen. Bei den Grundrechten tritt nun das Doppelte ein, daß Landes- und 
Reichsverfaſſung fie geben und garantieren, und da hat Reh wohl recht die 
Sache formuliert. Das Reichsgericht darüber zu ſtellen iſt ein Juſtizdeſpotis⸗ 
mus. Er ſchließe ſich dem Antrag Beſelers an, und zwar, bekenne er offen, 
weil er ihn für unſchädlich halte. 

Soll mit Gülich eine neue Littera eingeführt werden des Inhaltes: 
„Klagen deutſcher Staatsbürger uſw.“? — Verworfen. 
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Soll mit Beſeler (ſiehe oben) geſagt werden: „Klag en deutſcher Staats— 
bürger uſw.“? — Angenommen, 11 gegen 6. 


Lit. g — angenommen. Gülich wünſcht dieſen Satz unter Lit. m ge⸗ 
ftellt. — Verworfen. 


Es wird noch einmal auf Lit. £ zurückgegangen, indem v. Mühlfeldt die 
Wiederaufnahme der „Verletzung“ beantragt. v. Soiron erklärt ſich dagegen: 
Wenn die Kammern etwa einſtimmen, die Indemnität geben, und doch der 
Einzelne wegen irgendeiner albernen Verletzung an das Reichsgericht gehen 
darf, was ſoll dann da für Anſinn daraus entſtehen? Vielleicht iſt dieſe Ver- 
letzung gar nicht mehr gutzumachen, und da ſoll doch das Reichsgericht 
helfen? v. Rotenhan: Man rechnet bei jedem bayriſchen Landtag auf etwa 
zweihundert Eingaben wegen Verfaſſungsverletzung. Wenn ein Advokat 
gar nicht weiter helfen kann, ſo ſchreibt er ſolche Eingaben, und kaum vier oder 
fünf ſind dann für berechtigt erkannt worden. Sollen denn nun alle dieſe Dinge 
an das Reichsgericht? Sollen die Landſtände ſelbſt nicht mehr über der Landes— 
verfaſſung wachen dürfen? Damit geht ja die ganze Exiſtenz der Einzelſtaaten 
zu Ende. Zell wünſcht die Verletzung unter e der neuen Verfaſſung aufge— 
nommen, denn wenn eine Verletzung der Verfaſſung eintritt, was ſoll dann 
geſchehen? Wenn die korrumpierte Kammer den Miniſter nicht anklagen wolle, 
fo iſt im Einheitsſtaat der Augenblick für die Revolution da, aber im Bundes— 
ſtaat gibt es keine Revolution mehr. Ihm wird geſagt, daß gerade dieſen Fall 
Lit. k bezeichne. Reh: Ihm ſchwebe der Fall vor, daß die Regierung die 
Stände nicht einberuft; was dann? Die Stände, die allein auftreten müßten, 
find nicht da; was ſoll dann geſchehen? Dies iſt der einzige Fall, der ihn be⸗ 
unruhigt. Diefer iſt nicht in Lit. K, denn das Necht der Anklage iſt nur bei den 
Ständen. Beſeler: Er meine, daß dann bei der Reichsgewalt das Ein— 
ſchreiten ſei; dann wird das Volk gewiß nicht ruhig ſein, und dies ſchon pro— 
voziert die Reichshilfe (8 56 der Reichsgewalt). v. Soiron: Der Fall iſt dann, 
wenn die Stände aufgelöſt und neue nicht gewählt ſind. Römer: Da kann 
die Reichsgewalt von Amts wegen nach der Natur ihrer Beſtimmung ohne 
alle Frage handeln, und zwar mit Berufung auf die Grundrechte, wo jedem 
Staate Stände garantiert ſind. Aber völliger Anſinn iſt, jede wüſte Querulanz 
an das Reichsgericht kommen zu laſſen, um ſich wegen Verletzung der Landes— 
verfaſſung zu beklagen. Reh: Wir könnten beides verbinden, indem wir aus⸗ 
drücklich für den Fall der Nichtberufung der Stände den Einzelnen das Klage⸗ 
recht geben. 

Soll alſo dem Satz k noch beigefügt werden: „Verletzung der Landes— 
verfaſſung durch Nichtberufung der Volksvertretung“? — Verworfen. 

Soll es heißen: „Wegen Verletzung der Landesverfaſſung“? — Ver— 
worfen. 


Lit. h. Ahrens: Ihm ſcheine die Kompetenz zu weit, denn jede Gefährdung 
eines einzelnen Landes betrifft auch das Reich; z er fürchtet, daß in gefährlichen 
Zeiten eine unnütze Aberhäufung und eine nicht wünſchenswerte Ronzentrie- 
rung daraus entſtehen werde. Er wünſche, daß alſo dieſe Dinge den einzelnen 
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Territorien überlaſſen bleiben. Römer: Es gebe doch einen Hoch- und Landes⸗ 
verrat gegen das Reich in specie, z. B. durch den Partikularismus. Beſeler: 
Er war früher auch der Anſicht [von] Ahrens, jetzt nicht mehr. Aberhäufung 
wird nicht ſtattfinden; vor allem wichtig aber wird es ſein, daß wir in dem 
Reichsgericht eine Möglichkeit haben, für das einzelne Territorium, wo ſich 
vielleicht keine Jury zuſammenfinden läßt, die betreffende Anterſuchung anders⸗ 
wohin verlegen zu laſſen. Sodann könnten doch Fälle kommen, wo wir ziemlich 
hoch greifen müſſen, und es wäre doch ſchwierig, das Landesgericht über Mit⸗ 
glieder des heimiſchen Fürſtenhauſes urteilen zu laſſen. v. Mühlfeldt: Landes⸗ 
verrat iſt unter anderem Abreißung von Provinzen. And ſo wird alſo jeder der⸗ 
artige Fall des einzelnen Territoriums auch Landesverrat am Reich ſein. 
Sodann kann am Ende auch jeder Regierende ſolchen Landesverrat üben, 
und es fragt ſich, ob man dies vor das Reichsgericht ziehen ſolle. Brieg leb: 
Dies gehört nicht in die Kompetenz, ſondern in das Strafgeſetz. 

Soll alſo das Wort „und Landes“ geſtrichen werden? — Nicht beliebt. 

Soll es heißen „Hochverrates und Landesverrates“ (v. Laſaulr)? — Nein. 


Lit. i. Statt „genannten“ fordert Briegleb: „bezeichneten“. — Ange 
nommen. 


Lit. k. Brieg leb wünſcht die zweite Hälfte von „ſowie ...“ an abgeworfen. 
Zell: Die Verſammlung hat freilich nur diejenigen Klagen gegen die Landes⸗ 
miniſter, welche die Verletzung der Verfaſſung betreffen, an das Reichs⸗ 
gericht nehmen wollen. Es ſcheine konſequent, daß alles weitere hierher ge— 
zogen werde. Briegleb: Wir würden mit dieſem Zuſatz das Reichsgericht 
in Verhältniſſe einführen, die ganz außer deſſen Bereich liegen. Zell: Man 
würde damit zwei politiſche Gerichtshöfe einſetzen. Beſeler ſchlägt vor, 
in beiden Sätzen (i und k) nur die erſten Worte zu laſſen: „Strafgerichtsbarkeit 
über die Anklagen gegen die Neichsminiſter“ und ähnlich: „Gegen die Miniſter 
der Einzelſtaaten“. Reh: Es würde dies in hohem Maße zweideutig ſein, und 
er ziehe die Faſſung der Subkommiſſion vor. Es iſt gewiß das Reichsgericht 
am meiſten in der unabhängigen Stellung, um über Miniſter zu urteilen; auch 
vermeidet man damit, daß doppelt abzuurteilen ſein würde, und man gewinnt 
zugleich das Aufhören der Staatsgerichtshöfe, die wahrlich nur ein Not⸗ 
behelf ſind. 

Beſeler ſchlägt vor: „Gegen die Miniſter als ſolche“. — Verworfen. 
Rießer ſchlägt vor: „Aber alle Anklagen, welche auf der miniſteriellen 

Verantwortlichkeit beruhen“. — Er zieht den Antrag zurück. 

v. Mühlfeld tmacht darauf aufmerkſam, daß in den neuen Redaktionen fort⸗ 
gelaſſen ſei Anklage „wegen Verletzung der Reichs- und Landesverfaſſung“. 
Zell: Ein Minifter kann nur verantwortlich fein für das, was er zu vertreten 
hat; und dies iſt nicht die Neichsverfaffung. Das genüge nicht, entgegnet 
v. Mühlfeldt, denn gerade dieſe Konflikte werden häufig ſein. v. Soiron: 
Wenn ein Landesminiſter nicht folgt, fo wird die Reichsgewalt via facti gegen 
ihn vorſchreiten und natürlich nicht erſt an das Reichsgericht gehen. Römer: 
Hieraus geht nur hervor, daß die Reichsgewalt dergleichen unſchädlich machen 
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kann, nicht aber, daß damit ſolch ein Miniſter geſtraft werden kann. Zell: 
Man verwechſelt hier die Grenze der verſchiedenen Souveränitäten im Bundes- 
ſtaat. Die Zentralſouveränität hat ihre eigenen Miniſter, und deren Verant⸗ 
wortlich keit erſtreckt ſich nicht bis auf die Landes verfaſſung, und ebenſo find 
die Landesminiſter in betreff der Neichsverfaſſung untertan und müſſen ſich 
fügen, find den Strafgeſetzen unterworfen wie jeder Untertan. Sie können 
nicht Anordnungen treffen, ſondern nur den Gehorſam weigern oder gar Ver: 
brechen, etwa Landes ⸗„ Hochverrat, begehen. Römer: Der Landesminiſter hat 
gewiſſe Funktionen für das Reich zu vollziehen, nicht als Untertan, ſondern 
als Miniſter; und nach feiner Meinung müſſe er dafür verantwortlich zu machen 
fein. Reh: Er halte es dringend notwendig, das Wort „Reichsverfaſſung“ 
herzuſtellen, denn die Fürſten des Landes ſind unverantwortlich; wer ſoll nun 
die Verantwortlich keit gegenüber dem Reich tragen? Können wir ruhig zu— 
ſehen, wenn ein badiſcher Miniſter nicht dem Reich das Notwendige leiſtet? 
In der Perſon des Miniſters handelt der Einzelſtaat, der dem Reich unter: 
tänig iſt, und er muß dafür angeſehen werden können. Nießer: Man ſcheint 
die Kompetenz mit dem Bedürfnis einer materiellen Vorſchrift zu verwechſeln. 
Wenn erſt die materiellen Vorſchriften darüber exiſtieren, ſo wird ſich ſofort 
auch die Kompetenz ergeben. Zell: Er halte die Anterſcheidung von Mühlfeldt 
feſt. Antertan iſt ſowohl der Staatsbürger wie der Staat gegen das 
Reich. Sowenig der einzelne Bürger, ebenſowenig kann der einzelne Staat 
vor den politiſchen Gerichtshof geſtellt werden; fie können nur wegen Straf⸗ 
barkeit vorgerufen werden, aber nicht, wie hier das Reichsgericht iſt, in poli- 
tiſchen Mißſtänden uſw. Beſeler: Wir kommen hier ganz aus dem Gebiet 
der Kompetenz in das des materiellen Rechtes. v. Soiron: Er erinnere an 83 
der Gewähr der Verfaſſung, wo die Vereidung auf die Reichs- und Landesver— 
faſſung gefordert wird. Wer ſoll für den Bruch ſolches Eides eintreten? Auch die 
Landesgerichte? Ebenſolche Schwierigkeiten ergeben ſich bei Militärs. Brieg- 
leb: Offenbar bedürfen wir eines eigenen Strafgeſetzes über Verbrechen gegen 
das Reich, und dahin gehören alle dieſe Fragen. Denn wie ſollen wir Kom⸗ 
petenz beſtimmen für Verbrechen, die nicht beſtehen? v. Soiron: And doch darf 
man nicht ſpäter Kompetenzen aufnehmen, die hier nicht vorbehalten ſind. 


Droyſen legt! den vom preußiſchen Miniſterium gewünſchten Bericht der 
Aus ſchußverhandlungen über Lehen und Fideikommiſſe vor. 

Derſelbe beantragt die Einteilung des Reichswahlgeſetzes in Artikel und 
ſchlägt die betreffende Teilung vor. Es wurde dies angenommen. 


In betreff des Reichsgerichts Lit. h. i. k ſchlägt Beſeler vor: 
„h. Strafgerichtsbarkeit über Anklagen gegen die Reichsminiſter, inſofern 
ſie deren miniſterielle Verantwortlichkeit betreffen. 
i. Strafgerichtsbarkeit über Anklagen gegen Landesminiſter der Einzel⸗ 
ſtaaten, inſofern fie deren miniſterielle Verantwortlichkeit betreffen. 
k. Strafgerichtsbarkeit in den Fällen des Hoch- und Landesverrates gegen 
das Reich. 


1 In der 144. Sitzung d. 1. Februar. 
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Ob noch andere Verbrechen gegen das Reich der Strafgerichtsbar— 
keit des Reiches zu überweiſen find, wird ſpäteren Beſtimmungen der 
Reichsgeſetzgebung vorbehalten“. 

v. Rotenhan: Er könne ſich noch immer nicht überzeugen, daß es notwendig 
ſei, die Landesminiſter vor das Reichsgericht zu belangen, wenn in den Einzel- 
ſtaaten Gerichtshöfe über ihre Verantwortlichkeit vorhanden ſind. Vor— 
ſitzender erledigt dies Bedenken durch Erläuterung von 8 2a. 

Der obige Antrag von Beſeler wurde — angenommen. 

Ein Antrag Mühlfeldts auf Vereinigung von h und i in einem Satz 
wurde — nicht beliebt. 


Lit.! — angenommen. 


Lit. m. Briegleb wünfcht „zugleich“ geſtrichen. Es wird in das Detail der 
juriſtiſchen Materie eingegangen, um die Bedeutung dieſes Wörtchens zu er- 
läutern, die Solidarität mehrerer Staaten, die Streitgenoſſenſchaft uſw. 
behandelt.! Reh ſpricht ſich im allgemeinen gegen dieſe Kompetenz als prinzip⸗ 
los aus. Auch Mittermaier findet es gegen prozeſſuale Grundſätze, den 
Kläger bloß der Kumulation der Verpflichtung wegen zu dieſem Gericht zu 
nötigen. Rießer bemerkt darüber, es ſei nur fakultativ für den Kläger. Er 
macht den Vorſchlag: „ſofern der Ausſpruch gegen mehrere Staaten zugleich 
geltend gemacht wird“. Beſeler modifiziert die Faſſung. Zell ſtimmt 
Rießer bei, es müſſe die prozeſſuale Konnexität vorhanden fein. Auch Mit⸗ 
termaier findet das richtig. v. Mühlfeldt meint, dieſe objektive Kompetenz⸗ 
beſtimmung könne nicht gehalten werden, da die ratio erſt am Schluſſe des 
Prozeſſes ſich ergebe. Außerdem ſpricht er ſich gegen dieſe ganze Zivilgerichts— 
barkeit aus, da der Inſtanzenzug dadurch geſchmälert werde. Reh befriedigt 
die Rießerſche Faſſung nicht; es müſſe heißen: „wenn der Anſpruch in einer 
Klage geltend gemacht wird“. Präſident verlieft die Form von Arndts?. 
Beſeler will die Faſſung fo gewählt, daß es für den Kläger ein beneficium, 
nicht ein onus ſei. Schüler glaubt, der Artikel beziehe ſich nur auf einen be⸗ 
ſonderen Fall von ſtaatsrechtlicher Grundlage, worüber ſchon ein Bundes— 
beſchluß verfügt habe. Einen allgemeinen prozeſſualen Grundſatz habe man 
nicht aufſtellen wollen. Nur nach dem Teilungsſchlüſſel habe man früher ge- 
fragt. Gewöhnliche gemeinſchaftliche Verpflichtungen ſeien daher nicht hierher 
zu ziehen. Mittermaier beſtätigt das. Tellkampf ſchließt ſich dem von 
Beſeler Geſagten an. Neh meint, wir wollen ein Gericht gründen, wobei 
Staaten verklagt werden können, wenn ſie gemeinſchaftlich verklagt werden. 
Ein ſolches fehle bisher. Er diktiert ſeinen Vorſchlag. Gülich findet den 
erſten Satz (m) bedenklich, den prozeſſualiſchen Grundſätzen widerſprechend, 
zu weit. Das Reichsgericht ſoll angegangen werden, wenn ein anderes Gericht 
fehlt. Schüler erklärt ſich gegen den Vorſchlag von Reh, nimmt aber den 
Widerſpruch als mißverſtändlich zurück. Man ſchließt ſich dem Rehſchen 
Antrage an. 


Von hier an bis zum Schluß der Sitzung iſt das . von Detmold geführt. 
Haßler 5,313. 
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Abſtimmung: 

Erſter Satz? — Angenommen. 

Zweiter Satz: „ſowie wenn die gemeinſchaftliche Verpflichtung mehrerer 
Staaten in einer Klage geltend gemacht wird“? — Angenommen. 


Lit. n. Beſeler findet dies nicht nötig. Die beſondere Stellung der ge- 
ſandtſchaftlichen Perſon ſtehe hier nicht in Frage. v. Mühlfeldt tritt dem bei, 
meint auch, daß der Gerichtsſtand des Reichsfiskus ein unzuläſſiger privi- 
legierter ſei, was andere widerlegen. 

Abgeſtimmt: 

Soll n wegfallen? — Der Strich angenommen. 


Beſeler kommt auf den Vorbehalt wegen der Marinegerichte zurück. Er 
ſchlägt vor: 

„§. Der Reichsgefeggebung bleibt es vorbehalten, Admiralitäts⸗ und 
Seegerichte zu errichten ſowie Beſtimmungen über die Gerichtsbarkeit der 
Geſandten und Konſuln des Reichs zu treffen“. 

Tellkampferklärt ſich einverſtanden. Nie ßer bemerkt, daß ſolche Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit auf völkerrechtlichen Verträgen beruhe und daher nicht der 
Reichsgefeggebung allein überwieſen werden könne. v. Mühlfeldt meint, es 
gehöre nicht hierher. Beſeler dagegen hält es für durchaus nötig, weil ſonſt 
durch § 1 ſolche Gerichte ausgeſchloſſen ſeien. Nießers Bedenken ſchlage 
nicht durch, da ſich von ſelbſt verſtehe, daß das Reich nur dort in fremden 
Landen Gerichte einrichte, wo fremde Mächte es geſtatten. RNießer meint, 
das Ganze gehöre in das Kapitel von Verträgen mit fremden Ländern. 
Von einem Verhältniſſe der Einzelſtaaten ſei hier nicht die Rede. Zell be- 
merkt, wir handelten hier nur von der Gerichtsbarkeit im Reiche, nicht im 
Auslande. Daher ſei der zweite Satz zu ſtreichen. v. Mühlfeldt beſtreitet das 
Ganze: Das Reich habe doch über einzelne Private keine Gerichtsbarkeit. 
Rießer findet auch, man müſſe ſich die Kompetenz dieſer Gerichte klarer 
machen, ehe ſolche Beſtimmungen getroffen würden. Dagegen bemerkt 
Beſeler, er habe nicht geſagt, „alle Seegerichte“ uſw., er denke nur an völfer- 
rechtliche Fälle. Wigard weiſt darauf hin, daß ſolcher Zuſatz an den Schluß 
des Ganzen gehöre, was zugegeben wird. 

Abſtimmung (vorbehaltlich der Stellung): 

1. Erſter Teil des Satzes? — Angenommen. 

2. Zweiter Satz „ſowie“ uſw.? — Angenommen. 


Römer gibt zu bedenken, ob nicht das Reichsgericht Kontroverſen über 
Reichsgefege entſcheiden ſolle. Rießer meint, das ſei eine Stellung wie die 
eines Kaſſationshofes. v. Soiron macht aufmerkſam, daß bei Rechtsſtreiten 
nicht bloß Reichsgeſetze, ſondern auch andere Geſetze in Betracht kommen. 
Es würde das alſo ein allgemeiner deutſcher Kaſſationshof für alle Nechts- 
zweige fein. Römer findet das ganz gut. Auch Tellkampf freut ſich, daß 
frühere Wünſche von ihm in dieſer Art erfüllt würden. v. Soiron bleibt aber 
bei ſeinem Bedenken: Die Kompetenz ſei zu ausgedehnt, das Reichsgericht 
könne leicht gegen Landesgerichte in ähnlicher Stellung zurückbleiben. Mit⸗ 
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termaier verteidigt die Nömerfche Idee als von ihm ſchon bei der erſten 
Leſung geltend gemacht, und weiſt auf eine „neueſte Schrift“ darüber hin. 
v. Rotenhan findet es bedenklich, einem Gericht eine geſetzgebende Gewalt zu 
geben. v. Soiron bemerkt, daß das darin nicht liege, ſondern nur Entſcheidung 
in jedem einzelnen Falle. Tellkampf verteidigt die Sache vom amerikani⸗ 
ſchen Standpunkt aus: Es ſei die beſte Garantie der Verfaſſung. Wigard er- 
weitert die Bemerkung Mittermaiers über das ſächſiſche Kriminalgeſetz⸗ 
buch durch Hinweiſung auf das Oberappellationsgericht und Bekannt⸗ 
machungen feiner Entſcheidungen im Verordnungsblatte. Reh: Ahnliches be⸗ 
ſtehe in Heſſen. Er habe gegen den Römerſchen Vorſchlag Bedenken, wir 
haben noch keine Staatsprokuratur. Zell meint, man ſolle auch der Zukunft 
etwas überlaſſen und ſo den Punkt jetzt übergehen. 

Abſtimmung: 

Soll etwas in dem Sinne aufgenommen werden, daß das Neichsgericht 
kompetent ſei in Fällen der Auslegung der Reichsgeſetze? — Nicht ange- 
nommen. 


8 3 — angenommen. 


§ 4. Wigard behält ein Minoritätserachten über Geſchworene vor. Die 
alte Faſſung mit dem zweiten Satze der neuen Faſſung — angenommen. 


Beſeler hat inzwiſchen eine beſtimmtere Faſſung ſeines Vorſchlages ent⸗ 
worfen. Zell ſpricht dagegen. Tellkampf: Bloß Admiralitätsgerichte uſw. 
— Zurückgezogen. Zell will eine beſondere Beſtimmung zu § 2a über provi⸗ 
ſoriſche Vollziehung aufgenommen haben. Rießer hält das für überflüffig. 
Es werde ja die Vollziehung vorausgeſetzt, wenn durch fie gerade eine Ver⸗ 
letzung geſchehen ſein ſoll. Der Zuſatz werde gerade Mißverſtändnis veran⸗ 
laſſen. Zell beantragt danach einen beſonderen Paragraphen nach 8 3. Man 
meint, es erledige ſich im „Verfahren“. Zell läßt ſeinen Antrag fallen, indem 
er Beſeler und Nießer dafür verantwortlich macht. 

Wahl des Berichterſtatters: v. Soiron mit 10 Stimmen. 


Verhandlung für die morgige Tagesordnung. v. Soir on ſchlägt die zweite 
Leſung vor. Ahrens iſt dagegen wegen der Zirkularnote. Ebenſo v. Laſaulx. 
Beſeler meint auch, daß Rückſicht auf die Verſtändigung zu nehmen; es 
ſei aber beides zu vereinigen. Wir hätten uns vorzubehalten, daß wir das uns 
Zukommende noch ſpäter in Erwägung ziehen. Wir kämen dadurch voran und 
genügten doch den anderen Bedenken. Dem tritt im allgemeinen Dahlmann 
bei; weil aber die beſte Verſtändigung ſei, daß wir unſerem Verſtande folgten. 
Römer tritt Ahrens bei. Es komme darauf an, ob uns die Nationalver⸗ 
ſammlung beauftrage. Da wir aber Erinnerungen zu erwarten [hätten], deren 
Amfang noch nicht zu berechnen, ſo ſollten wir die zweite Leſung einſtweilen 
zurücklegen, da noch Stoff genug für die Paulskirche. Tellkampf in ähn⸗ 
licher Weiſe. Mittermaier tritt Beſeler bei. Wigard bemerkt, die preußiſche 
Note exiſtiere für den Ausſchuß noch gar nicht; wir hätten den Auf: 
trag der Nationalverſammlung auszuführen uſw. Zell trägt auf Schluß an; 
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abgelehnt. Briegleb tritt Beſeler bei. Nießer ebenſo: Gerade weil wir 
unſer Mandat von der Nationalverſammlung hätten, dürften wir uns deſſen 
nicht entſchlagen. Ahrens gibt das Formelle zu, meint aber, daß wir 
das Notoriſche nicht ignorieren dürften. Dem ſtimmt v. Rotenhan bei. Nö⸗ 


mer deduziert, daß er mit Rießer einverſtanden gegen den Beſelerſchen 


Vorbehalt ſei, nicht gegen den Beginn der zweiten Leſung, nur nach einer Pauſe. 
v. La ſaulx erinnert an das Verfahren bei der Zollfrage. v. Mühlfeldt 
für den unmittelbaren Beginn der Arbeit, da jeder Nachteil ſpäter zu be⸗ 
feitigen fei. v. Soiron: Wir haben unbeſchränkte Vollmacht, das Material 
zuſammenzuholen. 
Abſtimmung: 
Nach acht Tagen? — Nicht angenommen. 
Beſelers Vorſchlag: Morgen? — Nicht angenommen. 


Die zweite Leſung der Verfaſſung 


Es wurde! in Gemäßheit der letzten Abſtimmung die Vorbereitung der 
zweiten Leſung der Verfaſſung begonnen?. 

Wigard beantragt, mit der Leſung des Abſchnittes vom Reichs oberhaupt 
zu beginnen. Beſeler: Wir müſſen zuerſt den Staat haben, ehe wir deſſen 
Oberhaupt, deſſen Verfaſſung handhaben können. Andere Staaten ſind 
tatſächlich da, wir müſſen erſt eben das durch die Verfaſſung gründen, was 
unſer Staat ſein wird. Ahrens: Für uns iſt das gleichgültig. In der Ver— 
ſammlung wird man mit dem Oberhaupt ohne Frage beginnen müſſen, und er 
wird ſeinerzeit darauf beſtehen, daß dies geſchieht. Waitz: Ohne alle Frage 
wird das Reichsgebiet vor allem zur Verhandlung kommen müſſen, ob dann 
das Oberhaupt oder die Reichsgewalt, das wiſſe er noch nicht. Wigard be— 
ſteht auf Abſtimmung über ſeinen Antrag. 

Für Wigards Antrag ſind Schüler, v. Mühlfeldt, Simon, Schreiner, 
Wigard. — Verworfen. 


Der Abſchnitt „das Reich“ 


Die Beratung über den Abſchnitt Reich beginnt. 

§ 1. Ahrens wünſcht, daß über dieſen Paragraphen diskutiert, nicht wie 
der Vorſchlag der Vorkommiſſion iſt, derſelbe ausgeſetzt werde. Denn wir 
ſollen die Verfaſſung für das machen, was das Reich zur Zeit iſt. Wigard: 
Er ſei derſelben Anſicht; unſer Verfaſſungswerk iſt unabhängig von jenen 
Verhandlungen. Er ſtelle übrigens den Antrag, daß in Anbetracht der Hinder— 
niſſe, die ſich gegen dies gemeinſame Verfaſſungswerk gezeigt haben, die ein⸗ 
zelnen Länder, aus denen das Reich beſteht, einzeln aufgezählt werden; denn 
kein Land hat das Recht, ſich auszuſchließen, keines darf ausgeſchloſſen werden. 
Waitz: Er meint, daß nicht wir, ſondern die Nationalverſammlung dieſen 


Paragraphen ausſetze, und daß wir ihn annehmen, wie er ſteht. Denn die 


1 In der 145. Sitzung d. 3. Februar. 
2 Anlage 8. 
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Sache mit Oſterreich iſt unentſchieden; wir nehmen vorerſt an, daß wir eine 
Verfaſſung für Oſterreich mit machen und bleiben ganz auf dem Standpunkt 
der erſten Leſung ſtehen. Es kann ſich nur fragen, ob es zweckmäßig iſt, in der 
Paulskirche dieſen Paragraphen gleich zu leſen. Sie hat einmal die Verhand⸗ 
lung ſanktioniert, und deshalb iſt ſie gebunden, auf Erklärung Oſterreichs zu 
warten. Abrigens ſei Wigards Antrag ganz überflüſſig und erreicht am 
wenigſten den gewünſchten Zweck; es beſtehen dieſelben Gründe noch jetzt, die 
uns früher eine Aufzählung unangemeſſen erſcheinen ließen. Gülich: Wenig⸗ 
ſtens den Tenor jener Anmerkung wünſche er geändert; denn wir können nicht 
wiſſen, wie lange die Anterhandlungen dauern werden. Etwa: 

„Mit Nückficht auf die Verhandlungen mit Oſterreich (und etwa wegen 
Schleswig⸗Holſtein) ſchlägt der Ausſchuß vor, dieſen Paragraphen vor: 
läufig zu vertagen“. 

Die Vorkommiſſion, ſagt Beſeler, hat den Geſichtspunkt aufgefaßt, daß 
wir uns noch nicht mit Oſterreich im klaren ſeien. Er meine nicht, daß wir uns 
auf die Vereinbarungen einzulaſſen haben, wenn ſchon er die Verſtändigung 
nicht ausgeſchloſſen wünſche. Auch wegen Schleswig, auch wegen Poſen ſind 
wir zur Zeit noch nicht im klaren, fo daß wir alſo den Vorſchlag der Ver: 
ſchiebung machen müſſen. Immerhin in Gülichs Form, damit wir uns nicht 
binden. Daß wir hier uns beſprechen können, wie Waitz wünſcht, verſteht [ich]. 
Er glaube aber, daß es zwecklos ſein würde. Ahrens: Er wünſche, daß der 
Paragraph bleibe, wie er iſt, ohne Zuſatz und ohne die Erweiterung, die Wi⸗ 
gard will, damit die einzelnen kleinen Staaten nicht ausdrücklich garantiert 
werden. Einen Zuſatz könne er durchaus nicht billigen, da er weder dem Aus⸗ 
ſchuß noch der Nationalverſammlung das Recht zuerkennen könne, irgendwie 
zu verkürzen. v. Mühlfeldt: In betreff der Vereinbarung muß man ſich doch 
wohl für Oſterreich fügen. Denn wenn nicht zu leugnen iſt, daß Oſterreich bis⸗ 
her ein Staat war und daß die anweſenden Deputierten nur als die eines 
Teiles dieſes Staates hier ſind, ſo werden ſie nicht anders als ſich ver— 
einbaren können. Das Nicht⸗Lostrennen eines Teils des Reiches könne 
er auch nicht billigen, da das Bindende doch nur der alte Bund iſt, und 
nur ſoweit deſſen Beſtimmungen reichen, iſt das Zuſammenſein unauf⸗ 
löslich. Er müſſe eine Aufzählung der Staaten wünſchen, denn wenn es 
uns ſchon ſchwer fällt, ſo wird es jedem anderen noch viel ſchwerer fallen, 
und wir haben darum doppelte Pflicht, jeden Zweifel zu entfernen. Tell⸗ 
kampf: Wenigſtens den Grundſatz der Anteilbarkeit aller Gebiete des 
Bundes dürfen wir nie aufgeben, wenn es auch nicht möglich iſt, ſofort alles 
in dem neuen Bundesſtaat zu vereinigen uſw. Eine ähnliche Frage des Aus⸗ 
ſcheidens iſt in betreff von Südkarolina angeregt, und Jackſon erklärte, daß 
er den erſten, der dies zur Handlung wolle werden laſſen, den werde er an den 
höchſten Baum hängen laſſen. v. Rotenhan: Wieviel wir auch über den Gegen⸗ 
ſtand noch ſprechen mögen, wir werden es nicht hindern können, daß das Ver⸗ 
hältnis Oſterreichs zum Bundesſtaat völlig unklar bleibt, wenigſtens vorerſt. 
Aber darauf müſſen wir beſtehen, daß Oſterreich und das übrige zuſammen 
eben als das Reich gefaßt wird und daß die eventuelle Anionsakte einen Teil 
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der Verfaſſung ausmacht. Es würde dann nach § 1 eine fernere Formel ein⸗ 
zuſch ieben fein in betreff dieſer Verhältniſſe. v. Mühlfeldt: Es würde ihm 
ſonderbar erſcheinen, wie man das Wort Reich in ſo großer Ausdehnung 
nehme, wenn Oſterreich daraus iſt. Denn er glaube nicht, daß, nachdem das 
Gefamtöfterreich eine konſtitutionelle Verfaſſung erhält, es möglich fein wird, 
einen Teil Oſterreichs auszuſcheiden nach Deutſchland hin, und dann würde 
das Wort Reich nahezu eine Prätenſion fein. v. Rotenhan: Er wünſche, 
daß man den größeren Bund Reich nenne, nicht den engeren Bundesſtaat, 
und er hoffe, daß man ſpäter nach dieſem Sinn die Ausdrücke in folgendem 
ändern werde. v. Laſaulx ſchlägt vor: 

„Das deutſche Reich, beſtehend aus den Gebieten des bisherigen deut⸗ 
ſchen Bundes, bildet ein einiges, unteilbares Ganzes, welches ohne Zu: 
ſtimmung des Reichstages und der Reichsregierung niemals vermindert 
werden darf“. 

Es fragte ſich, ob dieſer oder [der] Gülichſche Antrag zuerſt zur Abſtim⸗ 
mung zu kommen habe. Es wird beſchloſſen, zuerſt über den Gülichſchen An⸗ 
trag abzuſtimmen. 

Soll mit Gülich die Anmerkung ſo lauten: „Mit Rückſicht auf die Ver: 
hältniſſe in Oſterreich und Schleswig-Holftein ſchlägt der Ausfchuß vor, bis 
auf weiteres die zweite Leſung von §1 auszuſetzen“? — Angenommen, 11 
gegen 9. 

Zell wünſcht dieſe Verſchiebung auf die folgenden SS 2—6 auszudehnen, d. h. 
nicht für die Nationalverſammlung, ſondern für uns hier. Denn er meine, 
wenn wir alles andere verhandelt haben, die Sache ſich entweder entſchieden 
oder die Zeit ihrer Entſcheidung verſtrichen ſein wird, ſo daß wir dann mit 
ruhigem Gewiſſen ſtimmen können. Beſeler wünſcht dieſen Antrag dahin 
präziſiert, daß bis zu Ende der Reichsgewalt die Leſung dieſer Paragraphen 
ausgeſetzt werde. Wigard: Er ſchlage vor, bis nach dem Kapitel von dem 
Reichs oberhaupt zu warten. Waitz: Er wiſſe nicht, ob dies Ernſt oder Spott 
ſei; jedenfalls glaube er, daß die Neichsgewalt durch jene Eventualität, die 
man zu erwarten habe, nicht geändert werden werde, ſonſt würde er meinen, daß 
aus unſerem ganzen Werk nichts werden werde. v. Mühlfeldt: Finde man 
einen Grund, die nächſten Paragraphen auszuſetzen, ſo und noch mehr werde 
dieſer Grund für den Abſchnitt von der Reichsgewalt gelten. Zell: Er ſei 
bereit, den Antrag zurückzunehmen, aber könne nicht zugeben, daß man nicht 
die Neichsgewalt abſolvieren könnte. Anſere Arbeit hängt ab vom Oberhaupt 
und von Oſterreich. Iſt nun in dieſen Sachen Entſcheidung, ſo werden wir 
revidieren müſſen; denn wir haben einmal beſchloſſen, nicht noch vierzehn Tage 
zu warten. Wollen wir nicht ſo verfahren, ſo mögen wir lieber nach Hauſe 
gehen. Briegleb: Gewiß ſind dieſe Fragen, die Wigard angeregt, in ſich 
berechtigt, und es iſt mir [recht?], daß man Zell zu Willen iſt. Die Hauptſache 
iſt, daß wir anfangen und nicht ſtundenlang über die Methode ſprechen. 
Waitz: Er begreife nicht, wie Wigard ſich ſträubt, denn er und ſeine Freunde 
ſind prinzipiell ſehr entſchieden weiter gegangen als wir, und wir werden 
hoffentlich nichts von unſerem Prinzip des Bundesſtaates aufgeben. And 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 29 
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wenn für Schleswig⸗ Holſtein es ſich unmöglich zeigen ſollte, daß es in das 
Reich trete, fo werde er immer noch deutſch genug fein, den Bundesſtaat ſtraff 
und klar zu machen, wenn auch feine Heimat nicht mit hinein könnte. v. Laſaulx: 
Er habe ſich einmal in Rom ein Paar Schuhe machen laſſen bei dem beſten 
Schuſter, die waren ſehr gut gemacht, paßten aber nicht, aber der Schuſter 
verſicherte, daß ſie nach allen Regeln der Kunſt gemacht ſeien, und die Füße 
müßten wohl ſchlecht ſein; und er habe ihn zum Teufel gejagt. Er wünſche, 
daß wir es nicht wie der Schuſter machen möchten. Er glaube, daß die Para⸗ 
graphen über das Reich gerade die gefährlichſten ſind. Denn ſie ſind gemacht 
worden, als die öſterreichiſche Monarchie zerfallen zu wollen ſchien. Das iſt 
nun vorüber und wir haben allen Grund, unſeren Staatenbund oder Bundes- 
ſtaat ſo einzurichten, daß Oſterreich eintreten kann. 


Sollen wir alſo erſt beim 86 fortfahren? — Nicht angenommen, 9 
gegen 11. 


S 2 beantragt v. Notenhan ſowie den folgenden zu ſtreichen; nicht bloß 
wegen Oſterreich, ſondern auch wegen Schleswig, Poſen, Limburg. Schles⸗ 
wig allein wäre ſchon Grund, dieſe Schroffheit zu unterlaſſen. Es ſind ja dieſe 
Paragraphen nur gemacht, um die Verhältniſſe Oſterreichs zu klären. 
Ahrens: Auch er wünſche § 2, 3 und 4 geſtrichen und dafür zu ſetzen: 


„Die Vereinigung eines deutſchen Landes mit einem nicht deutſchen 
Lande unter einer gemeinſchaftlichen Regierung kann den Rechten und 
Verpflichtungen dieſes deutſchen Landes als ſolchen keinerlei Abbruch tun“. 


Es iſt ſchon ſonſt hervorgehoben, daß dieſer Paragraph nur in einer anderen 
Form ausdrücke, was in anderen Paragraphen materiell ausgeſprochen iſt. 
Aber er habe andere Gründe für Streichung. Denn der Begriff der Perſonal⸗ 
union ſei ein unklarer, ein bloßer Schulbegriff. Es iſt überdies eine verletzende 
Form ſowohl für den Regenten eines Landes wie für die Völker ſelbſt, denn 
er paßt nur auf abſolute Monarchien. Ferner: Dieſer Begriff iſt ein rein nega⸗ 
tiver, er gibt keinen Inhalt, und das muß man aus der Verfaſſung entfernen. 
Ferner ſetzt dieſer Begriff Verhältniſſe voraus, die ſich möglicherweiſe ändern 
können. Z. B. wenn in Dänemark die Monarchie aufhört, was dann? Die 
Verbindung hört auf, ſagt man. Das iſt nicht richtig, denn die Länder haben 
Recht auf Verbindung, wie denn z. B. in Oſterreich dies in der Tat der Fall 
iſt. Hergenhahn: Auf dieſem Wege der Diskuſſion fortzufahren, werden wir 
monatelang brauchen. Gerade dieſe Sätze ſind mit größten Majoritäten an⸗ 
genommen, und wir dürfen nicht vorſchlagen, daß man ſie aufgebe; mögen 
die Herren, die gegen dieſe Paragraphen ſind, dies in der Verſammlung 
geltend machen. Hier iſt ſchwerlich der Platz dazu. Waitz: Dieſer Antrag iſt. 
ſehr präjudizieller Art; aber wenn er auch in der Hauptſache das Prinzip 
anerkenne, ſo werde er doch nicht zugeben, eine ſo wichtige und in ſo andere 
Phaſe getretene Frage wieder aufzunehmen. Er übrigens ſei der Meinung, daß 
man dieſe Paragraphen feſthalten müſſe, weil fie das Weſentliche der ganzen. 
Verfaſſung umfaſſen. Freilich hat man da uns wegen unſeres theoretiſchen 
Weſens le] geſchmäht, auch Ahrens hat dergleichen getan; aber man kann nicht 
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ohne Theorie leben. Zudem: Es wäre eine reine Anwahrheit und Betrug, 
wolle man dieſe Paragraphen ſtreichen, nachdem ſie einmal angenommen, 
gleich als wäre damit alle Schwierigkeit gelöſt. Er halte dieſe Sätze für völlig 
unvermeidlich. Wollen wir ſie aufgeben, ſo können wir allerlei Formen des 
Bundes uns ausdenken, die doch nur Aufwärmung des alten Staatenbundes 
find. Aber Deutſchlands Hoffnungen find damit vollkommen zu Ende. Abri⸗ 
gens ſei er der Meinung, daß die Zeit zu Perſonalunionen dränge. Wenn es 
den öſterreichiſchen Staatsmännern jetzt gelingt, was ſie jetzt konſtituieren 
wollen, ſo iſt es abſolut unmöglich, daß ſie halbwegs zu Deutſchland gehören 
können. Die Zeit der hybriden Bildung war, ſolange der Abſolutismus be— 
ſtand; das öſterreichiſche Syſtem fordert klare und reine Grenzen. Schüler: 
Er auch müſſe gegen Ahrens ſtimmen; auch er ſei nicht für die Doktrin, aber 
wohl für die Logik, und er begreife nicht, wie ein Land unter zweierlei Ne— 

gierungen ſtehen könnte. Er ſehe nicht ein, warum wir jetzt von § 2 und 3 ab— 

gehen wollen. Dieſe Paragraphen ſind nicht der Grund, warum ſich Oſterreich 
zurückzieht, ſondern nur der Vorwand. Der eigentliche Grund war der Sieg 
des dynaſtiſchen Intereſſes im Oktober über das nationale. Laſſen wir oder 
ſtreichen wir dieſe Paragraphen, fo würde Oſterreich doch nur darauf aus⸗ 

gehen, zu herrſchen in Deutſchland, aber nicht ſich der deutſchen Reichsgewalt 
zu unterwerfen. Eine andere Faſſung würde nur ein neues Mittel zur Aufregung 
in Oſterreich ſein. Wenn man ſage, die anderen öſterreichiſchen Länder hätten 
ein Recht auf die Verbindung mit den deutſch⸗öſterreichiſchen Ländern, fo 
kenne er das Land nicht, das dies wünſche, weder Ungarn noch Lombardei, 
noch Galizien uſw. In summa: Wir mögen an dieſen Paragraphen drehen und 
formeln, wie wir wollen, wir werden die öſterreichiſche dynaſtiſche Politik 
nicht ändern. Wir müſſen bei den Prinzipien bleiben und der Zukunft das 
Weitere überlaſſen. v. Mühlfeldt: Bei erſter Leſung habe man ſich beſonders 
darauf geſtützt, daß man die Stimmung Oſterreichs nicht kenne; jetzt hat fie 
ſich deutlich genug gezeigt. Wenn man dieſe Paragraphen annimmt, ſo iſt 
damit die Notwendigkeit des Ausſcheidens für Oſterreich genommen. Will 
man zu dieſem Reſultat, jo nehme man ſchleunigſt dieſe Paragraphen an, und 
die öſterreichiſche Regierung wird nicht länger zögern, ſich zu erklären. Die 
Regierung hatte in dynaſtiſchem Intereſſe geſchwiegen, nicht geſprochen. And 
nicht dynaſtiſch, ſondern national iſt das Intereſſe, zuſammenbleiben zu wollen. 
Nur eine Partei in Ungarn und der Adel in der Lombardei will hinweg. 

Will man jene Folge der Annahme Oſterreichs nicht, die Folge nämlich, daß 
Oſterreich ſich in einem loſeren Verbande zu Deutſchland arrangiere, ſo ver— 

ändere man fie, obſchon dann immer noch die Paragraphen der Reichsgewalt 
bleiben. Er übrigens ſchaudere nicht vor jenem loſeren Verband, denn er ſei 
zu gut öſterreichiſch, um an dem Fortbeſtand der Geſamtmonarchie zu zwei— 
feln. Jürgens: In keinem Punkt mehr hat ſich die Stimmung der National⸗ 

verſammlung geändert, und darum fordere er weſentliche Anderung, fordere 
er namentlich Streichung dieſer unſeligen Paragraphen; fie werden Deutfch- 

lands Antergang ſein. Gülich: Er habe für dieſen Paragraphen geſtimmt, 
wenn auch mit dem Bewußtſein, daß es ſeiner Heimat am wenigſten günſtig 
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ſei; er werde es wieder tun, nicht um Oſterreich zu entfernen, ſondern in der 
Gewißheit, daß es nur ſo zu retten iſt. Wenn auch augenblicklich die Stimmung 
nicht günſtig für uns zu ſein ſcheint: Es wird nicht lange dauern, und man 
wird in Oſterreich, wie er aus Erfahrung wiſſe, dieſen Zuſtand unerträglich 
finden. Der Begriff Perſonalunion iſt ſo wenig ein Schulbegriff, daß bei uns 
in der Heimat jeder Bauer ihn verſteht, und auch die Oſterreicher werden an 
dieſem Begriff ihre Rettung finden. Er ſei entſchieden für Beibehaltung. 
Soll nach Ahrens' Antrag ſtatt § 2, 3, 4 die von ihm oben vor: 
geſchlagene Faſſung salv. red. geſetzt werden? — Verworfen, 6 gegen 14; 
v. Laſaulx, v. Rotenhan, v. Mühlfeldt, Schreiner, Ahrens, Jürgens. 
Soll es mit Ahrens ſtatt jener 88 2, 3, 4 heißen: „.. . nur in der Art 
ſtattfinden, daß der Anwendung der deutſchen Neichsverfaſſung und Neichs⸗ 
gefeggebung in dem deutſchen Lande kein Abbruch geſchehe“? — Ver⸗ 
worfen, 5 gegen 15. 
Soll 8 2 bleiben wie er iſt? — Angenommen. 


§ 3. Ahrens wünſcht, damit es nicht zu ſchroff erſcheine, wenigſtens das 
Wort „reine“ vor Perſonalunion zu ſtreichen. 
Soll der 8 3 bleiben, wie er ſteht? — Angenommen; dafür 13, dagegen 
Ahrens, Tellkampf, Schreiner, v. Mühlfeldt, v. Notenhan, v. Laſaulx. 


84 — angenommen. 

Tellkampf wünſcht einen Zuſatzparagraphen, der etwa derartiges aus- 
drücke, wie Ahrens in feinem zweiten Vorſchlag zu §2 gehabt habe, etwa: 
Daß diejenigen Länder oder Provinzen, die einmal augenblicklich nicht zu- 
treten könnten, ſich künftig anſchließen dürfen. Beſeler: Tellkampf regt 
hier etwas an, was noch nicht reif iſt, nämlich das eventuelle Verhältnis 
Oſterreichs zu Deutſchland, aber eben dies hängt von weiterem ab, und eben 
darum haben wir 8 1 ausgeſetzt. 


S5 — angenommen. 
86 — angenommen. 


Der Abſchnitt „Die Reichs gewalt“ 


Es wird! in der Reviſion des Verfaſſungsentwurfs zur zweiten Leſung 
fortgefahren. 


87 — angenommen mit der Anderung: „die Reichsgeſandten und die 
Konſuln“. 


88. Wigard vorbehält ſich, im Minoritätserachten das Wort „ſtändige“ 
zu ſtreichen. Tellkampf beantragt Streichung des Wortes „auswärtigen“. 
Mittermaier: Er hätte die Wiederaufnahme des Satzes „mit Ausnahme 
ihrer Bevollmächtigten bei dem Reichs oberhaupt“ gewünſcht. v. Soiron be⸗ 
merkt in betreff der Minoritätserachten, daß dieſe überhaupt vorbehalten ſind. 
Gegen Mittermaier bemerkt Beſeler, daß die Bevollmächtigten beim 
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Reichs oberhaupt am wenigſten hierher gehören, wo es ſich von den aus— 
wärtigen Verhältniſſen handelt, da dies in das innere Staatsrecht gehört. 
1. Soll das Wort „ſtändige“ geſtrichen werden? — Verworfen. 
2. Soll es heißen: „die Konſuln fremder Staaten“? — Angenommen. 
3. Das Alinea 2 iſt als angenommen anzuſehen. 


89 — angenommen. 

8 10 — angenommen. 

§ 11. — Es wird angenommen: „der Reichsgewalt ausſchließlich ſteht“. 
§ 12 — angenommen. 


§ 13. Rießer bemerkt, daß vor „entweder“ ſtehen müſſe: „in Beziehung 
auf das Heeresweſen“. Ohne Bedenken — angenommen. Beſeler erläutert die 
Veränderungen, die vorgeſchlagen ſind. Wigard vorbehält ſich beſondere 
Anträge. Gülich fragt, wie es denn mit den Staaten quäft. gehalten werden 
ſoll, wenn ſie eine halbe Million wirklich erhalten. Er wird darüber beruhigt. 


8 14. Droyſen ſchlägt vor, im zweiten Alinea zu ſagen: „die einzelnen 
Staaten mit Ausnahme derer, welche weniger als eine halbe Million Ein⸗ 
wohner haben, ſiehe 8 14“. — Angenommen. 

v. Notenhan ſchlägt vor Alinea 1: 

„Der Regierung ſteht die Geſetzgebung in bezug auf die Gleichmäßig— 
keit der Organiſation des Heeres zu“. — Abgeworfen. 


8 15. Wigard ſchlägt vor zu ſagen mit Weglaſſung des Reichs oberhauptes: 
„auf die Reichsverfaſſung“. v. Laſaulx: In Erwägung, daß ſelbſt die republi⸗ 
kaniſchen Heere der Römer auf ihren Imperator verpflichtet wurden, wünſche 
er doch ſehr, daß das Reichs oberhaupt hier bewahrt bleibe. Nießer und 
Reh vertreten lebhaft dieſe Anſicht von Laſaulx. 

Wigards Antrag — verworfen. 


§ 16. Das Wort „Friedensſtand“ fand Anſtand, wurde beſtätigt, der Para⸗ 
graph — angenommen. 


8 17 — angenommen. 


8 18. v. Rotenhan ſchlägt vor, das erſte Alinea zu ſtreichen, da der Inhalt 
weder nötig noch förderlich iſt. Tellkampf führt als Beiſpiel Nordamerika 
und die dortige Miliz an, wo ſich eben dieſer Grundſatz außerordentlich be— 
währt hat. Zell: Er wiſſe diesmal auch etwas aus Amerika, nämlich daß es 
die höheren Offiziere ſelbſt beſtellen könne, unabhängig von der Souveränität 
der einzelnen Staaten. Es wird der Reichsgewalt nie einfallen, in den Zeiten 
des Friedens in die Einzelheere einzugreifen und dann andere Generale anzu— 
ſtellen, als die jedes Heer wünſcht; für den Fall des Krieges iſt aber gerade 
unſere Beſtimmung; und da iſt ſie von höchſter Wichtigkeit. v. Rotenhan: 
Die amerikaniſche Miliz ſei denn doch ganz unterſchieden von den euro— 
päiſchen Armeen. Was Zell ſage, ſei durch das zweite Alinea gewahrt. 
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v. Rotenhans Antrag -nicht angenommen. Der Paragraph — angenommen. 


819. Reh macht aufmerkſam darauf, daß der Wehrausſchuß nur vom 
„Abernehmen der Feſtungen durch das Reich“ geſprochen habe, und er glaube, 
daß die hier angeführte „billige Ausgleichung“ etwas ſehr Bedenkliches habe 
und zu ungeheuren Koſten anſchwellen könnte. Es würde genügen, wenn man 
„namentlich“ fortſtreiche. Beſeler entgegnet darauf nach Anleitung der 
früheren ſehr ausführlichen Diskuſſionen des Ausſchuſſes. Simon: Er habe 
früher Rehs Anſicht im Ausſchuß ſehr lange vertreten und behalte ſich vor, 
in der Paulskirche das Nötige wieder vorzubringen. Die Faſſung des Para⸗ 
graphen wird, wie ſie vorliegt, — angenommen. 


S 20. Dahlmann: Das zweite und dritte Alinea ſcheint ſich ziemlich zu 
decken, und er beantrage die Streichung des dritten Alineas, um ſo mehr, da 
wohl der Einzelne, nicht aber der Staat eine Wehrpflicht hat. Beſeler: Er 
möchte doch, daß das beibehalten werde, da der Marineausſchuß dieſe Formel 
eingebracht hat. 

Soll mit Dahlmann das zweite Alinea geſtrichen werden? — Faſt 
einſtimmig angenommen. 

Briegleb: Er behalte ſich vor, daß dieſer Satz ad 3 an eine andere Stelle 
gebracht werde, da er hierher gar nicht gehört. 

Soll mit Tellkampf auch der dritte Satz geſtrichen werden? — Nein. 
Es wird ferner beſchloſſen, zu ſagen „Kriegsflotte“ und „Neichswehrpflicht“. 
. ſchlägt vor: 

„Die Mannſchaft, welche für die Kriegsflotte geſtellt [wird], erfüllt da⸗ 
durch ihre Wehrpflicht“. 

Simon: Das iſt nicht der Gedanke, der hier ausgedrückt iſt, denn hier handelt 
es ſich um die Beſtimmung der Kontingente der Einzelſtaaten. Droyſen 
bemerkt, daß hier in unſerer Verfaſſung gar nicht mehr von Kontingenten 
die Rede [feil. Nießer ſchlägt vor: 

„Der Dienft auf der Kriegsflotte gilt als Erfüllung der gefeglichen Kriegs⸗ 
pflicht 

Simon: Dies gehört in die Grundrechte. Abrigens wird das Weſen des 
Kontingentes doch noch [als] vorhanden gelten müſſen, denn die jetzigen zwei 
Prozent find nichts anderes als eine Kontingentbeſtimmung. v. Mühlfeldt 
ſchlägt vor: 

„Denjenigen Staaten, welche Mannſchaften für die Kriegsflotte ſtellen, 
wird dieſes als ein Teil der von ihnen zu ſtellenden bewaffneten Macht an⸗ 
gerechnet“. 

Es wird her und hin geſprochen. Droyſen hebt hervor, daß es hier darauf an⸗ 
kommt, die Kompetenz der Reichsgewalt zum See-Enrollement auszuſprechen. 
Zell: Allerdings muß das Reich die Gewalt haben, Matroſen auszuheben, 
und es iſt nicht genug, daß den Einzelſtaaten ihre Leiſtung an Matroſen als 
Wehrpflicht angerechnet wird. Es wird vorgeſchlagen, darüber mit dem 
Marineausſchuß zu konferieren und dieſen Paragraphen ſo lange auszuſetzen. 
Reh: Er glaube, daß alle dieſe Dinge in das Wehrgeſetz gehören, nicht hierher. 
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Soll auch erſt mit dem Marineausſchuß konferiert werden? — Ange: 
nommen. Es ſoll zur nächſten Sitzung Herr Gevekoth eingeladen werden. 
Die folgenden Sätze des 8 20 werden — angenommen. 


Art. IV 8 21. Gülich will das „uſw.“ geſtrichen haben. — Wird nicht 
beliebt. 


822 — angenommen. 
823 — angenommen. 
8 24 — angenommen. 


Art. V 825. Mittermaier erinnert an die hannöverſche Denkſchrift!. 
Ahnliches hat Bayern und andere Regierungen geäußert: Wir ſeien viel zu 
weit gegangen, wir ſollten doch dem Weich nicht mehr übertragen als not= 
wendig, und mit der vorliegenden Beſtimmung werden die Einzelſtaaten, ja 
das Privatintereſſe der Flußnachbarlichkeit ſehr bedroht. Die Idee iſt die, 
daß wir die gemeinſchaftlichen Flüſſe der Reichsgewalt zuweiſen, und weiter 
nicht. Hannover ſchlägt vor: Siehe S. 26 der Denkſchrift. Und dies empfehle 
er zur Aufnahme. Briegleb: Er wünſche, daß man dieſe 88 25—28 ausſetzen 
möge. Somit wird Art. V ausgefegt. Rießer: Nur das zweite Alinea $ 25 


wolle er noch zum Bedenken empfehlen, da dieſer Satz nichts weniger als 
klar iſt. 


Art. VI § 29. Tellkampf wünſcht, daß die unklare Beſtimmung „ſoweit 
ſie es zum Schutze des Reiches uſw.“ gemieden werde. Mit dieſer Formel 
werde das Weſen des Bundesſtaates gefährdet; es fehlen hier die ſcharfen 
Grenzen zwiſchen Staat und Bund, Konflikte ſind unvermeidlich, und dieſe 
ſind die größten Gefahren des Bundesſtaa tes. RNießer: Wenn wir dem 
Reiche nur die Rechte geben, die die Verfaſſung ausdrücklich beſtimmt, fo 
dürfen wir dies nicht zu ſchlaff machen. Es muß übrigens: „oder im Intereſſe“ 
heißen, ſtatt: „und“. Zell: Er bitte Tellkampf dringend, die gewünſchte 
präziſe Faſſung zu geben, denn gerade dies iſt die Schwierigkeit. Beſeler: 
Offenbar wird Tellkampf durch die Theorie vom Bundesſtaat zu weit geführt. 
Es kommt in Deutſchland darauf an, daß man Ernſt mache mit Beſſerung 
deſſen, was ſo lange verabſäumt iſt. Der Paragraph iſt — angenommen. 


§ 30. v. Mühlfeldt wünſcht für die in dieſem Paragraphen aufgeführten 
Verhältniſſe die Kognition des Reichsgerichts möglich; alſo nicht [wie] in 
8 29, daß das Reich es nur für nötig erachtet, ſondern daß es als notwendig 
nachgewieſen werde. — Abgeworfen. 

Mittermaier: Der volkswirtſchaftliche Ausſchuß iſt der Meinung ge— 
weſen, daß das Reich ohne weiteres jede Eiſenbahn in Betrieb nehmen könnte. 
Dies iſt nicht die Meinung des Ausſchuſſes geweſen. Die hannöverſche Re— 
gierung ſchlägt ganz in unſerem Sinne vor. 

Die Benutzung der Eiſenbahn für Neichszwecke? — Angenommen. 


Vgl. Sten. Ber. 8,5627 ff. 
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§ 31. Mittermaier: Die hannöverſche Denkſchrift ſchlägt die Amſtellung 
der Paragraphen vor: 31, 29, 30. Simon: Jedenfalls iſt unſer Entwurf 
logiſcher. §S31 — angenommen. | 


8 32. v. Rotenhan wünſcht das letzte Alinea zu ſtreichen. Neh ebenfalls. 
Es iſt gemeinrechtlich, daß Alluvionen dem Nachbarlande gehören, und es iſt 
dies ein Anfang von endloſen Prozeſſen. Das Reich ſollte ſo odiöſen Gewinn 
von ſich weiſen. Beſeler: Auch gemeinrechtlich iſt die anwachſende Alluvion 
bei Korrektion der Flüſſe nicht ſofort den Anliegern zugehörig; und ſodann iſt 
die Sache von ſo großem Wert, daß man darüber eine Vorſchrift finden muß. 
Simon: Er wünſche überhaupt kein unmittelbares Reichsgebiet, am wenigſten 
dieſer Art. Wir würden uns in tauſenderlei Schwierigkeiten ſtürzen und weit⸗ 
läufige Adminiſtrationskoſten haben, wir würden dieſe Gewinnſte mit Ver⸗ 
gnügen dem Staate laſſen. v. Notenhan: Was find Vorlandungen? Wenn 
das Reich expropriiert hat zum Zweck eines Kanals und nicht alles Gebiet 
gebraucht wird, fo gehört der Neft dem Reich, und es wird denſelben ver— 
kaufen. Die Flußalluvionen aber hier zu meinen, würde außerordentlich viel 
Hader und Prozeß dem Reich machen. Wenn ein beſtimmtes Privatrecht 
hierüber beſteht, ſo mag dies nicht geſtört werden; wenn nicht, ſo mag das 
Reich ſein Privateigentum geltend machen. Reh: Er möchte hier nichts 
antizipieren, was in das allgemeine Geſetzbuch gehört, zu dem man bald 
hoffentlich kommen werde. 

Soll das Alinea 3 geſtrichen werden? — Zu ſtreichen. 


§ 33 — angenommen. v. Mühlfeldt wünſcht § 32 und 33 umzuſtellen. — 

Angenommen. 

v. Notenhan wünſcht für die wichtige Steuerfrage, die wir demnächſt ver- 
handeln werden, und für welche wir früher bereits die Denkſchrift der Bevoll⸗ 
mächtigten berückſichtigt haben, die betreffenden Bevollmächtigten (Hannover 
und Bayern) im Ausſchuß zu vernehmen. Beſeler ſchlägt vor, lieber Duckwitz 
einzuladen. Das wird beliebt. 

Herr Gevekoth war! erfchienen, um über 8 20 des Verfaſſungsentwurfes 
ſeine Anſicht mitzuteilen. Es ſeien die beiden Sätze 2 und 3 notwendig ſich 
ergänzend. Der Marineausſchuß ſei ausgegangen von dem Grundſatz, daß 
man von Anfang an die Seemacht von der Landmacht rein halten müſſe. 
Wir haben zwei Prozent für die Landmacht beſtellt, und es muß durchaus 
das für die Marine notwendige damit eingerechnet werden. Es iſt wirklich 
ſchon der Fall geweſen, daß der Kriegsminiſter des Reichs ſich ſeine zwei 
Prozent gefordert habe, ohne ſich um die Seemacht zu kümmern. So iſt der 
Satz 2 die Hauptſache. Das hinzugefügte: Daß die Seemacht von der Land. 
macht unabhängig ſei, iſt ebenſo notwendig, damit gar kein Zweifel eintrete. 
Die Seemacht muß unabhängig geſtellt werden, um ſo mehr, da Sondergelüſte 
ſtattfinden, und namentlich der Art, daß die Seemacht auch zur Privatſache 
der einzelnen Staaten gemacht werde. Der folgende Satz könnte freilich 
ſcheinen, dasſelbe auszudrücken, doch iſt das nicht ganz ſo. Er bezeichnet, daß 

In der 147. Sitzung d. 6. Februar. 
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das, was die einzelnen Staaten für die Marine leiſten, zugleich anſtatt der 
Landmacht anzurechnen iſt. Es iſt noch dahingeſtellt, inwieweit Rückſicht auf 
die Handelsmarine zu nehmen ſei, da die Seeleute in Haufen fortlaufen, um 
nicht in die Marine gepreßt zu werden (sic), und zwar laufen ſie fort, weil ja 
die Auswanderung frei ſein ſoll. Früher waren die jungen Leute gebunden, 
fie durften nicht ohne weiteres aus ihrer Pflicht. Wenn die Seemacht orga- 
niſiert werden ſoll, ſo wird man in der Tat große Schwierigkeiten finden, wie 
denn der Bericht des Ausſchuſſes bereits ſich über dieſe Dinge geäußert habe. 
Was nun die Art der Beſchaffung der Bemannung betrifft, ſo iſt hier 
nicht darauf einzugehen, ſondern es muß dies dem Seewehrgeſetz über— 
laſſen werden. Er wünſche die Faſſung ſo zu laſſen, wie ſie angenommen 
worden. Waitz: Er habe das Bedenken, ob dies in die Verfaſſung gehört, 
und zwar darum, weil in der Faſſung nichts von der Größe der Landmacht 
ſteht; es ſchließt ſich dieſe Beſtimmung an gar nichts Früheres an. Sodann: 
Es ſtelle künftig nicht der Staat Mannſchaft, ſondern der Einzelne iſt wehr— 
pflichtig, und es kann nur heißen, daß wer zur See dient, damit feiner Wehr- 
pflicht genügt hat. Ferner: Der Seedienſt iſt gewöhnlich ein temporärer, faſt 
keine Nation hat ihre Schiffe im Frieden bemannt. Soll die Küſtenbevölke⸗ 
rung für immer vom Landdienſt frei ſein? Oder wer den Landdienſt gemacht 
habe, ſoll der fortan frei ſein vom Seedienſt? Dann iſt kein Anterſchied 
zwiſchen den Matroſen und den Seeſoldaten; wahrſcheinlich werden auch wir 
dieſe Anterſcheidung nicht machen, aber gerade dann tritt der Anterſchied 
beſonders hervor. Deshalb würde es am richtigſten erſcheinen, dieſe beiden 
Punkte hier fortzulaſſen, denn es wird damit nichts präjudiziert und dieſe 
Beſtimmung iſt nur halb. Gevekoth: Auch hier iſt von keiner beſtimmten 
Truppenzahl die Rede, aber es iſt notwendig, etwas für die Bemannung zu 
beſtimmen. Hier heißt es nun, daß die Seemacht einen Teil der Heeresmacht 
bilden ſoll. Sodann wird auch in der Marine ſtets ein gewiſſer Stock auch in 
Friedenszeiten bleiben müſſen, wenn auch für Kriegszeiten eine nachträgliche 
Aushebung notwendig wird. Ahrens: Er ſei eben dieſer Anſicht; er verweiſe 
auf 8 13, woraus ſich ergibt, daß hier etwas geſagt werden muß, wie ſich die 
Flotte zur Landmacht verhalten ſoll. Das iſt durch beide Sätze geſchehen. 
Abrigens ſei es nach ſeiner Meinung unvermeidlich, daß die Staaten auch 
künftig ihre Kontingente ſtellen werden, und da iſt dann dieſe Beſtimmung 
über die Marine nötig. Reh: Wir haben zuerft die Rechte und die Pflichten 
des Reichs und der Einzelſtaaten gegeneinander, dies allein gehört zur Ver— 
faſſung. Dann haben wir in den Grundrechten die Wehrpflicht feſtgeſtellt. 
Wir werden alſo in der Wehrverfaſſung auszuſprechen haben, wie dieſe Pflicht 
zum Landdienſt und zum Seedienſt auszuüben fein wird: Dahin werden dieſe 
Sätze 2 und 3 ausführlich zu nehmen ſein. Aber hierher gehört es gewiß nicht; 
es würde eine ganz ſinguläre Stellung hier haben. Was Ahrens von den 
Kontingenten ſagt, iſt nicht klar und am wenigſten mit den Ideen überein: 
ſtimmend, aus denen unſere Wehrverfaſſung gemacht iſt. v. Soir on: Er glaube, 
wir bedürfen dieſe zwei Sätze hier. Zuerſt ſagen wir, daß das Reich die Koſten 
der Flotte trägt; dann fragt ſich, woher die Bemannung nehmen. Soll ge— 
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worben werden oder ſoll die Wehrpflicht des Einzelnen hier angezogen werden 
können. Dies letztere beſtimmt der Satz 2. Ferner iſt es nicht ſo unrichtig, wie 
er geſtern ſelbſt geſagt, daß die Staaten keine Wehrpflicht haben. Es wird 
nicht verlangt werden, daß jeder Wehrpflichtige in den aktiven Dienſt ge- 
nommen wird, ſondern es wird dahin kommen, wie in Preußen, wo die Koſten 
zu groß wurden. Es wird deshalb bei friedlichen Zeiten ſtets einen gewiſſen 
Prozentſatz geben, der ſich im aktiven Dienſt befindet, und man wird diejenigen 
Leute, die ſich auf der Flotte befinden, mit einrechnen müſſen in dieſen Prozent⸗ 
ſatz. Gevekoth: Unfere Marine würde in der Luft ſchweben, wenn wir dieſe 
Grundſätze nicht ausſprächen; deren Ausführung wird das Seewehrgeſetz aus— 
führen. In einer neuen Sache wie der Flotte müſſen wir durchaus Feſtſtel⸗ 
lungen finden. Die Flottenbemannung wird eine ganz andere Sache ſein als 
das Landheer, und die einzelnen Staaten haben daran gar keinen Teil, es muß 
alſo durchaus die Kompetenz des Reiches beſtimmt werden. Beſeler: Eine 
ſo entſchiedene Anſicht eines ſachkundigen Ausſchuſſes ſei für ihn ſchon von 
großer Wichtigkeit. Vielleicht find die Abſchnitte 2 und 3 nicht fo klar gefaßt, 
wie zu wünſchen wäre, aber ihre Notwendigkeit müſſe er anerkennen, ſchon 
wegen des § 13, dem hier etwas Entſprechendes gegenüber geſtellt werden muß. 
Wenn Hannover 1000 Mann für Marine ſtellen muß, ſo werden dieſe gewiß 
von der Landmacht abzurechnen ſein. And darum iſt hier feſtzuſtellen, daß ein 
beſtimmtes Verhältnis zwiſchen Land- und Seeleiſtung einzutreten habe. Die 
Bemannung für die Marine iſt von höchſter Schwierigkeit. Engliſche Marine⸗ 
offiziere ſind der Meinung, daß man bei einem großen Kriege wieder werde 
preſſen müſſen, obſchon man Werbungen eingeführt hat. England hat keine 
Wehrpflicht, warum ſollen wir nicht den Vorteil dieſer bei uns gewohnten 
Einrichtungen hier annehmen und verwenden? Wie dies im einzelnen Staat 
zu ordnen ſein mag, mag ferner beſtimmt werden, aber es hier als Prinzip 
aufſtellen, auf die Gefahr hin, daß es nicht ſyſtematiſch in die Verfaſſung 
gehöre. Er ſchlage folgende Faſſung für 3 vor: 

„Diejenigen Staaten ... wird dieſen als ein Teil der von ihnen zu hal⸗ 
tenden bewaffneten Macht angerechnet“. 

Waitz: Er wolle nicht über das Formelle hadern, aber er frage, wie es mit 
der Dienſtpflicht der Matroſen ſein ſoll, ob ſie namentlich durch ein Jahr See⸗ 
dienſt [ſich! von dem Landdienſt befreien. Er habe gerade in § 13 ſchon den 
Ausweg gefunden, auf den es hier ankomme, und er würde ſagen: 

„Die Reichsgewalt hat die jedesmalige Größe der Bemannung feſtzu⸗ 
ſtellen. Dieſe iſt unabhängig von der Landmacht. 

Ein Reichsgefeg wird die Art der Aushebung feſtſtellen. Dieſem Geſetz 
wird vorbehalten, inwieweit der Dienſt auf der Flotte als Erfüllung der 
allgemeinen Wehrpflicht zu betrachten iſt“. 

Miniſter Duckwitz: Er ſei mit dem Beſchluß der erſten Leſung nicht zufrieden. 
Die Landmacht wird geſtellt nach der Kopfzahl jedes Staates und bezahlt von 
jedem Staat, während die Seemacht allein Reichsfache iſt. Es kann daher 
ſein, daß für die Seemacht aus einem Küſtenſtaat viel, aus einem anderen 
wenig genommen wird. Wenn nun zwei Prozent für die Landmacht ge- 
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nommen werden, jo wird der Staat, da viel Matroſen auch auf Rauffahrern 
ſind, ſehr getroffen. Man möchte genau ermitteln, wieviel Matroſen ein Land 
ſtellt, und dieſe abziehen. Aber da würde wieder Angerechtigkeit. Hätte Olden⸗ 
burg 2000 Mann zu ſtellen, aber 500 auf der See, ſo würde es auch nur für 
1500 Mann zahlen, und dies iſt ungerecht, es muß voll zahlen. And dies geht. 
Wir müſſen die Wehrpflicht feſtſtellen und ſagen: Die Zahl Matroſen, die ein 
Staat ſtellt, wird von ſeiner zu liefernden Landmacht abgezogen. Die Koſten, 
die dieſer Staat dann weniger trägt, zahlt er an das Reich. Kurz, der Staat 
muß ſeinen Vorteil davon haben, daß ſeine Leute zur See dienen, aber ſie 
müſſen auch nicht gehindert werden. Das Geſetz von den zwei Prozent hat 
ſchon jetzt großen Schaden, wie ſchon öfter erwähnt. In aller Welt ſind die 
Matroſen frei vom Landdienſt, nur in Deutſchland nicht. Die Löhne in Hol— 
land, ſonſt zwei Taler höher als in Deutſch land, find zwei Taler niedriger, und 
die Schiffe, die verladen liegen, kommen nicht in See wegen e an 
Matroſen. Alſo in dieſem Sinn müßte auch dies gehalten werden. Tellkampf: 

In Amerika werden die Matroſen durch Werbung gewonnen; wir müſſen 
wohl auf etwas Ahnliches hinaus gehen, freilich mit den hohen Löhnen 
Amerikas. Das freilich wird auf die Neichskaſſe große Koſten wälzen. Die von 
Waitz vorgeſchlagene Aushebung wird ein völlig unausführbares ſein. 
Gevekoth: Gewiß ſtimme die Anſicht des Miniſters mit der ſeinigen ſehr 
nahe zuſammen. And er ſei auch gern bereit, eine Notiz, das Seewehrgeſetz 
betreffend, einzufügen. Das übrige von Waitz Vorgeſchlagene könne er nicht 
billigen. Abrigens Tellkampfs Bemerkung anlangend, müſſe er bemerken, 

daß man ja in Amerika gar keine Wehrpflicht habe, und eben dies müſſen wir 
in Deutſchland für die Marine in Anwendung bringen, um ſo mehr, da vorerſt 
der freiwillige Dienft nicht ausreiche und wir ſpäter ohne alle Frage .. Be: 
ſeler: Es komme hier gewiß nur auf die Faſſung noch an. Es iſt klar, daß wir 
feſtſtellen müſſen das Verhältnis der Flotte zur allgemeinen Wehrpflicht. 
Ferner, daß der Seedienſt der Wehrpflicht genüge. Endlich das Verhältnis 
zwiſchen Seeleiſtung und Landpflicht der Staaten. Der Vorſchlag von Waitz 
ſcheint nicht richtig, ſchon darum, weil er die Art der Bemannung ſchon fixiert 
in der Form der Aushebung, während ſich der Marineausſchuß hierfür noch 
freie Hand halten will. Duckwitz: Gewiß werden wir ein Geſetz machen des 
Inhalts, daß jeder Matroſe, der während der dienſtpflichtigen Jahre auf der 
Flotte dient, frei vom Landdienſt ſei, dagegen laſte auf ihm die Verpflichtung, 
ſich in die Marine loſen zu laſſen. Was aber den Satz 3 betrifft, ſo iſt der nicht 
richtig, und er ſchlage [vor]: 

„Die Mannſchaft, welche aus einzelnen Staaten für die Flotte geſtellt 
wird, iſt von der Zahl der durch ſie zu liefernden Truppen abzuziehen; ein 
Reichsgefeg wird darüber, ſowie über das Finanzielle das Nähere feſt⸗ 
ſetzen“. 

Zell: Er meine, die Sache ſei jetzt klar. Er beantrage die Redaktion an die 
Vorkommiſſion zu übergeben. 

Soll über das in den Sätzen 2 und 3 behandelte etwas in der Verfaſſung 

aufgenommen werden? — Angenommen. 
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Soll in dem Sinn von Gevekoth und Duckwitz die Sache an die Vor- 
kommiſſion zur Redaktion überwieſen werden? — Angenommen. 


Es wird auf § 25 ff. übergegangen. Zunächſt bemerkt Beſeler über 
8 25 Satz 2, daß dies ein nur mit 207 gegen 203 abgeworfenes Amendement 
ſei. Er habe es wieder aufgenommen, weil ihm von vielen Seiten vorgeworfen 
worden, daß man mit dem § 25 zu tief eingreife in die Handhabung der 
privaten Flüſſe. Freilich habe Rießer Recht mit dem Vorwurf, daß es 
ſchlimm ſei, noch einem ſpäteren Geſetz die Kompetenzbeſtimmung zu über⸗ 
laſſen. Hier werde es ſich beſonders darum handeln, ob wir das frühere wieder 
aufnehmen wollen, nämlich § 25 nur von den gemeinſamen Flüſſen gelten zu 
laſſen. Duckwitz: Das Geſetz über die Flüſſe ſei faſt fertig. Man habe einen 
großen Anterſchied gemacht zwiſchen den „Neichsflüſſen“ und den privativen 
Flüſſen. Er habe bei dem Zuſatz noch ein Bedenken: Man könnte aus dem 
zweiten Satz folgern, daß alles, was in dem erſten Satz ſtehe, erledigt werde 
durch das nächſte Reichsgeſetz. Das gehe nicht an, man müſſe die Freiheit 
behalten, zu revidieren. Es ſeien einige Redaktionsänderungen in dem erſten 
Satz, die das Neichsminiſterium wünſche; ſonſt ſei man zufrieden und wolle 
den Zuſatz weiter nicht. Es ſei gerade gut, daß das Reich das Recht der 
Geſetzgebung habe; es mache dies Recht in dem Maße geltend, als es not⸗ 
wendig erſcheint. Sodann § 26: Da heißt es, daß nur die gemeinſamen Flüffe 
der Verbeſſerung des Reiches obliegen, und das iſt ein gewiſſer Widerſtreit 
mit § 25. v. Rotenhan: Er und feine Freunde gehen von der Anſicht aus, daß 
das Reich nicht mehr als notwendig in Anſpruch nehmen ſoll. Aber die 
privativen Flüſſe muß den Einzelſtaaten die Geſetzgebung und Aufſicht bleiben. 
Was hat das Reich ſich um die Flößerei der Iſar und des Lech zu kümmern? 
Das würde nur verletzend für das Land ſein, ohne Nutzen für das Ganze, 
ſo daß nur dem Reich die Sorge über die gemeinſamen Flüſſe bleiben könne. 
Er habe zu dem Ende folgende Faſſung für dieſen Artikel V: 
„§ 25. Alle deutſchen Flüſſe ſind für deutſche Schiffahrt und Flößerei 
frei von Flußzöllen. 
Bei den mehrere Staaten durchſtrömenden oder berührenden Flüſſen 
tritt für die Aufhebung dieſer Flußzölle eine billige Ausgleichung ein. 
§ 26. Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſetzgebung und Oberauf⸗ 
ſicht über die mehrere Staaten durchſtrömenden oder berührenden Waſſer⸗ 
ſtraßen, auf den für Schiffe oder Flöße fahrbaren Flüſſen und den dem all⸗ 
gemeinen Verkehre dienenden Kanälen und Seen, ſowie über die Mün⸗ 
dungen der in dieſe Waſſerſtraßen fallenden Nebenflüſſe. 
§ 27. Dieſes Recht der Reichsgewalt erſtreckt ſich auf den Schiffahrts⸗ 
betrieb und die Flößerei, auf die Erhaltung und Verbeſſerung der Schiff- 
barkeit, ſowie auf die Hafen⸗, Kran⸗„Wag⸗, Lager-, Schleuſen⸗ und der⸗ 
gleichen Gebühren. 
In betreff ſolcher Gebühren darf eine Begünſtigung der Angehörigen eines 
deutſchen Staates vor denen anderer deutſchen Staaten nicht ſtattfinden“. 


Mittermaier: Was wir in unſeren früheren Verhandlungen ſchon ſelbſt 
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fühlten, daß wir zu weit in der Befugnis des Reichs gegangen, hat die Aber⸗ 
zeugung in den einzelnen Staaten ſchon beſtätigt. Die Gründe reduzieren ſich 
auf folgende: Durch dieſe Paragraphen würde höchſt nachteiliger Geiſt der 
Zentraliſation entſtehen, man würde viele Intereſſen der Einzelſtaaten ver⸗ 
letzen, man würde deren ebenſo viele vernachläſſigen. Ferner, wenn man dieſe 
Beſtimmung auf alle Kanäle ausdehnen will, fo vergißt man die zahlloſen 
Torfkanäle in Norddeutſchland. Dann gar die Seen. Wie vieler derer hat 
Bayern! Soll da nun die Reichsgewalt beaufſichtigen? Nie fällt es der 
amerikaniſchen Anion ein, ſo weit zu gehen. Wir ſollten bei den gemeinſchaft⸗ 
lichen Flüſſen, Kanälen, Seen ſtehenbleiben; bei den anderen kann die Reichs⸗ 
gewalt nur verlangen, daß der einzelne Staat ſeine Pflicht ſoweit tut, daß 
er dergleichen Gewäſſer in ſchiffbarem Stand erhalte. Die hannöverſche Denk⸗ 
ſchrift ſtimmt im weſentlichen mit der Faſſung von v. Notenhan. Es muß 
übrigens Floßfahrt ſtatt Flößerei heißen. [Er beantragt:] 


„§ 25. Die Reichsgewalt allein hat die Geſetzgebung über den Schiff- 
fahrtsbetrieb und die Floßfahrt auf denjenigen Flüſſen, Kanälen und Seen, 
welche mehrere deutſche Staaten in ſchiff⸗ oder floßbarem Zuſtande durch- 
ſtrömen oder begrenzen. 

Sie überwacht die Ausführung der darüber erlaſſenen Geſetze. Die Reichs⸗ 
gewalt hat die Oberaufſicht über die vorherbezeichneten Waſſerſtraßen und 
über die Mündungen der in dieſelben ſich ergießenden Nebenflüſſe. 

Es ſteht ihr zu, zum Schutze des Reichs oder im Intereſſe des allgemeinen 
Verkehrs die einzelnen Staaten zur gehörigen Erhaltung und Verbeſſerung 
der Schiffbarkeit und Floßbarkeit an Flußmündungen anzuhalten. 

Den einzelnen Staaten ſteht die Wahl der Verbeſſerungsmaßregeln und 
deren Ausführung zu. 

Alle übrigen Flüſſe, Kanäle und Seen bleiben der Sorge der einzelnen 
Staaten überlaſſen. Dieſe Staaten find verpflichtet, innerhalb ihrer Grenzen 
die Schiffbarkeit und Floßbarkeit dieſer Waſſerſtraßen zu erhalten und zu 
verbeſſern“. 

Ahrens: Er ſtimme dem völlig bei; wir haben uns hier viel zu ſehr dem 
franzöſiſchen Syſtem der Zentraliſation genähert. Auch in Belgien wird viel 
den Provinzen überlaſſen, und der Staat tritt nur ein, wo Flüſſe und Kanäle 
mehrere Provinzen durchfließen. So wünſche er, daß die privaten Flüſſe 
den einzelnen Staaten überwieſen werden. Denn damit bleibt dem Reich 
alles, was notwendig iſt und heilſam. Welcker: Er ſei derſelben Anſicht. Er 
halte es ſehr nötig für das Gedeihen unſeres Bundesſtaates, daß wir ſtreng 
einigen, wo es nötig iſt, wo nicht, nachlaſſen. Er ſei aber noch über den Mittel- 
ſatz von § 26 ſehr bedenklich, indem man hier ſo deuten könnte, als ob die 
anderen Aferſtaaten der Elbe z. B. den Stader Zoll ablöſen ſollten. Welcker 
wird hierüber beruhigt. Vorſitzender lieſt die von Fallati verfaßte Mit⸗ 
teilung der infolge der Beratungen mit den Kommiſſarien der Staaten ge⸗ 
machten Vorſchläge vor!. Waitz: Es iſt wohl in der großen Flut der Rom- 


1 Liegt nicht vor. 
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petenzen, die wir bei erſter Leſung der Reichsgewalt beilegen wollten, jetzt 
Ebbe eingetreten. Er ſei ſtets bedenklich dabei geweſen. Aber § 25 bloß auf die 
konventionellen Flüſſe beziehen zu wollen, iſt doch gewagt. Es gibt Flüſſe, 
die nur einem Staat angehören und doch für das Reich ſehr wichtig ſind. So 
Moſel und Weichſel. Die Verträge in Beziehung auf dieſe Flüſſe können gar 
nicht von den Einzelſtaaten geſchloſſen werden. Mehr noch iſt die Eider wichtig, 
die doch ganz holſteiniſch iſt und doch offenbar für die deutſche Marine von der 
größten Wichtigkeit fein wird. Nach jenem Vorſchlag iſt die Eider ein bol- 
ſteiniſcher Fluß, und wenn erſt der König wieder Herr iſt, können wir lange 
warten, ehe die Eider im Reichsintereſſe benutzt wird. Ahnlich hatte Olden⸗ 
burg einen Kanal not, aber er brauchte dazu im Hannövriſchen Waſſer und 
konnte es nicht erhalten. Unfere Meinung war nicht, alle dieſe kleinen Wäſſer 
zu handhaben, aber das Reich ſollte fakultativ darüber die Hand behalten. 
Das Reich muß, wenn es nötig iſt, darüber ſchalten können. Es klagen freilich 
die Einzelſtaaten, daß, wenn ſich das Reich fo das Recht vorbehält, die 
Staaten ſelbſt nicht zur Sicherheit kommen. And dies hat allerdings etwas 
Weſentliches, wie hier ſo in vielen anderen Artikeln, und es würde ſehr erwünſcht 
ſein, die Kompetenz genauer zu beſtimmen. Duckwitz: In dem vorbereiteten 
Geſetz werden dieſe Bedenken beſeitigt, die hier geäußert ſind. Die Geſetz⸗ 
gebung des Reiches bezieht ſich auf den Verkehr der Flüſſe, die Korrektion 
auf den gemeinſamen und Reichsflüſſen; namentlich letztere ſind die wichtigſten. 
Dieſe werden aufgezählt, und man vorbehält ſich, am Schluß die Zahl der 
Reichsflüſſe durch die Neichsgeſetzgebung zu vermehren. So kann man die 
privaten Flüſſe ganz dem Bau und Intereſſe der Einzelſtaaten überlaſſen. 
Denn wenn das Reich ein weſentliches Intereſſe dabei hat, ſo wird ein ſolcher 
Fluß zum Reichsfluß gemacht. Nach alle dem ſage er: Er würde kein Be— 
denken haben, daß man 8 25 ſtatt der Flüſſe den Verkehr auf den Flüſſen 
nenne, obſchon auch das bedenklich fein könnte. Nur den zweiten Abſatz 8 25 
müſſe man ſtreichen. Beſeler: 826 betreffend habe Hergenhahn ihm 
einiges aufgetragen: 


„Ad S 23: In der Beſtimmung dieſes Paragraphen iſt kein beſtimmtes 
Maß für einen Tarif zu finden. Der an ſich richtige Grundſatz dürfte in einer 
anderen Faſſung deutlicher ausgedrückt ſein: 

Die Abgaben uſw . .. dürfen nicht höher feſtgeſetzt werden, als daß 

der durchſchnittliche Ertrag derſelben die Koſten der Anterhaltung dieſer 

Anſtalten deckt“. 

Wie verhält es ſich mit einem größeren Kapitalaufwand, welcher für die 
Errichtung, Verbeſſerung uſw. ſolcher Anſtalten erforderlich wird? Die 
Zinſen eines ſolchen Kapitalaufwands wüſſen auch zu den Anterhaltungs⸗ 
koſten gerechnet werden. 

Ad 8 26: Der in 8 23 aufgeſtellte Grundſatz hinſichtlich der Schiffahrts⸗ 
anſtalten am Meere dürfte auch bei den ſchiffbaren Flüſſen beizubehalten 
ſein. Er rechtfertigt nicht die gänzliche Aufhebung der Flußzölle, ſondern 
nur eine Ermäßigung derſelben, in der Weiſe, daß die Anterhaltungskoſten 
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dieſer Waſſerſtraßen in ihrem durchſchnittlichen Betrage durch die Zölle 
gedeckt werden. Die völlige Aufhebung der Zölle würde eine Vermehrung 
der Steuerlaſt bedingen und hauptſächlich nur den Dampfſchiffahrtsgeſell⸗ 
ſchaften uvſw. zugute kommen. Außerdem würde es zu den größten Anzuträg⸗ 
lichkeiten führen, wenn die Zölle völlig aufgehoben würden, ehe zugleich 
durch das in Ausſicht geſtellte Reichsgeſetz für die Mittel geſorgt wäre, durch 
welche die Schiffbarkeit der Flüſſe unterhalten werden ſoll: 
„Die Aufhebung der Flußzölle tritt erſt dann ein, nachdem durch ein 
Reichsgeſetz beſtimmt iſt, wie und mit welchen Mitteln uſw.“. 

Er habe nämlich die Aberzeugung gewonnen, daß dank dieſes Paragraphen 
ſehr bedenkliche Zuſtände geſchaffen werden könnten, indem die Einkünfte von 
den Flüſſen abſolut wegfallen ſollen, ohne daß geſagt iſt, wer die Koſten tragen 
wird. Läßt man ſo die Flüſſe aufhören, nutzbringend zu ſein, ſo wird es um die 
Flußbauten ſehr bedenklich ſtehen, zumal da weder der Einzelſtaat noch die 
Reichskaſſe ſehr disponiert zu Ausgaben ſein wird. Da ſei alſo, meint Hergen⸗ 
hahn, eine Anderung nötig: | 

„Die Aufhebung der Flußzölle tritt erft ein, wenn durch ein Reichsgefeg 
beſtimmt iſt, wie und durch welche Mittel für die Verbeſſerung der Flüſſe 
geſorgt werden foll‘. 

Jedenfalls iſt der Anfang:, Die Flüſſe find frei“, bedenklich. Es könnte beſſ er 
heißen: „Alle deutſchen Flüſſe ſollen befreit werden“. And damit gewinnen 
wir Zeit, die nötigen Vorbereitungen zu ſchaffen. Übrigens ſtelle er doch noch 
in Frage: Ob der Fluß ſelbſt gar nichts zu ſeiner Erhaltung beitragen ſoll“? 

v. Mühlfeldt: Er ſehe bei allen dieſen Beſtimmungen von Oſterreich ab, weil 
fie alle nicht auf Oſterreich anwendbar find, aber er nehme daher feine An. 
ſchauungen, und dort könne ler] nicht anders als ſagen, daß dies alles höchſt 
unpraktiſch ſei. Wigard: Er könne Hergenhahns Bedenken um fo weniger 
teilen, da die meiſten Staaten in der Lage ſind, ſchon Zuſchüſſe zu den Flüſſen 
machen zu müſſen. Sach ſen habe ſehr geringe Elbzölle und ungeheure Koſten, 
ebenſo in Bayern. Tellkampf: Er möchte wiſſen, ob nicht Holland durch 
den Anfang von § 26 ungemein gewinne. Wir würden in dieſer Faſſung, wie. 
fie vorliegt, nichts haben, um Holland zu zwingen zu günſtigeren Bedin— 
gungen. Er frage, ob die Anterhandlungen mit Holland ein Refultat gebracht 
hätten. Duckwitz: Die Holländer machen es ſo, wie man erwarten mußte: 
Sie antworten gar nichts. Es wäre am beſten geweſen, das Prinzip der Fluß⸗ 
freiheit aufzuſtellen und die Ausführung der Geſetzgebung zu überlaſſen. 


Mittermaier ſchlägt vor!, eine Modifikation von § 22 der Grundrechte 
in die Nationalverſammlung zu bringen. Denn man hat in Baden dieſen Satz 
ſo verſtanden, als ob jeder Beliebige die öffentlichen Beamten verklagen könne. 
v. Soiron: Er begreife nicht, wie dieſer Paragraph falſch habe verſtanden 
werden können. Es iſt hier keine actio popularis gegen jeden Beamten ge⸗ 
meint. Mittermaier ſchlägt vor, ſtatt des Paragraphen zu ſagen: 

1 In der 148. Sitzung d. 7. Februar. 
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„Eine vorgängige Genehmigung der Behörden iſt nicht notwendig, um 
öffentliche Beamte wegen ihrer amtlichen Handlungen gerichtlich zu ver⸗ 
folgen“. 

Es iſt natürlich die Meinung, daß der Klagende die legitimatio ad causam 
haben müſſe, daß alſo nur der Verletzte klagen kann. Deiters: Er wünſche 
nicht den allgemeinen Satz, der voran ſteht, zu entbehren. Er ſchlage vor: 
„Wegen amtlicher, ihn verletzender Handlung“. 

Soll jene Abänderung von Mittermaier angenommen werden? — An⸗ 
Angenommen. 

Deiters: Er hat ein paar Petitionen über das Wahlgeſetz vorzulegen. 
Die Sache wurde bis aufs weitere verſchoben. 

Droyſen fragt an, wie es mit $ 30 zu halten ſei. Er wird zur Sitzung auf 
heute abend verſchoben. Wigard: Er widerſetze ſich nochmaliger Beratung 
der Sache. 

Waitz legt ſeinen Bericht über das Wahlgeſetz vor. Nach mehreren ſofort 
von dem Berichterſtatter berückſichtigten Bemerkungen wurde der Bericht 
angenommen. 

Ahrens beſchwert ſich über die aus dem Ausſchuſſe hervorgegangenen und 
in die Zeitungen übergegangenen Mitteilungen, in denen namentlich auch wört⸗ 
lich ein von ihm gemachter Antrag aufgenommen worden ſei. Schreiner 
ſchließt ſich dem Bemerken an. Beſeler vertritt das Geſchehene, ſoweit es 
angeht. Es ſei dieſer Fall ein weſentlich anderer als der frühere mit Blum, 
wo Vorlagen, ehe ſie zur Beratung gekommen, mitgeteilt worden. Abrigens 
ſeien die Verhandlungen des Ausſchuſſes nie als Geheimnis angeſehen. And 
was Mühlfeldt geſagt, ſei dasſelbe, was immer auch in der Paulskirche von 
ihm vertreten ſei. Auch habe er ſelbſt auf der Tribüne ſich auf Mühlfeldts 
Außerungen berufen. Waitz: Auch er wünſche nicht die Mitteilungen der 
Beſchlüſſe des Ausſchuſſes. v. Laſaulx: Er habe Ergänzungen zu den in den 
Zeitungen und Artikeln ſtehenden Äußerungen mitgeteilt und es ſei möglich, 
daß auch dieſe veröffentlicht wurden; dies zur Kenntnis. 

Zunächſt wird! in § 20 von der Anterkommiſſion folgende Faſſung vor⸗ 
geſchlagen: 

Alinea 2: „Die Bemannung der Kriegsflotte bildet einen Teil der 
deutſchen Wehrmacht. Sie iſt unabhängig von der Landmacht“. 

Alinea 3: „Die Mannſchaft, welche aus einem einzelnen Staate für die 
Kriegsflotte geſtellt wird, iſt von der Zahl der von demſelben zu ſtellenden 
Landtruppen abzuſetzen. 

Das Nähere hierüber, ſowie über die finanzielle Ausgleichung beſtimmt 
ein Reichsgeſetz“. 

Statt „abzuſetzen“ wird gewünſcht: „in die Zahl ... einzurechnen.“ Gülich: 
Er wünſcht ausdrücklich, daß man nicht „Kriegsflotre“, ſondern: „Flotte“ [ſagel, 
damit die Kauffahrtei mit eingerechnet wird. Dagegen wird geltend gemacht, daß 
der gewünſchte Zweck, daß nämlich auch der Dienſt auf der Handelsflotte an⸗ 


1 In der 149. Sitzung d. 7. Februar. 
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gerechnet werde, durch das Seewehrgeſetz erreicht werden müſſe. v. Rotenhan: 
Er habe Zweifel, ob die Sache ſich praktiſch ſo ausführen läßt. Wogegen 
geltend gemacht wird, daß geſtern bereits das Materielle abgemacht iſt. 
v. Mühlfeldt ſchlägt vor: „Aber die Koſtenausgleichung zwiſchen dem Reich 
und dem Einzelſtaat“. 
Soll es mit Gülich: „Flotte“ ſtatt „Kriegsflotte“ heißen? — Verworfen. 
Soll es heißen wie die Vorkommiſſion mit dem von v. Mühlfeldt vorge⸗ 
ſchlagenen Schluß: „Über die Koſtenausgleichung zwiſchen dem Reich und 
dem Einzelſtaat“? — Angenommen. | 
Soll es ſtatt „abzuſetzen“ heißen: „abzurechnen“? — Angenommen. 
Soll das letzte Alinea zu dem vorigen geſetzt werden? — Angenommen. 


Es wird zu § 25 übergegangen. Waitz ſchlägt folgende Faſſung vor: 

*1 „Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung und Oberaufſicht über die in 
ihrem ſchiffbaren Lauf mehrere Staaten durchſtrömenden oder begrenzen⸗ 
den Flüſſe und Seen und über die Mündungen der in dieſelben fallenden 
Nebenflüſſe, ſowie über den Schiffahrtsbetrieb und die Flößerei auf den⸗ 
ſelben. 

Auf welche Weiſe die Schiffbarkeit dieſer Flüſſe erhalten und verbeſſert 
werden ſoll, beſtimmt ein Neichsgeſetz. 

Die übrigen Waſſerſtraßen bleiben der Fürſorge der Einzelſtaaten über⸗ 
laſſen. Doch ſteht es der Neichsgewalt zu, wenn fie es im Intereſſe des all- 
gemeinen Verkehrs für notwendig erachtet, allgemeine Beſtimmungen 
über den Schiffahrtsbetrieb und die Flößerei auf denſelben zu erlaſſen, ſowie 
unter derſelben Vorausſetzung einzelne Flüſſe den obenerwähnten gemein⸗ 
ſamen Flüſſen gleichzuſtellen. Sie iſt befugt, die Einzelſtaaten zu gehöriger 
Erhaltung der Schiffbarkeit dieſer Waſſerſtraßen anzuhalten“. 


RNeichshandelsminiſter Duckwitz: Er meine nicht, daß das Reich die 
Koſten für die Erhaltung der Schiffbarkeit trage. Nur für außerordentliche 
Anlagen trete das Reich ein“ uſw. Daher würde die von Waitz vorgeſchlagene 
Faſſung nicht ganz angemeſſen ſein, namentlich darf nicht geſagt werden „auf 
Reichs koſten“. Worauf Waitz: Es heißt darum bei ihm: „von Reichs wegen“. 
Ahrens: Er ſchließe ſich dem Antrag von Waitz an. Nur ſei er für die 
privaten Flüſſe anderer Anſicht; er meine, da könne dem Reich nur das Necht 
der Oberaufſicht, nicht auch das der Geſetzgebung gegeben werden, und er 
berufe ſich in dieſer Beziehung ganz auf die hannöverſche Denkſchrift. Wenn 
der Miniſter gemeint habe, daß die Staaten auch noch ferner, wenn auch die 
Flußzölle aufgehoben werden, die Unterhaltung wenigſtens teilweiſe beſorgen 
ſollen, ſo könne er damit nicht einſtimmen. Dieſe Frage wird zur Sprache 
kommen, wenn der Miniſter fein Geſetz in das Haus bringt. v. La ſaulx expek⸗ 
toriert ſich gegen den Ausdruck Reichsflüſſe, er habe für fein Gefühl etwas 
Komiſches. Mittermaier zieht ſeinen Antrag zurück, ſtimmt mit Waitz, 
doch wünſche er ſtatt „Nebenflüſſe“ wieder: „Nebengewäſſer“ und ſtatt 
„Flößerei“: „Floßfahrt.“ v. Rotenhan: Er vermiſſe in Waitz' Antrag die 
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Begrenzung der Kompetenz des Reiches in betreff der konventionellen Flüſſe; 
dies geht viel zu weit, und auch der Miniſter ſei der Meinung, daß hier Be⸗ 
ſchränkung eintreten müſſe. Wichtiger ſcheine die Befugnis, ex post private 
Flüſſe für Neichsflüffe zu erklären, doch ſcheine dafür durch § 60 (58) hin⸗ 
reichend geſorgt. Er beharre bei feiner früheren Faſſung. v. Mühlfeldt: 
Für den Fall, daß man den Namen Reichsfluß annimmt, mache er auf 
den ſtiliſtiſchen Fehler in Waitz' Faſſung aufmerkſam; er ſchlage dafür eine 
etwas modifizierte Faſſung vor: 

„Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung und Oberaufſicht über die 
Reichsflüſſe und die in dieſelben fallenden Nebenflüſſe. 

Reichsflüſſe find alle, welche in ihrem ſchiffbaren oder flößbaren Lauf 
mehrere Staaten des Reiches durchſtrömen oder berühren. Auch andere 
Flüſſe können, wenn das Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs es 
erfordert, durch die Reichsgeſetzgebung als Reichsflüſſe erklärt werden. 

Wie und mit welchen Mitteln für die Erhaltung und Verbeſſerung der 
Schiffbarkeit dieſer Flüſſe geſorgt werden ſoll, beſtimmt ein Reichsgeſetz“. 
Beſeler: Er ſei immer für die Anterſcheidung der gemeinſamen und priva⸗ 

tiven Flüſſe geweſen und im allgemeinen paſſe wohl Waitz' Antrag. Außer 
anderen Bemerkungen habe er beſonders hervorzuheben, daß der letzte Satz 
die früheren Poſitionen wieder aufhebt. Duckwitz: Er habe gegen Waitz 
mancherlei zu bemerken: „Das Reich hat die Geſetzgebung“: Wir kommen 
in ein maßloſes Detail. Warum ſollen wir den Einzelſtaaten die Befugnis 
über Häfen, Polizei uſw. nehmen? Er wünfche zu ſagen: „Recht der Geſetz— 
gebung und Oberaufſicht“. Ferner wünſche er, daß man hier das Wort 
„Reichsflüſſe“ auslaſſe und es dem Geſetz überlaſſe, die Namen einzuführen. 
Das Geſetz wird nicht alle gemeinſamen Flüſſe Neichsflüffe nennen, ſondern 
nur die wichtigen. Die ganze techniſche Manipulation des Geſetzes knüpft ſich 
an dieſe Anterſcheidung der gemeinſamen Flüſſe, und es wäre ſehr zu bee 
klagen, wenn alles vergeblich. Ferner: Er würde vorſchlagen: „Auf welche 
Weiſe die Schiffbarkeit dieſer Flüſſe erhalten und verbeſſert werden ſoll, 
beſtimmt ein Reichsgeſetz“ (ſtatt 8 26 Alinea 3). Ahrens: Er würde be⸗ 
klagen, wenn die Worte „und mit welchen Mitteln“ fortblieben, denn ſonſt 
würde dies ſehr wichtige Prinzip aufgegeben werden, daß das Reich dieſe 
Dinge zu bezahlen hat. Duckwitz: Der hannöverſche Kommiſſar iſt einver⸗ 
ſtanden mit dem, was er in ſeinem Geſetz vorgeſchlagen. Es ſei auch kein reeller 
Schade. Man ſagt z. B. zu Lauenburg: Ihr habt 50 000 Taler bisher er- 
hoben; wenn ihr nun vom Reich eine Verzinſung erhaltet, ſo übernehmt ihr 
dafür, die Inſtandhaltung zu leiſten, die ihr bisher aus euren Zöllen machtet; 
wenn Verbeſſerungen zu machen, ſo macht ſie, und das Reich zahlt ſie euch, 
wenn ihr wollt. So daß alſo für die Staaten ganz dasſelbe Reſultat heraus- 
kommt, wie bisher. Beſeler: Für § 26 Anfang ſchlage [er] vor: 

„Alle deutſchen Flüſſe ſollen frei ſein“. 

Waitz entgegnete einiges gegen Duckwitz: Es ſei gewiß höchſt wichtig, die 
Kompetenz des Reiches für die weſentlichen Sachen entſchieden feſtzuſtellen 
und daher. Beſeler erklärt ſich dagegen. Es iſt eine Menge von Verhält— 
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niſſen im Leben eines Fluſſes, die gar nicht mit dem Schiffahrtsverkehr auf 
dem Fluß zuſammenhängen. Ferner: Er wünſche, daß wir, wenn es möglich 
iſt, ſtatt „das Recht der Geſetzgebung“ etwas Konkreteres im Ausdruck [wählen!]. 
Endlich ſcheine ihm immer noch der letzte Satz entweder müßig oder ſehr be⸗ 
denklich. Überall werden wir, ſagt Ahrens, feſthalten müſſen, daß dem Reich 
überall nur das, was den Schiffsverkehr betrifft, angeht. Er ſchlage vor: 

„Die Neichsgewalt hat die Geſetzgebung und Oberaufſicht über den 
Schiffahrtsbetrieb und die Flößerei auf den uſw. Flüſſen“. 

Dies iſt die Faſſung der hannöverſchen Denkſchrift. Waitz: Das iſt viel zu 
eng und geht darum nicht. Welcker: 

„Für die Flüſſe, die keine Neichsflüſſe find, ſoll nur inſoweit, als es zum 
Schutz des Reiches und im Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs not⸗ 
wendig iſt, das Recht der 5 und Oberaufſicht dem Reich zu⸗ 
ſtehen“. 

2 25 zur Abſtimmung: 

Soll Waitz' Antrag gelten mit der Formel im Eingang „hat die Geſetz⸗ 

gebung und Oberaufſicht“? — Abgelehnt. 

2. Soll Waitz' Antrag mit der Formel „hat das Recht der Geſetzgebung 
uſw.“ und mit vorläufiger Ausſetzung des letzten Satzes? — Ange⸗ 
nommen. 

3. Soll der letzte Satz: „Sie iſt befugt .. . anzuhalten“ bleiben? — Ange⸗ 

nommen. 

Duckwitz beklagt die Annahme des letzten Satzes. Was ſoll die Reichs- 
gewalt tun, da die Flüſſe der Fürſorge der einzelnen Staaten überwieſen ſind? 
Man wird ihre Einwendungen nicht einmal hören. Er hätte gewünſcht, daß 
man die Faſſung der erſten Leſung mit der kleinen Modifikation von Fallati 
gelaſſen hätte. Doch begnügt er ſich auch allenfalls mit der neuen Faſſung. 
Ahrens: Man ſollte doch einiges Zutrauen zu den Einzelſtaaten und ihren 
Ständen haben und nicht alles an das Reich nehmen uſw. 


§ 26. 1. Soll es heißen Alinea 1 mit Beſeler: „Alle deutſchen Flüſſe 
ſollen für deutſche Schiffahrt und Flößerei frei ſein von Flußzöllen. 
Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz“ (vorbehaltlich ſtiliſtiſcher Modi⸗ 
fikation)? — Angenommen. 

2. Soll es mit Fallati heißen ſtatt „und Flößerei“: „auch die Flößerei 
auf ſchiffbaren Flußſtrecken ſoll ſolchen Abgaben nicht unterliegen“? — 
Wurde von niemand aufgenommen. 

8 26 Alinea 2: Soll hier mit Welcker beigeſetzt werden „aus Reichs- 
mitteln“? — Abgelehnt. Doch mit der Bemerkung, daß in den Motiven 

die Anſicht, daß dies von Reichs wegen zu geſchehen habe, bemerkt werde. 


Man unterbrach hier die Abſtimmung, um des Reichsminiſters Anſicht 
über die Verbrauchs- und Produktionsſteuern zu vernehmen, welche v. Noten: 
han ganz aus der Verfaſſung geſtrichen wünſchte, indem gerade fie den Einzel: 
ſtaaten zu überlaſſen, die Freiheit des Einzelſtaates bedinge. Gewiß ſeien die 
Ausgleichungszölle bisher dem Binnenverkehr nicht ſo verderblich geweſen, 


468 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


wie dieſe in der Verfaſſung ſtehende Beſtimmung ſein würde. Welcker: Die⸗ 
ſelbe Beſorgnis habe man in Baden; jede andere Steuer, außer der Kopf⸗ 
ſteuer, ſei tief eingreifend, und daher neige man ſich ganz zu Matrikular⸗ 
beſteuerung. Duckwitz: Die Sache iſt ſehr wichtig und ſchwierig. Es ſind zwei 
Intereſſen, die ſich in Deutſchland gegenüberſtehen, und beide haben Necht. 
Es betrifft den Gegenſtand, beſonders das Bier. Bayern hat zirka fünf 
Millionen Gulden jährlich, Preußen an Bierfteuer drei bis vier Millionen 
Gulden, in anderen Staaten ebenfalls nicht bedeutend, weil man niedrigere 
Bierſteuer hat als in Bayern. Wenn man nun alle Bierfteuer zuſammen⸗ 
ſchießt und repartiert, ſo leidet Bayern Einbuße. Wenn nun aber ebenſo die 
Branntweinſteuer mit in den allgemeinen Topf kommt, ſo gewinnt Bayern 
hier, und es würde wahrſcheinlich zwei Millionen einbüßen. Bei Salz würde 
Bayern nicht erheblich Einbuße leiden, deſto mehr Baden, aber auch da nicht 
große Schwierigkeit. Dann die Weinſteuer, da würde Württemberg, Baden, 
Darmſtadt verlieren. Dagegen ſagen nun die Norddeutſchen, ſie müſſen ihre 
Weinſteuer in den allgemeinen Topf geben, ebenſo den großen Verbrauch an 
Kaffee, Zucker uſw., und dies alles ſoll mit in den Topf. So iſt jetzt die Klage, 
Bayern ſtehe jetzt darum ſo gut, weil es an jenen Kolonialſteuern partizipiere, 
aber ſeine Bierſteuer für ſich allein habe. Die Norddeutſchen haben erklärt, 
ſie würden ſich auf nichts einlaſſen, wenn man nicht alles in den gemeinſamen 
Topf werfe. Das find erhebliche Konflikte. Vielleicht kann man die Aus⸗ 
gleichung durch eine Abergangsperiode ermöglichen, damit man ſich daran 
gewöhne, etwa von drei bis fünf Jahren. Bis dahin können ſich die einzelnen 
Staaten einrichten und vorbereiten. Gewiß wird Bayern am Bier Nachteil 
haben; aber was Holſtein und Hannover mehr in die gemeinſame Kaſſe zahlen 
werden, als herausbekommen, iſt in gar keinem Vergleich damit. Welcker: 
Wie paſſen dieſe Argumente, die man für die Kolonial- uſw. Steuern anführt, 
auf die Produktionsſteuern? Duckwitz: Nur die Art der Erhebung iſt der 
Anterſchied zwiſchen Produktionsſteuer und Konſumtionsſteuer. Briegleb: 
Er frage Notenhahn, ob nicht ſchon ein ſolches Ausgleichungsverhältnis 
zwiſchen Pfalz und Altbayern ſei? In der Pfalz ſei die Vierſteuer nichts, 
und doch müſſen ſich die Finanzen beider zuſammenfinden. 

v. Soironzeigt! an, daß er einige Tage nach Karlsruhe in die Kammerſitzung 
zu gehen genötigt ſei und daß Gagern gehindert ſei, als ſein Stellvertreter 
einzutreten. Es wurde zur Stellvertretung Hergenhahn gewählt. 

Es wurde in Beſprechung des Entwurfes § 27 fortgefahren. Beſeler be⸗ 
merkt, daß die hannöverſche Denkſchrift auf die Anklarheit aufmerkſam ge- 
macht habe, als ob jede der hier aufgezählten Gebühren nur durch die Reichs: 
geſetzgebung eingeführt werden könne. Er frage, ob man ſich nicht veranlaßt 
ſehen könne, hier nur eine negative Befugnis der Reichsgeſetzgebung auszu⸗ 
ſprechen nach dem Sinn der hannöverſchen Denkſchrift. 

Soll es mit der hannöverſchen Denkſchrift ſtatt Alinea 1 dieſes Para- 
graphen heißen: „Die Hafen ... gebühren, welche an gemeinfchaftlichen 
Flüſſen in den Mündungen der in dieſelben ſich ergießenden Nebenflüſſe er⸗ 
In der 150. Sitzung d. 9. Februar. 
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hoben werden, dürfen die zur Anterhaltung derartiger Anſtalten nötigen 
Koſten nicht überſteigen. Sie unterliegen der Überwachung der Neichs⸗ 
gewalt“? Statt „Aberwachung“ wird von Rießer vorgeſchlagen, wie in 
§ 23 zu fagen: 
„Genehmigung.“ v. Rotenhan: Es ſcheine doch zwiſchen beiden Paragraphen 
ein bedeutender Anterſchied, wie denn auch die Denkſchrift dieſes Anterſchieds 
wegen das Wort Genehmigung hier vermieden hat. Die Aberwachung genüge, 
indem dann jede betreffende Kognition und Neprimande offengehalten iſt. 
v. Mühlfeldt: Es iſt gewiß wichtig, daß beidem Wort Überwachung der Einzel: 
ſtaat die Entſcheidung behält, bei dem Wort Genehmigung nur den Vorſchlag. 
Tellkampf: Es würden dieſelben Gründe gegen § 23 geltend zu machen fein. 
Aberdies könnte man mit den Schleuſengeldern ſehr leicht wieder die Fluß⸗ 
zölle einführen. And wenn man nichts als die Überwachung dem Reiche gibt, fo 
iſt damit nicht viel geſagt. Waitz: Er bleibe bei Genehmigung, denn daß die 
hannöverſche Denkſchrift ſich ſo äußert, wie ſie es tut, iſt begreiflich; es iſt eben 
eine hannöverſche. Wir überweiſen aber die gemeinſamen Flüſſe im weſentlichen 
der Reichsgewalt, und ſie muß deshalb auch hier die Kompetenz behalten. 
Soll der Antrag der hannöverſchen Denkſchrift mit der Formel Ge- 
nehmigung (ſtatt Aberwachung) angenommen werden? — Angenommen. 


§ 28. Statt „Schiffahrtsabgaben“ wird beliebt: „Flußſchiffahrtsab⸗ 
gaben“. 


Artikel VII 8 34. Tellkampf: Der dritte Satz ſcheint den Fall nicht be- 
rückſichtigt zu haben, daß man deutſche Länder nicht [nur?] innerhalb des 
eigentlichen Reiches haben werde. Ebenſo wünſche er den mittleren Satz zu 
ftreichen. v9. NRotenhan: Die Worte „mit Wegfall aller Binnenzölle“ find 
maßgebend für die Produktions- und Konſumſteuern, und die Belehrungen 
von Duckwitz ſind nicht hinreichend geweſen, ihn von dem Irrigen ſeiner 
Anſicht zu überzeugen. Wäre die Frage entſchieden, daß die Einheit Deutfch- 
lands die Einheit jener Steuern fordere, ſo würde er der erſte ſein, jedes Opfer 
zu bringen. Er würde es aber jetzt tief beklagen, wenn die Einheit jener Steuern 
die Folge der Zolleinheit ſein ſollte. Es ſcheine ihm prinzipiell eines der weſent⸗ 
lichſten Erforderniſſe für den Bundesſtaat, den einzelnen Staaten die Freiheit 
der Bewegung zu laſſen, daß die Kommunen und Stände beſtimmen, mit 
welchen Mitteln fie ihre Bedürfniſſe decken wollen. Es iſt ſchon geſtern er- 
wähnt, wie tief dieſe Angelegenheit auf die einzelnen Staaten wirkt, allein in 
Bayern fünf bis ſechs Millionen, und es trifft dies nicht allein die Staats- 
kaſſe, ſondern alle Kommunalkaſſen, denen ein Zuſchlag zur Bierſteuer ge— 
ſtattet wird. Es ſind ferner eine Menge Hypotheken darauf gegründet. Er 
ſage noch einmal, wenn dies von der Idee der Zolleinheit gefordert wird, er 
auch dieſe Opfer bringen würde. Es würde aber, wenn hier die Binnenzölle 
ſchon genannt werden, die Sache im Vorwege bereits entſchieden ſein. Je mehr 
man von dem Widerſtreben Süddeutſchlands fürchtet, deſto mehr ſollte man 
auch dies Hindernis zu entfernen bemüht ſein. Er wünſche, ehe man ſich 
entſcheide, erſt noch einen nord⸗ und ſüddeutſchen Kommiſſar zu hören. RNießer: 
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Es ſei in unſeren Paragraphen gar nicht die Rede von ſofortigen Aufhebungen, 
ſondern nur von Kompetenzen. Wir haben es hier nicht mehr mit dem Ver⸗ 
tragsweſen zu tun, das bisher die derartigen Verhältniſſe reguliert hat. Die 
norddeutſchen Staaten würden gewiß gern den Vertrag machen, ſtatt ſich der 
Legislative zu unterwerfen; aber ſie ſind bereit, der Einheit wegen dies auf 
ſich zu nehmen. Jedenfalls hat Duckwitz nachgewieſen, daß, wenn man Nord⸗ 
deutſchland nicht in die Vereinbarung, ſondern unter die Reichsgeſetzgebung 
nehmen will, es vorbehalten ſein muß, ſich analoge Beſteuerungen im Süden 
offenzuhalten. Jedenfalls geht Rotenhan zu weit, daß mit dem Prinzip, 
daß keine Ausgleichungsſteuer erhoben werde, jede Konſumtionsſteuer fort⸗ 
falle. v. Rotenhan: Die Bevollmächtigten beſchäftigen ſich eben jetzt damit, 
zu erforſchen, was Binnenzoll iſt. Bedeutet er wirklich, was hier geſagt 
werden will? Wie jetzt die Faſſung ſteht, entſpricht ſie nicht dem Zweck und 
dem Bedürfnis. Rießer: Allerdings bei einem einigen Zollſyſtem, das auf 
dem Geſetz, nicht auf dem Vertrage beruht, werden die Zollſchranken fallen 
müſſen. Die Bemerkung Tellkampfs in betreff des Wortes „außerdeutſche“ 
ſei gewiß überflüſſig. Waitz: Er erinnere an die Entſtehung dieſer Para⸗ 
graphen: Wir haben wahrlich dieſelben nicht leichtſinnig aufgenommen, ſon⸗ 
dern gerade hier haben wir die Vorſchläge der Regierungen gehört und wir 
haben ſie faſt buchſtäblich angenommen. Die Berufung zweier Kommiſſarien 
würde uns wahrlich nicht zum Ziel führen, nur Zeit koſten. Ja, wir würden, 
nachdem wir die Geſamtheit der Kommiſſarien gehört, zu einer niedrigeren 
Inſtanz hinabſteigen, und er erinnere, daß der bayriſche Geſandte in der 
Hauptſache allein, ſelbſt ohne Baden und Württemberg geſtanden. Er ver⸗ 
hehle ſich damit nicht, daß, wenn irgendein Kapitel der Verfaſſung noch Modi⸗ 
fikationen erleiden kann, es dieſes ſei. Aber gerade dazu iſt Gelegenheit, mögen 
doch die Regierungen fich erklären. Wir werden von uns aus die Sache nicht 
gerade weiterführen. Er wolle ſchließlich nur eine Außerung von geſtern 
berichtigen: Wenn er von den norddeutſchen Staaten geſprochen, ſo habe er 
nicht gemeint, daß dieſe ſich politiſch darum fernhalten würden, ſondern er habe 
nur die nationale Bedeutung bezeichnen wollen. Briegleb: Er erinnere, daß 
Satz 2 mit 238 gegen 148 Stimmen angenommen ſei. Ferner, der Ausſchuß 
hatte geſagt: „Binnengrenzzölle“; und nur der volkswirtſchaftliche Ausſchuß 
hat „Binnenzölle“ dafür geſagt. Es iſt klar, daß es ſich in dieſem Satz gar nicht 
von den Produktionsſteuern handelt, wie denn jene Binnenzölle nur mit 194 
gegen 189 Stimmen angenommen ſind. Mit der Annahme der Binnenzölle 
ſtatt Binnengrenzzöllen zwingen wir zum Aufhören aller Ausgleichungsſteuer. 
Wenn wir hier die Möglichkeit der Ausgleichungszölle aufheben, ſo heben wir 
hier ſchon das auf, was 8 37 als eventuelles Mittel offen gehalten iſt. Wigard: 
Er wird keinem Antrag beiſtimmen, der die Zolleinheit wieder aufzuheben 
droht; aber da er nicht eben Vorliebe für Vereinbarung und Verſtändigung 
habe, wünſche er, daß wir dieſen Paragraphen ſo erledigen, daß keine weitere 
Beanſtandung möglich ſei. Da Duckwitz ihm nicht ſehr ſachkundig für die 
ſüddeutſchen Verhältniſſe erſcheine, ſo wünſche er, daß wir alles tun, uns in 
Kenntnis zu ſetzen. Er ſtimme mit Notenhan. Zell: Da wir noch Mit: 
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teilungen der Regierungen zu erwarten haben, ſehe er nicht ein, was wir uns 
mühen wollen. Er ſtimme durchaus mit Briegleb, daß die Binnenzölle ſich 
gar nicht auf die Verbrauchsſteuer beziehen ſollen, ſondern nur auf die Grenz» 
zölle. And er fer gern einverſtanden, daß man das Wort Binnengrenzzölle 
herſtelle. Er inſiſtiere darauf, daß einzelnen Städten das Recht des Oktrois 
gegeben werde; dies können die Städte nicht aufgeben, ſo wenig wie es Belgien 
und Frankreich will. Auch dies würde durch das Wort Binnenzölle abge— 
ſchafft werden. Jedenfalls iſt hier nur von Grenzzöllen die Rede, und Binnen⸗ 
zölle find hier gar nicht in Frage. Beſeler: Die formelle Seite in Noten- 
hans Vorſchlag ſcheine ihm nicht zu einem Neſultat zu führen, fo gern er alles 
tun wolle zur geſunden Einigung. Aber wir haben ja als Grundlage die Be⸗ 
gutachtung aller Bevollmächtigten und wir können unmöglich auf Grund eines 
Einzelgutachtens unſeren Satz ändern. Rießer ſpreche ſtets von dem Ausfall 
Bayerns in Sachen des Bieres; aber die Rheinpfalz findet faſt ihre Lebens⸗ 
frage darin, daß die Ausgleichungsſteuer in betreff des Weines fortfalle. Er 
wiſſe, daß in dieſer Frage für Pfalz und Baden unendlich viel liege, die 
Einigung zu wünſchen. Er hoffe, daß, wenn wir dem Reich die Macht geben, 
in dieſen Sachen zu verfahren, ſo wird der künftige Reichstag die Mittel 
ſuchen und finden, dieſe ſchwierige Sache erträglich zu machen. Er habe Ver- 
trauen auf die deutſche Verſtändigkeit, die uns in großen Fragen eigentlich 
nie getäuſcht hat. Welcker: Er unterſtütze NRotenhan und ſei in allem ein: 
verstanden mit Wigard. Er glaube, zu willen, daß ſich die Anſicht der Be: 
vollmächtigten teils geläutert, teils geändert habe. Es wäre ſehr bedenklich, 
einen Gegenſatz und Kampf zwiſchen Nord und Süd in den materiellen Ver⸗ 
hältniſſen entſtehen zu laſſen. Er hoffe zu Gott, daß, wenn die Regierungen 
ſich verſtändigt haben, ſo werden wir ſehr ſchnell gehen können, und es wäre 
ſehr gut, über einen ſo wichtigen Punkt vorher eine Anſicht zu finden, um uns 
nachher entſchließen zu können. Er erinnere doch daran, wie bedenklich ein zu 
großer Spielraum der Geſetzgebung des Reichs fein würde. Entweder Oſter— 
reich tritt gleich ein, und dann würde die ſcharfe Legislation ſehr bedenklich 
ſein, oder es tritt nicht ein, und dann [hat] Süddeutſchland eine traurige Mi⸗ 
norität. Es ſcheine ihm hier und ſpäter ſehr bedenklich, daß das Reich ſich in 
die innere Beſteuerung der einzelnen Staaten einlaſſe. Für die Zolleinigung 
iſt allerdings jedes Opfer zu bringen, ſelbſt die innere Beſteuerung, eben jene 
Produktions- und Verbrauchsſteuer. Aber gerade dieſer Zweck muß ausge— 
ſprochen werden. Rießer: Wenn Welcker meint, daß auf jenem Wege 
dem Reich eine gefährliche Gewalt gegeben werden würde, ſo müſſe er doch 
bemerken, daß es in Norddeutſchland Gebiete gebe, welche durch die Zoll— 
einheit völlig ruiniert werden. Und wie könne man dann das Stimmenüberge- 
wicht ſo ſehr bei Norddeutſchland finden, da doch der größere Teil Preußens 
mit dem Süden gleiches Intereſſe habe. v. Soiron: Der Wegfall der Binnen⸗ 
grenzzölle, d. h. der Wegfall der Ausgleichungsſteuer, iſt für Süddeutſchland 
kein Nachteil, ſondern nur Gewinn, wenn ſie ihr Bier und Wein überall hin⸗ 
führen können. Die einzige Schwierigkeit iſt die Möglichkeit der gemeinſamen 
Produktions- und Verbrauchsſteuern; dieſe aber müſſen wir ſchaffen, teils 
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um die Einigung Deutſchlands herzuſtellen, teils weil man denn doch ein wenig 
auf den Verſtand und die Gerechtigkeit künftiger Reichstage hoffen darf. Eine 
Anterſuchung nütze uns nichts mehr, wir werden nur hören, was wir ſchon 
wiſſen. 
Sollen nach Notenhans Antrag wegen der vorliegenden Fragen noch- 
mals zwei Bevollmächtigte gehört werden? — Abgelehnt, 8 gegen 13. 
Soll es heißen: „Binnen grenzzölle“? — Angenommen. 
Soll der Satz 2 „Die Ausſonderung“ uſw. geſtrichen werden? — Ab— 
gelehnt. 
Soll ſtatt außerdeutſchen Ländern (Satz 3) „nicht zum Reich gehörende 
Länder“ geſagt werden? — Angenommen. 


§ 35. Welcker ſchlägt vor, daß die frühere Faſſung: „ſoweit es ſich durch 
Aufhebung der Binnengrenzzölle nötig zeigt“, wieder aufgenommen werde. 
Tellkampf: Wenn wir ein einheitliches Handelsſyſtem haben wollen, ſo 
müſſen wir die Geſamtheit dieſer Zollverhältniſſe in eine Hand legen. Waitz: 
Er erinnere daran, daß die jetzige Faſſung genau die von den Regierungskom⸗ 
miſſarien uns gegebene ſei, welche der Verfaſſungsaus ſchuß angenommen und da⸗ 
für ſeinen Antrag zurückgenommen habe. v. Rotenhan: Waitz' Bemerkungen 
ſeien allerdings richtig, aber die Bevollmächtigten ſind eben dazu veranlaßt 
durch die Worte: „mit Wegfall aller Binnenzölle“; denn ſie haben gemeint, 
wenn mit dieſen Worten alle Ausgleichungsſteuern gemeint ſeien, ſo müſſe die 
Folge fein, daß man alle dieſe Dinge an das Reich gebe. Welcker: Es iſt hier 
gar keine Andeutung, ob das Reich ſelbſt ſeine Steuerbeamten halten ſolle 
oder nicht. Es wird auf § 36 verwieſen. 

Soll alſo der 8 37 der früheren Faſſung: zinſoweit es ſich durch Auf⸗ 
hebung der Binnengrenzzölle notwendig zeigt“, wieder aufgenommen 
werden? — Verworfen. 

Alſo § 35 — unverändert angenommen. 


§ 36. Ahrens ſchlägt vor im zweiten Satz: „das Übrige wird nach dem 
Prinzip der Ausgleichung an die einzelnen Staaten erteilt“. — Völlig ver: 
worfen. 

Der Paragraph iſt — angenommen. 

8 37. v. La ſaulx beantragt, den Paragraph als einen mutwilligen Eingriff 
in die Freiheit der Einzelſtaaten zu ſtreichen. Mittermaier: Er fürchte, daß 
man z. B. in Rückſicht auf das ſtädtiſche Oktroi dem Reich eine endloſe Kog⸗ 
nition auferlege, indem jedes einzelne Vorkommnis der Art dem Reich vor- 
gelegt werden müſſe. Rießer: Man müſſe doch denken, daß z. B. Hamburg 
ad libitum ein ſtädtiſches Oktroi auferlegen wolle, um ſofort einzuſehen, daß 
die Reichsgewalt durchaus hier die Aufſicht üben müſſe. — Angenommen. 

§ 38 — angenommen. Auch die veränderte Reihenfolge der Paragraphen 
iſt — angenommen. 


8 39. Waitz wünſcht: „das Recht der Geſetzgebung“ und glaubt, es nicht 
weiter motivieren zu ſollen. Deiters tadelt, daß der Ausdruck „Schiffahrt“ 
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hier im Vergleich zu § 25 nicht genau fei, da die Schiffahrt auf den privaten 
Flüſſen eben dem Reich nicht zuſtehe. Tellkampf warnt vor Waitz' Antrag. 
Mit Schiffahrt ſei hier gewiß nur die Seeſchiffahrt gemeint. Beſeler: Wenn 
hier Handelspolitik ſtände, und dieſe durch das Geſetz gemacht werde, ſo würde 
er Tellkampf Recht geben. Aber auch den Jahrmarkt und Butterhandel 
an das Reich zu bringen, kann man ſich nur entſchließen, wenn das Necht zu 
Geſetzgebung gegeben wird. 

Soll es heißen: „Seeſchiffahrt“? — Nicht angenommen. 

Soll es heißen: „das Recht der Geſetzgebung“? — Angenommen. 


§ 40. v. La ſaulx beantragt, dieſen Paragraphen als eine unnütze Wieder⸗ 
holung einer unnützen Beſtimmung in den Grundrechten zu ſtreichen. Er halte 
dafür, daß jene Beſtimmung der Grundrechte nie ins Leben treten wird. Eng- 
land ſei ein Reich, und habe keine einheitliche Gewerbegeſetzgebung. Der 
Paragraph — angenommen. 


§ 41 — angenommen. 


Es wurde! ein Schreiben des Handelsminiſters, den § 26 betreffend, vor— 
geleſen; in welchem gewünſcht wird, die Flößerei zu modifizieren?. Waitz 
erklärt ſich gegen dieſe Faſſung. Wigard beanſtandet die Frageſtellung über- 
haupt. Es wird durch Abſtimmung entſchieden, noch einmal auf die Sache 
einzugehen. 


1 In der 151. Sitzung d. 9. Februar. 

2 Das Schreiben lautet: 

An den Vorſitzenden des Verfaſſungsausſchuſſes der Nationalverſammlung, 

Herrn v. Soiron. 

In der geſtrigen Sitzung des Verfaſſungsausſchuſſes, welcher beizuwohnen ich die 
Ehre hatte, um Auskunft über einige materielle Fragen zu erteilen, iſt beliebt worden, 
den 8 26 von der Reichsgewalt zu faſſen wie folgt: 

„Alle deutſche Flüſſe ſollen für deutſche Schiffahrt und Flößerei frei ſein von 
Flußzöllen. Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz“. 

Ich muß aber den Verfaſſungsausſchuß ergebenſt bitten, nochmals zu erwägen, ob 
wegen der Flößerei der Paſſus nicht etwas anders zu ſtellen iſt. Denn wenn, was in dem 
folgenden Abſatz geſagt worden, eine billige Ausgleichung für die Aufhebung der Zölle 
auf allen gemeinſamen Flüſſen eintreten ſoll, ſo erſtreckt ſich das auch auf den oberen 
Lauf dieſer Flüſſe, wo ſie nicht mehr ſchiffbar ſind, aber kleine Holzflöße, oft nur Scheit⸗ 
holz, herabgeſchwemmt wird, wenn naſſe Witterung dieſen Bächen die nötige Waſſer⸗ 
menge temporär gibt. Die kleinen Abgaben, welche dabei erhoben werden, ſind keine 
Laſt, aber doch ſo weitläuftig, daß der Geſetzgebung eine unüberſehbare Laſt aufgebürdet 
werden würde, wenn für dieſe kleinen Abgaben eine Ausgleichung eintreten ſoll. Ich er⸗ 
laube mir daher zu empfehlen, entweder ſagen zu wollen: 

„Alle deutſche Flüſſe ſollen für deutſche Schiffahrt frei von Flußzöllen ſein. 
Auch die Flößerei auf ſchiffbaren Flußſtrecken unterliegt ſolchen Abgaben nicht. 

Bei den mehrere Staaten durchſtrömenden oder begrenzenden Flüſſen tritt für 
die Aufhebung dieſer Flußzölle eine billige Ausgleichung ein. 

Das Nähere über die Aufhebung und Ausgleichung der Flußzölle beſtimmt 
ein Reichsgeſetz“ 

oder, wenn man die Zölle für die Flößerei auf allen auch nicht ſchiffbaren 

Flüſſen aufheben will, zu ſetzen: 

„Alle deutſche Flüſſe ſollen für die deutſche Schiffahrt und Flößerei frei von 

Flußzöllen ſein. 
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Soll es mit Duckwitz heißen: „Alle deutſchen Flüſſe ſollen für deutſche 
Schiffahrt frei ſein von Flußzöllen. Auch die Flößerei ſoll auf ſchiffbaren 
Flußſtrecken ſolchen Abgaben nicht unterliegen“? — Angenommen. 

Soll es ſtatt „Flößerei“ heißen „Floßfahrt“? — Nicht angenommen. 

Soll es heißen: „Auch die Flößerei ſoll ſolchen Abgaben nicht unter⸗ 
liegen“? — Angenommen. | 
Daß nach Duckwitz Vorſchlag auch die Ausgleichung als ins Reichsgeſetz 

gehörend bezeichnet werden ſollte, ſchien Waitz nicht angemeſſen, indem wir 
damit die Ausgleichung ſelbſt gewiſſermaßen beſchränken und die Aufhebung 
der Flußzölle daran knüpfen. Ahrens: Es iſt keine Frage, daß wir auf ſolchem 
Wege zu neuen endloſen Weitläufigkeiten kommen würden, ſo wie andererſeits 
die Ausgleichung dann ganz unter die Abſtimmung des Reichstages geſtellt 
werde. 

Sollen die Worte „Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz“ am Schluſſe 
des erſten Alinea ſtehen? — Angenommen. 


Deiters bemerkt, daß im Artikel VII die Erwähnung des Bergrechts 
aufgenommen werden müſſe, wenn dasſelbe nach Vorſchlag des volks— 
wirtſchaftlichen Ausſchuſſes aufgenommen werden ſoll. Beſeler: Wir haben 
eine Formel, durch welche eventuell die Reichsgewalt dieſe Dinge, fo wie viele 
andere, an ſich ziehen könnte. Aber wir haben uns hinreichend durch Sach— 
verſtändige darüber unterrichten laſſen, daß es ſehr bedenklich ſei, dieſe Sache 
ſchon jetzt hier aufzunehmen, da die Verhältniſſe in den verſchiedenen Di⸗ 
ſtrikten Deutſchlands ſo außerordentlich verſchieden find. v. Notenhan ſpricht 
ſich in demſelben Sinn aus. Beſeler warnt ſehr davor, die Geſetzgebung über 
das Bergweſen an das Reich zu geben. Er habe in Preußen an dem Bergrecht 
mitgearbeitet und wiſſe, wie ſchwierig es geweſen, auch nur da, auch nur für 
die allgemeinſten Sätze zu einem Refultat zu kommen. Es gebe noch eine 
Menge Gegenſtände, Bewäſſerung, Agrikultur uſw., die dem Reich ebenſo 


Bei den mehrere Staaten durchſtrömenden oder begrenzenden Flüſſen tritt, 
ſoweit ſie ſchiffbar ſind, für die Aufhebung dieſer Flußzölle eine billige 
Ausgleichung ein. 

Das Nähere über die Aufhebung und Ausgleichung der Flußzölle beſtimmt ein 
Reichsgeſetz“. 

Es iſt nicht einzuſehen, weshalb das Reich für die Aufhebung der kleinen Abgaben 
auf Holzflößerei in dem oberen Laufe der zufällig mehrere Gebiete in ihrem weiteren 
Laufe berührenden Flüſſe eine Ausgleichung zahlen ſoll, während dieſes bei Flüſſen, 
die für privativ gelten und in ihrem ſpäteren Laufe unter Wechſelung des Namens auch 
oft mehrere Gebiete berühren, nicht der Fall iſt, und doch in beiden Fällen es ſich nur 
um örtliche Intereſſen handelt. Ich glaube daher, den geehrten Herren, wenn ſie doch 
beſchließen ſollten, der Nationalverſammlung eine veränderte Faſſung der Paragraphen 
über die Flußſchiffahrt vorzulegen, dieſe ſchärfere Begrenzung der Ausgleichung emp- 
fehlen zu müſſen. 

Ich beſchränke mich auf Bemerkungen über die materielle Seite der von dem Ver⸗ 
faſſungsausſchuſſe beſchloſſenen Veränderungen des Verfaſſungsentwurfs, da dieſer 
ſelbſt meiner Wirkſamkeit entzogen iſt, und ich wünſche, ſtrenge mich in den Grenzen 
meiner Kompetenz zu halten. 

Frankfurt a. M., den 8. Februar 1849. [gez.] Duckwitz. 
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gut zugewieſen werden könnten. Deiters: Jedenfalls iſt uns die Frage über⸗ 
wieſen (Antrag von Schorn), und wir müſſen wenigſtens in den Motiven 
Gründe angeben, warum wir hier den Bergbau ablehnen zu müſſen glauben. 
Soll alſo eine Kompetenz über das Bergweſen aufgenommen werden? — 
Verworfen, 17 gegen 1; Schüler. 


Artikel VIII S 42. Ahrens: Er glaube, daß wir in dieſem Paragraphen 
zu weit gegangen ſeien; wir können für ganz Deutſchland nicht eine Poft: 
organiſation feſtſtellen, und darum können wir auch nicht das Recht der Geſetz⸗ 
gebung und Oberaufſicht in Anſpruch nehmen. Wir würden hier eine kon⸗ 
kurrente Geſetzgebung gründen, die nur nachteilig ſein würde. Er wünſche 
hier das Recht der Geſetzgebung geſtrichen, nur die Oberaufſicht des Reiches 
gelaſſen. Er wünſche, daß § 44 vorausgeſtellt werde. Solange dieſer aber nicht 
erfüllt iſt, kann das Reich nicht wohl die Geſetzgebung erhalten. v. La ſaulx 
wünſcht in Alinea 2 die Worte „durch fortdauernde Kontrolle“ geſtrichen, da 
ſie ganz überflüſſig ſind. Waitz: Er erinnere daran, daß der Antrag, wie er 
jetzt in § 42 vorliegt, von Cnyrim ausgehe, der ihn nach Verabredung mit 
höheren Poſtbeamten fo geformelt habe. Wie man dem Reich die Geſetz— 
gebung entziehen wolle, begreife er nicht recht; er würde, wenn dies fallen 
gelaſſen werde, zu dem urſprünglichen Vorſchlag zurückkehren, den er ſonſt 
bekämpfe, daß nämlich das ganze Poſtweſen an das Reich kommen müſſe. 
Er ſtimme für den § 42, wie er iſt, auch mit dem Ausdruck der fortdauernden 
Kontrolle, die Cnyrim in Hinblick auf 8 14 gemacht habe. Nur gegen den 
dritten Satz habe er Bedenken, da dieſer mehr eine Beſchränkung als eine 
Erweiterung der Reichsbefugnis zu fein ſcheine. Überdies ſei dieſer dritte Satz 
in der Paulskirche verworfen. Scheller: Ihm ſcheine dieſe Befugnis zur 
Geſetzgebung überaus unpraktiſch, eben der konkurrierenden Geſetzgebung 
wegen: Es komme darauf an, daß man die Kompetenz ſicher beſtimme. Die 
fortdauernde Kontrolle ſodann würde ſofortige Anſtellung dauernder Reichs⸗ 
beamten nötig machen, ohne daß man in gleichem Maße Nutzen davon haben 
würde. Beſeler: Er glaube, daß die Poſt diejenige Anſtalt iſt, die am erſten 
zentraliſiert werden könne und werde. And er meine daher, daß wir hier nicht 
eine weitere Beſchränkung machen ſollten. Der dritte Satz ſcheine ihm not: 
wendig, wie dies auch bereits in den Motiven ausgedrückt iſt. Cnyrim habe 
dieſe drei Sätze zuſammen vorgeſchlagen und er wünſche daher, daß ſie auch 
ſo angenommen werden. Wigard: Er gehöre nicht zu den Sachverſtändigen, 
aber er habe viel mit Sachverſtändigen geſprochen, und dieſe haben 
genau dieſelbe Anſicht vertreten, die hier ausgeſprochen iſt. Tellkampf 
macht darauf aufmerkſam, daß das Reich ſchon darum dies Recht der 
Geſetzgebung haben müſſe, weil wir ſonſt nicht imſtande ſind, überſeeiſche 
Poſtkurſe einzurichten und für dieſe die Marine zu benutzen, die ja allein 
in Friedenszeiten nach dem jetzigen Syſtem gepflegt und gefördert werden 
könne. 

Soll mit Ahrens § 44 vorangeſtellt und die Worte „das Recht der 

Geſetzgebung“ in 8 42 geſtrichen werden? — Verworfen. 
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Sollen die Worte „durch fortlaufende Kontrolle“ geftrichen werden? — 
Nicht ſtreichen. 

Soll der dritte Satz geſtrichen werden? — Nicht ſtreichen. 
Dahlmann ſchlägt vor, die Faſſung des dritten Satzes noch zu ändern. Es 

werden allerlei Vorſchläge gemacht: 

„Der Reichsgewalt ſteht es zu, die innerhalb mehrerer Poſtgebiete ſich 
bewegenden Kurſe, welche ein allgemeines Intereſſe für den allgemeinen 
deutſchen Verkehr haben, zu ordnen“. — Angenommen. 

Soll der Satz: „Die Poſt ſoll nur“ uſw. (ſ. Motive 2. Satz) wieder auf: 
genommen werden? — Verworfen. 


8 43. v. La ſaulx erhebt Bedenken gegen das Wort „erlöſchen“, das doch 
wirklich nicht ſachgemäß iſt. v. Ro tenhan beantragt die Streichung des zweiten 
Abſatzes, in dem ja ein himmelſchreiendes Anrecht an Privaten begangen werde. 
Deiters: Er finde das nicht, es wäre wohl genügend zu ſagen, „Die betreffen- 
den Verträge“. Nießer: Was geſagt worden iſt, iſt, daß das Reich das Recht 
hat, namens der Einzelſtaaten aus Poſtverträgen mit dritten Mächten frühere 
Verträge aufzuheben. Beſeler: Der zweite Satz handle von den beſtehenden 
Poſtverträgen und man hat ſagen wollen, daß ſie ſollen gelöſt werden durch 
das Reich, und daß dann der einzelne Staat ſich zu widerſetzen kein Recht hat. 
Von fremden Staaten iſt nicht die Rede. Scheller: Dies verſteht ſich doch 
wohl von ſelbſt, es liegt ſchon in dem erſten Satz. Waitz: Er erinnere daran, 
daß bei §7 von ihm angeregt ſei, [daß] über die ſämtlichen Handels-, Poſt⸗ 
uſw. Verträge eine Beſtimmung aufgenommen werde. Es ſei nicht beliebt 
worden, da es nur tranſitoriſche Beſtimmung ſein werde. Hier nun mit ein⸗ 
mal die beſtehenden Poſtverträge hervorzuheben, würde präjudizierlich ſein. 

Der zweite Satz von § 43 wird — geſtrichen. 
Soll es ſtatt „ſeitens“ heißen: „von“? — Angenommen. 


8 44. Tellkampf beantragt das Wort „deutſche“ zu ſtreichen, zumal da 
man ja z. B. mit Amerika eine Poſtverbindung hat, die teils von deutſchen, 
teils von amerikaniſchen Schiffen beſorgt werde. Rießer wünſcht ſtatt 
„ſoweit“ geſagt: „ſofern“. Gewiß iſt gemeint, daß nur das ganze Poſt⸗ 
weſen übernommen werden dürfe. Beſeler: Er warne doch ſehr, hier zu leicht 
zu agieren. Er gebe zu, daß das Reich hier ſolche Schikane machen könne, wie 
Laſaulx exemplifiziert habe. Wer daran glaubt, der muß allerdings an Be⸗ 
ſchränkung denken. Ferner: Es iſt möglich, daß man die oder jene Poſt gern 
belaſſen will, weil ſie gut iſt; andere aber ſind deſto ſchlechter. Oder das Reich 
wollte gern Thurn und Taxis' Poſtweſen ablöſen, aber es kann nicht, wenn es 
nicht das ganze deutſche Poſtweſen mit einem Male an ſich kauft. Nur wenn 
das Reich allmählich ein Gebiet nach dem anderen übernimmt, iſt Ausſicht, 
allmählich zu einer Reichspoſt zu gelangen. Waitz unterſtützt dieſe Anſicht 
auf das lebhafteſte. Allerdings könnte es ſcheinen, als ob das Reich die Be- 
fugnis habe, auch nur einzelne Poſtkurſe, z. B. einzelne Gebiete, die jetzt an 
Thurn und Taxis gehören, zu übernehmen. Da wird man denn doch Einiges 
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auf die Vernünftigkeit der Reichsgewalt rechnen können. Scheller: Am jeden 
Zweifel zu beſeitigen, ſchlage er vor: 
„das ganze Poſtweſen eines Einzelſtaates“. 

Es wird bemerklich gemacht, daß auch dies nicht alles trifft. Waitz ſchlägt vor: 
„ . . . Befugnis, das Poſtweſen einzelner Poſtgebiete oder des ganzen 

deutſchen Reiches“ uſw. 

Schreiner ſchlägt vor: 

„ſoweit es im allgemeinen Intereſſe nötig erſcheint“. 

Nachdem über die Frageſtellung geſprochen und abgeſtimmt war, kommt 

zur Frage: 

1. Soll es mit Schellers verbeſſertem Antrage heißen: „Das ganze Poſt— 
weſen eines Einzelſtaates oder das Poſtgebiet der Thurn und Taxisſchen 
Poſtverwaltung“? — Verworfen. 

2. Soll es mit Waitz heißen: „Die Reichsgewalt hat die Befugnis, das 
Poſtweſen“ einzelner uſw.? — Verworfen. 

3. Tellkampf: „deutſche“ zu ſtreichen? — Angenommen. 

4. Soll es mit Schreiner heißen: „im allgemeinen Intereſſe“? — Ber: 
worfen. 

5. Soll es heißen „Entſchädigung für“? — Angenommen. 

6. Soll „zu erlaſſenden“ wegbleiben? — Wegbleiben. 


8 45 — angenommen. 


Beſeler beantragt, daß wegen Abweſenheit mehrerer Mitglieder gewiſſe 
prinzipielle Fragen beſonders über Erblichkeit und vom Reichsrat in der 
nächſten Sitzung übergangen und zum Montag ausgeſetzt werden. Dies wurde 
angenommen. 


Artikel IX 8 46. Waitz erinnert! daran, ob man in Abſicht habe, die 
Geſetzgebung über das Münzweſen ausſchließlich an das Reich zu geben. Dies 
wurde ausdrücklich als die Meinung wie des Ausſchuſſes ſo der Verſammlung 
bezeichnet. Dahlmann fragt, ob nur das Reich Reichs münzen prägen dürfe? 
Die Sache ſchien ſich von ſelbſt zu erledigen. — Angenommen. 

8 47 — angenommen. 


8 48. Ahrens: Er habe hier wieder das Bedenken über die konkurrierende 
Geſetzgebung. Er meine, man müſſe hier ſcharf die Gebiete der beiden Legis- 
lationen ſondern. Tellkampf: Er ſchließe ſich dem an; es ſei dies die verderb⸗ 
lichſte Faſſung, die es geben könne. Er könne dies ſagen, indem er den Schaden 
dieſes Syſtems jahrelang habe beobachten können. Die Wirkung dieſes Para⸗ 
graphen würde die größte Konfuſion im Banknotenweſen ſein. Alle engliſchen 
Staatsmänner von Fach kommen darüber überein, daß man Mittel finden 
muß, die Zuvielausgabe von Papieren zu beſchränken, und es iſt nicht aus⸗ 
reichend, daß man nachträglich mit Repreſſivmaßregeln kommt. Sir Nobert 
Peel hat alles mögliche getan, um alles in die Hand des Parlaments zu legen. 


1 In der 152. Sitzung d. 10. Februar. 
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Er iſt darin zu weit gegangen, indem er ſelbſt die treffliche ſchottiſche Bank 
an das Parlament nahm. Ahnlich in Nordamerika, wo man nach den Er⸗ 
fahrungen der achtziger Jahre ausdrücklich feſtſtellte, fein einzelner Staat ſolle 
Papier ausgeben. Aber die Sache iſt zu lukrativ, und die einzelnen Staaten 
haben ſich das Recht wieder erſchlichen, und die Folgen ſind furchtbar geweſen. 
Alle ſieben bis acht Jahre traten große Bankrotte ein, indem ſich alle Werte 
maßlos ſteigerten, alles edle Metall hinausging, die tollſten Spekulationen ge⸗ 
macht wurden. In jenen Bankrottjahren können die Reichen die Güter Ver- 
armter dann zuſammenkaufen, wie denn auch reichlich geſchieht. In Summa: 
Wir müſſen die Kontrolle des Papiers an das Reich geben. Dahlmann: 
Das Bedenken von Ahrens laſſe ſich durch eine andere Faſſung heben: 
„Das Reich hat das Recht, das Bankweſen und die Ausgabe von 

Papiergeld in Deutſchland durch die Reichsgeſetzgebung zu regeln und die 

Ausführung der erlaſſenen Reichsgeſetze zu überwachen“. 

Waitz: Dieſen Vorſchlag billige er, indem er das unbeſtimmte Recht der 
Geſetzgebung individualiſiere. Wollten wir dem Reich das Recht verleihen, 
auch ſpeziellere Geſetze für beſtimmte Banken zu erlaſſen? Jedenfalls durch 
„das Recht der Oberaufſicht“ hat das Reich ein größeres Recht, als die neue 
Faſſung ihm geben würde. Scheller: Er ſtimme für dieſe neue Faſſung. Er 
wünſche aber den dritten Abſatz geſtrichen, der auf die ſchneidendſte Weiſe in das 
Finanzweſen der Einzelſtaaten eingreife. Die Ausgabe von Papiergeld iſt oft 
das leich teſte Mittel für die Staaten, ſich zu helfen. Dies hindern und von der 
Genehmigung des Reichs abhängig machen, heißt die finanzielle Gewalt des 
Staates ruinieren. And die Gefahr, die dem Reich aus falſcher Handhabung 
der Papieremiſſion entſtehe, iſt nicht fo groß. Beſeler: Wir müſſen uns daran 
erinnern, daß wir ſchon ähnliche Zuſtände hatten, wie wir ſie ſchaffen wollen. 
And im alten Reich war es gar kein Zweifel, daß die Reichsgeſetzgebung kon⸗ 
kurrierend beſtand neben der Einzelgeſetzgebung. Und nicht dies war das 
Hindernde, ſondern daß das Reich ſein Geſetz nicht in Geltung mehr bringen 
konnte in letzter Zeit. Daher könne er Ahrens Bedenken nicht teilen. Das 
Verhältnis wird nur dies fein, daß das Reich vorgeht, wo es angemeſſen iſt, 
und daß in allem anderen die Autonomie der Staaten bleibt. Er werde in der 
Gewähr der Verfaſſung etwas hierher Bezügliches vorſchlagen, wie dies etwal. 
Wenn wir dies tun, ſo wird ſich die Sache ſo ſtellen, daß in den Materien, wo 
wir das Recht der Geſetzgebung bezeichnen, die des Reiches vorangehen [wird], 
wo ſie nicht eintreten, die Autonomie bleibt. So in dieſem Paragraphen. Das 
Reich hat die Befugnis, das Bankweſen zu vergeben; das gerade iſt der Sinn 
für unſer Recht der Geſetzgebung. Es iſt dasſelbe, was Beckerath damals 
meinte: Die oberſte Geſetzgebung. Die Schwierigkeit wird weniger in der 
Legislation als in dem Recht der Oberaufſicht liegen, die Gefahr nämlich, 
daß ſich das Reich zu weit in das Adminiſtrieren einlaſſe. Daher ſcheine ihm 
Dahlmanns Faſſung gut, weil ſie gerade die Aufſicht limitiere. Während 
allgemein das Recht der Oberaufſicht nichts anderes iſt, als das Prinzip der 


Der angeklebt geweſene Zettel, auf dem der Vorſchlag ſtand, fehlt. Er deckt ſich 
mit dem von Beſeler in der 154. Sitzung geſtellten Antrag (unten S. 484. 491). 


152. Sitzung 10. Febr. 1849. 2. Leſung der Verfaſſung: „Die Reichsgewalt“ 479 


Zweckmäßigkeit voranſtellen, ſtatt feſte Rechtsbeſtimmungen zur Geltung zu 
bringen. Entſchieden gegen die Anſicht Schellers müſſe er ſich erklären: Denn 
Papiergeld iſt etwas anderes als der Zwangskurs im dritten Satz. Die 
preußiſchen Kaſſenſcheine haben keinen Zwangskurs. Auch muß Scheller 
nicht glauben, es ſeien die Befürchtungen ungegründet, daß manche Staaten 
zu viel Papier machen werden. So gibt Koburg jetzt Papier auf zwanzig 
Gulden pro Kopf. Wenn nun ein größerer Staat in dieſem Maße agierte, fo 
würde das Reich Mühe haben, nachträglich einzuwirken. Nießer: Er teile 
Beſelers Anſicht, komme aber zu einem anderen Nefultat. Die Einwen⸗ 
dungen beruhen auf der Verwechſelung des ausſchließlichen und des unbe⸗ 
ſchränkten Rechtes. Wir haben nicht das ausschließliche Recht gegeben, aber 
das unbeſchränkte. Denn die Formel hier kann erfüllen, was Tellkampf will. 
Die Hauptſache, wenn eine Geſellſchaft Papier emittiert, iſt das Verhältnis 
des Papiers zum hinterlegten Geld, und dies kann das Reich ſofort. Wenn 
wir das Recht ausſchließlich an das Reich geben, ſo hat das Reich zugleich 
die Pflicht, Geſetze zu geben. Er wünſche deshalb, daß wir in der vorliegenden 
Faſſung bleiben, und ſomit hier wie überall das Recht der Geſetzgebung oder 
ähnliches ſtehen laſſen und dann in allen einzelnen Fällen der Legislation 
überlaſſen, ſich zu arrangieren. Tellkampf: Er mache darauf aufmerkſam, 
was mit Dahlmanns Ausdruck heißen würde: „Die Ausführung dieſer 
Geſetze zu überwachen“. Wenn das Reich nicht die Oberaufſicht hat, fo trete 
die größte Konfuſion unvermeidlich ein. Der Sprecher hat dann Veran— 
laſſung, ſich über die Privatunterhaltungen zu beſchweren, die niemanden 
mehr und öfter als ihn ſtörten. Deiters erinnert daran, daß hier ja Kupfer 
fehle. Dahlmann: Er müſſe nochmals auf den erſten Satz zurückgehen. Ihm 
ſcheine von Tellkampf ein wichtiges Moment überſehen. Es kann bedenklich 
ſcheinen, die ganze Fülle der Gewalt ſchon jetzt auszuſprechen, und es iſt nichts 
dabei verloren, wenn es nicht geſchieht, da das Reich ſich dieſe Gewaltfülle 
durch die Geſetzgebung beilegen kann. v. Mühlfeldt: Der Zweck der Scheide— 
münze iſt, daß die zu kleinen Silbermünzen ſich abnutzen und faſt verlieren. 
Droyſen macht geltend, daß gerade Kupfer ſehr zum Mißbrauch geführt 
habe, und oft es ein Gewinn wäre, wenn es allmählich ganz ſchwände. Brieg⸗ 
leb: Da in dieſem Paragraphen nicht von Münzen, ſondern von Zahlungs— 
mitteln die Rede [ift], jo müſſe es nicht heißen „Gold und Silber“, ſondern 
Metallgeld. v. Sommaruga wünſcht den dritten Satz als beſonderen Para- 
graphen. Scheller: Beſeler habe gemeint, daß in dem dritten Satz gar nicht 
von Papiergeld die Rede ſei; das begreife er nicht. Das Kupfergeld diene nur 
für die kleinſte Ausgleichung, und es iſt nicht abzuſehen, daß man dies an das 
Reich bringen ſolle uſw. 

Soll ſtatt des erſten Satzes mit Dahlmannn geſagt werden: „Die Reichs— 
gewalt hat . .. zu regeln und die Ausführung der erlaſſenen Reichsgeſetze 
zu überwachen“? — Angenommen. 

Soll mmit Tellkampf geſagt werden: „hat ausſchließlich das Recht“? — 
Verworfen. 
Soll mit Scheller der letzte Satz geſtrichen werden? — Nicht ſtreichen. 
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Soll ſtatt „Gold und Silber“ geſagt werden: „Metallgeld“? — Ange⸗ 
nommen. — „geſetzliche“ iſt angenommen. 


Artikel X 849. Scheller wünſcht das Wort „unmittelbar“ zu ſtreichen, 
weil es ſich von ſelbſt verſtehe. Schüler vertritt das Wort als ſehr nützlich. 
v. Mühlfeldt hält den Ausdruck für emphatiſch, alſo für überflüſſig. Wogegen 
Droyſen bemerkt, daß gerade mit dieſem Ausdruck die Gründung einer 
Reichsfinanz ausgeſprochen iſt. Waitz ſchlägt vor: 

„aus den Mitteln des Reiches“. — Angenommen. 


8 50. Deiters findet durch die Motive die Wiederaufnahme des Para- 
graphen nicht gerechtfertigt. Beſeler erinnert daran, aus welchen konfuſen 
Gründen der Paragraph in der Paulskirche geſtrichen worden. Es ſchien not- 
wendig, der Neichsgewalt ihre Dotierung zu ſichern, damit nicht der Parti- 
kularismus hier ſeine Angriffe immer von neuem einſetze. Er gebe zu, daß die 
Motivierung nicht völlig ausreichend ſei. Ahnlich andere Sprecher. Wigard: 
Aber dieſe Gründe können ihn nicht beſtimmen, dieſen Paragraphen aufzu- 
nehmen; es iſt gar kein Anlaß, ſolchen Aberfluß zu machen. 

Soll der Paragraph geſtrichen werden? — Nicht ſtreichen. 
v. Mühlfeldt: Er wünſche einen Zuſatz über Fluß- und Seezölle, da dieſe 
nicht im 8 51 angeführt find. 

8 51. v. Laſaulx wünſcht die Reichsſteuern zu ſtreichen, Waitz die Matri⸗ 
kularbeiträge; denn es ſei die allerverkehrteſte Art der Beſteuerung, die nach 
der Kopfzahl, wo 100 000 Hamburger ebenſoviel zahlen müſſen, wie 100 000 
Weber im Erzgebirge. 

Sollen die Reichsſteuern wegfallen? — Ganz verworfen. 
Sollen die Matrikularbeiträge fortfallen? — Ganz verworfen. 
Der Paragraph — angenommen. 


§ 52. Tellkampf fragt, was es heißt „ſonſtige Schulden“? Beſeler er— 
innert an die Mühe, die dieſer Paragraph gemacht habe. 
Der Paragraph — angenommen. 


Artikel XI S 53. Waitz erinnert an die Seegerichte; ſoviel er wiſſe, ſei dies 
nicht bei dem Reichsgericht angenommen. Dieſer Irrtum wird berichtigt, und 
damit der Paragraph — angenommen. 


Artikel XII S 54. Rießer findet, daß die Beſtimmung über Reichs- und 
Staatsbürgerrecht nicht von dem über das Gewerberecht zu trennen, da ja 
beide in den Grundrechten zuſammenſtehen. v. La ſaulx wünſcht zu ſtreichen 
„und Staatsbürger ..“. Deiters: Er könne Nießers Meinung teilen — er hatte 
fie nämlich mißverſtanden. Waitz findet, daß das Reichs- und Staatsbürger⸗ 
recht gar nicht in dieſen Artikel gehöre. Beſeler: Rießer ſcheint hier das 
Heimatsrecht mit dem Staatsbürgerrecht zu verwechfeln; gewiß werden wir 
auch über das Heimatsrecht die Legislation des Reichs vorbehalten. Die 
Stellung hier ſcheine ihm doch nicht unangemeſſen, da gerade das Bürgerrecht 
das Motiv für den Schutz der verbürgten Rechte iſt. Er ſchlage vor, einen Satz 
hinzuzufügen: 
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„Der Reichsgewalt ſteht es zu, über das Heimatweſen Geſetze zu erlaſſen 
und die Ausführung derſelben zu überwachen“. 

Soll mit Laſaulx das Wort „Staatsbürgerrechts“ geſtrichen werden? — 
Nein. 

Soll ſtatt „Normen“: „Beſtimmungen“ ſtehen? — Nein. 


Es entſpinnt ſich ein neuer Streit über die fakultativen Rechte oder 945 
Pflicht der Reichsgewalt, ein Gewerbe- und Heimatsgeſetz zu machen. 
Rießer meint, das Reich ſei durch die Grundrechte dazu verpflichtet. Beſeler 
entgegnet, daß es etwas anderes ſei, dieſe Geſetze zu erlaſſen oder eine dauernde 
Geſetzgebung zu übernehmen. Es wird weiter darüber verhandelt, wohin 
Gewerbe-, Heimat-, Bürgerrecht gehören. Ob zuſammen oder auseinander. 
Droyſen vertritt Beſelers Anſicht. v. Mühlfeldt iſt der Meinung, daß das 
Heimatrecht nicht bloß ein Recht, ſondern eine Pflicht ſei. Sonſt laufe das 
Reich Gefahr, Reichs- und Staatsbürger zu ſchaffen und keine Heimat für 
ſie zu haben. Dies, bemerkt Beſeler, widerlegt ſich durch die Grundrechte, 
da das, was publiziſtiſch hier in Betracht kommt, dort abgetan iſt. 

Soll das Reich die Pflicht haben, das Heimatweſen zu handhaben? — 
Verworfen. 

Soll es mit Beſeler heißen als 8 54a: „Der Reichsgewalt ſteht es zu, 
über das Heimatweſen Neichsgefege zu erlaſſen und die Ausführung der: 
ſelben zu überwachen“? — Angenommen. 

Es wird gewünſcht, daß § 40 ebenſo laute. Waitz ſchlägt vor, als eigenen 
Paragraphen zu ſagen: 

„Der Reichsgewalt liegt es ob, die geſetzlichen Normen für den Erwerb 
und Verluſt des Reichs- und Staatsbürgerrechtes feſtzuſtellen“ und dieſen 
Paragraphen hinter 56 zu ſetzen, dann den § 54a folgen zu laſſen. — An⸗ 
genommen. 


§ 55. Dieſer Paragraph, bemerkt Tellkampf, ſteht in genauer Ver— 
bindung mit dem Abſchnitt über die Gewähr der Verfaſſung, und was wir 
da geſagt haben, gehört eigentlich hierher, wie er ſchon früher bemerkt. 
Waitz entgegnet, daß beides himmelweit verſchieden ſei. — Angenommen. 


8 56. Beſeler wünſcht, daß hier der Reichsgewalt aufgegeben wird, ein 
Aufruhrgeſetz zu machen (nach § 56): 
„§. der Reichsgewalt liegt es ob, ein Aufruhrgeſetz zu erlaſſen“. 
Schüler ſchlägt vor: „Anwendung bewaffneter Macht“. v. Mühlfeldt: 
Er finde, man habe die Beſtimmung der Exekutivgewalt des Reichs gegen 
einzelne Staaten ausgelaſſen. Vielleicht genüge es, irgendwo zu ſagen: 
Dem Reich liegt es ob, eine Exekutionsordnung zu erlaſſen. Wigard: Es iſt 
dies eine ſelbſtändige Materie, die man nicht gerade mit dem Reichsfrieden 
zuſammen bringen kann. 
Es wird die Sache der Vorkommiſſion überwieſen. 
Deiters ſchlägt vor, zu 8 56 in einem neuen Satz zu ſagen: 
„Aber den Fall des Aufruhrs und feine Unterdrückung wird ein 5 
geſetz ergehen“. 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 31 
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Auch dieſer Satz wird der Vorkommiſſion überwieſen. 


8 57. v. La ſaulx ſchlägt vor, die von Schoder eingeſchwärzten Worte „un- 
beſchadet ... Verſammlungsrechtes“ zu ſtreichen; er ſei völlig überzeugt, daß 
dies freie Vereins- und Verſammlungsrecht eine der vielen Tollheiten iſt, 
die man wieder abſchaffen muß. So wenig eine Einheit der Kirche mit dem 
Sektenweſen beſtehen kann, ſowenig die Einheit des Staates mit dem Vereins- 
weſen. Solcher Anfug kommt nur da auf, wo der Antergang da iſt. Beſeler: 
Laſaulx tue Schoder mit dem Einſchwärzen Anrecht, denn jene Worte habe 
der Aus ſchuß mit ihm vereinbart, um gerade das auszudrücken, was er meine. 
Abrigens ſei nicht das Vereinsrecht gefährlich, ſondern daß es, wenn polizeilich 
und juriſtiſch zurückgedrängt, zu geheimen Geſellſchaften ſich rette. 

Statt „garantierten“ wird geſagt: „gewährleiſteten“. 
Soll Laſaulx' Antrag angenommen werden? — Nur von ihm bejaht. 


§ 56. Waitz erinnert an die Quarantäneanſtalten. Es ſcheint nicht nötig, 
ſie noch ausdrücklich hier zu erwähnen, ſie ſind aber beſonders gemeint. — 
Angenommen. 


Beſeler legt! Vorſchläge zu Artikel XII vor. Es ſcheine zunächſt § 56 
bedenklich; ſchon in der Paulskirche ſei darauf aufmerkſam gemacht, daß ſich 
dieſe Sachen ziemlich von ſelbſt verſtehen, daß aber die Verfügung über 
Truppen zu dieſem Zweck weſentlich bereits in die Exekutive gehöre. Deshalb 
ſchlage er vor, 8 56 folgendermaßen zu fallen: 

„Der Reichsgewalt ſteht es zu, die ihr verfaſſungsmäßig zu Gebote 
ſtehenden Mittel zur Vollſtreckung der von ihr getroffenen Anordnungen 
zu verwenden. Eine Reichsexekutionsordnung wird das Nähere beſtimmen. 

8 57. Der Reichsgewalt liegt es ob, über die Fälle und Formen, in 
welchen gegen Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung die be⸗ 
waffnete Macht angewandt werden kann, ein Aufruhrgeſetz zu erlaſſen“. 

8 58 folgt Reichs⸗ und Staats bürgerrecht. 

8 59 folgt die Beſtimmung über die Heimatsgeſetze. 

8 60 der bisherige 8 57. 

8 61 der bisherige 8 59. Artikel XIII. 

8 62 der bisherige 8 58. 

So die Reihenfolge. Außerdem ſchlage er vor als Zuſatz zu S 60, in betreff 
deſſen beſtimmt iſt, daß wir zwei Drittel der Stimmen im Reichstag haben 
wollen. Man hat freilich gegen dieſen Paragraphen das Bedenken gehabt, 
daß er die Einzelſtaaten gefährde, aber der Bundesſtaat muß eine Elaſtizität 
behalten, aber zugleich muß hinreichend Garantie gegeben ſein. Alſo folgenden 
Zuſatz: 

„In den zuletzt genannten Fällen bedarf es für die Erlaſſung von Reichs⸗ 
geſetzen derſelben Formen, welche für Veränderungen der Neichsverfaſſung 
(§. . ) vorgeſchrieben find“. 

Waitz und andere fanden, daß dieſe Beſtimmung überflüſſig ſei, da eine Ver⸗ 
faſſungsänderung auch hier möglich ſei. Andere bemerken, daß die Sache doch 

1 In der 153. Sitzung d. 10. Februar; wohl nachmittags. 
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von Wichtigkeit ſei, ſie könne doch erſt ſpäter beraten werden. Beſeler: Ferner 
zu § 62 Zuſatz: 

„Dieſelben gehen, ſofern ihnen nicht bloß eine bloß ſubſidiäriſche Geltung 
beigelegt iſt, allen Geſetzen der Einzelſtaa ten unbedingt vor, unbeſchadet der 
Kompetenz des Reichsgerichts über die Entſcheidung, ob fie verfaſſungs⸗ 
mäßig erlaſſen ſind“. 

Waitz ſtellt zu 8 60 folgenden Antrag: 

Er verwerfe die erſte Hälfte und läßt den Paragraphen dann heißen: 

„§. Wo der Reichsgewalt die Geſetzgebung ausdrücklich beigelegt worden 
iſt, bleibt die geſetzgebende Tätigkeit der Einzelſtaaten ausgeſchloſſen. Iſt da⸗ 
gegen der Reichsgewalt nur das Recht der Geſetzgebung beigelegt, ſo übt ſie 
dasſelbe, ſoweit es ihr im Geſamtintereſſe Deutſchlands notwendig oder 
zweckmäßig erſcheint. Die Einzelſtaaten aber ſind befugt, ſolche geſetzliche 
Vorſchriften zu erlaſſen, welche mit den Neichsgeſetzen nicht in Widerſpruch 
ſtehen. Durch beſondere Reichsgeſetze kann die Kompetenz der Reiche: 
gewalt näher beſtimmt werden. 

8. Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſetzgebung auch in den 
Fällen, wo fie für das Geſamtintereſſe Deutſchlands die Begründung ge⸗ 
meinſamer Einrichtungen und Maßregeln notwendig findet“. 

Rießer ſchlägt vor: 

„Die in den 88 14, 35 und 46 dem Reiche beigelegte geſetzgebende 
Gewalt iſt eine ausſchließliche und hebt jede Geſetzgebungsbefugnis der 
einzelnen Staaten über die betreffenden Gegenſtände auf. 
Das in den SS 25, 27, 29, 33, 39, 40, 42 und 48 dem Reiche zugefchrie- 
bene Recht der Geſetzgebung dagegen läßt die Geſetzgebungsbefugnis der 
einzelnen Staaten inſoweit beſtehen, als ihre Geſetze nicht mit der Reichs⸗ 
geſetzgebung in Widerſpruch ſtehen“. 
Es konnte die Sitzung wegen Anvollzähligkeit nicht fortgeſetzt werden. 

Beſeler !: Er lege die Vorſchläge, die er zu machen habe, in etwas ver- 
beſſerter Geſtalt vor. Er wünſche, daß zugleich die Formel „Necht der Gefeg- 
gebung“ in Beratung genommen werde. Seine Vorſchläge ſeien: 

In 86 vom Reich ſtatt „ausdrücklich“ zu ſetzen: „ausſchließlich“. 

In 8 13, Satz 1, Zeile 3: „Der Reichsgewalt ausſchließlich“ uſw. 

8 14: „Die Reichsgewalt ausſchließlich hat“ uſw. 

8 29: „Das Recht der Geſetzgebung und die Oberaufſicht“, ſo ebenfalls 

S 25 und überall, wo dieſe Formel „Recht der Geſetzgebung und Ober— 
aufſicht“. 

8 32 (33): „Das Recht der Geſetzgebung und Oberaufſicht“. 

8 42: Ebenſo. 

§ 46: „Die Reichsgewalt ausſchließlich hat die Geſetzgebung“. 

§ 48 iſt bereits modifiziert. 

Nach 8 56 folge ein 8 56a: „Der Neichsgewalt liegt es ob, die Fälle 


1 In der 154. Sitzung d. 12. Februar. 
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und Formen, in welchen gegen Störungen der öffentlichen Ordnung die 

bewaffnete Macht angewandt werden kann, durch ein Aufruhrgeſetz zu be⸗ 

ſtimmen“. 

§ 56b folgt das Reichs- und Staatsbürgerrecht. 

Statt 8 58 möge der 8 59 aus dem folgenden Artikel heraufgenommen 
[werden], und der Geſundheitsparagraph als 8 59 der letzte dieſes Artikels 
bleiben. 

Nach 8 62 ein neuer 8 62a: „Verfaſſungsmäßig erlaſſene Reichsgeſetze 
gehen, inſofern ihnen nicht ausdrücklich eine bloß ſubſidiäriſche Geltung 
beigelegt iſt, den Geſetzen der Einzelſtaaten vor“. 

Waitz: Wir werden die Kritik mit § 6 anfangen müſſen, denn da beginnt 
das Syſtem der Änderungen. Beſeler: Schon in der Vorkommiſſion iſt man 
wiederholt auf das Wort „ausſchließlich“ in §S 6 gekommen, um es in ſpäteren 
Paragraphen nicht immer zu wiederholen. Aber es läßt ſich, wie erneute Er⸗ 
wägung gelehrt hat, nicht entbehren. Dazu kommt, daß das „ausdrücklich“ 
unklar iſt und vieles ausſchließt, was ſich gewohnheitlich macht und machen 
muß. Rießer: Das „ausſchließlich“ in 8 6 fcheine nicht fo ganz notwendig. 
Ferner: Auch in den Fällen, wo dem Reichsgericht das Recht der Geſetz— 
gebung nicht ausſchließlich übertragen, ſind die ſtaatlichen Hoheiten und Rechte 
der Einzelſtaaten beſchränkt. Der Ausdruck „ausſchließlich“ würde darauf 
ſchließen laſſen, daß, wo dieſer Ausdruck in den folgenden Paragraphen nicht 
eintritt, die Staaten in ihrer vollen Hoheit bleiben, während doch das Reich 
dann konkurrierende, aber höhere Geſetzgebung hat. Das „ſoweit“ aber um⸗ 
faßt beides, das teilweiſe, wo das gänzliche Derogieren der ſtaatlichen Hoheit. 
Dahlmann ſchlägt hier vor: „ausſchließlich“ oder „konkurrierend“. Deiters: 
Er ſtimme mit Rießer; er meine, daß dann hier der jetzige S 622 gleich folge, 
nur in der Wendung, daß hier von der Landesgeſetzgebung ausgegangen werde. 
Auch Zell ſtimmt mit Rießer und wehrt ſich namentlich gegen das Hinzu⸗ 
fügen des Wortes „konkurrierend“. Am beſten läßt man das Wort „aus⸗ 
drücklich“ fort. Scheller: Es könne weder das Wort „ausdrücklich“ noch 
„aus ſchließlich“ aufgenommen werden. Hier iſt in 8 6 gar nicht der Ort, das 
Verhältnis der Geſetzgebung des Reichs und Staats zu beſtimmen. Ferner 
wünſche er, daß wir die Paragraphen nochmals durchprüfen, wo wir das 
Wort „ausſchließlich“ hinzufügen wollen. Beſeler akkommodiert ſich dem 
Antrage. 

Soll „ausdrücklich“ in S 6 wegbleiben? — Angenommen. 

Beſeler ſchlägt vor, 8 8 Satz 2 zu fagen: „ihr Exequatur nur“? — Nicht 
angenommen. 

Soll es § 13 heißen Abſatz 1, Satz 2: „ausſchließlich“? — Angenommen. 

Soll § 14 das Wort „ausſchließlich“ hinzugefügt werden? 

Es entſpinnt ſich hier eine neue Debatte. Scheller meint, es müſſe geſagt 
werden „des Reichsheerweſens“, wogegen bemerklich gemacht wird, daß wir 
ſachlich mit der Hinzufügung des „ausſchließlich“ nichts ändern. 

„Ausſchließlich“ — angenommen. | 

Soll es heißen „Reichsheerweſens“? — Nicht angenommen. 
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Bei 8 25 erinnert Waitz daran, daß es an der Zeit wäre, zu verſuchen, ob 
wir für das Recht der Geſetzgebung eine andere Formel finden können. Er 
ſei nicht dazu gelangt. Er wünſche nur, daß, wo wir nun dem Reich offen 
laſſen, einmal ein Geſetz zu erlaſſen, wir einen umſchreibenden Ausdruck 
brauchen, wie dies bereits 8 48, 8 40 und 8 56b geſchehen iſt, und 
er ſich bei 8 33 vorbehalte. Hergenhahn ſchlägt vor, „zur Geſetzgebung“. 
Waitz: Dieſen Vorſchlag Droyſens habe er bedacht, finde aber, daß er nur 
die Fakultas und damit zu wenig bezeichne, denn dies Recht wird zugeſchrie— 
ben bei Handel und Schiffahrt, bei Poſtweſen, bei den Flüſſen, und da würde 
das Recht zur Geſetzgebung zu wenig ausgeben. Beſeler: Auch er ſei aus 
zwei Gründen gegen dieſen Vorſchlag. Einmal weil das Wort „ausfchließ- 
lich“ die Mißdeutung meidet, ſodann weil, wo nur ein Recht zur Geſetzgebung 
genannt iſt, wir uns mit Amſchreibung zu helfen geſucht haben. Deiters 
ſchlägt vor: „hat Geſetzgebung und Oberaufſicht“. 

Soll geſagt werden ſtatt „Recht der Geſetzgebung“ bloß „Geſetzgebung“? 
— Abgeworfen. Auch „Recht zur Geſetzgebung“ wird zurückgenommen. 

Soll überall „Recht der Geſetzgebung und die Oberaufſicht“ geſagt 
werden? — Angenommen. 
§ 33. Waitz ſchlägt vor, fo zu faſſen: 

„Die Reichsgewalt hat die Oberaufſicht über die ... auf ſolchen Straßen. 
Es ſteht ihr zu, allgemeine geſetzliche Beſtimmungen über den Verkehr auf 
dieſen Straßen zu treffen“. 

Denn die Oberaufſicht zu üben ſei hier notwendig, die Legislation kann nur 
ſehr allgemeiner Art fein. Rießer: Er finde dies richtig für etwa vier Jahre 
ſpäter, aber bis daß wir ſtatt der Chauſſee verbindung von hier bis Kaſſel uſw. 
Eiſenbahnen haben, iſt kein Grund vorhanden, warum dieſe Straße eine 
geringere Dependenz vom Reich haben ſoll, als wenn es Eiſenbahn wäre. Er 
müſſe wünſchen, dieſe Analogie zu berückſichtigen. Beſeler: Wenn er nicht 
beantragt habe, dieſen volkswirtſchaftlich uns geſchenkten Paragraphen aus: 
zulaſſen, ſo ſei es, weil es zu Zeiten wichtig ſein könne, einzuſchreiten. Aber 
ein bloßes Oberaufſichtsrecht ohne Geſetzgebung iſt ein bloßes Verwaltungs: 
recht. Wenn wir hier dem Reich die Geſetzgebung übertragen, ſo iſt das gewiß 
angemeſſen. Nur wünſche [er] hier die Formel wie in § 29: „ſoweit ſie es.. 
erachtet“. Bei den Eiſenbahnen iſt die Beſchränkung gemacht aus den Motiven, 
hier iſt die Beſchränkung auf gewiſſe Straßen. Beſeler ſchlägt vor: 

„§ 32: Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſetzgebung und die Ober— 
aufſicht über die (Heer- und) Landſtraßen, ſoweit fie es zum Schutz des 
Reiches oder im Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs für notwendig 
oder zweckmäßig erachtet“ uſw. Das Folgende über die Wegegelder möge 
geſtrichen werden. 

Deiters: Er wünſche, daß nun ebenſo wie von 29 zu 30 fortgefahren werde: 

„§ 32. Unter denſelben Vorausſetzungen hat die Reichsgewalt das Recht, 
Landſtraßen zu bauen“ uſw. 

Soll 8 32 ſo gefaßt werden, wie Beſeler vorgeſchlagen, vorbehaltlich 
der Abſtimmung über den zweiten Satz? — Angenommen. 
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Soll es ſtatt „Heer: und Landſtraßen“ heißen „Landſtraßen“? — An⸗ 

genommen. 5 

Soll mit Laſaulx das Wort „deutſch“ im „allgemeinen deutſchen Ver⸗ 
kehr“ geſtrichen werden? — Nein. | 
Soll der zweite Satz über Chauſſee- und Wegegelder wegbleiben? — Zu 

ſtreichen. | 
Soll 8 33 die Formulierung von 8 30 angenommen werden: „Unter den⸗ 
ſelben Vorausſetzungen“ uſw.? — Angenommen. 
§ 40: Soll es [wie] Waitz [vorſchlägt]! heißen: „Der Reichsgewalt ſteht 
es zu, über das Gewerbeweſen Reichsgeſetze zu erlaſſen und deren Aus⸗ 
führung zu überwachen“? 

Beſeler gibt zu bedenken, daß nicht alles Gewerbeweſen in dieſer Amfäng⸗ 
lichkeit bezeichnet, ſondern das Wort Gewerbeordnung hier angewandt 
ei]. Scheller: Auch er ziehe dieſen Ausdruck vor und meine nicht, daß dies, 
wie Rießer meint, die Beſchränkung der Gewerbefreiheit bezeichne, denn 
wir haben dieſen Ausdruck bereits in den Grundrechten. Er ſchlage vor: 

„Der Reichsgewalt ſteht es zu, Gewerbeordnungen zu erlaſſen“. 

v. Mühlfeldt: Wenn im Wort Gewerbe ein Zweifel liegt, ſo liegt er auch 
in Gewerbeordnung, und die Grundrechte werden den Ausdruck Gewerbeweſen 
hier hinreichend deuten. 

Waitz' Vorſchlag — angenommen. 

S 39 meint Deiters, daß es wohl, um jede Mißdeutung zu meiden, [richtig 
fei,] „Neichsgeſetzgebung“ zu ſagen. — Angenommen. 

8 42. Waitz ſchlägt vor: „Das Reichsgericht hat das Recht der Geſetz⸗ 
gebung und die Oberaufſicht“? — Angenommen. 

§ 46. „Die Reichsgewalt ausſchließlich“ — angenommen. 

8 56 a kommt das von Beſeler vorgeſchlagene Aufruhrgeſetz (ſ. o. S. 482). 

Scheller: Er würde das Wort Aufruhr weglaſſen, indem ſehr wohl auch eine 
Regierung renitent fein könnte; es genüge zu ſagen: „durch ein Reichsgeſetz“: 

„Der Reichsgewalt liegt es ob, die Fälle und Formen, in welchen gegen 

Störung der öffentlichen Ordnung die bewaffnete Macht angewandt werden 

kann, durch ein Reichsgeſetz (näher) zu beſtimmen“. 

Rießer erklärt ſich gegen das Wort „näher“, denn daß bis dahin noch das 
alte Geſetz gelte, verſteht ſich von ſelbſt. Wigard: Er wünſche ebenfalls, daß 
dies „näher“ fortbleibe, nicht aber, wie Beſeler eben wollte, die erſten Worte 
lauten: „Die Reichsgewalt iſt befugt .. .“ Beſeler läßt das Wort „näher“ 
fallen, und ſomit wird dieſe Faſſung — angenommen. 

Es fragt ſich, ob 8 58 und 59 eingeſtellt und beide noch in Artikel XII ge⸗ 
ſetzt werden follen? — Angenommen. | 

8 60. Er fei mit dieſem Paragraphen nicht einverftanden, ſagt Waitz. 
Hier könne nicht von einem Recht der Geſetzgebung die Rede ſein, da für 
dieſe Fälle, die bezeichnet werden, das Reich allein die Geſetzgebung hat. Die 
Oppoſition gegen die erſte Hälfte dieſes Paragraphen gebe er auf, obſch on 
dieſe Worte nicht viel enthalten. Deſto mehr enthalte das ſpätere, und genau 
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ſo wichtiges, daß im Reichstag ganz beſondere Formen für dieſe Dinge ge— 
fordert werden. Er wünſche einen neuen Paragraphen; etwa: 

„8 60. Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung ſoweit .. . erforderlich iſt. 

§ 60 a. Die Reichsgewalt iſt befugt, in allen Fällen, wo ... findet, in 

den verfaſſungsmäßigen vorgeſchriebenen Formen den Gegenſtand in ihren 

Bereich zu ziehen, und die nötigen Anordnungen zu treffen“. 

Scheller: Er finde, die Worte: „in ihren Bereich zu ziehen“ fortzulaſſen, 
da ſich dies von ſelbſt verſtehe. Wogegen Waitz: Es handle ſich darum, hier 
Dinge erſt in die Kompetenz des Reiches zu ziehen. v. Mühlfeldt: Er wünſche 
dieſen ganzen 8 60 a zu ſtreichen, weil hier der Punkt iſt, wo man das ganze 
Weſen des Bundesſtaates zertrümmern kann, wie denn dieſer Paragraph 
gerade mit $ 6 in Widerſpruch ſteht. Auf dem Wege der Geſetzgebung, wie 
dies 8 60a will, darf ſich eine Verfaſſung nicht weiter entwickeln wollen. 
Briegleb: Er finde dieſen Widerſpruch nicht, denn indem doch dieſer Para— 
graph und der 8 6 in derſelben Verfaſſung ſtehen, fo iſt damit geſagt, daß 
man eine Fortbildung durch die Legislation will, und dies iſt nicht anſtößig, 
zumal da durch die Beſtimmungen beim Reichstage hinreichend vorgeſehen iſt. 
Er bemerke, daß dieſer Satz mit großer Majorität angenommen iſt. Die 
Faſſung von Waitz befriedige ihn nicht, denn gerade die Hauptſache, die 
Legislation, iſt hier übergangen. Tellkampf: Wir ſind zu dieſem gefährlichen 
Satz durch böſe Erfahrungen früherer Jahre gekommen. Es iſt hier etwas 
Ahnliches wie beim Reichsgericht: Wenn dort mehrere Staaten ſtreiten, fo 
ſtellen wir die Sache unter die Kompetenz des Reichsgerichts. So hier, wo 
die Intereſſen mehrerer Staaten ſtreiten, müſſen ſie unter die Legislation des 
Reiches geſtellt werden. Weiter ſollten wir nicht gehen, aber wir ſollten den 
Bundesſtaat fo klar und ſcharf aufſtellen, wie es der Entwurf der Siebzehn hat. 
Wir haben uns von dem Ideal des Bundesſtaates zu weit entfernt, wie dies 
Problem nur einmal vollſtändig gelöſt iſt, nämlich in Amerika, und eben da 
iſt die ſcharfe Grenze der Kompetenz des Ganzen und der Einzelſtaaten. Dieſer 
letzte beſprochene Satz iſt unendlich bedenklich und wird nur zu Konflikten 
führen. Reh: Er bitte zuerſt um Interpretation: „die gemeinſamen Ein⸗ 
richtungen und Maßregeln“ ſeien doch nicht legislatoriſche Akte? er wiſſe nicht 
ſicher, was dies bedeuten ſoll. Beſeler: In der Bundesakte iſt geſagt: Solche 
Anordnungen zu treffen, werde für die Sicherheit und Wohlfahrt Deutſchlands 
notwendig ſein. Freilich ein weitläufiger Ausdruck, der auch wenig Wirkung 
hatte. Aber wenn wir der Reichsgewalt die Bill des Rechtes beilegen, die 
nötig iſt zur Konſtituierung des Bundesſtaates, ſo ſchien es notwendig, die 
Erweiterungen offenzuhalten. Hätten wir die Einrichtungen und die Maß— 
regeln ſchon gewußt, die ſo eintreten können, ſo würden wir ſie genannt haben, 
aber die Zukunft kann derartiges bringen. And für ſolche Verhältniſſe müſſen 
wir der Reichsgewalt die Macht offenhalten, und dies iſt das Recht der 
Geſetzgebung, durch welche die Inſtitution geſchaffen und erhalten werden muß. 
So enthält dieſer Satz nur das, was ſelbſt die Bundesakte hatte. Er gebe zu, 
daß dieſer Gegenſtand legislativ ſchwer zu faſſen iſt, auch die von Waitz vor⸗ 
geſchlagene Trennung lobe er gern. Auch werde er eine konkretere Faſſung 
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gern annehmen, auch eine Erſchwerung für das Reichsgericht, ſolche Befugnis 
zu üben. Aber er bitte, dies nicht fallen zu laſſen, denn die Einzelſtaaten ſind 
durch 8 6 hinreichend geſchützt und garantiert, für fie iſt die Präſumtion. Hier 
handelt es ſich von einer Ermächtigung, die Fortſchritte zu machen, die die 
weitere Zeit fordern mag. Dies ſchon in die Verfaſſung zu legen, halte er für 
richtig und würdig; und er ſehe hier nicht die Keime dazu, daß das Reich die 
Einzelſtaaten verzehrt, ſondern den Keim, daß das Reich die Früchte trage, 
die wir von ihm hoffen. Reh: Er ſei nicht für die Aufnahme von § 60 a. Er 
habe früher dieſem § 60 nicht die Bedeutung zugeſtanden, die er jetzt hat, 
zumal da er allein ſteht. Er führt uns ſo in ein ganz unbekanntes Gebiet, und er 
wünſche nicht in der Verfaſſung einen Satz, von dem man nicht wiſſe, wie weit 
er reicht. Gewiß negiert dieſer Paragraph kurzweg den § 6. Könnten wir 
feſtlegen [?], wo dies große Recht feine Grenze findet, dann wäre es anders. 
Selbſt Beſeler hat deren nicht anführen können. And können wir auf ſolche 
Eventualitäten hin dem Reich fo Großes gewähren? Es wäre eine wahre 
Pandorabüchſe, und mancher gute Wille möchte daran ſcheitern. Ergeben 
ſich Verhältniſſe, die ſolche Ausdehnung notwendig machen, ſo würde man 
verfaſſungsmäßig das Notwendige finden. So ſtreiche er den Nachſatz von 
§ 60 oder den § 60a. Briegleb: Er glaube, daß 6 und 60 in einer 
wahren Wechſelwirkung ſtehen und 8 6 könnte immer in der Vorausſetzung 
angenommen werden, daß durch ſolchen Nachlaß an die Einzelſtaaten das 
Intereſſe der Geſamtheit nicht verletzt werde. Jetzt ſagt 8 60: Wenn es ſich 
zeigt, daß ſolche Beeinträchtigung da iſt, ſo ſoll die Geſetzgebung im Intereſſe 
des Ganzen einſchreiten dürfen. And zwar unter ſo erſchwerenden Formen. 
Wenn da in beiden Häuſern zweidrittel [Mehrheit] und der Wille des Reichs- 
oberhauptes nicht Garantie genug iſt, ſo ſind wir ſehr übel daran. Welcker: 
Er ſei für alles notwendige, aber er ſei gegen dieſe heilloſe Verwendung der 
salus publica auf Koſten der Einzelſtaaten. Sehr leid habe ihm getan, daß ſich 
Beſeler auf die Bundesakte berufen habe; von der Wohlfahrt habe ſie nicht 
viel enthalten, und die Sicherheit, die ſie geſchaffen, ſei in dem Inſtitute der 
Zenſoren der Zentralkommiſſion uſw. erkennbar uſw. Er glaube, daß, wenn der 
öffentliche Wille und die Notwendigkeit ſich geltend macht, die Regierungen 
ſich gern dazu vereinbaren werden. Waitz: Er meine, daß dieſer Paragraph 
nicht fehlen dürfe. Er glaube nicht, daß hier dem Reich neue Negierungsrechte 
gegeben werden, ſondern die Befugnis, neue Maßregeln und Einrichtungen zu 
treffen, z. B. um Aniverſitäten und polytechniſche Schulen zu gründen. Daß 
ſolche Fälle eintreten können, iſt nicht zweifelhaft, und es wäre übel, wenn da 
nicht eine Stelle in der Verfaſſung offen wäre. Bedenkt man, daß zweidrittel 
Stimmen Mehrheit] auch im Staatenhaus gefordert werden, wo recht eigent⸗ 
lich die Einzelſtaaten vertreten ſind, ſo könne er die grauſigen Beſorgniſſe 
Welckers nicht teilen. Andererſeits wünſche er, daß wir dieſe Beſtimmung in 
ihrer Bedeutung hinſtellen. Auch könne er nicht Briegleb zugeben, daß es 
hier ſich darum handele, dem Reich die fortlaufende Kompetenz für alles 
Mögliche zu geben, ſondern es handelt ſich um beſtimmte einzelne Geſetze. Im 
Anſchluß an dieſe Beſtimmung modifiziere er ſeinen Antrag: 
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„Die Reichsgewalt iſt befugt, wenn fie in dem Geſamtintereſſe Deutſch— 
lands gemeinſame Einrichtungen und Maßregeln notwendig findet, die zur 
Begründung derſelben erforderlichen Geſetze in den verfaſſungsmäßig vor⸗ 
geſchriebenen Formen (S 102) zu erlaſſen“. 

Er finde, daß hiermit das Recht gewahrt iſt, das die Einzelſtaaten fordern 
müſſen, und daß zugleich dem Reich die Freiheit der Bewegung bleibt, deren 
es bedarf. Deiters: Die erſte Hälfte von 8 60 ſcheint einen rein rechtsphilo- 
ſophiſchen Satz zu enthalten, der hier überflüſſig iſt. Den zweiten Satz oder 
8 60 a dagegen betreffend, glaube er, daß wenn die Reichsgewalt Einrich- 
tungen und Maßregeln notwendig findet, deren in der Verfaſſungsurkunde 
nicht gedacht iſt, dieſe Dinge dann ganz analog einer Anderung der Verfaſſung 
ſind. And ſo meine er, daß ſolche Befugnis, die auch er für notwendig halte, 
an dieſelben Bedingungen gebunden ſein müſſe, wie die Verfaſſungsänderung. 
Er ſchlage vor, 8 60 zu ſtreichen, § 61 zu laſſen, dann folgen zu laſſen: 

„Auch ſteht es der Reichsgewalt zu, in allen Fällen, wo fie für das 
Geſamtintereſſe Deutſchlands gemeinſame Einrichtungen und Maßregeln 
notwendig findet, die ihr in gegenwärtiger Verfaſſung nicht überwieſen 
ſind, unter Beobachtung der Vorſchriften über Verfaſſungsänderung 
Reichsgefege zu erlaſſen“. 

v. La ſaulx: Er halte die erſte Hälfte des § 60 für ſehr unſchuldig. Die zweite 
Hälfte erinnert ihn zu ſehr an das, was man den deutſchen Gelehrten nachſage, 
daß ſie de rebus omnibus et quibusdam aliis zu ſprechen wüßten. Angeſichts 
des 8 6 ſei dies eine hübſche Ironie. In § 102 iſt ferner vorgeſehen, was man 
hier treffen will (er wird ſeines Irrtums überwieſen). Eben jetzt ſollte man 
nicht unnütz das Mißtrauen der Regierungen erregen. Tritt ein konkreter 
Fall ein, gut, ſo mache man dann das Nötige. Es ſcheint gar kein praktiſches 
Bedürfnis für dieſen Paragraphen zu ſein. Anders wäre es, wenn es ſich 
um die Sicherheit des Reichs handelte oder Gefahr im Verzuge wäre. 
Schüler: Er fei für Beibehaltung und für S 60 a. Er ſehe nicht, warum man 
immer nur an die Freiheit und Selbſtändigkeit der Fürſten denkt, denn das 
Volk iſt nicht weit damit gekommen. Eben darum nur will das Volk die 
Einheit, um endlich ſeine Freiheit ſicher zu erhalten. Für die Freiheit des 
Volkes iſt immer noch die Gefahr, daß wir zu einem Staatenbund kommen, 
größer als die Gefahr der zu großen Einigung. Ein ſolcher Paragraph iſt 
um ſo nötiger, da man nicht wiſſen kann, was für Verhältniſſe eintreten. 
Am beſten wäre geweſen, alles, was zur Freiheit und Wohlfahrt des Reiches 
not, dem Reich zu geben. Vor vierzig Jahren hätte man der Reichsgewalt 
weder die Eiſenbahn noch den Telegraph geben können. Gegen den Leichtſinn 
der Neichsgewalt iſt hinreichend vorgebaut; wir ſollen die Sachen nicht noch 
mehr erſchweren wollen. v. Mühlfeldt: Er ſei nun um fo beſtimmter für das 
Streichen, da ſich deutlich zeigt, daß man nur die Brücke wolle, um den Ein- 
zelſtaaten die ihnen gelaſſenen Rechte zu nehmen. Den einzelnen Deutſchen 
find Grundrechte garantiert und dieſe dürfen durch kein Geſetz geändert wer— 
den; wie will man nun den einzelnen Staaten nicht ebenſo Grundrechte 
laſſen? Es iſt wahrlich eine ſchlechte Garantie in 8 102. Er ſpreche nicht für 
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die Fürſten, ſondern es iſt im Intereſſe der Bevölkerung der Staaten ſelbſt, 

deren Intereſſe doch eben der heimiſche Staat iſt. And um welches Ziel? Am 

der fixen Idee der Einheit willen. Es ſei ganz unzweifelhaft, daß dieſe Er⸗ 
weiterungen der Reichsgewalt nur durch Verfaſſungsänderungen gewonnen 
werden dürfen, denn erſt nach dieſen iſt das Reich zur Legislation befugt. 

Rießer: Wir ſind uns allmählich ſehr nah gekommen. Wenn wir die mate⸗ 

riellen Garantien geben, die zu Verfaſſungsänderungen nötig ſind, ſo werden 

die zu beſorglichen Herren gewiß einverſtanden ſein. Wir werden uns damit 
die Sache gerade nicht ſehr erſchweren, am wenigſten durch das abſolute Veto, 
obſchon man da abweichender Anſicht ſein kann. Aber unzweifelhaft wird in 
dem Opponieren die materielle Bedeutung dieſes Paragraphen übertrieben, 
und er würde es ſehr beklagen, wenn ſich dieſe Abertreibung der öffentlichen 
Meinung bemächtigte. Man ſehe doch, wie Angeheures das Reich bereits er- 
halten hat (alles Handels-, alles Heerweſen). Es iſt lächerlich, den Reſt, den 
dieſer Paragraph behandelt, jo hoch anzuſchlagen. TDellkampf beantragt: 
„. . ſowie in allen Fällen, in denen das nachzuweiſende Intereſſe von 
zwei oder mehreren Staaten eine gemeinſame Geſetzgebung erfordert und 
hierauf von der Vertretung des oder der intereſſierten Staaten angetragen 
wird“. 

Es wird abgeſtimmt: 

1. Soll der ganze Paragraph geſtrichen werden? — Verworfen. Dafür: 
v. Sommaruga, v. Mühlfeldt, v. Laſaulx, v. Notenhan; dagegen 17. 

2. Soll die erſte Hälfte: „Die Reichsgewalt hat das Necht .. erforderlich 
iſt“ wegfallen? — Nicht wegfallen. 

3. Soll der ganze zweite Satz in allen Faſſungen, die vorliegen, fortbleiben? 
— Verworfen. Dafür: Tellkampf, v. Laſaulx, v. Mühlfeldt, v. Noten⸗ 
han. (Die Frageſtellung wurde beſtritten). 

4. Soll es heißen im Anfang des 8 60: „Die Reichsgewalt hat die Geſetz⸗ 
gebung“ (mit Wegfall von Recht)? — Angenommen. 

5. Waitz' Antrag (ſ. o.): „Die Reichsgewalt iſt befugt, wenn fie im Ge⸗ 
ſamtintereſſe Deutſchlands gemeinſame Einrichtungen“ uſw.? — Ver⸗ 
worfen. 

„Dann die ſtrengere Faſſung von Waitz: „Die Reichsgewalt iſt befugt, 
wenn ſie im Geſamtintereſſe Deutſchlands gemeinſame Einrichtungen 
und Maßregeln notwendig findet, die zur Begründung derſelben er- 
forderlichen Geſetze in den für die Veränderung der Verfaſſung vor: 
geſchriebenen Formen zu erlaſſen“? — Angenommen, 15 gegen 6. 


861. Deiters: Ob denn mit dem Ausdruck „Erlaſſung“ auch gemeint ſei, 
daß die Reichsgewalt auch einzelne Geſetze über dieſe Gegenſtände erlaſſen 
ſoll? Bel eler: Seit dreißig Jahren fleht das deutſche Volk um algen 
und einige Geſetze, aber nicht um einzelne Geſetze. 

Der Paragraph iſt — angenommen. 


§ 62. Deiters bittet um Amſtellung, die die Zweideutigkeit hindert. — 
Angenommen. 


S 
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Beſeler beantragt, etwas was wir in der Gewähr der Verfaſſung abge- 
lehnt haben, als nicht hingehörend, hier aufzunehmen, nämlich die Beſtim⸗ 
mung des Vorrangs für die Reichsgeſetze, alſo: 

8 62a. Verfaſſungsmäßig erlaſſene Reichsgeſetze gehen, inſofern ihnen 
nicht ausdrücklich eine bloß ſubſidariſche Geltung beigelegt iſt, den Geſetzen 
der Einzelſtaaten vor“. 

Deiters findet dieſen Paragraphen überflüſſig, Scheller den Zuſatz „ver- 
faſſungsmäßig erlaſſen“, denn ſonſt ſind es keine. Beſeler dringt darauf, 
dieſe Worte zu belaſſen, damit die Kompetenz des Reichsgerichtes hier ein: 
trete, wenn z. B. die Reichslegislation ihre Kompetenz überſchreitet. Brieg⸗ 
leb: Er findet dieſen Ausdruck ſehr bedenklich, denn bis das Reichsgericht 
nicht fein Urteil geſprochen hat, muß das Reichsgeſetz gelten. Sonſt hat jeder 
Landrichter das Recht, die Verfaſſungsmäßigkeit in Zweifel zu ziehen. 
Waitz: Je länger er den Paragraphen betrachte, deſto mehr ſei er gegen 
denſelben. Nicht bloß jene angefochtenen Worte ſtören ihn, ſondern das Vor: 
gehen, während es Derogieren ſein müßte. Sodann: Es gehört nicht hierher, 
ſondern nach 8 6 uſw. Er erklärt ſich gegen den Satz. v. Mühlfeldt wünſcht 
ſtatt des 8 62 a dem 8 62 beizufügen: „und gehen allen von den Einzelſtaaten 
erlaſſenen Geſetzen vor“. Reh: Er teile alle Bedenken, die von Waitz aus⸗ 
geſprochen. Beſeler warnt vor der Gefahr, wenn man dieſe Beſtimmungen 
fortlaſſe. Die deutſche Jurisprudenz, wie fie ſteif iſt, wird vorerſt die Reichs: 
geſetze nur für ſubſidariſch halten und gelten laſſen. Es iſt höchſt wichtig, das 
ſubſidariſch hier ausdrücklich zu ſtellen und die Vermutung für das Reich zu 
fixieren. Allenfalls könne er die einleitenden zwei Worte aufgeben. 

1. Soll es heißen nach Beſelers obiger Faſſung: „verfaſſungsmäßig er⸗ 

laſſene Reichsgeſetze ... gehen vor“? — Verworfen. 

2. Soll es heißen: „Reichsgefege, inſofern ihnen nicht ausdrücklich eine 
bloß ſubſidariſche Geltung beigelegt iſt, gehen den Geſetzen der Einzel: 
ſtaaten vor“? — Angenommen. 

Der 8 63 — angenommen. 

Wigard!: Er habe zwei Anträge zu ſtellen. Es ſei noch nirgends geſagt, 

von wem die Reichsgewalt ausgeht. Er ſchlage vor: 

„§ 633. Das deutſche Volk in feiner Geſamtheit iſt ſouverän. Kein ein⸗ 
zelner Deutſcher, kein Teil des deutſchen Volkes kann ſich die Ausübung 

dieſer Souveränität zueignen. 

Die Souveränität des deutſchen Volkes tft unveräußerlich und unver- 
jährbar. 

§ 63 b. Die Reichsgewalt rührt vom deutſchen Volke her. 

Die Reichsgewalt teilt ſich in die geſetzgebende, vollziehende, richterliche. 

Weder die eine noch die andere der Reichsgewalten darf erblich über- 
tragen werden“. 

Briegleb: Er würde bitten, daß dieſe wichtigen Vorſchläge jedem ſchriftlich 
mitgeteilt werden und daß erſt nach weiterer Erwägung die Sache verhandelt 
werde. 

1 In der 155. Sitzung d. 13. Februar. 
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v. Mühlfeldt: Er ſtelle den Antrag, zum Schluß des Abſatzes vom Reich 
hinzuzufügen: | 
„Ausnahmen von der Beſtimmung des Artikels II des Abſchnittes I, 
dann der Artikel I bis inkluſive XII ſowie der 88 59—61 des Artikels XIII 
des Abſchnittes II bleiben hinſichtlich Oſterreichs vorbehalten“. 
Den Antrag unterſtützen: v. Mühlfeldt, Schreiner, Jürgens, v. Som⸗ 
maruga. 


Die Verhandlungen über die öſterreichiſche Note 


Sodann teilt Vorſitzender mit, daß die öſterreichiſche Note eingekommen 
ſei!. Ahrens fordert, daß über dieſelbe ausdrücklich verhandelt und beſchloſſen 
werde, und daß es gegen den Anſtand wäre, es nicht zu tun. Zell: Er ſei nicht 
der Meinung, wir werden bei jedem einzelnen Paragraphen uns wohl über⸗ 
legen, was wir zu tun haben, aber einen beſonderen Beſchluß könne er nicht 
[richtig] finden. Dasſelbe ſagt Rießer, Scheller. Wigard: Er ſei nicht 
dieſer Anſicht. Er meine, es ſtehe in der Note, daß Oſterreich mit der Natio⸗ 
nalverſammlung verhandeln wolle. Schon das ſei ein Grund, über dieſelbe zu 
verhandeln, obſchon er bekenne, jeden Anhalt zu beſtimmten Faſſungen zu 
vermiſſen. Aber er glaube, daß wir eine beſondere Verhandlung über dieſe 
Note machen, mag der Wortlaut poſitiv oder negativ ſein. Ahrens: Da 
dieſe Sache nicht auf der Tagesordnung unſerer heutigen Sitzung ſteht, ſo 
wünſche er nochmals, daß ein beſtimmter Tag zur Beratung anberaumt 
werde. v. Mühlfeldt: Es ſcheine ihm nicht genügend, dieſe Note zu den Akten 
zu legen. Wir müſſen verhandeln, aber er wünſche, daß der Ausſchuß von 
ſeinem Recht Gebrauch mache, Sachkundige zu Rat zu ziehen. Er beantrage, 
Schmerling zu hören, um zu erfahren, welche Modifikationen man noch 
könnte eintreten laſſen. Waitz: Er erinnere an die Debatte, aus der ſich ergibt, 
daß die Note an den Ausſchuß gewieſen ſei, um dieſelbe bei ſeinem Bericht 
zur zweiten Leſung zu berückſichtigen?. Die Note enthält keine poſitive Auße⸗ 
rung über das, was die öſterreichiſche Regierung wünſcht. Sie enthält nur 
eine Reihe von Negationen. Abrigens meine er nicht, daß wir die Note ver⸗ 
nachläſſigen ſollen, ſondern ſie berückſichtigen, wie wir können. Er würde gern 
eine Beratung wünſchen, nur werde dies eine ſehr troſtloſe ſein, denn die 
Nationalverſammlung hat kaum eine traurigere Eröffnung erwarten können. 
Habe Schmerling Eröffnungen zu machen, ſo wird er das ſelbſt tun können; 
wir haben keinen Anlaß, ihn dazu aufzufordern. v. Mühlfeldt: Er wiſſe nicht, 
daß in der Geſchäftsordnung vorgeſehen iſt, daß amtliche Perſonen fordern 
ſollten, gehört zu werden, ſondern der Ausſchuß hat das zu veranlaſſen. 
Wenn geſagt iſt, daß in der Note nichts Poſitives enthalten iſt, ſo iſt das 
richtig, wenn man damit Detail meint, aber ſonſt iſt Inhalt und Poſitives 
genug da, namentlich die in Ausſicht zu ſtellenden Grundlagen, die ja mög— 
licherweiſe Schmerling ſchon weiß. Jürgens: Er ſtimme mit v. Mühlfeldt 
Sie öfferreichtſche Note vom 4. Februar 1849 abgedruckt Sten. Der. 7,B140ff 


Roth⸗Merk 2, 202 ff. Nr. 52. 
2 Sten.⸗Ber. 7,5156. 
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und finde die Note nicht ſo troſtlos, ſondern ſehr inhaltsreich. Er wünſche, 
daß wir vor allen anderen Vornahmen dieſe Note behandeln. Wigard: 
Er wünſche wegen des falſchen Prinzips der Vereinbarung nähere Erörte— 
rung. Hergenhahn: Der Ausſchuß hat keine Inſtruktion durch die Ver⸗ 
ſammlung erhalten. Derſelbe muß alſo nach eigenem Ermeſſen vorgehen. 
Wenn in der Note geſagt iſt, daß ſie zunächſt mit den Königen vereinbaren 
wolle, ſo iſt damit geſagt, daß ſie es mit der Verſammlung nicht wolle. 
Die Meinung der öſterreichiſchen Regierung iſt weiter die, ſich mit den 
übrigen Fürſten über den von uns gemachten Entwurf zu vereinbaren. Wozu 
alſo eine Verhandlung mit den öſterreichiſchen Bevollmächtigten? Neh: 
Wäre Schmerling nicht Bevollmächtigter und könnten wir glauben, daß er 
uns Neues über die zukünftige Geſtaltung mitzuteilen habe, ſo würden wir 
ihn gern einladen. Aber ihn als Bevollmächtigten dürfen wir nicht auffordern. 
Wir würden damit das Prinzip der Vereinbarung von uns aus anerkennen, 
was wir nicht dürfen. Die betreffende Note anlangend, ſei er der Meinung, 
daß wir uns ihren Inhalt vor Augen halten mögen in unſerer ferneren Be- 
ratung; aber ſie weiter zu brauchen, dazu fehle ihm jede Vorſtellung. Wir 
haben ja mit der preußiſchen Note nichts anderes getan. Wenn man aber 
meint, daß wir mehr Gewicht darauf legen ſollten, ſo mögen wir von neuem 
anfangen und alles, was wir mit Mühe erworben und gegründet haben, 
wieder vernichten; denn das iſt der Inhalt der Note. Beſeler: Er knüpfe 
an das, was Reh geſagt, an: Entweder wir wollen unſer Wirken fort: 
ſetzen, wie wir es begonnen, oder wir wollen es auf der Baſis tun, die uns 
Oſterreich angibt. Das eine oder das andere müſſen wir wollen. Schmerling 
herzuladen, finde er keinen Anlaß; einmal weil dies etwas ganz Außerordent⸗ 
liches wäre, und ſodann, weil das Reichsminiſterium beauftragt iſt, mit 
Oſterreich zu unterhandeln. Wenn aber etwas geſchehen ſoll, fo möge Schmer- 
ling aufgefordert werden, ſich ſchriftlich zu äußern. Ahrens drängt auf die 
Ordnungsfrage, daß nämlich vertagt werde, wogegen Rießer in dieſer Sache 
das Nötige entgegnet. v. Notenhan ſpricht ſich für Ahrens Antrag aus. 
Er habe es vielen zum Vorwurf gemacht, daß ſie gegen das in der National⸗ 
verſammlung Beſchloſſene ſich nur negierend verhielten, und das öſterreichiſche 
Gouvernement trifft nur in erhöhtem Maße derſelbe Vorwurf. And das darin 
Poſitive iſt leider das, daß die Grundlage feſtſteht, welche noch mehr als bis⸗ 
her zweifelhaft macht, daß Oſterreich in den Bundesſtaat eintritt und daß 
ſolche Verfaſſung dem übrigen Deutſchland genügen wird. Dennoch ſcheine 
es ihm Pflicht, hier kein Mittel zu verſäumen. And wenn Zweifel entſtehe 
über das, was die Note meint, und ob Oſterreich damit alles abgewieſen hat 
oder noch Mittel von Rückhalt hält, ſo iſt es die Pflicht des Ausſchuſſes, auch 
da noch nachzugehen und alles irgend Mögliche zu tun. And das kann nur da⸗ 
durch geſchehen, daß wir die damit vielleicht beauftragten Perſonen hören. 
Wenn es ſich dann noch mehr darſtellt, daß dieſe Aufgabe nicht lösbar ſei, ſo 
werden wir in unſeren Entſchlüſſen völlig entſchieden ſein können. Zell: 
Ahrens hat den Antrag geſtellt, [daß wir] über die Note verhandeln und 
beſchließen mögen. Ich ſehe nicht ein, was wir beſchließen ſollten; darum 
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widerſpreche er. Jetzt iſt etwas Neues eingetreten; wir hören, daß Schmerling 
Neues mitteilen könne. Jetzt ſei ſeine Lage eine andere. Er habe immer nur 
Negatives gehört. Jetzt in dieſer Ausſicht würde es ihm lieb ſein, diejenigen 
zu hören, die Poſitives vorſchlagen können. Nicht ſo, daß wir Schmerling als 
Bevollmächtigten Oſterreichs hören; aber er möchte nicht die Gelegenheit 
verſäumen, die poſitiven Vorſchläge zu hören. Lieber freilich wäre es ihm, 
wenn ſchriftlich dieſer Einzelantrag gemacht und mitgeteilt würde. So wünſche 
er, daß der Abgeordnete v. Schmerling ſeinem Wunſche gemäß aufge⸗ 
fordert werde, uns ſeine Mitteilungen zu machen. Scheller: Die öſterreichiſche 
Note ſei ihm nicht im geringſten zweifelhaft. Es ſind klar drei Sätze: Der 
Staat, den wir projektieren, iſt kein Bundesſtaat; in ſolchen Bundesſtaat will 
Oſterreich nicht eintreten; es proteſtiert gegen jedes Oberhaupt, das es nicht 
ſelbſt iſt. Was iſt nun beantragt? Schmerling einladen. Mit welcher Rom: 
petenz? „Zeugen und Sachverſtändige“ kann der Ausſchuß hören, „mit Be⸗ 
hörden in Verbindung treten“. Letzteres können wir nur, wenn die National⸗ 
verſammlung ſelbſt es will; es wäre aber den Beſchlüſſen der Nationalver⸗ 
ſammlung zuwider, denn ſie hat uns die Note zur ferneren Erwägung anheim⸗ 
gegeben. Wozu ſollten wir Schmerling einladen? Am uns aufzuklären über 
die Note? Sie iſt klar. And hätte er deren zu geben, ſo hätte er ſie mit der 
Abſchrift der Note an die Nationalverſammlung ſenden können. Er hat es 
nicht getan und es war auch nicht nötig. Durch keine Aufklärung in der Welt 
könnte er das Gegenteil von den drei Sätzen aus der Note herausleſen. Er 
müſſe dagegen proteſtieren, daß wir Schmerling hören, denn damit kommen 
wir in das Anterhandeln und Vereinbaren. Wird aber auf dieſen Antrag ein⸗ 
gegangen, ſo werde zugleich der preußiſche Geſandte eingeladen; denn auch 
Preußen hat eine Note erlaſſen. Sodann iſt angetragen, über dieſe Note eine 
beſondere Sitzung anzuſetzen. Wozu? Für ihn ſei die Note klar und er brauche 
keine weitere Beſprechung. Oder wir ſollen Beſchlüſſe darauf faſſen; aber er 
müſſe erklären, daß er ſich durch ſolche Beſchlüſſe bei aller Achtung vor der 
Majorität nicht binden laſſen werde, da er für ſich wiſſe, was die Note ſagt. 
Item, wir können nichts tun, als daß ſich jeder bei jeder Abſtimmung wohl 
vorhält, was die öſterreichiſche Note ſagt, und weiter nichts. Jürgens: Es 
wäre natürlich geweſen, daß wir die Erklärungen der Regierungen vor der 
Reviſion zur zweiten Leſung erhalten hätten. Dies iſt nicht geſchehen, und wir 
werden wohl nochmals revidieren müſſen. Auch ihm ſei die Note klar: Da ſtehe, 
daß die öſterreichiſche Regierung ſich hierher wende, nachdem ſie in Berlin 
nichts erreicht habe. Sodann: Die öſterreichiſche Regierung ſtellt in Ausſicht 
ſo breite Grundlagen, daß auch die außerdeutſchen Länder Oſterreichs mit 
eintreten könnten. Dara uf können wir mit Ja oder Nein antworten. And ſo 
mehreres. v. Mühlfeldt: Ausdrücklich ſteht in der Note, daß, nachdem man in 
Berlin abgewieſen, man ſich nach Frankfurt wende. Das heißt doch wahrlich, 
daß wir antworten müſſen. Wie man Schmerlings Einladung für eine Ver⸗ 
einbarung halten könne, begreife er nicht. Daß die Note ſo klar ſei, meine er 
nicht. Allerdings ſagt die Note, wir haben ein Etwas geſchaffen, worauf 
Oſterreich nicht eingehen könne. And darin liegt doch wohl eine Aufforderung, 
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nochmals zu beraten, ob wir Oſterreich haben und darum die Sache loſer 
machen wollen oder die Verfaſſung laſſen und Oſterreich ausſcheiden wollen. 
Wenn der Ausſchuß nicht beraten will, ſo ſchließt er die Verſtändigung aus, 
und dann bleibt nichts übrig, als die öſterreichiſchen Deputierten aus der Natio⸗ 
nalverſammlung und Oſterreich aus Deutſchland auszuschließen. v. La ſaulx: Er 
ſei mit der Note völlig einverſtanden. Der erſte Grad der Weisheit, ſagt Horaz, 
ſei, von der Torheit zurückzukommen. Das iſt auch etwas Negatives, aber 
von poſitivem Inhalt. Gegen die Weigerung, Schmerling einzuladen, ſtelle 
er das, daß wir den Handelsminiſter eingeladen und viele ſeiner Vorſchläge 
angenommen haben. Daß man die Vereinbarung nicht wolle, glaube er, denn der 
Menſch hat von Natur etwas Räuberiſches. And wenn man herrſcht und be— 
fiehlt, ohne dem Wirkung geben zu können, macht man ſich lächerlich. And es 
werden nur noch wenige in der Verſammlung fein, die ſich einer Verſtändigung 
mit den Mächtigeren werden entziehen wollen. Camphauſen einladen, ſcheine 
ihm bedenklich, denn die öſterreichiſche Note ſei offen, die preußiſche rückhaltig, 
die öſterreichiſche ſei offiziell mitgeteilt, die preußiſche nicht. Wigard: So 
gut wie der Handelsminiſter gehört worden trotz feines entſchiedenen Wider- 
ſpruches, ſo gut kann doch wohl ein Sachverſtändiger der höchſt feinen 
Kunſt der Diplomatie gehört werden; und er ſoll uns ja Nat geben, wie 
wir es machen können, daß Oſterreich auch noch mit unter den Hut kommt. 
Auch in betreff Camphauſens ſtimme er, wie ſo oft in den Extremen, mit 
Laſaulx. Er habe übrigens nichts dagegen, auch dieſen herbeizuziehen, und 
es werde ihn ſehr delektieren, beide gegeneinander zu ſehen. Gülich: Noch 
niemand hat zu ſagen gewußt, worauf beſtimmt hin Schmerling hier gefragt 
werden ſollte, und es müßten doch wenigſtens beſtimmte Anträge und Fragen 
ſein, über die man ihn hören wollte. Abrigens ſei die Note für unſer Ver⸗ 
faſſungswerk ebenſo gleichgültig, als wenn deren noch zehn andere kämen. 
v. Sommaruga: Es könne ſich nur darüber fragen, in welcher Form die Note 
von dem Ausſchuß in Erwägung gezogen werden ſolle. Allerdings werden wir 
uns bei jedem Paragraphen ſagen können, ob dies mit den Verhältniſſen 
Oſterreichs übereinſtimmt oder nicht. Schmerlings Zuziehen als eines Sach- 
kenners ſcheine unangemeſſen. Es könne nur ſein, wenn wir glauben, daß er 
im Beſitz gewiſſer Arcana, gewiſſer geheimer Intentionen der öſterreichiſchen 
Regierung ſei, die uns nutzen könnten. Das aber bezweifle er; denn hätte er 
dergleichen, würde er davon ſchon Gebrauch gemacht haben. Nur ein Paſſus 
ſei in der Note: „Die in Ausſicht zu ſtellende Grundlage“. Aber er glaube 
nicht, daß Oſterreich im Beſitz ſolcher Grundzüge ſei, und im ganzen könnten 
wir nur die Nationalverſammlung auffordern, die öſterreichiſche Regierung 
um die Mitteilung dieſer Grundlage zu bitten. Wenn wir aber einmal Oſter⸗ 
reich gehört haben, ſo werden die anderen Regierungen mit gleichem 
Recht folgen. Preußen wird gewiß in derſelben Lage ſein, aber Bayern, Han⸗ 
nover uſw. ebenſo. Zumal da das Reichsminiſterium an alle Regierungen 
Aufforderungen geſandt hat, deren Wirkung wir abwarten müſſen, um wirklich 
der Vereinbarungsausſchuß zu werden, den Berger in der Nationalverſamm⸗ 
lung empfahl. Tellkampf: Er habe immer mit großer Freude die Namen. 
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Sommaruga und Schmerling unter dem Entwurf der Siebzehn geſehen; er 
hoffe, daß beide ihrer eigenen Anſicht getreu geblieben ſein werden. Deiters: 
Er wolle nur von den Formen ſprechen. Die Nationalverſammlung hat uns 
die Note überwieſen, damit wir beſchließen ſollen, was damit zu machen. Er 
meine, daß wir über dieſe Note Beratung halten müßten. Er ſchließt ſich 
Jürgens Antrag an. Dahlmann: Er glaube ſagen zu müſſen, daß wir unfere 
heutige Sitzung mit einer Beratung verloren haben, die zu keinem Ziele führt. 
Wir wiſſen, daß die Bevollmächtigten zu Beratungen aufgefordert ſind, wir 
wiſſen, daß fie begonnen haben, ja, daß fie bald ihre Reſultate uns mitteilen 
werden. Anter dieſen Bevollmächtigten iſt Oſterreich, und es kann uns nur er⸗ 
wünſcht ſein, daß Oſterreich da mitwirkt. Nun iſt Oſterreich mit einer Note 
einſeitig vorangegangen. Wenn nun Oſterreich ſagt: Ihr habt eure Sache ver⸗ 
kehrt gemacht, greift es anders an, ſo haben wir für Oſterreich wohl ſoviel 
Rückſicht zu nehmen, daß wir nochmals uns bedenken. Jetzt aber ſagt Oſter⸗ 
reich gar ſehr anderes, und zwar ſo, daß gar nichts Lehrreiches daraus zu ent- 
nehmen iſt. Er könne nicht begreifen, warum wir Schmerling berufen ſollen, 
uns dieſelben Grobheiten dieſer Note noch einmal zu ſagen. Wäre irgend etwas 
Förderliches und Lehrreiches in der Note, ſo wäre er gern zur Hand, aber 
eine Behauptung, auch wenn von Oſterreich, lehrt uns nichts mehr als jede 
andere Behauptung. Es wäre weder unſer noch der Nationalverſammlung 
würdig, uns aufzugeben, wie das Nätſel zu erraten, was Oſterreich hier ver⸗ 
heimlicht. Wir haben nichts zu tun, als gewiſſenhaft zu prüfen und darzuſtellen, 
was nur für Deutſchland heilſam iſt. Das iſt unſere Pflicht, nicht aber 
unſere Pflicht, zu horchen, um zu diplomatiſieren. Nießer: Gar ſehr miß⸗ 
deutet habe Mühlfeldt unſere Meinung. Wenn jemand aus der Note her 
uns praktiſche Anträge bringt, ſo werden wir gewiß und gern darauf eingehen. 
Solcher Vorſchlag iſt ja der von Mühlfeldt heute ſchon vorgeſchlagene. 
Mühlfeldt wird gewiß dieſe Ausnahme nicht bloß von der Pflicht Oſterreichs 
gegen Deutſchland, ſondern auch von den Rechten machen, und ſo kommt 
man beinahe auf den engeren und weiteren Bund, auf das völkerrechtliche 
Verhältnis, das früher Mühlfeldt vorgeſchlagen, und wir werden uns da 
keiner Mühe entziehen wollen. Schmerlings Einladung iſt darum bedenklich, 
weil hier das Vernehmen des Sachverſtändigen mit der Anterhandlung mit 
dem Bevollmächtigten ſehr nah zuſammenfällt. Endlich, es werden andere 
Herren des Ausſchuſſes gewiß ungefähr das wiſſen, was Schmerling. Si— 
mon: Die öſterreichiſche Note iſt uns zur Erwägung von der Nationalver- 
ſammlung überwieſen, darum können wir ſie nicht ad acta legen, während die 
Preußens uſw. nicht an uns gekommen. Zu dieſer Erwägung wird es erfprieß- 
lich ſein, Schmerling zu hören, nicht als diplomatiſchen Sachverſtändigen 
noch als Zeugen, ſondern als Interpreten der von ihm übergebenen Note. 
Denn es iſt ſehr viel Andeutliches darin, und es wäre erwünſcht, Schmerlings 
Anſicht zu hören, fo über das „Vorſchweben des ſtarken und mächtigen Deutfch- 
lands“. Dieſe Fata Morgana ſcheint doch nicht die Grundlage eines ſtaatlichen 
Organismus zu ſein, und es wäre ſehr gut zu hören, was vorſchwebt. Ebenſo 
das Reich der Träume, wohin man ſtufenweiſe kommen ſoll; auch das wäre 
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lehrreich. Dann auch die breite Grundlage, wo alles Deutſche und Nichtdeutſche 
Platz findet. Dies wird in Ausſicht geſtellt oder vielmehr noch nicht geſtellt, 
ſondern erſt künftig, eventuell. Da muß man Schmerling hören. Poſitiver iſt 
es noch, Schmerling zu fragen über die einzelnen Paragraphen der Reichs: 
gewalt und ob er dann eingehen will auf die einzelnen Bedingungen unſerer 
Paragraphen. And wenn es ſich dann herausſtellt, daß er uns Poſitives nicht 
geben kann, ſo glaube er, wir haben etwas ſehr Poſitives. So wünſche er 
Schmerling zu hören, wobei freilich mitzuteilen ſei, daß von Vereinbaren 
nicht die Rede fein könne, da wir damit dem Reichsminiſter in die Quere 
kommen würden. v. Soiron: Er frage, ob wir denn nicht offiziell Schmerling 
werden vernehmen können. N 
Die Debatte wird geſchloſſen, über die Frageſtellung debattiert. 
1. Soll nach Ahrens Antrag die öſterreichiſche Note zum Gegenſtand 
einer beſonderen Verhandlung gemacht werden, und zwar morgen? — 
Angenommen, 14 gegen 11. 


Es fragt ſich über die Einladung an Schmerling. Welcker: Es wird wohl 
nicht morgen ſchon geſchehen können, denn es handelt ſich um etwas Wichtiges, 
nicht um Belehrung, ſondern um Erklärung einer Macht von 38 Millionen 
Menſchen, nicht um Paragraphen, die man zu Papier bringen will, ſondern 
um große Tatſachen. Es wäre bedenklich, bevor wir in unſerer Anſicht reif ſind, 
einen Bevollmächtigten zuzuziehen, und wir werden ebenſo Camphauſen 
zuziehen müſſen. And um dies zu können, müſſen wir uns als Kollegium orien⸗ 
tiert haben. v. Mühlfeldt: Nach Annahme jener verſchiebenden Frage kann 
gar keine weitere Frage in betreff der öſterreichiſchen Sache geſtellt werden, 
alſo auch nicht darum, ob Schmerling zu morgen einzuladen. Reh: Die Frage 
iſt nur, ob wir abſtimmen wollen über die Zuziehung von Schmerling zu 
morgen. Ahrens: Er beklage, daß man ſchon über das Materielle der Note 
geſprochen hat. Er wünſche, daß wir ſie morgen vor uns nehmen, um uns zu 
orientieren, was wir von Schmerling fragen wollen. Welcker: Es iſt eine 
Tatſache, daß augenblicklich zwei öſterreichiſche Geſandte an die deutſchen 
Königshöfe reifen, um die Anſichten derſelben mit der öſterreichiſchen ver- 
einigt herzubringen. Tellkampf: Alſo verſchieben auf mehrere Tage! 
Schüler: Er glaube nicht, daß wir Anlaß haben, zu warten, was die Rabi- 
nette durch die öſterreichiſchen Geſandten hierher bringen werden. Auch 
würden die Kabinette an ihre Stände gebunden ſein. 

Soll Herr v. Schmerling zum Zweck der Auslegung der öſterreichiſchen 

Note zur Sitzung auf den 14. Februar eingeladen werden? 

v. Rotenhan meint, man ſolle vielmehr fragen, ob Herr v. Schmerling uns 
Mitteilungen zu machen habe. Vorſitzender rechtfertigt die Frage, als die 
allein ſo geſtellte, daß ein poſitiver Inhalt des Befragens darin bezeichnet iſt. 

Der Antrag wird — verworfen. 

Waitz wünſcht, daß zur Berichterſtattung über das Wahlgeſetz zwei Be: 
richterſtatter gewählt werden mögen, namentlich er ſelbſt nicht, da er ſich völlig 
ausgeſchrieben habe. Gewählt wurden Scheller und Rießer. 

J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 32 
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Ferner wird vorgeſchlagen, einen Berichterſtatter für die Motive zu 
„Reich und Neichsgewalt“ zu wählen. Dies ſchien nicht zur Zeit angebracht. 


Auf der Tagesordnung! ſteht die Beſprechung der öſterreichiſchen Note. 
Ahrens: Nach abermaligem Leſen ſei er zu der Anſicht gekommen, daß wir 
ſie nicht ad acta legen dürfen, ſondern antworten müſſen. Es ſind in der Note 
zwei Geſichtspunkte zu unterſcheiden, der materielle und formelle. Die 
Note hat für alle Freunde der Nationaleinheit die Freude, daß fie den wei⸗ 
teren Bund ablehnt. Was nun die fernere Faſſung angeht, ſo hat die Note 
freilich nicht viel Poſitives; aber ſie wünſcht, daß ein Bundesſtaat geſchaffen 
werde, während das, was wir gemacht, ein Einheitsſtaat ſei. Wenn die Note 
meint, auch Oſterreich meine, ein Bundesſtaat müſſe geſchaffen werden, ſo 
kann fie doch nur etwas meinen, was in der Geſchichte als Bundesſtaat aus⸗ 
geprägt iſt. Er meine nun, wir haben in der erſten Leſung die Bande etwas 
zu ſtraff angezogen, und er bekenne ſich mitſchuldig. Aber er ſei von ſehr ſach⸗ 
kundiger Leute Anſicht beſtimmt worden, da er nicht alles ſelbſt verſtehe. So 
habe namentlich Duckwitz mehrfach derartiges hereingebracht. Er wolle treu- 
lich den Bundesſtaat und werde den, ſoviel an ihm liege, treu aufrechterhalten, 
auch gegen Oſterreich. Aber es müſſe wohl der Verſuch gemacht werden, ſoviel 
nachzulaſſen, daß Oſterreich und noch andere Staaten eintreten können, ohne 
daß der Bundesſtaat aufhört. So haben ſich, wir brauchen es nicht verleugnen, 
die Freunde der Einheit zuſammengefunden, um zu bearbeiten, was als Minori⸗ 
tätserachten eingebracht werden könne. Daß dieſer Verein in einer Zeitung 
als Verfaſſungsausſchuß bezeichnet werde, dagegen proteſtiere er feierlichſt. 
Er ſei ſtets deutſch geweſen, beſonders vielleicht, weil er ſo lange im Ausland 
gelebt, und er habe eine glänzende Stellung geopfert, um in das Vaterland 
zurückzukehren, aber auch nur ein einiges. Er wolle den Bundesſtaat, und er 
glaube, wir müſſen unſeren Entwurf als mißglückt anſehen. Er komme zu der 
formellen Partie: Die Note erklärt, daß ſie die Vereinbarung mit Frankfurt 
wolle, auch ſagt ſie wohl Verſtändigung, doch er halte nun an der Verein⸗ 
barung feſt. Dazu kommt eine freilich unklare, aber ſehr wichtige Stelle: Daß, 
wenn die Verfaſſung den Regierungen vorliegt, eine Verſtändigung ge⸗ 
wonnen werden könne. Dieſe Stelle kann verſchieden ausgelegt werden: Ent⸗ 
weder, daß es ſich um eine Verfaſſung handelt, die wir als Entwurf den 
Regierungen vorlegen, oder daß wir die Verfaſſung fertigmachen und ſie dann 
vorlegen. Dies letztere müſſen wir ablehnen, denn ſo kommt keine Verfaſſung 
zuſtande; ſondern die Verſtändigung mit den Regierungen muß der Beſchluß⸗ 
nahme hier vorausgehen. Er wünſche, daß der Ausſchuß einen Antrag an die 
Nationalverſammlung bringe: 

„Die Nationalverſammlung ermächtigt die Zentralgewalt, die öſterreichi⸗ 
ſche Regierung aufzufordern, ſo ſchleunig als möglich allein oder in Gemein⸗ 
ſchaft mit anderen Regierungen der Nationalverſammlung die Vorlagen 
oder Anträge hinſichtlich der Verfaſſung des deutſchen Bundesſtaa tes zu ma⸗ 
chen, welche die Nationalverſammlung in reifliche Erwägung nehmen wird“. 


1 In der 156. Sitzung d. 14. Februar. 
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Er glaube, daß wir keine beſtimmte Friſt ſtellen dürfen, dies würde unſchicklich 
ſein; und, wie es ſcheint, ſo ſind ja ſchon Schritte von den Regierungen ge⸗ 
ſchehen. Daß die letzte Entſcheidung bei der Nationalverſammlung ſtehen 
müſſe, ſteht bei ihm feſt. Denn ſonſt kommen wir zu keinem Reſultat. Welder: 
Es wird nicht unpaſſend ſein, daß er eine Mitteilung mache, die er freilich nur 
privatim erhalten. Es hat Oſterreich nicht bloß dieſe Note erlaſſen, ſondern 
vorher eine Zirkulardepeſche an die vier Königshöfe außer Berlin; nur zur 
mündlichen Kenntnisnahme. Er habe davon eine kollationierte Aufzeichnung 
zweier Miniſter geſehen, und der Inhalt ſei folgender: Die Note fängt an mit 
einem faſt wehmütigen Schmerzgefühl, wie man Oſterreich ausſchließen wolle, 
und da iſt dann das Gefühl des Schmerzes und des ſtolzeſten Bewußtſeins 
ausgeſprochen, daß Oſterreich ſich dann ſagen werde, daß ein ſolcher Riß 
mehr noch Deutfchland als Oſterreich ohnmächtig machen werde. Daran knüpft 
ſich dann eine ſchmerzliche Betrachtung, wie Preußen Oſterreich behandelt 
habe. Preußen ſei erſt freundlich entgegengekommen, habe dann plötzlich die 
Anterhandlung abgebrochen und ohne alle Mitteilung dieſen Schritt vom 
23. Januar getan. Oſterreich ſagt, wer noch zweifeln wolle, daß die Hauptſtelle 
in dieſer Note gegen das Gagernſche Programm gerichtet ſei, der möge es 
aus dieſer Zirkularnote ſehen. Es wird da noch das altöſterreichiſche Bild ge⸗ 
braucht, das Graf Buol-⸗Schauenſtein faſt bis zur klaren Karikatur ge- 
braucht hat: Es bilde das Gagernſche Programm einen Staat im Staate, und 
das habe nie zum Ziel geführt. Obwohl nun Preußen ſeinen Weg einſeitig 
gegangen ſei, wolle Oſterreich nicht ablaſſen, für das deutſche Vaterland zu 
ſorgen und ſich zunächſt an die Könige wenden. Es werde ſich, trotzdem daß 
Preußen einſeitig dieſen Schritt getan, ſich dem von Preußen vorgeſchlagenen 
Wege anſchließen. Er glaube alſo, daß die Mitteilung der öſterreichiſchen Note 
durch das Reichsminiſterium nichts anderes will, als [was] auch die preußiſche 
gewollt hat. Deshalb glaube er, daß es vielleicht nicht nötig wäre, den 
von Ahrens gemachten Vorſchlag anzunehmen, vielmehr noch einige Tage 
warten, ob uns Oſterreich nicht ähnliche Mitteilungen ſchickt wie Preußen. 
Wenn wir dann eine Antwort auf die öſterreichiſche Note zu machen hätten, 
ſo würde wahrſcheinlich auch eine auf die preußiſche zu machen ſein, denn die 
preußiſche iſt gerade ſo generell wie die öſterreichiſche, ſie gibt weder allge— 
meine Zuſtimmung noch beſtimmte Vorſchläge. Wir könnten alſo die Regie⸗ 
rungen auffordern, ihre Mitteilungen zu beſchleunigen. Was die Benutzung 
ſolcher Mitteilungen betrifft, ſo bleibe er bei ſeiner früheren Tendenz, allen 
Prinzipienſtreit abzuweiſen; denn wir ſind jetzt an den Punkt gekommen, mit 
den Tatſachen zu verhandeln und die großen Kräfte von Preußen und Oſter⸗ 
reich mit uns zu vereinen. Wir müſſen die öſterreichiſche Armee mit hinein⸗ 
ziehen. Denn wir müſſen nicht etwas für die Buchhändler machen, ſondern 
für die Wirklichkeit, und er hoffe, daß der Sinn patriotiſcher Männer endlich 
erwachen wird, nicht durch ſtarres Feſthalten an Anweſentlichkeiten das 
große Werk ruinieren, zu dem wir berufen ſind. Er ſei von Anfang her der 
Meinung geweſen, daß wir weit über die Forderungen des Bundesſtaates 
hinausgegangen ſind. Er ſei nicht in einen neuen beſonderen Verfaſſungsaus⸗ 
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ſchuß getreten. Ebenſo wie gewiſſe Herren ein Erbkaiſertum wollen, alſo um 
Oſterreich auszuſchließen, eine Verſammlung berufen haben, ebenſo ſind die 
Deutſchgeſinnten zuſammengetreten, ſich zu beraten, um ſo mehr, da Oſter⸗ 
reich eintreten will, nur nicht in den falſchen Bundesſtaat. Die Bundesſtaats⸗ 
theorie iſt in Deutſchland völlig neu, er habe das beſte Buch darüber geſchrie⸗ 
ben, und es gilt doch nichts, es iſt noch keine derartige Theorie, und er weiſe 
es zurück, daß man ſage, das oder jenes fordert der Bundesſtaat. Aber wenn 
man eine Erbmonarchie ſchafft, ſo geht das über den Bundesſtaat hinaus. 
Und ferner, wenn den Einzelſtaaten mehr Beſchränkung und Pflicht auferlegt 
wird, als der Bund fordert, ſo iſt dies ein Einheitsſtaat, und entweder nur 
ein Philoſoph oder ein Deſpot kann dies fordern. So hat man von Oſterreich 
beſonders mit der Perſonalunion Dinge gefordert, die abſolut unangemeſſen 
ſind. And ſo ſollen wir eine Formel finden, die angemeſſen iſt. And dies iſt die 
Abſicht jenes Verfaſſungsausſchuſſes, nichts anderes, nicht Feindliches. Wi: 
gard: Er habe dafür geſtimmt, dieſe Note zum Gegenſtand einer Verhand— 
lung zu machen, freilich im negativen Sinn, indem er nie von ſeinem Stand⸗ 
punkt weichen werde. Er habe die Note nochmals geleſen und nichts gefunden, 
als daß man ſich mit den Regierungen vereinbaren müſſe. Alles andere iſt 
unklar, entweder abſichtlich oder deshalb, weil Oſterreich ſelbſt noch nicht 
weiß, was ihm vorſchwebt. Er glaube, der Ausſchuß wie die Verſammlung 
muß die Vereinbarung von der Hand weiſen. Die deutſche konſtituierende 
Nationalverſammlung, allein berechtigt, die Verfaſſung zu machen, muß 
ihrem Weſen treu bleiben. Er könne nicht mit Ahrens ſtimmen, daß es ange⸗ 
meſſen ſei, ſolche Forderungen an die Regierungen zu ſtellen. Sie mögen 
kommen, ſie ſind am meiſten beteiligt, nicht das Volk, das wir vertreten. Er 
ſchlage vor: 5 
„Die Nationalverſammlung kann das in der öſterreichiſchen Note ent⸗ 
haltene Verlangen auf Vereinbarung der Verfaſſung mit den deutſchen 
Fürſten und Regierungen nicht anerkennen, indem fie an ihrem Beſchluſſe feſt⸗ 
hält, wonach ſie ausſchließlich und allein das Verfaſſungswerk für Deutſch⸗ 
land zu vollenden hat, und geht in Betracht, daß die öſterreichiſche Note 
keine beſtimmten Anträge geſtellt hat, unter der Erklärung zur Tagesord⸗ 
nung über, daß ſie bereit iſt, die von den deutſchen Regierungen noch recht⸗ 
zeitig vor der zweiten Leſung der Verfaſſung eingehenden beſtimmten 
Anträge in reifliche Erwägung und möglichſte Berückſichtigung nehmen zu 
wollen“. 

Damit tft den deutſchen Regierungen bekanntgegeben, was [wir] (zu) tun 
wollen; wollen ſie, gut; wenn nicht, auch gut. Wir müſſen die Verfaſſung ma⸗ 
chen; iſt ſie gut, fo wird fie ſich durchſetzen, wenn nicht, fo helfen uns alle Verein: 
barungen nicht. Jürgens: Er ſehe die Sache ſo an: In der öſterreichiſchen 
Note iſt die Notwendigkeit einer engeren Vereinigung anerkannt. And Oſter⸗ 
reich will ſich nicht ausſchließen, vorausgeſetzt, daß es ſich um Vereinigung, 
nicht um Verſchmelzung handelt. Oſterreich will keinen unitariſchen Staat. 
Auch Preußen will einen ſolchen nicht, der König hat ſich gegen die Kaiſer⸗ 
würde erklärt und die Zuſtimmung der Fürſten erfordert. Die Errichtung 
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eines unitariſchen Staates erſcheint als rein unmöglich, wie ihm ſchon längſt, 
fo jetzt gewiß jedem. Die Verfaſſung muß alſo revidiert werden. Denn ver- 
ſchiedene Beſtimmungen der Verfaſſung gehen darauf hin, Oſterreich aus⸗ 
zuſchließen und einen unitariſchen Staat zu gründen. Nun iſt die öſterreichiſche 
Note unklar, ebenſo die preußiſche; wir erwarten Erklärungen der Regie: 
rungen. Alſo wir müſſen die Neviſion ſiſtieren, namentlich die Oberhaupts⸗ 
frage, die auch in der Verſammlung verfrüht iſt. Inzwiſchen mögen wir 
Maßregeln ergreifen, um das Einzelne der Erklärungen zu beſchleunigen. 
Schmerlings Einladung dürfte nicht viel zu bedeuten haben. Sollte man 
dabei bleiben, ſo würde er Vorſchläge machen, was von Schmerling 
zu erfragen ſei. Dahlmann: Wenn wir Oſterreich in unſerer Verfaſſung 
eine Ausnahmeſtellung gegeben hätten, ſo wäre die Sache einfach geweſen. 
Es wäre auf den Grundgedanken Gagerns zurückgekommen. Nun habe er 
allerdings, ſo hochherzig Gagerns Programm aufgefaßt iſt, nie an ſeine Ver⸗ 
wirklichung geglaubt, vielmehr vorausgeſehen, was jetzt von Oſterreich ge— 
kommen iſt. Oſterreich hat erklärt, es wolle von keinem Verein etwas wiſſen, 
in den Bundesſtaat eintreten; nur daß der, den wir vorgeſchlagen und die 
Nationalverſammlung genehmigt hat, ihm nicht zuſage, es ſei das ein Ein⸗ 
heitsſtaat; ungefähr in der Art, wenn auch nicht mit ſo hitzigen Worten, wie 
Welcker ſich eben verbreitet hat. Oſterreich hat kein Wort geſagt, wie der 
Bundesſtaat ſein müſſe, um ihm zu gefallen; alſo es iſt bisher für uns und 
die Nationalverſammlung von Oſterreich nichts hinzugefügt. Bedenken wir, 
daß wir ſicherer Zuſage gemäß auch von den übrigen Staaten der Zirkular⸗ 
note Erklärungen zu erwarten haben. Wir wiſſen nicht, wie dieſe ausfallen 
werden; möglich, daß ſie entgegengeſetzten Inhaltes ſind, übereinſtimmend 
mit den von uns gelegten Grundlagen. Was alſo iſt das Reſultat? Wir 
werden nach dieſer und jener Seite gezogen werden. Wäre das ein würdiger 
Verkehr? Wir fingen an, in Rückſicht auf das mißbilligende Votum Oſter⸗ 
reichs, das durch nichts begründet iſt, zu revidieren, und nach den Erklärungen 
anderer Regierungen erneuten wir dasſelbe Verfahren, ein Verfahren für 
Kinder, aber nicht für Männer. Er könne daher nicht meinen, daß wir unſere 
Arbeit ſiſtieren ſollten. Wir würden damit nicht bloß ſündigen gegen das, was das 
Vaterland fordert, ſondern auch [gegen] das Mandat der Nationalverſammlung 
verſtoßen. Er müßte an die Nationalverſammlung die Bitte richten, faulenzen 
zu dürfen. Die Nationalverſammlung hat uns nicht zum Diplomatiſieren 
berufen, ſondern dazu, eine Arbeit zu liefern nach beſtem Gewiſſen. Er ge- 
höre nicht zu denen, die die Mitteilungen der Regierungen mißachten, aber 
das iſt unſer nächſtes Geſchäft nicht, ſondern das uns aufgegebene zu tun. Wir 
werden dann die Mitteilungen der Regierungen prüfen; nicht im einzelnen 
für ſich, namentlich nicht eine ſo unbegründete, wie die öſterreichiſche, ſondern 
alle. Am wenigſten könne er mit Ahrens ſtimmen, da das alles ſchon im Gang 
iſt. Im Grundſatz werde er wohl mit Wigard einverſtanden ſein, obſchon er 
eine mäßigere Formulierung wünſche. Gewiß iſt, daß bei uns die ſchließliche 
Entſcheidung ſei, aber er ſehe keinen Grund, die Sache jetzt an die National- 
verſammlung zu bringen. Wir haben das nicht mit der preußiſchen Note ge⸗ 
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tan, und die öſterreichiſche enthält nichts mehr. Sein Antrag ſei, auf alle 
Anſichten der Bevollmächtigten, wenn ſie ſich zuſammengefunden, gemeinſam 
einzugehen und vorerſt in unſerer Arbeit fortzufahren.!“ Scheller: Wenn 
Sie wollen, daß das Verfaſſungswerk in den nächſten neun Monaten nicht 
zuſtandekommen ſoll, ſo gehen Sie auf die Anträge der Herren Ahrens, 
Jürgens ein. Die einzelnen Regierungen werden länger damit zu tun haben 
als wir, die wir uns jetzt neun Monate damit beſchäftigen. Wenn dies in der 
Paulskirche ausgeſprochen werden follte, jo werde in allen Staaten Deutſch⸗ 
lands — vielleicht Oſterreich ausgenommen — ein Schrei des Entſetzens ge⸗ 
hört werden. Geſetzt, die Regierungen werden einig — daß ſie über unſeren 
Entwurf nicht einig werden, wiſſen wir von Oſterreich — was haben wir dann 
gewonnen? Die Völker haben noch nichts gewonnen. Die Regierungen haben 
neun Monate Zeit gehabt; ſie haben unſere Entwürfe lange Zeit, und ſie haben 
uns nichts erklärt, nur die beiden, allerdings ganz allgemein gehaltenen Noten 
find eingegangen. Ich kann daher nur dafür ſtimmen, daß wir [ung] an alles 
das, was uns vorgelegt werden wird, nicht kehren, ſondern ruhig und gewiſſen⸗ 
haft unſeren Gang fortgehen. Die Regierungen können nicht ſagen, daß ſie 
überraſcht worden ſeien; wenn man ſich in neun Monaten nicht entſchließen 
kann, ſo iſt das ein Zeichen, daß man ſich nicht entſchließen kann. Ich wieder⸗ 
hole alſo den Antrag, daß der Ausſchuß beſchließe, daß die öſterreichiſche 
Note jedem Mitgliede zur Erwägung empfohlen werde. Ahrens nimmt 
ſeinen Antrag zurück und erklärt, ſich dem Antrage des Herrn Dahlmann 
mit der Modifikation — auf Anlaß der öſterreichiſchen Note — anzuſchließen.“ 
v. Mühlfeldt: e bedenkliche Stelle über Vereinbarung und Verſtändigung 
erläutere ſich folgendermaßen: Oſterreich will allerdings zunächſt Erklärungen 
„nach Frankfurt“ ſenden und dann das fo vollendete Werk, bei dem ſchon die 
Beiſtimmungen der größeren Regierungen zugezogen, den Staaten zur Ver⸗ 
einbarung vorlegen. Er finde dies nicht unbequem, wie es manchen ſcheinen 
mag. Er bemerke, daß dies genau mit der preußiſchen Note übereinſtimme, 
wo es heißt, daß die preußiſche Regierung nie auf das Recht der Zuſtimmung 
verzichtet habe. Er glaube, daß die Gegner der Vereinbarung einen weſent⸗ 
lichen Amſtand überſehen. Denn leugnen läßt ſich nicht, daß Oſterreich ein 
einheitlicher Staat iſt, und nun läßt ſich nicht begreifen, wie aus der Auto⸗ 
nomie der Nationalverſammlung folgen ſoll, daß ſich ein Teil des öſterreichi⸗ 
ſchen Staates unterwerfen ſoll, und daß ſich die nichtdeutſchen Oſterreicher um 
dieſer Autonomie der Nationalverſammlung willen Geſetze, Zollſchranken uſw. 
gefallen laſſen müſſen, die uns hier angemeſſen ſcheinen. Ferner: Was bisher 
vorgegangen iſt im Ausſchuß und in der Nationalverſammlung, das hat in 
den Oſterreichern in der Nationalverſammlung und in der Heimat noch mehr 
ein Gefühl des Schmerzes oder [der] Erbitterung, je nachdem die Natur 
härter oder weicher war, hervorgebracht. Dies Gefühl ſtammt daher, daß man 
vielmal die Verhältniſſe Oſterreichs gehört und kennen gelernt habe, und doch 
iſt keins dieſer Bedenken bei den Grundrechten, bei der Reichsgewalt uſw. 
berückſichtigt. And alles dies iſt in §S 2 und 3 zuſammengedrängt, während 
Von * bis“ von Hergenhahn protokolliert. 
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man bei Nette e Staaten alle Rückſicht genommen 905 Die Oſterreicher ſind 
bei dem Kapitel Reichsgewalt in der Lage geweſen, ſich ſagen zu müſſen, daß 
alles, was ſie ſagten, nichts ſei. Dazu die Haſt, mit der man in der letzten Zeit 
weiter drängte, um ſo mehr, da man wußte, daß eine öſterreichiſche Note 
komme. Daher das Gefühl der Oſterreicher, das ſich auch in der Note aus- 
ſpricht. Nun heißt es zwar, die öſterreichiſche Note enthalte nichts, aber ſie 
enthält etwas ſehr Beſtimmtes: Erſt einmal die Desavouierung von 82 und 3, 
und es geht an uns daraus die Forderung hervor, ob wir infolgedeſſen da⸗ 
von abgehen wollen oder nicht. Ferner, es geht hervor, daß Oſterreich in dem 
Abſchnitt von der Reichsgewalt keinen Bundes-, ſondern einen Einheitsſtaat 
finde. Darin liegt die Aufforderung, zu beraten, ob dieſer Ausſpruch der öſter⸗ 
reichiſchen Regierung zu berückſichtigen und die Reichsgewalt nochmals zu 
revidieren ſei. Drittens, weil dies allgemeine Faſſungen ſind, komme er auf 
ſeinen geſtrigen Vorſchlag, Schmerling betreffend, zurück, eben wegen jener 
in Ausſicht geſtellten Grundlagen. Allerdings ſind dies drei Punkte, über die 
der Verfaſſungsausſchuß beraten und beſchließen ſollte. Subjektiv ſei er der 
Meinung, daß es nicht möglich iſt, daß die öſterreichiſche Regierung Grund— 
lagen geben könne, auf denen wir beraten könnten. Aber der Ausſchuß hat die 
Pflicht, ſich davon erſt zu überzeugen, nicht aber zu erklären, daß wir uns um 
nichts kümmern wollen. Denn dann werden wir die Sache auf die Spitze ge— 
trieben haben und bewirkt, daß aus allem nichts werde. Er trage an: 
„Der Verfaſſungsausſchuß beſchließt, §S 2 und 3 nochmals in Aberlegung 
zu nehmen. Ferner, er beſchließt, die übrigen Paragraphen nochmals in 

Aberlegung zu nehmen, ob infolge der öſterreichiſchen Note etwas zu 

ändern“, und eventuell, wenn anders beſchloſſen wird, Schmerling auf— 

zufordern uſw. 

Reh: Wenn die Reihe dieſer Anträge umgekehrt werde, ſo würde er glau— 
ben, daß wir etwas Verſtändiges tun, indem ja möglicherweiſe Schmerling 
etwas ſagen könnte. Aber noch zum dritten Male beraten, ob wir das Beſte 
gefunden, ſcheine ihm unnütz, da die öſterreichiſche Note nicht das geringſte 
Material dazu gibt. Sodann: Er glaube, wir ſind jetzt an den wichtigſten, 
aber auch gefährlichſten Punkt gekommen. Bisher haben uns die Regie— 
rungen gewähren laſſen, bisher glaubten wir mit der Würde der Souveränität 
der Nation zu fahren. Jetzt, da wir ſchließen wollen, ruft man uns plötzlich, 
einzuhalten und auf das Feld der Vereinbarung zu gehen. Hätten wir das 
wollen, ſo hätten wir damit im Mai und Juni beginnen und uns freundlich mit 
den Fürſten verhalten ſollen. Bis dahin war aber unſere Meinung, daß wir 
das ſouveräne Volk vertreten und, freilich mit Rückſicht auf die Wünſche 
der Regierungen, entſcheiden. Jetzt ſollen wir mit einemmal als eine beratende 
Behörde agieren. Er würde glauben, ſeine Pflicht, ſein Mandat zu verletzen. 
Er ſei der Meinung, daß wir einen geraden Weg zu gehen haben. Ob wir da- 
mit alle Gefahr vermeiden, wiſſe er nicht; aber wenn wir jetzt Schwäche 
zeigen, Hinneigung zu dem, was wir bisher von uns gewieſen, ſo rufen wir 
ſelbſt die Gefahr. Man hat uns hier geſagt, daß wir unſere Sache ſchlecht ge— 
macht, die Bande zu ſtraff gezogen [haben], in Theorie verlaufen find. Das 
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iſt gut geſagt, aber er höre nicht, was man an deſſen Stelle ſetzen will. 
Weder Ahrens noch Welcker hat derartiges geäußert. Auch in Mühlfeldts 
Worten finde er nicht das, was man erwarten mußte, wenn man ſich einen be⸗ 
ſtimmten Tadel auszuſprechen berechtigt glaubte. Daß manche öſterreichiſche 
Hoffnung verletzt ſei, mag völlig richtig ſein; ſubjektiv kann er es nicht an⸗ 
nehmen, wenn es heißen ſoll, daß die Nationalverſammlung die Sache Oſter⸗ 
reichs zu leicht genommen oder dahin gearbeitet habe, daß Oſterreich nicht 
eintrete. Damit trete er gewiß der deutſchen Geſinnung der Verſammlung zu 
nahe. Wenn man ſich überzeugt, daß Oſterreich Ausnahmen fordere, ſo iſt 
dies gewiß nur mit Schmerz geſchehen. Die Eile war aber gewiß unſere 
dringendſte Pflicht. Er könne ſchließlich keinem der Anträge beiſtimmen, auch 
dem Dahlmanns nicht, wenn er der Nationalverſammlung vorgelegt wer— 
den ſoll. Dahlmann: Das ſei auch nicht ſeine Meinung. Waitz: Es gäbe 
gewiſſe Modekrankheiten, um mit Laſaulx zu reden; dahin gehört, auf unſeren 
Ausſchuß, auf ſeine Subkommiſſion, auf einzelne Perſonen alle Schuld zu 
wälzen. Das heut und wohl noch öfter. Da heißt es, wir hätten theoretiſch 
allerlei gemacht, was gut, aber nicht praktiſch wäre. Welcker ſei bei der Ver⸗ 
handlung über die Neichsgewalt geweſen, und er glaube nicht, daß er ſelten, 
ſondern oft von Welcker angegriffen ſei, weil er wenig zentraliſiert wiſſen 
wolle. Man ſagt, ohne Rückſicht auf Oſterreich ſeien wir vorgegangen. Wir 
zogen in der Militärſache mit Radowitz v. Meyern zu, und dieſer, der ge⸗ 
wiß für einen guten Oſterreicher gelten dürfe, habe eine Reihe zentraliſierender 
Vorſchläge gegen Nadowitz gemacht, wie auch im Wehrausſchuß mit 
Schmerlings Beirat gearbeitet ſei. Ferner bei den Anträgen der Bevoll— 
mächtigten, die wir in der Reichsgewalt berückſichtigten, hat Bruck ſich be⸗ 
teiligt, und ſeine Abweichungen betreffen, wie unſere Akten zeigen, nur 
Kleinigkeiten. Er brauche nicht an den Siebzehner-Entwurf zurückerinnern, 
wo Sommaruga und Schmerling. Und wenn die Herren, die auf die Pro— 
feſſoren ſchelten, ſich erinnern wollen, wie ſie, die Staatsmänner, einſt ganz 
anders ſprachen, als ſie ſich jetzt das Vergnügen machen. Er proteſtiere gegen 
den Vorwurf, der Duckwitz gemacht iſt, der überall gegen die Zentraliſation 
gearbeitet hat. Der Vorwurf zerfällt vollkommen in ſich ſelbſt. Ebenſo der 
Vorwurf der haſtigen Eile. Schon Reh hat geſagt, wie lange Zeit da war, 
ſich zu äußern. Es waren uns nicht Bemerkungen Oſterreichs über die Ver⸗ 
faſſung, ſondern Verhandlungen mit der Zentralgewalt in Ausſicht, wie der 
Bevollmächtigte auf der Tribüne geäußert hat. Wenn dies nicht geſchehen iſt, 
wenn der Bevollmächtigte gleichſam desavouiert iſt, ſo kann man hier die 
Gründe nicht überſehen. Wenn man eilte, ſo geſchah es allerdings nicht um 
Oſterreichs, ſondern um Preußens willen, wo die Stände für uns allerdings 
raten. Daß wir zum 26. Februar nicht fertig werden, iſt mir klar, Dank zum 
Teil den Männern, die ſonſt immer Eile, Eile gepredigt (Flugblätter). Die 
Note überraſche ihn nicht, er habe ſie ſo erwartet; er habe geglaubt, wir ſollen 
erſt fertig ſein, dann auf die Verſtändigung eingehen. Denn dies ſei nicht gleich 
mit Vereinbarung. Er wünſche alle Regierungen zu hören, aber daß wir 
nicht den vierunddreißig Regierungen das letzte Wort laſſen können, ſei ihm 


156. Sitzung 14. Februar 1849. Die öſterreichiſche Note 505 


klar. So meine er, daß wir noch jetzt bereitwillig jeden poſitiven und nega- 
tiven Antrag einer Regierung entgegennehmen, aber gewiß nicht ſporadiſch 
auf dieſen oder jenen, der gerade kommt, eingehen. Auch Oſterreich will ja 
poſitive Vorſchläge machen, ſogar mit Zuziehen von einigen Regierungen. 
Warum alſo jetzt auf dieſe negative Note eingehen, wenn man vielleicht Hoff- 
nung hat, daß eine tröſtlichere ſtatt dieſer troſtloſen kommt. Aber die Hoff- 
nung ſei nicht groß; noch weiß Oſterreich ſelbſt nicht, wie es den eigenen Staat 
machen will; es ſchwankt alle Tage zwiſchen Zentraliſierung und Föderieren. 
Zentraliſiert ſich Oſterreich, ſo ſchließt es ſich ſelbſt von Deutſchland aus; will 
es einen föderativen Staat bilden, ſo kommt es darauf an, wie feſt oder locker. 
Aber warum ſollen wir uns danach richten, warum nicht Oſterreich ſich nach 
unſerem Bau? Er behaupte, daß die deutſch⸗öſterreichiſchen Lande Deutich- 
land ebenſoviel angehören als Oſterreich, und um ſo mehr, da wir wahrſcheinlich 
näher der feſten Organiſation ſind als Oſterreich. Die Lage der Dinge in 
Deutſchland wird ſo, daß auch der Mutigſte hoffnungslos werden kann über 
unſer Werk. Aber jeder möge mutig vorangehen und dann der Nation ein Erbe 
laſſen. Dreißig Jahre lang haben auch Profeſſoren, unter ihnen unſer Welcker, 
für die Freiheit gekämpft gegen die Metternich und Kamptz, und uns 
iſt es gelungen. Wollen wir ſo auch, wenn es ſiebzig Jahre ſein muß, um die 
Einheit kämpfen, wenn wir auch Profeſſoren ſind, und wir werden es erreichen. 
Wigard: Er ſei im weſentlichen mit dieſem einverſtanden und weiche nur 
darin von Dahlmann ab, daß er in die Nationalverſammlung die Be— 
ſchlüſſe haben wolle, damit die Regierungen nicht im unklaren bleiben uſw. 
v. La ſaulx: Wenn es wahr wäre, daß das alte Syſtem unter den Streichen der 
alten liberalen Oppoſition gefallen wäre, wenn es wahr wäre, daß wir im 
März eine Revolution gehabt, nicht nur Tumulte, wenn es wahr wäre, daß 
wir Freiheit erkämpft haben und fie uns nicht durch die Kopfloſigkeit der Ne- 
gierung zugefallen, ſo würde er vielfach anders geſtimmt haben. Das alles iſt 
aber nicht der Fall; nicht einmal ſpontan haben wir uns erhoben, ſondern auf 
Anlaß von Frankreich, das uns nun einmal ſeit hundert Jahren beſtimmt. In 
Frankreich hat es einen Sinn, wenn die Nationalverſammlung ſich ſouverän 
nennt und die Verfaſſung beſtimmt; bei uns aber iſt das nicht, ſondern dreißig 
Regierungen ſtehen dahinter, und es iſt ihm ein pſychologiſches Nätfel, wie 
Männer mit dem abſoluten Veto ſich gegen das Vereinbarungsprinzip 
ſperren. Es kann dies ſehr unbequem ſein, aber es gehören zum Befehlen zwei, 
nämlich auch der, der gehorcht. Wie die Dinge jetzt ſtehen, bleibt nichts übrig 
als die Vereinbarung, und zwar in ganz grellem Sinn: Daß das letzte Wort 
bei den Regierungen iſt; nicht, weil ihm das erwünſcht wäre, ſondern weil es 
in der Natur der Verhältniſſe begründet iſt. Eine große Regierung müßte 
wenig Ehrgefühl haben, wenn ſie ſich das letzte Wort nehmen ließe. Daß auf 
dieſem Wege die Sache viel langwieriger und widerwärtiger wird als in 
Frankreich, iſt klar und kein Ende abzuſehen. Aber dadurch, daß man Schwie— 
rigkeiten ignoriert, beſeitigt man ſie nicht. Auf dem bisherigen Wege kommt 
man gar nicht, auf jenem vielleicht ſpät erſt zuſtande. Auch in Nordamerika 
hat das Ding ſehr lange gedauert; man hat jedem Staat das Recht zuge⸗ 
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ſtanden, zu proteſtieren. Die Oberhauptsfrage betreffend, iſt hervorgehoben, 
daß die öſterreichiſche Note ſich ſehr ſchroff verbitte, einen anderen zu beſtellen. 

Wird es die preußiſche Regierung nicht ebenſo tun? Nun hat man geglaubt, 

daß, wenn man Oſterreich hinausſchiebe, Preußen deſto leichter an die Spitze 
komme. Aber dann bleiben noch andere Regierungen, die ſich zu groß fühlen, 

um ſich zu unterwerfen. Ein poſitiver Anhalt zur Verhandlung iſt die kate⸗ 
goriſche Erklärung gegen 82 und 3, die nichts anderes find als das Anſinnen 
des Selbſtmordes, das man dem König von Hannover zugemutet, nämlich 
er habe alle Verbrechen begangen, bis auf das einzige, was wünſchenswert 
wäre. Eine Menge Abel ſeien daher entſtanden, daß der Verfaſſungsausſchuß 
falſch zuſammengeſetzt iſt. Es ſind wenige Mitglieder aus großen Staaten, 

übermäßig viele aus kleineren Staaten. Daher haben die Vorſchläge der öſter— 
reichiſchen Regierung nicht die Rückſicht gefunden, die ſie verdienten; man 
hat den Maßſtab nach den kleinen genommen, nicht nach den großen, wie 
man ſollte. Der Ausſchuß hätte pro rata wie die Bundesverſammlung ab- 
ſtimmen müſſen. Beſeler: Er werde die Perſönlichkeiten vermeiden; nur 
das müſſe er abweiſen, daß wir das öſterreichiſche Intereſſe vernachläſſigt 
hätten. Er bedauere, daß die öſterreichiſchen Mitglieder des Ausſchuſſes ſo 
lange abweſend geweſen. Mühlfeldt habe beſonders gegen § 2 und 3 ge= 
ſprochen; aber er erinnere ſich mit großer Befriedigung, daß derſelbe in der 
Nationalverſammlung dieſe Paragraphen als Konſequenz des Bundesſtaates 
bezeichnet habe, und er erinnere an das Minoritätserachten zu jenen Para⸗ 
graphen, das nicht bloß Mühlfeldt unterzeichnet habe. And haben nicht viele 
öſterreichiſche Deputierte dringend gefordert, daß man zur Rettung der Deut⸗ 
ſchen Oſterreichs dieſe Paragraphen annehmen müſſe? Gewiß hat man nicht 
verſäumt, Zeugnis zu hören. Jedenfalls hat der Ausſchuß damals eine Po— 

ſition eingenommen, die von allen gebilligt wurde, denn Oſterreich war da⸗ 
mals in bedenklicher Lage. Jetzt aber die öſterreichiſchen Intereſſen als petit io 
Principii zu fordern, iſt nicht billig; und wenn wir nachgeben, ſo wäre das nicht 
bloß Schwäche, ſondern Verrat. Man hat uns vorgeworfen, daß wir Phraſen 
und Formales wollen. Aber was hat denn das deutſche Volk ſeit dreißig 
Jahren erſehnt? Nicht bloß Freiheit, ſondern endlich eine politiſche Exiſtenz 
in der Welt zu haben. And was fehlt uns? Die Vertretung als Deutſche, die 
einige Kriegsmacht, das Beſtreben, ein einiges Zoll- und Handelsweſen zu 
ſchaffen. Iſt es nicht die Forderung und Sehnſucht des Volkes, endlich zu 
einer Einigung zu werden? Was war es, was man in Recht und Geſetz 
forderte? Einheitliche Nechtsbücher. Und nun wirft man uns vor, daß wir 
Theorie machen. Nicht daher ſtammt der Entwurf, ſondern weil wir gewähren 
wollen, was ſeit langem das Volk wünſcht. Glauben Sie, daß Sie es anders 
gewähren können, immerhin. Mögen andere mit kleinen Hausmitteln quack⸗ 
ſalbern, er wolle lieber etwas Großes herſtellen, das ſich dann die Zukunft 
erobern möge. Iſt ſolch ein Bundesſtaat das Anerläßliche, ſo fragt ſich, ſollen 
wir lieber dieſen oder die Geographie. Man hat das Beiſpiel von Nord— 
amerika aufgeſtellt, es ſpricht für uns: Man ſtellte den Entwurf auf, einige 
ſchloſſen ſich gleich an, andere kamen nachher. Ebenſo würde er es für kein An⸗ 
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glück halten, wenn es ſo in Deutſchland gehe. Wenn auch Bayern jetzt ſich 
ausſchließt, es wird wenig Zeit hingehen, und es wird flehentlich bitten, mit⸗ 
hinzutreten zu können. Wenn dies der Fall iſt, ſo dürfen wir von dem Prinzip 
nicht ablaſſen, gern im einzelnen. Es würde Fehler und Anrecht ſein, ſolche 
Verſtändigung abzuweiſen. Das will auch niemand. Wir werden gern alles 
berückſichtigen, natürlich ohne uns [zu] verpflichten zum weiteren Warten. 
Was die öſterreichiſche Note betrifft, ſo ſehe er nicht ein, was damit anfangen. 
Er denke, wir haben als Männer gearbeitet. Daß man von Oſterreich ſage, 
das Penſum ſei ſchlecht gearbeitet, müſſe im öſterreichiſchen Intereſſe anders 
gemacht werden, überraſche ihn nicht. Aber es iſt damit nicht geſagt, daß 
unſer Standpunkt falſch iſt. Wir haben uns das alles vorgehalten, und es iſt 
dieſer Standpunkt ſtets hier vertreten. Alle Achtung vor 38 Millionen; aber was 
recht oder nicht iſt, kann jeder einzelne hier ſagen, ſo gut wie die Macht. Alles 
in der Note Geſagte iſt ſchon bei 8 2 und 3 geſagt, vielleicht etwas feiner als 
in der Note. Gewiß, auf Lehre und Theorie ſollen wir uns nicht verſteifen. 
Aber §2 und 3 iſt nur Folge von allem anderen, und wer den Bundesſtaat 
will, muß auch dies annehmen. Bei der Note habe er einen gewiſſen Zwang 
über ſich üben müſſen, um nicht auf ein anderes Benehmen hier wie in der 
Paulskirche zu dringen. Sie droht mit den europäiſchen Verträgen. Als 1833 
in Frankfurt preußiſche und öſterreichiſche Truppen gelegt wurden, proteſtierte 
Metternich ſehr würdig: Es ſeien das innere Verhältniſſe, die niemanden 
etwas] angehen. Und jetzt, nachdem ſich Frankreich und Oſterreich in gutem 
Vernehmen geblieben ſind trotz des Bruches der Verträge, jetzt kommt uns 
Oſterreich mit Berufung auf die Verträge. Das wäre es, worauf die Natio- 
nalverſammlung eingehen und mit ſtarken Worten entgegnen müßte. Als 
die Note zur Verleſung kam, hätte er gern etwas getan, um den Eindruck gut⸗ 
zumachen, den dieſer Vorgang in Deutſchland machen muß. Er habe ſich 
zurückhalten laſſen aus Ausſicht auf die ſchnelle zweite Leſung. Dies iſt vor: 
bei. Die geſtrige Abſtimmung iſt von ernſteſter Bedeutung, wie Waitz be⸗ 
reits geſagt. Es iſt nahe möglich, daß der Schwerpunkt nach Berlin geht. 
Seine Schuld und ſeiner Freunde ſei es nicht. Noch einmal: Er ſchwanke ſehr, 
ob man nicht etwas gegen jenen Eindruck tun müſſe, und zwar in betreff jenes 
Punktes. Er kenne die Gefahr, die darin iſt; aber es iſt gewiß, daß ein längeres 
Schweigen eine Blöße gibt, die für die Nationalverſammlung nicht bloß, 
ſondern auch für die Nation letal iſt. Schmerling einladen, ſcheint ver- 
gebens, wenn wir nicht einen angenehmen Vortrag hören wollen. Denn 
er kann nichts ſagen, da die öſterreichiſche Regierung ſelbſt nicht weiß, 
was zu tun iſt. Jürgens: Er gehe auf dieſe Anträge gern [ein], daß nämlich 
dies einer Vorkommiſſion zugewieſen werde. Aber es ſeien dann noch mehrere 
Punkte ins Auge zu faſſen: Daß man gern innigere Einigung wolle, nicht 
auf den alten Bund zurückkehren, nicht die außerdeutſchen Länder auf⸗ 
nehmen uſw. Waitz möge erlauben, daß er auf einige Vorwürfe antworte. 
Denn auf verkehrtem Wege gehen, heißt das Ziel nicht erreichen, ſondern 
entfernen. And das Siſtieren, das er vorſchlage, führe raſcher zum Ziele. 
Wenn wir uns im Juni die Mittel zur Verſtändigung mit den Regierungen, 
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etwa ein Staatenhaus, geſchaffen hätten, ſo wäre das gewiß ſehr gut ge⸗ 
weſen uſw. uſw. Es iſt nicht klug, auf einem Wege fortgehen, der ſich unpraktiſch 
erweiſt; das iſt nicht männlich, ſondern eigenſinnig. Wir ſind auch nicht be⸗ 
rufen, ein Wahrzeichen für die Zukunft, ſondern eine Verfaſſung für die 
Gegenwart zu machen. Da ſein Vorſchlag ſo wenig Gunſt gefunden, ziehe er 
ihn zurück. v. Sommaruga: Mühlfeldt hat gewiß nicht die Abſicht gehabt, 
Perſonen oder dem Ausſchuß Vorwürfe zu machen; er wollte mehr einen 
faktiſchen Zuſtand zeigen, und der iſt da. Es iſt einmal in dem Entwurf eine 
Lieblingsidee vorhanden, von der man ſich nicht mehr trennen mag. Man 
hat ſich bei § 2 und 3 die Schwierigkeiten nicht verhehlt, aber man ſah Oſter⸗ 
reich für einen prekären Beſitz an. Nun zeigt ſich, daß es mit Bayern ebenſo 
geht. Bald wird auch Württemberg kommen, und ſo fort, bis endlich nichts 
übrigbleibt als Preußen mit einigen Enklaven, allenfalls Norddeutſchland. 
Da gibt es nun zweierlei Anſicht: Entweder man muß mit allen Mitteln dies 
durch ſetzen oder man findet die Mittel zu teuer. Wir müſſen Lieblingsgedanken 
aufgeben, um nur die Einheit und das nationale Prinzip zu retten. Allerdings 
habe er für das Kaiſertum geſchwärmt, aber er ſehe, daß es nicht mehr möglich 
ſei. Er glaube es in dieſem Kreiſe, auf deſſen Achtung ihm ſo viel ankomme, 
ausſprechen zu müſſen, daß, wenn er nicht die Möglichkeit ſähe, mit Oſterreich 
einen wahren Bundesſtaat einzurichten, ſo werde er ſeinen Platz hier und 
in der Paulskirche aufgeben. Er erinnere daran, daß, wenn wir eigenſinnig 
ſind, wir die Gefahr der Oktroyierung provozieren. Nur die Vereinbarung 
rettet noch davor; womöglich möchte er ſie in der Form der Verſtändigung 
ſuchen. Schmerling hören ſei ganz überflüſſig; er habe ihm geſagt, daß 
er ſelbſt nichts wiſſe. Wir müſſen die Anſichten der Regierungen hören, das 
möglichſte Gewicht darauf legen, wenn es auch einige Tage koſtet. Wir müſſen 
unſere Abſchnitte alle fertigmachen, dann die Verſtändigung verſuchen. Er 
wiſſe, daß Camphauſen geäußert habe, [daß Preußen,] wenn es nicht an 
die Spitze komme, noch viel Abänderungen fordern müſſe. Daraus ergibt 
ſich, daß die Oberhauptsfrage anderes bedingt, und ſo durchgehend. Er er— 
kläre aufrichtig, daß es ihm wünſchenswert erſcheine, Zeit zu gewinnen; denn 
es wird ein Verfaſſungsentwurf gearbeitet von denen, die nach der öſter⸗ 
reichiſchen Note ſich richten. Das wird in einigen Tagen fertig ſein, und die 
Bevollmächtigten werden dieſen Entwurf dann benutzen können. Noch ein 
Wort von ſeiner Anſicht über das Eintreten Oſterreichs. Vor einigen Wochen 
habe es ihm ſehr zweifelhaft erſchienen. Aber er wiſſe, daß man jetzt die 
Zentraliſationsideen aufgegeben habe, und zwar nicht wegen Beziehung auf 
uns, ſondern aus Rückſicht auf die Lage von Angarn uſw. Wenn man ſo auf 
den Föderativſtaat übergeht, muß unſere Frage für Oſterreich eine ganz 
andere werden, und ſomit iſt es gewiß auch gut, noch zu warten. Somit 
wünſche er die Vernehmung der Bevollmächtigten zu vertagen, bis wir unſere 
Reviſion beendet haben, und dann wollen wir ehrlich unſere Arbeit nochmals 
durch ſehen und nicht uns durch den Formalismus unſerer Geſchäftsbehandlung 
behindern laſſen. Den von Beſeler gewünſchten Bericht an die Verſamm⸗ 
lung wünſche er vermieden. Zumal jetzt, wo wir keine Macht haben, den 
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großen Phraſen Folge zu geben. Tut Oſterreich einen weiteren Schritt, dann 
iſt es an der Zeit, etwas zu verſuchen. Jetzt aber mit Entgegnung provozieren, 
ſcheint ſehr bedenklich, zumal da Oſterreich Grund hat, ſich aus gewiſſen 
Rechten nie drängen zu laſſen, ſo den Beſatzungen auf dem ſüddeutſchen Kriegs- 
theater. Hergenhahn: Er beſtreite die Richtigkeit der von Sommaruga ge— 
machten Angaben, als habe Camphauſen an die Kaiſerfrage die Beiftim- 
mung zur Verfaſſung geknüpft. Die preußiſchen Bemerkungen ſind in we— 
nigen Tagen ſo weit, daß ſie an uns gelangen. Sie ſind ganz poſitiv, ſo daß 
man nicht mehr lange darauf zu warten hat. Aber die öſterreichiſche Note iſt 
genug geſprochen. Ein derartiger Proteſt ſcheine ihm nicht zeitgemäß. Man 
müſſe erſt die Erklärungen der anderen Regierungen abwarten. Er wünſche, 
daß nach Dahlmanns Vorſchlag verfahren wird. Welcker: Er halte es 
für unzweckmäßig, mit derartigen Dingen einen Zankapfel in die Verſamm⸗ 
lung zu werfen, deſſen Wirkung ſich nicht bloß auf Oſterreich, ſondern auf 
Preußen werfen werde. Die Erklärung Oſterreichs, die Beſeler aufgegriffen 
hat, iſt nicht ſo geſagt, als ob gar nicht dagegen anzukommen wäre; ſondern 
es iſt nur geſagt, daß es eine gewiſſe Schwierigkeit hat, zu ändern. Abrigens 
der Proteſt von 1833 verhält ſich nicht ſo, wie Beſeler ſagt. Sondern 
Frankreich und England forderten auf Grund des Pariſer Friedens und als 
Garants ein Einmiſchungsrecht. Abrigens, daß man Verträge brechen kann, 
verſteht ſich uſw. Abrigens möge man denn doch nicht immer die Phraſe 
reiten, daß die Nationalverſammlung allein Verfaſſung zu machen habe. 
Es iſt nie in dieſem Sinn beſchloſſen und in Wahrheit gehandelt worden. Die 
ganze Lehre iſt erſchlichen. Wir find allerdings ſouverän, aber auch die Ne— 
gierungen ſind es, und wir beide haben das Recht, das letzte Wort zu 1 
Jeder kann das letzte Wort des anderen annehmen oder weigern. Abrigens 
wird das nicht jo weitläufig werden, wie man meint; von den 38 Re— 
gierungen haben doch nur vier oder fünf zu ſprechen, die anderen müſſen ſich 
fügen. Er muß nochmals auf die Verhandlung hier zurückkommen: Er ver- 
dächtige niemanden, aber dies Drängen hier hat den Anlaß gegeben, Ab⸗ 
ſichtlich keiten zu vermuten. Er habe die Oſterreicher bewundert, daß ſie dieſe 
Verletzungen ertragen haben, wie ſie es haben, und er habe das ſeinige bei⸗ 
getragen, daß ihnen dies klar werde. Der Beſchluß der bayriſchen Kammer 
iſt ein Gefühl der Indignation über das, was man den Oſterreichern antut. 
Er möchte nicht, daß Beſeler geſagt hätte, wir wollen lieber ein Wahr: 
zeichen aufſtellen als eine Verfaſſung; es ſei das nur hartnäckig. Auch in 
Amerika haben die beſten Männer ihre Lieblingsanſich ten aufgegeben, um das 
Werk zuſtande kommen zu laſſen. Gar aber dies arge Drängen würde nur 

bezeichnen, daß wir etwas erſchleichen wollten, was wir nicht offen erreichen 
zu können meinen. Beſeler entgegnet, daß er, was er zu tun habe, wiſſe und 
mit ſeinem Gewiſſen vertreten würde. 

Dahlmanns Vorſchlag: „Der Verfaſſungsausſchuß beſchließt, auf die An⸗ 
ſichten der deutſchen Bevollmächtigten, wenn fie ſich in möglichſter Vollzäh⸗ 
ligkeit zuſammengefunden haben, beratend einzugehen, zunächſt aber in der 
Reviſion der Verfaſſung zum Zweck der zweiten Leſung fortzufahren“. 
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Es wird über die Fragſtellung geſprochen. Beſeler wünſcht den Zuſatz: 
„vor dem Abſchluß des Berichtes zur zweiten Leſung zuſammengefunden 
haben“ oder richtiger: 


„Der Verfaſſungsausſchuß beſchließt, auf die Bemerkungen der deutſchen 
Regierungen, wenn ſie vor dem Abſchluß des Berichtes zur zweiten Leſung 
mitgeteilt find, die geeignete Nückficht zu nehmen, zunächſt aber in der Re⸗ 
viſion der Verfaſſung zum Zweck der zweiten Leſung fortzufahren“. 
Zunächſt kommt der oben Seite 500 eingefügte Antrag von Wigard zur 

Abſtimmung: — Verworfen. 

Die Herren Beſeler, Reh, Scheller, Hergenhahn, Gülich, Dahlmann, 
v. Soiron, Droyſen, Rießer erklären zu Protokoll, daß ſie dieſem Antrag 
nicht beigetreten, weil ſie jetzt nicht für angemeſſen halten, ihn vorzubringen, 
behalten ſich jedoch einen dergleichen vor. 

Der Antrag von Beſeler wird — angenommen. 

Soll hinzugefügt werden nach Ahrens Antrag: „auf Anlaß der öſter⸗ 
reichiſchen Note“? — Angenommen. 

Reh wünſcht, daß man dieſen Beſchluß der Nationalverſammlung mitteilen 
möge. Zell: Ihn habe die Verhandlung geſtern und heute, dieſe ſchwarze 
Wäſche, degoutiert; es ſei gar nichts beantragt, was der Rede wert geweſen. 
Wenn es aber in die Nationalverſammlung kommen ſollte, ſo würde er 
nochmalige Debatte fordern und ſich anders dabei beteiligen. Auch 
Welcker, auch Beſeler äußern ſich gegen Rehs Antrag. Reh entgegnet, 
wir hätten gewiß Interpellationen zu erwarten, und er gebe zu bedenken, ob 
es nicht angemeſſener ſei, vorzudenken, als eine plötzliche Antwort geben zu 
laſſen, die nicht ſicher das treffen würde, was wir meinen. 

Rehs Antrag wird — verworfen. 


Zur Beratung ſtanden! die oben S. 491. 492 verzeichneten Anträge. In be⸗ 
treff des erſten, die Modifikation einzelner Paragraphen der Verfaſſung für 
Oſterreich betreffend, beantragte Waitz, deſſen Beratung auszuſetzen, bis 
die Erklärungen der Kommiſſion vorliegen. Worauf die Antragſteller eingehen. 

Sodann wurde zu Wigards Anträgen übergegangen. Zunächſt zu dem 
über die Souveränität des Volkes. Wigard: Wenn das, was bisher ſoviel 
und ſo geläufig geſagt worden iſt, nicht lauter Wind und Schein geweſen, 
ſo wird man dies ausſprechen müſſen. And damit die Souveränität des Volkes 
nicht lächerlich erſcheint, ſo wird man nur von dem ganzen Volk ſprechen 
dürfen, nicht von einzelnen Souveränitäten. Sodann der folgende Paragraph 
iſt nötig als Abergangsparagraph, da man nirgends geſagt findet, daß die 
Reichsgewalt der Inbegriff der in den folgenden Abſchnitten auseinander- 
geſetzten Gewalten iſt. Welcker: Er ſei gegen dieſe Paragraphen; fie ſeien 
weder nötig noch nützlich, ſondern überflüſſig. Nehmen wir dieſe Paragraphen 
auf, ſo kommt nur eine Phraſe in die Verfaſſung, nicht mehr. Die Volks⸗ 
ſouveränität, die er nicht beſtreite, könne ſich faktiſch zeigen; ſie auszuſprechen, 
beweiſt und hilft nichts. Der Inhalt dieſer Paragraphen iſt nichtig. Wenn 
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jemand ſich die Gewalt aneignet, ſo kümmert er ſich nicht um die Verfaſſung, 
und nur die Gewalt kann ihn wieder brechen. And was gar Anverjährbarkeit 
fein ſoll, wiſſe er nicht, ebenſowenig, was Anveräußerlichkeit. Endlich: Die 
Dreiteilung der Staatsgewalt iſt nichts, als eine ganz doktrinäre Trivialität. 
Der einzige Satz, der mit Inhalt geſagt iſt, iſt der gegen die Erblichkeit; aber 
dies können wir nicht ſagen, ohne der Hiſtorie Hohn zu ſprechen, denn jedes 
Volk hat ſich, kraft ſeiner Befugnis, dieſe Befugnis angeeignet, wenn es 
ihm recht erſcheint. Er ſei überhaupt gegen ſo inhaltsleere Sätze, am meiſten 
gegen dieſe. Ahrens: Dem Sinn nach ſei er mit dieſen Sätzen einverſtanden, 
und er würde auch glauben, daß ſie eine praktiſche Bedeutung haben. Denn 
nachdem wir die Souveränität ſo oft proklamiert haben, iſt es wichtig, ſie 
auszuſprechen und zwar, um Mißverſtändniſſe zu hindern: 


„Die Fülle der Reichsgewalt (die Souveränität) ruht in der Geſamtheit 
der deutſchen Nation; kein Teil des deutſchen Volkes kann ſich die Aus⸗ 
übung dieſer Souveränität zueignen“. 


Schüler: Auch er ſei, obſchon kein Freund von theoretiſchen Sätzen, für dieſe 
Paragraphen, zumal da gerade ihr Gehalt beſtritten iſt. Auch der Deutſche 
Bund hat einen ſolchen Satz, die Souveränität der Monarchen betreffend. 
Aber die Faſſung ſei auch er nicht ganz mit Wigard einverſtanden. Beſeler: 
Er habe ſich gefreut, daß wir bisher ſo allgemeine Sätze gemieden haben; 
man kann davon überzeugt ſein, ohne ſie auszuſprechen. Führen wir unſere 
Verfaſſung aus, ſo beweiſen wir tatſächlich dieſe Souveränität. Auch Ahrens 
Faſſung befriedige nicht. Wir haben den Bundesſtaat geſchaffen, und ſchon 
darin liegt, daß der Teil nicht die Souveränität ſtatt des Ganzen habe. Wi- 
gard: Er wolle nicht die Gegenbemerkungen von Waitz durchnehmen. Wich- 
tig ſei es, dies auszuſprechen, da gerade dieſe Anſichten ſo viel auch in der 
Paulskirche geleugnet werden. Aus der Anveräußerlichkeit der Souveränität 
ergibt ſich, daß ſie nicht erblich übertragen werden kann. Wenn Welcker 
jüngſt von zwei Souveränitäten, der des Volkes und der der Fürſten, ge⸗ 
fprochen habe, fo gehe das über ſein Faſſungsvermögen. Aber eben um der- 
artige Zweifel hinfüro aufhören zu laſſen, erſcheinen ihm dieſe Sätze wichtig. 
Welcker: Auch er finde bedenklich, dieſe Sätze aufzunehmen, auch weil ſie 
bedenklich und mißverſtändlich ſind. Auch in Ahrens' Faſſung ſehe er keine 
praktiſchen Folgen. Was heißt: Daß kein Teil ſich die Souveränität anmaßen 
ſoll? Natürlich, der Preußenſtamm darf die anderen nicht beherrſchen; aber 
wenn er es kann, ſo wird dieſer Satz nichts helfen. Oder ſoll es heißen: Die 
Fürſten? Die Reichs: und Landeskonſtitution beſchränkt die Fürſten, und fie 
tun unrecht, wenn ſie dieſe brechen, aber das ſind doch mehr einzelne als Teile 
der Nation. Abrigens: Wer je einen Begriff von Freiheit gehabt hat, hat 
nicht gezweifelt, daß des Volkes Wille die Quelle alles ſtaatlichen Rechtes 
iſt. Aber das mit der abgeſchmackten Souveränität zu nennen, iſt wirklich 
nichts Geſcheites. Man hat ſehr über Bayern und Württemberg geſpottet, 
daß ſie 1815 dies Wort in die Bundesakte brachten, und gemeint, ſie müßten 
ſich etwas ganz Beſonderes im Hintergrund gedacht haben. And dies hat 
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ſich dann ja auch beſtätigt. Aber ebenſo könnte hier die Souveränität nur die 
Volkswillkür heißen ſollen, in dem Volk das Gefühl einer ganz abſonder⸗ 
lichen dunklen Gewalt, die es habe, erwecken wollen. Was übrigens Wigard 
gegen ſeine Anſicht von der doppelten Souveränität geſagt habe, ſei ihm 
auffallend. Die Engländer zweifeln gar keinen Augenblick an dieſer Doppelheit. 
Der Engländer betrachtet die Nation als Grund und Anfang der Souveräni⸗ 
tät; aber erſt in der Geſtaltung des Staates liegt die Ausbildung der Sou⸗ 
veränität, und der König iſt nach der allgemeinen Meinung ſouverän, König 
und Nation ſind ſouverän und verhalten ſich im Vertrage zueinander, und 
zwar jo, daß [das] Volk bis zum Widerſtande fortſchreiten kann und ihn 
zwingen, ſich auf ſein Recht zurückzuziehen. Wir hätten im März die Throne 
ſtürzen können, aber das iſt nicht geſchehen, und darum ſind und bleiben die 
Könige ſouverän. Aber Könige behalten wollen und ſie nicht ſouverän ſein 
laſſen, iſt ein Unfinn. Solange eine Spur von Freiheit in Deutſchland fein 
wird, wird die Nation nicht vergeſſen, daß ſie ſouverän iſt und ihre Verfaſſung 
machen kann. Das aber ausſprechen, iſt, als ängſtigte man ſich, dieſe Herrlich 
keit zu verlieren. v. Mühlfeldt: Er halte dieſe Sätze für ſolche, die vielleicht 
in einem Lehrbuch des künftigen deutſchen Staatsrechts ſtehen werden, ob- 
ſchon er zweifle, daß es je ein vernünftiger Staatslehrer lehren werde. Abri⸗ 
gens ſind ja die Deputierten ſelbſt ſolche einzelne, die wenigſtens zeitweiſe die 
Souveränität darſtellen. v. La ſaulx: Er liebe derartige Sätze nicht, wenn man 
aber überhaupt etwas aufnehmen wolle, ſo rate er, daß man die Lykurgiſche 
Rhetra annähme: Kvouos 6 Ödung Eotw... Al ds o, & Öduos uſw. 
(ſ. Plut.). 
Soll alſo Ahrens' Antrag, mit dem ſich Wigard einverſtanden erklärt 
(ſ. o.) angenommen werden? — Verworfen; Ahrens, Reh, Schüler, Wigard 
gegen 21. 
Soll von Wigards 8 63 b Satz 1. 2 angenommen werden? — Ver⸗ 
worfen. 
Soll der dritte Satz von der Erblichkeit angenommen werden? — Ver⸗ 
worfen. 


Zweite Leſung der Verfaſſung 
Der Abſchnitt „das Reichs oberhaupt“ 


Es wird zur Vorbereitung zur zweiten Leſung, Abſchnitt III, übergegangen. 
v. Notenhan beantragt, die 88 64 und 65 auszuſetzen, bis die Bevollmäch⸗ 
tigten gehört worden. RNießer: Er hätte nichts gegen dieſen Antrag; aber 
wir müſſen uns dann wenigſtens klar werden, daß wir dann überhaupt nichts 
weiter vornehmen können. Es komme dazu, daß mit den geringeren Pflichten, 
etwa Oſterreichs, auch geringere Rechte folgen würden. v. Rotenhan: Er 
habe für feine Anſicht anzuführen, daß wir ſoeben Mühlfeldts Antrag an⸗ 
genommen, wogegen Scheller bemerkt, daß wir ebenſo geſtern beſchloſſen 
haben, ungehindert fortzuſchreiten. Dies um ſo mehr, da wir uns vorbehalten 
haben, die Meinung der Regierungen ſchließlich zu vernehmen. Welcker: 
Er ſei der Meinung, daß wir nur gerade dieſen Paragraphen ausſetzen müſſen, 
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ſonſt weitergehen können. Es iſt das Intereſſe des öffentlichen Anſtands und 
der Ehre dieſes Ausſchuſſes dabei. Wenn der König von Preußen erklärt hat, 
nicht ohne Zuſtimmung der Fürſten die Krone annehmen zu wollen, ſo kann 
es ihm nicht erwünſcht ſein, daß er durch Männer, die für ſeine treuen Diener 
und Anhänger gelten, buhle um die Krone. Worauf eine allgemeine Miß⸗ 
billigung. Der Redner entwirrt ſeine Rede und das Mißverſtändnis, das ſich 
daran geknüpft habe. Es ſei übrigens bekannt, daß ſich in den allernächſten 
Tagen aufklären werde, daß es mit der preußiſchen Kaiſerkrone nichts werde, 
und deshalb ſei es natürlich, daß wir noch einige Tage warten. Mittermaier: 
Er ſtimme dem Antrage Notenhans bei. Er beſorge, [daß] durch Abſtim⸗ 
mung und Beſchluß hier eine Verſtändigung mit den Kammern, die aufge: 
regt ſind, erſchwert werde. Das Verhältnis mit Oſterreich muß feſtgeſtellt 
werden, aber ein gewiſſer Beſchluß jetzt würde die Verſtimmung ſteigern und 
Dinge hervorrufen können, die höchſt beklagenswert für alle Freunde der 
Ordnung ſein würden. Wigard: Er ſei gegen die Ausſetzung, und zwar nach 
den Erfahrungen der erſten Leſung, und weil in der Tat doch alles weitere 
davon mehr oder weniger dependiert. Gerade die Gründe, die Mittermaier 
angeführt hat, würden ihn dafür beſtimmen, damit das Volk Gelegenheit hat, 
ſich auszuſprechen, ob es mit der Kaiſeridee ſich vertragen wolle. Waitz: Er 
lege zuerſt für ſeine Freunde Verwahrung dagegen ein, daß ſie im Intereſſe 
von Preußen oder gar des preußiſchen Königs geſtimmt hätten. Sie hätten am 
wenigſten ſich durch die Weigerung des preußiſchen Königs beſtimmen laſſen. 
Er erkläre, daß er gerade durch die Amſtände, wie fie find, ſich bewogen fühle, 
für die Erblichkeit zu ſtimmen, und er denke, es werde ſich in der National⸗ 
verſammlung noch mancher in gleichem Falle befinden. Er glaube, daß es 
nicht unangemeſſen ſei, dieſen Paragraphen zu verſchieben. Ob man noch Be⸗ 
ratung nötig habe, wiſſe er nicht. Er glaube, daß wir einige Tage ſpäter mehr 
Material zu beraten haben werden. Nießer: Er glaube, daß der Gegenſtand 
einer Beratung der ſein müßte, daß man ſich ohne gegenſeitige Erbitterung die 
Tatſachen mitteilte, um zu ermitteln, wofür ſich denn wohl die Nationalver— 
ſammlung und die Nation entſcheiden dürfte. Wie er dann ſehr gern ſich der 
ſtärkeren Majorität zuneigen werde. Die Möglichkeit, irgendwie ein Nefultat 
zu finden, ſcheine ihm ſo wichtig, daß er darum, aber auch nur darum, eine 
Beſprechung wünſche. Aber über einzelne Paragraphen abzuſtimmen aus 
dem Zuſammenhang des Ganzen heraus, ſcheine ganz untunlich. Wie ſollen 
wir z. B. den Paragraphen der Zivilliſte beraten, und es iſt doch geſtern 
bereits das Direktorium empfohlen, daß damit die Zivilliſte geſpart werde. 
And ebenſo über Nefidenz, über Anverletzlichkeit, über Reichsrat. v. Laſaulx 
nach anderem: Die Erklärung von Waitz ſei ihm pſychologiſch ſehr intereſſant, 
da Waitz uns früher erzählt habe, daß ihm der Siebzehner-Entwurf aus der 
Hand gefallen ſei, eben wegen der Erblichkeit. Waitz entgegnet das Nötige: 
Die Einheit, habe er ſtets erklärt, gehe ihm über alles, die Fürſten aber wollen 
das Direktorium, und das halte er für die größte Kalamität, und dazu werde 
er nie ſeine Hand und ſeine Stimme leihen. Reh: Er ſchließe ſich dem an, 
was Rießer ſagt. Er wünſche, daß wir unbehindert unſern Weg gehen, zu: 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 33 
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nächſt aus den von Mittermaier für das Entgegengeſetzte angegebenen Grün⸗ 
den. Wir müſſen durch einen entſchiedenen Beſchluß die Stimmung aufklären 
und fixieren. Sodann: Er höre, daß ſich ein anderer Verfaſſungsaus ſchuß 
mit einem Entwurf beſchäftige, und obſchon er nicht begreife, wie gewiſſe 
Herren hier und dort tätig ſein können, müſſe er doch ſagen, daß es Gerücht 
ſei, daß jene Verfaſſung ganz den Wünſchen der Fürſten angemeſſen [ſei] und 
von denſelben okroyiert werden würde. Dies Gerücht wird verbreitet, und er 
halte es für wichtig, durch Tatſachen dem entgegenzutreten. Ahrens: Er ſei 
ſehr erſtaunt über die Bemerkungen von Reh, und greift denſelben perſönlich 
an. Welcker: Er ſehe in der Art, wie man [von] feinen und feiner Freunde un⸗ 
ſchuldigen Bemühungen ſage, deutlich, wie gereizt man ſei; er habe das auch 
ſchon vorher bemerkt. Auch ihm erzähle ſein Stiefelputzer mancherlei. Wenn 
irgendein Gedanke an Oktroyieren fie geleitet hat, fo ſei es, daß, wenn in der 
Paulskirche gar nichts erzielt werde, dann nichts anderes übrig bleibe. Aber er 
halte die Oktroyierung für das allerſchmachvollſte, nicht bloß für die National⸗ 
verſammlung, ſondern für die ganze Nation, deren Elite in dieſer Verſamm⸗ 
lung. Er halte Reh für einen Ehrenmann, und er glaube, Reh werde bedauern, 
das Infamſte und Niederträchtigſte, was man ſagen könne, auch nur erzählt 
zu haben. Reh: Er habe nur als von einem Gerücht geredet, und er habe ge⸗ 
glaubt, daß die betreffenden Herren, ſtatt erboſt zu ſein, ihm danken ſollten, 
daß er in der Offenheit, die er ſtets habe, ſich über dieſe Gerüchte geäußert habe. 
Soll alſo nach v. Rotenhans Antrag 8 64 und 65 in Beratung und 
Beſchlußfaſſung ausgeſetzt werden, bis wir die Bevollmächtigten gehört 
haben? 5 


Zell: Er dreſche nicht gern leeres Stroh, es ſind Anträge gemacht, die viel 
weiter gehen, und er wünſche, daß entweder vertagt werden müſſe oder in dem 
ruhigen Gang der Beratung fortzufahren ſei. 

v. Rotenhans Antrag? — Verworfen, 10 gegen 14. 


§ 64. Ahrens: Er ſei mit Rießer einverſtanden, daß wir nach Neſultaten 
ſtreben müſſen. Auch ihn habe ſtets das Praktiſche geleitet. Die Politik for- 
dert von uns etwas. Was iſt möglich und ausführbar, auf welche Weiſe können 
die Wünſche der Nation befriedigt werden? Wir haben große Erfahrungen 
gemacht. Gewiß werden viele, die ein Erbkaiſertum wollten, geſehen haben, daß 
dies unmöglich iſt, denn es konnte nur entweder durch die Macht der Fürſten 
oder durch den Willen des Volkes gemacht werden. And beides gebricht ihnen. 
Das Erbkaiſertum hat nur Wurzeln geſchlagen in einem großen Teil der 
Bourgeoiſie, die darin das Mittel ſieht, Nuhe und Ordnung herzuſtellen. Dies 
erkenne er an, ſein Auge ſei nicht ſo kurz, ſein Herz nicht ſo eng, daß er 
nicht ſehe, daß diejenigen, die Preußen an die Spitze ſchaffen wollten, patrio⸗ 
tiſchen Ideen gefolgt ſeien. Aber ſie müſſen ſehen, daß das jetzt unmöglich ſei. 
Früher habe er gehofft, durch Lebenslänglichkeit eine Majorität zu erhalten, 
er habe ſich getäuſcht. Jetzt ſind nur zwei Parteien, Erbkaiſertum und Be⸗ 
halten von Oſterreich. Er ſei jetzt für jeden Antrag, der Oſterreich beim Neich 
hält und der gegen Erbkaiſertum iſt. Rießer: Er ſei zu einem anderen Re= 
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ſultat gekommen. Er habe für das Erbkaiſertum geſtimmt, aber nie verhehlt, 
daß er ſtets ein kühler Anhänger desſelben geweſen ſei. Er glaube aber, 
daß die einzig ſolide Chance noch jetzt dafür ſei. Erinnern wir uns der Ab⸗ 
ſtimmung: 120 Stimmen für die republikaniſche Spitze. Die ſo ſtimmten, 
haben nicht bedacht, daß Monarchien, die über ſich etwas Höheres haben 
ſollen, an dem die Monarchien keinen Anteil haben, untergehen müſſen oder 
das über ſich zerſtören werden. Eine Monarchie kann nur an der Spitze ſein, 
nicht einer abſolut republikaniſchen über ſich untertan ſein. Jene 120 Stimmen 
ſind Republikaner und werden dies auch in den Einzelſtaaten einführen wollen. 
Sodann hatten wir 84 Stimmen für das Direktorium; d. h. dieſe Herren 
find monarchiſch, aber der Schwerpunkt der Macht liegt dann in den Einzel: 
ſtaaten und bleibt dort. Für die ſechs Jahre waren 196 Stimmen, meiſt in 
antimonarchiſchem Sinn, denn hierin iſt ein Minimum von Monarchie. Für 
die Lebenslänglichkeit waren 38, für den Turnus 14 Stimmen. Hätte bei der 
erſten Leſung eines dieſe beiden Stimmen gehabt, ſo würde er ſich dem gefügt 
haben. Aber man wird doch nicht glauben, daß die 211 Stimmen ſich den 14 
und 38 fügen ſollen. Er finde es völlig konſequent, daß Waitz jetzt zu dem 
übergeht, was Ausſicht hat. Es kann ſich eine Majorität gegen die Erblichkeit 
für das Direktorium nur bilden, wenn die antimonarchiſchen Elemente in der 
Verſammlung und [im] Volk [fich] mit den entſchiedenen Monarchiſten, die 
aber das Gewicht in die Einzelſtaaten legen, vereinen. Aber was ſoll daraus 
werden? Es müſſen den antimonarchiſchen Elementen ungeheure Zugeſtänd— 
niſſe gemacht werden, denn ſonſt kommen fie nicht. Wir werden alfo eine un- 
geheure demokratiſche Macht nicht fremder Maſchine als Repräſentanten 
bekommen, und dazu eine Macht, deren Gravitation nicht in der Einheit, 
ſondern in den Einzelſtaaten iſt. Eine Regierung iſt da abſolut unmöglich, 
und dieſes Direktorium einem ſolchen Volkshaus gegenüber iſt ein Zuſtand, 
der unmöglich iſt. Entweder zieht ſich dann alle Macht, auch die geiſtige, 
nach den Einzelſtaaten, wir bekommen eine immenſe Macht der Demokraten 
und Interpellanten, aber ohne Realität; oder es wird dieſe demokratiſche 
Macht ſehr bald über den Haufen geworfen. So ſehe er hier keine Formation 
voraus, bei der Deutſchland beſtehen kann. Andererſeits leugne er nicht, daß 
jene ablehnende Stelle in der preußiſchen Note ihn ſehr chokiert habe, aber 
noch mehr habe die öſterreichiſche Note ihn wieder auf die preußiſche Seite 
gedrängt. Waitz: Er habe ſich früher ſehr entſchieden gegen das Erbkaiſer— 
tum ausgeſprochen. Er ſei nicht in der Lage, etwas Weſentliches zurückzu⸗ 
nehmen und halte noch jetzt es für keine glückliche Löſung unſerer Aufgabe. 
Er habe ſich alle Möglich keiten durchgedacht, aber eines habe er ſtets feitge- 
halten, daß eine einheitliche Gewalt an der Spitze ſtehen müſſe, und er habe 
in dieſem Geiſt für die proviſoriſche Zentralgewalt geſprochen und gewirkt. 
Damals glaubte er, daß ein Mitglied eines Fürſtenhauſes ausreichend ſei, die 
Staaten zu ſchonen und doch die Einheit zu erhalten. Darum habe er die 
Gründung mit Jubel begrüßt. Die Erfahrung hat gezeigt, daß dies ganz un⸗ 
richtig war. Er habe ferner früher gemeint, alle Gewalt liege im Volkshaus. 
Er meine zwar nicht, daß ein Volkshaus eine Gewalt hinter ſich haben müſſe, 
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aber es kommt darauf an, daß man eine Macht vor ſich habe, die man treiben 
und beſtimmen könne. Anſere Zentralgewalt hatte keine Macht, darum wurden 
wir ohnmächtig. Darum ſehe er ein, daß wir eine ſchon begründete Macht an 
der Spitze haben müſſen. Ferner habe er geglaubt, daß durch Wahl des 
Volkes ein Regent an die Spitze komme. Er habe gemeint, daß ſo erſt Preußen 
einige Zeit an die 1 kommen müſſe, und wenn es einigermaßen aufge⸗ 
gangen, möge auch Oſterreich herankommen. Wenn irgendwo eine Idee, ſo 
ſei dieſe doktrinär geweſen. Er ſehe aber, daß dieſe Idee gar keinen Anklang 
im deutſchen Volk gefunden. Es hat ſich kein Quentchen des Volkes dafür 
geäußert. Jetzt gibt es nur zwei Möglichkeiten: Ein Direktorium, wie die 
Fürſten es machen, oder einen Erbkaiſer. Alles andere iſt nichts, ſelbſt wenn 
wir es beſchließen. Von einem republikaniſchen Präſidenten kann die Rede 
nicht ſein, für den Turnus ſei gar keine Sympathie. Das Direktorium be⸗ 
treffend, habe er nicht bloß alle Antipathie wie früher, ſondern lieber wünſche 
er die Rückkehr des alten Zuſtandes. Was wollten wir? Einmal Freiheit. 
Die haben wir hinreichend. And dann Einheit. And die mit einem Direktorium 
iſt abſolut unmöglich, und zwar beſonders dann, wenn Oſterreich teilnimmt. 
Bisher hatte [man] wenigſtens eine preußiſche Politik, und die war deutſch. 
Wenn aber Preußen ſich unſerer Verfaſſung unterordnet, und nur zum 
dritten Teil, ſo hat es keine Regierung mehr, und das zweite Glied iſt ebenſo⸗ 
wenig ſelbſtändig, und beides folgt Oſterreich. Oſterreichiſche Politik aber, 
das ſcheue er nicht auszuſprechen, ſei antideutſch. Deutſchland iſt an dem Ge⸗ 
ſamtſtaat geſtorben, und wenn ich das ganze übrige Leben Deutſchlands an 
Oſterreich binde, ſo vernichte ich es vollkommen. So ſei es ihm unmöglich, für 
ein Direktorium zu ſtimmen. Soll es ſein, ſo mögen es die Fürſten ſetzen und 
die Schuld daran tragen, damit wir es ſpäter wieder abſchütteln können. So 
bleibt nur das Erbkaiſertum. Das hat zu ſeinem Verwundern Sympathie im 
Volk, nicht bloß in der Bourgeoiſie, ſondern bei allen, die Macht wollen. 
Es iſt in Hannover viel tiefer gedrungen, als er je möglich geglaubt. Es findet 
auch Widerſtand, wie jede Idee, und auch in ihm finde ſie noch Widerſtand. 
And doch folge er derſelben, denn in dieſer Idee iſt Hoffnung. Wenn Oſter⸗ 
reich als Geſamtſtaat bleibt, ſo kann, ſo darf es nicht im Bunde ſein. So ſehr 
er Deutfch-Öfterreich wünſche: Wenn es erſt zum Geſamtſtaat gehören will, 
darf es nicht zu uns gehören. Will es eine öſterreichiſche Großmacht in Eu- 
ropa ſein, ſo iſt alles andere: Soldaten, Geld, Zoll uſw. gleichgültig. Es 
kommt darauf an, ob die 13 Millionen zu Deutſchland oder zu Oſterreich in 
die Schale geworfen werden, beides zugleich iſt nicht möglich. So, rein aus 
praktiſchen Erwägungen, ſtimme er für das Erbkaiſertum, und zwar mit völlig 
innerlicher Ruhe und gutem Gewiſſen, ſeit die öſterreichiſche Note gekommen 
iſt. Wigard: Am etwas zuſtande zu bringen, muß man eventuell auch für 
etwas ſtimmen, was der Überzeugung nicht widerſpricht. Herr Waitz hat 
darauf Bezug genommen, daß die Erblichkeit große Sympathie gefunden 
habe. Ich finde, daß die Antipathien gewachſen ſind, z. B. Bayern, Würt⸗ 
temberg, Sachſen. Zuletzt würden Süd: und Norddeutſchland auseinander⸗ 
ı Bon * bis“ von der Hand Hergenhahns. ö 
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gehen. Kann es dem preußiſchen Hauſe darum zu tun ſein? Die Anſicht einer 
fechsjährigen Wahl hat allerdings bedeutenden Anklang gefunden, fie hat im 
Hauſe eine bedeutende Minorität für ſich gehabt. Hier möchte der Punkt der 
Vereinigung zu finden fein. Viele von der Linken haben gegen ihre Aber— 
zeugung dafür geſtimmt, um eine Einigung zu erlangen. Warum will die 
andere Partei kein Haarbreit nachgeben? Auf der einen Seite will man auf 
einem unausführbaren Prinzip mit Starrheit feſthalten, während man auf 
der anderen Seite alle möglichen Konzeſſionen macht. In Oſterreich iſt man 
übrigens ſchon von der Geſamtmonarchie abgegangen und will eine Föde— 
rativmonarchie begründen. Es wäre ein Verrat an der deutſchen Sache, Deutfch- 
Oſterreich aufzugeben. Welcker: Herr Nießer hat als Grund angegeben 
für die Erbmonarchie, daß dieſe doch immer noch die meiſte Ausſicht auf die 
Majorität habe. Ich muß geſtehen, wenn ich deren Anhänger geweſen wäre, 
ſo würde mir dies der entſcheidende Grund ſein, nein dazu zu ſagen. Hätte 
ſie keine Ausſicht auf die Majorität, ſo würde ich vielleicht meinem Prinzip 
treu geblieben ſein, weil es keinen Schaden gehabt hätte. Ein Sieg der Erb— 
monarchie würde ein Anglück fürs Vaterland fein, es würde ein Zeichen fein, 
daß die Nationalverſammlung ihre Anſicht dem Heil des Vaterlandes vor— 
ſetzte. Es würde ein Feſt für die Wühler ſein; ſie würden ſich erheben, um 
den Amſturz alles Beſtehenden herbeizuführen. An die verletzten Gefühle, 
welche durch den Sieg der Erbmonarchie erregt würden, würden ſie ihre Pläne 
knüpfen. Man würde der Ehre des Fürſten nicht ſchmeicheln, welcher ſein Wort 
gegeben habe, die Kaiſerwürde nicht anzunehmen ohne Zuſtimmung der Für⸗ 
ſten.“ Ihn dennoch wählen, bringt entweder zur Auflöſung der Nationalver⸗ 
ſammlung oder zum Bürgerkrieg. Waitz habe von Oſterreich und der öſter— 
reichiſchen Note geſprochen; er geſtehe, daß er in allen dieſen Beziehungen ge- 
rade der entgegengeſetzten Anſicht ſei und ſtets geweſen ſei. Er halte übrigens 
dieſe Anſichten für unwiderlegbar, denn ſie ſeien ein Produkt eines ganzen 
Syſtems von hiſtoriſchen, politiſchen, religiöſen Anſichten, und er glaube, 
damit Waitz nicht zu verletzen; es gibt folche unzerſtörbare und unverbeffer- 
liche Grundanſichten in der Literatur, beſonders der proteſtantiſchen, und zu 
dieſen gehöre Waitz. And da er in dieſer Zeit ſo überraſcht worden ſei durch 
dieſe Anſichten, ſo möchte er bekennen, daß, obſchon er guter Proteſtant ſei, 
die Katholiken viel mehr geneigt und geeignet ſind, ſich in die Proteſtanten 
hineinzufinden als umgekehrt. Aus dieſem Ideenkreiſe ſtammt das preußiſche 
Erbkaiſertum und die falſche Beurteilung der öſterreichiſchen Note. Er habe fie 
ſehr höflich und anſtändig gefunden, im Verhältnis zu dem, was man Oſter⸗ 
reich von hier aus geſagt hat. Wenn man in Ofterreich ſagt: Sprecht nicht 
vom alten Bunde oder ihr ſollt zuſchanden werden, und dann die Antwort 
kommt, Oſterreich wolle die Vereinbarung, ſo wünſchte er nur, daß wir, die 
wir ohne Macht hier ſitzen, dies nachahmten. Nie habe er eine größere Miß⸗ 
deutung, eine lügenhaftere Verdrehung gehört, als die der öſterreichiſchen 
Note. Er habe die Abſicht, vorzuſchlagen, daß die Reichsregierung durch 
ein Direktorium gebildet werde, wünſche aber das in ſpäterer Sitzung zu ent- 
wickeln, da es viel Zeit koſten werde. 
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Es wurde! in der Beratung des Entwurfes über [das] Reichsoberhaupt 
fortgefahren. Welcker: Er werde gegen die einzige Möglichkeit, die noch der 
Mühe wert iſt, zu beſprechen, gegen die Erblichkeit reden. Auf dieſem Wege 
werde man am allererſten den Krawall zu fürchten haben. Wenn man es 
nicht dahin bringt, auf irgendeine Weiſe für eine praktiſche Form [zu ſorgen!, 
die auch ſonſt noch Anterſtützung erhält, fo wird man außer Krawallen, die 
man allenfalls niederſchlagen könnte, Oktroyierung zu erwarten haben, die das 
fürchterlichſte iſt. So ſei er denn auf einen Vorſchlag aus, der wenigſtens 
außer der allgemeinen Zuſtimmung auch die der Regierung vermeide [fo]. 
Deshalb habe er den Vorſchlag, den er für den allerbeſten halte, nämlich daß 
Preußen und Oſterreich in kurzem Wechſel an der Spitze ſtehen, aufgegeben. 
Denn die Einwürfe, daß dieſer Turnus benutzt werden würde zur Mehrung 
der jedesmaligen Hausmacht, ſeien wie alle derartigen Einwürfe Phraſen, 
und er habe nie ein Gewicht darin gefunden. Er gebe den Turnus auf, weil er 
den ganzen Frieden Deutſchlands darin ſehe, daß etwas zuſtande komme. So 
habe er ſich denn zu einem neuen Vorſchlag herbeigelaſſen, der aus den Ideen 
von Herrn Bunſen, Herrn Hanſemann, Herrn Notenhan das Weſentliche 
aufnimmt und einiges Neue hinzufügt. Wenn Rießer bemerkt hat, daß dies 
gegen die Monarchie ſei, ſo ſei dies ihm unbegreiflich, denn ein Kaiſer ſei der 
letzte Schritt zur Demokratie, und ein ſolcher Kaiſer, der die Monarchien auf⸗ 
gebe, würde, wie Napoleon geſagt hat, einen Thron auf Flugſand gebaut 
haben. Die ſämtlichen anderen Monarchen hören auf zu exiſtieren, nicht durch 
Mediatiſierung, wie Freunde des Kaiſertums glauben, ſondern durch gänz— 
liche Vernichtung. Denn die monarchiſche Empfindung lebe in der Anhänglich⸗ 
keit an die beſtimmten dynaſtiſchen Familien, und dieſe müßten erſt vernichtet 
werden, ehe das Kaiſertum Raum gewönne. Auch glaube er nicht, daß dieſe 
Geſinnungen ſo wenig tief ſeien, ſondern ſtatt die Monarchie zu Schein und 
Lächerlichkeit zu machen, müßte man ſie fortjagen oder man muß ihr einen 
Einfluß gewähren und ſie ſo ſtellen, daß ſie ihn geltend machen kann, nament⸗ 
lich da, wo es darauf ankommt, in Zeiten äußerer Gefahr. Die Einheit nach 
innen und außen wird erſtehen und feſt ſein, wenn wir imſtande ſind, die Zen⸗ 
tralpunkte der deutſchen Stämme ſo zu binden, daß ihr Gefühl für Ehre und 
Anhänglichkeit mit dem Ganzen ſich identifiziert. And ſo iſt das Direktorium 
für Deutſchland gerechtfertigt. Somit ſchlage er vor, ſtatt des Titels zu 
fagen: „Von der Reichsregierung“. Denn ſchon die Idee eines Reichsober— 
hauptes hätte man weder in der Schweiz, noch in Amerika, noch in den 
griechiſchen Bundesſtaaten, ſondern es fand ſich eine Zentralmacht zuſammen 
aus den einzelnen Regierungen, aber ſo, daß die einzelnen Staaten ſouverän 
bleiben. Er könne ſich den Begriff eines Souveräns nicht denken, wenn die 
einzelnen Staaten auch noch ſouverän ſein ſollen. Er ſei überzeugt, daß das 
Direktorium allein dem Bundesſtaat entſpreche. Er glaube, daß dieſer Vor⸗ 
ſchlag? vor allem nach außen hin eine einheitliche Macht darſtellen und durch 
die Miniſter eine entſchiedene Stärke erhalten wird, dieſe Reichsregierung, ſo 
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zuſammengeſetzt, daß [die] Hauptſtaaten ihre Befriedigung und die anderen 
eine Mitwirkung erhalten, von der Art iſt, daß weder Bayern noch Würt⸗ 
temberg noch ſonſt ein Gebiet dagegen ankämpfen kann. Deiters: Er frage, 
wie ſich Welcker das Verhältnis der Miniſter zu dieſer Reichsregierung 
denke. Wer haftet dafür, daß der Reichsſtatthalter im Verhältnis zu den 
übrigen Bevollmächtigten die Beſchlüſſe aufrechterhalte den anderen ſechs 
Mitgliedern des Direktoriums gegenüber. Welcker: Er könnte ebenſo fragen, 
wer dafür hafte, daß der König dem Willen ſeiner Miniſter entſprechend 
handle. Deiters: Es iſt dies nicht die Sache, ſondern, wenn Ein Oberhaupt, 
ſo genügt die Gegenzeichnung eines Miniſters; aber wer garantiert, daß der 
Reichsſtatthalter ſich mit den anderen Bevollmächtigten verſtändigt habe? 
Welcker: Wer ſichert, könnte man fragen, daß der Reichsftatthalter nicht 
Fälſchungen macht? Wenn der Reichsſtatthalter ſagt, daß in der Sitzung 
der Reichsregierung das oder jenes beſchloſſen iſt, ſo wird man veranlaßt 
fein, dies zu glauben. Deiters: Das Miniſterium iſt gar nicht tätig bei den 
Beſchlüſſen des Direktoriums; wenn nun nicht alle ſieben mit unterzeichnen, 
wie ſind ſie dann gebunden? v. Laſaulx: Er glaube, daß alles Gedeihen 
in menſchlichen Dingen in der Kontinuität beruhe und daß, wenn man die 
Gegenwart von der Vergangenheit losreißt, man auch die Zukunft gefährdet. 
Welckers Vorſchlag iſt eine Art verbeſſerter Bundestag, und den hat man 
in den Tagen, in denen die jetzt im Abnehmen begriffenen Epidemien noch 
nicht graſſierten, für das höchſte Ziel kühner Hoffnungen gehalten. Die Frage, 
um die es ſich handelt, iſt eine Frage der Möglichkeit. Waitz hat gemeint, es 
ſeien nur zwei Dinge möglich; er glaube nur eins. Denn ein Erbkaiſertum iſt 
nur möglich, wenn man Deutſchland zerreißt, und dazu würde er unter keiner 
Bedingung mitwirken. Man kann meinen, daß das Vorgeſchlagene nicht ſehr 
vollkommen iſt, und das meine er auch. Aber es handelt ſich in der Politik 
nur um Mögliches. And gegen das Unmögliche kämpfen ſelbſt die Götter 
vergebens. Wir aber ſind nicht einmal Götter. So würde er ſich dieſem oder 
einem jenem ähnlichen Projekt anſchließen. v. Rotenhan: Rießer hat 
geſtern unſerer Diskuſſion eine beſtimmte Richtung gegeben, auf die er ein⸗ 
gehen müſſe. Er gehöre zu denen, die es ſehnlichſt wünſchen, daß der Bundes- 
ſtaat das ganze Deutſchland, Oſterreich mit, umfaſſen möge. Er habe es ſtets 
beklagt, daß bisher keine Verſuche gemacht ſind, ſolche Formeln herzuſtellen, 
die dieſe Möglichkeit vorſtellig machten. Man iſt vielmehr von der Idee der 
Anmöglichkeit ausgegangen. Er heiße es willkommen, daß ſich eine Kom⸗ 
miſſion, wenn auch nicht aus unſerer Mitte, die Aufgabe geſtellt hat, dieſes 
Bedürfnis zu befriedigen. Wenn er ſich frage, ob es möglich ſein wird, Vor⸗ 
ſchläge zu finden, die dieſe Aufgabe löſen, ſo löſen, daß ſie Oſterreich annimmt 
und Deutſchlands Bedürfnis befriedigt wird, ſo müſſe er bekennen, daß er 
wenig Hoffnung darauf habe, daß es gelinge. Das Haupthindernis beſteht 
darin, daß, wenn Oſterreich ſich auch föderaliſtiſch geſtaltet, ſich doch eine 
Zentralvertretung geltend machen wird, und ebenſo, daß Deutſchland eine 
Zentralrepräſentation haben wird. And daß die öſterreichiſchen Lande ſo 
zwiſchen zwei höchſten Potenzen ſtehen ſollten, ſcheine ihm eine unlösbare 
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Aufgabe. Aber es ſcheine recht, dieſen Verſuch zu machen, damit uns keinerlei 
Vorwürfe treffen. Wenn aber die Aufgabe unlösbar ſcheint, ſo wird man 
ſtets auf den doppelten Bund des Gagernſchen Programms zurückkehren. 
Wie wird ſich dann die Oberhauptsfrage in betreff des engeren Bundes ge- 
ſtalten? Da ſtehe er denn dem erblichen Oberhaupt mit ſeiner Anſicht am 
nächſten. Auch fein früherer Vorſchlag ſei in dieſer Richtung geweſen, aber 
ſo, daß den übrigen Staaten noch ſelbſtändiges Leben und Anteil an der 
Reichsregierung gewährt ſei. Er ſei noch überzeugt, daß die Hauptgefahr des 
erblichen Kaiſertums darin ſei, daß ſie in den übrigen Staaten eine konſe⸗ 
quente und kompakte Oppoſition bilden wird. Er meine aber, daß die Zentral- 
regierung die ſtärkſte fein wird, die alle Kräfte möglichſt vereint. Und das iſt 
nur dann der Fall, wenn man dem berechtigten Partikularismus der Einzel⸗ 
ſtaaten ſeine Exiſtenz geſtattet. Das ſeien die Gründe ſeines früheren Vor⸗ 
ſchlages. Abrigens glaube er mit demſelben dem Vorſchlag der preußiſchen 
Note ſehr nahe zu ſtehen, obſchon er bekenne, daß er noch ziemlich roh ſei. Es 
komme immer darauf an, ob die Stellung des Statthalters mehr oder weniger 
frei und umfaſſend ſei, und ſo nähere man ſich allerdings dem Erbkaiſertum, 
freilich ohne gerade dieſen Namen. And fo würden ſich alle einzelnen Ne: 
gierungen mit Freudigkeit und Liebe anſchließen können. Jedenfalls wenn wir 
auf dieſem Wege das Proviſorium raſch in das Definitivum übergehen laſſen, 
ſo werden wir manche Schwächen damit übertragen können. Wie die Sache 
jetzt aber liege, könne er ſich wohl denken, daß ſich ein norddeutſcher Verband 
bildet, der für ſich voran geht, und dann wird ſich fragen, was im Intereſſe 
der anderen Staaten zu tun iſt. v. Sommaruga redet ein Weiteres zur Emp⸗ 
fehlung des Welckerſchen Vorſchlages. Beſonders daß hiermit das Wider- 
ſtreben einzelner Staaten überſeitigt werde, ſo daß, was etwa dem Reiche 
an Macht abgeht, an Willfährigkeit der Einzelſtaaten hinzutritt. Gülich: Er 
habe einen eventuellen Vorſchlag zu machen, da er ſich nicht einfallen laſſe, 
die erbliche noch die direktoriale [Spitze] anders beſtimmen zu wollen. Er 
ſchlage folgendes vor: Bei 8 1 würde zunächſt in Frage kommen, ob man 
einen regierenden Fürſten nehme oder nicht. Wird dieſer Paragraph ange- 
nommen, fo kommt die Erblich keit in Frage; wird fie abgeworfen, was dann? 
Er ſchlage vor, nach dem 8 64, ſofern er angenommen werde, folgende Para— 
graphen zu ſetzen: 

„§ 65. Dieſe Abertragung geſchieht auf Zeit, die Dauer derſelben be⸗ 

ſtimmt ein Reichsgeſetz. 


8 65a. Das Reichsoberhaupt wird in gemeinſchaftlicher Sitzung des 
Staatenhauſes gewählt. Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz“. 


Tellkampf macht darauf aufmerkſam, daß ja eine direktoriale Spitze das 
Allerſchwächſte ſei, und gerade in dem von allen Seiten gefährdeten Deutſch⸗ 
land würde eben eine ſolche Nepräſentation der Neichsgewalten zu aller 
Schande zurückführen. Welcker: Es ſei das eigentlich Regierende das Mini⸗ 
ſterium und das Parlament, dem es verantwortlich ſei. Er habe übrigens 
gemeint, eine gewiſſe Einheit, wenn auch eine moraliſche, ſei gerade hier vor= 
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handen, indem entweder Preußen oder Oſterreich an der Spitze ſtehe. 
And er glaube, daß die Einheit, die wir in die Geſamtregierung von 
Deutſchland bringen, indem wir zwiſchen beiden Regierungen eine Art Turnus 
machen, dem Ganzen zum größten Heil gereiche. Der Turnus in Mainz hat 
Friede geſchafft. Wolle man eine einige Regierung über dem Direktorium, ſo 
vereinige man die beiden Regierungen in der vorgeſchlagenen Weiſe. Dei⸗ 
ters: Er wolle nur ein paar Worte ſagen, um feine Abſtimmung zu recht⸗ 
fertigen. Er könne ſich auch für dies Direktorium nicht entſcheiden, er müſſe 
bei dem ſtehen bleiben, was 8 64 beſchloſſen iſt. Auch halte er auch noch jetzt 
im Prinzip die Erblichkeit für das Nichtige und Heilſame. Aber infolge der 
Noten, die erlaſſen ſind, könne er nicht mehr an die Erblichkeit denken, und 
er würde jetzt für die ſechs Jahre ſtimmen. Aber er erkläre, daß er möglicher— 
weiſe im Hauſe für die Erblichkeit ſtimmen werde, wenn Ausſicht wäre, daß 
dort eine ſolche Majorität zuſtande käme, daß der Erfolg ſich dadurch geſichert 
zeige. Dahlmann interpelliert Deiters, wie er in der preußiſchen Note 
eine Ablehnung der Erblichkeit habe finden können, worauf ſich Deiters den 
Amſtänden nach erklärt. Mittermaier: Er habe einige Erklärungen zu 
geben. Vor allem könne er nicht davon abgehen, daß ein Bundesſtaat zu 
gründen ſei mit einer kräftigen, mächtigen, einheitlichen Verwaltung. Er be— 
klage, daß die Sache dadurch in Frage geſtellt iſt, als habe der Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß einen Einheitsſtaat gründen wollen. Er könne daher mit dem 
Gedanken eines Direktoriums ſich nicht befreunden, obſchon Welckers Durch— 
führung manche Einwendungen ablehnt. Aber ein Staat ohne ſtetige kräftige 
Politik kann nicht gedacht werden, und wenn dieſe Statthalterſchaft alle drei 
Jahre zwiſchen den beiden Großmächten wechſelte, ſo kann daraus keine 
Politik kommen. Was ihn aber am meiſten bewege, ſei, daß er die Erklärungen 
wünſche: Einmal, es gehe ihm wie Deiters, daß er den Schluß der preußiſchen 
Note als gegen das Kaiſertum gerichtet finde. Was wiſſen alſo die Herren 
darüber? Iſt es wirklich nur Phraſe oder iſt es ernſtlich gemeint? Sodann, 
wie legt der Ausſchuß die öſterreichiſche Note aus? Endlich, er habe ſchon 
früher geſagt, er könne für die Erblichkeit ſtimmen, wenn man ihm ſagen 
könne, was es mit dem Aufgehen Preußens zu ſagen habe. Solange er das 
nicht wiſſe, müſſe er bedenklich ſein. Der Vorſitzende antwortet auf dieſe 
drei Fragen das Notwendige. Preußens Aufgehen in Deutſchland werde 
nur dann möglich ſein, wenn es erblich an der Spitze ſtehen wird. Mitter— 
maier: Er wünſche dieſe innere Amwandlung Preußens als eine Art Wahl- 
kapitulation ausgefertigt. v. Soiron: Wer einen ſolchen Paragraphen zu 
ſeiner Beruhigung bedarf, mag ihn vorſchlagen und ſehen, ob er damit hin⸗ 
durchkommt. Ahrens: Auch ihm gefalle das Direktorium ſo wenig wie das 
Erbkaiſertum. Aber er werde für alles ſtimmen, was das Erbkaiſertum un⸗ 
möglich macht. Er könne ſich noch manche andere Möglichkeit denken, aber er 
ſehe danach, wohin neigt ſich die Majorität, die Oſterreich beim Reich be- 
halten will? And ſo ſtimme er für das Direktorium. Er begreife wohl, daß 
die Erbkaiſerlichen aus allen Melodien gegen das Direktorium ſprechen 
werden, obſchon er nicht begreife, wie man das könne, da eigentlich das Diref- 
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forium alle auch einheitlichen Wünſche befriedige. v. La ſaulx: Aber den 
Sinn der preußiſchen Note ſei er imſtande, einen Schlüſſel zu geben. Sie 
ſei bekanntlich von Bunſen gemacht, und zwar in dem Stil, daß man 
ſpreche, um zu ſagen, was man nicht meint. Es iſt getan, als ob man nichts 
mit dem Kaiſertum zu tun haben wolle, und eigentlich will man es doch. Das 
ſei eine Sprache innerer Verlogenheit, und dem gegenüber ſei die öſterreichiſche 
Note ein Muſterſtück von Offenheit. Es ſei eine völlige Lüge und Betrug, 
daß eine Kollektivſpitze nicht regieren könne, der römiſche Senat ſei der Gegen⸗ 
beweis. Dann wolle man ſich doch die Perſönlichkeit etwas näher anſehen. 
Der König von Preußen möge liebenswürdig und geſcheut ſein, aber ein 
Mann ſei er nicht, am wenigſten ein Mann von imperatoriſchem Verſtand. 
Auf eine ſolche Perſönlichkeit ein Reich gründen, das iſt faul von Anfang 
her. And dann fordere er wenigſtens, daß man ſage, nicht „einen regierenden 
Fürſten“, ſondern den König von Preußen wolle man. Jürgens erklärt, 
daß man die nun beginnende Abſtimmung nur für eine proviſoriſche halten 
könne. v. Rotenhan wünſcht, ſich das Protokoll offen zu halten. Hergen⸗ 
hahn: Er möchte ebenſo wünſchen, daß die abweſenden Mitglieder gleichfalls 
ihre Stimme nachträglich abgeben könnten. v. Mühlfeldt: Entweder iſt es 
eine Wahrheit, daß wir über dieſen Paragraphen abſtimmen wollen, und 
dann iſt der Beſchluß heut abmachend; oder wir behalten uns vor, die Sache 
nochmals wieder aufzunehmen, und dann haben wir unſere Zeit unnütz ver⸗ 
bracht. Reh: Die Abſtimmung wird eine definitive fein und bleiben, wenn 
nicht die eingehenden Erklärungen der Regierungen uns veranlaſſen, den 
Hauptpunkt unſeres Entwurfes nochmals durchzugehen. Iſt das der Fall, ſo 
werden wir nochmals abſtimmen; wenn nicht, nicht. Wigard meint, daß ſich 
dies von ſelbſt verſtehe, und daß es namentlich nicht nötig ſei, einen neuen 
Beſchluß zu faſſen. Jürgens erklärt ſich damit zufrieden und wünſcht nur, 
daß mit der Mitteilung über dieſe Verhandlungen an Freunde diskret ver⸗ 
fahren werden möge. 


Es wird zur Abſtimmung geſchritten: 


1. Soll mit Welcker ein Direktorium beſtellt werden? — Nein: Dahl⸗ 
mann, Beſeler, Waitz, Deiters, Rießer, Zell, Gülich, Mittermaier, 
‚Reh, Tellkampf, Wigard, Simon, Schüler, Scheller, Hergenhahn, 
Droyſen, v. Soiron (17). Ja: Ahrens, v. Sommaruga, Schreiner, 
v. Mühlfeldt, Welcker, v. Notenhan, v. Laſaulx, Detmold, Jürgens (9). 

2. Wigards Antrag: „Die Regierungsgewalt wird einem Reichsſtatt⸗ 
halter übertragen. Wählbar zum Reichsſtatthalter iſt jeder Deutſche“? — 
Ja: Ahrens, Wigard, Simon, Schüler. Nein: Dahlmann, Beſeler, 
Waitz, Deiters, Rießer, Zell, Gülich, Mittermaier, v. Sommaruga, Reh, 
Tellkampf, Schreiner, v. Mühlfeldt, Welcker, Scheller, v. Rotenhan, 
v. Laſaulx, Detmold, Jürgens, Hergenhahn, Droyſen, v. Soiron. 

3. Wigards Antrag: „Die Würde eines Statthalters wird ... Wählbar 
iſt jedes Mitglied eines regierenden fürſtlichen Hauſes“? — Ja: Schüler, 
Simon, Wigard, Tellkampf, Ahrens. Nein: Droyſen, Hergenhahn, 
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Jürgens, Detmold, v. Laſaulx, v. Rotenhan, Scheller, Welcker, v. Mühl: 
feldt, Schreiner, Reh, v. Sommaruga, Mittermaier, Gülich, Zell, 
Rießer, Deiters, Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron. | 

4. Wigards Antrag: „Die Würde des Reichsoberhauptes wird einem 
Reichsſtatthalter übertragen. Wählbar iſt nur ein regierender deutſcher 
Fürſt“? — Ja: Zell, Ahrens. Nein: Droyſen, Hergenhahn, Jürgens, 
Detmold, v. Laſaulr, v. Notenhan, Scheller, Welcker, v. Mühlfeldt, Schü⸗ 
ler, Simon, Wigard, Schreiner, Tellkampf, Reh, v. Sommaruga, Mitter⸗ 
maier, Gülich, Nießer, Deiters, Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron. 

5. Soll der 8 64, wie er in erſter Leſung angenommen iſt, beibehalten wer⸗ 
den? Waitz macht bemerklich, daß dieſe Frage fehlerhaft iſt, und daß 
nicht abzuſtimmen iſt, wenn nicht auf Streichung angetragen iſt, was 
für paria vota wichtig iſt. v. La ſaulx macht dieſen Antrag. Die Frage 
lautet alſo: 

Soll § 64 geſtrichen werden? — Ja: Jürgens, Detmold, v. Laſaulx, 
v. Rotenhan, Welcker, v. Mühlfeldt, Schüler, Simon, Wigard, Schrei⸗ 
ner, v. Sommaruga, Ahrens (12). Nein: Droyſen, Hergenhahn, Scheller, 
Tellkampf, Reh, Mittermaier, Gülich, Zell, Nießer, Deiters, Waitz, 
Beſeler, Dahlmann, v. Soiron (14). 

6. Soll der Vorſchlag der Vorkommiſſion, die Erblichkeit anlangend, an⸗ 
genommen werden? — Ja: Dahlmann, Beſeler, Waitz, Nießer, Reh, 
Tellkampf, Scheller, Hergenhahn, Droyſen, v. Soiron (10). Nein: 
Ahrens, Deiters, Zell, Gülich, v. Sommaruga, Schreiner, Wigard, 
Simon, Schüler, v. Mühlfeldt, Welcker, v. Rotenhan, v. Laſaulx, 
Detmold, Jürgens (15). Mittermaier ſtimmt nicht. 

7. Soll es mit Wigard heißen: „Das Reichsoberhaupt wird auf vier 
Jahre von dem Reichstag erwählt“? — Ja: Schüler, Simon, Wigard, 
Ahrens. Nein: Droyſen, Hergenhahn, Jürgens, Detmold, v. Laſaulx, 
v. Rotenhan, Scheller, Welcker, v. Mühlfeldt, Schreiner, Tellkampf, 
Reh, mit Vorbehalt v. Sommaruga, Mittermaier, Gülich, Zell, Rießer, 
Deiters, Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron. 

8. Soll es mit Gülich heißen: „dieſe Übertragung geſchieht auf Zeit, die 
Dauer beſtimmt ein Reichsgeſetz“? — Ja: Zell, Gülich. Nein: Dahl⸗ 
mann, Beſeler, Ahrens, Waitz, Deiters, Nießer, v. Sommaruga, Reh, 
Tellkampf, Schreiner, Wigard, Simon, Schüler, v. Mühlfeldt, Welcker, 
v. Notenhan, v. Laſaulx, Jürgens, Hergenhahn, Droyſen, v. Soiron. 
Mittermaier ſtimmt nicht, Scheller ſtimmt nicht. 


V. La ſaulx wiederholt feine Forderung, daß man klar ſage und darüber 
abſtimmt, daß man den König von Preußen wolle. Es entſpinnt ſich daraus 
eine ſehr heftige Szene, in der Laſaulx ſeine Poſſenreißerei verwieſen wird. 
Zell erklärt zu Protokoll, daß er nach Lage der Dinge nicht abgeneigt ſei, 
für die Erblichkeit zu ſtimmen, jedoch fein früheres Votum erſt dann de: 
finitiv abändern könne, wenn die ſchwebenden Verhandlungen eine definitive 
Geſtalt angenommen haben werden. 
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v. Laſaulx ſieht ſich! veranlaßt, auf den Schlußvorfall der letzten Sitzung 
zurückzukommen. Er erklärt, er habe niemanden beleidigen wollen, aber müſſe 
ebenſo zurückweiſen, daß man das von ihm Geäußerte als beleidigend ange⸗ 
ſehen und ſich demgemäß gegen ihn geäußert habe. Namentlich daß das von 
ihm Geäußerte Poſſen ſeien, müſſe er wünſchen zurückgenommen zu ſehen, 
falls man nicht die Angelegenheit zu einer perſönlichen machen wolle. Nach 
einigen Erklärungen wird dieſe Sache aufgegeben. 


Deiters: Der Abgeordnete Teichert habe ihn darauf aufmerkſam ge- 
macht, daß unſer Beſchluß (im Wahlgeſetz), die Garniſon der Soldaten an⸗ 
langend, aus irrigen Vorausſetzungen hervorgegangen wäre, indem Garniſon 
und Kantonnement verwechſelt worden ſei. Es würde unſer Beſchluß nur be- 
ſonders die Offiziere treffen. Ein Garniſonwechſel könne nicht ſo in kürzeſter 
Friſt vor ſich gehen. Es ſchien angemeſſen, dieſe noch nicht klare Sache den 
Aufklärungen der Sachverſtändigen in der Diskuſſion zu überlaſſen. 

Waitz: Es ſei klar, daß die Anträge des Ausſchuſſes im Wahlgeſetz 8 2 
nicht durchgehen werden. Er fragt, ob es dem Ausſchuß genehm ſei, ſtatt ſeines 
Antrages einen anderen zu empfehlen. Wigard meint, daß er ſich dem wider⸗ 
ſetzen müſſe. Nießer verwahrt die Befugnis des Ausfchuffes, ſo zu verfahren. 
Aber dieſe Kompetenz wird ferner noch debattiert, indem namentlich Wigard 
es nach der Geſchäftsordnung für unmöglich hält, daß man den Antrag zu⸗ 
rücknehme. Waitz ſchlägt vor, daß man ſich auf Beſelers Amendement, 
das einen Zenſus beſtimmt, vereinige. 

Soll noch einmal von Ausſchuß wegen auf die Debatte eingegangen 
werden? 

Wigard ſpricht über die Anvernünftigkeit des Zenſus; es gelte ja immer 
nur, den vierten Stand hinwegzuſchaffen. Rießer proponiert das Bieder⸗ 
mannſche Amendement. v. Laſaulx das von Höfken. Es wird ein weiteres 
über die Frageſtellung verhandelt. Die Abſtimmung wird ans Ende der 
Sitzung verſchoben. 


Es wird zum Verfaſſungsentwurf zurückgekehrt. 

865. Wigard beantragt den Titel: „Neichsſtatthalter“. Rießer fragt, 
ob dieſer Titel irgendeinen hiſtoriſchen Vorgang für ſich habe. Man erinnert 
an die Erbſtatthalter von Holland. Wigard: Außer dieſer Analogie rechtfer⸗ 
tige dieſer Name, daß das Oberhaupt Statthalter für die regierenden Fürſten 
iſt und ſomit dem Bundesſtaat entſpreche; dann endlich würde dieſer Titel 
auch die demokratiſche Partei befriedigen. Waitz: Dieſer Name ſei weder 
hiſtoriſch gerechtfertigt noch in dem richtigen Verhältnis zu dem proviſoriſchen 
Reichsverweſer. Endlich würde der Name und damit die ganze definitive Ge⸗ 
ſtaltung nicht in den diplomatiſchen Verkehr Europas gehören. Endlich aber 
ſei dieſer Titel einmal in der Paulskirche. Will man Wechſel, ſo möge er in 
der Paulskirche vor ſich gehen. Wigard: Eventuell beantrage er den Titel 
Präſident. v. Rotenhan: Er finde wahrſcheinlich, daß der Titel von der 
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Nationalverſammlung verwandelt wird, und beantrage deshalb, den Para— 
graphen zu ſtreichen. Dies wurde zurückgenommen. 

1. Soll ſtatt „Kaiſer“ geſagt werden: „Reichsſtatthalter“? — Ja: Ahrens, 
Schreiner, Wigard, v. Sommaruga, v. Mühlfeldt, Welcker, v. Notenhan, 
v. Laſaulx, Detmold (9). Nein: Dahlmann, Beſeler, Waitz, Deiters, 
Rießer, Gülich, Mittermaier, Reh, Scheller, Hergenhahn, Droyſen, 
v. Soiron (12). 

2. Soll die Bezeichnung: „Präſident“ aufgenommen werden? — Ja: 
v. Laſaulr, Wigard. Nein: Droyſen, Hergenhahn, Detmold, v. Noten⸗ 
han, Scheller, Welcker, v. Mühlfeldt, v. Sommaruga, Schreiner, Reh, 
Mittermaier, Gülich, Rießer, Deiters, Ahrens, Waitz, Beſeler, Dahl: 
mann, v. Soiron. 

v. Mühlfeldt: Er bemerke, daß hier eine Beſtimmung fehle, nämlich, wer 
die Würde des Reichsoberhauptes übertrage. Er wiſſe nicht, ob der Aus— 
ſchuß darüber ſich zu äußern Scheu trage. Beſeler: Allerdings ſei dies wie 
im Ausſchuß ſo in der Nationalverſammlung zu Antrag gekommen. Aber es 
habe die Anſicht das Übergewicht gehabt, daß in der Verfaſſung nur die 
dauernde Beſtimmung enthalten [fein] müſſe, während über die Übertragung ein 
eigenes Geſetz zu erlaſſen. v. Mühlfeldt beantragt, der Ausſchuß möge der 
Vorkommiſſion auftragen, alsbald hierüber Vorſchläge zu machen. Gülich: 
Er habe bereits hierüber einen Antrag gemacht für den Fall, daß nicht die 
Erblich keit beliebt werde, denn nach feiner Meinung hätten diejenigen Herren 
recht, dieſen Antrag nicht zu machen, welche für die Erblich keit ſeien. Beſeler: 
Er gebe anheim, dieſe Frage dann zu erörtern, wenn das Subſtantielle des 
Verhältniſſes klar vorliege. Hergenhahn: Gülichs Antrag kann nicht zur 
Abſtimmung gebracht werden, da die Vorausſetzung, auf die derſelbe ge— 
gründet iſt, nämlich die wiederkehrende Wahl, keine Majorität erhalten hat. 

Soll dem Antrag von Mühlfeldt Folge gegeben werden, daß die 

Vorkommiſſion alsbald Vorſchläge mache über die Art der Beſtellung des 

Reichs oberhauptes? — Verworfen, 9 gegen 12. 

§ 66. Wigard beantragt den Wegfall des zweiten Satzes im Abſatz 1 und 
des zweiten Abſatzes. — Verworfen. 

Am Schluß wünſcht Waitz ſtatt „werden“: „bleiben“? — Angenommen. 


8 67. Wigard beantragt Streichung. — Verworfen, 10 gegen 12. 


v. Mühlfeldt vermißt Beſtimmungen über Minderjährigkeit, Neichsver- 
weſung uſw. Von Waitz wird dagegen bemerkt, daß dieſe Beſtimmungen nicht 
verwendbar find, da die Anträge über Erblichkeit, Lebenslänglich keit uſw. 
verworfen ſind. Es wird jetzt nur jeder Minorität Pflicht ſein, ihr Syſtem 
vollſtändig auszubilden, was namentlich die Minorität der Erblichkeit unter- 
laſſen hat. v. Mühlfeldt macht ſeine Gegenbemerkungen. Beſeler: Es 
möge doch von dem Standpunkt ausgegangen werden, auf dem wir uns jetzt 
befinden. Bei jeder Eventualität der Abſtimmung ergeben ſich andere Be— 
ſtimmungen in dieſer Richtung. Da kein beſtimmter Antrag geſtellt war, 
wurde weitergegangen. 
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8 68 — angenommen. 
§ 69 — angenommen. 
§ 70 — angenommen. 
8 71 — angenommen. Tellfampf hat einige Bedenken. | 
8 72 — angenommen. Deiters wünſcht ſtatt verfaſſungsmäßig zu ſetzen: 
„in der Verfaſſung“. — Angenommen. 
8 73 — angenommen. 
8 74 — angenommen. 


875. Waitz: Wir können diefen Paragraphen nur mit Vorbehalt an⸗ 
neben Auf denſelben zurückzukommen bei Gelegenheit des abſoluten Veto, 
das die Vorkommiſſion wieder aufzunehmen vorgeſchlagen habe. Mit dieſem 
Vorbehalt wird der Paragraph angenommen. 


8 76. Nießer macht bemerklich, daß Amneſtierung auch Unterfchlagung 
der Unterfuchung enthalte. Beſeler: Allerdings habe man dieſe Schwierig⸗ 
keiten erwogen, aber er gebe gern zu, daß dieſe Faſſung wenig ſtringent ſei. 
Mittermaier: Allerdings ſei es ein Widerſpruch, daß der Kaiſer in Maſſe 
amneſtieren könne, während bei Einzelabolitionen doch die ſchwerſten Formeln 
und Weitläufigkeiten beliebt ſeien. v. Soiron: Das habe doch auch ſein 
Recht, denn den einzelnen abolitionieren werde ſehr leicht zur Begünſtigung 
vornehmer Individuen, und der arme Verbrecher hat nichts als die Härte des 
Geſetzes gegen ſich. Ganz anders bei Amneſtierungen in Maſſe, wo das Indi⸗ 
viduum ganz in den Hintergrund tritt. Wigard: In Sachſen habe man den 
Fall gehabt, daß man ganze Komplotte niedergeſchlagen hat, weil ſogenannte 
vornehme Perſonen im Komplott mit waren. Er würde wünſchen, die Am⸗ 
neſtierung zu ſtreichen. Beſeler: Er wünſche auf etwas Formelles aufmerk⸗ 
ſam zu machen. Dieſelbe Frage iſt hier ſehr weitläufig debattiert und dann 
trotz der Minoritätserachten in der Nationalverſammlung ſo angenommen, 
wie ſie ſteht. And er glaube, daß in ſolchem Fall der Ausſchuß Anlaß habe, bei 
dem Beſchluß zu beharren. Reh: Auch er habe Bedenken, beſonders da das 
Wort Amneſtie eigentlich gar keine ſcharfe juriſtiſche Bedeutung habe. Es 
könne daraus wahrlich ärgſter Mißbrauch entſtehen. Aber er gebe gern zu, daß 
wir zwiſchen zwei Abeln zu wählen haben, und da finde er, das kleinere ſei, 
die Amneſtierung zu ſtreichen. Rießer: Auch der Ausdruck „einzelne Anter⸗ 
W ſcheine ihm ſehr ungenügend. 

Sollen die Worte „ſowie der Amneſtierung“ fortgelaſſen werden, und 
nachher ſtatt einer einzelnen Anterſuchung geſagt werden: „von Anter. 
ſuchungen“? — Angenommen. | 

8 77 — angenommen. 

8 78 — angenommen. 

§ 79 — angenommen. 


Tellkampf wünſcht, daß in 8 74 ausdrücklich auf den § 108 verwieſen 
werde. — Abgelehnt. 
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Es wird über den Antrag wegen des Wahlgeſetzes abgeſtimmt. 
1. Will der Ausſchuß den Beſelerſchen Antrag adoptieren? — Abge— 
lehnt. 
2. Will der Ausſchuß den Biedermannſchen Antrag adoptieren? — Ab— 
gelehnt. 
3. Will man den Höfkenſchen Antrag adoptieren? — Abgelehnt. 
So daß es beim Ausſchußantrag bleibt. 


Der Abſchnitt „Der Reichsrat“ 


Wigard beantragt, dieſen Abſchnitt zu ſtreichen. Beſeler wünſcht, man 
möge dieſen Abſchnitt in feiner Anſchuld ſtehen laſſen. Um fo mehr, da in den 
allernächſt zu erwartenden Mitteilungen der Regierungen ſich auch deren in 
betreff des Neichsrates befinden. Er wünſche, daß man vorerſt den Reichsrat 
beſtehen laſſe. Aus eben dieſen Gründen wünſcht Mittermaier dieſen Ab— 
ſchnitt auszuſetzen. Nießer bemerkt, die Bewegung, die in letzter Zeit gegen 
unſeren Entwurf ſtattgefunden, iſt antiunitariſch. Siegt dieſe Tendenz, ſo wird 
man zu dem Direktorium keinen Reichsrat bedürfen. Dagegen wenn wir ſiegen, 
ſo wird den Gegnern der Reichsrat doch noch ein Halt ſein. Wigard: Er 
könne nicht zugeben, daß die Bewegung antiunitariſch ſei, ſondern in der Ein⸗ 
heit fand ſich die große Majorität zuſammen, nur in der Erblichkeit trennte 


man ſich. 


Soll nach Mittermaiers Antrag der Abſchnitt „Reichsrat“ vorläufig 
ausgeſetzt werden? — Angenommen. 


Es wird von Ahrens beantragt, morgen, den 20. Februar, wegen der 
Faſten keine Sitzung zu halten. Es wird verworfen. 


Der Abſchnitt „Der Reichstag“ 


Es wird! in der Beratung des Entwurfs Abſchnitt V „der Reichstag“ 
fortgefahren. 

8 87 — angenommen. 

8 88 — angenommen. 

8 89. Nießer ſchlägt vor, die Reihenfolge der Staaten nach der Bevölke⸗ 
rung zu ordnen. Beſeler: Es iſt über die Reihenfolge in der Paulskirche 
vorgeſchlagen worden und abgeworfen. Demgemäß wünſche er nicht, neue 
Debatte zu veranlaſſen. Scheller ſchlägt vor, nach der Zahlenfolge der 
Repräfentation zu ordnen. v. Mühlfeldt: Entweder müſſe man nach dem 
bisherigen Rang ordnen oder nach dem Zahlenverhältnis. Was das Ver— 
hältnis Oſterreichs betreffe, ſei er der Meinung, daß Oſterreich und Preußen 
der Machtverhältniſſe wegen gleich repräſentiert und demgemäß ihre Stellung 
hier geordnet werde. Waitz: Denſelben Antrag haben in der Paulskirche 


1 In der 160. Sitzung d. 20. Februar. 
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Buß und Gfrörer geſtellt, und er habe ſich damals dagegen erklärt. Man 
werde deshalb natürlich finden, daß er auch hier dagegen ſpreche, und da iſt 
Preußen durch Miteintritt ſeiner echtpreußiſchen Provinzen ohne alle Frage 
die erſte Macht innerhalb des Bundesſtaats. Das Verhältnis von 40 und 36 
ſcheine ihm nur richtig. Die weitere Ordnung der Namen nach den Zahlen 
ſcheine ihm angemeſſen, wie dies denn auch die Intention der Vorkommiſſion 
geweſen ſei, die wir nur geſtört haben, indem wir die Zahlen änderten und 
nicht zugleich die Stellen. v. La ſaulx ſchließt ſich Mühlfeldts Antrag an 
und wünſcht, daß der Subkommiſſion aufgegeben werde, auf Grund der er— 
hobenen Klagen das Stimmverhältnis jo zu ordnen, daß Nord- und Süd— 
deutſchland gleichgeſtellt werden. Mittermaier: Er ſtimme für Mühl⸗ 
feldt. Wir haben das Prinzip der Bevölkerung und der Macht angenommen. 
Er glaube doch, daß wir auch die Intereſſen ſchonen müſſen. Nehmen wir 
für zwei Prinzipien an: Einmal, wie dem Ausland die Machtverhältniſſe er⸗ 
ſcheinen, und da iſt gewiß Oſterreich und Preußen gleichzuſtellen; ſodann, daß 
der Süden und Norden gleich ſei. Somit ſtelle man Bayern gleich dem nieder⸗ 
ſäch ſiſchen Staatenkomplex, und Baden, Württemberg gleich dem thüringifch- 
heſſiſchen. v. Rotenhan: Mühlfeldt hat geäußert, er glaube nicht, daß 
Oſterreich dem Bundesſtaat beitrete; aber ſolange dies nicht tatſächlich ge⸗ 
ſchehen, müſſen wir vorausſetzen, daß es bleibt. And da müſſen wir Oſterreich 
und Preußen gleichſtellen, denn wir müſſen alle anderen Verhältniſſe mit⸗ 
berückſichtigen. Denn es iſt immer eine gewiſſe Beziehung der nichtdeutſchen 
Staaten Oſterreichs zu Deutſchland vorhanden. Damit werde die Empfind⸗ 
lichkeit Oſterreichs gegen Preußen, zurückgeſetzt zu ſein, aufhören. Wigard: 
Man würde ja zu dieſer traurigen Nang- und Zahlſtreitigkeit nicht ge⸗ 
kommen ſein, wenn man ein reines Staatenhaus geſchaffen hätte, wie er früher 
beantragt. Die vorliegenden Vorſchläge betreffend, müſſe er ſich diesmal 
ſpezifiſch preußiſch äußern. Was wollen wir denn? Einen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaat, und da begreife er nicht, wie man das nichtdeutſche Oſterreich mitrechnen 
will, denn Preußen iſt in Deutſchland der größte Staat. Ebenſowenig könne 
er billigen, daß Nord- und Süddeutſchland wieder ausgeglichen werden ſoll. 
Wir haben einmal nach Staaten die Repräſentation gemacht, und da iſt die 
Verteilung gerecht. Welcker: Er gehe davon aus, daß eine gewiſſe Ungleich- 
heit hier auszugleichen iſt. Das Verhältnis der nord- und ſüddeutſchen Stim⸗ 
men iſt 81 zu 97. And in Beziehung auf die materiellen Verhältniſſe iſt der 
Gegenſatz ſo groß, daß da eine billige Ausgleichung ſtattfinden muß. And da 
fordere auch er die Gleichſtellung von Preußen und Oſterreich. Dann wünſche 
er, daß Bayern 4 Stimmen mehr erhält und Baden 10 Stimmen, und dafür 
die beiden Hohenzollern zu Baden gelegt werden. Denn das Prinzip iſt, 
den kleineren Staaten auf die Bevölkerung mehr zu geben. Geſchieht dies, ſo 
bleibt immer noch das Verhältnis zugunſten von Norddeutſchland (95 und 91). 
Ferner ſcheint es ihm unbegreiflich, warum trotz der Bevölkerung Luremburg- 
Limburg nur 2, Naſſau 4 Stimmen hat. Es müßte jedes 3 haben. Er wiſſe 
wohl, daß man dies getan, um die ungeraden Zahlen zu vermeiden, doch ſcheine 
dies nicht ſo weſentlich. Waitz: Er müſſe zunächſt einige Zweifel aufwerfen, 
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ob Norddeutſchland ſo bevorzugt ſei. Er habe einen ſehr geharniſchten Artikel 
von Gfrörer geleſen, der ihn nicht bekehrt habe. Er wiſſe nicht die Grenze 
zu finden, und die Intereſſen fordern, daß man ein Mitteldeutſchland bezeichne, 
und dies iſt z. B. in der Freihandelsfrage ganz ſüddeutſch. Und ferner: Wie 
kann man ganz Preußen zu Norddeutſchland zählen oder doch dafür nehmen, 
daß es nur freihändleriſch iſt. Die Klagen ſind mehr auf Täuſchung berechnet 
oder daraus hervorgegangen. Nach feiner Klaſſifikation iſt Oſterreich, Bayern, 
Baden, Württemberg, Großherzogtum Heſſen, Frankfurt 81 Stimmen und 
Preußen, Sachſen, Hannover, Mecklenburg, Holſtein, die Hanſe, Lippe eben⸗ 
falls 81. Kurheſſen, Thüringen, Luxemburg gelten ihm als Mitteldeutſchland 
mit 14 Stimmen. Dies Gebiet hat Welcker zu Norddeutſchland gerechnet, 
wohin fie in keiner Weiſe gehören. Er frage, wo die Begründung der Ange— 
rechtigkeit? Welckers Anträge würden dem ſpezifiſchen Süddeutſchland ein 
Übergewicht geben, das ſehr nachteilig fein wird. Wie denn überhaupt unſere 
Küſten in beiden Häuſern viel zu beſorgen haben, denn nicht den dritten Teil 
der Stimmen haben fie. Dazu komme, daß dieſe Sätze in der Nationalver⸗ 
ſammlung mit großer Stimmenmehrheit angenommen find und eine Ver: 
änderung doch nur durch höchſt dringende Gründe gerechtfertigt werden kann. 
Er könnte höchſtens dafür ſein, daß man Bayern noch ein paar Stimmen 
zulege. Nießer ſtimmt dem bei, er könne das Exempel nicht begreifen, wo— 
nach man dieſe feine Berechnung macht. Das Eiſenbergwerk in Schleſien und 
an der Moſel hat dasſelbe Intereſſe, den Eiſenzoll zu ſteigern, und gewiß iſt 
kein Teil von Deutſchland in ſeinen materiellen Intereſſen ſo gefährdet, wie 
derjenige, der ſich am beſten im Verhältnis des Vertrages mit dem übrigen 
Deutſchland hält, und nur um der höheren patriotiſchen Intereſſen willen 
opfert der Norden, und mit Freuden, ſeine materiellen Intereſſen. Dafür 
aber dieſe nun zur Entſcheidung zu ziehen, ſcheint zu ſeltſam. Beſeler: Ge- 
wiß nur in dem gemeinſamen politiſchen Intereſſe iſt die Ausgleichung zu 
ſuchen; aber wenn es Opfer koſtet, die die Einheit fordert, fo hat deren Nord- 
deutſchland zu bringen. Für ein Zwitterding, für ein Monſtrum wird ſich 
der Norden ſehr bedenken, ſich hinzugeben. Sodann wünſche er denn doch, 
daß wir nicht das Konzept von neuem durchkorrigieren. Wir haben unſere 
Vorſchläge mit großer Sorgfalt gemacht, und ſie ſind angenommen. Dabei 
mögen wir bleiben. Scheller: Er habe nur das Wort ergriffen, um zu 
warnen. Wieder iſt von Nord- und Süddeutſchland geſprochen: Fahre man 
nun fort, in dieſem Sinn recht lebhaft und oft zu ſprechen, ſo wird man 
Deutſchland gewiß zerreißen. Es iſt eine große Partei in Preußen, die gerade 
ſo ſpricht, und der Gedanke wird da ſehr lebhaft verbreitet. Er werde dieſen 
unheilvollen Gedanken ſtets und auch in Berlin entgegentreten, aber er 
fürchte, vergebens. Er werde ſo ergriffen von der Sache, weil er ſehe, daß 
wir nahe daran ſind, die ſchwere Arbeit von neun Monaten vergebens ge— 
macht zu haben, dank einer Partei, die immer von Süddeutſchland ſpricht. 
Tellkampf: Er glaube, daß die Verſchiedenheit der Intereſſen nicht gerade 
illuſoriſch, aber tranſitoriſch iſt. Denn ſind wir einmal in Handelseinigung, 
fo wird ſich die Fabrikation, beſonders wegen der größeren Nähe der Rob: 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 34 
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produkte, nach dem Norden drängen. Er wolle übrigens noch zur Erwägung 
geben, daß viele Fürſten, wie er wiſſe, gern perſönlich im Staatenhauſe ſäßen. 
Er aber ſei dagegen. Worauf v. Soiron: Wenn jeder vorbringen wollte, 
was er nicht vertrete, ſo hätten wir viel zu tun. Zell: Er habe nur ſagen 
wollen, daß man Preußen nicht ſo mit Süddeutſchland entgegenſtellen könne, 
und daß man Oſterreich höher ſtelle, als es geſchehen, finde er nicht begreiflich. 
Ahrens: Er wünſche, daß wir auf unſer früheres Verhältnis von 150 Mit⸗ 
gliedern des Staatenhauſes zurückkommen mögen, da er nicht begreife, wie 
man ſo viel Staatsmänner auftreiben ſoll. Er wünſche Oſterreich und Preußen 
gleich, nämlich 34, dann Bayern 16, 8 den anderen Königreichen, 6 Baden uſw. 
v. Sommaruga: Er ſtimme Scheller bei in dem Tadel des Hervorhebens von 
Nord und Süd. Wir müſſen von anderen Geſichtspunkten ausgehen, nämlich 
von dem politiſchen und dem des Verkehrs. In der politiſchen Bedeutung 
grenzt ſich Norddeutſchland am Main ab, die materiellen Intereſſen dagegen 
ſind nicht nach Nord und Süd geſchieden. Aber das Wichtige iſt, daß die 
Rheinprovinz in allen Beziehungen in der Minorität in Preußen iſt und 
namentlich in der preußiſchen Landesvertretung. And deshalb wünſche er, 
daß die Wahl für das Staatenhaus provinzweiſe geſchehe. Oſterreich betref⸗ 
fend ſpreche er ſehr unbefangen. Er glaube, daß man da ſich mehr nach politi⸗ 
ſcher Rückſicht entſcheiden müſſe. Wenn Oſterreich in Deutſchland ſteht, fo 
ſteht es, wenn nicht als erſte, doch als mit Preußen gleiche Macht da, und da 
möge man denn dieſelben 40 Stimmen geben. Bayern betreffend, könne er 
nicht meinen, daß es auf mehr als 16 Anſpruch habe. Wigard beantragt, um 
die Rangſtreitigkeiten wegzuſchaffen, die Aufzählung nach alphabetiſcher 
Ordnung. v. Laſaulx wünſcht, daß über die Gleichſtellung von Preußen und 
Oſterreich namentlich abgeſtimmt werde. 


1. Soll Oſterreich und Preußen nach Ahrens Antrag je 34 Stimmen 
haben? — Verworfen, 4 gegen 20. 

2. Soll Oſterreich und Preußen gleiche Stimmen, nämlich 40, haben? — 
Verworfen, 10 gegen 14. Ja: Ahrens, Mittermaier, Schreiner, Schüler, 
v. Mühlfeldt, Welcker, v. Sommaruga, v. Notenhan, v. Laſaulx, Det⸗ 
mold. Nein: Dahlmann, Beſeler, Waitz, Deiters, Nießer, Zell, Tell⸗ 
kampf, Gülich, Reh, Wigard, Scheller, Hergenhahn, Droyſen, v. Soiron. 

3. Soll Hohenzollern zu Baden gelegt und Baden dann 10 Stimmen 
erhalten? — Verworfen. 

4. Sollen Luxemburg, Limburg und Naſſau je 3 Stimmen erhalten? — 
12 gegen 12 Stimmen, alſo verworfen. 

5. Soll Luxemburg und Limburg zuſammen 4 Stimmen erhalten? — Ver⸗ 


worfen. 

6. Soll Bayern (ohne die Anmerkung) 20 Stimmen erhalten? — Ver⸗ 
worfen. 

7. Soll die Reihenfolge nach dem Alphabet gemacht werden? — Ver: 
worfen. 


8. Soll Oſterreich in erſte Stelle geſetzt werden? — Verworfen. 
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9. Soll die Reihenfolge nach der Bevölkerung gemacht werden? — Ver⸗ 
worfen. 

10. Soll die Reihenfolge nach der Stimmenzahl weiter geordnet werden, 
wo es noch nicht danach ſteht? — Angenommen. 

11. Soll innerhalb der Stimmenzahl alphabetiſch geordnet werden? — 
Verworfen. 

12. Soll innerhalb der Stimmenzahl nach der Bevölkerung A 
werden? — Verworfen. 


Die Anmerkung betreffend, beantragt Wigard, daß ſie fortbleiben müſſe, 
da dieſelbe jetzt noch nicht an der Zeit iſt. Und wenn der Fall wirklich eintrete, 
würde nach ſeiner Meinung eine viel größere Anderung notwendig ſein. 
Schüler fügt dem hinzu, daß eventuell geſagt werden müſſe, ſtatt „nicht bei⸗ 
treten“: „ſich losreißen“. Beſeler: Er ſehe allerdings die Sache viel anders 
an als Wigard; fie ſcheine ihm ſchon entſchieden. Aber er gebe zu, daß ſolche 
Eventualität große Amwandlung notwendig macht und ſomit laſſe er die An⸗ 
merkung fallen. 


Es wird beſchloſſen, die Anmerkung — zu ſtreichen. 


§ 90. v. Sommaruga ſchlägt vor, hier einen Paragraphen einzuſchalten, 
daß in größeren Staaten die Mitglieder des Staatenhauſes nicht von der 
Landesvertretung, ſondern von den Provinzen gewählt werden: 


„In denjenigen Staaten, welche aus mehreren Provinzen mit abgefonder- 
ter Verfaſſung oder Verwaltung beſtehen, iſt die der Landesvertretung zu— 
folge des 8 90 zukommende Ernennung von Mitgliedern des Staatenhauſes 
nicht von der allgemeinen Staaten vertretung, ſondern von der Vertretung 
der einzelnen Provinzen (den Provinzialſtänden) auszuüben. Die den einzel⸗ 
nen Provinzen zu gewährende Zahl von Mitgliedern des Staatenhauſes 
iſt in dieſen Staaten auf landesverfaſſungsmäßigem Wege zu regeln“. 
Beſeler: Er erkenne die Wichtigkeit der Sache und er hoffe, daß es dahin 

kommen werde. Aber er halte die Sache für verfrüht. Es beſteht in der preußi⸗ 
ſchen Verfaſſung dieſe Art von Teilung, die Sommaruga wünſcht, gar nicht ſo. 
Die vorhandene Provinzialteilung Preußens iſt im Intereſſe der Admini⸗ 
ſtration gemacht, und darauf ſind jene Landſtände gemacht, die man früher 
hatte. Gewiß werden diejenigen, welche das Aufgehen Preußens in Deutfch- 
land wünſchen, den Geiſt dieſes Antrages billigen, aber die Sache iſt noch nicht 
reif. Will man ihn hinaus führen, fo muß man an die Generallandtage der Ein⸗ 
zelſtaaten Hand legen, aber dies iſt bei weitem noch nicht vorbereitet und dürfte 
am wenigſten in anderen Staaten als Preußen Anklang finden. Irrig ſei die 
Vorausſetzung, daß in dem Berliner Landtag das ſpezifiſche Preußentum 
überwiegend ſein werde und daß dies ein Grund ſei, nicht durch den Landtag 
wählen zu laſſen. Rießer: Er ſtimme freilich dem Grundgedanken Beſelers 
bei, aber er anerkenne die Schwierigkeiten und würde wünſchen, einen der— 
artigen Vorbehalt auszuſprechen. Waitz: Er habe dieſelben Bedenken: Wir 
wollen ein Staatenhaus, d. h. der Staat als Organismus im ganzen, nicht 
in ſeinen Provinzen, ſoll hier vertreten werden. Preußen anlangend, ſcheine 
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ſich Sommaruga ſehr zu irren, wenn er meint, daß da der ſpezifiſch preußiſche 
Geiſt das Abergewicht gehabt habe. Vielmehr ſeit dem vereinigten Landtag 
habe das Rheinland ein gewiſſes Übergewicht. Er halte Sommarugas Antrag 
ſehr intereſſant für Oſterreich, um nicht einer ſlawiſchen Majorität in dem 
Zentralreichs tag dieſe Wahl zu überlaſſen. Ebenſo, wenn Oſterreich nur zu einer 
Ausſchußvertretung kommt, glaube er nicht, daß dieſe wählen könne, denn 
dies iſt keine Geſamtvertretung für den deutſchen Bundesſtaat, ſondern für 
die Geſamtmonarchie. Aber dies ſind Dinge, die man der Autonomie der 
Einzelſtaaten überlaſſen müſſe. Denn ſonſt müßten die zwei Vertreter von 
Oldenburg ſich zwiſchen Oldenburg, Eutin und Birkenfeld teilen. Schüler 
ſtimmt dem Antrag von Sommaruga bei, beſonders auch darum, daß nicht 
einzelne Mächte ein Übergewicht als ſolche bekommen. Allerdings paßt ſich 
das nicht für ein Staatenhaus, aber das wir geſchaffen, iſt auch keins. Wenn 
einmal die Regierung die Hälfte Stimmen ernennt, ſo kommt es ganz auf ihr 
Belieben an, ob z. B. die preußiſche ihr Abergewicht auf den Rhein oder auf 
die Oſtſeeküſte werfen will. Scheller: Der Antrag greift in die Autonomie 
der Einzelſtaaten ein, denn es beſtehen nicht überall Provinzialſtände, und wir 
wiſſen nicht, ob ſie z. B. in Preußen beibehalten werden. Vielleicht werden 
die demnächſtigen Kammern in Berlin ſie aufheben wollen. Wir werden dann 
lieber hier gleich die ganze Verfaſſung für die Einzelſtaaten machen. Wir 
werden dann um ſo eher fertig werden, d. h. auseinandergehen. Welcker: Er 
unterſtütze den Antrag. Der Staat beſteht da, wo er Provinzen hat, aus 
organiſchen Teilen, deren Einheit die Regierung iſt. Auch geſtehe er, daß es 
ihm etwas beruhigend ſei, daß ein Teil von Preußen dann dem immerfort ver⸗ 
letzten Intereſſe von Süddeutſchland zugewandt werde. Denn das Verletzende 
ſei nicht in den ſcheidenden Worten, ſondern in der Zurückſetzung des Südens 
gegen den Norden. And das Abergehen eines Teiles von Preußen an den Süden 
wird ergänzt dadurch, daß vielleicht Böhmen ſich zu Norddeutſchland rechnet. 
Wigard: Diejenigen Herren, welche früher in Ausſicht ſtellten, daß ſich 
Preußen, an die Spitze geſtellt, dezentraliſieren werde, ſcheinen jetzt doch gar 
ſehr mit ſich in Widerſpruch zu kommen, wie das von Scheller geſagt worden iſt. 
Alle unſere Schwierigkeiten ſtammen nur von den beiden großen Staaten her, 
und will man unſere Verfaſſung den kleineren Staaten annehmbar machen, 
ſo müſſen die größeren Staaten ihnen hierin entgegenkommen. Anſere Ober⸗ 
hauptfrage dreht ſich durchaus wieder um Preußen und Oſterreich, und da 
iſt die Gefahr doppelt groß, daß die kleinen Staaten von den großen ver- 
ſchluckt werden. Darum empfehle er dieſen Antrag. Die Schwierigkeiten ſind 
weder für Preußen noch Oſterreich nennenswert. Abrigens meine er noch jetzt, 
dieſe ganze Vertretung im Staatenhaus nur durch die Volksvertretung er— 
nennen zu laſſen. Am fo mehr, da wir einen regierenden Fürſten als Ober⸗ 
haupt und obenein den Reichsrat haben. Zell: Er beantrage alſo abzu⸗ 
ſtimmen: Soll für die großen Staaten die Vertretung der Provinzen beliebt 
werden? And wenn dies angenommen, ſo mögen die es angenommen eine 
Formulierung bringen. Gülich: Er ſtimme nicht mit Sommaruga, aber er 
wünſche den Zuſatz: „durch die Volksvertretung der betreffenden deutſchen 
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Staaten“, denn ohne dieſen Zuſatz „deutſchen“ ſehe er für Oſterreich nament⸗ 
lich eine Gefahr, indem uns ſonſt von dem Reichstag der Geſamtmonarchie 
wer weiß welche Vertreter geſandt werden könnten. Tellkampf beſtimmt 
feine Anſicht und Antrag dahin, daß ein Zuſatz zu dem 890 „oder ihrer 
Provinzen“ dieſe ganze Sache fakultativ laſſe. 

1. Soll der Sommarugaſche Antrag s. r. und feinen Prinzipien nach an⸗ 
genommen und demgemäß ein Paragraph hinzugefügt werden? — 
Angenommen, 12 gegen 11. 

2. Soll die Redaktion nach Zells Antrag zur nächſten Sitzung gemacht 
und verlegt werden? — Angenommen. 

3. Soll die Wahl nach Wigards Antrag nur von der Volksvertretung aus— 
gehen? — Verworfen. 


891 — angenommen. 


§ 92. Reh wünſcht einige Stiländerungen: „Sind ... verbunden, fo haben 
ſie“ zu Anfang. Sodann ſtatt „ein Abkommen untereinander“ lieber: „Ver⸗ 
einbarung“. Und endlich: „die Vereinbarung“. Angenommen. 

Gülich vermißt eine Beſtimmung, was geſchehen ſoll, wenn die Staaten 
ſich nicht vereinbaren. Dies Bedenken ſchien nicht der Rede wert. 


§ 93. Reh wünſcht den Satz zu beginnen: „Werden ... verbunden“. — 
Nicht angenommen. 


8 94. Waitz ſchlägt vor, ſtatt „ein Solcher“ zu ſagen: „derjenige, welcher“ 
und nachher: „des Staates“ ſtatt „desjenigen Staates“. — Angenommen. 
Dies wird wieder aufgehoben und beſchloſſen: „kann nur ſein, wer“. 

8 95. Reh macht auf die Schwierigkeiten aufmerkſam, die in dieſem Para⸗ 
graphen vorhanden find, indem ſich da irgendwie eine Lücke findet. v. Soiron: 
Man ſei der Anſicht geweſen, daß das notwendige Ausloſen durch die Ge— 
ſchäftsordnung beſtimmt werden werde. Waitz: Er teile Rehs Bedenken, 
übrigens wünſche er den Due, daß die Ausgeſchiedenen wieder gewählt 
werden können. 

1. Soll geſagt werden, daß das Los die zunächſt Ausſcheidenden bezeich- 
nen ſolle, und eine Redaktion in dieſem Sinne zur nächſten Sitzung vorgelegt 
werden? — Angenommen. 

2. Soll der Zuſatz angenommen werden: „die Austretenden können wieder 
gewählt werden“? — Angenommen. 


Statt „ſo wie es“ wünſcht Scheller: „in der Weiſe“. — Abgelehnt. Reh 
wünſcht dies „ſo“ zu ſtreichen. — Abgelehnt. 

§ 96 — angenommen. 

897 — angenommen. 

898 — angenommen. 

8 99. Die Worte „in ihrer parlamentariſchen Tätigkeit“ werden geſtrichen. 


Wigard ſchlägt einen Paragraphen vor, daß kein Mitglied des Reichstages 
zugleich Mitglied eines Landtages ſein dürfe. Es ſei dieſe Sache, wie die 
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tägliche Erfahrung gezeigt habe, ſehr wichtig. Reh bemerkt das Notwendige 
dagegen. Waitz bemerkt, daß wir in den Grundrechten den Jordanſchen An⸗ 
trag angenommen haben, nach dem der Landtag mit dem Reichstag nicht zu⸗ 
ſammenfallen dürfe. Dieſer Satz gehöre offenbar nicht in die Grundrechte, 
ſondern hierher. Wigards Antrag wird — abgeworfen. 

Zu 895 ſchlägt! Beſeler? vor: 

„Das erſtemal beſtimmt das Los diejenigen, welche nach drei Jahren 
ausſcheiden ſollen. Die Aus ſcheidenden find wieder wählbar“. 


Wigard macht darauf aufmerkſam, daß der letzte Satz dunkel ſei. Es wird 
beliebt das letzte mit dem Zuſatz „ſtets“ als beſonderen Abſatz zu ſchreiben. 
Rießer bemerkt bei dem zweiten Abſatz, daß nach deſſen Wortlaut es da⸗ 
hin kommen könnte, daß alle neuen Wahlen bis auf eine ſchon gemacht ſind, und 
doch dürfen die neuen nicht eintreten. Dahlmann meint, daß er den Wort⸗ 
laut beibehalten wünſchte, und zwar ſcheine ihm nicht bedenklich, daß für 
ſolchen außerordentlichen Reichstag die alte Mitgliedſchaft eintritt. Wigard: 
Er könne dieſe Anſicht von Rießer nicht teilen, ſondern wünſche, daß der ganze 
zweite Satz geſtrichen werde als ſich von ſelbſt verſtehend. Waitz macht noch 
das Bedenken gegen das Los in der erſten Hälfte des Satzes, daß das Los 
da unendlich willkürliche Reſultate hervorbringen könnte, wie es ſich ſogleich 
ergibt, wenn man ſich die Sache praktiſch denkt. Er ſchlage vor: „Welche Mit⸗ 
glieder nach den erſten drei Jahren austreten ſollen, bleibt der Entſcheidung 
des Hauſes vorbehalten“. Auch Rießers Bedenken teile er, obſchon er noch 
keine beſſere Redaktion wiſſe. Aber allerdings ſcheine ihm der Fall nicht ſehr 
urgent, nicht urgenter zu ſein als beim Volkshaus. Zudem wird, den Fall 
des Regentenwechſels ausgenommen, die Ausſchreibung des Reichstages ſo 
lange vorher erfolgt [fein], daß jene Wahlen noch vervollſtändigt werden 
können. Wigard: Er teile dies Bedenken von Waitz vollſtändig. Er würde 
wünſchen, die nähere Ausführung in ein beſonderes Geſetz, wie bei dem Wahl⸗ 
geſetz, zu bringen, auch um die ſtörende Disharmonie, die jetzt vorhanden iſt, 
aufzuheben. Nie ßer ſchlägt vor: 
„vor Vollendung der neuen Wahlen .. , ſo treten, ſoweit die neuen 
Wahlen noch nicht ſtattgefunden haben, die früheren Mitglieder ein“. 


Zell: Da dies etwas Vorübergehendes iſt, jo gehört es nicht in die Ver⸗ 
faſſung, ſondern es iſt ein vorübergehendes, organiſches Geſetz notwendig. Den 
zweiten Satz betreffend, könne er nicht meinen, daß er überflüſſig ſei. Deiters 
macht darauf aufmerkſam, daß man die Mitglieder für die einzelnen Staaten 
halbiert, und dann das Los entſcheiden laſſen müſſe. Scheller ſchlägt vor: 

„Wie dieſe Ernennung ſtattfinden ſoll, wird ein Reichsgeſetz beſtimmen“, 
denn dieſe Beſtimmung iſt ein organiſches Geſetz, und nur beide Häuſer 
können ein ſolches machen. 

1 In der 161. Sitzung d. 21. Februar. 

2 In der Handfchrift iſt Beſeler ausgeſtrichen und dann Waitz genannt. Im Hinblick 


auf die folgende Außerung von a und feinen Vorſchlag ſcheint das aber 2 
ein Irrtum zu fein. 
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Soll es mit Waitz heißen: „Auf welche Weiſe nach den erſten drei Jahren 
die Ausſcheidung der einen Hälfte ſtattfinden ſoll, wird durch ein Reichs- 
geſetz beſtimmt“? — Angenommen. 

Soll es mit Rießer heißen: „Die Ausſcheidenden find ſtets wieder wähl⸗ 
bar“? — Angenommen. 

Soll der letzte Abſatz ganz geſtrichen werden? — Nicht ſtreichen, 9 gegen 9. 

Soll es mit Nießer heißen: „. . . vor Vollendung der neuen Wahlen 
ſo treten“ uſw., ſ. oben? — Angenommen. 


§ 98. Waitz ſchlägt vor, den zweiten Satz zu ſtreichen, und im erſten Satz 
nach „beziehen“ zu ſagen: „aus der Reichskaſſe“. — Angenommen. 

§ 101 — angenommen. i 

§ 102 fällt weg; vgl. 8 60 in neuer Faſſung. 

S 103. Scheller: Das „für ſich“ iſt ungenau. Gegen das Wort „Anter⸗ 
ſuchung“ bemerkt Tellkampf, daß man leicht an gerichtliche denken könne. 
Scheller ſchlägt Erörterungen, Ermittelungen vor. Dahlmann: Er finde 
das Wort Enquete nicht franzöſiſcher als das Wort Adreſſe. Waitz ſchlägt 
vor: „Erhebung von Tatſachen“. 

Soll es heißen: „Erhebung von Tatſachen“? — Angenommen. 

Soll das „und“ geſtrichen werden? — Angenommen. 

§ 104 — angenommen, 

8 105. Soll der § 105 geſtrichen werden und damit das abſolute Veto, 
fo wie es bei 8 106 in der Anmerkung ſteht, aufgenommen werden? — Ange— 
nommen, 11 gegen 5. 

Ferner, ſoll es heißen (S. 60 Anmerkung 1): „Bei Ausübung der Befug⸗ 
niſſe, welche der Reichsgewalt zugewieſen find“? — Angenommen. 

Es wird beliebt, eventuell das ſuspenſive Veto § 105 zu redigieren. Gülich 
findet, daß die Worte „ſich folgenden“ von der Art ſind, daß ſie eigentlich 
ein abſolutes Veto enthalten, denn vor dem Beſchluß in der, der dritten ſich 
folgenden Sitzung kann die Reichsregierung auflöſen. Beſeler: Die Worte 
„ſich folgenden“ bedeuten, daß derſelbe Antrag 1850, 1851, 1852 gemacht 
wird, und nicht ein Jahr dazwiſchen liegt. Abrigens ſei er auch gern bereit, 
das „nach einander“ herzuſtellen. v. La ſaulx geht auf Gülichs Bedenken ein; 
ihm wird bemerkt, daß außerordentliche Sitzungen dazwiſchen natürlich nicht 
gerechnet werden. Tellkampf erhebt Schwierigkeiten über das Wort „Sit: 
zungsperioden“; es wird bemerkt, daß das nicht Wahlperioden, ſondern die 
jährlich zuſammenkommenden Reichstage find. 


1. Soll es heißen: „nach drei ſich unmittelbar folgenden“? — Angenommen · 
2. Soll in Parentheſe beigeſetzt werden „(jährlich)“? — Verworfen. 


Waitz: Sollte es nicht wichtig ſein, für den wahrſcheinlichen Fall, daß das 
abſolute Veto abgeworfen wird, einen weiteren eventuellen Antrag zu ſtellen? 
Es kann möglicherweiſe dreimal dieſelbe Verſammlung und dieſelbe nicht be= 
deutende Majorität den betreffenden Beſchluß faſſen. Es ſcheine ihm erwünſcht, 
eine Modifikation zu machen. Entweder iſt der dritte Beſchluß von einer neuen 
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Verſammlung gemacht, oder beim drittenmal mit großer Majorität beſchloſ⸗ 
ſen worden. Beſeler: Er ſei der Meinung, daß der Ausſchuß keine eventuellen 
Anträge weiter macht. Waitz zieht ſein Bedenken zurück. Es wird erinnert, 
daß in 875 die betreffenden Worte zu ſtreichen, und in der Note auf dieſe 
Eventualität aufmerkſam gemacht werde. 


§ 106, 1 — angenommen. 

8 106, 2 — angenommen. 

8 106, 3. Nie ßer: Er habe Bedenken bei dieſer Einſchränkung, denn fie 
ſtimme nicht mit 8 48 in materieller noch formeller Beziehung. Namentlich 
ſei hier übergangen, was in 848 Satz 1 ſteht in betreff der Geſetzgebung. 
Worauf bemerklich gemacht wird, daß, wo überhaupt in der Reichsgewalt 
Geſetzgebung erwähnt wird, dieſe ſich als Attribut des Reichstages ſo— 
fort verſteht. Hier iſt nur aufgeführt, was ſich nicht ſo von ſelbſt verſteht. 
Sodann ſcheine es gar nicht genügend, nur von Gold und Silber hier zu ſpre⸗ 
chen, ſondern es muß alles Papiergeld unter Legislation des Reichstages 
geſtellt werden. Beſeler: Wir haben § 48 ausdrücklich geſagt, daß das 
Bankweſen und die Ausgabe von Papiergeld durch die RNeichsgeſetzgebung 
geregelt werde, und ſo wie da Geſetzgebung tft, tft nach § 106, 1 ſofort Sache 
des Reichstages. Wir können aber nicht wollen, daß das Reich ohne weiteres 
mit Polizeiwillkür einſchreite. Natürlich muß es jetzt ſtatt Gold und Silber 
nach § 48 heißen: Metalle. Tellkampf ſpricht nochmals mit großem Eifer 
über die Notwendigkeit, daß das ganze Bankweſen zentraliſiert werde. 

Soll nach Tellkampfs Antrag die alte Faſſung (ſ. Anmerkung) herge- 
ſtellt werden? — Verworfen. 

Soll die von der Vorkommiſſion vorgeſchlagene Faſſung (mit der Auf- 
nahme von „Metallgeld“ und „für geſetzliche“) [angenommen werden]? — 
Angenommen. 

8 106, 4. Nach 8 37 muß dieſer Paſſus geſtrichen werden. Es muß dies 
natürlich in die Motive aufgenommen werden. 

§ 106, 5 — angenommen. 

§ 106, 6 — angenommen. 

S 106, 7 — angenommen. 

§ 106, 8 — angenommen. 

8 107, 1. v. La ſaulx ſchlägt hier vor ſtatt „Volkshaus“ zu jagen: „Staaten 
haus“. — Abgelehnt. 

8 107, 2. v. La ſaulx ſchlägt vor: „.. gilt nur für den beſonderen Zweck, für 
welchen fie bewilligt worden iſt, und darf nur . . .“. Wigard wünſcht das „nur 
innerhalb“ ... als beſonderen Satz; „von Ausgaben“ iſt zu ffreichen. — 
Angenommen. 


S 107, 3 — angenommen. 
S 107, 4 — angenommen. 
§ 107, 5 — angenommen; hier find zwei „und“ zu ſtreichen. 
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§ 107, 6 — angenommen. 

8 107, 7 — angenommen. 

8 108, 8 — angenommen. 

Zuerſt wurden! die Grundrechte, wie fie in erſter Leſung geworden, zur 
Redaktion der früheren Kommiſſion überwieſen. 


Sodann legt Zell die Faſſung für § 90 vor: 

„. . durch die Volksvertretung der betreffenden Staaten oder ihrer Pro- 
vinzen ernannt. Ob und wie eine ſolche Ernennung durch die Provinzen 
erfolgen ſoll, bleibt für jetzt der Geſetzgebung der Einzelſtaaten überlaſſen. 
Die Reichsgewalt hat jedoch das Recht, ſolches ſpäter durch organiſches 
Geſetz zu regeln und diejenigen aus verſchiedenartigen Beſtandteilen 
zuſammengeſetzten Staaten näher zu beſtimmen, in welchen eine beſondere 
Vertretung der einzelnen Gebietsteile im Staatenhaus ſtattfinden muß. 
Wo zwei Kammern beſtehen und eine Vertretung des Staates nach Pro— 
vinzen nicht ſtattfindet, wählen beide Kammern in gemeinſamer Sitzung 
nach abſoluter Majorität“. 


Statt Provinzen, meint Zell, könnte eventuell auch Gebietsteile geſagt 
werden. Abrigens erklärt derſelbe, daß er nur für den Fall, daß Preußen an 
die Spitze komme, dieſen Vorſchlag ſelbſt unterſtütze, wenn dagegen der Ent⸗ 
wurf ſeines Freundes Wydenbrugk zur Ausführung komme, ſich dem wider— 
ſetzen werde. Beſeler: Schon dieſe Motivierung von Zell zeige, daß dieſer 
Vorſchlag auf eine Vorausſetzung ſich ſtütze, die ſeitens des Ausſchuſſes nicht 
gemacht werde. Er möchte vorſchlagen, daß erſt, wenn Preußen voran ſtehe, 
dieſer Antrag in ſeiner zweiten Hälfte eingebracht werde. Zell: Es ſei ſein 
Vorſchlag auf Grund eines Beſchluſſes. Es ſolle ihm leid ſein, wenn das, 
was er individuell beigefügt, Anſtoß gebe. Was wir bisher im Ausſchuß be- 
ſchloſſen, ſchließt Oſterreich entſchieden aus, ſtellt Preußen an die Spitze, und 
es ſcheine ihm richtig, den Gefahren, die daraus entſtehen können, zu begegnen. 
Reh ſchlägt vor, die Beratung über dieſen Entwurf einer ſpäteren Sitzung 
vorzubehalten. Scheller bittet, keinen weiteren Aufſchub zu machen; er 
werde den Antrag ſeinerſeits billigen. v. La ſaulx findet Rehs Antrag um fo 
angemeſſener, da mehrere Herren fehlen. Waitz: Das ſei kein Grund, den 
beſchlußfähigen Ausſchuß in ſeiner Arbeit aufzuhalten. 

Rehs Antrag: Soll der 8 90 verſchoben werden? — Nein. 

Soll Zells Antrag: „. .. durch die Volksvertretung der betreffenden 
Staaten oder ihrer Provinzen ernannt. Ob und wie eine ſolche Vertre⸗ 
tung durch die Provinzen ſtattfinden ſoll, bleibt (für jetzt) der Geſetz⸗ 
gebung der Einzelſtaaten überlaſſen“? 

v. Sommaruga kommt zu ſpät und er beſtreitet die Angemeſſenheit dieſes 
Antrages, wiederholt ſeinen Antrag als Gegenantrag. Das „für jetzt“ in dem 
in Frage geſtellten Satz erklärt v. Soiron feſthalten zu müſſen, da ſonſt das 
Weitere ſchon angenommen. 

1 In der 162. Sitzung d. 22. Februar. 
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Soll Sommarugas Antrag angenommen werden? — Verworfen. 

Soll der obige Satz von Zell angenommen werden? — Angenommen. 

Soll der zweite Satz von Zell angenommen werden: „Die Reichsgewalt 
hat jedoch das Recht, ſolches ... ſpäter zu regeln. .. im Staatenhaus ſtatt⸗ 
finden muß“? — Verworfen. 

In dem Schlußſatz muß es dann noch heißen: „Wo zwei Kammern 15 
ſtehen, und eine Vertretung nach Provinzen nicht ſtattfindet“? — An⸗ 
genommen!. 


§ 108. Waitz bemerkt, daß hierher der in die Grundrechte aufgenommene 
[Paragraph] über die Gleichzeitigkeit der Reichs- und Landesverſammlungen 
gehöre. Die Sache ſei an ſich wichtig, und da das Prinzip einmal ausgeſpro⸗ 
chen und angenommen iſt, kann es nur hierher gehören. v. Notenhan macht auf 
die großen, ja unvermeidlichen Schwierigkeiten aufmerkſam, die darin liegen. 
Reh unterſtützt dieſe Bedenken mit großer Lebhaftigkeit, an die großen Ar⸗ 
beiten erinnernd, die beſonders in der nächſten Zeit dem Reich und den Einzel⸗ 
ſtaaten obliegen werden. Waitz bemerkt, daß dies gar nicht ſein Antrag ſei, 
ſondern der ſchon angenommene [Paragraph] nur von ihm untergebracht 
werde. Es kommt darauf an, ob wir als Ausſchuß den Beſchluß adoptieren 
wollen. Beſeler erinnert an die formelle Behandlung, fordert, ob wir den 
Satz hier oder bei der zweiten Redaktion der Grundrechte behandeln wollen. 
Waitz mißbilligt dieſe Stellung der Frage; man könnte wohl in Anmerkung 
bezeichnen, daß die Frage hierher gehöre, daß aber der Ausſchuß überhaupt 
nicht der Meinung ſei, dieſen Satz zu empfehlen. Dahlmann empfiehlt die 
Aufnahme des Satzes hier, da ja ſeine Faſſung milde genug ſei. Mittermaier 
meint gleichfalls, daß man den Satz nicht aufnehmen dürfe. Beſeler: Er 
müſſe ſich, das Materielle anlangend, mit Reh einverſtanden erklären; daß 
wir, ſo wichtig die Nichtgleichzeitigkeit ſei, ein ausdrückliches Verbot ergehen 
[laſſen], ſcheine ihm ein zu tiefer Eingriff in die Nechtsverhältniſſe der Einzel⸗ 
ſtaaten. Aber etwas hier zu tun, ſcheine doch notwendig, damit nicht will- 
kürliche Kolliſionen in den Einzelſtaaten geſucht werden. Er ſchlage vor: 


„Die ordentlichen Sitzungsperioden der einzelnen Landesverſammlungen 
ſollen mit denen des Reichstages in der Regel nicht zuſammenfallen“. 


v. Rotenhan: Er hätte gemeint, daß man die Sache bei den Grundrechten 
faſſe und von unſerer Seite antrage, daß, wenn der Satz wieder angenommen 
werde, er hierher geſtellt werde. Schüler: Er ſtimme dem Antrag von Be: 
ſeler bei; es ſei beſſer, die Zeiten zu trennen, als gegen Perſonen Verbote der 
doppelten Wahl zu erlaſſen. Reh: Er könne ſich mit Beſelers Faſſung nicht 
befreunden. Jenes „in der Regel“ ſei nur der Anlaß zu vielem Mißverſtändnis. 
Gewiß müſſe etwas geſchehen, aber für jetzt iſt etwas Derartiges nicht zu finden. 
Am Ende wäre am beſten, auf ein Reichsgefes zu verweiſen (). Scheller 


1 Hierzu Anmerkung Droyſens unter dem Text: Zur Notiz: Nach der oben er- 
wähnten Abſtimmung über den Zell⸗Sommarugaſchen Antrag entfernten ſich die 
Mitglieder des Ausſchuſſes, welche aus Oſterreich find, mit dem Bemerken (das 
Reh 5 daß dieſe Abſtimmung infolge einer preußiſchen Inſtruktion erfolgt ſei. 
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macht einen anderen Vorſchlag. Dahlmann: Bei ſieben Gulden Diäten 
und auf ein Wahlgeſetzwerden die Reichs verſammlungen lange genug dauern, 
aber hemmend zwiſchen eintreten kann man nicht. Die Sache muß ſich ſelber 
machen. Gülich wünſcht mit Beſelers Antrag den Zuſatz zu vereinen: „für 
den erſten Reichstag gilt die Beſtimmung nicht“ (). Oder aber: „es ſoll gleich⸗ 
zeitig ohne Genehmigung der Reichsgewalt nicht getagt werden dürfen“. 
Waitz erklärt ſich gegen die verſchiedenen Zuſatzanträge. Es komme darauf 
an, einen Weg zu zeigen, wie ſich die Dinge künftig machen werden, und das 
erreicht Beſelers urſprünglicher Antrag. Beſeler: Er wünſche den Zuſatz, 
daß ein Reichsgefeg das Weitere beſtimmen werde. Wenn man die Aberſicht 
des Geſchäftes erſt hat, kann man ſagen, die drei oder vier Monate des 
Winters gehören dem Reichstag, die anderen dem Landtag, und damit hat 
man die Regel beſtimmt. Reh ſchlägt vor: 
„Einem Reichsgeſetz bleibt es vorbehalten, das Verhältnis der Zeit zu 
beſtimmen, in welcher der Zuſammentritt der Reichsverſammlung und 
Landes verſammlung ſtattfinden ſoll“. 


Es wird zur Abſtimmung geſchritten: 


1. Soll der Satz von Beſeler hier aufgenommen werden: „Die ordentlichen 
Sitzungsperioden der Landtage in den Einzelſtaaten ſollen mit denen des 
Reichstages in der Regel nicht zuſammenfallen. Das Nähere ordnet 
ein Neichsgeſetz“? — Verworfen. 

2. Soll der Satz ohne den Zuſatz vom Reichsgeſetz angenommen werden? 
— Verworfen. 

3. Soll es heißen: „Die ordentlichen Sitzungsperioden der Landesverſamm⸗ 
lungen ſollen mit denen des Reichstages nicht zuſammenfallen. Das 
Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz“? — Verworfen. 

4. Soll es mit Gülich heißen: „. .. ſollen ohne Genehmigung der Reichs- 
regierung nicht zuſammenfallen“? — Verworfen. 

5. Soll es mit Reh heißen: (ſ. dieſe Seite oben)? — Verworfen. 

Waitz bemerkt, daß nach feinen Notaten bei dem Satz 2:9 gegen 8 Stim- 
men für den Satz geweſen ſeien. Es wird die Abſtimmung wiederholt: 1 — 
Angenommen. 

Zu § 108: Mittermaier ſchlägt vor: „Die regelmäßige Zeit der Zuſam⸗ 
menkunft des Reichstages wird durch ein Reichsgeſetz beſtimmt“? — Ver⸗ 
worfen. 

8 109 — angenommen. 

8 110 — angenommen. 

8 111. Waitz bemerkt, daß das Reichs oberhaupt nicht Subjekt fein dürfe. 

8 112. Scheller beantragt, das „für ſich“ zu ſtreichen. — Angenommen. 

Zu 8 109 wünſcht Reh bemerkt, daß mit der Auflöſung die Wahlen er- 
löſchen. Man fand dieſe Bemerkung nicht gerechtfertigt, da das Belaſſen der 
alten Wahlen den Vorgang zur Vertagung machen würde. Der Beiſatz: 
„hiermit erlöſchen alle Wahlen für das Volkshaus“ — verworfen. 
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Waitz bemerkt, daß der Ausdruck „binnen drei Monaten einzuberufen“ un⸗ 
genau ſei. Er ſchlage vor: „zu verſammeln“. — Angenommen. 

Mittermaier wünſcht eine Beſtimmung über die Vertagung aufgenom- 
men als Zuſatz zu 8 110. Waitz: Er ſtimme dem bei, daß die Vertagung 
des Reichstages nur mit Zuſtimmung beider Häuſer geſchehen könne. Dann 
wünſche er hinzugefügt, daß jedes Haus ſich für ſich auf gewiſſe Zeit vertagen 
könne. Briegleb: Er erinnere daran, daß ſolche Anträge als Minoritäts⸗ 
erachten eingebracht geweſen, aber abgewieſen ſeien, weil man die Sache als 
ſich von ſelbſt verſtehend angeſehen. Es werden die kleinen Bedenken gegen die 
Willkürlich keiten der Regierung, die man fo lange geduldet, geltend gemacht, 
und daraus ſollte dann folgen, daß der Reichstag ſeine Beiſtimmung zur 
Vertagung geben müſſe. 


Es wird abgeſtimmt. 

1. Soll es mit Waitz heißen: „Eine Vertagung des Reichstages kann nach 
ſeinem Zuſammentritt nur mit Zuſtimmung beider Häuſer erfolgen“? — 
Angenommen. 

2. Soll es ferner heißen: „Jedes Haus kann ſich auf vier Wochen vertagen“? 
— Verworfen. 

„Auf drei Wochen“? — Verworfen. 
„Vierzehn Tage“? — Angenommen. 

Beide Sätze ſind hinter § 111 als ein Paragraph aufgenommen worden. 

§ 113 — angenommen. 


8 114. Waitz ſchlägt vor: „Zulaſſung derſelben“. Schüler: „Zulaſſung 
der letzteren“. Es wird „derſelben“ angenommen. 


§ 115. v. Laſaulx ſchlägt folgende Faſſung des Eides vor: 

„Ich ſchwöre, die Integrität des Deutſchen Reiches und feine Verfaſſung 
nach beſtem Willen und Gewiſſen mit Rat und Tat aufrecht erhalten, und 
das Vaterland den Enkeln nicht kleiner und nicht ſchlechter hinterlaſſen zu 
wollen, als die Väter es uns überliefert haben. So wahr mir Gott helfe“. — 
Abgelehnt. 


8 116. Reh wünſcht das Wort „zu beſtrafen und äußerſten Falls“ zu 
ſtreichen. Es wird darüber einiges bemerkt, was die Sache nicht erſchöpft. 
Rehs Antrag wird — abgelehnt. 

In dem zweiten Satz kann, da ſtets die Hälfte der Mitglieder anweſend ſein 
muß, § 101 um die betreffenden Worte gekürzt werden. 

Soll es ferner heißen: „Eine Ausſchließung kann nur durch eine Mehrheit 
von zwei Drittel der Stimmen ausgeſprochen werden“? — Abgelehnt. 


8 117. Mittermaier bemerkt, daß das Wort „in den Häuſern“ zwei 
deutig ſei, denn man wird doch wohl die Häuſer nicht verpönen wollen. Reh 
bemerkt, daß am 18. September eine ſolche Geſtaltung gefährliche Wirkung 
hätte haben können. Wigard vertritt dagegen die Sache der volkstümlichen 
Beſcheide. 
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8 118. Reh ſchlägt die beſſere Redaktion vor: „Die geſchäftlichen Be⸗ 
ziehungen werden durch Abereinkunft beider Häuſer geordnet“. — An⸗ 
genommen. 

§ 119 — angenommen. 

8 120 — angenommen. 

8 121 — angenommen. 

§ 122. Mittermaier bemerkt, daß hiemit die gerichtliche Verfolgung 
der Verleumdungen gegen Privatperſonen ausgeſchloſſen ſein würde, und 
das wünſche er nicht. Dahlmann: Er freue ſich, daß der betreffende Antrag 
abgeworfen ſei, denn wir werden uns etwas dicke Haut angewöhnen müſſen. 
Auch Wigard verwirft den Antrag. Mittermaiers Antrag wird — verworfen. 

8 123 — angenommen. 

8 124 — angenommen. 

8 125 — angenommen. 

8 126. Soll der ganze Satz nach v. Rotenhans Antrag geſtrichen werden? 
— Nein. 

Soll „jedenfalls“ geſtrichen werden? — Angenommen. 

Beſeler bemerkt noch! zu 8111 a in betreff des Beſchluſſes der Vertagung, 
daß der geſtrige Beſchluß materiell nicht ausreiche. Er ſchlage folgende Faſ⸗ 
ſung vor: 

„Eine Vertagung des Reichstages durch das Neichsoberhaupt bedarf, 
wenn fie nach Eröffnung der Sitzung auf länger als vierzehn Tage aus⸗ 
geſprochen werden ſoll, der Zuſtimmung des Reichstages. 

Auch der Reichstag ſelbſt kann ſich nur auf vierzehn Tage vertagen. 

Dieſelben Beſtimmungen gelten für die Vertagung eines der beiden Häuſer“. 
v. Rotenhan: Er finde, daß der Ausdruck „dieſelben Beſtimmungen“ 

nicht genau ſei, denn man könne meinen, daß damit die Beiſtimmung des 
Reichstags gemeint ſei. Überdies aber könne auf dieſem Wege jedes Haus 
die Faſſung eines Neichstagsbefchluffes hindern. Beſeler war der Meinung, 
daß der frühere Einwand begründet ſei, er wünſche nur die Anerkennung des 
Prinzipes und werde die entſprechende Faſſung noch vorlegen. Die Ab— 
ſtimmung wird verſchoben. 


Der Abſchnitt „Gewähr der Ver faſſung“ 


Zur Beratung ſteht die Vorbereitung der zweiten Leſung der Gewähr der 
Verfaſſung. 

S 1 — angenommen. 

8 2 — angenommen. 

8 3 — angenommen. Waitz bemerkt, daß hieher, nach §2 als beſonderer 
Paragraph, das Minoritätserachten 2 zu 8 5, welches angenommen worden, 
zu nehmen ſei in der Form: 


1 In der 163. Sitzung d. 23. Februar. 
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„Aber die Verantwortlichkeit der Reichsminiſter ſoll ein Reichsgeſetz 
erlaſſen werden“. — Angenommen. | | 
8 4 — angenommen. 


85— angenommen. Doch bemerkt Zell, daß das Wort „Regierungsform“ 
nicht ſcharf ſei, und er ſchlage deshalb vor: „Regierungsform in der Verfaf- 
ſung“. Waitz: Nicht gegen den Gedanken, aber gegen den Ausdruck habe er 
große Bedenken. Überdies ſei von der Berichterſtattung ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben, was gerade dies Wort bedeuten ſoll. Tellkampf: Auch er meine, 
daß das Wort Regierungsform unklar ſei, und daß er demnach eine andere 
Wendung wünſche. 

Soll mit Zell geſagt werden: „die Regierungsform in der Verfaſſung“? 

— Abgelehnt. : 

8 6 — angenommen. 


87. Reh beantragt, ſtatt dieſes Paragraphen das Minoritätserachten 1 zu 
ſetzen. Simon bittet, eine neue Diskuſſion nicht zulaſſen zu wollen. Das Mi⸗ 
noritätserachten mit 14 gegen 9 Stimmen — angenommen. 

Beſeler ſchlägt für 8 111 [vor]: 

„Eine Vertagung des Reichstages oder eines der beiden Häuſer durch 
das Reichs oberhaupt bedarf, wenn fie nach Eröffnung der Sitzung auf 
länger als vierzehn Tage ausgeſprochen werden ſoll, der Zuſtimmung des 
Reichstages oder des betreffenden Hauſes. Auch der Reichstag ſelbſt ſo⸗ 
wie jedes der beiden Häuſer kann ſich auf vierzehn Tage vertagen“. 
Mittermaier iſt damit einverſtanden, wünſcht nur aus der belgiſchen Ver⸗ 

faſſung aufzunehmen, daß ſolche Vertagung innerhalb einer Sitzungsperiode 
nur einmal ſtattfinden dürfe. Beſeler: Dies ſei ein zweiter Antrag, gar nicht 
mit dem ſeinigen zuſammenſtehend, und zwar ſei über die Mittermaierſche 
Anſicht ſchon geſtern abgeſtimmt. v. Rotenhan: Er ſei gegen Mitter⸗ 
maiers Antrag. Gewiß wird das Staatenhaus viel weniger zu tun haben als 
das Volkshaus, und es iſt nicht abzuſehen, warum ein verfaſſungsmäßiges 
Verbot dagegen exiſtieren ſoll. (v. Soiron bemerkt unter der Hand gegen 
Beſelers Zorn: Was könne er dafür, daß die Leute Bücher beſitzen.) Mitter⸗ 
maiers Antrag lautet: | 

„Ohne Zuſtimmung des Reichstages kann die Vertagung des Reichs- 
tages nur einmal während einer Sitzungsperiode erfolgen“. 

Ahrens: Er könne bemerken, daß der Senat faſt die Hälfte der Neichstags⸗ 
zeit nicht tagt, eben wegen des Mangels an Geſchäften, und dieſe Vertagung 
wird eben von dem Senat ſelbſt gemacht. 


Soll der obige Antrag Beſelers angenommen werden? — Angenommen. 
Soll der Mittermaierſche Antrag angenommen werden? — Verworfen. 
Reh: Er müſſe eine Anannehmlichkeit zur Sprache bringen. Anſere öſter⸗ 
reichiſchen Kollegen haben ſich geſtern entfernt aus Anlaß einer Abſtimmung, 
die ihnen ſehr unangenehm geweſen ſein möge, und zwar unter Außerungen, 
die er nicht wiederholen wolle, die aber ihn ſehr ſchmerzlich berührt haben. Er 
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wolle die Kollegen aus Oſterreich gebeten haben, daß wir in allen unſeren Be⸗ 
ratungen und Beſchließungen keine andere Veranlaſſung als unſer Gewiſſen 
haben und daß nur das große Intereſſe des Vaterlandes uns beſtimme. Er 
habe dies in verſöhnlicher Weiſe geäußert und bitte, daß es ebenſo aufgenom⸗ 
men werde, wie es der Friedfertigkeit angemeſſen iſt, der wir hier fo ſehr be- 
dürfen. v. Sommaruga: Er ſei dankbar für dieſe Veranlaſſung, ſich zu äußern. 
Er möge vielleicht ſich zu unmutig geäußert haben, vielleicht in der Form un⸗ 
richtig, obſchon er meine, es dem Inhalt nach begründen zu können, denn nicht 
die ehrenwerten Mitglieder des Ausſchuſſes treffen ſeine Außerungen, wohl 
aber das Neſultat der Abſtimmung. 


v. Soiron fragt, ob wir [auf] den oben S. 503 bemerkten Antrag von 
v. Mühlfeldt jetzt einzugehen haben ſollen. Scheller erinnert, daß noch der 
Abſchnitt vom Reichsrat übrig ſei, ſowie der Neft der Grundrechte. Wenn 
wir damit fertig find, ernennen wir, ohne uns um die Eingaben der Regie— 
rungen zu kümmern, den Berichterſtatter. Ahrens: Es iſt bekannt, daß Er⸗ 
klärungen verſchiedener Regierungen eingegangen ſind, und es ſei ihm nicht 
zweifelhaft, daß das Neichsminiſterium hier die Vermittlung übernehmen 
könnte. Er wünſche, daß man eine desfallſige Anfrage an das Miniſterium 
ſtellen möge. Wigard fordert, daß wir gleich zum Reichsrat übergehen mögen. 
Waitz: Wir haben gerade aus Rückſicht auf die Regierungen den Reichsrat 
ausgeſetzt; ihn jetzt vornehmen wollen, heißt die Mitteilungen der Regierungen 
nicht abwarten wollen. Wenn dies die Meinung iſt, ſo werden wir kurrent mit 
den Beratungen in der Nationalverſammlung unſere Bemerkungen über die 
Außerungen der Regierungen begleiten. v. La ſaulx: Er meine, es könne nicht 
im Ernſt die Rede davon ſein, noch ohne die Regierungen vorzugehen. Er 
ſchlage vor, daß wir in der nächſten Woche nach Ahrens Antrag benehmen 
mögen. Welcker: Er teile faktiſch mit, daß morgen vom Reichsminiſterium 
eine Sitzung mit den Bevollmächtigten in dieſem Sinne gehalten werde. 
Manche Kommiſſarien haben Inſtruktionen, manche nicht. And unſere Weis⸗ 
heit und Vorſicht wird ſich wohl veranlaßt ſehen, etwas darauf zu warten, 
um ſo mehr, da alle Regierungen die Beendigung unſerer Arbeit nur wün⸗ 
ſchen können. Beſeler: Es ſcheine ihm hier zweierlei in Frage zu kommen. 
Einmal daß, wie wir auch die Stellung der Nationalverſammlung anſehen, 
doch ein Einverſtändnis mit den Regierungen gefucht werde; ſodann, daß wir 
eine Entſcheidung herbeiführen, da die Nationalverſammlung nicht länger 
in dieſem unwahren Zuſtande kann fortvegetieren. Es kann nun darauf an⸗ 
kommen, beide Rückſich ten miteinander in Einklang zu bringen. Wir haben den 
Beſchluß gefaßt, vorzugehen und dann alles, was bis zur Berichterſtattung 
eingeht, mitzubenutzen. Er wiſſe von einem Freunde, daß von den meiſten 
Regierungen Mitteilungen gemacht ſeien, während von gewiſſen anderen Ne— 
gierungen ein weiteres Hinzögern gewünſcht werde. Er meine, daß wir am 
beſten an unſerem früheren Beſchluß feſthalten, immerhin mit der Gefahr, 
manches Material unbenutzt zu laſſen. Aber es iſt das Bedürfnis in der 
Nationalverſammlung zu dringend und zu gerecht, weiter zu kommen. Den 
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Reichsrat betreffend, ſei derſelbe auf ſeinen Antrag ausgeſetzt in der Hoffnung, 
daß die Regierungen darüber ſich äußern werden. Er möchte wünſchen, daß 
über dieſen formell minder wichtigen Artikel erſt definitiv abzuſchließen [fet] 
bei Vorlage des Berichts, der uns doch vielleicht länger beſchäftigen dürfte. 
Er wünſche, daß bei Gelegenheit des Berichts auch das vorzunehmen ſei, was 
etwa über die öſterreichiſche Note vorzunehmen ſei. Sein formeller Antrag 
gehe dahin: 


Eine Kommiſſion von ſieben Mitgliedern zu ernennen, den Bericht über 
die bisher gemachte Redaktion zu machen, vorzubereiten, was mit der 
öſterreichiſchen Note zu machen, und zugleich die ferneren Mitteilungen der 
Regierungen zu prüfen. 


Wigard wünſcht dringend, daß man auf dieſe Fragen noch nicht eingehe, 
ſondern erſt ſeine Fragen vornehme. Ahrens: Dies ſei ganz ſeine Anſicht, 
Beſelers Antrag könne gar nicht zur Abſtimmung kommen, denn er enthält 
ein völliges Novum. Beſeler: Er habe ſchon öfter den Fall gehabt, daß er 
mit Wigard verſchiedener Anſicht ſei, und dieſelbe Gewißheit Recht zu 
haben, wie Herr Wigard, habe auch er. Wenigſtens ſei er in ſeiner Meinung 
durchaus nicht dahin gewandt, etwas zu es kamotieren, er berufe ſich auf den 


früheren Beſchluß. 


Soll nach Wigards Antrag gleich an die Beratung vom Reichsrat 
gegangen werden? — Angenommen. 


Soll nach Beſelers Antrag eine Kommiſſion von drei Mitgliedern zur 
Vorbereitung der zweiten Leſung und zur Berichterſtattung zu wählen 
[ein], mit dem Auftrag uſw. (ſ. o.)? — Nicht angenommen. 


Soll nach Schellers Antrag eine Kommiſſion von drei Mitgliedern zur 
Vorbereitung der zweiten Leſung und zur Berichterſtattung zu wählen 
[ein], zugleich mit dem Auftrage, alles, was einkommt von ſeiten der 
Regierungen, in Berückſichtigung zu nehmen und darüber dem Aus⸗ 
ſchuß Mitteilung zu machen? — Angenommen. 


Ahrens: Er müſſe gegen dieſen Beſchluß Verwahrung einlegen, da wir 
früher beſchloſſen haben, die Mitteilungen der Regierungen zu erwarten. Er 
wird belehrt, daß er ſich im Irrtum befinde. 


Der Abſchnitt „der Reichsrat“ 


Es wird zum Reichsrat übergegangen. Wigard wünſcht, daß man den 
Reichsrat ohne Diskuſſion ſtreiche. Beſeler: Er müſſe ſich dagegen erklären. 
Es ſei klar, daß die jetzige Bewegung in Deutſchland von einer Seite ausgehe, 
die früher nicht mit der Entſchiedenheit und Offenheit aufzutreten gewagt. 
Er werde es ſich zur Ehre anrechnen, den Partikularismus zu bekämpfen, ſo 
weit feine Kräfte reichen. Aber fo weit er fein Recht habe, müſſe ihm Raum 
gegeben werden, und es iſt Aufgabe der politiſchen Weisheit, alle Elemente 
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dadurch produktiv zu machen, daß man fie anerkennt und wirken läßt. Aller- 
dings haben wir ſchon das Staatenhaus, wie er meine, mit Recht erhalten, 
aber es ſei dies kein Anteil an der Regierungsgewalt, und dieſer Neſt muß 
ergänzt werden. Freilich kommt da viel auf die Bildung der Reichsregierung 
an; bei einem Direktorium natürlich iſt ein Reichsrat nicht nötig, wohl aber 
dann, wenn eine einheitliche Spitze entſteht, und dann werden unſere Gegner 
dem Reichsrat große Attribute geben wollen. Gewiß hat ſeit der erſten Leſung 
der Partikularismus größere Chancen gewonnen; was nun ſollte es bedeuten, 
wenn wir jetzt gerade den Reichsrat verwürfen? Es wäre ein Fehdehandſchuh 
gegen die Einzelſtaaten. And er meine, es ſei die Aufgabe des Ausſchuſſes, 
nicht ohne die größte Not von den Beſchlüſſen der Nationalverſammlung 
abzuweichen. Geht man von der gegebenen Baſis der Verhältniſſe aus, fo 
ſcheint nichts dafür zu ſprechen, daß wir den Reichsrat ſtreichen. Dazu kommt, 
daß von mehreren Regierungen Anträge in betreff des Reichsrates kommen 
werden, und er möchte nicht, daß wir dies Inſtitut ohne dringende Not im 
voraus kupierten. Er wenigſtens könne für ſich keinen Grund finden, jetzt, 
nachdem wir in der erſten Leſung den Reichsrat vorgeſchlagen, ihn zu ſtreichen. 
Soll der Abſchnitt vom Reichsrat geſtrichen werden? — Nein, 11 gegen 
12. Ja: Ahrens, Zell, Mittermaier, Reh, Simon, Schreiner, Wigard, 
Schüler, v. Sommaruga, v. Mühlfeldt, v. Laſaulr. Nein: Dahlmann, 
Beſeler, Waitz, Deiters, Nießer, Gülich, Scheller, v. Rotenhan, Hergenhahn, 
Briegleb, Droyſen, v. Soiron. Tellkampf enthält ſich, ebenſo Welcker. 
Simon glaubt ſich verpflichtet, beide Herren, die nicht geſtimmt haben, 
daran erinnern zu müſſen, daß man im Ausſchuß ſtimmen müſſe. Beſeler: 
Es ſei, da die Abſtimmung abgetan ſei, eine nicht mehr praktiſche Frage, ſon⸗ 
dern ein reines Theorem, gewiß aber müſſe jedem die Freiheit bleiben, zu 
ſtimmen, wenn er will. Tellkampf: Er habe nicht abgeſtimmt, weil er nur 
im Fall der Erblichkeit für den Reichsrat ſtimme. Welcker bemerkt ähnliches. 
§ 80. Es handelt ſich darum, ob der zweite Satz, der in der National: 
verſammlung verworfen worden war, hier wieder aufgenommen werden ſoll. 
Welcker wünſcht ſtatt deſſen den Minoritätsantrag von Waitz, der damals 
eine große Minorität für ſich gehabt habe. 
Soll das alte Minoritätserachten von Waitz aufgenommen werden? — 
Nicht angenommen. 
Soll der frühere Majoritätsantrag wieder aufgenommen werden? — 
Angenommen. 


8 82 (falſche Zahl ſtatt 81) — angenommen. 

8 83 — angenommen. 

§ 84 — angenommen. 

8 85 — angenommen. 

8 86 — angenommen. 

Zur Berichtkommiſſion für die Leſung ſind Hergenhahn, ee und Mitter⸗ 
maier gewählt. 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 35 
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Die Verhandlungen über die Mitteilungen der Regierungen 


Die Vorkommiſſion über die von der Regierung gemachten Mitteilungen 
legt! ihren Antrag vor. 

Hergenhahn: Die mitgeteilten Materiale? beſtehen teils in Außerungen 
über ihren Standpunkt zu dem Verfaſſungswerk, ſo die öſterreichiſche Note, 
die preußiſche, die von Bayern (16. Februar), Württemberg (24.), Anhalt, 
Lauenburg uſw.; ferner eine Note von Limburg, außerdem ein Schreiben 
Gagerns an Schmerling vom 22. Januar. Simon erklärt, daß, da er erſt in 
der Nacht das gedruckte Material vorgefunden, er außerſtande ſei, bereits in 
Beratung über Sachen einzugehen, die er noch nicht kenne. Waitz: Ihm 
ſcheine zunächſt von dem Allgemeinen in den Erklärungen nicht die Rede ſein 
zu können, und die Einzelheiten ſind nicht von der Art, daß man darüber mehr 
zu ſtudieren hätte als über Anträge, die hier in der Sitzung gemacht werden. 
Hergenhahn: Die Kommiſſion ſei bereit, ein Referat zu machen. Simon: 
Allen Reſpekt vor der Kommiſſion, aber ohne genaue Kunde des Materials 
kann man die Nichtigkeit des Referats nicht prüfen. Eile ſei ſehr gut, aber 
er wünſche nicht den Vorwurf der Abereilung auf die Kommiſſion zu werfen. 
Reh: Es wäre allerdings ſehr erwünſcht, wenn jeder dieſe Sache ſchon hätte 
ſtudieren können. Aber er ſehe nicht ein, wie man darum die ganze Sache auf⸗ 
ſchieben ſollte. Herr Simon könne die Verſicherung annehmen, daß die Vor⸗ 
kommiſſion mit aller Gewiſſenhaftigkeit gearbeitet und ſoviel Verſtand habe, 
die einzelnen Bemerkungen zu den betreffenden Paragraphen unterzuordnen. 
Mittermaier erklärt ſich in demſelben Sinn; die meiſten Sachen ſind ſchon 
gründlichſt und namentlich aus Anlaß der hannöverſchen Denkſchrift hier be- 
ſprochen. Simon: Erwäge man, daß bei dieſer wichtigen Sache zum erſtenmal 
keine gedruckte Vorlage gemacht ſei, und daß man auch den Schein der Aber— 
eilung vermeiden müſſe! Das Drucken der Vorlage iſt in einem halben Tag 
gemacht. Hergenhahn: Das ganze Referat iſt auf mündlichen Vortrag 
berechnet, da das, was man vorſchlagen kann, gedruckt in den Vorlagen der 
Regierungen ſteht. Welcker: Bei ſo wichtigem Anlaß, wo wir in Differenz 
mit den Regierungen kommen dürften, ſcheint doch ein wohl ausgearbeitetes 
Referat der Vorkommiſſion notwendig zu ſein, damit man ſich ſpäter darauf 
berufen könne. Beſeler: Die Vorlage ſolcher Vorkommiſſion müſſe ver⸗ 
ſchieden ſein nach den verſchiedenen Anläſſen. Hier beſtand der Auftrag der 


1 In der 164. Sitzung d. 28. Februar. 

2 Abgedruckt Sten. Ber. 7, 5436 ff. Der Ausſchuß benutzte eine bei C. Krebs⸗Schmitt 
gedruckte Zuſammenſtellung in 4° (47 S.), die auf ihrer erſten Seite folgende „Vor⸗ 
bemerkung“ trägt: „Der hier folgende Abdruck enthält die Mehrzahl derjenigen Akten⸗ 
ſtücke, welche in dem Protokolle der am 24. Februar 1849 zwiſchen dem Geſamt⸗ 
Reichsminiſterium und den Herren Bevollmächtigten ſämtlicher deutſchen Regierungen 
abgehaltenen Konferenz als Beilagen erſcheinen. Dieſe Aktenſtücke ſind mit Ziffern 
nach derjenigen Reihenfolge bezeichnet, in welcher dieſelben einem am 25. desſelben 
Monats vom Herrn Präſidenten des Reichsminiſterrates v. Gagern an den Herrn 
Präſidenten der Neichsverſammlung Simſon gerichteten Schreiben 1 wurden. 
(R. M. d. Innern Nr. 334)“. 
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Vorkommiſſion darin, das vorgelegte Material zu bearbeiten. Beſondere Ent⸗ 
würfe ſcheinen nicht erforderlich. Simon habe zweierlei vermengt: Einmal 
die genaue Kenntnis des Materials; und da behaupten diejenigen, welche es 
kennen, daß es leicht zu überſehen ſei. Sodann eine beſondere neue Vorlage, 
und da ſagt die Vorkommiſſion, daß ſie nicht nötig ſei. Wenn Simon meint, 
daß man den böſen Schein meiden müſſe, ſo glaube er, daß jedes Mitglied des 
Aus ſchuſſes vernünftig genug fein werde, derartiges nicht zu finden und feiner- 
ſeits dazu zu tun, daß auch andere ihn nicht finden mögen. v. Soiron erinnert 
an den ähnlichen Vorgang bei Gelegenheit der Vorlage des volkswirtſchaft— 
lichen Ausſchuſſes. Ahrens: Er ſei bereit, fo ſchleunig vorzugehen wie möglich, 
aber es ſei ihm nicht möglich, jetzt gewiſſenhaft abzuſtimmen. v. Notenhan: 
Er ſei ſo weit mit Beſeler einverſtanden, daß, wenn Referenten ernannt ſind, 
dieſen freiſtehe, zu verlangen, daß man ſie anhöre, ſowie zu beurteilen, ob ihre 
Vorlage ſchriftlich oder mündlich ſein ſolle. Aber ebenſo muß dem Ausſchuß 
zuſtehen, ob er ſich befähigt hält, ſogleich einzugehen. Er mache den Ver: 
mittlungsvorſchlag, daß man das Referat anhöre und dann zuſehe, ob man 
ſofort eingehen könne. Man könne ja die Grundrechte vornehmen. v. Laſaulx: 
Wenn uns nur die Kollektivnote vorläge, ſo könnten wir leicht prozedieren; 
aber es ſind noch manche abweichende Vorſchläge da, und da ſcheint es not— 
wendig, daß die Vorkommiſſion die Zuſammenſtellung paragraphenweiſe ge— 
druckt vorlege. Waitz: Er habe ſich die Sache, jo wie Laſaulx wünſcht, 
digeriert und könne verſichern, daß die Sache durch ein mündliches Referat 
vollkommen abgetan werde. Er begreife nicht, wie man heut zum erſtenmal 
von der Vorkommiſſion ein gedrucktes Neferat fordere. Es wird auf Schluß 
angetragen. Welcker hat noch eine faktiſche Bemerkung zu machen. Die Vor: 
ſchläge der Regierungen ſind abſichtlich nicht redigiert, ſondern man will nur 
negative Bemerkungen gemacht haben und dem Ausſchuß und der National⸗ 
verſammlung überlaſſen, dieſen eine poſitive Geſtalt zu geben. And da ſcheint 
es doch von der größten Wichtigkeit, daß wir eine förmliche ſchriftliche Vor: 
arbeit haben. Er wolle mitnichten aufhalten, aber er wünſche Zeit zu gewinnen, 
daß wir die Mitteilungen von Hannover, Bayern und Oſterreich erhalten. 
Detmold: Er würde abſehen von dem Oruck und dem Niederſchreiben des 
Berichts, wenn er Zeit gehabt hätte, das Material zu prüfen. Jetzt aber würde 
man ſich an Händen und Füßen gebunden der Vorkommiſſion übergeben. 
Hergenhahn: Es iſt ein Irrtum von Welcker, daß die Regierungen keine 
poſitive Geſtalt ihren Anträgen gegeben hätten, wie die Vorlage ſelbſt zeigt. 
Das Warten auf die noch fehlenden Noten iſt ein neuer Grund. Detmolds 
Bemerkung begreife er gar nicht, da jede Außerung der Vorkommiſſion durch 
das vorliegende Material geprüft werden könne. 


Soll nach Simons Antrag das von der Vorkommiſſion vorbereitete 
Material gedruckt werden als Zuſarnmenſtelkung mit Hinweiſung auf das 
Gedruckte? 


Zell beantragt: Simon gibt ſeinen Ag zu und ſchließt ſich an, bis 
4 Ahr auszuſetzen und dann in die Beratung einzutreten. | 
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Sollen wir den Bericht der Vorkommiſſion gleich hören und verſuchen, 
ob wir arbeiten können? — Verworfen. 
Hierauf iſt die Vertagung bis 4 Ahr angenommen. Die Sitzung iſt vertagt. 
Die Sitzung wird 4½ Ahr fortgeſetzt. 


Hergenhahn berichtet über die Vorſchläge, wünſcht aber, daß wir mit 
dem Abſchnitt von der Neichsgewalt beginnen mögen. Dies wird beliebt. 

§ 7. Die Kollektivnote wünſcht, daß das Recht, Konſuln anzuſtellen, den 
Einzelſtaaten geſtattet werde, aber ſo, daß der Reichskonſul ſich dem des 
Einzelſtaates ſubmittieren möge. Die Vorkommiſſion empfiehlt, den früheren 
Beſchluß beizubehalten. Scheller vertritt die Anſicht der Zirkularnote. Eben⸗ 
ſo Ahrens: Ein Sachkundiger habe ihm empfohlen, es ſo zu machen und 
namentlich dem Reich die Generalkonſuln vorzubehalten. Solche Konſuln da⸗ 
gegen, die keinen diplomatiſchen Charakter haben, könne man unbedenklich den 
Einzelſtaaten überlaſſen. Nießer vertritt dieſelbe Anſicht lebhaft, es ſeien 
dies wirklich keine völkerrechtlichen, ſondern nur materielle Intereſſen der 
Einzelſtaaten, namentlich der Hanſeſtädte, die zu dieſem Wunſch führen. 
Beſeler: Er habe Droyſen und Gevekoth ausführlich geſprochen, und ſie 
hätten ihn beſchworen, hier nicht nachzugeben, wenn man überhaupt zu einer 
Handelspolitik kommen wolle. Freilich habe ſich auch der Vertreter von 
Bremen für dieſe Beibehaltung der Konſulate ausgeſprochen, aber er wiſſe, 
daß ſich das Handelsgremium von Bremen dagegen ausſprechen werde, aus⸗ 
gehend von der Anſicht, daß hier die Zentraliſation durchaus notwendig ſei. 
Es habe durchaus gar keine Schwierigkeit, dieſe Konſuln von Reichs wegen 
zu beſtellen. Waitz trägt an, zu § 8 im zweiten Satz zu ſagen: 

„Auch dürfen dieſelben nur da eigene Konſuln halten, wo das Reich keine 
Konſuln anſtellt“. 


Hergenhahn: Er ſei bei dieſer Beratung anweſend geweſen, und nur Ham⸗ 
burg und Bremen hätten dieſen Antrag urgiert, und er habe ſchon dort ſich 
gegen dieſe Tendenz ausgeſprochen. Wigard beklagt ſich aus Anlaß eines 
Antrages auf Schluß, daß man im Ausſchuß die Sachen über das Knie breche. 
Auch Ahrens wünſcht, daß ein ſolcher Antrag, wie ihn Waitz freilich gegen 
ſeine Gewohnheit gemacht, nicht angemeſſen ſei bei einer Arbeit von ſolcher 
Wichtigkeit. Scheller beantragt, daß der Satz § 8 vom Exequatur gleichfalls 
geſtrichen werde. Beſeler wünſcht, daß alle Anträge der Kollektivnote zur 
Abſtimmung kommen. 

Soll der Antrag der Kollektivnote S. 201 zu 87 angenommen werden? — 

Nicht angenommen. 

Soll der Antrag von Waitz (ſ. o.) angenommen werden? — Nicht an⸗ 

genommen, 9 gegen 14. 

Damit fällt auch Schellers Antrag. 


8 8. Die Kollektivnote wünſcht, daß jede Regierung ſich dürfe durch Be⸗ 
vollmächtigte bei der Reichsgewalt vertreten laſſen. Die Vorkommiſſion unter⸗ 
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ſtützt dieſen Antrag. Tellkampf: Er wünſche zu wiſſen, ob dieſe Bevoll⸗ 
mächtigten neben dem Reichsrat beſtehen ſollten. Beſeler: Man könne gewiß 
Bevollmächtigte denken ohne einen Reichsrat, und es ſcheine beides mitnichten 
notwendig zuſammenzufallen. Zell: Es ſcheine ihm nicht richtig, daß die Ne⸗ 
gierungen ad vocem der Geſandtſchaften von ihren Bevollmächtigten ſprechen 
wollen. Sie hier ausdrücklich aufnehmen, heißt, dieſe Bevollmächtigten zu einer 
ausdrücklichen und verfaſſungsmäßigen Inſtitution machen zu wollen, was 
ihm eben nicht wünſchenswert erſcheine. Wigard: Mit Recht bringe die 
ſäch ſiſche Note dieſe Frage mit der des Reichsrates zuſammen, denn da hinein 
gehören die Bevollmächtigten. Dahlmann: Er geſtehe zu, daß die Bevoll⸗ 
mächtigten mit dem Neichsrat zuſammengehören, aber im Reichsrat hat nicht 
jeder Staat eine Stimme, und da iſt es doch natürlich, daß jeder Staat ſeine 
Stimme bei der Reichsregierung haben ſoll; und wenn wir es nicht öffentlich 
ſanktionieren, ſo wird es doch privatim geſchehen. Waitz wünſcht, daß in den 
Motiven gefagt werden möge, daß die Mitglieder des Reichsrats eben die 
Bevollmächtigten fein ſollen. Nießer: Dieſe Formulierung ſcheine ihm be⸗ 
denklich, indem wir damit wirklich die Bevollmächtigten zu einer Art beſon⸗ 
deren Inſtitution machen. Nehme man nur ein praktiſches Beiſpiel: Daß 
Hamburg ein ganz beſonderes Anliegen bei der Reichsgewalt hat, das ſich 
nicht gut durch ſeine Mitvertretung von Lübeck und Bremen anbringen läßt; 
warum ſoll dann Hamburg nicht einen beſonderen Agenten ſchicken? 

Soll es nach dem Vorſchlag der Vorkommiſſion beigefügt werden (zu 
Satz 1 8 8): „Die Abſendung von Bevollmächtigten an das Neichsober⸗ 
haupt iſt ihnen unbenommen“? — Angenommen. 

So wird beliebt, dieſen Satz als dritten des 8 8 zu ſetzen. 


8 10. Der Wunſch der ſächſiſchen Regierung, hier ſtatt Neichsintereſſe 
„Reichs kompetenz“ zu ſagen, wird von der Vorkommiſſion nicht empfohlen. 
Oder nach Detmolds Vorſchlag: 
„Inſofern dieſelben (Verträge) die Zuſtändigkeit der Reichsgewalt be: 
treffen“? — Einſtimmig verworfen. 
§ 12. Schlägt die Kollektivnote S. 211 eine beſchränkende Faſſung vor, mit 
der die ſächſiſche Note dem Inhalt nach übereinſtimmt. Die Vorkommiſſion 
lehnt den Antrag ab. Scheller: Es ſei dies der Antrag, den fein Minoritäts⸗ 
erachten vorgeſchlagen habe. Ihm ſcheine es genug, daß für dieſen wichtigſten 
Fall ſich bereits ſo viele Regierungen erklärt haben. v. Mühlfeldt macht darauf 
aufmerkſam, daß mit dieſer Faſſung die Befugnis der Dislokation getroffen 
ſei. Er ſowie v. Noten hanſchließen ſich dieſer Faſſung an. Waitz: Er glaube, 
daß ſich tatſächlich die Anſichten nicht weit entfernen, prinzipiell deſto mehr. 
Denn wenn nach der Formel der Regierungen, etwa wegen eines drohenden 
ruſſiſchen Krieges, Truppen Oſterreichs konzentriert werden, fo hat der ruſſiſche 
Geſandte das Recht, zu fragen, ob etwa Krieg iſt. Reh: Ebenſo wichtig iſt, 
daß hier in der Faſſung der Regierungen eine Quelle ewigen Haders ſein wird. 
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Denn jede Regierung wird, ehe ſie folgt, nachfragen dürfen, ob denn ein Fall 
vorliegt, in dem dieſer Paragraph anwendbar wäre. Ahrens: Wir ſtehen 
hier an einem der ſchwierigſten Punkte. Der Bundesſtaat fordert freilich, daß 
die ganze Heeresmacht der Reichsgewalt zur Verfügung ſtehe. Aber wir find 
in ſolchen Schwierigkeiten, daß wir doch etwas nachgeben müſſen. Er ſchlage 
vor, um doch etwas zu mildern, möge man ſagen: „zu Reichszwecken“. 
v. Mühlfeldt: Er möchte doch darauf aufmerkſam machen, daß ein gewiſſer 
Anterſchied iſt zwiſchen den großen und den kleinen Staaten, obſchon er ge- 
wohnt ſei, daß man darauf nicht viel Gewicht lege. 
1. Soll es mit der Kollektivnote heißen: „Im Kriege oder in Fällen not⸗ 
wendiger Sicherheitsmaßregeln im Frieden ſteht uſw.“? — Verworfen, 
7 dagegen. 
2. Soll es nach dem Antrag Sachſens heißen: „Im Falle der Kriegsgefahr 
und der Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Innern“ (S. 351) 
— Verworfen. 
3. Soll es mit Ahrens heißen: „für Reichszwecke“? — Verworfen. 


§ 13. Die Formulierung der Kollektivnote, die im weſentlichen der ſächſi⸗ 
ſchen Note entſpricht, empfiehlt die Vorkommiſſion, mit dem Antrag, am Sr 
des erſten Satzes § 13 zu fagen: 

„Die Stärke und Beſchaffenheit des Reichsheeres wird das Geſetz über 
die Wehrverfaſſung beſtimmen“. 

Waitz: Er ſei der Meinung, daß die bloße Wehrverfaſſung nicht ausreiche, 
die etwa nötige Verſtärkung des Heeres eintreten zu laſſen. Hergenhahn: 
Dieſe Anſicht beruhe auf Mißverſtändnis: Nach Waitz' Anſicht müßte jedes 
Jahr durch ein Reichsgeſetz beſtimmt werden, wie groß die Konſkription fein 
ſoll, dagegen die Wehrverfaſſung beſtimmt die verſchiedenen Aufgebote, und 
es bleibt der Reichsregierung dann überlaſſen, ob ſie außer der präſenten 
Mannſchaft noch Reſerven und ein Aufgebot uſw. berufen will. Neh macht 
auf die ſchon vorliegende Wehrverfaſſung aufmerkſam, welche eben das aus⸗ 
drückt, was ſoeben erörtert iſt. 

Soll der obige Antrag der Vorkommiſſion angenommen werden — 

Angenommen. 


Zweiter Satz des 8 13. Die Kollektivnote wünſcht, daß man ſtatt 500 000 
erſt 250 000 ſetze. Die Vorkommiſſion beharrt bei dem früheren. Jürgens 
unterſtützt die 250 000. Wigard würde ſich ebenfalls dieſer Zahl anſchließen, 
wenn ſein früherer Antrag angenommen würde, daß kein kleiner Staat ſich 
einem, der mehr als 5 Millionen Seelen habe, anſchließen dürfe. Es bringen 
ihn darauf die Militärverträge, die Preußen ſoeben geſchloſſen habe und in 
denen er große Gefahr ſehe. Briegleb wünſcht, daß man bei der früheren 
Faſſung ſtehen bleibe, denn es iſt dies wohl nur eine Konzeſſion, die Preußen 
den Kleinen mache, denn für die kleinen Staaten iſt es ein wahres Elend, ſelbſt 
Militär zu haben. Reh: Die preußiſche Anſicht iſt der ſächſiſchen entgegen⸗ 
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geſetzt, die eben alle kleineren Staaten unterſtecken will. Abrigens müſſe er 
daran erinnern, daß die Bildung eines ſelbſtändigen Truppenkörpers die Be⸗ 
dingung für das eigene Militärweſen ſein müſſe, und das ſind Da 
500 000 Seelen. 
Soll ſtatt 500 000 geſagt werden 250 000? — Verworfen. 

Die Kollektivnote will nicht die Anterweiſung dieſer kleinen Staaten unter die 
Reichsgewalt, und damit iſt Sachſen einverſtanden, doch fo, daß die kleineren 
nicht untereinander vereinigt, ſondern größeren untergeben werden. Die Vor⸗ 
kommiſſion meint bei dem früheren Satz zu bleiben und nur in den Motiven 
zu ſagen, daß eine Verſtändigung nicht ausgeſchloſſen ſei. v. Rotenhahn: Er 
müſſe mit der Weimarſchen Note meinen, daß es das Anſehen der Regierungen 
ſehr ſchwächen werde, wenn ihnen jede Einwirkung auf das Heerweſen ge— 
nommen wird. Er glaube, daß auf dem Wege des freien Vertrages ſich die 
Sache ungleich beſſer machen wird, ſowie es auch nicht zur Popularität des 
Reiches dienen kann, wenn es die Läſtig keiten des Kriegsweſens zu vertreten 
hat. Beſeler: Er wünſchte, daß man hier den kleinen Staaten etwas zu Ge- 
fallen tun könnte, da ſie die größten Opfer am bereitwilligſten gebracht haben; 
auch verkenne er nicht, daß die Neichsadminiſtration in fo vielen zerſtreuten 
Punkten ſehr bedenklich iſt. Aber der Verſuch von Thüringen habe gezeigt, 
wie ſchwierig es iſt, Vereinbarungen zwiſchen den kleinen Staaten hervorzu⸗ 
bringen. Mittermaier: Er wünſche ſehr, daß man nicht abgehen möge; wir 
haben ſchon mit Necht den Vorwurf bekommen, daß wir im Heeresweſen zu 
wenig zentraliſiert haben. Auf dem hier proponierten Wege der Vereinbarung 
würde man nicht zu einem Nefultat kommen. Droyſen empfiehlt den Antrag 
der Kollektivnote. Beſeler: Er gebe zu, daß die Initiative der Bundesgewalt 
einen Teil ſeines Bedenkens habe, aber alles wird damit nicht beſeitigt, ſo gern 
er auch geneigt ſei, hier Konzeſſionen zu machen. Jedenfalls würde wünſchens⸗ 
wert bleiben, daß für dieſe kleinen Staaten eine energiſche Beteiligung der 
Reichsgewalt erhalten werde, aber ebenſo den Regierungen ſelbſt nicht fo hart, 
wie im Entwurf geſchehen, ein Anteil an der Verfügung über das Heer ge— 
laſſen werde. Hergenhahn: Die Hauptſache ſei noch nicht berührt; dieſe ſei, 
ob die kleinen Staaten unmittelbar unter die Reichsgewalt geſtellt werden 
ſollen oder nicht. Nach der Kollektivnote iſt dies letztere entſchieden gewahrt, 
und unzweifelhaft kommt [es] darauf den kleinen Staaten an. Scheller: In 
dem Entwurf ſteht nicht, wer die kleinen Staaten zuſammenlegen ſoll, und 
daher müßte die Kollektivnote von denen erwünſcht ſein, die Zentraliſierung 
wollen. Er würde hinter dem Worte „Vereinigung“ ſtellen: 

„welche dann unter der unmittelbaren Leitung der Reichsgewalt ſtehen“. 

Denn ſonſt würde wahrlich nichts Heilvolles zuſtande kommen. Dahlmann: 
Er habe gerade dieſen Antrag machen wollen, freilich iſt eine gewiſſe Härte 
darin für die kleinen Regierungen. Aber ihr Heerweſen kann nicht gedeihen 
ohne ſolche Einigung. Ahrens ſchlägt vor, in unſerem Entwurf zu ſagen: 

„ſollen unter Vermittlung der Neichsgewalt uſw.“. 

Wig ard: Auch er erkläre ſich stante concluso für die Kollektivnote, denn es 

iſt eine Angerechtigkeit, die kleinen zu ſtrafen dafür, daß ſie klein ſind. 5 ergen⸗ 
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hahn: Schellers Antrag ſcheine ihm illuſoriſch, denn die Reichsgewalt wird 
nur nötig haben, die kleinen Staaten nicht zuſammenzulegen, ſondern größeren 
Staaten anzuſchließen. Zell: Er ſei der Meinung, daß in der Militärkonven⸗ 
tion von Preußen eine große Gefahr ſei, und daß man das Anſchließen an 
größere Staaten nur dann dürfe eintreten laſſen, wenn das Zuſammenlegen 
mit anderen kleinen Staaten unmöglich iſt. Er werde in dieſem Sinn ſogleich 
ſeinen Vorſchlag einreichen: 

„ . . zu vereinigen; inſofern aber eine ſolche Verſchmelzung einzelner kleinerer 
Staaten nicht tunlich erſcheinen ſollte, kann ein Anſchluß an einen größeren 
Staat ſtattfinden“. [Dazu die Variante:] „inſofern dieſe Vereinigung nicht 
für angemeſſen befunden wird“. 

v. Notenhan: Er müſſe doch aufmerkſam darauf machen, daß es für die 
Finanzen der kleinen Länder ſehr bedenklich ſein dürfte, dem Reich untergeben 
zu ſein. Waitz: Er ſei ganz derſelben Anſicht; er erinnere, wie ſchwer es 
Thüringen fällt, Artillerie und Kavallerie zu ſchaffen. Wieviel leichter würde 
es dem Lande ſein, wenn es ſich an Preußen anſchließen könnte, ohne ein ſelb⸗ 
ſtändiges Korps zu bilden mit Kavallerie und Artillerie. Abrigens ſcheine ihm 
der Anſtoß beſonders nur in den Schlußworten unſeres Entwurfs zu ſein, und 
er würde einen milderen Vorſchlag machen. 


Soll es mit der Kollektivnote heißen: „Diejenigen Staaten, welche 
weniger als 250 000 Einwohner haben, ſind durch die Bundesgewalt zu 
größeren militäriſchen Ganzen zu vereinigen oder einem angrenzenden 
größeren Staate anzuſchließen. Aber die Bedingungen ſolcher Zuſammen⸗ 
legung haben ſich die betreffenden Regierungen unter Vermittlung und 
Genehmigung der Bundesgewalt zu vereinbaren“? 


Es wird die Frageſtellung erörtert und als erſte Frage beſchloſſen: 

„Diejenigen Staaten .. . find durch die Bundesgewalt zu größeren 
militäriſchen Ganzen zu vereinigen, welche dann unter der unmittelbaren 
Leitung der Neichsgewalt ſtehen. Inſofern aber eine ſolche Verſchmelzung 
nach Lage ſolcher kleinen Staaten nicht tunlich erſcheinen ſollte, kann ein An⸗ 
ſchluß an einen größeren Staat ſtattfinden“? — Verworfen. | 

Solleg heißen: .. wie oben .. „ſtehen, oder infofern eine Vereinigung nicht 
für angemeſſen befunden werden ſollte, .. . anzuſchließen“? — Verworfen. 

Soll es heißen: „Diejenigen Staaten ... find durch die Reichsgewalt 
zu größeren militäriſchen Ganzen zu vereinigen, welche dann unter der un⸗ 
mittelbaren Leitung der Neichsgewalt ſtehen, oder einem angrenzenden 
größeren Staate anzuſchließen“? — Angenommen, 13 gegen 12. 

Soll es mit dem zweiten Satz der Kollektivnote heißen: „Aber die Be⸗ 
dingungen ſolcher Zuſammenlegung haben ſich die betreffenden Regierungen 
unter Vermittlung und Genehmigung der Reichsgewalt zu vereinbaren“? 
— Angenommen. 

8 14. Hergenhahn referiert über den Diſſens der Kollektivnote (S. 211). 
Die Vorkommiſſion hat ſich nicht entſchließen können, ſtatt „die Geſetzgebung“ 
1 Sten. Ber. 7, 5446. 
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zu ſagen „die allgemeine Geſetzgebung“. Sie glaubt nicht, daß man die Orga— 
nifation fortlaſſe. Sie wünſcht nicht, daß man ſtatt der Kontrolle die Infpef- 
tion annehme. Scheller: Auch hier trifft das Minoritätserachten zuſammen 
mit der Kollektivnote. Er würde ihren weſentlichen Inhalt aufnehmen, be⸗ 
ſonders auch die techniſche Inſpektion ſtatt Kontrolle. Beſeler: Er meine, 
wir dürfen nicht von unſerem Entwurf abweichen, nur eine formelle Anderung 
muß ſtattfinden, nämlich Abſatz 2: 


„Den einzelnen Staaten ſteht die Ausbildung ihres Kriegsweſens auf 
Grund der Geſetze und Anordnungen des Reiches und in den Grenzen der 
nach § 13 getroffenen Vereinbarungen zu“. 


Deiters: Die Bezeichnung „die allgemeine Geſetzgebung“ dürfen wir um fo 
weniger annehmen, indem wir damit den einzelnen Staaten eine ſubſidiäre 
Geſetzgebung laſſen würden. Was Organiſation ſei, könne er nicht recht denken, 
wenn einmal das Reich die Geſetzgebung hat, und dann ſcheine ihm nicht viel 
damit verloren, wenn die Organiſation wegfiele. Die Kontrolle werde er gern 
mit Inſpektion vertauſchen. Nur ſcheine ihm das regelmäßig ungemein wenig 
gegen das fortdauernde. Mittermaier: Wir haben das meiſte ſchon ver- 
handelt; erinnere man ſich nur, wie unendlich wichtig die Organiſation iſt uſw. 
1* v. Laſaulx: Zwiſchen Inſpektion und Kontrolle iſt kein Anterſchied. Der 
Ausſchuß hat keinen Offiziers verſtand, die Kollektivnote wird dies wohl beſſer 
willen. Tellkampf: Auch der bisherige Bund hatte das Recht der Organi— 
fation,* jetzt will man dem Reich nicht einmal ſoviel wie dem Bunde geben. 
Scheller: Er bitte doch daran zu denken, daß die Sachverſtändigen, die wir 
gehört haben, untereinander ganz uneins waren. Man dürfe doch voraus⸗ 
ſetzen, daß die dreißig Regierungen ſich gerade in dieſen Fragen genau ausge- 
ſprochen haben und daß ihnen etwas daran liegt, gerade dies durchzuführen. 
Er ſei erſtaunt geweſen, wieviel dieſe Regierungen aufgegeben haben. Aber 
wir haben dann um ſo mehr die Pflicht, alles aufzunehmen, was irgend noch 
mit der Macht und Einheit Deutſchlands vereinbar iſt. So wiederhole er ſeinen 
Antrag. Möge man ſagen „fortdauernde Inſpektion“, ſonſt würde er die 
Kollektivnote möglichſt wörtlich in dieſen Paragraphen aufnehmen. 

Soll es mit Scheller heißen: „Der Reichsgewalt ſteht die Geſetzgebung 
in bezug auf die Gleichmäßigkeit der Organiſation zu“? — Verworfen. 

Soll es heißen: „ſie überwacht die Durchführung derſelben durch regel: 
mäßige Inſpektion“? — Verworfen. 

Soll es heißen Satz 2: „Den einzelnen Staaten ſteht die Ausbildung 
ihres Kriegsweſens auf Grund der Reichsgeſetze und der Anordnungen der 
Reichsgewalt und in den Grenzen der § 13 getroffenen Anordnung zu“? — 
Angenommen. 


Beſeler macht darauf aufmerkſam, daß das § 14 hinzugefügte „ausſchließ. 
lich“ dadurch irrig wird, daß es ſich zugleich auf die Organiſation beziehen 
würde. Er ſchlage vor: „die ausſchließliche Geſetzgebung“. Waitz: Er wiſſe 
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nicht, ob zwei organiſieren können, er beantrage, daß man die früher beliebte 
Faſſung laſſe. 

8 15. Die Kollektivnote ſowie Sachſen ſind nicht einverſtanden mit det 
vorliegenden Faſſung. Scheller meint, es genüge, daß die Kommandierenden 
verpflichtet werden; doppelte Eide verwirren den gemeinen Mann. Reh: Wir 
haben lange genug über dieſe Dinge geſprochen. | 
Soll die Faſſung der Kollektivnote (S. 211), den Fahneneid betreffend, 

angenommen werden? — Verworfen. 


Zu § 16 hat Sachſen einen Antrag, die Koſten der Exekutionstruppen be: 
treffend. Die Vorkommiſſion wird ſpäterhin darauf zurückkommen. 


8 18. Die Ernennung der Generale betreffend, ſchlägt die Vorkommiſſion 
vor, bei den früheren Beſchlüſſen zu bleiben. Scheller und Schüler erinnern 
freilich! im entgegengeſetzten Sinn an ihre Minoritätserachten. v. Rotenhan: 
Soviel er von dieſen Dingen wiſſe und gehört habe, ſei dieſe Art der Ernennung 
durch das Reich völlig unausführbar. Waitz: Er ſei in dieſem Punkte ſchon 
früher von der Majorität abweichend geweſen, und er kehre wieder zu ſeinen 
früheren Anſichten zurück: 


„Die Reichsgewalt ernennt die Befehlshaber der einzelnen Armeekorps, 
und zwar, wenn dieſelben einem Staate ausſchließlich zugehören, auf Vor⸗ 
ſchlag der betreffenden Einzelregierungen“. 

Beſeler erinnert daran, daß hier ein faktiſcher Irrtum vorhanden ſei, 18 ob 
es konſtante Befehlshaber von Armeekorps gebe. Droyf en ſpricht ſich mit 
Beſtimmtheit für die Annahme der Kollektivnote in dieſer Faſſung aus. 
Dahlmann: Wie es einmal ſteht, nachdem man ein Syſtem verlaſſen hat, 
das er fortfahren werde für das allein große und heilſame zu halten, ſei er mit 
Droyſen einverſtanden. 


Soll es mit Schüler heißen: „Die Ernennung ſämtlicher Offiziere ge⸗ 
ſchieht durch die Reichsgewalt“? — Abgelehnt. 

Soll es mit der Kollektivnote (S. 21) 8 18 heißen: „Die Beſetzung. 
der beteiligten Regierungen iſt“ (Salva red.)? — Angenommen, 13 en. 


Der zweite Satz 8 18 bleibt nach Faſſung unſeres Entwurfes. 


§ 19. Die Kollektivnote wünſcht Erwähnung der Küſtenverteidigungswerke; 
die Vorkommiſſion ſchlägt vor, dieſen 8 20 einzuſchalten. Briegleb findet 
dies bedenklich, weil damit dies als zum Seeweſen gehörig ausſchließlich dem 
Reich zufällt, während es von großer Bedeutung iſt, daß die Einzelſtaaten 
wenigſtens Strandbatterien machen könnten. Droyſen bemerkt, daß, wenn 
man mit Scheller einen ſolchen Zuſatz wie Küſtenverteidigungswerke in 8 19 
hinzufügte, das eine Menge anderer fortifikatoriſcher Werke ausſchließen werde, 
die man nicht entbehren kann. 
Soll es heißen: „Reichsfeſtungen und Küſtenverteidigungswerke le — 
Angenommen. 
Soll der Satz 2 dieſes Paragraphen geſtrichen werden? — Nicht ftreichen. 
1 Sten. Ber. a. a. O. 
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Soll geſagt werden in dieſem zweiten Satz: „die Küſtenverteidigungs⸗ 
werke aufgenommen werden“? — Nicht angenommen. 
Es wird! in der Reviſion der Eingaben der Regierungen fortgefahren. 


S8 21 wird darauf aufmerkſam gemacht, daß der Ausdruck „Mündungen 
der Flüſſe“ nicht klar ſei. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor, in einer Note zu be⸗ 
merken, daß ein Reichsgeſetz beſtimmen wird, wie weit in jedem Fluß die 
Mündung reicht. v. La ſaulx wünſcht, daß dieſe Bemerkung nicht in eine Note 
komme, ſondern in dem Text aufgenommen wird. Beſeler iſt auch dieſer 
Meinung. Nießer: Ihn habe der Hamburger Bevollmächtigte beſonders 
darauf aufmerkſam gemacht, daß ja künftig die Flüſſe frei von Abgaben ſeien, 
und daß es alſo von hoher Wichtigkeit ſei, zu ſagen, wo die Mündung, d. h. 
die ſeemäßige Bedeutung anfängt. Detmold wünſcht, [daß] ſtatt Flüſſe 
Ströme geſagt werde, überzeugt ſich nicht von der Anhaltbarkeit des Antrages. 
Soll gefagt werden: „Ein Reichsgeſetz wird beſtimmen, wie weit die 
Mündungen der einzelnen Flüſſe zu rechnen ſind“ (salva redact.)? — 
Angenommen. 


8 23. Die Kollektivnote fordert die Streichung der Worte „und deren 
Ladungen“, Hamburg und Bremen dagegen die Beibehaltung. Die Vor— 
kommiſſion ſchlägt vor, jene Worte zu ſtreichen, dagegen ſtatt „ſie unterliegen“ 
zu ſagen: „der Tarif der Abgaben unterliegt“. Waitz: Es ſei dies der Gegen: 
ſtand heftigen Streites zwiſchen unſerem und dem volkswirtſchaftlichen Aus— 
ſchuß geweſen und wir haben mit Mühe die Beibehaltung jener Worte durch— 
geſetzt. Der Tarif iſt bei weitem nicht ausreichend und kein Menſch wird darin 
finden, was die Vorkommiſſion meint. Tellkampf: Es können allerdings 
durch den Beiſatz der Ladungen Zweifel entſtehen und die Mahnung der Zir— 
kularnote ſei doch zu beherzigen. 

Sollen die Worte „und deren Ladungen“ geſtrichen 8 — Nicht 
ſtreichen. 


Beſeler ſchlägt vor, hinter Ladungen zu ſetzen „für die Benutzung der 
Schifffahrtsanſtalten“ und dafür „die Schiffahrtsanſtalten benutzenden“ zu 
ſtreichen. — Angenommen. 

S8 24. Die Kollektivnote will „und deren Ladungen“ ſtreichen, was durch 
das obige erledigt iſt. Ferner will ſie Satz 2, daß nicht bloß die Reichsregierung, 
ſondern die Legislation über dieſe Mehrabgabe zu entſcheiden habe und des— 
halb wird unter § 106 hierauf zurückzukehren ſein. Endlich wünſcht ſie, daß 
dieſe Mehrabgabe nicht in die Reichskaſſe fließe. Waitz ſchlägt vor: „kann 
nur durch die Reichsgeſetzgebung beſtimmt werden“. Briegleb iſt der Mei- 
nung, daß dieſe Mehreinnahmen als zum Reichsbudget gehörig der Kognition 
des Reichstags unterliegen. 
Soll 8 106,4 bei den Fällen, wo ein Reichstagsbeſchluß erforderlich iſt, 
auch der hinzugefügt werden: „wenn fremde See- und Flußſchiffahrt mit 
höheren Abgaben belegt werden ſoll“? — Angenommen. 


1 In der 165. Sitzung d. 1. März. 
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§ 25 ſchlägt die Kollektivnote eine neue Faſſung vor, die zum Teil mit 
unſerer neuen Faſſung ſtimmt, aber dann noch in vier weſentlichen Punkten 
abweicht, doch meint die Vorkommiſſion nicht, darauf eingehen zu können. 
Übrigens iſt die Rolleftionote nichts als eine Abſchrift der hannöverſchen 
Note und gerade dieſe haben wir gründlich erwogen und auf Grund derſelben 
unſere letzte Faſſung gefunden. Ahrens: Wir ſollten denn doch anerkennen, 
daß ſoviele Regierungen ſich jener Denkſchrift anſchließen, und demgemäß 
uns entſcheiden. Er habe eine etwas modifizierte Faſſung vorzuſchlagen: 


„Das Reich hat die Geſetzgebung und die Oberaufſicht über die für 
Schiffe oder Flöße erhobenen, in ihrem ſchiffbaren Laufe mehrere Staaten 
durchſtrömenden Flüſſe und Seen und über die Mündungen der in dieſelben 
fallenden Nebenflüſſe in bezug auf die Erhaltung und Verbeſſerung ihrer 
Schiffbarkeit und den Betrieb der Flößerei und Schiffahrt auf denſelben“. 


Detmold empfiehlt gleichfalls die Faſſung der Kollektivnote, denn wir 
möchten doch überzeugt fein, daß die dortige Regierung Sachkunde genug hat. 
Welcker moralifiert in demſelben Sinn, beſonders die unbeſchränkte Beliebig⸗ 
keit der Reichsregierung, Flüſſe zu Neichsflüffen zu erklären, ſcheint ihm ein 
im höchſten Maße bedenkliches Vornehmen; es iſt das ein Angriff auf die 
ganze Souveränität eines ſolchen Staates. Hergenhahn: Ahrens Vor- 
ſchlag geht nicht einmal ſo weit, wie die Kollektivnote; jedenfalls aber, 
wenn das Reich über den Schiffsbetrieb Geſetzgebung habe, muß natürlich 
auch über den Fluß ſelbſt eine Geſetzgebung frei ſtehen. Die Erklärung priva⸗ 
ter Flüſſe zu Neichsflüffen iſt denn doch nicht ſo in die Willkür der Reichs- 
gewalt gelegt, wie Welcker anzunehmen beliebt hat. v. Soiron teilt mit, 
daß der Geſetzentwurf des Reichsminiſters über die Flüſſe bereits dem Aus⸗ 
ſchuß mitgeteilt ſei. Nießer: Er ſei zwar gern bereit anzunehmen, was die 
Regierungen wünſchen, aber er finde denn doch hier die Kollektivnote ſehr be⸗ 
denklich. So z. B., daß die Wahl der Verbeſſerungsmaßregeln den Staaten 
anheimgegeben werde. So war man in der Anterelbe der Meinung, teils daß 
das Baggern helfe, teils daß nur Verengung des Afers. Was ſoll denn nun 
werden, wenn das Reich nicht darüber die Entſcheidung hat? Es werden von 
anderen ähnliche Beiſpiele angeführt. Reh: Er ſei der Meinung, daß wir bei 
unſerer Faſſung bleiben müſſen. Teils weil wir die Sache gründlich durch- 
erörtert, teils weil wir, wenn wir nachgeben, überall bei den Verkehrsverhält⸗ 
niſſen außer Stellung kommen. Beſeler: Er würde an ſich nicht großes Ge⸗ 
wicht darauf legen, daß Duckwitz ein Geſetz habe ausarbeiten laſſen; aber er 
erinnere doch daran, daß wir ſchon große Konzeſſionen gemacht haben. So⸗ 
dann erinnere er an die Wichtigkeit einzelner Flüſſe, z. B. der Eider, die für 
die Marine gewiß zum Reichsfluß erklärt werden muß. Mittermaier: Auch 
er habe gewünſcht, daß geſagt werde, in welcher Rückſicht der Reichsgewalt 
die Geſetzgebung gegeben werde; und in dieſen Sinn werden wir bei den Eiſen⸗ 
bahnen uſw. verfahren. Warum will man nicht bei den Flüſſen ebenſo ver⸗ 
fahren? Soll ſich das Reich in das Mühlenweſen, Deichweſen, Bewäſſerungs⸗ 
weſen miſchen? Sage man Schiffahrtsbetrieb und Flößerei, jo wird die Reichs- 
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gewalt in betreff der Anſtalten, die dieſe hindern, vorgehen können. Detmold: 
Es handelt ſich nicht um die Souveränität der Einzelſtaaten, ſondern ob es 
heilſam iſt, zu zentraliſieren. Man würde auf dieſem Wege des Ausſchluſſes 
der Reichsgewalt eine ſolche Menge von Gegnern erwecken, daß man ſehr 
bald doch zu Anderungen kommen müßte. Scheller: Ein Hauptunterſchied 
zwiſchen uns und der Kollektivnote beſteht darin, daß wir die Geſetzgebung 
über die Flüſſe, die Note die über die Schiffahrt dem Reich geben will. Auch 
er habe letzteres bereits früher in einem Minoritätserachten vorgeſchlagen. 
Wir ſehen an der Schreibart dieſer Note, ſie iſt mit Gänſefüßchen geſchrieben, 
daß die Einzelſtaaten ein beſonderes Gewicht hierauf legen. Wenn er ſehe, 
daß die meiſten Staaten über dieſen Satz einig ſind, ſo ſcheint es doch nicht 
angemeſſen, dem eigenſinnig zu widerſtreben, da wir uns doch ſagen dürfen, 
daß man damit nicht durchdringen wird. Er ſchlage vor, die ganze Note auf: 
zunehmen und nur ſtatt des Satzes: „Die Wahl uſw. Staaten“ zu ſagen: 
„und die Verbeſſerungsmaßregeln zu beſtimmen“. 

Hergenhahn: Er begreife nicht, wie man Geſetze über die Schiffahrt machen 
ſoll ohne das Recht der Geſetzgebung über die Flüſſe zu haben, die doch die 
Grundlage der Schiffahrt ſind. Er erinnere denn doch, daß Duckwitz mit Bei⸗ 
hilfe ſo vieler Sachverſtändiger monatelang verhandelt habe. Abrigens ſei die 
Unterzeichnung der Kollektivnote nicht von der Art, daß gerade jeder Staat 
alles dringend fordere, wie er denn von ſich ſelbſt ſagen könne, daß die weſent⸗ 
lichſte Rückſicht war, etwas Gemeinſames zuſtande zu bringen. 

Soll der Antrag von Ahrens (ſiehe vorige Seite) angenommen werden? 

— Verworfen. 

Soll nach Detmolds Antrag die Kollektivnote (S. 21— 22!) § 25 ange⸗ 
nommen werden? — Verworfen. 

Soll dieſelbe mit der von Scheller beantragten Anderung angenommen 
werden? — Verworfen. 

Soll nach Welckers Antrag die Kollektivnote mit Weglaſſung des Satzes: 

„Die Wahl — Staaten“ angenommen werden? — Verworfen. 

Soll nach Welckers eventuellem Antrag in unſerem Entwurf neuer Faf: 
fung Satz drei der Satz „jo wie — gleichzuſtellen“ angenommen werden? — 

Verworfen. 


§ 26 ſchlägt die Kollektivnote vor, daß die billige Ausgleichung gleichzeitig 
mit der Aufhebung der Flußzölle eintreten ſoll. S im on: Er würde ſehr be- 
dauern, wenn wir ſo, wie die Vorkommiſſion vorſchlägt, darauf eingehen 
wollten. Er fürchte, daß man auf Grund der inneren Schwierigkeit der Sache 
jahrelang an dieſer Ausgleichung arbeiten würde, während kein Wunſch ſo 
allgemein iſt, als der der Aufhebung der Flußzölle. Wenigſtens müßten dann 
hier bereits die Grundſätze ausgeſprochen ſein, nach denen die Ausgleichung 
vor ſich gehen müßte, wie denn Sachſen darauf aufmerkſam macht, daß die 
Ausgleichung nicht nach dem, was der Einzelſtaat bezogen habe, ſondern 
hätte beziehen dürfen, vor ſich gehen müßte. Hergen hahn: Er müſſe be⸗ 
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merken, daß Sachſen gar keine Entſchädigung, und eventuell nur auf Reichs⸗ 
koſten wolle, ähnlich Baden. Heſſen fordere die Streichung des ganzen Para⸗ 
graphen, eventuell, daß noch Waſſerweggelder ſtattfinden mögen uſw. Die 
Kommiſſion ſchlägt vor, daß die Ausgleichung zugleich mit der Aufhebung 
der Flußzölle geſchehe und daß die Modalität der Entſchädigung in das Reichs⸗ 
geſetz gehöre. Abrigens ſei in dem Entwurf des Reichsgefeges bereits auf dieſe 
Dinge Rückſicht genommen, und zwar eine dauernde Rente für den Anter⸗ 
halt der Flüſſe und eine ſinkende Rente für Entſchädigung. Rießer: Er 
bitte denn doch den Amſtand nicht zu vergeſſen, daß vor vier Jahren, als 
Preußen ſeine Flußzölle aufhob, es ausdrücklich und vertragsmäßig den an⸗ 
deren Staaten garantierte, was ſie aufnahmen. Abrigens ihm erſcheine es 
als ein ungehöriger Fanatismus, wenn man ſo mit Gewalt jede Flußzölle 
aufheben wolle und gar das als eine Verfaſſungsbeſtimmung feſtzuhalten. 
Es komme ihm gerade vor, als wenn man in die Verfaſſung das Chauſſee⸗ 
geld aufnehmen wollte. Welcker: Wir haben bereits die Formel unſeres 
§ 26 in dem Sinn geändert, daß ein Reichsgeſetz vorbehalten bleibt, und 
ferner nicht Entſchädigung, ſondern eine vom Reich zu beſtimmende Aus- 
gleichung iſt von uns ausgeſprochen. Abrigens beantrage er noch hinzuzu⸗ 
fügen, was S. 28 zu 826 fteht!, die Koſten des Flußbaues betreffend. 
Ahrens: Er wünſche, daß dieſer Paragraph ſtehen bleibe, wie er ſteht. In 
betreff der Waſſerweggelder ſeien die Anſichten im Publikum ſehr geteilt, 
ob dieſe nach Aufhebung der Flußzölle noch zuläſſig ſind oder nicht. Vielleicht 
ſei die Anſicht auch im Ausſchuß darüber geteilt. Reh: Er finde nicht, daß wir 
geneigt ſeien, die Chauſſee- und Eiſenbahngelder aufzuheben. And daher 
würde er ſtets den Waſſerweggeldern das Wort ſprechen. Jedenfalls muß dem 
Aferſtaat für die Erhaltung der Flußſtraßen eine Ausgleichung gezahlt wer— 
den. Jetzt hat Darmſtadt 150 000 Gulden für den Rhein aufzumenden; fallen 
die Zölle, ſo wird der Staat nicht imſtande ſein, die notwendigen Flußbauten 
zu machen zum größten Nachteil der Flüſſe. Er trage deshalb darauf an, daß 
man das Wort „gleichzeitig“ hineinſetze. Scheller: Er müſſe ſich auch hier 
der Kollektivnote anſchließen. Abrigens ſehe er nicht ein, wie das Reich, wenn 
es die Aufhebung der Flußzölle befiehlt, nicht auch für diejenigen Zölle ent⸗ 
ſchädigt, die in einem einzelnen Territorium fließen. Sim on: Die Frage der 
gleichzeitigen Ausgleichung ſei nichts anderes als die Frage, ob die Fluß⸗ 
zölle noch jahrelang dauern ſollen. Denn wenn auch ein Geſetzentwurf vorliegt 
— er wiſſe nicht, ob die Herren einmal in einem Miniſterium die Maſſe von 
Geſetzentwürfen geſehen haben, die da jahrelang liegen — jedenfalls wir wer⸗ 
den es nicht mehr beraten können. Wigard ſpricht gegen Nießer, Reh, dann 
auch Ahrens; es tue ihm leid, heute gegen ſeine beſten Freunde ſprechen zu 
müſſen. 
Soll im zweiten Satz das Wort „gleichzeitig“ eingefügt werden? — 
Verworfen. 
Welcker ſchlägt vor: „tritt gleichzeitig mit Aufhebung die De 
eines billigen Ausgleichs ein“. — Verworfen. 
Sten. Ber. 7, 5450. 
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Rie ßer ſchlägt vor: „Ob und in welchem Amfang für die Benutzung der 
Flüſſe eine mit den Anterhaltungskoſten in Verhältnis ſtehende Ausgabe 
erhoben werden darf, beſtimmt ein Reichsgeſetz“. — Verworfen. 


Welcker wünſcht, daß der von Baden S. 281 vorgeſchlagene Satz: „inſoweit 
der Aufwand für die Erhaltung und Verbeſſerung der Schiffbarkeit dient, 
find die Koſten vom Reiche zu tragen. Ein Neichsgeſetz wird die Ausſcheidung 
dieſer von den übrigen Aferbaukoſten feſtſetzen“ [aufgenommen werde]. Er 
erinnert an die Koſtbarkeit der Aferbauten in Baden uſw. Beſeler: Auch der 
badiſche Vorſchlag iſt voller Anklarheit, und das Reichsgeſetz, was wir 825 
in Ausſicht ſtellen, wird gerade auf dieſen Punkt der Ausſcheidung der Koſten 
einzugehen haben. Dies ſowie die Übertragung der zu treffenden Arbeiten. 
Er weiſe übrigens auf § 49 hin, wo gerade dies vorgeſehen iſt. 


8 27. Die Kollektivnote wiederholt den hannoverſchen Vorſchlag, den wir 
unſerer neuen Faſſung zugrunde gelegt haben, nur daß wir „Genehmigung“ 
haben, während die Kollektivnote nur „Aberwachung“. 

Sollen wir hier „Aberwachung“ aufnehmen? — Verworfen. 


Heſſen fordert eine genauere Beſtimmuung der Gleichberechtigung der 
Angehörigen anderer Staaten. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor: 


„keinerlei Begünſtigung“. — Angenommen. 


828. Die Kollektivnote will „daß, ſolange die Tranſitabgaben beſtehen uſw.“. 

Die Vorkommiſſion beantragt, dies nicht zu berückſichtigen, da es eine nur 
tranſitoriſche Beſtimmung iſt. 

§ 29 fg. Der Kollektivnote liegt ein anderes Syſtem zugrunde als unſerem 
Entwurf. Sie will dem Reich die Oberaufſicht ganz allgemein überweiſen, die 
Geſetzgebung nur für beſtimmte Gegenſtände, die dann ein Reichsgeſetz zu 
präziſieren habe. Die Vorkommiſſion empfiehlt dies. Beſeler: Er unterſtütze 
dieſen Antrag. Es könnten freilich Verhältniſſe eintreten, die ein weiteres 
Recht der Geſetzgebung notwendig machen dürften, aber teils wird die Ober— 
aufſicht helfen, teils wird es in ihrem Ermeſſen bleiben („erachtet“), wo ſie 
einſchreiten will. Hergenhahn: Gerade in dieſem Erachten liege die Willkür, 
die abgeſtellt werden ſoll. „Erheiſchen“ muß geſagt und dann der Bereich der 
Kompetenz durch das Reichsgericht beſtimmt werden. Rießer: Er finde, 
es ſei kein richtiger Gedanke, durch ein Reichsgeſetz feſtſtellen laſſen zu wollen, 
was nur als verfaſſungsmäßig feſtgeſtellt Bedeutung hat. Denn wenn ein 
Reichsgeſetz die Kompetenz beſtimmen ſoll, fo kann es ſich eben alles aneignen. 
Waitz: Er müſſe ſich ebenſo gegen den erſten Satz der Kollektivnote erklären. 
Nicht bloß, daß er ganz von unſerem Sprachgebrauch abweicht, ſondern er iſt 
auch inhaltlich nicht reicher oder beſchränkender als unſere Faſſung. Die Ver: 
ſchiedenheit: „die Eiſenbahnen und deren Betrieb“ ſtatt unſer „Eiſenbahn— 
weſen“ ſcheine ihm keine Verbeſſerung zu ſein. Beſeler: Er könne doch nicht 
mit Rießer ſtimmen, in betreff des Erheiſchens und Erachtens. Auch der letzte 
Zuſatz ſcheine ihm nicht fo gleichgültig. Es ſei ihm klar, daß eine ſchärfere Ab⸗ 

1 Sten. Ber. 7, 5450. 
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grenzung zwiſchen der Kompetenz des Reiches und der Staaten eintreten 
könne. And wenn die Einzelſtaaten es wünſchen, ſo ſcheine ihm doch ein Grund 
darin liegen zu müſſen, und er würde ſich dem gern ſubmittieren. Auch der 
Ausdruck „Eiſenbahnen und deren Betrieb“ ſcheint ihm doch abſichtlich ge: 
wählt, und er meine daher, daß wir es gern annehmen könnten. Nur werden 
wir wohl unſeren Ausdruck: „das Recht der Geſetzgebung“ feſthalten müſſen. 
Hergenhahn findet gerade dies letztere nicht richtig und wieder dagegen 
redet Waitz. 


Soll ſtatt unſeres Satzes § 29 die Formel der Kollektivnote angenom⸗ 
mer werden? — Verworfen. 

Soll dieſe Formel mit dem Ausdruck: „das Recht der Geſetzgebung“ an⸗ 
genommen werden? — Angenommen. 


§ 30. Die Kollektivnote will der Reichsgewalt nicht die Befugnis zur An⸗ 
legung von Eiſenbahnen geſtatten, ähnlich Sachſen und Baden. Die Vor⸗ 
kommiſſion hat ſich in gewiſſem Maße dem angeſchloſſen: 

„So weit der Schutz des Reichs oder das Intereſſe des allgemeinen Ver⸗ 
kehrs es erheiſchen, hat die Reichsgewalt das Recht, die Anlage von Eiſen⸗ 
bahnen zu bewilligen und vorhandene Eiſenbahnen auf dem Wege der Ent⸗ 
eignung zu erwerben, ſowie ſelbſt Eiſenbahnen anzulegen, wenn der Ein⸗ 
zelſtaat deren Ausführung ablehnt“. 


Welcker würde damit einverſtanden ſein, wenn nicht die Ente dabei 
wäre. Beſeler: Er glaube, wenn darauf Gewicht gelegt werde, könnten wir 
gern die Enteignung aufgeben. Briegleb: Es ſcheine ihm doch nicht richtig, 
das Reich ſo zu beſchränken, wie es in dieſem Vorſchlag gemeint iſt. Selbſt 
aus volkswirtſchaftlicher Rückſicht könnte dieſe Befugnis notwendig werden, 
wenn etwa das Reich den Tarif ſo herabſetzen zu müſſen meint, daß die Bahnen 
keinen Ertrag mehr geben. Beſeler: Sein eventueller Antrag gehe dahin, 
daß, wenn man die Enteignung behalte, wenigſtens dies nur zum Schutz des 
Reiches ſtehen bleibe. 

Soll der Satz der Kollektivnote: „Soweit der Bundesſchutz ... zu be⸗ 
willigen“ (mit Fortlaſſen der Worte: „und gegen Entſchädigung zu be⸗ 
nutzen“) angenommen werden? — Verworfen. 

Soll es nach dem obigen Antrage der Vorkommiſſion lauten (ſiehe oben)? 
— Verworfen. 

Soll es heißen wie oben mit Fortlaſſen der Worte: „und vorhandene 
Eiſenbahnen auf dem Wege der Enteignung zu erwerben“? — Ange⸗ 
nommen. 


Zell macht darauf aufmerkſam, daß es hier nicht „erheiſchen“ heißen könnte, 
da es ein ganz anderes Verhältnis ſei als § 29. Es müſſe heißen: 
„Die Reichsgewalt hat das Recht, ſoweit fie es zum Schutz des Reiches 
oder im Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs für notwendig oder 
zweckmäßig erachtet, die Anlage uſw.“. — Angenommen. 
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Beendigung der zweiten Leſung der Grundrechte 


Zunächſt wird! der Reſt der Grundrechte, wie er zur zweiten Leſung vor⸗ 
bereitet ift?, zur Verhandlung geſtellt. 
Artikel V S21 — angenommen. 


Artikel V 822. v. La ſaulx wünſcht geſagt „bleibt vorbehalten“. — Ange: 
nommen. 


Artikel VII S 30. v. Laſaulx findet die Klammern anſtößig. Es werden 
mehrere Vorſchläge gemacht, die alle nicht recht gefallen. Waitz warnt vor 
Anderungen an dem angenommenen Ausdruck, man werde in der National⸗ 
verſammlung ſofort allerlei dahinter wittern. 


Soll es heißen „Staats: und Gemeindeſteuern und ⸗laſten“? 

Soll es heißen: „Die Beſteuerung ſoll ſo geordnet werden, daß die Be⸗ 
vorzugung einzelner Stände und Güter in Staat und Gemeinde aufhört“? 
— Angenommen. 


Artikel IX 843. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor: „unter verfaſſungs⸗ 
mäßiger Oberaufſicht des Staates“. Beſeler: Er habe als Berichterſtatter 
bereits darauf aufmerkſam gemacht, daß die Meinung des Ausſchuſſes nicht 
geweſen ſei, Selbſtändigkeit und Anabhängigkeit zu verwechſeln. Vielleicht 
ſeien auf Grund dieſer Mitteilung mehrere derartige Anträge in der Ver⸗ 
ſammlung gefallen. Seitdem aber ſeien ihm viele Mitteilungen gekommen, 
welche Gefahren in dieſem Ausdruck ſeien, da beſonders, wo Grundbeſitz, be⸗ 
ſonders Waldungen, vorhanden ſind. Es drängen namentlich die ärmeren 
Maſſen auf Teilung, verwüſtet werden Waldungen uſw. Es ſcheine notwendig, 
hier einen Vorbehalt zu machen, durch den in den Gemeinden klar werde, 
daß hier noch eine Schranke ſei. Auch Moritz Mohl habe ſich in dieſem Sinn 
geäußert. Man habe vorgeſchlagen: „geſetzliche Beſchränkungen vorbehalten“. 
Es gibt Gemeinden, die Güter in Pacht geben zum Beſten der Gemeinde. 
Iſt nun eine Gemeinde nicht von Intereſſe für die ewige Perſon der Gemeinde, 
ſo kann die Gefahr eintreten. Er hoffe wohl, daß das die deutſchen Gemeinden 
bald lernen werden, ſich ordentlich und feſt zu ordnen, aber wir müſſen für die 
Übergangszeit ſorgen, damit nicht wie in Frankreich das Anglück entſteht, 
daß die Gemeinden ihr Vermögen verlieren und damit das Gemeindeleben 
ſelbſt untergeht. Der Vorſchlag der Vorkommiſſion ſcheine ihm nicht gut, da 
es ausſehen könne, als müſſe dieſe Oberaufſicht eintreten. Dies ſcheine ihm 
nicht notwendig, aber er werde einen Vorſchlag machen, der, wie er hoffe, 
dieſe Gefahren meide. Wigard: Nehme man dieſe oder ähnliche Beſchrän⸗ 
kungen auf, ſo ſtehen wir wieder genau da, wo wir vor dem März ſtanden. 
Beſelers Befürchtung teile er nicht. Die Gemeinden beſtehen aus jungen und 
alten Leuten. Die Jungen werden ſich nicht zu ſolcher Aufteilung verleiten 
laſſen, denn ſonſt würden fie im Alter deſto mehr Laſten tragen. Es genügt an 
der Kontrolle der Gemeinden ſelbſt; die Gemeinde ſei ebenſo ſelbſtändig wie 

In der 166. Sitzung d. 2. März. 
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die Privatperſon, und wenn dieſe ihr Vermögen durchbringt, ſo haben die 
Kinder nichts. So wie die Faſſung vorgeſchlagen, iſt die Gemeinde ganz wie⸗ 
der unter dem Polizeiſtaat. Sie kann kein Kapital aufnehmen, ſie kann nichts 
tun. Habe man doch Vertrauen zu Gemeinden, ſo wird ſich alles von ſelbſt 
machen. Man ſehe nur die Gemeinden an, z. B. Dresden, wo gleich ſich ein 
ſtädtiſcher Verein bildete, der ihn dann erſuchte, den Vorſitz zu übernehmen, 
und da iſt Sparſamkeit mit der beſſeren Ordnung eingeführt. And ſo wird es 
überall gehen. Reh: Er wolle einmal als Darmſtädter ſprechen: Anſere Ge⸗ 
meinden haben Selbſtändigkeit unter Aufſicht des Staates, und er habe ſeit 
zwanzig Jahren nie gefunden, daß dadurch die Gemeinden beſchränkt waren, 
ja, der Staat hat eher zu leicht unnütze Ausgaben geſtattet. Entzieht man dieſe 
Oberaufſicht dem Staat, ſo gebe er die Verſicherung, daß in kurzer Zeit ſieben 
Achtel der Gemeinden verarmt ſein würden, beſonders wenn die Wahl der 
Gemeindevorſtände wie nach den Grundrechten völlig frei iſt. Wer iſt die Ge⸗ 
meinde? Zum großen Teil beſteht ſie aus Armen, und dieſe haben ſeit langem 
dahin gearbeitet, das Gemeindevermögen zu teilen; und die armen Leute wer⸗ 
den ſolche Vorſtände wählen, die für die Teilung find. Und die Folgen find, 
daß die Gemeinden, die bisher noch in dem Vermögen einen Stock für ihre 
Sicherheit und Wohlſtand hatten, ganz verarmen. In einzelnen Fällen haben 
die Regierungen eine Teilung zugeſtanden, und der Erfolg iſt die Verarmung 
geweſen, wie beſtimmte Beiſpiele im Odenwald zeigen. Somit ſei er ent⸗ 
ſchieden gegen das von Wigard beanſpruchte. Der Staat hat das Recht und 
die Pflicht, die Gemeinde als ſolche in ihrem Vermögen gegen die derzeitigen 
Gemeindeglieder zu ſchützen. Auch das Aufnehmen der Kapitalien darf der 
Gemeinde nicht geſtattet werden. Im vorigen Jahr, wo die Kraft der Ge— 
meindebehörden ganz danieder lag, drängte in mehreren Gemeinden die 
Maſſe dahin, Kapitalien zur Verteilung aufzunehmen, und es war ſehr not⸗ 
wendig, daß der Staat fein Veto einlegte. v. Rotenhan: Aus feiner Er⸗ 
fahrung als Landmann müſſe er vollkommen beſtätigen, was Reh gejagt hat. 
Vielleicht kenne Wigard nur die ſtädtiſchen Gemeinden, und daher ſeine Ein⸗ 
ſeitigkeit. Auf dem Lande iſt das ſehr anders, der Drang zur Teilung iſt groß, 
beſonders bei Waldungen, und die Maſſe denkt nicht daran, für die künftigen 
Geſchlechter zu ſorgen. Wenn hier nicht etwas geſchieht, das Gemeindever⸗ 
mögen zu erhalten, fo wird es der unausbleibliche Grund [des Untergangs] 
unſeres Gemeindelebens fein. v. La ſaulx: Wir haben in die Grundrechte ſchon 
viel aufgenommen, wofür uns die Nachkommen nicht danken werden. Das 
Vermögen gehört nicht den Gemeindegliedern, ſondern der idealen Gemeinde. 
Wir haben der Reichsgewalt eine Oberaufſicht gegeben in den Angelegen⸗ 
heiten der Staaten; es wäre töricht, dem Staat nicht das gleiche gegen die 
Gemeinden zu geben. Zell: Die Verhältniſſe unſerer Gegend ſind derart, 
daß fie alles beſtätigen, was Beſeler und Reh geſagt, und er fordere drin- 
gend, daß die Gemeinden nicht der Oberaufſicht des Staates entzogen 
werden. Er ſelbſt habe noch neuerdings Erfahrungen dieſer Art gemacht. Ein 
Landrat, der Präſident demokratiſcher Vereine iſt und gehindert hat, daß 
er, Zell, gewählt werde als reaktionär, hat die Hände über dem Kopf zu⸗ 
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ſammengeſchlagen über dies Fortlaſſen der Oberaufſicht. Vierzig Gemeinden 
an der Grenze des Luxemburgiſchen ſind durch Teilung verarmt, bis der 
Staat nicht mehr teilen ließ. Abrigens habe er und ſeine Freunde die urſprüng⸗ 
liche Faſſung nur fo verſtanden, daß die Oberaufſicht nicht ausgeſchloſſen ſei. 
Nur für die Wälder iſt es bedenklich, daß die Gemeinde ſelbſtändig verwaltet. 
Wenn in anderen Gegenden der Anterſchied von Verwaltung und Verfügung 
nicht ſo ſcharf iſt wie in Preußen, ſo ſchlage er vor: 

„Die Verfügung über liegendes Eigentum kann jedoch einer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Oberaufſicht des Staates unterliegen“. 


Die Aufnahme von Kapitalien betreffend, könne er nicht mit Reh für die 
Beſchränkung ſein, denn man wird Kapitalien aufnehmen, nicht um ſie zu ver⸗ 
teilen, ſondern um Anlagen zu machen. Die altgewohnten Gemeinden übri- 
gens in ſeiner Gegend ſind ſparſam. Die erſt neu entſtandenen weniger; aber 
ſie lernen, und er hoffe mit Beſeler, daß das deutſche Gemeindeweſen ſich bald 
zurechtfinden werde. Ahrens iſt der Meinung, daß, da dieſer Paſſus des 
Paragraphen ſo verſtanden iſt, wie die Berichterſtatter geſagt haben, es ge⸗ 
nügen werde, in den Motiven zu ſagen, was man meine. Mittermaier: So 
kann der Satz nicht ſtehen bleiben: Gemeindeverwaltung umfaßt auch die 
Veräußerung des Vermögens, wie denn in den bayriſchen Geſetzen über 
die Gemeindeverwaltung ein Kapitel über die Veräußerung vorkommt. Aber 
es ſoll die Dberaufficht nicht willkürlich ſein; es find drei Punkte, wo fie ein- 
treten muß. Er ſchlage vor: 

„unter geſetzlich geordneter Oberaufſicht des Staates in Beziehung auf 

Veräußerung des Gemeindevermögens, Aufnahme von Darlehen und der 

Forſtwirtſchaft der Gemeinde“. 

Es iſt geſetzliche Ordnung der Oberaufſicht nötig, da ſich für große und kleine 
Gemeinden gewiſſe Anterſchiede notwendig machen. v. Soiron: Ob vielleicht 
auch die Reviſion der Gemeinderechnungen notwendig fein dürfte? Mitter- 
maier: Es ſei ja doch das Budget dem Staate vorzulegen (J), und damit 
werde ſich dies Bedenken erledigen. Hergenhahn: Auch er halte die Ober- 
aufſicht für dringend notwendig. Die Gemeinden ſind Eigentümer, und läßt 
man ihnen die ſelbſtändige Verwaltung, ſo werden ſie über ihr Eigentum ver⸗ 
fügen. Zells Anſicht, daß nicht Kapital zur Verteilung aufgenommen werde, 
iſt irrig. Er habe leider Beiſpiele genug dafür, daß Geld aufgenommen, ver- 
teilt werde, und die um ſo faulere Gemeinde iſt dann deſto ärmer. Wir wollen 
den Regierungen nicht vertrauen, warum denn den Vorſtänden der Ge— 
meinden? Er wünſche, daß wir dem Vorſchlag der Kommiſſion Folge geben. 
Denn indem die Oberaufſicht verfaſſungsmäßig geordnet ſein ſoll, erledigen 
ſich die gemachten Bedenken. Es wird dann natürlich auch die Reviſion der 
Rechnungen dem Staate bleiben müſſen, denn wenn Wigard meint, daß die 
Offentlichkeit ausreicht, ſo iſt dies wenigſtens für die kleinen Gemeinden ganz 
irrig. Es muß dies Revidieren von Leuten geſchehen, die es verſtehen. Dahl⸗ 
mann: Alle, die geſprochen haben, bis auf Wigard, ſind einverſtanden. 
Wigard ſcheint auch hier feinem Prinzip, daß eine allgemeine Tugendhaftig⸗ 
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keit bei den Untertanen und eine allgemeine Laſterhaftigkeit bei den Re- 
gierungen herrſcht, treu geblieben. Wir haben jetzt, nachdem ſolange die 
meiſten freien Gemeinden vom Staate gedrückt geweſen, einen gewiſſen mitt⸗ 
leren Zuſtand zu finden, wo Staat und Gemeinden ihren richtigen Kreis er⸗ 
halten. So würde er einen Zuſatz wünſchen, etwa wie die Vorkommiſſion, 
oder mit dem Zuſatz: 

„namentlich auf die Verwaltung des Gemeindevermögens“. 

Simon: Man möge ihm einmal erlauben, als ſpezifiſcher Preuße zu ſprechen. 
Zell habe ſich auch der Majorität der Anſicht angeſchloſſen, und das ſei ihm 
doppelt intereſſant, da er in einer Provinz lebe, wo erſt ſeit kurzem die freie 
Gemeinde gegründet iſt. Die alte Städteordnung hat die freie Verwaltung 
unbedingt, ſelbſt die freie Befugnis über das Vermögen gilt, ohne daß dabei 
Nachteil vorgekommen. Allerdings gebe er zu, daß in einzelnen kleinen Städ⸗ 
ten Anfug vorgekommen, und dies iſt beſonders für die revidierte Städte⸗ 
ordnung geweſen. Ausnahmen, die erzählt werden, beweiſen wenig. Er finde, 
daß die Freiheit des Staates ſchlecht gewahrt iſt ohne die Freiheit der Ge⸗ 
meinde. Die Gefahren, hoffe er, werden durch die Offentlichkeit und Preſſe 
gemieden werden. Reh: Er erinnere doch daran, daß Simon von Städte⸗ 
ordnung ſpreche, während die Landgemeinden in Preußen ohne Verfaſſung 
waren. Zell bemerkt, daß in Mittermaiers Vorſchlag fehlerhaft ſei, daß die 
Beſchränkungen notwendig eingeführt werden müſſen. Das ſei zu meiden. 
v. Rotenhan: Auch Bayern habe ſeit 1818 eine ſolche freie Gemeinde⸗ 
verfaſſung, [er] könne aber keineswegs mit Simon meinen, daß die Freiheit 
ſich ſo trefflich bewährt habe. Wigard erklärt ſich zunächſt gegen Dahlmanns 
Bemerkungen und erläutert dann, daß wir anderen alle tief im Bureau⸗ 
kratismus ſitzen. Es ſei ferner noch eine ungelöſte Frage der Nationalökono⸗ 
mie, ob es nicht beſſer ſei, alle Güter, auch der Gemeinden, in die Hände von 
Privaten kommen zu laſſen. Beſeler: Nur ein paar tatſächliche Bemerkun⸗ 
gen. Zunächſt, Simon habe nicht von den Landgemeinden geſprochen, und 
dies werde erſt jetzt konſtituiert; er hoffe mit großer Vorſicht. Er müſſe übri⸗ 
gens doch bemerken, daß in feiner nächſten Nähe ſeltſame Dinge mit den Ge⸗ 
meindegütern paſſiert ſind (Stralſund). Ferner, die Städteordnung ſtellt ein 
ſchroffes, durch Zenſus gehaltenes Gemeindeweſen dar. Der Ständevorſtand 
wird nicht von quolibet gewählt. Jetzt aber wird auch hier die freie Wahl ein⸗ 
treten und da dürfte die alte Feſtigkeit der Gemeinden ſich doch etwas lockern, 
und auch für Preußen dürfte ſolche Schranke nützlich ſein. Abrigens ſei ſeine 
Meinung nicht, daß die Staaten jene Befugniſſe üben müſſen, ſondern er 
wünſche nur, daß man es offen halte. Es kommt hier darauf an, ſich zu er⸗ 
innern, daß wir für unendlich verſchiedenartige Verhältniſſe Beſtimmung 
treffen müſſen. And da iſt es wichtig, zu ſagen, Selbſtändigkeit mit nor⸗ 
mativer und geordneter Oberaufſicht des Staates. Mittermaiers Antrag 
finde er zu ſpezialiſierend. Gülich: Man muß hier die Begriffe feſt ſondern. 
Den jeweiligen Gemeindegliedern ſteht die Verfügung über alles zu, was nicht 
der ewigen Gemeinde gehört. Es iſt das Verhältnis eines Vaters, deſſen Kin⸗ 
der eigenes Vermögen haben, das er mit verwaltet: Er kann verfügen, wie er 
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will, aber er darf die Subſtanz des Vermögens nicht mindern. Allerdings 
ſcheine ihm die Faſſung der Vorkommiſſion zu unklar, wenigſtens wird ſie den 
Gemeinden ſeiner Heimat zu beſchränkend ſein. Er ſchlage vor: 


„ſelbſtändige Verwaltungen innerhalb ihrer Dispoſitionsbefugnis“. 


Soll geſagt werden: „unter geſetzlich geordneter Oberaufſicht des Staa⸗ 
tes“? — Angenommen, 13 gegen 9. 


Ferner trägt die Vorkommiſſion darauf an, die Worte „mit Einſchluß der 
Orts polizei“ zu ſtreichen. Deiters: Allerdings habe dieſe bereits die preu- 
ßiſche Städteordnung, aber es ſei auch nicht die Meinung der Kommiſſion ge- 
weſen, ſie mit dieſem Fortlaſſen den Gemeinden zu entziehen, ſondern nur, 
ſie ihnen nicht ausdrücklich beizulegen. Es ſei der Begriff der Ortspolizei an 
ſich unklar, und es ſei gewiß genügend, daß der Stadt ſelbſt in gewiſſer Nich⸗ 
tung... Simon: Er wünſche nicht, daß man ein dem Volk ſchon gegebenes 
Recht wieder ſtreiche. Ferner könne er doch nicht der Meinung ſein, daß, weil 
die Ortspolizei nicht klar ſei, ſie den Gemeinden ganz genommen werden 
müßte. Es ſcheine ihm eins der weſentlichſten Rechte der Gemeinden, ihre 
eigene Polizei zu haben. Beſeler: Wir werden vor allem daran denken 
müſſen, was dem Vaterland heilſam iſt, und ſind wir in erſter Leſung zu weit 
gegangen, ſo mögen wir hier uns nicht genieren, zu beſchränken. Allerdings ſei 
er der Meinung, daß die Polizei der Gemeinde zu gehören habe. Aber er ſei 
darauf aufmerkſam gemacht, daß da doch beſondere Verhältniſſe eintreten. 
In Berlin z. B. würde wie in London die Ortspolizei ſofort in die Staats⸗ 
polizei eingehen. Ferner: Die Ortspolizei für die Landgemeinden würde, wenn 
ſie ſich auf eine weite Flur, auf Waldungen uſw. erſtrecke, eine große Laſt ſein. 
Ahnlich bei Grenzgemeinden, wo der Staat ein ſehr großes Intereſſe bei der 
Polizei habe. Somit ſei er, er geſtehe erſt neueſter Zeit, zu der Anſicht ge— 
kommen, daß wir grundrechtlich nicht allen Gemeinden die Polizei geben 
dürfen, und er würde lieber ſtreichen, als ſpezifizieren. Reh: Er halte es 
kaum erklärbar, wie man, nachdem den Gemeinden ſo viel gegeben, ihnen 
nicht auch die Ortspolizei geben ſolle. Die darmſtädtiſche Verfaſſung hat 
die Beſtimmung, daß die Regierung, wo ſie es notwendig findet, neben einer 
Gemeindepolizei ihre Polizei mit hinzufügen darf. Daraus find nur Miß— 
ſtände aller Art entſtanden, bis man es denn jüngſt aufgehoben hat. Beſelers 
Bedenken könne er ſämtlich für irrelevant erklären, und zwar aus eigener Er- 
fahrung. Selbſt die Beläſtigung der Polizei für Flur und Wald iſt nicht ſo 
groß, aber ſehr heilſam. Endlich nehme man doch hinzu, daß neben der Orts— 
polizei immer noch die Landespolizei beſteht. Zell: Für den Fall der großen 
Städte und der Grenzen wird der Staat ſeine höheren Beamten anſtellen, 
die gar nicht in das Weſen der Ortspolizei mit eindringen. Übrigens ſei die 
Scheidung der Begriffe von Orts- und Landespolizei völlig ſcharf und klar, 
wie er davon in Trier die völlige Erfahrung gemacht habe. Es ſei unbedenklich, 
die politiſche Polizei ſo auszuſondern, daß die Ortspolizei den Gemeinden 
bleibt. v. Soiron führt aus, daß es wenigſtens nicht in die Grundrechte ge— 
höre, eine derartige Beſtimmung zu machen. v. Rotenhan: Auch in Bayern 
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haben die Gemeinden eine Ortspolizei, aber er wiſſe, daß die größeren Städte 
ſtets mit der Regierung in Streit find, weil ihnen die Polizei zu teuer kommt. 
Er ſei der Meinung, daß, wenn wir dieſe Worte aufnehmen, wir den Ge- 
meinden eine Pflicht auflegen, die ihnen ſehr läſtig werden dürfte. And der 
Staat würde dann ſehr wenig Luft und noch weniger ein Recht haben, ihnen 
dieſe Laſt abzunehmen. Tellkampf meint, daß die ſelbſtändige Verwaltung 
ſchon die örtliche Polizei mit in ſich ſchließe, und zwar ſo, daß die Oberauf⸗ 
ſicht des Staates auch in der Polizei eine höhere Autorität üben darf. Abri⸗ 
gens müſſe er ſagen, daß die Polizei in London ſehr jämmerlich war, und Sir 
N. Peel ſetzte es durch gegen alle Privilegien der Stadt, daß ein Pakt über 
die Lon donpolizei gemacht wurde, daher dann freilich auch das Reich die 
12000 Mann Polizei bezahlt, die der Stadt ſonſt leicht zu teuer werden 
könnten. 
Sollen die Worte: „mit Einſchluß der Ortspolizei“ weggelaſſen werden? 

— Nicht weglaſſen, 11 gegen 10. 

Briegleb wünſcht in den Motiven ausgedrückt, daß, wo die Gemeinde mehr 
Recht in Polizeiſachen habe, dieſe hierdurch nicht beſchränkt wird. 

Ahrens ſchlägt vor, am Anfang des Paragraphen das Wort „deutſche“ 
zu Streichen. — Angenommen. 


Simon wünſcht wieder aufgenommen: 

„e. allgemeine Bürgerwehr mit freier Wahl der Führer. Die Ordnung 
der Bürgerwehr und ihr Verhältnis zur allgemeinen Wehrpflicht wird ein 
Reichsgefeg ordnen“. 

Soll angenommen werden: „allgemeine Bürgerwehr uſw.“? — Ver⸗ 
worfen, 10 gegen 10. 

§ 44. Wigard beantragt den zweiten Satz zu ſtreichen. — Verworfen. 
v. Laſaulx wünſcht ſtatt „ſind“: „bleiben vorbehalten“. — Angenommen. 
v. Rotenhan wünſcht in den Motiven berührt, daß ein Gut auch möglicher⸗ 

weiſe eine Gemeinde bilden könne. 

Waitz wünſcht ſtatt „muß“: „ſoll angehören“. — Angenommen. 

§ 45. „Soll“ haben. — Angenommen. 

8 46. v. La ſaulr ſchlägt vor, das letzte fo zu ſondern (Satz 1): „auch hat fie 
das Recht uſw.“. Ebenſo bei der Beſteuerung und bei der Ordnung. — An⸗ 
genommen. 

Waitz macht darauf aufmerkſam, daß es zum Geſpött iſt, wie oft die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Miniſter bei uns vorkommt; er ſchlage vor, den 8 22 zu 
Streichen. — Angenommen. 

Der Vorſchlag der Vorkommiſſion: „der Bene verantwortlich“ 
— angenommen. 

Der Vorſchlag „in der Regel öffentlich“ — angenommen. 

Soll der letzte Satz geſtrichen werden? — Streichen. 
§ 47. Beſeler ſchlägt vor „der Literatur“ zu ſtreichen. — Streichen. 


166. Sitzung 2. März 1849. Zweite Leſung der Grundrechte 567 


848. Beſeler beantragt, den letzten Satz dieſes Paragraphen zu ſtreichen. 
Ebenſo wünſcht er, daß ſtatt des deutſchen Volkes geſagt werde, was der volks⸗ 
wirtſchaftliche Ausſchuß vorgeſchlagen: etwa „des deutſchen Reiches“. — 
Beides angenommen. 


Rie ßer macht aufmerkſam darauf, daß man ſofort an ein Einführungs- 
geſetz denken möge. Beſeler: Er frage, ob man der Meinung ſei, auch dies 
Stück Grundrechte zu publizieren ehe die ganze Verfaſſung veröffentlicht wird. 
Er ſei entſchieden, es nur mit der Verfaſſung gemeinſam zu veröffentlichen. 
v. Soiron: Es liegt kein Beſchluß der Nationalverſammlung über dieſe 
Grundrechte und ihre Veröffentlichung vor und es wäre die Vorfrage an die 
Nationalverſammlung zu richten. Simon: Er möchte ſich doch dafür ent⸗ 
ſcheiden, auch dieſen Teil zu veröffentlichen, denn es würde jetzt keine Schwie⸗ 
rigkeiten machen, ſondern nur ein Aufwaſchen ſein. Wie die Verhältniſſe liegen, 
iſt es ſehr zweifelhaft, ob wir eine Verfaſſung geben oder erhalten werden. 
Die Grundrechte werden aber unter allen Amſtänden die Fahne ſein, um die 
ſich das Volk ſcharen wird. Daher keine Zögerung. Nießer: Freilich, wenn 
aus der Verfaſſung nichts wird, würden die Grundrechte eben nichts als eine 
Fahne ſein und das ſei eben nicht viel. Waitz: Der Antrag von Makowiczka 
und anderen! auf ſofortige Veröffentlichung ſei mit großer Majorität durch⸗ 
gefallen und er meine darum nicht, daß wir gerade den Antrag bringen ſollten. 
Auch ſind dieſe Artikel nicht gerade ſo eingreifend, wie die ſchon publizierten, 
ſondern ſind mehr verfaſſungsartig. Wenn übrigens es mit unſerer Verfaſſung 
ſo übel ſteht, wie Simon meint, ſo werden die Grundrechte doch nichts gelten. 
Reh: Der Widerſtand gegen die publizierten Grundrechte ſei ihm ein An⸗ 
laß, auch dieſen Teil der Grundrechte zu veröffentlichen. Detmold: Es liegt 
kein Beſchluß zur Publikation vor, vielmehr jener andere Teil wurde los⸗ 
geriſſen, um publiziert zu werden. Wir haben erſt das Einführungsgeſetz zu 
beraten, wenn die Nationalverſammlung beſchloſſen hat, zu publizieren. 
v. La ſaulx: Er ſei ſchon mehrfach in dem Fall geweſen, an den heſiodiſchen 
Spruch zu erinnern, daß beſonnene Männer durch Schaden anderer klug wer— 
den; wer aber nicht durch eigenen Schaden klug werde, dem ſei nicht zu helfen. 
Er meine, wir hätten denn doch mit Grundrechten ſchon eigene Erfahrungen 
gemacht. Dahlmann: Er ſei beſonders gegen dieſe Publikation, weil dies 
Stück Grundrechte gar keinen Eindruck machen werde. Wenn es heißt: Wieder 
neue Grundrechte, ſo wird ſich das Volk viel erwarten, viel mehr als nun 
kommt. Tant de bruit pour une omelette. 


Soll der Ausſchuß auf ſofortige Verkündigung dieſer Grundrechte an— 
tragen? — Verworfen. | 


Die Abgabe der Minoritätserachten wird bis morgen Sonnabend abend 
beſtimmt. 


Sten. Ber. 6, 4516. 
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Fortſetzung der Verhandlungen über die Mitteilungen 
der Regierungen 


Es wird! in der Beratung über die von den Regierungen gemachten Mit⸗ 
teilungen fortgefahren. 

§ 33. Die Kollektivnote fordert, daß die Reichsgewalt nur die Verfügung, 
die Einzelſtaaten die Ausführung und Anterhaltung haben ſollen. Die Vor⸗ 
kommiſſion glaubt, daß man den Paragraphen ſo faſſen könnte: 

„Die Reichsgewalt hat die Oberaufſicht über die den allgemeinen deut⸗ 
ſchen Verkehr vermittelnden Landſtraßen, und, ſoweit der Schutz des Reiches 
es erheiſcht, die Geſetzgebung“. 

Dazu dürfte nach Maßgabe der früheren hannöverſchen Denkſchrift die Be⸗ 
ſtimmung der Gegenſtände, die dazu gehören, gefügt werden müſſen. 

„Die dahin zu rechnenden Gegenſtände werden durch ein Wc 
feſtgeſtellt“. 

Auch die bayriſche Bemerkung, die einſtweilen eingelaufen, ſtimmt damit in 
weſentlichen Punkten überein, wie denn ihr die hannöverſche Denkſchrift vor⸗ 
gelegen. Waitz: Er ſei im weſentlichen hiermit einverſtanden, und wir müſſen 
dieſen Paragraphen dem der Eiſenbahnen gleichſtellen. Demgemäß muß aber 
auch hier „das Recht der Geſetzgebung“ geſagt werden. Ob bei dem Zuſatz 
„jo weit ... erheiſcht“ noch die Bemerkung „allgemeinen deutſchen Verkehr 
vermittelnden“ notwendig ſei, ſcheine ihm zweifelhaft; ſo ſchlage er vor: 

„Die Reichsgewalt hat über die Landſtraßen die Oberaufſicht und das 
Recht der Geſetzgebung, ſoweit es der Schutz des Reiches oder das Inter— 
eſſe des allgemeinen Verkehrs es erheiſchen. Ein Reichsgeſetz wird be— 
ſtimmen, welche Gegenſtände dahin gerechnet werden ſollen“. 


Welcker: Da dieſe Gegenſtände nur für die Geſetzgebung beſtimmt werden 
ſollen, ſo wünſche er, daß die Oberaufſicht geſtrichen werde, denn niemand 
weiß, was das iſt. Es iſt im weſentlichen die Polizeigewalt, und er wünſche 
nicht, daß wir wieder in den Polizeiſtaat kommen. Auf Gegeneinwendungen 
fragt Welcker, was denn mit der Oberaufſicht gemeint ſei, ob auch die Spur⸗ 
weite, die Chauſſeebeamten uſw.? Gewiß haben die Noten nicht eine ſo maß⸗ 
loſe Befugnis gewollt. Wenn das Reich die Geſetzgebung hat, hat es gewiß 
die Aufſicht auch über der Vollziehung. Beſeler: Er wünſche doch, daß wir 
einen Sprachgebrauch, den nicht einmal die Regierungen beanſtandet haben, 
nicht! von neuem in Frage ſtellen. Mit Waitz' Vorſchlag könne er nicht über- 
einſtimmen. Die Wiederholung, die er findet, ſei hier notwendig, da es ſich 
um zwei ganz verſchiedene Kategorien handelt. Es können hier nur ſolche 
Landſtraßen genommen werden, die dem allgemeinen Verkehr dienen. Im⸗ 
merhin mag in dem Begriff etwas Anklares ſein, aber unzweifelhaft wird ſich 
der Gebrauch dieſes Ausdruckes geſetzlich und praktiſch feſtſtellen, wie wir in 
dem uns mitgeteilten Geſetzentwurf über die Flüſſe bereits einen derartigen 
Vorgang haben. 

In der 167. Sitzung d. 3. März. 
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Soll es nach Waitz' amendierter Faſſung heißen: „Die Neichsgemwalt 
hat über die Landſtraßen, ſoweit es der Schutz des Reiches und das In— 
tereſſe des allgemeinen Verkehrs es erheiſchen, die Oberaufſicht und das 
Recht der Geſetzgebung. Ein Reichsgefeg wird beſtimmen, welche Gegen— 
ſtände dahin zu rechnen ſind“? — Angenommen. 

8 33 (früher 32). Die Kollektivnote will dem Reich das Recht geben, nicht 
anzulegen, ſondern Anlagen zu verfügen uſw. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor, 
mit Hereinziehen der Landſtraßen, die die Kollektivnote ausläßt: 


„Soweit der Schutz des Reiches oder das Intereſſe des allgemeinen 
Verkehrs es erheiſchen, hat die Reichsgewalt das Recht, zu verfügen, daß 
Landſtraßen erbaut, Kanäle angelegt, Flüſſe ſchiffbar gemacht oder deren 
Schiffbarkeit erweitert werde. Die Anordnung der dazu erforderlichen bau- 
lichen Werke erfolgt nach vorgängigem Benehmen mit den beteiligten ein- 
zelnen Staaten durch die Neichsgewalt. 

Die Ausführung und Unterhaltung der neuen Anlagen auf Reichskoſten 
bleibt den Einzelſtaaten“. 

Somit iſt hier von der Kollektivnote nur formell abgewichen, aber zugleich 
dem Mißverſtändnis vorgebeugt, zu dem die Kollektivnote Anlaß gibt, als 
ſollte nur die Unterhaltung, nicht auch die Anlage durch Reichskoſten ge⸗ 
ſchehen. Der Sprecher Mittermaier hat nicht bemerkt, daß bereits in einer 
früheren Stelle dieſes Kollektivſatzes Bundesmittel zur Anlage erwähnt ſind. 
Zell: Wir haben bereits früher dem Reich unbeſchränkt die Befugnis des 
Anlegens von Flußbauten gegeben. Er ſei nun freilich der Meinung, daß die 
Benehmung mit den Einzelſtaaten notwendig ſei, aber er wolle darauf auf⸗ 
merkſam machen. Dahlmann: Er könne dieſen neuen Vorſchlägen nicht bei— 
ſtimmen. Er fürchte, die Einzelſtaaten werden auf Neichsfoften ſehr ſchlecht 
und ſehr teuer bauen. Beſeler: Er könne dieſe Anſicht nicht teilen. Er 
wünſche, daß wir hier aufnehmen, was auf Anlaß der ſächſiſchen Note bei 
den Eiſenbahnen aufgenommen iſt, daß nämlich das Reich ſelbſt die Sache 
nur dann unternehmen ſoll, wenn die Einzelſtaaten es nicht tun wollen. 
Waitz: Er komme im weſentlichen auf dasſelbe. Gegen den letzten Satz der 
Kollektivnote ſei er entſchieden. Entweder ganz der Einzelſtaat oder ganz 
das Reich baut und trägt die Koſten. Er ſchlage vor, ſtatt des dritten 
Satzes zu ſetzen: 

„Die Ausführung der dazu erforderlichen Baulichkeiten kann unmittel⸗ 
bar durch die Reichsgewalt erfolgen, wenn der Einzelſtaat dieſelbe ab- 
lehnt“. 

Mittermaier: Er bitte, die ganze Bedeutung des Beſchluſſes zu erwägen, 
den man faſſen wolle. Wer weiß, was es heißt, wenn Fremde ins Land fom- 
men, zu arbeiten, der wird die Gefahr kennen, die darin iſt. Sagen wir, daß 
das Reich anlegen könne, ſo muß das Reich ſeine Leute, Arbeiter wie Beamte, 
ſenden. Ahrens: Er mache doch darauf aufmerkſam, daß das Reich nicht 
Beamtenmaſſen halten dürfte, am wenigſten ſolche, die wenig zu tun haben. 
In Belgien werden derartige Sachen von den Provinzialbehörden gemacht, 
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wie vielmehr wird das im Bundesſtaat geſchehen müſſen. Er ſtimme für die 
Kollektivnote. Hat das Reich einmal die Koſten zu zahlen, ſo wird es dafür 
ſorgen, daß ordentlich gebaut wird. Zell: Auch er könne Beſelers Vor⸗ 
ſchlag nicht billigen. Es iſt ein großer Anterſchied zwiſchen Eiſenbahnen und 
Bauten, wie die, von denen es ſich hier handelt. Eine Eiſenbahn anlegen iſt 
für den Einzelſtaat zugleich einträglich. Wie ganz anders mit dem Flußbau, 
der nichts einträgt, ſondern nur koſtet. Es iſt notwendig, daß bei derartigen 
Anlagen nicht zweierlei Behörden konkurrieren. Das Reich beſtimmt die 
Bauten, der Einzelſtaat führt ſie aus. Schüler: Er teile zwar auch die Be⸗ 
denken, die es hat, wenn das Reich in einzelnen Ländern Eiſenbahnen baut, 
aber das Reich muß dies Zwangsmittel brauchen können. Der Sprecher hat 
vergeſſen, daß wir von ganz anderen Dingen ſprechen. Reh: Er müſſe doch 
die Anſicht von Beſeler teilen. Er verſtehe es ſo, daß, wenn der Einzelſtaat 
den Bau übernimmt, er auch die Koſten trägt. Er möchte nun beſonders den 
Satz feſtgeſtellt haben, daß, wo Schutz und Intereſſe es verlangt, es befehlen 
kann, und ſodann daß, wo das Reich etwas zu unternehmen hat, es nicht in 
Konflikt mit dem Einzellande kommt. v. Soiron: Die Sache tft ſehr bedenk⸗ 
lich. Wie groß auch das Intereſſe des Einzelſtaates bei ſolchen Bauten ſein 
mag, er wird fie nicht machen, denn dann tritt gewiß das Reich ein und über⸗ 
nimmt die Koſten. Er ſchlage vor: 


„Die Ausführung und Anterhaltung der neuen Anlagen von Reichs 
wegen und auf Reichskoſten geſchieht durch die Einzelſtaaten“. 

Er meine damit auszudrücken, daß hinfort in ſolchem Fall die Einzelſtaaten 
nur im Mandat des Reiches handeln. Rießer: Er finde, daß hiermit die 
böſeſten Konflikte entſtehen müſſen. Es iſt gewiß am wenigſten angemeſſen, 
daß der Einzelſtaat als Kommiſſar des Reiches agiert. Aberhaupt aber wird 
das Reich nur in ganz ſeltenen Fällen das Intereſſe haben, derartige Bauten 
zu machen; wenn es eintritt, ſo ſchlägt das Reich es dem Einzelſtaat vor, und 
will dieſer die Reichsgewalt nicht in ſeinem Territorium haben, ſo wird der 
ſelbſt bauen, ſonſt aber muß das Reich dafür eintreten können und arbeiten 
laſſen. Nur dies Prinzip ſcheint zu einem klaren Ergebnis führen zu können. 
Beſeler ſchlägt vor: 


„Die Ausführung und Anterhaltung der neuen Anlagen geſchieht von 


Reichs wegen und auf Reichs koſten, wenn die Einzelſtaaten die Übernahme 
des Baues ablehnen“. 


Ahrens: Alſo überall, wo auf Reichskoſten gebaut werden ſoll, muß auch 
von Reichs wegen gebaut werden, dies ſcheint zu weit zu gehen. Beſeler: Es 
ſei ſo ſeine Meinung nicht, ſondern nur, daß es fakultativ ſein ſoll, namentlich 
auch, daß der Staat ausführe mit Zuſchüſſen des Reiches. v. Notenhan: Er 
ſehe wohl die Schwierigkeiten; es wird in der Regel ſo ſein, daß der Staat 
die Sache mit Zuſchüſſen des Reichs in Akkord nimmt. Es bedürfe allerdings 
eines Kompelle und dies habe Beſeler wohl gewollt. Auch die von Soiron 
gemachte Bemerkung, daß die Einzelſtaaten zögern werden, um das Reich die 
Koſten tragen zu laſſen, iſt noch nicht erledigt. Gewiß müßte auch der Einzel⸗ 
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ſtaat ſeinen Zuſchuß machen. Waitz: Die Hauptfrage von Soiron, die Flüſſe 
betreffend, ſei §S 25 am Ende abgetan. Hier handelt es ſich doch von anderen 
Dingen, es kommt hier beſonders darauf an, daß das Reich nicht den Bau not⸗ 
wendig ſelbſt baut. Er ſchlage alſo vor, in Beſelers Faſſung das „von Reichs 
wegen“ fortzulaſſen. Da kann das Reich dann feine Verträge mit dem Einzel⸗ 
ſtaat machen, aber darüber gehöre doch die Beſtimmung nicht in die Ver- 
faſſung. Deiters ſchlägt vor: 
„Wenn der Einzelſtaat ... ablehnt, ſteht der Reichsgewalt zu uſw.“. 
1. Soll der Satz 1 und 2 der Vorkommiſſion (ſiehe Seite 568) angenom⸗ 
men werden, vorbehaltlich des „erheiſchens“? — Angenommen. 
2. Soll es heißen: „Die Reichsgewalt hat das Recht, ſoweit fie es ... für 
notwendig erachtet“ (nicht zugleich für „zweckmäßig“, genau wie § 90)? 
— Angenommen. 
3. Soll Satz 3 heißen: „Die Ausführung und Anterhaltung der neuen An⸗ 
lagen geſchieht von Reichs wegen und auf Neichskoſten, wenn eine Ver⸗ 
ſtändigung mit den Einzelſtaaten nicht erreicht wird“? 


Es wird hin und her debattiert, ob die Anterhaltung mitgenannt werden 
ſoll oder nicht. — In obiger Form angenommen. 

§ 34. Es wird für notwendig erachtet, daß der Wegfall der Binnenzölle 
nicht der Ausgleichung vorausgehen darf. Die Vorkommiſſion iſt der Meinung, 
daß dies in die Motive geſetzt werden möge, da es unmöglich in die Verfaſſung 
gehöre. Die Meinung Bayerns, die Aufhebung der Binnenzölle zu ſtreichen, 
kann die Vorkommiſſion nicht bevorworten. Rießer: Er ſei mit der Kom⸗ 
miſſion einverſtanden, eventuell nur könne er einen derartigen Zuſatz geſtatten, 
und er müſſe hier das Intereſſe der nicht zollvereinten Staaten vertreten. Denn 
fordert Bayern und Baden, daß erſt die Ausgleichung gemacht werde, ehe 
die Handelseinheit entſteht, ſo muß die Küſte doppelt darauf dringen, daß 
gleichzeitig mit dem Verlegen des Zolles an die Grenze auch die Binnenzölle 
aufhören. Die bisherige Ausgleichungsſteuer beruhte auf dem Vertrage. 
Sowie aber der Zoll Sache der Geſetzgebung wird, iſt ein Fortbeſtehen 
der Ausgleichungsſteuer nicht in alter Weiſe möglich; ſie wird Sache der 
Geſetzgebung ſein müſſen, und ebendeshalb wird die Produften- und Kon⸗ 
ſumtionsſteuer in die Kompetenz des Reiches genommen werden müſſen. 
Jedenfalls müßte geſagt werden eventuell: 

„Die Ausgleichung der Beſteuerungsverſchiedenheiten muß der Aus⸗ 

führung der Zolleinheit vorangehen“. 
Es iſt kein Vorſchlag gemacht, der Paragraph bleibt wie er iſt. 

§ 35. Das badiſche und bayriſche Bedenken tritt hier beſonders ſtark ent⸗ 
gegen. Es ſcheinen Mißverſtändniſſe zugrunde zu liegen. Mittermaier er⸗ 
wähnt, daß auch in der Schweiz derartige Leitung der Geſamtheit über dieſe 
Art Steuern vorhanden ſei, doch könne man zur Beruhigung etwas tun und 
hinzufügen am Schluß: 

„Mit Rückſicht darauf, daß davon die ſämtlichen Staaten auf eine an⸗ 
nähernd ſich ausgleichende Weiſe getroffen werden“. 
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v. Rotenhan: Es iſt eine ſehr ſchwierige Frage: In dieſem Abergang aus 
dem Vertrage in die Geſetzgebung ſind die ſüddeutſchen Staaten ſehr gefährdet, 
beſonders wenn Oſterreich ausſcheidet, indem ſie nämlich in der Legislation 
in der Minorität bleiben. Gibt es da keine Hilfe? Wenn die norddeutſchen 
Staaten auf dem Vertragswege zugetreten wären, ſo würden ſie wahrſchein⸗ 
lich ein vom Süden abgeſondertes Verhältnis erhalten haben und ſich in den 
Produktionsſteuern, z. B. des Branntweins, mit Preußen, nicht mit der 
Bierſteuer des Südens verhalten haben. Dem ähnliches wünſche er auch ferner, 
und zwar ſo, daß in den Einzelſtaaten nichts eingeführt werden dürfte ohne 
ihre Einwilligung. Rießer: Der vorgeſchlagene Zuſatz iſt ein gutes Motiv 
für die künftigen Geſetzgeber, aber gewiß kein Verfaſſungsparagraph. Aber 
wenn er angenommen wird, ſo hoffe er, daß dieſelbe moraliſche Rückſicht auf 
den Zoll genommen wird, damit wir Norddeutſchen unſeren Wein, Tee, 
Kaffee, Zucker nicht viermal teurer bezahlen als bisher. Was Notenhan 
ſagt, iſt recht gut. Es mag gewiß eine Ausgleichung ſtattfinden müſſen; unſere 
Faſſung läßt wenigſtens die Möglichkeit eines Präzipuums offen, aber mehr 
kann nicht und in keinem Fall in die Verfaſſung. Gerade aber dieſe Ausglei⸗ 
chung mag in dem Hineinziehen der Konſumtions⸗ und Produktionsſteuer 
gefunden werden. And es würde gewiß ſehr fehlerhaft fein, hier in die Ver⸗ 
faſſung ein Prinzip aufzunehmen, das dem Einzelſtaat eine Zuſtimmung zu⸗ 
ſtehe. Jedenfalls, gar, wie früher Welcker vorſchlug, überall ein Präzipuum 
feſtzuſtellen, ſcheine ihm der übelſte Weg, den freilich Norddeutſchland gern 
nehmen würde; aber mit der Zoll- und Handelseinheit wäre es damit zu Ende. 
Waitz: Dieſe Dinge laſſen ſich nicht durch die Verfaſſung erledigen, ſondern 
nur durch ein großes Zollgeſetz; da erſt werden die allgemeinen Grundſätze 
der Verfaſſung ihre Erledigung finden. Abrigens ſind doch die Süddeutſchen 
in einer großen Selbſttäuſchung, wenn fie glauben, daß fie im Nachteil find. 
Was ſie auch alles opfern müſſen, es iſt Kleinigkeit gegen das, was die Küſte 
trifft, und zwar ſowohl die Finanz des Staates als das Leben der Einzelnen. 
Holſtein hat bei ungleich niederen Zöllen dreimal ſo viel Einnahmen auf den 
Kopf als der Zollverein. Der einzige Weg einer Ausgleichung iſt, daß man 
die ſüddeutſchen Produktions- und Konſumtionsſteuern mit in den Topf 
wirft. Immerhin mit dem Vorbehalt, daß die Ausgleichung nicht gerade nach 
der Kopfzahl vor ſich gehe. Der vorgeſchlagene Zuſatz ſei völlig unklar; er ſage 
nicht einmal, ob die Ausgleichung ſich auch auf die Zölle beziehen ſolle. Er 
mache nur noch darauf aufmerkſam, daß die Kollektivnote mit Ausnahme Ba⸗ 
dens mit unſerer alten Faſſung einverſtanden ſei. Welcker: Dieſer Paragraph 
iſt für Bayern und auch Baden ſo wichtig, wie die Oberhauptsfrage. Es iſt der 
Hauptwunſch, daß dieſer Paragraph gänzlich weggelaſſen werde. Was ent⸗ 
gegengeſetzt wird, beſteht beſonders darin, daß die norddeutſchen Staaten 
durch den Eintritt in den Zollverein gefährdet werden. Er wolle nicht dagegen 
ſein, daß man da ausgleiche, obſchon da viel übertrieben wird, war doch der 
Abſchluß mit Hannover nahe — man wirft Welcker das hohe Präzipuum 
ein — ja, darauf wolle er eben kommen. Hannover legte ſeine Steuerliſte vor 
und ihm wurde ein Präzipuum zugeſtanden, und das könne man auch ferner 
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eintreten laſſen. Die Küſtenlande müſſen doch dabei denken, daß ihr Markt ſehr 
erweitert wird. Ferner kommt ihnen die Marine zugut mit dem ganzen wachſen⸗ 
den Verkehr, der daraus entſteht. Er geſtehe, daß er ganz und gar lügen würde, 
wenn er ſagen wollte, daß er auf irgendeine Gerechtigkeit von Norddeutſch— 
land hoffe. Frage man die ſüddeutſchen Bevollmächtigten: Sie ſind erſtaunt, 
wie jeder nur im Intereſſe ſeines Landes ſpricht, und zwar ſo, daß gar keine 
Abhilfe für die ſüddeutſchen Beſchwerden zu erwarten iſt, und ob das je im 
Reichstag beſſer fein wird, iſt zweifelhaft. Man hat ferner gefragt, wie weit 
denn die Kompetenz reichen ſoll, ſoll denn auch Schlacht: und Mahlſteuer mit: 
eingerechnet werden? Es iſt bei jeder Veränderung der Konſumtionsſteuer 
die größte Gefahr in der Stimmung des Landes, und dieſe kann man nicht 
überwinden. Er ſchlage alſo vor, daß prinzipaliter der Paragraph geſtrichen 
wird und daß eventuell die Ausgleichung der Präzipualbeiträge vorbehalten 
wird. !* Ahrens: Man ſolle einen norddeutſchen und einen ſüddeutſchen Kom⸗ 
miſſär hören. Wie er ermittelt habe, ſo könnten wohl Präzipua für den Norden 
gegeben werden, das tue aber nicht lange gut, deshalb verlangten die Nord⸗ 
länder dergleichen nicht. Im jetzigen Zollverein habe Bayern einen ungerechten 
Vorteil, da es die Produktionsſteuern nicht einwerfe.“ Es ſei von dem Handels- 
miniſter ſelbſt ausgeſprochen, daß man einige Jahre der Überführung eintreten 
laſſen müſſe. Eine fernere Beläſtigung würden ſich die Nordſeeſtaaten ge: 
fallen laſſen, indem wahrſcheinlich eine Erhöhung der Salzſteuer einzutreten 
habe. Alle dieſe Dinge übernehmen ſie gern, aber mit dem gerechten Wunſch, 
daß dann auch die ſüddeutſchen Ausſchließlich keiten aufhören und einige Jahre 
Zeit gelaſſen werde. Beſeler: Er habe wieder geſehen, wie wichtig dieſer 
Gegenſtand und wie man ihn von anderer Seite betrachten kann. Aber er 
müſſe geſtehen, daß neues nicht beigebracht worden. Es fragt ſich einfach, ob 
die ſchwierige Ausgleichung durch das Reich oder durch Vereinbarungen ges 
macht werden ſolle. Nur Bayern und Baden haben letzteres gewollt, aber wir 
werden dann zu gar nichts kommen. Es fragt ſich nun, ob wir es gegen den 
Widerſpruch beider Staaten wagen, und da ſei er nicht zweifelhaft. Es könne 
ſich nur fragen, ob wir hier mildernde Beſtimmungen ſollen eintreten laſſen. 
Aber da müſſe er ſagen, daß fo nichtsſagende Formeln, wie etwa Baden vor» 
geſchlagen, zu nichts führen; es möge in den Motiven geſagt werden, daß man 
alle billigen Nückſichten von der künftigen Geſetzgebung erwarte. Und darauf: 
hin bitte er die Abſtimmung zu richten. Gülich: Er finde, daß dieſe ganze 
Frage im engſten Zuſammenhang ſteht mit der Tariffrage, und beide gehören 
nicht zu ſchließlicher Entſcheidung hierher. Aber gerecht wäre es, eine itio in 
partes zu machen, nämlich, daß der Süden ſeine Steuer, der Norden ſeinen 
Tarif feſtſtelle. Mittermaier ſchlägt vor (nicht als Mitglied der Kom⸗ 
miſſion): 

„mit Rückſicht darauf, daß gemeinſchaftliche Produktions- und Ver⸗ 
brauchsſteuern nur inſofern eingeführt werden können, als davon die ſämt⸗ 
lichen Staaten auf eine annähernd ſich ausgleichende Weiſe getroffen wer⸗ 
den 


1 Von * bis von Brieglebs Hand. 
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Sodann nimmt derſelbe dieſen Antrag (es iſt der der badiſchen Regierung) 
zurück mit dem Wunſch, daß das Nötige in den Motiven geſagt werde. Auch 
v. Soir on iſt damit einverſtanden, worauf Waitzerklärt, daß es eben doch nicht 
unſere Meinung ſein könne, ſo der künftigen Geſetzgebung Vorſchrift zu machen. 

Sollen in 8 35 beide Säge: „fo wie ...“ und „Welche uſw.“ geſtrichen 

werden? — Nicht ſtreichen, 5 gegen 19. 

Soll bloß der Satz: „Welche . .. Reichsgeſetzgebung“ geſtrichen wer⸗ 
den? — Nicht ſtreichen. | 

Soll Welders Antrag: „Aus dem Ertrage der Zölle werden vor allem 
die Ausgleichungen beſtritten, welche einzelnen Staaten mit Rückſicht auf 
ihre bisherigen Zolleinnahmen zuerkannt werden“ aufgenommen werden? 

— Nicht aufnehmen. 

Soll in den Motiven ausgedrückt werden, daß durch die Geſetzgebung die⸗ 
jenige Ausgleichung vorgenommen werden ſoll, die nach Maßgabe uſw.? — 

Angenommen. 


§ 36. Auch hier find weſentliche Abweichungen der Kollektivnote und der 
übrigen von unſerem Entwurf. Bayern geht ſo weit, nur Matrikularbeiträge 
zugeſtehen zu wollen. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor, damit die Einzelſtaaten 
ſich ordnen können, den Paragraphen ganz zu laſſen und nur zu ſagen: „nach 
Maßgabe des ordentlichen Budgets“. Wigard: Er ſtimme dem bei, weil 
ſich fo wirkliche große Schwierigkeiten erledigen. v. Notenhan beantragt, 
daß man bei der Kollektivnote bleibe. — Nicht angenommen. 
Soll „das ordentliche Budget“ angenommen werden? — Angenommen. 


§ 37. Baden und Bayern erklären ſich gegen dieſen Paragraphen. Wie es 
ſcheine durch Mißverſtändnis deſſen, worauf es ankommt. Die Vorkommiſſion 
beantragt, bei dem Paragraphen zu beharren. — Angenommen. 

§ 38. Nach Hamburgs Vorſchlag iſt „Reichszollgrenze“ vorzuſchlagen. 
Waitz findet darin die Möglichkeit weiterer Mißbräuche. Der Antrag wird 
zurückgewieſen, da Hamburg ſelbſt ſeinen Antrag auf eine gewiſſe Verände⸗ 
rung in § 34 (33) bezogen habe. 

§ 39 (38). Bayern fordert, daß die Legislation auf den allgemeinen deut⸗ 
ſchen Handel und Schiffahrt beſchränkt werde. — Nicht unterſtützt. 


S 40. Bayern will die ausſchließliche Erteilung von Erfindungspatenten 
nicht beim Reich laſſen, ſondern jedem Staat es laſſen, und zwar fo, daß die 
Patente bei Erfüllung gewiſſer Formen allgemeine Gültigkeit haben ſollen. — 
Nicht unterſtützt. 

§ 42 (40). Die Kollektivnote wünſcht, [daß] Satz 3 geſtrichen werde. 
Waitz macht darauf aufmerkſam, daß dieſer Satz 3 nicht unſer jetziger, ſon⸗ 
dern der frühere „über die Höhe der Poſterträgniſſe“ ſei, und dieſen haben wir 
bereits ſelbſt abgetan. 

8 43 (41). Die Bedenken der Kollektivnote find teils durch Streichung des 


Satzes 2 erledigt, teils ſchlägt die Vorkommiſſion vor, nach Wunſch der Kol⸗ 
lektivnote zu ſagen: 
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nur von der Reichsgewalt oder mit deren Genehmigung“, 

und zwar rechne man dies unter die Formel 9 vom nachbarlichen Verkehr. 
Die Bedenken, die dabei eintreten können, werden erledigt durch die vor— 
behaltene Genehmigung des Reichs. 

Der Vorſchlag iſt — angenommen. 


8 44 (42). Der Paragraph wird von einigen Regierungen weggewünſcht, 
von anderen unterſtützt. Letztere wünſchen dann einen Zuſatz, der etwa das 
lukrative Aufnehmen des Poſtweſens eines einzelnen Staates ſeitens des 
Reichs hindere. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor: 

„inſofern es ihr nötig ſcheint, das Poſtweſen im Reiche für Rechnung 
desſelben“ uſw. 

Waitz: Er ſei mit dieſem Vorſchlag nicht einverſtanden. Gerade daß das 
Reich ſukzeſſiv das Poſtweſen übernehmen könne, habe uns wünſchenswert er⸗ 
ſchienen, weil nur ſo dahin zu kommen iſt, daß endlich ein Reichspoſtweſen ent⸗ 
ſteht. Daher unſere Faſſung. Viel lieber würde er den Einzelſtaaten eine Ent⸗ 
ſchädigung für ihr luerum cessans zugeſtehen, fo gut wie Thurn und Taxis. 
Welcker: Bei dem Wachſen der Eiſenbahnen wird ein Hauptintereſſe, das 
Poſtweſen gemeinſam zu machen, fortfallen. Die ſchon ausgeſprochenen Be: 
fugniſſe des Reichs werden ausreichen, um das zu erreichen, weshalb eine 
Reichspoſt wünſchenswert ſcheint. Übrigens wenn Baden eine günftige Lage 
für das Poſtweſen habe, ſo ſei es doch nur gerecht, es zu entſchädigen uſw. Be⸗ 
ſeler: Die Schwierigkeiten ſeien klar, aber die Meinung der Sachverſtändigen 
gehe doch entſchieden dahin, das Poſtweſen zuſammenzulegen. Aber jeden⸗ 
falls müſſen wir die Einzelſtaaten davor ſchützen, daß ſie nicht dem Reich 
zur Beute werden. Wir ſind den Einzelſtaaten ſchuldig, ihnen formell eine 
Garantie zu geben: 

„Eine billige Entſchädigung für wohlerworbene Privatrechte, und info- 

fern die Abernahme der Poſten nur in einzelnen Staaten eier 8 5 

vorbehalten“. 


Hergenhahn: Nach der Note von Bayern ſoll die Reichsgewalt nur die 
Befugniſſe haben, die ſehr allgemeiner Art ſind. Abrigens ſei er und die 
Kommiſſion der Meinung, daß die Abernahme des Poſtweſens nur auf dem 
Wege des Vertrages vor ſich gehen dürfe, ſowohl gegen Thurn und Taxis, 
wie gegen die Einzelſtaaten. Wigard: Er müſſe gegen dieſe Vertragstheorie 
ſein, denn ſie würde niemals zu einem Ziele führen. Aber er ſtimme für die 
von Waitz vorgeſchlagene Faſſung oder eine ähnliche. Tellkampf: Gegen 
die Faſſung der Kommiſſion „im Reich“ müſſe er unter anderem deshalb 
ſein, weil dies die Poſtdampfſchiffahrt nach Amerika ausſchließen würde. 
v. La ſaulx: Das Abel Deutſchlands liegt ganz wo anders als in dieſem 
Paragraphen; können nicht ſehr gewichtige Gründe für dieſen Paragraphen 
geltend gemacht werden, ſo uſw. 

Soll 8 44 ganz geſtrichen werden? — Nicht beliebt. 
Soll der es der Vorkommiſſion angenommen werden, wie er 
oben bezeichnet iſt: „Die Reichsgewalt hat die Befugnis, inſofern es ihr 
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nötig ſcheint, das deutſche Poſtweſen für Rechnung des Reiches in Gemäß⸗ 
heit eines Reichsgeſetzes zu übernehmen“? — Angenommen. 

Soll es ferner heißen: „vorbehaltlich billiger Entſchädigung der Be⸗ 
rechtigten“? — Angenommen. 


8 45 ohne weitere Bedenken. 


§ 461. Sachſen wünſcht, daß das Reich nicht Münzen zu prägen befugt ſei. 
Bayern ſieht die Notwendigkeit nicht ein, daß ein gleicher Münzfuß ſei. Die 
Kommiſſion beantragt, bei dem Paragraphen zu beharren. 


§ 47. Bayern will zwar einiges Maß⸗ und Gewichtſyſtem, aber will nicht, 
daß les zwangsweiſe] eingeführt werde. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor, bei 
dem Paragraphen zu beharren. v. La ſaulx findet das Bedenken Bayerns ganz 
in der Ordnung. Wigard: Das geht nun ganz über meinen Kopf hinaus uſw. 
Es wurde bei dem Paragraphen beharrt. 


§ 48. Dieſer Paragraph hat ſeitens der Kollektivnote und ſonſt Wider: 
ſpruch gefunden. Die Vorkommiſſion meint, daß ſchon unſere neue Faſſung 
ſich dem Wunſch der Kollektivnote nähern wird mit dem Anterſchied, daß die 
Note das Anlegen von Banken dem Reich (zu) verſagen [will]. Beſeler: 
Er könne hier eine Konzeſſion machen: Wenn auf das Bankanlegen fo großes 
Gewicht gelegt werde, ſo glaube er, es ſei dies für das Reich nicht von ſo 
großer und naher Wichtigkeit. Ferner das Metallgeld betreffend, glaube er, 
es ſei alles Betreffende bereits in der Geſetzgebung und Oberaufſicht über 
Bankweſen und Papiergeld hinreichend gewahrt. Ahrens: Wir haben in 
unſerer Verfaſſung eine Beſtimmung, durch welche wir leicht Verbeſſerungen 
machen können; nun habe er freilich ſelbſt jene Beſtimmungen über das Bank⸗ 
weſen beantragt, ſei aber jetzt in dem Fall wie Beſeler, zumal da jene 
Leichtigkeit der Verfaſſungsbeſtimmungen jede Nachbeſſerung möglich macht. 
Gülich wünſcht dem Reich die Bankanlegung zu geſtatten, weil es damit 
etwa 4 Prozent gewinnen könne und ſo den Einzelſtaaten Laſten erſparen 
könne. v. Rotenhan: Gerade damit das Reich nicht durch eine eigene Bank 
parteiiſch, deſto gerechter über das Bankweſen der Staaten wache, wünſche 
er dieſen Satz fort. Mittermaier: Warum ſoll die Reichsgewalt ihre Zu: 
ſtimmung zur Emittierung von Papiergeld geben, da es doch gewiß weniger 
als der Staat die Verhältniſſe überſieht? Es genügt, wenn das Reich ſich 
nachweiſen läßt, daß für das Papiergeld gehörige Sicherheit hinterlegt iſt. 
Dahlmann: Er ſei in dieſem Paragraphen ziemlich mit Beſeler einver- 
ſtanden, aber in dem erſten Satz, den er vielleicht ſelbſt vorgeſchlagen, finde er 
etwas bedenklich, nämlich ſtatt „das Recht zu überwachen“ wünſcht er: „ſie 
überwacht“. — Angenommen. 


Soll der Satz: „Sie iſt befugt, Banken anzulegen und ihre Anlagen zu 
bewilligen“, weggelaſſen werden? — Wegzulaſſen. 


Soll der Satz: „Andere Zahlungsmittel als Metallgeld ...“ geſtrichen 
werden? — Angenommen. 


1 In der 168. Sitzung d. 3. März, nachmittags. 
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849, Bayern findet den Ausdruck „von Reichs wegen“ ungenau und findet 
einen [anderen] Ausdruck dafür notwendig. Der Vorkommiſſion entſprechend 
wird dies Bedenken beiſeite gelegt. 


§ 51. Kollektivnote, Sachſen, Baden, Bayern fordern, daß die Reichs⸗ 
ſteuern geſtrichen werden. Die Vorkommiſſion war mit zwei Stimmen gegen 
eine der Meinung, darauf einzugehen, da teils die Schwierigkeiten ſehr groß 
ſind, ſolange nicht Eine Steuerverfaſſung im Reich ſteht, teils dieſe Reichs⸗ 
ſteuern gewiß nicht dazu beitragen werden, das Reich beliebter zu machen. 
v. Rotenhan, Detmold ſind derſelben Anficht. Waitz hält dieſen Punkt 
für einen äußerſt wichtigen. Vielleicht wird nicht leicht die Notwendigkeit 
eintreten, aber es handelt ſich um das Prinzip. Die Zolleinkünfte werden nur 
das ordentliche Budget decken, gewiß aber werden außerordentliche Ausgaben 
kommen und für dieſe muß eine außerordentliche Deckung eintreten, und da 
fragt ſich, ſoll da Matrikel eintreten oder Steuer. Matrikeln ſind in mancher 
Beziehung bedenklich, die Kopfzahl iſt gewiß der ungerechteſte Maßſtab. Man 
müßte ein eigenes Syſtem finden, und das werde unendlich ſchwierig ſein. Der 
zweite Grund gegen die Matrikel iſt prinzipieller Art. Die Gewalt des Bun⸗ 
des ſtaats im Mittelpunkt ift eine prinzipale, die nicht aus Übertragung ent- 
ſtehen darf. So wenig wie er ſich eine Kollektivſpitze denken könne, ebenſowenig 
könne die Finanz durch ſolche Beiträge gemacht werden. Auch finde er nicht, 
daß die Steuern gegen unſer Syſtem ſeien, es brauchen ja nicht direkte 
Steuern ſein, es können indirekte ſein. Aber das Prinzip aufgeben, ſcheine 
ihm höchſt bedenklich. Freilich dagegen ſteht der einſtimmige Wunſch der 
Regierungen, und er gebe viel darauf. Aber in dieſem Punkt könne er 
nicht nachgeben. Droyſen vertritt das Weglaſſen der Steuern. Welcker 
ſchließt ſich mit einigen harten Worten von dem Wiſch der Verfaſſung uſw. 
dem an. Wer die Bemerkungen der Regierungen anſieht, muß ſich ſagen, daß 
darin eine ſehr milde und ſchonende Behandlung unſerer Anſichten herrſcht. 
Was Waitz geſagt hat, ſcheine ihm durch und durch prinzipiell verkehrt. 
Wir ſind eben darin ganz einſeitig und ohne Beiſpiel, daß wir uns einen Bun⸗ 
desſtaat denken, der eigentlich ein Einheitsſtaat iſt. Die Gemeinſamkeit der 
Zollkaſſe iſt genau das dem Bundesſtaat entſprechende. Die Produktions— 
und Konſumtionsſteuern find weit darüber hinaus, und ehrliche Finanz: 
männer haben ihm geſagt, daß niemand mit Ehren Finanzminiſter ſein könne, 
wenn es fo gehalten werde. Auch das Reich habe nur Römermonate gehabt, 
und was darüber iſt, iſt der Ruin des Bundesſtaates. Aber man will einmal den 
Einheitsſtaat auch auf dieſem Wege einfädeln, und das fühlen die Regierungen 
wohl und darum wehren fie ſich. v. Soiron: Wenn er ſich recht der früheren 
Verhandlungen erinnere, fo find wir nur am Ende erſt zu den Reichsſteuern 
gekommen, die wir anfangs nicht hatten. Nur um dem Reich die Möglichkeit 
zu geben, bei ganz beſonderen Fällen ſich zu helfen, haben wir die Reichs— 
ſteuern beliebt. Aber für ihn habe die Sache eine andere Bedeutung; er ſehe 
voraus, daß die Finanzen dem Reich die größten Schwierigkeiten machen wer: 
den. Das beſte wäre geweſen, wenn ſich eine ganz neue Steuer hätte erfinden laſ⸗ 


ſen, wodurch den Staaten ihre bisherigen Einnahmen gelaſſen würden. Nur 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 37 
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könnte auf die Dauer den Staaten das Entbehren der Zölle und die Matrikeln 
ſehr läſtig werden, während auf dem Weg der Steuern dann ſich ein leichter 
Weg gebe, den Abeln aus dem Wege zu gehen. Für dieſen Fall ſcheine es doch 
ſehr gut, die Kompetenz offenzuhalten. Reh: Von dem, was Welcker geſagt, 
hat ihn manches betrübt, ſo, wenn er die Arbeit des Ausſchuſſes mit den 
Worten Flickwerk und Wiſch bezeichnet; gewiß ſei der Wunſch nicht unbillig, 
daß dergleichen unterbleibe. Gewiß iſt es recht, dem Entgegenkommen der 
Regierungen uns zu fügen, aber zu fordern, daß die Verfaſſung ſo ſei, daß 
alle Regierungen damit übereinſtimmten, hieße nichts anderes, als den Re- 
gierungen das Werk der Verfaſſung zu überlaſſen, die ſich ja doch nicht einigen 
können. Wenn man dem Reich Pflichten auferlegt, ſo muß es auch die Mittel 
dazu haben. Wir haben ſchon nachgegeben, daß von den Zöllen nur die ordent⸗ 
lichen Budgetausgaben vorwegbehalten werden. Matrikeln ſind ſchwerfällig 
und ungerecht, Steuern dagegen ſind einfach und bequem, muß doch auch der 
Staat die betreffenden Matrikeln durch Steuern erheben, nur daß dieſe durch 
ſehr verſchiedene Syſteme bedingt werden. Das Reich wird ſein Steuerſyſtem 
möglichſt gerecht einrichten und ſelbſt damit Anlaß geben, daß die einzelnen 
Staaten möglichſt ſich zu demſelben Steuerſyſtem einigen. Er hätte eigentlich 
erwartet, daß die Regierungen gern dieſe Reichsſteuern angenommen hätten, 
da das Odium der Belaſtung auf das Reich fällt. v. Notenhan: Hier ſcheint 
ein Mißverſtändnis zu ſein (er ſelbſt hatte mißverſtanden). Bedenke man nur, 
wie die Sache ſich praktiſch machen ſoll. Das Reich wird ſich der Staats— 
beamten bedienen müſſen, um die Steuern zu erheben und abzuführen, gewiß 
eine höchſt unpraktiſche und unliebſame Weiſe; dem Reich muß es ungleich 
lieber ſein, große Summen von jedem Staate unmittelbar zu erhalten. Det⸗ 
mold: Die Regierungen haben ſich einſtimmig dieſen Steuern widerſetzt und 
werden dabei bleiben; nicht etwa aus Eiferſucht, ſondern wegen der reinen 
Unmöglichkeit. Man hat ſo und fo viele Steuerſyſteme. Es müßte erſt ein 
einheitliches Steuergeſetz entſtehen, worüber Jahrzehnte vergehen könnten. 
Gülich: Er finde einen Gedanken in den Bemerkungen der Regierungen an- 
gedeutet, den er richtig finde, nämlich daß die Steuerlaſt nach der Steuerkraft 
zu bemeſſen ſei, und dieſen Maßſtab habe das Reich nicht, und ſeine Beſteue⸗ 
rung würde ſehr ungerecht werden; man wird vielleicht im Lauf der Zeit da⸗ 
hin kommen. Er ſchlage vor, die Steuern nicht zu ſtreichen, ſondern in den 
folgenden Paragraphen zu verlegen, ſo daß die Steuern für außerordentliche 
Fälle bleiben. Auch die Regierungen würden damit zufrieden ſein können. 
Mittermaier: Er müſſe beſtreiten, daß die Auflegung der Steuern gegen 
das Weſen des Bundesſtaates ſei. In Amerika iſt von der betreffenden gefeg- 
lichen Beſtimmung ſchon öfter Gebrauch gemacht. Er ſei für die Aufhebung, 
beſonders um die Konflikte der Steuerbeamten zu meiden uſw. Waitz: Er 
möchte Welcker bitten, ihm den Bundesſtaat zu ſagen, der auf Matrikular⸗ 
beiträge gegründet ſei; er kenne doch auch etwas die Geſchichte, finde aber 
keinen derartigen Staat. In der Schweiz iſt das Verhältnis umgekehrt wie 
bei uns. Erſt bekommen die Staaten einen Zollanteil, der Neſt bleibt der 
Anion; von Matrikeln iſt keine Spur. Er habe ſchon geſagt, daß er gern die 
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Reichsſteuern fallen laſſen werde, wenn man eine andere regelmäßige Ein- 
nahmequelle finden könne, aber er finde keine. Die Matrikularbeiträge gleich— 
falls von den Zöllen vorwegzunehmen, wie v. Notenhan wohl meint, iſt doch 
nur eine Laſt mehr für die Einzelſtaaten und zerrüttet ihr ganzes Finanzweſen. 
Wenn der außerordentliche Bedarf ein geringer iſt, ſo mag man ſich gern 
mit der Matrikel behelfen, aber größere Ausgaben kann man ſo nicht decken 
wollen. Am zu bezeichnen, daß es nur eine ausnahmsweiſe Hilfe iſt, ſchlage 
er vor: 


„.. inſoweit die regelmäßigen Einkünfte des Reichs für die Deckung 
außerordentlicher Ausgaben nicht ausreichen, Reichsſteuern aufzulegen“. 


Übrigens dürfte hier ein Fall fein, wo man dem Reichsrat noch eine Kom— 
petenz geben könne. Rießer: Auch er würde ſich gern einer ſolchen mittleren 
Wendung anſchließen. Aber er frage doch, ob nicht in der ganzen Verfaſſung 
Garantien genug liegen, daß nicht unſinnige Steuern beliebt werden. So wie 
es im Sinn der Einheit liegt, daß auch die Zivilgeſetzgebung allmählich ſich aus⸗ 
gleiche, ebenſo wird allmählich eine größere Gleichheit des Steuerweſens zu 
erzielen ſein, und dann wird ſich gern eine Neichsſteuer daran anſchließen, wie 
im Fall des centime additionel. Es kommt dazu, daß das Reich ſchwerlich 
wird Anleihen machen können, ſolange es nicht wenigſtens die Steuerhoheit 
hat. Ihm ſcheinen die Anſichten der Regierungen von einer gewiſſen Befangen- 
heit zu ſein, und es ſei gewiß genügend, wenn man nur eventuell die Befugnis 
der Steuern einräume. Beſeler: Er ſei prinzipiell dafür, dem Reich das 
Recht der Steuern zu vindizieren. Das einzige Bedenken ſei, daß die beſtehen⸗ 
de Steuer [hinlangte?,] dem Widerſpruch der Regierungen Nachdruck zu 
geben. Er müſſe zugeben, daß wir ſchon viel getan haben, die Finanzen des 
Reichs ſicherzuſtellen, nicht bloß die Zölle, ſondern auch Konſumtions- und 
Produktionsſteuern leiten wir in die Reichs kaſſe. Nehmen wir nun dieſe Steuer- 
kraft an, ſo ſcheine ihm doch für den ordentlichen Dienſt des Reichs geſorgt zu 
ſein. Der außerordentliche wird etwa folgender ſein: Ausgleichungsſummen; 
dieſe würde er unbedenklich als Matrikularbeiträge erheben; dann aber Fälle 
großer Gefahr, wo für außerordentliche Fälle Mittel ſein müſſen. Dann wird 
es ſchwer, oft unmöglich ſein, auf die Matrikularbeiträge der Einzelſtaaten zu 
rekurrieren. Solche Bedürfniſſe werden nur temporär ſein, denn ſowie ſie 
dauernd ſind, gehen ſie ins Budget über. Für vorübergehende Bedürfniſſe 
nun ein Steuerſyſtem für das Reich einzuführen, iſt gewiß ebenſo ſchwierig 
wie bedenklich. So kann es Fälle geben, wo dem Reich alle Mittel geöffnet 
ſein müſſen, Geld zu bekommen. Aber dies ſind nur außerordentliche Fälle, 
und ſo komme er zu Gülichs Anſicht: Wir müſſen dem Reich ein Mittel geben, 
ſich vor dem Untergang zu retten. Hergenhahn: Auch er wäre gern dafür, 
daß man es ſo oder ähnlich mache, aber die Regierungen ſind allerdings in 
dieſem Punkte ſehr entſchieden. Es kommt noch die Schwierigkeit der Er— 
hebung dazu: Läßt man die Einzelſtaaten erheben, ſo wird das Ganze doch 
nur eine andere Art Matrikularbeiträge; dies zu meiden, muß man Steuer⸗ 
beamte anſtellen, und dies gerade iſt, was die Regierungen am meiſten 
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fürchten. Er würde raten, hiervon vorerſt abzuſehen. Es iſt gewiß, ſo⸗ 
lange nicht ein Steuerſyſtem da iſt, kann keine Neichsſteuer erhoben werden, 
und gar für außerordentliche Fälle ſie ausſchreiben, iſt doppelt unmöglich, 


denn man würde da eine neue Steuerverfaſſung extemporieren müſſen. Die 


Bedenken der Herren ſind aber auch zu ſtark gefärbt. Die regelmäßigen Be⸗ 
dürfniſſe werden eben auf dem Weg gedeckt, den wir bezeichnet haben, und 
für weiteres kann man ſich dadurch helfen, daß von Reichs wegen auf die Zölle 

Beſchlag zu legen durch ein Geſetz beſtimmt wird, damit man ſo der Matri⸗ 

kularbeiträge ſicher iſt. Beſeler: Sollte es nicht gerade ein Kompelle für die 

Staaten und ihre Matrikularzahlung ſein, eine Steuerbefugnis im Hintergrund 

zu haben? v. Rotenhan: Wirkſamer würde gewiß ein Geſetz [fein], das 

zur Beſchlagnahme der Zölle befugt.!“ Dies ſcheint zweckmäßiger als die 

Auflage der Steuern, die der einzelne Staat beizutreiben hätte. Schüler: 

Wenn es auch ſeine Schwierigkeiten hat, die Befugnis, Reichsſteuern zu er⸗ 

heben, ſo iſt es doch nicht unmöglich; und wenn es unmöglich wäre, ſo würde 

es für die Einzelſtaaten ungefährlich fein. Will man die Neichsgewalt in den 

Stand ſetzen, Reichsſteuern auszuſchreiben, jo muß man es in die Verfaſſung 

aufnehmen. Will nur das Mißverſtändnis befeitigen, als wolle er der Ver: 

ſammlung den Vorwurf machen, kein gutes Werk zu machen. Er wolle nur 
hervorheben, daß es ſich vor allem darum handle, überhaupt etwas Praktiſches 
zuſtande zu bringen. Etwas Gutes, irgend jemand Begeiſterndes zuſtande zu 
bringen, ſei bei unſeren Zuſtänden überhaupt unmöglich. In Amerika kenne man 
keine direkten Steuern, auch nicht in der Schweiz, das Weſen des Bundesſtaates 
ſei eine Anion, in der die verſchiedenen Staaten zuſammenſtänden mit ihren 
Aktien. Das Recht, Steuern auszuſchreiben, ſei das weſentlichſte Hoheitsrecht, 
und es den einzelnen Staaten zu nehmen, führe zur Verwirrung. v. La ſaulx: 

Alle Herren find darin einverſtanden, daß das Recht der Beſteuerung nicht 

praktiſch werden könne, bis wir ein Steuerſyſtem haben; alle ſind auch darüber 

einig daß die Ausführung fo ſchwierig ſei, daß es an Unmöglichkeit grenze. Dieſer 

Grund aller ſcheine ihm genügend, dem Wunſch der Regierungen nachzugeben. 

Sollen die Reichsſteuern ganz geſtrichen werden und dem Reich das 
Recht dazu ganz verſagt werden? — Abgelehnt, 12 gegen 10. 

Soll der Satz in Waitz' Faſſung: „inſoweit die regelmäßigen Einkünfte 
des Reiches für die Deckung außerordentlicher Ausgaben nicht ausreichen“, 
aufgenommen werden? — Abgelehnt. 

Soll es mit Gülich in § 52 heißen: „die Neichsgewalt iſt befugt, in 
außerordentlichen Fällen Neichsftenern auszuſchreiben, zu erheben oder 
erheben zu laſſen, ſowie Anleihen“? — Angenommen, 14 gegen 8. 
§ 52. Reh findet Anſtoß an dem Ausdruck „Schulden kontrahieren“. Aber 

was er ſelbſt vorſchlägt, iſt eben auch nicht ſchön. „Schulden machen“ wird 

abgelehnt. 
§ 54 (52). Sachſen will nicht, daß das Reich über Staats bürgerrecht etwas 
beſtimme, und Bayern ebenſo „wegen des an dem Staatsbürgerrecht haften⸗ 
1 Von“ bis“ von der Hand Hergenhahns. 5 
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den Sonderrechts“. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor, darauf nicht einzugehen, 
und ſo wird beliebt. 


§ 55 (53). Die Kollektivnote findet, daß Satz 3 allgemeiner und fo ausge- 
drückt werde, daß die Regierung nicht das Subjekt der Gewaltſamkeiten iſt. 
Die Kommiſſion war nicht einig geworden. Reh meinte, daß die Gewaltfam- 
keiten von unten sub 2 abgemacht ſeien und sub 3 nur die Regierungen übrig 
bleiben. Es komme dazu, daß durch die Faſſung des Satzes 3 es leicht dahin 
kommen kann, daß das Reich ſich ohne Not und willkürlich in die inneren Ver⸗ 
hältniſſe eines Staatenkonfliktes miſcht. Nießer: Er finde das doch nicht 
konkludent; wir würden doch nicht etwas doppelt ſagen, wenn wir die Faſſung 
der Kollektivnote aufnehmen. 
Soll die Faſſung der preußiſchen Note ad 3 angenommen werden: „wenn 
die Verfaſſung eines deutſchen Staates gewaltſam oder einſeitig aufgehoben 
oder verändert wird“? — Angenommen. 


8 56 (54). Die Bedenken der Exekutions ordnung find im weſentlichen er- 
ledigt. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor: 
„Ein Reichsgeſetz wird über die Verteilung der durch ſolche Maßregeln 
entſtehenden Koſten Beſtimmung treffen“. 
Die Faſſung gefiel nicht. Die Vorkommiſſion wird beauftragt, eine neue 
Faſſung zu dichten. 


8 60 (55). Die Kollektivnote fordert die Befugnis zur Anordnung über 
das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht. Die Vorkommiſſion ſchlägt vor, dar⸗ 
auf nicht einzugehen. Schüler findet es ſehr überflüſſig, daß ſich die Regie⸗ 
rungen oder Höfe hier in Polizeilichkeiten einmiſchen wollen, die nicht herge⸗ 
hören. Beſeler: Es verſtehe ſich, daß, ſoweit die Grundrechte das Vereins⸗ 
recht gewährleiſten, nichts geändert werden darf, aber die Regierungen 
ſcheinen gemeint zu haben, daß damit das Reich die Nepreſſivmaßregeln 
zu treffen behindert ſei. Davon könne gar keine Rede ſein. Er wünſche, daß 
dies in die Motive aufgenommen werde. Briegleb macht darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß hier gegen unſeren Sprachgebrauch „allgemeine“ Geſetze benannt 
ſeien. Er bitte, darauf aufmerkſam zu ſein, daß ſich hier nichts Schiefes ein⸗ 
miſche. Mehrere verſuchten ſich zu erinnern, wie dies Wort entſtanden ſei, 
ohne beſonderen Erfolg. Beſeler: Wenn der Ausdruck Zweifel erregt, ſo 
muß man ihn ſtreichen. v. Laſaulx: Er meine, daß man das Wort gewählt 
habe, damit das Reich nicht für einzelne Stände oder Geſellſchaften, be⸗ 
ſonders religiöſe, beſondere Geſetze gebe. 

Soll das Wort „allgemeine“ geſtrichen werden? — Zu ſtreichen. 
Soll es heißen „Reichsgeſetze“? — Angenommen. 

8 62 (56). Bayern wünſcht auch dieſe Befugnis der Geſundheitspflege dem 
Reiche weſentlich gemindert, ſo daß nur die Quarantänen bleiben. Die Vor⸗ 
kommiſſion trägt darauf an, dies nicht zu berückſichtigen. — Beigeſtimmt. 

§ 64 (58). Alle Noten haben Anſtoß an der zweiten Hälfte dieſes Para- 
graphen genommen. Wir haben dieſelbe bereits geändert, und zwar in der 
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Weiſe, daß damit der Wunſch der Regierungen völlig befriedigt ſein könne. 
Doch müſſe er berichten, daß die Meinung der Kommiſſare ſei, daß es nicht 
genügen könne, daß auf dem Wege der Verfaſſungsänderung prozediert 
werde. Die Staaten ſeien unter beſtimmten Bedingungen in den Bund ge- 
treten, die dann nicht durch die Majorität des Reichstages allein geändert 
werden dürften, ſondern ihrer Zuſtimmung bedürften. Die Vorkommiſſion 
und mit ihr der Ausſchuß konnten nicht gemeint ſein, darauf einzugehen. 


§ 60 (55) ſchlägt Beſeler, um jedes Bedenken zu heben, vor: 


„Der Reichsgewalt ſteht es zu, unbefchadet des durch die Grundrechte 
gewährleiſteten Rechtes der freien Vereinigung und Verſammlung Reichs⸗ 
geſetze üder das Aſſoziationsweſen zu erlaſſen“. 

Man kann ſich zweierlei denken, einmal ein abſolutes Recht des Vereins und 
ſodann ein ſolches, welches von der Legislation erfaßt werden kann. Die Ne⸗ 
gierungen haben ſehr deutlich empfunden, daß hier in dem „freien Recht“ 
etwas ſehr Bedenkliches gelegen. Man hat das Recht, ſich frei zu verſammeln, 
aber ein freies Recht hat man nicht, denn jedes Necht iſt ein gebundenes, ge- 
bunden durch Pflichten. Wigard: Er ſei gegen dieſe Anderung; er wolle 
nicht Spezialgeſetze für dieſe Dinge, ſondern nur das allgemeine Strafrecht 
müſſe einſchreiten. 

Der Vorſchlag von Beſeler — angenommen. 


§ 61 (59). Sachſen will Vorbehalt für Erbrecht uſw., Baden ähnliches. 
Die Vorkommiſſion iſt der Meinung, darauf [nicht?] einzugehen. Beigeſtimmt. 

Es waren! noch einige Paragraphen der bayriſchen Bemerkungen (7—32) ? 
nachzuholen. 87 und 8 fordert Bayern Ausnahmebefugnis einzelner Staaten 
für völkerrechtlichen Verkehr. Die Kommiſſion empfiehlt, nicht darauf einzu⸗ 
gehen. 

§ 9. Bayern fordert, daß die Befugnis der Reichsgewalt zu Verträgen ſich 
nur ſo weit erſtreckt, als deren Kompetenz. — Nicht empfohlen. 


§ 15. Bayern fordert, die Verpflichtung deutſcher Truppen beſonderer Ver⸗ 
einbarung der Staaten vorzubehalten. — Nicht empfohlen. 


§ 18. Bayern fordert, dieſen Paragraphen zu ſtreichen, da die Bundes⸗ 
kriegsverfaſſung ausreiche. — Nicht empfohlen. 


§ 25 ff. Bayern fordert auch hier Vereinbarungen der Regierungen ſtatt 
der Legislation. — Nicht empfohlen. 
Hiermit iſt die Reichsgewalt vollſtändig erledigt. 


Es wird zum erſten Abſchnitt vom Reich übergegangen. Hergenhahn: 
Es iſt beſchloſſen worden, daß in Rückſicht auf Oſterreich und Schleswig dieſer 
0 ausgeſetzt werde. Die Kollektivnote wünſcht ſtatt „Reich“: „Bund“ uſw. 

übrigens wird man hier Limburg mit in Betracht ziehen. Die Vorkommiſſion 
ſchlägt vor, bei dem Ausdruck zu beharren und den § 1 auszuſetzen und mit 


1 In der 169. Sitzung d. 5. März. | 
2 Vgl. Roth⸗Merck 2, 365 ff. 
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S 2 zu beginnen. v. La ſaulx beantragt, diefen ganzen Abſchnitt noch auszuſetzen, 
da die Gründe noch obwalten, die zu ſeiner Ausſetzung veranlaßten. Welcker: 
Er wiſſe nicht, ob wir Luſt haben, jetzt gleich den Verhältniſſen Deutſchlands 
den Krieg zu erklären, ſonſt wäre es gut, daß wir eine uns friedliche Stimmung 
abwarten. Beſeler: Er fühle ſich völlig in der Stimmung, auf dieſe Fragen 
einzugehen und ſie ſo zu behandeln, wie die Verſammlung und Deutſchland 
von uns erwarten kann, und es ſcheine ihm nicht männlich, Schwierigkeiten aus 
dem Wege zu gehen. Rießer: Auch er ſehe nicht ein, daß man auf Stim⸗ 
mungen warten müſſe, um zu beraten. Wenn er die Hoffnung haben könnte, 
daß Oſterreich ſich den Beſchlüſſen über die Reichsgewalt unterwerfen könne, 
ſo werde er zu jeder Nachgiebigkeit in dieſem Paragraphen bereit ſein. Aber 
er wünſche, daß die letzt angekommene Note erſt bekannt werde, weil er die 
gewiſſe Aberzeugung habe, daß dann ſich jeder überzeugen werde, daß Oſter⸗ 
reich nicht mit uns gehen könne. Beſeler teilt über den Inhalt dieſer Note 
einiges mit, namentlich, daß es mehr eine Inſtruktion für Schmerling als 
eine Note ſei, daß ſie nur von der Oberhauptsfrage handle und den ſieben 
Direktoren. Welcker: Auch er kenne dieſe Note, und zwar offiziell, und ſie 
ſei an die Höfe gerichtet, die ſich nicht für das Erbkaiſertum erklärt haben, und 
ſie wird an die Nationalverſammlung kommen. Oſterreich wünſcht ſich mit 
den übrigen Regierungen zu verſtändigen; es geht damit in den engeren Bund 
ein und beginnt mit der Oberhauptsfrage. Es enthält dieſe Erklärung die 
Billigung einer Reichsregierung mit neun Stimmen aus ſieben Mitgliedern 
mit Stimmenmehrheit. Aber das Präſidium iſt noch nichts geſagt, man 
wünſcht ſich erſt darüber zu verſtändigen, wer die Reichsregierung führen foll. 
Es wäre eine ſehr läppiſche Politik, wenn Oſterreich eingehen wollte auf das 
parlamentariſche Leben Deutſchlands, um dann nichts zuſtande kommen zu 
laſſen. Abrigens habe er kein Intereſſe, die Diskuſſion dieſer Paragraphen zu 
ſcheuen, aber er halte es im Intereſſe des Kollegiums, daß man nicht die 
Feindſeligkeiten gegen Oſterreich und in Oſterreich erneuere mit Beſchlüſſen 
über dieſe Paragraphen. Mittermaier: Er wolle ſich nur an die Frage 
halten, ob beraten. Es iſt leicht, Zeit zu verlieren, aber es fragt ſich, ob es 
heute gerade geſchehen muß, wenn durch neue Mitteilungen Verſtändigung 
zu erzielen iſt. Er halte ſich an die Noten der Regierungen, und dieſe fagen, 
daß das Gebiet erſt beſtimmt werden könne, wenn man überſehe, welche 
Staaten beitreten, und hält es für nötig, daß keine präjudiziellen Beſchlüſſe 
gefaßt werden. Auch Bayern erklärt ſich ähnlich. Nachdem die Regie— 
rungen dies ausgeſprochen und geſagt haben, daß ſie weitere Verſtändigungen 
wollen, ſo glaube er, daß man nur nicht heute beraten dürfe. Aber zu lange 
dürfen wir auch nicht warten. Wir find ſchuldig, etwas in die Nationalver⸗ 
ſammlung zu bringen. v. Laſaulx: Er könne aus beſter Quelle berichten, daß 
der preußiſche Bevollmächtigte die Note nach Berlin geſandt hat und ſofort 
Antwort erwartet. Dies ſollten wir abwarten, um uns die Mühe doppelter 
Arbeit zu ſparen. Reh: Laſſen wir uns einmal auf dies Temporiſieren ein, 
fo verlieren wir unſeren Standpunkt vollkommen. Iſt die Nationalverſamm⸗ 


Roth -⸗Merck 2, 430 Nr. 80. 
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lung dazu da, die Erklärungen der regierenden Familien abzuwarten? Dann 
ſind wir nichts mehr, höchſtens die gehorſamen Diener der Regierungen. 
Früher ſchon haben wir uns gefragt, ob wir aufhören dürften in unſerer Arbeit, 
um die Erklärungen abzuwarten, und wir entſchieden uns, zu benutzen, was 
bis zur Berichterſtattung einläuft. Wie lange ſollen wir denn warten? Er 
glaube nicht an den guten Willen beſonders der größten Regierung; wir 
müſſen unſer Gewiſſen bewahren, mag dann aus unſerer Arbeit werden, was 
da will. Wir haben lange genug auf Oſterreich gewartet, glauben wir denn, 
daß Oſterreich ſich mit einem Male für uns erklärt? Wer das glaubt, der 
irrt wenigſtens. Warum faßt Oſterreich die Sache da an, wo es uns am we⸗ 
nigſten wichtig iſt, aber wo es klar iſt, daß am leich teſten zu verwirren iſt? 
Warum nicht Erklärungen über die Reichsgewalt? Endlich, warum ant⸗ 
wortet Oſterreich nicht dem Reichsminiſterium, ſondern wendet ſich an die 
anderen Regierungen? Es gilt, uns das Heft ganz aus den Händen zu winden, 
und dazu haben wir nicht den Beruf zu warten. Hergenhahn: Er ſtimme 
dem ganz bei; hat ſich Oſterreich mit den Königen verſtändigt, ſo wird man 
nach uns nicht weiter fragen, ſondern uns einfach diktieren, was wir ſollen. 
And dazu können wir die Hand nicht bieten. Was dieſen Paragraphen be- 
treffe, jo läge alles Material vor, [fo] daß nach feiner Meinung die Frage voll⸗ 
kommen reif iſt, um ſo mehr, da die öſterreichiſche Note dieſen Abſchnitt nach 
Welckers Bericht gar nicht behandelt. And in jedem weiteren Schritt könnte 
uns wieder eine öſterreichiſche Note in Ausſicht geſtellt werden. Und da— 
zu werde er ſeine Hand nicht bieten. Ahrens: Er hoffe, daß eine immer 
verſöhnlichere Stimmung eintreten werde. Das ſei ſeine einzige Hoffnung, 
ſonſt ſei der Bankbruch der Nationalverſammlung unvermeidlich. Zell: 
Es liege ihm nicht viel daran, dieſe Paragraphen zu verhandeln, da ſie 
nur Konſequenz find. Aber wenn dieſe Abſchnitte nicht, jo können wir 
gar keine weiter verhandeln. And wir ſollen gerade jetzt ſofort zur zweiten 
Leſung kommen. Wir haben temporiſiert; die meiſten Regierungen haben ihr 
Wort geſagt, nur Oſterreich nicht; ſollen wir nochmals temporiſieren? Wir 
müſſen zum Entſchluß kommen. Diejenigen, welche meinen, daß Oſterreich 
beitritt, d. h. ſich der Bundesgewalt anſchließt, die werden in dieſem Sinn 
überall ſtimmen können. Er gehöre nicht dazu. Waitz: Oſterreich hat uns zur 
Verſtändigung nichts mitgeteilt, es verſtändigt ſich mit den Regierungen, 
wir haben uns mit den Regierungen zu verſtändigen, die es mit uns wollen. 
Kommt Oſterreich ſpäter, fo wird man ſich gern darum kümmern, warten kann 
man nicht. Sodann nicht hier iſt es entſcheidend, wie wir uns über 88 1, 2, 3 
entſchließen, ſondern in der Paulskirche, alſo wir warten nicht?]. Dahlmann: 
Er ſei derſelben Anſicht. Wenn einſtweilen einer der Herren es übernehme, 
die öſterreichiſche Note morgen in unſere Sitzung zu bringen, ſo könnten wir 
ſo lange warten, obſchon er ſagen müſſe, daß ſeine Erwartung eben nicht groß 
ſei. Denn es kommt alles darauf an, wie ſich Oſterreich über den Bundesſtaat 
erklärt. Bisher hat es ihn nur getadelt, und wir ſind auch nach der Be— 
nutzung der Regierungseingaben im weſentlichen bei unſerem Entwurf ge⸗ 
blieben. Wir haben geſehen, daß ſich die Regierungen mit uns im weſentlichen 
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im Einklang finden. Statt nun auf die Bundesgewalt einzugehen, gibt uns 
Oſterreich etwas über die Regierung, was er für ein Monſtrum halten 
müſſe, womit wir uns vor der Nation und vor Europa lächerlich machen 
werden. Er ſei alſo der Meinung, daß wir [uns] weder an Wien, noch Berlin, 
noch München kehren, ſondern ruhig unſeres Weges gehen. Detmold: Er 
wolle nicht auf das Inhaltliche eingehen, aber der Vorwurf ſcheine nicht ge— 
recht, da gerade Oſterreich ſeine Note an den preußiſchen Bevollmächtigten 
mitgeteilt habe, und damit den Gedanken der Verſtändigung nur fortgeſetzt 
habe. Welcker beſtätigt die Meinung, daß Oſterreich ſich mit den Königen 
verſtändige und daß dieſe ſich damit einverſtanden erklärt haben. Man könne 
gern beraten, aber man könne ſich immerhin blamieren, wenn man Luſt habe. 
v. Soiron: Gewiß iſt, daß dieſe Note nicht das Reich und die Reichsgewalt 
behandele; wollten wir das Reichs oberhaupt heut behandeln, fo würden 
wir gerade das präkludieren, wovon jene Note handelt. 
Soll Abſchnitt 1 beraten werden? — Angenommen, 14 gegen 7. 

8 1. Die Kollektivnote wünſcht, ſtatt „Reich“: „Bundesſtaat“ gejagt, bemerkt 
Hergenhahn. Die Vorkommiſſion empfiehlt, bei der Bezeichnung Reich 
zu bleiben und in Beziehung auf Oſterreich, Schleswig und Limburg § 1 aus: 
zuſetzen. Rießer: Er wünſche vorbehalten, daß man nochmals berate, ob mit 
der Ausſetzung des § 1 auch die von § 2 und 3 folge. v. La ſaulx: Er glaube, daß 
die Beſprechung nicht dazu da iſt, die Gedanken zu verbergen, ſondern in der 
einfachſten Weiſe auszudrücken; jeder Ausdruck, der abſichtlich anderes aus⸗ 
drückt oder enthält, tft lügenhaft, der unabſichtlich, wenigſtens unwahr. Reich 
bezeichnet in unſerer Sprache einen einheitlichen Staat, und wir wollen aus⸗ 
drücklich einen Bundesſtaat; ſomit wäre dies Wort zu brauchen angemeſſen, 
und wählt man ein anderes Wort, ſo iſt dies ein nicht angemeſſenes Wort. 
Es iſt pſychologiſch häufig, daß man Begriffe, die man nicht klar ausſprechen 
mag, unklar bezeichnet, und in der Wiſſenſchaft nennt man das erſchleichen. 
Das wolle er nicht, ſondern daß man das angemeſſene Wort Bund, Bundes— 
gewalt wähle. Jürgens: Wir ſprechen fortwährend davon, daß wir einen 
Bundesſtaat ſchaffen wollen, und dazu werden wir wohl gelangen. Warum 
es nicht ſagen? Er ſtimme daher für das, was die Kollektivnote vorſchlägt. 
Er wünſche, daß wir bald zu einem Nefultat kommen, und deshalb iſt es nötig, 
auf die Wünſche der Regierungen einzugehen. Beſeler: Er begreife nicht, 
wie Laſaulx meinen könne, daß das Wort Reich — Deutſchland bis 1806 — 
Einheitsſtaat bezeichne. Doch dies gelegentlich. Er frage ſich einfach, haben 
wir Gründe gehabt, dieſe Bezeichnung zu wählen? Dafür ſind die Beratungen 
der Nationalverſammlung Zeugnis. Haben wir damit einen Einheitsſtaat 
ſchaffen wollen? Im entfernteſten nicht. Haben die Regierungen Gründe an- 
geführt? Er würde ſich dann zu dem Opfer entſchließen, Worte und Begriffe 
aufzugeben, die populär ſind. Er finde keine Gründe, die ihn beſtimmen könnten, 
ſondern nur einen erklärlichen Wunſch der Regierungen. Er bleibe bei Reich. 
v. Rotenhan: Das Wort Reich iſt angenommen worden zu einer Zeit, wo 
wir glaubten, daß die Grenze des Reichs auch das Gebiet des neuen Reichs 
bezeichnen würde. Allmählich iſt dieſe Frage bedenklich geworden. Ein Teil 
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der Nationalverſammlung glaubt, daß Oſterreich in dieſen Bundesſtaat nicht 
werde eintreten können, und es ſcheint ſelbſt die Kollektivnote dieſen Fall vor⸗ 
auszuſetzen. Als Gagern zuerſt feine Anſicht in betreff von § 2 und 3 ent- 
wickelte, ſchlug er vor, 8 1 zu laſſen, wie er iſt, und dann zu ſagen, das Reich 
teilt ſich in einen engeren und weiteren Bund. Es ſcheine ihm ganz richtig, daß, 
wenn man die Notwendigkeit annimmt, Deutſchland ſo in zwei Teile zu zer⸗ 
legen, erſt das Ganze Reich zu nennen. Solange man nicht ſicher iſt, daß der 
Bundesſtaat auch Oſterreich umfaßt, wünſche er, daß man den Bundesſtaat 
nenne, was er iſt. Dies werden zumal diejenigen tun, die Oſterreich hinaus 
haben wollen. Ahrens: Eben da er der Meinung ſei, daß Oſterreich in den 
Bundesſtaat eintreten will, wünfche er den guten alten Namen beibehalten, 
um ſo mehr, damit nicht der Name des Bundes die traurigen Erinnerungen 
der letzten dreißig Jahre erneuere. Er wünſche, zu ſagen: „Das Vereinigte 
deutſche Reich“. Deiters: Er müſſe ſich entſchieden gegen die Anſicht erklären, 
daß Reich ein Einheitsſtaat ſei, vielmehr ſei ein Staat von Staaten eine con- 
tradictio in adjecto, Reich dagegen ſei ein Bereich ſtaatlicher Herrſchaften. 
Abrigens ſei ihm immerhin der Ausdruck Bundesreich genehm. Sollte 
aber das Zuſtandekommen des Ganzen daran ſcheitern, ſo werde er auch den 
Namen opfern. Welcker: Er habe geſehen, daß man allmählich — er wolle 
keine Geſinnung verdächtigen — Worte eingeſchoben hat, die unbefangen von 
der anderen Seite angenommen, ſofort zum Anlaß von verfänglicher Kon⸗ 
ſequenz wurden. Soviel er wiſſe, ſei niemals eine Debatte über das Reich ge⸗ 
weſen (1), aber weil man aus dem Reich rückwärts auf den Kaiſer geſchloſſen 
hat, haben die Regierungen ein Bedenken gehabt, und auch er werde bedenk— 
lich. Freilich bekenne er, daß das Wort Bundesſtaat ebenſowenig ein Name 
ſei, es iſt ein Ding der Wiſſenſchaft. Die Anion iſt etwas ganz anderes, das hat 
ſeinen Inhalt bekommen. Er würde ſich einer Bezeichnung anſchließen, wie 
Deiters oder Ahrens vorgeſchlagen, beſonders da die Regierungen mit 
Recht „ein Haar gefunden haben“ in jenem Namen. Dahlmann: Ihm 
ſcheine es ſehr löblich, daß die Nation ſich an den Ausdruck geheftet hat, der 
das Einheitliche bezeichnet. Freilich unſer altes Reich hat uns dieſen Namen 
nicht ſchützen können, aber es iſt löblich, daß die Liebe zu dem „deutſchen Reich“ 
das Reich ſelbſt überlebt hat und noch beſteht, hier in der Nationalverſamm⸗ 
lung und im Volk. Der Zorn gegen dieſe Bezeichnung ſcheine ihm ſehr ſpät 
erwachſen, denn bei der Wahl des Reichsverweſers fand dieſer Zorn nicht 
ſtatt, in die Grundrechte iſt der Ausdruck aufgenommen und ſchon promul⸗ 
giert, und nun ſollen wir den Ausdruck zurücknehmen, weil er zu viel für uns 
ſei, es dürfe bloß von unſerer Zerſpaltung die Rede ſein. Wie man ſagen 
könne, daß der Ausdruck Reich erſchlichen ſei, begreife er nicht, vielmehr er- 
ſchlichen würde der Ausdruck Bundesſtaat ſein. Der Ausdruck Reich ſteht 
uns überall vor der Naſe in ſo und ſo viel Soldaten uſw. Wir wollen ein Reich, 
das den Charakter des Bundesſtaates habe; Bundesſtaat dafür wählen, heißt 
für etwas allgemein Beliebtes und Verſtändliches etwas ſetzen, was gar nicht 
verſtändlich und noch weniger dem Volk lieb iſt. Wigard: Allerdings iſt der 
Begriff ſehr indirekt herangekommen. Er würde hier gern Konzeſſionen 
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machen, inſofern der alte Ausdruck Reich keineswegs ſo ſüße Erinnerungen 
weckt. Aber doch iſt einmal der Begriff Neich fo in alle Verhältniſſe einge- 
ſtrömt, daß unſer Volk in dem Namen das Symbol der Einheit ſieht. Ihn nun 
aufgeben, würde die Nation tief verletzen. Es ſind Gründe für die Abänderung 
von den Regierungen nicht angeführt und können es wohl kaum. Auch ſei das 
Weſen des Bundesſtaates keineswegs ſo durchgehend gehalten, wir ſind bald 
mehr zentral, bald mehr vereinigte Staaten. Aber um keinen Preis wünſche 
er als Abgeordneter zu einem Bundestag zu fungieren. Mittermaier: Ehe 
die Nationalverſammlung den Ausdruck gebraucht hat, hatte ihn das Volk: 
Es wählte zum Reichsparlament. Der Ausdruck ſollte wohl beibehalten 
werden, eben weil er das ganze Gebiet der vereinigten Staaten als Einheit be⸗ 
zeichnet. v. La ſaulx: Da die ganze gegenwärtige Zeit von bloßen Reminiſzen⸗ 
zen lebt, indem keine einzige neue Idee lebt, ſo iſt es begreiflich, daß man denn 
[auf] das römiſche Reich zurückkommt. Aber dies Reich iſt untergegangen, 
weil es in Widerſpruch war mit allen gewordenen Verhältniſſen. Man habe 
geſagt, daß die Regierungen keine Gründe angeführt hätten, aber ſie ſagen ja, 
daß man die Sache ſo nennen möge, wie ſie iſt, und das iſt genug. 
Soll ſtatt „Reich“: „Bundesſtaat“ geſagt werden? — Nicht angenommen. 
Dafür: Jürgens, Detmold, v. Laſaulx, v. Rotenhan. 
Soll geſagt werden „Das vereinigte deutſche Reich“? — Nicht ange- 
nommen. 
Soll es heißen: „Die vereinigten Staaten von Deutſchland“? — Nicht 
angenommen. 


Gülich ſpricht über den Inhalt von § 1. Es find die Verhältniſſe anders ge- 
worden, in Preußen iſt die Demarkation, und in Schleswig iſt ein Waffenſtill⸗ 
ſtand verſtändigt, aber es ſcheine nicht angemeſſen, vor Ablauf des Waffenſtill⸗ 
ſtandes das über Schleswig zu ändern. Aber bricht dann der Krieg aus, ſo 
möge uns nichts abhalten, Schleswig aufzunehmen. Der Ausſchuß kann ſich 
vorbehalten, eine neue entſprechende Faſſung von §1 zu machen und dieſe 
ſeinerzeit vorzulegen. Hergenhahn: Es müſſe vorerſt darauf angetragen 
werden, in §1 Poſen zu ſtreichen. Wigard: Er fer dagegen, daß man auch 
nur in den Motiven das Eintreten Oſterreichs als zweifelhaft anſehe; Schles⸗ 
wig betreffend iſt es zweifelhaft. Welcker: Er ſehe es ſeitens Oſterreichs als 
Vaterlandsverrat an, nicht einzutreten, und als Vaterlandsverrat, wenn 
man es ausſchließen will. Rießer: Ihm ſcheine es doch bedenklich, 85 1 aus: 
zuſetzen und die Nationalverſammlung zu veranlaſſen, § 2 und 3 zu leſen. 
Denn dieſe, das iſt klar, ſchließen Oſterreich aus. Ohne neue Revolution könne 
ſie Oſterreich nicht annehmen. Die 88 2 und 3 involvieren eine Entſcheidung 
darüber, was §1 vorbehält. Viele würden nicht wiſſen, wie abſtimmen. Er 
wünſche, daß man auch 2 und 3 erſt mit einer beſtimmten Faſſung von 81 
in die Paulskirche brächte, und namentlich wünſche er, daß dieſe Beſtimmung 
erſt nach der Reichsgewalt geleſen werde. Freilich, ob wir damit auch das ge: 
winnen, daß wir die Satzänderung von §1 nicht mehr brauchen, könne er 
nicht wiſſen. Schüler: Da die Noten die Lage der Sache geändert haben, ſo 
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wünſche er die Anmerkung zu § 1 entfernt. Will ſich ein deutſches Land los⸗ 
reißen, fo mag es das verſuchen. Wir machen die Verfaſſung von ganz Deutſch⸗ 
land, aber auf ſeparatiſtiſche Gelüſte einzelner Gebiete hin dürfen wir unſeren 
Anſpruch nicht aufgeben. Hergenhahn: Er erinnere doch daran, daß wir 
das Neichsminiſterium zu Anterhandlung mit Oſterreich beauftragt haben. 
Die Kollektivnote ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß man ſchon nach dem 
alten Bundesrecht befugt ſei, einen engeren Bund zu machen; aber dann iſt 
kein Zwangsverhältnis gegen die nicht Eintretenden. Anders der Standpunkt 
Schülers, und es fragt ſich, ob er auch die Macht hat, die Landesverräter 
auszuſchließen. Beſeler: Es ſind zwei Möglich keiten: Entweder die und die 
Staaten treten zuſammen auf den und den Entwurf, ſo Nordamerika, oder 
wir ſagen: Die früher im Bunde geeinte Nation geht in die neue Verfaſſung 
ein. Welches Syſtem wählen, hängt von der Nationalverſammlung ab. Uns 
ſchien, daß die Beauftragung der Miniſter das Verhältnis noch nicht ent⸗ 
ſchieden habe. Wir werden nicht viel weiter kommen, wenn wir uns hier ent⸗ 
ſcheiden ſollten. Schüler ſagt ganz richtig: Wer ſich nicht fügt, wird gezwungen, 
aber es ſteht wohl einer großen Verſammlung nicht zu, etwas auszuſprechen, 
was ſie nicht erzwingen kann. Er gehe ſeinerſeits von der Anſicht aus, daß 
Oſterreich nicht eintreten könne und daß man einen Verrat, wenn [man] ein⸗ 
mal von Verrat ſpricht, an der Nation und ihren Hoffnungen begehen würde, 
wenn man um Oſterreichs willen den Bundesſtaat völlig lockere. Er habe ſich 
die Sache lange genug überlegt, und es ſei dies [eine] mehr moraliſche als 
politiſche Frage: Ob wir Deutſchland lieber geographiſch herſtellen oder ob 
wir lieber mit einem Teil deſto feſter geeint find. Wigard tadelt die Be— 
rufung auf den alten Bund. So mögen die Regierungen ſprechen, von der 
Nationalverſammlung aus iſt das völlig unangemeſſen, denn nicht von den 
Staaten, ſondern von der deutſchen Nation iſt ſie herbeſtellt, und keiner von 
uns iſt dazu berufen, einen engeren Anſchluß einzelner Staaten zu machen, 
ſondern wir ſollen das viel zerſtückelte elende Vaterland einigen. Die Natio⸗ 
nalverſammlung würde auf einen ganz falſchen Punkt kommen, wenn ſie zu⸗ 
geben wollte, daß man auf Grund des alten Bundes verfahre. Welcker: Er 
unterſtütze, dieſe Abſchnitte ſpäter zu beraten; er tue es im Intereſſe der Natio⸗ 
nalverſammlung. Übrigens müſſe er gänzlich Wigards Worten beiſtimmen, 
nur ſind ſie nicht erſchöpfend. Es iſt eine Selbſttäuſchung oder Täuſchung 
anderer, wenn man ſagt, es könne ein engerer Bund geſchloſſen werden und 
andere draußen bleiben. Für das Vaterland ein Parlament und eine Negie- 
rung im engeren zu gründen und daneben einen weiteren Bund, das iſt ein 
absurdum. Wohl kann man zugeſtehen, daß, wenn augenblicklich ein einzelner 
Staat gehindert werde, ſich ſo zu regulieren, daß er gleich eintreten könnte, er 
ausſprechen möge, daß er noch proviſoriſch draußen bleibe, und daß man dies 
zugeſtehe auf die Gefahr, in Kolliſionen zu geraten. Aber der Gedanke, zu 
ſagen, daß irgendein Staat neben dem engeren Bund ſtehe und doch in dem 
alten Bundesverhältnis, das iſt ein reiner Anſinn. And wie könnte man dieſer 
größten Macht ſo viel Dummheit zutrauen, ſich damit zu vereinen, und das, 
nachdem ſie ſo lange den dominierenden Einfluß in Deutſchland gehabt 
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habe. And nun will man dieſem Staat noch weismachen, in dem alten Bund 
zu ſtehen, während er im Reich gar keine Bedeutung mehr hat. Es iſt nicht 
mehr ein gemeinſames Vaterland, ſondern eine Zerreißung des Vaterlands, 
und das iſt zu aller Zeit juriſtiſch Landesverrat genannt worden. Es iſt gerade 
der Gegenſatz von dem, was uns aufgetragen iſt. And das Land, das ſich los. 
reißen will, iſt auch landes verräteriſch. Freilich, Hergenhahn fragt lächelnd, 
ob man ſie zwingen könne; aber es gibt Dinge, die moraliſch empörend ſind 
und empören, auch wenn man ſie nicht ſtrafen kann; und es würde dann in 
Ermangelung anderer Machtmittel Bürgerkrieg geben, und das iſt auch in der 
Meinung des Volkes ein Gottesurteil, wer da ſiegt. Ob man ſich rechtfertigen 
mag mit der Zweckmäßigkeit, daß es bequemer oder heilſamer wäre, Deutſch⸗ 
land ohne Oſterreich, das laſſe er unbeſprochen. Aber wir als Ausſchuß 
müſſen an der Pflicht feſthalten, das Vaterland zuſammenzuhalten. Ahrens: 
Er halte es für den Fluch der vergangenen Zeit, daß ſonſt achtbare Männer 
daran denken können, Millionen Brüder hinauszuſcheiden. Aber noch weiteres 
abzuſcheiden, das empöre ihn. Man hat gemeint, einen Entwurf zu machen, dem 
ſich anſchließen könne, wer wolle, einen politiſchen Zollverein. Man hat früher 
links, nun rechts von der Souveränität der Verſammlung geſprochen, aber die 
Souveränität iſt eine Form, die erſt ihren Inhalt haben muß, und dieſer Inhalt 
iſt die Souveränität der Nation in ihrem Ganzen. (Man findet ziemlich laut 
dieſe Rede zu pathetiſch, und es fragt ſich in einigen kurzen Bemerkungen, ob 
das der Fall ſei.) Wir ſollen dem Volk eine Vereinigung und ein Parlament 
retten, wir können aber, was das Volk ſich wünſcht, geben in Kraft der Reichs- 
gewalt. Nur die Oberhauptsfrage und einige andere Punkte trennen uns, und 
da müſſen wir nachgeben. Wir aber müſſen von der Idee ausgehen, daß Deutfch - 
öſterreich ſtets bei uns bleibe. Zell: Er trete dem Antrag bei, daß wir im 81 
keine neue Formulierung ſuchen, ſondern die Ausſetzung der Nationalverſamm⸗ 
lung empfehlen; dagegen könne er nicht beiſtimmen, daß man auch 8 2 und 3 
aus ſetze. Er glaube, daß nach Lage der Sache, wo wir genau wiſſen, was von 
Oſterreich zu erwarten iſt, ſcharf und entſchieden 8 2 und 3 zur Abſtimmung 
gebracht wird. Jeder wird wiſſen, was er ſeinem Gewiſſen ſchuldet. Leider 
finde er ſich gemüßigt, nach der großen Rede Welckers und der pathetiſchen 
von Ahrens nicht begreifen [zu] können, wie man unter verſtändigen Männern 
ſich ſolcher Ausdrücke bedienen könne, jeder muß bei dem anderen Redlichkeit 
unterſtellen. Es wäre etwas anderes, wenn die Republikaner das linke Rhein⸗ 
ufer abtreten wollten, um ſich zu konſtituieren. Aber ganz anders iſt es mit 
Oſterreich. Wir konnten in der Agonie Preußens und Oſterreichs glauben, 
die Einheit zu erreichen, jetzt ſtehen beide wieder in Macht, und wir müſſen uns 
entſcheiden. Wir können mit Oſterreich nicht gehen, es will nicht ſo, wie wir 
müſſen. Wollen wir nicht in den alten Jammerzuſtand zurückſinken, ſo müſſen 
wir für Oſterreich die Zukunft offen halten. Er ſei ernſtlich der Meinung, daß 
wir hier kalt und ernſt ſprechen, und Angriffe, wie ſie vorgekommen, erkläre 
er, nicht zu ertragen und ſich allen Ernſtes zu verbitten, um ſo mehr, da jeder 
weiß, was der andere meint, und die Gegenanſicht um ſo leichter verletzend iſt. 
Welcker proteſtiert mit einigen Worten dagegen. v. La ſaulx: Wenn Zell be⸗ 
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haupte, wer das linke Rheinufer verrate, begehe ein größeres Verbrechen, 
als wer Oſterreich hingebe, ſo widerſpreche er dem. Die Franzoſen ſtehen uns 
an Bildung, ja an Volkstümlichkeit näher als die Slawen, denen man jene 
Deutſchen verraten werde; denn das macht keinen Anterſchied, daß der gegen⸗ 
wärtige Beherrſcher Frankreichs ein Franzoſe, der Oſterreichs ein Deutſcher 
iſt. Aber darum handelt es ſich hier nicht, ſondern um die Anmerkung. Nach- 
dem die öſterreichiſche Regierung erklärt hat, daß ſie im Bunde bleiben werde, 
hat die Anmerkung keinen Sinn mehr, und es wäre eine Beleidigung, wenn 
man mit Oſterreich verfahren wollte wie mit Schleswig⸗Holſtein. Da alſo 
dieſe Note keinen Inhalt mehr hat und formell eine Beleidigung enthält, 
fo ſchlage er vor, fie zu ſtreichen. Reh: Er behalte die Note. Die National- 
verſammlung hat den Auftrag zu Anterhandlungen gegeben. Solange in dieſer 
Beziehung den Miniſtern nicht Antwort geworden, müſſen wir bei der Note 
bleiben, um nicht unſeren eigenen Nationalverſammlungsbeſchlüſſen in den 
Weg zu treten. Abrigens müſſe er ſich Zells Verwahrung in jeder Weiſe 
anſchließen. Er ſei nicht hergeſchickt, um ſich Vaterlandsverräter nennen zu 
laſſen. Er habe ſchon umſonſt darum Herrn Welcker gebeten. Sowie Welcker 
ſich noch einmal derartiges erlaube, werde er aus dem Ausſchuß treten und 
die Gründe der Nationalverſammlung mitteilen. Er habe vieles auf dem 
Herzen, aber ſich zurückgehalten; er wünſche nicht dahin getrieben zu ſein, 
auch Farbe auszuſpielen. Abrigens wenn man ſagt, das Vaterland zerreißen 
wir, ſo leugne er das vollkommen. Das Vaterland bleibt uns. Wir wollen 
Oſterreich halten. Wieviele von den vierzehn Millionen ſind denn deutſch? 
Nur eben die Hälfte und viele davon zerſtreut, und könnten wir ſofort für 
die ſieben Millionen Deutſche erkennen, ſo werden die anderen ſieben Mil- 
lionen nichtdeutſche Deutſche gar ſehr gegen uns ſich entſcheiden, und gerade 
dies nach dem Prinzip der Linken in der Verſammlung. Dann, wie die Stim⸗ 
mung in Kremſier für Deutſchland iſt, das zeige die Verhandlung. Item, die 
Verhältniſſe Oſterreichs ſind andere als im anderen Deutſchland. Einigen 
dies reine deutſche Weſen, wer da ausſchließen wollte, wäre im Irrtum. 
Oſterreich hat Sonderverhältniſſe, die wir ehren müſſen. v. Rotenhan: Er 
ſchließe ſich Rießers Anſicht an, daß nämlich die Anmerkung, die vorge⸗ 
ſchlagen iſt, auf 8 2 und 3 ausgedehnt und die Beratung dieſer Paragraphen 
mitausgeſetzt werde. Er ſtelle ſich auf den praktiſchen Standpunkt wie Edel 
neulich in ſeiner Rede: Wir wünſchen Oſterreich zu erhalten, aber nicht um 
jeden Preis. Er geſtehe, er erwarte ſich nicht viel, aber es iſt wünſchenswert, 
daß wir das mögliche tun, und das beſteht darin, daß über den Abſchnitt 
Reichsgewalt debattiert werde, ehe wir zum Reich kommen. Bis dahin 
können die nach Olmütz geſchickten Abgeordneten zurück ſein. Freilich müßte 
§ 1 erſt dann ausgefüllt werden, wenn man wiſſe, welche Staaten eintreten, 
aber die Folge iſt, 8 2 und 3 dann auszuſetzen. Nießer: Er wünſche aller- 
dings, daß wir hier die 88 2 und 3 feſtſtellen, daß aber in der Verſammlung 
fo verfahren werde, wie v. Notenhan ſagt. 

Es wird nun über die Stellung der Fragen verhandelt. Beſeler: Aller- 
dings können jene Paragraphen ausgeſetzt werden, aber es iſt gewiß die 
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Formulierung des 8 1 ungemein ſchwierig, ja unmöglich, während die beiden 
folgenden Paragraphen ganz ſchlicht ihrem Inhalt nach ſind. Wir haben 
den Miniſter zu Anterhandlungen beauftragt, er hat noch keine Antwort. 
Die Note vom 4. Februar! iſt von dem öſterreichiſchen Bevollmächtigten 
nicht dafür erklärt; alſo Anterhandlungen, die weder erledigt noch abgebrochen 
find. Somit iſt es unmöglich, dieſen § 1 zu formulieren. Ebenſo verhält es 
ſich mit Schleswig-Holſtein, und wahrſcheinlich auch in betreff Limburgs. 
Seine Meinung ſei nun, daß wir § 1 als noch nicht zu definitiver Feſtſtellung 
zu bringen betrachten und ihn zweiter Leſung vorbehalten. Dagegen bei 82 
und 3 iſt das ganz eine andere Sache: Nur Rückſicht und der Wunſch milderer 
Faſſung kann uns da zu Aufſchiebung veranlaſſen, und zwar zur Aufſchiebung 
bis nach der Leſung der Neichsgewalt, während die zweite Leſung von 81 
unbeſtimmt zu verſchieben iſt. Jedenfalls können wir 82 und 3 definitiv hier 
formulieren. Hergenhahn: Er ſtimme dem bei, er wünſche nur, daß wir 
über die Reihenfolge der Beratung uns erſt dann entſchließen, wenn wir hier 
unſere Vorarbeiten für die zweite Leſung gemacht haben. Welcker: Außer 
anderen Dingen: Er beklage, wenn er jemand verletzt habe, aber er werde nicht 
aufhören, die Sache mit ihrem Namen zu nennen, und halte es für Pflicht, in 
der Beratung freier Männer das rückhaltlos zu tun. Wenn man ſich aber zu 
einer anderen Faſſung jener Paragraphen verſtehe, ſo werde für ihn jeder 
Anlaß zu harten Worten fortfallen. Beſeler: Er könne dies nicht anders 
verſtehen, als daß Welcker drohe, wenn man nicht wolle wie er, ſo würde 
er ſehr heftige Szenen aufführen, wolle man dies vermeiden, ſo möge man ſich 
ſeiner Anſicht fügen. Er ſei nicht gewohnt, ſich ſchrecken zu laſſen, und er 
werde ruhig feines Weges gehen. Waitz beantragt, 81 zu laſſen und in den 
Motiven zu ſagen: Daß wir jetzt nicht in der Lage ſeien, eine andere Faſſung 
vorzuſchlagen. v. Laſaulx: „Unter den obſchwebenden Verhältniſſen ſei es 
nicht möglich“ uſw. Waitz: Er müſſe doch bemerken, daß § 1 ein Beſchluß 
der Nationalverſammlung ſei, und daß wir dabei bleiben müſſen, wenn wir 
nichts anderes wiſſen. v. Rotenhan: Es würde paſſend fein, auf der einen 
Seite 8 1 nach alter Faſſung und gegenüber ſtatt einer neuen Faſſung die 
Bemerkung zu ſetzen, die Laſaulx vorgeſchlagen. Gülich: 

„Mit Rückſicht auf die obwaltenden Verhältniſſe behält ſich der Aus 
ſchuß vor, ſpäter eine definitive Faſſung dieſes Paragraphen in Vorſchlag. 
zu bringen“. — Angenommen. 

Soll in betreff Poſens in der Note geſagt werden, daß dieſe Angelegen⸗ 
heit als erledigt anzuſehen ſei, aber ſo, daß in dem Paragraphen ſelbſt die 
Faſſung bleibt, wie fie in der erſten Leſung angenommen worden? — An— 
genommen. 

Es wird? auf den Abſchnitt vom Reich 8 2 und 3 und die dazu von den 
Regierungen gemachten Bemerkungen übergegangen. 

Preußen und die Kollektivnote wünſcht alle präjudiziellen Beſchlüſſe ent- 
fernt. Weimar hat einen beſtimmten Vorſchlag gemacht. Bayern wünſcht 
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ohne näheren Antrag jene Paragraphen abgelehnt oder abgeändert, indem 
ſie in jetziger Faſſung Oſterreich hinausdrängen würden. Welcker ſchlägt 
eine andere Faſſung vor: 


„Steht mit einem deutſchen Staate ein außerdeutſcher Staat in Ver⸗ 
bindung, fo darf dieſe der Durchführung der deutſchen Reichsverfaſſung 
und Reichsgeſetzgebung keinen Eintrag tun“. | | 


Jene Paragraphen, an deren Faſſung er von Anfang an keinen Anteil ge- 
nommen, ſtehen nicht bloß mit der Natur des Bundesſtaates in Widerſpruch, 
aus dem man ſie ableiten will, ſondern auch mit der Artikel III garantierten 
Souveränität der Staaten. Auch ſagen die Anhänger dieſer Paragraphen, 
ſie ſeien nur eine Konſequenz unſerer Beſtimmung über die Reichsgewalt. 
Er glaube nicht einmal dies, ſondern es könne ſehr wohl Realunionen geben, 
die gar nicht dem Bundesſtaat Eintrag tun, und man wird die von Schles⸗ 
wig wie Polniſch-Poſen nicht abwerfen wollen. Er könne ſich Realunionen 
denken, die z. B. in Freizügigkeit, Durchzügigkeit beſtehen. Auch andere Arten 
der Realunion find nicht hinderlich; es kann ein deutſches Oberhaupt auch 
König, Herzog uſw. anderer Staaten ſein. Sobald die Länder ſich durch prag— 
matiſche Sanktionen geeint haben, ſo iſt das keine reine Perſonalunion, 
ſondern Realunion. Kann alſo der Kaiſer von Oſterreich im Bunde fein für 
ſeine deutſchen Länder, ſo iſt es gleichgültig, durch welche Rechtsquellen er 
ſonſt zu ſeiner Stelle gekommen iſt. Es iſt ein übles Zeichen, daß wir nicht 
einmal ein deutſches Wort für Perſonalunion haben. Deſpotie iſt Willkür 
üben, und unſer Bundesſtaat wäre deſpotiſch, wenn er Beſtimmungen machte, 
die das Maß der ſouveränen Staaten verletzten. Kein Bundesſtaat in der 
Welt hat ſolche Beſtimmungen je getroffen. Der Bundesſtaat hat eben die 
Eigenſchaft, daß nicht die einzelnen ſouveränen Staaten ganz in die Einheit 
aufgehen, ſondern noch ihre beſonderen Rechte und Verhältniſſe behalten. 
Er wolle nicht darauf eingehen, daß, wenn Oſterreich die Zentralitätsgedanken 
aufgibt, das Föderalſyſtem gerade dem Eintritt in den Bund ſehr günſtig iſt. 
Es iſt dann immer noch ein reales Band zwiſchen jenen Ländern, aber dafür 
wächſt uns eine unberechenbar große Macht zu. Er wolle nicht ausführen, 
daß vor den Augen der gebildeten Welt und Deutſchlands die Perſonalunion 
als der Riegel betrachtet wird, der Oſterreich vorgeſchoben wird. Aber da 
Oſterreich nicht auf dieſe Verhältniſſe eingehen will, fo haben wir jenen ſchönen 
Worten zulieb Bürgerkrieg und europäiſchen Krieg. Er erkläre, daß er feier- 
lich Proteſt einlege, die Verantwortlich keit oder Anverantwortlichkeit jener 
Paragraphen aufzunehmen. Deiters: Dieſe Ausführung habe ihn nicht 
nur nicht überzeugt, ſondern noch mehr beſtärkt in ſeinen früheren Anſichten. 
Schon ein Staatenbund fordert ſelbſtändige Staaten, und ſo dürfte nicht ein⸗ 
mal Deutſch⸗Oſterreich im alten Bunde fein. Der Vorſchlag: „darf keinen Ein⸗ 
trag tun“ iſt nichts als ein Wunſch und ein Ziel, aber kein Inhalt. Gerne würde 
er das Wort „reine Perſonalunion“ vermeiden, aber er wiſſe kein anderes. 
Doch er wolle nicht davon weiter ſprechen, ſondern feinen Bericht über [die] 
öſterreichiſchen Petitionen machen. 


170. Sitzung 6. März 1849. Mitteilungen der Regierungen 593 


1. Sechs Petitionen aus Oberöſterreich mit ſehr vielen Unterfchriften: Die 
Proklamation von vierzig öſterreichiſchen Abgeordneten habe die Abſicht ges 
zeigt, jedes Band zwiſchen Deutſchöſterreich und Nicht-⸗Deutſchöſterreich 
zu zerreißen, und 29 Ehrenmänner, die dagegen geſprochen, hätten ſie beruhigt. 
Man möge die Faſſung von § 2 und 3, die ſo arg geſcholten worden, milder 
faſſen. 

2. Sechs andere Petitionen aus Oberöſterreich: Oſterreich möge man zu⸗ 
ſammenlaſſen und doch mit Deutſchland innigſt einigen. | 

3. Viele andere (von Drinkwelder überreicht): Teils Anſchluß von ganz 
Oſterreich, teils Proteſt gegen allen Anſchluß, teils: Wir wünſchen mit unferen 
deutſchen Brüdern alle nützliche Vereinigung, ſoweit das Beſtehen Oſter⸗ 
reichs es geſtattet, z. B. gleiche Münze, gleiches Maß und Gewicht — aber 
ſobald wir unſere öſterreichiſche Verfaſſung haben, wird es ſich zeigen, welche 
Intereſſen wir noch haben, den Anſchluß an Deutſchland zu wünſchen. 

4. Ganz ähnliche Eingaben (von Kagerbauer) aus Linz und Oberöſterreich. 

So ſei er durch dieſe Petitionen im entfernteſten nicht irre geworden an dem 

Inhalt der SS 2 und 3. Eine andere Faſſung wäre ihm lieb, aber die von 
Welcker genügt durchaus nicht. v. La ſaulx: Dieſe Paragraphen haben, wie 
jeder zugeſtehen wird, nur einen Sinn in betreff auf Oſterreich, denn die Ver⸗ 
hältniſſe von Limburg und Schleswig ſind ſo gering, daß darum kein Verſtän⸗ 
diger ſich kümmern würde und ſich entſchließen müßte, ſie abzuſchneiden, wenn 
ſie uns infizieren wollten. Jene Paragraphen an Oſterreich gerichtet, ſind ent⸗ 
weder beſtimmt, Oſterreich abzuſchneiden, und das halte er für das größte po⸗ 
litiſche Verbrechen, das die Nationalverſammlung begehen könne, oder ein 
Rat, um den wir nicht gebeten ſind, und der ſo viel heißt, als: Hänge dich ge⸗ 
fälligſt. Hängen wir lieber die Paragraphen. Wären die Deutſchen in ihrer 
langen Verkümmerung nicht ganz in die Schulmeiſterei verſunken, ſo würden 
fie nicht auf dieſen Anſinn gekommen fein. Franzoſen und Engländer würden 
ihre Verfaſſung jo machen, daß fie auf die Wirklichkeit paßt. Rießer: Wenn 
es in dieſer Debatte auf Gemütsruhe ankommt, wie von gewiſſen Herren 
immer anderen gepredigt wird, ſo ſei er ſich bewußt, völlig klar zu ſein. Leider 
gehöre ein noch höheres Maß Einſicht dazu, und da fühle er ſich ſchwächer. 
Er erinnere an die frühere Debatte: Anſer erſtes Minoritätserachten fordert 
„ein möglichſt enges völkerrechtliches Band“. Und alles was jetzt Laſaulx 
und andere als Hochverrat bezeichnen, wälze er auf diejenigen zurück, die da⸗ 
mals ein völkerrechtliches Verhältnis forderten; und er begreife nicht, wie 
damals Laſaulx ſo ſprechen konnte, jetzt anders. Den politiſchen Eindruck 
dieſer Paragraphen in Oſterreich betreffend, erinnere er an die Note vom 
28. November, wo nichts von Feindſeligkeit war: Man wolle auf beiden 
Seiten erſt die Staatenkomplexe beide fertig machen und dann einen Staaten⸗ 
bund gründen, gerade wie wir. Man hat ſeitdem eine andere Politik gefunden, 
man hat geſehen, daß man uns ſtören, uns alle nötigen kann, uns auf dies loſere 
Verhältnis zu beſchränken, und dies will man jetzt. Es handelt ſich darum, ob 
es uns geſtattet ſein ſoll, wenn nicht Oſterreich mit auf eine innere Einheit ein⸗ 
gehen kann, daß wenigſtens dies im kleineren Amfang gewonnen werde. War⸗ 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 38 
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um mit Oſterreich das alte Verhältnis des Staatenbundes nicht ſollte erhalten 
werden können, iſt nicht abzuſehen. Es iſt nur klar, daß Oſterreich jetzt nicht 
mehr will, was es Ende November wollte, nicht, daß es nicht kann. Wenn 
wir jetzt noch erreichen könnten, was alle Ende Oktober wollten, ſo iſt klar, daß 
auch jener weitere Bund eintreten wird. Warum [wird] das Wort Perſonal⸗ 
union angegriffen? Es ſei wie jener Geſchichte gleich, wo ein Deutſchtümler in 
einem Berliner Kaffeehauſe einen Mund voll Nervenmilch wünſchte, und un⸗ 
gehört von dem Kellner endlich ungeduldig eine Taſſe Schokolade wünſchte, 
worauf der Kellner ſagte: Warum [er] das nicht gleich geſagt. Jedenfalls iſt 
Welckers Faſſung völlig unklar. Für jenen Ausdruck einen anderen zu finden, 
ſei nur bei Spezifikation möglich. 1. Eine Volksvertretung. Nehme man eine 
ſolche für Oſterreich, die zugleich für Geſamtöſterreich und für Deutſchland 
fein ſoll: Etwas ganz Anſinniges. Der Gedanke, die ſieben Vertreter Prinzen 
fein zu laſſen, heißt nichts anderes, als den letzten Reſt monarchiſchen Weſens 
und Glaubens vernichten, und ebenſo würde man durch die doppelte Volks- 
vertretung das Weſen der Nepräſentation vernichten. Da ſich mit Kompe⸗ 
tenzbeſtimmung helfen, würde ſein, als wolle man den Ozean eindämmen. 
2. Sodann die Truppen. Es iſt früher ein Amendement geſtellt, auch die Trup- 
pen des deutſch⸗öſterreichiſchen Landes auf dieſe Gebiete zu beſchränken. Aber 
ſolange man die Verfügung über das Heer an den Geſamtreichstag bringt, 
hat Deutſchland nichts darüber zu ſagen. 3. Die auswärtige Politik. Gewiß 
wird Oſterreich für feine 24 Millionen eine auswärtige Politik erhalten; aber 
ſo wenig er für Preußen geſtimmt ſei, müſſe er doch ſagen, daß für Preußen 
etwas höchſt Mißliches darin liegt, ſeine auswärtige Politik aufzugeben und 
fie an den unglücklichen Amſtand von Gneſen [?] zu knüpfen. Daß aber die 
12 Millionen Deutſche in Oſterreich mit in der Wagſchale von Deutſchland 
und nicht von Oſterreich wiegen, wird niemand, und nie das Ausland, glauben, 
ſolange die Geſamtmonarchie bleibt, und die Siebenprinzenregierung wird 
nichts dagegen können. And ganz Europa wird ſagen, daß Oſterreich Oſter⸗ 
reich geblieben, und Preußen verſchlungen iſt. Alſo wenn die Paragraphen 
fallen gelaſſen werden ſollen, kann es nur geſchehen, wenn man ſpezialiſiert; 
daß in Beziehung auf Vertretung, Armee, völkerrechtliche Vertretung Oſter⸗ 
reich nicht mehr ein Staat ſei; ſolche Faſſung aber hat niemand vorzuſchlagen 
gewußt. Schüler: Obſchon er ſonſt nicht eben Rießers Meinung teile und 
dazu ſeine Stimme nicht geben könne, daß Oſterreich ausgeſchloſſen werde, 
ſo ſei er doch auf einen ähnlichen Vorſchlag gekommen. Den Inhalt jener 
Paragraphen können wir nimmermehr aufgeben. Es iſt das keine Theorie, ſon⸗ 
dern eine höchſt jammervolle Praxis; alle möglichen außerdeutſchen Staaten, 
Oſterreich an der Spitze, hatten mehr bei uns einzureden, als Deutſchland 
ſelbſt. Und das muß aufhören. Alſo andere Formel. Nur die von Welcker 
und Weiner [2] taugt nicht: 

„Doch ſind die zwiſchen ihnen beſtehenden Einigungen im Handelsverkehr 
und anderen nachbarlichen Verhältniſſen nicht nur, ſoweit es die Verhältniſſe 
des deutſchen Landesteils zum Reiche geſtatten, aufrecht zu erhalten, ſondern 
auch ferner von der Neichsgewalt möglichſt zu fördern“. 
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Es ſei eine unendliche naive Auffaſſung, zu meinen, daß ohne dieſe Para- 
graphen Oſterreich eingetreten wäre. Die Dynaſtie hatte das Intereſſe, die 
Geſamtmonarchie zu halten und zu befeſtigen, und deshalb die deutſch-öſter⸗ 
reichiſchen Länder möglichſt aus dem deutſchen Verband herauszuziehen, um 
dann in dem lockeren Deutſchland die alte Metternichſche Rolle zu ſpielen. 
Jene Paragraphen find nur Vorwand geweſen für die Regierung und ihre 
Anhänger. Man hat ihnen vorgeſpiegelt, daß mit jenen Paragraphen wer 
weiß welche Schlagbäume und Sperrungen notwendig würden. Das iſt nicht 
der Fall. Die Perſonalunion bezieht ſich auf die Verfaſſung, nicht auf die 
Verkehrsverhältniſſe, Zolleinigung uſw. Weil aber einmal dieſe Worte ſo ge— 
deutet ſind, ſo liegt nichts daran, ſie aufzugeben, wenn man nur die Sache hält. 

„Das deutſche Heer dürfe nicht im Ausland, die nicht deutſchen Truppen 
nicht in Deutſchland verwendet werden ohne Zuſtimmung der Reichs- 
gewalt“ uſw. 


Abrigens dürfe man den Stimmen, die jetzt aus Oſterreich kommen, nicht zu 
viel Gewicht beilegen, ſie ſeien alle gefälſcht, und wenn Welcker im allge— 
meinen den Schrei der Entrüſtung über die Paragraphen gehört haben will, 
ſo beſtreite er das nicht, aber jeder ſieht nur das, was er meint, wie das bei 
Baſſermanns und Simons gleichzeitiger Anweſenheit in Berlin ſich ges 
zeigt hat. Wir müſſen eben tun, was uns recht und notwendig erfcheint. Mit⸗ 
termaier: Wir haben bisher feſtgehalten, einen Bundesſtaat zu ſchaffen, 
gewiß im Sinn der Nation. Wenn wir früher dieſen Paragraphen annahmen, 
ſo war es der Wille, die Folgerungen aus dem Bundesſtaat feſtzuhalten, und 
wir wählten ein Wort, deſſen Sinn ſtaatsrechtlich feſt ſtand. Es würde nie 
ſo arger Streit entſtanden ſein, wenn nicht gewiſſe Oſterreicher durch ihre 
Proklamation das heimiſche Volk wild aufgeregt hätten. Wir ſind überzeugt 
geweſen, daß Oſterreich in den Bundesſtaat eintreten könne, vielleicht mit 
Vorbehalt einiger tranſitoriſcher Beſtimmungen. Aber die Scheidung vom 
engen und weiten Bund habe er nie heilſam gehalten. Vielleicht daß dieſe Faf- 
ſung der Paragraphen einiges Mißverſtehen da und dort erregen konnte, aber 
dieſe find leicht aufzuklären. Gewiß zwiſchen dem Staatenbund Oſterreich 
und dem Bundesſtaat Deutſchland könnten viele und heilſame Konventionen 
gemacht werden. Vielleicht iſt durch einen Zuſatz zu [dem] Paragraphen zu 
helfen, ohne daß wir etwas aufgeben. Denn es iſt nicht von einer bloßen Ehren⸗ 
ſache die Rede, ſondern von dem Weſen des Bundesſtaates. Eben jetzt ſei ihm 
eine Adreſſe gegeben, worin es heißt: „Vergeſſen Sie nicht, daß Sie nicht Ver— 
treter der Fürſten, ſondern des Volkes ſind“. Er ſchlage vor: 

„Die Verbindung deutſcher Landesteile mit außerdeutſchen unter einem 
Herrſcher kann nur ſo ſtattfinden, daß die vollſtändige, von den Beſtim— 
mungen einer anderen Staatsgewalt unabhängige Erfüllung der durch die 
Reichsverfaſſung und die Beſchlüſſe der Neichsgewalt aufgelegten Ver— 
pflichtungen in den deutſchen Landesteilen geſichert werde“. 


Tellkampf: Er wünſche, an jenen Paragraphen ſtreng feſtzuhalten, aber 
nach jenen zwei negativen einen poſitiven feſtzuſtellen, der ſagt, was wir 
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wollen. Welckers Faſſung iſt nur zu eng. Aber jene Paragraphen ſind not⸗ 
wendig, fie hätte [man] ſchon 1815 feſtſtellen müſſen. Nirgend ſonſt in der 
Welt findet man ſolchen Miſchmaſch vor wie in Deutſchland. And wir können 
damit nicht länger beſtehen. Nimmt man ein Direktorium und die Volks⸗ 
vertretung, ſo werden ſie ſich gegenſeitig tot zu machen ſuchen, und zwar ſcheint 
darauf auch die Kombination gegründet zu ſein, indem ſich die einen durch das 
Volk ſtark genug halten, die ſieben zu werfen, die anderen hinter den ſieben [Durch] 
die Bajonette ſtark genug, das Volk niederzuwerfen. Ahrens: Er habe ſtets 
erklärt, daß er keinen ſo großen ſachlichen Wert auf dieſe Paragraphen lege, 
aber er habe ſie der Form nach teils für verletzend, teils für falſch gehalten. 
And jeder, der ſich in der politiſchen Welt bewegt hat, wird wiſſen, daß an 
Formen viel liegt, und dieſe unglückliche Form hat denn auch in Oſterreich 
Lärm genug gemacht. Er freue ſich, daß hier eine verſöhnliche Richtung in 
die Debatte gekommen. Wir ſind ſo, meine er, auf einen Irrweg gekommen, 
nämlich den des abſtrakten Formalismus, an dem Frankreich ſeit 1789 krankt. 
So glauben wir mit dem Begriff Perſonalunion alles getroffen zu haben. 
Nicht bloß verletzend ſei dieſer Ausdruck — er trifft nur die Regierung, dar⸗ 
um ſpreche er nicht davon —, aber auch falſch. Am ſich philoſophiſch auszu⸗ 
drücken: Wir haben ein ganz tranſzendentes Verhältnis ausgeſprochen, ſtatt 
des immanenten, das uns anging. Wir haben ganz die nicht deutſch⸗öſterreichi⸗ 
ſchen Länder betrachtet; wir dürfen nur wollen, was für das Innere des Bun⸗ 
desſtaats angeht. Gewiß wird ſich eine Faſſung finden laſſen. In der Politik 
wie in anderen Wiſſenſchaften gibt es zuſammengeſetzte Theorien, und wir 
haben es hier mit [einem] zuſammengeſetzten Körper zu tun, und dafür ſollen 
wir unſere Theorie finden. And es gibt nichts Glücklicheres, als wenn wir die 
große Macht Oſterreichs erhalten. Ja, es iſt ein Reichtum und eine Zukunft 
darin, wie kein anderer europäiſcher Staat mehr hat. Daher wünſche er, daß 
wir die Paragraphen fahren laſſen, nicht weil ſie der Sache nach falſch wären, 
ſondern um das Ärgernis zu meiden. Im weſentlichen ſcheint doch Welckers 
Faſſung das auszudrücken. Freilich über das Wie iſt in der Faſſung nichts ge⸗ 
geben, aber dafür mag die öſterreichiſche Regierung ſorgen und ſehen, wenn 
ſie unſere Verfaſſung annimmt. Darum ſollten wir nicht poſitiv ausſprechen, 
daß keine gemeinſame Vertretung ſtattfände; er könne ſich das wohl denken, 
man ſorge nur, daß ſie ſich nicht gegenſeitig ausſchließen. Wigard: Es iſt 
bisher beſonders nur von dem Intereſſe der öſterreichiſchen Regierung ge⸗ 
ſprochen. Er werde dabei bleiben, zu berichten, was ſich der gemeine Mann 
von der Sache denkt. Der Ruf durch ganz Deutſchland war, ein freies und 
einiges Deutſchland zu ſchaffen. Zu dieſer Einheit gehören jene Paragraphen 
weſentlich, und davon dürfen wir nicht abgehen, wenn wir nicht in das Schlepp⸗ 
tau vom Ausland genommen werden wollen. Anders iſt es mit der Faſſung. 
Für ihn ſei der Ausdruck Perſonalunion nicht die Hauptſache, da er ein⸗ 
mal von den Herren Fürften abſehe und nicht viel darauf gebe. Ihm ſei die 
Hauptſache die Regierung, und daß für die deutſchen Länder ein eigenes ver- 
antwortliches Miniſterium [beftehe]; die Organe [der] Regierung ſollen deutſch 
ſein und verantwortlich ſein. Dann haben wir die Sache der Perſonalunion, 
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aber da ohne werden wir nicht eine Nation. Übrigens liege in dieſen Para- 
graphen nicht die Hauptſchwierigkeit, ſondern darin, daß Oſterreich nach 
unſerem Entwurf abtreten muß von der Stellung, die es bisher in Deutſchland 
gehabt hat. Darum habe er auch ſtets von der Erbkaiſerlich keit abgeſehen. Dort 
erſt wird es ſich um die Frage der Einigung handeln. Denn für das öſter⸗ 
reichiſche Fürſtenhaus wird es unmöglich ſein, auf die Erblich keit einzugehen. 
Er ſei ſich völlig klar, daß [wir] ebenſowenig das öſterreichiſche Haus an die 
Spitze berufen könnten aus Rückſicht auf die außerdeutſchen Länder. Aber 
Preußen dürfen wir ebenſowenig berufen, weil es Oſterreich ausſchließen würde. 
Man iſt bereits in Oſterreich von der Idee des Zentralſtaates abgedrängt, 
und man wird dort eher den Föderalismus gründen können, wenn man das 
Kaiſertum aufgibt. Die gemachten Vorſchläge genügen nicht. Welckers Vor- 
ſchlag ſagt nur, daß die Durchführung der deutſchen Reichsgeſetze nicht ge: 
hindert werde. Aber es iſt viel wichtiger, daß nicht fremde Intereſſen ſich ein⸗ 
miſchen. Das Gagern ſche Projekt aber ſei das allerunglücklichſte. Welcker: 
Wenn er noch einmal auf die Sache eingehe, ſo meine er nicht, daß es ſich hier 
um einen Ehrenpunkt für uns handle; auch nehme er nicht an, daß dieſe Para⸗ 
graphen hier im Ausſchuß mit der Erbmonarchie zuſammengebracht werden, 
als bedingten ſie ſich. Er wünſche, daß man ſich von der Nichtigkeit des Ge⸗ 
dankens überzeuge, daß noch ein völferrechtliches Verhältnis ſtattfinden könne, 
wenn der engere Bund gegründet iſt. Der Deutſche Bund war kein völfer- 
rechtliches Verhältnis, ſondern ein nationaler Bund, der freilich durch eine 
ſchlechte Politik depraviert worden iſt. In dieſem Deutſchen Bund, der die 
ganze Geſtaltung des Vaterlands beſtimmte, hatten die ſämtlichen Volks⸗ 
ſtämme eine Mitentſcheidung durch ihre Regierungen. Oſterreich hatte dies 
auch und war damit halb mit Preußen der Negent von Deutſchland. Nun ſoll 
dies dem Parlament, vielleicht gar einem Erbfürſten gegeben werden. Was 
bleibt da noch von dem Bund? Es iſt ein Nebelſtreif. And wie das Oſterreich 
eingeſehen, hat es ſich mit Indignation davon gewandt. And daß man eine 
Zeitlang nicht klar ſah, reichlich durch Sophiſterei geblendet, kann der Sache 
keinen Abbruch tun. Jedenfalls iſt Oſterreich nicht einmal in ſeiner erſten Note 
darauf eingegangen, ſondern hat ſich ſein föderatives Band vorbehalten. 
Jetzt liegt unſer Entwurf vor, und Oſterreich wird ſich äußern. Alſo es iſt eine 
Täuſchung und Nichtigkeit, einen weiteren Bund mit Oſterreich zu wollen. 
Schließen wir Oſterreich aus, ſo wird ſich Oſterreich uns verfeinden, und nicht 
einmal ein Bund bleibt uns. Wohl aber mit einer parlamentariſchen Regierung 
wird es möglich ſein, die großen Vorteile zu gewinnen, die uns das große 
Oſterreich bietet. Der zweite Hauptpunkt ſodann iſt, ob dieſer Eintritt mög⸗ 
lich ſei. Er ſei davon überzeugt. Er ſei jedoch gern dabei, auch andere Vor— 
ſchläge anzunehmen, denn auch er wolle das, was in jenen Paragraphen ver- 
nünftig ſei. Aber es iſt ein hors-d'œuvre, hier ſchon mit Schüler Spezialitä⸗ 
ten aufnehmen zu wollen. Was dann die geſamtſtaatlichen Verhältniſſe betrifft, 
ſo iſt da doch kein ſo großer Gegenſatz. Warum ſoll Oſterreich nicht ſeine 
deutſchen Armeeteile unſerem Geſetz gemäß einrichten können? Schon im 
Bunde war Militärverfaſſung und ſogar Inſpektion, und Oſterreich hat ſich 
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dem nicht entzogen. Und wenn dann Oſterreich einige beſondere Rückſichten 
fordert, ſo iſt nichts daran verloren, ſie zu nehmen. Anſere Hauptſache iſt, 
daß alle Staaten wehrkräftig ſind, und das iſt Oſterreich gewiß. Hätte man 
aber Bedenken gegen die gute Verwendung, fo habe man doch nicht die Mei- 
nung, daß ein Paar Paragraphen Beſtimmungen helfen werden. Die Gefandt- 
ſchaften betreffend, wolle er gern Preußen geſtatten, für ſeine Perſon noch 
eine europäiſche Politik zu haben, und gewiß wird bei den deutſchen Legationen 
ein eigener Geſandtſchaftsrat für Preußen, für Bayern uſw. ſein können. 
Freilich fürchtet man da, daß da dieſe Geſandtſchaften gegeneinander operieren 
werden. Aber wenn Oſterreich ausgeſchloſſen iſt, wird es gewiß gegen uns 
ſein. Wenn aber Oſterreich in der Regierung beteiligt iſt, wie wird es dann 
ſich ſo lächerlich machen, noch öſterreichiſch zu kontrekarrieren? Aber am 
Ende könne man alles Nötige durch Privatagenten abmachen. Ja, er gebe 
zu, es ſeien gewiſſe Anbequemlichkeiten darin, aber dieſe ſind ſämtlich geringer 
als die Trennung. And hätten wir ſiameſiſche Zwillinge, ſo müſſen wir das 
Reck fo machen, daß es für beide paßt. Sie zerſchneiden wollen heißt, fie 
beide verbluten machen. v. Laſaulx: Er habe nur gegen perſönliche Angriffe 
der Inkonſequenz antworten wollen. Er habe früher in dem Glauben gelebt, 
daß die öſterreichiſche Monarchie ſich auflöſen würde, der Erfolg hat voll: 
ſtändig das Gegenteil gezeigt. Rießer fragt, wie denn gar das völkerrecht⸗ 
liche Verhältnis ſein ſolle? Abrigens würde er nie jemand Inkonſequenz vor⸗ 
werfen, denn man kann beſſerer Einſicht werden. Aber daß man die Anſicht, 
die man ſonſt gehabt, nachmals als Hochverrat und Verbrechen ſtempelt, ſei 
ihm fonderbar. v. Laſaulx: Das Gagernſche Programm ſei nichts als eine 
Piepmeierei. v. Notenhan: Er ſei für die Streichung dieſer Paragraphen. 
Die ganze Frage an Oſterreich liege in dem Kapitel von der Reichsgewalt. 
Oſterreich wird entweder einen Einheitsſtaat bilden, wie die Berufung des 
Reichstags begonnen hat, oder ſich föderativ geſtalten mit einem volksver⸗ 
tretenden Zentralkörper, oder zum Abſolutismus zurückkehren. In dem erſten 
Falle darf es nicht in den Bundesſtaat treten, im zweiten wird es nicht können. 
Doch liegt es nicht an uns, es unmöglich zu machen, ſondern wir müſſen es 
offenhalten, daß es eintrete. Aber mit dieſen Paragraphen würden wir es 
unmöglich machen. Sollte Oſterreich nicht eintreten können, ſo liegen die 
Gründe anderswo. Sie ſind aber zugleich nachteilig für andere Länder, die 
unter Perſonalunion ſtehen, und unſer Bundesſtaat wird viel leichter zu 
realiſieren ſein ohne dieſen Paragraphen. Er werde gern eine modifizierte 
Faſſung annehmen, nur die Welcker ſche ſei doch gewiß nicht geeignet, eher 
die von Mittermaier, die an die Stelle des § 3 treten müßte. Waitz: Er 
finde, was heut vorgebracht iſt, unterſcheidet ſich zwiefach. Die einen wollen 
die Sache aufgeben, die anderen warten. Mit den erſten iſt nicht zu ſtreiten. 
Mögen fie Reden halten, wie Herr Welcker, drei-, viermal; nur wenn Welcker 
meint, daß dieſer Paragraph in Kombination auf das Erbkaiſertum erfunden 
iſt, erinnere er daran, daß dieſe Paragraphen von Schüler ausgehen, der 
bekanntlich nicht für das Kaiſertum iſt. Die anderen wollen das Wort auf: 
geben: Es ſcheine ihm eigentlich nicht ganz ehrlich, die Sache behalten zu wollen 
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und die Worte zu ändern. Hat fich an dieſe ein gewiſſes Odium geknüpft, fo 
iſt es beſonders, weil man die Sache nicht will. Entweder man iſt klug genug, 
es einzuſehen, und dann wird man ſich auch [an] dem neuen ärgern. Oder man 
iſt nicht ſo klug, und dann werden wir düpieren. Er ſei ganz aufrichtig und halte 
ſich an ſeinen alten Standpunkt. Für ihn war es nicht bloß eine Frage, ſondern 
eine Bedingung an Oſterreich. Oſterreich kann nicht ſich mit dem Bundes— 
ſtaat vereinen, wenn es ſich dieſer Bedingung nicht fügt. Es iſt eine voll- 
kommene Nebenſache, ob die Reichsgeſetze in Oſterreich eingeführt werden 
oder nicht. Die Hauptſache ift, ob ſich der Geſamtſtaat Oſterreich in Deutfch- 
land hineinlegen ſoll oder nur das deutſche Oſterreich. Die zwölf Millionen 
Oſterreicher können nur in die Wagſchale Deutſchlands oder Oſterreichs fallen. 
Beides zugleich nicht. Wenn der Geſamtſtaat fortdauern und feine Rolle 
weiter ſpielen will, ſo kann es keinen Bundesſtaat mit Oſterreich geben. Auch 
der Anterſchied, ob ſich Oſterreich zentral oder föderativ macht, iſt ſehr 
gleich. Jedenfalls würden die großen gemeinſamen Intereſſen einſeitig bleiben. 
And dieſe großen Intereſſen, welche find fie? Das Auswärtige, Krieg, Finanz, 
Handel. And gerade dieſe, etwa mit Ausſchluß der Finanz, ſollen eben von 
der Bundesregierung aus normiert werden, und die zwölf Millionen öfter: 
reichiſche Deutſche ſollen in dieſer Beziehung ausſchließlich von unſerer Zen— 
tralgewalt gemacht werden. Alſo ſelbſt eine öſterreichiſche föderative Ver— 
faſſung iſt mit der unſerigen in Widerſpruch und dieſer Widerſpruch würde 
bei einer öſterreichiſchen Föderativverfaſſung nur noch auffallender. Die Sache 
iſt: Oſterreich gibt ſich eine Verfaſſung, kraft deren es für ſeine deutſchen Länder 
keine andere Rechte mehr behält, als jede andere deutſche Regierung. Nur 
für die außerdeutſchen Länder behält ſie ihre ganze Gewalt. So muß die 
Geſamtmonarchie aufhören, wenn Deutſchland werden ſoll. Er wiſſe, was 
das heiße, aber er ſage es mit großer Ruhe, und er erwarte die Zukunft. Auch 
könne er mit Laſaulx nicht meinen, daß die Monarchie dort ſich ſo ſtark be— 
währt; muß der Staat ſich durch jene großen Heerſäulen erhalten, fo wird [er] 
nach ihrem Sieg, wie das römiſche Reich nach Stilich o, nur deſto ſicherer zer— 
bröckeln. Will man etwas hinzufügen, ſo führe man der Wahrheit gemäß auf, 
was infolgedeſſen ausgeſchloſſen fein müſſe. Dahlmann habe ihm einen der- 
artigen Vorſchlag gereicht, er leſe ihn vor: 


„(Die reine Perſonalunion). 
Als Folge davon bleibt ausgeſchloſſen die Gemeinſamkeit der Negie- 


rung, der Volksvertretung, des Heerweſens und der auswärtigen Politik 
zwiſchen den deutſchen und nichtdeutſchen Beſtandteilen“. 


Beſeler: Waitz habe faſt alles geſagt. Vorſchläge, wie Welcker fie vor: 
ſchlägt, ſind Wünſche, Vorſätze, aber keine Inſtitutionen, und auf dieſe allein 
kommt es an. Er ſei mit Waitz der Meinung, wenn wir etwas ändern wollen, 
fo muß es etwas Weſentliches fein. Eine Abänderung an der Form bloß er- 
regt Täuſchung und iſt nicht angemeſſen. Wie wir uns die SS 2 und 3 gedacht, 
liegt in einer großen Reihe von Dokumenten vor. Er leſe einen Vorſchlag vor, 
den Schmerling vorgebracht im Kreiſe Befreundeter, um ihn als Reichs- 
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miniſter zu vertreten 1. Es ſei im weſentlichen das Programm von Gagern, 
das jetzt ſo geſchmäht wird. Er habe dies vorgeleſen, um zu zeigen, was früher 
die Anſicht geweſen, namentlich daß der Bundesſtaat und die Geſamtmonar⸗ 
chie nicht verträglich. Die 88 2 und 3 find nicht fo gefährlich, daß ſich darum 
die öſterreichiſche Nation empören ſollte. Viele Beſtimmungen der Reichs- 
gewalt ſind viel ärger. Er konkludiere: Entweder wir wollen den Bundesſtaat, 
und dann können wir nicht nachgeben, oder wir wollen nachgeben und dann 
ſind die vorgeſchlagenen Formeln zu nichts. Das Vorgeſchlagene iſt eine bloße 
Abſchwächung des Prinzips. Der eventuelle Vorſchlag Schülers, Verkehrs⸗ 
verhältniſſe betreffend, gehöre nicht hierher. Die würden ſich aus der Natur 
der Sache, der Stimmung der Nationalverſammlung und der Nation er- 
geben. Nur keine mattherzigen Verſöhnlichkeiten und Halbheiten. 

Es wird die Frageſtellung beſprochen. 

1. Soll nach Schreiners Antrag 8 2 und 3 geſtrichen werden? — Nicht an⸗ 
genommen, 18 gegen 6: Jürgens, Detmold, v. Notenhan, v. Laſaulx, 
Welcker, Schreiner. 

2. Soll es mit Welcker heißen: „Steht mit einem deutſchen Staate ein außer⸗ 
deutſches Land in politiſcher Verbindung, ſo darf dieſe der Durchfüh— 
rung der deutſchen Reichsverfaſſung und Neichsgeſetzgebung in dem 
deutſchen Staate keinen Eintrag tun“? — Verworfen, 6 gegen 18. 

3. Soll der erſte Mittermaierſche Antrag, den v. Notenhan aufgenommen,: 

„Zuſatz zu § 13: Die Verbindung deutſcher Landesteile mit außer⸗ 
deutſchen unter einem Herrſcher kann nur fo ſtattfinden, daß die voll- 
ſtändige, von den Beſtimmungen einer anderen Staatsgewalt unab- 
hängige Erfüllung der durch die Neichsverfaffung und die Beſchlüſſe 
der Reichsgewalt aufgelegten Verpflichtungen in den deutſchen Landes⸗ 
teilen geſichert werde“ 

angenommen werden? — Verworfen, 6 gegen 18. 

4. Soll der Schreinerſche eventuelle Antrag: 

„§ 2. Steht mit einem deutſchen Staate ein außerdeutſches Land in 
ſtaatsrechtlicher Verbindung, ſo darf dieſe der Durchführung der deut⸗ 
ſchen Reichsverfaffung und Reichsgeſetzgebung in dem deutſchen Staate 
keinen Eintrag tun. § 4. In jenem deutſchen Staate, welcher mit einem 
außerdeutſchen Lande in einer ſtaatsrechtlichen Verbindung ſteht, muß 
ein nur aus deutſchen Staatsbürgern verantwortliches Miniſterium 
und eine [von] der des nichtdeutſchen Landes getrennte Verwaltung 
eingeſetzt werden“ 

angenommen werden? — Verworfen. 

5. Soll es mit Wigard heißen: „§ 3. Hat ein deutſches Land mit einem 
nichtdeutſchen Lande dasſelbe Staatsoberhaupt, ſo iſt das Verhältnis 
zwiſchen beiden Ländern ſo zu ordnen, daß das deutſche Land ſeine eigene 
Verfaſſung, Regierung und Verwaltung hat, in welche nur deutſche 
Staatsbürger berufen werden dürfen. Der Durchführung der deutſchen 


1 Liegt nicht bei. 
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Reichs verfaſſung und Reichsgeſetzgebung in dem deutſchen Staate darf 
dieſe ſtaatsrechtliche Verbindung keinen Eintrag tun“? — Verworfen; 
14 gegen 10. 

6. Soll es mit Mittermaier heißen: 

„S 3. Hat ein deutſches Land mit einem nichtdeutſchen Lande dasſelbe 
Staatsoberhaupt, fo kann (nach den Grundſätzen der reinen Perſonal⸗ 
union) die Verbindung der verſchiedenen Landesteile nur ſo ſtattfinden, 
daß die vollſtändige, von den Beſtimmungen einer anderen Staatsgewalt 
unabhängige Erfüllung der durch die Reichsverfaſſung und die Be— 
ſchlüſſe der Reichsgewalt aufgelegten Verpflichtungen in den deutſchen 
Landesteilen geſichert werde“? — Verworfen, 18 gegen 6. 

Somit find die 88 2 und3 angenommen. Tellkampf ſchlägt vor, daß zu 
dieſem § 3 der von Wigard vorgeſchlagene als Zuſatz angenommen werde. — 
Verworfen. 

Dahlmann zieht ſeinen Antrag zurück. Doch wird vorgeſchlagen, in den 
Motiven aufzuführen, die in beiden Anträgen enthaltenen Punkte als Weſen 
der Perſonalunion hinzuſtellen. Der Antrag wird — zurückgenommen. 


§S .. Ohne Bemerkung der Regierung. 


85. Die Kollektivnote gibt eine Erklärung des Wortes „Abgeſehen“, ohne 
einen beſtimmten Vorſchlag anzuknüpfen. Die Erläuterungen des Ausſchuſſes 
ſind bereits in dem früheren Bericht des Ausſchuſſes gegeben. 


8 6. Die Kollektivnote erklärt ſich mit dem Paragraphen, wie er in erſter 
(Note) [Leſung?] angenommen, ſehr einverſtanden. Wenn der Ausſchuß 
früher in Vorbereitung zur zweiten Leſung das Wort „ausdrücklich“ fallen 
gelaſſen hat, fo ſcheint es nicht unangemeſſen, dies Wort, indem die Negie- 
rungen Wert darauf legen, wiederherzuſtellen. Welcker unterſtützt den Antrag 
der Vorkommiſſion. 

Die Wiederaufnahme des Wortes „ausdrücklich“ wird — angenommen. 


Es wird zum Abſchnitt vom Reichstag übergegangen. 


8 89. Die Kollektivnote macht den Vorſchlag, daß jeder Staat im Staaten⸗ 
hauſe wenigſtens einen Vertreter habe. Ebenſo Sachſen, zugleich einen Zenſus 
von 50 Talern für die Mitglieder. Luxemburg wünſcht für ſich zwei Stim⸗ 
men und keine für Limburg. Bayern behauptet die Bevorzugung von Nord— 
deutſchland. Die Vorkommiſſion meint, daß man ſo weit auf die Wünſche 
der Regierungen eingehe, daß wenigſtens jeder Staat einen Vertreter er⸗ 
halte. Wigard: Er möchte jenen Antrag von 50 Talern in unſerer Zeit faſt 
für einen wahnſinnigen halten und für einen aberwitzigen. Es verſteht ſich 
von ſelbſt, daß er auf ſeinem demokratiſchen Standpunkt bleibe. Er wünſche 
übrigens, daß wir in betreff der Note einige Rückſicht auf die Zahlenver⸗ 
hältniſſe nehmen. Noch heute wünſche er, daß die Mediatiſierung beliebt 
würde. Dies iſt nicht zu erwarten, ſelbſt der thüringiſche Verband hat ſich zer⸗ 
ſchlagen. So würde er wenig gegen den Vorſchlag der Kommiſſion einzu⸗ 


1 In der 171. Sitzung d. 6. März, Abendſitzung. 
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wenden haben. Es hat etwas Verletzendes, daß man die kleinen freien Repu- 
bliken mit einem Vertreter beglückt, während Altenburg untergeſteckt werde. 
Dahlmann wünſcht die Trennung der verſchiedenen Fragen. And zwar 
wünſche er zuerſt über den einen Deputierten für jeden Staat zu ſprechen. 
Er empfehle dieſen Antrag, für den er ſich ſtets geneigt habe. Da wir einmal 
Staaten haben, ſo mögen ſie auch vertreten ſein. Damit würden denn auch die 
Verbindungen, die früher gemacht find, aufgegeben werden. Rie ßer ſtimmt 
bei und wünſcht eine beſtimmte Skala. Hergenhahn: Andere Verteilung 
als jetzt vorliegt, konnte nicht vorgeſchlagen werden, da erſt über das Prinzip 
abzuſtimmen iſt. Dann könnte man die Vorkommiſſion von neuem beauftragen. 
Welcker wünſcht wenigſtens die Staaten eines Hauſes zuſammenzulegen. 
Schüler: Auch er wünſche den Vorſchlag der Kommiſſion, obſchon es ihm 
lieber wäre zu mediatiſieren. Denn es iſt doch greulich, daß dieſe kleinen Dinger 
noch Staaten ſind. Aber am geringſten iſt noch der Schade, daß ſie als Staaten 
im Staatenhauſe repräſentiert ſind. 
Wigard beantragt zuerſt die Mediatiſierung aller Staaten unter einer 
halben Million. — Verworfen; Ahrens, Reh, Schüler, Wigard. 
Soll jeder Staat eine Stimme im Staatenhaus haben? — Angenommen. 
Soll die Vorkommiſſion eine neue Verteilung proponieren? — Ange⸗ 
nommen. 


§ 90. Die Kollektivnote macht den Antrag, daß eine Modifikation dieſes 
Paragraphen durch das Reichswahlgeſetz vorzubehalten ſei. Die Kom— 
miſſion ſchlägt vor, darauf nicht einzugehen. Deiters: Es iſt von vielen Ver⸗ 
einen, beſonders in Thüringen, eine Maſſe von Erklärungen und Petitionen 
eingegangen, beſonders von Schüler übergeben, worin in dieſer Beſetzung 
des Staatenhauſes gewünſcht wird, daß nur die Volksvertretungen ſie wählen 
ſollen. Es lag kein Antrag vor und man beharrt bei dem Paragraphen. 


8 91. Dieſer Paragraph muß geſtrichen werden nach dem Beſchluß von 
8 89. | 

v. Laſaulx kommt nachträglich auf die 50 Taler zurück. Er wünſche 
dieſen Zenſus, weil man ſo dahin komme, das Staatenhaus auf eine reale 
Grundlage, nämlich den großen Grundbeſitz, zu gründen. Detmold: Es tue 
ihm leid, hier gegen zweierlei zu reden, was ihm lieb ſei. Nämlich gegen ſeinen 
verehrten Freund Laſaulx und gegen den Zenſus. Aber er wünſche ſehr, daß 
das Staatenhaus ſalviert werde, beſonders da wir heut das Staatenhaus 
weſentlich mehr zu dem gemacht haben, was es ſein muß. 

Sollen die 50 Taler Zenſus angenommen werden? — Verworfen; nur 

v. Laſaulx dafür. 

§ 95. Das Bedenken der Kollektivnote iſt durch unſere Beſchlüſſe bereits 
erledigt. 


§ 102 iſt gleichfalls bereits geſtrichen. 


§ 103. Die Kollektivnote wünſcht das Recht der Anterſuchung fortgelaſſen, 
wahrſcheinlich aus Mißverſtändnis. Wir haben bereits das genauere Wort 
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gewählt. Die Kommiſſion ſchlägt vor, darüber hinwegzugehen. Rie ßer glaubt 
nicht, daß hier ein Mißverſtändnis obwalte, ſondern es iſt allerdings ſtörend 
für die Regierung, wenn man ſich von ihr Bericht erbittet uſw. Mittermaier: 
Man habe mit der Veränderung des Ausdruckes vergeſſen, die Vernehmung 
von Sachverſtändigen mit aufzuführen. Welcker: Bedenklich war den Be— 
vollmächtigten dieſes Recht der Anterſuchung, beſonders dadurch, daß jedes 
Haus dieſe Erhebungen machen könne und damit die einzelnen Staaten ſehr 
unangenehm behandeln könnte. Er könne jedoch dies Bedenken nicht teilen. 
Zell: Wir haben dies Recht deswegen gegeben, weil wir vorausſetzten, 
daß in den einzelnen Staaten die Beamten auch die Reichsgewalt unſchicklich 
behandeln könnten. Abrigens gehört zu dieſem Recht der Erhebung von Tat⸗ 
ſachen ein geſetzlicher Zwang, und dazu muß ein Geſetz gegeben werden. Gut— 
achten zu geben kann dagegen niemand gezwungen werden, daher braucht es 
hier nicht aufgenommen zu werden. Mittermaier: In England muß jeder 
erſcheinen und feine Meinung ſagen (!), und das ſollten wir doch nicht ent- 
behren wollen. Ebenſo in Belgien. 
Soll die Vernehmung von Sachverſtändigen hinzugefügt werden? — 
Nicht angenommen. 


8 105. Die Kollektivnote und Sachſen wünſcht das abſolute Veto. — Iſt 
bereits angenommen. 


8 106. Die Kommiſſion ſchlägt vor, die Steuern hinter die Matrikular⸗ 
beiträge zu ſetzen. 

Soll es heißen: „Matrikularbeiträge oder Steuern“ mit Fortlaſſung von 

„nicht vorgeſehene“? — Angenommen. 

Ziffer 3 fällt infolge früherer Beſchlüſſe fort. 

8 107, 6. Bayern bemerkt, daß auch dem en das Recht zu⸗ 
ſtehen müſſe, Erinnerungen gegen das Budget zu machen. Ebenfo die fäch- 
ſiſche Note. Welcker beantragt, nach der ſächſiſchen Note beiden Häuſern 
gleiches Recht am Budget zu geben, eventuell aber im Falle der Nichtver— 
einigung beider Häuſer ein Durchzählen beider Häuſer zu beſchließen. Es ſei 
zwar nicht denkbar, daß für den Bundesſtaat in den erſten Jahren ein feſtes 
ordentliches Budget aufzuſtellen iſt, und das Staatenhaus wird ſich damit 
helfen, daß es alles nur als außerordentlich bewilligt. Denn die Erinnerungen 
des Staatenhauſes find doch bloß illuſoriſch. Nie ßer unterſtützt beide An— 
träge von Welcker. Waitz: Er ſei urſprünglich auch nicht mit den vorliegenden 
Beſtimmungen einverſtanden geweſen. Aber die Welckerſchen Anträge, be⸗ 
ſonders der letzte, ſind noch weniger zu empfehlen. Gar das Durchzählen iſt 
ein wahrer Ruin für das Staatenhaus, und er würde nie dazu feine Zuſtim— 
mung geben. Er habe früher mit Scheller geglaubt, daß die Abertragungen 
aus einem Miniſterialetat in den anderen von dem Staatenhaus abhängig zu 
machen ſeien. And eigentlich ſei er noch dieſer Meinung, wenn anders jetzt 
darauf zurückgegangen würde. Wigard: Die vorliegenden Beſtimmungen 
ſind für ihn die äußerſte Grenzlinie, bis zu der er gehen könne. Die Einwürfe 
find nicht von Bedeutung. Man beachtet nicht den Anterſchied des ordentlichen 
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und außerordentlichen Budgets. Jede nicht ordentliche Poſition wird ja 
auch von dem Staatenhauſe beraten. Deiters: Die Eingaben beſonders von 
Märzvereinen wiederholen die Bemerkung, daß das Volkshaus allein die 
Bewilligung haben müſſe. Scheller: Er unterſtütze im allgemeinen die An⸗ 
ſichten von Welcker, wenn auch nicht die Anwendung. Er würde prinzipiell 
ſagen: 

„Dem Staatenhauſe ſteht bei Prüfung des Budgets dieſelbe Befugnis zu 

wie dem Volkshauſe“. 

Eventuell kehre er zu ſeinem früheren Minoritätserachten zurück. Beſeler: 
Er finde keinen Anlaß, abzugehen von dem früheren. Gerade dieſe Sache haben 
wir ſehr gründlich durchgearbeitet, und wir müßten doch bedeutende Veran⸗ 
laſſung haben, ſollten wir davon abgehen. Es find doch wenige Regierungen, 
die dies fordern, Sachſen, Bayern. Welcker meint auch Baden. Die Akten 
weiſen nach, daß dies nicht der Fall iſt. Alſo, fährt Beſeler fort, die meiſten 
Regierungen haben kein Bedenken dabei. Das Staatenhaus iſt ſehr mächtig, 
denn es kann nicht aufgelöſt werden, das Volkshaus kann es, und ſeine einzige 
Macht ſteckt im Budget. Und wir haben ihm eigentlich nur die Befugnis 
innerhalb des ordentlichen Budgets gelaſſen. Wir dürfen ihm nicht mehr 
nehmen. 


Soll das Staatenhaus dem Volkshaus gleichgeſtellt werden in betreff 
des Budgets? — Verworfen. 

Soll bei Nichtverſtändigung beider Häuſer das Syſtem des Durch- 
zählens angenommen werden? — Man bemerkt, daß dieſe Frage nach Ab— 
lehnung der erſten nicht mehr möglich ſei. Wird übrigens auch — verworfen. 

Soll es mit Scheller heißen: „Eine Erhöhung dieſes Budgets auf ſpä⸗ 
teren Reichstagen, ſowie eine Transferierung einer einem Miniſterium be⸗ 
willigten Summe auf ein anderes Miniſterium erfordert gleichfalls einen 
Reichs tagsbeſchluß“? — Nicht angenommen. 


Die Kollektivnote hat gewünſcht, daß ein Budget auf drei Jahre gemacht 
werde. Die Kommiſſion empfiehlt dies nicht. Scheller: In den Einzelſtaaten 
wird das Budget in der Regel auf drei Jahre gemacht, was natürlich unmög⸗ 
lich wird, wenn jährlich das Neichsbudget wechſelt. Allerdings ſei es gut, daß 
man der Reichsgewalt jährlich Verwilligungen zu machen habe; meiſtens [?] 
werden die Ausgaben des Reiches ſich fo ziemlich gleich bleiben für die per- 
ſönlichen Ausgaben; warum will man nun nicht auf drei Jahre bewilligen? 
Denn für die Einzelſtaaten iſt das zu kurze Budget nicht nütze. v. Laſaulx: 
Er füge dem noch den Grund hinzu, daß die Reichstage nicht ſolange währen 
und ſoviel Geſchwätz machen. v. Rotenhan: Er habe die Erfahrung, daß, 
wenn für ſo kurze Zeit bewilligt werde, die Bewilligenden viel nachgiebiger ſind. 
Es liegt im Intereſſe der Zahlenden, daß die Budgets länger dauern. Wigard: 
Er würde beklagen, wenn man dieſen Punkt fallen ließe. Er iſt eine der ſicher⸗ 
ſten Garantien. Die Kolliſion der einzelnen Staaten möge man dadurch ver- 
meiden, daß man in den Staaten kürzeres Budget mache. Die längeren Pe— 
rioden ruinieren die Volksvertretung. Reh: Es ſprechen viele Gründe für 
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das Beharren bei unſerem Beſchluß. Das Reich iſt ſehr veranlaßt, jährlich 
zu wiſſen, wie es mit feinen Finanzen ſteht, und der Reichs haushalt wird viel 
geordneter bei jährlicher Reviſion. Dann der politiſche Grund, deſſen Wich- 
tigkeit ſich von ſelbſt ergibt. Beſeler: Er beharre gleichfalls. Er frage No- 
tenhan, ob der Mißbrauch der Aberſchüſſe in Baiern möglich geweſen wäre 
bei minder langem Budget. Alle praktiſch erfahrenen Völker haben jährliche 
Budgets. Im Bunde wurden zum Teil bedeutende Matrikelbeiträge erhoben, 
ohne daß die einzelnen Staatshaushalte damit derangiert wurden. Die Haupt⸗ 
ſache iſt, daß jährliche Reichstage nichts bedeuten ohne jährliche Budgets. 

Soll § 107, 6 die Dauer des Budgets auf drei Jahre geändert werden? 

— Nicht angenommen. 


8 122. Die Kollektivnote wünſcht: „geäußerten Meinungen“. Heſſen ſchließt 
ſich dem nicht an. Die Kommiſſion ſchlägt vor, hinzuzufügen: 
„Die Klage wegen Verleumdung iſt dadurch nicht ausgeſchloſſen“. 


Mittermaier: Von der Injurie, die ein Ordnungsruf ſtraft, unterſcheidet 
ſich die Verleumdung, die [durch] eine Angabe von falſchen Tatſachen, die die 
Ehre einer Perſon kränkt, verletzt. Das kann unmöglich die Freiheit der Mei⸗ 
nungsäußerung fein, daß man ungeſtraft verleumden darf. Nießer: Er unter: 
ſtützt dieſen Antrag lebhaft. Keine Geſetzgebung darf die Ehre eines Bürgers 
ſchrankenloſer Freiheit und Frechheit preisgeben und ihm die Genugtuung des 
Nich terſpruches entziehen. Dahlmann: Er habe ſich ſchon früher dagegen 
erklärt. Er glaube nicht, daß es viel taugt, unzähligen Prozeſſen Tür und Tor 
zu öffnen. Wer ſich einmal in die Politik begibt, der muß ſich das gefallen 
laſſen. Beſonders wie wir Deutſchen beſchaffen ſind, iſt gewiß die Verleum⸗ 
dungsklage höchſt bedenklich. Scheller: Er trete jetzt Mittermaier bei. Wir 
können unmöglich wollen, daß jemand ſoll ſchamlos von der Tribüne herab 
behandelt werden können. Manches iſt gar nicht wieder gutzumachen. Es kann 
das Leute treffen, die ſich gar nicht in die Politik miſchen, Frauen, Mädchen, 
und dieſe ſind wehrlos. Das ſoll ſich dann jedermann gefallen laſſen? Er glaube 
mit Rießer, daß wir gar nicht berechtigt find, durch unſere Dekretur zu ge— 
bieten, daß jeder ſich müſſe beleidigen laſſen. Welcker: Bedenke man, was 
man mit ſolchem Klagerecht anſtiftet. Wenn einer auf der Tribüne eine 
Verleumdung vorbringt und der Gekränkte fordert das Recht, ihn vor den 
Richter zu rufen, fo wird keine Verſammlung fo ſchamlos fein, den Verleum⸗ 
der halten zu wollen. Dagegen ein Deputierter ſoll frei reden, auch über Be⸗ 
amte. Soll er ſtets da in Gefahr ſein, belangt zu werden? v. Soiron: 
Ehre kann man niemand geben oder nehmen, und beſte Wahrung iſt öffentliche 
Widerlegung, und wer ſich unterſteht, feine öffentliche Stellung zur Verleum⸗ 
dung zu mißbrauchen, der ruiniert ſich ſelbſt. Es iſt eine kleinliche Sache und 
die leicht mißbraucht werden kann zu Verfolgungen und Hetzereien. Zell: Es 
wäre wohl möglich, wenn wir ein allgemeines deutſches Strafrecht hätten, 
in dem feſtſtände, was Verleumdung iſt. Aber in der Rheinprovinz find Be⸗ 
ſtimmungen von der Art, daß jeder faſt als Verleumder konſtatiert werden kann. 

Soll obiger Zuſatz angenommen werden? — Nicht angenommen. 
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§ 123. Die Kollektivnote wünſcht hinzugefügt: „jederzeit“ von denſelben ge⸗ 
hört zu werden. — Angenommen. 


S 124. Es wird gewünſcht, nicht die Faſſung jo zu laſſen, daß es ſcheinen 
könnte, als müßten die Miniſter auf jede Anfrage Auskunft geben. Die Kom⸗ 
miſſion ſchlägt vor: 

„oder den Grund anzugeben, weshalb dieſelbe nicht erteilt werden könne“. 

Briegleb: Die Regierung habe dies mißverſtanden: Nicht die einzelnen 
haben das Recht, Auskunft zu verlangen (Interpellation), ſondern die Häuſer, 
d. h. die Majorität, auf die es ſich ſtützt. 

Soll jener Zuſatz der Kommiſſion angenommen werden. — Angenommen. 


8 116. Die ſächſiſche Note bemerkt, daß Ausſchließung doch wohl auch aus 
anderen Gründen noch im Hauſe müſſe ſtattfinden können. Die Kommiſſion 
unterſtützt dies nicht. 

8 118. Die ſächſiſche Note bemerkt, daß die Beziehung zur Reichsregie⸗ 
rung durch ein Reichsgeſetz zu ordnen fein würde. Waitz: Die bayriſche Kam⸗ 
mer hat jüngſt eine Geſchäfts ordnung gemacht, nach der viele Beſtimmungen 
der betreffenden Art vorkommen; wie ihm ſcheine irrig, da dies in ein Geſetz 
gehört. So, wann die Regierung ihre Antwort zu ſenden, wann beratene 
Geſetze zu verabſchieden hat uſw. Schüler: Es könne hier kein Bedenken 
ſein. Die Geſchäftsordnung kann die nicht binden, die draußen ſtehen. 

Womit der Reichstag beendet. 

Das Reichsgericht. 

§S2 c. „Politiſche Streitigkeiten“, bemerkt Sachſen, ſei unklar und fordert, 
die Worte „politifche und rechtliche“ ganz fortzulaſſen. v. Soiron: Eben um die 
Ausnahmen zu meiden, die man machen könnte, indem man ſagte, dies ſind 
politiſche Streitigkeiten, iſt dieſer Satz feſtgehalten. Mittermaier wünſcht, 
den Ausdruck zu ändern: „Streitigkeiten aller Art, ſowohl das öffentliche als 
das Privatrecht betreffend“. Deiters: Er hat früher ſchon einen ähnlichen 
Vorſchlag gemacht. Nießer: Auch er finde die Bemerkung richtig, er 
wünſche politiſche: „und privatrechtliche Streitigkeiten“. — Dieſe letzte Faſſung 
wird — angenommen. | 

d. Thronſtreitigkeiten uſw. Die Kollektivnote macht die Bemerkung, daß 
die Organiſation des Gerichts auf deſſen Kompetenz einen bedeutenden Ein⸗ 
fluß habe, und es dürfte angemeſſen ſein, das künftige Geſetz über die Organi⸗ 
ſation an die Zuſtimmung des Reichsrats zu binden, ſowie [in] demſelben eine 
Mitwirkung des Reichsrats bei Streitigkeiten über Regentſchaft und Re— 
gierungsfähigkeit; wünſcht ferner Zuziehung von Fürſten als Austrägalinſtanz. 
Schüler: Dieſe ganze Frage betrifft die Organiſation und gehört alſo nicht 
hierher. Zell: Er könne dem Vorſchlage nicht beiſtimmen. Wir haben ein 
höchſtes Reichsgericht eingeſetzt. Es ſoll entſcheiden, was die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte der Einzelſtaaten betrifft, und dahin gehört der Regent und 
deſſen Verhältniſſe. And er ſehe nicht ein, warum man dieſe eximieren ſollte. 
Wie ſollten andere Fürſten die Richter fein? Wie kann es einen Pairshof 


.. 
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von Fürſten geben? Haben fie denn ein anderes und höheres Recht, daß fie 
es nicht vor dem höchſten Gericht ſollten finden können? v. Soiron: Es gilt 
nun Streitigkeiten zu ſchlichten, die ſo hoch bedrohlich werden könnten; eine 
Austrägalinſtanz von Fürſten paßt gar nicht in unſere Verfaſſung. Schüler: 
Da es nicht mehr Fürſtenſache iſt, wovon hier geſprochen iſt, ſondern Staats— 
fache. v. La ſaulx: Wenn man einmal eine Monarchie will, ſo muß man doch 
die Stellung der Fürſten anders ſein laſſen, als die der Privatperſonen, und 
da ſcheint denn ein judicium parium notwendig. Nie ßer: Er ſehe um fo 
weniger Grund dazu, als alle Austrägalprozeduren im Bunde darauf hinaus 
gingen, an irgendein höchſtes Gericht gewieſen zu werden. Es war nur dies, 
daß man entſchieden gegen den Geiſt der Bundesakte gewiſſe Sachen nicht an 
die Austrägalinſtanz kommen ließ. Hätte man ſich in der Gothaiſchen Erb— 
folgeſache nicht endlich gütlich vertragen, ſo würde die Sache an ein Aus— 
trägalgericht gekommen ſein. Will man die Monarchie aber als ein rechtliches 
Inſtitut, ſo muß ſie ſich doppelt gern den rechtlichen Entſcheidungen ſub— 
mittieren. v. Rotenhan: Es werden nicht bloß dynaſtiſche Gründe vorge— 
ſchwebt haben; er könne ſich noch andere Verhältniſſe denken, wo es gegen die 
monarchiſche Anſicht gehen würde, an das Reichsgericht zu gehen. Beſeler: 
Er glaube, daß das aus Unklarheit der Regierungen hervorgegangen tft. Die 
Aus träge find nicht gehindert, mögen die Fürften, wenn fie wollen, ſich dar— 
auf einlaſſen. Aber was ſollen die fürſtlichen Perſonen im Reichsgericht? 
Die Sache ſcheine ihm völlig unbedenklich, bei dem früher Beſchloſſenen zu 
bleiben. 

Soll nach Bedenken der Regierungen der §2 d fo modifiziert werden, 

daß Austrägalinſtanz mit judicium parium eintrete? — Abgelehnt. 


§ 2 f. Klagen der Angehörigen wegen Verletzung der Verfaſſung uſw. 
Wir haben durch Streichung des Wortes „Verletzung der Verfaſſung“ das 
Bedenken der Regierung ſchon früher erledigt. 

§ 2 h. Streitigkeiten zwiſchen mehreren Staaten, wenn fie verpflichtet find 
uſw. Die Kollektivnote wünſcht den Vergleichsverſuch. Das aber ſcheint mehr 
in das Verfahren zu gehören. Beſeler: Er iſt nicht ganz der Meinung, und 
wenn es gewünſcht wird, kann das hier hinzugefügt werden. 

Soll dies hinzugefügt werden? — Nicht beliebt. 

8 4. Zu dieſem Paragraphen iſt die Bemerkung der Kollektivnote, daß die 
Kompetenz von der Befugnis der Beſetzung [?] abhänge, und Sachſen meint, 
daß die Beſetzung ſo wichtig ſei, daß ſie weſentlich als ein Teil der Ver— 
faſſung betrachtet werden müßte. Der Kommiſſion ſcheint allerdings darin 
etwas zu liegen. Waitz: Dieſen Antrag unterſtütze er. Es ſei die Sache an die 
Geſetzgebungskommiſſion gewieſen. v. Soiron: Er hoffe, daß dieſer Gegen— 
ſtand noch von der Nationalverſammlung wird gemacht werden, und zwar 
mit Zuziehung der Regierungen und ihrer Anſichten wie jetzt. Jedenfalls wird 
man vorbehalten können, daß [man! hier ein organiſches Geſetz vorbehalte, 
und damit demſelben der gleiche Wert mit der Verfaſſung gegeben werde. 
Waitz: Man wird nur vorbehalten können, wenn das Organiſationsgeſetz 
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vorliegt, zu entſcheiden, ob und wie weit man es als Verfaſſungsgeſetz anſehen 
wolle. Dies wünſche er in die Motive geſetzt. Wigard: Er finde doch auch, 
daß die Beſtimmung über Zuſammenſetzung des Reichsgerichts in die Ver⸗ 
faſſung gehöre, und wünſche, daß die Vorkommiſſion dahin beauftragt werde. 
Zell: In Amerika haben ſie erſt ein paar Jahre ſpäter ihr organiſatoriſches 
Geſetz über das Gericht gemacht, und dann noch oft geändert, und das werden 
wir auch noch tun müſſen, denn wir haben gar keinerlei Erfahrung hierüber. 
Wir mußten uns entſchließen, dies vorzubehalten. Haben wir es denn nicht 
ebenſo mit dem Wahlgeſetz machen müſſen? Er habe die Studien dazu ge⸗ 
macht und könne ſagen, daß zu einem ſolchen Entwurf Männer gehören, die 
nicht in dem täglichen Schwindel der Politik ſind und ſich monatelang ruhig 
damit beſchäftigen. 
Soll dem 8 4 zugeſetzt werden: „Welche Beſtandteile des Geſetzes über 
die Organiſation ein Teil der Verfaſſung ſein ſollen, bleibt vorbehalten“? 
Beſſer: „Es bleibt vorbehalten, ob oder wie weit dieſes Geſetz über die 
Organiſation als organiſches Verfaſſungsgeſetz zu betrachten iſt“? — An⸗ 
genommen. a 


Zu 82h (jegt b) hat Sachſen bemerkt, daß das Reichsgericht auch auf An⸗ 
rufen eines Teiles eintreten dürfe. Gülich nimmt dieſen Antrag wieder auf, 
wie er denn ſein früherer Antrag ſei. Beſeler ſpricht dagegen. Wir hätten 
die Sache vielfach überlegt. 

Soll die Bemerkung von Sachſen hier eingefügt werden? — Verworfen. 


Gewähr der Verfaſſung !. | 

Es wird von Hergenhahn bemerklich gemacht, daß §7 von den Regie- 
rungen, ſowie er in der Nationalverſammlung angenommen, vorausgeſetzt wird. 
Im Verfaſſungsausſchuß iſt dieſer Satz verworfen und dafür das Minoritäts⸗ 
erachten angenommen. Die Regierungen legen großen Wert darauf. Gülich: 
Da von den Regierungen nichts darüber geäußert iſt, ſo liege uns natürlich 
nichts vor und es iſt formell unzuläſſig, nochmals darauf einzugehen. Hergen⸗ 
hahn: Wir haben ein Präzedens in § 6 des Abſchnitts I], wo wir ohne 
Antrag der Regierungen das Wort „ausdrücklich“ herſtellten, weil wir 
wußten, daß die Regierungen darauf Gewicht legen. Wigard: Es wundere 
ihn keinen Augenblick, daß die Regierungen auf dieſen Punkt zurückkom⸗ 
men, denn eben dieſe bodenloſe Wirtſchaft iſt in ihrem Intereſſe. Wir aber 
müſſen bei unſeren Beſchlüſſen beharren. Scheller: Er könne nur wünſchen, 
die Faſſung, wie ſie in der Nationalverſammlung beliebt worden, wieder auf⸗ 
genommen zu ſehen, um ſo mehr, da auch die jetzt angenommene einem bös⸗ 
willigen Miniſterium jede Möglichkeit offen läßt. Ahrens wünſcht, daß erſt 
über die formelle Frage gehandelt werde. Beſeler: Er meine, daß hier die 
Sache wie in 8 6 fteht. Er glaube, daß das Reſultat kein neues fein wird. Aber 
wir find es den Regierungen ſchuldig, daß wir auf dieſe Frage zurückgehen. 
Reh: Bemerkungen der Regierungen liegen nicht vor, ſonſt würde er keinen 
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Anſtand nehmen, auf dieſe Frage nochmals einzugehen. Welcker: Er ſehe 
keinen Grund ein, warum man nicht noch einmal auf dieſe Frage eingehen ſollte. 
Ein beſonderer Grund dafür iſt die Zweideutigkeit, daß wir den Regierungen 
Beſchlüſſe der Nationalverſammlung vorlegen, auf Grund deren ſie ihre Be⸗ 
merkungen machen, während unter der Hand der Ausſchuß neue Beſchlüſſe 
macht. Ku 
Soll auf den Antrag der Abänderung dieſes 87 noch eingegangen werden? 
— Angenommen. 
Soll der 87 wie er von der Mehrheit des Ausſchuſſes früher und dann 
von der Nationalverſammlung beſchloſſen war, angenommen werden? — 
Angenommen. 


Abſchnitt III Das Reichsoberhaupt. 


Beſeler: Er ſpreche den Wunſch aus, daß in dieſer Frage, wo jede Anſicht 
feſtſteht, die weitere Debatte möglichſt vermieden werde. 

Hergenhahn: Oſterreich erklärt: Gegen eine Unterordnung unter andere 
verwahre ſich Oſterreich feierlichſt uſw. Preußen hält das Kaiſertum nicht für 
notwendig, beharrt aber bei dem notwendigen Einheitspunkt. Bayern hält die 
einheitliche Regierung für eine politiſche Anmöglichkeit und fordert ein Direk— 
torium. Württemberg gibt zu, daß ein einheitliches erbliches Oberhaupt am 
beſten geeignet iſt, die Regierung zu kräftigen; aber die Lage der deutſchen 
Verhältniſſe nötigt, ſich das Beſte zu verſagen, um das Mögliche zu erreichen; 
um Oſterreichs willen meint es, daß nicht jene Einheitlichkeit zu wollen; ſelbſt 
die Wahl iſt verderblich; es ſcheine nichts als ein Direktorium zu bleiben; es 
wäre auf eine öſterreichiſche Erklärung zu drängen; fiel dieſe hinweg, ſo 
würde Württemberg eine Vereinigung Deutſchlands unter Preußen nicht ver— 
werfen. Baden erklärt ſich eventuell auch einem erblichen Oberhaupt zu unter- 
werfen. Königreich Sachſen wünſcht ein Direktorium. Weimar hat ſich früher 
erklärt. Die ſämtlichen anderen Staaten haben ſich für die Erblichkeit erklärt. 
Die Vorkommiſſion iſt in ihrer Mehrheit der Meinung, vorzuſchlagen, dem 
§ 1 den Zuſatz zu machen, der von der früheren Vorkommiſſion proponiert iſt. 

Deiters berichtet aus den Petitionen, deren Zahl unendlich iſt; ſie ſprechen 
ſich teils bloß negativ aus, z. B. gegen ein un verantwortliches Oberhaupt, 
gegen die Kaiſerwürde, gegen das Direktorium. Andere Petitionen bald für 
einen verantwortlichen Reichsſtatthalter, für die Kaiſerwürde, für die erbliche 
Kaiſerwürde, einzelne auch für ein Direktorium, doch dies ſehr wenige. Einzelne 
ſprechen ſich bloß über den Gegenſatz von Preußen und Oſterreich aus, bald 
für dieſes, bald für jenes. Für ein verantwortliches Oberhaupt (Präſident, 
Reichsſtatthalter, Negent) ſprechen ſich aus: Vereine in Deſſau, Lommatzſch, 
Vaihingen in Württemberg („Am allerwenigſten aber ſoll der König von 
Preußen an die Spitze kommen“), Stockach, Würzburg, der Märzverein in 
Sommerach uſw. In der Regel kommt dann das Feſthalten Oſterreichs dabei 
vor. Auch Eingaben von einzelnen Perſonen, ſo D. Jaus in Wiesbaden für 
einen Regenten; Bürgerverein in Schlotheim, Stockach [?] bei Aachen 
eventuell für einen öſterreichiſchen Kaiſer; Wurzen, Volksverein in 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 39 
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Bamberg, der ſich beſonders gegen Preußen ausſpricht uſw. uſw. Für ein 
Direktorium haben ſich ſehr wenige ausgeſprochen, eine aus Oberbayern (Tölz; 
und eventuell für ein nicht erbliches Kaiſertum zunächſt Oſterreich, dann jeder 
andere, nur nicht Preußen, ſonſt würden ſie lieber aus Deutſchland ausſcheiden), 
Petition des Ritters v. Oſtroi in Lemberg, des Netten [e] in Königsberg (eine 
Kaiſerwürde, gemeinſchaftlich von Preußen und Oſterreich), ein Antrag von 
Müttern und Knaben (den Erzherzog Karl, den Prinzen von Preußen oder den 
Herzog von Braunſchweig als Kaiſer an die Spitze zu ſtellen). Die übrigen Pe⸗ 
titionen ſind entweder für ein Kaiſertum als Erbkaiſertum, und dann für Preußen 
oder Oſterreich. Für preußiſches Erbkaiſertum: Der demokratiſch-monarchiſche 
Verein von Schleiz, Oſchatz in Sachſen, Bützow in Mecklenburg, Eiſenberg in 
Altenburg, Kiel, Neuſtadt, die fünf Wahlbezirke in Holſtein, Neuſtadt und Rin- 
teln in Heſſen, Pyrmont, Ahrensböck, Münſter, Hersfeld in Heſſen, Kandern, 
Mannheim, Schopfheim, Kahla, Wetzlar, Lennep, Glückſtadt, Wermelskirchen, 
Dietz a. L., Sieg und Lahn uſw., Hildesheim, Lörrach, Stuttgart, Braun- 
ſchweig; ſodann eine große Maſſe von konſtitutionellen Vereinen (Nürnberg). 
Für öſterreichiſches Kaiſertum: Singen in Württemberg, Freiburg. Gegen 
Preußen proteſtiert ein Verein in Grevesmühlen in Mecklenburg, aus 
Rofenheim in Bayern, aus Miesbach in Bayern, Niedernau, Meſſingen, 
ſunleſerliches Wort] in Rothenburg, Dudenhofen, Tegernſee; eine Maſſe Pe⸗ 
titionen aus Ober- und Niederſchwaben von Gfrörer eingereicht, Maikammer 
in Pfalzbayern. Für Kaiſertum durch direkte Arwahl des Volkes ein Verein 
bei Neuwied, Aſpach. Wahlkaiſer: Scheer von Mengen (Württemberg): 
„Mit Vorzug Oſterreichs vor Preußen“ (eine Eingabe von Ahland einge- 
reicht). (Dieſe Notate ſind in hohem Maße unvollſtändig niedergeſchrieben.) 
Deiters: Der Sekretär habe notiert Adreſſen: 


Für ein Kaiſertum im allgemeinen: 10 ohne viel Anterſchriften. 
Gegen ein erbliches Oberhaupt: 95 mit 5152. 

Für Republik: 23 Adreſſen mit etwa 3000 Anterſchriften. 
Im entgegengeſetzten Sinn: 10 mit 3000. 

Für Preußen, erblich: 64. 

Für Oſterreich, erblich: 38 mit 1940. 

Gegen Preußen: 3 mit 1852. 

Direktorium: 3. 


Das Reſultat iſt gewiß, daß eine Anſicht der Majorität des deutſchen Volkes 
nicht vorliegt, ſondern eine Zerſplitterung der Stimmen, wie auch im Aus⸗ 
ſchuß. Ahrens: Es iſt der Wunſch geäußert worden, einfach abzuſtimmen; 
das dürfte doch gegen unſere Pflicht ſein. Wenigſtens das Direktorium möge 
debattiert werden, da mehrere Regierungen es vorſchlagen. Nießer: Er 
wünſche Erläuterung über eine Sache. Er ſei überzeugt, daß wir mit einem 
Direktorium nicht erreichen werden, was wir müſſen, weder nach außen, noch 
im Intereſſe einer parlamentariſchen Regierung. Wenn er nun die Erblichkeit 
für das beſte halte, ſo könne er doch nicht leugnen, daß es noch ein weiteres gibt. 
Er wünſche zu wiſſen, ob die Gegner die mittleren Formen einer Wahl auf Zeit 
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ganz aufgeben. Es ift die Frage, ob der Schluß der öſterreichiſchen Note fich 
bloß auf die Erblichkeit der anderen Fürſten bezieht, oder auch auf die Wahl. 
Er frage, ob noch eine ernſthafte Chance iſt, Oſterreich zu behalten, wenn wir 
Wahl auf Zeit haben; es ſcheine alles darauf anzukommen. Welcker: Die 
Erklärungen der Regierungen betrachtend, wolle er hinzufügen, daß Preußen 
eine doppelte Erklärung abgegeben habe: Einmal, daß es keine veränderte 
Stellung annehmen werde ohne Mitwirkung der Fürſten; ſodann, daß 
Preußen ſich gegen das Kaiſertum erklärt habe. In betreff dieſer W. Worte? 
müſſe er ſagen, daß es darum ſeine Anſicht zurückgenommen, weil es der Anſicht 
geweſen, daß Oſterreich nicht eintreten wolle. Dies aber habe es als Irrtum 
erkannt. Dies wäre wohl allgemein die Anſicht auch der anderen Fürſten. Die 
Erklärung für ein öſterreichiſches und für ein preußiſches Erbkaiſertum beruht 
gewiß überall auf der Vorausſetzung, daß dies die Einheit des Vaterlandes 
nicht gefährde. Man hat immer den unglücklichen Irrtum feſtgehalten, Oſter⸗ 
reich werde und könne in dem alten Bunde daneben bleiben. Was ihn allein 
entſcheide und ſeine Anſicht feſtſtelle, iſt, daß es völlig unmöglich iſt, das 
Vaterland und deſſen Frieden zu erhalten mit dem preußiſchen Erbkaiſertum. 
Es iſt nicht richtig, was die ſonſt hübſche württembergiſche Note ſagt, daß die 
erbliche Monarchie die Einheit mehren würde; es würde die Fremden in das 
Land ziehen. Er bleibe der Anſicht treu, daß er um jeden Preis dieſe Form 
vermeide und nur die ſuchen wolle, die möglich iſt: Das Direktorium, das allein 
alle Kräfte in einem Zentrum vereint und es an eine parlamentariſche Negie- 
rung knüpft. Da wird das Direktorium, wie ein guter konſtitutioneller Monarch, 
ſehr wenig Einfluß haben, und es wird doch den Schein haben, daß alle Ne— 
gierenden mitwirken. Nun Nießers Frage. Eine Einheit der Repräſentation 
nach außen iſt natürlich auch mit dem Direktorium abſolut gegeben, alle 
deutſchen Angelegenheiten in der ganzen Welt ruhen dann in dieſer Reichs- 
regierung, mag ein Statthalter oder ſieben Direktoren fein Mandat unter- 
zeichnen. Verantwortlichkeit? Wir wollten jedenfalls ein verantwortliches 
Miniſterium haben. Das Miniſterium muß vom Parlament und dies von der 
Nation abhängen, die doch Organe genug hat, ſich geltend zu machen. Be: 
ſonders wenn die Anſicht ſiegt, daß alles, was ohne Verzug zu tun iſt, in eines 
Mannes Hand liegt. Ob die Wahl auf Zeit noch möglich? Da er (Welcker) 
früher für eine ſechsjahrige Wahl, für einen Turnus entſchieden habe, ſo zeige 
es ſich ja, daß er eine gewiſſe Vorliebe dafür habe. Aber überall, beſonders in 
Preußen, war eine entſchiedene Abneigung dagegen. And er meine auch, wenn 
man den Reichsſtatthalter annehme, man einen jährigen Wechſel dem drei— 
jährigen vorziehen werde. Da iſt viel weniger eine Hauspolitik möglich. Es 
wird ſich die Eiferſucht abſtumpfen und alles ſehr glücklich gehen. Er alſo 
glaube nicht, daß ſich die Regierungen zu Wahl oder Turnus verſtehen werden, 
weder Oſterreich, noch Bayern, noch Preußen; ſondern es geht überall auf 
das Direktorium aus. And da er um alles wünſche, daß uns nicht die Ver— 
faſſung aufgedrängt werde, und daß die Souveränität des Parlamentes, wie 
er es wünſche, bewahrt werde, damit eine künftige Parlamentsregierung mög— 
lich werde, ſo bitte er dringend, daß man ſich füge, wie auch er ſich für das 
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Direktorium entſchieden habe, als die einzige Form, mit der die großen Re⸗ 
gierungen einverſtanden ſeien. Deiters: Haben Sie, Welcker, die Aber⸗ 
zeugung in der Verhandlung der Kommiſſion gewonnen, daß die Regierungen 
auf nichts Zwiſchenliegendes eingehen werden, ſondern nur die Wahl zwiſchen 
Direktorium und erblichem Kaiſertum ſei? Welcker: Er ſei allerdings dieſer 
Meinung. Deiters: Das werde ihn entſcheiden, denn er ſei hergekommen in 
der Abſicht, ſich durch die Debatte beſtimmen zu laſſen und namentlich etwas 
Vermittelndes anzunehmen. Stehe die Sache ſo, wie jetzt dargelegt iſt, ſo werde 
er für das Erbkaiſertum ſtimmen. Schreiner: Auch er müſſe auf Rießers 
Frage antworten. Er ſtehe zwar mit dem öſterreichiſchen Miniſterium nicht in 
Korreſpondenz, aber ein Mitglied des Miniſteriums ſei ſein Schweſterſohn, 
und ſo könne er mit Beſtimmtheit erklären, daß Oſterreich ſich auf keine 
andere Geſtaltung der Spitze einlaſſen werde, als eine direktoriale oder eine 
ähnliche, namentlich nicht mit einem Wahlkaiſer. And das war der Grund, 
warum er zu einer Zeit, wo hier das Direktorium faſt verachtet war, er das⸗ 
ſelbe als die einzige für Oſterreich mögliche Form vorſchlug. Dabei ſpreche er 
nicht ſeine Anſicht aus, ſondern nur, daß das öſterreichiſche Miniſterium ſich 
auf eine andere Forderung durchaus nicht einlaſſen werde. Waitz: Das Ge- 
hörte beſtätigt in hohem Maße die von ihm früher geäußerte Meinung, daß 
die großen Fürſten ein Direktorium wollen und daß eine Wahl gerade ſoviel 
Widerſtand finden werde wie das Erbkaiſertum. Im Volk aber, das zeigen 
die Tauſende von Eingaben, iſt gar keine Sympathie für das Direktorium, 
ſondern nur für das einheitliche Oberhaupt, entweder Präſident oder und mehr 
Kaiſer, und hier mit großer Scheidung von Nord (Preußen) und Süd (Oſter⸗ 
reich). Dies letztere achte und begreife er; das iſt eine populäre Idee, aber auch 
nur dies iſt eine Idee, die der preußiſchen Kaiſeridee entgegengeſtellt werden 
kann. And die Agitation dafür im Süden iſt ſehr geſcheut und gerechtfertigt. 
So ſteht die Sache. Entſcheiden wir uns. And was auch in den Noten enthalten 
iſt, es wird nicht großen Einfluß auf die einmal ergriffenen Ideen ausüben. 
Wenn uns vorgeworfen wird, hartnäckig an Ideen feſtzuhalten, fo iſt das ver- 
zeihlich. Auch Fürſten und Staatsmänner halten daran feſt, und noch in den 
letzten Tagen haben ſich deren beſonders in Norddeutſchland erklärt. Aber 
auch Württemberg, ja Sachſen weiſen nicht das einheitliche Oberhaupt für 
immer ab. Ja, ſie halten es eventuell feſt. Wir haben Beſchlüſſe nicht ſeit 
geſtern erſt feſtgehalten, von denen unſere öſterreichiſchen Kollegen behaupten, 
daß fie den Beitritt Oſterreichs unmöglich machen. Alſo bleiben wir konſe⸗ 
quent. Es iſt gewünſcht, auf die Idee des Direktoriums einzugehen. Es iſt wohl 
nicht im Intereſſe derer, die es wünſchen. Nur eins: Das vorgeſchlagene Diref- 
torium iſt nichts als die delegierte Gewalt der Vierunddreißig, nicht eine in 
ſich ruhende, wie der Bundesſtaat ſie fordert. Sie iſt nur ein Staatenbund. 
Der Bundesſtaat fordert eine Gewalt, die in ihrem Bereich ebenſo in ſich 
ſelbſt ruhend und autonom iſt, wie jeder Fürſt in ſeinem Lande. Es iſt gar keine 
Frage, das Direktorium iſt nur ein verkürzter Bundestag und die Sieben ſind 
nur hier als die Mandatare nicht des Volkes, ſondern der Fürſten. And das 
it abſolut dem entgegen, was wir von Anfang gewollt, iſt der abſolute Gegen- 
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ſatz zu unſerer Einheit und unſerer Hoffnung. Soll es geſchehen, ſo ſoll es gegen 
uns geſchehen, nicht durch uns. Tellkampf: Er wolle ſich an Rießers Frage 
anſchließen. Er erkläre mit Deiters uſw. Es wäre aber möglich, daß, wenn die 
Majorität nicht für das erbliche Kaiſertum iſt, die Frage ſein könnte, ob ein 
Wahloberhaupt nicht beſſer ſei als ein Direktorium. Zumal da die Wahl der 
Idee des Bundesſtaates entſpricht. Er ſollte meinen, daß die Herren der 
Linken mehr für irgendeine Wahl als für ein Direktorium ſein müßten. Das 
Direktorium iſt darum unmöglich für den Bundesſtaat, weil es mit ſeiner 
ganzen Kraft außer dem Bunde liegt. Übrigens wünſche er, daß in der 
Nationalverſammlung mit dem Oberhaupt angefangen werde, denn er werde 
dann z. B. für das Abwerfen des Staatenhauſes ſtimmen müſſen. Scheller: 
Schon im April habe er ſich für das lebenslängliche Wahlkaiſertum ausge⸗ 
ſprochen, in der Meinung freilich, daß der Erbkaiſer beſſer, aber noch unmög— 
lich ſei. Als es hier zur erſten Leſung kam, habe er ſeine Anſicht ganz ſo ge— 
äußert. Für ein Direktorium werde er unter keiner Bedingung ſtimmen, denn 
er wolle mit feinen geringen Kräften nicht dazu ſtimmen, daß etwas zuſtande 
komme, was ſchlechter iſt, als das frühere. Denn früher konnten die Regenten, 
wenn ſie nur einig waren, etwas tun; dem Parlament gegenüber können ſie 
nichts mehr. So werde er nur für den Erbkaiſer oder den lebens länglichen 
ſtimmen. And er habe noch heute gehofft, daß ſich dafür hier und in der 
Nationalverſammlung die Majorität entſcheiden werde. Nun habe Schreiner 
ernſte Worte geſagt, und er habe ihn ſo kennen lernen, daß er ſeine Worte für 
inhaltsvoll halte. And was er gejagt, ſei ihm das niederſchlagendſte von allem; 
denn er habe gehofft, daß auch darin Oſterreich noch nachgeben könnte. Iſt das 
aber die Meinung Oſterreichs, und er glaube es, fo werde er nur für das Erb- 
kaiſertum ſtimmen. Er ſei völlig reſigniert, daß nichts zuſtandekomme. Immer⸗ 
hin. Manche mögen glauben, er ſpreche als Preuße. Wohl habe er oft ſo ge— 
ſprochen, aber ſtets nur im Intereſſe Deutſchlands. Wenn er ſich aber für einen 
Erbkaiſer erkläre, ſo wiſſe er, daß er in ſeinem Vaterlande den größten Wider: 
ſtand finde. Selbſt der König wird nicht wollen, und ſeine Amgebung iſt in 
derſelben Anſicht. Alſo partikulariſtiſch ſei er nicht. Aber er könne nicht anders; 
er wolle nicht Preußen erhöhen, ſondern nur damit Deutſchland retten. Aber 
er gebe es nochmals allen zu bedenken, ob es doch nicht das geratenſte wäre, 
daß wir uns von beiden Seiten auf einen lebenslänglichen Wahlkaiſer ver- 
einten. Wir hätten dann doch etwas hingeſtellt und zwar etwas Hochwichtiges. 
Die Schroffheit des Direktoriums und der Erblichkeit wäre dann abgeſtumpft. 
Mag dann gewählt werden, wer will. Wenn er auf lebenslang gewählt iſt, 
ſteht er anders, wie wenn es nur auf Jahre iſt. v. Rotenhan: Rießer hat 
gefragt, . . .: er glaube, daß es unmöglich fein dürfte, ein ſolches Wahlreich 
zu beſchließen, wenn dies eine bleibende Verfaſſung ſein ſollte. Aber er könne 
wohl denken, daß, wenn kein anderer Ausweg bliebe, dies als proviſoriſche 
Maßregel gewählt werde. Dies aber würde er nicht für ein Glück halten, 
ſondern nur für ein Auskunftsmittel. Die anderen Formen anlangend, finde 
er allerdings, daß es nur noch die Alternative gibt. Er könne ſich nicht zu denen 
rechnen, die bekennen, die ſagen, lieber möge das Reich zugrunde gehen, als 
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daß ich einen Gedanken aufgebe. Auch er halte das erbliche Oberhaupt für 
das beſte, und er würde den für einen wahren Wohltäter an ihm halten, der 
ihn überzeugen könnte, daß es möglich ſei. Begreiflich hat jeder die Einwirkung 
ſeiner Heimat. Er könne ſich nicht denken, daß jetzt die Schwierigkeiten zu über⸗ 
winden ſind. Er ſehe den Vereinigungspunkt nur darin, daß man dem Präſi⸗ 
denten des Direktoriums die Prärogativen zulegt, die das Weſentliche des ein- 
heitlichen Regimentes bedingen, zugleich aber den Regierungen die Sicherheit 
gewährt, die das Weſen des Bundesſtaates bedingt. Er könne nicht begreifen, 
daß die Hauptſache im Bundesſtaat ſei, daß die Bundesgewalt keine delegierte 
ſei. Hat dann der Kaiſer ein eigenes Fundament? Er hätte es, wenn man ihn 
durch Arwahl wählen ließ, oder die Majorität in der Nationalverſammlung 
äußerſt groß wäre. Beides aber iſt jetzt unmöglich. Aber warum ſoll da mit 
dem Bundesſtaat nicht der Begriff der Delegation vereinbar ſein? Sind denn 
die Regierungen nur noch dynaſtiſch? Haben ſich die Völker ſelbſt nicht aus⸗ 
geſprochen? Vielmehr bei einem Bundesſtaat, der aus Monarchien beſteht, 
iſt es natürlich, daß die Regierungen ihren Anteil am Regiment haben. Er 
ſehe keine andere Möglichkeit. And zerfällt hier die Sache, ſo geben wir unſer 
Vaterland preis; und einen Patriotismus, der ſich dazu entſchließt, könne er 
nicht begreifen. Alſo er ſehe nur die Möglichkeit, daß der Präſident der Re⸗ 
gierung hinreichend ausgeſtattet werde, oder daß man dem Reichsrat er⸗ 
weiterte Funktionen gibt. Iſt es für Oſterreich möglich, unter dieſer Form 
Anteil zu nehmen, ſo wünſche er einen Turnus; kann Oſterreich nicht, ſo muß 
Preußen erblich den Vorſitz haben. Gülich: Er glaube nicht zu irren, wenn 
er meine, daß weder im Ausſchuß noch in der Nationalverſammlung die Erb- 
lichkeit oder das Direktorium eine Majorität erhalten werde. Bringen wir die 
Sache wieder jo wie früher in die Verſammlung, ſo wird zuerſt die Viel⸗ 
herrſchaft fallen. Dann wird auch die Erblichkeit fallen; was dann? Wollen 
wir nach Haufe gehen und den Regierungen das weitere überlaſſen? Er meine, 
wir müſſen uns dann zu einem Antrag vereinigen, der Ausſicht auf Erfolg hat. 
Er ſtimme nur für Wahl, aber irgend welcher Art, von einjährigem Präſi⸗ 
denten bis lebenslänglichen Kaiſer. Oſterreich, ſagt man, werde ſich nicht auf 
ein erbliches Oberhaupt einlaſſen. Er könne ſich nicht dazu verſtehen, das 
öſterreichiſche Volk mit dem Miniſterium zu identifizieren. Er erwarte von 
der nächſten Zeit eine Veränderung der öſterreichiſchen Politik. Sollte ein 
Direktorium beliebt werden, ſo wird das Volk in Deutſchland darauf eingehen, 
aber die deutſchen Regierungen werden auf jede Form eintreten, die durch 
Wahl eines Oberhauptes auf Zeit beſchloſſen werde. Er meine, daß Oſterreich 
und Bayern ſich nie auf Erblich keit einlaſſen werden, wohl aber auf eine zeit⸗ 
weilige. Er ſchlage vor, wenn dieſer Antrag lunleſerliches Wort] hier ab- 
geworfen ſei, ob wir dann nicht einen eventuellen Antrag einbringen wollen. 
Ahrens: Er ſelbſt habe früher für den ſechsjährigen Kaiſer geſprochen, und 
hätten ſich damals die Erbkaiſerlichen hinzugetan und eine Majorität gemacht, 
ſo wäre der Eindruck groß geweſen. Jetzt fei auch dies unmöglich, weil es Oſter⸗ 
reich ausſchließen werde. Jetzt ſtimme er für das Direktorium, das freilich nicht 
ein Direktorium iſt, ſondern ein Statthalter, der alle monarchiſchen Attribute 
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vereint, und neben ihm eine Art Reichsrat. Ein nicht unbedeutender Staatsmann 
habe ihm geſagt, daß dieſer Plan vortrefflich ausführbar ſei, und daß auf dieſe 
Weiſe das demokratiſche Element ſehr geſtärkt werde, in dem alle Impulſion in 
das Volkshaus verlegt werde. Er ſelbſt habe früher an dieſer Form Anſtand 
genommen. Gegen Waitz habe Notenhan hinreichend geantwortet. Es ent— 
ſteht die große Frage, ob wir uns dies Direktorium von den Fürſten ſollen 
geben laſſen oder es ſelbſt machen. Er begreife wohl, daß viele gegen dieſe 
Form ſind. Aber es würde höchſt gefährlich und bedenklich ſein, die Macht, 
die wir noch in Händen haben, aus der Hand zu geben. Geben wir die Grün- 
dung der Reichsregierung dahin, ſo geben wir alles dahin. Die Regierungen 
würden von da ausgehend alles andere ebenfalls oktroyieren. Mittermaier: 
Er könne nie für eine Form ſtimmen, von der er einſehe, daß fie dem Vater: 
land verderblich ſein würde und das Volk nicht für ſich hat. Drängen die 
Fürſten fie uns auf, fo dauert es nicht lange. Aber ebenſowenig könne er für 
etwas ſtimmen, was jetzt größeres Abel erzeugen würde und was zur Folge 
haben müßte, daß Staaten ſich von dem Vaterlande losreißen müßten. Dies 
wäre die Erblich keit. Aber dringend liege ihm am Herzen, daß die Form ge— 
wählt werde, die der Bundesſtaat fordert. Dies iſt die einheitliche Spitze auf 
Lebenszeit. Er unterſchreibe, was Scheller geſagt hat. Denn eine Majorität 
ſelbſt von zwanzig Stimmen für die Erblichkeit würde den Gewählten nicht 
halten. Täuſche man ſich nicht über die Stimmung im Süden. Man weiß da 
nicht, was man tut. And gewiß ſei er, daß auch die Fürften ſich dafür ent- 
ſcheiden würden. Die württembergiſche Note ſpricht die Stimmung des Südens 
aus. Auf jeden Fall bitte er zu feiner eigenen Rechtfertigung, wenn er für die 
Erblichkeit ſtimme, den Satz aufzunehmen: 


„In demjenigen Staate, deſſen Regent zum erblichen Oberhaupt ge— 
macht wird, kann keine Vertretung uſw. ſtattfinden“. 


Dahlmann: Aus den traurigen politiſchen Verhältniſſen Deutſchlands iſt 
die Amwälzung von 1848 erwachſen. Dieſe ſollen wir heilen. Nicht daß wir 
überhaupt etwas machen, iſt unſere Aufgabe, ſondern daß wir etwas Beſſeres 
machen. Wenn der Freund von Schreiner erklärt hätte, daß ſich Oſterreich 
in den Bundesſtaat, wie wir ihn gemacht, einlaſſen wolle, aber eine direktoriale 
Regierung fordere, ſo hätte dies eine Bedeutung. Aber er ſage es geradehin, 
Oſterreich habe ſich noch nicht das Recht gewonnen, über die Reichsregierung 
mitzuſprechen, weil es ſich über deren Grundlage gar nicht oder tadelnd ge— 
äußert. Solch ein Wort, daß es ſolche Regierung wolle und eine andere nicht 
wolle, das iſt ein leeres Wort, wenn man ſich nicht auf die Forderung des 
Bundesſtaates einlaſſe. Aberhaupt: Ein Direktorium machen, hieße nach 
ſeiner Meinung nichts machen. Wenn wir es ſelbſt machten, würde es ſcheitern 
an dem erſten Reichstag. Er würde es mit Verachtung von ſich ſtoßen und 
umwerfen. Alſo ein Direktorium heißt nur ein brechendes Gerüſt aufbauen, 
das der nächſte Wind umſtürzen ſoll und gewiß wird. And gar ein ſolches, 
wie uns vorliegt! Ahrens hat Recht, daß es keins iſt. Es iſt eine Einrichtung, 
die alle Fehler des Direktoriums und des Turnus an ſich trägt und ſie vereint. 
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Was von den Amerikanern geſagt iſt, enthält für uns nichts Lehrreiches. Nießer 
hat aufmerkſam gemacht auf den vielleicht zu empfehlenden Wechſel des Einen 
Oberhauptes. Aber auch davon wäre nichts zu ſagen, als daß ein [unleferliches 
Wort!] eine Einheit aufſtellen, die ſich verträgt mit einem verantwortlichen 
Miniſterium. And dann es iſt verkehrt, zu ſagen, daß ein ſolches bei dem Diref- 
torium möglich iſt und außerdem eine Volksvertretung, während er die Über- 
zeugung hege, daß das öſterreichiſche Kabinett es nicht einmal auf eine Volks- 
vertretung abgeſehen habe. Denn es wäre leicht geweſen, das auszusprechen. 
Ahrens: Dann ſtehen wir alle gegen Oſterreich. Dahlmann: Dann ſitze 
ich als einziger Mann für Oſterreich. Aber er erklärt ſich als entſchiedener 
Mann gegen die Anaufrichtigkeit, mit der Oſterreich verfährt, indem es uns 
ein Direktorium empfiehlt, ohne auch nur ein Wort von den Bedingungen 
des Bundesſtaates zu ſagen. Aber um Rießer zu antworten: Jene Wahl 
auf Jahre iſt dann doch eine gar ſehr klägliche. Wenigſtens die lebens längliche 
wäre dann löblicher, nur auch da iſt der Charakter des Zufälligen: Kaum 
haben wir einen gewählt, ſo kann der Monarch ſterben, alſo ewiges Wanken. 
Liegt nicht eben unſer Elend darin, daß Deutſchland keinen Mittelpunkt 
und damit keine Politik hat? Immer iſt nur von Oſterreich und Preußen 
die Rede geweſen. Wir wollen, daß von Deutſchland die Rede ſei. Darum 
müſſen wir einen Staat haben, der ſich mit Deutſchland vermählte und für im⸗ 
mer, die Deutſchen dahin für fie [?] nehme und nie verlaſſe. Ermutigen wir uns, 
eine ſolche Sache zu entſcheiden — denn nur an dem Mut fehlt es —, fo werden 
wir Vertrauen in Deutſchland wecken, Achtung gewinnen in Europa und über- 
all, und können mit gutem Gewiſſen nach Hauſe [gehen]. Er wenigſtens würde 
mit ſchlechtem Gewiſſen nach Hauſe gehen ohne ſolche Entſcheidung. Schüler: 
Er wolle nicht diskutieren, nur wünſchen, daß man das, was er ſage, für eine 
Erklärung betrachte. Er halte das Direktorium für eine äußerſt ſchlechte Ne⸗ 
gierung; er halte ſo das Erbkaiſertum, beſonders wenn man es auf eine Haus⸗ 
macht gründet, für eine äußerſt ſchlechte Regierung; beides erſcheine ihm un⸗ 
vernünftig. Das einzig Richtige iſt die demokratiſche Spitze, die vielleicht einſt 
möglich war. Er werde im Ausſchuß nur ſo ſtimmen, aber vielleicht könne es 
Umstände geben, daß er in der Nationalverſammlung (fich), wenn nichts weiter 
bleibt in der Alternative, das Direktorium wähle. And zwar (für) das letztere, 
weil es wenigſtens Oſterreich bei Deutſchland behält. Aberhaupt aber glaube 
er, daß alles, was wir ſchaffen, nur proviſoriſch iſt. Sollte etwas dauernd ge⸗ 
ſchaffen werden, ſo müßte man der linken Seite folgen. Aber wir haben durch 
den Waffenſtillſtand, durch die Nichtintervention gegen Wien und Berlin uns 
ganz von den Einzelregierungen abhängig gemacht; und dies haben wir auch 
in der Verfaſſung, beſonders im Heeresweſen, getan. Dadurch ſind die Dyna⸗ 
ſtien in die Lage gebracht, die ihnen ein Feſthalten an der deutſchen Einheit 
unmöglich macht; fie müſſen ſich ſelbſt vernichten. And wenn die nächſte Reichs⸗ 
verſammlung das Direktorium abweiſt, ſo ſage er dazu tant mieux. Der Erb⸗ 
kaiſer wird ebenſo unmöglich ſein, er bringt uns Bürgerkrieg. Oſterreich hatte 
kein Recht, einzutreten oder nicht; er glaube gern, daß das öſterreichiſche 
Kabinett darauf ausgeht, unfere Sache zu lockern, es geht vielleicht nicht ein⸗ 
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mal auf die Volksvertretung ein. Aber er wolle eine ſolche Form, daß das 
Volk in Oſterreich ſelbſt ſage, Deutſchland hat alles getan, und nur die Re- 
gierung hindert. Alſo aus dieſen Gründen werde er lieber für ein Direktorium 
ſtimmen.!“ Wigard: Ich muß bemerken, daß ich mich noch nicht auf der 
Stellung befinde, für ein Direktorium zu ſtimmen. Die Petitionen beruhen 
auf der Vorausſetzung, daß man mit dem Erbkaiſer doch das einige Deutfch- 
land erhalten könne. Die aus Sachſen angeführten können nicht die dortige 
Volksſtimmung verkünden, da ſie von den deutſchen Vereinen ausgegangen 
ſind, welche einen ſehr geringen Bruchteil des Volkes repräſentieren, 
während die vaterländiſchen die große Majorität repräſentieren. Herrn 
Waitz muß ich doch aufmerkſam machen, daß die Konſequenzen des Bundes— 
ſtaates bereits verwiſcht ſind. Ich beziehe mich in dieſer Hinſicht auf das 
Staatenhaus, welches nicht nach den Grundſätzen des Bundesſtaates kon— 
ſtituiert iſt. Ebenfo behaupte ich, daß die Erblichkeit des Oberhauptes dem 
Begriff eines Bundesſtaates völlig zuwider iſt, ebenſo wie das Direktorium, 
wenn es von Delegierten der Fürſten zuſammengeſetzt iſt. Gegen das erbliche 
Oberhaupt haben ſich die Könige, die größeren Staaten ſämtlich ausge- 
ſprochen. Ebenſo entſchieden der überwiegende Teil des deutſchen Volkes. 
Ebenſo iſt das letztere gegen das Direktorium ganz entſchieden, und nur die 
größeren Regierungen find dafür. Man will alſo — dies Refultat liegt mir 
vor — ein Wahloberhaupt. Dies iſt der Volkeswille. Wir haben darum 
dieſen für uns, und dieſer letztere muß doch der überwiegende im Verhältnis 
zu dem Willen der Regierungen ſein.“ Er ſei weder Optimiſt noch Peſſimiſt. 
Können die Erblichen und die Direktorier ihre Ideen nicht durchſetzen, ſo ſcheine 
ihm, ſind wir dem Volke ſchuldig, uns zu vereinen in dem, was das Volk 
will, nämlich die Wahl. Zwar werden die größeren Regierungen dagegen ſein, 
aber das Volk wird ſie zwingen und ſagen: Seht, hier iſt ein Vorſchlag und 
iſt ein guter und der alle Schärfen meidet, alſo nehmt ihn an. Das Direktorium 
anlangend, könne er nichts anderes als den Turnus darin ſehen, dem als 
Popanz und Komplimentenmacher noch einiges andere zugeſetzt iſt. Dies 
ſcheine durchaus nichts Empfehlenswertes. Ob Oſterreich das Recht habe oder 
nicht, weil es ſich noch nicht erklärt hat, das kommt auf den Standpunkt an. 
Es handelt ſich hier nicht um die Regierung von Oſterreich, ſondern um das 
Volk und ob wir Oſterreich ausſchließen wollen oder nicht. And da müſſe 
er ſagen, daß dieſe Sache in ſeinem Kopf immer einen Zirkel mache. Wir 
dürfen nicht Einrichtungen machen, die Oſterreich ausſchließen. Was die Ver⸗ 
mählung mit einer beſtimmten Macht betrifft, fo fürchte er, daß es eine mor- 
ganatiſche fein werde, wie deren in fürſtlichen Häuſern üblich iſt. In summa, 
wollen wir etwas für Deutſchland erreichen, ſo müſſen wir auf eine Wahl 
immerhin eines Kaiſers hinaus, auf drei, vier, ſechs Jahre. Dann hat man auch 
den Vorteil, gar nicht von einem Proviſorium zu ſprechen, und wenn Oſter⸗ 
reich hartnäckig gegen uns ſteht, mit der Zeit auf das erbliche Projekt zurück⸗ 
zukommen. Schreiner: Er vertrete hier eine Richtung, die keine Ausſicht 
auf Erfolg hat, aber irrige Auffaſſungen fühle er ſich [verpflich tet,] im Inter⸗ 
1 Von * bis von der Hand Hergenhahns. 
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eſſe des öſterreichiſchen Volkes und Regierung zu berichtigen. Dahlmann 
habe geſagt, daß ein Freund von ihm etwas geſchrieben habe. Dies habe er 
nicht geſagt, ſondern nur, daß er durch ſein Verhältnis zu mehreren Gliedern 
des öſterreichiſchen Miniſteriums beſſer unterrichtet zu ſein glaube und des⸗ 
fallſig ſich äußern könne. Ob Oſterreich ein Necht ſich erworben habe oder nicht, 
in der Verfaſſungsfrage mitzuſprechen oder nicht, wolle er nicht weiter erörtern. 
Denn er meine doch, daß dies Oſterreich wenigſtens ſo gut wie jede andere 
Regierung dazu befugt ſei. Am wenigſten durch Anaufrichtigkeit. Denn keine 
Regierung hat ſich fo früh, fo offen ausgeſprochen, ſchon (zu) Pillersdorf, und 
die letzte Erklärung ſtehe damit in vollem Zuſammenhang. Oſterreich, ſagt man, 
habe ſich nicht deutlich ausgeſprochen; aber bringe man doch die ungeheueren 
Schwierigkeiten in Rechnung, die Oſterreich hat. Daher war es nicht möglich, 
ſo ſchnell zu antworten. Auch der Wechſel der Bevollmächtigten hier traf 
Oſterreich ſehr hemmend. Ob Oſterreich nicht antworten zu wollen oder zu 
können erklärt habe, ſei ihm völlig fremd. Nur das iſt gefagt, daß Oſterreich 
eintreten wolle, nur mit dem Vorbehalt, endgültig ſeine Erklärung abzugeben. 
Auch ehrlich ſei Oſterreich nicht verfahren. Da müſſe er denn doch die öſter⸗ 
reichiſche Regierung in Schutz nehmen. Alle, die in Oſterreich waren von 
Bally an bis Welcker uſw., wiſſen es recht gut, daß der Kaiſer und ſein 
Miniſterium es völlig ehrlich und frei und gut mit der jetzigen Geſtaltung in 
Deutſchland meinen, daß ſie weit von einer niedrigen Politik entfernt ſind. 
Glaubt man, daß Preußen, wenn es nicht an die Spitze kommt, eintreten wird? 
Gewiß nicht. Warum alſo immer gegen Oſterreich immer der Vorwurf Met⸗ 
ternichſcher Politik? Er kenne die nächſte Umgebung des Kaiſers perſönlich, 
und er könne verſichern, daß man ſich in Oſterreich kein der deutſchen Sache 
günſtigeres Miniſterium denken könne als das gegenwärtige. Endlich, er ſei 
mit Notenhan überzeugt, daß die erbliche Spitze das zuträglichſte, aber 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen unmöglich ſei. Und wie es in der 
Natur keinen Sprung gibt oder der gemachte ſich rächt, ſo würde es auch 
denen gehen, die das erbliche Kaiſertum wollen. Von dem Bundestage von 
ſonſt gibt es keinen Weg zur erblichen Spitze, der Ausſicht auf Erfolg hätte. 
Daher ſei er von Anfang für ein Direktorium geweſen. Auch ſei dies keines⸗ 
wegs eine ſo lächerliche oder verräteriſche oder gefährliche Form. Er könne, 
was Scheller für ſich ſagt, auch für ſich anführen: Die Verhältniſſe, wie ſie 
hier und demnächſt werden ſollen, ſind in betreff eines Direktoriums ganz 
anders, als ſie zur Zeit des Bundestags waren, und eben dadurch werden die 
Verhältniſſe weſentlich gebeſſert. Er wolle ſich nicht für eine beſtimmte Form 
des neuen Bundestags erklären, denn man könne da mancherlei beſſern. Nur 
wolle er nochmals ſich dahin verwahren, daß man in Oſterreich Regierung, 
Volk oder Abgeordneten die Abſicht unterſchiebe, als wollten fie uns ver- 
zögern und damit unſer Werk vereiteln. Zell erklärt zu Protokoll, daß er 
für die Erblichkeit heute ſtimmen werde. Er halte noch feſt, daß er für den 
Bundesſtaat theoretiſch die Wahl für das Beſte halte. Er habe früher dafür 
geſtimmt, weil er geglaubt, daß in Preußen und Oſterreich der gute Wille 
zu erwarten ſei, dies möglich zu machen. Jetzt hat die Nationalverſammlung 
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das Heft aus den Händen gegeben. Er ſehe, es iſt feſt Preußen auf der einen, feſt 
Oſterreich auf der anderen Seite geſtaltet. Er würde für [eine] andere Form 
ſtimmen, wenn er ſich nicht überzeugt hätte, daß Oſterreich, wie ſeine Verhält⸗ 
niſſe ſind, ſich nicht für die Bundesgewalt entſcheiden kann, die wir fordern 
müſſen. Es bleibt alſo, wenn Oſterreich nicht beitritt, nichts übrig, als daß 
wir fragen, ob für die Übrigbleibenden ein Direktorium möglich und nötig iſt. 
And da erkläre er, daß wir auf den Widerſtand Bayerns nicht rechnen ſollten, 
ſondern das Volk wird ſich bald für uns und unſeren Plan erklären. 
Es wird zur Abſtimmung geſchritten. Gegen den Vorſchlag von Soiron, die 
Abſtimmung von der Erblich keit zu beginnen, erhebt ſich Ahrens mit Veto]. 
1. Soll der Welckerſche Vorſchlag des Direktoriums angenommen wer- 
den? — Ja: Jürgens, Detmold, v. Laſaulx, eventuell v. Notenhan, 
Welcker, Ahrens, Schreiner (7). Nein: Droyſen, Hergenhahn, Scheller, 
Schüler, Wigard, Reh, Mittermaier, Gülich, Tellkampf, Zell, Nießer, 
Deiters, Briegleb, Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron (17). 
2. Soll die Erblichkeit nach der Faſſung der Vorkommiſſion angenommen 
werden? — Ja: Dahlmann, Beſeler, Waitz, Briegleb, Deiters, Nießer, 
Zell, Tellkampf, Reh, Scheller, Hergenhahn, Droyſen, v. Soiron (13). 
Nein: Gülich, Mittermaier, Schreiner, Wigard, Schüler, Ahrens, 
Welcker, v. Rotenhan, v. Laſaulx, Detmold, Jürgens (11). 


Zunächſt erklärt! Nömer, der mehrere Sitzungen gefehlt hatte, zu Proto— 
koll, daß, wenn er anweſend geweſen, er gegen das erbliche Kaiſertum ge— 
ſtimmt haben würde. 


Zu 8 67, Zivilliſte betreffend, hat die württembergiſche Note vorgeſchlagen, 
ſtatt Zivilliſte: Daß eine gewiſſe Summe für die Nefidenz des Neichsober— 
hauptes am Sitz des Reichstages feſtgeſetzt werde. — Verworfen. 


Reichsrat. 

§ 80. Hier liegen Bemerkungen vor von den Bevollmächtigten der drei 
Hanſeſtädte. Im Intereſſe nicht bloß der Städte, ſondern des deutſchen Han- 
dels fordern fie größere Vertretung im Reichsrat. Ahnlich fordern Mecklen⸗ 
burg, Hohenzollern und andere, daß jeder einzelne Staat vertreten werde. Die 
Vorkommiſſion macht darauf aufmerkſam, daß wir in Hinſicht des Staaten— 
hauſes ſchon jedem Staat Vertretung zugeſtanden haben, daß alſo die Worte 
„oder Staatenverband“ in dem zweiten Satz danach fallen; und ebenſo würde 
auch für die freien Städte die Gemeinſamkeit aufzuheben ſein. Rießer: Er 
könne doch nicht zugeben, daß formell die Sache ſo liegt, obſchon er immerhin 
materiell damit einverſtanden ſein würde. Wir müſſen den Reichsrat doch 
weſentlich anders organiſieren. Die Sachlage ſehe er ſo an: Wenn wir dem 
Reichsrat in irgendeiner Sache Entſcheidung durch Majorität geben, ſo würde 
er nie die Vertretung aller Staaten zugeben, die nur zu Ungerechtigkeit führen 
würde. Aber hier handelt es ſich gar nicht um Entſcheidung, ſondern um Be— 
gutachtung. Das Prinzip der Majorität iſt nur da richtig, wo man zu Be: 


1 In der 173. Sitzung d. 7. März, abends. 
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ſchlüſſen kommen muß. Wo es ſich um Gutachten handelt, iſt dagegen die 
Majorität gleichgültig. And es ſcheint nur darauf anzukommen, daß das vor⸗ 
liegende Material an Gutachten die guten Gründe und Momente darbiete, 
wonach ſich die entſcheidenden Behörden entſchließen können. Daher ſcheint 
es richtig, daß jeder Staat ſein Gutachten geben könne mit den Gründen dazu. 
Wenn wir dem Reichsrat aber eine Entſcheidung geben, ſo dürfen wir nicht 
einmal den vier Städten Einzelvertretung geben, es würden dann auch etwa 
zwölf Kurienſtimmen hinreichen. Waitz: Rießer hat einen neuen Geſichts⸗ 
punkt aufgeſtellt, daß nämlich der Reichsrat kein Kollegium ſei, was gegen 
8 83 verſtößt. Das Weſentliche der Kompetenz des Reichsrates iſt aber, daß 
er Beſchlüſſe faſſen kann. Die Kollektivnote fordert in dem Reichsrat eine 
Verteilung des Stimmrechts nach Maßgabe der Größe und des Gewichts 
der einzelnen Staaten, und dieſe Forderung halte er begründet. Er ſei der 
Meinung, daß der Reichsrat ein notwendiges Abel ſei, wenn wir die einheit- 
liche Spitze ſchaffen. Er ſei auch der Meinung, daß der Reichsrat weitere Be⸗ 
fugnis haben müſſe. Aber am wenigſten könne er den Vorſchlag von Hergen— 
hahn billigen. Noch immer glaube er, daß der Reichsrat auf ein beſtimmtes 
Maß von Stimmen zu reduzieren ſei. Man ſagt, es ſei unnatürlich, daß viele 
Staaten in eine Stimme vereint werden, wie ja dies auch im Bunde der Fall 
war. Die ganz kleinen Staaten aber können ſich ſehr wohl verbinden, denn ſie 
haben kein eigenes, ſondern nur Kollektivintereſſe. Somit wiederhole er ſeinen 
Antrag in zwölf Stimmen. Er hoffe noch, daß dieſe Verteilung ſich rechtfertige 
auch nach dem Intereſſe von Nord und Süd. Abrigens ſei ſeine Meinung, daß 
die Bevollmächtigten beim Reichs oberhaupt zugleich die im Reichsrat ſind. 
Rießer: Er iſt im weſentlichen mit Waitz einverſtanden: 


„Es ſteht den Einzelſtaaten, die eine gemeinſchaftliche Stimme im 
Reichsrat haben, frei, ſich einzeln durch Bevollmächtigte bei den Be— 
ratungen des Reichsrats vertreten zu laſſen und der Reichsgewalt Sonder— 
gutachten einzureichen“. 


Waitz: Er würde ſeinen Antrag eventuell ſo ſtellen, daß es auf zwölf Stim⸗ 
men, nicht auf zwölf Mitglieder ankomme, ſo daß ſich die betreffenden Bevoll⸗ 
mächtigten zu einer Stimme vereinen. Römer: Sollte dazu eine beſondere 
Erlaubnis gehören, um Sondergutachten einzureichen? Nießer: Es komme 
auf Mitdebattieren an. Man nehme nur das Beiſpiel der Differentialzölle, das 
doch nur die Küſte genau kennt; nur Bremen iſt dafür, Hamburg und alle 
anderen Städte dagegen. Somit iſt es ſehr wichtig, daß das Recht der Mit⸗ 
beratung gegeben werde. Deiters: Er wolle berichten, was die Petitionen 
darüber ſagen: Da iſt nun faſt überall, beſonders von den Märzvereinen, aus 
vielen Ortſchaften dagegen geraten. Er übrigens ſchließe ſich Waitz an. Den 
Reichsrat fallen zu laſſen bei der einheitlichen Spitze iſt nicht möglich. 
v. Rotenhan: Die Petitionen beruhen gewiß auf Mißverſtändnis und Un- 
klarheit, das Inſtitut iſt gewiß notwendig. Wenn übrigens es nur auf das Gut⸗ 
achten der Einzelnen ankomme, ſo wäre es gar nicht nötig, einen Reichsrat zu 
haben, aber der Reichsrat hat mehr zu bedeuten. Hergenhahn: In der 
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Kollektivnote wird von der Idee ausgegangen, daß dem Reichsrat in gewiſſen 
Fällen, beſonders bei Anderungen der Verfaſſung, bei Organiſation des 
Reichsgerichts und Beſetzung der Reichsrichterſtellen, eine Entſcheidung zu— 
ſtehen ſolle. Man wird ſich alſo vorweg darüber klar werden müſſen, ob der 
Reichsrat bloß begutachtend fein ſoll oder mehr. Die königl. ſäch ſiſche Negie- 
rung ſagt, daß der Reichsrat ſich nach dem Formate des Oberhauptes modi- 
fizieren müſſe und namentlich bei der erblichen Spitze ſich deſſen Wirkſamkeit im 
ganzen oder durch einen Ausſchuß erweitern müſſe. Die Vorkommiſſion war 
der Meinung, entſcheidende Stimme, wie die Kollektivnote wünſcht, nicht zu 
gewähren. Abrigens wird man die Bevollmächtigten von dem Reichsrat 
ſcheiden müſſen; denn jene ſind nicht nötig, befragt zu werden. Reh: Er ſei 
an ſich gegen das Inſtitut; aber da es einmal da iſt, würde er ſich der Anſicht 
von Waitz anſchließen, wenn der Reichsrat eine Entſcheidung erhalten ſoll. 
Dagegen wenn er nur konſultativ ſein ſoll, wird man ſich damit verſtehen, 
daß jeder Staat ein Mitglied ſendet. Denn auch die Beſchließungen des 
Reichsrates find nur begutachtend, und dann kommen auch die Meinungen 
der Minderheit durch Sondergutachten an die Reichsregierung. Denn der 
Zweck dieſes ganzen Neichsrates iſt nur, daß die Verhältniſſe der Einzel- 
ſtaaten zur Kenntnis der Reichsregierung kommen. Er beantragt: 


Zweiter Satz: „Jeder im Staatenhauſe vertretene Staat ernennt dazu | 
ein Mitglied, unbeſchadet des Rechts mehrerer Staaten, einen gemein- 
ſchaftlichen Bevollmächtigten zu ernennen“. 


Beſeler: Er habe für ſich eine Frage der Zweckmäßigkeit zu beantworten. 
Es iſt uns heut früh geſagt worden, daß wir ein ſchweres Werk ſchaffen, und 
daß wir zum Schlechteren greifen müſſen, um zuſtande zu kommen. Es ſind 
hier zwei Gefahren, die aber nicht im Reichsrat liegen: Daß ſich der Bundes⸗ 
ſtaat entweder zu ſehr zuſammendrängt oder zu ſehr löſt. Bloß theoretiſch be— 
trachtend, würde er den Reichsrat möglichſt locker ſtellen, weil der Partiku⸗ 
larismus noch immer ſehr ſtark iſt. Aber wir müſſen vor allem eine ſtarke 
Reichsgewalt ſuchen, und dieſe fordert große Opfer von den Einzelſtaaten, 
und gibt es ein Mittel, die einzelnen Staaten, beſonders die mächtigen, zu 
verſöhnen, jo nehme er dies Mittel. So betrachte er den Reichsrat. Jetzt ſteht 
die Sache ſo, daß wir von allen Regierungen faſt Wünſche erhalten zur 
Stärkung des Reichsrats. Hätten wir noch die frühere Form des Staaten— 
hauſes, ſo würde er bei der früheren auch hier geblieben ſein. Aber 38 
Stimmen, nur fakultativ zu raten oder nicht, das iſt das Allerloſeſte und 
gar kein Reichsrat mehr. Somit ſcheine ihm Waitz' Vorſchlag der Kollek— 
tivnote am nächſten zu kommen, und er finde die Rießerſche Modifikation 
vollkommen ſachgemäß. Auch wenn der Reichsrat bloß konſultativ iſt, 
muß eine ſolche Organiſation eintreten, wenn er nicht ganz flau werden ſoll. 
And bei der Größe ſeiner Aufgaben wünſche er, daß ihm eine bedeutende Stel— 
lung gewahrt werde. Tellkampf: Er glaube, daß Rießers urſprünglicher 
Vorſchlag den Reichsrat ganz beſeitigt haben würde. Ihm ſcheine, daß wir 
hier eine Konzeſſion machen, die unſere Verfaſſung nicht eben erleichtert. Es 
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iſt eine zu ſtarke Vertretung des Partikularismus da. Wir haben das Intereſſe 
der Regierungen dreimal vertreten: Im Staatenhaus, im Reichsrat und 
durch beſondere Bevollmächtigte. Er wird darauf aufmerkſam gemacht, daß 
das eine ſich auf die Geſetzgebung, das andere ſich auf die Regierung bezieht. 
Nehmen wir den Reichsrat ſo, ſo müſſen wir das Staatenhaus wieder ändern. 
Eben die Begutachtung der Geſetze wird ſchon einen ſtarken Einfluß der Re⸗ 
gierungen vermitteln. Römer: Wenn ſich Württemberg nicht geäußert hat, 
ſo war es nur, weil es gar keinen Wert auf den Reichsrat legt, der nur ein 
Troſtmittel für die abgetretene Souveränität ſein ſolle. Er iſt entweder zu 
viel, weil er nur hemmt; oder zu wenig, weil er nicht entſcheidet. Soll man 
einmal einen haben, ſo muß er wenigſtens aus möglichſt wenigen Stimmen 
beſtehen, und er ſtimme für Waitz, weil es eine Art von Mediatiſierung iſt. 
Gegen Rießer müſſe er fein, weil er allen eine nichtzählende Stimme gebe; 
es würde damit eine Verſchleppung, eine wahre babyloniſche Sprach verwir⸗ 
rung entſtehen. Daß jede Regierung Bevollmächtigte ſchicken kann, i 
ſich, und es fragt ſich, ob man ſie hören will. 


Waitz' Antrag: „Der Reichsrat beſteht aus zwölf Mitgliedern uſw.“ (ſiehe 
den erſten Entwurf der betreffenden Verfaſſung). 

Soll es mit Reh heißen: „Jeder Staat ernennt dazu ein Mitglied, un⸗ 
beſchadet des Rechts mehrerer Staaten, einen gemeinſchaftlichen Bevoll- 
mächtigten zu ernennen“? — Verworfen. 

Soll Waitz' Antrag angenommen werden? — Angenommen, 13 
gegen 5. 

Soll es mit Rießer heißen: (ſiehe oben)? — Angenommen. 


Zu 8 82. Die Kollektivnote wünſcht die Zuſtimmung des Reichsrats zu den 
Verfaſſungsänderungen, zur Organiſation des Reichsgerichts, zur Beſetzung 
des Reichsgerichts. Ahnliches wünſcht wohl Sachſen. Die Vorkommiſſion 
ſchlägt vor, bei der früheren Faſſung zu beharren. Beſeler fragt, ob in 
Amerika zur Veränderung der Verfaſſung das Recht der Zuſtimmung den 
Einzelſtaaten zuſteht? Tellkampf: Die Bundesverfaſſung beſtimmt gewiſſe 
Rechte der Einzelſtaaten und gewiſſe Sachen, die ſie nicht tun dürfen, und 
das ſteht verfaſſungsmäßig feſt. Wenn der Kongreß in die Verfaſſung der 
Einzelſtaaten eingreifen wollte, ſo würde dies nicht gehen. Dagegen könnte 
der Kongreß die Verfaſſung des Ganzen modifizieren, aber dies muß dann 
in allen Staaten vorgelegt werden, und ½ der Staaten müſſen zuſtimmen. 
Solche Anderungen ſind in den Amendements vorgenommen. Zell: Die 
amerikaniſche Verfaſſung gibt zwei Wege an: Einmal daß den Einzelſtaaten 
vorgelegt wird und ſie ſich nach Majorität äußern. Oder es werden neue 
Wahlen für den Kongreß vorgeſchrieben, und dieſe neuen Wahlen haben 
dann die Sache zu beſchließen. Rießer: Er würde, wenn er darin einen 
Weg der Verſöhnung ſähe, in zwei Punkten hier nachgeben, nämlich bei 
Verfaſſungsänderungen und bei 8 58. Es iſt eine bodenloſe Abertreibung, 
wenn man die Befugnis eines Reichsrates vergleichen will mit einer Regie⸗ 
rung, die in der Regel per majora abſtimmen muß (denn privatim hätte 


— 
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man dies eine nur andere Art des Direktoriums genannt). Wenn er fich 
zu der Meinung bekennen könnte, daß es immer nur auf die Kolliſion 
zwiſchen Regierung und Volk ankomme, ſo würde er gerade ſo entſchieden 
wie die Linke gegen den Reichsrat ſtimmen. Aber es handle ſich um ganz 
unendlich andere Dinge als um dieſe ewig wiedergekäuten. Glauben Sie, 
daß die Frage über Gewerbe in Bayern, die Frage über Freihandel 
uſw. durch irgendeine Löſung der Frage der Demokratie geändert wird? 
Ja, wenn man überall die Demokratie ſiegen ließe, ſo würden alle dieſe Dinge 
um ſo geſteigerter und heftiger. Sehe man doch die Sachen, wie ſie ſind. Im 
März 48 haben die Maſſen die Fabrikanten gezwungen, ihre fremden Arbeiter 
zu entlaſſen. Hunderttauſende fordern den Schutzzoll oder drohen mit Barri⸗ 
kaden, und wäre der Freihandel ebenſo organiſiert, würde der Gegenſatz 
ebenſo ſchroff vortreten. Alſo dieſe großen Gegenſätze ſind es, die gar nicht 
freiheitlicher Art ſind, welche man früher, als ſie in die leidenſchaftliche Debatte 
des Parlamentes kommen, durch ruhige, verſtändige Männer im Reichsrat 
erwägen muß. Wird aus unſerer Verfaſſung etwas, fo wird ihr Gegenſatz gar 
nicht im Gegenſatz der Demokratie und Regierung liegen, ſondern in den. 
großen nationalen Intereſſen, die verſöhnt werden müſſen. Zell: Auch er 
meine, daß wir nicht vom demokratiſchen Standpunkt hier gegen den Reichsrat 
ankämpfen, ſondern es iſt ein Pflaſter, das man den Dynaſtien auflegt. Ihm 
ſcheine, daß man mehr den Anfang als die Wirkſamkeit der Verfaſſung ins 
Auge gefaßt hat: Den Standpunkt der Mützlich keit hätte er noch nicht gehört. 
Den Widerſtand der Stämme nun will man durch Gutachten der Bevollmäch- 
tigten brechen? Dann erachte er das Inſtitut in ſeiner Wirkſamkeit ſo ſchädlich, 
daß er es lieber gar nicht möge. Rießer will hier ein Inſtitut für die Vorberei⸗ 
tung der Geſetze durch die Zentralgewalt. Dieſe Nützlich keit erſehe er nicht, man 
gebe dadurch dem Gutachter eine Art Berechtigung. And da iſt die Gefahr, 
daß die Reichsregierung ſich von vierunddreißig Seiten täglich zwacken läßt, 
ſtatt vom Thron des Jupiters herab zu wettern. Er ſehe nicht ein, wie bei 
ſolcher Petulanz der Einzelſtaaten etwas erreicht werden könne. Jene Vor— 
bereitung wird die Reichsregierung auf anderen Wegen erhalten können; fie 
wird ſich kundig unparteiiſche Leute kommen laſſen, während ſonſt Leute 
kommen, die Herr Stüve vielleicht will, aber die dem Reich nicht nütze find. 
Gibt man den Bevollmächtigten ſolche Berechtigung, ſo iſt die Zentralgewalt 
nur noch mehr beengt. Dahlmann: Auch er ſei kein Enthuſiaſt für den Neichs⸗ 
rat, aber er liegt in der billigen Berückſichtigung der Verhältniſſe. Seine Ein⸗ 
richtung ſcheine ihm jetzt angemeſſen. Alles dies aber könne er nur ſagen, wenn 
der Reichsrat rein konſultativ bleibt. Wenn er beſchließend, gar mitregierend 
auftrete, aber doch verhindernd die Regierung und die Volksvertretung, fo 
müſſe er ſich dagegen erklären, und er bleibe bei § 2. Schüler: Er ſpreche 
gegen den Antrag von Rießer. Der Reichsrat hat mit allen anderen Inter⸗ 
eſſen nichts zu tun, ſondern nur mit den dynaſtiſchen. Er fürchte, daß die Junker 
und Diplomaten, die man herſchickt, nicht viel von dem Handel und der Ge— 
werbefreiheit uſw. verſtehen werden. Es ſei ihm ganz gleich, ob fie entſchei⸗ 
dende oder begutachtende Stimme haben. Es iſt ebenſo ſchlecht wie das Diref- 
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torium und nur der Anterſchied, daß hier zwölf, dort ſechs Mitglieder ſind. 
Die Entſcheidung wird immer da ſein, wo die Macht iſt. Stellt man einen 
Kaiſer mit Hausmacht an die Spitze, fo iſt es gleich, ob der Reichsrat ent⸗ 
ſcheidende Stimme hat oder nicht. Wir haben die Sache ſich ſo drehen laſſen, 
daß wieder, wie vor dem März, nicht das Recht, ſondern die Gewalt ent— 
ſcheidet. 

Rießers Antrag: „Bei Verfaſſungsänderungen und ſolchen Beſchlüſſen, 
die verfaſſungsmäßig an dieſelbe Form wie jene geknüpft ſind, iſt die Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsrates nach Majorität der Stimmen erforderlich“. — 
Verworfen. 


Es blieb noch die neue Ordnung der Stimmen im Staatenhauſe übrig. 
Die Vorkommiſſion ſchlägt vor: 


Dreupen? 40 (Schleswig)⸗Holſtein . 4 
DMterreih 36 Mecklenburg⸗Schwerin 4 
Daher 20 Lüremburg⸗Limhug 08 
Sh, 10 Mall ß; 8 
ee N 10 Braännſch weg 2 
Württemberg . . . 10 Oldenburg 2 
Baden) a 8 Sachſen⸗Weimaer 2 
eee, 6 Hamburg 2 
eee, 6 Alle anderen e 1 


190 

Hergenhahn bemerkt, daß in dieſer Teilung auch Nord und Süd ange- 
meſſen ſei, indem, wenn man nur 10 preußiſche Deputierte für Süddeutſchland 
rechnete, 94 gegen 83 Norddeutſche kommen. Welcker: Die Zahlenverhält⸗ 
niſſe ſind bekannt und oft erörtert. Er meine wieder, daß Süddeutſchland 
gekürzt ſei, jetzt noch mehr als früher. Und er meine, daß da noch weitere 
Ausgleichungen ſtattfinden müſſen. Geht man einmal nicht rein nach der 
Bevölkerung, ſondern auch nach anderen Rückſichten, ſo muß Baden 9 Stim⸗ 
men haben. Er wünſche nun, ſich von einer abſoluten Anſchicklich keit frei zu 
halten, nämlich der Herabſetzung der erſten Macht von Deutſchland. Wer 
keine Empfindung von politiſcher Schicklichkeit habe, der wird ſie durch Worte 
nicht bekommen. Oſterreich tritt entweder nicht ein, und dann habe man nicht 
nötig, einen Fußtritt zu geben und zu vielen Beſchimpfungen gegen Oſterreich 
noch dies hinzuzufügen. Vorſitzender fordert den Sprecher auf, ſich be— 
leidigender Ausdrücke zu enthalten. Wogegen Welcker ſehr heftig proteſtiert 
und namentlich, daß der Präſident ihn nicht ſchulmeiſtere. Vergebens erinnert 
man ihn daran, daß ſich jeder dem Ordnungsrufe des Präſidenten fügen 
müſſe. Wogegen Welcker erklärt, daß er ſich nur parlamentariſcher Aus- 
drücke bediene. Wigard: Er wünſche, daß man Zeit habe, die Vorlage genau 
zu prüfen, und deshalb die Sitzung heute zu ſchließen. Beſeler: Es handelt 
ſich ja nur um einige Kleinigkeiten, die nachgebeſſert werden, und zudem haben 
wir die Sache oft und kürzlich noch behandelt. Bedenken wir zugleich, daß 
wir dicht daran ſind, ein großes Werk zu Ende zu führen, worauf die Nation 
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ſehnlichſt wartet. Schreiner: Er fordert um ſo mehr den Schluß, da ihm gänz⸗ 
lich der Schlüſſel zu dieſem neuen Syſtem fehle. Hergenhahn: Wir haben 
ja bereits ſo viel unterhandelt, und zwar beſonders mit auf Wigards Be— 
merkungen. Am eine Ausgleichung zwiſchen Süd und Nord zu machen, iſt 
Bayern erhöht. Hamburg endlich hat, weil es mehr als 150 000 Einwohner 
hat, 2 Stimmen bekommen. Waitz: Er begreife Schreiner nicht, wie er 
ſagen könne, daß er von allem nichts wiſſe. Die Kommiſſion macht gegen das 
einmal Angenommene einige Gegenvorſchläge; werden die nicht angenom— 
men, jo bleibt das frühere. Daß die unter 150 000 Einwohner je eine be- 
kommen, iſt bereits beſchloſſen. v. Rotenhan: Er dringe darauf, daß wir 
heute zu Ende machen, und wir können es leicht und in kurzer Zeit. Schreiner: 
Da das Zahlenverhältnis hier das einzig entſcheidende iſt, ſo iſt der Amſtand, 
daß Oſterreich bei ſeiner Zahl gelaſſen iſt, während andere Staaten, die 
kleiner ſind, verhältnismäßig viel vorteilhafter bedacht ſind, hinreichend zum 
Beweis, daß alle Zahlenverhältniſſe verrückt ſind. 
Soll vertagt werden auf Schreiners Antrag? — Verworfen. 

Welcker fährt fort: Oſterreich hätte feines Ranges, feiner Macht wegen 
eine ſchicklichere Berückſichtigung finden ſollen. Iſt Oſterreich mit Deutfch- 
land feindlich, ſo iſt es recht, gar keine Rückſicht darauf zu nehmen. Aber mit 
Oſterreich in Freundſchaft bleiben zu wollen, und les! doch fo zu behandeln, 
das iſt — da ihm doch kein unparlamentariſcher Ausdruck geſtattet fei, [fei] fein 
Wunſch, daß ſich jeder denken möge, was hier paßt. Er ſage hiermit feierlich, 
daß Oſterreich nicht bloß nicht eintritt, ſondern daß das Gefühl des Königs von 
Preußen, der ſich ſo würdig ausgeſprochen hat, dies nicht dulden werde. 
Alſo er fordere, daß es gleiche Zahl wie Preußen erhalte und an erſte Stelle 
komme. Haben Sie ſich bloß nach der Bevölkerung gerichtet, ſo beſſern Sie 
Ihren Irrtum, Sie haben ſich aber nicht danach gerichtet uſw. Deiters: Auch 
ihn habe es doch eigentümlich berührt, daß nun Bayern vier Stimmen mehr 
bekommen hat und Oſterreich keinen Zuwachs; aber daß Oſterreich ſo viel 
Stimmen wie Preußen erhalte, ſcheine nicht angemeſſen, da Preußen durch 
Zutritt aller Provinzen größer in Deutſchland iſt. Er wünſche für Oſterreich 
38 Stimmen. Waitz: Er meine, auf jene lange Rede genügt eine kurze Ant⸗ 
wort. Als wir zum erſtenmal dieſe Dinge behandelten, da fand niemand etwas 
Beleidigendes in den 40 und 36, und wir behandelten alles ſehr friedlich. 
Als Buß und Gfrörer den Vorſchlag in der Nationalverſammlung machten, 
war ſelbſt bei den Oſterreichern wenig Beiſtimmung. Er hoffe, wir haben 
auch jetzt keinen Anlaß, heftig zu werden. Bayern 20 ſcheine ihm zu hoch, 
er würde aus Rückſicht auf die ſüddeutſchen Klagen 18 ſetzen, Klagen, die 
doch immer wieder anfangen, ſo oft man beweiſt, daß es nicht da anfängt, 
wo ſie meinen. Bei Holſtein ſcheint man Schleswig ſchon aufgegeben zu haben, 
beide zuſammen haben 900 000 Einwohner, und er meine, demgemäß müſſe 
der Anſatz gemacht werden, nämlich 6. Die 3 Stimmen von Luxemburg und 
Naſſau ſind ihm unbequem, aber eventuell will er es billigen. Alles andere 
ergibt ſich von ſelbſt. Nur Hamburg ſcheine zu hoch taxiert. v. Notenhan: Er 
wünſche wie ſchon früher 40 Stimmen für Oſterreich, für Bayern aber ſeien 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 40 
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18 genug. Gerade aber unter den jetzigen Amſtänden iſt es gewiß Hug, Oſter⸗ 
reich in feinen alten Nangverhältniſſen zu laſſen. Schüler: Er habe ſich feit- 
her in das Zahlenverhältnis gar nicht eingemengt, teils weil er das ganze 
Inſtitut für ſchlecht halte, teils weil er fich nicht in den Streit des Partikularis⸗ 
mus einlaſſen möge. Doch wünſche er 40 für Oſterreich; da Preußen doch 
vielleicht an die Spitze kommt, muß man es nicht zu ſtark im Staatenhauſe 
ſein laſſen uſw. Schreiner: Er ſei nicht gewohnt, die Debatte unnütz zu 
verlängern und könnte alſo nach dem Geſagten eigentlich auf das Wort ver— 
zichten, aber er müſſe auf einiges von Waitz zurückkommen. Es iſt nicht der 
Wahrheit gemäß, daß man in früherer Debatte ohne Einrede dieſe Stellung 
und Zahl Oſterreichs hingenommen habe, vielmehr hat Mühlfeldt damals 
ſcharf geſprochen. Die Gereiztheit betreffend, ſo iſt ſie wohl begreiflich, wenn 
man ſieht, welche Kränkungen und Verletzungen uſw. auf Oſterreich ge- 
worfen ſind. Er ſei nicht befugt, Welckers Ausdrücke zu rechtfertigen, aber 
hätte man dieſen Antrag der Vorkommiſſion ins Haus gebracht, ſo würde 
ein Schrei der Entrüſtung gekommen ſein (er meinte wegen der 20 Stimmen 
Bayerns). Warum ſagt man nicht, weshalb man dieſen Anſatz macht? Man 
meint, Oſterreich wird doch ausſcheiden müſſen, und da will man ſich nicht 
mehr viel Mühe machen. Somit würde er angemeſſen halten, Oſterreich 
40 Stimmen zu geben und Bayern eventuell, wenn Oſterreich austritt, 
20 Stimmen, für jetzt aber 18. Der Kritik über die mehr Stimmen, die Ham⸗ 
burg bekommen, wolle er nicht ihrem Zuſammenhange nachzuſpüren ſuchen. 
Droyſen erklärt den Arſprung dieſer 2 Stimmen für Hamburg. Nießer: 

Er würde an Oſterreich ſehr gern alle möglichen Konzeſſionen machen, wenn 
es damit in den Bundesſtaat eintreten könnte. Er glaube nicht, daß die Erb⸗ 
lichkeit durchgeht, ſondern das Direktorium, und da wird das preußiſche Volk 
ſehr bald fühlen, daß es mit ſeiner europäischen Bedeutung annulliert iſt, und 
hat dann 3 Millionen mehr als Oſterreich und nur die gleiche Vertretung. 
Sodann iſt für Hamburg nichts Außerordentliches geſchehen, da es 180 000 
Einwohner hat und denn doch wirklich einige Bedeutung, alſo gewiß keine 
exzeptionelle Stellung. Hergenhahn: Man habe in der Kommiſſion wirk⸗ 
lich gar nicht daran gedacht, wie Schreiner meint, Oſterreich zu kränken; 
ſondern es war nur die Nückficht, bei der Mehrung der Einzelſtimmen dem 
Süden einige Stimmen mehr zu geben. Wigard: Er habe früher für die 
36 geſtimmt, und er glaube noch, daß dies das richtige Verhältnis iſt. Nun 
aber, wenn einmal ſein Prinzip verletzt iſt, daß alle Staaten gleich vertreten 
ſind, ſo iſt ihm alles andere offene Frage, beſonders da er kein Liebhaber 
von Nangſtreitigkeiten ſei. Es mache ihm kein Bedenken, für Bayern 18 zu 
geben. In betreff Schleswig-Holſteins finde er Waitz' Anſicht richtig. 


Abſtimmung: | 
Soll Öfterreich 40 ſtatt 36 haben? — Verworfen. 

Soll Oſterreich 38 Stimmen erhalten? — Angenommen. 
Soll Bayern 20 Stimmen erhalten? — Verworfen. 
Soll Bayern 18 Stimmen erhalten? — Angenommen. 
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Soll Baden 9 Stimmen erhalten? — Angenommen. 

Soll Heſſen⸗-Darmſtadt 7 Stimmen erhalten? — Verworfen. 
Soll Schleswig-Holſtein 6 Stimmen erhalten? — Angenommen. 
Soll Mecklenburg-Schwerin 4 Stimmen haben? — Angenommen. 
Soll Luxemburg mit Limburg 3 haben? — Angenommen. 

Soll Naſſau 3 Stimmen haben? — Angenommen. 

Soll Sachſen⸗Weimar 2 Stimmen haben? — Angenommen. 
Soll Hamburg 2 Stimmen erhalten? — Verworfen. 


Womit dieſe Sache beendet iſt. 


Reh: Er mache darauf aufmerkſam, daß § 61 (58) in zwei Paragraphen 
geteilt werde, worauf bemerkt wird, daß dies ſchon geſchehen iſt. 


Zu 8 91 bemerkt Waitz, daß die Faſſung fo geändert werden müſſe, daß 
er für die ungeraden Zahlen paſſe. Es wird der Vorkommiſſion überwieſen 
zur Redaktion. 


Hergenhahn: Die württembergiſche Note iſt von uns nur beim Neichs— 
oberhaupt berückſichtigt. Im früheren ſtimmt ſie faſt wörtlich mit den Be— 
merkungen anderer Staaten. Nur zu § 7 bemerkt Württemberg, daß es 
wünſchenswert iſt, daß der deutſche Geſandte ſich mit Beamten der Einzel- 
ſtaaten, die es wollen, und auf deren Koſten verſehe. Es wird genügend ſein, 
dies in den Motiven zu bemerken, wo Römer beiſtimmt. § 13 ſtimmt Würt⸗ 
temberg für die Zahl von 500 000 Einwohnern. § 15 wünſcht es die Worte: 
„an erſter Stelle“ geſtrichen. 8 18 iſt ſo angenommen, wie Württemberg 
wünſcht. Ahnlich § 25 haben wir uns ſchon zuvor akkommodiert. Ahnlich bei 
den Eiſenbahnen. Aus Anlaß des § 24 beantragt Welcker von neuem, die 
gleichzeitige Ausgleichung der Produktions- und Konſumtionsſteuern auf- 
zunehmen, beſonders zur Beruhigung der Süddeutſchen. 

Soll der Zuſatz der württembergiſchen, badiſchen Regierung p. . .. an- 
genommen werden? — Verworfen. 

§ 36. Württemberg wünſcht nur Matrikularbeiträge — iſt ſchon abgemacht. 


Zu 8 57 (55) wünſcht Bayern, daß die jetzige Verſammlung noch ein Ge⸗ 
ſetz über Aſſoziationsweſen mache. 


Mit dieſen württembergiſchen Bemerkungen iſt alles erledigt, was von den 
Regierungen eingekommen iſt. Endlich lieſt v. Soiron noch den Bericht über 
das Reichsgericht vor. Er wurde angenommen. In betreff der Minoritäts⸗ 
erachten ſcheint es angemeſſen, dieſe wie bei den Grundrechten noch heute zu 
drucken. 

Zunächſt berichtet! v. Soiron über einen Antrag von Ahrens das Reichs 
gericht betreffend, deſſen Ablehnung derſelbe beantragt und dem beigeſtimmt 
[wird]. Sodann legt Hergenhahn Bericht über die ſoeben eingegangene 
hannöverſche Note ab. 

Zu § 7. Hannover wünſcht „in den einzelnen Staaten“, fo in dem ganzen 
5 8 fortzulaſſen. — Iſt nicht unterſtützt. 

1 In der 174. Sitzung d. 8. März. 
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§ 20. Hannover bezweifelt die Notwendigkeit (des Haltens), eigene Kriegs- 
ſchiffe zu halten, und wünſcht ein beſonderes Geſetz in betreff der öſterreichiſchen 
Marine. Letzteren Antrag unterſtützt Ahrens. Hannover mache dieſen An⸗ 
trag im Intereſſe von ganz Deutſchland und iſt darum wohl zu hören. Waitz: 
Er habe bei erſter Beratung gerade dies vorgebracht und beſonders das Be: 
denken geäußert, ob man die Flotte zur Reichsſache machen könne, gerade 
in betreff Oſterreichs, und darauf habe Lichnowſky und Andrian oder 
Mühlfeldt geäußert, daß die öſterreichiſche Flotte eine Sache des öfter- 
reichiſchen Geſamtſtaates ſei. Andere Oſterreicher haben das nachmals be- 
ſtritten. Jedenfalls ſei hier ein beſonderes Verhältnis; wenn Oſterreich ein⸗ 
trete und alſo ſein Heer uſw. aufteilte, ſo möchte auch ein Teil auf die deutſchen 
Bundesgebiete kommen. Das ſind aber ferne Eventualitäten, und gehören zu 
den Ausführungsmaßregeln. Dahlmann: Man müſſe wohl Anträge von 
Oſterreich in dieſer Richtung erwarten, denn es wäre unrichtig, ein Verhältnis 
normieren zu wollen, ehe Oſterreich ſelbſt ſich erklärt hat. Schreiner unter⸗ 
ſtützt den Antrag und wünſcht, falls er nicht angenommen wird, daß wenigſtens 
in den Motiven der Grund erwähnt wird, warum dies nicht angenommen. 
Jedenfalls liegen alle Stationsorte der öſterreichiſchen Marine außer dem 
Bundesgebiet, die Bemannung iſt faſt durchgehend nicht deutſch, die Flotte 
ſelbſt gehört dem Geſamtſtaat. 
Der Antrag Hannovers in betreff der öſterreichiſchen Marine — ver- 
worfen. 


Soll in den Motiven davon geſprochen werden? — Beſeler: Die Sache 
iſt entweder zu wichtig, um beiläufig abgemacht zu werden, oder ſie fordert 
eine ſehr eingehende Beſprechung. Schreiner zieht aus Rückſicht darauf 
ſeinen Antrag zurück. — Nicht angenommen, 10 gegen 10. 

In betreff des Haltens von Kriegsſchiffen ſeitens der Einzelſtaaten beruft 
[man] ſich, wie Mittermaier bemerkt, nicht ganz mit Necht auf Nord— 
amerika; da bedarf es einer beſonderen Kongreßakte, um einzelnen Staaten die 
Befugnis zu geben. 


§ 23. Hannover will die Worte „ſie unterliegen der Genehmigung der 
Reichsgewalt“ geſtrichen. — Nicht unterſtützt. 

S 26 wünſcht Hannover Berückſichtigung der Nekognitionsgelder. — 
Nicht unterſtützt. 

8 35. Hannover unterſtützt das Prinzip der Matrikularbeiträge. — Nicht 
unterſtützt. 

8 37 wünſcht Hannover vermieden, daß nicht die Zuſtimmung der Reichs- 
gewalt zur Steuererhebung der Einzelſtaaten notwendig ſei. — Er⸗ 

Ai ledigt, 

§ 38. Hannover wünſcht dieſen Satz allgemeiner ausgedrückt. — Iſt als 
erledigt anzuſehen. | 

8 40. Hannover will die Worte „durch fortlaufende Kontrolle“ geſtrichen 
haben. Ahrens nimmt dieſen Antrag auf. — Nicht angenommen. 

§ 42 (jetzt 44) iſt Hannover einverſtanden. 
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Hiermit iſt die Berückſichtigung der hannöverſchen Note beendet. Die Vor— 
kommiſſion möge, ſchlägt Beſeler vor, [fie] in der Weiſe berückſichtigen, wie 
es die Achtung vor der hannöverſchen Regierung fordert. Waitz bittet um 
die Erlaubnis und erhält ſie, daß die Vorkommiſſion dieſe Nachträge machen 
könne, ohne ſie nochmals vorzulegen. 

Hierauf werden die Berichte über den Verfaſſungsentwurf verleſen. 

Es wurden! die weiteren Motive über das Verfaſſungswerk 5 bis 
zu Ende geleſen und angenommen. 


Die Verhandlungen über den Welckerſchen Antrag 


Die Veranlaſſung der heutigen Sitzung? war der von Welcker eingebrachte 
dringliche Antrag, die Abertragung der erblichen Kaiſerwürde an Preußen 
betreffend. 

Der Vorſitzende teilt auf Wigards Anfrage, von wem der Antrag an 
dieſen Ausſchuß gewieſen ſei, mit, daß dies durch den Präſidenten geſchehen ſei. 
Wigard äußert, er habe wenigſtens das formale Bedenken andeuten wollen. 
Rießer: Auch er habe dies Bedenken gehabt: Da der Antrag von dem 
Antragſteller ſelbſt als nicht mehr dringlich bezeichnet worden, ſo ſei der 
Präſident der Nationalverſammlung wie ihm ſcheine mit Recht und nach 
der Geſchäftsordnung der Meinung geweſen, verfahren zu dürfen, wie er ge- 
tan. Schüler führt die Tatſache des heutigen Vorganges ſo an, daß danach 
die Aberweiſung an den Ausſchuß nicht füglich habe eintreten können. Waitz: 
Er finde nicht, daß dieſer tatſächliche Verlauf richtig bezeichnet ſei, aber auch 
er ſei überraſcht geweſen, daß der Präſident nicht gefragt habe, wie mit dem 
Antrag zu verfahren ſei. Demnach habe er und ſeine Freunde einen beſonderen 
Antrag über die Geſchäftsbehandlung nicht geſtellt und ſtillſchweigend habe 
die Nationalverſammlung die Sache dem Präſidenten überlaſſen. Welcker: 
Er habe allerdings nicht auf der Dringlichkeit beſtanden, ſondern nur eben die 
Begründung des Antrages zu machen gewünſcht. Detmold: Der Antrag 
iſt als dringlich eingebracht und nicht als ſolcher an uns gekommen. Herr 
Welcker habe ihn als dringlich bezeichnet, vielleicht in der Beſorgnis, daß 
er bald von ſeiner Anſicht zurückkommen werde; er beantrage die Ernennung 
einer Vorkommiſſion. Römer: Welcker ſage, er habe nur darum den An— 
trag als einen dringlichen bezeichnet, um bald zu Wort zu kommen; ſomit 
iſt er kein dringlicher. Der Antrag kann nicht wohl einem anderen Ausſchuß 
als dem unſern überwieſen werden. Nach ſeiner Meinung kann unſere heutige 
Seſſion nur den Zweck haben, einen Berichterſtatter zu wählen. Dahlmann: 
Er habe gemeint, daß Welcker ſeinen Antrag nur darum nicht als dringlich 
bezeichnet habe, weil bei der Wichtigkeit der Sache [man! nicht ſofort in die 
Verhandlung eintreten dürfte. Ebenſo Hergenhahn: Wenn in der National» 
verſammlung kein Antrag geſtellt war, die Sache einem neu zu wählenden 
Ausſchuß zu übertragen, ſo konnte nur geſchehen, wie geſchehen iſt. 

1 In der 175. Sitzung d. 9. März. 


2 Der 176. Sitzung d. 12. März am Tage des Welckerſchen Antrags. Der Antrag 
iſt abgedruckt Sten.⸗Ber. 8,8566; unten Anlage 9. 
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Soll nach Detmolds Antrag zur Vorberatung dieſes Antrages eine Vor⸗ 
kommiſſion ernannt werden? — Verworfen. 


Somit wird in die Materie eingegangen. Welcker: Er wolle zunächſt an⸗ 
führen, was der Schicklichkeit halber in der öffentlichen Verſammlung nicht 
zu ſagen war. Die babyloniſche Sprach verwirrung in der neuen öſterreichiſchen 
Verfaſſung zeigt, daß man dort an den Eintritt in den Bundesſtaat nicht 
denke. Wenn er in feiner perſönlichen Bekanntſchaft auch nicht die öſter⸗ 
reichiſche Monarchie für jo borniert erkannt habe, daß fie mit einem Par- 
lament von zwanzig Nationen regieren wollte, und wenn ſie ſich auch die 
Brücke gelaſſen habe, durch die Gründung der Provinzialſtände, eine Zeit⸗ 
lang abſolutiſtiſch zu regieren, ſo iſt doch die Verfaſſung ſelbſt ein Fauſtſchlag 
gegen alle, die mit Deutſchland gehen wollten. Mit dieſem Machwerk ihrer 
Hände, das ihnen nicht von außen geboten iſt, legen ſie tauſendmal ſtärkere 
Schlagbäume an, als § 2 und 3. Was iſt die Abſicht? Unfer Werk nicht zu⸗ 
ſtande kommen zu laſſen und das Heft in den Händen zu behalten. Schon 
von dieſem Standpunkt aus war es ſehr bedenklich, dieſe Macht in Polen 
und Ungarn ihre Truppen frei machen zu laſſen, damit fie an unſere Grenze 
rücken konnte. Wenn man nun ſieht, wie die Pläne des Kabinettes wachſen, 
wie abderitiſch dieſe Pläne für uns ſind, wie die Kriegsgefahr wächſt, ſo muß 
man fürchten, in kürzeſter Friſt geſprengt zu ſein. Jetzt halte er für die Nettung 
des Vaterlandes die Berliner Nationalverſammlung noch in der beſten 
jugendlichen Friſche. Wenn wir warten, wenn wir den neuen Schimpf von 
Oſterreich hinnehmen, ſo iſt uns auch Berlin entfremdet. Wir verlieren 
alle Bedeutung, allen Reſpekt, ſind bei der nächſten Kriſis verſchwunden. 
Er ſei völlig überzeugt, daß Oſterreich uns verloren iſt; nur ein Moment der 
Hoffnung bleibt, wenn man ihm das Meſſer an die Kehle ſetzt. Gutwillig 
kommt es nicht, aber es hat keine Macht, uns zu zwingen. Jetzt Anerbietungen 
an Preußen, und er hoffe, daß Preußen ſein Altimatum machen werde. Dann 
wird man fordern von Oſterreich, und es muß ſich in kürzeſter Friſt erklären, 
und kann es nicht, jo werden wir in Haltung fein, und die öſterreichiſchen Mi- 
niſter werden vabanque ſpielen oder diejenigen Einrichtungen treffen, daß 
die deutſchen Lande uns beitreten können.!“ Noch ein Wort über das Erb- 
kaiſertum. Konſequent habe ich mich daran halten müſſen, weil ich darauf 
angetragen, die Verfaſſung in einem hin anzunehmen. Außerdem habe ich 
das Bedenken, ob Preußen ein Wahlkaiſertum annehmen kann. Endlich wird 
Preußen, ſo hoffe ich, wenn Oſterreich an dem Erbkaiſer einen Anſtand nehmen 
wird, ſich darüber mit Oſterreich verſtändigen. Soll aber ein lebenslänglicher 
Kaiſer mit ſehr großer Majorität gewählt werden, ſo werde ich auch dafür 
ſtimmen. v. Laſaulx: Ich bin nicht in dem Fall, die öſterreichiſchen Anſtalten 
zu kennen. Es wird Bezug genommen auf Nachrichten, als ob fremde Staaten 
in unſer Verfaſſungswerk ſich einmiſchten. Der Miniſterpräſident hat dies 
heute in Abrede geſtellt. Außerdem will er über die Stellung zu Oſterreich 
nächſten Donnerstag Auskunft geben. Ich glaube nicht, daß Gefahr auf dem 


1 Von * bis * von der Hand Hergenhahns. 


176. Sitzung 12. März 1849. Welckerſcher Antrag 631 


Verzug iſt, und bin deshalb der Meinung, daß wir uns zuvor mit allen Akten 
bekannt machen müſſen. Scheller: Es liegen bereits“ die entſcheidenden Akten⸗ 
ſtücke vor, in allen Zeitungen ſind dieſe Patente, und in dieſen iſt Oſterreich in 
allen feinen Staaten für ein einiges und unteilbares Reich erklärt, damit aus⸗ 
geſprochen, daß die deutſch⸗öſterreichiſchen Länder für alle Zeit in jene Ein- 
heit verſchlungen ſind. Welckers Antrag hat zwei Teile, einmal die Annahme 
der Verfaſſung in Volle, und die Abertragung an Preußen. Das erſte an⸗ 
langend, hege er dieſelbe Beſorgnis wie Welcker: Auch er glaube, daß wir 
nur noch drei Wochen zuſammen zu ſein brauchen, und man wird uns dann 
nach Hauſe gehen heißen, und zwar mit Schimpf und Schande. Schon jetzt 
fangen die Zeitungen, und er leugne nicht, beſonders die preußiſchen, an, zu 
erklären, daß wir nichts leiſten können wegen unſerer Aneinigkeit. Daß von 
allen Seiten, von Fürſten und Volk, da wird nachgeholfen werden, iſt un- 
zweifelhaft; dazu die Kriegsgefahr. Item, nach drei Wochen wird viel ver— 
loren ſein, auch die Hoffnung, daß die Nation als ſolche ſich helfen kann. Haben 
die Regierungen eine Verfaſſung oktroyieren können, ſo kann es auch einmal 
die Nationalverſammlung, um ſo mehr, da wir reiflich erwogen und die 
Regierungen mit Ausſchluß von Oſterreich gehört haben, ſo daß der Entwurf 
eigentlich von allen Seiten reif iſt, vorgelegt zu werden. Er verkenne die 
Schwierigkeiten nicht, aber ſie ſind nicht ſo groß wie die Gefahr der Säumnis. 
So werde er zum größten Teil für den erſten Antrag Welckers ſein, nur 
folgende Punkte ausgenommen. § 2 und 3 würde er nochmals debattieren 
laſſen, dann die Frage vom Veto, endlich die vom Reichsoberhaupt ſelbſt, 
alles andere dagegen zur ſofortigen Annahme empfehlen. Das ſetzt natürlich 
voraus, daß unſer Entwurf ein paar Tage in den Händen der Nationalver— 
ſammlung geweſen ſein muß. An die Diskuſſion vom Reichsoberhaupt reiht 
ſich dann natürlich der zweite Welckerſche Punkt. Er werde nicht wieder— 
holen, was dafür und dagegen zu ſagen tft. Um nicht mißverſtanden zu werden, 
würde er ausdrücklich eine Nevifion der Verfaſſung vorbehalten, und zwar 
ſo, daß dieſelbe durch Majorität einfach abgemacht werden könnte. Er meine, 
damit ſei allem vorgeſehen: Dem, daß wir auseinander gehen ohne Erfolg, 
ferner dem, daß nicht etwas ganz Verderbliches feſtgeſtellt worden ſei, indem 
das nächſte Parlament ändern kann. Ob der König von Preußen annehmen 
wird oder nicht, kann niemand wiſſen, aber er leugne nicht, daß es ihm proble- 
matiſch ſei; aber das kann uns nicht hindern, dann treffe die Schuld ihn. 
Römer: Er ſei der Meinung, daß, wenn wir eine Verfaſſung oktroyieren 
wollen, die Fürften fie nicht annehmen werden. Die großen Zeitungen dis⸗ 
kreditieren uns bereits, aber ſie werden ganz anders ſprechen, wenn ſie hören, 
daß die Majorität für das preußiſche Kaiſertum ſei. Welcker jagt, das Vater— 
land ſei in Gefahr. Wenn er dies auch zugebe, ſo habe er bisher nicht gewußt, 
daß man der Gefahr durch die Erblich keit begegnet; ſonſt meinte man, daß 
dann eine Diktatur nötig ſei. Aber er ſehe die Gefahr nicht. Was die In— 
triguen anbetrifft, die die Kabinette machen, [fo] kenne er [fie] durchaus nicht, 
und Welcker habe die Pflicht, es zu ſagen. Auf die Zeitungen ſich berufen, iſt 
wahrlich nicht ausreichend; wenn Zeitungen von einer ruſſiſchen Note ſprechen, 
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ſo ſagen andere Zeitungen, es ſei nicht ſo. Alſo mit allgemeinen Behauptungen 
von Gefahr und Intriguen iſt nichts bewieſen. Wir ſind in der Lage, daß wir 
uns ſollten nicht einſchüchtern laſſen, die inneren Verhältniſſe haben ſich mehr 
konſolidiert als früher. Welcker ſagt, er wünſche immer noch, daß Oſterreich 
eintrete, und früher war er doch, und mit Recht, der Anſicht, daß die Erblich⸗ 

keit Preußens der Weg ſei, Oſterreich auszuſchließen. Er wiſſe nicht, wie das 
in Zuſammenhang zu bringen ſei.!“ Dem König werde es klar, daß er ohne 
Verſtändigung mit Oſterreich das Erbkaiſertum nicht annehme. Wenn das 
der Fall iſt, ſo wollen wir eine Deputation nach Berlin ſenden, um den König 
zu bitten, ſich mit Oſterreich zu verſtändigen. Abrigens iſt eine ſolche Depu⸗ 
tation ſehr bedenklich. Denn es könnte wohl ſein, daß der König zu beſtimmen 
ſein möchte, das Erbkaiſertum anzunehmen ohne Verſtändigung mit Oſter⸗ 
reich. Die Armeen von Oſterreich ſtehen ſchon lange in Angarn und Italien. 

Warum gerade jetzt aus dieſer Stellung eine Gefahr für Deutſchland ent- 
ſtehen ſoll, ſehe er nicht ein. Auf die Zwiſchenbemerkung Welckers, daß er 
gerade vermeiden wolle, daß dieſe Stellung aufgegeben werden könne, um 
gegen Deutſchland zu agieren, bemerkt Römer, daß dieſelbe Gefahr ſchon 
früher vorgelegen. Die Rechte habe immer abzuwarten geraten, bis nähere 
Erklärungen eingegangen. Wir könnten keinen präjudizierlicheren definitiven 
Antrag ſtellen, als den Welckerſchen. Wir müßten deshalb die Deputation, 
welche Welcker ſelbſt nach Olmütz geſchickt, abwarten. Der Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß ſoll deshalb vorläufig die Sache beruhen laſſen, bis wir definitive 
Nachrichten haben. Ich ſelbſt glaube, daß dem Eintritt Oſterreichs in den 
Bundesſtaat große Hinderniſſe im Wege ſtehen. Es kann aber in vielleicht 
nicht zu ferner Zeit beitreten. Zugleich bin ich der Anſicht, daß Habsburg dem 
Haufe Hohenzollern ſich nicht unterordne. Deshalb hat die Nationalver⸗ 
ſammlung, um dieſer traurigen Eiferſüchtlerei zu begegnen, es für nötig ge⸗ 
halten, eine Regierungsform zu ſuchen, die den Eintritt demnächſt möglich 
mache. Ich gebe zu, daß das zu dem Ende vorgeſchlagene Direktorium unter 
den jetzigen Verhältniſſen wenig Chancen hat. Ich bin deshalb für einen 
Wahlkaiſer und bin dafür, daß Preußen dazu erwählt werde. Was die An⸗ 
nahme der Verfaſſung in Volle betrifft, ſo ſind die 88 2 und 3 ganz in meinem 
Sinn, auch im übrigen habe ich nichts dagegen einzuwenden. Von Verbeſſerungen 
kann feine Rede mehr fein, wir fangen an, ung zu überleben. Ahrens: Ich habe 
jetzt die Überzeugung erlangt, daß mit Olmütz keine Verſtändigung mehr möglich 
iſt, eine ſolche Regierung muß man neben liegen laſſen. Allein die Völker ſollen 
nicht büßen, was die Regierungen verſchulden. Deshalb eine Verfaſſung, die 
den Eintritt Oſterreichs ermöglicht. Eine Anmöglichkeit würde vorliegen, 

wenn wir das Erbkaiſertum beſchließen. Mit Welcker einverſtanden, daß unſer 
Vaterland in Gefahr iſt, gegen außen Krieg und Bürgerkrieg. Deshalb 
ſo ſchnell wie möglich unſere Verfaſſung fertig machen. Ich ſehe auch ſo, 
wie jetzt die Lage iſt, keinen anderen Schirmherrn als den König von Preußen. 
Deshalb für Preußen. Nicht aber für die Erblichkeit. Schon deshalb nicht, 
weil ſie von Preußen abgelehnt werden würde. Wir würden dadurch die 
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deutſch öſterreichiſchen Lande, die wir jetzt zu uns herüberziehen können, von 
uns entfernen, wir würden ihnen einen Riegel vorſchieben. In bezug auf den 
Antrag ſelbſt den Verbeſſerungsvorſchlag: Sondern, ſei es kapitel⸗, ſei es ab⸗ 
ſchnittsweiſe. Aber nichts mehr diskutieren, weder über S 2 und 3, noch über 
Erblich keit. Wir ſollen aber keine Verlegenheiten bieten, wir ſollten deshalb 
über einzelne Teile beſonders abſtimmen.“ Schüler: Er ſei materiell und 
formell gegen den Welckerſchen Antrag. Formell meine er, daß es keinen 
guten Eindruck machen werde und der Zeitgewinn iſt am Ende nicht groß. Er 
wolle quoad materiam nicht wiederholen, warum er gegen den Erbkaiſer 
ſei. Er wolle nur einige Zuſatzanträge machen für den Fall, daß Welckers 
Antrag die Majorität erhalten ſollte. Er glaube, es muß jeder, nicht bloß 
[einer] Partei, ſondern allen Parteien daran gelegen fein, daß die Majorität 
möglichſt groß ſei, denn ſonſt habe es kein Anſehen im Volk. Dann müſſe 
man es ihnen möglich machen, mit zuzuſtimmen. Er habe noch nicht mit ſeinen 
Freunden geſprochen. Wenn gewiſſe Anderungen kommen, fo werden wenig- 
ſtens einige mitſtimmen können. Er führe folgende Punkte an: Daß die An⸗ 
nahme der Verfaſſung ſo ſei, wie ſie aus der erſten Leſung hervorgegangen. 
Wenigſtens da, wo der Ausſchuß wichtige Beſchlüſſe der Nationalverſamm⸗ 
lung in der erſten Leſung geändert hat. Dadurch wird ferner die Anmerkung 
zu 8 1 fortfallen (es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß dieſer Paragraph 
nur in den Motiven ſtehe); jedenfalls Oſterreich nicht hier ausſchließen, würde 
die Stimmen mehrerer Oſterreicher gewinnen. Früher hätte er wohl gewünſcht, 
§ 2 und 3 milder zu faſſen, aber wie ſich jetzt Olmütz benimmt, kenne er keine 
Rückſicht, und die Zukunft, auf die wir hoffen, darf für Oſterreich nicht mehr 
jene Mengung haben. Endlich würde man hinzufügen müſſen, daß wie die 
Verfaſſung ſo auch das Wahlgeſetz in Bauſch und Bogen angenommen werde, 
wie es aus erſter Leſung hervorgegangen. Ohne dieſe Zugeſtändniſſe, glaube er, 
würde ſich keine einzige Stimme von der Linken für dieſen Vorſchlag ent- 
ſcheiden. Tellkampf: Nach ſeiner Meinung wäre es das erſte, daß das 
Oberhaupt definitiv feſtgeſtellt werde, dann könnte man alles übrige ruhig 
abſolvieren. Dies ſcheine ihm deshalb nötig, weil, wenn wir die Verfaſſung 
angenommen haben und nach Haufe geben, und die Fürften unterwerfen fich . 
nicht, ſo iſt alles umſonſt. Dagegen wenn wir ein kräftiges Oberhaupt haben 
und beieinander bleiben, ſo bleiben wir in Kraft. Wir hätten ſchon im Juni 
1848 ein definitives Oberhaupt machen können. Was iſt in Nordamerika 
geſchehen? Man ſtellt zuerſt eine ziemlich ſchlechte föderative Verfaſſung auf 
und ſetzt eine Regierung ein. And nach ſieben Jahren, als man endlich ſicher 
war, macht man eine neue Verfaſſung. Es iſt nicht indiskret, zu ſagen, daß 
der nordamerikaniſche Geſandte mit ihm geſprochen und geraten habe, gleich an⸗ 
fangs vor den Grundrechten den Siebzehner Entwurf anzunehmen, nur um eine 
definitive Exekutivgewalt zu ſchaffen. v. Notenhan: Ich möchte vor allem die 
Diskuſſion auf ein beſtimmtes Ziel leiten. Darüber, daß die öſterreichiſche 
Verfaſſung eine ungeheure Veränderung gebracht hat, iſt kein Zweifel, und 
ſeine Meinung habe er ſchon ſonſt ausgeſprochen, daß Oſterreich als Einheits⸗ 
ſtaat konſtituiert nicht zu uns treten könne und dürfe. Wer auch bisher noch 
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auf den Eintritt Oſterreichs gehofft hat, der darf es nicht mehr um des Vater⸗ 
landes willen. In dieſer Lage findet uns der Welckerſche Antrag. Es fragt 
ſich, iſt die gegenwärtige Gefahr von der Art, daß fie eine Abſtimmung en bloc 
bedingt. Er glaube allerdings, die Gefahr iſt groß, wenn wir noch lange mit 
dem Verfaſſungswerk zubringen. Aber eine andere Frage iſt, ob dies auf 
Tage ſich berechnen läßt. Gewiß iſt zu beachten, daß ſolche En-bloc- Annahme 
ſehr bedenklich iſt. Dann aber würde er beantragen, daß hier im Ausſchuß die 
Minoritätserachten noch einmal durchgegangen würden, um zu ſehen, wie ſich 
der Bundesſtaat ohne Oſterreich zu ſtellen hätte, beſonders im Staatenhaus. 
Ebenſo wünſche er, daß man noch über das Oberhaupt, den Reichsrat, die 
Militärverfaſſung nochmals beriete. Waitz: Er komme ebenfalls auf die 
Frage, daß das Vaterland in Gefahr ſei. Er ſei bereits längere Zeit dieſer 
Anſicht, und [habe] dies als Motiv gegeben für ſeine Abſtimmung über die 
Erblichkeit.!* Die Kriegsgefahr beſtimme ihn nicht, fie fer nicht unmittelbar 
bedrohlich. Aber Römer ſei unbegreiflich. Das Vaterland fer in Gefahr, 
weil Deutfchland zerriſſen, wie nie, in allen Teilen und Schichten. Der Bruch 
zwiſchen Preußen und Oſterreich und dem übrigen Deutſchland ſei offenbar. 
Er ſpreche hier nicht gegen Oſterreich, ſondern das jetzige Kabinett, welches 
gegen Deutſchland unglaublich geſündigt. Welche Gehäſſigkeiten, Wider: 
ſprüche, Argliſten, Feindſeligkeiten! Das habe auch Schmerling erkannt, 
da er ſeine Entlaſſung genommen. Die feindliche Abſicht gegen Deutſchland 
ſei beim öſterreichiſchen Kabinett, da liege die Gefahr des Vaterlandes. 
Welcker habe Recht, es ſei ein Glück, daß öſterreichiſche Heere noch nicht an 
der Grenze. Oſterreich habe ſich des Rechtes beraubt, in Deutſchland einzu⸗ 
treten. Oſterreich habe die Verträge von 1815 uſw. aufgehoben. Dieſe Lage 
der Dinge in Verbindung mit der Zerrüttung in den Einzelſtaaten, die nicht 
in Abrede zu ſtellen, mache es notwendig, daß etwas Außerordentliches ge— 
ſchehe. Man müſſe hier den Däniſchen Krieg, die Stellung Rußlands ins 
Auge faſſen. Wer etwas zuſtande bringen will, muß vorgehen: Nur in dem 
erblichen Oberhaupte bei Preußen liege die Rettung. Detmold: Im all- 
gemeinen für Welcker. Vieles habe Waitz geſagt. Das Vaterland ſei in Ge— 
fahr,2** Gefahr für das linke Rheinufer.“ In der öſterreichiſchen Verfaſſung 
auch Italien. Daher die friedliche Löſung unmöglich. Beſchleunigung der 
Verfaſſung nötig. Sie ſei ihm in vielen Punkten nicht recht, aber wenn es 
notwendig, wolle er in Volle dafür ſtimmen. Nur müſſe die Verfaſſung* fo 
gemacht werden, daß ſie möglichſt wenig Schwierigkeiten fände. Da ſei die 
Hauptſache das Oberhaupt. Wir haben die Dynaſtien geſtärkt, und immer⸗ 
hin wolle er ſein Teil Schuld mittragen, aber dieſe werden Widerſtand leiſten, 
und®* deshalb fo wenig Schwierigkeiten als möglich. And deshalb einen Wahl- 
kaiſer für ſechs bis zehn Jahre. Es kann doch kein anderer als Preußen ſein. 
Zell: Für die Annahme der Verfaſſung en bloc mit Ausnahme einiger 
Punkte. Der Ausſchuß heute nicht in der Lage, dieſe Punkte zu beſtimmen. 
Von * bis! von der Hand Beſelers. 


2 Die Worte ** bis ** von Droyſen eingefügt. 
»Von“ bis“ von der Hand Hergenhahns. 
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Es iſt eine Verſtändigung deshalb mit der Verſammlung nötig. Die vier 
Punkte, worüber dieſe nötig fein dürfte, find § 1, das Oberhaupt, das Veto 
und das Staatenhaus. Ich ſchlage deshalb vor, daß wir heute nicht abſtimmen. 
Wigard: Ich primo loco ſowohl materiell als formell gegen den Welcker— 
ſchen Antrag. Keine überwiegenden Gründe, die mich aus dem ruhigen Weg 
bringen könnten. Die Lage unſeres Vaterlandes iſt für mich keine Aber⸗ 
raſchung, fie konnte auch für Sie keine fein, denn die Linke hat Ihnen oft ge- 
ſagt, daß es dahin kommen mußte. Deshalb haben die gegenwärtigen Ge— 
fahren nicht den Einfluß auf mich, daß ich mich in das Erbkaiſertum ſtürze. 
Ich bleibe dem früheren Grundſatz treu. Ich weiß jedoch, daß viele auf der 
Linken einer gewiſſen Nachgiebigkeit fähig ſind. Ich glaube deshalb, unter 
gewiſſen Bedingungen dürfte eine große Stimmenzahl von der Linken zu ge- 
winnen fein, Jedoch nicht für die Annahme der Verfaſſung en bloc. Das 
einzige, daß man paragraphenweiſe abſtimmen ließe. In einer Woche kann 
die ganze Sache beendigt ſein ohne Debatte. Sie können ſich nicht verhehlen, 
daß tief eingreifende Abänderungen im Verfaſſungsausſchuß mit ein oder zwei 
Stimmen beſchloſſen worden find.* Tellkampfs Antrag ſei ganz unbrauch⸗ 
bar, es heiße nichts, als interim einen abſoluten Herrſcher, einen Diktator 
einſetzen, und er begreife eigentlich nicht, wie man ſolchen Antrag bringen 
könne. Endlich wird, wie Schüler bemerkt, nötig fein, daß man für das Wahl⸗ 
geſetz einen gleichen Beſchluß faſſe. Man habe von der Tribüne gehört, wie die 
Sache ſtehe, und man wird von der Linken keinerlei Zugeſtändniſſe machen 
ohne dies Wahlgeſetz. Eine Einigung kann man doch nur gewinnen durch 
gegenſeitiges Zugeſtändnis, und es geht nicht, daß man auf der einen Seite 
ſtarr bei ſeiner Meinung bleibt. Ebenſo nötig wird dann ſein, daß zugleich 
mit der Verkündigung der Wahl für den nächſten Reichstag berufen werde, 
ſo daß ſogleich an dem Tag nach unſerm Fortgehen der Reichstag anfängt. 
Das iſt aber zugleich ein Grund, das Wahlgeſetz gleich mitaufzunehmen. 
Sonſt ſteht die Verfaſſung, ſo ſchön ſie ſonſt ſein mag, in der Luft. Daß die 
Gefahr nicht bloß auf ſeiten der Fürſten, ſondern auch des Volkes ſei, könne 
er nicht zugeben. Das Volk ſei gar nicht zerſplittert. Es ſeien eigentlich nur 
zwei Parteien, für und gegen die Erblich keit. Die Vorliebe für dieſelbe iſt be— 
ſonders nur in Preußen, und wenn man den König von Sachſen auf den 
Thron ſetzen wollte, möchte auch wohl die ſächſiſche Bourgeoiſie dafür fein. 
Rießer: Vorerſt ein Wort, ob die Gefahren uns überraſchend gekommen 
ſeien. Weder ihm noch feinen Freunden. Wenn die Majorität dennoch den 
Weg gegangen iſt, den ſie nahm, auf die Gefahr, daß die Regierungen er— 
ſtarken konnten, fo geſchah es, weil [fie] auf dem anderen Weg noch größere 
Gefahr ſah. Denn dem Amſturz ſchreibe er wohl Kraft zum Ausreißen der 
Abel, aber nicht zum Neuſchaffen zu. Dies zur Beruhigung ſeines Gewiſſens. 
Was die Annahme der Verfaſſung betrifft, ſo ſei er ſich noch nicht klar, aber 
gewiß der Mittelweg, daß man in Volle annehme und einzelne Paragraphen 
beſonders annehme, iſt ganz verwerflich. Dagegen für uns noch einmal Haupt⸗ 
punkte durchzugehen, iſt mit Rotenhan anzunehmen. Daß Wigard und 
Schüler auch das Wahlgeſetz dazu fordern, iſt natürlich und völlig loyal; es iſt 
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kein Tranſigieren, ſondern wir haben einen gemeinſamen Punkt gefunden, es 
fragt ſich nur, daß wir uns da verſtändigen. Die Frage, ob das Wahlgeſetz 
ein Teil der Verfaſſung ſein ſoll, iſt dabei ausgeſchloſſen. Nur möge man ſich 
erinnern, daß die Kluft nicht ſo groß iſt, wie man meint. Es handelt ſich nur 
um die Frage der öffentlichen Wahl, und er glaube, daß daran nicht die Trans⸗ 
aktion ſcheitern werde. Nur erinnere er, daß dann zugleich das abſolute Veto 
ſehr in Betracht komme, deſſen Annahme wäre ein Grund mehr, eine ſehr 
umfangreiche demokratiſche Macht zuzulaſſen. Er hoffe, daß man ſich ver⸗ 
ſtehen werde. Eine ſehr ernſte Frage iſt die Faſſung von § 1. Bei der erſten 
Leſung haben wir uns auf dem Boden der Fiktion bewegt, jetzt für das Defini⸗ 
tivum würden wir wohl nicht wie ein Vogel Strauß agieren können. Er 
meine, wir müſſen ſagen, wie es ſich verhalten ſoll, ſolange Oſterreich nicht 
im Bundesſtaat iſt, und beim Staatenhauſe wird dieſe Modifikation anzu⸗ 
führen ſein. Er meine gegen Waitz, daß wir das alte Bundesverhältnis nicht 
außer acht laſſen, ſondern erklären, daß wir die Bundespflicht erfüllen werden, 

ſolange wie Oſterreich es tut. Das Weſen des Bundes wird dann das Schutz⸗ 

und Trutzbündnis ſein und namentlich die Bundesfeſtungen. Es bleiben Oſter⸗ 
reich ſeine Rechte am Bund vorbehalten, ſoweit es ſeine Pflichten gegen den 
Bund erfüllt. Dieſe Erklärung und Berufung auf das vertragsmäßige Ver- 
hältnis wünſche er ausdrücklich. Gewiß ſei er mit Wigard einverſtanden, daß 
ſofort die Wahlen zum Reichstag ausgeſchrieben werden. Wir müſſen uns 
fragen, ob wir uns, ſo lange zuſammenbleibend, nicht virtualiter vom 
neuen Reichstag ausſchließen, was in Frankreich 1792 ſo verderblich war. 
Mittermaier: Er ſei für den ſchnellſten Weg zum Ziele, daher für Welckers 
Antrag. Auch ihn habe die öſterreichiſche Verfaſſung enttäuſcht. Er ſehe 
nicht ein, wie Oſterreich jetzt noch zum Bundesſtaate treten ſolle, ja, er könne 
nicht einmal ſehen, daß es noch im alten Bunde ſteht. Wir haben nichts mehr, 

auch nicht jene drei Herren zu erwarten. Die Zuſtände ſind bedenklich, ſchlechter 
als vor dem März 48. Wir müſſen etwas tun; wir werden das Volk gewinnen, 
wenn wir raſch handeln. Einzelne Punkte werden ſich dann zurecht finden. 
Jeder muß etwas opfern, er biete ſein Minoritätserachten an. And können 
wir es nicht durchführen, ſo wird es die Zukunft tun. Das öſterreichiſche Volk 
wolle er nicht ausſchließen. Es frage ſich, ob wir hoffen dürfen, eine große 
Majorität für die Erblichkeit zu erlangen. Vielleicht ſollten wir auf die Erblich⸗ 
keit gegen die Lebenslänglich keit verzichten. Das Wahlgeſetz betreffend ſollte 
man die Freude des Volkes ehren und mit dieſer das Widerſtreben gegen die 
Erblichkeit gewinnen. Wenn das geſchieht, daß wir die Reviſion der Ver⸗ 
faſſung bei dem nächſten Reichstag vorbehalten, fo iſt wohl alles gewahrt. 
Welcker: Er wolle nur gegen einen Punkt Widerſpruch einlegen, nämlich 
über einzelne Paragraphen abzuſtimmen. Wieviel Mißverſtändniſſe, wieviel 
Vergeblichkeit. Entweder annehmen in Maſſe oder diskutieren. Einzelne 
Punkte hervorheben, ſcheine ihm nicht heilvoll. Höchſtens könnte dem Ausſchuß 
nochmals zu beraten aufgegeben werden. v. Notenhan: Er erlaubte ſich noch 
einen Antrag. Wir ſind ganz auf das Gagernſche Programm zurückgekommen, 

wir müſſen nun an die Anionsakte denken. Oſterreich hat ja durch ſeinen Vor⸗ 
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ſchlag auf das tiefſte in die Verträge von 1815 eingegriffen und unſere Stel⸗ 
lung iſt damit günſtiger geworden. Aber ihm ſcheine notwendig, daß die 
Nationalverſammlung ſich auf den Standpunkt der Verträge von 1815 ſtellt 
und ſich klar macht, wie die Bundesſtaaten ſich zu ihnen ſtellten. Denn wir 

dürfen unſere Lage nicht als feindlich gegen Oſterreich betrachten; es muß wie 
bisher der Bund das eigentliche Deutſchland bleiben. Er beantrage, eine 
Subkommiſſion zu wählen, um hierüber einen Vortrag an den Ausſchuß zu 
machen, namentlich auch, welche Rückſicht auf die großen, Verhältniſſe Eu⸗ 
ropas zu nehmen ſei. Beſeler: Zuerſt rektifiziert er eine Außerung Rießers. 
In der Hauptſache habe er befriedigt geſehen, welchen großen Eindruck 
Welckers Rede und Antrag gemacht. Die ganze Stellung, in die wir ge— 
kommen, iſt durch die öſterreichiſche Verfaſſung ſo geändert, daß wohl plötz— 
liche Anderung möglich war. Aber der große Eindruck war hervorgebracht 
durch die große Entſchiedenheit und Einfachheit des Antrages. Wir haben 
uns monatelang gequält, wir ſind heruntergekommen, man mag links und rechts 
Vorwürfe häufen, jedenfalls wir waren in ganz trauriger Lage, die einen 
verzweifelt, die anderen hofften noch, aber auch nicht mehr für hier uſw. Da 
plötzlich ſchlägt der Gedanke in die Verſammlung: Wir können mit einem 
Schlage das Vaterland retten, es auf eine Höhe heben, durch die auch die 
Nationalverſammlung der Nation wieder etwas ſein kann. In dieſem Sinn 
aufgefaßt, fordert die Situation, daß wir auch groß und ſchnell handeln 
müſſen. Dann beherrſchen wir die Nation. Es werden große Erregungen 
gegen uns eintreten, man wird uns vielerlei Vorwürfe machen, aber die 
Nation werden wir für uns haben, wenn wir ihr eine Macht gründen. So im 
ganzen. Im einzelnen bleibt noch manches. Er meine nicht, daß der Ausſchuß 
noch Vorſchläge zu machen hat, es ſeien denn ſolche, die zu machen find ohne 
Berückſichtigung Oſterreichs. Er ſpreche dies Wort mit Ernſt; er meine nicht, 
daß wir Oſterreich aufgeben, aber er wolle nicht, daß wir uns um Oſterreichs 
willen aufhalten, ſondern wir laſſen ihm feine Stelle offen. Er halte Waitz 
Vorwurf gegen das Olmützer Kabinett nicht ganz gerecht. Aber das Kabinett 
allein trifft die Schuld nicht; darin liegt eine tiefe Politik, verbunden mit 
der Dynaſtie — ihr letztes Aufraffen — wir wollen ſehen, auf wie lange. 
Gegenwärtig, ſo haben ihm viele geſagt, kann ein Miniſterium nichts anderes 
tun, als die Geſamtheit und Einheit Oſterreichs um jeden Preis erhalten. 
Wenn dies ſo notwendig iſt und wir keinen Grund haben, zu erwarten, daß 
ſich dies in nächſter Zeit ändern wird, ſo ſind wir frei, unſere Verhältniſſe zu 
geſtalten ohne Rückſicht auf Oſterreich,] ja, nicht einmal die Pflicht des Bundes 
von 1815 wolle er übernehmen. Er könne es nicht gegen das Vaterland 
verantworten, dieſe Monarchie und ihre Gebiete zu garantieren, ſo Italien. 
Wir halten den Platz für Oſterreich offen, mag es ganz oder einzeln, mit 
oder ohne Dynaſtie kommen, es ſoll willkommen ſein. Mag die Vorſehung 
darüber walten, wie wir uns zuſammenfinden. Aber etwa deswegen, weil 
einſt Habsburg mit einigen Ländern zu uns will, eine Stelle, ein Direktorium 
oder ſonſt was offen halten, ſcheine ganz verkehrt. Mit Oſterreich werden 
wir nur unterhandeln, wenn wir ſtark ſind, den Säbel in der Fauſt und Kanonen 
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hinter uns. Dann wird ſich auch die Anionsakte finden. Wir ſchließen unſeren 
Bundesſtaat ab und ſehen zu, wie wir unſere Angelegenheiten geſtalten dem 
übrigen Europa gegenüber. Denn Gefahr iſt da, und find wir ſchwach, fo: 
wird der Krieg, der nicht mehr zu vermeiden iſt, uns zerzauſen. Nur raſche 
und energiſche Machtbildung kann uns vor dem Krieg retten. Naſch in Ord- 
nung gewinnen wir England, denn mit unfertigen Völkern und Zuftänden 
tut es nichts, mit uns Wollenden iſt es gern und ſchnell vereint. And ſo werden 
wir eine Welt von Feinden nicht fürchten. Wir nehmen die Herrſchaft der 
Nation in die Hand. Man iſt beſorgt über Berlin; es gibt auch in Preußen 
Männer, die ſich mit uns dem Vaterlande zu opfern wiſſen. Her genhahn: 
Kann Preußen die ungeheuren Gefahren, die drohen, übernehmen, wenn es 
nur für ein paar Jahre an die Spitze ſoll? Es handelt ſich um die Exiſtenz 
dieſes Staates, das beachte man wohl. So wie er Berlin kenne, ſei er über⸗ 
zeugt, daß die Erblichkeit Bedingung iſt, ja die Bedenklichkeiten, die der 
König haben mag, werden nur fo zu überwinden fein. Sind dieſe nicht zu über⸗ 
winden und hat das preußiſche Gouvernement Kraft genug, ſein Volk damit 
zu beruhigen, ſo möge es ſich mit Oſterreich verſtändigen; wir dürfen mit dem 
Minderen nicht kommen. Welcker: Er ſchließe ſich in betreff der Erblichkeit 
ganz dem an. Die Hauptſache iſt zunächſt, daß wir mit großer Majorität be⸗ 
ſchließen und daß Preußen ſich mit Freudigkeit an die Spitze ſtellt. Denn wer 
da denkt, daß Oſterreich uns den Krieg erſparen will, der irrt ſich, und wenn 
Oſterreich ſelbſt ſeine Armeen nicht ſenden kann, ſo macht es uns Feinde an 
allen Grenzen, ſucht uns hinzuhalten, bis wir ruiniert ſind. Er iſt ſehr glücklich, 
daß wir hier nicht einzugehen haben auf die Frage von der Fortdauer des 
Bundesverhältniſſes mit Oſterreich. Er bitte nochmals dringend, ob wir uns 
irreleiten laſſen dürfen durch den Gedanken, daß Oſterreich in dem alten Bun⸗ 
desverhältnis bleiben wolle und könne, wenn wir ſo Neues gemacht. Denn 
was bleibt in dieſem Bunde für Oſterreich? Aber wenn man ihm ſeine alte 
Kompetenz laſſen wollte, ſo wäre es uns ein Pfahl im Fleiſch, würde ſtets 
miteinſprechen, würde Bayern, Sachſen uſw. von Bundes wegen aufſtacheln. 
Das ſchließt ſich völlig aus. Höchſtens ein völkerrechtliches Schutz- und 
Trutzbündnis. 
Die Beratung wird vertagt auf die nächſte Sitzung. 


Welcker!: Es ſcheine ihm wünſchenswert, daß man den ganzen Plan 
Oſterreichs in betreff unſerer politiſchen Angelegenheiten kennen lerne. Die 
ihm geſtern höchſt vertraulich gekommenen Mitteilungen ſind nun offiziell, 
teils durch die Note, die Schmerling erhalten, teils durch die Mitteilungen 
der heimgekehrten Abgeordneten, die im Pariſer Hof mitgeteilt. Der Grund- 
gedanke iſt, daß unſere Verfaſſung zu demokratiſch ſei, und dies müßte ein 
Ende haben. Die beſondere Verfaſſung, die von Oſterreich oktroyiert werden 
ſoll, beſteht darin: Die 38 Millionen Oſterreicher bilden einen Kreis und die 
bekannten anderen Kreiſe des Direktorialentwurfes ſind andere Kreiſe, die zu 
dem deutſchen Föderativbund zuſammentreten. Dieſe verſchiedenen Kreiſe, 


1 In der 177. Sitzung d. 15. März. 


176. 177. Sitzung 12. 15. März 1849. Welckerſcher Antrag 639 


ihre Häupter nämlich, bilden das Direktorium, in dem Oſterreich fortdauernd 
das Präſidium führt. Dem Direktorium ſteht zur Seite nicht ein Volkshaus, 
ſondern [ein] aus den Provinzen oder Kreiſen gewähltes Staatenhaus nach 
dem Verhältnis: 38 für Oſterreich, 32 für das übrige Deutſchland. Dies 
Direktorium hat zu beraten, inwiefern dem Staatenhauſe eine beratende 
oder entſcheidende Stimme gegeben werden ſoll. Von verantwortlichen Mi- 
niſtern bei der Bundesregierung will man nichts wiſſen. Dies Direktorium 
hat auswärtige Angelegenheiten, Krieg und Frieden, Zoll und Handel. Die 
einzelnen Kreiſe außer Oſterreich dürfen zu keiner politiſchen Verbindung zu⸗ 
ſammentreten, nur Vereine für Schulangelegenheiten, kirchliche Angelegen— 
heiten uſw., während das ganze Öfterreich verbunden iſt. Völlig unmöglich 
fol das übrige Deutſchland nach außen hin auftreten, ſondern dieſe Verhält- 
niſſe ausſchließlich dem Direktorium bleiben. Gegen Gagerns Idee hat man 
ſich mit förmlichem Haß geäußert. Man ſpricht von gänzlichem Abſchließen 
der Grenzen, zugleich der Erklärung, daß fie nie dulden werden, weder eine Erb- 
krone noch eine [andere] Ordnung der Verhältniſſe, als fie vorgezeichnet, und 
dies würden ſie mit der Waffe in der Hand geltend machen. Beſonders ſcharf 
betont iſt auch die Perſonalunion; das, was wir ihnen zugedacht, daß wir 
uniert ſein ſollten und ſie abgeſondert, denken ſie uns zu, daß ſie uniert und 
wir geſondert ſeien. Dies ſind die ſcharf ausgeſprochenen Ideen. Graf Thun 
iſt nach München, Prokeſch nach Berlin, um dies zu betreiben. Oſterreich 
ſteht ſomit in völlig feindlichem Verhältnis zu uns mit voller Verwerfung 
aller unſerer Prinzipien und Ideen, mit völliger Entſchiedenheit, daß nur die 
Höfe die Sache machen können. Dies wird man allerdings durch eine Note, 
aber zurückhaltend, geltend machen, während ſie es gegen die Abgeordneten 
ausgeſprochen. Man wird hieraus ſehen, daß es guten Grund gehabt habe, ſich 
zu äußern, wie er getan. Vertraulich äußere er, daß Heckſcher, dem die Sache 
höchſt bedrohlich erſchienen, Worte geſagt, die noch zur Verſöhnung führen 
können. Auch die Bayern haben einſtimmig erklärt, daß ein Gedanke, auch 
nur noch einen Verſuch zu machen, gänzlich abzuweiſen ſei. Er glaube, jene 
drei Abgeordneten haben uns einen weſentlichen Dienſt geleiſtet. Selbſt jene 
Note würde nicht an uns gekommen ſein, ſondern nur an die Kabinette, wenn 
nicht jene Sendung geweſen wäre. Der großdeutſche Ausſchuß habe ſich auf— 
gelöſt, und dieſe Anträge ſind Sache der einzelnen geworden. Wigards An— 
trag wird verleſen. Schreiner: Als er ſich zum Wort gemeldet, ſtanden die 
Sachen ganz anders als nach dieſen Mitteilungen. Er finde keinen Beruf mehr, 
die öſterreichiſche Regierung zu rechtfertigen und verzichte auf das Wort. 
Römer: Wenn die Sachen find, wie Welcker jagt, jo kann von Trans- 
aktionen nicht mehr die Rede fein, denn die Bedingungen Oſterreichs find un- 
verſchämt gegen Preußen, gegen uns, gegen das, was wir wollen und er— 
wartet haben. So ſei er gegen alle Prätenſionen, die Oſterreich macht. Allein 
er ſei überzeugt, daß, wie wir fortgefahren ſind in der Verhandlung — ob— 
ſchon die Hoffnung auf Oſterreichs Eintritt ſchwach war —, auch jetzt noch 
die Hoffnung nicht aufzugeben iſt. Das Miniſterium könne fallen und die 
öſterreichiſchen Provinzen ſich erheben. So meine er, daß wir die Verfaſſung 
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und beſonders ihre Spitze ſo einrichten, daß der Eintritt Oſterreichs offen ge⸗ 
halten würde, während die erbliche Spitze ein fortdauerndes Hindernis ſein 
würde. Er habe Welcker nicht ganz rich tig aufgefaßt in betreff des feindlichen 
Verhaltens; will Oſterreich gegen uns feindlich auftreten, wenn wir ohne 
Oſterreich einen Bund abſchließen wollen? Denn er ſei ſtets der Meinung 
geweſen, daß wir mit Preußen einen Bund ſchließen müſſen. Deutſchland 
muß jetzt zuſammentreten mit der Spitze von Preußen. Aber Wigards An⸗ 
trag wolle er fich fpäter äußern. Welcker: Gerade wegen des feindlichen Auf⸗ 
tretens haben ſich die Abgeordneten wiederholt erklärt, daß Oſterreich mit 
jeder Gewalt hindern will; es ſieht es als Eingriff in ſeine Rechte an und in die 
europäiſchen Verträge, wenn wir uns nicht ſo ändern wie es will. And es 
verbietet ausdrücklich jede deutſche Verbindung, die ein politiſches Ganzes dar⸗ 
ſtellend nach außen hin [ſich] äußert. Der Krieg, ſagten jene, ſei unvermeidlich. 
Wigard: Er meine, nach dieſen Mitteilungen werde ſein Antrag nicht weiter 
zu motivieren ſein. Denn wollen wir einen Ausweg der Schwäche treffen, ſo 
wäre das der Würde der Nation nicht entſprechend. Es iſt unzweifelhaft nicht 
in der Befugnis Oſterreichs geweſen, ſeine deutſchen Lande zu jener Geſamt⸗ 
einheit zu ſchlagen. Darum müſſen wir nicht warten, ſondern zuvorkommen. 
And wenn die Nationalverſammlung aus ihrem Schlummer ſich aufrafft, ſo 
ſei er überzeugt, reißen wir die Nation mit. Scheller: Seit unſerer erſten 
Beratung über § 2 und 3 jet ihm kein Zweifel geweſen, daß Oſterreich ſo werde 
verfahren und verfahren müſſen. Es iſt freilich Oſterreich noch weiter gegangen, 
als er ſich gedacht habe. Oſterreich will mit allen ſeinen Staaten eintreten, um 
ſtets den Ausſchlag zu geben. Jedenfalls haben wir jetzt Oſterreich nicht als 
Bundesgenoſſen, ſondern als] Gegner. Aber eben dies muß uns bewegen, aus 
unſerer Lethargie hinauszukommen. Es iſt ein wahrer Jammer, dieſe Natio⸗ 
nalverſammlung zu ſehen, und er könne es den Einzelſtaaten nicht verdenken, 
wenn ſie ſagen, von dieſer Geſellſchaft iſt nichts zu erwarten, wir müſſen ſie 
ignorieren. Darum meine er, wir müſſen etwas Entſchiedenes tun und nach 
Welckers Antrag die Verfaſſung annehmen. Sonſt werden wir in wenigen 
Wochen mit Schimpf und Schande heimziehen müſſen, wenn wir noch heim⸗ 
kommen. Er könne das ſagen, da er ſich mit den Vorwurf machen müſſe, den 
er ausſpreche. Wir dürfen uns nicht täuſchen, daß wir in völliger Ohnmacht 
und Zerriſſenheit ſprechen und handeln. Somit fordere er, daß wir ohne 
weiteres die Verfaſſung proklamieren. Er ſei, wie ſein Minoritätserachten 
zeige, mit manchem nicht einverſtanden; er gebe das mit Freuden auf, damit 
das einzige geſchehe, was uns und Deutſchland noch retten kann. Er wolle 
unumwunden ſeine Meinung ſagen. Wir riskieren, daß einer der größten 
Staaten, daß Preußen die Sache in die Hand nimmt und zu Ende führt. Das 
wird dann Deutſchland zu ewiger Schande und Schaden gereichen. Mit dem 
Proklamieren müſſen wir ſagen, wen an die Spitze. Man müſſe ihm zutrauen, 
daß er ohne Partikularismus ſpreche; weiß man etwas Beſſeres, ſo ſage man 
es. Jetzt ſehe er nur, daß Preußen an die Spitze kommt. Prinzipgemäß ſei er 
für einen Erbkaiſer, aber vielleicht iſt dies nicht durchzubringen. Er wäre bereit 
geweſen, für Lebenslänglichkeit zu ſtimmen. Jetzt wird Preußen es ſo nicht 
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annehmen. Sehe man das nicht für preußiſches Ertrogen an, um des Himmels 
willen nicht! Aber nehme man ſolche Bedingungen, die Preußen annehmen 
kann; nicht weil Preußen ſeine Meinung geändert hätte, ſondern wegen der 
auswärtigen Mächte. Es kann ſich nicht ganz opfern, denn es opfert ſich, 
wenn es nicht für ewige Zeiten iſt. So wiſſe er kein anderes Mittel, für Deutſch⸗ 
land noch etwas Allgemeines zu ſchaffen, als Preußen erblich an die Spitze 
und ſofortigen Beſchluß der Verfaſſung. Den Antrag Wigards betreffend 
geſtehe er, er habe keinen perſönlichen Haß gegen Oſterreich, und vielleicht 
kann es nicht anders, als alle öſterreichiſchen Staaten unter ein Zepter zu 
bringen. Aber ſo wie jetzt die Sachen ſtehen, können wir unmöglich den Krieg 
erklären wollen, wie Wigard tut. Könnte er das, wüßte er, er hätte eine Mil⸗ 
lion Soldaten und einige Millionen im Schatz, ſo würde er nach ſolchem Hohn 
Oſterreichs gegen Deutſchland marſchieren laſſen. Aber noch weniger haben 
wir Soldaten oder Geld. Das Dekretieren iſt gut, aber blamieren wir uns 
nicht. Wer ſoll marſchieren? Glaubt man, daß Preußen ohne weiteres könnte 
marſchieren laſſen oder Bayern? In ſolcher Angewißheit, wie wir find, zer- 
fallen in uns, wollen wir einen ſolchen Krieg dekretieren? Das iſt unmöglich 
und reiner Wahnſinn. Stellen wir nur erſt unſere Verfaſſung feſt und den 
Kaiſer an die Spitze, und alles wird ſich finden, er wird Soldaten und Geld 
bekommen. Hergenhahn: Nach Welckers Mitteilung kann kein Zweifel 
mehr ſein, daß Oſterreich nicht in unſeren Bundesſtaat eintreten will. Es 
drängen ſich zwei Fragen auf: 1. an welche Macht müſſen wir uns anſchließen, 
um Oſterreichs Plänen, uns zu hindern, entgegenzutreten? Auch Römer meint 
Preußen, aber er meint, die Erblichkeit würde Oſterreich für immer aus⸗ 
ſchließen, und hoffe auf einen Sturz des Miniſteriums. Das halte er für irrig. 
Wenn die jetzige öſterreichiſche Regierung geſtürzt wird, fo iſt das eine Revolu⸗ 
tion gegen die Dynaſtie. And dann tft kein Grund, warum der öſterreichiſche Bun⸗ 
desſtaat ſich nicht ſo gut wie andere deutſche Staaten unterordnen ſolle. 
Preußen aber kann den ſchwierigen Beruf nicht annehmen, wenn nicht für 
immer. Denn es handelt ſich für Preußen um höchſte Gefahr. Wigard ſagt 
uns weiter, die Nationalverſammlung ſolle den Krieg erklären. Wir haben, 
wie Scheller geſagt, die Macht nicht. Wer wird uns folgen? And wird der 
öſterreichiſche Prinz, der jetzt an der Spitze der Zentralgewalt ſteht, dieſen 
Krieg erklären? Es würden einige Turner und Demokraten kommen, aber 
damit kann man keinen Krieg führen. Auch dies führt uns dazu, daß wir die 
ganze Macht Preußens für uns haben müſſen. Da müſſen denn alle anderen 
Antipathien ſchweigen, die etwa da wären. Was ſoll in der Nationalverſamm⸗ 
lung geſchehen? Es iſt nicht möglich, den Antrag Welckers durchzubringen, 
ſolange die Linke nicht die Gefahr erkennt und die Oſterreicher mit ihr gehen. 
Wir müſſen uns dazu entſcheiden, einen Schritt zu tun, der in der Natio— 
nalverſammlung uns die Majorität ſichert. Entweder die Linke muß mit uns 
gehen oder wir müſſen die öſterreichiſchen Abgeordneten veranlaſſen, uns 
nicht weiter zu hindern. Schreiner: Er habe gegen Wigard ſprechen wollen, 
doch gebe er es auf, da bereits dagegen geſprochen iſt. Er könnte als Mitglied 
der Nationalverſammlung und dieſes Ausſchuſſes keinen anderen Wunſch aus- 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 41 
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ſprechen, als, es möge ſich die Nationalverſammlung, wenn ſie auch noch ſo 
kräftig handeln wolle, vor jeder Abereilung hüten, teils weil es ihrer un⸗ 
würdig wäre, teils weil die Folgen unabſehlich ſind. Daher meine er, daß 
man den erſten Punkt des Welckerſchen Antrages annehme (die Entrüſtung). 
Sodann daß die Verfaſſung ſo ſchnell als möglich zu Ende geführt werde. 
Aber er könne nicht dafür fein, die Verfaſſung en bloc anzunehmen. Er meine, 
die Nationalverſammlung ſei es ſich ſchuldig, auf jede Form zu verzichten, 
die die Beendigung verzögere, daß aber denn doch über gewiſſe Paragraphen, 
die Prinzipienfragen enthalten, beſonders abgeſtimmt werde. Deren Zahl wird 
nicht ſehr groß ſein. Den dritten Punkt betreffend, werde man ihm als Oſter⸗ 
reicher nicht übelnehmen, wenn er ſich in weiterer Erklärung über die Erblich- 
keit jeder Außerung enthalte. Wenn Preußen erblich an die Spitze geſtellt 
wird, wird es vorläufig und, wenn nicht für immer, doch für lange mit der 
Freundſchaft aus ſein. Nach Welckers Erklärung könne er es jedem, der 
nicht Oſterreicher iſt, nicht übelnehmen, wenn er ſich den Anträgen Welckers 
anſchließe. Er ſei aber der Meinung, wenn ſich über die Spitze ein anderer Aus⸗ 
weg mit Majorität finden ließe, daß man dieſen dann ergreife, weil ſonſt der 
Beſchluß der Nationalverſammlung der moraliſchen Kraft ermangeln möchte, 
der er ſehr bedarf. Es wird vielleicht das letztemal ſein, daß er hier ſpreche; die 
Verhältniſſe werden ſich ſo ſchnell entwickeln, daß die Oſterreicher nicht mehr 
viel hier mitreden werden. Beſeler: Er habe nur eine Frage an Schreiner 
richten wollen, von der er glaube, daß dieſer ſie wenn möglich offen beant⸗ 
worten werde. Er frage, wie die Stimmung in den deutſchen Provinzen 
dieſer Verfaſſung gegenüber ſei. Freilich, wenn Schreiner nicht will, ſo war 
es nur ein Wunſch, den zu erfüllen niemand verpflichtet iſt. Schreiner: Er 
ſei bereit, offen zu antworten. Abgeſehen von den Zeitungsartikeln habe er 
Briefe aus Wien und Graz und Sommarugas Mitteilungen, und er habe ſchon 
geſtern an Welcker geäußert, daß man in Oſterreich im allgemeinen — denn 
natürlich gibt es auch da Parteien — die Verfaſſung mit Zufriedenheit auf- 
genommen hat, daß man froh iſt, aus einem Zuſtand der Angewißheit über 
die künftige Geſtaltung Oſterreichs hinausgekommen eiſt) [zu fein], und die 
Verfaſſung freudig begrüßte, vieles freilich in ihr unvollkommen findet, das 
aber auf dem erſten Reichstag zu beſeitigen hofft. Das Miniſterium, das 
wiſſe er beſtimmt, werde von allen Ruhigen und Beſonnenen gewünſcht und 
geſtützt, weil, wenn es ſtürzt, kein liberales möglich ſei, ſondern nur ein reak⸗ 
tionäres, ja abſolutiſtiſches, vielleicht eine Militärherrſchaft. Die Anſicht habe 
Sommaruga beſtätigt. Sie hätten viele Perſonen geſprochen und überall Zu- 
friedenheit und volle Beiſtimmung gefunden. And dies beſtätigen ihm Briefe 
ſeiner Söhne, die liberal und ſehr liberal ſind, aus Graz, wo vielleicht die 
meiſten Elemente der Unzufriedenheit. Waitz: So inhaltſchwer dieſe und 
Welckers Mitteilungen ſind, ſo möchte er doch nicht, daß wir uns heute zu 
tief in dieſe Betrachtungen verlieren. Sie gehören zwar zu unſerer Aufgabe, 
aber es kommt kein rechtes Reſultat heraus, wir müſſen zum Beſchluß kommen. 
Er meine, es ſind Fragen mithineingezogen, über die wir nicht zu berichten 
haben, ſchon Nr. 1 des Antrages, mehr noch Wigards Anträge, die nicht 
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vor den Verfaſſungsausſchuß gehören. Es iſt wohl nieht gut, daß Wigard 
ſie hierhergebracht hat, er halte ſich nicht kompetent, hier darüber zu beſtimmen. 
Ebenſo das von Hergenhahn Beſprochene. Wir dürfen nicht fragen, wie 
eine Majorität ſchaffen. Ans liegt nur der Antrag vor. Auch der Antrag 
würde für gewöhnliche Zeiten ſonderbar ſein. Denn wir haben ja in Majorität 
die Verfaſſung gemacht. Indes die Zeiten find fo abnorm, daß man ſich dar- 
über hinwegſetzen muß. So werde er für den Antrag ſtimmen, aber auch nur 
pure. Namentlich gegen das paragraphenweiſe Abſtimmen würde er ent- 
ſchieden ſein, es würden zufällige Majoritäten entſcheiden. Ebenſo einzelne 
Paragraphen herausheben, kann uns nicht recht ſein. Es würde jeder andere 
Paragraphen herausfinden. Was den Hauptpunkt betrifft, die Erblichkeit, 
ſo wäre es der verkehrteſte; denn nehmen wir die Verfaſſung an ohne Erblich- 
keit, ſo iſt ſie keinen Schuß Pulver wert, laſſen wir über ſie beſonders ab— 
ſtimmen, ſo iſt es ein Haſardſpiel. Denke man ſich, daß keine Majorität heraus⸗ 
käme, ſo wäre alles vergebens. Gewiß ſind manche Mitglieder in der Lage, 
für das Ganze zu ſtimmen, aber für die Erblichkeit in specie können fie nach 
ihrem Prinzip nicht. So meine er, entweder der ganze Welckerſche Antrag 
oder gar nicht. Auch vieles der Zuſatzanträge von Wigard und Schüler, 
beſonders das Wahlgeſetz, könne er nicht annehmen. Der Ausſchuß in ſeiner 
Majorität kann nicht das Wahlgeſetz empfehlen. Er habe keinen Auftrag, 
dieſes Geſetz hier mit zur Sprache zu bringen. Es iſt uns ſomit unmöglich, 
über das Wahlgeſetz hier zu verhandeln. Römer: Waitz meint, wir machen 
geſtern und heute ohne Not Politik, das meine er nicht. Freilich haben wir 
über den Antrag zu ſprechen, aber wir müſſen darüber entſcheiden, ob die 
Gefahr des Vaterlandes da iſt. Er glaube, daß die drohenden Berichte über 
Oſterreich nicht ſo gefährlich ſind, denn Oſterreich iſt noch vollauf beſchäftigt, 
und obenein, es macht noch erſt diplomatiſche Verſuche, und dies gibt uns 
Zeit. Aber andererſeits kann ſich niemand verhehlen, daß unſere Verfaſſung 
in der Gefahr iſt, zu viel Zeit zu brauchen. Den Antrag en bloc anzunehmen, 
wird ſo viel Zeit koſten, daß wir in derſelben die halbe Verfaſſung werden 
angenommen haben. Er ſei daher nicht dafür, den Welckerſchen Antrag zu 
empfehlen; es wäre in betreff einzelner Gegenſtände auch gewiß bedenklich, 
z. B. beim Staatenhaus. Betreffend den Wigardſchen Antrag ſtimme er 
Waitz bei, daß derſelbe nicht hierher gehöre, ſondern in die Pauls kirche, und 
er teile die geäußerten Bedenklich keiten. Ein Aufruf an die Deutſchen würde 
wohl viele Freiwillige herbeirufen; aber ohne Dreſſur, ohne Waffen, was 
ſollen ſie? And ehe die Verfaſſung feſtſteht, wer ſoll Truppen marſchieren 
laſſen? Im übrigen ſei er gegen den Welckerſchen Antrag, im Vertrauen 
auf den guten Takt der Nationalverſammlung. Beſeler: Wie denkt ſich das 
Römer? Soll jeder Paragraph mit feinen Minoritätserachten zur Ab— 
ſtimmung kommen? Denn der Takt der Nationalverſammlung liegt in der 
Geſchäfts ordnung. 

Soeben kommt die Mitteilung vom Reichsminiſter, das öſterreichiſche 
Schreiben betreffend!. 


1 Sten. Ber. 8, 5707f. 
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v. Laſaulx: Wir haben zunächſt über zwei Anträge zu entſcheiden. Aber 
Wigards Antrag verliere er kein Wort. Er enthält Drohungen und wer die 
Menſchen kennt, weiß, daß wer droht, innerlich zittert. Drohungen beweiſen die 
Ohnmacht des Drohenden. Welckers Antrag betreffend, wünſche er zuerſt, 
daß über dieſe Note diskutiert und beſchloſſen werde. Wird dies nicht beliebt, 
ſo wünſche er der Nationalverſammlung vorzuſchlagen, über Welckers Antrag 
zur Tagesordnung überzugehen. Der Antrag iſt in ſich nicht motiviert, das 
Vaterland iſt in keiner größeren Gefahr, als es vor acht oder vierzehn Tagen 
war, und außerordentliche Maßregeln würden, weit entfernt, das Anſehen der 
Nationalverſammlung zu erhöhen, ihr ein ſchnelles Ende machen. Die eben 
geleſene Note beweiſt, daß Welckers Mitteilungen übertrieben waren, wie 
wir an Welcker gewohnt ſind. Was die Note enthält, ſcheine ihm ganz ver⸗ 
nünftig und durchaus das allein Mögliche. Wir bedürfen einer Neichsverfaſſung 
nicht zur Freiheit im Innern, ſondern zur Macht, und dieſe darf nicht durch ein 
doppeltes Haus gelähmt werden, es muß aber der künftigen Reichsgewalt eine 
Repräfentation des Staates zuſtehen. Das Vorgeſchlagene ſei der Vorteil 
eines Hauſes und meidet die Gefahr des Volkes. Die Verfaſſung Oſterreichs, 
die er heute erſt geleſen, habe er bewundert; ſie iſt mäßig, offen und klar. 
Die alternden Staaten Europas ſind in das Stadium getreten, wo alle Kraft 
dazu gehört, ſie zuſammenzuhalten, und die Armeen die einzige Haltung ſind. 
Dies hat die öſterreichiſche Regierung anerkannt, anerkannt, daß in der Ar⸗ 
mee trotz der vielen Nationalitäten Einheit und Energie ſei. Die Armee hat 
dieſe Verfaſſung diktiert und die Armee wird ſie aufrecht erhalten (Gelächter). 
Er habe ſich gewöhnt, in politiſchen Dingen nicht nach ſeiner Herzensmeinung 
zu ſtimmen, ſondern nach dem was möglich iſt, und das ſei das allein richtige. 
Sollte es zur Abſtimmung en bloc kommen, fo würde er in der unangenehmen 
Verlegenheit ſein, dagegen zu ſtimmen. Reh: Er ſei ſoeben erſt nach Frankfurt 
gekommen und bitte um Entſchuldigung, wenn er manches, was ſchon geſagt 
iſt, wiederhole. Er frage ſich zunächſt, ob wir raſch vorgehen müſſen. Trotz 
Laſaulx' Meinung bejahe er dies entſchieden. Die Gefahren find ſchon lange 
da, aber ſie wachſen mit eminenter Schnelligkeit. Was wird die Folge ſein, 
wenn der Antrag, von uns empfohlen, nicht angenommen wird? Er meine,!“ 
wenn der Antrag durchfalle, wir der Nationalverſammlung das Todesurteil 
geſprochen hätten. Wir müſſen uns daher der Mehrheit verſehen. Ich ſehe einen 
großen Teil, der dafür ſtimmen wird. Die eine Partei rechnet darauf, daß die 
Verfaſſung den Regierungen genehm ſein werde, daß ſie von ihnen ange⸗ 
nommen werde. Damit iſt der Sache aber noch nicht geholfen. Damit würden 
nicht alle Gefahren beſeitigt ſein. Wir würden uns ſogar dieſe Gefahren in noch 
unmittelbarere Nähe ſtellen, wir würden einen allgemeinen europäiſchen Krieg 
herbeiführen. Wir würden uns in dieſem Fall nicht auf die bloße Macht der 
Fürſten ſtützen, wir würden uns auf das Volk ſtützen müſſen. Das Volk aber 
würde ſich für die Verfaſſung nicht begeiſtern. Die Revolution könnte im 
Innern ausbrechen, während die Armeen an der Grenze ſtehen. Wir müſſen 
daher das Volk mit der Verfaſſung verſöhnen. Dies kann nur geſchehen durch 


Von * bis * von der Hand Brieglebs. 


177. Sitzung 15. März 1849. Welckerſcher Antrag 645 


die gleichzeitige Publikation des Wahlgeſetzes. Der Welckerſche Antrag werde 
immer im günſtigſten Fall nur eine kleine Majorität haben. Im Volk hat ſie 
die entſchiedene Mehrheit gegen ſich. Bringen Sie das Wahlgeſetz mit 
der Verfaſſung zur Abſtimmung, ſo würden wir eine große Stimmenmehrheit 
erlangen. Die Meinung des Volkes würde ſich daran ſchließen. Der Schritt, 
zu dem uns die Not gedrängt hat, wird dann von günſtigen Folgen ſein. Die 
zweite Leſung würde überdies keine erhebliche Anderung des Wahlgeſetzes 
herbeiführen. Ich komme daher zu dem Schluß, daß wir dem Welckerſchen 
Antrag dieſen Zuſatz hinzufügen müſſen. Der Ausſchuß iſt dazu berechtigt, 
indem er jeden Antrag modifizieren darf, was auch bisher ſchon öfter ge: 
ſchehen iſt. Tellkampf: Im weſentlichen der Anſicht des Herrn Neh. Ich 
war nicht für das Wahlgeſetz. Allein die heutige Abſtimmung hat gezeigt, 
wie groß die Mehrheit iſt, die uns entgegenſteht. Wir müſſen daher das Wahl⸗ 
geſetz mit dem Welckerſchen Antrag verbinden. Erleiden wir eine Nieder⸗ 
lage, ſo könne alles das eintreten, was uns Herr Scheller verkündigt hat. 
Wenn das Wahlgeſetz zuvörderſt nochmals beraten würde, ehe wir an die 
Verfaſſung gingen, ſo könnten wir wohl noch einige Modifikationen darin 
vornehmen. Der Vorſchlag des Herrn Schreiner iſt unmöglich, man kann 
nicht einzelne Prinzipien herausnehmen. Daß das Vaterland in Gefahr ſei, 
kann nicht, wie Herr Laſaulx glaubt, beſtritten werden. Wenn der Zuſtand 
noch lange dauert, ſo wird alles angenommen werden.“ Zell: Laſaulx' 
Vorhaltung würde uns nötigen, noch einmal unſer Werk durchzuprüfen. Er 
ſchlage vor, zur Tagesordnung überzugehen. Sein Lehrer habe oft geſagt, 
es ſei ein Fehler vieler, den Anlaß zum Krieg und die Arſache zu verwechſeln. 
Die Arſache iſt längſt da. Wenn aus Frankfurt nichts herauskommt, als das 
Gift, das verſpritzt wird, fo wird die Verfaſſung keinerlei Anklang in Deutſch⸗ 
land finden, ſondern andere Männer werden die Sache in die Hand nehmen, 
in Berlin und unter dem Applaus des Volkes. Waitz habe Necht, daß der 
Aus ſchuß hier den übeln Stand habe, etwas nicht für ihn Gehörendes zu tun. 
Denn der Ausſchuß kann nur nach Verfaſſungsgründen, nicht nach Zweck— 
mäßigkeit entſcheiden. Deshalb habe er gewünſcht, daß man ſich außerhalb des 
Hauſes zu verſtändigen ſuche. Die Nechte, meine er, würde keinerlei Zuge— 
ſtändnis zu machen haben, ſondern nur die Linke, und er glaube, dadurch dieſe 
zu gewinnen, wenn er einzelne Paragraphen ausſcheide. Die Anſicht ſei in 
einer betreffenden Verſammlung in der Minorität geblieben, und es [fei] als 
leichter erſchienen, das Ganze anzunehmen als ſtückweiſe. Er geſtehe, daß hier 
im Aus ſchuß, wo alles dies nicht zur Berückſichtigung kommen kann, nur die 
Abſtimmung in Volle empfohlen werden kann. Man hat Anderung des 
Staatenhauſes für notwendig gehalten, das glaube auch er, und der Ausſchuß 
werde darüber im 8 I neue Vorſchläge machen. Wir erklären nicht den Krieg, 
ſondern halten feſt an dem, was recht iſt. Wir nehmen an, daß Oſterreich unter 
keinen Amſtänden von uns getrennt werden darf, daß es aber dem Volk 
von Oſterreich frei ſteht, ſpäter ſeinen Beitritt zu erklären. Iſt dies ſo, ſo 
werden ſich die drei letzten Nummern des Welckerſchen Antrages etwas 
modifizieren. Er wünſche, daß der Stil Welckers ruhiger und ernſter wäre. 
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Wenn wir in Volle annehmen, ſo wird ſich die Sache ſo ſtellen: Der präju⸗ 
dizielle Antrag wird eine kleine Majorität ergeben, ſodann aber, wenn nichts 
mehr zu ändern, werden auch jene mit uns ſtimmen. Das Wahlgeſetz kann, 
wie er meine, den Ausſchuß nicht beſchäftigen, das wird den Parteien zu über⸗ 
laſſen ſein. Wigard: Er wolle nicht auf eine weitläufige Deduktion eingehen, 
auch nicht gegen Waitz. Durch die Dringlichkeit, die Welckers Antrag 
motiviert, ſei auch der ſeine gerechtfertigt. Auch er ſei kein Freund von 
Drohungen, ſein Charakter ſei nicht, leere Popanze zu machen, aber er ver⸗ 
weiſe auf Frankreich 1792, wo es noch viel ſchlechter ſtand als mit uns. Erheben 
wir uns, und keine Minute ſei er zweifelhaft, daß der Sieg auf unſerer Seite 
fein werde. Es find Neichsgefege von Oſterreich verletzt, und dies tft das 
weſentliche, was uns angeht. Wenn der öſterreichiſche Prinz ſolchen Beſchluß 
nicht ausführen wollte, ſo proteſtiere er feierlich. Die Miniſter ſind uns ver⸗ 
antwortlich, ein un verantwortlicher Chef wird ſich fügen müſſen, es gibt noch 
andere Mittel. Aber Laſaulx' Bewunderung für die öſterreichiſche Ver⸗ 
faſſung verfahre er wie jener mit ſeinem Antrag, er verliere kein Wort darüber. 
Den bloßen Antrag Welckers hineinzubringen: Man verſuche es, ob er durch— 
zubringen, er glaube es nicht. Gülich: Es ſei noch ein Amſtand hervorzuheben. 
Die Frage, ob die Verfaſſung en bloc anzunehmen, kann nicht einmal die Ver⸗ 
ſammlung beantworten. Der Schneerſche Beſchluß iſt auf das ganze Ver⸗ 
faſſungswerk ertendiert und hundert Mitglieder können durch ihr Veto die 
Annahme der Verfaſſung hindern, ja, es kann jede Minorität des Ausſchuſſes, 
indem ſie ihre Anträge zu ihrer Abſtimmung bringen will, hindern. Er halte 
es notwendig, uns ſtreng in den Grenzen unſeres Rechts zu halten, damit nie⸗ 
mand künftig die Rechtsbeſtändigkeit unſeres Werkes angreifen könnte. Denn 
ſonſt würde manche renitierende Regierung ſpäter uns mit dieſem Vorwand 
kommen. Es könne der Antrag nur durch Vereinbarungen der Fraktionen zum 
Ziel kommen, und dieſer Weg hätte müſſen eingehalten werden. Aber der 
Antrag iſt an uns gewieſen, was nun? Der Antrag wird in der National- 
verſammlung durchfallen, wie die heutige Abſtimmung gezeigt hat. Kann es 
deſſen ungeachtet nicht geſchehen, daß man raſch zum Ziel kommt? Er hoffe ja, 
man könne etwas finden. Wir ſollten der Verſammlung empfehlen, diejenigen 
Teile der Verfaſſung anzunehmen, die durch den künftigen Reichstag leicht 
verändert werden können; nur zwei ſind unabänderlich, die Erblich keit und das 
abſolute Veto. Dies Kriterium unterſcheidet beide Punkte ſo weſentlich, daß 
man hier die Grenze ziehen müßte. Bringe man die anderen Abſchnitte ab— 
ſchnittsweiſe zu Ende, fo die Reichsgewalt, den Reichsrat; jene beiden Fragen 
dagegen ſoll man diskutieren. Waitz ſagt, ohne die Erblichkeit ſei die ganze 
Verfaſſung nichts. Eben bringen die Zeitungen die Nachricht, daß ſich der 
König von Preußen mit Indignation über den Welckerſchen Antrag ge— 
äußert habe; auch Hergenhahn und Welcker ſtimmen nicht überein. Er habe 
vielfach ſondiert und verſchiedene Stimmungen gehört. Er hoffe, daß Preußen 
auf lebenslang annehme, und er hoffe, daß es ein gutes, ein deutſches Regi⸗ 
ment ſein werde. Oſterreich anlangend, habe er die Note mit Indignation 
gehört, dieſe aber richtet ſich nicht gegen das unglückliche Volk, ſondern gegen 
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das Kabinett, dem Volk müſſe man ſeinen Platz laſſen. Er glaube auch nicht, 

daß nur auf dem Wege der Revolution eine Anderung kommen könne und 
dann ohne die Dynaſtie. Das glaube er nicht, der Sturz des Miniſteriums 
würde genügen. Nehs Anſicht, als ob das Wahlgeſetz hiermit in Verbindnug 
zu bringen ſei, teile er [nicht ?]. Es liegt uns ob, das Wahlgeſetz für die zweite 
Leſung vorzubereiten, und es hält uns nichts ab, das bald zu tun. Welcker: 
Er müſſe den Antrag ſtellen, daß ein kurzer Bericht über die öſterreichiſche 
Note vorausgehe. Das ſei ſchicklich und praktiſch. Es iſt in derſelben eine ent⸗ 

ſchiedene Verwerfung unſeres ganzen Werkes, kein Volkshaus, keinerlei 
Trennung der deutſch⸗ öſterreichiſchen Provinzen uſw. Abrigens habe er nichts 
übertrieben, noch weniger Heckſcher und Sommaruga; beide haben die 
Sachen ſnichte] ſchwärzer gemalt als ſie ſind. In betreff der Sache ſcheine ihm 
wirklich, daß das Vaterland in Gefahr ſei, nicht wie bisher, ſondern in ganz 
anderer, dringendſter Weiſe. Jetzt wird es klar, daß die Erklärung Oſterreichs, 

die Bundesverfaſſung dürfe nur mit Zustimmung der Mächte geändert 
werden, eine erſchreckende Wahrheit habe. Wer dies, die Konferenzen der 
Großmächte, den Däniſchen Krieg erwägt, der wird wohl nicht an Gefahr 
zweifeln. Sollte man ſeinen Antrag nicht annehmen, ſo wiſſe er keinen Ausweg, 
als daß alle mit Minorität[serachten] verſehenen Paragraphen diskutiert 
werden. Es wird entgegnet, ſie haben alle deren. Das Wahlgeſetz betreffend, 
laſſe er es dahingeſtellt, ob es in den Ausſchuß gehört. Aber er habe kein Be— 
denken. Es ſei gegen ſeine Natur, ſich in Koalition einzulaſſen, und darum habe 
er bei dem Wahlgeſetz nicht mitgeſtimmt. Er habe ſich in jenen Handel mit 
der Linken nicht einlaſſen wollen. Aber etwas ganz anderes iſt [es], ob ein 
großer Entſchluß über das Ganze gefaßt werden ſoll. Er fürchte das Wahl— 
geſetz nicht ſehr; es ſei freilich eine Sicherung gut, aber er fürchte ſich vor der 
Volksfreiheit nicht. And er bitte zu bedenken, daß wir in einer Zeit ſind, wo 
das demokratiſche Element weniger zu fürchten iſt als das monarchiſche, und 
wo vielleicht die letzte Rettung die Republik iſt. Denn wenn es Oſterreich mit 
ſeinen ſchnöden Plänen gelänge, ſo wiſſe er keine andere Hilfe. And iſt das 
Wahlgeſetz ein Mittel, die Linke zu gewinnen, ſo mögen wir das Mittel nicht 
höher achten als den Zweck. Scheller: Er habe ſeine Anſicht unumwunden 
ausgeſprochen. Daß die Sache, wenn ſie von Berlin aus gemacht wird, anders 
zu ſtehen kommt, als wenn wir es tun, verſteht ſich. Noch ein anderes. In der 
Note ſelbſt hat Oſterreich keine Scheu zu erklären, es wolle nur ein Staaten⸗ 

haus ohne Volksvertretung. Dies ſei wohl deutlich genug. Wer ſteht uns 
dafür, daß dieſe Idee nicht auch anderswo Eingang findet? Wer ſteht dafür, 
daß der König von Preußen, der jetzt nicht ſo denkt, am Ende auch auf dieſe 
Idee kommt? Denn auf ſeine Armee kann er zählen, und zwar, weil ſie dem 
König überhaupt anhängt und weil das Numpfparlament es glücklich be- 
wirkt hat, daß Heer und Nation dieſe ganze Wirtſchaft überdrüſſig iſt und nur 
Ordnung und Ruhe wiederhaben will, und das iſt deſſen größter Schade. Der 
König hat nicht dieſe Anſicht, er hat ſeit dem März Stand gehalten gegen 
eine alte Kamarilla, die vorn hinausgeworfen, hinten wieder hineinkommt. 
Der deutlichſte Beweis iſt, daß der ehemalige Miniſter Thiele hat im Staats⸗ 
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anzeiger mitteilen!“ laſſen, daß er in Berlin eingerückt ſei. Wenn dies der 
Miniſter Thiele an der Zeit findet, jo weiß man, wie es ſteht. Wer ſteht dafür, 
daß die Kamarilla nicht dem König ſo viel in das Ohr flüſtert, daß er es mit 
Oſterreich halten möge. Es iſt alſo nicht das Intereſſe für die Dynaſtie, daß 
ich Sie bitte, der Nationalverſammlung zu empfehlen, die Verfaſſung en bloc 
anzunehmen. Ich ſehe im Welckerſchen Antrag die Quinteſſenz in Nr. 2 
und 3, das übrige ſehe ich als eine hübſche Verzierung an. Ich habe nichts 
dagegen, aber ich halte es der Würde der Verſammlung angemeſſen, in kurzen 
Worten auszuſprechen, was ſie will.“ Die öſterreichiſche Note anlangend, 
glaube er, müſſe ſie als Anlage zu unſerem Bericht der Nationalverſammlung 
vorgelegt werden. Daß wir zugleich § 1 und das Staatenhaus friſch redigieren 
müſſen, verſteht ſich von ſelbſt. Wenn noch von dem Wahlgeſetz die Rede ge- 
weſen, ſo geſtehe er offen, daß mit dem jetzt vorliegenden kein Staat beſtehen 
kann, ſelbſt eine Republik nicht. Aber es gehört die Frage nicht hieher. Mit 
der Verfaſſung iſt alles mögliche geſchehen, revidiert von uns, von den Re— 
gierungen moniert uſw. Das Wahlgeſetz iſt noch eine rohe und unverdaute 
Maſſe. Und er würde es für kein Unglück halten, wenn das nächſte Parlament 
noch auf demſelben Grund wie wir berufen würde und dieſer Reichstag erſt 
das Wahlgeſetz mache. Es iſt nicht würdig, daß wir verfahren do ut des; und 
wenn es einmal ſo weit gekommen iſt, daß man das ſo öffentlich verhandelt, 
wer ſteht dafür? Schüler: Er denke, daß das, was Scheller ſagt, ſich nicht 
auf das bezieht, was er geſtern geſagt habe. Er und der größte Teil der Linken 
wird doch gegen den Antrag ſtimmen, wenn auch das Wahlgeſetz aufge- 
nommen wird. Wigard: Er wolle darüber nichts bemerken, ſondern nur 
darüber, daß ſich Scheller in einem materiellen Irrtum befindet, nämlich: 
Kann man für eine Verfaſſung ſtimmen ohne demokratiſche Grundlage? 
Ahrens: Er glaube, wir haben angeſichts der öſterreichiſchen Note noch eine 
andere Pflicht gegen das Vaterland, wir müſſen kurz darlegen, was Oſter⸗ 
reich will. Er meine, wir können die Note nicht bloß als Beilage geben, ſondern 
müſſen ſie darlegen und über die Note antragen, zur motivierten Tages ordnung 
überzugehen. Das öſterreichiſche Kabinett denkt jetzt Deutſchland die Rolle zu, 
die wir zum Teil Oſterreich zugedacht hatten. Allerdings Aug um Aug. Daß 
wir dies nicht annehmen können, darin werden wir wohl meiſt einig ſein. 
v. Laſaulx: Er habe die Ehre, nicht einzuſtimmen. Ahrens: Es iſt Gefahr 
im Verzuge, er traue keinem Kabinett, auch Preußen nicht, glaube nicht, daß 
Preußen die Kaiſerwürde annehmen wird und wolle ſie nicht anbieten, ehe 
er darüber ſicher ſei. Er bedauere, daß der Antrag nicht ſo gemacht werde, 
daß die Dauer der Abertragung erſt ſpäter beſtimmt werde. Die Erblichkeit, 
meine er, werde abgewieſen werden in der Nationalverſammlung. Das Ver⸗ 
fahren anlangend wünſche er, daß abſchnittsweiſe geſtimmt werde. Nur ſo 
könne er endlich für die ganze Verfaſſung ſtimmen, ſonſt müſſe er ſchließlich 
gegen dieſelbe ſtimmen. Er glaube, es iſt eine Majorität für alles da, auch für 
die Erblichkeit, wenn man Raum zur Ausſprache gebe. Rießer: Dagegen 
wäre nichts einzuwenden, wenn man damit den Zweck erreichte; aber das 
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bezweifle er, da gewiß der Anſtoß nicht in den Abſchnitten, ſondern in den 
Paragraphen iſt. Gülichs Bedenken ſei immerhin nicht irrig, aber der 
Schneerſche Antrag führt nicht dazu, er hat nur der Majorität das Recht 
gegeben, die Debatten auszuſchließen. Aber er bitte doch dringend, dieſe kleine 
Frage nicht zu dem großen Verhältnis zu bringen, und nach Gülichs Anſicht 
konnte Schneers Antrag ſelbſt nicht angenommen werden. Er wünſche, daß 
man alle Kompetenz fortlaſſe, und ſich nur auf die Sache wende. And da ſei 
er für Welckers Antrag im ganzen. Die Faſſung von §1 betreffend, könne 
er nicht zugeben, daß wir fie ſo machen dürfen, daß de iure unſer Recht aus⸗ 
geſprochen werden dürfe. Wir können nicht länger überſehen, daß die öfter- 
reichiſche Regierung ſich von Anfang an das Zuſtimmungsrecht vorbehalten 
hat. Es hat ſich nie unſeren Beſchlüſſen unterworfen. Man kann nun fagen, 
wir haben die Deputierten und darum die Abſtimmung des Volkes. Aber 
dieſe Deputierten gehen nicht mehr mit uns, werden gegen uns ſtimmen. So 
meine er, daß wir kein Recht an Oſterreich anſprechen dürfen, das wir etwa er⸗ 
zwingen könnten. Ebenſo wenig erwünſche er eine Verfaſſung, die etwa einzelne 
Stämme Oſterreichs auffordere, mit uns zu gehen. Das paßt nicht für die 
Politik der Majorität, die er noch für Recht halte. Können wir öſterreichiſche 
Gebiete erobern, gut; aber auf dem Wege der Empörung wollen wir ſie nicht. 
Das Wahlgeſetz ſodann: Schellers Äußerungen ſcheinen das ſchärfſte Argu— 
ment gegen Welcker zu ſein. Wenn man jedes Nachgeben von einer Seite 
gegen die andere für unmoraliſch halte, ſo ſchlagen wir den Antrag Welckers 
tot. Denn wir fordern von vielen, daß ſie ihr ſuspenſives Veto uſw. aufgeben. 
Eine politiſche Transaktion iſt unzuläſſig, wenn man keinen gemeinſchaftlichen 
Boden und Zweck hat. Aber iſt dieſer gefunden und damit die Folge gegen⸗ 
ſeitigen Nachgebens, ſo begreife er nicht, wie man dies verurteilen kann. Die 
weſentliche Sache iſt dieſe: Gehören die Prinzipien des Wahlgeſetzes in die 
Verfaſſung? Wäre das nicht, ſo wäre es ungehörig, dieſe Frage zu kombi— 
nieren. Aber es iſt nicht ſo! Innerlich gehört das Wahlgeſetz wenigſtens nach 
ſeinen Prinzipien in die Verfaſſung. In der franzöſiſchen Verfaſſung ſteht 
das Prinzip der allgemeinen direkten geheimen Wahl, aber nebenbei im Wahl⸗ 
geſetz. Wenn wir nun ein einiges Votum über die ganze Verfaſſung vor— 
ſchlagen, ſo fordert es die politiſche Loyalität, das Prinzip des Wahlgeſetzes 
mit hineinzunehmen. And er meine, wir wären auch formell berechtigt. Machen 
wir nicht den Vorſchlag, jo kommt er gewiß in der Paulskirche als Amende— 
ment, und da müſſe er ſagen, daß dies die einzige Ausſicht auf Erfolg ſei. 
Beſeler: Wenn er den allgemeinen Standpunkt angeben ſoll, den er in dieſer 
Frage einnehme, ſo müſſe er geſtehen, daß nach allem ein Verſuch im Werke 
iſt, mit der ſlawiſchen Militärmacht die deurſche Freiheit und Bildung zu 
unterdrücken, ähnlich wie 1756 gegen Preußen. And er ſei der Meinung, daß 
Preußen dieſen Kampf aufnehmen kann und muß, und er meine ganz anders 
wie Scheller, daß die Armee dies fordern wird. Es fragt ſich, ob wir von uns 
aus etwas tun wollen, daß dieſer Kampf mit größter Macht geführt, und ob 
wir unſer Gewicht zufügen wollen; denn ſonſt wird man andere Mittel zu 
dieſem beneidenswerten Kampfe aufbieten, denn es iſt ein großer Kampf. Wir 
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müſſen dann aber etwas Großes und Entſcheidendes tun, wir müſſen die Erb- 
lichkeit ausſprechen; dann wird der Kampf wohl über unſere Köpfe hingehen, 
wir werden als Teile des Volkes, vielleicht des Heeres daran Teil nehmen. 
Aber tun wir nichts, ſo iſt es eine Schmach; mißlingt es uns, ſo wird nur das 
Arteil etwas früher über uns kommen, das nicht zu vermeiden iſt. Somit ſei 
er im weſentlichen mit Welcker. Nur Nr. 1 wird nicht mehr fo gefaßt werden 
können; 2, 3, 4, meine er, müſſen wir annehmen, und 5 billige er dem Inhalt 
nach, nicht in der Form. Er wünſche an die früheren Noten anzuknüpfen, wo 
auf die Verträge von 1815 gewieſen werde, und auf die neueſte Note. Wir 
können zugleich Verwahrung einlegen gegen alles, was gegen das Intereſſe 
Deutſchlands geſchehen iſt. Auch er meine, daß man jede Aufforderung zum 
Bürgerkrieg vermeiden müſſe. Für 8 1 wird eine neue Faſſung nötig ſein; mit 
Dahlmann ſchlage er vor!: 
„§ 1. Das Deutſche Reich beſteht aus dem Gebiet des Deutſchen Bundes 

unter folgenden näheren Beſtimmungen: 

1. Den öſterreichiſchen Bundeslanden wird der Zutritt offen gehalten. 

2. Die Verhältniſſe von Limburg und Schleswig bleiben vorbehalten“. 


Sodann wird über das Staatenhaus ein Vorſchlag zu machen ſein. Er meine, 
wir ſtreichen Oſterreich und vereinigen uns über die Ausgleichung für die 
ſüddeutſchen Staaten. Er denke Bayern 20 und etwa 12 Württemberg und 
Baden. Er meine, dann müſſe das Ganze zur Abſtimmung kommen, denn 
Einzelheiten hervorzuheben führt zu großen Weitläufigkeiten; ſo werden viele 
Zulagen beim Reichsrat wünſchen, andere anderes. Die Hauptſache iſt, will 
man einmal groß greifen, ſo muß es auch ordentlich ſein. Es hängt eben alles 
zuſammen. Das Wahlgeſetz allerdings auch, und doch wünſche er, es fern zu 
halten, damit nicht Rückſichten hineinſpielen, die dem Ausſchuß fern bleiben 
müſſen. Ferner muß das Wahlgeſetz revidiert werden, namentlich auch, da 


fortan nach Oſterreichs Ausſcheiden nicht mehr Bezirke von 100 000 Seelen 
gemacht werden können. 


Es wird über die Frageſtellung geſprochen. 

1. Soll mit Lafaulr über den Welckerſchen Antrag zur Tages ordnung über⸗ 
gegangen werden? — Verworfen, 15 gegen 5. Dafür: v. Laſaulx, Wigard, 
Schüler, Römer, Schreiner. v. Laſaulx entfernt ſich. 

2. Soll der ganze Welckerſche Antrag salva redactione und mit Berückſich⸗ 
tigung des Beſelerſchen Antrags angenommen, d. h. der Nationalver⸗ 


1 Hierzu ein Zettel aufgeklebt mit Dahlmanns eigenhändig geſchriebenem Antrag: 


| 8 1. 
Das Deutſche Reich beſteht aus dem Gebiet des Deutſchen Bundes, unter folgen⸗ 
den näheren Beſtimmungen: 
1. Den öſterreichiſchen Bundeslanden wird der Zutritt offen gehalten. 


2. Die Feſtſetzung der Verhältniſſe von „ und von Schleswig wird vor— 
behalten. 


Dahlmann. 
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ſammlung zur Annahme empfohlen werden? — Ja: Dahlmann, Be— 
ſeler, Waitz, Deiters, Rießer, Zell, Tellkampf, Mittermaier, Reh, 
Welcker, Scheller, Hergenhahn, Droyſen, v. Soiron. Nein: Gülich, 
Schreiner, Wigard, Schüler, Römer, Ahrens. 

3. Soll nach Schülers Antrag da, wo der Entwurf des Verfaſſungs— 
ausſchuſſes mit der erſten Leſung in Widerſpruch, die erſte Leſung gelten? 
— Ja: Schüler, Wigard. Nein: Droyſen, Hergenhahn, Scheller, 
Ahrens, Römer, Schreiner, Reh, Mittermaier, Gülich, Tellkampf, 
Rießer, Deiters, Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron. 

4. Soll nach Schülers Antrag zu Punkt 2 beigefügt werden: „Wo jedoch 
der Entwurf des Verfaſſungsausſchuſſes mit poſitiven, von der National⸗ 
verſammlung bei der erſten Leſung gefaßten Beſchlüſſen in Widerſpruch 
ſteht, bewendet es bei dieſen Beſchlüſſen“? — Ja: Tellkampf, Gülich, 
Mittermaier, Reh, Schreiner, Wigard, Schüler, Römer, Ahrens. 
Nein: Dahlmann, Beſeler, Waitz, Deiters, Scheller, Hergenhahn, 
Droyſen, v. Soiron. Rießer ſtimmt nicht. — Angenommen. 

5. Soll nach Deiters Antrag das Wahlgeſetz mit dem Bemerken, daß die 
Stimmen öffentlich und mündlich zu Protokoll gegeben werden, ange— 
nommen werden? — Ja: Droyſen, Hergenhahn, Scheller, Gülich, Tell: 
kampf, Nießer, Deiters, Waitz, Beſeler, Dahlmann, v. Soiron. Nein: 
Ahrens, Römer, Schüler, Wigard, Schreiner, Reh, Mittermaier. — 
Angenommen. 

6. Soll nach Scheller die Neviſion, die Welcker Nr. 2 anführt, dem näch⸗ 

ſten Reichstage (nicht Reichstagen) ohne die Weitläufigkeit der Verfaſ⸗ 
ſungsbeſtimmungen über Verfaſſungsänderungen (angenommen) lüber⸗ 
tragen] werden, salva redactione? — Ja: Dahlmann, Beſeler, Nießer, 
Tellkampf, Gülich, Mittermaier, Wigard, Schüler, Römer, Scheller, 
Hergenhahn, Droyſen. Nein: Waitz, Deiters, Reh, Schreiner, v. Soiron. 
Ahrens ſtimmt nicht. — Angenommen, 12 gegen 5. 


Zunächſt legt! Rießer ſeinen Bericht über den Welckerſchen Antrag 1 
Es entſpann ſich eine Debatte darüber, ob ein Paſſus über „Tatſache frem- 
der Einmiſchung“ in den Bericht aufzunehmen ſei. In betreff des Paſſus über 
die Veränderung der Verfaſſung verſtändigte man ſich dahin, daß damit nicht 
gemeint ſei eine notwendige Reviſion der Verfaſſung, ſondern nur die offen 
gehaltene Möglichkeit der Anderung; ferner daß dieſe nicht während der vollen 
vier Jahre, die den erſten Wahlen zuſtehen, ſondern nur während der erſten 
Sitzungsperiode gemeint ſei; endlich, daß dieſe Anderungen nicht auf Reichs- 
tagsbeſchluß, ſondern auf dem Wege, wie alle Reichsgeſetze zu machen find, 
vorzunehmen ſeien. 

Es kommt dann zur Frage, ob die Größe der Bezirke von 100 000 auf 
75 000 herabzuſetzen ſei. Der Vorſchlag findet von mehreren Seiten Wider- 
ſpruch, ſowohl weil die minder große Verſammlung an Gewicht gewinnt, als 


1 In der 178. Sitzung d. 17. März. 
2 Sten. Ber. 8, 5793 ff. 
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auch weil wir in Gefahr ſind, einen wahren Luxus mit Repräſentanten zu 
treiben. Beſeler findet die Zahl zu niedrig; 320 mit den allzeit Fehlenden 
würde eine zu kleine Verſammlung geben, auch dem Staate gegenüber. Er 
wünſche dann übrigens nicht die Beſtimmung vom Aberſchuß von 50 000 zu 
ändern. Ahrens: Es iſt dies eine vorbehaltene Frage und darum können wir 
darüber diskutieren. (Ahrens macht ſich ſelber dieſe Beruhigung.) Dahlmann 
unterſtützt Beſelers Antrag; es wird trotz des beſten Willens doch öfter ge— 
ſchehen, daß Landſtände zuſammenfallen mit dem Reichstag; außerdem gibt 
es ſo viele Staatsgeſchäfte, Behinderungen uſw., daß wir uns gewiß nicht 
damit wohl befinden, wenn wir zu niedrig kommen. Es gründet ſich ſelbſt das 
Anſehen teilweiſe auf die Zahl der Beratenden. Römer: Gegen eine erblich 
monarchiſche preußiſche Spitze, die bisher bloß bureaukratiſch und gewalt⸗ 
tätig regiert hat, muß ein ſtarkes demokratiſches Gegengewicht ſein, und ſo 
unterſtütze er den Antrag. Denn nicht bloß die Qualität, ſondern auch die 
Quantität entſcheidet. Auch wäre es ungeſchickt, wenn gewiſſe ſüddeutſche 
Staaten, denen wir ihre Repräfentanten im Staatenhaus mehren, ebenſo 
viele Deputierte in das Volkshaus ſenden. Welcker iſt dagegen, auch Schel⸗ 
ler: Bei geiſtiger Arbeit leiſte weniger die Zahl, als die geiſtige Kraft, auch 
wird bei geringerer Zahl weit beſſer gearbeitet und es würde uns viel beſſer 
geweſen ſein, wenn nur 200 einverſtanden geweſen wären, als dieſe heilloſe An⸗ 
einigkeit. Wigard: Es kommt bei dieſem Antrag ſehr darauf an, in welche 
Form man ihn faßt. Wird dieſe Zahl von 75 000 angenommen, ſo heißt das 
definitiv von Oſterreich abſehen. Dagegen müßte er ſich entfchieden aus⸗ 
ſprechen. Er meine, wenn ſolcher Beſchluß beliebt werden ſollte, muß man ihn 
fo formulieren: Solange Oſterreich nicht beitritt uſw. Die Herabſetzung auf 
75 000 für dieſen Fall billige er völlig, denn je größer eine ſolche Verſamm⸗ 
lung, deſto mehr iſt ſie imſtande, ſich dem Volkswillen anzunähern, und jede 
ſolche Verſammlung iſt ja nur ein Auskunftsmittel, da man nicht das Volk 
ſelbſt in Maſſe verſammeln kann. Es kommt dazu, daß eine kleinere Ver⸗ 
ſammlung äußeren Einflüſſen vielmehr ausgeſetzt iſt, wie Erfahrungen genug 
zeigen. Reh: Er glaube, daß Scheller im Irrtum iſt, wenn er meint, daß eine 
kleine Verſammlung leichter einverſtanden iſt; wir im Ausſchuß geben ein 
Beiſpiel. Dazu wird gewiß die linke Seite des Hauſes eine ſolche Verände— 
rung nur gern ſehen. v. Soiron: Wäre in der Verſammlung einer mit fich 
einig (ſiehe Scheller !), ſo würde die Majorität feſt und groß fein. 
Soll die Größe der Bezirke für die Zeit, daß Oſterreich nicht in dem 
Bundesſtaat vertreten iſt, von 100 000 auf 75 000 herabgeſetzt werden? — 
Angenommen. 


Rießer fragt, ob die Zahl der überſchüſſigen noch 50 000 Seelen ſein 
ſolle, er meine, die Gerechtigkeit fordert, hier im Verhältnis zu der Geſamt⸗ 


Dazu ein Zettel an den Rand geklebt, auf dem von v. Soirons (?) Hand ſteht: 

Scheller: Ich verzichte auf alle Mitglieder, die nicht mit mir einverſtanden ſind, 
und ſollte ich ganz allein bleiben. Mein Geiſt wird dann der Nation beſſer vor- 
leuchten, als eine uneinige Verſammlung. 
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zahl zu bleiben. Waitz bemerkt dabei, daß die Nr. 6 und 7 in unſerer Wahl⸗ 
matrikel ſowie der Zuſatz von Lübeck fortfallen wird. 
Dieſer Vorſchlag iſt — angenommen. | 
Welcker kommt noch einmal darauf, die Aufnahme der Öffentlichkeit des 
Stimmens zu widerraten. Es ſei von der größten Gefahr, denn die Linke wird 
ſich wie ein Mann dagegen ſetzen. Beſeler: Er meine, daß auf der Rechten 
gerade ebenſo großer Eifer gegen die Heimlichkeit ſei. v. Soiron: Es iſt von 
der größten Wichtigkeit, daß wir bei dem gefaßten Beſchluſſe beharren, jedes 
Rütteln daran würde verderblich ſein. 
Nachdem Nie ßer feine Formulierung des an die Nationalverſammlung 
zu ſtellenden Antrages vorzeigt, wird über die einzelnen Punkte diskutiert. 
Ad 1. Es wird die Reichsverfaſſung zur Annahme empfohlen mit dem 
Zuſatz von Dahlmann, ſ. oben. Wigard wünſcht, daß in dieſem Zuſatz Lim⸗ 
burg fortfalle. Gülich: Er meine, wir befinden uns gegen Limburg in ähn⸗ 
licher Lage wie gegen Oſterreich, aber wir dürfen darauf nicht fo hohes Ge- 
wicht legen, und er meine nicht, daß man hier etwas Ausdrückliches ſage. Die 
Verhältniſſe Schleswigs haben ſich ſo geändert, daß man gewiß am beſten tut, 
gar nichts Ausdrückliches zu ſagen, da die Friedensverhandlungen abgebrochen 
ſind, da man in Dänemark eine Verfaſſung für Dänemark und Schleswig 
formelt und gar kein Bedenken hat, daß Schleswig in das däniſche Reich ge⸗ 
höre, da ferner das Staatsgrundgeſetz der Herzogtümer, gewiß von der vollſten 
Repräſentation beſchloſſen, einſtimmig angenommen iſt, fo ſcheine ihm drin⸗ 
gend notwendig, die Faſſung von Dahlmann nicht anzunehmen. Ahrens: Er 
gehe von dem Grundſatz aus, daß die Verfaſſung die Integrität des Reiches 
wahren müſſe, ſolange dieſe nicht durch Verträge geſtört wird. In betreff 
Limburgs iſt das Weſentliche geſagt: Wir haben ein völkerrechtlich begrün- 
detes Recht auf Limburg. Nicht jo auf Schleswig, worüber man allerdings 
zweifeln kann. Tellkampf: Er finde, daß] Dahlmanns Faſſung für Oſterreich 
ein Zugeſtändnis enthalte, das das öſterreichiſche Miniſterium dankbar akzep⸗ 
tieren werde. Welcker: Auch er ſei für das Auslaſſen von Limburg; wir haben 
ein volles Recht darauf; wenn Weitläufigkeiten entſtehen, ſo mag das reguliert 
werden. Gegen die Faſſung für Schleswig habe er nichts zu erinnern. Aber er 
wünſche dringend, daß irgendwo ausgeſprochen werde, was ſchon 1815, daß die 
einzelnen Regierungen und Staaten nicht das Recht haben, auszutreten. Auch 
für Oſterreich bleibe er dabei, daß Oſterreich uns dies Recht nicht nehmen 
kann. Droyſen ſchlägt vor: Dem öſterreichiſchen Bundesſtaat bleibt ſeine 
Stelle im Bundesſtaat offen. Dahlmann: Faktiſch ſteht die Sache ſo, daß 
weil Oſterreich nicht kann oder will, wir es ausſchließen. Auch ſcheint es nicht 
angemeſſen, uns in der Verfaſſung das Recht, Oſterreich etwa mit Gewalt 
zu zwingen, vorzubehalten. Limburg neben Schleswig geſtellt, ſollte nicht be- 
deuten, daß man dieſe Verhältniſſe gleich ſtellen wolle, ſondern nur, daß es 
hier noch wichtige Verhältniſſe gebe, die noch zu berichtigen ſeien. Gülichs 
Vorſchlag ſcheine ihm in hohem Maß bedenklich; wir dürfen nicht mit Para⸗ 
graphen Eroberungen machen wollen. Der Siebzehnerentwurf hatte andere 
Amſtände für ſich. Anſer aller Wunſch iſt gewiß, daß Schleswig eintrete, aber 
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er möchte nicht gern ein Mittel ergreifen, das die Erfüllung dieſes Wunſches 
verſpäten würde. Er habe keine großen Hoffnungen auf die angefangenen 
Anterhandlungen, aber er lege viel Wert auf das Verhältnis zu England, das 
im höchſten Maße gefährdet würde, wenn wir ſoweit gehen wollten wie Gülich. 
Aberwiegt die Meinung, daß man Limburg fortlaſſe, ſo werde er nicht eben 
dagegen fein. Römer: Er halte England für Deutſchlands gefährlichſten 
Feind, aber wenn ſie uns helfen wollen, ſind ſie willkommene Bundesgenoſſen. 
Schleswig hat nicht zum Bunde gehört, und wir dürfen es nicht brevi uns an⸗ 
eignen wollen. Welcker hat geſprochen, als könnten eventuell Württemberg 
und Bayern gezwungen werden, beizutreten; dann müſſen wir auch Oſterreich 
zwingen wollen. Sonſt gilt es: Den kleinen Dieb hängt man und den großen 
läßt man laufen. Alles was deutſch ſpricht, gehört zuſammen. Das iſt ein Ar⸗ 
recht; aber ſich auf den Bund von 1815 berufen zu wollen, iſt höchſt gefährlich 
und verkehrt, denn ſeit dem 28. Juni 1848 exiſtiert kein Bund mehr — lauter 
Ruf: diete nicht mehr, aber confédération —. Waitz: Er würde Gülichs 
Antrag unterſtützen, wenn es ſich nur um eine einzelne Abſtimmung in der 
Paulskirche handelte. Da es ſich aber nicht darum handelt, ſondern um einen 
Geſamtbeſchluß, ſo halte er ſich nicht berechtigt, dafür zu ſtimmen, da ſich viele 
Mitglieder in ihrem Gewiſſen gebunden halten werden, dagegen zu ſtimmen. 
Er halte den Antrag Gülichs, wie die Dinge ſtehen, nicht für erlaubt. Limburg 
iſt in ganz anderem Verhältnis; es iſt möglich, daß die Nationalverſammlung 
in ihren Beſchlüſſen zu weit gegangen, aber jedenfalls ein beſtimmtes Necht 
an Limburg haben wir. Oſterreich betreffend, ſtehe er der Anſicht Wigards 
nahe. Er meine gegen Römer, daß wir ein Recht haben an alles, was zum 
Bunde gehört hat. Er finde auch nicht prinzipiell den Anterſchied Oſterreichs 
gegen Bayern ſo groß dadurch, daß Oſterreich Verpflichtungen gegen außer⸗ 
deutſche Länder habe; aber er müſſe das zugeben, daß Oſterreich ebenſowenig 
Recht habe, unſere Verbindung wie die mit feinen anderen Ländern aufzu⸗ 
geben. Hat Oſterreich einmal dieſe Zwitterſtellung, ſo mag es ſich entſcheiden, 
aber wir haben nicht das völlige Recht zu zwingen. Aber wohl ſollen wir die 
Hand auf Oſterreich legen, beſonders da er immer noch der Meinung ſei, daß 
Oſterreich großen Amwandlungen entgegengehe. Es komme nur auf eine 
Formel an, und da ſtimme er ſehr für Zells Antrag, den Paſſus 7 von Welcker 
aufzunehmen und das von Rießer Entworfene hinzuzufügen. Es ſcheine ihm 
alſo paſſend, daß wir in der Verfaſſung gar nichts ändern, ſondern alle Mo— 
difikationen nur in den Beſchluß aufnehmen, den wir beantragen. Er möchte 
ſtatt Dahlmanns „Zutritt“ ſagen: „Die Zeit des Zutritts“, aber auch dies 
wünſche er nicht in die Verfaſſung genommen. Beſeler: Für Schleswig 
und Limburg ſtimme er ebenſo. Mit Oſterreich muß ſehr vorſichtig verfahren 
werden, um nichts aufzugeben, aber auch nicht anzuſtoßen. Er gehe davon 
aus, daß wir faktiſch anerkennen, was ſich in Oſterreich darſtellt. Es fragt ſich, 
wie wollen wir uns gegen Oſterreich ſtellen. Er hoffe, daß dies friedlich ſich 
ordnen werde, aber den Zeitpunkt des Eintrittes zu bezeichnen, gleichſam als 
eine Hinweiſung auf den Antergang der Monarchie, ſcheine ihm etwas Hartes 
zu enthalten, als warteten wir darauf, daß die Trümmer des großen Wrackes 
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an uns angeſpült werden. Er halte die Faſſung Dahlmanns für richtig, auch 
mit der Formel „Zutritt“. Er finde dieſen Ausdruck glücklich, denn er enthält 
zugleich Eintritt oder auch Anionsverhältnis. Ob man dies nun nebenbei im 
Beſchluſſe oder in S 1 erwähnen wolle, ſei er nicht ſchlüſſig, obſchon es ihm 
doch ſehr prätentiös erſcheinen wolle, Oſterreich in § 1 gar nicht zu erwähnen 
und damit es gleichſam verloren zu erklären. Welcker: Er ſtimme mit Waitz 
im weſentlichen, nur darin nicht, daß der Zerfall Oſterreichs die einzige Mög⸗ 
lichkeit ſei, auf die wir uns wenden können. Übrigens hat Oſterreich bereits 
durch feine neue Verfaſſung das ganze bisherige Bundes verhältnis aufgegeben, 
indem jede Bundesbeſtimmung durch die Zuſtimmung der Slowaken und 
Kroaten bedingt werde. Alſo am wenigſten für Oſterreich ſeine Stelle im 
Bunde erhalten. Nur nicht die Baſis des alten Bundes feſthalten, ſonſt hat 
Oſterreich Recht, überall fein Veto zu ſagen. Reh: Es gehöre ſich vor allem, 
volle Klarheit zu ſchaffen. Ohne Dahlmanns Zuſatz müßten wir nach §1 Oſter⸗ 
reich zwingen, einzutreten. Da wir das nicht können, ſo müſſen wir ſagen, was 
Dahlmanns Zuſatz [ſagt]. Er meine auch nicht, daß wir Oſterreich in den 
Bund ziehen können, weder nach den Verträgen von 1815, noch nach dem 
Prinzip der Volksſouveränität, noch weil die 12 Millionen, von denen die 
Hälfte nicht Deutſche find, es dringend wünſchen. Alſo für Oſterreich den Bei⸗ 
ritt offenhalten; er wiſſe keinen würdigeren Ausdruck für das, was tatſächlich 
iſt, alles andere find Rückſich ten oder Gefühlspolitik. v. Notenhan: Er ſei 
mit Welcker einverſtanden, daß Oſterreich ſich durch ſeine neue Verfaſſung 
von uns ausgeſchloſſen hat, aber er wünſche nicht, daß wir dasſelbe tun. Des⸗ 
halb ſei er mit dem Antrag Dahlmanns einverſtanden. Aber er wünſche, ob 
wir nicht uns ſtaatsrechtlich beſſer und klarer ordnen können, etwa auf Grund 
von Gagerns Programm. Er erinnere an Verwicklungen, wie z. B. die Bun⸗ 
desfeſtungen. Zell: Er ſei mit Reh einverſtanden, auszuſprechen, was iſt, aber 
eben darum habe er ſeinen Vorſchlag gemacht. Die Lage iſt die: Aus ganz 
Deutſchland, auch Oſterreich, find Vertreter zuſammengekommenz jetzt wird 
Schwierigkeit gemacht, nicht von dem Volke, von Oſterreich, ſondern von der 
Regierung. Wollen wir eine Verfaſſung für Klein-Deutſchland machen, fo 
müſſen ſie hinaus; bleiben ſie, ſo machen wir eine Verfaſſung für ganz Deutſch⸗ 
land; dies im Auge machen wir jene Zuſatzbeſtimmung wie er, nicht wie Dahl— 
mann fie vorgeſchlagen. Man geht am beſten fo vor, wie er geſagt. Die Ver⸗ 
faſſung wird gemacht, als wäre Oſterreich dabei; wir faſſen nun unſeren Be⸗ 
ſchluß und ſagen in dieſem, bei den obwaltenden Schwierigkeiten müſſen wir 
tranſitoriſche Maßregeln annehmen; ob auch in betreff des Territoriums, ſei 
ihm zweifelhaft. Auf ein Anionsverhältnis einzugehen, begreife er nicht, wenn. 
wir nicht wie jetzt die Verfaſſung für Klein⸗Deutſchland, ſo künftig mit ihnen 
in Maſſe die Anionsakte zu beraten [wünſchen]. Dahlmann: Er wünſche 
ebenfalls nicht hier ein Anions verhältnis zu proponieren. Aber es ſei wichtig, 
daß die Verfaſſung von Anfang klar und gleichſam durchſichtig ſei. Nach 
Zells Antrag würden wir in eine wunderliche Stellung kommen, beſonders 
gegen Oſterreich. Man muß wiſſen, wer zum Reich gehört; wir wollen kein 
Recht auf Oſterreich aufgeben, aber wir wollen auch nicht die Anſicht ver— 
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ſchulden, als ob Oſterreich ſchon faktiſch zu uns gehört, ſondern wir wollen 
erklären, daß hier Rechtsverhältniſſe ſind, die augenblicklich ruhen, aber zu 
ihrer Zeit wieder in Tätigkeit treten können. Das andere wäre eine Retizenz, 
die wir führen, ja, die Oſterreich für eine Kriegserklärung halten könnte. 
Beſeler: Er müſſe beſonders gegen Zell bemerken, daß, wenn wir Oſter⸗ 
reich den Zutritt offen halten, ſie auch die Befugnis haben, mitzuſtimmen. 
v. Soiron: Auch er habe noch Bedenken gegen Zell. Faßten wir ſolchen Be⸗ 
ſchluß, ohne etwas in der Verfaſſung zu ſagen, ſo könnte Oſterreich eines 
ſchönen Morgens uns fo und fo viel Perſonen in den Reichstag ſchicken, um 
durchzuſetzen, was es will. 


Soll es mit Dahlmann heißen: 
„§ 1. Das Deutſche Reich beſteht aus den Gebieten des bisherigen Deutſchen 
Bundes unter folgenden näheren Beſtimmungen: 
1. Den öſterreichiſchen Bundeslanden wird der Zutritt offen gehalten“? — 
[Angenommen] 13 gegen 8. 


Mittermaier: Er habe nicht dafür geſtimmt, weil er das Wort Teilnahme 
gewünſcht habe, als die ſtaatsrechtlich ſchärfere [Bezeichnung?]. Welcker 
bemerkt, daß jene Abſtimmung den Mangel eines kleinen Formfehlers habe 
und deshalb unanſtößig ſei. Dahlmann kann ſich nicht dafür entſcheiden, 
denn am Bund nimmt es teil und muß hinzutreten zum Bunde. Mittermaier: 
Wir gehen davon aus, daß die öſterreichiſchen Lande einen Teil des Reiches 
bilden und nicht erſt hinzuzutreten haben, aber daß es aktiv fein Recht aus⸗ 
üben könne, dazu müſſe es erſt ausdrücklich teilnehmen. Beſeler: Wir müſſen 
uns vergegenwärtigen, daß der Zutritt bezeichnet, daß das ius dormiens aus- 
geübt zu werden beginnen ſoll. Reh: Er ſetze voraus, daß hier nicht auf das 
Anionsverhältnis, das man erwartet, hingewieſen ſei; wir wollen nicht bloß 
Teilnahme, ſondern ein poſitives und aktives Zutreten. 

Soll nach Welckers Antrag noch einmal abgeſtimmt werden? — Zu: 
geſtanden. 
Soll es ſtatt Zutritt „Teilnahme“ heißen? — Abgelehnt, 14 gegen 7. 

Ferner — Dahlmann zog Limburg zurück — ſoll es heißen: 

„2. Die Feſtſetzung der Verhältniſſe des Herzogtums Schleswig bleibt 
vorbehalten“? — Angenommen. 

3. Soll Limburg ebenſo angeführt werden? — Verworfen. 


Welcker: Es iſt noch ein Hauptpunkt in Rießers Bericht übergangen, 
nämlich, daß es als unteilbarer Staat ſeine deutſchen Länder nicht allein im 
Bunde laſſen kann. Er wünſche, daß dieſer Punkt im Bericht hervorgehoben 
und geſagt werde, daß Sfterreich i in ein ganz neues Verhältnis zu Deutſchland 
trete; in ein fi olches, das ſelbſt gegen den alten Staatenbund im vollſten Wider⸗ 
ſpruch ſtehe. Wird nachzutragen vorbehalten. 

Zunächſt legt! Rießer den von Welcker gewünſchten Zuſatz vor. In dem⸗ 
ſelben Sinn, wie ſich Rießer geäußert, erklärt Ahrens, habe er ufs eine mo⸗ 
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tivierte Tagesordnung über die öſterreichiſche Note antragen wollen. Nießer 
findet, daß wir dieſe Note nicht anders wie alle anderen behandeln ſollten. 
Es würde ihm vorkommen, wie wenn man jemanden zu ſich bäte, um ihn zur 
Tür hinauszuwerfen. Sa 

Es wurden mehrere Erörterungen angeknüpft. Namentlich erneute Welcker 
die Mitteilung, daß die öſterreichiſchen Miniſter um keinen Preis ein anderes 
Verhältnis Deutſchlands zuzugeben gedächten. 

Es handelte ſich um die Modifikationen, die durch das Ausſcheiden Oſter⸗ 
reichs notwendig werden. Römer: Er gehe hierbei beſonders von dem ma⸗ 
teriellen Standpunkt aus, und da finde ſich, daß man nicht rein Süddeutſch⸗ 
land zuſammennehmen könne. Er ſchlage vor für das Staatenhaus: 


Bayern 24, Sachſen 16, Württemberg 16, Baden 14, Großherzogtum 
Heſſen 10, Naſſau 4, Sachſen⸗Weimar 4. 


Waitz: Er finde, daß dies keine Vorſchläge ſind, über die man diskutieren 
könne, dieſe ſeien nicht von der Art; Hannover ſei ganz vergeſſen. Nie ßer: 
Allerdings, wenn Preußen an die Spitze kommt, ſei für die mittleren Mächte 
eine größere Vertretung nötig. Sodann ſei auch der Gegenſatz von Süd— 
und Norddeutſchland vorhanden, den man berückſichtigen müſſe. Der Nord— 
deutſche hat aus ſeinen freien Handelsverhältniſſen hinauszutreten, um in die 
Einheit zu kommen. Aber nun ſo weit zu gehen, daß Süddeutſchland partout 
das Übergewicht haben müßte, das geht doch kaum an. So ſcheinen ihm aller: 
dings die gemachten Vorſchläge übertrieben. Mittermaier: Es kommt doch 
darauf an, daß, da Preußen an die Spitze kommt und der Norden hundert 
Stimmen hat, die Sympathie und das] Intereſſe des Südens nicht zu ſtören. 
Es ſind dreierlei Intereſſen, einmal die materiellen; ſodann die ſittliche Anſicht, 
die ſo tief in Geſetz und Recht eingreife, unterſcheide ſich unendlich, er 
habe das recht gemerkt, wie er von ſeinen Bayern nach Köln gekommen; dann 
endlich die vielen kleinen Stimmen des Nordens. Er meine: 


Bayern 20, Württemberg 18, Baden 10, Großherzogtum Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt 8, Naſſau 4 uſw. 


So kommen denn auf den Süden nur 52 Stimmen, alſo viel weniger als auf 
den Norden. Welcker ſchlägt vor, Preußen für die Kaiſerkrone noch vier 
Stimmen zu entziehen. Waitz: Wenigſtens ſprechen läßt ſich über Mitter⸗ 
maiers Vorſchlag; jener erſte habe gar kein Prinzip, denn Süden und Nor: 
den iſt kein Prinzip. Denn wo zieht man die Grenze, nach der Geographie oder 
nach den Intereſſen? Für die Intereſſen iſt die Grenze am Harz, da ſüdwärts 
beginnt das Induſtrieintereſſe, ſo ſchon bei den Südharzern Hannovers, ſo am 
preußiſchen Rhein, und Braunſchweig liegt auf der Grenze, und es wird we— 
nigſtens künftig wieder ſeinen alten Zug zum Handel nehmen. Wie man Thü⸗ 
ringen für den Freihandel oder für norddeutſche Handelsintereſſen rechnen 
könne, begreife er nicht, es könne nur aus völliger Unkenntnis hervorgehen. 
Er finde, wie jetzt unſere Rechnung ſteht, höchſtens fünfzig Mitglieder für 
die Freihandelsintereſſen und deren kaum. Andererſeits gebe er zu, daß 
ſich der Süden benachteiligt halten kann durch das Ausſcheiden Oſterreichs; 
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aber man müßte mit demſelben Rechte auch im Volkshaus den Süden ſtärker 
vertreten, etwa mit kleineren Wahlkreiſen. Will man die zehn Millionen der 
Süddeutſchen ebenſo ſtark vertreten wie [?] die dreiundzwanzig Millionen 
andere? Schon die ſechzehn Millionen Preußen ſind ſehr ungünſtig geſtellt, 
und wenn Norddeutſchland mehr kleine Staaten hat, ſo wird dies ausgeglichen 
dadurch, daß Preußen zu ſchwach vertreten iſt. Früher hatten wir beſonders 
die Anſicht nicht bloß, daß ſich Preußen und Oſterreich balancierten, ſondern 
daß die mittleren genau das Gleichgewicht hielten. Jetzt haben nach unſerem 
Entwurf Bayern, Sachſen und Württemberg ſo viel wie Preußen, und er 
meine, Preußen wird nicht ſo freihändleriſch ſein, wie jene drei ſchutzzöllne⸗ 
riſch. Glaubt man denn, daß Hannover mit 10 gegen Württemberg 16 zu⸗ 
frieden ſein wird? Er ſchlage vor: Bayern 20, Baden 10, Naſſau 4, Luxem- 
burg 4; eventuell wenn Württemberg 12, ſo auch Sachſen und Hannover 12. 
Rießer: Es gibt unter den Freihändlern viele, denen beſonders Oſterreich 
wichtig war. So war eine Hauptbedingung in der hannöverſchen Verhand- 
lung der Beitritt von Oſterreich. Denn auch für die Seeintereſſen war dies 
Hinüberreichen nach dem Meer im Süden wichtig. Schüler: Auch er könne 
ſich nicht für jene Steigerungen erklären. Es kann vielleicht noch anders ge— 
holfen werden. Solange freilich Preußen ein zentraliſierter Staat iſt, werden 
ſich die provinziellen Intereſſen nicht ſondern, und er ſtelle den Antrag, daß 
dem König von Preußen, wenn ihm die Krone geboten wird, als Bedingung 
hinzugefügt werde, ſeinen Staat in ebenſo viele Provinzen aufzulöſen. 
Ahrens: Man möchte meinen, es handle ſich hier wie in Nordamerika um 
Sklaven⸗ und Nicht⸗Sklavenſtaaten. Er ſtimme in allem Waitz bei.!“ Er trete 
dem Vorſchlag Mittermaiers bei. Er ſei überzeugt, daß dies ein gerechtes 
Verhältnis ſei. Scheller: Der Vorſchlag von Römer käme ihm beinahe fo 
vor, wie der Oſterreichs. Herr Mittermaier iſt der Meinung, Süddeutſchland 
ſei verſchieden von Norddeutſchland in betreff der Geſetzgebung und der In⸗ 
tereſſen. Dem Einfluß hinſichtlich der Geſetzgebung hat aber Süddeutſchland 
keine Veranlaſſung ſich zu entziehen. Was die Intereſſen betrifft, ſo iſt die 
Grenze da, wo ſie Herr Waitz hingelegt hat: Der Harz. Er mache noch dar⸗ 
auf aufmerkſam, daß man bei der Stimmenverteilung Preußen ſehr ſtief⸗ 
mütterlich behandelt hat von Anfang her,“ und durch die Vertretung aller 
Kleinen iſt Preußen noch weiter benachteiligt. Er finde keine Veranlaſſung, 
daß [der?] König Norddeutſchland zum dritten Male benachteilige. Wigard 
ſchlägt ein neues [?] Verhältnis vor: Bayern 20, Sachſen, Württemberg, Han⸗ 
nover 12, Baden 10, Kurheſſen 8, Heſſen⸗Darmſtadt 8. Er meine, daß wir 
hinreichend diskutiert haben; er meine einfach, daß es genüge, den mittleren 
Staaten je zwei beizulegen. Römer: Es iſt früher oft anerkannt, daß ſelbſt, 
als Oſterreich noch dabei war, Süddeutſchland zu ſchlecht vertreten ſei, wie⸗ 
viel mehr iſt das jetzt nötig. Daher unſere Beſprechung. Er habe bei ſeiner 
Verteilung die Sache nicht ſo genau genommen, und er erkenne, daß manche 
zum Norden gerechnete mit in dieſelben Intereſſen gehören mit dem Süden. 
Er wolle bloß, daß die materiellen Intereſſen vertreten werden. Wenn Schülers 
1 Von bis * von der Hand Brieglebs. 5 
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Antrag angenommen wird, fo iſt alle Mühe erledigt. Die von Rießer geltend 
gemachte Anſicht anerkenne er, aber es kommt darauf an, daß im Staaten: 
hauſe ſolche Geſetze gemacht werden, die den ſüddeutſchen Intereſſen in gleichem 
Maße entſprechen. Die ſüddeutſchen Staaten haben im Zollverein, trotzdem 
daß preußiſche Provinzen gleiche Intereſſen haben, den Freihandelsintereſſen 
dienen müſſen, und man darf daher nicht viel hoffen, daß Preußen den Schutz⸗ 
zoll begünſtigen wird. Er müſſe auf eine billige Ausgleichung beharren, und 
dieſe könne er nicht in Waitz' Vorſchlag finden. Dahlmann: Er glaube nicht, 
daß man die Theorie eines abſolut regierten Preußen verwechſeln darf mit 
dem, was die neue Regierung bringen wird. Er wolle nicht wiederholen, was 
Waitz ganz in ſeinem Sinne entwickelt habe; er wünſche, daß nur Bayern bis 
auf zwanzig Stimmen erhöht werde, weil da allerdings mancherlei Gründe 
ſind. Er ſei gegen jede weitere Veränderung, weil jede ganz unprinzipielle es 
uns mehr erſchwert, daß unſer Werk mit einfacher Stimmabgabe geſchloſſen 
wird. Reh: Es iſt unmöglich, die oft gemachte Trennung zu finden. Freilich, es 
werden verſchiedene Intereſſen im künftigen Reiche fein. Aber dieſe werden nicht 
jo ſtark [fein], wie man jetzt meint, und daher ſehe er nicht die Notwendigkeit 
weſentlicher Anderungen. Es bleibt nur eine Mückſicht, nämlich die politiſche. 
And es fragt ſich nur, ob ein Staat durch feine Stimmen ein Abergewicht ge⸗ 
winnen könne, und das iſt nicht der Fall. Preußen hat 40 von 154 Stimmen, 
faſt nur ein Viertel. Wenn es aber in der Lage wäre, andere Staaten in ſein 
Intereſſe zu ziehen und fo das Übergewicht zu erhalten, fo können dieſe Staa⸗ 
ten jo gut im Süden wie Norden fein, vielleicht gerade die, welche jetzt be- 
günſtigt werden. Freilich erkenne er an, daß die Stimmung im Süden ſo iſt, 
daß man übervorteilt werde, und ſo ſei er denn allerdings mit Mittermaier 
einverſtanden. v. Rotenhan: Er entſcheide ſich gern auch für den Wigard- 
ſchen Antrag. Allerdings, man kann nicht nach Süd und Nord ſcheiden, fon- 
dern nach drei anderen Prinzipien: Handel, Münzweſen, Konſumtions⸗ und 
Produktionsſteuern. Man muß beſonders darauf bedacht ſein, daß eben ein⸗ 
zelne Staaten für ihre Exiſtenz beſorgt find, beſonders wegen der Präpon⸗ 
deranz, die die Erblichkeit mit ſich bringt. Nie ßer: Es iſt die Stimmung 
von Süddeutſchland geltend gemacht. Ja, weil uns dieſe Stimmungen näher 
ſind und leichter zukommen, ſo dürfen wir doch den Norden nicht darunter 
leiden laſſen. Schülers Antrag iſt gut gemeint, aber kann nimmermehr eine 
Vorbedingung ſein. Die ſtärkſte ſchutzzöllneriſche Manifeſtation von Preußen 
war die der Herrenkurie des Vereinigten Landtages, die ganz von der Me- 
gierung beſtellt war. Preußens eigenes Zollſyſtem war urſprünglich nicht auf 
Schutz berechnet, es hat ſich allmählich den ſüddeutſchen Forderungen hin— 
gegeben. Wenn nun ſieben Millionen hinzukommen mit leider ganz anderen 
Intereſſen, ſo ſtreiten dieſe de damno vitando, während der Süden nur de 
lucro faciendo ſpricht. Man ſollte denn doch darauf einige Rückſicht nehmen. 
And er komme, da man doch ganz naiv auf die eigenen Intereſſen ſich wendet, 
auf feinen Antrag wegen Hamburg zurück. Hergenhahn: Er wolle nur noch 
bemerken, daß wenn Kurheſſen 8 Stimmen bekommt, Naſſau doch wieder 
4 Stimmen bekomme. 
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Soll Schülers Antrag zur Abſtimmung kommen? — Soll dazu kommen. 

Soll Schülers Antrag, daß die Bedingung für die preußiſche Kaiſer⸗ 
krone die Auflöſung in ſeinen Provinzen ſei, angenommen werden? — 
Verworfen. Dafür: Gülich, Schreiner, Ahrens, Schüler, Wigard. 


Zell fordert Abſtimmung über fein Minoritätserachten zu 8 95. Beſeler: 
Er meine doch, daß wir nicht Anlaß haben, darauf einzugehen. Wir haben 
gewiſſe Nummern des Rießerſchen Berichtes näher zu formulieren vorbe⸗ 
halten; er möchte dringend bitten, daß wir nicht auf dies weitläufige Gebiet 
eingehen mögen; gerade darum haben wir ja die Abänderung für den nächſten 
Reichstag erleichtert. Noch einmal bitte er Zell, daß wir nicht das Wünſchens⸗ 
würdige mit dem Notwendigen verwechſeln. Zell und Waitz erörtern die 
Sache mit einiger Lebhaftigkeit, und Reh erklärt, er glaube, daß ſeine Freunde 
diesmal nicht Necht haben, und zwar weil wir nur noch das zu tun haben, 
was wir geſtern vorbehalten haben. 


Soll Preußen wegen ſeines e um vier Stimmen geftraft wer⸗ 
den? — Abgelehnt. 

Soll nach Wigard Bayern 20, b 12, Hannover 12, Württemberg 
12, Baden 10, Heſſen⸗ Darmſtadt 8, Naſſau 4 Stimmen erhalten? — Un: 
genommen. 

Sol Hamburg 2 Stimmen erhalten? — e 


Zell beantragt, abzuſtimmen, ob Abſtimmung über ſeinen Minoritäts⸗ 
antrag noch zuläſſig iſt? — Angenommen. 

Beſeler macht darauf aufmerkſam, wie unendlich gefährlich die Un: 
nahme jenes Antrages ſein werde, daß unzweifelhaft die preußiſchen Kam⸗ 
mern ſofort dagegen proteſtieren würden, und daß wir die tapferſten Stützen 
für unſere Hoffnung einbüßen würden. Wem das Intereſſe unſerer Sache am 
Herzen liegt, der wird gewiß dieſe Gefahr würdigen. Hergenhahn: Wir 
müſſen ſehr auf das preußiſche Volk rechnen, wenn wir unſer Werk ins Leben 
führen wollen, und wenn wir jetzt, wo Preußen vielleicht einen großen Krieg 
für uns führen muß, dies Zerreißen ausſprechen, ſo iſt wohl ſo gut wie alles 
verloren. Welcker: Er könne nicht glauben, daß eine ſo große Bedenklich keit 
bei dieſer kleinen Beſtimmung für die Wahl zum Staatenhauſe vorhanden 
ſein ſollte. Zell: Er geſtehe, das Entſetzen über dieſen Antrag ſei ihm unbe⸗ 
greiflich. Die Politik, mit allen Dingen wie mit rohen Eiern umzugehen, hat 
uns in dieſe heilloſe Ecke gedrängt, aus der wir nun nur einen Notſprung machen 
können. Schülers Antrag freilich, Preußen an die Spitze zu ſtellen, um ſo⸗ 
gleich ſeine Stärke zu vernichten, möge man tadeln. Aber daß ſein Antrag 
derartiges nicht enthalte, iſt doch klar, und die preußiſchen Stände wird dies 
nicht revoltieren, daß ſie provinzenweiſe in das Staatenhaus kommen. Wir 
ſind patriotiſch geweſen und haben vieles geopfert, aber er wünſche denn doch, 
daß man nicht zu weit gehe. Beſeler: Er habe auf Zells Anlaß hin noch ein⸗ 
mal das Erachten geleſen und finde allerdings, daß er zu herbe Worte ge⸗ 
braucht haben möge, reformiere ſich deshalb, könne aber durchaus nicht wün⸗ 
ſchen, daß man dem Antrag Folge gebe. Scheller: Er lege ſelbſt auf dieſen 
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Punkt kein Gewicht, aber ſtören wir durch kleine Anläſſe nicht große Sachen. 
Alle die, welche gegen das Aufgehen Preußens widerſtreiten, werden dieſen 
Vorwand benutzen und dem König damit ſeinen Entſchluß doppelt ſchwer 
machen. Er frage, ob dieſe Sache eines ſolchen Preiſes wert ſei. 
Soll der Minoritätsantrag Zells in § 95 aufgenommen werden? — 
Nicht angenommen. 
Endlich fragt ſich noch: 
Soll im Reichsrat angeführt werden, daß die Stimme Oſterreichs ruht? 
— Angenommen. 


Es handelt ſich dann weiter, ob der Paſſus des Welckerſchen Antrages, die 
Einladung an die Fürſten zur Beiſtimmung betreffend, aufgenommen werden 
ſoll. Welcker vertritt ſie lebhaft gegen Zells Angriff. Dahlmann: Er ſei 
wohl im Prinzip mit Welcker einverſtanden, aber die Form der Einladung 
ſcheine ihm doch nicht angemeſſen; wohl aber würde ihm eine Erklärung an 
die Fürſten, die die Motivierung enthält, angemeſſen erſcheinen. Es wird eine 
entſprechende Faſſung gefunden. 

* Welcker: Es iſt ein Punkt, welcher nach dem Anſchluß von Oſterreich 
doppelt bedeutend iſt. Das iſt die Beſtimmung wegen der Konſumtions— 
und Produktionsſteuern. Mehrere bayriſche Deputierte haben erklärt, daß 
kein Bayer für die Verfaſſung ſtimmen könne, wenn Bayern in dieſer Be: 
ziehung nicht ſicher geſtellt werde. Dies könnte die Mehrheit im Haufe ver- 
ringern, und die bayriſche Regierung könnte daran ihre Nenitenz knüpfen. 
Er wolle keinen Antrag ſtellen, aber das Bedenken habe er ſich verpflichtet 
gehalten, anzuregen. Beſeler glaubt, daß die bayriſche Frage ſich durch 
dieſen Gegenſtand nicht löſen werde. Bayern mag auf dem künftigen Reichs: 
tage ſein Intereſſe geltend machen. Was wir an bayriſchen Stimmen gewinnen 
könnten, würden wir auf der anderen Seite um ſo mehr verlieren. Waitz 
iſt gleichfalls der Anſicht, daß die Paulskirche auf eine Anderung dieſer Be⸗ 
ſtimmung nicht eingehen werde. v. Soiron bemerkt, daß das in Ausſicht ge⸗ 
ſtellte Geſetz ſo leicht nicht zuſtande kommen werde. Bayern werde außerdem 
im Staatenhauſe und im abſoluten Veto des Reichs oberhauptes genügende 
Garantien finden. 

Wigard beantragt, daß zu dem Welckerſchen Antrag noch hinzugefügt 
werden möge, der Antrag: 

„1. Sofort Wahl zum neuen Reichstag und den Zuſammentritt zum 1. Mai 

zu veranlaſſen. 

2. Die Nationalverſammlung ſolange beieinander zu halten und allerlei 

Geſetze zu machen“. 

Wigard motiviert dies teils mit der Gefahr des Deſpotismus, teils mit 
der angeblichen Gefahr, die er freilich nicht glaube. Waitz: Er ſei eigentlich 
in allen materiellen Punkten mit Wigard einverſtanden. Ja, er habe ſelbſt 
Ahnliches in dieſen Tagen projektiert, aber er habe doch gefunden, daß es in 
dieſen Antrag nicht gehört. Denn es kann dies alles nur vorkommen, wenn erſt 

1 Von * bis * von der Hand Brieglebs. 
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der Kaiſer angenommen hat. Er möchte Wigard anheim geben, in dieſer 
Weiſe mit ihm einverſtanden zu ſein. Er glaube, es werde dann niemand ſein 
in der Nationalverſammlung, der dagegen ſpreche. Römer: Die Feſtſtellung 
des Termins betreffend, ſtimme er mit Waitz, aber ſonſt ſtimme er ganz dem 
Antrage von Wigard bei, und zwar weil, wenn die Anträge im Ausſchuß 
durchgehen, in Deutſchland viel Aufregung entſtehen wird, für die man ein 
Beruhigungsmittel in den ſofortigen Neuwahlen ſuchen darf. Welcker: 
Er ſei gern damit einverſtanden. Es wird nicht bloß in der Nationalverſamm⸗ 
lung das Stimmen für unſeren Antrag erleichtern, ſondern auch das Volk be⸗ 
ruhigen, wenn wir jedem Interregnum begegneten. Ein Hauptmotiv für ſeinen 
Antrag ſei die Beſorgnis geweſen, daß man uns oktroyieren werde, und daß 
damit die Nationalverſammlung vielleicht gebrochen werde. Beſeler: Es ſei 
manches für, manches gegen den Antrag. Je mehr er die Sache überlege, deſto 
bedenklicher werde er. Das Reichsminiſterium ſoll Wahlen ausſchreiben. Wir 
ſind auf das Mandat hergekommen, eine Verfaſſung zu machen. Wir haben 
uns eine Zentralgewalt gegründet. Aber dies iſt nicht das Subjekt, Wahlen 
aus zuſchreiben; jede Regierung könnte ſich weigern, wir müſſen erſt die neue 
verfaſſungsmäßige Gewalt erwarten. Waitz bringt folgenden Antrag als 
eigene Nummer: 


„Zu beſchließen, daß die Nationalverſammlung ſo lange verſammelt 
bleibe, bis der Reichstag nach den Beſtimmungen der Verfaſſung berufen 
und verſammelt iſt“. 


Beſeler hat noch ein Bedenken. Geſetzt, unſer Antrag geht durch und 
kommt zuſtande, wie wird es dann mit den Oſterreichern? Es wird darauf 
entgegnet, daß ſie wohl gehen werden. 


Verhandlungen über die Schlußredaktion der Verfaſſung 


Der Vorſitzende fragt! an, ob infolge der Verwerfung des Welckerſchen 
Antrages? nicht eine andere Faſſung von 8 1 vorzuſchlagen ſei. Waitz: Er 
könne nicht meinen, daß damit unſer Vorſchlag von §1 verworfen worden ſei, 
denn ebenſogut könne jeder andere Paragraph der Verfaſſuug für verworfen 
erachtet werden. Er müſſe der Meinung ſein, daß unſere früheren Vorſchläge 
nach wie vor beſtehen. Schüler: Er könne dem nicht widerſprechen, denn die 
zweite Leſung ſei vorbereitet und darin die Faſſung von 8 1. Wogegen Waitz 
bemerkt, daß dies nicht gerade ſeine Meinung ſei, ſondern zum Behuf des 
Welckerſchen Antrages ſei §1 formuliert worden und mit dieſem verworfen. 
Schüler: Dann freilich müſſe er wünſchen, daß eine neue Formel gefunden 
werde, und zwar ſolche, daß Oſterreich nicht ausgeſchloſſen werde; denn er 
glaube ſagen zu dürfen, daß dies einen guten Eindruck machen werde. Simon: 
Er meine, wir ſeien nicht in der Lage, einen neuen Antrag zu machen, denn 
wir haben keinen neuen Auftrag, ſondern der Eiſenſtuck⸗Bresgenſche Antrag 


In der 180. Sitzung d. 22. März. 
2 In der Sitzung der Nationalverſammlung vom 21. März, Sten. Ber. 8, 5918. 
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it angenommen!, und danach muß die zweite Leſung, wie der Entwurf vorliegt, 
vorgenommen werden. 9. Soiron: Wir bedürfen keines neuen Antrags, denn 
gleich zeitig mit dem Welckerſchen Antrag kamen ganz neue Verhätniſſe, 
welche uns veranlaßten, jene neue Formel zu machen. Die heutige Annahme 
des Antrages kann nicht den Ausſchuß binden, der vielmehr, wie auch früher 
geſchehen, ſich ſtets befugt halten muß, ſeine Anträge zu modifizieren. Daß der 
Entwurf ein zugebundener Sack fein ſollte, könne er nicht zugeben. Mitter⸗ 
maier: Nach allen Geſchäftsordnungen der Welt iſt es die Aufgabe des Aus- 
ſchuſſes, vorzubereiten und Vorſchläge zu machen. Wir ſind ſchuldig, da in 
zweiter Leſung abgeſtimmt werden ſoll, etwas vorzuſchlagen. Zumal da wir 
geſagt haben: Der Ausſchuß behält ſich vor. Wigard: Er betrachte den 
Welckerſchen Antrag anders als Hergenhahn. Es hat ſich nicht bloß über 
die Annahme in Bauſch und Bogen gehandelt, ſondern iſt zugleich eine Ver⸗ 
werfung der weſentlich vom Verfaſſungsausſchuß gemachten Anderungen. 
Wir haben auch hier tabula rasa, und wir müſſen neu beſchließen. Beſeler: 
Er ſehe nicht deutlich, wie die Herren ſich die Sache denken, zumal da die 
heutige Abſtimmung über die Rechtsgültigkeit der öſterreichiſchen Verfaſſung 
gezeigt hat, wie weit die Oſterreicher ſelbſt unter ſich uneins ſind. Simon 
zieht ſein Bedenken zurück, wünſcht, daß man zu der Faſſung der erſten Leſung 
zurückkehre. 

v. La ſaulx: Er kehre zu feinem früheren Antrag zurück, nach dem das frühere 
Gebiet des Bundes das Reich bilde, deſſen Gebiet nicht ohne Zuſtimmung 
der Reichsregierung und des Reichstags geändert werden dürfe. Den Vor⸗ 
ſchlag, den erſten Paragraphen auszuſetzen, könne er nicht billigen, weil es ein 
omen pessimum ſei. Waitz: Er hätte gegen dieſen Antrag nichts, wenn 
Laſaulx den weiteren Antrag damit verbände, alle anderen Paragraphen der 
Verfaſſung zu ſtreichen. Er wiſſe nicht, ob Laſaulx heute die öſterreichiſche 
Verfaſſung für gültig erklärt habe oder nicht; dies würde dies pſychologiſche 
Rätfel einigermaßen erklären. Da wir nun den Weg des Herrn v. L. nicht 
wandeln, ſo werden wir nicht auf ſeinen Antrag eingehen können. So ſehr er 
wünſche, alle deutſchen Lande zuſammenzuhalten, ſo könne er ſich doch darüber 
nicht täuſchen, daß Oſterreich immer ſich ausgeſchloſſen und jetzt völlig ge⸗ 
trennt hat; denn allerdings hat Oſterreich jetzt eine Stellung genommen, die 
nicht einmal mit der alten Bundesakte vereinbar. Was den anderen Vorſchlag 
betrifft, die alte Faſſung feſtzuhalten, gewiſſermaßen als Nechtsanſpruch an 
Oſterreich, ſo ſei er allerdings damit einverſtanden, und es werden dies alle 
ſein. Auch unſer Vorſchlag zu 8 1 iſt ganz in dieſem Sinne und er glaube nicht, 
daß ſich die Sachlage weſentlich geändert hat. Er hätte prinzipaliter nichts 
gegen Simons Antrag, dieſen Paragraphen ans Ende zu verſparen, in der 
Hoffnung, daß bis dahin wir noch mehr einſehen werden, wie unſer Verhältnis 
zu Oſterreich iſt. And dann möchte eine Zuſatzbeſtimmung andeuten, wie wir 
uns mit Oſterreich verhalten werden, und in dieſem Zuſammenhang wäre dann 
auch 8 1 zu formeln. Simon: Er müſſe mißverſtanden fein, es ſei feine Mei⸗ 
nung nicht, dieſen Paragraphen ans Ende zu laſſen. Wir dürfen keinen Augen⸗ 

Sten. Ber, 8, 5931. 
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blick zweifeln laſſen, daß wir unſer Recht an Oſterreich wahren. Und die 
Formel „Oſterreich wird der Zutritt offen gehalten“ bezeichnet wohl das Recht 
Oſterreichs, nicht aber unſer Recht an Oſterreich. Es werde der ganzen Linken 
unzweifelhaft eine Verletzung des Mandats erſcheinen, wenn man den An⸗ 
ſpruch an Oſterreich nicht feſthalte. Waitz: Es ſei jedenfalls unſer Recht ge⸗ 
wahrt, indem wir ſagen: „Das Reich beſteht aus dem Gebiet des Bundes“. 
Welcker u“ Eine Einheit beſtand zwar in Oſterreich; aber gerade weil der 
Kaiſer von Oſterreich ein abſoluter Herrſcher war, genügte ſein Aus ſpruch, daß 
er ſeine Verpflichtung als Bundesfürſt erfüllen werde. Jetzt aber, wo der 
Reichstag aus Kroaten, Slowaken mitregiert, genügt dies nicht. Was die 
Sache ſelbſt betrifft, ſo ſcheint mir der Gedanke des Ausſchuſſes beſſer ſo ausge⸗ 
drückt: „Den öſterreichiſch-deutſchen Landen wird die verfaſſungsmäßige Aus⸗ 
übung der Rechte und Pflichten offen gehalten“. Oſterreich wird dadurch nicht 
eher in die deutſchen Verhältniſſe einſprechen können, bis es ſich in eine Lage 
geſetzt, die Rechte und Pflichten im Bunde auszuüben. Tellkampf: Ich 
muß den Argumenten des Herrn Simon beipflichten. Wir dürfen unſer Recht 
auf Oſterreich nicht aufgeben. Ich ſehe wohl ein, daß Oſterreich jetzt nicht ein⸗ 
treten will. Aber ich kann nicht zugeſtehen, daß Oſterreich wegen der inmittelſt 
oktroyierten Verfaſſung nicht zu uns gehöre. Ich halte die Faſſung des Herrn 
Welcker für geeignet, ich glaube, wir würden mit einer anderen in der Mi⸗ 
norität bleiben. Nießer: So gut es Herr Simon gegen Pflicht und Ge— 
wiſſen glaubt, für unſere Faſſung zu ſtimmen, ſo halte ich es gegen Pflicht und 
Gewiſſen, eine Faſſung zu wählen, die die gegenwärtige Lage der Dinge 
ignoriert. Ich geſtehe übrigens zu, daß wir uns in der Faſſung geirrt haben 
können. Ich möchte deshalb die Faſſung des Herrn Welcker nochmals er— 
wägen. Mittermaier: Ich meine, wir müſſen das Verhältnis Oſterreichs 
ganz klar ausſprechen. Soll Oſterreich ein ius dormiens haben, ſoll es, wie 
unſer Vorſchlag beſagt, durch einen beſonderen Zutritt,“ durch ein beſonderes 
Faktum erſt feine Stellung nehmen? Er wünſche, daß man ſage: „Den öſter⸗ 
reichiſchen Ländern wird ihre Teilnahme an dem Bundesſtaat offen gehalten“. 
v. Soiron: So weit wir unſer Recht allein im Auge haben, geht uns die 
öſterreichiſche Verfaſſung nichts an; aber dieſe Verfaſſung beſteht doch und 
muß hinweggeräumt werden. Solange dies nicht geſchieht, müſſen wir ſie als 
etwas Beſtehendes betrachten, das uns hindert, über die deutſch⸗öſterreich iſchen 
Bundesſtaaten zu verfahren, wie unſer Recht iſt Wigard: Man beruft ſich 
ſtets auf dieſe Verfaſſung und dazu wird man geſtehen müſſen, daß ſie nie 
zum Leben kommt. Warum ſollten denn wir uns ſo viel um dieſe Verfaſſung 
kümmern? Scheller: Gegen die Anſicht, daß wir eine neue Faſſung nicht vor- 
legen ſollten, müſſe er ſich erklären. Wir haben die Verpflichtung, es zu tun, 
denn morgen liegt die definitive Beſchlußnahme vor. Wollte man auf Ereig⸗ 
niſſe warten, ſo könnte man dies bei jedem Paragraphen. Es fragt ſich nur, 
was vorlegen. Er könne nicht meinen, daß die Faſſung genüge, die wir bei 
Gelegenheit des Welckerſchen Vorſchlages gemacht haben, er meine, die 
heutige Faſſung von Welcker ſei beſſer. 
1 Von * bis * von der Hand Brieglebs. 
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Soll die Formel der erſten Leſung mit Hinweglaſſung der Poſenſchen 
Grenzbeſtimmung beibehalten werden? — 


Es wird her und hin über die Stiliſierung des Mittermaierſchen Vor⸗ 
ſchlages geſprochen, namentlich, ob es heißen ſoll „hinſichtlich“ oder „für die 
öſterreichiſchen Lande“. 

1. Soll es heißen: „die Teilnahme der deutſch⸗öſterreichiſchen Bundeslande 
an den verfaſſungsmäßigen Rechten und Pflichten bleibt vorbehalten“? — 
Angenommen. 

2. Soll es mit Laſaulx heißen: „Das Deutſche Reich beſteht aus dem Gebiet 
des bisherigen Deutſchen Bundes, bildet ein Ganzes, das ohne Zu— 
ſtimmung der Reichsgewalt nicht vermindert werden darf“? — Ver— 
worfen. 

Das Wort „bisherigen Deutſchen Bundes“ iſt hergeſtellt. 


Es fragt ſich, ob die Veränderung im Staatenhauſe empfohlen werden ſoll, 
wie wir ſie früher vorgeſchlagen. Beſeler empfiehlt dies. Gülich wünſcht, 
daß wir ſagen ſollen: „ſolange die öſterreichiſchen Lande behindert find“. 
Rießer verbeſſert dies dahin: „ſolange die deutſch-öſterreichiſchen Lande an 
der Vertretung im Staatenhauſe nicht teilnehmen“. Tellkampf warnt vor 
dieſer Faſſung, weil daraus viel Schikane entſtehen könnte, er empfehle unſere 
alte Faſſung. | 

Es wird beſchloſſen, zu ſagen: „Solange die deutſch-öſterreichiſchen Lande 
an dem Bundesſtaat nicht teilnehmen, erhalten nachfolgende Staaten eine 
größere Anzahl von Stimmen im Staatenhauſe“. Dies als zweiter Satz 
von § 94 zu ſetzen. 


Verhandlungen über die Publikation der Verfaſſung 


Zur Beratung! ſtand 1. die Form der Publikation der Reichsverfaſſung. 
Es ſeien, ſagt Schüler, geſtern drei Meinungen geäußert. 1. Die Publikation 
müſſe geſchehen durch die Zentralgewalt, 2. durch die Nationalverſammlung, 
3. daß ſie von ſelbſt gültig ſei. Er halte beide letzte Meinungen für unrichtig. 

Denn die Nationalverſammlung habe nicht zu verkündigen, ſondern Beſchlüſſe 
werden nur Geſetz durch die Publikation der Zentralgewalt. Dieſe ſei zwar 
von der Mitwirkung bei der Verfaſſung ausgeſchloſſen, aber etwas anderes 
ſei die Publikation. Dies entſpricht auch der Praxis. Die Zentralgewalt hat 
das Geſetz über ihre eigene Errichtung verkündet. Mittermaier: Er halte 
feſt, daß die Nationalverſammlung eine verfaſſunggebende ſei, ſo daß ihr 
Beſchluß die Sache vollendet und dann gültig iſt und wirkt, ſo weit er kann. 
Er habe für ſich das Beiſpiel von Nordamerika, von der Schweiz, von Bel— 
gien, mit dem wir völlig in gleicher Lage: Le congrès national decrete, und 
von dem Augenblick an war die Verfaſſung verkündet. Die Zentralgewalt iſt 
es nicht, die zu verkünden hat, denn wozu verkündet ſie? Doch nur um die 


1 In der 181. Sitzung d. 28. März. 


666 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


vollziehende Gewalt zu fein (9). Es könnte auch manche Kolliſion entſtehen, 
denn der Reichsverweſer muß vollziehen; vielleicht hat er irgendein Bedenken; 
die Miniſter haben nicht verantwortlich übertragen erhalten, dieſe Verkündi⸗ 
gung zu machen. Es kann nur zur Frage kommen, ob noch eine préambule zu 
machen ſei. Scheller: Er könne ſich dieſer Anſicht nur anſchließen. Geſetze 
können nur erlaſſen werden, wenn die Konſtitution da iſt; ſie iſt die Grundlage 
der Geſetze, nicht ſelbſt Geſetz. Erinnern wir uns unſeres Standpunktes: Wir 
hatten den Auftrag, eine Verfaſſung zu machen. Dies haben wir getan, wir 
haben unſer Mandat erfüllt. Ob unſer Werk vom Volk, von den Fürſten wird 
anerkannt werden, iſt nicht unſere Sache. Anhaltbar 2] hier die Publikation 
der Zentralgewalt. Denn was entſtünde daraus? Erſt würde man die 20 Tage 
abwarten müſſen; und entweder der Reichsverweſer könnte ſich weigern, und 
dann würde kein Miniſter unterzeichnen können, oder die Miniſter [weigern 
fih], und dann nützte die Anterſchrift des Reichsverweſers nicht. Wir 
haben das Beiſpiel anderer Staaten: Die nordamerikaniſche Akte iſt wie die 
belgiſche von dem Präſidenten und allen Mitgliedern unterzeichnet, die nor⸗ 
wegiſche vom Präſidenten und den Schriftführern. Es würde am feierlichſten 
ſein, wenn alle Mitglieder unterzeichneten, doch könnten manche ſich weigern. 
Er meine, daß die fo vollzogene Verfaſſung entweder durch das RNeichsgeſetz⸗ 
blatt, aber nicht als Geſetz, oder auch beſonders für ſich veröffentlicht werde. 
Es bleibt uns nur noch übrig, ein paar Worte Einleitung hinzuzufügen, weil 
ſonſt niemand weiß, was das iſt. Ahrens: Da einmal die Verfaſſung be- 
ſchloſſen iſt, ſo wünſche er, daß ſie auch vollzogen werde, und um keine neuen 
Schwierigkeiten zu machen, ſchließe er ſich Schülers Anſicht an. Denn die 
angeführten Beiſpiele paſſen nicht, da jene Staaten keine Regierung hatten. 
(Belgien Suchet de Choqueſ ?] ruft man entgegen.) v. Sommaruga:Er habe 
wenig zuzufügen, er erinnere nur an einen Amſtand: Die Grundrechte ſind Teile 
der Verfaſſung, und deren Publikation muß für uns maßgebend ſein. Auch 
hat Ahrens recht, daß wir nicht gerade ſo ſtehen, wie jene anderen Staaten, 
die denn doch zum Teil noch einiges Leben haben. v. Mühlfeldt: Daß die 
Verfaſſung kein einfaches Geſetz, aber doch ein Geſetz, ein Grundgeſetz iſt, 
iſt klar. Wenn die Verfaſſung verbindliche Norm für Deutſchland iſt, ſo muß 
die Verfaſſung nach der Art verkündet [werden] wie bisher, was von hier aus 
gelten ſoll, und da das Reichsgeſetzblatt das Organ iſt, durch welches der 
Reichsverweſer, was gelten ſoll, verkündet, fo iſt ihm nicht zweifelhaft, was 
geſchehen ſoll. Auch könne er nicht finden, daß die Zentralgewalt irgendein 
Veto zu üben habe, ſie hat nur die Verbindlichkeit der Publikation, nicht 
weiter ein Recht dabei. Wenn die Nationalverſammlung bloß mit ihrer 
Anterzeichnung veröffentlicht, ſo hat ſie nur ein literariſches Werk gemacht, 
das man beurteilen, aber nicht befolgen wird. In Nordamerika war nicht die 
Meinung, daß jeder Staat eintreten müſſe; das iſt aber nicht Ihre Meinung 
geweſen, und daher werden Sie gut tun uſw. Reh: Zwei Sachen ſtehen feſt: 
Daß die Verfaſſung endgültig beſchloſſen iſt und daß ſie nun gelten ſoll. Es 
fragt ſich, was nun zu tun iſt. Die Zentralgewalt könnte Anſtände haben, und 
dies muß man vermeiden. Er meine, wir müſſen [1.] in Paragraphen ausſprech en, 
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die Reichsverfaſſung und das Reichswahlgeſetz erhalten ſofort verbindliche 
Kraft; 2. beide Akte zuſammen werden unterzeichnet und 3. beide werden 
ſofort veröffentlicht. Gewiß iſt dies auch eine Veröffentlichung und es möge 
dann hinterher wünſchenswert ſein, daß die Zentralgewalt verkünde. Beſeler: 
Er meine, hier ſei zwiſchen Verfaſſung und Geſetz zu unterſcheiden. Anzweifel⸗ 
haft iſt Reh in betreff des Wahlgeſetzes im Irrtum. Gewiß iſt die Verkündung 
der Verfaſſung zunächſt Sache der Form, und dieſe achte er als Juriſt. Aber 
er könne dies nur in Geſamtbetrachtung finden. Die Friſt der 20 Tage, die 
die Publikation mit ſich bringt, würde den inneren und äußeren Feinden Zeit 
laſſen, es zu verderben, und wir haben ſelbſt die Dringlichkeit anerkannt. Im 
weiteren ſtimme er mit Mittermaier. Die Verfaſſung iſt nicht bloß ein 
Geſetz, ſondern ein konſtituierender Akt, zu dem die Nationalverſammlung 
berufen war. Sie hat damit ihr Werk gemacht. Es fragt ſich nun, wie dies 
gültig zu machen? Es kommt auf den Standpunkt an, nach dem wir uns be⸗ 
trachten. Beſchließen wir ſouverän, ſo iſt die Sache klar. Erſt warten, was die 
Fürften jagen, ſtellt ſich auf die Vereinbarungstheorie, und dieſe iſt durch 
Majorität des Hauſes verworfen. Freilich find wir in einem Bundesſtaat, wie 
Mühlfeldt ſagt, und wer meint, daß wir die Regierungen zu fragen haben, 
der muß nicht den Reichsverweſer hineinſpielen, ſondern ſagen, daß wir 
Nationalverſammlung als Verfaſſungsausſchuß handeln und erſt paktieren 
müſſen. Man beruft ſich auf die Grundrechte, aber ſie ſind erſt jetzt Teil der 
Verfaſſung; publiziert wurden fie nur als Reichsgeſetze. Die Zentralgewalt 
iſt eben beſtimmt worden, das auszufüllen, was uns fehlte, ſolange wir keine 
Verfaſſung hatten. Wer meint, der Reichsverweſer müſſe publizieren, der 
möge ihm zeigen, wie es nicht in die Hand desſelben gelegt ſei, zu tun oder 
nicht, was wir wollen. Er iſt unverantwortlich; wir könnten ihn alſo nicht 
zwingen, es ſei durch Revolution. Er trage nicht das Mißtrauen in der Bruſt, 
daß der hoch verehrte Reichs verweſer uns könne hindern wollen, aber man ſolle 
ſtreng im Prinzip bleiben, und auch nicht einmal verſuchen, Hinderniſſe zu 
erwecken, die nicht in dem Weſen des Proviſoriums liegen. Wohl haben wir 
Reichsgeſetze gemacht, aber das waren Antizipationen. Nun erſt haben wir 
ein konſtitutionelles Reich, nun erſt Geſetze, und die Verfaſſung iſt kein Wahn. 
Erſt mit der Konſtituierung iſt der Staat gegeben. Wäre nun der konſtituierende 
Akt nichts als ein Geſetz, ſo könnte es nie Geſetze geben, denn es wäre keine 
Geſetzgebung ohne Konſtituierung [zu] machen — ? —. Seit geſtern haben 
wir die Verfaſſung, ſie gilt für die Nationalverſammlung, und wehe 
dem, der ſie nicht anerkennt. Nach außen hin wird ſie ſofort in Geltung zu 
ſetzen ſein. Die Nationalverſammlung vollzieht die Verfaſſung. Mit dem voll⸗ 
zogenen Werk tritt ſie vor das Volk und ſagt, hier iſt unſer vollzogenes Man⸗ 
dat, und Fürſt und Volk mögen ſie nun annehmen. Er meine, daß man die 
Sache nun nicht ihrem Schickſal überlaſſe, ſondern wir bleiben zuſammen, bis 
die Verfaſſung von dem Volk und den Staaten angenommen iſt. Das Volk 
erwartet, daß die Verfaſſung ihm anders als durch das Geſetzblatt zu Händen 
kommt, und daß anders als nach dem zwanzigſten Tag, nachdem der Juſtiz— 
miniſter gut befunden, es abdrucken zu laſſen, die Verfaſſung und dieſer Staat 
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in die europäiſche Gemeinſchaft treten. Wigard: Er ſei noch heute der 
Meinung wie geſtern, daß die Zentralgewalt „von der Errichtung der Ver⸗ 
faſſung“ ausgeſchloſſen ſei. Es muß die Verfaſſung völlig abgeſchloſſen werden, 

und dazu gehört die Publikation durch uns. Dazu ein materieller Grund: 
Der Reichsverweſer iſt nicht eingeſetzt, um die Verfaſſung zu machen, ſondern 
es iſt unſer Mandat und alſo auch unſere Aufgabe, zu publizieren. So ſtimme 
er mit Mittermaier und Beſeler und er würde beklagen, wenn man auch 
noch dieſen geringen Reft der Souveränität der Nation dadurch hinwegziehen 
wollte, daß man die Publikation dem Reichsverweſer übertrüge. Es bedarf 
nur eines einfachen Einganges: 


„Die deutſche konſtitutierende Natonalverſammlung im Namen des 
deutſchen Volkes beſchließt und verkündet folgende Beſtimmungen als Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reiches“ und am Schluß: „Diefe Verfaſſung tritt 
mit dem heutigen Tage in Wirkſamkeit“. 


Denn will man zur Wahl ſchreiten, ſo mußerſt dieſe Wirkſamkeit ausgeſprochen 
fein. Dann die Anterſchrift vom Präſidium und den Sekretären. Ob auch von 
allen Mitgliedern, kann zweifelhaft fein. Es muß endlich eine Originalurkunde 
aufgeſtellt werden, und dieſe iſt dann ins Archiv der Nationalverſammlung 
zu bringen und dann zu ſagen: Die Verkündigung geſchehe durch das Reichs- 
geſetzblatt, denn allerdings muß da der Abdruck der Verfaſſung zu finden 
ſein. Tellkampf führt unter anderem an, daß in Nordamerika allerdings 
der größte Widerſtand der einzelnen Staaten war und daß neben dem ver⸗ 
faſſungsgebenden ein Kongreß beſtand, der Geſetze machte, und doch ließ man 
ihn nicht publizieren. Waitz: Er bekenne, daß er geſtern anfangs Wigards 
Anſicht nicht geteilt habe, aber jetzt ſie völlig billige. Er habe nur einzelne 
Punkte zu berühren. Wir hätten füglich ſtatt der Zentralgewalt den Bundes⸗ 
tag laſſen können und würden gewiß nicht die Publikation von dem abgewartet 
haben. Ferner Schüler ſage: Das Geſetz über die proviſoriſche Zentralgewalt 
ſei durch das Geſetzblatt publiziert; ja, aber nicht publiziert durch die Zentral⸗ 
gewalt, ſondern mit Gagerns Namen unterzeichnet; es iſt nur der Voll⸗ 
ſtändigkeit halber dort publiziert. Dieſe Gründe beſtimmen ihn als innerliche 
für Wigards Anſicht. Die Zweckmäßigkeit iſt klar. Wenn der Reichsverweſer 
die Verfaſſung verkündet, übernimmt er auch die Exekution; das wird er 
nicht wollen und können; das iſt, er möchte ſagen, Sache der Nation. Keine 
Regierungsgewalt iſt imſtande, dies zu tun, ſondern nur wir können das Volk 
dazu auffordern, und er meine nicht, daß dies Berufung auf Revolution ſei, 
ſondern wir berufen uns auf den Wert unſerer Arbeit. Er meine mit Wigard, 
daß man möglichſt einfach einleite, nicht ſo wie Reh meinte. Es ſei das Geſetz 
vom 28. Juni nur vom Präſidenten und einem Schriftführer unterzeichnet, 
er fände es größerer Feierlichkeit halber erwünſcht, daß alle unterzeichnen. 
Schüler: Er habe ſich auf eine lange Rede präpariert, um Beſelers Kon⸗ 
ventsgelüſte zu bekämpfen; er erkläre, daß er mit ihm ſehr herein 
und er ziehe ſeinen Antrag zurück. 


Soll die Verkündigung durch die Nationalverſammlung ſelbſt geſchehen, 
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nicht durch die Zentralgewalt? — Durch die Nationalverſammlung: 
23 gegen 5: v. Sommaruga, v. Mühlfeldt, Detmold, Ahrens, v. 
Laſaulx. 

Soll die Urkunde der Reichsverfaffung von dem Bureau allein, oder von 
den Mitgliedern der Verſammlung unterzeichnet werden? — 


Briegleb: Er meine, daß die Mitglieder unterzeichnen werden und daß 
keiner dieſen erſten Akt der Auflehnung durch Weigerung feiner Namensunter- 
ſchrift machen werde. Wigard: Es könne doch jemand ſich in ſeinem Gewiſſen 
gebunden fühlen, nicht zu unterzeichnen. 

Soll alſo außer von dem Bureau auch von den Mitgliedern, die es wollen, 
unterzeichnet werden? — Angenommen. 


Wigard ſchlägt einen Eingang vor. Wigard: Er meine, daß wir nicht 
ſagen ſollen „verfaſſungsgebender Reichstag“, da wir heut erſt ein Reich 
haben, ſondern „verfaſſungsgebende Nationalverſammlung“. Deiters: Er 
ſchlage vor: 

„Die deutſche verfaſſungsgebende Nationalverſammlung hat die folgende 
Verfaſſung für Deutſchland beſchloſſen“ ... und am Schluß: „des zur 
Arkund“. 

Welcker: Er ſtimme dem ganz bei, und er wünſche, daß alles andere fort- 
gelaſſen werde. Er gehe von dem Standpunkt der Nationalſouveränität aus, 
und wir werden ſie vielleicht brauchen müſſen, aber deſto weniger ſollten wir 
davon ſprechen, und er wünſche nicht, daß wir den Partikulariſten Anlaß geben, 
ſich daran zu häckeln, und wir würden dem, der die Verfaſſung durchführen 
ſoll, Schwierigkeiten ohne Zahl machen. Scheller: Er beantrage: 


„Die deutſche Nationalverſammlung verkündet als 
Deutſche Reichsverfaflung 
Artikel J 


81 

Das Deutſche Reich beſteht aus dem Gebiet des bisherigen Deutſchen 
Bundes uſw. 

Zu Arkunde deſſen iſt die gegenwärtige Verfaſſungsurkunde, welche 
am 27. März 1849 beſchloſſen und deren Driginal in das Archiv der 
deutſchen Nationalverſammlung niedergelegt worden iſt, von dem Präft- 
dium und den Schriftführern der deutſchen Nationalverſammlung eigen- 
händig unterſchrieben worden“. 

.: Er ſchlage vor: 

„Die deutſche verfaſſungsgebende Neichsverſammlung verkündet die von 
ihr beſchloſſene Reichs verfaſſung“. 

Wigard: Er könne nicht einſehen, wie man das Beſchließen übergehen 
könne, da dies doch die Hauptſache iſt und darauf ſich erſt ſtützt, was wir ver- 
kündigen. Mittermaier: Er habe von Anfang an gewünſcht: 

„Die verfaſſungsgebende Nationalverſammlung hat als Verfaſſung be- 
ſchloſſen und verkündigt hiermit“. 


670 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


Er ſehe in allen ähnlichen Eingängen, daß das Verkündigen hinzutritt. Das 
Wort „verfaſſungsgebend“ muß hinzu, denn es kommt auch in vielen Wahl⸗ 
geſetzen, die für uns erlaſſen worden, vor. 


Soll es mit Wippermann heißen: 
„Die deutſche verfaſſungsgebende Nationalverſammlung hat beſchloſſen 
und verkündigt als Neichsverfaſſung: 
N 2 
— Angenommen. 


Aber den Schluß ſodann wird vorgeſchlagen, wie bei dem Geſetz vom 28. Juni 
zu ſagen: 
„Zur Beurkundung. 
Paulskirche. Datum. 
Anterſchriften“. 
— Angenommen. 


Beſeler: Die Konformität mit dem Geſetz der Zentralgewalt mahne zu 
ſagen, „die deutſche Reichsverſammlung“ wie dort. Bei mehreren Gegen- 
bemerkungen zieht Beſeler ſein Bedenken zurück. 

Es fragt ſich, ſoll die Verfaſſung durch das Geſetzblatt veröffentlicht werden. 
Rießer: Er meine, wir publizieren und ſenden nebenbei die Urkunde an das 
Geſetzblatt, es ebenfalls da zu publizieren, wenn die Zentralgewalt es tun 
will, doch ſo, daß ſie von uns nicht dazu genötigt wird. Wigard: Es muß 
da publiziert werden, denn die Nationalverſammlung als ſolche hat kein 
Organ der geſetzlichen Publikation, denn es genügt freilich das Ausgeben 
des Druckes durch uns; aber jenes iſt auch nötig. Welcker: Es tritt nun das 
Bedenken der 20 Tage ein; es würde genügen, daß dieſer Anterſchied bezeichnet 
wird. Wippermann: Er meine, die Verkündigung müſſe in der Pauls kirche 
geſchehen, wie am 28. Juni. Es muß die Verfaſſung durch den Präſidenten 
geleſen und verkündet werden. Dann iſt fie gültig. Das Überweifen an das 
Reichsgeſetzblatt iſt nicht von großer Wichtigkeit. Detmold: Er wünſche, 
die Verfaſſung auf dem bisher gewöhnlichen Wege zu veröffentlichen. Dies iſt 
nicht beliebt worden, jetzt ſei er entſchieden gegen uſw. [2]. !“ Hergenhahn: 
Das Geſetz über die proviſoriſche Zentralgewalt fer im September im Neichs⸗ 
geſetzblatt veröffentlicht. So könne man auch jetzt zur Notiz bekannt geben. 
Zell: Daß die Verfaſſung nicht ein Reichsgeſetz ſei, ſehe man dem Publikato 
an, da es nicht die Anterſchrift des Reichsverweſers trage. Simon: Man 
kann ſagen: Die bereits verkündete Verfaſſung wird zur weiteren Verbreitung 
nun auch im Reichsgeſetzblatt abgedruckt. Abſtimmung: 

Soll die Verfaſſung als beſondere Urkunde gedruckt werden? — An⸗ 
genommen. 
Soll ſie 1 ins Neichsgeſetzblatt kommen? — 


Man iſt einig, daß dies durch einfache Mitteilung des Präſidenten an den 
Reichsjuſtizminiſter erwirkt werden ſoll. 
1 Bon bis“ von der Hand Brieglebs. 


— — 


181. Sitz. 28. März 1849. Publikation der Verfaſſung. Wahl des Reichsoberhaupts 671 


Wahl des Reichs oberhaupts 


Man geht über zur Beratung über die Wahl des Reichsoberhaupts.“ 


Beſeler: Er ſei der Meinung, daß nur die Nationalverſammlung dies vor⸗ 
nehmen könne. Daran ſei von uns aus auch nie gezweifelt worden. Das Wann 
ſcheine ihm von der Art, daß die Zeit nicht zu verlieren ſei, und er wünſche, 
daß es noch heut geſchehe. Das Wie anlangend, ſei das Präzedens der Wahl 
des Reichsverweſers vorhanden. Damals ſei Stimmzettel verworfen und 
verworfen, daß jeder auf die Tribüne gehe und den Namen ſage. Er ſchlage 
vor, wie damals jeden den Fürſten nennen zu laſſen, den er wähle. Ahrens: 
Er ſchlage vor, die Zentralgewalt möge ſich mit der Krone Preußen in 
Verbindung ſetzen: 

„Die Nationalverſammlung beauftragt die Zentralgewalt, ſich mit der 
Krone Preußen über die Annahme der Kaiſerwürde des Deutſchen Reichs 
ins Einvernehmen zu ſetzen und fo ſchleunig als möglich der Nationalver- 
ſammlung die geeigneten Vorſchläge zu machen“. 

Er wünſche, daß die Verfaſſung auf legalem Weg zuſtande komme, daß 
ſich kein Appell an das Volk weder direkt noch indirekt wende. Mir iſt be⸗ 
kannt, daß das preußiſche Miniſterium erklärt hat, es ſei eine Kaiſerwürde 
nicht nötig. Wenn das nicht mehr dort die Anſicht iſt, ſo ſei er bereit, mit⸗ 
zuſtimmen. Aber die Anwahrſcheinlichkeit der Annahme liegt auf der Hand, 
und er wünſche, daß man ſich eine Abereilung erſpare, wie Belgien ähn⸗ 
lich ſeine erſte Abereilung gut machte durch die zweite Wahl. v. Laſ aulx: 
Wir haben den Beſchluß gefaßt, den Weg der Verſtändigung ehrlich ein: 
zuſchlagen; von der Kaiſerwahl war nicht die Rede und das Mandat der 
Nationalverſammlung geht nicht dahin; er halte ſie nicht berechtigt dazu; 
er würde es für ein Unglück halten, wenn wir dazu ſchreiten. Wir haben bei 
der Wahl des Reichs verweſers erfahren, wie übel uns kühne Griffe bekommen. 
Er habe freilich nicht die Hoffnung, Mohren weiß zu waſchen. Scheller: 
Wir ſtehen hier an der Stelle der deutſchen Nation. Wenn dieſe in Perſon 
verſammelt wäre und ihre Verfaſſung beſchloſſen hätte, würde ſie nun erſt 
anfragen? Würde ſie nicht ſofort ſagen: Den wollen wir an die Spitze haben? 
Ob der es dann annimmt, iſt nicht unſere Sache. Er verkenne nicht, wieviel 
Gründe die Gegenanſicht für ſich hat. Aber wir dürfen nicht erſt fragen, denn 
ſonſt könnte der Gefragte ſeine Bedingungen machen, und das wäre unſerer 
Stellung ganz zuwider. Wir haben ſeit den letzten vierzehn Tagen zu erkennen 
gegeben, daß die höchſte Eile nötig iſt. Mit der Urkunde iſt nichts getan, die 
Hauptſache fehlt, und iſt Eile not, wie er meine, ſo dürfen wir nicht erſt fragen 
und verſtändigen. Will der Gewählte nicht annehmen, ſo mag er die Verant— 
wortlichkeit tragen. Aber wir müſſen wählen. Und wann? Natürlich fo ſchnell 
als möglich, denn die Eile iſt vollkommend dringend. Schüler: Ahrens Vor— 
ſchlag ſcheine ihm völlig unausführbar. Wie ſollen wir den König von Preu— 
ßen fragen, ob er annehmen will, ehe er gewählt iſt? Er wünſche die Eile, aber 
er wünſche zuvor zu wiſſen, ob die Verfaſſung nicht zuvor zu verkündigen ſei. 
Worauf erinnert wurde, daß der Präſident ſchon geſtern die Verkündigung 
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der Verfaſſung gemacht habe. Die Wahl wünſche er wie bei dem Reichsver⸗ 
weſer. Nie ßer: Laſaulx habe geſagt, es ſei wünſchenswert, daß über die Erb⸗ 
lichkeit mit der Regierung Verſtändigung eintrete. Er ſei ſehr für die Ver⸗ 
ſtändigung und würde darauf eingehen, wenn die Majorität in der Verſamm⸗ 
lung wäre, die auf die Wünſche der Regierung eingehen wollte. So das abſolute 
Veto, den Reichsrat; dieſe hat man abgeworfen. Wenn diejenigen für dieſes 
Abwerfen geſtimmt haben, die ſtets für Zentralität waren, ſo iſt das begreiflich; 
aber wenn die, welche ſonſt ſtets die Regierungen vertraten, geſtern gegen die 
Wünſche der Regierungen ſtimmten, ſo muß es klar ſein, daß wir nicht länger 
warten dürfen, um uns zu verſtändigen. Denn es iſt eine Majorität in der Ver⸗ 
ſammlung, die alle Wünſche der Regierungen mit Füßen treten und unſer Werk 
unmöglich machen will. Darum wünſche er die höchſte Eile. Ahrens: Sein 
Antrag iſt mißverſtanden, er meine, es ſolle ein indirekter Antrag an Preußen 
[gemacht werden]. v. Sommaruga: Zu der Frage, wann und wie gewählt 
werden ſoll, komme noch die Frage, wer wählen ſoll. Er meine, die National⸗ 
verſammlung ſei nicht kompetent, eine Dynaſtie zu wählen; wir ſind berufen 
und berechtigt, eine Verfaſſung zuſtande zu bringen, aber die Wahl der Dy⸗ 
naſtie iſt kein Beſtandteil der Verfaſſung, denn ſonſt hätte ein ſolcher Paſſus 

in die Verfaſſung aufgenommen werden müſſen und dies iſt nicht geſchehen. 
Er wolle nicht darauf eingehen, ob eine Verſtändigung mit den Regierungen 
nötig ſei. Er betrachte die Sache bloß praktiſch: Ich möchte doch ermahnen, 
die Sache praktiſch zu betrachten. Ihre Baſis iſt die Volks ſouveränität, und 
man kann ſich nicht zuſchreiben, was man nicht hat; man kann ſich nicht am 
Schopf herausziehen. Nur das Volk ſelbſt kann wählen in Arwahl, oder den 
nächſten legislativen Körper damit beauftragen, wo denn zugleich das 
Staatenhaus und die Regierungen mit vertreten würden. Denn Sie haben, 
meine Herren, hier nicht das Volk hinter ſich, die Regierungen alle gegen ſich, 
und dieſe muß man ſehr berückſichtigen. Ich ſpreche ſehr unbefangen. Sie 
wiſſen ſehr gut, daß Oſterreich auf ſeinen eigenen Füßen ſteht, und hiermit 
wird man es nicht umwerfen. Aber ich werde nicht mitwählen, denn ich ſehe es 
für ein Anglück an. Ja, wenn ich als Oſterreicher wählen ſollte, würde ich für 
den Kaiſer von Oſterreich ſtimmen. Das kann ich nicht, weil ich weiß, daß er es 
nicht annehmen würde, und zwar weil man in Olmütz weiß, daß dies eine 
Spaltung herbeiführen würde, und weil man bei uns zu Haus zu viel Ge- 
wiſſenhaftigkeit beſitzt, um an einem Beſchluß teilzunehmen, der Deutſch land 
ruinieren würde. Waitz: Alle Achtung vor der Offenheit, Anbefangenheit, 
praktiſchen Einſicht und ſonſtigen guten Eigenſchaften Sommarugas. Aber er 
möge uns dieſelben Eigenſchaften zugeſtehen und glauben, daß wir zu einem 
anderen Reſultat gelangen. Er will den Reichstag berufen — durch wen? 
Auf Grund der Verfaſſung? Der Reichs verweſer kann ihn nicht berufen. Alſo 
unpraktiſch. Sodann Wahl des Volkes, es ſei dies ſein Recht. Seinen geringen 
hiſtoriſchen Kenntniſſen nach habe das deutſche Volk nie in Arwahl gewählt, 
ſondern immer in Vertretung. Dieſe hat das Volk wieder, und nur dieſe kann 
wählen, nicht die Bevölkerung in einzelnen Weilern und Dörfern. Gegen Be⸗ 
teiligung [2]. Als Deutſchland vor tauſend Jahren nach langer Zerrüttung 
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wieder einen Kaiſer erwählte, vereinten ſich leider auch nicht alle Stämme, und 
man wählte den Sachſen, und zwar ohne ihn zu fragen, und er nahm es an und 
wurde der Gründer der glorreichen Dynaſtie. Freilich er mußte einen Zug 
nach Schwaben machen, aber zum Kampf kam es nicht und man verſtändigte 
ſich bald zum Heil des Vaterlandes. Er meine nach unſerer ganzen Stellung 
und nach dem 28. Juni können wir nicht anders als ſelbſt wählen. Wir haben 
nicht bloß das Recht, ſondern die Pflicht, und nur mit dem Reichs oberhaupt 
tritt die Verfaſſung ins Leben. Wir wiſſen nicht, was der Einzelne denkt und 
will, aber jeder tut nach ſeinem Gewiſſen. Wenn das von uns Beſchloſſene 
nicht zur Ausführung komme, ſo läge die Schuld nicht an uns, und der, 
welcher ſich weigert, den größten Beruf zu übernehmen, möge ſich vor der 
Nation und Geſchichte verantworten. 

Es wird auf Beendigung gedrängt. Welcker: Er wünſche, daß der Bericht— 
erſtatter ſich ähnlich wie der letzte Ausſchußantrag in betreff der Fürſten er⸗ 
klären möge. Daß übrigens Sommaruga ſage, es ſei in der Oberhauptsfrage 
mit den Fürſten eine Verſtändigung nicht eingetreten, ſei nicht richtig, da 
Sommaruga ſelbſt einen Antrag in dieſer Richtung nach Olmütz gebracht 
hat. Reh lieſt ſeinen Vorſchlag vor: 


„Die Wahl des Kaiſers ſoll alsbald von der Nationalverſammlung voll⸗ 
zogen werden. 

Die Wahl erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit. 

Jedes Mitglied der Nationalverſammlung wird mit Namensaufruf auf⸗ 
gefordert, ſeine Stimme abzugeben. 
Die erfolgte Wahl des Kaiſers wird ſofort Namens der Nationalver⸗ 
ſammlung durch ihren Präſidenten öffentlich verkündigt. 

Der erwählte Kaiſer ſoll durch eine Deputation der Nationalverſammlung 
eingeladen werden, die auf ihn gefallene Wahl auf Grundlage der Reichs- 
verfaſſung anzunehmen“. 


Römer: Die Wahl des Kaiſers, ſchlage er vor, ſoll vorgenommen werden 
nach erfolgter öffentlicher Verkündigung. v. Laſaulx: Er ſchlage vor, daß 
man hier nicht haſtiger als ſonſt immer vorgehe, ſondern wenigſtens [jeder? 
der Anträge des Ausſchuſſes in Händen der Verſammlung ſei. Gülich: 
Er erinnere daran, daß jetzt Beſtimmungen über die Regentſchaft in die 
Verfaſſung aufzunehmen ſeien. Beſeler: Wenn eine Dynaſtie gewählt wird, 
ſo gelten bis auf weiteres die Beſtimmungen, die in jenem Hauſe gelten. 
Er wünſche nur, daß Reh feinen Antrag als einen dringlichen bezeichne, da- 
mit womöglich noch heute gewählt werden möge. v. La ſaulx: Sie haben in 
die Verfaſſung einen Paragraphen aufgenommen, den, wenn Sie ſich nicht 
lächerlich machen wollen, Sie verändern müſſen. And führt nun einen Paſſus 
über Staatenverbände an, der mit dem Abſchnitt Reichsrat gefallen iſt. 


Soll nach Ahrens Antrag die Nationalverſammlung die Zentral: 
gewalt beauftragen, ſich mit der Krone Preußens über die Annahme der 
Kaiſerwürde des Deutſchen Reichs ins ne zu ſetzen und fo 
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ſchleunig als möglich der Nationalverſammlung die geeigneten Vorſchläge 
zu machen uſw.? — Abgelehnt, nur Ahrens ſtimmt dafür. 

Soll mit Römer die Wahl gemacht werden nach öffentlicher Verkün⸗ 
digung der Verfaſſung? — Nicht angenommen. 

Soll der Antrag Rehs angenommen werden? — Angenommen. 

Soll dieſer Antrag als ein dringlicher eingebracht werden? — 


Wippermann wünſcht, daß dies von uns nicht geſchehe, ſondern daß die 
Nationalverſammlung ſofort eingehe auf die Wahl. Beſeler: Es iſt nötig, 
daß, da heute die Vorſchläge auf der Tagesordnung ſtehen, ſofort die An⸗ 
träge eingehen. Ob dann die gefaßten Beſchlüſſe gleich zur Anwendung 
kommen ſollen, iſt Sache der Verſammlung. Wigard: Es iſt gar nicht nötig, 
zu ſagen, daß dieſer Antrag dringlich iſt, da die Tagesordnung an allen Ecken 
ſteht. Deiters: Er finde in dem Welckerſchen Antrag noch zwei Punkte, die 
aufgenommen werden müſſen. Einmal die Vorausſetzung, daß die Fürſten 
einverſtanden ſeien, ſodann, daß die Nationalverſammlung beieinander 
bleiben werde. 


Beide Anträge werden angenommen. 


Beſeler legt die Formulierung des Antrages vor. — Angenommen. 
Zum Berichterſtatter wird Mittermaier gewählt. 


Protokolle des Ausſchuſſes zum Entwurf einer deutſchen 
Geſamtverfaſſung 


geſchloſſen den 28. März 1849. 


Soiron, Vorſitzender. F. C. Dahlmann. Scheller. G. Beſeler. Ahrens. 
v. Laſaulx. Waitz. Sgfd. v. Rotenhan. Rießer. Detmold. Hergenhahn. 
Welcker. C. W. Wippermann. Deiters. Max v. Gagern. Mittermaier. Zell. 
Heinrich Simon. Th. Reh. K. Jürgens. F. Römer. J. L. Tellkampf. 
Fr. Wigard. Guſtav Franz Schreiner. G. C. Schüler. Briegleb. G. Gülich. 
Sommaruga. v. Mühlfeld. Joh. Guſt. Droyſen, Schriftführer. 

Mitanweſend Ed. Simſon, Präſident der Verfaſſunggebenden Neichsver⸗ 
ſammlung. 


1 Eintrag auf dem letzten, durch ihn gefüllten Blatt der Protokolle. Die Anter⸗ 
ſchriften ſämtlich eigenhändig; die Simſons links für ſich neben den unfereinander- 
geſchriebenen Namen der Mitglieder. 


Anlagen 
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a 
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[Anlage 1 
Das Reichsgericht! 
a. Der Entwurf der Vorkommiſſionj 


Das Reichsgericht 
Artikel J 


a 81 
Das Reichsgericht beſteht aus mindeſtens 21 Mitgliedern (Reichsrichtern). Sie 
werden zu einem Drittel vom Reichsoberhaupte, zu einem Drittel vom Staaten⸗ 
hauſe und zu einem Drittel vom Volkshauſe auf Lebenszeit ernannt. Sie wählen 
aus ihrer Mitte den Präſidenten und zwei Vizepräſidenten, gleichfalls auf Lebens⸗ 


zeit. 
82 
Mit der Stelle eines Reichsrichters iſt die Bekleidung jedes anderen Reichs— 
und Staatsamtes, die Mitgliedſchaft des Staaten⸗ und Volkshauſes, ſowie jede 
andere öffentliche Tätigkeit unverträglich. 


83 
Der Gehalt der Präſidenten und übrigen Reichsrichter iſt lebenslänglich und 
wird durch ein Reichsgeſetz feſt beſtimmt. 
Eine perſönliche Zulage oder ſonſtige Auszeichnungen dürfen dieſelben nicht an⸗ 
nehmen. 
84 


Das Reichsgericht hat ſeinen Sitz in 
Die Verhandlungen vor demſelben ſind öffentlich. 


Artikel II 


85 

Zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehören: 

a) Streitigkeiten zwiſchen der Regierung eines Einzelſtaates und deſſen Volks⸗ 
vertretung über die Gültigkeit oder Auslegung der Landesverfaſſung. 

b) Kompetenzſtreitigkeiten zwiſchen der Reichsgewalt und den Regierungen der 
Einzelſtaaten, wenn einer von beiden Teilen auf die Entſcheidung des Reichs- 
gerichts provoziert. 

c) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Reichsminiſter wegen Ver⸗ 
letzung der Reichs verfaſſung, ſowie wegen aller im Geſetz über die Verant⸗ 
wortlichkeit der Reichsminiſter genannten Staats verbrechen. 


1 Vgl. oben S. 111ff. 
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d) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Miniſter der Einzelſtaaten 
wegen Verletzung der Landesverfaſſung, inſofern nicht ein Gerichtshof des 
Landes angegangen werden kann. 

e) Strafgerichtsbarkeit mit Arteilsfällung durch Geſchworene über die Dienft- 
verbrechen und Vergehen ſämtlicher Reichsbeamten. 

f) Strafgerichtsbarkeit mit Urteilsfällung durch Geſchworene in den Fällen des 
Landes- und Hochverrats gegen das Reich. — Der in dieſen Fällen dem 
Reichsoberhaupt zuſtehenden Begnadigung muß ein Gutachten des Reichs⸗ 
gerichts vorausgehen. 

g) Streitigkeiten jeder Art, politiſche und rechtliche zwiſchen den einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten, ſoweit fie nicht in das Gebiet der Reichsregierungsſachen ge⸗ 
hören. Gewillkürte Aus träge ſind zuläſſig, inſoweit durch die Entſcheidung der 
Streitfragen ein Reichsintereſſe nicht berührt wird. 

h) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungs fähigkeit und Regentſchaft in 
den einzelnen Staaten, mit dem Vorbehalt der Austräge unter der Nr. g 
angeführten Beſchränkung. 

i) Beſchwerden gegen die Regierung eines Einzelſtaats wegen eigenmächtiger 
Aufhebung oder Veränderung der Landesverfaſſung. 

k) Klagſachen von Privatperſonen gegen deutſche Staaten, wenn die Verpflich⸗ 
tung, der Forderung Genüge zu leiſten, zwiſchen mehreren Staaten zweifel⸗ 
haft oder beſtrittten iſt, desgleichen, wenn die Verpflichtung mehrere Staaten 
zugleich trifft. 

1) Alle Klagen gegen den Reichsfiskus. 

m) Entſcheidungen in oberſter Inſtanz über die Beſchwerden wegen verweigerter 
oder gehemmter Rechtspflege. 

n) Das Reichsgericht erteilt Gutachten über Streitigkeiten zwiſchen dem Staa⸗ 
tenhaus, dem Volkshaus und dem Reichsminiſterium, welche die Auslegung 
der Reichsverfaſſung betreffen, wenn beide Teile ein ſolches Gutachten ver- 
langen. 

Artikel III 


8 6 
Aber das Verfahren des Reichsgerichts und über die Vollziehung der reichs⸗ 


gerichtlichen Entſcheidungen und Erlaſſe wird ein beſonderes Reichsgeſetz erlaſſen 
werden. 


[b. Der auf Grund der erſten Leſung hergeſtellte Entwurf! 
| Das Reichsgericht 
Artikel I 


81 
Die dem Reiche zuſtehende Gerichtsbarkeit wird durch ein Reichsgericht ausgeübt. 


82 
Zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehören: 
a) Streitigkeiten zwiſchen der Reichsgewalt und den 5 über den 
Amfang ihrer Befugniſſe. 
1 Vgl. oben S. 139. 


Anlage 1a. b. c: Reichsgericht 679 


p) Streitigkeiten aller Art, politiſche und rechtliche zwiſchen den einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten. Gewillkürte Austräge ſind nur zuläſſig, inſoweit durch die 

Entſcheidung der Streitfragen ein Reichsintereſſe nicht berührt wird. 

c) Streitigkeiten über Thronfolge, Negierungsfähigkeit und Regentſchaft in den 
einzelnen Staaten. 

d) Streitigkeiten zwiſchen der Regierung des Einzelnſtaates und deſſen Volks⸗ 
vertretung über die Gültigkeit oder Auslegung der Landesverfaſſung. 

e) Beſchwerden der Angehörigen eines Einzelnſtaates gegen die Regierung des⸗ 
ſelben, wegen Aufhebung oder verfaſſungswidriger Veränderung der Landes— 
verfaſſung. 

1) Klagen gegen den Reichsfiskus. 

g) Klagen gegen deutſche Staaten, wenn die Verpflichtung, der Forderung Ge— 
nüge zu leiſten, zwiſchen mehreren Staaten zweifelhaft oder beſtritten iſt, 
desgleichen, wenn die Verpflichtung mehrere Staaten zugleich trifft. 

h) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Reichsminiſter wegen Ver⸗ 
letzung der Reichsverfaflung, ſowie wegen aller im Geſetz über die Verant— 
wortlichkeit der Reichsminiſter genannten Verbrechen. 

j) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Miniſter der Einzelnſtaaten, 
wegen Verletzung der Landesverfaſſung, inſofern nicht ein Gerichtshof des 
Landes angegangen werden kann. 

k) Strafgerichtsbarkeit mit Arteilsfällung durch Geſchworne über die Dienſt⸗ 
verbrechen und Vergehen ſämtlicher Reichsbeamten. 

1) Strafgerichtsbarkeit mit Urteilsfällung durch Geſchworne in den Fällen des 
Landes⸗ und Hochverrats gegen das Reich. 

m) Beſchwerden wegen verweigerter oder gehemmter Rechtspflege, wenn die 
landesgeſetzlichen Mittel der Abhilfe erſchöpft ſind. 

n) Streitigkeiten zwiſchen dem Staatenhaus, dem Volkshaus und der Reichs⸗ 
regierung, welche die Auslegung der Reichsverfaſſung betreffen, wenn die 
ſtreitenden Teile ſich vereinigen, die Entſcheidung des Reichsgerichts ein⸗ 
zuholen. 

83 


Aber die Einſetzung und Organiſation des Reichsgerichts, über das Verfahren 
und die Vollziehung der reichsgerichtlichen Entſcheidungen und Verfügungen wird 
ein beſonderes Geſetz ergehen. 


le. Der Entwurf für die zweite Leſung ! 
Das Reichsgericht 
Beſchlußmäßige Faſſung Re vidierte Faſſung 


81 81 
Die dem Reiche zuſtehende Gerichts- Die dem Reiche zuſtehende Gerichts- 
barkeit wird durch ein Reichsgericht barkeit wird durch ein höchſtes Reichs⸗ 
ausgeübt. gericht und ſolche Untergerichte, welche 
die Reichsgeſetzgebung näher einrichten 
oder bezeichnen wird, ausgeübt. 


1 Vgl. oben S. 424 ff. 
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82 


Zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
gehören: 


A. 


Streitigkeiten zwiſchen der Neichs⸗ 
gewalt und den Einzelſtaaten über 
den Umfang ihrer Befugniſſe. 


Streitigkeiten aller Art, politiſche 


und rechtliche zwiſchen den einzel⸗ 
nen deutſchen Staaten. Gewill⸗ 
kürte Austräge ſind nur zuläſſig, 
inſoweit durch die Entſcheidung 
der Streitfragen ein Reichsinter- 
eſſe nicht berührt wird. 


„Streitigkeiten über Thronfolge, 


Regierungsfähigkeit und Regent⸗ 
ſchaft in den einzelnen Staaten. 


. Streitigkeiten zwiſchen der Regie⸗ 


rung des Einzelſtaates und deſſen 
Volksvertretung über die Gültig⸗ 
keit oder Auslegung der Landes⸗ 
verfaſſung oder wegen Nichtvoll⸗ 
ziehung ihrer Beſtimmungen. 


Klagen der Angehörigen eines 


Einzelſtaates gegen die Regierung 
desſelben, wegen Aufhebung, Ver⸗ 
letzung oder verfaſſungswidriger 
Veränderung der Landesverfaſ— 
ſung. 


Klagen der Angehörigen eines 


Einzelſtaats gegen die Regierung 
desſelben, ſowie gegen die Reichs; 
regierung wegen erlittener Ver— 
letzung eines dem deutſchen Volke 
gewährleiſteten Grundrechts. 


Klagen gegen den Neichsfiskus. 


82 


Dieſe Gerichtsbarkeit erſtreckt ſich auf: 


ar 


Klagen eines Einzelnſtaates gegen 
die Reichsgewalt wegen Ver— 
letzung der Reichs verfaſſung durch 
Erlaſſung von Neichsgeſetzen; ſo— 
wie Klagen der Neichsgewalt ge- 
gen einen Einzelnſtaat wegen Ver⸗ 
letzung der Reichs verfaſſung durch 
den letzteren. (S 2 a. der beſchluß⸗ 
mäßigen Faſſung.) 


. Streitigkeiten zwiſchen dem Staa⸗ 


tenhauſe und dem Volkshauſe un⸗ 
ter ſich oder zwiſchen jedem von 
ihnen und der Reichsregierung, 
welche die Auslegung der Reichs- 
verfaſſung betreffen, wenn die ſtrei⸗ 
tenden Teile ſich vereinigen, die 
Entſcheidung des Reichsgerichts 
einzuholen (n). 


Politiſche und rechtliche Streitig⸗ 


keiten aller Art zwiſchen den ein⸗ 
zelnen deutſchen Staaten (b). 


. Streitigkeiten über Thronfolge, 


Regierungsfähigkeit und Regent⸗ 
ſchaft in den Einzelnſtaaten (c). 


. Streitigkeiten zwiſchen der Regie⸗ 


rung eines Einzelnſtaates und deſſen 
Volksvertretung über die Gültig⸗ 
keit oder Auslegung der Landes⸗ 
verfaſſung (d). 


Klagen der Angehörigen eines 


Einzelnſtaates gegen die Regierung 
desſelben wegen Aufhebung oder 
verfaſſungswidriger Veränderung 
der Landesverfaſſung (e). 


Beſchwerden wegen verweigerter 


oder gehemmter Rechtspflege, 
wenn die landesgeſetzlichen Mittel 
der Abhilfe erſchöpft ſind (m). 


h. 


— 


— 


Anlage 10: Reichsgericht 681 


Klagen gegen deutſche Staaten, 
wenn die Verpflichtung, dem An⸗ 
ſpruche Genüge zu leiſten, zwiſchen 
mehreren Staaten zweifelhaft oder 
beſtritten iſt, desgleichen, wenn die 
Verpflichtung mehrere Staaten 
zugleich trifft. 


„Strafgerichtsbarkeit über die An⸗ 


klagen gegen die Reichsminiſter 
wegen Verletzung der Reichsver⸗ 
faſſung, ſowie wegen aller im Ge- 
ſetz über die Verantwortlichkeit der 
Reichsminiſter genannten Ver⸗ 
brechen. 


. Strafgerichtsbarfeit über die An⸗ 


Hagen gegen die Minifter der Ein- 
zelſtaaten, wegen Verletzung der 
Reichs- oder Landesverfaſſung. 


. Strafgerichtsbarkeit in den Fällen 


des Landes- und Hochverrats ge— 
gen das Reich. 


Beſchwerden wegen verweigerter 


oder gehemmter Rechtspflege, 
wenn die landesgeſetzlichen Mittel 
der Abhilfe erſchöpft ſind. 


Streitigkeiten zwiſchen der Reichs⸗ 


verſammlung oder den geſetzgeben⸗ 
den Körpern des Reichs unter ſich 
und der Regierung, welche die 
Auslegung der Reichsverfaſſung 
betreffen, wenn die ſtreitenden 
Teile ſich vereinigen, die Entſchei⸗ 
dung des Reichsgerichts einzu- 
holen. 


83 


h. Strafgerichtsbarkeit in den Fällen 


des Hoch- und Landesverrats 
gegen das Reich (I). 


i. Strafgerichtsbarkeit über die An⸗ 


klagen gegen die Reichsminiſter 
wegen Verletzung der Reichsver⸗ 
faſſung, ſowie wegen aller in den 
betreffenden Geſetzen über die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Reichsminiſter 
genannten Verbrechen (i). 


. Strafgerichtsbarkeit über die An⸗ 


klagen gegen die Miniſter der Ein⸗ 
zelſtaaten wegen Verletzung der 
Landes verfaſſung, ſowie wegen 
aller in den betreffenden Geſetzen 
über die Verantwortlichkeit der 
Miniſter genannten Verbrechen (K). 


Klagen gegen den Reichsfiskus (g). 


Klagen gegen deutſche Staaten, 


wenn die Verpflichtung, dem An⸗ 
ſpruche Genüge zu leiſten, zwiſchen 
mehreren Staaten zweifelhaft oder 
beſtritten iſt, ſowie wenn die Ver⸗ 
pflichtung mehrere Staaten zu- 
gleich trifft (h). 


Klagen gegen ausländiſche, bei der 


Reichsregierung akkreditierte Ge⸗ 
ſandte und deren Gefolge, inſofern 
gegen dieſelben im deutſchen Reiche 
überhaupt Klagen zuläſſig ſind. 


83 


Aber die Frage, ob ein Fall zur Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts geeignet 
ſei, erkennt einzig und allein das Neichs⸗ 
gericht ſelbſt. 


Aber die Frage, ob ein Fall zur Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts geeignet 
ſei, erkennt einzig und allein das Reichs⸗ 
gericht ſelbſt. 


682 


84 
Aber die Einſetzung und Organiſation 
des Reichsgerichts, über das Verfahren 
und die Vollziehung der reichsgericht— 
lichen Entſcheidungen und Verfügungen 
wird ein beſonderes Geſetz ergehen. 
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84 

Die Einſetzung und Organiſation der 
Reichsgerichte, die Vorſchriften über 
das Verfahren und den Inſtanzenzug, 
ſowie die Vollziehung der reichsgericht— 
lichen Entſcheidungen und Verfügungen 
beſtimmt ein beſonderes Reichsgeſetz. 

Dieſem Geſetze bleibt auch die Be⸗ 
ſtimmung, ob und in welchen Fällen 
bei den Reichsgerichten die Arteilsfäl⸗ 
lung durch Geſchworene erfolgen ſoll, 
vorbehalten. 


Note. Der §2 der beſchlußmäßigen Faſſung iſt bei der Reviſion nach folgendem 


Syſteme geordnet: 


I. Politiſche Prozeſſe 

a. gegen das Reich, 
$ 2a (a) 
$ 2n (b) 

g. gegen die Einzelnſtaaten, 
$ 2b (o) 


II. Beſchwerden 
$ 2m (g) 


III. Kriminalprozeſſe 
$ 21 (h) 
$ 2i (i) 
$ 2k (K) 

IV Zivilprozeſſe 
92g C) 
§ 2h (m) 
neuer $ (n) 


Die Lit. f iſt ganz weggelaſſen. 


[Anlage 2] 
Der Reichstag 


la.] Frühere Faſſung! 
Artikel I 


81 
Der Reichstag beſteht aus zwei 
Häuſern, dem Staatenhaus und dem 
Volkshaus. 


Artikel II 


5 82 
Das Staatenhaus wird gebildet 
aus den Vertretern der einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten. 


83 
Die Zahl der Mitglieder verteilt ſich 
auf die einzelnen deutſchen Staaten nach 
folgendem Verhältnis: 


C 36 Mitgl. 
, 3 
V 16 
eee, 10 
ee ERIRIREIE 10 35 
F 105% 
VVV 10 
Körheſen 8 
Großherzogtum Heſſen Be 
Holſtin 8 
Medlenburg- Schwerin 8 
Luxemburg (mit Limburg) 4 „ 
Braünſchwe˙ig 4 „ 
e,, 4 
Sachſen⸗ Weimar 4 „ 


Abertrag: 170 Mitgl. 
1 Vgl. oben S. 140ff. 


[b.] Abgeänderte Faſſung?) 
W 


8 1 
Der Reichstag beſteht aus zwei 
Häuſern, dem Staatenhaus und dem 
Volkshaus. 


Artikel II 


82 
Das Staatenhaus wird gebildet 
aus den Vertretern der deutſchen Staa⸗ 
ten. 


83 
Die Zahl der Mitglieder verteilt ſich 


nach folgendem Verhältnis: 


Meuße n 40 Mitgl. 
Hferrech hh 36 „ 
r 16 
See o 
e,; te 2, 10 
Wi eig 111 
B a 
Kurheſſen 1 
Großherzogtum Heſſen 5 


8 

6 

6 
Holſtein (Schleswig, ſiehe 

Reich § 1) u. Lauenburg 6 „ 
Mecklenburg ⸗Schwerin u. 

Mecklenburg ⸗Strelitz 6 
Luxemburg (m. Limburg) 2 
Braunſchweig 
Naſſau 


PD 


Übertrag: 162 Mitgl. 
2 Vgl. oben S. 248ff. 
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Übertrag: 170 Mitgl. 

Oldenburg A „ 
Sachſen⸗Koburg⸗Gotha 2 „ 
Sachſen⸗Meiningen⸗Hild⸗ 

burghauſen 3 
Sachſen⸗ Altenburg Dunn, 
Mecklenburg⸗Strelitz 1 
Anhalt⸗Deſſau 135 
Anhalt Bernburg ga 
Anhalt⸗Köthen 5 E „ 
Schwarzburg⸗ Nudolſtadt ar 
Schwarzburg-Sonders- 

hauſen 135 


Hohenzollern⸗Sigmar. 1 „ 
Hohenzollern-Hechingen 1 
Waldeck 
Reuß ältere Linie 1 
Reuß jüngere Linie. 1 
Schaumburg⸗Lippfe 1 „ 
Lippe⸗Detmold 5 

1 


Hefien- Homburg 5 
Siechteſtenn 11 
Dauenbirgp ee: la, 
Shen Le, 
Felt 13 
Benn WE 13 
e e 1 
200 Mitgl. 


84 

Die Mitglieder werden zur Hälfte 
durch die Regierung und zur Hälfte 
durch die Volksvertretung der einzelnen 
Staaten ernannt. 

Wo zwei Kammern ſich finden, wäh⸗ 
len dieſe in gemeinſamer Sitzung nach 
abſoluter Stimmenmehrheit. 


85 
In denjenigen Staaten, welche nur Ein 
Mitglied ins Staatenhaus ſenden, ſchlägt 
die Regierung drei Kandidaten vor, 
aus denen die Volksvertretung mit 
abſoluter Stimmenmehrheit wählt. 
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Abertrag: 162 Mitgl. 


Sachſen⸗Weimar 
Sachſen⸗Koburg⸗-Gotha. 
Sachſen⸗Meiningen⸗Hild⸗ 6 „ 
burghauſen 
Sachſen⸗ Altenburg 
Oldenburg 
Anhalt⸗Deſſau . | 
Anhalt⸗ Bernburg 13 
Anhalt⸗Köthen 


Lübbe, 13 
Frame! Ir 
Bremen Le De 1 7 
Hamburg . 1 Z 
175 Mitgl. 


84 

Die Mitglieder werden zur Hälfte 
durch die Regierung und zur Hälfte 
durch die Volks vertretung der Staaten 
ernannt. 

Wo zwei Kammern ſich finden, wäh⸗ 
len dieſe in gemeinſamer Sitzung nach 
abſoluter Stimmenmehrheit. 


85 
In denjenigen Staaten, welche nur ein 
Mitglied ins Staatenhaus ſenden, ſchlägt 
die Regierung drei Kandidaten vor, aus 
denen die Volksvertretung mit abſoluter 
Stimmenmehrheit wählt. 


8 6 
Wo mehrere Staaten zu gemeinſamer 
Vertretung im Staatenhauſe verbunden 
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86 
Wenn ein deutſcher Staat mit einem 
andern deutſchen Staate zu einem 
Ganzen verbunden wird, ſo beſtimmt ein 
Reichsgeſetz die Zahl der Mitglieder, 
welche der neue Staat in das Staaten⸗ 
haus zu ſenden hat. 


Sr 
Mitglied des Staatenhauſes kann nur 
ein ſolcher werden, welcher 
1) Staatsbürger desjenigen Staates 
iſt, welcher ihn ſendet, 
2) 5 40ſte Lebensjahr zurückgelegt 
at. 
3) ſich im vollen Genuß der bürgerli⸗ 
chen und ſtaats bürgerlichen Rechte 
befindet. 


88 
Die Mitglieder des Staatenhauſes 
werden auf acht Jahre gewählt. Sie 
werden alle vier Jahre nach der im Wahl⸗ 
geſetze vorgeſchriebenen Ordnung zur 
Hälfte erneuert. 


Artikel III 


89 | 
Das Volkshaus beſteht aus den 
Abgeordneten des deutſchen Volkes, 
welche auf vier Jahre gewählt werden. 


8 10 
Auf je hunderttauſend Seelen der 
wirklichen Bevölkerung kommt ein Ab⸗ 
geordneter, jedoch ſo, daß auch Staaten 
von geringerer Bevölkerung einen Ub- 
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ſind, haben dieſe über die gemeinſchaft⸗ 
lich vorzunehmende Wahl ein Abkom⸗ 
men untereinander zu treffen. Das Prin⸗ 
zip der Teilung der Wahlberechtigung 
zwiſchen Regierung und Volksvertre— 
tung darf dabei nicht verletzt werden. 
Das ganze Abkommen iſt der Reichs— 
regierung zur Genehmigung vorzulegen. 


87 
Wenn mehrere deutſche Staaten zu 
einem Ganzen verbunden werden, ſo ent⸗ 
ſcheidet ein Reichsgeſetz über die dadurch 
etwa notwendig werdende Modifikation 
in der Zuſammenſetzung des Staaten⸗ 
hauſes. 


88 
Mitglied des Staatenhauſes kann nur 
ein ſolcher werden, welcher 

1) Staatsbürger desjenigen Staates 
oder Staatenverbandes (f. S 6) ift, 
welcher ihn ſendet, 

2) das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt 
hat, 

3) ſich im vollen Genuß der bürger- 
lichenundſtaats bürgerlichen Rechte 
befindet. 


89 
Die Mitglieder des Staatenhauſes 
werden auf ſechs Jahre gewählt. Sie 
werden alle drei Jahre nach der im 
Wahlgeſetze vorgeſchriebenen Ordnung 
zur Hälfte erneuert. 


Artikel III 


8 10 
Das Volkshaus beſteht aus den 
Abgeordneten des deutſchen Volkes, 
welche auf vier Jahre gewählt werden. 
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geordneten ſchicken, und ein Aberſchuß 
der Bevölkerung von wenigſtens fünf⸗ 
zigtauſend Seelen ebenfalls durch einen 
Abgeordneten vertreten wird. 


8 11 
Die Wahl geſchieht durch das Volk; 
bis zur Erlaſſung eines Reichswahlge⸗ 
ſetzes bleibt die nähere Einrichtung 
— mit Ausnahme der, 8 12— 14 feſt⸗ 
geſtellten Beſtimmungen — der Ge⸗ 
ſetzgebung der Einzelſtaaten überlaſſen. 


812 
Wähler iſt jeder ſelbſtändige, unbe⸗ 
ſcholtene Deutſche, welcher 

1) in dem vom Geſetz ihm angewieſe⸗ 
nen Wahlbezirk ſeit einem Jahre 
ſeinen feſten Wohnſitz hat, 

2) das 25ſte Lebensjahr zurückgelegt 
hat. 


Als nichtſelbſtändig und alſo von der 
Wahlberechtigung ausgeſchloſſen ſollen 
gelten 

1) die Dienſtboten, Tagelöhner und 

Gewerbsgehilfen. Doch ſind dieſe 
Perſonen wahlberechtigt, wenn ſie 
an ihrem Wohnſitze das Gemein⸗ 
debürgerrecht erworben haben, 

2) diejenigen, welche eine Armenun⸗ 

terſtützung aus öffentlichen Mitteln 


beziehen. 
8 13 
Wählbar iſt jeder ſelbſtändige Deut⸗ 
ſche, welcher 


1) in einem deutſchen Staate das 
Staatsbürgerrecht hat, 
2) das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt 


hat, 

3) im vollen Genuß der bürgerlichen 
und ſtaats bürgerlichen Rechte ſich 
befindet. 


8 14 
Staatsdiener bedürfen zur Annahme 
der auf ſie gefallenen Wahl keiner Ge⸗ 
nehmigung. 
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811 
Die Wahl geſchieht durch das Volk 
nach den in dem Reichswahlgeſetz ent⸗ 
haltenen Vorſchriften. 
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Artikel IV 


8 15 

Die Mitglieder des Reichstages bes 
ziehen außer einer Entſchädigung für 
ihre Reiſekoſten ein Tagegeld von 7 fl. 
rhein. 

Den Mitgliedern des Staatenhauſes 
werden die Tagegelder und Reiſekoſten 
von dem Staate, der ſie geſandt hat, den 
Mitgliedern des Volkshauſes aus der 
Reichskaſſe gezahlt. 


8:16 
Die Mitglieder beider Häuſer können 
durch Inſtruktionen in ihrer parlamen⸗ 
tariſchen Tätigkeit nicht gebunden wer⸗ 
den. 


817 


Niemand kann gleichzeitig Mitglied 
von beiden Häuſern ſein. 


Artikel V 


8 18 

Zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes 
des Reichstages iſt die Gegenwart von 
wenigſtens einem Drittel ſeiner Mit⸗ 
glieder und die einfache Stimmenmehr— 
heit erforderlich. 

Im Falle der Stimmengleichheit wird 
ein Antrag als abgelehnt betrachtet. 


8 19 

Wenn es ſich von der Erlaſſung 
ſolcher Geſetze handelt, durch welche Ein⸗ 

richtungen und Maßregeln begründet 
werden ſollen, die der Kompetenz der 
Reichsgewalt nicht ausdrücklich zuge: 
wieſen find (ſ. Abſchnitt von der Neichs⸗ 
gewalt, Art. XIII. 8 58 a. E.), fo iſt 
zum Beſchluß eines jeden Hauſes die 
Gegenwart von wenigſtens der Hälfte 
ſeiner Mitglieder und unter dieſen eine 
Mehrheit von zwei Drittel der Stimmen 
erforderlich. 
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Artikel IV 


8 12 
Die Mitglieder des Reichstages be- 
ziehen ein angemeſſenes Tagegeld und 
Entſchädigung für ihre Reiſekoſten. 
Den Mitgliedern des Staatenhauſes 
werden die Tagegelder und Reiſekoſten 
von dem Staate, der ſie geſandt hat, 
den Mitgliedern des Volkshauſes aus 
der Reichskaſſe gezahlt. 


8 13 
Die Mitglieder beider Häuſer können 
durch Inſtruktionen in ihrer parlamen⸗ 
tariſchen Tätigkeit nicht gebunden wer⸗ 
den. 


8 14 
Niemand kann gleichzeitig Mitglied 
von beiden Häuſern ſein. 


Artikel V 


8 15 

Zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes 
des Reichstages iſt die Teilnahme von 
wenigſtens einem Drittel der geſetzlichen 
Anzahl ſeiner Mitglieder und die ein⸗ 
fache Stimmenmehrheit erforderlich. 

Im Falle der Stimmengleichheit wird 
ein Antrag als abgelehnt betrachtet. 


| 8 16 | 

Wenn es ſich von der Erlaſſung ſolcher 
Geſetze handelt, durch welche Einrich— 
tungen und Maßregeln begründet wer⸗ 
den ſollen, die der Kompetenz der 
Reichsgewalt nicht ausdrücklich zuge⸗ 
wieſen find (ſ. Abſchnitt von der Reichs- 
gewalt, Art. XIII. 858 a. E.), fo iſt 
für die Schlußabſtimmung eines jeden 
Hauſes die Gegenwart von wenigſtens 
der Hälfte ſeiner Mitglieder und unter 
dieſen eine Mehrheit von zwei Drittel 
der Stimmen erforderlich. 
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8 20 
Das Recht des Geſetzesvorſchlags, 
der Beſchwerde und der Adreſſe, ſowie 
der Anklage der Miniſter ſteht jedem 
Hauſe für ſich zu. 


821 
Ein Reichstagsbeſchluß kann nur 
durch die Abereinſtimmung beider Häu⸗ 
ſer gültig zuſtande kommen. 


822 
Bei Ausübung der der Reichsgewalt 
zugewieſenen Befugniſſe ift die Aber⸗ 
einſtimmung der Reichsregierung und 
des Reichstages in folgenden Fällen 
erforderlich: 

1) Wenn es ſich um die Erlaſſung, 
Aufhebung oder Abänderung von 
Reichsgeſetzen handelt (ſ. den Ab⸗ 
ſchnitt von der Reichsgewalt, 8 14, 
17, 25—28, 34, 35, 37—40, 42 
— 46, 52, 55, 57—59, 61). 

2) Wenn der RNeichshaushalt feſt⸗ 
geſtellt wird, ſowie in allen Fällen, 
wo das Reich eine im Budget 
nicht vorgeſehene Ausgabe über— 
nimmt, oder nicht vorgeſehene 
Steuer erhebt (ſ. a. a. O. 8 24, 
28, 35, 47—50). 

3) Wenn von Reichs wegen Zettel⸗ 
banken angelegt oder bewilligt 
werden, ſ. a. a. O. § 46. 

4) Wenn die Steuererhebung der 
Einzelſtaaten von der Zuſtimmung 
der Reichsgewalt abhängig ge— 
macht iſtz ſ. a. d, D. 8 2,5, . 

5) Wenn Landesfeſtungen zu Reichs: 
feſtungen erklärt werden; ſ. a. a. 
O. 8 19. 

6) Wenn Handels- und Schiffahrts— 
verträge, ſowie Auslieferungsver- 
träge mit dem Auslande geſchloſſen 
werden (ſ. a. a. O. § 7). 


7) Wenn nichtdeutſche Länder oder 
Landesteile dem deutſchen Zollge— 
biet angeſchloſſen (ſ. a. a. O. 8 33), 
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817 
Das Recht des Geſetzesvorſchlags, 
der Beſchwerde, der Adreſſe und der 
Anterſuchung, ſowie der Anklage der 
Miniſter, ſteht jedem Hauſe für ſich zu. 


8 18 
Ein Reichstagsbeſchluß kann nur 
durch die Abereinſtimmung beider Häu⸗ 
ſer gültig zuſtande kommen. 


8 19 
Bei Ausübung der der Reichsgewalt 
zugewieſenen Befugniſſe iſt die Aber⸗ 
einſtimmung der Reichsregierung und 
des Reichstages in folgenden Fällen 
erforderlich: 
1) Wenn es ſich um die Erlaſſung, 
Aufhebung oder Abänderung von 
Reichsgeſetzen handelt. 


2) Wenn der Reichshaushalt feſtge⸗ 
ſtellt wird, wenn Anleihen kontra⸗ 
hiert werden, wenn das Reich 
eine im Budget nicht vorgeſehene 
Ausgabe übernimmt, oder nicht 
vorgeſehene Steuer oder Matriku⸗ 
larbeiträge erhebt. 

3) Wenn von Reichs wegen Zettel⸗ 
banken angelegt oder bewilligt 
werden. 

4) Wenn die Steuererhebung der 
Einzelſtaaten von der Zuſtimmung 
der Reichsgewalt abhängig ge— 
macht iſt (ſiehe Reichsgewalt 8 37). 

5) Wenn Landesfeſtungen zu Reichs- 
feſtungen erklärt werden. 


6) Wenn Handels-, Schiffahrtsver⸗ 
träge und Auslieferungs verträge 
mit dem Auslande geſchloſſen wer- 
den, ſowie überhaupt völferrecht- 
liche Verträge, inſofern ſie das 
Reich belaſten. 

7) Wenn nichtdeutſche Länder oder 
Landesteile dem deutſchen Zollge— 
biet angeſchloſſen, oder einzelne 


Anlage 2a. b: Reichstag 


oder auf andere Weiſe mit Deutſch⸗ 
land völkerrechtlich verbunden wer⸗ 
den. 

8) Wenn deutſche Landesteile abge- 
treten oder gegen nichtdeutſche ver- 
tauſcht, oder wenn dem Reiche 
ſonſt neue Gebiete einverleibt wer⸗ 
den ſollen. 


Ati er 


8 23 
Der Reichstag verfammelt fich jedes 
Jahr zu der vom Reichsoberhaupte bei 
der Einberufung angegebenen Zeit. 


Außerdem kann der Reichstag zu 


außerordentlichen Sitzungen jederzeit 
vom Reichs oberhaupte einberufen wer⸗ 
den. 
8 24 
Nur das Volkshaus kann durch das 
Reichs oberhaupt aufgelöſt werden. 


8 25 
Die Auflöſung des Volkshauſes hat 
die gleichzeitige Vertagung des Staa⸗ 
tenhauſes bis zur Wiederberufung des 
Reichstages zur Folge. 


Artikel VI 


8 26 
Der Präſident und die Vizepräſi⸗ 
denten beider Häuſer werden von jedem 
Hauſe für ſich erwählt, und zwar für die 
Dauer einer ganzen Sitzungsperiode. 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 44 
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Orte oder Gebietsteile von der 
Zollinie ausgeſchloſſen werden fol- 
len. 

8) Wenn deutſche Landesteile abge⸗ 
treten, oder wenn dem Reiche neue 
Gebiete einverleibt oder auf andere 
Weiſe mit demſelben verbunden 
werden ſollen. 


Artikel VI 


8 20 

Der Reichstag verſammelt ſich jedes 
Jahr am Sitze der Reichsregierung. Die 
Zeit der Zuſammenkunft wird vom 
Reichs oberhaupte bei der Einberufung 
angegeben, inſofern nicht ein Reichs- 
geſetz dieſelbe feſtſetzt. 

Außerdem kann der Reichstag zu 
außerordentlichen Sitzungen jederzeit 
vom Reichsoberhaupt einberufen wer⸗ 
den. 

821 

Nur das Volkshaus kann durch das 
Reichs oberhaupt aufgelöſt werden. 

In dem Falle der Auflöſung iſt der 
Reichstag binnen 3 Monaten wieder 
einzuberufen. 

822 

Die Auflöſung des Volkshauſes hat 
die gleichzeitige Vertagung des Staa: 
tenhauſes bis zur Wiederberufung des 
Reichstages zur Folge. 

Die Sitzungsperioden beider Häuſer 
ſind dieſelben. 

8 23 

Die Reichsregierung beſtimmt das 
Ende der Sitzungsperiode des Reichs— 
tags. 


Artikel VI 


8 24 
Jedes der beiden Häuſer wählt ſeinen 
Präſidenten und die Vizepräſidenten 
für ſich, und zwar für die Dauer einer 
ganzen Sitzungsperiode. 
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8 27 


Die Sitzungen beider Häuſer find 
öffentlich. 


8 28 


Jedes Haus prüft die Vollmachten 
ſeiner Mitglieder. 


8 29 

Jedes Haus hat das Recht, ſich ſeine 
Geſchäftsordnung ſelbſt zu geben, mit 
Ausnahme derjenigen Punkte, welche 
die geſchäftlichen Beziehungen beider 
Häuſer zueinander treffen. Dieſe wer⸗ 
den durch Abereinkunft beider Häuſer 
geordnet. 
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825 


Die Sitzungen beider Häuſer find 
öffentlich. Die Geſchäftsordnung eines 
jeden Hauſes beſtimmt, unter welchen 
Bedingungen vertrauliche Sitzungen. 
ſtattfinden können. 


8 26 
Jedes Haus prüft die Vollmachten 


ſeiner Mitglieder und entſcheidet über 
ihre Zulaſſung. 


8 27 


Jedes Mitglied leiſtet bei feinem Ein⸗ 
tritt den Eid: „Ich ſchwöre, die deutſche 
Reichsverfaſſung getreulich zu beobach⸗ 
ten und aufrecht zu erhalten“. 


S 28 


Jedes Haus hat das Recht, feine 
Mitglieder wegen unwürdigen Verhal⸗ 
tens im Hauſe zu beſtrafen und äußerſten 
Falls auszuſchließen. Das Nähere be⸗ 
ſtimmt die Geſchäftsordnung jedes Hau⸗ 
ſes; eine Ausſchließung kann nur dann 
ausgeſprochen werden, wenn die Hälfte 
ſämtlicher Mitglieder an der Abſtim⸗ 
mung teil nimmt, und eine Mehrheit 
von zwei Dritteln der Stimmen ſich da⸗ 
für entſcheidet. 


8 29 


Weder Aberbringer von Bittſchrif⸗ 
ten noch überhaupt Deputationen ſollen 
in den Häuſern zugelaſſen werden. 


8 30 
Jedes Haus hat das Recht, ſich ſeine 


Geſchäftsordnung ſelbſt zu geben, mit 


Ausnahme derjenigen Punkte, welche 
die geſchäftlichen Beziehungen beider 
Häuſer zueinander betreffen. Dieſe wer⸗ 
den durch Abereinkunft beider Häuſer 
geordnet. 
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Artikel VII 


8 30 


Ein Mitglied des Reichstages darf 
während der Dauer der Sitzungen ohne 
Zuſtimmung des Hauſes, zu welchem er 
gehört, weder verhaftet, noch in ſtraf— 
rechtliche Anterſuchung gezogen werden, 
mit alleiniger Aus nahme der Ergreifung 
auf friſcher Tat. 


831 


In dieſem letzteren Fall iſt dem be⸗ 
treffenden Hauſe von der angeordneten 
Maßregel ſofort Kenntnis zu geben, 
und es Steht demſelben zu, die Auf⸗ 
hebung der Haft oder Anterſuchung bis 
zum Schluß der Sitzung zu verfügen. 


832 


Dieſelbe Befugnis ſteht jedem Hauſe 
in betreff einer Verhaftung oder Unter- 
ſuchung zu, welche über ein Mitglied 
desſelben zur Zeit ſeiner Wahl verhängt 
geweſen oder nach dieſer bis zur Eröff- 
nung der Sitzung verhängt worden iſt. 


8 33 


Kein Mitglied des Reichstages darf 
zu irgend einer Zeit wegen ſeiner Ab⸗ 
ſtimmung oder wegen der in Ausübung 
feines Berufes getanen Äußerungen ge⸗ 
richtlich verfolgt oder ſonſt außerhalb 
der Verſammlung zur Verantwortung 
gezogen werden. 


Artikel VIII 


8 34 
Die Reichsminifter haben das Recht, 
den Verhandlungen beider Häuſer des 
Reichstags beizuwohnen und von den- 
ſelben angehört zu werden. 
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Artikel VII 


831 


Ein Mitglied des Reichstages darf 
während der Dauer der Sitzungsperiode 
ohne Zuſtimmung des Hauſes, zu wel⸗ 
chem er gehört, wegen ſtrafrechtlicher 
Anſchuldigungen weder verhaftet, noch 
in ſtrafrechtliche Anterſuchung gezogen 
werden, mit alleiniger Ausnahme der 
Ergreifung auf friſcher Tat. 


832 


In dieſem letzteren Fall iſt dem be⸗ 
treffenden Hauſe von der angeordneten 
Maßregel ſofort Kenntnis zu geben, 
und es ſteht demſelben zu, die Auf⸗ 
hebung der Haft oder Anterſuchung bis 
zum Schluß der Sitzungsperiode zu ver⸗ 
fügen. 


8 33 


Dieſelbe Befugnis ſteht jedem Haufe 
in betreff einer Verhaftung oder Unter- 
ſuchung zu, welche über ein Mitglied 
desſelben zur Zeit ſeiner Wahl verhängt 
geweſen, oder nach dieſer bis zur Eröff— 
nung der Sitzungen verhängt worden iſt. 


8 34 


Kein Mitglied des Reichstages darf 
zu irgendeiner Zeit wegen ſeiner Ab— 
ſtimmung oder wegen der in Ausübung 
ſeines Berufes getanen Außerungen ge⸗ 
richtlich verfolgt oder ſonſt außerhalb der 
Verſammlung zur Verantwortung ge— 
zogen werden. 


Artikel VIII 


8:35 
Die Reichsminifter haben das Recht, 
den Verhandlungen beider Häuſer des 
Reichstages beizuwohnen, und von dem⸗ 
ſelben angehört zu werden. 
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S 35 
Die Reichsminiſter haben die Ver⸗ 
pflichtung, auf Verlangen jedes der 
Häuſer des Reichstags in demſelben 
zu erſcheinen und Auskunft zu erteilen. 


8 36 
Die Reichsminiſter haben das Stimm⸗ 
recht auf dem Reichstage nur dann, 
wenn ſie Mitglieder eines der Häuſer 
ſind, und allein in dem Hauſe, in welchem 
ſie ſitzen. 


c. Zuſatz zu § 19 des Entwurfs 
über den Reichstag! 


Das Budget für die ordentlichen und 
außerordentlichen Ausgaben und Ein⸗ 
nahmen, die Nachweiſungen über die 
Anwendung der Reichsgelder, endlich 
die Vorlagen wegen Anleihen und an⸗ 
deren, die Finanzen unmittelbar be⸗ 
treffenden Gegenſtände gelangen zuerſt 
an das Volkshaus. 


5 Gedruckt am Schluß des Entwurfs 
über Reichsoberhaupt und Reichsrat, 
Anlage 5b. Vgl. oben S. 272 ff. 338. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


S 36 
Die Reichsminiſter haben die Ver⸗ 
pflichtung, auf Verlangen jedes der 
Häuſer des Reichstages in demſelben 
zu erſcheinen und Auskunft zu erteilen. 


8 
Die Reichsminiſter können nicht Mit⸗ 
glieder des Staatenhauſes ſein. 


8 38 
Wenn ein Mitglied des Volkshauſes 
im Reichsdienft ein Amt oder eine Be⸗ 
förderung annimmt, ſo muß es ſich einer 
neuen Wahl unterwerfen; es behält 
jedenfalls ſeinen Sitz im Hauſe, bis die 
neue Wahl ſtattgefunden hat. 


d. 8 19 a2. 


Bei Feſtſtellung des NReichshaushal⸗ 
tes treten folgende Beſtimmungen ein: 
1. Alle — die Finanzen betreffende 
Vorlagen der Reichsregierung ge- 
langen zunächſt an das Volkshaus. 

2. Bewilligungen von Ausgaben dür⸗ 
fen nur auf Antrag der Reichsre⸗ 
gierung und bis zum Belauf dieſes 
Antrages erfolgen. 

3. Die Dauer der Finanzperiode iſt 
ein Jahr. 

4. Das Budget über die regelmäßi⸗ 
gen Ausgaben des Reichs und 
über den Neſervefonds ſowie über 
die für beides erforderlichen 
Deckungsmittel wird auf dem erſten 
Reichstag durch Reichstagsbe⸗ 
ſchlüſſe feſtgeſtellt. Eine Erhöhung 
dieſes Budgets auf ſpäteren 
Reichstagen erfordert gleichfalls 
einen Reichstagsbeſchluß. 


2 Vgl. oben S. 338 ff. 


Anlage 2a. b. c. d: Reichstag 603 


Das von dem Volkshauſe genehmigte 
Budget wird in dem Staatenhauſe nur 
im ganzen zur Abſtimmung gebracht. 


5. Dieſes ordentliche Budget wird 


auf jedem Reichstag zuerſt dem 
Volkshaus vorgelegt, und von die⸗ 
ſem in ſeinen einzelnen Anſätzen 
und nach den Erläuterungen und 
Belegen, welche die Reichsregie⸗ 
rung vorzulegen hat, geprüft und 
bewilligt. 


Nach erfolgter Prüfung und Be⸗ 


willigung durch das Volkshaus 
wird das Budget an das Staaten⸗ 
haus abgegeben. Dieſem ſteht, 
innerhalb des Geſamtbetrages des 
ordentlichen Budgets, ſowie der- 
ſelbe auf dem erſten Reichstage 
oder durch ſpätere Reichstagsbe⸗ 
ſchlüſſe feſtgeſtellt iſt, nur das Recht 
zu, Erinnerungen und Ausſtel⸗ 
lungen zu machen, über welche das 
Volkshaus endgültig beſchließt. 


Alle außerordentlichen Ausgaben 


und deren Deckungsmittel bedür⸗ 
fen gleich der Erhöhung des or— 
dentlichen Budgets eines Reichs⸗ 
tags beſchluſſes. 


Die Nachweiſung über die Ver⸗ 


wendung der Reichsgelder wird 
dem Reichstage und zwar zuerſt 
dem Volks hauſe zur Prüfung und 
zum Abſchluß vorgelegt. 


[Anlage 3] 


Entwurf zur Vorlage für die zweite Leſung der Grundrechte 
des deutſchen Volkes! 


Indem der Verfaſſungsausſchuß die Teile der Grundrechte des deutſchen Volkes, 
worüber die hohe Verſammlung beraten und abgeſtimmt hat, unter Anſchluß des 
Einführungsgeſetzes, zur zweiten Leſung einbringt: verſteht er dieſe nicht ſo, als 
ſolle die ganze Verhandlung noch einmal nach allen Seiten durchgemacht und dazu 
von dem Ausſchuſſe der Stoff vorgelegt werden. Er hat es nur für ſeine Aufgabe 
halten zu dürfen geglaubt, die gefaßten Beſchlüſſe zufammenzuftellen, die Re⸗ 
daktion, wo nötig, zu verbeſſern, und ſachlich diejenigen Bedenken oder Anträge 
vorzubringen, welche ſich ihm bei derartiger Reviſion darboten. Im übrigen hat 
er geglaubt, es den Verfechtern abweichender Anſichten, wenn ſie auch ſchon bei 
der erſten Beratung zur Sprache gekommen ſein mögen, ſelbſt überlaſſen zu müſſen, 
dieſe zu wiederholen oder einzubringen, falls ſie nicht darauf verzichten zu dürfen 
glauben. 

Die Form der Verkündigung wird die ſein müſſen, daß dem Einführungsgeſetze 
der Text der Grundrechte nachfolge. 


la.] Zuſammenſtellung [b.] Modifizierte Faſſung 
in Gemäßheit und in der Reihenfolge 
der bisherigen Abſtimmung Aber 
I. Reichs⸗ und Staatsgenoſſen⸗ 
ſchaft, 8 1—7. 
II. Gleichheit vor dem Geſetz, 8 8. 
III. Anverletzlichkeit der Perſon 
durch direkte und indirekte An⸗ 
griffe, 8 9— 12. 
IV. Preßfreiheit, § 13. 
V. Glaubens- und Gewiſſensfrei⸗ 
heit, 8 14— 20. 
VI. Anterricht und Erziehung, 
821-27. 
VII. Vereinigungsfreiheit, 8 28,29. 
VIII. 85 und Gutsbeſitz, § 30 
IX% Be Rechtsſchutz, 8 40 


Vgl. oben S. 189ff. 


Anlage 3: Zweite Lefung der Grundrechte 


Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Artikel I 


81 

Jeder Deutſche hat das deutſche 
Reichs bürgerrecht. Die ihm kraft deſſen 
zuſtehenden Rechte kann er in jedem 
deutſchen Lande ausüben. Aber das 
Recht, zur deutſchen Neichsverfamm- 
lung zu wählen, verfügt das Reichs⸗ 
wahlgeſetz. 


695 
(Modifizierte Faſſung) 


Artikel I 


Sl 
Das deutſche Volk beſteht aus den 
Angehörigen der Staaten, welche das 
deutſche Reich bilden. 
(Vergleiche die Note zu 8 2.) 


82 

Jeder Deutſche hat das deutſche 
Reichsbürgerrecht. Die ihm kraft deſſen 
zuſtehenden Rechte kann er in jedem 
deutſchen Lande ausüben. Aber das 
Recht, zur deutſchen Reichsverſamm⸗ 
lung zu wählen, verfügt das Reichs— 
wahlgeſetz. 

Da die Eigenſchaft, Deutſcher zu 
fein, wodurch das Reichs bürgerrecht be⸗ 
dingt iſt, nicht durch die Nationalität 
als Stammesverwandtſchaft ſich be— 
ſtimmt, ſo kann ſie nur entweder dadurch 
begründet werden, daß jemand der 
Reichsgewalt, oder dadurch, daß er der 
Staatsgewalt eines einzelnen deutſchen 
Staates, vermöge bleibenden Aufent⸗ 
halts bloß. innerhalb des Reichs- oder 
eines beſtimmten Staatsgebietes, unter⸗ 
worfen iſt, in dieſem Sinne dem Reiche 
oder einem Staate im Reiche ange⸗ 
hört. Mit dem erſten wäre für den 
Bundesſtaat die Möglichkeit eines va⸗ 
gabundierenden Deutſchen gegeben, 
welcher dadurch den Staatslaſten ſich 
entziehen könnte, der Reichsbürgerrechte 
unbeſchadet: eine Stellung, die in einem 
Einheitsſtaate in dieſer Art nicht denk⸗ 
bar wäre. Ein ſolches Verhältnis kann 
nicht wohl anerkannt werden; es wird 
jeder einem beſtimmten Staate ange- 
hören müſſen. Da nun die vorliegenden 
Grundrechte für ſich ausgegeben werden 
ſollen: ſo hat in dieſer Art die Eigen⸗ 
ſchaft des Deutſchen hier erklärt werden 
müſſen; zumal in dem Abſchnitte über 
das Reich ſich eine Beſtimmung der 
Art, wie ſie bei der erſten Beratung 
angekündigt worden, nicht hat anbringen 
laſſen. Daher ſchlägt der Ausſchuß vor, 
den jetzigen §1 dem früheren 8 1 vor⸗ 
herzuſchicken. 
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(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und inder 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


8:2 

Jeder Deutſche hat das Recht, an 
jedem Orte des Reichsgebietes ſeinen 
Aufenthalt und Wohnſitz zu nehmen, 
Liegenſchaften jeder Art zu erwerben 
und darüber zu verfügen, jeden Nah⸗ 
rungszweig zu betreiben, das Gemeinde⸗ 
bürgerrecht zu gewinnen. 

Die Bedingungen für den Aufenthalt 
und Wohnſitz werden durch ein Heimats⸗ 
geſetz, jene für den Gewerbebetrieb durch 
eine Gewerbeordnung für ganz Deutfch- 
land von der Reichsgewalt feſtgeſetzt. 


Bis zur Erlaſſung der betreffenden 
Reichsgeſetze ſteht die Ausübung der 
gedachten Rechte jedem Deutſchen in 
jedem Einzelſtaate Deutſchlands unter 
denſelben Bedingungen wie den An⸗ 
gehörigen dieſes Staates zu. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


(Modifizierte Faſſung) 


SER, 

Jeder Deutſche hat das Recht, an 
jedem Orte des Reichsgebietes feinen 
Aufenthalt und Wohnſitz zu nehmen, 
Liegenſchaften jeder Art zu erwerben 
und darüber zu verfügen, jeden Nah⸗ 
rungszweig zu betreiben, das Gemeinde- 
bürgerrecht zu gewinnen. 

Die Bedingungen für den Aufenthalt 
und Wohnſitz werden durch ein Heimats⸗ 
geſetz, jene für den Gewerbebetrieb durch 
eine Gewerbeordnung für ganz Deutfch- 
land von der Reichsgewalt feſtgeſetzt. 


Bis zur Erlaſſung der betreffenden 
Reichsgefege ſteht die Ausübung der 
gedachten Rechte jedem Deutſchen in 
jedem Einzelſtaate Deutſchlands unter 
denſelben Bedingungen wie den Ange— 
hörigen dieſes Staates zu: 


inſoweit nicht in dem Staate, deſſen 
Angehöriger dieſe Ausübung an- 
derswo beanſprucht, dieſelbe an er⸗ 
ſchwerende Bedingungen geknüpft 
iſt, welchenfalls er dieſe auch an⸗ 
derswo ſich gefallen laſſen muß. 


Da die in Ausſicht geſtellten Entwürfe 
eines Heimatsgeſetzes und einer Ge⸗ 
werbeordnung bis jetzt nicht eingebracht 
ſind: ſo tritt bei dem Abſatz 3 dieſes 
Paragraphen die Möglichkeit neu in 
den Vordergrund, daß die Einſaſſen 
eines Staates, welcher in den betref⸗ 
fenden Beziehungen beſchwerende Be⸗ 
dingungen auflegt, einen andern, wel⸗ 
cher dem Prinzipe größerer Freiheit 
huldigt, überfluten, und ſo die Gleichheit 
des Reichsbürgerrechts einſeitig wird. 
Es wird alſo bis zum Erſcheinen der 
ausgleichenden Geſetze zum Zweck der 
Gleichſtellung die Retorſion anzuer⸗ 
kennen ſein, wie es im Zuſatze beantragt 
wird. 


Anlage 3a. b: Zweite Leſung der Grundrechte 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Kein deutſcher Staat darf zwiſchen 
ſeinen Angehörigen und den Angehöri— 
gen eines andern deutſchen Staates 
einen Anterſchied bezüglich des bürger- 
lichen, peinlichen und Prozeßrechts ma- 
chen, wodurch die letzteren als Auslän⸗ 
der zurückgeſetzt werden. 


83 

Die Aufnahme in das Staatsbürger⸗ 
tum eines deutſchen Staates darf an 
keine anderen Bedingungen geknüpft 
werden, als welche ſich auf die Anbeſchol⸗ 
tenheit und den genügenden Anterhalt 
des Aufzunehmenden für ſich und ſeine 
Familie beziehen. 


S 4 
Die Strafe des bürgerlichen Todes 
ſoll nicht ſtattfinden, und da, wo ſie 
bereits ausgeſprochen iſt, in ihren Wir⸗ 
kungen aufhören, inſoweit erworbene 
Privatrechte hierdurch nicht verletzt 
werden. 


85 
Die Auswanderungsfreiheit iſt von 
Staats wegen nicht beſchränkt; Abzugs⸗ 
gelder dürfen nicht erhoben werden. 
Die Auswanderungsangelegenheit 
ſteht unter dem Schutze und der Für⸗ 
ſorge des Reichs. 


Artikel II 


8 6 
Alle Deutſchen ſind gleich vor dem 
Geſetz. Mr 
Standesprivilegien finden nicht ſtatt. 
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(Modifizierte Faſſung) 


84 

Kein deutſcher Staat darf zwiſchen 
feinen Angehörigen und den Angehöri— 
gen eines andern deutſchen Staates 
einen Unterfchied bezüglich des bürger- 
lichen, peinlichen und Prozeßrechts ma⸗ 
chen, wodurch die letzteren als Auslän- 
der zurückgeſetzt werden. 


8 
Die Aufnahme in das Staats bürger⸗ 
tum eines deutſchen Staates darf 
für Deutſche 
an keine anderen Bedingungen geknüpft 
werden, als welche ſich auf die Anbe⸗ 
ſcholtenheit und den genügenden Anter⸗ 
halt des Aufzunehmenden für ſich und 
ſeine Familie beziehen. 


Der Zuſatz „für Deutſche“ iſt bei der 
erſten Verhandlung aus Verſehen weg⸗ 
geblieben: da nicht daran gedacht wurde 
und kein Grund vorliegt, für Ausländer 
Gleiches zu beſtimmen. 


86 
Die Strafe des bürgerlichen Todes 
ſoll nicht ſtattfinden, und da, wo ſie 
bereits ausgeſprochen iſt, in ihren Wir- 
kungen aufhören, inſoweit erworbene 
Privatrechte hierdurch nicht verletzt 


werden. 


87 
Die Auswanderungsfreiheit iſt von 
Staats wegen nicht beſchränkt; Abzugs⸗ 
gelder dürfen nicht erhoben werden. 
Die Auswanderungsangelegenheit 
ſteht unter dem Schutze und der Für⸗ 
ſorge des Reichs. 


Artikel II 


88 
Alle Deutſche ſind vor dem Geſetze 
gleich. 
Standesprivilegien finden nicht ſtatt. 


698 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und inder 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Alle Titel, inſoweit ſie nicht mit einem 
Amte verbunden ſind, ſind aufgehoben 
und dürfen nie wieder eingeführt werden. 


Die öffentlichen Amter find für alle 
Befähigten gleich zugänglich. 

Das Waffenrecht und die Wehr— 
pflicht iſt für alle gleich; Stellvertretung 
bei letzterer findet nicht ſtatt. 


87 
Die Freiheit der Perſon iſt unver- 
letzlich. 
Niemand darf ſeinem geſetzlichen 
Richter entzogen werden. 
Ausnahmsgerichte ſollen nie ſtatt⸗ 
finden. 


(Vergleiche Note zu 8 41.) 


(Modifizierte Faſſung) 


Alle Titel, inſoweit ſie nicht mit einem 


Amte verbunden ſind, ſind aufgehoben 
und dürfen nie wieder eingeführt werden. 


Der Ausſchuß gibt noch einmal zu er⸗ 
wägen, ob dieſer Satz beizubehalten ſei. 

Ein Standesunterſchied wird durch 
die Titel nicht begründet: irgend eine 
Rechtsbeeinträchtigung anderer liegt 
darin nicht. Wenn Abertreibung das 
Titelweſen lächerlich macht, ſo iſt da⸗ 
durch ein gänzliches Verbot noch nicht 
motiviert. Und wenn ein Redner den 
Gegenſtand andern gegenüber mit Recht 
„unendlich unbedeutend“ nannte und den 
Beifall des Hauſes fand; ſollte es nicht 
bedenklich ſein, einen ſo unendlich un⸗ 


bedeutenden Gegenſtand unter den 


Grundrechtendes deutſchen Volks 
aufzuführen? — Wir beantragen den 
Strich dieſes Abſatzes. 


Die öffentlichen Amter find für alle 


Befähigten gleich zugänglich. 


Die Wehrpflicht iſt für alle gleich; 


Stellvertretung bei derſelben findet nicht 
ſtatt. 


Wir ſind noch jetzt der Meinung, daß 
das Waffenrecht, das Recht, bewaffnet 
zu ſein, nicht unbedingt jedem zuge⸗ 
ſprochen werden könne, ohne die allge- 
meine Sicherheit zu gefährden, und be⸗ 
antragen daher, daß dieſes Rechts hier 
nicht ausdrücklich erwähnt, ſondern der 
Satz auf die Wehrpflicht beſchränkt 
werde. 


Artikel III 


8 9 
Die Freiheit der Perſon iſt unver⸗ 


letzlich. 


Anlage 3a. b: Zweite Leſung der Grundrechte 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Die Verhaftung einer Perſon ſoll, 
außer im Falle der Ergreifung auf fri- 
ſcher Tat, nur geſchehen in Kraft eines 
richterlichen, mit Gründen verſehenen 
Befehls. Dieſer Befehl muß im Augen⸗ 
blicke der Verhaftung oder ſpäteſtens 
innerhalb der nächſten vierundzwanzig 
Stunden dem Verhafteten zugeſtellt 
werden. 

Die Polizeibehörde muß jeden, den 
ſie in Verwahrung genommen hat, im 
Laufe des folgenden Tages entweder 
freilaſſen oder der richterlichen Behörde 
übergeben. 

Jeder Angeſchuldigte ſoll gegen Stel- 
lung einer vom Gericht zu beſtimmenden 
Kaution oder Bürgſchaft der Haft ent⸗ 
laſſen werden, ſofern nicht dringende An⸗ 
zeigen eines ſchweren peinlichen Ver— 
brechens gegen denſelben vorliegen. 

Wegen unbefugt verfügter und wider- 
rechtlich verlängerter Gefangenſchaft 
haften die daran Schuldtragenden und 
nötigenfalls der Staat dem Gefangenen 
für Entſchädigung und Genugtuung. 


Die Todesſtrafe, ausgenommen wo 
das Kriegsrecht ſie vorſchreibt, ſowie 
die Strafen des Prangers, der Brand— 
markung und der körperlichen Züchti- 
gung ſind abgeſchafft. 


88 | 

Die Wohnung iſt unverletzlich. 

Eine Hausſuchung darf, außer im 
Falle der Verfolgung eines Verbrechers 
auf friſcher Tat, nur auf Grund eines 
richterlichen Befehls vorgenommen wer- 
den, und muß, wenn tunlich, mit Zu⸗ 
ziehung von Hausgenoſſen erfolgen. Der 
Befehl muß ſofort oder ſpäteſtens inner⸗ 


699 
(Modifizierte Faſſung) 


Die Verhaftung einer Perſon ſoll 
außer im Falle der Ergreifung auf fri- 
ſcher Tat, nur geſchehen in Kraft eines 
richterlichen, mit Gründen verſehenen 
Befehls. Dieſer Befehl muß im Augen⸗ 
blicke der Verhaftung oder ſpäteſtens 
innerhalb der nächſten vierundzwanzig 
Stunden dem Verhafteten zugeſtellt 
werden. 

Die Polizeibehörde muß jeden, den 
ſie in Verwahrung genommen hat, im 
Laufe des folgenden Tages entweder 
freilaſſen oder der richterlichen Behörde 
übergeben. 

Jeder Angeſchuldigte ſoll gegen Stel⸗ 
lung einer vom Gericht zu beſtimmenden 
Kaution oder Bürgſchaft der Haft ent⸗ 
laſſen werden, ſofern nicht dringende An⸗ 
zeigen eines ſchweren peinlichen Ver— 
brechens gegen denſelben vorliegen. 

Wegen unbefugt verfügter und wider⸗ 
rechtlich verlängerter Gefangenſchaft 
haften die daran Schuldtragenden und 
nötigenfalls der Staat dem Gefangenen 
für Entſchädigung und Genugtuung. 


§ 10 
Die Todesſtrafe, ausgenommen wo 
das Kriegsrecht ſie vorſchreibt, ſowie 
die Strafen des Prangers, der Brand— 
markung und der körperlichen Züchti— 
gung ſind abgeſchafft. 

Wir beharren bei der Anſicht, daß 
dieſe Beſtimmung nicht in die Grund- 
rechte aufzunehmen, ſondern dem Straf⸗ 
geſetzbuche zu überlaſſen ſei. 


8 11 

Die Wohnung iſt unverletzlich. 

Eine Hausſuchung darf außer im 
Falle der Verfolgung eines Verbrechers 
auf friſcher Tat nur auf Grund eines 
richterlichen 

mit Gründen verſehenen 
Befehls vorgenommen werden, und muß, 
wenn es tunlich, mit Zuziehung von 
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(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und inder 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


halb der nächſten vierundzwanzig Stun⸗ 
den dem Beteiligten vorgewieſen werden. 


89 
Das Briefgeheimnis iſt gewährleiſtet. 


Die Beſchlagnahme von Briefen und 
Papieren darf nur auf Grund eines 
richterlichen Befehls vorgenommen 
werden. 


8 10 


Jeder Deutſche hat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Druck und bildliche Dar⸗ 
ſtellung ſeine Meinung frei zu äußern. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


(Modifizierte Faſſung) 


Hausgenoſſen erfolgen. Der Befehl muß 
ſofort oder ſpäteſtens innerhalb der 


nächſten vierundzwanzig Stunden dem 


Beteiligten vorgewieſen werden. 


8 12 
Das Briefgeheimnis iſt gewährleiſtet. 


Deutlicher würde das hier allein Ge⸗ 
meinte durch das Wort „Poſtgeheim⸗ 
nis“ oder „Poſt⸗Briefgeheimnis“ oder 
„Geheimnis der der Poſt anvertrauten 
Briefe“ ausgedrückt werden. Denn der 
Gedanke iſt nur der: die Poſtbeamten 
ſollen nicht polizeilich dazu mißbraucht 
werden, die ihnen anvertrauten Briefe 
zu entſiegeln und Kenntnis von ihrem 
Inhalt zu nehmen. So gefaßt läßt der 
Satz auch gar keine Ausnahme zu. Denn 
daß andere Staatsbehörden, z. B. be⸗ 
hufs ſtrafgerichtlicher Unterfuchungen, 
auch Briefe, welche der Poſt anver⸗ 
traut ſind, mit Beſchlag belegen, ſteht 
unter einem ganz anderen Geſichts⸗ 
punkte, worauf ſich der nun folgende 
Satz bezieht. 


Die Beſchlagnahme von Briefen 
und Papieren darf nur in Kraft eines 
richterlichen (mit Gründen verſehenen) 
Befehls vorgenommen werden. 


Artikel IV 


8 13 


Jeder Deutſche hat das Recht, durch 
Wort, Schrift und Druck ſeine Meinung 
frei zu äußern. 


Die „bildliche Darſtellung“ ſcheint 
uns in dieſen Zuſammenhang nicht zu 
paſſen, wo es ſich um die Freiheit der 
Meinungsäußerung handelt, wie denn 
auch der Ausdruck „Prefßfreiheit“, 
„Preßvergehen“ nur ſehr uneigentlich 
darauf bezogen werden könnte. Wir be⸗ 
antragen daher den Strich dieſer Worte. 


Anlage 3a. b: Zweite Leſung der Grundrechte 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheitund in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Die Preßfreiheit darf unter keinen 
Amſtänden und in keiner Weiſe, nament⸗ 
lich weder durch Zenſur, noch durch Ron- 
zeſſionen, Sicherheitsbeſtellungen oder 
durch Staatsauflagen, noch durch Be— 
ſchränkungen der Druckereien oder des 
Buchhandels, noch durch Poſtverbote 
oder andere Hemmungen des freien Ver⸗ 
kehrs beſchränkt, ſuspendiert oder auf- 
gehoben werden. 


Aber Preßvergehen wird durch 
Schwurgerichte nach einem zu erlaſſen⸗ 
den Reichsgeſetze geurteilt. 


Artikel III 


8 11 

Jeder Deutſche hat volle Glaubens⸗ 
und Gewiſſensfreiheit. 

Niemand iſt verpflichtet, ſeine reli⸗ 
giöſe Aberzeugung zu offenbaren oder 
ſich irgendeiner religiöſen Genoſſenſchaft 
anzuſchließen. 


8 12 

Jeder Deutſche iſt unbeſchränkt in der 
gemeinſamen häuslichen und öffentlichen 

bung feiner Religion. 

Verbrechen und Vergehen, welche 
bei Ausübung dieſer Freiheit begangen 
werden, ſind nach dem Geſetze zu be— 
ſtrafen. 

8 13 

Durch das religiöſe Bekenntnis wird 
der Genuß der bürgerlichen und ſtaats— 
bürgerlichen Rechte weder bedingt noch 
beſchränkt. Den ſtaats bürgerlichen Pflich⸗ 
ten darf dasſelbe keinen Abbruch tun. 
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(Modifizierte Faſſung) 


Die Preßfreiheit darf unter keinen 

Amſtänden und in keiner Weiſe 
durch vorbeugende Maßregeln 

namentlich Zenſur, Konzeſſionen, Si⸗ 
cherheitsbeſtellungen, Staatsauflagen, 
Beſchränkungen der Druckereien oder 
des Buchhandels, Poſtverbote oder 
andere Hemmungen des freien Verkehrs 
beſchränkt, ſuspendiert oder aufgehoben 
werden. 


Nur an vorbeugende Maßregeln wird 
überall bei der Preßfreiheit gedacht: 
wir haben den Ausdruck daher beifügen 
zu müſſen geglaubt, wogegen denn die 
Wörter „weder durch“ und die entſpre⸗ 
chenden unbeſchadet des Sinnes aus⸗ 
fallen können. 


Aber Preßvergehen wird durch 
Schwurgerichte nach einem zu erlaſſen⸗ 
den Reichsgeſetze geurteilt. 


Artikel V 


8 14 

Jeder Deutſche hat volle Glaubens⸗ 
und Gewiſſensfreit. 

Niemand iſt verpflichtet, ſeine reli⸗ 
giöſe Überzeugung zu offenbaren oder 
ſich irgendeiner religiöſen Genoſſenſchaft 
anzuſchließen. 


§ 15 

Jeder Deutſche iſt unbeſchränkt in der 
gemeinſamen häuslichen und öffentlichen 
Abung ſeiner Religion. 

Verbrechen und Vergehen, welche 
bei Ausübung dieſer Freiheit begangen 
werden, find nach dem Geſetze zu be⸗ 
ſtrafen. 

8 16 

Durch das religiöſe Bekenntnis wird 
der Genuß der bürgerlichen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte weder bedingt noch 
beſchränkt. Den ſtaats bürgerlichen Pflich- 
ten darf dasſelbe keinen Abbruch tun. 
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(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und inder 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


8 14 ; 
Jede Religionsgeſellſchaft (Kirche) 
ordnet und verwaltet ihre Angelegen⸗ 
heiten ſelbſtändig, bleibt aber, wie jede 
andere Geſellſchaft im Staate, den 
Staatsgeſetzen unterworfen. 


Keine Religionsgeſellſchaft genießt 
vor andern Vorrechte durch den Staat; 
es beſteht fernerhin keine Staatskirche. 


(Modifizierte Faſſung) 


8 17 
Jede Religionsgeſellſchaft (Kirche) 


ordnet und verwaltet ihre Angelegen⸗ 
heiten ſelbſtändig (bleibt aber den all⸗ 
gemeinen Staatsgeſetzen unterworfen). 


Der zweite Teil des nebenſtehenden 
Satzes hat vielſeitig Anlaß zur Beun⸗ 
ruhigung gegeben, als werde die Staats- 
geſetzgebung die Freiheit und ſelbſt den 
Beſtand einzelner Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten gefährden können durch beſondere 
gegen dieſelben gerichteten Beſtim⸗ 
mungen, da doch nur hat ausgeſprochen 
werden ſollen, daß auch die Kirchen ſich 
in ihren bürgerlichen Beziehungen den 
allgemeinen Staatsgeſetzen nicht ent⸗ 
ziehen dürfen. Auch hat das in dem Zu⸗ 
ſatze ſich ausſprechende Mißtrauen An⸗ 
ſtoß gegeben. Wir beantragen daher, ent⸗ 
weder den Zuſatz als ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſtehend wegzulaſſen, (gemäß dem Amen⸗ 
dement von Salzwedel) oder ihn, wie 
geſchehen, zu faſſen. 


(Keine Religionsgeſellſchaft genießt 


vor anderen Vorrechte durch den Staat); 
es beſteht fernerhin keine Staatskirche. 


Obgleich der Ausſchuß mit dem In⸗ 
halt dieſes Satzes einverſtanden iſt, in⸗ 
ſofern er für Geſellſchaften dasſelbe aus⸗ 
ſpricht, was durch § 16 (13) für die 
Individuen ausgeſprochen iſt: ſo muß 
er doch wiederholt zu erwägen geben, 
daß die erſte Hälfte des Abſatzes leicht 
Mißdeutungen unterliegen kann, indem 
der Ausdruck „Vorrechte“ auf alle 
Anterſchiede bezogen werden könnte, 
die ſich bei den Religionsgeſellſchaften 
wie bei anderen Geſellſchaften von ſelbſt 
aus den Umſtänden ergeben, nicht weil 
die eine dieſe, die andere eine andere 
Konfeſſion zu Grunde hat, ſondern 
weil die eine als Geſellſchaft aus- 
gedehnter als die andere, durch zufällige 
Verhältniſſe in eine beſondere äußere 
Lage gekommen iſt, vertraglich Beſon⸗ 
deres erworben hat u. dgl. Man könnte 
z. B. ein Vorrecht nennen wollen, wenn 
ausgedehnte, jahrhundertelang be— 
ſtehende Religionsgeſellſchaften Kor⸗ 


‚Anlage 3a. b: Zweite Lefung der Grundrechte 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und inder 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Neue Religionsgeſellſchaften dürfen 
fich bilden; einer Anerkennung ihres Be⸗ 
kenntniſſes durch den Staat bedarf es 
nicht. 


8 15 


Niemand ſoll zu einer kirchlichen 
Handlung oder Feierlichkeit gezwungen 
werden. Die Form des Eides ſoll eine 
für alle gleichmäßige, an kein beſtimmtes 
Religionsbekenntnis geknüpfte fein. 


8 16 

Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe iſt 
nur von der Vollziehung des Zivilaktes 
abhängig; die kirchliche Trauung kann 
nur nach der Vollziehung des Zivilaktes 
ſtatt finden. 

Die Religionsverſchiedenheit iſt kein 
bürgerliches Ehehindernis. 


Die Standesbücher werden von den 
bürgerlichen Behörden geführt. 


Artikel IV 


8 17 


Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt 
frei. 


703 
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porationsrechte haben, oder aus der 
Staatskaſſe für ihre Bedürfniſſe Bei⸗ 
hilfe genießen, dagegen in der Bildung 
begriffenen, noch aus wenig Mitglie⸗ 
dern beſtehenden, dieſelben noch nicht 
geworden ſind, obgleich doch auch andere 
Geſellſchaften rückſichtlich dieſer Punkte 
ſehr verſchieden geſtellt ſein können. Es 
wird daher ratſam ſein und wir bean⸗ 
tragen, die erſte Hälfte des Satzes fallen 
zu laſſen, da der darin ausgedrückte Ge⸗ 
danke durch die übrigen Sätze völlig 
geſichert iſt. 


Neue Religionsgeſellſchaften dürfen 
ſich bilden; einer Anerkennung ihres Be⸗ 
kenntniſſes durch den Staat bedarf es 
nicht. 


8 18 


Niemand ſoll zu einer kirchlichen 
Handlung oder Feierlichkeit gezwungen 
werden. Die Form des Eides ſoll eine 
für alle gleichmäßige, an kein beſtimmtes 
Religions bekenntnis geknüpfte fein. 


8 19 


Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe iſt 
nur von der Vollziehung des Zivilaktes 
abhängig; die kirchliche Trauung kann 
nur nach der Vollziehung des Zivilaktes 
ſtattfinden. f 

Die Religionsverſchiedenheit iſt kein 


bürgerliches Ehehindernis. 


8 20 
Die Standesbücher werden von den 


bürgerlichen Behörden geführt. 
Artikel VI 


8 21 
Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt 


frei. 
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(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


8 18 


Anterricht zu erteilen, ſowie Anter⸗ 
richts⸗ und Erziehungsanſtalten zu grün⸗ 
den, ſteht jedem Deutſchen frei, wenn er 
eine moraliſche und wiſſenſchaftliche 
reſp. techniſche Befähigung den betref- 
fenden Staatsbehörden nachgewieſen 
hat. 

Der deutſchen Jugend wird durch ge— 
nügende öffentliche Schulanſtalten das 
Recht auf allgemeine Menſchen⸗ und 
Bürgerbildung gewährleiſtet. 

Niemand darf die ſeiner Obhut an⸗ 
vertraute Jugend ohne den Grad von 
Anterricht laſſen, der für die unteren 
Volksſchulen vorgeſchrieben iſt. 

Das geſamte Anterrichts- und Er— 
ziehungsweſen ſteht unter der Ober: 
aufſicht des Staats und iſt der Beauf⸗ 
ſichtigung der Geiſtlichkeit als ſolcher 
enthoben. 

Die öffentlichen Lehrer haben die 
Rechte der Staatsdiener. Die Gemein⸗ 
den wählen aus den Geprüften die 
Lehrer der Volksſchulen. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


(Modifizierte Faſſung) 


8 
(Vierter Abſatz des nebenſtehenden § 18.) 


Das geſamte Anterrichts- und Er- 
ziehungsweſen ſteht unter der Oberauf⸗ 
ſicht des Staates und iſt, 

abgeſehen von Theologie und Reli- 
gionsunterricht, 

der Beaufſichtigung der Geiſtlichkeit als 
ſolcher enthoben. 

Der, unverkennbar nur aus Verſehen 
nicht ausdrücklich mitbeſchloſſene, Zuſatz 
rechtfertigt ſich von ſelbſt. Bei anerkann⸗ 
ter Freiheit des Glaubens und der Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften kann weder dem 
Staate als ſolchem die Aufſicht über 
Theologie und Religionslehre aus⸗ 
ſchließlich und allſeitig zugeſprochen, 
noch allgemein der Geiſtlichkeit als ſol⸗ 
cher abgeſprochen werden. 


8 3 
(Im nebenſtehenden § 18, Abſatz 1.) 
Unterricht zu erteilen, ſowie Anter⸗ 
richt8- und Erziehungsanſtalten zu grün⸗ 
den, ſteht jedem unbeſcholtenen Deut⸗ 
ſchen frei, wenn er ſeine wiſſenſchaftliche 
oder techniſche Befähigung der betref- 
fenden Staats behörde nachgewieſen hat. 
Der Nachweis der „moralifchen 
Befähigung“ wird nicht zu geben ſein, 
und die Forderung zu Schikanen führen. 
Wir ſchlagen vor, das Wort „mora⸗ 
liſche“ auszulaſſen, und ſtatt deſſen vor 
„Deutſchen“ das urſprünglich beantragte 
„unbeſcholtenen“ zu reſtituieren. 


8 24 
(Abſatz 2 im S 18.) 
Genügende öffentliche Schulanſtalten 
ſollen die allgemeine Menſchen⸗ und 
Bürgerbildung ſichern. 
Dieſe Faſſung ziehen wir als einfacher vor. 


Anlage 3 a. b: Zweite Leſung der Grundrechte 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


8 19 

Für den Anterricht in Volksſchulen 
und niederen Gewerbeſchulen wird kein 
Schulgeld bezahlt. 

Armenſchulen finden nicht ſtatt. 

Die Gemeinde beſoldet die Lehrer in 
angemeſſener Weiſe. Anvermögenden 
Gemeinden kommen dabei Staats- 
mittel zu Hilfe. 


Anbemittelten ſoll auf allen öffent⸗ 
lichen Anterrichtsanſtalten freier Anter⸗ 
richt gewährt werden. 

J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 45 
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(Abſatz 3 des S 18.) 

Eltern oder deren Stellvertreter dür⸗ 
fen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen 
nicht ohne den Grad von Anterricht 
laſſen, der für die unteren Volksſchulen 
vorgeſchrieben iſt. 

Der Ausdruck „ſeiner Obhut anver⸗ 
traute“ iſt unklar und ſchielend; er würde 
auch auf die Lehrer ſelbſt paſſen. Was 
gemeint iſt, wird einfacher ſo auszu⸗ 
drücken ſein, wie im Text beantragt. 
Die beiden letzten Sätze des neben⸗ 

ſtehenden § 18, 

(Die öffentlichen Lehrer haben die 
Rechte der Staatsdiener. 

Die Gemeinden wählen aus den Ge⸗ 
prüften die Lehrer der Volksſchulen.) 

die, wenn fie bleiben, den § 25 bilden 

würden, widerſprechen ſich zwar nicht 
geradezu, doch hat ihre Zuſammen⸗ 
ſtellung vielfach Anſtoß gegeben; und 
es iſt nicht mit Anrecht bemerkt worden, 
daß beide Sätze eine Gleichmäßigkeit 

durch alle Staaten verlangen, welche 
durch die Einheit und Wohlfahrt des 
Reichs nicht geboten erſcheine. Es ſpre⸗ 
chen ſich darüber aus verſchiedenen deut⸗ 
ſchen Landen eingegangene Petitionen 
in verſchiedenem Sinne aus. Wir ſtellen 
neuer Erwägungen anheim, ob es nicht 
paſſender ſei, den ganzen Paragraphen 
fallen zu laſſen. 


S 26 (25) 

Für den Unterricht in Volksschulen 
und niederen Gewerbeſchulen wird kein 
Schulgeld bezahlt. 

Armenſchulen finden nicht ſtatt. 

In Zuſammenhang mit dem zum 
vorigen Paragraphen Geſagten be— 
antragen wir, auch über den im dritten 
Abſatz des nebenſtehenden § 19 be⸗ 
rührten Punkt reichsgrundſetzlich nichts 
zu beſtimmen, alſo dieſen Satz fallen zu 
laſſen. 

Anbemittelten ſoll auf allen öffent⸗ 
lichen Anterrichtsanſtalten freier Anter⸗ 
richt gewährt werden. 
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(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und inder 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


820 
Es ſteht einem jeden frei, ſeinen Beruf 
zu wählen und ſich für denſelben auszu⸗ 
bilden, wie und wo er will. 


(Artikel Wiſt ausgefallen.) 


Artikel VI 


823 
Die Deutſchen haben das Recht, ſich 
friedlich und ohne Waffen zu verſam⸗ 
meln; einer beſonderen Erlaubnis dazu 
bedarf es nicht. 
Volksverſammlungen unter freiem 
Himmel können bei dringender Gefahr 
für die öffentliche Ordnung und Sicher— 
heit verboten werden. 


8 24 

Die Deutſchen haben das Recht, 
Vereine zu bilden. Dieſes Necht ſoll 
durch keine vorbeugende Maßregel be⸗ 
ſchränkt werden. 

Der Orden der Jeſuiten, Liguorianer 
und Redemptoriſten iſt für alle Zeiten 
aus dem Gebiete des deutſchen Reichs 
verbannt. 


Artikel VII 


8 25 
Das Eigentum iſt unverletzlich. 
Das geiſtige Eigentum ſteht unter 
dem Schutze der Reichsgeſetzgebung. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


(Modifizierte Faſſung) 


S 27 (26) 
Es ſteht einem jeden frei, feinen Beruf 
zu wählen und ſich für denſelben auszu⸗ 
bilden, wie und wo er will. 


Artikel VII 


8 28 (27) 

Die Deutfchen haben das Recht, fich 
friedlich und ohne Waffen zu verſam⸗ 
meln; einer beſonderen Erlaubnis dazu 
bedarf es nicht. 

Volksverſammlungen unter freiem 
Himmel können bei dringender Gefahr 
für die öffentliche Ordnung und Sicher⸗ 
heit verboten werden. 


§ 29 (28) 

Die Deutſchen haben das Recht, 
Vereine zu bilden. Dieſes Recht ſoll 
durch keine vorbeugende Maßregel be⸗ 
ſchränkt werden. 


Wir beantragen, den zweiten Abſatz 
des nebenſtehenden § 24 fallen zu laſſen. 
Er enthält eine Polizeivorſchrift, welche 
ſich in den Grundrechten des deutſchen 
Volkes nicht wohl ausnimmt, wozu für 
Deutſchland kein Bedürfnis vorliegt, 
und die augenſcheinlich ihren Zweck 
dennoch nicht erreicht, da unter jedem 
andern Namen ſich diejenigen bedenk⸗ 
lichen Beſtrebungen verbergen können, 
denen man durch die ausgeſprochene 
Verbannung entgegentreten will. Man 
wird von vorbeugenden Maßregeln 
auch hier am beſten abſehen. 


Artikel VIII 


8 30 (29) 
Das Eigentum iſt unverleglich. 
Eine Enteignung kann nur aus Rück⸗ 
ſichten des gemeinen Beſten, nur auf 


Anlage 3 a. b: Zweite Lefung der Grundrechte 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Jeder Grundeigentümer kann ſeinen 
Grundbeſitz unter Lebenden und von 
Todes wegen ganz oder teilweiſe ver— 
äußern. Es bleibt den Einzelſtaaten 
überlaſſen, die Durchführung des vor— 
ſtehend ausgeſprochenen Grundſatzes der 
Teilbarkeit alles Grundeigentums durch 
Abergangsgeſetze zu vermitteln. 


8 26 

Beſchränkungen des Rechts, Liegen- 
ſchaften zu erwerben und über ſie zu 
verfügen, ſind für die tote Hand im 
Wege der Geſetzgebung aus Gründen 
des öffentlichen Wohls zuläſſig. 

Eine Enteignung kann nur aus Rück⸗ 
ſichten des gemeinen Beſten, nur auf 
Grund eines Geſetzes und gegen gerechte 
Entſchädigung vorgenommen werden. 


9227 8 


Jeder Antertänigkeits⸗ und Hörig⸗ 
keitsverband hört für immer auf. 


Ohne Entſchädigung ſind aufgehoben: 

1) Die Patrimonialgerichtsbarkeit, 
die grundherrliche Polizei, ſowie alle 
anderen einem Grundſtücke oder einer 
Perſon zuſtändigen Hoheitsrechte. 

2) Die aus dieſen Rechten fließenden 
Befugniſſe, Exemtionen und Abgaben 
jeder Art. 

3) Die aus dem guts⸗ und ſchutzherr⸗ 
lichen Verbande fließenden perſönlichen 
Abgaben und Leiſtungen. 
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Grund eines Geſetzes und gegen gerechte 
Entſchädigung vorgenommen werden. 
(8 26, Abſatz 2.) | 

Das geiſtige Eigentum ſteht unter dem 
Schutze der Reichsgeſetzgebung. (8 25, 
Abſatz 2.) 


8 31 (30) 

Jeder Grundeigentümer kann feinen 
Grundbeſitz unter Lebenden und von 
Todes wegen ganz oder teilweiſe ver- 
äußern. Den Einzelſtaaten bleibt über⸗ 
laſſen, die Durchführung des Grund⸗ 
ſatzes der Teilbarkeit alles Grundeigen⸗ 
tums durch Abergangsgeſetze zu ver- 
mitteln. (S 25, Abſatz 3.) 

Für die tote Hand ſind Beſchrän⸗ 
kungen des Rechts, Liegenſchaften zu 
erwerben und über ſie zu verfügen, im 
Wege der Geſetzgebung aus Gründen 
des öffentlichen Wohls zuläſſig. (8 26, 
Abſatz 1.) 


8 32 (31) 
Jeder Untertänigfeits- und Hörig⸗ 
keits verband hört für immer auf. 


8 33 (32) 

Ohne Entſchädigung ſind aufgehoben: 

1) Die Patrimonialgerichtsbarkeit, 
die grundherrliche Polizei, ſowie alle 
anderen einem Grundſtücke oder einer 
Perſon zuſtändigen Hoheitsrechte. 

2) Die aus dieſen Rechten fließenden 
Befugniſſe, Exemtionen und Abgaben 
jeder Art. 

3) Die aus dem guts⸗ und ſchutzherr⸗ 
lichen Verbande fließenden perſönlichen 
Abgaben und Leiſtungen. 

Mit dieſen Rechten fallen auch die 
Gegenleiſtungen und Laſten weg, welche 
dem bisher Berechtigten dafür oblagen. 

Dieſe Klauſel paßt unverkennbar nur 
auf unentgeltliche Ablöſung; es iſt zu⸗ 
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(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Alle übrigen unzweifelhaft auf Grund 
und Boden haftenden Abgaben und 
Leiſtungen find ablösbar, ohne Rückſicht 
auf die Perſon und das Verhältnis des 
Berechtigten oder Verpflichteten: inſo⸗ 
fern nicht die Geſetzgebung die unent⸗ 
geltliche Aufhebung einer oder der 
anderen begründet findet. 

Die näheren Beſtimmungen hierüber 
und über die Art der Ablöſung bleiben 
den Geſetzgebungen der einzelnen Staa⸗ 
ten überlaſſen. 


Es ſoll fortan kein Grundſtück weder 
durch Geſetz, noch durch Vertrag, noch 
durch einſeitige Verfügung mit einer 
unablös baren Rente belaftet werden. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


(Modifizierte Faſſung) 


fällig, daß ſie am Schluſſe aller auf⸗ 
gehobenen Laſten zur Abſtimmung kam. 
Wir haben ſie daher wieder hierher 
geſtellt. ; 


§8 34 (33) 

Alle übrigen auf Grund und Boden 
haftenden Abgaben und Leiſtungen, ins⸗ 
beſondere die Zehnten, ſind auf Antrag 
des Belaſteten ablösbar, ohne Rückſicht 
auf die Perſon und das Verhältnis des 
Berechtigten oder Verpflichteten: inſo⸗ 
fern nicht die Geſetzgebung die unent⸗ 
geltliche Aufhebung einer oder der an⸗ 
deren begründet findet. 

Die näheren Beſtimmungen hierüber 
und über die Art der Ablöſung bleiben 
den Geſetzgebungen der einzelnen Staa⸗ 
ten überlaſſen. 

Das Wort „unzweifelhaft“ beantra⸗ 
gen wir zu ſtreichen und die gewöhn⸗ 
liche Beweistheorie walten zu laſſen. 
Aber die Zehnten iſt zwar in beſon⸗ 

derer Abſtimmung der Satz beſchloſſen: 

„Alle Zehnten ſind auf Antrag 

des Belaſteten ablösbar; die Nor⸗ 

men der Ablöſung beſtimmt die Ge⸗ 
ſetzgebung der einzelnen Staaten“. 


Aus dem Gange der Verhandlung 
und Beſchlußfaſſung, wobei insbeſon⸗ 
dere neben den Zehnten auch der länd⸗ 
lichen Servituten gedacht war, er⸗ 
gibt ſich aber, daß nur die einzelnen ab⸗ 
lösbaren Berechtigungen durch detail⸗ 
lierte Abſtimmung feſtgeſtellt werden 
ſollten, ohne daß es die Abſicht war, 
die Zehnten neben den übrigen Grund⸗ 
abgaben durch eine beſondere Verfü⸗ 
gung für ablösbar zu erklären. Wir 
haben ſie daher einfach in den Text dieſes 
Paragraphen aufgenommen. 


8 35 (34) 
Es ſoll fortan kein Grundſtück mit 
einer unablösbaren Abgabe oder Lei- 
ſtung belaſtet werden. 


Anlage 3 a. b: Zweite Leſung der Grundrechte 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und inder 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Alle Zehnten ſind auf Antrag des 
Belaſteten ablösbar. Die Normen der 
Ablöſung beſtimmt die Geſetzgebung 
der einzelnen Staaten. 

(Vergleiche Note zu $ 34.) 

Mit dieſen Rechten fallen auch die 
Gegenleiſtungen und Laſten weg, die 
dem bisher Berechtigten dafür oblagen. 

(Vergleiche Note zu § 33.) 


8 29 
Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem 
Grund und Boden, Jagddienſte, Jagd⸗ 
fronden und andere Leiſtungen für 
Jagdzwecke ſind ohne Entſchädigung 
aufgehoben. 


Jedem ſteht das Jagdrecht auf eig— 
nem Grund und Boden zu. Der Lan⸗ 
desgeſetzgebung iſt es vorbehalten zu 
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(Modifizierte Faſſung) 


Die denkbaren Begründungsweiſen 
„weder durch Geſetz uſw.“ zu erwähnen, 
ſchien überflüſſig, und ſtatt „Rente“ der 
Ausdruck „Abgabe oder Leiſtung“ den 
Sinn des Satzes umfaſſender zu treffen. 


§ 36 (35) 

Gegen dieſen Satz find viele Be⸗ 
ſchwerden laut geworden. Das Streben 
den ländlichen Grundbeſitz frei zu machen 
von alten, aus dynaſtiſchen oder guts⸗ 
herrlichen Stellungen entſprungenen Be⸗ 
läſtigungen, trifft auch in der Tat nicht 
jede Jagdgerechtigkeit. Es liegt ſogar 
eine rückwirkende Beſchränkung des 
Eigentums darin, dem Grundeigen⸗ 
tümer die Möglichkeit abzuſprechen, die 
Jagd auf ſeinem Boden einem anderen 
als beſondere Gerechtigkeit zu über⸗ 
laſſen, und eine unverkennbare und un⸗ 
gerechtfertigte Beeinträchtigung wohl⸗ 
erworbenen Privatrechts des Beſitzers 
in der Aufhebung ſolcher einfachen, jeder 
anderen Gerechtigkeit an fremdem Grund 
und Boden gleichſtehenden, Jagdgerech⸗ 
tigkeit. Wir beantragen ſonach jetzt, den 
Satz ſo zu faſſen: 


Die Jagdgerechtigkeit, ſofern ſie 
aus dem Regale oder der Gutsherr⸗ 
lichkeit ſtammt, ſowie die damit ver⸗ 
bundenen Jagddienſte, Jagdfronden 
und andere Leiſtungen für Jagdzwecke 
ſind ohne Entſchädigung aufgehoben. 

Für den bezeichneten Arſprung 
ſtreitet die Vermutung. 


Jedem ſteht das Jagdrecht auf eig: 
nem Grund und Boden zu. Der Lan⸗ 
desgeſetzgebung iſt es vorbehalten zu 
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(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


beſtimmen, wie die Ausübung dieſes 
Rechts aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit zu ordnen iſt. 


(S 30 iſt ausgefallen.) 


88 


Die Familienfideikommiſſe ſind auf⸗ 
zu heben. Die Art und Bedingungen der 
Aufhebung beſtimmt die Geſetzgebung 
der einzelnen Staaten. 

Aber die Familienfideikommiſſe der 
regierenden fürſtlichen Häuſer bleiben 
die Beſtimmungen den Landesgeſetz⸗ 
gebungen vorbehalten. 


Gleiche Beſtimmungen, wie für Fa⸗ 
milienfideikommiſſe, gelten für Stamm⸗ 
güter. 


Aller Lehens verband iſt aufgehoben. 
Das Nähere über die Art und Weiſe 
der Ausführung haben die Geſetzgebun⸗ 
gen der Einzelſtaaten anzuordnen. 


8 33 


Die Strafe der Gütereinziehung ſoll 
nicht ſtattfinden. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


(Modifizierte Faſſung) 


beſtimmen, wie die Ausübung dieſes 
Rechts aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit zu ordnen iſt. 


Wenn der Antrag zum vorigen Ab⸗ 
ſatz angenommen würde, wäre hinter 
„zu“ beizufügen: 


„ſofern es nicht einem andern ver⸗ 
äußert iſt“. 


| $ 37 (36) 

Die Familienfideikommiſſe find auf- 
zuheben. Die Art und Bedingungen der 
Aufhebung beſtimmt die Geſetzgebung 
der einzelnen Staaten. 

Aber die Familienfideikommiſſe der 
regierenden fürſtlichen, 

ſowie der ehemals reichsſtändiſchen, 

jetzt ſtandes herrlichen, 
Häuſer bleiben die Beſtimmungen den 
Landesgeſetzgebungen vorbehalten. 


Gründe der Billigkeit und der Staats⸗ 
klugheit empfehlen die gleiche Berück⸗ 
ſichtigung der früheren regierenden Häu⸗ 
ſer, wie wir ſie in dem Zwiſchenſatze 
beantragen. 


Gleiche Beſtimmungen, wie für Fa⸗ 
milienfideikommiſſe, gelten für Stamm⸗ 
güter. 


8 38 (37) 


Aller Lebensverband ift aufzuhe⸗ 
ben. Das Nähere über die Art und 
Weiſe der Ausführung haben die Ge— 
ſetzgebungen der Einzelſtaaten anzu⸗ 
ordnen. 


Wir beantragen auch hier ſtatt „auf⸗ 
gehoben“ das nach dem Schlußſatze 
paſſendere Wort „aufzuheben“. 


8 39 (38) 


Die Strafe der Gütereinziehung ſoll 
nicht ſtattfinden. 


0 


Anlage 3 a. b: Zweite Leſung der Grundrechte 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheit undinder 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Artikel VIII 


8 34 
Alle Gerichtsbarkeit geht vom Staate 


aus. Es ſollen keine Patrimonialgerichte 


beſtehen. 


Die richterliche Gewalt wird ſelb— 
ſtändig von den Gerichten geübt. Kabi⸗ 
netts und Miniſterialjuſtiz iſt unſtatt⸗ 
haft. 


8 35 
Es ſoll keinen privilegierten Gerichts⸗ 
ſtand der Perſonen oder Güter geben. 
Die Militärgerichtsbarkeit iſt auf die 
Aburteilung militäriſcher Verbrechen 
und Vergehen, ſowie der Militärdiſzi⸗ 
plinarvergehen beſchränkt, vorbehaltlich 
der Beſtimmungen für den Kriegsſtand. 


8 36 
Kein Richter darf außer durch Ar— 
teil und Recht von feinem Amte ent⸗ 
fernt, ſuspendiert oder an Rang und 
Gehalt beeinträchtigt werden. 
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(Modifizierte Faſſung) 


Artikel IX 


8 40 (39) 

Alle Gerichts barkeit geht vom Staate 
aus. Es ſollen keine Patrimonialgerichte 
beſtehen. 

8 41 (40) 

Die richterliche Gewalt wird felb- 
ſtändig von den Gerichten geübt. Kabi⸗ 
netts⸗ und Miniſterialjuſtiz iſt unſtatt⸗ 
haft. 

Niemand darf ſeinem geſetzlichen 
Richter entzogen werden. Ausnahmege⸗ 


richte ſollen nie ſtattfinden. 


Da in dieſem, dem Gerichtsweſen ge⸗ 
widmeten Artikel auf Grund von Ver⸗ 
beſſerungsvorſchlägen auch Sätze be— 
ſchloſſen ſind, welche mit den beiden 
letzten Sätzen, die nach unſerer früheren 
Faſſung in Verbindung mit der An⸗ 
verletzlichkeit der Perſon im S 7 (9) 
vorkamen, in Gedankenzuſammenhang 
ſtehen, ſo haben wir nun auch dieſe 
beiden Sätze hieher ſtellen zu müſſen 
geglaubt. 


8 42 (41) 
Es ſoll keinen privilegierten Gerichts— 
ſtand der Perſonen oder Güter geben. 
Die Militärgerichtsbarkeit iſt auf die 
Aburteilung militäriſcher Verbrechen 
und Vergehen, ſowie der Militärdiſzi⸗ 
plinarvergehen beſchränkt, vorbehaltlich 
der Beſtimmungen für den Kriegsſtand. 


8 43 (42) 
Kein Richter darf, außer durch Urteil 
und Recht, von feinem Amte entfernt, 
oder an Nang und Gehalt beeinträchtigt 


werden. 


Die bloße „Suspenſion“ bis zu er⸗ 
ledigter etwaiger Unterſuchung von 
einem förmlichen richterlichen Urteil 
abhängig zu machen, iſt bedenklich: in⸗ 
dem auch der von ſchwerem Verdachte 
eines Verbrechens getroffene Richter 
hiernach einſtweilen in ſeiner Funktion 
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(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Kein Richter darf wider feinen Willen, 
außer durch gerichtlichen Beſchluß in 
den durch das Geſetz beſtimmten Fällen 
und Formen, zu einer andern Stelle ver⸗ 
ſetzt oder in Ruheſtand geſetzt werden. 


8 
Das Gerichtsverfahren ſoll öffentlich 
und mündlich ſein. 


8 38 
In Strafſachen gilt der Anklage⸗ 
pr ozeß. 
Schwurgerichte ſollen jedenfalls in 
ſchwereren Strafſachen und bei allen 
politiſchen Vergehen urteilen. 


839 
Die bürgerliche Rechtspflege ſoll in 
Sachen beſonderer Berufserfahrung 
durch fachkundige, von den Berufs- 
genoſſen frei gewählte Richter geübt 
oder mitgeübt werden. 


8 40 
Rechtspflege und Verwaltung ſollen 
getrennt ſein. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


(Modifizierte Faſſung) 


bliebe. Die Sicherung gegen etwaige 
Willkür der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde wird hinreichend gewährt, wenn 
die Suspenſion nicht ohne Beſchluß 
des betreffenden Gerichtes verfügt wer⸗ 
den kann. Wir beantragen daher, das 
Wort „ſuspendiert“ auszulaſſen und in 
einem neuen Satze zu beſtimmen: 


„Vorläufige Suspenſion darf nicht 
ohne gerichtlichen Beſchluß erfolgen“. 


Kein Richter darf wider ſeinen Willen, 
außer durch gerichtlichen Beſchluß, in 
den durch das Geſetz beſtimmten Fällen 
und Formen zu einer anderen Stelle ver⸗ 
ſetzt oder in Ruheſtand geſetzt werden. 


§ 44 (43) 
Das Gerichtsverfahren ſoll öffentlich 
und mündlich ſein. 

Um nicht die Fälle auszuſchließen, 
wo der Natur des Gegenſtandes nach 
Offentlichkeit nicht wohl eintreten kann 
(z. B. bei Anklagen wegen Notzucht 
u. ä.), beantragen wir, den bei der 
erſten Verhandlung nicht beliebten 
Zuſatz: 

„Ausnahmen beſtimmt das Geſetz“. 


8 45 (44) 
In Strafſachen gilt der Anklage⸗ 
prozeß. 
Schwurgerichte ſollen jedenfalls in 
ſchwereren Strafſachen und bei allen 
politiſchen Vergehen urteilen. 


§ 46 (45) 

Die bürgerliche Rechtspflege ſoll in 
Sachen beſonderer Berufserfahrung 
durch ſachkundige, von den Berufs⸗ 
genoſſen frei gewählte Richter geübt 
oder mitgeübt werden. 


8 47 (46) 
Rechtspflege und Verwaltung follen 
getrennt fein. 


Anlage 3 a. b: Zweite Leſung der Grundrechte 


(Zuſammenſtellung in Gemäßheit und in der 
Reihenfolge der bisherigen Abſtimmung) 


Der Polizei ſteht nirgend Straf⸗ 
gewalt zu. 

Im deutſchen Kriegsheer gilt nur ein 
und dasſelbe Kriegsgeſetz, auf Schwur⸗ 
gericht und öffentliches Verfahren ge⸗ 
gründet. 


8 41 


Die Verwaltungsrechtspflege hört 


auf; über alle Rechtsverletzungen ent⸗ 
ſcheiden die Gerichte. 


8 42 
Rechtskräftige Urteile deutſcher Ge⸗ 
richte und öffentliche authentiſche Ar— 
kunden ſind in allen deutſchen Landen 
gleich wirkſam und vollziehbar. 
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8 48 (47) 

Die Verwaltungsrechtspflege hört 
auf; über alle Rechtsverletzungen ent⸗ 
ſcheiden die Gerichte. 

Der Polizei ſteht nirgend Strafge⸗ 
walt zu. 


Dieſer Satz (Abſ. 2 des nebenſtehen⸗ 
den § 40) gehört jedenfalls in dieſen 
Zuſammenhang. Auch der feinem In⸗ 
halte nach nicht ganz klare über das 
Kriegsgeſetz (Abſ. 3 des § 40) würde, 
wenn er beibehalten werden ſoll, hier 
auszuſchließen! ſein. Aber er paßt gar 
nicht in den Zuſammenhang, und über 
die Gleichmäßigkeit der Kriegsgeſetze 
enthält die ſpätere Verfaſſung („Neichs⸗ 
gewalt“) eine Beſtimmung. Wir bean⸗ 
tragen, den Satz fallen zu laſſen. 


§ 49 (48) 
Rechtskräftige Urteile deutſcher Ge- 
richte ſind in allen deutſchen Landen 
gleich wirkſam und vollziehbar. 


Der Zuſatz zu dem früheren Vor⸗ 
ſchlage des Ausſchuſſes „und öffent⸗ 
liche authentiſche Urkunden“ hat gericht- 
liche Inſtitutionen zur Grundlage, die 
ſich nicht in allen deutſchen Landen fin⸗ 
den. Aber die die Gültigkeit der Ar⸗ 
kunden durch ganz Deutſchland ſichern⸗ 
den Formen ſtellt der ſpätere Abſchnitt 
über die Verfaſſung ein Reichsgeſetz in 
Aus ſicht. Wir beantragen daher, dieſen 
Zuſatz wieder fallen zu laſſen. 


1ſo, wohl ſtatt: „anzuſchließen“.] 


7I4 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


o.] Zuſammenſtellung 


der noch rückständigen Paragraphen des Entwurfs der Grundrechte nach den Ab- 
ſtimmungen bei der erſten Leſung! 


Artikel V 


821 


Jeder Deutſche hat das Recht, ſich mit Bitten und Beschwerden ſchriftlich an 
die Behörden, an die Volksvertreter und an die Reichs verſammlung zu wenden. 


Dieſes Recht kann ſowohl von einzelnen als von mehreren im Vereine ausgeübt 
„ 


922 
Eine vorgängige Genehmigung der Behörden iſt nicht notwendig, um öffentliche 


Beamte wegen ihrer amtlichen Handlungen gerichtlich zu verfolgen. 
Die Verantwortlichkeit der Miniſter iſt beſonderen Beſtimmungen vorbehalten. 


Artikel VII 


8 30 


Die Beſteuerung (Staats- und Gemeindelaſten) fol ſo geordnet werden, daß die 
Bevorzugung einzelner Stände und Güter aufhört. 


e IX 


8 43 
Jede deutſche Gemeinde hat als Grundrechte ihrer Verfaſſung: 
a. die Wahl ihrer Vorſteher und Vertreter; 


b. die ſelbſtändige Verwaltung 8 Gemeindeangelegenheiten mit Einſchluß 
der Ortspolizei; 


Vorſchlag der Verfaſſungskommiſſion: „b. Die ſelbſtändige Verwaltung ihrer 
Gemeindeangelegenheiten unter verfaſſungsmäßiger Oberaufſicht 
des Staates“ (unter Weglaſſung der Worte: mit Einſchluß der Orts⸗ 
polizei). 


e. die Veröffentlichung ihres Gemeindehaushaltes; 
d. Öffentlichkeit der Verhandlungen, ſoweit die Rückſichten auf beſondere Ver⸗ 
hältniſſe es geſtatten. 


8 44 
Jedes Grundſtück muß einem Gemeindeverbande angehören. 


Beſchränkungen, wegen Waldungen und Wüſteneien ſind der Landesgeſetzgebung 
vorbehalten. 


Artikel X 


8 45 ö 
Jeder deutſche Staat muß eine Verfaſſung mit Volksvertretung haben. 


1 Vgl. oben S. 561 ff. 


Anlage 3 c: Zuſammenſtellung der rückſtändigen Paragraphen der Grundrechte 715 


8 46 
Die Volksvertretung hat eine entſcheidende Stimme bei der Geſetzgebung und 


Beſteuerung und Ordnung des Staatshaushaltes und das Recht der Initiative bei 
der Geſetzgebung. 


Zu leſen: „bei der Beſteuerung ... ſowie das Recht“. — 
Die Miniſter ſind verantwortlich. 

Zu ſetzen: „der Volksvertretung verantwortlich“. 
Die Sitzungen der Landtage ſind öffentlich. 

Wieder herzuſtellen: „In der Regel öffentlich“. 


Die regelmäßigen Sitzungsperioden der einzelnen Landes verſammlungen dürfen 
nicht zuſammenfallen mit denen der Reichsverſammlung. 
Dieſer Satz iſt in den Verfaſſungsentwurf aufgenommen, und hier zu ſtreichen. 


Artikel XI 


8 47 | 
Den nicht deutſch redenden Volksſtämmen Deutſchlands iſt ihre volkstümliche 
Entwicklung gewährleiſtet, namentlich die Gleichberechtigung ihrer Sprachen, ſoweit 
deren Gebiete reichen, in dem Kirchenweſen, dem Anterrichte, der Literatur, der 
inneren Verwaltung und Rechtspflege. 


8 48 
Jeder deutſche Staatsbürger in der Fremde ſteht unter dem Schutze der deutſchen 
Nation. 
Die im Auslande angeſtellten Geſandten, Konſuln und ſonſtigen Agenten Deutſch⸗ 
lands ſind verpflichtet, den Angehörigen des deutſchen Volks den erforderlichen 
Schutz zu gewähren. 


Anlage 4 
Einführungsgefeg zu den Grundrechten! 
la. Verfaßt von Deiters? 


Einführungs-Geſetz 


Dem deutſchen Volke ſollen die nachſtehenden Grundrechte gewährleiſtet ſein. 
Sie ſollen den Verfaſſungen der deutſchen Einzelſtaaten zur Norm dienen, und 
keine Verfaſſung oder Geſetzgebung eines deutſchen Einzelſtaates ſoll dieſelben je 
aufheben oder beſchränken können. 

Behufs der erſten Einführung ſind die folgenden Beſtimmungen maßgebend. 


1 


Bei den zu beſonderer Landesgeſetzgebung verwieſenen Modifikationen in Eigen⸗ 
tumsverhältniſſen, wie fie Artikel VIII § 31, 34, 36 am Ende, 37 und 38 vor- 
ſchreibt, bleibt zwar die genauere Normierung unter Berückſichtigung der Landes- 
verhältniſſe den Einzelſtaaten überlaſſen. Es ſoll aber die Ausführung von Reichs 
wegen überwacht werden. 

II 


Unmittelbar mit der gegenwärtigen Verkündigung treten in Gemäßheit des Ge- 
ſetzes vom 23./27. September (NReichsgefegblatt Stck. 1) in Kraft diejenigen Be⸗ 
ſtimmungen, deren Ausführung weder beſonderer Geſetzgebung ausdrücklich über⸗ 
wieſen iſt, noch ſolche Geſetzgebung ihrer Natur nach erfordert. Dahin ſind zu 
rechnen: 
1) Die Beſtimmungen des Artikel I S 1—7 rückſichtlich des Neichs⸗ und 
Staatsbürgerrechts und des damit Zuſammenhängenden. 

2) Die in Artikel II 8 8 ausgefprochene Gleichheit vor dem Geſetze, inſofern 
dadurch einfach bisherige auf Standesunterſchieden gebaute Angleichheiten 
im Rechte getroffen werden, und nicht durch Aufhebung derſelben Lücken im 
Rechte entſtehen, die zuvor auszufüllen ſind. 

3) Die Beſtimmungen über die Anverletzlichkeit der Perſon, der Wohnung und 
des Briefgeheimniſſes in Artikel III S 9, 11 und 12. 

4) Die Feſtſetzung der Preßfreiheit in Artikel IV S 13. 

5) Die auf Glaubens- und Gewiſſensfreiheit und Gleichſtellung der Neligions- 
bekenntniſſe bezüglichen Beſtimmungen im Artikel VS 14—18. 

6) Die auf Wiſſenſchaft und Anterricht, Erziehung und Bildung bezüglichen 
Beſtimmungen in Artikel VI S 21, 23, 24 und 27. 

7) Das freie Verſammlungs- und Vereinigungsrecht in Artikel VII § 28 und 29. 


ı Vgl. oben S. 228 ff. 251 f. 
2 Handſchriftliche Bemerkung Droyſens, an dieſe Stelle auf den am Ende von 
Anlage 3 a. b gedruckten Text geſetzt. 
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8) Die den Schutz und die Befreiung des Eigentums betreffenden Beſtimmungen 
in Artikel VIII S 30, 32, 33, 35, 36 und 39. 

9) Die 88 41, 43 und 49 des Artikel IX, betreffend die Selbſtändigkeit der Ge⸗ 
richte, die Sicherung der richterlichen Unabhängigkeit, die Vollziehbarkeit 
der richterlichen Arteile. 

Mit der Gültigkeit dieſer Beſtimmungen treten alle ihnen widerſprechenden Sätze 

in den Landesrechten der einzelnen Staaten außer Kraft. 


III 
Rückſichtlich derjenigen Beſtimmungen, welche, ohne zur Ausführung der 
Landesgeſetzgebung beſonders überwieſen zu ſein, ihrer Natur nach nicht ins Leben 
treten können, ohne vorhergehende geſetzgeberiſche Modifikationen in dem bis⸗ 
herigen Rechtszuſtande, ſollen dieſe Modifikationen ungeſäumt auf dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wege durch die Landesgeſetzgebung ausgeführt werden. Es gehören dahin: 
1) Die Abſchaffung der in Artikel IS 6, III S 10, VIII 839 genannten 
Strafen mittelſt Einführung einer anderen Beſtrafung der betreffenden Ver⸗ 
brechen. 
2) Die Normierung der Wehrpflicht auf Grund des Artikels ITS 8. 
3) Der Erlaß der durch Artikel V 8 18—20 erforderlichen Vorſchriften über 
Eid, Ehe und Standesbücher. 
4) Die geſetzliche Normierung des Schulweſens auf Grund der §§ 22 (25) und 
26 des Artikels VI. a 
5) Die durch Artikel IX 8 40, 42, 44—48 notwendig werdenden Anderungen 
und Maßnahmen im Gerichts- und Verwaltungsweſen. 
Bis zum Erlaß der auf dieſe Verhältniſſe bezüglichen neuen Geſetze bleiben die 
bisherigen in Kraft. 
IV 
Die Veränderungen in der Grundverfaſſung der einzelnen deutſchen Staaten, 
welche durch die Gleichſtellung der Stände notwendig werden, ſollen innerhalb 
ſechs Monate durch die gegenwärtigen Organe der Landesgeſetzgebung herbeigeführt 
werden mit der Maßgabe, daß die durch die Verfaſſungsurkunden für den Fall der 
Verfaſſungsänderungen vorgeſchriebenen Erſchwerungen der Beſchlußnahme nicht 
Platz greifen, ſondern die bezüglichen Beſtimmungen in den Formen der gewöhn⸗ 
lichen Geſetzgebung getroffen werden können. 
Verſtreicht die Friſt unbenutzt, fo ſollen von Reichs wegen au dieſem Behufe 
konſtituierende Landesverſammlungen berufen werden. 


Frankfurt a. M. 


[b. Verfaßt von H. Simon! 
Einführungs-Geſetz für die Grundrechte des velltſchen Volkes 


Die Einführung der Grundrechte des deutſchen Volkes erfolgt nach den folgenden 
Beſtimmungen: 
1 


Mit der gegenwärtigen Verkündigung treten ſofort in geſetzliche 
Kraft: | 
1 Handſchriftliche Bemerkung Droyſens auf dem Druck. 
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1) Die Beſtimmungen des Art. IS 1— 7 rückſichtlich des Reichs- und Staats⸗ 
bürgerrechts. 

2) Die in Art. II S 8 feſtgeſtellte Gleichheit vor dem Geſetze, vorbehältlich der 
unter IV gegebenen Beftimmungen. 

3—9) Wie im früheren Texte. 


Alle Beſtimmungen einzelner Landesrechte, welche mit bei vorſtehenden unter 
Nr. 1 bis 9 aufgeführten Geſetzen in Widerſpruch ſtehen, treten ſofort außer Kraft. 


II 


Abänderungen der bisherigen Landesgeſetze, ſoweit fie durch die folgenden Be⸗ 
ſtimmungen der Grundrechte geboten, ſind ungeſäumt auf verfaſſungsmäßigem Wege 
zu erlaſſen, und zwar 

1) Statt der im Art. IS 6, III S 10, VIII S 39 abgeſchafften Strafen des Todes, 

des bürgerlichen Todes, des Prangers, der Brandmarkung, der körperlichen 
Züchtigung und der Gütereinziehung, durch geſetzliche Feſtſtellung einer 
anderweiten Beſtrafung der betreffenden Verbrechen. 

2) Durch Feſtſtellung der Wehrpflicht auf uſw. 

3) Durch den Erlaß uſw. 

4) Durch Einrichtung des Schulweſens uſw. 

5) Durch Anderungen im Gerichts- und Verwaltungsweſen gemäß des Art. IX 

SS 40, 42, 44 bis 48. 

Bis zum Erlaß der auf dieſe Verhältniſſe bezüglichen neuen Sefee bleiben die 

bisherigen Geſetze in Kraft. 


a8 

Der Erlaß und die Ausführung der unter II gedachten neuen Geſetze, ſo wie die 
weitere Feſtſtellung der in dem Art. VIII SS 31, 34, (36 am Ende) 37 und 38 der 
Grundrechte geordneten Eigentumsverhältniſſe ſeitens der Einzelſtaaten ſollen von 
Reichs wegen überwacht werden. 

IV 

Abänderungen der Grundverfaſſung einzelner deutſcher Staaten, welche die feſt⸗ 
geſtellte Gleichſtellung der Stände nötig machen, ſollen innerhalb ſechs Monate 
durch die Landesgeſetzgebung getroffen ſein; ſind innerhalb dieſer Zeit die betreffen⸗ 


den Geſetze nicht erlaſſen, ſo ſollen zu dieſem Zwecke von Reichs wegen wee 
Landes verſammlungen berufen werden. 


Frankfurt a. M., den 


le. Der auf Grund der 1. Leſung hergeſtellte Entwurf! 
Einführungsgeſetz für die Grundrechte des deutſchen Volks 
Die Grundrechte des deutſchen Volks werden im ganzen Umfange des deutſchen 
Reichs unter nachfolgenden Beſtimmungen hiermit eingeführt: 
d I 


Mit der Verkündigung dieſes Reichsgeſetzes treten in Kraft die Beſtimmungen: 

1) der Paragraphen eins und zwei, 

2) des Paragraphen drei, jedoch in Beziehung auf Aufenthalt, Wohnſitz und 
Gewerbebetrieb unter Vorbehalt der in Ausſicht geſtellten Reichsgeſetze, 

1 Vgl. oben S. 256 ff. 


Anlage 4 b. o: Einführungsgeſetz zu den Grundrechten 719 


3) der Paragraphen vier, fünf und ſechs, 

4) des Paragraphen | ieben über die Aufhebung der Standesunterſchiede, die 
Gleichheit vor dem Geſetze und gleiche Amtsfähigkeit, ſodann über die Auf⸗ 
hebung der Standes vorrechte, inſofern dadurch einfach bisherige auf Standes⸗ 
unterſchieden gebaute Angleichheiten im Rechte getroffen werden und nicht 
durch Aufhebung derſelben Lücken im „ Rechte entſtehen, die zuvor 
auszufüllen ſind, 

5) des Paragraphen acht, rückſichtlich des festen, Heer: und Seeweſen betreffen⸗ 
den, Abſatzes unter Verweiſung auf Nr. III dieſes Geſetzes, 

6) des Paragraphen zehn, unter gleicher Verweiſung rückſichtlich des unter 
Nr. III erwähnten Falles der Hausſuchung, 

7) des Paragraphen elf und zwölf, 

8) des Paragraphen dreizehn, mit der Maßgabe, daß, wo Schwurgericht 
noch nicht eingeführt ſind, bis zu deren Einführung über Preßvergehen die 
beſtehenden Gerichte entſcheiden, 

9) der Paragraphen vierzehn, fünfzehn, ſechzehn, ſowie des zweiten Ab⸗ 
ſatzes im Paragraphen ſiebenzehn, und des Paragraphen achtzehn, 

10) der Paragraphen zweiundzwanzig, fünfundzwanzig, ſiebenund— 

zwanzig, 

11) der Paragraphen achtundzwanzig und neunundzwanzig, 

12) der Paragraphen dreißig, einunddreißig, zweiunddreißig, dreiund— 
dreißig, mit Ausnahme der Nr. eins, dann fünfunddreißig, vorbehaltlich 
der über die Ablöſung der betreffenden Jagdgerechtigkeiten, ſowie über die 
Ausübung des Jagdrechts zu erlaſſenden Geſetze, 

13) des Paragraphen vierzig und des erſten Abſatzes im Paragraphen zwei⸗ 

und vierzig. 

Alle Beſtimmungen einzelner Landesrechte, welche mit den vorſtehend unter 

Nr. 1 bis 13 aufgeführten Geſetzen in Widerſpruch ſtehen, treten ſofort außer Kraft. 


II 

In Beziehung auf den im Paragraphen ſiebenzehn ausgefprochenen Grundſatz 
der Selbſtändigkeit der Religionsgeſellſchaften ſollen die organiſchen Einrichtungen 
und Geſetze, welche für die beſtehenden Kirchen zur Durchführung dieſes Prinzips 
erforderlich ſind, in den Einzelnſtaaten möglichſt bald getroffen und erlaſſen werden. 


III 


Abänderungen oder Ergänzungen der bisherigen Landesgeſetzgebungen, ſoweit 
dieſelben durch die folgenden Beſtimmungen der Grundrechte geboten ſind, ſollen 
ungeſäumt auf verfaſſungsmäßigem Wege getroffen werden, und zwar 

1) ſtatt der im 89 und § 38 abgeſchafften Strafen des Todes, des Prangers, 

der Brandmarkung, der körperlichen Züchtigung und der Vermögenseinziehung 
durch geſetzliche Feſtſtellung einer anderweiten Beſtrafung der betreffenden 
Verbrechen; 

2) durch Feſtſtellung der Wehrpflicht auf Grund der im Paragraphen ſieben 

enthaltenen Vorſchrift; 

3) durch geſetzliche Feſtſtellung der beim Heer- und Seeweſen vorbehaltenen Mo⸗ 

difikationen des Paragraphen acht; 

4) durch Erlaß der den dritten im Paragraphen zehn erwähnten Fall der Haus⸗ 

ſuchung ordnenden Geſetze; 
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5) durch den Erlaß der nach Paragraph neunzehn, zwanzig und einund- 
zwanzig erforderlichen Vorſchriften über Eid, Ehe und Standesbücher; 

6) durch Einrichtung des Schulweſens auf Grund der Paragraphen dreiund⸗ 
zwanzig und ſechsundzwanzig; 

7) durch Anderungen im Gerichts- und Verwaltungsweſen gemäß den Beſtim⸗ 
mungen des Paragraphen dreiunddreißig unter Nr. eins, der Para- 
graphen neununddreißig, einund vierzig, zweiundvierzig in Abſatz 
zwei und drei, ſowie der Paragraphen dreiund vierzig bis einſchließlich 
achtundvierzig. 

r IV 


Ebenſo iſt ungeſäumt die weitere Feſtſtellung der in den Paragraphen vierund- 
dreißig, bis einſchließlich ſiebenunddreißig geordneten Eigentums verhältniſſe 
in den einzelnen Staaten vorzunehmen (zu treffen). 

Die bereits endgültig erfolgten Ablöſungen oder Aufhebungen der in dieſen 
Paragraphen, ſowie in dem Paragraphen dreiunddreißig, bezeichneten Lei- 
ſtungen und Abgaben bleiben in ihrem ganzen Umfange aufrechterhalten. 


v 


Der Erlaß und die Ausführung der vorſtehend gedachten neuen Geſetze ſollen von 
Reichs wegen überwacht werden. 


VI f 
Bis zum Erlaß der in den Paragraphen drei, dreizehn, dreißig und acht- 
und vierzig erwähnten Reichsgeſetze find die betreffenden Verhältniſſe der Landes⸗ 
geſetzgebung unterworfen. 


VII 


In den Fällen, wo nach dem Vorſtehenden neue Geſetze erforderlich oder in Aus⸗ 
ſicht geſtellt ſind, bleiben bis zum Erlaß derſelben für die betreffenden Verhältniſſe 
die bisherigen Geſetze in Kraft. Rückſichtlich der Hausſuchung bleibt denjenigen 
öffentlichen Beamten, welche hiernach zum Schutz der Abgabenerhebung und des 

Waldeigentums zur Hausſuchung befugt ſind, vorläufig dieſe Befugnis. 


IVILI 


Abänderungen der Grundverfaſſung einzelner deutſchen Staaten, welche durch 
die Abſchaffung der Standesvorrechte notwendig werden, ſollen innerhalb ſechs 
Monaten durch die gegenwärtigen Organe der Landesgeſetzgebung nach folgenden 
Beſtimmungen herbeigeführt werden: 

1) Die durch die Verfaſſungsurkunden für den Fall der Verfaſſungsänderungen 
vorgeſchriebenen Erſchwerungen der Beſchlußnahme finden keine Anwendung, 
vielmehr iſt in den Formen der gewöhnlichen Geſetzgebung zu verfahren; 

2) wenn in Staaten, wo zwei Kammern beſtehen, dieſer Weg keine Vereinigung 
herbeiführen ſollte, ſo treten dieſe zu einer zuſammen, um durch einfache 
Stimmenmehrheit die erforderlichen Beſchlüſſe zu faſſen. 


Sind in der bezeichneten Friſt die betreffenden Geſetze nicht erlaſſen, ſo hat die 
Reichsgewalt nach Lage der Sache die Maßregeln au treffen, welche die Ausführung 
ſichern. 


Frankfurt a. Main. 


[Anlage 5 


Reichsoberhaupt und Neichsrat 
a. Entwurf der Vorkommiſſion 


Erſte von Beſeler niedergeſchriebene Faſſung mit den eigenhändigen Anterſchriften 
der Verfaſſer. Vieles ausgeſtrichen, geändert, eingeſchoben; daraus erklärt ſich 
z. B. die am Schluß unrichtige Zählung. Es wird im weſentlichen nur die er⸗ 
f ſichtlich endgültige Form mitgeteilt 


Das Reichsoberhaupt 
Artikel I 


81 
Die Würde des Reichsoberhaupts 
fol einem der regierenden Fürften 
Deutſchlands und zwar kraft der Ent- 
ſcheidung der verfaſſungsgebenden deut⸗ 
ſchen Nationalverſammlung dem regie⸗ 
renden Könige von Preußen und ſeinem 
Stamme mit erblichen Rechten vertraut 
ſein. 
Er führt den Titel Kaiſer von Deutſch⸗ 
land. 
82 


Der Kaiſer reſidiert während der 
Dauer der Reichstage am Sitze der 
Reichsregierung zu Frankfurt am Main. 


83 
Er bezieht eine Zivilliſte, welche mit 
dem Reichstage bei jedem Thronwechſel 
zu vereinbaren iſt. 


Art. I 


81 
Die Würde des Reichsoberhauptes 
iſt erblich nach dem Rechte der Erſt⸗ 
geburt. 
Das Reichs oberhaupt führt den Titel: 
Kaiſer von Deutſchland. 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 46 


81 
Die Form der Reichsregierung ſoll 
die konſtitutionell⸗monarchiſche ſein ſaus⸗ 
geſtrichen]. 
81 
Die Würde des Reichsoberhauptes 
wird kraft des Beſchluſſes der verfaſ— 
ſungsgebenden deutſchen Nationalver⸗ 
ſammlung dem im Königreich Preußen 
regierenden Hauſe Hohenzollern erblich 
nach dem Recht der Erſtgeburt über- 
tragen. 
Das Reichsoberhaupt führt den Titel 
Kaiſer von Deutſchland. 


82 
Die Refidenz der Kaiſers iſt am Sitze 
der Reichsregierung zu Frankfurt am 
Main. 


§ 4 [ftatt 3] 
Er bezieht eine Zivilliſte, welche mit 
dem Reichstage bei jedem Thronwechſel 
zu vereinbaren iſt. . 


81 
Die Würde des Neichsoberhauptes 
iſt erblich nach dem Rechte der Erit: 
geburt. 
Das Reichsoberhaupt führt den Titel: 
Kaiſer von Deutſchland. 
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8 2 Zuſatzartikel 
Die Refidenz des Kaiſers iſt am Sitze Die Würde des Reichs oberhauptes 
der Reichsregierung zu Frankfurt am wird dem im Königreich Preußen re⸗ 
Main. gierenden Haufe Hohenzollern über- 
83a tragen e ee nd 
So öft ih ie n Sit der darunter verſehen. Ausge trichen olgt 
e 127 55 muß ch) noch: Könige von Preußen übertragen!. 
einer der Reichsminiſter in feiner un⸗ | 
mittelbaren Umgebung fein. 


8 3 
Der Kaiſer bezieht eine Zivilliſte, 
welche der Reichstag bei jedem Thron⸗ 
wechſel feſtſetzt. 


Art. II 
84 


Der Kaiſer iſt (unverletzlich und) unverantwortlich. Er übt die ihm übertragene 
Gewalt durch verantwortliche, von ihm ernannte Miniſter aus. 


85 
Für die Gültigkeit einer jeden vom Kaiſer ausgehenden Regierung 
bedarf es der Genehmigung mindeſtens eines der Reichsminiſter. 


Art. III 


8 6 
Der BEN bat die Regierungsgewalt in allen Angelegenheiten des Reichs nach 
Maßgabe der Reichsverfaſſung. 
87 
Der Kaiſer übt die völkerrechtliche Vertretung des deutſchen Reichs und der 


einzelnen deutſchen Staaten aus. Er ſtellt die Geſandten und Konſuln an und 
führt den diplomatiſchen Verkehr. 


88 
Dem Kaiſer ſteht ausſchließlich das Recht des Krieges und Friedens zu. 


8 9 
Er ſchließt die Bündniſſe und Verträge mit dem Auslande ab ohne Mitwirkung 
des Reichstages, inſoweit dieſe nicht Afüſſens mäßig vorbehalten iſt. 


8 10 
Alle 15 rein privatrechtlichen Verträge, welche eine deutſche Regierung fe] 
unter fich oder mit auswärtigen Regierungen abſchließt, find dem Kaiſer zur Kennt⸗ 


nisnahme und, ee das Neichsintereſſe dabei beteiligt iſt, zur Beſtätigung vor⸗ 
zulegen. 
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KR 8 11 Ä 
Der Kaiſer hat das Recht des Gefegesvorfchlags; er verkündet die von ihm 
ſanktionierten Geſetze. Er erläßt die zur Vollziehung derſelben nötigen Verord— 
nungen. 
812 


In Straffachen, die zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehören, hat der Kaiſer 
das Recht der Begnadigung — mit Ausnahme des Falls der Miniſteranklage. 


8 13 


Aberhaupt ſtehen dem Kaiſer als Träger der Regierungsgewalt diejenigen Rechte 
und Befugniſſe zu, welche die Verfaſſung der Reichsgewalt beilegt und dem Reichs⸗ 
tage nicht ausdrücklich zugewieſen ſind. 


Art. IV 
Der Reichsrat 


812 
Der Reichsrat befteht aus den Bevollmächtigten der deutſchen Staaten und 
Staatenverbände, welche im Staatenhauſe vertreten ſind. Jeder Staat und Staaten⸗ 
verband ernennt dazu ein Mitglied; die vier freien Städte werden durch ein Mit⸗ 
glied vertreten. 
8 13 
Der Reichsrat bildet ein Kollegium; er verſammelt ſich am Sitz der Reichs⸗ 
regierung. 
8 14 
Die Beſchlüſſe des Reichsrats werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. 


8 16 


Dem Reichsrat ſind die Geſetzentwürfe, welche die Reichsregierung bei dem 
RNeichstage einbringen will, vorher zur Begutachtung vorzulegen. Der Reichsrat 
iſt verpflichtet, innerhalb 4 Wochen nach Mitteilung des Geſetzentwurfs ſein 
Gutachten einzuliefern. 


8 17 


Die Reichsregierung iſt befugt, auch über Vorlagen der vollziehenden Gewalt 
das Gutachten des Reichsrats einzuziehen. 


Soiron. G. Beſeler. F. Dahlmann. Droyſen. 
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[b. Vorlage der Vorkommiſſion. 


Handſchriftliche Faſſung Droyſens 
Das Reichsoberhaupt 


Artikel 1 


81 
Die Würde des Reichsoberhauptes 
iſt erblich nach dem Rechte der Erſtge⸗ 
burt. 
Das Reichsoberhaupt führt den Titel 
Kaiſer von Deutſchland. 


8 

Der Sitz der Reichsregierung iſt zu 
Frankfurt am Main. 

So oft ſich der Kaiſer nicht am Sitz 
der Reichsregierung befindet, muß einer 
der Reichsminiſter in feiner unmittel⸗ 
baren Amgebung ſein. 


83 
Der Kaiſer bezieht eine Zivilliſte, 
welche der Reichstag bei jedem Thron⸗ 
wechſel feſtſetzt. 


Artikel II 
8 4 


Der Kaiſer iſt unverantwortlich (und 
unverletzlich). Er übt die ihm übertra⸗ 
gene Gewalt durch verantwortliche von 
ihm ernannte Miniſter aus. 


85 
Für die Gültigkeit einer jeden von dem 
Kaiſer ausgehenden Regierungshand⸗ 
lung bedarf es der Gegenzeichnung min⸗ 
deſtens eines der Reichsminiſter. 


Endgültige gedruckte Faſſung!] 
Das Reichs oberhaupt 


Artikel I 


81 
Die Würde des Reichsoberhauptes 
5 erblich nach dem Rechte der Erſtge⸗ 
urt. 8 
Das Reichs oberhaupt führt den Titel: 
Kaiſer von Deutſchland. 


82 

Der Sitz der Reichsregierung iſt zu 
Frankfurt a. M. 

So oft ſich der Kaiſer nicht am Sitze 
der Reichsregierung befindet, muß einer 
der Reichsminifter in feiner unmittel⸗ 
baren Amgebung fein. 


Minoritätserachten zu 8 2 
Ich behalte mir vor, die Gründe, 
welche für Erfurt als Sitz der Reichs⸗ 
regierung ſprechen, hervorzuheben. 
Beſeler. 


Der Kaiſer bezieht eine Zivilliſte, 
welche der Reichstag bei jedem Thron⸗ 
wechſel feſtſetzt. 


Artikel II 
84 


Der Kaiſer iſt unverletzlich und unver⸗ 
antwortlich. Er übt die ihm übertragene 
Gewalt durch verantwortliche, von ihm 
ernannte Miniſter aus. 


85 
Für die Gültigkeit einer jeden vom 
Kaiſer ausgehenden Regierungshand— 
lung bedarf es der Genehmigung [von 
Beſeler mit Bleiſtift verbeſſert in: 
Gegenzeichnung] wenigſtens eines der 
Reichsminiſter. 


1 Vgl. oben S. 275. 370. Bereits von Bergſträßer aus den Papieren Eigen- 
brodts veröffentlicht. Hiſtoriſche Vierteljahrsſchrift 6. Jahrgang 1913, 378ff. 
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Artikel III 


8 6 
Der Raifer hat die Regierungsgewalt 
in allen Angelegenheiten des Reichs 
nach Maßgabe der Neichsverfaſſung. 


8 7 
Der Kaiſer übt die völkerrechtliche 
Vertretung des deutſchen Reichs und 
der einzelnen deutſchen Staaten aus. 
Er ſtellt die Geſandten und Konſuln 
an, und führt den diplomatiſchen Ver— 
kehr. 
88 


Dem Kaiſer ausſchließlich ſteht das 
Recht des Kriegs und Friedens zu. 


89 
Der Raifer ſchließt die Bündniſſe und 
Verträge mit dem Ausland ab, ohne 
Mitwirkung des Reichstages, inſoweit 
dieſe nicht verfaſſungsmäßig vorbehal- 
ten iſt. 
810 
Alle nicht rein privatrechtlichen Ver— 
träge, welche deutſche Regierungen unter 
ſich oder mit auswärtigen Regierungen 
abſchließen, ſind dem Kaiſer zur Kennt⸗ 
nisnahme und inſofern das Reichsinter⸗ 
eſſe dabei beteiligt iſt, zur Beſtätigung 
vorzulegen. . 


8 11 
Der Kaiſer hat das Recht des Ge— 
ſetzesvorſchlages. Er verkündet die von 
ihm ſanktionierten Geſetze. Er erläßt die 
zur Vollziehung derſelben nötigen Ver⸗ 
ordnungen. 


8 12 
In Straffachen, die zur Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts gehören, hat der 
Kaiſer das Recht der Begnadigung, mit 
Ausnahme des Falls der Miniſteran⸗ 
klage. 
8 13 
ſpäter eingeſchoben; daher nachher die 
falſche Zählung.) 
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Artikel III 


S 6 
Der Kaiſer hat die Regierungsgewalt 
in allen Angelegenheiten des Reichs 
nach Maßgabe der Reichsverfaſſung. 


87 
Der Kaiſer übt die völkerrechtliche 
Vertretung des deutſchen Reichs und 
der einzelnen deutſchen Staaten aus. Er 
ſtellt die Reichsgeſandten und Konſuln 
an und führt den diplomatiſchen Ver⸗ 
kehr. 
88 


Dem Kaiſer ausſchließlich ſteht das 
Recht des Krieges und Friedens zu. 


89 
Er ſchließt die Bündniſſe und Ver— 
träge mit auswärtigen Mächten ab ohne 
Mitwirkung des Reichstages, inſoweit 
dieſe nicht verfaſſungsmäßig vorbehal⸗ 
ten iſt. 
8 10 
Alle nicht rein privatrechtlichen Ver⸗ 
träge, welche deutſche Regierungen unter 
ſich oder mit auswärtigen Regierungen 
abſchließen, ſind dem Kaiſer zur Kennt⸗ 
nisnahme und, inſofern das Reichsinter— 
eſſe dabei beteiligt iſt, zur Beſtätigung 
vorzulegen. 


8 11 
Der Kaiſer hat das Recht des Ge— 
ſetzesvorſchlags; er verkündet die von 
ihm ſanktionierten Geſetze und erläßt die 
zur Vollziehung derſelben nötigen Ver: 
ordnungen. x 
8712 
In Straffachen, welche zur Zuſtändig⸗ 
keit des Reichsgerichts gehören, hat der 
Kaiſer das Recht der Begnadigung, — 
den Fall der Miniſteranklage ausge⸗ 
nommen. 
8 13 
Dem Kaiſer liegt die Wahrung des 
Reichsfriedens ob; er hat die Verfügung 
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Dem Raifer liegt die Wahrung des 
Reichsfriedens ob. 


8 14 

Aberhaupt ſtehen dem Kaiſer als Trä⸗ 
ger der Regierungsgewalt diejenigen 
Rechte und Befugniſſe zu, welche in der 
Verfaſſung der Reichsgewalt beigelegt 
und dem Reichstage nicht ausdrücklich 
zugewieſen ſind. 

(Geheimer Artikel). Das deutſche 
Kaiſertum wird dem im Königreich 
Preußen regierenden Haufe Hohenzol- 
lern kraft des Beſchluſſes des verfaf- 
ſungsgebenden deutſchen Reichstags 
vom .. . Dezember 1848 erblich über- 
tragen. 


(Der Reichsrat) 


(Artikel IW 


: 8 14 

Der Reichsrat beſteht aus den Be⸗ 
vollmächtigten der deutſchen Staaten 
und Staatenverbände, welche ſelbſtändig 
im Staatenhauſe vertreten ſind. 

Jeder Staat oder Staatenverband er⸗ 
nennt dazu ein Mitglied, die vier freien 
Städte werden durch ein Mitglied ver⸗ 
treten. 

8 15 

Der Reichsrat bildet ein Kollegium; 
er verſammelt ſich am Sitze der Reichs⸗ 
regierung. 

8 16 

Die Beſchlüſſe des Neichsrates wer⸗ 

den durch Stimmenmehrheit gefaßt. 


81 
Die Reichsregierung wird bei den 
Verhandlungen des Reichsrates durch 
die Miniſter oder deren Kommiſſarien 
vertreten. 
RS 
Dem Reichsrate find die Geſetzent— 
würfe, welche die Reichsregierung bei 
dem Reichstage anbringen will, zur Be⸗ 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


über die bewaffnete Macht; überhaupt 
ſtehen ihm als Träger der Regierungs- 
gewalt im Reich diejenigen Rechte und 
Befugniſſe zu, welche in der Verfaſſung 
der Reichsgewalt beigelegt und dem 
Reichstage nicht zugewieſen ſind. 


Der Reichsrat 


Art. IV 


81 

Der Reichsrat beſteht aus den Be⸗ 
vollmächtigten der deutſchen Staaten 
und Staatenverbände, welche ſelbſtändig 
im Staatenhauſe vertreten ſind. Jeder 
Staat oder Staatenverband ernennt da⸗ 
zu ein Mitglied; die vier freien Städte 
werden durch ein Mitglied vertreten. 


82 
Der Reichsrat bildet ein Kollegium; 
er verſammelt ſich am Sitze der Reichs⸗ 
regierung. 
83 


Die Beſchlüſſe des Reichsrates wer- 
den durch Stimmenmehrheit gefaßt. 


84 
Die Reichsregierung wird bei den 
Verhandlungen des Reichsrates durch 
die Miniſter oder deren Kommiſſarien 
vertreten. 5 
8 5 


Dem Reichsrate ſind die Gefegent- 
würfe, welche die Reichsregierung bei 
dem Reichstage einbringen will, zur Be⸗ 


Anlage 5b. o: Reichsoberhaupt und Reichsrat 


gutachtung vorzulegen. Der Reichstag 
iſt verpflichtet, innerhalb vier Wochen 
nach Mitteilung des Geſetzentwurfes 
ſein Gutachten darüber abzugeben. 


8 19 
Die Reichsregierung iſt befugt, über 
Vorlagen, welche Maßregeln der voll⸗ 
ziehenden Gewalt betreffen, namentlich 
über Verträge mit auswärtigen Mäch- 
ten, das Gutachten des Reichsrats ein⸗ 
zuziehen. 


Geheimer Artikel. Wenn die Wür⸗ 
de des Reichs oberhauptes an die Krone 
Preußen übertragen wird und Oſterreich 
dem deutſchen Bundesſtaate nicht bei⸗ 
tritt, ſoll der bayriſche Bevollmächtigte 
den Vorſitz im Neichsrate führen. Sein 
erſter Stellvertreter ſoll der ſächſiſche, 
fein zweiter Stellvertreter der hannov⸗ 
riſche, ſein dritter Stellvertreter der 
würtembergiſche Bevollmächtigte ſein. 
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gutachtung vorzulegen. Der Reichsrat 
iſt verpflichtet, innerhalb 4 Wochen 
nach Mitteilung des Geſetzentwurfs 
ſein Gutachten darüber abzugeben. 


8 6 
Die Reichsregierung iſt befugt, über 
Vorlagen welche Maßregeln der voll⸗ 
ziehenden Gewalt betreffen, namentlich 
auch über Verträge mit auswärtigen 
Mächten, das Gutachten des Reichs: 
rates einzuziehen. 


Minoritätserachten 
Ich wünſche den 8 6 fo gefaßt: 
Die Reichsregierung iſt befugt, über 
Vorlagen, welche Maßregeln der voll: 
ziehenden Gewalt betreffen, das Gut⸗ 
achten des Reichsrates einzuziehen. 
Dahlmann. 


c. Bericht | 
der von der Geſellſchaft im Kaſino zur Begutachtung der Ober— 
hauptsfrage niedergeſetzten Kommiſſion (Schubert, Duncker, Langer— 
feldt, Zachariä) 


Berichterſtatter: Duncker! 


Ihre Kommiſſion hat die verſchiedenen Formen und Kombinationen, welche ſich 
für die Konſtituierung der Regierung des neu zu gründenden Bundesſtaates dar- 
bieten, reiflich zu erwägen geſtrebt. 

Es ſchien derſelben zunächſt, daß auf eine Erneuerung oder Amgeſtaltung des alten 
Bundestages in keiner Weiſe eingegangen werden könne, da einerſeits die Einzel⸗ 
ſtaaten im Staatenhauſe vertreten, andererſeits eine Regierung durch inſtruierte 
und zu inſtruierende Bevollmächtigte jede raſche und kräftige Verwaltung unmög— 
lich machen würde, endlich die Organiſation des Bundesſtaats durch Volksvertre⸗ 
tung und Staatenhaus eine wirkliche dieſen Staatsgewalten gegenüberſtehende und 
von ihnen abhängige, von den Einzelftaaten dagegen freie Exekutive erheiſche. Eben⸗ 
ſowenig Anklang fand die freie, in gewiſſen Zeiträumen zu erwählende Präſidentur. 
Anſeren politiſchen Prinzipien entgegen, mußte es zugleich auf den erſten Blick 
klar ſein, daß der Widerſpruch einer über und gegen 30 Fürſtentümer in die Luft 


1 Obwohl dieſer Bericht in den Protokollen des Verfaſſungsausſchuſſes nicht erwähnt 
wird, laſſe ich ihn hier nach dem in Droyſens Nachlaß erhaltenen Druck folgen, da er 
meines Wiſſens nicht wieder mitgeteilt worden iſt. Vgl. R. Haym, Das Leben Max 
Dunckers, Berlin 1891, Gaertner, 98 ff. 
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gebauten Republik ſo groß ſei, daß dieſe niemals zu einigem Leben gelangen, daß 
hiermit die Einheit Deutſchlands am wenigſten geſichert, wohl aber am meiſten 
gefährdet ſei. Nirgends fand die Aberzeugung Widerſpruch, daß die Einheit eben⸗ 
ſo undenkbar wie unhaltbar ſei ohne genaue und zutreffende Abereinſtimmung der 
Verfaſſung für den Bundesſtaat mit den Verfaſſungen der Einzelſtaaten: wie 
denn ja bereits in dieſem Sinne die Konſtruktion des Volkshauſes und des Staaten⸗ 
hauſes, die Attribute des Oberhaupts vom Verfaſſungsausſchuß gedacht und von 
der Reichsverſammlung genehmigt ſeien. Ohne eine ſolche ſtreng durchgeführte 
Konformität würde ſich niemals ein feſter Zuſammenhang zwiſchen dem Ganzen 
und den Teilen herſtellen laſſen. 

Die nächſte, weiterhin ſich darbietende Kombination für die oberſte Gewalt des 
Bundesſtaates iſt der Turnus. Es konnte auf einen Augenblick angemeſſen er⸗ 
ſcheinen, die Reichsregierung unter den Fürſten der mächtigeren Staaten, unter 
Oſterreich und Preußen allein, unter Oſterreich, Bayern und Preußen, oder unter 
dieſen nebſt Württemberg, Sachſen und Hannover der Reihe nach wechſeln zu laſſen. 
Aber bald mußten ſich hiergegen große Bedenken erheben. Darf man auf eine kon⸗ 
ſtante Politik innerhalb des Bundesſtaates und gegen außen rechnen, wenn die 
Reichsregierung alle drei oder alle 4 bis 5 Jahre in andere Hände kommt, iſt ein 
ſolches Reichsregiment ſtark genug, wenn es von einer Großmacht gegen das 
Intereſſe der anderen geübt wird, iſt es ausreichend, wenn es in die Hand eines 
kleinen Staates gelegt, gegen einen größeren, gegen eine Großmacht oder gegen 
alle unerwünſchte Beſchlüſſe des Reichstags in Vollziehung ſetzen ſoll? Wird der 
jeweilige Inhaber der Reichsgewalt die höhere Stellung, welche ihm der Turnus 
auf eine Zeitlang anweiſt, im Sinn des Ganzen gebrauchen, wird er die Kräfte ſeines 
Staates der Geſamtheit willig hingeben, oder wird er ſeine vorübergehende Herr— 
lichkeit nicht lieber dazu benutzen wollen, die Intereſſen feines Privatſtaates 
zu fördern, das Ganze für den Teil aus zubeuten? Wie man auch über die 
Gewalt denken mag, welche neben dem Volkshaus und Staatenhaus der Regierung 
durch die Reichsverfaſſung, ſoweit dieſe bisher votiert iſt, eingeräumt wird, fo viel 
wird jeder zugeben müſſen, daß ſie in der Verfügung über Heer und Flotte, in der 
Aufſicht über Schiffahrt und Verkehr, in der Handhabung der inneren Sicherheit 
und der auswärtigen Politik, in der Abſchließung von Bündniſſen und Verträgen, 
in der Beſtellung der Geſandtſchaften, in der Handhabung der Zoll- und Handels- 
politik, in ihrer Stellung dem Parlament gegenüber ausreichende Mittel für einen 
bedeutenden Einfluß beſitzt. Damit aber bieten ſich ihr auch ausreichende Mittel 
für die Intrigue und für die Korruption in dem Sinne der angedeuteten Abſichten dar. 

Zweckmäßiger ſchien es demnach ſtatt des Wechſels der Reichsregierung unter 
den mächtigſten und mittleren Staaten die Einheit durch eine gleichzeitige ge- 
meinſchaftliche Regierung der mächtigſten Staaten allein oder wiederum mit 
Hinzuziehung der mittleren zu konſtruieren: durch eine Trias alſo, in welcher 
Oſterreich, Preußen und Bayern vertreten würden. Für den Fall des Zurücktretens 
Oſterreichs würden in dieſe Kombination neben Preußen und Bayern auch die 
übrigen deutſchen Königreiche zur Stellung eines Mitgliedes für das Direktorium 
herbeizuziehen ſein. Wenn hierin einerſeits nur eine Abbreviatur des Bundestags 
durch Ausſchluß der kleineren Staaten gefunden werden kann, fo liegt doch anderer- 
ſeits zutage, daß mit der Dreiheit, wenn auch keine feſte innere Einheit, ſo doch 
wenigſtens eine Permanenz und Stabilität erreicht wird, welche dem wechſelnden 
Turnus gänzlich abgeht. Die Reichsregierung würde in dieſem Fall durch bleibende 
Delegierte der betreffenden Staaten, die durch dieſe Repräſentanten in das Intereſſe 
des Ganzen gezogen ſein ſollen, ausgeübt werden am beſten durch Prinzen jener 
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fürſtlichen Häuſer, infofern dadurch das monarchiſche Prinzip (wenn auch hier drei- 
fach geteilt) am beſten gewahrt und den übrigen Fürſten die Anterordnung leichter 
gemacht werden würde. Indes leidet auch dieſe Kombination an großen Mängeln. 
Zunächſt macht ſich der Mangel einer prompten Entſcheidung in letzter Inſtanz fühl⸗ 
bar, wie dieſe allein eine individuelle Spitze zu gewähren vermag, ein Abelſtand, 
der um fo gefahrdrohender wird für die einheitliche Leitung der Reichsregierung, 
wenn man die notwendigen Folgen von Spaltungen innerhalb des Reichsdirek— 
toriums auf das Reichsminiſterium und von dieſem wieder in das Staatenhaus 
und in das Volkshaus hinein ins Auge faßt, wenn man ſich die Schwerfälligkeit 
vergegenwärtigt, welcher außerdem die Reichsregierung unterliegen würde, inſofern 
abhängige Prinzen fürſtlicher Häuſer doch in allen wichtigen Fällen die Intereſſen 
ihrer Kronen würden wahren und die Natſchläge ihrer Regierungen würden ein- 
holen wollen oder wie leicht bereits gefaßte Beſchlüſſe des Reichsdirektoriums 
durch nachträgliche Einflüſſe der Heimat wieder ins Wanken und Schwanken ge— 
bracht werden könnten. 

Schwerer aber wiegen noch andere Bedenken. Das Proviſorium, in welchem wir 
ſtehen, hat ſattſam gezeigt, wie ſchwach die Zentralgewalt namentlich den größeren 
Staaten gegenüber iſt, ohne daß ihr unmittelbar eine entſcheidende Macht zur Ver⸗ 
fügung ſteht, welche ſchon durch ihr moraliſches Gewicht, durch die Furcht mit 
einem Worte, keinen Gedanken an Widerſtreben aufkommen läßt. War aber die 
Zentralgewalt ohnmächtig in einer Zeit, als ihr der Aufſchwung der ganzen Nation, 
die lebendige und kräftig treibende Idee der nationalen Einigung helfend und ſtützend 
zur Seite ſtand, wie ſoll es werden, wenn im notwendigen Gang der Geſchichte 
der Erhebung die Senkung, dem Anlauf der Rücklauf, dem Drange nach Einigung 
der Gegenſtoß des Partikularismus folgt. Beide Momente, ſowohl der Trieb nach 
Einheit als die Gewohnheit des geſonderten Daſeins, der Drang nach dem Ganzen 
und die Traditionen der Geſchichte des Stammes wechſeln und bekämpfen einander 
in der Vergangenheit und in der Gegenwart Deutſchlands wie in der Bruſt jedes 
einzelnen. 

Wenn aber gegen das Bedenken einer zu ſchwachen Reichsgewalt in der Form 
der Dreiheit mit Recht eingeworfen wurde, daß in den nun bald definitiv feſtgeſtell⸗ 
ten Rechten der Reichsgewalt den Einzelſtaaten gegenüber, in dem moralifchen. 
Anſehen des Volks hauſes, verbunden mit dem des Staatenhauſes, größere Garan⸗ 
tien für die Kraft der Zentralgewalt lägen, als in den bisherigen proviſoriſchen 
Zuſtänden, ſo ließ ſich andererſeits wiederum nicht wohl leugnen, daß, wenn auch 
alle dieſe Inſtitutionen der Reichsregierung für den gewöhnlichen Lauf der 
Dinge wohl eine vollkommen ausreichende Macht ſicherten, doch für außergewöhn— 
liche kritiſche Momente keinerlei Garantien für ihre durchgreifende Kraft vor— 
handen ſeien. Es konnte ferner nicht wohl in Abrede geſtellt werden, daß in der 
Form des dreifachen Reichsdirektoriums die Stellung der größeren Fürften zu 
ihren Staaten die alte bleibt, daß fie hier den Boden ihrer Macht und ihres Ruhmes 
erblicken werden und erblicken müſſen, daß ihnen trotz ihrer Repräſentation im 
Reichsdirektorium eine eingreifende Stellung, ein freier Spielraum nur in den er⸗ 
erbten und angeſtammten Staaten bleibt. Ihre Hausmacht wird ihnen höher ſtehen 
als ihr Anteil an der Reichsmacht. Faßt nun der Reichstag Beſchlüſſe gegen die 
Intereſſen dieſer Hausmacht, gegen die Intereſſen der großen Stämme, wird zum 
Aberfluß der eigene Nepräſentant in den Trias überſtimmt, ſtehen Regierung und 
Volk gegen das Reich zuſammen, fo iſt keine Aus ſicht geboten, den Widerſtrebenden 
zu überwältigen, will man nicht die Durchführung eines jeden Beſchluſſes der Art: 
auf die Entſcheidung eines Bürgerkrieges ſtellen. Es wird überflüſſig ſein, die 
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Perſpektive, auf welcher ſich alsbald Sonderbündniſſe, Verträge mit dem Aus⸗ 
lande und andere traurige Erfahrungen der älteren deutſchen Geſchichte darſtellen, 
weiter auszuführen. 

Es reiht ſich aber daran noch eine andere Betrachtung. Faſt mit Gewißheit iſt 
vorauszuſehen, daß das Volkshaus auf Zentraliſation, auf eine fortdauernde Stei⸗ 
gerung der Reichsgewalt dringen wird; — denn es wird durch feinen Urfprung 
und feine Stellung als Nepräfentant der geſamten Nation getrieben, in dieſer Rich- 
tung vorzugehen. Auf dieſer Bahn wird es immer weiter fortgeſtoßen werden, je 
geringer die wirkliche Gewalt der Reichsregierung iſt. In dieſem eifrigen Bemühen 
wird das Volkshaus die Reichsregierung von Tag zu Tag treiben, ein Miniſterium 
nach dem andern ſtürzen und die edelſten Kräfte der Nation allmählich nutzlos 
verbrauchen — denn in demſelben Maße, wie ſich das Zentraliſationsſtreben krank⸗ 
haft ſteigert, wird ſich der Widerſtand der Einzelſtaaten verſtärken, er wird in dem⸗ 
ſelben Verhältnis wachſen, als die Übergriffe der Geſamtvertretung die Nenitenz 
der Einzelſtaaten zu einer gerechtfertigten und begründeten machen. So ſteht auf 
dieſem Wege der Dreiheit leider eine fortdauernde lähmende und erſchöpfende 
Friktion zwiſchen den Reichsgewalten und den Einzelſtaaten zu befürchten. Denkt 
man ſich ein ſolches Ringen zwiſchen der Reichsgewalt und den Einzelſtaaten, wie 
es das Proviſorium bei gebrochener Macht der Regierung und unleugbar gutem 
Willen der meiſten derſelben ſattſam gezeigt hat, einige Jahre lang fortgeſetzt, ſo 
ſteht entweder der Zerfall der mühſam gebauten Einheit zu erwarten, oder aber 
eine neue Revolution. Die exkluſiv demokratiſche Partei würde dafür ſorgen, den 
Fürſten die ganze Schuld und den vollen Haß dieſes Verhältniſſes zuzuweiſen, 
und das Gelingen der neuen Revolution würde ein unheilvolles Experiment der 
Republik fein. 

Aus allen dieſen Gründen glaubte die Mehrzahl Ihrer Kommiſſion die Form 
der einheitlichen Reichsregierung durch einen Fürſten vorziehen zu müſſen. 
Gegen die Wahl eines Fürſten auf gewiſſe Zeitfriſten ſprechen alle Gründe, welche 
den Turnus verwerflich erſcheinen ließen, ja es ſchien dieſe Form noch Schlim— 
meres in ihrem Gefolge zu haben als jene, inſofern dort der Wechſel wenigſtens 
ein feſtgeſtellter und regelmäßiger, hier aber ein zufälliger ſein würde, inſofern 
dort wenigſtens alle Wahlintriguen fehlen, die hier im reichlichſten Maße eintreten, 
und in der Rivalität, in dem Ehrgeiz der Stämme und Fürſten einen ſehr bereiten 
Boden finden würden; möchte man nun die Wahlperioden auf ſechs oder auf zwölf 
Jahre ausdehnen. Gewichtigere Gründe ſprechen für die Wahl eines Fürſten auf 
Lebenszeit. Faſt ebenſo ſtark, wie bei der periodiſchen Wahl iſt in dieſer doch dauer⸗ 
hafteren Form die gleiche Berechtigung der Bundesſtaaten gewahrt, wie zu- 
gleich dem Intereſſe aller einzelnen Fürſten und Stämme die gleiche Bahn geöffnet 
wird. Aber auch hier zeigten ſich bei einigen Vorteilen viel Nachteile. Indem man 
dem Partikularismus die Bahn öffnet, provoziert man dadurch nicht von vorn— 
herein alle ſeine Beſtrebungen, ſanktioniert man nicht deſſen Beſtehen für alle Zei⸗ 
ten? Dürfen in einem Bundesſtaate, der aus den ungleichſten Beſtandteilen ge⸗ 
bildet wird, die Rechte für alle gleich ſein? Darf man auf ehrliche Wahlen hoffen, 
wenn die Vertretung einzelner Staaten im Volkshauſe die Hälfte oder ein Drittel 
der geſamten Zahl der Vertreter ausmacht, wird man nicht in der Lage ſein, ſtets 
den Mächtigſten wählen zu müſſen; — oder aber, wenn die Wahl auf minder 
Mächtige fiele, oder von gewiſſen Parteien, in republikaniſchem oder partikulariſti⸗ 
ſchem Sinne, abſichtlich auf ſolche geleitet würde, um das ganze Inſtitut zu ſchwächen 
und zu diskreditieren, könnte man ſich der . hingeben, daß der Große dem 
Kleinen willig sehorchen werde? 
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Bei näherer Erwägung zeigten ſich die Abelſtände einer Wahlmonarchie in noch 
viel größerem Amfange und warnend traten die alten Wahlkaiſer aus den Blättern 
der Geſchichte hervor. Die Wahlmonarchie hat unſere Einheit, unſer Volk aus⸗ 
einandergeriſſen. Es iſt der Grundquell alles nationalen Unheils, daß die Huldigung 
des Nachfolgers in der Familie durch die emporgekommene Macht der Fürften in 
die Wahl überſetzt wurde. Sollte die Erneuerung dieſer Staatsform imſtande ſein 
die Einheit wie die Macht der Nation heute wieder au errichten und aufrecht: 
zuerhalten? 

Anwillkürlich müßten wir uns der Wahlkapitulationen der alten Kaiſer, der Kon⸗ 
zeſſionen, der Verſprechungen, welche ſie einzelnen Fürſten oder der Geſamtheit 
derſelben wahren mußten, um zum Throne zu gelangen, erinnern, unwillkürlich ge— 
dachten wir, wie es dieſe Konzeſſionen und Kapitulationen geweſen ſind, durch welche 
die Macht der Kaiſer und damit die einheitliche Kraft Deutſchlands verſchleudert 
wurde. Sollte der Wahlkaiſer der Zukunft ſich nicht in einer ähnlichen Lage be— 
finden, wenn er im natürlichen Streben die Wahl feinem Haufe auch für den Nach⸗ 
folger zu ſichern ſucht, und ſollten ſich nicht Rivale unter den Fürſten finden, welche 
das Angebot des derzeitigen Inhabers zu überbieten trachteten? Sage man nicht, 
daß die neue Organiſation Wahlumtriebe und Konzeſſionen dieſer Art unmöglich 
machen würde. Sie werden möglich fein, fo lange die Zentraliſation und der Par: 
tikularismus, der Republikanismus und der Monarchismus, die Intereſſen des 
Freihandels und des Schutzzolles miteinander im Kampfe liegen, ſo lange die 
Tendenzen des nördlichen und ſüdlichen Deutſchlands in manchen Stücken aus⸗ 
einandergehen, ſo lange Proteſtantismus und Katholizismus einander gegenüber 
bleiben, ſo lange einzelne Stämme und Staaten beſondere Intereſſen in der inneren 
und der auswärtigen Politik haben werden. So lange alle dieſe Elemente und 
Tendenzen im Volk und Staatenhauſe vertreten ſind (und ſie werden es immer ſein), 
ſo lange ſolche Anterſchiede in den Konfeſſionen, in den Regierungen und Stämmen 
lebendig ſind, wird es immer möglich ſein, durch angemeſſene Verſprechungen und 
Konzeſſionen dieſe oder jene Regierung, die Vertreter dieſes oder jenes Stammes 
zu gewinnen, Kombinationen, Koalitionen und Korruptionen auf ſolche Grund— 
lagen hin zu verſuchen und durchzuführen. 

Nehmen wir aber auch einmal an, dieſe ganz natürliche und notwendige Seite, 
welche den ſchwächſten Punkt aller Wahlmonarchien bildet, fehlte, ſetzen wir 
voraus, der Gewählte beſcheide ſich ruhig und loyal mit der für ſich erlangten 
Würde, nehmen wir an, der erledigte Thron gäbe zu keinen Rivalitäten und Be⸗ 
werbungen der Stämme und der Fürſten Veranlaſſung, ſo bleiben dennoch die 
Nachteile der Wahlmonarchie groß und bedeutend genug. Indem die Würde nur 
vorübergehnd einem Fürſten übertragen iſt, bildet ſie für ihn wohl eine Ehrenſache, 
nimmt aber ſein Intereſſe und ſeine Kraft nicht in vollem Maße in Anſpruch. 
Kaum ein Fürſt würde in ſolcher Lage anſtehen, die Herrſchaft ſeines angeſtammten 
Landes, ſeine Stellung zu dieſem für die Hauptſache, das Kaiſertum für die Neben⸗ 
ſache zu halten. Auch für dieſes Verhältnis gibt die ältere deutſche Geſchichte hin⸗ 
reichend warnende Beiſpiele. Der Wahlmonarch würde anſtehen, die volle Kraft 
ſeines Einzelſtaates in die Wagſchale des Ganzen zu werfen für eine Würde, welche 
mit ſeinem Leben erliſcht, er würde Bedenken tragen, das angeerbte Land auf Koſten 
des Ganzen zu ſchwächen. Viel näher liegt dagegen der umgekehrte Gedanke, die 
Stellung im Reiche auszubeuten für die Intereſſen und die Stärkung feines Erbes, 
die Reichsmacht zum Beſten der Hausmacht zu benutzen. 

In Erwägung aller dieſer Bedenken und Nachteile, in Rückſicht auf die innere 
Ruhe und Konſolidierung Deutſchlands, in Rückſicht auf die notwendige Feſtigkeit 
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und Stetigkeit der Verfaſſung wie der Regierung, auf das organiſche Einwachſen 
der neuen Geſtaltung der Dinge in Deutſchland, in Betracht der unerläßlichen 
Macht und Stellung Deutſchlands nach außen ſchien es deswegen aus allen Gründen 
dringend notwendig, einen und zwar den größten aller Einzelſtaaten vollkommen, 
dauernd und unauflöslich mit dem Ganzen zu verſchmelzen, d. h. von der Wahl- 
monarchie zur Erbmonarchie überzugehen und damit alle Schwankungen, alle 
Wahlbewegungen, alle partikularen Beſtrebungen ein für allemal zu überwinden 
und abzuſchneiden. 

Darüber konnte kein Zweifel ſein, daß nur diejenige Dynaſtie erblich an die Spitze 
geſtellt werden dürfe, welche dem Reiche die größte Macht mitbrächte, welche die 
bedeutendſten Kräfte unmittelbar zur Verfügung des Reiches ſtellte und damit die 
Vollziehung der Reichstagsbeſchlüſſe, die energiſche Durchführung der äußeren 

und inneren Politik für alle Zeiten ausreichend ſichere. 5 

Von dieſem Geſichtspunkte aus konnten nur die Dynaſtien von Oſterreich 
und Preußen in Betracht kommen. Sprachen für jene zunächſt ältere Anſprüche 
und größerer Machtumfang, ſo zeigten ſich doch bald die auseinandergehenden und 
zum Teil widerſtrebenden Intereſſen des öſterreichiſchen Staats und des übrigen 
Deutſchlands. Von einer Ecke des deutſchen Bodens, von einem deutſchen Kern 
aus iſt eine mächtige Monarchie gegründet worden, deren deutſche Bewohner nicht 
den vierten Teil der Geſamtzahl der Staatsangehörigen ausmachen, deren außer⸗ 
deutſche Beſitzungen die deutſchen weit überwiegen, deren Intereſſen mithin aus 
Deutſchland hinausfallen. Die Richtung der öſterreichiſchen Politik kann ſomit 
nicht dieſelbe ſein, wie die der deutſchen, die Intereſſen Deutſchlands und Oſterreichs 
können einander nicht ſchlechthin decken. Oſterreich kann in Deutſchland nicht auf- 
gehen. Wir ſehen ganz ab von der Monſtruoſität eines Reichs von 70 Millionen 
Menſchen, welches über alle möglichen und vernünftigen Dimenſionen hinausgeht, 
wir bleiben nur bei den entgegenſtehenden Tendenzen in der auswärtigen und in der 
inneren Politik für Deutſchland und Oſterreich einen Augenblick ſtehen. 

Wollte man auch für die Donauländer eine Solidarität Oſterreichs und Deutfch- 
lands zugeben, ſo fehlt dieſe für Oſterreichs Stellung in Italien und Galizien gänzlich. 

Sollte nun die Dynaſtie Lothringen an die Spitze Deutſchlands geſtellt werden, 
ſo müßte wenigſtens die geſamte auswärtige Politik vom deutſchen Parlamente 
abhängig gemacht werden, wenn nicht ein dauernder Widerſpruch in derſelben 
eintreten, wenn dieſelbe nicht einen zwiefachen Schwerpunkt haben, nicht nach zwei 
Richtungen hin auseinandergehen ſollte: wenn die öſterreichiſchen Geſandten für 
die Nebenländer den Beſtrebungen der deutſchen Diplomatie im Auslande nie⸗ 
mals entgegentreten ſollten. f 

Die Realiſierung dieſer ſchlechthin notwendigen Forderung würde aber ſofort 
eine bedeutende Schwächung Oſterreichs zur Folge haben, alsbald würden ſich die 
außerdeutſchen Völker Oſterreichs vernachläſſigt ſehen, ſie würde ſcheitern an dem 
Rechte und an dem Einſpruch der ſo lange mit Oſterreich verbundenen Stämme. 

Aber auch für die innere Politik würde eine Regierung des außerdeutſchen Oſter⸗ 
reichs vom deutſchen Parlamente aus ſtattfinden müſſen: denn man würde dem 
Kaiſer eine doppelte Stellung, einmal als deutſcher Kaiſer, dann als König von 
Galizien, Ungarn, Slavonien, Dalmatien, Italien kaum zugeſtehen können, wenn 
man nicht wiederum dem Intereſſe der Hausmacht neben dem der Reichsmacht 
einen weiten Spielraum öffnen wollte, wenn man nicht wiederum zugeben wollte, 
daß das Reich im Intereſſe der Hausmacht benutzt und ausgebeutet werde. Aber 
auch hiergegen würde ſich Recht und Kraft jener Nationen erheben, ebenſo wie der 
gerechte Sinn des deutſchen Volkes ſich ſträuben würde, alle dieſe Stämme als 
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willenloſe Knechte zu beherrſchen. Werden aber die außerdeutſchen Beſitzungen 
Oſterreichs in ſich ſelbſtändig durch Volksvertretungen organiſiert, zu welchen Zu⸗ 
ſtänden muß es führen, wenn hier in Frankfurt vom Kaiſer und von der Regierung 
dieſes, in Lemberg, in Peſth, in Mailand aber ganz etwas anderes und entgegen: 
geſetztes verlangt würde? Auch wäre hiermit der Widerſpruch von Reichs- und 
Hausmacht keineswegs gehoben. 

Iſt es aber unmöglich, die außerdeutſchen Länder Oſterreichs von Deutſchland der: 
geſtalt abhängig zu machen, daß ſie vom deutſchen Parlamente und vom deutſchen 
Kaiſer als ſolchem beherrſcht würden, ſo gibt es noch eine andere Anſicht, welche 
die Verſchmelzung beider Teile durch einen gemeinſchaftlichen Reichstag erlangen 
zu können glaubt. Aber jedermann erſchrickt ſogleich vor dem Gedanken, daß dieſes 
Parlament 70 Millionen zu vertreten hätte, deren Nepräſentanten weit über ein 
Drittel dem deutſchen Volke nicht angehören würden. And ſelbſt wenn Deutſchland 
dieſe Fremdlinge in ſolcher Zahl über ſeine Geſchicke mit entſcheiden laſſen wollte, 
würden jene Slawen, jene Magyaren, jeneer) Italiener die Minorität des deutſchen 
Parlamentes bilden wollen; würden ſie ſich auch in dieſer Form Deutſchland unter⸗ 
werfen wollen; ganz abgeſehen von den vollkommen widerſprechenden nationalen 
und ſtaatlichen Grundlagen dieſes weiten Völkerkomplexes. 

Noch ein dritter Weg iſt in Vorſchlag gebracht worden. Deutſchland wird mit 
den außerdeutſchen Beſitzungen Oſterreichs im Wege des Staatenbundes vereinigt. 
Indem aber hiermit die Perſonalunion faktiſch ausgeſprochen wäre, indem hiermit 
der engere und beſondere Verband, welcher Deutſch⸗Oſterreich mit den auswärtigen 
Ländern Oſterreichs zuſammenhält, gelöft wäre; indem Deutfch-Öfterreich dann in 
keinem anderen Verhältnis zu Venetien, Galizien, Dalmatien und Ungarn ſtände 
als etwa Bayern und Württemberg — die Perſon des Monarchen ausgenommen; 
— eingeſtandenermaßen aber dieſes engere Verhältnis den Kitt der öſterreichiſchen 
Großmacht bildet, da dieſe Länder ohne den deutſchen Kern alsbald auseinander 
fallen müßten, ſo würde auch auf dieſer Bahn nichts anderes als der Zerfall 
Oſterreichs zu erreichen ſein, und damit auch der deutſche Einfluß auf die Donau⸗ 
länder und die Donauſtaaten zu gleichem Schaden Oſterreichs wie Deutſchlands 
alsbald verſchwinden. g 

Dieſe Lage der Verhältniſſe macht eine Sonderſtellung für den Staat, welcher ſo 
weit über Deutſchland hinausgewachſen iſt, eine Zuſammenfaſſung ſeiner Kräfte in 
ſich ſelber unerläßlich. Mit konſequenter Hand hat die öſterreichiſche Politik ſeit 
1815, um nicht weiter zurückzugehen, eine ſolche Stellung im Auge gehabt: ſie hat 
ſich aus Deutſchland Schritt vor Schritt zurückgezogen, um ſtatt deſſen die Geſamt⸗ 
monarchie Oſterreich zu arrondieren und zu konſolidieren. Man gab die vorderöſter— 
reichiſchen Beſitzungen auf, man nahm das Elſaß nicht an, welches Preußens 
Bemühungen dem Kaiſerhauſe faſt aufzudrängen verſuchten; man befeſtigte ſich 
dagegen vor allem in Italien. Von der inneren Politik Deutſchlands trat man 
allmählich immer mehr zurück, ſoweit es nicht galt, politiſche Neuerungen zu unter⸗ 
drücken, im Grunde überließ man das übrige Deutſchland unter dem Namen des 
Zollvereins der preußiſchen Hegemonie. Mußte man im März d. J. den Stürmen 
der Revolution nachgeben, fo ſprach man doch ſchon im April wieder von der un- 
teilbaren Geſamtmonarchie, ſo wurde im Herbſte, als man ſich der Zügel wieder 
bemächtigt hatte, die alte Politik noch entſchiedener wieder aufgenommen und das 
Programm von Kremſier kann nur als der Schlußſtein derſelben erſcheinen. Es iſt 
aus dem Bewußtſein hervorgegangen, daß die Geſamtmonarchie vor allem erhalten 
werden müſſe, daß dazu Oſterreich aller ſeiner Kräfte, namentlich aber ſeiner deut⸗ 
ſchen bedürfe, um ſich zu behaupten und zu regenerieren, daß es die Maſſe der 
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Slawen, alle übrigen Nationen des weiten Reiches in die äußerſte Beſorgnis und die 
heftigſte Oppoſition ſetzen würde, wenn man einen engeren Anſchluß an Deutſchland 
verſuchen oder nur in Ausſicht ſtellen wollte. Dieſe Anſicht, daß die Geſamt⸗ 
monarchie durchaus erhalten werden müſſe, herrſcht aber nicht bloß bei der Regie⸗ 
rung, ſie iſt auch in den deutſch⸗öſterreichiſchen Provinzen lebendig. Unzweifelhaft iſt 
das Intereſſe für die Geſamtmonarchie in dieſen ſtärker, als das deutſche, und in dem 
Wiener Aufſtande, der immer als eine antiſlawiſche, vorzugsweiſe deutſche Bewe— 
gung hingeſtellt wurde, hat man von ſeiten des Reichstages ſtets die Erhaltung der 
Geſamtmonarchie an die Spitze geſtellt. 

In Betracht aller dieſer Verhältniſſe, i in Betracht, daß Oſterreich ein gewaltiger, 
ſich ſelbſt genügender Staat iſt, in Betracht, daß deſſen ungebrochene Exiſtenz für 
Deutſchland, namentlich für die Stellung nach Oſten, vom höchſten Intereſſe iſt, in 
Betracht, daß Deutſchland, abgeſehen von allem anderen, auch außerſtande iſt, 
Oſterreich zu einer Stellung zu zwingen, die es ſelbſt nicht einzunehmen für gut 
findet, ſcheint es am zweckmäßigſten, auf das Programm von Kremſier einzugehen 
und das übrige Deutſchland, bisher zerſplittert und vereinzelt, für ſich ebenfalls 
in eine große Maſſe, in ein Weſtreich dem Oſtreich gegenüber zuſammenzufaſſen 
und zu organiſieren: dann aber dieſe beiden Staaten in ein feſtes Bündnis zu 
bringen und dieſen Verband in bleibenden Inſtitutionen auszuprägen und lebendig 
zu machen. Dieſes verbundene Oſt⸗- und Weſtreich würde die Politik Mitteleuropas 
dominieren, bei einem Kampf gegen Rußland würde das Oſtreich von der Donau 
her dem Weſtreich die Flanke decken, bei einem Kampfe im Süden würde das Weſt⸗ 
reich die Kräfte Frankreichs am Niederrhein feſthalten. Das neue Bundes verhältnis 
würde auf der Grundlage des Bundesvertrags von 1815 errichtet werden, aber es 
würde die Geſamtmonarchie Oſterreichs umfaſſen: es würde dieſer auf volle Gegen⸗ 
ſeitigkeit baſierte Bund geleitet werden durch ein Direktorium oder einen Bundes- 
rat, beſtehend aus gleichviel Vertretern oder Kommiſſarien des Oſtreichs wie des 
Weſtreichs unter dem Präſidium Oſterreichs. 

Oſterreich hat in anzuerkennender und patriotiſcher Loyalität erklärt, die Errich⸗ 
tung des Weſtreichs, die Neugeſtaltung Deutſchlands in keiner Weiſe hindern zu 
wollen. Der Schwerpunkt desſelben wird dahin fallen müſſen, wo er faktiſch liegt. 
Wird dieſe Situation unſererſeits raſch und ſtaatsmänniſch erfaßt, ſo kann in dieſem 
Bundesſtaat für die zu errichtende Spitze jeder Gegenſatz von Haus- und Reichs⸗ 
macht aufgehoben werden, die gefährliche Reibung einer großen Staats vertretung 
neben der Reichsvertretung kann [zu] vermeiden, und ſtatt der gefürchteten Hege⸗ 
monie Preußens würde vielmehr die Herrſchaft Deutſchlands über Preußen, die 


unmittelbare und unbedingte Verfügung über die großen Kräfte dieſes Staates zu 


erlangen ſein. 

Trotz der Aberzeugung, daß ohne eine erbliche Abertragung der Reichsregierung 
eine feſte, geſicherte und ſtetige Einheit niemals zu erreichen ſein würde, trotzdem, 
daß eingeſtanden werden mußte, ohne dieſen Schritt ſei nicht einmal die Vollziehung 
der neuen Bundesverfaſſung geſichert, konnte man ſich doch auch die großen Schwie— 
rigkeiten eines ſolchen Schrittes nicht verhehlen. So unbegründet die Eiferſucht der 
übrigen Stämme erſcheint — da es ſich nicht um eine Hegemonie Preußens handelt: 
die nur dann ſtattfinden würde, wenn Preußen als geſchloſſener Staat etwa an die 
Spitze eines Trias träte — wir mußten ſie als vorhanden zugeben. Wir mußten uns 
der Stellung erinnern, welche Bayern Preußen gegenüber ſeit längerer Zeit ein⸗ 
genommen hat, wir mußten des alten, wenn auch großen Teils fiktiven Gegenſatzes 
von Nord: und Süddeutſchland gedenken, des Gegenſatzes zwiſchen Katholizismus 
und Proteſtantismus, jenes Gegenſatzes endlich, welcher auch in den materiellen 
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Intereſſen, in der Zoll- und Handelsfrage zwischen den nördlichen und ſüdlichen Ge- 
bieten Deutſchlands obwaltet; wir durften nicht verkennen, wie erfolgreich die 
Agitation dieſe Verhältniſſe benutzen könnte. Mit dem Ausſcheiden Oſterreichs 
könnte für Bayern, für Süddeutſchland, für den Katholizismus die Beſorgnis ein- 
treten, von Preußen und Norddeutſchland, vom Proteſtantismus unterdrückt zu 
werden. Hiergegen mußte zunächſt geltend gemacht werden, daß der Bundes vertrag 
des Weſtreichs und des Oſtreichs, dem ſüdlichen und dem weſtlichen Deutſchland 
die Stütze Oſterreichs nicht wegnimmt, ſondern deſſen moraliſches Gewicht fort— 
beſtehen läßt, dann aber ergab ſich die Notwendigkeit, gegen ſolche Beſorgniſſe 
Garantien in die Verfaſſung aufzunehmen. Es müßten dieſe beſtehen in einer an⸗ 
ſehnlichen Verſtärkung der Stimmenzahl Bayerns im Staatenhauſe und einer 
Gleichſtellung der Stimmenzahl zwiſchen Norddeutſchland und Süddeutſchland mit 
Einſchluß Thüringens im Staatenhauſe, in Beſtimmungen ferner für die kirchlichen 
Verhältniſſe, wie etwa die, daß zur Beſchlußnahme in kirchlichen Dingen zwei 
Drittel der Stimmen im Volkshauſe wie im Staatenhauſe erforderlich ſeien. 
Hiermit aber würden auch die Hauptbedenken, welche gegen eine erbliche Aber⸗ 
tragung der Reichsregierung in Deutſchland ſprechen, nach unſerer Anſicht, ge— 
hoben ſein. 

Ihre Kommiſſion (mit Ausnahme von Zachariä, welcher die Wahlmonarchie 
feſthält) ſchlägt demgemäß folgende Beſtimmungen vor: 


Artikel J 


81 
Die Würde des Reichsoberhaupts wird mit einer der deutſchen Kronen ver— 
bunden. Sie iſt erblich nach dem Rechte der Erſtgeburt. Ein Reichsgeſetz beſtimmt 
die nähere Ordnung der Thronfolge. 


82 | 
Der Titel des Reichsoberhaupts bleibt einer näheren Beſtimmung vorbehalten. 


8 3 
Der Sitz der Reichsregierung iſt Frankfurt am Main. Das Reichsoberhaupt 
nimmt, mindeſtens während der Dauer des Reichstages, feinen Aufenthalt am Sitz 
der Reichsregierung. 


84 
Beim Tode des Oberhaupts verſammelt ſich der Reichstag, kraft des Geſetzes, 
vier Wochen nach ſeinem Ableben. 


85 
Im Falle das Volkshaus aufgelöſt und die Zuſammenberufung des neuen auf 
eine ſpätere Zeit feſtgeſetzt iſt, tritt das alte bis zur Vereinigung des neuen, in ſeine 
Rechte wieder ein. 
8 6 


Vom Tode des Oberhaupts bis zur Eidesleiſtung des Nachfolgers oder des 
Reichs verweſers werden die verfaſſungsmäßigen Gewalten vom Geſamtmini⸗ 
ſterium im Namen des Reichs geübt. 
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87 
Iſt beim Tode des Oberhaupts der Nachfolger minderjährig, ſo vereinigen ſich 
beide Häuſer zu einer Verſammlung zur Einſetzung einer Vormundſchaft und 
Regentſchaft. 
88 


Dasſelbe geſchieht, wenn das Oberhaupt ſich in der Anmöglichkeit befindet, zu 
regieren. 
89 


Das Reichsoberhaupt ſowie der Reichs verweſer leiften beim Regierungsantritt 
dem verſammelten Reichstage folgenden Eid: 


„Ich ſchwöre, das Reich und die Rechte des deutſchen Volkes zu ſchirmen und 
die Verfaſſung aufrecht zu erhalten, ſo wahr mir Gott helfe“. 


Artikel II 


81 
Das Oberhaupt iſt unverletzlich und unverantwortlich. Es übt die ihm über⸗ 
tragene Gewalt durch verantwortliche, von ihm ernannte Miniſter aus. 


82 | 
Für die Gültigkeit einer jeden vom Oberhaupt ausgehenden Negierungshandlung 
bedarf es der Gegenzeichnung wenigſtens eines der Reichsminiſter. 


83 
Das Oberhaupt hat die Regierungsgewalt in allen Angelegenheiten des Reichs 
nach Maßgabe der Reichsverfaſſung. 


84 
Das Oberhaupt übt die völkerrechtliche Vertretung des deutſchen Reichs und 
der einzelnen deutſchen Staaten aus. Es ſtellt die Reichsgeſandten und Konſuln an 
und führt den diplomatiſchen Verkehr. 


85 
Dem Oberhaupte ausſchließlich ſteht das Recht des Krieges und des Friedens zu. 


S 6 
Es ſchließt die Bündniſſe und Verträge mit auswärtigen Mächten ab ohne 
Mitwirkung des Reichstages, inſoweit dieſe nicht verfaſſungsmäßig vorbehalten iſt. 


87 
Alle nicht rein privatrechtlichen Verträge, welche deutſche Regierungen ab- 
ſchließen, find dem Oberhaupt zur Kenntnisnahme und, inſofern das Neichs⸗ 
intereſſe dabei beteiligt iſt, zur Beſtätigung vorzulegen. 


88 
Das Oberhaupt hat das Recht des Geſetzvorſchlags; es verkündet die von ihm 
ſanktionierten Geſetze und erläßt die zur Vollziehung derſelben nötigen Verordnungen. 
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8 9 
In Strafſachen, welche zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehören, hat das 


Oberhaupt das Recht der Begnadigung, den Fall der Miniſteranklage ausge⸗ 
nommen. 


8 10 


Dem Oberhaupt liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob; er hat die Verfügung 
über die bewaffnete Macht, überhaupt ſtehen ihm als Träger der Regierungsgewalt 
im Reich diejenigen Rechte und Befugniſſe zu, welche in der Verfaſſung der 
Reichsgewalt beigelegt und dem Reichstage nicht zugewieſen find. 


Artikel III 


81 
Der Reichsrat beſteht aus den Bevollmächtigten der deutſchen Staaten, welche 
mehr als 250 000 Einwohner haben; das Präſidium wird von dem Bevollmäch— 
tigten des größten Staates geführt, mit Ausſchluß desjenigen, deſſen Fürſtenhaus 
die Würde des Reichsoberhaupts übertragen iſt. 


82 
Der Reichsrat iſt beſtändig am Sitze der Reichsregierung verſammelt. 


83 


Das RNeichsminiſterium iſt verpflichtet, das Gutachten des Reichsrats einzu⸗ 
holen, wo es ſich um Krieg und Frieden oder Verträge mit auswärtigen Mächten 
handelt. 


84 


Das Reichsminiſterium iſt befugt, auch außer dieſen Fällen den Reichsrat gut⸗ 
achtlich zu vernehmen. 
85 


Die Reichsminiſter find berechtigt, den Sitzungen des Reichsrates beizuwohnen. 


86 
Die Beſchlüſſe des Reichsrates werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. 


87 


Die Mitglieder des Reichsrates können ſich nicht auf Mangel an Inſtruktionen 
berufen. 


88 
Die Mitglieder des Reichsrates können von den betreffenden Regierungen jeder— 
zeit abberufen und durch andere erſetzt werden. 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 47 
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[d.] Vorarbeit 
einer | 
vom „Augsburger Hof“ niedergeſetzten Kommiſſion zur Begut— 
achtung der Oberhauptsfragel 


Mitglieder: 


Arneth, Barth, [W.] Beſeler, Biedermann, Breuning, Emmerling, 
Koch, Rümelin, Stahl 


Der Kaiſer 
Artikel J 


8 1 
Die Würde des Reichsoberhauptes iſt bleibend verbunden mit einer der deutſchen 
Kronen. 
Dieſe wird beſtimmt durch Wahl des verfaſſunggebenden Reichstags. 
Veränderungen in der Thronfolgeordnung des betreffenden Hauſes können nur 
mit Genehmigung des Reichs gemacht werden. 
Sie ſind als Abänderungen der Reichsverfaſſung zu behandeln. 
Das Reichsoberhaupt führt den Titel „deutſcher Kaiſer“. | 
Der Kaiſer bezieht eine vom Reichstag auf die Lebensdauer desſelben feſtzu⸗ 
ſetzende Zivilliſte. a 
82 
Der Sitz der kaiſerlichen Regierung iſt zu Erfurt, welches mit feinem Burg⸗ 
frieden von Preußen an das Reich abgetreten und von dieſem unmittelbar regiert 
wird. 
83 


Der Kaiſer wird feine Neſidenz daſelbſt wenigſtens während der Sitzungszeit 
des Reichstags nehmen. 


84 
Während feiner Abweſenheit von dort wird ſich beſtändig einer der Reichs- 
miniſter in der unmittelbaren Umgebung des Kaiſers befinden. 


8 5 
Beim Tode des Kaiſers verſammelt ſich der Reichstag kraft des Geſetzes 
14 Tage nach ſeinem Ableben. 


8 6 
Im Falle das Volkshaus aufgelöſt und die Zuſammenberufung des neuen auf 
eine ſpätere Zeit feſtgeſetzt iſt, tritt das alte bis zur Vereinigung des neuen wieder 
in ſeine Verrichtungen ein. 


1 Vgl. oben S. 275. 283. 288. Obwohl dies Stück bereits von Karl Jürgens „Zur 
Geſchichte des Deutſchen Verfaſſungswerkes 184849“, erſte Abteilung, Braunſchweig, 
Vieweg 1850, S. 477ff. veröffentlicht worden iſt, möge es der Vollſtändigkeit halber 
Heiden neuem nach dem in Droyſens Nachlaß befindlichen Originaldruck mitgeteilt 
werden. 


1 
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Vom Tode des Kaiſers bis zur Eidesleiſtung feines Nachfolgers oder des Reichs— 
verweſers werden die verfaſſungsmäßigen Gewalten desſelben von dem verant⸗ 
wortlichen Geſamtminiſterium im Namen des Reiches ausgeübt. 


87 
Wenn beim Tode des Kaiſers ſein Nachfolger minderjährig iſt, ſo vereinigen ſich 
beide Häuſer des Reichstags in eine einzige Verſammlung zur Einſetzung einer 


Vormundſchaft und Negentſchaft. 


88 
Wenn der Kaiſer ſich in der Anmöglichkeit befindet, zu regieren, ſo rufen die 
Reichsminiſter, nachdem fie dieſe Unmöglichkeit dargetan haben, ſogleich den 
Reichstag zuſammen. 
Die Vormundſchaft und die Reichs verweſung werden dann durch die vereinigten 
Häuſer angeordnet. 
89 


Der Kaiſer bei ſeiner Thronbeſteigung, ſowie der Reichsverweſer bei ſeinem 
Regierungsantritte, leiſten im verſammelten Reichstage folgenden Eid: 

„Ich ſchwöre, das Reich und die Nechte des deutſchen Volkes zu ſchirmen, die 
Reichsverfaſſung aufrecht zu erhalten und fie gewiſſenhaft zu vollziehen, fo wahr 
mir Gott helfe“. 


Atte 


8 10 


Der Kaiſer iſt unverletzlich und unverantwortlich. 
Seine Miniſter ſind verantwortlich. 


8 11 
Kein Akt des Kaiſers hat Kraft, wenn er nicht von einem der Reichsminiſter 
gegengezeichnet iſt. 
SD 


Der Kaiſer ernennt und entläßt die Reichsminiſter. 


8 13 
Die Reichsregierung iſt getrennt von der des Einzelſtaats, welchem der Kaiſer 
als Staatsoberhaupt vorſteht. 
Kein Mitglied des Reichsminiſteriums kann zugleich ein Amt in einem Einzel⸗ 
ſtaat bekleiden. 
Artikel III 


8 14 


Der Kaiſer hat keine andere Gewalt, als welche ihm die Reichs verfaſſung und 
die andern in Kraft der Verfaſſung gegebenen Geſetze ausdrücklich beilegen. 


815 


Der Kaiſer befehligt die Land- und Seemacht, erklärt Krieg, ſchließt Frieden, 
Handels: und andere Verträge mit auswärtigen Mächten und empfängt die Ge- 
ſandten der letztern. 
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8 16 

Von abgeſchloſſenen Verträgen wird der Kaiſer, ſobald das Intereſſe und die 
Sicherheit des Reichs es erlauben, den Reichstag unter Vorlage der betreffenden 
Arkunden in Kenntnis ſetzen laſſen. 

Auch haben die Handelsverträge, ſowie alle Verträge, welche das Reichsgebiet 
verändern oder dem Reiche, deutſchen Einzelſtaaten oder einzelnen Reichs bürgern 
Verpflichtungen auflegen, erſt dann Kraft, wenn fie die Zuſtimmung des Reichs- 
tags erhalten haben. 

8 17 

Der Kaiſer überwacht die Verträge der Einzelſtaaten unter ſich und mit dem 
Ausland. 

8 18 

Der Kaiſer ernennt die Geſandten und Konſuln, die Flottenoffiziere und die 
Generale der Landarmee und beſetzt die Stellen der Neichs verwaltung, wo nicht 
beſondere Geſetze etwas anderes beſtimmen. 


8 19 
Dem Kaiſer ſteht die außerordentliche Berufung, die Vertagung, Schließung und 
Auflöſung des Reichstags, unter Beobachtung der verfaſſungsmäßigen Beſtim⸗ 
mungen hierüber, zu. 
8 20 
Der Raifer teilt mit dem Reichstage das Recht der Initiative in der Geſetz⸗ 
gebung und übt die geſetzgebende Gewalt im Zuſammenwirken mit demſelben aus. 
Ein Beſchluß des Reichstags, welcher die Zuſtimmung des Kaiſers nicht erlangt 
hat, darf in derſelben Sitzung nicht wiederholt werden. 
Iſt ein Beſchluß vom Reichstage in drei ordentlichen Sitzungen nacheinander 
und nach abermaliger Erwägung unverändert gefaßt worden, ſo wird er zum Geſetze, 
auch wenn die Sanktion des Kaiſers nicht erfolgt, ſobald der Reichstag ſich ſchließt. 


821 
Der Kaiſer verkündet die Geſetze und erläßt die zu ihrer Vollziehung nötigen 
Verordnungen. 
82 
Der Kaiſer wahrt den Reichsfrieden und die allen Deutſchen kraft der Reichs- 
verfaſſung verbürgten Rechte. 
8 23 | 
Der Kaiſer übt das Oberaufſichtsrecht des Reiches über das Kriegsweſen der 
Einzelſtaaten, über die Schiffahrtsanſtalten, die Land- und Waſſerſtraßen, das Poſt⸗ 
und Eiſenbahnweſen und die Telegraphenlinien, über das Münzweſen, die Ausgabe 
von Papiergeld und die Banken. 


8 24 
Der Kaiſer hat das Recht, in Vollziehung des Geſetzes Reichsmünzen zu 
ſchlagen. 
Der Kaiſer iſt berechtigt, in Strafſachen zu begnadigen, ſoweit das Begnadi⸗ 
gungsrecht in der Reichsgewalt liegt und vorbehaltlich der Beſtimmungen des Ge- 
ſetzes über die Verantwortlichkeit der Miniſter. 
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Artikel IV 


8 26 
Der Reichsregierung ſteht ein Reichsrat beratend zur Seite. 


8 27 
Der Reichsrat beſteht aus Bevollmächtigten der Regierungen derjenigen Einzel— 
ſtaaten, welche mehr als 250000 Einwohner haben. 
Das Präſidium wird von dem Bevollmächtigten des größten Staates geführt, 
mit Ausſchluß desjenigen, deſſen Oberhaupt zugleich deutſcher Kaiſer iſt. 
Der Reichsrat iſt beſtändig am Sitze der Reichsregierung verſammelt. 


8 28 


Das Reichsminiſterium iſt verpflichtet, das Gutachten des Reichsrats einzu— 
holen, wo es ſich um Krieg und Frieden, Verträge mit auswärtigen Mächten, 
Vertagung oder Auflöſung des Reichstags handelt. 


| 8 29 
Das Reichsminifterium iſt befugt, auch außer dieſen Fällen, ſo oft es ihm an⸗ 
gemeſſen erſcheint, den Reichsrat mit ſeinem Gutachten zu vernehmen. 


8 30 
Die Reichsminifter find berechtigt, den Sitzungen des Reichsrats anzuwohnen. 


831 
Der Reichsrat hat, der Reichsregierung gegenüber, das Recht der Erinnerung. 


832 


Die Mitglieder des Reichstags [fol] können ſich nicht auf den Mangel an In- 
ſtruktionen berufen, um eine Vertagung der Sache zu erzielen. 


8 33 


Sie können von den betreffenden Regierungen jederzeit abberufen und durch 
andere erſetzt werden. 


Bemerkungen 


Die Kommiſſion iſt zur mündlichen Darſtellung ihrer Motive bereit und will 
hier nur anfügen: 


zu 8 14 und 20. 


Nach dem in § 19 des Entwurfs des Verfaſſungsausſchuſſes „der Reichstag“ 
eingeſchlagenen Syſteme bildet die Gewalt des Neichsoberhauptes die Regel, die 
Mitwirkung des Reichstags die Ausnahme, wodurch eben die dort vorgenommene 
Spezifikation nötig wurde. 

Nach dem von der Kommiſſion angenommenen, in Belgien bereits geltenden 
Syſteme 
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(belgiſche Verfaſſung § 78) 
bildet umgekehrt die Mitwirkung des Reichstags die Regel, die ausſchließende 
Befugnis des Reichsoberhaupts die Ausnahme. 

Dieſes Syſtem ſcheint uns dem modernen Staate, namentlich aber dem Bundes- 
ſtaate angemeſſener, auch, mit Nückficht auf die Beſtimmung des Staatenhauſes, 
ſelbſt den Regierungen der Einzelſtaaten bei richtigem Arteil wünſchenswerter. 

Wird es angenommen, fo kann der § 19 „vom Reichstag“ entweder ganz aus⸗ 
fallen, oder es hat doch an ſeine Stelle nur eine einfache Verweiſung zu treten. 


Zu 8 25. 
Das Begnadigungsrecht iſt im Abschnitt „von der Reichsgewalt“ übergangen. 
Es wird eine Beſtimmung über deſſen Umfang bei der zweiten Leſung nachzu- 
tragen ſein. 
Dagegen ſchien es uns nicht geeignet, dieſe Ergänzung hier vorzunehmen. 


le. Entwurf von Schüler! 
Die Reichsregierung 


Art. I 


81 
Zu Ausübung der vollziehenden Gewalt des Reichs wird vom Reichstage ein 
Reichshauptmann und ein Stellvertreter allemal auf ſechs Jahre gewählt. 


82 
Zu jeder dieſer Stellen ſchlägt das Volkshaus mit abſoluter Stimmenmehrheit 
drei Kandidaten vor, und das Staatenhaus wählt aus dieſen ebenfalls mit abſo⸗ 
luter Stimmenmehrheit. 
83 


Wählbar iſt jeder Deutſche. Doch kann der Reichshauptmann oder der Stell- 
vertreter nicht zugleich Regent eines Einzelnſtaates ſein. 


84 
Der Sitz der Seichs rege iſt zu Frankfurt a. M. 
85 
Der Reichshauptmann bezieht einen Gehalt von 100000 fl. rhnl., jeder Stell⸗ 
vertreter von 25000 fl. rhnl. jährlich. 


Art. II 


86 
Der Reichshauptmann und deſſen Stellvertreter ſind nicht parlamentariſch 
verantwortlich, aber ſie ſtehen unter den ordentlichen bürgerlichen und peinlichen 
Geſetzen. 


Vgl. oben S. 275. 280. 288. 
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8 
Der Reichshauptmann hat die oberſte Leitung der Regierung. Wenn er ſelbſt 
behindert iſt, tritt der Stellvertreter in ſeine Funktion. 


88 
Der Reichshauptmann oder fein Stellvertreter übt die ihm übertragene Gewalt 
durch verantwortliche von ihm ernannte Miniſter aus. 


89 
Für die Gültigkeit einer jeden vom Reichshauptmann oder feinem Stellvertreter 
ausgehenden Negierungshandlung bedarf es der Genehmigung resp. Mitunterſchrift 
wenigſtens eines der Reichsminiſter. 


Art. III 


810 


Die Reichsregierung iſt verbunden, die Neichstagsbeſchlüſſe auszuführen. Stehen 
nach ihrer Anſicht der Ausführung eines Reichstagsbeſchluſſes Bedenken entgegen, 
ſo iſt der Reichstag verpflichtet, den gefaßten Beſchluß einer nochmaligen Beratung 
und Beſchlußfaſſung zu unterwerfen, wird alsdann der Beſchluß aufrechterhalten, 
ſo muß er von der Reichsregierung ausgeführt werden. 


8 11 
Die Reichsregierung verkündet die vom Reichstage beſchloſſenen Geſetze, und 
erläßt die zur Vollziehung derſelben nötigen Verordnungen. 


8 12 


Die Reichsregierung übt die völkerrechtliche Vertretung Deutſchlands aus, ſie 
ſtellt die Reichsgeſandten und Konſuln an, und führt den diplomatiſchen Verkehr. 


8 13 


Der Reichsregierung ſteht in Abereinſtimmung mit dem Reichstage das Recht 
des Krieges und Friedens zu. 


8 14 


Sie ſchließt, ebenfalls in Abereinſtimmung mit dem See Bündniſſe und 
Verträge mit auswärtigen Mächten ab. 


8 15 


Alle nicht rein privatrechtlichen Verträge, welche deutſche Regierungen unter 
ſich oder mit auswärtigen Regierungen abſchließen, ſind der Reichsregierung zur 
Kenntnisnahme und inſofern das Reichsintereſſe dabei beteiligt iſt, zur Beſtätigung 
vorzulegen. 

8 16 


Der Reichsregierung liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob. 


8 
Die Reichsregierung hat die Verfügung über die bewaffnete Macht. 
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818 


Die Reichsregierung ſtellt die Neichsbeamten an, ſoweit fie nicht durch ein 
Reichsgefeg an die Zuſtimmung des Reichstags gebunden ift. 


8 19 
Die Reichsregierung übt das Recht der Oberaufſicht resp. der Verwaltung 


hinſichtlich derjenigen Anſtalten und Einrichtungen aus, welche der Reichsgewalt 
überwieſen ſind. 


[f.] Vorſchlag des Abgeordneten Sommaruga! 
Die Reichsregentſchaft 


81 
An der Spitze des deutſchen Reiches ſteht die Reichsregentſchaft. 
Dieſelbe wird gebildet aus drei Mitgliedern regierender deutſcher Familien, die 
nicht ſelbſt an der Spitze eines deutſchen Staates ſtehen. 


82 
Die Art und Weiſe, wie die Mitglieder der Reichsregentſchaft gewählt werden, 
beſtimmt ein abgeſondertes Geſetz. 
83 


Die drei Mitglieder der Reichsregentſchaft halten ſich am Sitze der Neichs⸗ 
regierung auf. 

Im Falle der Abweſenheit oder ſonſtiger bleibender Verhinderung eines Mit⸗ 
gliedes der Reichsregentſchaft wird deſſen Stelle durch einen von ihm zu beftim- 
menden Stellvertreter verſehen. 8 

4 
Der Sitz der Reichsregierung wird durch ein beſonderes Reichsgeſetz beſtimmt. 


85 
Die Mitglieder der Reichsregentſchaft beziehen eine durch den Reichstag feſt⸗ 
zuſetzende Zivilliſte. 


[g.] Gegenvorſchlag [von Waitz]? 
Das Reichs oberhaupt 


Art. I 


81 
Die Würde des Reichs oberhaupts wird jedesmal auf zwölf Jahre einem der 
Regenten von Preußen, Oſterreich, Baiern, Sachfen, Hannover und Würtem⸗ 
berg übertragen. 


1 Vgl. oben S. 275. 305. Das eine der beiden im Nachlaß befindlichen Druckexem⸗ 
plare tft eigenhändig unterzeichnet: Sommaruga. Schreiner (eventuell). Außerdem 
enthält es die Bemerkung Sommarugas: Der Beitritt wird für den abweſenden und 
demnächſt zurückkehrenden H. v. Mühlfeld vorbehalten. 

2 Vgl. oben S. 281. Der Verfaſſername handſchriftlich von Droyſen eingetragen. 
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82 8 
Die Wahl geſchieht das erſte Mal durch die konſtituierende Nationalverſammlung, 
ſpäter durch den Reichstag in der Weiſe, daß beide Häuſer in Einer Verſammlung 
zuſammentreten. Es iſt die Gegenwart von wenigſtens der Hälfte aller Mitglieder 
erforderlich. Die abſolute Mehrheit der Stimmen entſcheidet. 


53 
Der Gewählte führt während der Dauer feines Negiments den Titel: König 
der Deutſchen. 
84 


Die Wahl des neuen Königs geſchieht 3 Monate vor dem Schluſſe des zwölften 
Jahres. Der Abtretende iſt wieder wählbar. 


85 
Wenn der König während der Dauer feines Regimentes ſtirbt, tritt der Reichs— 
tag ſofort zuſammen, um eine neue Wahl vorzunehmen. Dieſelbe muß ſpäteſtens 
innerhalb vier Wochen ſtatthaben. | 
Zuſatz: In der Zwiſchenzeit führt der älteſte der ſechs Fürſten die Reichs— 
regierung? — 
8 6 


Nach dem Regierungsantritt des Königs werden jederzeit beide Häuſer neu 
gewählt. 


8 
Der König bezieht eine Zivilliſte, welche ein Reichsgeſetz feſtſtellt. 
88 
Der Sitz der Reichsregierung iſt zu Der König hat hier ſeinen regel⸗ 


mäßigen Aufenthalt zu nehmen. 
So oft ſich der König nicht am Sitze der Reichsregierung befindet, muß einer 
der Reichsminiſter in feiner unmittelbaren Umgebung fein. 


Ih, Sammelvorſchlag für] das Reichs oberhaupt 


I. Zuſatzantrag des Abgeordneten Tellkampf zum Antrage des 
Herrn Waitz! 


Art. J 


81 
Die Würde des Reichsoberhauptes wird jedesmal auf zehn Jahre einem der 
Regenten oder einem der Prinzen von Preußen, Oſtreich, Baiern, Sachſen, 
Hannover und Würtemberg übertragen. 


84 | 
Die Wahl des neuen Königs geſchieht drei Monate vor dem Schluſſe des zehnte 
Jahres. Der Abtretende iſt erſt nach Ablauf von zehn Jahren wieder wählbar. 


1 Vgl. oben S. 295. 305. 
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S 4a 
Gleichzeitig wird für den Fall des Todes des Königs auf dieſelbe Weiſe und 
aus denſelben Fürſtenhäuſern ein Stellvertreter oder Vizekönig gewählt. Dieſer 
führt in der Zwiſchenzeit, bis eine neue Wahl nach 85 ſtattgefunden hat, die 
Reichsregierung. 8 


II. Vorſchlag des Abgeordneten RNotenhan! 


81 

Die Würde des Reichs oberhauptes ſteht den Häuptern der drei größten deut⸗ 
ſchen Staaten, dem Kaiſer von Oſtreich, dem Könige von Preußen und dem 
Könige von Baiern zu. Die mit dieſer Würde nach der Verfaſſung verbundenen 
Rechte und Pflichten werden jederzeit nur von einem dieſer Monarchen nach einem 
regelmäßigen Wechſel von 4 zu 4 Jahren ausgeübt. Den Anfang in der Reichs- 
regierung macht S. M. der König von Preußen. Nach Ablauf von 4 Jahren, 
von dem Tage des Regierungsantrittes an gerechnet, geht die Reichsregierung 
an S. M. den Kaiſer von Oſtreich, nach Ablauf weiterer 4 Jahre auf S. M. den 
König von Baiern, endlich nach Ablauf noch weiterer vier Jahre wiederum auf 
S. M. den König von Preußen über. In gleicher Weiſe wird der Wechſel von 
4 zu 4 Jahren fortgeſetzt. 


III. Vorſchlag des Abgeordneten Scheller? 


81 
Die Regierung des deutſchen Reichs führt als Reichs oberhaupt ein deutſcher 
Kaiſer. 
82 


Die Wahl des deutſchen Kaiſers geſchieht aus den regierenden Fürſten Deutſch⸗ 
lands, und zwar auf Lebenszeit, das erſtemal durch die Regenten Deutſchlands 
mit abſoluter Mehrheit der Stimmen nach dem im §3 des Abſchnitts vom Reichs⸗ 
tag feſtgeſtellten Stimmenverhältnis mit Zuſtimmung der deutſchen National⸗ 
verſammlung. Sind zwei Drittel der Stimmen der letzteren gegen die getroffene 
Wahl, ſo haben die regierenden Fürſten Deutſchlands einen andern zum Kaiſer 
zu wählen. 

Künftig geſchieht die Wahl des deutſchen Kaiſers durch das Staatenhaus mit 
Zuſtimmung des Volkshauſes. Sind zwei Drittel der Stimmen des letztern uſw. 
(wie im vorigen Satze). f 


IV. Vorſchlag des Abgeordneten Schreiner? 


81 
An der Spitze des deutſchen Reichs ſteht ein mit den Attributen des Reichsober⸗ 
hauptes bekleidetes Kollegium von fünf Gliedern, deren eins von der Krone Öfter- 
reichs, das zweite von Preußen, das dritte durch Baiern ernannt wird; das Er- 
nennungsrecht des vierten Mitgliedes wechſelt zwiſchen den übrigen drei deutſchen 


1 Vgl. oben S. 285. 
2 Vgl. oben S. 298. 
Vgl. oben S. 275 3 
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Königreichen und den Großherzogtümern Baden, den beiden Heſſen und den beiden 
Meklenburgs, und das fünfte Glied wird von den übrigen deutſchen Staaten er— 
nannt. 

82 


Diejenigen Regierungen, unter denen das Ernennungsrecht des vierten und 
fünften Mitglieds zu wechſeln hat, haben ſich über ihre Teilnahme an dieſem Rechte 
zu verſtändigen und das Ergebnis ihres Übereinkommens den übrigen deutſchen 
Mächten und der Reichsgewalt mitzuteilen. 


3 
Der Sitz der Reichsregierung iſt zu Regensburg uſw. uſw. 


V. Vorſchlag des Abgeordneten Schüler aus Jena 


Der Kaiſer kann nicht zugleich Regent eines auswärtigen Staates oder eines 
deutſchen Einzelnſtaates ſein. Wird der Regent eines größeren deutſchen Einzeln- 
ſtaates zum Kaiſer erwählt, oder fällt dem Kaiſer ſpäter ein ſolcher Einzelnſtaat an, 
ſo hat er denſelben in der Art aufzulöſen, daß er die einzelnen Provinzen desſelben 
als ſelbſtändige, nur unter den Geſetzen und der Regierung des Reichs ſtehende 
Staaten konſtituieren läßt. 


VI. Antrag des Abgeordneten Welcker zu 


81 
Die Würde des Reichsoberhauptes wechſelt je nach vier Jahren unter den regie- 
renden Fürſten von Preußen, Oſterreich und Baiern. 


li.] Vorſchlag des Abgeordneten Gülich! 


81 
An der Spitze des Reichs ſteht der deutſche Kaiſer. 


2 
Die Kaiſerwürde wird dem regierenden Fürften eines deutſchen Staats oder 
Staatenverbandes von mindeſtens anderthalb Millionen Einwohnern auf Lebens⸗ 
zeit übertragen. 
83 


Der Kaiſer wird das erſtemal durch die konſtituierende Reichsverſammlung mit 
abſoluter Stimmenmehrheit erwählt und ſpäter durch das Los beſtimmt. 


8 4 

Dabei wird in der Weiſe verfahren, daß für jeden regierenden Fürſten eines 
Staats oder Staatenverbandes, deſſen Einwohnerzahl nach der letzten Volks— 
zählung anderthalb Millionen erreicht, ein Los in die Arne geworfen wird. Der 
Name eines Regenten, deſſen Staat zwei und eine halbe Million Einwohner zählt, 
wird zweimal in die Arne gelegt und für jede anderthalb Millionen ein Los mehr. 


1 gl. oben S. 293. 
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8 5 e 
Der Reichstag erwählt in gemeinſchaftlicher Sitzung des Staatenhauſes und 
Volkshauſes mit abſoluter Stimmenmehrheit einen Reichsftatthalter auf Lebens⸗ 
zeit, welcher den Kaiſer in allen Behinderungsfällen vertritt und nach deſſen Ab⸗ 
leben bis zum Regierungsantritte des neuen Kaiſers fungiert. Den erſten Reichs- 
ſtatthalter wählt die konſtituierende Reichs verſammlung. 


8 6 
Der Reichsſtatthalter hat ſeinen bleibenden Wohnort am Sitz des Reichstags. 


k. Vorſchlag des Abgeordneten H. Simon! 
Die Reichsregierung 


Art. J 


81 
Zur Ausübung der vollziehenden Gewalt des Reichs wählt der Reichstag ein 
Reichs oberhaupt jedesmal auf ſechs Jahre. 


82 | 
Die Wahl erfolgt das erſtemal durch die konſtituierende Nationalverſammlung, 
ſpäter durch den Reichstag in der Weiſe, daß beide Häuſer in eine Verſammlung 
zuſammentreten, deren abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet. 


83 | 
Der Gewählte führt den Titel: Reichsſtatthalter. 
84 
Wählbar iſt jeder Deutſche. 
85 


Die Wahl des neuen Reichsſtatthalters erfolgt drei Monate vor dem Schluſſe 
des ſechſten Jahres. Der Abtretende iſt wieder wählbar. 


8 6 
Stirbt der Reichsſtatthalter als ſolcher, fo tritt der Reichstag ſofort zuſammen, 
um eine neue Wahl vorzunehmen. Dieſelbe muß innerhalb vier Wochen nach er— 
folgtem Tode ſtattfinden. In dieſer Zwiſchenzeit übt das verantwortliche Geſamt⸗ 
miniſterium im Namen des Reichs die verfaſſungsmäßige Gewalt des Reichs— 
ſtatthalters. 
8 7 


Der Reichsſtatthalter bezieht einen Gehalt, welchen ein Reichsgeſetz feſtſtellt. 


88 
Der Sitz der Reichsregierung iſt Erfurt, welches mit ſeinem Staatsgebiete von 
Preußen an das Reich abgetreten und von dieſem unmittelbar regiert wird. 


1 Vgl. oben S. 303. 
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Der Reichsſtatthalter hat in Erfurt feinen regelmäßigen Aufenthalt zu nehmen. 
So oft ſich derſelbe nicht am Sitze der Reichsregierung befindet, muß einer der 
Reichsminiſter in feiner unmittelbaren Umgebung fein. 


l. Vorſchlag des Abgeordneten Scheller 
betreffend 
das Reichs oberhaupt! 


Bei der Beſtimmung des Reichsoberhaupts erkläre ich mich prineipaliter 
für einen erblichen deutſchen Kaiſer, jedoch nur dann, 
wenn dem Könige von Preußen die deutſche Kaiſerwürde zugeteilt wird; 
eventualiter aber für einen lebenslänglichen Wahlkaiſer. 
In beiderlei Beziehungen würden folgende nähere Beſtimmungen zu treffen ſein: 


A. Prinzipalvorſchlag 
Art. I 


81 5 
Die Regierung des deutſchen Reichs führt als Neichsoberhaupt ein erblicher 
deutſcher Kaiſer. — Der jedesmalige regierende König von Preußen iſt zugleich 
deutſcher Kaiſer. 8 
2 


Wird der König von Preußen in der preußiſchen Monarchie durch einen andern 
vertreten, ſo iſt dieſer Vertreter auch Stellvertreter desſelben in der Regierung 
des deutſchen Reichs in der Eigenſchaft als deutſcher Reichs verweſer. 


83 
Der Kaiſer bei feiner Thronbeſteigung und der Reichsverweſer leiſten im ver— 
ſammelten Reichstage folgenden Eid: 
„Ich ſchwöre, das deutſche Reich und die Rechte des deutſchen Volkes zu 
ſchirmen, die Reichsverfaſſung aufrechtzuerhalten und dieſelbe gewiſſenhaft 
zu vollziehen, ſo wahr mir Gott helfe!“ 


84 
Der Sitz der Regierung des deutſchen Kaiſers iſt zu Erfurt, welches mit ſeinem 
ſtädtiſchen Gebiete von Preußen an das deutſche Reich abgetreten und von dieſem 
unmittelbar verwaltet wird. 


88 
Der Kaiſer und der Reichs verweſer haben ihre Reſidenz daſelbſt wenigſtens 
während der Sitzungszeit des Reichstags zu nehmen. 
Während der Abweſenheit derſelben von dort muß ſich einer der Neichsminiſter 
in der unmittelbaren Umgebung des Kaiſers oder des Reichsverweſers d 
befinden. 


Vgl. oben S. 311. 
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8 6 
Der Kaiſer bezieht eine Zivilliſte, welche auf die Lebenszeit desſelben bei ſeinem 
Regierungsantritte vom Reichstage feſtgeſtellt wird. 
Der Reichs verweſer bezieht die Zivilliſte des Kaiſers fo lange, als er das deutſche 
Reich ſtatt des Kaiſers regiert. 


B. Eventueller Vorſchlag 
Art. I 


81 
Die Regierung des deutſchen Reichs führt als Reichsoberhaupt ein 1 
Kaiſer, welcher durch Wahl beſtimmt wird. 


82 

Die Wahl des deutſchen Kaiſers geſchieht aus den regierenden Fürſten Deutſch⸗ 
lands, und zwar auf Lebenszeit, das erſtemal durch die Regenten Deutſchlands mit 
abſoluter Mehrheit der Stimmen nach dem im §3 des Abſchnitts vom Reichstag 
feſtgeſtellten Stimmenverhältnis, mit Zuſtimmung der deutſchen Nationalverſamm⸗ 
lung. Sind zwei Dritteile der Stimmen der letztern gegen die getroffene Wahl, 
ſo haben die Regenten Deutſchlands einen andern zum Kaiſer zu wählen. 

Künftig geſchieht die Wahl des deutſchen Kaiſers durch das Staatenhaus mit 
Zuſtimmung des Volkshauſes. Sind zwei Dritteil der Stimmen des letztern gegen 
die getroffene Wahl, ſo hat das Staatenhaus einen andern zum Kaiſer zu wählen. 


83 
Bei dem Ableben des Kaiſers führt die Regierung des deutſchen Reichs als 
deutſcher Reichsverweſer derjenige, welcher dem verſtorbenen Kaiſer in der Re⸗ 
gierung des Einzelnſtaats, aus welchem der Kaiſer genommen worden war, folgt 
und zwar auf ſo lange, bis ein neuer deutſcher Kaiſer gewählt worden iſt. 


84 
Dieſer Regierungsnachfolger vertritt auch den deutſchen Kaiſer während der 
Lebenszeit desſelben in allen Fällen, in welchen dieſer verhindert iſt, die Regierung 
des deutſchen Reichs ſelbſt zu führen. 


85 
Iſt der Regierungsnachfolger minderjährig, ſo hat der Reichstag demſelben 
einen Vormund zum Zweck der Reichs verweſerſchaft und der Stellvertretung in 
der nämlichen Weiſe zu beſtellen, in welcher der Kaiſer gewählt wird. 
Die Vormundſchaftsbeſtellung geſchieht auf fo lange, als der Regierungs- 
nachfolger in feinem Einzelnſtaate zur ſelbſtändigen Regierung dieſes Einzelſtaates 
nach den Geſetzen derſelben nicht fähig iſt. 


8 6 
Am vierzehnten Tage nach dem Ableben des deutſchen Kaiſers, den Tag des 
Ablebens mit eingerechnet, hat ſich der Reichstag ohne weitere Zuſammenberufung 
zur Wahl des neuen Kaiſers zu verſammeln. 
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Iſt in dieſer Zeit der Reichstag ganz oder teilweiſe aufgelöſt, ſo tritt der bis— 
herige Reichstag bis zur Verſammlung des neuen wieder in Tätigkeit. 


| 87 
Der Raifer bei feiner Thronbeſteigung, ſowie der Reichs verweſer und der Vor— 
mund desſelben, leiſten im verſammelten Reichstage folgenden Eid: 
„Ich ſchwöre, das deutſche Reich und die Rechte des deutſchen Volks zu 
ſchirmen, die Reichsverfaſſung aufrechtzuerhalten und dieſelbe gewiſſenhaft 
zu vollziehen, ſo wahr mir Gott helfe“. 


88 
Der Sitz der Regierung des deutſchen Reichs iſt zu Erfurt, welches mit ſeinem 
ſtädtiſchen Gebiete von Preußen an das deutſche Reich abgetreten und von dieſem 
unmittelbar regiert wird. 
89 


Der Kaiſer und der Neichsverweſer oder deſſen Vormund 5785 ihre Refidenz 
daſelbſt wenigſtens während der Sitzungszeit des Reichstags zu nehmen. 

Während der Abweſenheit desſelben von dort muß einer der Reichsminiſter in 
ihrer unmittelbaren Amgebung beſtändig ſich befinden. 


— 810 
Der Kaiſer bezieht eine Zivilliſte, welche auf die Lebenszeit desſelben bei ſeinem 
Regierungsantritte vom Reichstage feſtgeſetzt wird. 
Der Reichsverweſer oder deſſen Vormund bezieht die Zivilliſte des Kaiſers fo 
lange, als er das deutſche Reich ſtatt des Kaiſers regiert. 


[m.] Schreiners Sufäse zu feinem eventuellen Antrage eines Reichs- 
Direktoriums 


Sl 
An der Spitze des deutſchen Reichs ſteht ein mit den Attributen des Reichs— 
oberhauptes bekleidetes Reichs⸗Direktorium von fünf Gliedern, deren eins von der 
Krone Oſterreich, das zweite von Preußen, das dritte durch Baiern ernannt wird; 
das Ernennungsrecht des vierten Mitgliedes wechſelt zwiſchen den übrigen drei 
deutſchen Königreichen und den Großherzogtümern Baden, den beiden Heſſen und 
den beiden Meklenburgs, und das fünfte Glied wird von den übrigen deutſchen 
Staaten ernannt. 
8 


Diejenigen Regierungen, unter denen das Ernennungsrecht des vierten und 
fünften Mitglieds zu wechſeln hat, haben ſich über ihre Teilnahme an dieſem Nechte 
zu verſtändigen und das Ergebnis ihres Abereinkommens den übrigen deutſchen 
Mächten und der Reichsgewalt mitzuteilen. 


83 
In das Reichs⸗Direktorium kann, in Vertretung der Fürſten, denen das Er- 
nennungsrecht der Reichs-Direktoren zuſteht, nur ein Prinz eines der regierenden. 
Häuſer, von deren Ernennungsrecht es ſich handelt, erwählt werden. Jeder dieſer 
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Prinzen behält die ihm gewordene Stelle eines Mit-Direktors, ſolange die Er⸗ 
nennenden es für nötig erachten; nur bei dem vierten und fünften Mitgliede des 
Reichs⸗Direktoriums iſt die Dauer feiner Funktion auf drei (2) Jahre beſchränkt. 


84 
Für jedes der fünf Mitglieder des RNeichs⸗Direktoriums wird zugleich in einem 
zweiten Prinzen ein Stellvertreter ernannt, der im Falle des Todes oder bleiben⸗ 
der Verhinderung durch Krankheit oder Abweſenheit für den in Frage ſtehenden 
Mit⸗Direktor einzutreten hat. 


825 
Der Vorſitz im Neichs⸗ „Direktorium wechſelt zwiſchen Oſterreich und Preußen 
von zwei zu zwei (2) Jahren. 


8 6 
Der Sitz des Neichs⸗Direktoriums iſt zu Bamberg, deſſen Weichbild zum unmit⸗ 
telbaren Reichsgebiete erklärt wird. 


In. Der Vorſchlag Welckers über die Reichsregierung! 


Abſchnitt III 
Von der Reichsregierung 


18. 
Die Regierungsgewalt des deutſchen Reiches wird durch die Reichsregierung 
ausgeübt. 
82 


Die Reichsregierung beſteht aus ſieben Mitgliedern, von denen eines als 
Reichsſtatthalter den Vorſitz führt, die Geſchäftsleitung beſorgt, den Bun⸗ 
desſtaat im Innern und gegen das Ausland repräſentiert, fremde Geſandten 
empfängt, die Reichsgeſetze verkündet und vollzieht und das der Reichsgewalt 
zuſtehende Begnadigungsrecht ausübt. 


se 

Zu der Reichsregierung ernennen: 

1. Oſterreich mit Liechtenſtein; 

2. Preußen; 

3. Bayern; 

4. Würtemberg, Baden, Hohenzollern⸗ re und -Sigmaringen; 

5. Sachſen, Sachſen⸗ Weimar, Sachſen⸗Koburg-Gotha, Sachſen⸗Meiningen und 
Hildburghauſen, Sachſen-Altenburg, Reuß⸗Greiz und Reuß ⸗Schleiz, Schwarz⸗ 
burg⸗Sondershauſen, Anhalt-Köthen und Bernburg und Anhalt-⸗Deſſau; 

6. Hannover, Braunſchweig, Oldenburg, Mecklenburg-Schwerin und Strelitz, 
Holſtein (Schleswig) und Lauenburg, Hamburg, Lübeck, Bremen; 


Nach dem eigenhändigen Manuſkript Welckers, das bei den Protokollen in 
Folio 144 liegt. Vgl. oben S. 518. 
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7. Kurheſſen, Heſſen⸗Darmſtadt, Naſſau, Heſſen⸗Homburg, Luxemburg, Lim⸗ 
burg, Waldeck, Lippe-Detmold, Lippe-Schaumburg und Frankfurt 
je einen Bevollmächtigten (vorbehaltlich deſſen, was 8 4 über den Reichsſtatt⸗ 
halter beſtimmt)!. 

Jene Staaten, welche einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten ſtellen, haben 
ſich über deſſen Wahl zu verſtändigen. Für den Fall der Nichtverſtändigung wird 
ein Neichsgeſetz das Mitwirkungsrecht beſtimmen. Solange weder eine Verſtän⸗ 
digung noch ein Reichsgeſetz erfolgt iſt, entſcheidet der Regent desjenigen Staates, 
deſſen Volkszahl in dem betreffenden Staatenverband die größte iſt. 

Bevollmächtigte können von ihren Vollmachtgebern jederzeit zurückberufen 
werden. 

842 

Die Stelle des Reichsſtatthalters wird von drei zu drei Jahren abwechſelnd 
dem Kaiſer von Oſterreich und dem König von Preußen übertragen. Der Reichs- 
ſtatthalter kann feine Stelle perſönlich oder durch einen Bevollmächtigten ein- 
nehmen. Im Verhinderungsfalle hat Preußen für Oſterreich, dieſes für Preußen 
das Recht der Stellvertretung. 


85 

Alle nicht dem Reichsſtatthalter allein zugewieſenen Regierungsrechte ſtehen 
der geſamten Reichsregierung zu. 

Dieſe faßt ihre Beſchlüſſe durch abſolute Stimmenmehrheit, wobei das Mit⸗ 
glied für Oſterreich und jenes für Preußen je zwei Stimmen führen. Wird eine 
abſolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, fo entſcheidet der Neichsſtatthalter. 

Weder Mangel an Inſtruktion noch Abweſenheit kann die Beſchlußfaſſung ver— 
hindern. 

Die Beſchlüſſe der Reichsregierung werden durch den Reichsſtatthalter voll— 
zogen. . 

8 6 


Alle Regierungshandlungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung 
wenigſtens eines Reichsminiſters, welcher dadurch die Verantwortung über— 
nimmt. 

87 


Der Sitz der Reichsregierung wird durch ein beſonderes Reichsgeſetz beſtimmt. 


88 
Die Reicpsregierung erklärt Krieg und ſchließt Frieden. 


N 9 
Die Reichsregierung ſchließt die Bündniſſe und Verträge mit den auswärtigen 
Mächten ab, und zwar unter Mitwirkung des Reichstags, ſoweit dieſe verfaſſungs⸗ 
mäßig vorbehalten iſt. 
810 
Alle Verträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts, welche deutſche Regierungen 
unter ſich und mit auswärtigen Regierungen abſchließen, find der Reichsregierung 


1 Dieſe Klammer durchgeſtrichen. g 
2 Am Rande: § 4, 5, 6, 7 werden geſtrichen. 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 48 
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zur Kenntnisnahme und, ſofern das Reichsintereſſe daran beteiligt iſt, zur Be⸗ 
ſtätigung vorzulegen !. 5 
811 


Die Reichsregierung beruft und ſchließt den Reichstag. Sie hat das Recht, 
das Volkshaus aufzulöſen. 


8 12 


Die Reichsregierung hat das Recht des Geſetzesvorſchlags; fie übt die geſetz⸗ 
gebende Gewalt in Gemeinſchaft mit dem Reichstage unter den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Beſchränkungen aus. 


8132 
In Strafſachen, welche zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehören, hat der 


Reichsſtatthalter das Recht der Begnadigung und Strafmilderung ſowie der 
Amneſtierung. 


[o. Entwurf, verbreitet durch Max v. Gagern?] 
Das Reichsoberhaupt 


Artikel J 


81 
Die Würde des Reichs oberhaupts wird einem deutſchen Fürſten auf vier Jahre 
übertragen, durch die Wahl der regierenden Fürſten des deutſchen Reichs. 


82 
Der Gewählte führt den Titel „deutſcher Reichs verweſer“. 


83 
Die Wahl geſchieht durch ein Kollegium von Wahlfürſten alle vier Jahre am 
1. Oktober zu Frankfurt am Main, zum erſten Male aber am 15. Februar 1849. 


84 
Deutſchland wird zu dieſem Zwecke in ſieben Wahlkreiſe eingeteilt, welche, jeder 
Ba einen Wahlfürſten bei der Wahl vertreten ſind. 


ſterreich mitn ep 2 Stimmen 
5 Preußen nit ee 2 15 
3. Bayern nini N 1 Stimme 
4. Sachſen und die thüringiſchen „%%% 123 
5. Hannover und die norddeutſchen Staaten mie. 1 „ 


Die 88 10, 11, 12, 13 durchgeſtrichen. Am Rande von 10: 10 (durchgeſtrichen), 11 
und 12. Dieſe drei Paragraphen ſtimmen überein mit den früheren Beſchlüſſen, 
nur wird ſtatt des Kaiſers Reichsregierung geſetzt. 

e Am Rande zu 8 13: iſt im erſten Satze ſtatt Kaiſer: Neichsſtatthalter zu 
Dr im zweiten: Reichsregierung. § 14, 15, 16: ſtatt Kaiſer iſt Reichsregierung 
zu ſetzen. 

So nach der auf die Druckſache geſetzten handſchriftlichen Bemerkung Droyſens. 
In den Protokollen des Verfaſſungsausſchuſſes nicht erwähnt. 


Anlage 5 n. o: Reichsoberhaupt und Reichsrat 755 


„ t nenne 1 Stimme 
7. Beide Heſſen, Luxemburg, Naſſau und die 4 freien Städte mit 1 5 
Zuſammen Neun Stimmen. 


85 
Für jeden der vier letzten Kreiſe wird die Abertragung der Wahlſtimme auf den 
angeſehenſten Fürſten durch einen beſonderen Staatsvertrag geregelt. 


86 
Mit der vollzogenen Wahl find die Verrichtungen des Wahlfürſtenkollegiums 
beendigt. | 
87 
Die erſte Wahl des deutſchen Neichsverweſers am 15. Februar 1849 wird durch 
die verfaſſunggebende Reichs verſammlung beſtätigt. 


88 
Der Reichs verweſer bezieht eine Zivilliſte, welche der erſte ordentliche Reichstag 
auf die 4 vier Jahre bis 31. Dezember 1852 feſtſetzt. 


Artikel II 


Der Reichsverwefer iſt unverletzlich und unverantwortlich. 
(uſw. nach dem Vorſchlag der Subkommiſſion des Verfaſſungsausſchuſſes.) 


[Anlage 6] 
Gewähr der Reichs verfaſſung 


la. Entwurf der Vorkommiſſion! 
Artikel I 


81 

Der Kaiſer leiſtet beim Antritt feiner Regierung einen Eid auf die Reichs ver— 
faſſung vor dem verſammelten Reichstage. Zu dem Ende tritt der Reichstag bei 
jedem Thronwechſel binnen 14 Tagen, und zwar ausnahmsweiſe ohne Berufung 
in der Art zuſammen, wie er das letztemal verſammelt geweſen iſt. 

Die Eidesformel lautet: „Ich ſchwöre, das Reich und die Rechte des deutſchen 
Volkes zu ſchirmen, die Reichsverfaſſung aufrecht zu erhalten und fie gewiſſenhaft 
zu vollziehen. So wahr mir Gott helfe“. 


82 
Den in den einzelnen Staaten vorgeſchriebenen Verpflichtungen auf die Landes- 
verfaſſung wird die Verpflichtung auf die Reichsverfaſſung hinzugefügt. 


Artikel II 


83 
Die monarchiſche Regierungsform ſoll gleich wie fie für das geſamte deutſche 
Reich begründet iſt, ſo auch in den deutſchen Einzelſtaaten mit Ausnahme der freien 
Städte gewährleiſtet ſein. 
84 


Keine Beſtimmung in der Verfaſſung oder den ſonſtigen Geſetzen eines deutſchen 
Staates darf mit der Reichsverfaſſung in Widerſpruch ſtehen. 


Artikel III 


8 
Zu Abänderungen in der Reichsverfaſſung iſt erforderlich: 
1) die Anweſenheit von wenigſtens drei Viertel der Mitglieder jedes Hauſes; 
2) eine zweimalige Abſtimmung, welche nicht an demſelben Tage ſtattfinden darf; 
3) eine Stimmenmehrheit von wenigſtens zwei Drittel der anweſenden Mit⸗ 
glieder bei jeder der beiden Abſtimmungen; 
4) Die Zuſtimmung des Reichs oberhauptes. 


Vgl. oben S. 356ff. 


Anlage 6a. b: Gewähr der Reichsverfaſſung 
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Artikel IV 


8 6 
Für den Fall des Kriegs oder Aufruhrs können die Beſtimmungen über Ver— 
haftung, Hausſuchung, Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht und ordentlichen Ge— 
richtsſtand, wie fie in den Grundrechten § 8, 10, 28, 29, 40, 41 vorgeſchrieben find, 
für einzelne Bezirke zeitweiſe außer Kraft geſetzt werden. 
Die näheren Vorſchriften bleiben einem Reichsgeſetze vorbehalten. 


[b. Entwurf zur zweiten Lefung] 
Gewähr der Reichs verfaſſung 


Gefaßte Beſchlüſſe ! 


Artikel J 


81 

Bei jedem Regierungswechſel tritt 
der Reichstag, falls er nicht verſammelt 
iſt, ohne Berufung in der Art zuſam⸗ 
men, wie er das letztemal verſammelt 
geweſen iſt. Vor dem verſammelten 
Reichstag leiſtet der Kaiſer beim An⸗ 
tritt ſeiner Regierung einen Eid auf die 
Verfaſſung. 


Die Eidesformel lautet: „Ich ſchwöre, 
das Reich und die Rechte des deutſchen 
Volkes zu ſchirmen, die Reichs verfaſſung 
aufrecht zu erhalten und ſie gewiſſenhaft 
zu vollziehen. So wahr mir Gott helfe“. 

Bis zur Ableiſtung des Eides darf 
der Kaiſer keine Regierungs handlung 
vornehmen. 


Jeder Reichsbeamte hat beim An⸗ 
tritt ſeines Amtes gleichfalls einen Eid 
auf die Reichsverfaſſung zu leiſten. Das 
Nähere beſtimmt die Dienſtpragmatik. 


83 
Den in den einzelnen Staaten vorge— 
ſchriebenen Verpflichtungen auf die 
Landes verfaſſung wird die Verpflich— 
tung auf die Reichsverfaſſung voran- 
geſetzt. 


Revidierte Faſſung? 


Artikel I 


81 

Bei jedem Regierungswechſel tritt 
der Reichstag, falls er nicht ſchon ver- 
ſammelt iſt, ohne Berufung zuſammen 
in der Art, wie er das letztemal ver⸗ 
ſammelt geweſen iſt. Der Kaiſer, welcher 
die Regierung antritt, leiſtet vor den 
zu einer Sitzung vereinigten beiden Häu⸗ 
ſern des Reichstags einen Eid auf die 
Reichsverfaſſung. 

Der Eid lautet: „Ich ſchwöre, das 
Reich und die Rechte des deutſchen Vol⸗ 
kes zu ſchirmen, die Reichsverfaſſung 
aufrecht zu erhalten und ſie gewiſſenhaft 
zu vollziehen. So wahr mir Gott helfe“. 

Erſt nach geleiſtetem Eide kann der 
Kaiſer Regierungshandlungen vorneb- 
men. 

82 


Die Reichs beamten haben beim Antritt 
ihres Amtes einen Eid auf die Reichsver⸗ 
faſſung zu leiſten. Das Nähere beſtimmt 
die Dienſtpragmatik des Reiches. 


83 
Die Verpflichtung auf die Reichs⸗ 
verfaſſung wird in den Einzelſtaaten mit 
der Verpflichtung auf die Landesver- 
faſſung verbunden und dieſer vorange- 
ſetzt. 


1 Vgl. oben S. 423 ff. 


2 Handſchriftlicher Zuſatz Droyſens: 
von Waitz. Vgl. oben S. 541 ff. 
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Artikel II 


83 
Keine Beſtimmung in der Verfaſſung 
oder in den Geſetzen eines Einzelſtaates 
darf mit der Reichs verfaſſung in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. 


84 
Eine Anderung der Regierungsform 
in den Einzelſtaaten kann nur mit Ein⸗ 
willigung der Reichsgewalt geſchehen. 
Dieſe Einwilligung muß unter den für 
Abänderungen in der Reichsverfaſſung 
vorgeſchriebenen Formen erfolgen. 


Artikel III 


85 
Zu Abänderungen in der Reichsver- 
faſſung iſt erforderlich: 


1) die Anweſenheit von wenigſtens 
zwei Dritteln der Mitglieder jedes 
Hauſes; 

2) eine zweimalige Abſtimmung, zwi⸗ 
ſchen welchen ein Zwiſchenraum 
von wenigſtens 8 Tagen liegen 
muß; 

3) eine Stimmenmehrheit von wenig⸗ 
ſtens zwei Dritteln der anweſenden 
Mitglieder bei jeder der beiden Ab⸗ 
ſtimmungen; 

4) die Zuſtimmung des Reichsober⸗ 
hauptes. 


Artikel IV 


8 6 
Im Fall des Krieges oder Aufruhrs 
können die Beſtimmungen der Grund— 
rechte über Verhaftung, Hausſuchung 
und Verſammlungsrecht von der Reichs- 
regierung oder der Regierung eines Ein- 
zelſtaates für einzelne Bezirke zeitweiſe 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


Artikel II 


84 
Keine Beſtimmung in der Verfaſſung 
oder in den Geſetzen eines Einzelſtaates 
darf mit der Reichs verfaſſung in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. 


8 5. 
Eine Anderung in der Regierungs⸗ 


form in einem Einzelſtaat kann nur mit 


Einwilligung der Reichs gewalt erfolgen. 
Dieſe muß in den für Anderungen der 
Reichsverfaſſung vorgeſchriebenen Form 
(8.6) gegeben werden. 


Artikel III 


86 
Abänderungen in der Reichsverfaſ⸗ 
ſung können nur durch einen Beſchluß 
beider Häuſer und nur mit Zuſtimmung 
des Reichsoberhaupts erfolgen. 
Zu einem ſolchen Beſchluß iſt in jedem 
der beiden Häuſer erforderlich: 


1) die Anweſenheit von wenigſtens 
zwei Dritteln der Mitglieder; 

2) eine zweimalige Abſtimmung, zwi⸗ 
ſchen welchen ein Zwiſchenraum 
von wenigſtens acht Tagen liegen 
muß; 

3) eine Stimmenmehrheit von wenig⸗ 
ſtens zwei Dritteln der anweſenden 
Mitglieder bei jeder der beiden 
Abſtimmungen. 


Artikel IV 


87 
Im Fall des Krieges oder Aufruhrs 
können die Beſtimmungen der Grund⸗ 
rechte über Verhaftung, Hausſuchung 
und Verſammlungsrecht von der Reichs- 
regierung oder der Regierung eines Ein⸗ 
zelſtaates für einzelne Bezirke zeitweiſe 


Anlage 6b: Gewähr der Reichsverfaſſung 


außer Kraft geſetzt werden; jedoch nur 
unter folgenden Bedingungen: 

1) die Verfügung muß in jedem ein⸗ 
zelnen Fall von dem Geſamtmini⸗ 
ſterium des Reichs oder Einzel⸗ 
ſtaates ausgehen; 

2) wenn der Reichstag, beziehungs⸗ 
weiſe die geſetzgebenden Körper des 
Einzelſtaates verſammelt ſind, ſo 
iſt ihre Zuſtimmung ſofort einzu⸗ 
holen. Im entgegengeſetzten Fall 
darf die Verfügung nicht länger 
als 14 Tage dauern, ohne daß die⸗ 
ſelben zuſammenberufen und die 
getroffenen Maßregeln zu ihrer 
Genehmigung vorgelegt werden. 


Weitere Beſtimmungen bleiben einem 
Neichsgeſetz vorbehalten. 

Für die Verkündigung des Belage⸗ 
rungszuſtandes in Feſtungen bleiben die 
beſtehenden e Vorſchriften in 
Kraft. 


759 


außer Kraft geſetzt werden; jedoch nur 
unter folgenden Bedingungen: | 

1) die Verfügung muß in jedem ein⸗ 
zelnen Fall von dem Geſamtmini⸗ 
ſterium des Reichs oder Einzel. 
ſtaates ausgehen; 

2) wenn der Reichstag, beziehungs- 
weiſe die geſetzgebenden Körper des 
Einzelſtaates verſammelt ſind, ſo 
iſt ihre Zuſtimmung ſofort einzu⸗ 
holen. Im entgegengeſetzten Fall 
darf die Verfügung nicht länger 
als 14 Tage dauern, ohne daß die⸗ 
ſelben zuſammenberufen und die 
getroffenen Maßregeln zu ihrer 
Genehmigung vorgelegt werden. 


Weitere Beſtimmungen bleiben einem 
Reichsgeſetz vorbehalten. 

Für die Verkündigung des Belage— 
rungszuſtandes in Feſtungen bleiben die 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften in 
Kraft. 


[Anlage 7 
Wahlgeſetz 


a. Entwurf der Vorkommiſſion! 
Ae 


89 | 
Das Volkshaus beſteht aus den Abgeordneten des deutſchen Volkes, welche auf 
4 Jahre gewählt werden. 


8 10 
Die Wahl geſchieht durch das Volk nach den in dem Reichswahlgeſetz enthaltenen 
Vorſchriften. 


Geſetz 
über die Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe 


Sl 
Wähler ift jeder ſelbſtändige, unbeſcholtene Deutſche, welcher: 
1) das fünfundzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat, 
2) in dem vom Geſetz ihm angewieſenen Wahlbezirke zur Zeit der Wahl ſeinen 
feſten Wohnſitz hat; er darf jedoch nur an einem Orte wählen. 


8.2 

Als nicht ſelbſtändig, alſo von der Berechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen, 

ſollen angeſehen werden: 

1) Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen, oder über deren 
Vermögen Konkurs oder Faillitzuſtand gerichtlich eröffnet worden iſt, und 
zwar während der Dauer dieſes Konkurs- oder Faillitverfahrens; 

2) Dienſtboten; 

3) Gewerbegehülfen; 

4) diejenigen, welche für Tagelohn, Wochenlohn oder Monatslohn arbeiten; 

5) diejenigen, welche eine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln beziehen 
oder im letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen haben; 

6) diejenigen, welche eine Einkommenſteuer, wo eine ſolche Steuer ſchon beſteht 
oder noch eingeführt werden wird, zu entrichten nicht verbunden ſind, oder im 
letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre nicht bezahlt haben, oder wo eine 
ſolche Steuer noch nicht beſteht, ein jährliches Einkommen von 300 Gulden 
nicht haben. 


1 Vgl. S. 370 ff. 


Anlage 7a: Wahlgeſetz 761 


8 

Als beſcholten, alſo von der Berechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen, 1 er⸗ 

achtet werden: 

1) diejenigen, welche durch rechtskräftiges Erkenntnis wegen Diebſtahls, Be— 
trugs oder Anterſchlagung, oder zu einer Zuchthaus, Arbeitshaus-, Feſtungs⸗ 
arbeitsſtrafe, oder zum Verluſt der bürgerlichen Ehre oder Rechte, oder zur 
Stellung unter polizeiliche Aufficht — und zwar während der Dauer der 
letztern — verurteilt worden ſind; 

2) diejenigen, welche durch rechtkräftiges Erkenntnis überführt worden ſind, bei 
den Wahlen Stimmen erkauft, ihre Stimme verkauft, oder in mehr als einer 
Wahlverſammlung, bei der für einen oder den nämlichen Zweck beſtimmten 
Wahl, ihre Stimmen abgegeben zu haben. 


84 
Das Recht zum Wählen ruht bei den Kriegern, welche in aktivem Dienſte ſtehen, 
mit Ausnahme der Unteroffiziere und Offiziere. 


85 
Wählbar zum Abgeordneten des Volkshauſes iſt jeder ſelbſtändige, unbeſchol⸗ 
tene (§ 2, 3) Deutſche, welcher: 
1) in einem deutſchen Staate das Staatsbürgerrecht beſitzt; 
2) das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt hat. 


8 6 
In jedem Einzelſtaate ſind Wahldiſtrikte von 100 000 Seelen der wirklichen 
Bevölkerung zu bilden. Dieſelben werden zum Zweck des Stimmenabgebens in 
kleinere Bezirke eingeteilt, in welchen für den ganzen Wahldiſtrikt Ein Abgeordneter 
zum Volkshaus zu wählen iſt. 


877 
Ergibt ſich bei der Bildung der Wahldiſtrikte ein Aberſchuß von wenigſtens 
50 000 Seelen, ſo iſt für dieſe ein beſonderer Wahldiſtrikt zu bilden, welcher einen 
Abgeordneten zu wählen hat. 


88 
Kleinere Staaten mit einer Bevölkerung von wenigſtens 50 000 Seelen haben 
einen Abgeordneten zu wählen. 
Die Stadt Lübeck ſoll dieſen gleichgeſtellt werden. 


89 
Die Staaten, welche keine Bevölkerung von wenigſtens 50 000 Seelen haben, 
werden zum Zweck der Wahl der Abgeordneten, mit anderen kleineren oder größeren 
Staaten nach Maßgabe der Reichswahlmatrikel zuſammengelegt und haben in 
dieſer Vereinigung Wahldiſtrikte zu bilden. 


8 10 
Die Wahl erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit aller in einem Wahldiſtrikte 
abgegebenen Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 
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8 11 
Stellvertreter der Abgeordneten ſind nicht zu wählen. 


8 12 
Das Wahlrecht muß in Perſon ausgeübt, die Stimme mündlich zu Protokoll 
abgegeben werden. 
8 13 
Staatsdiener bedürfen zur Annahme der auf ſie gefallenen Wahl keiner Ge⸗ 
nehmigung ihrer Vorgeſetzten. 
8 14 
Die Wahldiſtrikte und Bezirke, die Wahldirektoren und das Wahlverfahren, 
inſoweit dasſelbe nicht durch das gegenwärtige Geſetz feſtgeſtellt worden iſt, werden 
von den Regierungen der Einzelſtaaten angeordnet. 


Reichswahlmatrikel 

Zum Zweck der Wahlen der Abgeordneten zum Volkshaus werden zuſammen⸗ 
gelegt: 
I) Reuß ältere Linie mit Reuß jüngere Linie. 

2) Anhalt⸗Köthen mit Anhalt⸗Bernburg. 

3) Hohenzollern-Hechingen mit Hohenzollern-Sigmaringen. 

4) Heſſen⸗Homburg mit dem Großherzogtum Heſſen. 

5) Lauenburg mit Schleswig-Holſtein. 

6) Schaumburg⸗Lippe mit Hannover. 

7) Lichtenſtein mit Oſterreich. 


Geſetz 
über die Entſchädigung der Abgeordneten zum Reichstage 


Die Mitglieder des Staatenhauſes und des Volkshauſes erhalten ein Tagegeld 
von 7 Gulden rheiniſch, und eine Reiſekoſtenentſchädigung von 1 Gulden für die 
Meile der Hin⸗ und Rückreiſe. . 


[b. Entwurf zur zweiten Lefung] 
Geſetz über die Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe 


Gefaßte Beſchlüſſe ! Revidierte Faſſung! 


Für die Wahlen der Abgeordneten 
zum Volkshauſe ſollen folgende Be: 
ſtimmungen gelten: 


81 81 
Wähler iſt jeder ſelbſtändige, unbe⸗ Wähler iſt jeder ſelbſtändige, unbe⸗ 
ſcholtene Deutſche, welcher das fünfund⸗ ſcholtene Deutſche, welcher das fünfund- 
zwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat. zwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat. 
1 Vgl. oben S. 429 ff. 


Anlage 7 a. b: Wahlgeſetz 


82 
Als nicht ſelbſtändig, alfo von der 
Berechtigung zum Wählen ausge: 
ſchloſſen, ſollen angeſehen werden: 

1) Perſonen, welche unter Vor— 
mundſchaft oder Kuratel ſtehen 
oder über deren Vermögen Ron: 
kurs⸗ oder Faillitzuſtand gerichtlich 
eröffnet worden iſt, und zwar wäh: 
rend der Dauer dieſes Konkurs⸗ 
oder Faillitverfahrens; 

2) Dienſtboten; 

3) Handwerksgehülfen und Fabrikar⸗ 
beiter; 

4) Tagelöhner; 

5) diejenigen, welche eine Armenunter⸗ 
ſtützung aus öffentlichen Mitteln 
beziehen oder im letzten der Wahl 
vorhergegangenen Jahre bezogen 
haben. 


83 
Als beſcholten, alſo von der Berech— 
tigung zum Wählen ausgeſchloſſen, fol: 
len angeſehen werden: 

1) diejenigen, welche durch rechtskräf⸗ 
tiges Erkenntnis wegen Diebſtahls, 
Betrugs oder Anterſchlagung, oder 
zu einer Zuchthaus⸗, Arbeits- 
haus-, Feſtungsarbeitsſtrafe oder 
zum Verluſt der ſtaats bürgerlichen 
Rechte verurteilt und in ihre 
Rechte nicht wieder eingeſetzt wor- 
den ſind. 

2) diejenigen, welche des Rechts zum 
Wählen rechtskräftig für verluſtig 
erklärt worden ſind. 


84 

Wer bei Wahlen Stimmen erkauft, 
ſeine Stimme verkauft oder in mehr als 
einer Wahlverſammlung bei der für 
einen und denſelben Zweck beſtimmten 
Wahl ſeine Stimme abgegeben hat, iſt, 
außer den für Vergehen dieſer Art im 
Strafgeſetzbuch beſtimmten oder zu be⸗ 
ſtimmenden Strafen, von den zuſtän⸗ 
digen Strafgerichten mit Verluſt des 
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82 
Als nicht ſelbſtändig ſollen von der 
Berechtigung zum Wählen une 
ſchloſſen fein: 

1) Perſonen, welche unter Bor- 
mundſchaft oder Kuratel ſtehen 
oder über deren Vermögen Kon⸗ 
kurs⸗ oder Faillitzuſtand gerichtlich 
eröffnet worden iſt, und zwar wäh⸗ 
rend der Dauer dieſes Konkurs- 
oder Faillitverfahrens; 

2) Perſonen, welche eine Armen⸗ 
unterſtützung aus öffentlichen Mit⸗ 
teln beziehen oder im letzten der 
Wahl vorhergegangenen Jahre 
bezogen haben; 

3) Dienſtboten; 

4) Handwerksgehülfen und Fabrik⸗ 
arbeiter; 

5) Taglöhner. 


83 
Als beſcholten ſollen von der Be— 
rechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen 
ſein: 

1) Perſonen, welche durch rechtskräf⸗ 
tiges Erkenntnis wegen Diebſtahls, 
Betrugs oder Anterſchlagung, oder 
die zu einer Zuchthaus⸗, Arbeits- 
haus⸗, Feſtungsarbeitsſtrafe oder 
zum Verluſt der ſtaats bürgerlichen 
Rechte verurteilt und in ihre 
Rechte nicht wieder eingeſetzt wor⸗ 
den ſind; 

2) Perſonen, welche des Rechts zum 
Wählen rechtskräftig für verluſtig 
erklärt worden ſind. 


84 
Mit dem Verluſt des Rechts zu wäh⸗ 
len für eine Zeit von vier bis zwölf 
Jahren, außer den durch die Strafgeſetze 
beſtimmten oder zu beſtimmenden Stra⸗ 
fen, iſt zu belegen: wer bei den Wahlen 
Stimmen erkauft, ſeine Stimme ver⸗ 
kauft, oder mehr als einmal bei der für 
einen und denſelben Zweck beſtimmten 
Wahl ſeine Stimme abgegeben, oder 


764 


Rechts zum Wählen für die Dauer von 
4 bis 12 Jahren zu beſtrafen. 

Ebenſo diejenigen Beamten, welche 
ihre Stellung zur Einwirkung auf die 
Wahlen mißbrauchen. 


d 8 5 
Wählbar zum Abgeordneten des 
Volkshauſes iſt jeder ſelbſtändige, un⸗ 
beſcholtene (8 2, 3) Deutſche, welcher 
das fünfundzwanzigſte Lebensjahr zu⸗ 
rückgelegt hat. 
8 13 
Staatsdiener bedürfen zur Annahme 


der auf fie gefallenen Wahl keiner Ge⸗ 
nehmigung ihrer Vorgeſetzten. 


8 6 
In jedem Einzelſtaate find Wahl— 
diſtrikte von je 100000 Seelen (wie ſie 
bei der letzten Volkszählung vorhanden) 
zu bilden. 


8 

Ergibt ſich bei der Bildung der Wahl⸗ 
diſtrikte ein Aberſchuß von wenigſtens 
50000 Seelen, ſo iſt für dieſe ein beſon⸗ 
derer Wahldiſtrikt zu bilden, welcher 
einen Abgeordneten zu wählen hat. 

Ein kleinerer Aberſchuß iſt zu ver⸗ 
teilen. 


88 
Kleinere Staaten mit einer Bevölke⸗ 
rung von wenigſtens 50000 Seelen 
haben einen Abgeordneten zu wählen. 


89 

Die Staaten, welche keine Bevölke— 
rung von wenigſtens 50000 Seelen ha— 
ben, werden zum Zweck der Wahl der 
Abgeordneten mit anderen kleineren 
oder größeren Staaten nach Maßgabe 
der Reichswahlmatrikel zuſammenge⸗ 
legt, und haben in dieſer Vereinigung 
Wahldiſtrikte zu bilden. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


als Beamter ſeine Stellung zur Ein⸗ 
wirkung auf die Wahlen mißbraucht hat. 


55 
Wählbar zum Abgeordneten des 
Volkshauſes iſt jeder ſelbſtändige, un⸗ 
befcholtene (8 2. 3) Deutſche, welcher 
das fünfundzwanzigſte Lebens jahr zu⸗ 
rückgelegt hat. 


8 6 
Staatsdiener bedürfen zur Annahme 
der auf ſie gefallenen Wahl keiner Ge⸗ 
nehmigung ihrer Vorgeſetzten. 


87 
In jedem Einzelſtaate find Wahl⸗ 
diſtrikte von je 100000 Seelen der nach 
der letzten Volkszählung vorhandenen 
Bevölkerung zu bilden. 


88 

Ergibt ſich in einem Einzelſtaate bei 
der Bildung der Wahldiſtrikte ein Aber⸗ 
ſchuß von wenigſtens 50000 Seelen, ſo 
iſt hierfür ein beſonderer Wahldiſtrikt 
zu bilden. 

Ein Aberſchuß von weniger als 50000 
Seelen iſt unter die anderen Wahl⸗ 
diſtrikte des Einzelſtaates verhältnis⸗ 
mäßig zu verteilen. 


89 i 
Kleinere Staaten mit einer Bevöl⸗ 
kerung von wenigſtens 50000 Seelen 
bilden einen Wahldiſtrikt. 


Diejenigen Staaten, welche keine Be⸗ 
völkerung von 50000 Seelen haben, 
werden unter ſich oder mit benachbarten 
Staaten nach Maßgabe der Reichs⸗ 
wahlmatrikel (Anlage A) zur Bildung 
paſſender Wahldiſtrikte zuſammengelegt. 


Anlage 7 b: Wahlgeſetz 


($ 6) 

Die Wahldiſtrikte werden zum Zwecke 
des Stimmenabgebens in kleinere Be: 
zirke eingeteilt, in welchen für den ganzen 
Wahldiſtrikt Ein Abgeordneter zum 
Volkshaus zu wählen iſt. 


($ 2) 

Wähler it... wer in dem Wahl: 
bezirke, in welchem er Wählerrechte an- 
ſpricht, ſeinen feſten Wohnſitz hat; er 
darf jedoch nur an einem Orte wählen. 
(Als beſonderer Paragraph.) 


Zu 89 

In jedem Wahldiſtrikte werden die 
Namen aller Wähler in Regifter ein- 
getragen. Dieſe Regiſter werden gedruckt 
und in allen Bezirken der Wahldiſtrikte 
zur Berichtigung an öffentlich bekannt 
zu machenden Orten und Tagen auf— 
gelegt. Kurz vor dem Wahltage werden 
dieſelben geſchloſſen. Nur diejenigen 
Perſonen, deren Namen in den Wahl— 
regiſtern ſtehen, ſind zur Wahl berechtigt. 


812 

Das Wahlrecht muß in Perſon aus— 
geübt, die Stimme öffentlich und münd⸗ 
lich zu Protokoll abgegeben werden. 

Die Wahlhandlung iſt unter Zu— 
ziehung und Kontrolle von Gemeinde— 
mitgliedern, welche kein Staats- oder 
Gemeindeamt bekleiden, vorzunehmen. 


765 


8 10 
Sämtliche Wahldiſtrikte werden zum 
Zweck des Stimmenabgebens in kleinere 
Bezirke eingeteilt. In dieſen iſt für den 
ganzen Wahldiſtrikt Ein Abgeordneter 
zu wählen. 


8 11 

Wer Wählerrechte in einem Wahl⸗ 
bezirke anſpricht, muß in demſelben zur 
Zeit der Wahl ſeinen feſten Wohnſitz 
haben. Jeder darf nur an einem Orte 
wählen. 

(Die ! Garniſon der Soldaten ſoll nur 
dann als feſter Wohnſitz gelten, wenn ſie 
ſeit 3 (oder 6?) Monaten nicht gewech- 
ſelt worden iſt.) 


8712 

In jedem Bezirke ſind zum Zweck der 
Wahlen Liſten anzulegen, in welche die 
zum Wählen Berechtigten (nach Zu— 
und Vornamen, Alter, Gewerbe und 
Wohnort) eingetragen werden. Dieſe 
Liſten ſind (ſpäteſtens drei Wochen vor 
dem zur ordentlichen Wahl beſtimmten 
Tage) zu jedermanns Einſicht auszu⸗ 
legen und dies öffentlich bekanntzu⸗ 
machen. (Einſprachen gegen die Liſten 
ſind binnen acht Tagen nach öffentlicher 
Bekanntmachung bei der Behörde, 
welche die Bekanntmachung erlaſſen 
hat, anzubringen, worauf die Liſten acht 
Tage vor der Wahl geſchloſſen werden.) 
Nur diejenigen ſind zur Teilnahme an 
der Wahl berechtigt, welche in die Liſten 
aufgenommen ſind. (Für ſpätere außer⸗ 
ordentliche Wahlen gelten die früheren 
Liſten.) 


8 13 
Die Wahlhandlung iſt öffentlich. Es 
ſind bei derſelben Gemeindemitglieder 
zuzuziehen, welche kein Staats- oder 
Gemeindeamt bekleiden. 


1 Die in () beigefügten Stellen wer⸗ 
den von der Anterkommiſſion als Zu: 
ſätze vorgeſchlagen. 
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8 10 


Die Wahlen ſind direkt. 

Die Wahl erfolgt durch abſolute 
Stimmenmehrheit aller in einem Wahl⸗ 
diſtrikte abgegebenen Stimmen. 

Wenn bei dem erſten und zweiten 
Wahlverſuche eine abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit ſich nicht herausgeſtellt hat, 
ſo ſollen die zwei Kandidaten, welche 
in letzter Wahl die meiſten Stimmen 
hatten, zur engeren Wahl geſtellt wer— 
den. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Los. 


811 


Stellvertreter der Abgeordneten ſind 
nicht zu wählen. 


Zu 8 12 
Die Wahl findet im Amfange des 


ganzen Reiches an einem und demſelben 


Tage ſtatt. 


8 14 


Die Wahldiſtrikte und Bezirke, die 
Wahldirektoren und das Wahlverfah— 
ren, inſoweit dieſelben nicht durch das 
gegenwärtige Geſetz feſtgeſtellt worden 
iſt, werden von den Regierungen der 
Einzelſtaaten angeordnet, inſofern die 
Reichsgewalt Näheres . nicht 
feſtgeſtellt. 


Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 


Das Wahlrecht muß in Perſon aus- 
geübt, die Stimme mündlich zu Proto- 
koll abgegeben werden. 


8 14 


Die Wahl iſt direkt. Sie erfolgt durch 
abſolute Stimmenmehrheit aller in 
einem Wahldiſtrikt abgegebenen Stim⸗ 
men. 

Stellt bei einer Wahl eine abſolute 
Stimmenmehrheit ſich nicht heraus, ſo 
iſt eine zweite Wahl vorzunehmen. Wird 
auch bei dieſer eine abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit nicht erreicht, ſo iſt zum dritten⸗ 
mal nur unter den zwei Kandidaten zu 
wählen, welche in der zweiten Wahl die 
meiſten Stimmen erhalten haben. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
hier das Los. 


8 15 


Stellvertreter der Abgeordneten ſind 
nicht zu wählen. 


816 


Die Wahlen find im Umfang des 
ganzen Reichs an einem und demſelben 
Tage vorzunehmen, (den die Reichs- 
gewalt beſtimmt. 

Für die Wahlen, welche ſpäter er⸗ 
forderlich werden, iſt die Zeit von den 
Regierungen der Einzelſtaaten jedes⸗ 
mal . . . Tage vorher öffentlich zur An⸗ 
zeige zu bringen.) 


817 


Die Wahldiſtrikte und Bezirke, die 
Wahldirektoren und das Wahlverfah— 
ren, inſoweit dieſes nicht durch das 
gegenwärtige Geſetz feſtgeſetzt worden 
iſt, werden von den Regierungen der 
Einzelſtaaten angeordnet. Doch bleibt 
es der Reichsgewalt vorbehalten, wei— 
tere Verfügungen auch in dieſer Bes 
ziehung zu treffen. 


Anlage 7 b: Wahlgeſetz 


Reichswahlmatrikel 


Zum Zweck der Wahlen der Ab—⸗ 
geordneten zum Volkshaus werden zu⸗ 
ſammengelegt: 

1) Reuß älterer Linie mit Reuß 

jüngerer Linie. 

2) Anhalt⸗Köthen mit Anhalt⸗Bern⸗ 

burg. 

3) Hohenzollern-Hechingen mit Ho⸗ 

henzollern⸗Sigmaringen. 

4) Heſſen⸗Homburg mit Großherzog— 

tum Heſſen. 

5) Lauenburg mit Schleswig-Hol⸗ 

ſtein. 

6) Lübeck mit Mecklenburg⸗Schwerin. 

7) Schaumburg-Lippe mit Kurheſſen. 

8) Lichtenſtein mit Oſterreich. 


Geſetz über die Entſchädigung der 
Abgeordneten zum Reichstag 


Die Mitglieder des Staatenhauſes 
und des Volkshauſes erhalten ein Tag⸗ 
geld von 7 Gulden rheiniſch und eine 
Reiſekoſtenentſchädigung von 1 Gulden 
für die Meile ſowohl der Hin- als auch 
der Rückreiſe. 
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Anlage: Reichswahlmatrikel 


Zum Zweck der Wahlen der Ab— 
geordneten zum Volkshaus werden zu— 
ſammengelegt: 

1) Lichtenſtein mit Oſterreich. 

2) Heflen- Homburg mit Großherzog— 

tum Heſſen. 

3) Schaumburg-Lippe mit Heſſen⸗ 

Kaſſel. 

4) Hohenzollern-Hechingen mit Ho— 

henzollern⸗Sigmaringen. 

5) Reuß älterer Linie mit Reuß 

jüngerer Linie. 

6) Anhalt⸗Köthen mit Anhalt⸗Vern⸗ 

burg. 

7) Lauenburg mit Schleswig-Hol⸗ 

ſtein. 

8) Lübeck mit Mecklenburg⸗Schwerin. 


Geſetz über die Entſchädigung der 
Abgeordneten zum Reichstag 


Die Mitglieder des Staatenhauſes 
und des Volkshauſes erhalten ein Tag⸗ 
geld von 7 Gulden rheiniſch und eine 
Reiſekoſtenentſchädigung von 1 Gulden 
für die Meile ſowohl der Hin- als auch 
der Rückreiſe. 


[Anlage 8] 


Entwurf 
[zur zweiten Leſung der Abſchnitte Ibis V der Verfaſſung ! 


2 Abſchnitt 1 
Das Reich 


Artikel J 


81 | 
Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiet des bisherigen deutſchen Bundes. 
Die Verhältniſſe des Herzogtums Schleswig und die Grenzbeſtimmung im 
Großherzogtum Poſen bleiben der definitiven Anordnung vorbehalten. 

Bei dem gegenwärtigen Stande der Verhandlungen mit Oſterreich wird deren 
Ausgang erſt abzuwarten fein, bevor es zur zweiten Leſung des 8 1 kommt. Es wird 
daher vorgeſchlagen, dieſelbe vorläufig auszuſetzen und mit dem folgenden Para⸗ 
graphen die zweite Leſung zu beginnen. 


Artikel II | 
82 8 
Kein Teil des deutſchen Reiches darf mit nichtdeutſchen Ländern zu einem Staate 
vereinigt ſein. 
8. 3 


Hat ein deutſches Land mit einem nichtdeutſchen Lande dasſelbe Staatsober⸗ 
haupt, ſo iſt das Verhältnis zwiſchen beiden Ländern nach den Grundſätzen der 
reinen Perſonalunion zu ordnen. | 

84 

Das Staatsoberhaupt eines deutſchen Landes, welches mit einem nichtdeutſchen 
Lande in dem Verhältnis der Perſonalunion ſteht, muß entweder in ſeinem deut⸗ 
ſchen Lande reſidieren, oder es muß auf verfaſſungsmäßigem Wege in demſelben 
eine Regentſchaft niedergeſetzt werden, zu welcher nur Deutſche berufen werden 
dürfen. | 
4 85 

Abgeſehen von den bereits beſtehenden Verbindungen deutſcher und nichtdeutſcher 
Länder ſoll kein Staatsoberhaupt eines nicht deutſchen Landes zugleich zur Regie— 
rung eines deutſchen Landes gelangen, noch darf ein in Deutſchland regierender 
Fürſt, ohne ſeine deutſche Regierung abzutreten, eine fremde Krone annehmen. 

Der Originaldruck iſt ein nur linksſeitig bedrucktes Heft (Druck von C. Krebs⸗ 


Schmitt), deſſen Seitenzahlen hier am Rande angegeben find. Vgl. oben S. 447 ff. 
512 ff. 544 ff. 


Anlage 8: Zweite Leſung der Verfaſſung J. II 769 


Artikel III 


86 
Die einzelnen deutſchen Staaten behalten ihre Selbſtändigkeit, ſoweit dieſelbe 
nicht durch die Reichs verfaſſung beſchränkt iſt; fie haben alle ſtaatlichen Hoheiten 
und Rechte, ſoweit dieſe nicht der Reichsgewalt ausdrücklich übertragen find. 


6 Abſchnitt II 
Die Reichsgewalt 
Artikel I 


87 

Die Reichsgewalt übt dem Auslande gegenüber die völkerrechtliche Vertretung 
Deutſchlands und der einzelnen deutſchen Staaten ausſchließlich aus. 

Die Reichsgewalt ſtellt die Reichsgeſandten und die Konſuln an. Sie führt den 
diplomatiſchen Verkehr, ſchließt die Bündniſſe und Verträge mit dem Auslande, 
namentlich auch die Handels- und Schiffahrts verträge, ſowie die Auslieferungs⸗ 
verträge ab. Sie ordnet alle völkerrechtlichen Maßregeln an. 

Statt der in der erſten Leſung angenommenen Worte „die Reichsgewalt ſtellt 

Geſandte und Konſuln an“ ſchien der Ausdruck: „die Reichsgeſandten 


und die Konſuln“ aus Rückſicht auf die im folgenden Paragraphen vorge⸗ 
ſchlagene Anderung angemeſſener. 


88 


Die einzelnen deutſchen Regierungen haben nicht das Recht, ſtändige Geſandte 

zu empfangen oder ſolche zu halten. 

Auch dürfen dieſelben keine beſonderen Konſuln halten. Die auswärtigen Kon⸗ 

ſuln erhalten ihr Exequatur von der Reichsgewalt. 

Das zweite Alinea dieſes Paragraphen, welches bei der erſten Leſung verworfen 
worden, ſchien, namentlich auch nach der Meinung Sachverſtändiger, die Rück⸗ 
ſicht auf die handelspolitiſche Einheitlichkeit Deutſchlands zur Aufnahme zu 
empfehlen. 


8 8 9 
Die einzelnen deutſchen Regierungen ſind befugt, Verträge mit anderen deutſchen 
Regierungen abzuſchließen. 


Ihre Befugnis zu Verträgen mit nichtdeutſchen Regierungen beſchränkt ſich auf 
Gegenſtände des Privatrechts, des nachbarlichen Verkehrs und der Polizei. 


810 


Alle Verträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts, welche eine deutſche Regierung 
mit einer anderen deutſchen oder nichtdeutſchen abſchließt, find der Reichsgewalt zur 
Kenntnisnahme und, inſofern das Reichsintereſſe dabei beteiligt iſt, zur Beſtäti⸗ 
gung vorzulegen. 

Die in der erſten Leſung angenommene Faſſung dieſes Paragraphen lautete: 

„alle nicht rein privatrechtlichen Verträge“. 
J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 49 


770 Die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes 
Artikel II 


8 11 
Der Reichsgewalt ſteht ausſchließlich das Recht des Krieges und Friedens zu. 


Artikel III 


8 12 


Der Reichsgewalt ſteht die geſamte bewaffnete Macht i zur Ver⸗ 
fügung. 
8419 


Das Reichsheer befteht aus der gefamten zum Zwecke des Krieges beſtimmten 

Landmacht der einzelnen deutſchen Staaten. Der Reichsgewalt ſteht es zu, die 
Größe und Beſchaffenheit derſelben zu beſtimmen. 
10 Diejenigen Staaten, welche weniger als eine halbe Million Einwohner haben, 
ſollen entweder unter ſich zu größeren Ganzen, welche dann unter der unmittelbaren 
Leitung der Reichsgewalt ſtehen, zuſammengelegt oder einem angrenzenden größeren 
Staate angeſchloſſen werden. In beiden Fällen haben die Landesregierungen dieſer 
kleineren Staaten keine weitere Einwirkung auf das Heerweſen als ihnen von der 
Reichsgewalt ausdrücklich übertragen wird. 


In der erſten Leſung wurde das zweite Alinea dieſes Paragraphen in folgender 
Faſſung angenommen: „diejenigen Staaten, welche als Kontingent 
weniger als 6000 Mann ſtellen, geben in Beziehung auf das Heer- 
weſen ihre Selbſtändigkeit auf, und werden in dieſer Beziehung 
entweder unter ſich zu größeren Ganzen verſchmolzen, welche dann 
unter der unmittelbaren Leitung der Reichsgewalt ſtehen, oder 
inſofern dieſe Verſchmelzung nicht für angemeſſen befunden wird, 
einem angrenzenden größeren Staate angeſchloſſen. In beiden 
Fällen haben die Landesregierungen dieſer kleineren Staaten 
keine weitere Einwirkung auf das Heerweſen, als ihnen von der 
Reichsgewalt oder dem größeren Staate ausdrücklich übertragen 
wird“. 

Die Bezeichnung nach Kontingenten ſchien unbrauchbar, da teils über die 
Größe der Kriegsmacht der einzelnen Staaten verfaſſungsmäßig nichts feſtſteht, 
als daß die Reichsgewalt fie zu beſtimmen hat, teils die allgemeine Wehrpflicht 
notwendig ſtatt Prozente der Bevölkerung Altersklaſſen in Abung bringen wird. 
— Der Ausdruck, daß dieſe kleineren Staaten in militäriſcher Hinſicht „ihre 
Selbſtändigkeit aufgeben“, würde nichts anderes beſagen, als was im 
Schluß dieſes Paragraphen dispoſitiv ausgedrückt iſt. Die Wendung „inſofern 
dieſe Verſchmelzung nicht für angemeſſen befunden wird“ ſchien 
ſich für den Stil der Verfaſſungsurkunde nicht zu eignen. Endlich ſind die Worte 
„oder dem größeren Staate“ geſtrichen worden, da nicht dem betreffenden 
größeren Staate ſondern nur dem Reich die Befugnis zu derartigen Aber⸗ 
tragungen und die Beſtimmung ihrer Modalität zugeſtanden werden darf. 


8 14 


Die Reichsgewalt hat in betreff des Heerweſens die Geſetzgebung und die Organi⸗ 
ſation; fie überwacht deren Durchführung in den einzelnen Staaten durch fort- 
dauernde Kontrolle. 


Anlage 8: Zweite Leſung der Verfaſſung II | BL 


12 Den einzelnen Staaten ſteht die Ausbildung ihres Kriegsweſens auf Grund der 
Geſetze und Anordnungen des Reiches zu. Sie haben die Verfügung über ihre be— 
waffnete Macht, ſoweit dasſelbe nicht für den Dienſt des Reiches in Anſpruch ge— 
nommen wird. 

8 15 


In den Fahneneid iſt die Verpflichtung zur Treue gegen das Reichs oberhaupt 
und die Reichsverfaſſung an erſter Stelle aufzunehmen. 


8 16 
Alle durch Verwendung von Truppen zu Reichszwecken entſtehenden Koſten, 
welche den durch das Reich feſtgeſetzten Friedensſtand überſteigen, fallen dem Reich 
zur Laſt. 
In erſter Leſung iſt angenommen worden: „fallen dem geſamten Reiche zur 
Sat g 


8 17 


Aber eine allgemeine für ganz Deutſchland gleiche is ergeht ein 
beſonderes Reichsgeſetz. 
8 18 
Die Ernennung der Generale geſchieht auf Vorſchlag der Einzelregierungen 
durch die Reichsgewalt. N 

Für den Krieg ernennt die RNeichsgewalt die kommandierenden Generale der 

ſelbſtändigen Korps, ſowie das Perſonale der Hauptquartiere. 

In erſter Leſung tft der breitere Ausdruck: „Generale der auf den verſchiedenen 
Kriegstheatern operierenden ſelbſtändigen Korps, ſowie das Per— 
ſonale der Hauptquartiere dieſer Armeen und Korps“ angenommen 
worden. 

8 19 
Der Reichsgewalt ſteht die Befugnis zu, Reichsfeſtungen anzulegen und, inſoweit 
die Sicherheit des Reiches es erfordert, vorhandene Feſtungen gegen billige Aus⸗ 
gleichung, namentlich für das überlieferte Kriegsmaterial, zu Neichsfeftungen zu 
erklären. 
Die Reichsfeſtungen werden auf Reichskoſten unterhalten. 


14 8 20 
Die Seemacht iſt ausſchließlich Sache des Reiches. Es iſt keinem Einzelſtaat 
geſtattet, Kriegsſchiffe für ſich zu halten, noch Kaperbriefe auszugeben. 

Die Bemannung der Flotte bildet einen Teil der geſetzlich feſtgeſtellten Wehr⸗ 
macht; ſie iſt jedoch unabhängig von der Landmacht. 

Diejenigen Staaten, welche Mannſchaft für die Flotte ſtellen, erfüllen dadurch 
einen Teil der ihnen obliegenden Wehrpflicht. 

Die Ernennung der Offiziere und Beamten der Seemacht geht allein vom 
Reiche aus. 

Der Reichsgewalt liegt die Sorge für die Ausrüſtung, Ausbildung und Anter⸗ 
haltung der Kriegsflotte und die Anlegung, Ausrüſtung und Anterhaltung von 
Kriegshäfen und Seearſenälen ob. 

Aber die zur Errichtung von Kriegshäfen und Marineetabliſſements nötigen Ent⸗ 
eignungen, ſowie über die Befugniſſe der dabei anzuſtellenden Behörden beſtimmen 
die zu erlaſſenden Reichsgeſetze. 
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Artikel IV 


821 
Die Schiffahrtsanſtalten am Meere und in den Mündungen der deutſchen Flüſſe 
(Häfen, Seetonnen, Leuchtſchiffe, das Lotſenweſen, das Fahrwaſſer uſw.) ſind der 
Fürſorge der einzelnen Aferſtaaten überlaſſen; fie unterhalten dieſelben aus eigenen 
Mitteln. 
822 
Die Reichsgewalt hat die Oberaufſicht über dieſe Anſtalten und Einrichtungen. 
Es ſteht ihr zu, die betreffenden Staaten zu gehöriger Unterhaltung derſelben an⸗ 
zuhalten, auch dieſelben aus den Mitteln des Reiches zu vermehren und zu er⸗ 
weitern. 
16 823 
Die Abgaben, welche in den Seeuferſtaaten von den die Schiffahrtsanſtalten be⸗ 
nutzenden Schiffen und deren Ladungen erhoben werden, dürfen die zur Anterhal⸗ 
tung dieſer Anſtalten nötigen Koſten nicht überſteigen. Sie unterliegen der Genehmi⸗ 
gung der Reichsgewalt. 
8 24 
In betreff dieſer Abgaben ſind alle deutſchen Schiffe und deren Ladungen gleich 
zu ſtellen. 
Eine höhere Belegung fremder Schiffahrt kann nur von der Reichsgewalt 
ausgehen. 
Die Mehrabgabe von fremder Schiffahrt fließt in die Reichskaſſe. 


Artikel V 


825 
Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſetzgebung und Oberaufſicht über die 
für Schiffe oder Flöße fahrbaren Flüſſe und die Mündungen der in dieſelben fallen⸗ 
den Nebenflüſſe, über die dem allgemeinen Verkehr dienenden Kanäle und Seen, 
ſowie über den Schiffahrtsbetrieb und die Flößerei auf dieſen Waſſerſtraßen. 
In welchem Umfang diefe Rechte über die Waſſerſtraßen in den Einzelſtaaten 
und über den Schiffahrtsbetrieb auf denſelben von der Reichsgewalt auszuüben 
find, wird die Reichsgeſetzgebung beſtimmen. 

Der Schluß des erſten Alinea dieſes Paragraphen lautete nach der erſten Leſung: 
„ſowie über alle Verhältniſſe und Abgaben, welche darauf von 
direktem Einfluß ſind“. Die praktiſche Durchführung dieſes Satzes würde 
die Kompetenz der Reichsgewalt fo tief in die mannigfaltigen, oft ganz örtlichen 
und eigentümlichen Verhältniſſe (wir erinnern beiſpielshalber an das Deich- 
weſen der Marſchländer) verwickeln, und zugleich die Befugniſſe des Reiches 
auf ſo vage und unklare Weiſe bezeichnen, daß es angemeſſener ſchien, die genaue 

18 Regelung dieſer Verhältniſſe der künftigen Reichsgeſetzgebung ausdrücklich vor⸗ 
zubehalten. 
8 26 

5 deutſchen Flüſſe find für deutſche Schiffahrt und Flößerei frei von Fluß⸗ 

zöllen. 

Bei den mehrere Staaten durchſtrömenden oder begrenzenden Flüſſen tritt für 

die Aufhebung dieſer Flußzölle eine billige Ausgleichung ein. 
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Wie und mit welchen Mitteln für die Erhaltung und Verbeſſerung der Schiff— 
barkeit dieſer Flüſſe geſorgt werden ſoll, beſtimmt ein Reichsgeſetz. 


8 27 
Die Hafen-, Krahn⸗, Wag⸗, Lager-, Schleuſen- und dergleichen Gebühren in 
den an dieſen Flüſſen und den Mündungen der Nebenflüſſe gelegenen Orten unter⸗ 
liegen der Geſetzgebung und Oberaufſicht des Reichs. 
Es darf in betreff dieſer Gebühren eine Begünſtigung der Angehörigen eines 
deutſchen Staates vor denen anderer deutſchen Staaten nicht ſtattfinden. 


8 28 

Flußzölle und Schiffahrtsabgaben dürfen auf fremde Schiffe und deren Ladung 

nur durch die Neichsgewalt gelegt werden. 

In der erſten Leſung wurde der Zuſatz angenommen: „Jedoch bleiben für die— 
ſelben bis zum Erlaß neuer Beſtimmungen, oder bis zur weiteren 
Anordnung die gegenwärtigen fortbeſtehen“. Es ſchien eine ſolche Aber⸗ 
gangsbeſtimmung nicht in die Verfaſſung zu gehören, wie denn in allen analogen 
Fällen nichts Derartiges beliebt worden iſt. (Vgl. 88 24. 33.) 


Artikel VI 


20 829 
Die Reichsgewalt hat über das geſamte deutſche Eiſenbahnweſen das Recht der 
Geſetzgebung und Oberaufſicht, ſoweit ſie es zum Schutz des Reiches und im 
Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs für notwendig oder zweckmäßig 
erachtet. 
| 8 30 
Unter denſelben Vorausſetzungen hat die Reichsgewalt das Recht, Eifenbahnen 
anzulegen oder deren Anlage zu bewilligen, ſowie vorhandene Eiſenbahnen auf dem 
Wege der Enteignung zu erwerben. 
Die Benutzung der Eiſenbahnen ſteht der Reichsgewalt jederzeit gegen Ent— 
ſchädigung frei. 
831 
Bei der Anlage oder Bewilligung von Eiſenbahnen durch die einzelnen Staaten 
iſt die Reichs gewalt befugt, den Schutz des Reichs und das Recht des allgemeinen 
deutſchen Verkehrs wahrzunehmen. 


8 32 

Der Reichsgewalt ſteht das Recht zu, zum Schutz des Reichs oder im Inter— 
eſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs, Landſtraßen zu bauen, Kanäle anzulegen, 
Flüſſe ſchiffbar zu machen oder deren Schiffbarkeit zu erweitern. 

Sie hat für die Unterhaltung der fo gewonnenen Verkehrswege zu ſorgen. 

Die bei derartigen Fluß⸗ und Kanalbauten gewonnenen Vorlandungen gehören 
dem Reich. 

8 33 (32) 

Der Reichsgewalt fteht das Necht der Geſetzgebung und Oberaufſicht über die 
den allgemeinen deutſchen Verkehr vermittelnden oder zum Schutze des Reichs 
notwendigen Heer: und Landſtraßen, in gleichem über die Erhebung von Chauffee- 
und Weggeldern und ähnlichen Abgaben auf ſolchen Straßen zu. 
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22 Diefer Paragraph iſt in erſter Leſung als Zuſatz zu §S 32 angenommen worden; ihn 
als beſonderen Paragraphen aufzuführen fordert ſein Inhalt. Statt der „Ge⸗ 
ſetzgebung und Oberaufſicht“, wie in erſter Leſung beliebt worden, iſt, da 
man in betreff der Heerſtraßen uſw. nicht wird weiter gehen wollen als in betreff 
des Eiſenbahnweſens (§ 29), in der jetzigen Faſſung vorgeſchlagen „das Recht 
der Geſetzgebung und Oberaufſicht“; ein Ausdruck, mit dem hier wie 
überall in dieſer Verfaſſungsurkunde bezeichnet iſt, daß das Reich die betreffende 
Geſetzgebung und Oberaufſicht ſobald und ſoweit es notwendig erſcheint, an ſich 
zu nehmen befugt iſt. 


Artikel VII 


S 34 (33) 
Das deutſche Reich ſoll Ein Zoll- und Handelsgebiet bilden, umgeben von ge- 
meinſchaftlicher Zollgrenze, mit Wegfall aller Binnenzölle. 
Die Ausſonderung einzelner Orte und Gebietsteile aus der Zollinie bleibt der 
Reichsgewalt vorbehalten. 
Der Reichsgewalt bleibt es ferner vorbehalten, auch außerdeutſche Länder und 
Landesteile mittelſt beſonderer Verträge dem deutſchen Zollgebiete anzuſchließen. 


§ 35 (34) 

Die Reichsgewalt hat ausschließlich die Geſetzgebung über das geſamte Zollweſen, 
ſowie über gemeinſchaftliche Produktions- und Verbrauchsſteuern. Welche Pro⸗ 
duktions⸗ und Verbrauchsſteuern gemeinſchaftlich ſein Bi beſtimmt die Reichs⸗ 
geſetzgebung. 

S 36 (35) 

Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, ſowie der gemeinfchaftlichen Produk⸗ 
tions- und Verbrauchsſteuern geſchieht nach Anordnung und unter Dberaufficht der 
Reichsgewalt. 

Aus dem Ertrage wird ein beſtimmter Teil nach Maßgabe des Budgets für die 
Ausgaben des Reichs vorweggenommen, das übrige wird an die einzelnen Staaten 
verteilt. 

24 Ein beſonderes Reichsgeſetz wird hierüber das Nähere feſtſtellen. 


837 

Auf welche Gegenſtände die einzelnen Staaten Produktions- oder Verbrauchs: 
ſteuern für Rechnung des Staats oder einzelner Gemeinden legen dürfen und welche 
Bedingungen und Beſchränkungen dabei eintreten ſollen, wird durch die Reichs⸗ 
geſetzgebung beſtimmt. 

8 38 (36) 

Die einzelnen deutſchen Staaten find nicht befugt, auf Güter, welche über die 
Reichsgrenze ein⸗ oder ausgehen, Zölle zu legen. 

Der in erſter Leſung veränderte Inhalt von § 35, 36 und 37 empfahl es, 8 38, der 

früher zwiſchen 36 und 37 ſtand, an ſeine jetzige Stelle zu ſetzen. 


8 39 (38) 
Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung über den Handel und die Schiffahrt und 
überwacht die Ausführung der darüber erlaſſenen Geſetze. 
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8 40 


Die Reichsgewalt hat das Recht der Gefeggebung über das Gewerbeweſen und 

überwacht die Ausführung der darüber erlaſſenen Reichsgefege. 
Dieſer neue Paragraph iſt durch die Annahme des 83 der Grundrechte, wo auf eine 
von Reichs wegen zu erlaſſende Gewerbeordnung verwieſen iſt, notwendig ge- 


worden. 
8 41 (39) 


26 Erfindungspatente werden ausschließlich von Reichs wegen auf Grundlage eines 
Neichsgeſetzes erteilt; auch ſteht der Reichsgewalt ausſchließlich die Geſetzgebung 
gegen den Nachdruck von Büchern, jedes unbefugte Nachahmen von Kunſtwerken, 
Fabrikzeichen, Muſtern und Formen und gegen andere Beeinträchtigungen des 
geiſtigen Eigentums zu. 


Artikel VIII 


8 42 (40) 

Der Reichsgewalt fteht das Recht der Geſetzgebung und Oberaufſicht über das 
Poſtweſen zu, namentlich über Organiſation, Tarife, Tranſit, Portoteilung und 
die Verhältniſſe zwiſchen den einzelnen Poſtverwaltungen. 

Dieſelbe ſorgt für eine gleichmäßige Anwendung der Geſetze durch Vollzugsver— 
ordnungen und überwacht deren Durchführung in den einzelnen Staaten durch fort- 
dauernde Kontrolle. 

Die Reichsgewalt ordnet diejenigen ſich nicht bloß innerhalb eines einzelnen Poſt⸗ 
gebietes bewegenden Kurſe an, welche ein Intereſſe für den allgemeinen deutſchen 
Verkehr haben. | 

In erſter Leſung war der Reichsgewalt „die Geſetzgebung und Oberaufſicht“ 

(Alinea 1) zugewieſen worden. Solange nicht ein allgemeines Reichspoſtweſen 
eingeführt iſt, kann der Reichsgewalt nicht wohl mehr als das Recht der Ge— 
ſetzgebung und Oberaufſicht zugewieſen werden. 

Als drittes Alinea dieſes Paragraphen iſt in erſter Leſung folgender Satz 
angenommen worden: „Die Poſt ſoll nur im Sinn der Beförderung 
und Erleichterung des Verkehrs eingerichtet und verwaltet wer— 
den“. Selbſt die volkswirtſchaftliche Richtigkeit dieſes Prinzips zugegeben, die 
Verfaſſungsurkunde iſt nicht der Ort, derartige Doktrinen auszuſprechen; dazu 
kommt, daß ſelbſt das engliſche Pennyſyſtem durch unendliche Steigerung des 
Briefverkehrs bereits faſt ebenſo hohe Erträgniſſe abwirft, als der frühere hohe 
Tarif; und die Beſteuerung durch die Poſt trifft am Ende diejenigen, welche ſie 
am leichteſten zu leiſten vermögen. 

Als drittes Alinea iſt der Satz: „ſie ordnet ... Verkehr haben“, der in 
der erſten Leſung wie es ſcheint durch Mißkennen ſeiner Bedeutung abgeworfen 
worden, wieder aufgenommen. Denn gerade die großen Kurſe ſo zu ordnen, wie 
es das öffentliche Intereſſe fordert, iſt ebenſo notwendig wie nur durch die un⸗ 

28 mittelbare Einwirkung der Reichsgewalt möglich; es liegt aber mitnichten ſchon 
in dem Recht der Oberaufſicht oder der Geſetzgebung, ſondern greift in die Poſt⸗ 
verwaltung ein, daß ein Poſtkurs nicht durch Abwarten von Nebenpoſten ver⸗ 
zögert, durch unnötige Amwege verlängert wird u. a. m. 

ä 8 43 (41) 

Poſtverträge mit ausländischen Poſtverwaltungen dürfen nur feiteng der Reichs- 
gewalt geſchloſſen werden. 

Wo Reichspoftverträge geſchloſſen werden, erlöſchen die Verträge mit einzelnen 
deutſchen Poſtverwaltungen. 
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8 44 (42) 
Die Reichsgewalt hat die Befugnis, ſoweit es ihr nötig ſcheint, das deutſche Poſt⸗ 
weſen für Rechnung des Reiches in Gemäßheit eines zu erlaſſenden Reichsgeſetzes 
zu übernehmen, vorbehaltlich billiger Entſchädigung wohlerworbener Privatrechte. 


§ 45 (43) 

Die Reichsgewalt ift befugt, Telegraphenlinien anzulegen und die vorhandenen 
gegen Entſchädigung zu benutzen oder auf dem Wege der Enteignung zu erwerben. 
Weitere Beſtimmungen hierüber, ſowie über Benutzung von Telegraphen für den 
Privatverkehr find einem Reichsgeſetz vorbehalten. 

Die Worte „gegen Entf ch ädigung“, welche die erſte Leſung des Paragraphen 


nicht hat, ſcheinen nach der Billigkeit und 2 der Analogie von § 30 hin⸗ 
zugefügt werden zu müſſen. 


Artikel IX 


30 S 46 (44) 

Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung und Oberaufſicht über das Münzweſen. 
Es liegt ihr ob, für ganz Deutſchland dasſelbe Münzſyſtem einzuführen. 

Sie hat das Recht, Reichsmünzen zu prägen. 


8 47 (45) 
Der Reichsgewalt liegt es ob, in ganz Deutſchland dasſelbe Syſtem für Maß 
und Gewicht, ſowie für den Feingehalt der Gold- und Silberwaren zu begründen. 


8 48 (46) 
Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſetzgebung und Oberaufſicht über das 
Bankweſen ſowie über die Ausgabe von Papiergeld in Deutfchland. 
Sie iſt befugt, Banken anzulegen und ihre Anlage zu bewilligen. 
Andere Zahlungsmittel als Gold und Silber können nur mit Genehmigung der 
Reichsgewalt als geſetzlich erklärt werden. 


Artikel X 


§ 49 (47) 
Die Ausgaben für alle Maßregeln und Einrichtungen, welche von Reichs wegen 
ausgeführt werden, ſind von der Reichsgewalt unmittelbar zu beſtreiten. 


S 50 (48) 
Zur Beſtreitung feiner Ausgaben iſt das Reich zunächſt auf feinen Anteil an 


den Einkünften aus den Zöllen und den gemeinſamen Produktions- und Verbrauchs— 
ſteuern angewieſen. 


Dieſer Paragraph iſt in erſter Leſung geſtrichen worden. Es ſchien notwendig, ihn 
wieder aufzunehmen, damit nicht nach § 51 in mißverſtändlicher Auffaſſung der 
Worte „ſonſtige Einkünfte“ die Anſicht Platz greife, daß die Reichsfinanz in 
erſter Linie auf Matrikularbeiträge angewieſen ſei. 

Die Einnahmen von fremder Fluß- und Seeſchiffahrt (§ 24. 28) wurden hier 
nicht erwähnt, weil fie als eventuelle zu betrachten find. 
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32 8 51 (49) 

Die Reichsgewalt hat das Recht, inſoweit die ſonſtigen Einkünfte nicht aus- 
reichen, Reichsſteuern aufzulegen und zu erheben oder erheben zu laſſen, ſowie 
Matrikularbeiträge aufzunehmen. 


§ 52 (50) 


Die Reichsgewalt iſt befugt, in außerordentlichen Fällen Anleihen zu machen 
oder ſonſtige Schulden zu kontrahieren. 


Artikel XI 


8 53 (51) 
Den Umfang der Gerichtsbarkeit des Reichs beſtimmt der Abſchnitt vom Reichs⸗ 
gericht. 


Artikel XII 


8 54 (52) 
Der Reichsgewalt liegt es ob, die kraft der Reichsverfaſſung allen Deutſchen 
verbürgten Rechte oberaufſehend zu wahren, ſowie die geſetzlichen Normen für den 
Erwerb und Verluſt des Reichs- und Staatsbürgerrechts feſtzuſtellen. 


N 55 (53) 


Der Reichsgewalt liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob. 
Sie hat die für die Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit und Ordnung er— 
forderlichen Maßregeln zu treffen: 
1) wenn ein deutſcher Staat von einem andern deutſchen Staat in ſeinem Frieden 
geſtört oder gefährdet wird; 

34 2) wenn in einem deutſchen Staate die Sicherheit und Ordnung durch Einhei— 
miſche oder Fremde geſtört oder gefährdet wird. Doch ſoll in dieſem Falle 
von der Reichsgewalt nur dann eingeſchritten werden, wenn die betreffende 
Regierung ſie ſelbſt dazu auffordert, es ſei denn, daß dieſelbe dazu notoriſch 
außerſtande iſt oder der gemeine Reichsfrieden bedroht erſcheint; 

3) wenn die Regierung eines deutſchen Staates die Verfaſſung desſelben eigen⸗ 
mächtig aufhebt oder verändert und durch das Anrufen des Reichsgerichtes 
unverzügliche Hilfe nicht zu erwirken iſt. 


Ss 56 (54) 
Die Maßregeln, welche von der Reichsgewalt zur Wahrung des Reichsfriedens 
ergriffen werden können, ſind: 1) Erlaſſe, 2) Abſendung von Kommiſſarien, 3) Ab⸗ 
ſendung bewaffneter Macht. 


8157.(55) 


Der Neichsgewalt ſteht es zu, unbeschadet des durch die Grundrechte garantierten 
freien Vereins- und Verſammlungsrechtes, allgemeine Geſetze über das Aſſoziations⸗ 
weſen zu erlaſſen. 
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S 58 (56) 
Die Reichsgewalt iſt befugt, im Intereſſe des Geſamtwohls allgemeine Maß: 
regeln für die Geſundheitspflege zu treffen. 


Artikel XII 


§ 59 (57) 
Die Neichsgefeggebung hat für die Aufnahme öffentlicher Urkunden diejenigen 


Erforderniſſe feſtzuſtellen, welche die Anerkennung ihrer Echtheit in ganz Deutſch— 
land bedingen. 


36 Statt der in erſter Leſung angenommenen Worte: „welche ihre Gültigkeit in 
ganz Deutſchland ſichern“, möge beliebt werden: „welche die Anerfen- 
nung ihrer Echtheit in ganz Deutſchland bedingen“, ein Ausdruck, 
der das, was bezeichnet werden ſoll, ſchärfer und ſicherer beſtimmt als der frühere. 


Artikel XIII! 


§ 60 (58) 
Der Reichsgewalt ſteht das Necht der Geſetzgebung zu, ſoweit es zur Ausfüh⸗ 
rung der ihr verfaſſungsmäßig übertragenen Befugniſſe und zum Schutz der ihr 
überlaſſenen Anſtalten erforderlich iſt, ſowie in allen Fällen, wo ſie für das Geſamt⸗ 


intereſſe Deutſchlands die Begründung gemeinſamer Einrichtungen und Maßregeln 
notwendig findet. 


8 61 (59) 
Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlaſſung allgemeiner Geſetzbücher über 


bürgerliches Recht, Handels- und Wechſelrecht, Strafrecht und gerichtliches Ver: 
fahren die Nechtseinheit im deutſchen Volk zu begründen. 


§ 62 (60) 
Alle Geſetze und Verordnungen der Reichsgewalt erhalten durch ihre Verkün⸗ 
digung von Reichs wegen verbindliche Kraft. 


Artikel XIV 


8 63 (61) 
Die Anſtellung der Reichsbeamten geht vom Reich aus. 
Die Dienſtpragmatik des Reichs wird ein Neichsgeſetz feſtſtellen. 


38 Abſchnitt III 
Das Reichsoberhaupt 


Artikel I 


8 64 (1) 
Die Würde des Reichsoberhauptes wird einem der regierenden deutſchen Fürſten 
übertragen. 


Diese Aberſchrift⸗ bie Im Deuc ausgefallen it, bar Drohſen Hanbfehrifiich ein 
getragen. 
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Die Vorkommiſſion ſchlägt vor, als eigenen Paragraphen hier folgen zu laſſen: 
„Diele Würde iſt erblich im Haufe des Fürſten, dem fie über- 
tragen worden; ſie vererbt im Mannsſtamme nach dem Rechte 
der Erſtgeburt“. 
8 65 (2) 
Das Reichsoberhaupt führt den Titel: „Kaiſer der Deutſchen“. 


8 66 (3) 
Die Refidenz des Kaiſers iſt am Sitz der Reichsregierung. Wenigſtens während 
der Dauer des Reichstages wird der Kaiſer dort bleibend reſidieren. 
So oft ſich der Kaiſer nicht am Sitz der Reichsregierung befindet, muß einer der 
Reichsminiſter in feiner unmittelbaren Umgebung fein. 
Die Beſtimmungen über den Sitz der Reichsregierung werden einem Neichsgefeg 
vorbehalten. 
8 67 (4) 
Der Kaiſer bezieht eine Zivillifte, welche der Reichstag feſtſetzt. 


Artikel II 


8 68 (5) 
Die Perſon des Kaiſers iſt unverletzlich. 
40 Der Kaiſer übt die ihm übertragene Gewalt durch verantwortliche, von ihm er: 
nannte Miniſter aus. 
i § 69 (6) 
Alle Regierungs handlungen des Kaiſers bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegen— 


zeichnung von wenigſtens einem der Reichsminiſter, welcher dadurch die Verant⸗ 
wortung übernimmt. 


Artikel III 


8 70 () 
Der Kaiſer übt die völkerrechtliche Vertretung des deutſchen Reichs und der 
einzelnen deutſchen Staaten aus. Er ſtellt die Reichsgeſandten und die Konſuln an 
und führt den diplomatiſchen Verkehr. 


87100 
Der Kaiſer erklärt Krieg und ſchließt Frieden. 


8 72 (9) 

Der Kaiſer ſchließt die Bündniſſe und Verträge mit den auswärtigen Mächten 
ab, und zwar unter Mitwirkung des Reichstags, inſoweit dieſe verfaſſungsmäßig 
vorbehalten iſt. 

§ 73 (10) 

Alle Verträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts, welche deutſche Regierungen 
unter ſich oder mit auswärtigen Regierungen abſchließen, ſind dem Kaiſer zur 
Kenntnisnahme, und inſofern das Reichsintereſſe dabei beteiligt iſt, zur Beſtätigung 
vorzulegen. 
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8 74 (11) 
Der Kaiſer beruft und ſchließt den Neichstag; er hat das Recht, das Volkshaus 
aufzulöſen. 
42 8.75 (12 
Der Kaiſer hat das Recht des Geſetzvorſchlages. Er übt die geſetzgebende Ge— 
walt in Gemeinſchaft mit dem Reichstage unter den verfaſſungsmäßigen Beſchrän⸗ 


kungen aus. Er verkündigt die Reichsgeſetze und erläßt die zur Vollziehung der⸗ 
ſelben nötigen Verordnungen. 


§ 76 (13) 

In Strafſachen, welche zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehören, hat der 
Kaiſer das Recht der Begnadigung und Strafmilderung ſowie der Amneſtierung. 
Das Verbot der Einleitung oder Fortſetzung einer einzelnen Anterſuchung kann der 
Kaiſer nur mit Zuſtimmung des Reichstages erlaſſen. 

Zugunſten eines wegen feiner Amtshandlungen verurteilten Reichsminiſters 
kann der Kaiſer das Recht der Begnadigung und Strafmilderung nur dann aus⸗ 
üben, wenn dasjenige Haus, von welchem die Anklage ausgegangen iſt, darauf 
anträgt. Zugunſten von Landesminiſtern ſteht ihm ein ſolches Recht nicht zu. 


8 77 (14) 
Dem Kaiſer liegt die Wahrung des Neichsfriedeng ob. 


§ 78 (15) 
Der Kaiſer hat die Verfügung über die bewaffnete Macht. 


$ 79 (16) 

Überhaupt hat der Kaiſer die Regierungsgewalt in allen Angelegenheiten des 
Reichs nach Maßgabe der Reichsverfaſſung. Ihm ſtehen als Träger dieſer Gewalt 
diejenigen Rechte und Befugniſſe zu, welche in der Reichsverfaſſung der Reichs- 
gewalt beigelegt und dem Reichstage nicht zugewieſen ſind. 


H> 
Ho 


Abſchnitt IV 
Der Reichsrat 


Artikel I 


8 80 (0) 

Der Reichsrat beſteht aus Bevollmächtigten der deutſchen Staaten. 

Jeder im Staatenhauſe vertretene Staat oder Staatenverband ernennt dazu 
ein Mitglied mit Ausnahme der vier freien Städte, welche gemeinſam ein Mit⸗ 
glied ſenden. 

Die Ernennung der Mitglieder des Reichsrates geſchieht durch die Regierungen 
der betreffenden Staaten und Staatenverbände. 


Das zweite Alinea dieſes Paragraphen wurde in der erſten Leſung verworfen. 
Die Vorkommiſſion empfiehlt die Wiederaufnahme desſelben. 


Anlage 8: Zweite Leſung der Verfaſſung III. IV. V 781 


8 82 (2) 
Der Reichsrat bildet ein begutachtendes Kollegium. Derſelbe tritt am Sitz der 
Reichsregierung zuſammen. 
Den Vorſitz im Reichsrate führt der Bevollmächtigte des größten deutſchen 
Staates, deſſen Regent nicht das Reichsoberhaupt iſt. 


8 83 G) 
Die Beſchlüſſe des Reichsrats werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. 


8 84 (4) 
Die Reichsminifter find berechtigt, den Sitzungen des Reichsrats beizuwohnen 
oder ſich in denſelben durch Kommiſſarien vertreten zu laſſen. 


46 $ 85 G 

Dem Reichsrat find die Geſetzentwürfe, welche die Reichsregierung bei dem 
Reichstag einbringen will, zur Begutachtung vorzulegen. Der Reichsrat hat fein 
Gutachten binnen einer jedesmal von der Reichsregierung zu beſtimmenden Friſt 
zu erſtatten. Wird dieſe Friſt nicht eingehalten, ſo iſt die Reichsregierung hierdurch 
an dem Einbringen des Geſetzentwurfs bei dem Reichstag nicht behindert. 


§ 86 (6) 
Die Reichsregierung iſt befugt, in allen Fällen, in welchen es ihr angemeſſen er⸗ 
ſcheint, das Gutachten des Reichsrates einzuziehen. 


48 Abſchnitt V 
Der Reichstag 


Artikel I 


887 (1) 
Der Reichstag beſteht aus zwei Häufern, dem Staatenhaus und dem Volks— 
haus. | 


Artikel II 
8 88 (2) 
Das Staatenhaus wird gebildet aus den Vertretern der deutſchen Staaten. 
8 89 (3) 
Die Zahl der Mitglieder verteilt ſich nach folgendem Verhältnis: 
77 an na 40 Mitglieder, 
Oſterreich mit Biechtenftein - ©» >: =>... 0. 36 5 
f STE WR 16 1 
e r 2 re Re 10 5 
e, tn, 10 1 
Würtemberg mit Hohenzollern-Hechingen und Siegma⸗ 
„ e e RE RE 10 5 


Abertrag 122 Mitglieder. 
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Abertrag 122 Mitglieder. 


Kürheſſe nnd eo 
Großherzogtum Heſſen mit Heſſen⸗ Homburg 
Holſtein (Schleswig, ſiehe Reich, § 1) und Lauenburg 
50 Mecklenburg⸗Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz . 6 } 


S O O 


Luxemburg mit Limberg 2 5 
Brauünſchwei gs 2 0 
Naſſfa sr Re RA 1 
Sachen d ]ĩxĩ?? 


Sachſen Kong Gorh gn ae 
Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen 
Sachſen Altem ñĩ?⁊]ik“ ee 


Schwarzburg Nd adtt 6 # 
Schwarzburg-Sondershauſen 
Reuß älteres Linn en 
Reuß jüngere Limmnmnm 
Oldenburg 2 = 
Walde,... 
Schäunfburg Lipvoycfe 1 0 
Lippe Deild e 
Anhalt Deſa rr 
Anhalt Bern hung 8 ö 1 4 
Anhalt Köthen 8 
Lüh cl. 1 fi 
FrankfurtͥAſ̃k 8 1 a 
Brennen 8 1 2 
Hamburg 1 8 


176 Mitglieder. 


Anmerkung. Für den Fall, daß Oſterreich dem deutſchen Bundesſtaat nicht 
beitritt, erhält Bayern ſtatt 16 Stimmen 20. Wegen Liechtenſtein werden Anter⸗ 
handlungen vorbehalten. 

Dieſe Anmerkung ſchien nach der derzeitigen Sachlage notwendig. Das Verhältnis 


der Stimmenverteilung wird zwar durch die eventuelle Erhöhung Bayerns auf 
20 alteriert, aber wie es ſchien in der am wenigſten ſtörenden Weiſe. 


8 90 (4) 
52 Die Mitglieder des Staatenhauſes werden zur Hälfte durch die Regierung und 
zur Hälfte durch die Volksvertretung der betreffenden Staaten ernannt. 
Wo zwei Kammern beſtehen, wählen dieſe in gemeinſamer Sitzung nach abſoluter 
Stimmenmehrheit. 


8 91 G) 
In denjenigen Staaten, welche nur Ein Mitglied ins Staatenhaus ſenden, ſchlägt 


die Regierung drei Kandidaten vor, aus denen die Volksvertretung mit abſoluter 
Stimmenmehrheit wählt. 


Anlage 8: Zweite Leſung der Verfaſſung V 783 
8 92 (6) 


Wo mehrere Staaten zu gemeinſamer Vertretung im Staatenhauſe verbunden 
ſind, haben dieſe über die gemeinſchaftlich vorzunehmende Wahl ein Abkommen 
untereinander zu treffen. Das Prinzip der Teilung der Wahlberechtigung zwiſchen 
Regierung und Volksvertretung darf dabei nicht verletzt werden. Das ganze Ab— 
kommen iſt der Reichsregierung zur Genehmigung vorzulegen. 


8 93 (7) 
Wenn mehrere deutſche Staaten zu einem Ganzen verbunden werden, ſo ent— 
ſcheidet ein Neichsgeſetz über die dadurch etwa notwendig werdende Abänderung 
in der Zuſammenſetzung des Staatenhauſes. 


8 94 (8) 
Mitglied des Staatenhauſes kann nur ein folcher werden, welcher 
1) Staatsbürger desjenigen Staates oder Staaten verbandes (ſ. 8 92) iſt, welcher 
ihn ſendet, 
2) das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt hat, 
3) ſich im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaats bürgerlichen Rechte befindet. 


8 95 (9) 
54 Die Mitglieder des Staatenhauſes werden auf ſechs Jahre gewählt. Sie werden 
alle drei Jahre zur Hälfte erneuert. 

Wird nach Ablauf dieſer drei Jahre und vor den neuen Wahlen für das Staaten⸗ 
haus ein außerordentlicher Reichstag berufen, fo tritt das Staatenhaus fo, wie es 
zuletzt zuſammengeſetzt war, zuſammen. 

Die frühere Faſſung dieſes zweiten Alinea des Paragraphen lautete: „Bei außer- 
ordentlichen Reichstagsverſammlungen, welche nach Ablauf der 
für die teilweiſe Erneuerung beſtimmten Periode und bevor noch 
die neuen Wahlen zur nächſten ordentlichen Sitzung erfolgt ſind, 
berufen werden, bilden die Mitglieder der letzten ordentlichen 
Sitzung auch für die außerordentlichen Sitzunglen] das Staaten— 
haus“. Es iſt das jetzt Vorgeſchlagene nur eine ſtiliſtiſche Veränderung des 
Früheren. 

Artikel III 


§ 96 (10) 
Das Volkshaus beſteht aus den Abgeordneten des deutſchen Volkes. 


8 97 (11) 
Die Mitglieder des Volkshauſes werden für das erſtemal auf drei Jahre, dem⸗ 
nächſt immer auf vier Jahre gewählt. 
Die Wahl geſchieht nach den in dem Reichswahlgeſetze enthaltenen Vorſchriften. 


Artikel IV 
8 98 (12) 
Die Mitglieder des Neichstages beziehen ein gleichmäßiges Tagegeld und Ent- 
ſchädigung für ihre Neiſekoſten. Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz. 
Den Mitgliedern des Reichstages werden die Tagegelder und Reiſekoſten aus 
der Staatskaſſe gezahlt. 
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§ 99 (13) 
56 Die Mitglieder beider Häuſer können durch Instruktionen i in ihrer parlamentari⸗ 
ſchen Tätigkeit nicht gebunden werden. 


8 100 (14) 
Niemand kann gleichzeitig Mitglied von beiden Häuſern fein. 


Artikel V 
8 101 (15) 

Zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes des Reichstages iſt die Teilnahme von 
wenigſtens der Hälfte der geſetzlichen Anzahl ſeiner Mitglieder und die einfache 
Stimmenmehrheit erforderlich. 

Im Falle der Stimmengleichheit wird ein Antrag als abgelehnt betrachtet. 


§ 102 (16) 

Wenn es ſich von der Erlaſſung ſolcher Geſetze handelt, durch welche Einrich— 
tungen und Maßregeln begründet werden ſollen, die der Kompetenz der Reichs- 
gewalt nicht ausdrücklich zugewieſen find (Abſchnitt von der Reichsgewalt, Art. XIII 
S 60 am Ende), fo iſt für die Schlußabſtimmung eines jeden Hauſes eine Mehrheit 
von wenigſtens zwei Dritteln der Stimmen erforderlich. 


§ 103 (17) 
Das Recht des Geſetzvorſchlags, der Beſchwerde, der Adreſſe und der Unter- 
ſuchung, ſowie der Anklage der Miniſter, ſteht jedem Hauſe für ſich zu. 


S 104 (18) 
Ein Reichstagsbeſchluß kann nur durch die Abereinſtimmung beider Häuſer 
gültig zuſtandekommen. 


§ 105 (18 a) 


58 Ein Reichstagsbeſchluß, welcher die Zuſtimmung der Reichsregierung nicht er— 
langt hat, darf in derſelben Sitzungsperiode nicht wiederholt werden. 

Iſt vom Reichstag in derſelben Sache in drei ſich folgenden ordentlichen 
Sitzungsperioden derſelbe Beſchluß unverändert gefaßt worden, ſo wird er, auch 
wenn die Zuſtimmung der Reichsregierung nicht erfolgt, mit dem Schluß des dritten 
Reichstages zum Geſetz. 

Die Vorkommiſſion ſchlägt in erſter Linie vor, das ſuspenſive Veto, welches die 
Abſtimmung der Nationalverſammlung in die Verfaſſung gebracht hat, abzu⸗ 
tun und mit Weglaſſung des S 18a den Eingang von § 19 in feiner alten Faſſung 
herzuſtellen. 

Die Beſtimmung des ſuspenſiven Veto, wie ſie in erſter Leſung angenommen 
worden und nun mit einigen ſtiliſtiſchen Veränderungen dieſen § 18 a bildet, 
lautete wie folgt: 

„Ein Beſchluß, welcher die Zuſtimmung des Reichs oberhauptes 
nicht erlangt hat, darf in derſelben Sitzung nicht wiederholt 
werden. 

Iſt ein Beſchluß vom Reichstage in drei ordentlichen Sitzun— 
gen nacheinander und nach abermaliger Erwägung unverändert 
gefaßt worden, ſo wird er zum Geſetz, auch wenn die Sanktion des 
Reichs oberhauptes nicht erfolgt, ſobald der Reichstag ſich ſchließt“. 


Anlage 8: Zweite Lefung der Verfaſſung V 785 


S 106 (19) 

Ein Reichstagsbeſchluß iſt in folgenden Fällen erforderlich: 

1) Wenn es ſich um die Erlaſſung, Aufhebung, Abänderung oder Auslegung 
von Reichsgeſetzen handelt. 

2) Wenn der Reichshaushalt feſtgeſtellt wird, wenn Anleihen kontrahiert werden, 
wenn das Reich eine im Budget nicht vorgeſehene Ausgabe übernimmt, oder 
nicht vorgeſehene Steuer- oder Matrikularbeiträge erhebt. 

3) Wenn von Reichs wegen Banken angelegt oder bewilligt, ſowie wenn andere 
Zahlungsmittel als Gold und Silber als geſetzlich erklärt werden ſollen. 

60 4) Wenn die Zuſtimmung der Reichsgewalt zu der Steuererhebung der Einzel: 
ſtaaten zu erteilen iſt (ſ. Reichsgewalt 8 37). 

5) Wenn Landesfeſtungen zu Reichsfeſtungen erklärt werden ſollen. 

6) Wenn Handels-, Schiffahrts- und Auslieferungsverträge mit dem Auslande 
geſchloſſen werden, ſowie überhaupt völkerrechtliche Verträge, inſofern ſie 
das Reich belaften. 

7) Wenn nichtdeutſche Länder oder Landesteile dem deutſchen Zollgebiet an- 
geſchloſſen, oder einzelne Orte oder Gebietsteile von der Zollinie ausgeſchloſſen 
werden ſollen. 

8) Wenn deutſche Landesteile abgetreten, oder wenn nicht deutſche Gebiete dem 
Reiche einverleibt oder auf andere Weiſe mit demſelben verbunden werden 
ſollen. 


Die Vorkommiſſion ſchlägt vor, daß nach Weglaſſung von § 105 die Eingangsworte 
dieſes Paragraphen lauten: Bei Ausübung der der Reichsgewalt zu— 
gewieſenen Befugniſſe iſt die Abereinſtimmung der Reichsregie— 
rung und des Reichstages in folgenden Fällen erforderlich: 

Zu 3. In der erſten Leſung iſt dieſer Satz in folgender Faſſung angenommen worden: 
„wenn von Reichs wegen Banken angelegt oder bewilligt werden, 
ſowie wenn Papiergeld eingeführt oder das vorhandene vermehrt 
werden ſoll“. Der Ausdruck Papiergeld ſchien in ſeiner Vieldeutigkeit dem 
beabſichtigten Sinn jener Worte keineswegs zu entſprechen. Die jetzt vorgeſchla⸗ 
gene Wendung dürfte ſich um ſo mehr empfehlen, als fie einerſeits das Charak- 
teriſtiſche des Papiergeldes, ſoweit es hier gemeint ſein kann, mit umfaßt, anderer⸗ 
ſeits den 8 47 der Reichsgewalt auf die unzweifelhafte beabſichtigte Weiſe näher 
beſtimmt. 

Zu 4. Dieſer Satz lautete nach der erſten Leſung: „wenn die Steuererhebung der 
Einzelſtaaten von der Zuſtimmung der Reichsgewalt abhängig 
gemacht iſt“, eine Wendung, die in dieſer Form logiſch unrichtig war. 

Zu 5. Aus gleicher Rückſicht iſt dieſem Satz ein „ſollen“ am Ende beigefügt worden. 


§ 107 (19a) 


62 Bei Feſtſtellung des Reichshaushaltes treten folgende Beſtimmungen ein: 

1) Alle die Finanzen betreffenden Vorlagen der Reichsregierung gelangen zu⸗ 
nächſt an das Volkshaus. 

2) Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf Antrag der Reichsregierung 
und bis zum Belauf dieſes Antrages erfolgen. Jede Bewilligung von Aus- 
gaben iſt als nur für den beſonderen Zweck erteilt anzuſehen, für welchen ſie 
beſtimmt worden, und nur innerhalb der Grenze der Bewilligung darf die 
Verwendung erfolgen. 

3) Die Dauer der Finanzperiode und Budgetbewilligung iſt ein Jahr. 

J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 50 
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4) Das Budget über die regelmäßigen Ausgaben des Reichs und über den 
Reſervefonds, ſowie über die für beides erforderlichen Deckungsmittel wird 
auf dem erften Reichstag durch Reichstagsbeſchlüſſe feſtgeſtellt. Eine Er⸗ 
höhung dieſes Budgets auf ſpäteren Reichstagen erfordert gleichfalls einen 
Reichstagsbeſchluß. 

5) Dieſes ordentliche Budget wird auf jedem Reichstag zuerſt dem Volkshaus 
vorgelegt, und von dieſem in feinen einzelnen Anſätzen und nach den Erläu- 
terungen und Belegen, welche die Reichsregierung vorzulegen hat, geprüft 
und ganz oder teilweiſe bewilligt oder verworfen. 

6) Nach erfolgter Prüfung und Bewilligung durch das Volkshaus wird das 
Budget an das Staatenhaus abgegeben. Dieſem ſteht, innerhalb des Geſamt⸗ 
betrages des ordentlichen Budgets, ſowie derſelbe auf dem erſten Reichstage 
oder durch ſpätere Reichstagsbeſchlüſſe feſtgeſtellt iſt, nur das Recht zu, Er⸗ 
innerungen und Ausſtellungen zu machen, über welche das Volkshaus end⸗ 
gültig beſchließt. 

64 7) Alle außerordentlichen Ausgaben und deren Deckungsmittel bedürfen, gleich 
der Erhöhung des ordentlichen Budgets, eines Reichstagsbeſchluſſes. 

8) Die Nachweiſung über die Verwendung der Reichsgelder wird dem Reichstage, 
und zwar zuerſt dem Volkshauſe, zur Prüfung und zum Abſchluß vorgelegt. 

Die zweite Hälfte dieſes Satzes lautet nach der erſten Leſung: „Alle Bewilligungen 

von Ausgaben ſind nur für den beſondern Zweck, für welchen ſie 
gefordert wurden, erteilt anzuſehen und nur in der Grenze der 
Bewilligung kann die Verwendung erfolgen“. 


Artikel VI 
BR § 108 (20) 

Der Reichstag verſammelt fich jedes Jahr am Sitze der Reichsregierung. Die 
Zeit der Zuſammenkunft wird vom Neichsoberhaupte bei der Einberufung ange- 
geben, inſofern nicht ein Neichsgeſetz dieſelbe feſtſetzt. 

Außerdem kann der Reichstag zu außerordentlichen Sitzungen jederzeit vom 
Reichsoberhaupt einberufen werden. 


8 109 (21) 


Das Volkshaus kann durch das Reichsoberhaupt aufgelöſt werden. 
In dem Falle der Auflöſung iſt der Reichstag binnen drei Monaten wieder ein⸗ 


zuberufen. 
$ 110 (22) 
Die Auflöſung des Volkshauſes hat die gleichzeitige Vertagung des Staaten⸗ 
hauſes bis zur Wiederberufung des Reichstages zur Folge. 
Die Sitzungsperioden beider Häuſer ſind dieſelben. 


811123) 
Das Reichsoberhaupt beſtimmt das Ende der Sitzungsperiode des Reichstags. 


66 Artikel VII 
8 112 (24) 

Jedes der beiden Häuſer wählt feinen Präſidenten und die Vizepräſidenten für 

ſich, ſowie die Schriftführer. 


Anlage 8: Zweite Leſung der Verfaſſung V 787 


8 113 (25) 

Die Sitzungen beider Häuſer find öffentlich. Die Geſchäftsordnung eines jeden 
Hauſes beſtimmt, unter welchen Bedingungen vertrauliche Sitzungen ſtattfinden 
können. 

8 114 (26) 

Jedes Haus prüft die Vollmachten feiner Mitglieder und entfcheidet über ihre 
Zulaſſung. 

8 7) 

Jedes Mitglied leiſtet bei ſeinem Eintritt den Eid: „Ich ſchwöre, die deutſche 
Reichs verfaſſung getreulich zu beobachten und aufrechtzuerhalten, ſo wahr mir 
Gott helfe“. 

8 116 (28) 

Jedes Haus hat das Recht, feine Mitglieder wegen unwürdigen Verhaltens im 
Hauſe zu beſtrafen und äußerſtenfalls auszuſchließen. Das Nähere beſtimmt die 
Geſchäftsordnung jedes Hauſes. 

Eine Ausſchließung kann nur dann ausgeſprochen werden, wenn die Hälfte 
ſämtlicher Mitglieder an der Abſtimmung teilnimmt, und eine Mehrheit von zwei 
Drittel der Stimmen ſich dafür entſcheidet. 


8 117 (29) 

Weder Aberbringer von Bittſchriften noch überhaupt Deputationen follen in den 
Häuſern zugelaſſen werden. 
| § 118 (30) 

68 Jedes Haus hat das Recht, fich feine Geſchäftsordnung ſelbſt zu geben, mit Aus⸗ 


nahme derjenigen Punkte, welche die geſchäftlichen Beziehungen beider Häuſer 
zueinander betreffen. Dieſe werden durch Abereinkunft beider Häuſer geordnet. 


Artikel VIII 


8 119 (31) 

Ein Mitglied des Reichstages darf während der Dauer der Sitzungsperiode ohne 
Zuſtimmung des Hauſes, zu welchem es gehört, wegen ſtrafrechtlicher Anſchuldi⸗ 
gungen weder verhaftet, noch in Anterſuchung gezogen werden, mit alleiniger Aus- 
nahme der Ergreifung auf friſcher Tat. 


8 120 (32) 
In dieſem letzteren Fall iſt dem betreffenden Haufe von der angeordneten Maß⸗ 
regel ſofort Kenntnis zu geben. Es ſteht demſelben zu, die Aufhebung der Haft 
oder Anterſuchung bis zum Schluß der Sitzungsperiode zu verfügen. 


§ 121 (33) 
Diefelbe Befugnis ſteht jedem Hauſe in betreff einer Verhaftung oder Anter⸗ 
ſuchung zu, welche über ein Mitglied desſelben zur Zeit ſeiner Wahl verhängt ge— 
weſen, oder nach dieſer bis zu Eröffnung der Sitzungen verhängt worden iſt. 
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§ 122 (34) 


Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgendeiner Zeit wegen feiner Abſtimmung 
oder wegen der in Ausübung feines Berufes getanen Äußerungen gerichtlich oder 
diſziplinariſch verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung zur Verantwortung 
gezogen werden. 
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8 


Die Reichsminiſter haben das Recht, den Verhandlungen beider Häuſer des 
Reichstages beizuwohnen und von denſelben gehört zu werden. 


§ 124 (36) 


Die Reichsminiſter haben die Verpflichtung, auf Verlangen jedes der Häuſer 
des Reichstages in demſelben zu erſcheinen und Auskunft zu erteilen. 


812730 
Die Reichsminifter können nicht Mitglieder des Staatenhauſes fein. 


§ 126 (38) 


Wenn ein Mitglied des VBolfshaufes im Reichsdienſt ein Amt oder eine Beför⸗ 
derung annimmt, ſo muß es ſich einer neuen Wahl unterwerfen; es behält jedenfalls 
ſeinen Sitz im Hauſe, bis die neue Wahl ſtattgefunden hat. 


[Anlage 9] 
Dringlicher Antrag des Abgeordneten Welder! 


Die deutſche verfaſſunggebende Nationalverſammlung, in Erwägung der dring⸗ 
lichen Lage der vaterländiſchen Verhältniſſe beſchließt: 


1) Angeſichts der wiederholten öffentlichen Nachrichten von fremder Einſprache 
gegen die von der deutſchen Nation zu beſchließende Verfaſſung, gegen ſolche 
Eingriffe Auswärtiger in das heiligſte Urrecht freier Völker ihre Entrüſtung, 
gegen jeden Deutſchen aber, ſei er Fürſt oder Bürger, welcher landes verräteriſch 
ſolche Eingriffe hervorrufen möchte, den tiefſten Abſcheu und zugleich die feſte 
Erwartung auszuſprechen, daß die deutſche Nation wie Ein Mann ihre Ehre 
verteidigen und deren Verletzung zurückweiſen werde. 

2) Die geſamte deutſche Reichsverfaſſung, fo wie fie jetzt nach der erſten Leſung 
mit Berückſichtigung der Wünſche der Regierungen von dem Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſe redigiert vorliegt, wird durch einen einzigen Geſamtbeſchluß der 
Nationalverſammlung angenommen und jede etwa heilſame Verbeſſerung den 
nächſten verfaſſungsmäßigen Reichstagen vorbehalten. 

3) Die in der Verfaſſung feſtgeſtellte erbliche Kaiſerwürde wird Sr. Majeſtät 
dem König von Preußen übertragen. 

4) Die ſämtlichen deutſchen Fürſten werden eingeladen, großherzig und patriotiſch 
mit dieſem Beſchluſſe übereinzuſtimmen und ſeine Verwirklichung nach Kräften 
zu fördern. 

5) Es wird eine große Deputation der Nationalverſammlung abgeſendet, um 
Sr. Majeſtät dem König von Preußen die Wahl zum deutſchen Kaiſer anzu⸗ 
zeigen. 

6) Sr. Majeſtät der Kaiſer von Oſterreich, als Fürſt der deutſch⸗öſterreichiſchen 
Lande und die ſämtlichen Bruderſtämme in dieſen Landen, einzeln und vereint, 
ſind zum Eintritt in den deutſchen Bundesſtaat und ſeine Verfaſſung jetzt und 
zu aller Zeit eingeladen und aufgefordert. 

7) Die deutſche Nationalverſammlung legt gegen ein etwa von der Regierung 
der deutſch⸗öſterreichiſchen Lande oder von dieſen Landen ſelbſt beanſpruchtes 
Recht, von dem deutſchen Vaterlande und aus der von feinem Geſamtwillen 
beſchloſſenen Verfaſſung auszuſcheiden, für alle Zeiten feierlichen Widerſpruch 
ein. 

8) Sie iſt aber bereit, ſo lange einer definitiven Verwirklichung des völligen Ein⸗ 
tritts der deutſch⸗öſterreichiſchen Lande in die deutſche Reichs verfaſſung noch 
Schwierigkeiten entſtehen ſollten, die beſtehenden nationalen brüderlichen Ver⸗ 
hältniſſe, jedoch unbeſchadet der Selbſtändigkeit der deutſchen Reichs verfaſſung, 
zu erhalten. 


1 Vgl. oben S. 629 ff. 
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IV 
Das Frankfurter Tagebuch Droyſens 


Vorbemerkung 


Der größte Teil der folgenden Aufzeichnungen iſt auf große, in der Mitte gebrochene 
mit Fol. 1 bis 7 gezählte, auf der einen Spalte beſchriebene Foliobogen gelblichen 
Papiers niedergeſchrieben. Von Fol. 7 iſt nur noch die Hälfte der erſten Seite, aber 
näher an den Rand hinan, gefüllt. Fol. 1 beginnt bei „Sonntag, 16. April“. Alles 
Vorangehende ſteht auf einem Foliobogen von etwas kleinerem Format, etwas anderer, 
mehr grauer Farbe und anderer Papierſorte. Am Kopf der erſten Seite dieſes Bogens 
ſteht als Aberſchrift: „Tagebuch“. Dann iſt zunächſt faſt die Hälfte der Seite freigelaſſen, 
wahrſcheinlich, um noch Notizen über die Erlebniſſe der Reiſe von Rendsburg nach 
Frankfurt aufzunehmen. Im übrigen ſind die erſten drei Seiten dieſes nicht in der Mitte, 
ſondern mehr am Rande geknifften Bogens voll beſchrieben. Die Bemerkungen vom 
13. April an ſind nur ganz knapp. Vom 16. April an treten dafür die ausführ⸗ 
licheren des genannten Fol. 1 ein, ſo daß jene zum größten Teil fortgelaſſen werden 
konnten. Nur wo ſie etwas bringen, was die ausführlicheren nicht enthalten, iſt das in 
den Druck aufgenommen, aber als Einſchub durch Sternchen kenntlich gemacht worden. 
In gleicher Weiſe ſind auch die auf den freien Spalten der Bogen 1 bis 7 zum Text 
hinzugefügten Eintragungen bezeichnet worden, außer wo ihnen der Verfaſſer aus⸗ 
drücklich durch Zeichen eine beſtimmte Stelle zugewieſen hatte. 

Von erläuternden Anmerkungen iſt Abſtand genommen worden, weil da ſchwer eine 
Grenze zu finden geweſen wäre. Auch die angeführten Namen, von denen einige wenige 
ſchwer feſtzuſtellen ſein dürften, blieben im allgemeinen unerklärt. Nur einige mit 
Droyſen durch Verwandtſchaft oder Freundſchaft verbunden geweſene Perſonen näher 
zu bezeichnen, ſchien angebracht. 

Auch dieſe Handſchrift iſt ſo treu wie möglich wiedergegeben; auch wo gelegentlich 
Wiederholungen oder einmal in einer Nebenſache (beim Geburtstag der Kinder im 
Oktober 1848) ein Widerſpruch ſich finden, wurde das nicht getilgt. 


Tagebuch 


Den 2. April. 


Beſuch bei Pechlin. Colloredo. Sitzung! mit dem Abzug der Republikaner. 
Zweite Depefche an die proviſoriſche Regierung? 3 


Den 3. April. 


Die zweite Depeſche abgeſandt nebſt Brief von Stemann. Beſuch bei 
Dönhoff. Lepel. 

Den 4. April. 

Erſte Sitzung der Siebzehn. Ich war nicht geladen; ich ſchrieb ſofort an 
Colloredo eine Art von Proteſt; ich glaubte es ſowohl der Regierung, die 
mich beauftragt, als dem deutſchen Lande, dem ich angehöre, ſchuldig zu ſein 
uſw. Die mündlichen Mitteilungen Gagerns klärten die Sache einigermaßen 
aufs. Bericht meiner Regierung. Schreiben an Leſſer auch wegen Schleidens. 


Den 5. April. 

Sitzung der Siebzehn. Ich ſchriftlich eingeladen durch ein Schreiben ohne 
Anterſchrift (Gagern) “. Dann während der Sitzung das Schreiben Colloredos!. 
Meine Antwort darauf. 


Den 6. April. An Gagerné. 
Den 7. April. 
Am Abend des 6. erhielt ich infolge dieſes Briefes eine Einladung und 


ein Schreiben Gagerns, das nach meiner Anſicht der Sache vorerſt einen 
Abſchluß gibt; ich werde mich heute in die Sitzung verfügen”, 


1 Des Vorparlaments. 

2 Oben S. 6f. 

Oben S. 10f. 

en. 13. 

5 Hier iſt der Wortlaut des bereits oben S. 13 f. abgedruckten Schreibens eingerückt. 
Die Niederſchrift im Tagebuch diente offenbar als Entwurf; einige hier zuerſt ge⸗ 
ſchriebene, dann durchgeſtrichene Sätze wurden in der Ausfertigung fortgelaſſen. Droyſen 
bemerkt ſelbſt am Rande: Dieſer Brief iſt wegen veränderter Amſtände etwas ge⸗ 
ändert worden. 

° Hier iſt der Wortlaut des oben S. 15f. abgedruckten Schreibens, ebenfalls mit 
mehreren durchgeſtrichenen Sätzen, eingerückt. 

Val sben S. 16. 
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Den 8. April. 

„Dem hohen Deutſchen Bund beehrt ſich der ehrerbietigſt Unterzeichnete 
folgende ganz ergebene Mitteilung zu machen: Soeben mir zukommende 
Depeſchen der proviſoriſchen Regierung für die Herzogtümer Schleswig— 
Holſtein! geben an, daß am Morgen des 4. der Major v. Bülow aus 
Schwerin die Meldung ſeines Hofes überbracht habe, daß das dortige 
Truppenkontingent marſchfertig an der Grenze ſtehe und erbötig ſei, einzu⸗ 
rücken, ſobald eine desfallſige Aufforderung von ſeiten des Bundestags 
ergehe; er halte ſich auch ... Ich darf nicht unterlaſſen, den ſchließlichen Aus⸗ 
druck jenes Schreibens beizufügen: Es ſcheint beſonders ... Ich habe nicht 
nötig, zur Darlegung der hohen Gefahren, die in der derzeitigen Sachlage 
gegeben ſind, weiteres hinzuzufügen, Gefahren, welche nicht allein in betreff 
der Anion dem Rechte eines deutſchen Bundesfürſten, ſondern zugleich 
dem Recht des deutſchen Bundesſtaates Holſtein auf ſeine untrennbare 
Verbindung mit Schleswig, das der hohe Bund zu vertreten als ſeine 
Pflicht erkannt hat, zugleich der äußeren Sicherheit und inneren Ruhe 
deutſcher Bundesgebiete drohen. Des Königs von Preußen Majeſtät hat 
bereits am 4. April Truppen in Holſtein einrücken laſſen, und die Truppen 
des 10. Bundes korps ſtehen gleichzeitig noch an ihren Grenzen, den Befehl 
des Bundes zum Einrücken zu erwarten. Ich weiß nicht, ob in dieſem Be⸗ 
tracht ſeitens des hohen Bundes das dringend Erforderliche bereits ver- 
anlaßt iſt. Sollte es nicht geſchehen ſein, ſo würde jede Stunde Verſäumnis 
eine Verantwortlichkeit ſteigern, auf welche das ganze deutſche Volk mit 
der lebhafteſten Spannung blickt. Ebenſowenig bin ich darüber unterrichtet, 
ob die preußiſchen und eventuell die Truppen des 10. Bundes korps nur bis 
an die Eider vorrücken ſollen. Sollte dies die Meinung ſein, ſo erlaube ich 
mir, darauf aufmerkſam zu machen, daß bereits die Nordhälfte Schleswigs 
ſowie die beiden Inſeln Alſen und Fehmarn von däniſchen Truppen beſetzt 
ſind und als in Dänemark inkorporiertes Land behandelt werden. Daß ferner 
die diesſeitigen Truppen der faſt doppelten Stärke däniſcher Truppen in 
Schleswig erliegen oder vor ihnen weichen müſſen, daß, wenn die preußi⸗ 
ſchen und eventuell Bundestruppen die Eidergrenze nicht überſchreiten, das 
ganze Herzogtum Schleswig unrettbar in die Gewalt der Dänen fällt. Ich 
habe nicht nötig, auf den moraliſchen Eindruck hinzuweiſen, den ein ſolcher 
Verlauf in den Herzogtümern und in ganz Deutſchland hervorbringen 
würde; ich wage nicht, die Folgen zu denken, die es haben könnte, wenn in 
dem Augenblick, wo in ganz Deutſchland der Erhebung Schleswig-Holſteins 
zugejauchzt, den Beſchluß der Notabelnverſammlung, Schleswig in den 
Deutſchen Bund aufzunehmen, mit lauteſtem Jubel begrüßt hat,? diplo⸗ 
matiſche Behutſamkeiten und Schwankungen“ eben dies ſchöne deutſche 
Land für immer in die verhaßte Gewalt der Dänen fallen ließen. Ich habe 
es für meine Pflicht gehalten, dieſe Darlegungen dem hohen Bunde zu 

Oben S. 11 f. Die hier ausgelaſſenen Stellen (..) find dort zu leſen. 


2 Die Worte von“ bis * find durchgeſtrichen. Auch einige weitere durchgeſtrichene 
Worte ſtehen in der Handſchrift. 
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machen und die dringliche Notwendigkeit augenblicklicher Entſcheidung 
demſelben an das Herz zu legen. 1“ Wenn mir die Ehre zuteil geworden, im 
Rate der Vertrauensmänner zu ſitzen, fo glaube ich mich doppelt berechtigt, 
es auszuſprechen, daß an dieſen Entſcheidungen noch unendlich viel mehr 
liegt, als bloß die Zukunft des Herzogtums Schleswig.“ Ich darf mir er⸗ 
lauben, die Bitte hinzuzufügen, der hohe Deutſche Bund wolle mich in be⸗ 
treff der beiden von mir bezeichneten Punkte mit einer Mitteilung verſehen 
und mich dadurch in den Stand ſetzen, meiner Regierung ſchleunigſt eine 
Antwort zukommen zu laſſen, die für ihre erneuten Maßnahmen entſcheidend 
ſein dürfte“. 
Dies Schreiben iſt nicht expediert. Bericht V nach NRendsburg?. Rechtferti- 
gung. Brief von Kriehauff, von v. Gruber. 


10. April. 


Sitzung wegen Schleswig⸗Holſtein. Bericht VI? darüber abgeſandt durch 
Madai, der hoffentlich Bundesgeſandter wird. 


11. April. 


Entwurf Promemoria Volksbewaffnung, Marine, Auswärtiges be⸗ 
treffend — Promemoria über das Seeweſen . 


12. April. 


Deputation nach Berlin. Die Bundesverſammlung ſieht ſich veranlaßt, 
in Verfolg ihres Beſchluſſes vom 4. April d. J. die Schleswig⸗Holſteiniſche 
Angelegenheit betreffend fo zu erklären ... 5. Bericht hierüber nach Rends⸗ 
burg VII®, 


13. April. 
Brief an Waitz. 
14. April. 


Friedrich Wilhelm Mohr, Chirurggehilfe aus Tönning, Carl Chriſtian 
Goebel, Färbergeſelle aus Nendsburg. 


15. April. 


Bericht VIII“ aus Gervinus' Aufſatz; über meinen Antrag Marine, Aus⸗ 
wärtiges uſw. Anfang der Verhandlungen über den Verfaſſungsentwurfs. 
Brief von Th. Olshauſen, 12. März“. 


1 Die Worte von * bis“ find durchgeſtrichen. 

2 Oben S. 15 ff. | 

Oben S. 21 ff. : 

Vgl. oben ©. 27 ſowie Droyſens dort angeführte „Beiträge zur neueſten deut⸗ 
ſchen Geſchichte“ S. 14 ff. 

5 Hier folgt der oben S. 25 abgedruckte Wortlaut. 

Oben S. 25 ff 

Oben S. 20 ff. 

s Vgl. oben S. 49 ff. 

9 Vielmehr vom 12. April. Oben S. 32 ff. 


796 Tagebuch 


1 Sonntag, 16. April. 


Ich ſandte den Bundesbeſchluß vom 15. (S 285) nach Kiel mit einem (IX.) 
kurzen Schreibens. Winzigerodes Beſuch, der mir jenes Blatt brachte. 
11 Ahr Fahrt mit Albrecht und Dahlmann nach Homburg. Der Haupt- 
gegenſtand unſerer Beſprechung war: Das Oberhaus oder der Senats. 
Ich forderte eine Beſetzung von den Territorialſtänden ausgehend, allenfalls 
mit dritten 69 von den Regierungen nach bisherigem Stimmenverhältnis. 
Dahlmann verteidigte lebhaft ſeinen Entwurf, inſonderheit aus Gründen 
der Konnivenz gegen die Fürſten, die ja ſchon ſo viel opfern müßten, denen 
man doch irgendeinen Anteil zugeſtehen müßte; unter anderem auch als 
Schule für die jungen Prinzen. Ein rechtes Prinzip fand weder er noch 
Albrecht. Wir verſtändigten uns über ein Zweikammerſyſtem; ich forderte 
es, um doppelte Beratung zu haben, zwiefache Inſtanz; ſie forderten weſent⸗ 
liche Anterſchiedenheit des Inhaltes beider — fie meinten offenbar ein kon⸗ 
ſervatives Element. Ich trat entgegen: Das Konſervative müſſe naturgemäß 
in den unterſten, trägen Schichten ſein; es ſei falſch, Pferde vorn und hinter 
dem Wagen zu haben; nach ihrer Weiſe fei entweder der Senat unſchädlich 
und nichts nütze oder ſchädlich. Nach meiner Aberzeugung iſt Dahlmann zu 
ſehr nachgiebig gegen die derzeitigen Machtbeſtände und Machtgewohnheiten, 
überſchätzt ihre Kraft. Wir haben vielleicht nur noch vier Wochen Zeit, auf 
ihre Ohnmacht zu rechnen und ein gedeihliches Neues aufzurichten. Das über⸗ 
ſieht er. Aber iſt trotz alledem trefflich, ruhig, ehrwürdig. Neben ihm der 
feine Albrecht, ſehr anziehend, aber ohne pectus. Auch die Notfrage kam 
zur Sprache, auch die Frage über das Reichsgericht, mit der ich doch ſehr 
durchfiel; ich ſehe noch nicht klar, ob ich unrecht habe. Ich will es ſonſt gern 
bekennen. 

Zurückgekehrt — wie lieblich war die Gegend, der Frühlingshauch, die 
Abendſtille, die ganze Gottespracht des geſegneten Landes —, fand ich Brief 
von Schleiden aus Berlin, ging dann mit Arendt“, der mich über die flami⸗ 
ſchen Bewegungen unterrichtete. Sie müſſen durchaus nicht deutſcherſeits miß⸗ 
braucht werden, man muß die geſunde Ordnung Belgiens ſtützen, es iſt die 
Flankendeckung Deutſchlands. Wir gingen einen abendlichen Spaziergang er⸗ 
quicklichſter Art. 

Im engliſchen Hauſe war der übliche Zuſammenfluß von Menſchen. Ich 
nahm mir namentlich H. v. Sternenfels vor, ihm eindringlichſt meine An⸗ 
ſicht der Verhältniſſe, der Notwendigkeit einer zentralen Militärleitung und 
eines deutſchen Anterhandelns mit dem Auslande darzulegen. 

Von beſonderem Intereſſe war die Unterhandlung mit Wippermann und 
Kanzler v. Wächter über die Beſprechungen der Fünfzig, wo man ſelbſt 
auf den Gedanken, einen Reichsverweſer zu ſchaffen, gekommen war. * Es 


1 Hier beginnen die gezählten Foliobogen. 
2 Oben S. 32 ff. 

3 Oben S. 57 ff. 

Droyſens Jugendfreund, damals ſeit Jahren Profeſſor in Löwen. 
»Von“ bis am Rande, 
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war die Beſprechung nicht in den Fünfzig, ſondern in einer Kommiſſions⸗ 
ſitzung vorgekommen.“ Ich ſuchte dahin zu wirken, daß man die ganze Kraft 
mit den Siebzehn und dem Bunde vereinte, um eine Exekutivgewalt zu 
ſchaffen, welche immerhin ein Stück der künftigen Reichseinheit antizipiere, 
und bat dringend, daß man die von uns gemachten Anträge unterſtützen wollel, 


Montag, 17. April. 


Ich ſchrieb zunächſt eine weitere Deduktion — die dann nicht eingereicht 
worden —, in der ich die früheren Anträge vom 12. näher erörterte, nament⸗ 
lich auf die Ernennung eines Oberbefehlshabers des Bundes drang. Bei der 
Eröffnung der Sitzung erbat ich das Wort?: 

Ich hätte doppelt, mit Herrn v. Schmerling und v. Sommaruga, über 
die öſterreichiſchen Angelegenheiten geſprochen. Ich hätte zwei wichtige 
Dinge, die mich veranlaßten, unſere früheren Anträge, auf die wir noch 
keine Antwort erhalten, zu erneuern und zu ſchärfen. Einmal die flamiſche 
Bewegung. Freilich habe es etwas Erhebendes, daß ſich unſere alten 
Stammesgenoſſen wieder zuſammenfänden wie die verlorenen Kinder. Aber 
man dürfe um keinen Preis Vorſchub Bewegungen leiſten, die das noch 
feſte Königreich Belgien gefährdeten. Man beſorge in Belgien mit näch— 
ſtem franzöſiſche Angriffe; Belgien ſei ohne innige Verbindung mit 
Deutſchland ſchwach, wünſche dieſe. Es ſei notwendig, dieſe machen zu 
können und dazu bedürfe es des Organes. Noch wichtiger erſchiene mir 
ein zweites. Italien ſei in Waffen gegen Oſterreich; je länger der Kampf 
währe, deſto größere Verluſte erleide vorausſichtlich Oſterreich in Welſch⸗ 
tirol und nach dem Litorale hin. Oſterreich wolle nur mit den Waffen in 
der Hand unterhandeln; vielleicht ſei nichts heilſamer und erwünſchter, 
als unſererſeits eine Vermittlung. Auch da alſo die Forderung einer deut⸗ 
ſchen auswärtigen Politik. Zugleich habe ſich Gefahr an allen Enden ge— 
zeigt; mit jeder Nacht kommen deren neue, ſo in der letzten Nacht die 
Kunde von Wetzlar zu den ſchon vorhandenen Nöten. * Dönhoff war durch 
einen nächtlichen Kurier aus dem Bett geſtöbert worden.“ Ich bäte in dieſem 
Sinne zu beantragen. 

Darauf Schmerling mit vollſter Beiſtimmung auch zu dem, was Oſter⸗ 
reich angehe. Er ſchlage vor, daß zu dem Ende der Bund aus ſeiner Mitte 
eine Kommiſſion ernenne von etwa drei Perſonen, welche „mit ausgedehnter 
Vollmacht“ die exekutive Gewalt übernehme. Allerdings müſſe man eine Art 
Antizipation des Reichsregiments bilden; aber es ſei auch Zeit zu außerordent⸗ 
lichen Maßregeln. Gagern ſtimmte dem völlig bei; namentlich erſchien ihm, 
und mit Recht, als befonders wichtig die Ernennung eines Oberbefehls— 
habers: Es ſei eine höchſt peinliche Lage, die wachſende Gefahr Deutſch— 
lands im Innern und außen und dazu keinerlei energiſche und konzentriſche 


Vgl. „Beiträge“ S. 16. 

2 Vgl. oben S. 34 ſowie „Beiträge“ S. 17 ff., wo die Debatte auf Grund der Tage⸗ 
buchnotizen eingehender geſchildert wird. 

Von“ bis * am Rande. 
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Gründung im Innern. Es wurde dann her und hin geſprochen, ob es nicht 
mit Bildung eines Stabes, eines Kriegsminiſteriums genug ſei. Gagern 
ſchlug vor, ſich darüber perſönlich mit dem Präſidialgeſandten zu vernehmen. 

Nach einer halben Stunde kam er in hohem Maße ergriffen zurück: 
Colloredo habe ihn mit Mißbehagen angehört, geäußert, man wolle ſie 
zu Dingen drängen, die ſie nicht verantworten könnten; nötigenfalls werde 
ſich Preußen und Oſterreich ſelber zu helfen wiſſen, das übrige Deutſchland 
möge dann für ſich ſorgen. 

Dieſe Mitteilungen machten um ſo größeren Eindruck, da auf glaubwürdige 
Weiſe zu Petris Kenntnis gekommen war, daß Preußen ſchon durch eine 
Zirkularnote vor den Fünfzig und ihrem Einfluß gewarnt hatte. Auch Ga- 
gern wußte davon. Nicht ohne Aufregung ward weiter verhandelt, wurden 
allerlei Möglichkeiten erwogen, ward bedauert, daß Bayern nicht vertreten 
ſei (denn ſeit Kirchgeßners Abgang fehlte der Mann des Vertrauens). 

Dann ſandte Colloredo die Botſchaft, die Siebzehn möchten eine Kom- 
miſſion ernennen, um den Abend mit den Männern des Vertrauens! zu be- 
raten. Gewählt wurden außer mir Dahlmann, Schmerling, Todt, Gagern. 

Ich übergehe die Verhandlungen über den 8 5 des Entwurfes, das Reichs- 
oberhaupt betreffend, welche den Nachmittag ausfüllten?. 

Abends 7 Ahr hatten wir die Sitzung mit dem Neviſionsausſchuß?: Collo⸗ 
redo, Dönhoff, Willich, Lepel, Noſtiz, Smidt, Welcker. Colloredo eröff- 
nete die Verhandlungen mit kurzen Worten. Gagern erſuchte Schmerling, 
ſeinen Antrag, die Kommiſſion anlangend, zu motivieren. Er tat es in 
feiner und ausführlicher Darlegung, namentlich darſtellend, daß die Ne⸗ 
gierungen ſelbſt dieſe Wendung willkommen heißen müßten. Dönhoff er⸗ 
widerte mehreres über die Kompetenz: Sie könnten nicht mehr Gewalt 
geben, als ſie hätten; es wäre nur noch wenige Wochen bis zur Gründung der 
neuen Verfaſſung; warum ſollten ſie völlig Neues auf kurze Zeit entrieren? 
Dagegen Lepel: Es ſei allerdings notwendig, daß etwas geſchehe. And 
Noſtiz: Es müßte auch jemand die konſtituierende Verſammlung eröffnen, 
jemand ihr gegenüberſtehen. Darauf replizierte Todt mehr breit als fein, aber 
auch mit einigen geſunden Derbheiten: Man riskiere ſonſt, daß ſich auf andere 
unheilbare Weiſe das Bedürfnis nach einer einheitlichen Gewalt befriedige. 
And Colloredo: Seine Verantwortlichkeit ſei von der Art, daß er nichts 
machen könne, was ſo weit greife; es ſei dann kein Halten weiter. 

Ich hätte gern ſchweigen mögen, aber Dahlmann ſaß ganz paſſiv dabei, 
nannte nur, als es ſich um einen Oberbefehlshaber handelte, den Namen Pfuhls. 

So ergriff ich das Wort: Es ſcheine mir von höchſter Wichtigkeit, daß 
man zentrale Gewalten ſchaffe. Man hoffe, in wenigen Wochen ſei doch 
verfaſſungsmäßig zu gründen; aber der einzige Weg, das möglich zu 
machen, ſei, daß man jetzt auf das ſchnellſte dazu ſchreite. Allerorten breche 
wie aus dem Boden herauf das Feuer, ſchon über Nacht kämen die er- 

1 Das heißt dem Fünfzigerausſchuß. 

Den S. 52 ff 

Vgl. „Beiträge“ S. 20 ff., wo auch dieſe Sitzung ausführlicher geſchildert wird. 
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ſchreckendſten Botſchaften, wir hätten den Krieg im Norden und Süden, 
jeden Augenblick könne er am Rhein losbrechen, wie leicht auch an der ruſ⸗ 
ſiſchen Grenze. Die Anarchie im Innern, die Gefahr im Äußern ſei von der 
Art, daß ihr begegnet werden müſſe. Die wenigen Wochen hätten endloſe 
Gefahr. Dann ferner: Wenn die konſtituierende Verſammlung eintrete, ſei 
gleichſam ein Interregnum. Wolle man mit Gewalt die konſtituierende Ver— 
ſammlung zwingen, die vollziehende Gewalt in die Hände zu nehmen? Wie 
unendlichen Wert müſſe es haben, daß man die Kontinuität eines rechtlichen 
Zuſammenhangs rette, daß man die Zeit, ſolange ſie noch ſei, benutze, Grün⸗ 
dungen einigermaßen erſtarken zu laſſen, die das künftige Reichs oberhaupt 
in die Hand nehmen könne. Denn wie auch die Verfaſſung ſich wandeln 
möge, Deutſchland werde hoffentlich bleiben und die Erbſchaft antreten, 
die hier gegründet werde. Alſo der nächſten Gefahr zu begegnen, fernerer 
vorzubeugen, ſei dieſe proviſoriſche Gründung notwendig. Zu tun habe ſie 
alle Hände voll. Von der Marine wolle ich noch nicht einmal ſprechen. 
Der Oberfeldherr erſcheine aber notwendig. Ich wolle nur von den diplo— 
matiſchen Verhältniſſen ſprechen. Ich erwähnte Belgien und die Tiroler 
Grenze, ſchlug hier die deutſche Vermittlung vor. Allerdings ſei etwas ver- 
langt, was über die Inſtruktionen hinaus reichen möge; aber es ſei eine 
Zeit, wo vieles auf eigene Verantwortung geſchehe, es ſeien Zeiten, wo 
mancher aus gar anders gearteten Lebensberufen zu wichtigſten Geſchäften 
des Staates komme, eben weil helfen müſſe, wer könne und befugt ſei, wer 
etwas zu raten und zu helfen wiſſe oder vermöge. Es ſei mehr als eine gähnende 
Kluft vorhanden, die ſich nicht ſchließe, wenn man nicht kühn wie Curtius ſich 
hinabzuſtürzen wage. 

Sehr diplomatiſch entgegnete Colloredo, Oſterkeſch werde ſelbſt ſch on 
mit Italien fertig zu werden wiſſen, und auch Dönhoff ſchnackte in ähnlichem 
Sinn, offenbar ſehr unbequem von meiner harten Rede berührt. Ich flüſterte 
Schmerling zu, in betreff Oſterreichs zu antworten. Er tat es, aber kam 
in feiner Rede ganz dahin, darzuſtellen, daß man zum Schutz der beratenden 
Verſammlung, damit ſie Ruhe hätte, Sicherung ſchaffen müſſe. Er meinte 
einen Grund unter vielen darzuſtellen. Aber wie lebhaft griffen Colloredo 
und Dönhoff das auf, als handle es ſich nur darum; wie hatten ſie allerlei 
Mittelchen bereit, dieſen Schutz zu ſichern. Dann endlich ſchlug Welcker in 
einer höchſt lebhaften Darſtellung ein, forderte drei Männer von Oſterreich, 
Preußen und Bayern nebſt den übrigen Staaten ernannt, mit voller Gewalt. 
Auch das war den Bundesherren ſehr recht, ſie fanden darin ein Mittel, 
das Gewünſchte zu ſchaffen, ohne ſich zu exponieren oder ſelbſt zu handeln. 
In dieſem Sinne ſchied man gegen 9 Ahr. 

Seltſame Verhandlung. Allerdings im Refultat, fein genug, mied man 
ſo die Rivalität zwiſchen Oſterreich und Preußen, befriedigte auch Bayern 
wenigſtens einigermaßen. Ich fürchtete nur die Langſamkeit der Wiener Er⸗ 
nennung. Ich verhandelte abends noch darüber mit Sommaruga: Er wolle 
ſelbſt ſogleich nach Wien, Schmerling müſſe an Colloredos Stelle uſw. 
Aber jedenfalls ein Anfang ſchien es werden zu können. 
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Dienstag, 18. April. 

Ich expedierte den Bericht X über die in Ausficht ſtehenden Bundesbe— 
ſch lüſſe in betreff des Triumvirats, bat im voraus um Beiſtimmung der pro⸗ 
viſoriſchen Regierung !. 

Die Verhandlungen über das Triumvirat im Rath der Siebzehn machten 
einen im ganzen betrübenden Eindruck?. Teils Partikularismus, teils Sorge 
vor einer proviſoriſchen Regierung verſtörten viele, ſelbſt treffliche Stimmen. 
Man fand es bedenklich, zu den drei Gewalten noch eine vierte zu ſchaffen; 
man wecke Hoffnungen, die nicht zu erfüllen ſeien uſw. Man überſah gänzlich, 
daß der Bund, d. h. namentlich Preußen und Oſterreich, noch keineswegs ge⸗ 
willt ſeien, aus ihrer Mitte, d. h. ohne ausdrückliche Weiſung der Regie⸗ 
rung, eine Gründung zu machen, die deren Macht ſchon jetzt in zweite Linie 
ſtelle, daß man aber eine exekutive Gewalt äußerſt notwendig brauche. Man 
kam zu keinem rechten Reſultat, beſchloß, die Beſchlüſſe der Fünfzig abzu⸗ 
warten. 

Abends Ankunft von Clauſen, der wie ein Miſſionar umhergereiſt war. 
Unterhaltung mit Gagerns Schwager H. v. Breitenſtein über die völlige 
Auflöſung der militäriſchen Zucht in Baden und auch Naſſau; ſtärkſte Be⸗ 
ſorgniſſe: Er wolle ſich durch einen Eid mit einer Schar Wollender verpflichten, 
feſtzuhalten oder ſich gegenſeitig die Kugel durch den Kopf zu jagen. 

Mühlenfels kam aus dem Lager von Georg Herwegh und ſeinen 1200; 
auch Welcker teilte mit, daß derſelbe wünſche, nach Schleswig-Holſtein zu 
ziehen, aber als eigenes Korps. Ich ſchrieb ſogleich darüber nach Rendsburg, 
aber abratend?, Ich bat Mühlenfels, in Berlin für die Marine und für den 
Oberbefehlshaber zu ſorgen; gegen Wrangel hatte er, daß der ein ziemlicher 
Gamaſchier ſei. 

Mittwoch, 19. April. | 

Ich hoffte nicht mehr, daß ſich der Bundestag mit Ernſt und Erfolg der 
Marine annehmen werde. Ich wandte mich deshalb mit einem Schreiben an 
General Neyher, Miniſter des Kriegs in Berlin, dem ich in möglichſt ein⸗ 
dringlicher Darſtellung anſchaulich zu machen ſuchte, was es für Preußen gelte, 
ſich mit Kühnheit und Hochſinnigkeit an die Spitze dieſer Seerüſtung zu ſtellen; 
ich nannte namentlich den Prinzen Adalbert; ich forderte, daß ein Kongreß 
der norddeutſchen Bundesſtaaten darüber zuſammentrete. Ich bat, die Sache 
im Miniſterrat zur Sprache zu bringen. 

Die Vormittagsſitzung handelte ſich um recht anziehende Fragen; es wurde 
zum Teil gut geſprochen !. 

Nach dem Eſſen war in unſerem Kaffeezimmer eine höchſt intereſſante Ver⸗ 
handlung. Der prächtige Buhl in ſeiner klugen, treuherzigen Weiſe ging ein⸗ 
mal auf Jacoby los: Er wiſſe recht gut, was er wolle und wie er es wolle, wie 


eee 
2 Vgl. „Beiträge“ S. 26 f. 
3 Oben S. 35 ff. 
Oben S. 60 ff. 
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er verdeckt ſpiele, ſeine Vorpoſten vorſchiebe; er ſei ein Peſſimiſt, und indem 
er den Regierungen möglichſt Schwierigkeiten zu bereiten bemüht ſei, ſuche 
er das Chaos möglichſt bald hervorzubringen. Jacoby wurde doch überraſcht 
durch dieſe ſchlichte Art; allerdings ſei er Peſſimiſt in gewiſſem Sinn; er 
glaube, daß alles drunter und drüber gehe, daß namentlich nicht etwa eine 
Völkerwanderung, ſondern ein Aufkommen der unteren Schichten gegen die 
oberen unvermeidlich ſei; aber fein einziges Bemühen ſei, dies Unheil fo ge— 
linde als möglich vor ſich gehen zu laſſen. Ich redete drein, ſuchte womöglich 
dieſen höchſt talentvollen, aber rechnenden Mann zu einer Verſtändigung zu 
führen. Buhl fuhr ihm auf den Leib: Ich kenn' euch alle bis auf das Niereſtück, 
nur den eine verſteh' ich nit, den Biedermann. Worüber ihn Jacoby mit 
Recht weidlich auslachte, der ſei der allerſeichteſte von allen. „Ich hab' einen 
Vater g' habt“, jagt Buhl, „der war ſehr g'ſcheit; und wann er einmal guter 
Dinge war, hat er g'ſagt: Wann ich wünſche könnt', ſo wünſcht' ich, daß ich 
alles wieder könnt ung' ſagt mache, wovon ich eine Stund, nachdem ich's g'ſagt, 
gewünſcht hab, daß ich's nit g'ſagt hätt“. Kierulf war mit bei dieſer ſuperben 
Anterhaltung. 

Die Nachmittagsſitzung war ermüdend, würde bald kleinlich r. Der näſelnde 
und langweilige, gedankenarme Zachariä brachte immer wieder Trivia— 
litäten zum Vorſchein, die ganz den Geſichtspunkt der Aufgabe verſtellten. 
Hinausgehend war Schmerling mit Recht ungehalten über dieſe Art von 
Zeitverluſt. Hier müſſe man ſitzen und ungewaſchenes Zeug anhören, während 
man daheim Großes und Heilſames ſchaffen könne; dazu komme, daß wir wirk⸗ 
lich die moraliſche Bedeutung unſerer Stellung eingebüßt hätten, eingebüßt 
durch die entſetzliche Lahmheit unſerer Entſchließung in betreff der Zentral- 
gewalt. Wie ſehr ſtimmte ich ihm bei. 

2* Ich brachte Launitz? die Gipsabgüſſe von Berlin.“ 

Wir fanden Schleiden zurückgekehrt; er war Montag früh mit Mathy 
aus Rendsburg ausgereiſt; er ſprach viel von dem trefflichen Geiſt in der Stadt, 
von der Erleuchtung zu Ehren des Bundesbeſchluſſes am 12. Ich ſprach einen 
Herrn N. N. vom öſterreichiſchen Lloyd, dem ich die Marinemitteilungen machte 
und welcher einige Ausſichten auf vier öſterreichiſche Dampfſchiffe machte, 
die in vierzehn Tagen in der Nordſee ſein könnten. 


Donnerstag, 20. Beſuch von Bunſen.?“ Waitzens Brief vom 18. mit der 
Nachricht über England, über Wrangels Ernennung.“ 

Sitzung !. 

Bei Mittag ein alter Bekannter Dr. Loew aus Poſen. Auf einem Spa- 
ziergang erzählte der mir vielerlei von den Poſener Geſchichten, die offenbar 
ganz ekelhaft ſind; er war hergeſandt, um für die Aufnahme und Sicher— 
ſtellung der Deutſchen zu wirken. 


1 Oben S. 66 ff.; S. 68 iſt bereits die hier folgende Stelle angeführt. 
2 Von * bis * am Rande. 

s Bildhauer Eduard v. d. Launitz in Frankfurt a. M. 

Oben S. 70 ff. 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 51 
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Am Abend die Sitzung mit dem Neviſionsausſchuß: Colloredo, Dönhoff, 
Welcker, Willich, Lepel, Noſtiz, dem Ausſchuß der Fünfzig: Soiron, 
Wippermann, dem trefflichen und tüchtigen Rheinländer Stedtmann, dem 
feinen und energiſchen Reh von Darmſtadt, dem alten Freiheitskämpfer 
Schwarzenberg von Kaſſel (1809 war er nach der Dörenbergſchen Affäre 
zu Braunſchweig durchgeſchlüpft), dann Biedermann, endlich unſrem heutigen 
Ausſchuß: Gervin, Schmerling, Todt, Gagern, ich. 

Die ungeheuerliche Rede von Welcker, von der einiges mit Bleiſtift 
notiert iſt !. 

Ich hatte in Abſicht zu ſchweigen. Neh ſprach vortrefflich, aber fophi- 
ſtiſch in betreff des Volks. Mehr noch intriguierte mich die doktrinäre Weiſe, 
wie ſich Gervin anſtellte. Ich haute ein wenig dazwiſchen — insbeſondere, 
daß es dafür gelten ſolle, als müſſe man von Bundes wegen nichts tun, 
da der Bund ſo bald aufhören werde. Seine Exiſtenz möge bald ein Ende 
haben, Deutſchland werde beſtehen und werde gern, was jetzt gut und tüchtig 
gegründet ſei, erben. Noch viel unſinniger und übertriebener war, was Welcker 
ſchließend äußerte: Daß die Fünfzig große Gewalt hätten, aber keinen Strich 
weiter, als ſie das Vertrauen beſäßen; wenn man hier den Bund verlaſſe, 
werde er, er allein, auftreten gegen die Fünfzig und Zeugnis geben. Ohne 
Refultat. 

Abends Madais Ankunft. Unterhaltung mit Welcker über die Volks⸗ 
ſouveränität.?“ Briefe nach Berlin.“ 


Freitag, 21. April. 

Madais Weitläufigkeiten in betreff ſeines Eintrittes in die Bundesver⸗ 
ſammlung. Ich erhielt den Beſcheid für ihn durch ein Schreiben Colloredos in 
unſrer Sitzung. 

Nachmittags kam es zu keiner Sitzung, da Kommiſſionen arbeiteten. Mit 
Launitz bei Madai. Der Reichsadler. 

Abends Stever und Langen, Unterhaltung über die Größe der Land⸗ 
güter. i 

2* Schreiben an Th. Olshauſen. XII. Bericht an die proviſoriſche [Ne⸗ 
gierung] ?.* 

Sonnabend, 22. April. 

Die böſen Nachrichten vom 19. aus Rendsburg. Tiefe Mißſtimmung über 
die Regierungen, der Hannoveraner über die Inſtruktion von Halketk. Abends 
des halb bei Colloredo, wo Soiron, Schleiden, Gülich. Man ſieht deutlich, daß 
es ganz unmöglich iſt, mit dieſem Bunde das Allergeringſte auszuführen; nicht 
weil er nicht will, ſondern weil er beim beſten Willen nicht kann. 


1 Droyſen hat über dieſe Sitzung einen ausführlichen, die Bleiſtiftnotizen verwerten⸗ 
den Bericht veröffentlicht in den „Beiträgen“ S. 29 ff. 

2 2 bis“ auf der vierten Seite des erſtens Bogens. 

Oben S. 37 ff. 

4 Vgl. „Beiträge“ S. 36. 
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Oſterſonntag, 23. April. 

Mitteilung des Bundesbeſchluſſes vom 22. [an die proviſoriſche Regierung 
im] XIII. [ Bericht!?. Brief an Waitz.“ Langweilig. Ohne Hoffnung, ohne 
Arbeit, ohne Reiz. | 

Ditermontag, 24. April. 

Um nichts beſſer. 

1* Mittwoch 26. April.] 

Mitteilung des Verfaſſungsentwurfs [im] XIV. [Bericht?].* 

Donnerstag, 27. April. 


Weitere Nachrichten über den Sieg vom 23. Sitzung mit Dahlmanns 
ſchöner Einleitung zum Verfaſſungsentwurf; von ihm geleſen machte er dann 
doch großen Eindruck!. 

1* Sodann Sitzung mit dem geſamten Bunde. Die unvergleichliche Rede 
des mecklenburgiſchen Geſandten wegen der Stelle ſeines Souveränss.“ 

Ich erhielt meinen Urlaub von der proviſoriſchen Regierung. 

Freitag, 28. April. 

Sehr merkwürdige Sitzung wegen der Stellung, die wir und der Bund 
gegen die Nationalverſammlung einzunehmen hätten é. Indem uns angemutet 
wurde, eine vorläufige Geſchäftsordnung für die Nationalverſammlung zu 
entwerfen, ſchien es mir denn doch ſehr bedenklich, dies und Ähnliches zu tun, 
bevor wir wüßten, ob man die Verſammlung noch als eine konstituierende 
anſehe oder gemeint ſei, wie namentlich in der öſterreichiſchen Erklärung vor— 
liege, daß man ihre Beſchlüſſe allenfalls auch verwerfen könne. Merkwürdig, 
daß namentlich Dahlmann der Meinung war, man müſſe die Ereigniſſe ent⸗ 


ſcheiden laſſen. Ich dächte, gerade das iſt ſtaatsmänniſch, zu wiſſen, was und 
wie man will. 


Sonnabend, 29. April. 

Ich arbeitete meine Denkſchrift über den Monat April 1848, anfangs in der 
Meinung, (ihn) [fie] als eine Art Rechenſchaft der proviſoriſchen Regierung 
vorzulegen. Es war richtiger, daß ich es unterließ. Abends gaben die Ofter- 
reicher ihren Champagner zur Feier ihrer unglücklichen Geſamtſtaatsver⸗ 
faſſung. Seltſamer Trug. Stevers Abſchied. 


Sonntag, 30. April. 


Ich geleitete Sommaruga zur Poſt. Dann in die ſchon beendete Sitzung 
der Siebzehn“. Nachmittags kam Arendt. Albrecht plauderte ein Stündchen, 
auch über die Leipziger Profeſſur. Dann Dahlmann. 


1 Von * bis am Rande. 

2 Oben S. 39 ff. 

Oben ©.42f. 

Oben ©.92f. 

Oben ©. 93. 

s Oben S. 93. 

Dieſe in den Protokollen Petris und den Aufzeichnungen Droyſens nicht erwähnte 
Sitzung iſt in der oben S. 47 aufgeſtellten Tabelle nachzutragen. 
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Montag, 1. Mai. i 

Abreiſe mit Zachariä und Kierulf. Arendt begleitete ein Stückchen. 
Wundervollſtes Wetter nach fo vielen ſcheußlichen Tagen. Madam] Souchai. 
Jene beiden juchten den Rhein hinunter, fo ſchön hab ich ihn nie geſehen. 
Hotel Diſch. Der Blumenmarkt bei Gereonskirche. Der wunderherrliche Dom. 
Das einzige Rathaus. Köln iſt unvergleichlich ſchön. Abend 10 Ahr Abfahrt. 
Wie viele ſchöne Frauenzimmer ſah man den Tag; offenbar find fie heißer und 
lüſterner als die Frankfurterinnen. 

Dienstag, 2. Mai. 

Fahrt nach Hannover. Braunſchweig kamen die vierhundert Polen. An⸗ 
ſelige Leute, aber mit einem gewiſſen Aplomb. Bei Magdeburg wurden ſie 
zurückgewieſen. Dann mit dem Polizeikommiſſar Damm und dem Polizeirat 
Panje und einem Magdeburger Fabrikanten nach Berlin. Einzelheiten über 
die Stimmung und die Ereigniffe. Den Abend in Potsdam. 


Mittwoch, 3. Mai. 


Berlin. Die einzigen Kinder. Die teuren Großeltern 1. Guſtav ſehr nett und 
lebhaft. Mariechen ſchmiegſam und gut; und die beiden kleinen kranken einzig, 
Ernſt erkannte mich kaum. Vergeblicher Beſuch bei Arnim. Zu Eliſe?. — Nach⸗ 
mittags traf ich beim Schauſpielhauſe Veit, L. Heydemann?, ſpäter Dove, 
lebhafte Beſprechung. Daniels! Poſtangelegenheit. Auerswald umſonſt. 


Donnerstag. 

Bei Gottliebs auf der Bibliothek. Wie weit iſt der hinweg. Spazierfahrt 
mit Gruner. Er begreift wenig. Nachmittag Francke zu ſuchen zu Stehely. 
Steinert. Dann die ſchnöde Verſammlung im Friedrich-Wilhelms⸗-Gym⸗ 
naſium. G. Benary, G. Volckmar. Abends 8 Ahr zu Arnim. Ein treff- 
licher Mann. Wir ſprachen beſonders allgemeines, über Preußen, Deutfch- 
land, Oſterreich. Welche Verwandlung in der Politik. Meine Anſicht. Die 
Depeſchen und Wrangel. Unfre Friedensſache, vor allem erſt die Verfaſſung 
und dann um jeden Preis die Perſonalunion. *Nebbeka? immer noch lieb 
und feſt.“ 

Freitag, 5. Mai. 

Brief von J. Olshauſens. 10 Ahr bei Arnim, erſt im Garten. Bald 


Aſedom. Vorleſung meiner Denkſchrift. Preußen müſſe mich reklamieren. 
Nähere Erörterung mit Graf Bülow über die Sundzollfrage. Waitz krank. 


1 Benoni Friedländer, der Münzſammler, Sohn des Stadtrats David Friedländer, 
und ſeine Frau Rebekka, geb. van Halle. 

2 Droyſens Schwägerin, Schweſter feiner verſtorbenen Frau, Gattin des gleich- 
genannten Gottlieb Friedländer. 

e Droyſens Jugendfreund Ludwig H., o. Profeſſor der Rechte in Berlin. 

Daniel Friedländer, älteſter Sohn Benonis, ſpäter Obertribunalsrat. 

Gottlieb Friedländer, zweiter Sohn Benonis, damals Beamter a. d. Kgl. Bibliothek. 

Von * bis“ am Rande. | 

Rebekka Dirichlet, Schweſter Felix Mendelsſohn⸗Bartholdys. 

s Profeſſor der orientaliſchen Sprachen in Kiel. 
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Tante Bendemann!, 4 Ahr Beſuch von Abeken, dem Anſchmierigen, dann 
von Graf Bülow. 


Sonnabend, 6. Mai. 

Reife nach Rendsburg. Ankunft 9 Ahr. Die ſehr zufriedene proviſoriſche 
Regierung. In Altona traf ich Gülich, Klenze, Wiedemann in Segeberg, 
in Neumünſter Neventlow. 


Sonntag, 7. Mai. 


Abreiſe von Rendsburg mit Klenze. Rathgen und Cornelie? in Pinne— 
berg. Die Frage über Arnims Kandidatur in Altona mit Prof. Frendſen. 
Auf dem Dampfſchiff Roß. Abend bei Stüve. 

In betreff der Verhandlungen mit der proviſoriſchen Regierung in Rends— 
burg will ich anführen, daß inſonderheit von folgenden Dingen die Rede war: 

1. An meinen Bericht über die Unterhaltung mit Arnim knüpfte ſich die 
Bitte, alles vorzubereiten, um den Abſchluß des Friedens möglich zu machen, 
und zwar den und die Perſonalunion; namentlich alſo eine freie trennende 
Verfaſſung ſobald möglich ins Leben treten zu laſſen, damit der König auf 
ſie vereidigt werden könne, und ein Inventarium unſrer Forderungen und 
Reklamationen zu entwerfen. Sodann die dringende Bitte, ſchleunigſt in 
möglichſt großem Amfang zu waffnen und zu rüſten. 

Die Unterhaltung mit Stüve in Hannover zeigte mir ein ſehr charakte— 
riſtiſches Bild der nur zu deutlich dominierenden Sonderintereſſen Hannovers. 
Schon auf dem Dampfwagen ergab ſich aus der Unterhaltung der Mitreiſen— 
den, wie die Hannoveraner im Grunde alles Ihrige für vortrefflich halten und 
gern bewundern; eine Eigenſchaft, die in gewiſſem Betracht überhaupt nord— 
deutſch iſt und den Regierenden ihre Abſicht, wenn ſie es irgend verſtehen, 
leicht macht: Ihre Kavallerie iſt die beſte, ihre bäuerlichen Verhältniſſe ſind 
doch allein geſund, ihr Stüve iſt unvergleichlich, ja ihr König iſt eigentlich 
nur durch ſeine Gewiſſenhaftigkeit zu den Dingen von 1837 gekommen und 
iſt auch jetzt, wie er ſich nur von dem Notwendigen erſt überzeugt hat, mit 
voller Aufrichtigkeit dabei. Alle dieſe Dinge wiederholen ſich bei Stüve, 
von dem Dahlmann ſehr richtig ſagt, er ſei weniger ein Deutſcher als ein 
Hannoveraner, eigentlich aber ein Osnabrücker. Gewiß iſt er kräftig und tüchtig, 
aber ebenſo gewiß leidet er an dem ſtaatsmänniſch unverzeihlichen Fehler, nicht 
einzuſehen, daß die Zeit, wo Hannover allenfalls auch ohne Deutſchland ſein 
könnte, vorüber iſt. — In dieſem Sinne kritiſierte er den Verfaſſungsentwurf 
ſcharf und bitter: Wie kann Hannover auf dieſe unpraktiſchen und maßloſen 
Dinge eingehen. Nicht minder auffallend war mir die kleinliche, rivaliſierende 
Art, mit der er ſich über Preußen äußerte; es war eine Art Schadenfreude 
dabei, daß die Wahlen ſo ſchlecht gegangen ſeien; Kätner und Tagelöhner 
habe man in Pommern gewählt. Klägliche Ausſicht für die Einigung Deutſch⸗ 
lands. 

1 Fanny B., Gattin des Bankiers Anton B., Schweſter Rebekka Friedländers, 


Mutter des Malers Eduard Bendemann. 
2 Gattin Nathgens, Tochter Niebuhrs. 
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Montag und Dienstag, 8. 9. Mai. 


Langweilige Reiſe.! “ Der Ruſſe (Agent?) und der Belgier Adv. Lubliner 
ein köſtlicher Gegenſatz. Dieſer mit Empfehlungen von Lelewel an Welcker, 
Blum, Simon, Jacoby. Dann der Pole aus Galizien, der mit Recht von 
der Vernichtung aller nationalen Intereſſen im Königreich, von der Abneigung 
der galiziſchen Bauern gegen die revoltierenden Edelleute und Emigranten 
ſprach.“ Selbſt der Rhein ermüdete mich. Aber abends blieb ich in Biebrich; 
eine wundervolle Milde und Schönheit der Luft, des Mondlichts, des eiligen 
Rheins. Der unvergleichliche Schloßgarten und die Nachtigallen fo ſüß und 
liedertrunken, als gäb' es gar nichts als nur wieder einen neuen Lenz. 


Mittwoch, 10. Mai. 


Rückkehr nach Frankfurt. Ich fand noch Arendt; er ſetzte mich au fait 
über die in Sachen der belgiſchen Neutralität gemachten Schritte und Fehler. 
Die Lage der Dinge hat ſich durch die Reibungen zwiſchen Bund und Fünfzig 
ſehr widerwärtig geändert. In Sachen des Triumvirates hat der Ausſchuß 
in den Bundesbeſchlüſſen „Fälſchungen“ gewittert, über die Heckſcher in 
ſehr heftiger Rede ſich geäußert hat, worauf der Bund ſich gemüßigt geſehen, 
pikiert zu antworten. And wieder infolge des Promemorias von Lepel vom 
4. Mai iſt ein nicht minder heftiger Sturm bei den Fünfzig losgebrochen 
und Gagern von Darmſtadt hat ſeinem Geſandten ein völliges Dementi 
gegeben. So fand ich die Sachlage. — Ein Beſuch bei Dahlmann war mir 
ſehr intereſſant durch die Londoner Briefe, die er mir mitteilte, namentlich 
vom Prinzen von Preußen ein ſehr wohlgeſinnter, von Bunſen mit Auße⸗ 
rungen von Peel, von Wellington, von VBancroft, dem Hiſtoriker und 
nordamerikaniſchen Geſandten. Alle zollen fie dem Entwurf hohe Bewunde⸗ 
rung. Wie anders die deutſchen Leute; es iſt ein wahrer Jammer, wie wenig 
Einſicht oder Verſtand bei uns iſt. 

Donnerstag, 11. Mai. 

1* Dahlmann und Bergk Spaziergang, die ſouveräne Befugnis des Par⸗ 
laments betreffend. Mich quält die Sache. 

Kurandas Erzählung über feine und Wächters Reife nach Prag und 
die wahnſinnigen Tſchechen.“ 

Beſuch bei Aſedom. Er iſt von beſter Intention, aber die Aufgabe iſt 
ſchwierig, vielleicht unlösbar. — Abends Eichmann von Koblenz. 


Freitag, 12. Mai. 


12 Ahr Sitzung der Siebzehn?. Baſſermanns Antrag wegen Krakau fiel 
durch. \ 

Ich wohnte 3 Ahr einer vorläufigen Sitzung der verſammelten Parlaments: 
mitglieder bei. Wie traurig und unwürdig! Zuerſt Verleſung der Namen der 
neu Beigetretenen. Dann Cnyrims Antrag mit pompöſen Phraſen ein⸗ 
geleitet, daß auch von dieſer Verſammlung zwei Beauftragte bei der Vor⸗ 


Von bis am Rande. 
2 Auch dieſe Sitzung iſt oben S. 47 nachzutragen. 


8. bis 14. Mai 807 


bereitungsfommiffion fein müßten! als wäre, ſobald fie ſich als tätig zeigt, 
noch irgendwas ſonſt in Funktion und Befugnis, als müſſe auch ſie neben den 
Fünfzigern auf ihrer Hut fein. Und darüber wurde gekohlt und gefafelt, bis 
Heckſcher auf die vernünftige Idee kam, daß man zur Tagesordnung übergehe. 
Dann ein ebenſo unſchicklicher Antrag von Eiſenmann in Beziehung auf ein 
Klublokal, das Volk nicht unnütz in Koſten zu ſetzen; auch darüber Geſchwätz 
her und hin. Endlich das Verrückteſte von dem Württemberger Schoder: 
Einer der Fünfzig möge doch Bericht über die Verhandlungen in Betreff des 
Promemoria vom 4. Mai erſtatten, da man in äußerſter Beſorgnis in Deutſch— 
land ſei. Der gute Haßler von Alm ſprach mit einiger Exaltation zwiſchen⸗ 
hinein und das Publikum rief Bravo. Heckſcher und andere erinnerten, die 
Herren würden in wenigen Tagen Gelegenheit haben, ihre Redekunſt wirk⸗ 
ſamer zu produzieren, hier ſei noch gar nicht Ort und Zeit dazu. — Nachher 
ging's zum Beſichtigen des Klublokals: Welche Kleinlichkeit und Armſelig⸗ 
keit, als man ſich in dem Mülhensſchen Hauſe zu vornehm umgeben fand; 
ob man dürfe, wolle, ſolle; eine bodenloſe Konfuſion der Geſichtspunkte. Was 
werden wir Lehrgeld zahlen müſſen! — Abends mit Dahlmann in dem 
Felſenkeller. — Ich wollte wohl, daß die Geſchäftsordnung des Parlaments 
die Sektionenordnung der franzöſiſchen und badenſchen Kammer annehme; 
wir kommen ſonſt ins Bodenloſe. 


Sonnabend, 13. Mai. 

Ich verſuchte ein Schreiben an meine Wähler, aber es wollte nicht recht 
gehen. Schleidens Abreiſe nach Rendsburg und Berlin. Abends die Mit⸗ 
teilungen von Simon über die Wahlen in Breslau und die Pläne der dortigen 
Republikaner, nicht in Frankfurt, ſondern in Berlin die Entſcheidungen zu 
machen durch die Arbeitermaſſen (Herr Brüll an der Spitze). Simon war 
ernſtlich in Sorgen. 


Sonntag, 14. Mai. 

Meiner Marie! Geburtstag; wie beglückend ſonſt. Mich quält die nächſte 
Zukunft. Es iſt unglaublich, daß man die Eröffnung des Parlaments heran⸗ 
kommen läßt, ohne über die wichtigſte Frage zu entſcheiden. Ich ſchrieb ein 
Promemoria für Aſedom, ihn aufzufordern, daß Preußen die Befugnis des 
Parlaments, die deutſche Verfaſſung zu machen, unumwunden ausſprechen 
ſolle. Als ich es ihm brachte, war Madai und der Knappe Dönhoff bei ihm. 
Madai hatte Kunde von höchſt beunruhigenden Stimmungen in Frankfurt, 
von der Mißſtimmung der Bürgerwehr gegen den Bund; abends vorher 
war Katzenmuſik bei Harnier, bei Colloredo, bei Jordan und Welcker, 
Dönhoff die Fenſter eingeworfen, ſelbſt die ſofortige Bildung einer provi⸗ 
ſoriſchen Regierung war zur Sprache gekommen. Madai hatte den feinen 
Plan, durch Aufhebung von 8 8 der Schlußakte und Erklärung des Bundes⸗ 
tags nicht bloß den Regierungen, ſondern auch der Nationalverſammlung 
verantwortlich ſein zu wollen. Er fand darin ein Mittel, dem maßloſen Miß⸗ 
trauen die Spitze abzubrechen; ich das weitere, daß ſo der Bund eine Art von 


1 Seine erſte Frau, geſtorben 9. März 1847. 
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vorläufigem Reichsminiſterium oder die Bildung einer proviſoriſchen Negie— 
rung aus dem Parlament unnütz mache. Dönhoff war dagegen, da es ja nur 
noch drei Tage bis zum Parlament hin ſei und das werde doch tun, was es 
wolle! Ich meinte, um ſo wichtiger ſei es, dem Strom ein Bett zu machen. 
Es half nichts. Auch Aſedom, der die ungeheure Gefahr des Augenblicks nicht 
erkannte, fand dergleichen auf eigne Hand zu tun unmöglich, da es faktiſch 
die Bedeutung der beauftragenden Regierungen aufhebe. Freilich, aber fie 
geht doch über Bord. Ich bat dringend, wenigſtens von Bundes wegen die 
Anträge an die Regierungen zu machen und die ſichere Hoffnung der Ge— 
währung auszuſprechen. In wie heilloſen Zuſtänden ſind wir! Da iſt niemand, 
der das Steuer ergreift und kühn drein fährt, die Geſchichte treibt wie ein 
Schiff vor fliegendem Sturm ohne Kurs, ohne Steuer und kracht und dröhnt 
in allen Fugen. — Wahrlich, es ſind einmal die Dinge gewaltiger als die 
Menſchen. 


Montag, den 15. Mai. 


Nach einer Wohnung ausgehend, traf ich Duncker und Dr. Hagen, ver- 
handelte mit ihnen, konnte mit Duncker in weſentlichem einverſtanden ſein. 
Ich fand die reizende Wohnung bei Peter Meyer mit der Ausſicht über den 
Wall nach dem Taunus in lauter Grün und Nachtigallenbuſch. Clauſens 
Ankunft und Geſpräch über die Perſonalunion. Beſeler mit Dahlmann im 
Engliſchen Hof. Ich bat Dahlmann dringend, zur Organiſation unſrer 
Partei etwas zu tun. Gagern muß Präſident werden. 


Dienstag, 16. | 

Veit befuchte mich, brachte mir das Schriftchen (von Nadowitz) „Deutſch— 
land und Friedrich Wilhelm IV.“ mit dem merkwürdigen Aktenſtück vom 
20. November 1847. *Graf Wartensleben. Major Teichert.“ 

Nachmittag wieder Sitzung der bis dahin angekommenen Nationalver⸗ 
treter; es waren 168. Verhandelt wurde 1. über die Veröffentlichung der 
ſtenographiſchen Protokolle, 2. über die Eröffnung und definitive Konſtituie⸗ 
rung. Wieder viel Geſchwätz. — Ich empfand dringend die Notwendigkeit, 
daß man ſich organiſiere. Ich hatte in dieſem Sinn über Mittag ſpazierend 
mit Jürgens geſprochen, namentlich von ihm den Plan, wie ein Reichs⸗ 
miniſterium zuſtande gebracht werden könne, erfahren und mit ihm beſprochen, 
das Parlament ſoll ein ſolches beſchließen und die Regierungen auffordern, 
es aus der Majorität des Parlaments zu konſtituieren, etwa Gagern als 
Premier, dem die weitere Bildung übertragen wird. Die Sache iſt voll⸗ 
kommen einleuchtend; ſie muß in jedem Fall gemacht werden; Dahlmann iſt 
dafür gewonnen; er muß Aſedom ſprechen; ich werde Schmerling dafür zu 
gewinnen ſuchen. Aus der Verſammlung zurückgehend, fand ich Hergenhahn, 
forderte ihn ſofort zur Organiſierung unſerer Partei auf. Ich ging mit ihm 
zu Wippermann; wir beſprachen das Notwendige, verabredeten eine Zu⸗ 
ſammenkunft nach 9 Ahr in Gagerns Logis. Nach der konfuſen Zuſammen⸗ 


Von“ bis * am Rande, 
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kunft im Weidenbuſch — noch einmal wegen des Klublokals — trafen wir 
uns: Jürgens, Wippermann, Stedtmann, Hergenhahn, Wurm, Mohl, 
Schwarzenberg, Wydenbrugk, Rüder, Beſeler; erſt ſpäter gelang es mir, 
Dahlmann zu fiſchen — er war in Darmſtadt geweſen. Die Wahl des Präſi⸗ 
denten, die Frage, mit welchem eklatanten Akt zu beginnen ſei, die Gründung 
des Reichsminiſteriums wurde vorgelegt, nur die erſte und zweite verhandelt. 
In Gagern einte man ſich bald, gegen Soiron ſprach, die Kontinuität der 
Fünfzig zu vermeiden, durch ihn würde das Parlament in den Augen Deutſch— 
lands und Europas deprimiert erſcheinen. Ad 2 hatte Wydenbrugk eine 
Amneſtie in Antrag gebracht, völlig unpraktiſch. Vorgeſchlagen wurde — 
wir hatten es vorher privatim beſprochen — von Hergenhahn eine Art Ver— 
pflichtung auf die Einheit Deutſchlands als das einzige, worin alle überein- 
ſtimmten, als das weſentlich maßgebende. Wir trennten uns ſpät genug. 


Mittwoch, den 17. 


Mit dem Herannahen des Reichstags beginnt ein raſcheres Pulſieren. 
Die Spannung wächſt ſtündlich; man empfindet, einem äußerſt wichtigen Akt 
gegenüber zu fein. Den Vormittag beſuchte mich Laſaulx von München; ſehr 
deutlich ergab ſich der Zweck ſeines Beſuches: Er fordert ein Oberhaupt mit 
Pairs, dazu Kanzler der Aniverſitäten, Biſchöfe; er hofft, daß ſich deren 
auch evangeliſcherſeits finden werden. Ich ſuchte ihm darzulegen, wie völlig 
nicht an ihrer Stelle die geiſtigen und geiſtlichen Intereſſen in der Kammer 
ſein würden, da ſie andere Bereiche zu verſehen hätten; werde ihn wohl eben 
nicht überzeugt haben. 

Am 11 Ahr ging es in eine Sitzung ohne großes Intereſſe. Nicht viel wich— 
tiger, aber eben ſo lärmend war die am Abend in Betreff der Entſcheidung, 
ob man ſich morgen konſtituieren werde. 

Deſto anziehender war die Zuſammenkunft abends im Engliſchen Hof, 
zu der man ſich nach kurzer Anweſenheit im Weidenbuſch zuſammenfand. 
Dahlmann eröffnete ſie mit einer ſchönen Anrede an Heinrich Gagern, deſſen 
Verpflichtung zur Präſidentſchaft betreffend. Gagerns ſchöne Gegenrede 
enthielt inſonderheit ſeine Anfähigkeit, ſein Miniſteramt. Aber als man ihm 
entgegnete, daß ſonſt Robert Blum die Leitung erhalten könne, erklärte er, 
er halte ſich verpflichtet, nachzugeben, wenn ſeine politiſchen Freunde es für 
notwendig hielten. Soiron unter anderen erklärte, daß, da möglicherweiſe er 
als ein mittlerer Ausdruck angenommen werden könne, er auf das dringendſte 
wünſchen müſſe, daß ſein Freund Gagern nachgebe: Er ſei bis vor drei Jahren 
ein bloßer und gewöhnlicher Demagoge geweſen und ſein Name datiere erſt 
von jener ſehr zufälligen Außerung im Vorparlament, die ihm viel zu hoch 
angerechnet ſei uſw. Das Ganze hatte hohen Ernſt, Schwung, Feierlichkeit. 
Man trennte fich ſpät, allerſeits ſehr befriedigt. Anſre Liſte: Gagern, Soiron, 
Mühlfeldt, Bardeleben, Römer. * Souveränität der Nation, nicht Volks— 
ſouveränität, nicht Souveränität der Teile.“ 


ı Von * bis *am Rande. 
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Donnerstag, 18. Mai. 


Mit einem gewiſſen Herzklopfen gehen wir alle an den heutigen Tag. Erſt 
Nachmittag 3 Ahr verſammelte man ſich in dem Römer, die letzten Vorberei⸗ 
tungen zur definitiven Konſtituierung zu machen. Noch unter Vorſitz von 
Schott und Liebmann. Dann wurde beliebt, unter dem Alterspräſidium 
hinüberzuziehen. Der Alteſte, Hofrat Bähr aus Würzburg, lehnte das Präſi⸗ 
dium ab, ebenſo noch zwei andre. Dann ward Schatzrat Lang von Hannover 
gefragt: „Ich nehme es an“, ſagte er mit behaglicher Ruhe unter allgemeinem 
Applaus; mit ihm Liebmann. Fahnenſchwenken aus dem Fenſter des Römers 
gab das Zeichen, daß die Kanonen gelöſt, die Glocken geläutet wurden; unter 
der Bilderreihe unſrer Kaiſer zogen wir hinab, durch die jubelnde Menge, 
durch die fahnengeſchmückte Straße, — dann die Sitzung. Mit wenig Worten 
erklärte der Präſident ſie für eröffnet (4 Ahr), die erſte offizielle und legitime 
deutſche Nationalverſammlung begann. Mit das erſte war eine Botſchaft 
des Bundestages zur Begrüßung. Kaum begonnen in ihrer Leſung, unter⸗ 
brach ſie — ich denke Freudentheil, forderte die Verſammlung auf, ſich feier⸗ 
lichſt konſtituiert zu erklären — ſehr richtiger Takt. Es geſchah durch all⸗ 
gemeines Emporheben der Hände, lauteſter Jubel. Die Sitzung ſelbſt verlief 
nicht wenig lärmend und konfus. Zitz' heftige Invektiven gegen die Begrüßung 
durch den Bund. Die Frage über die Geſchäftsordnung. Weſendoncks kurzer 
Entwurf wurde zurückgewieſen, auf morgen die Wahl eines proviſoriſchen 
Vorſitzenden angeordnet. * Dann ein Redner mit einer gedrechſelten Rede, 
dreimal geſtört ohne zu Ende zu kommen. Schließlich der Biſchof von Münſter 
mit dem religiöſen Antrag, der ſehr deplaciert war; dagegen Venedey, 
Raveaux, andere. Der alte Arndt von der Tribüne geſchrien.“ Eine Menge 
formaler Beſtimmungen breit, heftig, ungeduldig erörtert. Dem Lärm der 
Tribünen rief Stedtmann entgegen: „Er fordere Ruhe der Tribüne, Freiheit 
für alle, aber vor allem für uns“. Der Eindruck der Sitzung war nieder⸗ 
ſchlagend, ein Chaos. 

Es war klar, daß auf dieſem Weg nicht weiterzukommen. Es galt vor allem, 
ſich einer beſtimmten Präſidentſchaft zu vergewiſſern, es konnte nur die Ga⸗ 
gerns ſein. Ich habe mich in dieſem Sinne bemüht. Im Weidenbuſch wurden 
allerlei Bemühungen gemacht. Dann ſpät unſre kleine Zuſammenkunft im 
Engliſchen Hofe, namentlich die Gründung eines Klubs betreffend. 

Freitag, 19. Mai. 

Früh 8 Ahr von Wartensleben veranlaßte Zuſammenkunft in der Main⸗ 
luſt; namentlich die Kandidatur Gagerns und Soirons wurde beſprochen, 
die Blums fiel bald. Schöne Reden von Pagenſtecher, von Dahlmann 
und Soiron. Die Beratungen hatten Kraft und Schwung. Beim Hinaus⸗ 
gehen opponierten manche, namentlich Heckſcher, weil Gagern Miniſter ſei. 
Noch auf der Straße, der Paulskirche nah, fand ich beide Gagern, Wern⸗ 
her von Rheinheſſen, Simon, Weſendonck, Hildebrand. Verhandlung in 
demſelben Sinn. Dann in die Paulskirche. Abſtimmung.! Der Zwiſchenfall 

Vo bis“ am Rande. 
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wegen der Zettel bloß mit dem Namen Gagern; heftige Erörterung. Beendete 
Wahl. Gagern mit 304 von 397 Stimmen. Großer Jubel. Seine mächtig 
eindringende Rede. Souveränität der Nation: Jauchzen. Die Schlußſtelle 
wegen des Miniſteriums: Lauteſter Jubel.“ Allgemeine höchſte Befriedigung; 
man fühlt in ſicherer Bahn zu ſein. Dann Soiron. Weitere Verteilung 
der Sektionen durch Wahlzettel, während deren Ausloſung durch das Bureau 
wir in die Mainluſt eſſen gingen. Es war ein heiterer ſchöner Sinn der Be- 
friedigung und Zuverſicht in allen. Vier Ahr wieder zur Verſammlung. Ein⸗ 
dringlich und ergreifend war der Schluß: Venedey: Geſtern kam ein Mann 
auf die Rednerbühne, wir kannten ihn nicht, der Lärm trieb ihn zurück, es 
war der alte Arndt uſw. Dann deſſen herzliche Worte. Der alte eitle Geck 
Jahn kam herauf, forderte noch einen Vers zu dem Liede vom deutſchen 
Vaterland, ein andrer Redner andres. Die Größe des Eindrucks blieb. 
Naveaux' Antrag zu den preußiſchen Deputierten. Unzweifelhaft eine große 
Prinzipienfrage; er forderte Entſcheidung für den folgenden Tag, man be⸗ 
ſtritt es heftig, er ſelbſt verſchob es auf den Montag. Schluß der Sitzung. 
Erſte Sitzung unſrer Abteilung unter Baron Andrian. Ich gewählt 
zur Prüfung der Geſchäftsordnung. Dann im Engliſchen Hof. Unterhaltung 
mit Biedermann und ſeinem Schwager. | 


Sonnabend, 20. Mai. 


Briefe, befonders an Michaelis 1. Dann Sitzung unfrer Sektion. Legi⸗ 
timationsprüfung. Mittag mit Graf Arnim und Flottwell. 2“ Nachmittag 
zu Cäcilie Mendelsſohn s.“ Abends in den Holländiſchen Hof, wo noch ein— 
mal die Sache der preußiſchen Deputierten verhandelt wurde. 


Sonntag, 21. Mai. 

9 Ahr Sitzung bei Heckſcher wegen der norddeutſchen Zollangelegenheit. 
11 Ahr Sitzung der Kommiſſion für die Geſchäftsordnung. Mittag mit 
Arnim uſw. Dann Spaziergang mit Beckerath, Meviſſen, dem ich doch 
wohl ſehr Anrecht getan in meinem Vorurteil. Lette, Francke von Schleswig. 
Disput mit Lette über Hardenberg. Der ſtille und edle Beckerath. 7 Ahr 
Sokratesloge: Wieder Verhandlung über die preußiſchen Abgeordneten, 
ſofort allgemein gewandte Reden von Eiſenmann, von mir, Würth, Knoodt 
aus Bonn (Prof.), Lichnowſky, Arnim. Später zu Madai wegen der ſchles⸗ 
wigſchen Sache, die ſchon abſolviert war. Endlich in den Engliſchen Hof. 


Montag, 22. Mai. 


Der Dag begann mit einer nochmaligen Sitzung des Vertrauensrates!. Wie 
kläglich war er zuſammengeſchrumpft: Langen, Gagern, Cucumus, Albrecht, 
dann ich, das war die ganze Geſellſchaft. Man war der Anſicht, die endliche 
Auflöſung herbeiführen zu müſſen. 

1 Der Arzt in Kiel, Vater von Droyſens künftiger zweiter Frau. 

2 Bon * big * am Rande. | 

Witwe von Felix Mendelsfohn- Bartholdy, die in Frankfurt in ihrem elterlichen 
Hauſe lebte. 

4 Wie oben S. 803 Anm. 7 und S. 806 Anm. 2. 
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Die Nationalverſammlung war ohne beſonderes Intereſſe. Deſto wichtiger 
die Abendzuſammenkunft bei Jürgens. Zur Frage ſtand 1. die Preſſe, 
2. die Organiſation unſrer Zuſammenkunft, 3. das Reichsminiſterium. Ber 
ſonders war Wydenbrugk, Mathy, Beckerath auf dem Platz. Gagern über- 
nahm die vorläufigen Einleitungen zur Okkupierung der hieſigen Zeitung. 
Committe directeur: Gagern, ich, Meviſſen ... Dies Komitee dient zugleich 
zur Leitung unſrer publiziſtiſchen Intereſſen und zur Organiſation unſrer parla⸗ 
mentariſchen Tätigkeit. Die Frage wegen des Reichsminiſteriums wurde auf den 
andern Tag verſchoben. Spät mit Beckerath und Meviſſen im Engliſchen Hof. 

Dienstag, 23. Mai. 

Früh 8 Ahr Zuſammenkunft wegen der Zoll- und Handelsangelegenheiten; 
es ward die betreffende Petition auf Niederſetzung einer Kommiſſion unter⸗ 
zeichnet. 

1* Der Antrag von Zitz wegen Mainz. Großer Eindruck. Wahl zur Kom⸗ 
miſſion. Obriſt v. Mayern aus Wien, der bis dahin ganz ſtill geweſen; 
jetzt brach er los; wie Recht hatte er, General Hüſer zu vertreten. Ich mit 
hin. Es gelang mir, ſeine Wahl mit 22 Stimmen von 30 durchzuſetzen.“ 

Nach der Nationalverſammlung Mittag in [der] Mainluſt. Die kleine 
Frau Baumeiſterin aus Osnabrück meine Nachbarin. 4 Ahr Sitzung der 
Geſchäftsordnung: Wie wenig ſcharf und praktiſch. Abends bei Jürgens 
und Langerfeldt wegen des Reichsminiſteriums. Man häufte Schwierigkeit 
auf Schwierigkeit, man löſte und ſonderte und verſumpfte ſich mehr und mehr. 
Welcker kam wieder mit ſeinem Triumvirat; die Oſterreicher, namentlich 
der tüchtige, aber breit langſame Würth, hatten tauſend Bedenken. Gervi⸗ 
nus ſchüttelte auch den Kopf. Es ſchien jeder jeden überbieten zu wollen, 
um neue Schwierigkeiten zu entdecken, ein wahrer Wetteifer der Entmutigung. 
i Dahlmann, Gervin, Albrecht hatten ſich in der Stille entfernt; nur daß 
man fo nicht Politik macht.“ Ich habe es endlich nicht aushalten können und 
gerade heraus und hart meine Meinung geſagt: Man müſſe; es handle ſich 
nicht darum mehr, ob, ſondern wie, und wenn wir nicht einſprängen, käme das 
ſchlimmere, nach dem Antrag Weſendonck eine proviſoriſche Regierung. Wir 
hätten alle vor ſechs Wochen hohen Mut und Zuverſicht gehabt, nun werde 
das allmählich minder und minder uſw. Zwar ſprach Mathy dagegen, kühl, 
klar, behutſam, aber Francke ſchlug durch: Er ſei zwar erfchöpft, aber noch ein 
Wort: Das Ganze der heutigen Verhandlung mache einen trüben Eindruck 
auf ihn; man verhandle und komme zu keinem Schluß, entferne ſich immer 
weiter voneinander, man müſſe zuſammen; er ſei bereit, jeden derartigen An⸗ 
trag, wie ihn Jürgens geſtellt, zu unterzeichnen. So kam man endlich in 
einigen Eifer; die meiſten erklärten ſich bereit, zu unterzeichnen. — Ich be⸗ 
gleitete Francke nach Haus quer durch die Stadt nach der Mainluft. 

Mittwoch, 24. Mai. 

Auf dem Weg zur Sitzung der Geſchäftsordnung ging ich zu Jürgens, den 
Antrag auf ein Reichsminiſterium zu unterſchreiben. Dann Sitzung der Na⸗ 

1 Von“ bis * am Rande. 
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tionalverſammlung. Mittagseſſen neben Frau Wurm und gegenüber von der 
ſtillen Frau Soetbeer in der Mainluſt. Dann Wahl in der Abteilung für die 
Kommiſſion zum Entwurf der Verfaſſung, zur Arbeiterfrage. Die albernen 
Kredos über die deutſche Verfaſſung, der Reihe nach. Man wähte Andrian 
und mich für die Verfaſſung. 5 Ahr ging ich in die Geſchäftsordnung: Bis 
gegen 10. 

Ich hatte ſollen in den Holländiſchen Hof, da hatte Gagern hingeladen; 
als „linkes Zentrum“ fanden ſich Naveaux uſw. zuſammen. Sie haben 
ihm ſchweren Stand gemacht. 


Donnerstag, 25. Mai. 


Freitag, 26. Mai. 

Sitzung wegen des Antrages von Zitz, höchſt intereſſant. Fürſt Lichnowſky: 
„Die roten Hoſen“. Hergenhahns ſchöner Bericht. Schmerlings Rede zur 
motivierten Tagesordnung. Erſte Zuſammenkunft der Dreißig vom Ver— 
faſſungsausſchuß. 

Sonnabend, 27. Mai. 

Sitzung wegen Raveaux' Antrag. Schöne Debatte, erſt bis 3, dann um 
5 Ahr fortgeſetzt bis 8. 

Abends im Engliſchen Hof ſchalt Heinrich Gagern: Er ſei mit der 
Majorität unzufrieden, ſie achte nicht genug auf ihn, ſie habe nicht bemerkt, 
daß er die Vertagung auf den Montag gewollt habe. 


Sonntag, 28. Mai. 

Sitzung des Verfaſſungsausſchuſſes wegen des Antrages von Marek in 
betreff der nichtdeutſchen Stämme. Dahlmanns Entwurf zu einer Protofoll: 
erklärung. 

Dann Beſuch bei Frau Mendelsſohn. Mittag in Weſtendhall. Nach⸗ 
mittags mit Beckerath, Meviſſen, Vogt von Gießen, Weſendonck, Bür⸗ 
gers, Compes nach Soden und auf die ſchönen Berge. Abends in Weſt— 
endhall die Eſeleien von Ruge. 


Montag, 29. Mai. 

Sitzung 9 Ahr. Geſchäftsordnung brevi angenommen. Nachmittag bei 
Jürgens. Liſte für die neue Vorſtandswahl: Gagern, Soiron, Andrian. 
Sitzung des Verfaſſungsausſchuſſes wegen des Slawenantrages. Spazier— 
gang mit Dahlmann uſw. Dann Albrecht und Michelſen mit zu mir. Abends 
im Holländiſchen Hof (Clauſen wegen Schleswig, ſehr klobig). Später im 
Engliſchen Hof. Max Gagerns Brief an Palmerſton. 


Dienstag, 30. Mai. 


Sonntag, 18. Juni. 

Ich habe leider 14 Tage und länger nichts notiert und doch ſind hochwichtige 
Dinge vorbereitet und wenigſtens in der Ferne . Ich will ſie wenigſtens 
in der Kürze noch nachträglich erwähnen. 
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Die Anweſenheit von Präſident Beſeler und die Beratungen reſp. Anz 
träge (auf meiner Stube von Waitz, Francke und mir konzipiert nach dem 
Diner Madais im Nömifchen Kaiſer, Freitag, 2. Juni) an die National- 
verſammlung von uns ſchleswig-holſteiniſchen Deputierten, die ſich endlich 
gipfelten in dem Kommiſſionsbericht von Heckſcher und der ſchönen Debatte 
vom Freitag, 9. Juni. 

Sodann die intereſſanten Verhandlungen über die Marine, deren Spitze 
endlich der Antrag auf 6 Millionen Taler (8. Juni) und deren Bewilligung war. 

Ferner die Verſuche, ein Blatt zu gewinnen oder zu gründen, namentlich 
in der Hand von Jürgens. Ich intereſſierte mich dafür; ich ſchrieb einen Auf⸗ 
ſatz „Rückſchau“, der dann nicht weiter benutzt worden iſt. Es ſchien wichtig, 
bereits um den 7. Juni es erſcheinen zu laſſen. Damals war die Gründung der 
Zentralgewalt in Arbeit, wir haben über dieſelbe beraten und wieder beraten 
(6. und 7. Juni bei Beckerath), wir haben uns dumm und ſtumm gekaut an 
derſelben, dann hat man ſich am Freitag 9. Juni darüber leidlich konfor⸗ 
miert und Dahlmann zum Neferenten beſtellt, der freilich erſch öpft ſich die 
Pfingſttage hindurch erholen mußte. 

Für die Pfingſttage wurden große Angeheuerlichkeiten erwartet; es ſchien, 
da die demokratiſchen Vereine Zentralzuſammenkunft hierher verlegt hatten, 
vielleicht notwendig, große Maßregeln zu ergreifen. Es wurde darüber bei 
Jürgens beraten, beſchloſſen, die Sache einmal abzuwarten. Es iſt denn 
auch nichts geſchehen. 

Bei weitem für mich am wichtigſten waren die Arbeiten des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes. Meine Protokolle geben darüber ziemlich ausführlich Auskunft. 
Es gelang freilich nur unter großer Anſtrengung, am Sonnabend vor Pfing- 
ſten (10. Juni) mit der kurzen Unterbrechung zum Frühſtück und dem läſtigen 
Kaffee und Rauch im Kaiſerſaal noch die Vorberatung zu enden. Wie ſchön 
waren die drei Tage, die ich dann mit Beſeler arbeitete (11., 12., 13.), 
inſonderheit der herrliche Gewitterabend am Montag. Am Mittwoch (Abend 
bei Frau Cäcilie) legten wir unſren gedruckten Entwurf dem Ausſchuß vor. 
Am Donnerstag und Freitag wurde er diskutiert, dann arbeitete Beſeler 
die Berichterſtattung aus, bei der ich ihm freilich nicht viel mehr helfen konnte. 

1* Freitag, 16. abends bei Jürgens, wo Heckſcher und Gagern, letzterer über die 
beiden großen Prinzipien des Föderalismus und Monarchismus in Deutſchland.“ 

Es war von nicht geringem Intereſſe, daß die auf Freitag angeſetzte Sitzung 
von ſeiten des Präſidiums ausgeſetzt wurde, vielleicht nicht ohne Nebenrück⸗ 
ſicht auf die große demokratiſche Zuſammenkunft, die ſtattfand, gewiß ge⸗ 
rechtfertigt durch den Amſtand, daß nichts zur Tages ordnung vorhanden war. 
Es folgte dann jene Sonnabendſitzung (17. Juni), die in den ſtenographiſchen 
Berichten ſich hinlänglich charakteriſiert. 


Montag, 19. Juni 


beginnen die Verhandlungen über die Zentralgewalt; merkwürdig, wie ſie 
jedes andre Intereſſe abſorbieren. 


Von“ bis am Rande. 
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Wir hatten im engeren Kreiſe am Sonntag 18. eine Vorberatung bei 
Jürgens, wo unter andren Lette, Duncker, Kierulf uſw. Ich bemühte 
mich, den Zweck der Einrichtung ins Klare zu bringen und Kühnheit in den 
Beſchlüſſen zu fordern: „Nicht bloß exekutive Gewalt, ſondern Regierung; 
um keinen Preis drei, ſondern einer — die göttliche Weltordnung habe unſre 
Lage ſo bereitet, daß auch der Waſhington nicht fehlen werde, nicht fehle; 
wir dürfen das Bild der Zerriſſenheit nicht erneuern, ſondern müſſen es 
überbauen“.“ 

Am Montag wiederholte ſich eine noch weitere Zuſammenkunft im Hotel 
de Ruſſie; namentlich die Bayern waren dort zahlreich. Ich kam ſpät, weil ich 
die im Verfaſſungsausſchuß vorgelegten und genehmigten Grundrechte zum 
Druck zu beſorgen hatte. 

Man begann ſich für den Dreimännervorſchlag zu begeiſtern, auf die Ma⸗ 
jorität des Hauſes rechnend, die freilich entſcheiden wird, aber ob helfen? 


Dienstag, 20. Juni. 

1* Abends von der Mainluſt heimkehrend, forderte ich Schmerling auf, 
Erzherzog Johann zu laden.“ 

Die ganze Woche ſind die lebhaften Debatten fortgegangen. Bis endlich 
der „bethlehemitiſche Kindermord“ der Amendements am Donnerstag zur 
Vereinfachung der Debatte führte. Jede Partei (9) ſollte fortan noch zwei 
Redner ſtellen. | 

Die Wahl in der Mainluſt war in der Tat wenig erquicklich. 

Endlich am Sonnabend Gagerns mächtige Rede. Freilich ein kühner 
Griff, aber vielleicht hätte er noch einen Schritt weiter gehen, den Erzherzog 
Johann ſogleich proklamieren ſollen. Er tat es nicht. Mit unbegreiflicher Takt⸗ 
loſigkeit ſprach Dahlmann als Berichterſtatter nach ihm, verwiſchte den Ein⸗ 
druck. 

Ich fuhr den Abend mit Hergenhahn und Wippermann nach Wiesbaden, 
brachte dort den Sonntag in Hergenhahns liebenswürdiger Familie zu. 
Sonntag abends kehrten wir zurück. 

Im Weidenbuſch waren etwa zweihundert Abgeordnete verſammelt, von 
dem Gefühl der Majorität trunken, unter Beſelers Leitung. Schlechte De— 
batte, lärmend, unordentlich. Gagerns Rede fand vielen und ſcharfen Tadel. 
Dahlmann ſprach mit aller Hochachtung für Gagern, aber mit ſtärkſter Miß⸗ 
billigung. Ich ging bald. 

Heut Montag war unter Soirons Vorſitz eine böſe Sitzung. Anfangs 
über die Frageſtellung. Dann kam man mit den am geſtrigen Abend verab— 
redeten Amendements der Rechten. Heftiger Streit; auch Gagern entſchied 
ſich für deren Zuläſſigkeit, wenigſtens für die des Heckſcherſchen (Wahl des 
Reichsverweſers durch das Parlament „im Vertrauen auf die Einſtimmung 
der Regierungen“). Natürlich hatte nun auch die Linke das Recht in Anſpruch 
zu nehmen, neue Amendements vorzubringen. Baſſermann zog ſeinen An⸗ 
teil an den Amendements zurück, Auerswald bedingter Weiſe, Heckſcher 


Von“ bis * am Rande. 
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nicht, fo ſehr man in ihn drang. Es ſchien im weiteren Sprechen eine Ver— 
einigung möglich. Die Sitzung ward auf drei Stunden unterbrochen, es ward 
verhandelt; umſonſt. Um 5 Ahr begann die Sitzung wieder mit Heckſchers 
Erklärung, er nehme nicht zurück. Dann folgten jene maſſenweiſen Amende⸗ 
ments der Linken, denen Heckſcher entgegentrat mit dem Wort: „Sie hätten, 
noch ehe fie verleſen ſeien, den Beifall der Gallerie“. Es begann ein fo furcht⸗ 
barer Lärm, daß nach wiederholter vergeblicher Bemühung Soiron die 
Sitzung ſchließen mußte. 

So ſteht nun die Sache. Ein jammervolles Unheil. Anzweifelhaft iſt die 
Linke im Anrecht, indem ſie dem Präſidenten nicht einmal Folge leiſtete. Aber 
ich für mein Teil muß auch die Rechte beſchuldigen. Ich glaube, fie mußte 
ſich jo weit wie notwendig war, um ein großes Neſultat zu erzielen, der Rede 
des Präſidenten vom Sonnabend akkommodieren. 


Dienstag, 27. Juni. 

Ein banger und peinlicher Tag. Zu dem ofſiziellen Verlauf der Verhand— 
lungen, den die ſtenographiſchen Berichte erhalten, gehört auch die ſtille Ge— 
ſchichte, namentlich Heckſchers gegen Blum, ſelbſt mein kleines Zwiſchen⸗ 
ſpiel mit Vogt. Ich kann nicht ſagen, wie es mich innerlich aufwühlte und 
die Anerträglichkeiten der langen Abſtimmungen ſteigerte. Es iſt heillos, in 
dieſer Art innerlichen Erbebens zu leben ohne den Troſt herzinnigen löſen⸗ 
den Geſpräches. Ich habe die Empfindung, als verlöre ich über die per— 
ſönliche Ergriffenheit den Blick für die Sache, als entſchiede ich mich in 
den einzelnen Fragen nicht nach dem großen Zuſammenhang, ſondern nach 
dem augenblicklichen Verſtändnis des Gerechten. Ich meine, die Gewiſſenhaftig— 
keit hat daran freilich ihr Genüge, aber ich habe für mich eine größere Ver⸗ 
antwortlichkeit in Anſpruch zu nehmen. And doch — wenn ich mich ſammle 
und mit ernſtem Bedacht das Große und Ganze überſchaue, ich muß ſagen, 
daß ich nicht bloß recht, ſondern auch richtig handele. Ich habe gegen 2. d 
„daß die Zentralgewalt die Beſchlüſſe der Nationalverſammlung zu verkünden 
und zu vollziehen habe“ geſtimmt, denn mein Vorſchlag, ſtatt „Beſchlüſſe“: 
„Geſetze“ zu ſagen, war von der Linken als nicht mehr zuläſſiges Stedt— 
mannſches Amendement verworfen!; und bleibt unzweifelhaft der National- 
verſammlung der breiteſte Einfluß moraliſch auf das Tun der Zentralgewalt, 
ſo iſt es heilſam, alle ihre Beſchlüſſe, da keine Verzögerung oder ſuspenſives 
Veto geſtattet wird, nicht ſofort zur Ausführung zu überweiſen. Ich habe für 
die Wahl des Reichsverweſers durch die Nationalverſammlung geſtimmt, und 
zwar ohne die Protokollerklärung auf das Vertrauen gegen die Regierungen. 
Denn das folgt aus meiner Auffaſſung unſrer Stellung und Aufgabe. Ich 
habe für die Anverantwortlichkeit des Reichsverweſers geſtimmts, nachdem 
ich meinesteils mich vergebens bemüht, dieſen Paragraph, der durch das 
Fortfallen von § 10 überflüſſig geworden, zu ſtreichen. Denn nur wenn die 


Sten. Ber. 1, 534. 571. 583. 
Sten Ber 1 
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ganze Alternative unterblieb, verſtand es fich von ſelbſt, daß die ſtaatsrechtliche 
Anverantwortlichkeit für den Reichs verweſer blieb. 


Am Mittwoch, 28. Juni 


hätte Dahlmann mit ſeinen ungeſchickten Antworten auf Biedermanns 
Frage wegen eben dieſes § 11 leicht noch größeren Schaden anrichten können, 
als er getan; wie wenig klug und hoch, wie gereizt und kleinlich war die Rede: 
Deutſchland werde erfahren, wer Republikaner ſei. 


Donnerstag, 29. Juni. 


Am 12 Ahr wurde die feierliche Sitzung zur Wahl des Neichsverweſers ge— 
halten, doch der bedeutendſte Moment, den ich bisher in Frankfurt erlebt. 
Freund Albrecht begann die Reihe der Abſtimmenden. Der Name des 
Erzherzogs klang feierlich, bis Jordan von Berlin ſein „Hans Adam von 
Itzſtein“ dazwiſchen warf. Gagern leitete die Sache meiſterhaft einfach. Man 
empfand, wie endlich die Sache fertig war, doch die Gewißheit, einen großen 
Schritt weiter zu ſein. Die Fonds ſtiegen ſogleich um 3 Prozent. Der fröhliche 
Abend mit Toaſten im Engliſchen Hof von Stedtmann 1 


Freitag, 30. Juni. 

Ich ging ſpät in die Sitzung, um einen Aufſatz fertig zu ſchreiben: „Die 
Bedeutung der Bundesverſammlung“, abgedruckt in der Oberpoſtamts- 
zeitung, 2. Juli; er ſollte da etwas vertreten, das von Welcker N. 
allerdings ſchwächlicher war. 


Sonnabend, 1. Juli. 

Nachmittag merkwürdige Beſprechung bei Gagern, das Neichsmini⸗ 
ſterium betreffend. Ich ſtellte dar, wie Gagern, wohin er fich ſtelle, die Gravi⸗ 
tation mache, wie mir aber wichtiger erſcheine, daß die Schwerkraft Deutſch⸗ 
lands in der Nationalverſammlung als in dem Regiment läge. Die Anſicht 
ſchlug durch. Ob ich aber weiſe geraten? Bei der hohen Bedeutung der be— 
ginnenden Organiſation wäre Gagern wahrlich höchſt heilſam. 

Das Manifeſt der demokratiſchen Vereine, unterzeichnet Ronge, Bayr⸗ 
hofer, Metternich (9. 

Abends Verſuch im Hirſchgraben und in Weſtendhalle, auf SR Un: 
laß eine Vereinigung zu bilden. 


Sonntag, 2. Juli. 
Briefe an die Kinder. Profeſſor Stein aus Kiel bekennt N zum Bas. 
zenſus! 
Sonntag, 9. Juli. 
Wieder ſind mir acht Tage in unbedeutender oder wenigſtens e 


Tätigkeit vergangen. Unter dieſen meiner Marie! Geburtstag und die hübſchen 
Geburtstagsbriefe der Kinder für mich? ſowie am Mittwoch ein Mittag bei 


Seine älteſte Tochter. 
2 Sein Geburtstag 6. Juli. 


J. G. Droyſen, Frankfurter Aktenſtücke. 52 
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Schöff Souchay. Von politiſchen Dingen war nichts Hervorragendes auf 
dem Plan. 1* Das Flugblatt Joh. Krumm „St. Zitz“ uſw. Mathy macht 
ungeheuren Eindruck.“ Man begann die Beratung der Grundrechte und die 
900 000 Mann. Letztere wurden im Hirſchgraben nicht ohne Gefahr, nicht 
ohne meine Mühe durchgebracht. 

Am Sonntag 9. Fahrt nach Homburg mit Beſeler und Meviſſen — 
manches intereſſante Geſpräch. Die Fahnenweihe für die 600 Bürgerwehren 
auf dem Schloßhof, *die 200 Mädchen mit dem proteſtantiſchen Geiſtlichen 
voran, in der Mitte“ und der alte Landgraf. Das Volksfeſt voller Fröh⸗ 
lichkeit. Präſident Wittgenſtein von Köln. 

Man ſollte nach dieſen Worten meinen, daß wir in Frankfurt für nichts 
und in voller Trivialität find. And doch wie hochflutend und von gewaltigſter 
Bedeutſamkeit iſt alles Tun. Mit jedem Tage mächtiger tritt es hervor, daß 
die Einheit und Macht Deutſchlands endlich eine Wahrheit werden will. Es 
iſt merkwürdig, wie ſchnell ſich die republikaniſche Partei und namentlich die 
linke Seite der Verſammlung abnutzt. Die Verhandlung am Freitag, 7. Juli, 
wo Blum wegen der vom Bundestag nach Wien geſandten Gratulation 
interpellierte, als ſei ein geheimes Einverſtändnis wider die Regierungen und 
die Majorität, zeigt die ganze politiſche Unreife dieſer Partei. And wenn gar 
der Literat, ja nicht einmal, ſondern Feuilletoniſt Wiesner in der Frage der 
900 000 nach RNadowitz ſprach, ſo war das bis zum Ekelhaften albern. 

* Abends am Sonntag erfuhr ich von Meviſſen, daß Montag wegen der 
nahen Ankunft des Reichs verweſers man nur eine ganz kurze Sitzung halten, 
ihn ſelbſt nach Camphauſen ſenden, nachmittags in größerem Kreiſe Be⸗ 
ratung über das Miniſterium halten wolle. Ich widerſprach dem allen und 
Meviſſen übernahm es, nächſten Morgen Gagern au fait zu ſetzen.“ 


Montag, 10. Juli. 

In der Sitzung die höchſt unſinnige Nede von Clauſen in betreff des 
ſchleswigſchen Waffenſtillſtandes, der freilich auch miſerabel zu ſein ſcheint; 
er iſt von Pourtalès verhandelt. 

Dann die Wahl von Fünfzehn zur Beratung über den Empfang des Reichs- 
verweſers. Ferner Wahl von Fünfzehn zur Schulkommiſſion; ich empfahl in 
meiner Abteilung Reinhard von Boitzenburg, einen kraſſen Schulmeiſter — 
nicht ohne Selbſtüberwindung und vielleicht nicht im Intereſſe der Sache. 

Nachmittags Zuſammenkunft bei Gagern: Baſſermann, Mathy, Bes 
ſeler, Briegleb, Auerswald, Dahlmann, Hergenhahn uſw. Noch einmal 
das Reichsminiſterium, ernſtlichſte Erwägung. Merkwürdige Bedeutſamkeit 
der Situation. Ich empfahl auf das dringendſte Heckſcher. Sodann die Be⸗ 
ratung, was ſofort zu tun ſei: Landfriede, Mahnung an alle Gerichte, Kon⸗ 
zentrierung von Streitmacht, impoſantes Auftreten der deutſchen Reichseinheit. 

Spät noch nach dem Hirſchgraben. Ich las dort die Erklärung des han⸗ 
noverſchen Geſamtminiſteriums oder vielmehr des Königs, der bei gewiſſen 
Eventualitäten abtreten will. Lebhafte Debatte darüber im Engliſchen Hof. 


1 Von“ bis am Rande. 
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Dienstag, 11. Juli. 

Tag des Einzuges. Kurze Sitzung, um das Notwendigſte über den Empfang 
zu beraten. Die Wahl der Fünfzig war ſo glücklich, daß ich ſagen konnte: Der 
einzige Beweis, daß die nicht gemacht ſei, wäre der, daß die Abſicht nicht ſo 
geſchickt hätte wählen können: RN. Blum, Vincke, Biſchof von Kulm, 
Baſſermann uſw. Die Angaben der Kommiſſion ſelbſt wurden pöbelhafter⸗ 
weiſe angefochten von Weſendonck und Simon von Trier, freilich ohne 
Erfolg. Dann der feſtliche Tag. Die Stadt herrlich geſchmückt, die Gewerke 
mit ihren Fahnen und alten Schauſtücken meiſt aus kaiſerlicher Zeit, die Küfer 
mit den weinſprühenden Adlern von Leopold I. und Franz II., vor allem die 
wackeren Sach ſenhäuſer Schützen in ihrer Jägerart mit ihrer nie abgegebenen 
Fahne von 1743, prächtige treue Leute. Es war wundervoll, wie die alte 
Neichsempfindung wieder zum Vorſchein kam, aber in ganz moderner bürger- 
licher Weiſe, ſtolz und frei. — Die kleinen Buben bei den Weingärtnern. Ich 
war bei Albrecht im Römiſchen Kaiſer. Endlich 6 Uhr der wundervolle feier— 
liche Einzug. An der Seite des Herzogs Baron Andrian, gegenüber Jucho 
und Saucken. Anermeßlicher Jubel und Friedlichkeit. Abnorm, daß beim 
Halten vor dem Hotel de Ruſſie ein Terzerol ungeladen abgelesen wurde. 
Der Tag wirkte mehr als Beredſamkeit und Polizei gegen die Wühlereien. 

Am Abend verſammelten wir uns wieder bei Gagern. Er legte uns ſeine 
Anrede an den Reichsverweſer zur Beſprechung vor. Dann nochmals Be— 
ſprechung über das Miniſterium. Noch immer Zweifel, ob Camphauſen 
kommen wird, ob er geeignet iſt. Darüber zu kam Heckſcher. Gagern hielt 
es für angemeſſen, ihn bis zu einem gewiſſen Punkt hin au fait zu ſetzen — 
ſichtlich ſeinen Gedanken wenig konform, wie er denn unſre Bedenken gegen 
die vorgeſchlagene Kombination ſich nicht verbergen konnte. 

Im Engliſchen Hof endlich nach merkwürdigen und heiteren [?] Beſprechungen 
brannte Heckſcher auf mich los: Ich ſagte ihm ehrlich noch ein Weiteres, 
namentlich ihn Betreffendes. Aber Duckwitz benutzte er die Gelegenheit, außer 
ſich zu ſein. Ich glaube ihn nicht unrichtig zu taxieren; jedenfalls Meviſſen — 
auf dem Heimweg — ſchärfer als unedlen Charakter. Es war Beckerath 
zurückgekommen, hatte die Nachricht von Camphauſens Herkommen ge: 
bracht. Wir 1 tief in die Nacht hinein. ee von einzelnen 
lunleſerliches Wort!.“ 


Mittwoch, 12. Juli. 


Sitzung zur Entgegennahme der Verpflichtung des Neichsverweſers. Sch ön 
geſchmücktes Büreau. Erſt Heckſchers Bericht über die Reife, unendlich 
geſchickt und ungeſchickt, der Geſamteindruck etwas peinlich. Dann Zug der 
Deputation der Fünfzig, Soiron voran, hinaus — auch R. Blum mit. Ich 
ging mit dem dicken Widenmann die Spaliere von Soldaten und Bür⸗ 
gerwehren hinauf; wundervollſtes Wetter, die Stadt einzig ſchmuck. Endlich 
erſchien der Zug, unter Glockengeläut und Kanonendonner kam er: Jubelnder 
Empfang des einfachen alten Mannes im Frack. Einfach erhabene Szene. 


Von“ bis am Rande, 
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Rückbegleitung mit allen Abgeordneten. Dann ging ich mit in das Bundes⸗ 
palais, ſah das Ende des Bundestages: Die Militärkommiſſion im Vor⸗ 
zimmer. 8 

Brief an Graf Bülow und Francke, Berlin. Abends zu Hergenhahn. 
Illumination. 


Donnerstag, 13. Juli. 


Sitzung der Grundrechte. Lichnowſky berichtet mir von dem Wunſch des 
Reichsverweſers, durch vier Deputierte nach Wien geleitet zu fein, unter 
denen ich. Darüber kann, denke ich, nur die Nationalverſammlung ent⸗ 
ſcheiden. 

Mittags auf der Mainluſt mit faſt allen Deputierten. Dann erſchien der 
Reichsverweſer unter lauteſtem Jubel, machte die Tafeln umher die Cour. 
Seltſamer Wandel. Man kam ins Singen, in den alten Studententon: 
Gaudeamus, den Landesvater, Präſidium von Fuchs, Giskra, Vincke, 
Zell von Trier, förmlich mit Durchſtich von Hut und Mütze, dem Ernſt von 
Toren: Erſt Fuchs, dann Giskra, der rief Vincke, der rief Jordan, der 


rief Wartensleben, der Zerzog von Regensburg, der Freudentheil uſw. 


Seltſame Luſtigkeit und doch tief bezeichnend. 

Abends ging ich mit meiner liebenswürdigen Arzttochter im Garten. 

Dann im Engliſchen Hof. Es war viel Flüſterung da. Camphauſen war 
gekommen, Gagern hatte ihn zuvorkommend beſucht. Aber er will nicht; er 
iſt zu preußiſch, um zu wollen: Er ſoll Preußens auswärtige Geſandtſchaften 
abſchneiden, ſeine Feſtungen für Bundesfeſtungen erklären uſw. And doch hat 
der König ſeinen Adjutanten Below geſandt, ihn dringend um die Annahme 
zu bitten. And doch will er nicht: Er habe in Berlin geſprochen von Verein⸗ 
barung zwiſchen Fürſt und Volk, könne nicht dagegen. Heckſcher iſt bereits 
von dem Reichsverweſer gewollt, ebenſo Schmerling. Was will man mit 
jenem Eigenſinn? Gleichzeitig kommt die Nachricht über die Verhandlungen 
des Jacobyſchen Antrags in Berlin, noch nicht der Schluß; gleichzeitig das 
Mürbewerdens Wiens. Es iſt dringend not, daß ſich Preußen in Camp⸗ 
hauſen ganz in dieſe Geſchäfte wirft. 


Freitag, 30. Juli. 

Aberaus bewegte vierzehn Tage. 

Am Sonnabend, 15. Juli reiſte der Neichsverweſer mit Heckſcher von 
hier. Es war durch Camphauſens Weigerung zu nichts weiter als dem 
Miniſterium Schmerling, Heckſcher, Peucker gekommen. Wie ungenügend 
in ſolcher Zeit. Erſtes Auftreten im Parlament. 

Ich ſchrieb wiederholentlich an Graf Bülow in Berlin. Abekens Ant⸗ 
wort ließ mich einen tiefen Blick in die dortigen Mißſtimmungen und die 
Kleinlichkeit der dortigen Verhältniſſe tun. 


Am 16. Juli 


fuhren Beckerath, Meviſſen und ich nach Homburg. Beckerath hatte einen 
nicht minder merkwürdigen Brief von Hanſemann. 


= 
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Am Montag, 17. Juli 


begann wieder die Beratung der Grundrechte ſowie des weiteren Entwur⸗ 
fes. Ein ſchwerer Zankapfel. Vielfache Beſprechungen mit Meviſſen und 
Beckerath; letzterer muß nach Berlin, iſt unſer dringender Wunſch, zumal 
da ſchon Aſedom und mit ſeinem unfeligen Eifer Auerswald dorthin gereiſt ift. 


Freitag, 21. Juli. 
Abend bei Hiller! durch Zufall und bei Virgen. 


2* Sonnabend 


die höchſt anziehende Verhandlung des Wydenbrugkſchen Berichtes über 
die deutſche Politik.“ 


Sonntag, 23. Juli 


reeiſt Beckerath ab. Die böſen Nachrichten aus Berlin mehren ſich. Die 
Polenfrage beginnt verhandelt zu werden. Sie hält uns drei Tage in höch— 
ſter Spannung. 

Am Donnerstag iſt ſie entſchieden. 


2* Freitag: 

Sendung zwiſchen dem Hirſchgraben und Sr er Hof wegen der 
Präſidentenwahl.“ 

Nun ſtrömen plötzlich die bedrohlichſten Nachrichten von Berlin herein. 

Stein aus Paris zurück: Die Franzoſen verzweifeln an ſich ſelbſt; niemand 
Republikaner; die mobile Garde Jungen von 16 bis 20 Jahren, gleichgültig 
gegen wen fie ſchießen. Thiers ſagt: Der Anterſchied von Paris und an- 
deren Städten iſt, daß dort, wenn ein Schuß, die Menſchen zuſammenlaufen, 
hier auseinander. 

Max Gagern ſagt von den Adligen, Grafen und Freiherren: Sie werden 
zahm, ſie freſſen ſchon aus der Hand. 


Sonnabend, 29. Juli. 

Zuſammenkunft bei Jürgens wegen der Entſchädigung der Verluſte der 
Oſtſeehäfen während des däniſchen Kriegs. Schmerling hat ſchlechte Briefe 
von Beckerath. Die preußiſche Armee iſt außer ſich über Peuckers Befehl 
zum 6. Auguſt, ſelbſt der Tag als der, wo 1806 Kaiſer Franz die deutſche 
Krone niedergelegt, wird ihm vorgeworfen. Bardeleben kommt mit trau⸗ 
rigen Nachrichten aus Berlin zurück. Kurz die Geſchichte wird ſo, daß viele 
ernſtlich den Mut verlieren. Meine Artikel für die Oberpoſtamtszeitung D 
und Y. 

Sonntag, 30. Juli. 

Die Lage der Verhältniſſe iſt ſehr intereſſant. Preußen verirrt ſich ſichtlich 
auf einem völlig falſchen Wege. Die Schrift mit Schild und Helm „Preußen 
und die Zentralgewalt“ iſt von Griesheim, wie mir Saucken ſagt. Gewiß 


1 Wohl der Frankfurter Muſiker Ferdinand Hiller. 
2 Von * bis“ am Rande. 
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wäre es bach wenn er nach Berlin reiſte, nur er hat nicht Schärfe genug. 
Dazu iſt es die dringendſte Not, daß ſich ein Miniſterium bildet, zumal für die 
äußeren Verhältniſſe. Stockmar wäre der richtige Mann. 

Abend Sitzung im Hirſchgraben inſonderheit zur Präſidentenwahl. Her⸗ 
mann von München. 


Dienstag, 1. Auguſt. 

Beſuch bei Stockmar: Er ſehe nicht ſo ſchwarz. Wie klar und geſcheut iſt er 
doch. Ich kann nicht ſagen, daß er mich viel beruhigt hat. Beckerath war am 
Sonntag aus Berlin zurückgekehrt, heut kam auch Meviſſen. 


Mittwoch, 2. Auguſt. 


Das Reichsminiſterium ſoll werden. Stockmar hat es abgewieſen. Was 
nun? 


Die nächſten Tage gehen mit allerlei Mühe in dieſer Sache dahin. Nament⸗ 
lich am Freitag und Sonnabend iſt man mit den Herren vom Württem⸗ 
berger Hof in Arbeit: Mohl, Fallati, Widenmann. Mit letzterem hatte 
ich Sonnabend Abend eine ernſthafte Anterhaltung im Engliſchen Hof. Sowie 
Sonntag Mittag mit Mohl und Fallati. 

Am Donnerstag und Freitag waren Verhandlungen, die mich peinigten. 
Es iſt wahrhaftig nicht möglich, an dieſe Dinge zu glauben, wenn ſie dieſes 
Weges gehen. Es iſt als wären wir Fünfzigerausſchuß, nur bemüht, proviſo⸗ 
riſch Zeit zu gewinnen, damit die Geſchichte ſtatt unſrer entſcheide. 

Der feine Dr. Claeſen, ſehr geſcheit, gewiß zum Diplomaten geeignet, wie 
wir denn, Meviſſen, Beckerath und ich, Freitag ſpät unſre Meinungen aus⸗ 
tauſchten: „Nur um keinen Preis Profeſſoren“, war mein Refrain. 

1* Sonnabend, 5. Auguſt. 

Verfaſſungsausſchuß mit Mayern und Nadowitz in hohem Maß witer, 
Vorher bei Andrian wegen des italieniſchen Krieges!“ 

Am Sonntag verplauderte ich eine angenehme Stunde mit der trefflichen 
Frau Cäcilie. Unendlich, was man entbehrt. Nach dem Eſſen mit Claeſen 
und Bürgers nebſt Frau nach dem „Wäldche“ zum Volksfeſt. 

Dieſer Sonntag, 6. Auguſt, kann denn doch in der Geſchichte eine ſchwere 
Bedeutſamkeit erhalten. Überhaupt unſre Lagen find nahezu heillos. Nach 
außen wachſende Verwicklungen und im Innern wachſende Zerwürfniſſe. Man 
möchte ſchier verzweifeln. 

Montag, 7. Auguſt. 

1 Früh 8 Ahr bei Francke über den ſchleswigſchen Waffenſtillſtand. Es 
wurde beſchloſſen, vorerſt ſich ſchweigend zu verhalten und das Miniſterium 
wenigſtens nicht zu plagen.“ 

Die Sitzung wegen der Amneſtiefrage. Höchſt ſcheußliche Situation, als 
Brentano in ſichtlicher Gefliſſentlichkeit auf Arges Argeres häufte. Endlich 
die Erwähnung des Prinzen von Preußen. Lärm, Kommerzienrat Carl 


1 Von“ bis am Rande. 
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und Kerſt von Poſen voran. Bald ſteckte die Wut an, endlich Soirons An⸗ 
geſchicklichkeit. — So weit alſo hat man es gebracht. Lichnowſky quirlte 
und kreiſchte in dem Knäul umher: „Entweder er muß austreten oder wir 
Preußen treten aus“. Bald Schwerin, Vincke und Saucken in demſelben 
Taumel, ein Heidenlärm. Jeden Augenblick ſchien es, da Brentano die Tri⸗ 
büne nicht verließ, zu Fäuſten kommen zu wollen; es eilten ſeine Freunde, ſich 
links und rechts zuzuſtellen. Wenigſtens eine Prügelei iſt vermieden worden. 

Dann nach dem Kaſino. Man war daran, unſinnige Beſchlüſſe zu faſſen, 
vertagte die Beratung glücklicherweiſe auf den Nachmittag. 

Beratung im Sokrates. Schöne Reden von Gagern, von Venedey. 
Aber der Angeſtüm von Vincke verſtörte die Geſchichte. 

Spät abends endlich Vereinbarung im Engliſchen Hof im hinteren Zimmer 
mit Compes, Rießer, Wernher. Wird es helfen? 

Ich empfand dieſen Tag die ganze Ohnmacht unſrer Situation. Es iſt ja 
heillos, daß die Tätigkeit, ja die Exiſtenz der Verſammlung und unſrer Auf⸗ 
gabe als ſtets von neuem in Frage geſtellt erſcheinen kann. Iſt ſo wenig innere 
Notwendigkeit, ſo wenig herrſchende Wahrheit in unſrem Tun, dann hat die 
Geſchichte Recht, daß ſie die deutſche Einheit zu einer bloß diplomatiſchen 
hat werden laſſen, zu einer jo behutſam anzufaſſenden, daß nur die Glacs⸗ 
handſchuhe der Diplomatie es wagen dürfen. Die Preußen haben ein berech- 
tigtes Gefühl; aber es iſt überſpannt und übertrieben, was ihrer die Beſten 
tun. Der ganzen Zankfrage iſt eine Stellung gegeben, welche uns ebenſo weit, 
als ihr Inhalt reicht, von dem, was wir ſollen, entfernt. Gerade das Nicht⸗ 
dynaſtiſche, gerade die Märzbewegungen, wie ſie auch ſonſt beurteilt werden 
mögen, warſen] das Feld der Einigung für alle. Dies gibt man mehr und mehr 
dahin. Iſt vielleicht ſehr notwendig und heilſam. Denn beurteile ich dieſe Ver⸗ 
ſammlung recht, ſo kommt ſie aus ihrer Machtvollkommenheit doch nicht dazu, 
eine Verfaſſung zu ſchaffen. Ereigniſſe werden erſt kommen und reif machen 
müſſen und dann wird dem armen Vaterlande eine Verfaſſung oktroyiert 
werden, im beſten und heilvollſten Falle eine preußiſche! 


Dienstag, 8. Auguſt. 

Die heutige Sitzung war, wie ſie nach ſolchem Vorgange nicht anders ſein 
konnte. Soiron hatte (an) H. Simon, Reh von Darmſtadt und mir aus⸗ 
drücklich verſprochen, auch gegen die Rechte ſcharfen Ordnungsruf aus⸗ 
zuſprechen. Wie wenig tat er das. Der Anterbrechung der Sitzung folgte 
neue Anruhe, Räumung der Gallerie, Fortſetzung der Beratung wider den 
Willen der Linken, deren teilweiſes Hinausgehen, endlich die Abſtimmung 
über die Amneſtiefrage. So hat man allerdings den Anſtand des zu Ende- 
kommens bewahrt, ja die Linke hat ſich zu unnützen Schritten hinreißen laſſen, 
aber beſſer, ſcheint mir, iſt die Sache darum keineswegs. 


Mittwoch, 9. Auguſt. 

Der ſchlech teſte Tag, den ich noch zugebracht. Körperlich leidend und durch 
die letzten Tage tief verſtimmt war ich außerſtande, zu ſchreiben, zu leſen, zu 
denken. Ich beſprach mit Beſeler das Staatenhaus; nicht in dem Gefühl, 
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daß man weiterkomme, ſondern daß man ſtecken bleiben werde. Nachricht 
von Michaelis Tod.“ 


Donnerstag, 10. Auguſt. 

Ich mußte mich erholen. Ich ließ einmal die Sitzung — wegen Heckers 
Wahl — und ging nach Soden und Königſtein. Eilte zurückzukommen, um 
den Verfaſſungsausſchuß nicht zu verſäumen. Von dem neuen Miniſterium 
hatte Nadowitz geſagt: Es ſei wie die Lakaien der Pariſer Dandys, die auch 
ihren Herren die neuen Schuhe einige Tage austreten müßten; und von der 
Rede Leiningens: Wie Demoſthenes, aber in der Zeit, als er die Steine noch 
im Mund hatte. Lichnowſky meint mit Sicherheit, daß Blittersdorf dieſe 
Kombination gemacht habe. Der liebenswürdige Intrigant plätſchert in all 
dem Wirrwarr wie eine Ente umher. Max Gagern iſt heut nach Schles⸗ 
wig abgereiſt. Heckſchers Verſöhnungsrede zur Linken ſcheint höchſt kläglich 
geweſen uſw. Wenigſtens gegen ee Partei iſt fie wenig rückſichtsvoll. 


Freitag, 11. Auguſt. 

Verhandlungen über die däniſche Entſchädigung und andre unbedeutende 
Dinge. Ich traf Reimer und beſprach mit ihm weiter die Zeitungsfrage. Ich 
konnte mich doch nicht entſchließen. Im Klub wegen der [unleferliches Wort] 
Frage. v. Mayern gegen mich. 

Sonnabend, 12. Auguſt. 

Die italieniſche Frage. 

Sonntag, 13. Auguſt. 

Reife nach Köln. Mit Beſeler und Saucken zum Bahnhof und gen 
Mainz. Dort beginnt die Verkehrtheit der Anordnungen ſich wirkſam zu 
zeigen. Warten. Überfahrt gegen Biebrich. Warten auf den Reichsverweſer. 
Doppeltes Schiff. Jubel am Mhein, wundervoll. Goeden, Giskra uſw. 
in Hemdsärmeln trinkend. Mißſtimmung wachſend, das erſte Schiff weit 
voraus. Bezahlung. In Koblenz förmliche Deputation erwählt an den Reichs: 
verweſer, aber er war voraus. Troſt im Trinken, ſo Wippermann, Fuchs, 
Sprengel. Miſerables Eſſen. Endlich in Königswinter die Deputation. 
81 in Köln. Durch Laubes Güte komme ich zu van Aſten. 


Montag, 14. Auguſt. 

Vergeblicher Verſuch zum Morgenkonzert. Frohe Stimmung der Stadt. 
Deſto pikierter war Kirchgeßner bei ſeinem Tabagiewirt. St. Martins kirche 
beſucht, St. Maria am Kapitol. Mittag nicht bei Meviſſen, ſondern im 
Hotel Imperial, wo Arendt. Bekanntſchaft mit Auerswald, dem Ex⸗ 
miniſter. Dann mit Arendt Spazierfahrt, ſeine bewundernde Erzählung von 
König Leopold und deſſen Liebenswürdigkeit in Laeken. Sodann zur Cour 
beim König von Preußen. Deſſen höchſt jubelnder Empfang in Köln. Anſre 
Cour äußerſt eilig. Es waren etwa hundert Deputierte von Frankfurt. Die 
Anrede Gagerns war nicht ſo, wie ſie nun gedruckt iſt, — „wie ſehr es der 


1 Von * bis * am Rande. 
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vereinten Kraft bedarf, um ein großes Werk der Kunſt zu vollbringen“ 
und manches andre. Des Königs Reden waren offen, aber ohne Schwung; 
vielleicht, daß fie geleſen ſich beſſer ausnehmen. Abends bei Zachariä bei 
150 Fackelzug; intereſſant vor dem „„ wo wir auf dem Wagen 
ſtanden. 


Dienstag, 15. Auguſt. a 

Das Gedränge zum Dom. Gagen wie St. Chriftoph voran, aber ver⸗ 
gebens. Dann zum Modell des Doms. Das Feſt im Gürzenich. Wirkliche 
Feſtſtimmung. 

Mittwoch, 16. Auguſt. 

Rückfahrt bis Mainz. Die Amerikanerinnen. Phillips bis Koblenz; 


ſein Bruder und Elsner aus Berlin in ſeiner Geſellſchaft. Das ſpäter ge⸗ 
kommene Deputationsſchiff. 


Donnerstag, 17. Auguſt. 
Rückreiſe nach Frankfurt. Matte ung 


Freitag, 18. Auguſt. 
Ohne beſonderes Intereſſe. Arendt kam. 


Sonntag, 20. Auguſt. 


Mit Beckerath, Meviſſen und Beſeler nach Wiesbaden. Hergenhahn 
noch krank. Auf der Rückfahrt Römer, Compes, Fallati, uſw. Römer 
und Beſeler haderten über die Truppenerhöhung. Partikularismus der 
Württemberger [?] ſchlimmer als der preußiſche [2]. 


Montag, 21. bis Sonntag, 27. Auguſt. 


Die Woche war in manchem Betracht intereſſant. So die Debatten über 
Kirche und Staat, zu denen ich in Arendts Anweſenheit mancherlei Mate: 
rial erhalten konnte aus den belgiſchen Verhältniſſen. Sodann die Span⸗ 
nungen der politiſchen Verhandlungen. Es waren endlich unſre Geſandt— 
ſchaften — Raumer nach Paris, Andrian nach London, Welcker nach 
Schweden — fertig. Notenhan weigerte ſich nach Brüſſel, weil er nicht 
franzöſiſch könne. Compes nach Haag. Mosle [?] war endlich nach Wien, 
natürlich wird er zu ſpät kommen. Im Miniſterium iſt bei weitem nicht die 
Tätigkeit, welche ſein müßte. Die Beantwortung der Interpellation am 
Freitag war faſt durchgehend kläglich. Heckſcher muß jedenfalls hinaus, 
vielleicht daß dann Stockmar eintritt. Jedenfalls ſo geht's nicht weiter. 

Henſel! war hier, ich aß mit ihm am Freitag bei der liebenswürdigen Frau 
Cäcilie. 

Von nicht geringem Intereſſe waren am Donnerstag und Sonnabend Be— 
ſprechungen bei Beſeler über Kirche und Staat: Schwerin, Vincke [e], Waitz, 
Jürgens, Dahlmann, Beckerath. Es ſind doch große Kräfte hier verſammelt. 
Wäre nur in gleichem Maß wie Talent und Kenntnis die Leidenſchaft des 
Handelns da. 


1 Sebaſtian Henſel, der Schwager Felix Mendelsſohns. 
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Th. Olshauſen, aus der Regierung ausgetreten, kam an; ich ſprach ihn 
ausführlicher Sonntag vormittag 27. 

1*Aufſatz über die Schleswig⸗Holſteiniſche es A. Oberpoſtamts⸗ 
zeitung Dienstag 29.“ | 

Montag, 28. Auguſt. 

Gewöhnlicher Tag. Abends im Engliſchen Hof Arnim und Pfuel; 
merkwürdige Anterhaltung mit letzteren: „Man habe mit dem König beſon⸗ 
ders Mühe, weil er durchaus ſich Oſterreich unterordnen wolle“. Mit Camp⸗ 
hauſen, dem ſonſt ſo ſchweigſamen, der endlich einmal zuvorkommend wurde. 
Arnims trübe Anſchauungen über Paris: Cavaignac werde mit Italien 
Krieg machen müſſen. 


Dienstag, 29. Auguſt. 

Auf der Mainluſt Frau Backhaus und Frau Woringen, Buhls Schwe⸗ 
ſter, der Pariſer Mohl und Frau mit der ſeltſamen Coiffüre; ſeine kurze 
und wichtige Notiz aus Paris: Es ſei da eben alles verbraucht, es gehe nicht 
weiter. 


Sonnabend, 2. September 
kam die Nachricht von dem Waffenſtillſtand in Malmö, tags darauf fuhr 
ich nach Heidelberg wegen der Deutſchen Zeitung. 


Montag, 4. September. 

Es kam die Waffenſtillſtandsfrage in die Verſammlung. Ich hatte flehent⸗ 
lich bei den Miniſtern gebeten, daß ſie die Sache auf eigene Verantwortung 
zum Abſchluß bringen und dann vor die Verſammlung treten möchten. Nur 
Meviſſen war dieſer Anſicht geweſen. Nun kamen ſie, brachten die Frage 
gleichſam als eine offene in die Verſammlung. Heillos.? 


Höchſt beklagenswerte Nachläſſigkeit und Beſchäftigtheit hat mich gehin⸗ 
dert, die Monate September und Oktober zu verzeichnen. Wenigſtens von der 
Berliner Reife an eile ich nachzuholen. 

Nachdem die öſterreichiſche Frage (§ 2 und 3 des Verfaſſungsentwurfs) 
in der Paulskirche abſolviert war (Freitag, 27. Oktober), reiſte ich abends 
über Eiſenach nach Berlin; zufällig auf dem Wagen v. Winzingerode, 
Bruder des ruſſiſchen Generals von 1813/1814, und der Präſident der go- 
thaiſchen Stände Orlando. Ich war Sonnabend Abend in Halle. Ich ſah 
Friedländer und einige andre Leute im Gaſthaus. Ein hannoverſches Ba⸗ 
taillon war auf dem Durchmarſch nach Altenburg, das Offizierkorps wurde 
im Gaſthaus bewirtet. 


Am Sonntag, 29. nachmittag traf ich bei meinen Lieben ein; welch ein 
herzliches Wiederſehen. Kinder krank. 

Am Montag früh zur Verſammlung. Durch Baumſtark erhielt ich 
eine Karte, ſprach Karl, den Kommerzienrat, der mit * dem Könige 


Von“ bis am Rande. 
? Hier folgt eine größere Lücke in der Handſchrift. 
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und Prinzen von Preußen die Wahrheit geſagt haben wollte. 1* Präſident 
Anruh, der in hohem Maß zuvorkommend war.“ Der Brief an Beſeler 
wird Näheres enthalten. Dann ſprach ich im Büfett noch Riedel, Reichens⸗ 
perger, Wilda, Kühlwetter, Jonas (beide, den Einäugigen wie den Pre- 
diger), auch Gierke, Jacoby, Duncker uſw. Beim Heimgang traf ich General 
Pfuel; ich ſuchte ihn von der Bedeutung unſres öſterreichiſchen Beſchluſſes, 
von der Stimmung Frankfurts für Preußen, von der Notwendigkeit 
offenſter Verſtändigung zu überzeugen. Er gab mir in allem Recht, zwei: 
felte jedoch, daß zu großem Erfolg beim Könige zu gelangen ſei. Ich forcierte 
unter andrem, daß man ſich populär machen müſſe, daß ſchon jetzt Prinz 
Adalbert die beſte Gelegenheit dazu habe, daß man darin große Miß⸗ 
griffe mache. Ich merkte ſehr wohl, daß er mit dem König ſich nicht wohl ver- 
ſtehe; er ſprach es aus, daß man dort an Kleinigkeiten unnütz hange. 

Ich hatte mich bei Eichmann angemeldet. Am 5 Ahr ging ich zu ihm, 
ſprach mit ihm; er machte kluge Geſichter, wie er denn offenbar ſehr geſcheut 
iſt. Hauptgegenſtände der Beſprechung waren: 1. die öſterreichiſche Frage, 
die ich von neuem darlegte; 2. das auswärtige Miniſterium, ob es Auers⸗ 
wald erhalten könne oder nicht und warum nicht; 3. die Notwendigkeit, 
daß Pfuel im Miniſterium bleibe. Er hoffe, daß die Bedenken ſich noch heben 
ließen, das ſeien aber gleichſam die häuslichen Angelegenheiten des Mini⸗ 
ſteriums. Er forderte mich auf, zu Dönhoff zu gehen, der dies ſehr wünſche 
und mich erwarte; er erbot ſich mitzugehen. Ich hob die Schwierigkeiten 
hervor, ich hätte zu Dönhoff von Frankfurt her kein angenehmes Verhältnis; 
er lobte ſeine Aufrichtigkeit und Gewandtheit. Ich ging zu Dönhoff, der 
ſich allerdings bemühte, liebenswürdig zu ſein, der mir zu beweiſen ſuchte, 
daß es mit Auerswald trotz des Malmöer Vertrages keine Schwierigkeiten 
habe. Er folgte dann meinen öſterreichiſchen Betrachtungen, die mit Dank, 
aber ohne ſcharfes Eingehen angehört wurden. 


Am Dienstag, 31. Annas? Geburtstag von vorgeſtern ward dafür angenom⸗ 
men heute zu ſein. Herzliche Freude der Kinder. 


Ich ging zur Sitzung. Zur Beratung ſtand Titel und Orden: Graf Reichen⸗ 
bachs freche Rede über die Botokuden. Unterhaltung mit Jacoby und 
Reichensperger. Jacoby war der Meinung, die Berliner Verſammlung 
habe das Recht der Revolution gegen Frankfurt; der kraſſe empiriſche Stand⸗ 
punkt der Mehrheitsſouveränität. Eine Sturmpetition wegen Wien war an⸗ 
gezeigt; ſie kam, tauſende; wie man ſagt unter den Anführern auch Ruge; 
nicht ohne rote Fahnen. Ich ſah mit Milde aus den Fenſtern unten die Sache 
an; er teilte mir ſein Projekt mit, wie man die Zolleinigung Deutſchlands 
beſchleunigen könne. Ein ſchlauer, gewandter Handelsmann. Bei Gelegenheit 
der Abnahme der Adreſſe ſah ich Jung — galant, milde, angenehme Formen 
—, als er mit Anruh verhandelte. Die Verhandlung der öſterreichiſchen 
Frage wurde auf die Abendſitzung vertagt. 1* Eindruck der Imbezillität.“ 


Von“ bis am Rande. 
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Ich traf heimgehend auf General Below; ich ſuchte ihn über die Sach⸗ 
lage in Frankfurt aufzuklären. 

Folgte dann jene ſchnöde Abendſitzung, deren Vorſpiel ich bereits über 
Mittag in der Beredſamkeit, ich glaube des Vater Kalbe oder des Linden⸗ 
Müller auf der Treppe des Schauſpielhauſes erkennen konnte. Ich war nicht 
eben lange in der Sitzung. Ich ging mit Fritz Hitzig zu Steheli, fand 
Lachmann, Dirichlet, Jacoby, Joh. Schulze, Kopiſch dort. Julius! kam 
tief in der Nacht nach Haufe, erzählte arge Dinge, namentlich wie fie es end⸗ 
lich nicht mehr aushalten können und ohne Befehl auf den höhnenden, ſchimp⸗ 
fenden Pöbel losgegangen. Nachmals erzählte mir Hans Heindorf? von dem 
Kompagniechef, dem früher ſehr radikalen Zimmermeiſter N. N., dem die 
Kerle ins Geſicht geſpien und der geäußert, man könne lernen, was die Sol⸗ 
daten am 18. März Geduld hätten üben müſſen. Später in Frankfurt hat mir 
Reichensperger ſeine Fata erzählt, wie er mit Mietzke durch die Seitentür 
gekommen, von der Bürgerwehr durchgelaſſen, unter furchtbarſten Drohungen 
entkommen ſei, zum großen Erſtaunen des Geheimrat v. Naben (7), der als 
Bürgerwehrmann dageſtanden und folgenden Tages geäußert, ſie alle wären 
überzeugt geweſen, daß jene beiden nicht zu retten geweſen, aber ſie doch un⸗ 
gewarnt durchgelaſſen, weil ſie gegen die Abermacht des Volkes keinerlei 
Kraft gefühlt hätten! Man hörte tauſend ſolcher Geſchichten. Pfuel war 
von Jacoby und Elsner geführt zu Madame Jung gegangen. 


Mittwoch, 1. November. 

Rücktritt Pfuels. Ich hatte eine längere Beſprechung mit Unruh über 
die Parteiſtellung; über die Bildung eines neuen Miniſteriums; über die 
Notwendigkeit, daß er nach Potsdam müſſe, was er weigerte, „um nicht ehr⸗ 
geizig zu ſcheinen“; über die Charaktere der Verſammlung. Namentlich über 
Rodbertus, Berg und Waldeck. 

Meine größere Freude war Au an der Kinder, die Annas Geburcztag 
heute feierten. 


Donnerstag, 2. November. | 

Die Verhandlungen wegen der Adreſſe. Lange Unterhaltung mit Jacoby. 
„600 Unruhige“. Die Deputation nach Potsdam. Ich verhandelte zwiſchen⸗ 
durch mit Kühlwetter, mit Rodbertus, mit Brand, Williſen, Fink v. Fin⸗ 
kenſtein, der ſchon in Frankfurt geweſen, mit Jonas, Riedel, Auerswald. 
Es ward die Adreſſe gegen Brandenburg entworfen! Wie begehrlich nach 
Konventswirtſchaft erſchien dieſe Verſammlung, zugleich wie kindlich; mein 
ehemaliger Pariſius, noch immer wie ein Student anzuſehen, führte das große 
Wort. — Ich weiß nicht genau, ob geſtern oder heute Ahlichs Phariſäer⸗ 
rede „es iſt ſchön für das Vaterland und in feiner Pflicht zu ſterben“! And 
dabei fielen mir Mathildenss Erzählungen von feiner häuslichen Gaunerei, 
ich glaube bei Madame Reichard oder wie ſonſt die alte reiche Dame heißt, 

Julius Friedländer, der Numismatiker, jüngſter Sohn von Benoni Friedländer. 


2 Droyſens Schwager, ſpäter Konſiſtorialpräſident in Stettin. 
Wohl Droyſens ältere Schweſter Mathilde. 
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ein: Auf ihre Koſten lebt er, geht er ins Konzert und Theater wider ihren 
Willen, und wie ſie wegreiſt, macht er ſich es erſt recht bequem. — Ich ſprach 
drei⸗ und viermal wiederkehrend endlich Vork. Er hatte dem Könige das Jagd— 
geſetz abgerungen; aber er iſt auf Seite der Bülow⸗Cummerowſchen Junker! 
And ihnen doch innerlich fremd. Juſtus Gruner zieht aus und ein aus Feigheit. 
Viel Wirrwar den Tag und den Abend. Was ſoll daraus werden. Die 
kleine [?]! Permanenz der Verſammlung. Kopiſch angeredet auf die Verhält⸗ 
niſſe des Plakatunweſens; ſchauderhafte Wirtſchaft (ſ. Deutſche Zeitung, 
8. November). 
1 Ich forderte von den Vorks und feinen Kavalieren, von den Bürgerwehr⸗ 
männern des 8. Bataillons ähnliche Sturmpetitionen wie am 31., ich erinnerte 
an die in Brüſſel zur Regentin aufreitenden Haufen.“ 


Freitag, 3. November. 

Früh 8 Ahr bei Auerswald, mit Williſen. Erſte Nachricht von der De- 
putation und von Jacoby. 

Sitzung. Bericht über die Deputation. Ich ging mittags mit Gierke, 
Kühlwetter, Auerswald. Genaueſtes Detail. Scheußlich. Der König be- 
ginnt mir leid zu tun. Henſels vertrauliche Nachrichten. Auf ſolche Leute 
ſtützt ſich das Königtum, auf ſolche Eitelkeiten. 

Sonnabend. 

Beratung mit Anruh, Bornemann, Puttkamer, Kirchmann, Koalitions⸗ 
miniſtern. Sie müſſen hinüber zum Könige; Williſen ſoll fie melden. — * Anruh 
ſagte in einer der nächſten Sitzungen, er habe ſich am Freitag mit Bornemann 
zum König begeben wollen; das iſt falſch. — Zuvor in der Königlichen Loge: 
Brandt erzählt von Pfuel, wie er den alten Herrn am 31. geſucht; er gibt 
die Sache faſt verloren. — Zuvor Beſuch bei Kopiſch. Detail vom 18. 19. März. 
Welche Anſinnigkeiten! Der ſollte ſeine Geſchichte ſchreiben. — Bei Johannes 
Schulze. — Abends im Klub von Baumſtark, wo Riedel, Jonas, Reichens- 
perger uſw. | 

Sonntag. 

Verhandlung mit dem feen Rodbertus über das Verhältnis von 
Berlin und Frankfurt. Dann der pfiffige, rundliche, patzige Abbé v. Berg. 
Ihre Bedingungen für ein Miniſterium ſeien Entfernung aller Truppen 
aus der Nähe von Berlin! Weiter am Vormittag Baron v. Richthofen, 
Generalkonſul in Bukareſt; abberufen, weil er gegen die Ruſſen gehalten. 
Die Note von Fiquelmont an Preußen: Oſterreich werde um keinen Preis 
gegen Rußland in den Fürſtentümern einſchreiten, dort habe Rußland ver- 
tragsmäßig die alleinige Obhut! Ich ſah den langen Leichenzug der am 31. 
getöteten Maſchinenarbeiter! Am Abend Jacobys Fackelzug. Vorher bei 
H. Heindorf, der eben als Bürgerwehrmann abging. Die Geſchichte von 
ſeinem ſonſt radikalen Zimmermeiſter am 31.: man kann lernen, wie viel Ge⸗ 
duld die Soldaten am 18. März müſſen gehabt haben. 


Von“ bis * am Rande. 
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Montag, 6. November. 

Ich ging in die Sitzung, um Brandt, Below, Williſen zu ſprechen. 
Wäre ich General, ich ging mit zwölf andren in großer Uniform zum König 
und forderte, was das Land bedarf. Ich erfuhr, daß es bei Brandenburg 
noch geblieben ſei. Doch hatte er Anruh geſprochen. Die Stimmung in der 
Stadt wurde unruhiger. Viel Negen. Ich beſorgte bei Dir. Bormann die 
Lehrerin für die Kinder. Wie ſtill und friedfertig war es in dem Hauſe der 
Lehrerinnen. 

Abends 10 Ahr reiſte ich ab. 

Am Morgen in Halle erzählte der Kondukteur, daß der Zugführer in Magde⸗ 
burg ihm von großen Unruhen in Berlin, Barrikaden uſw. gefprochen habe! 
So machen ſich Gerüchte. !“ Auf der Eiſenbahn traf ich den dicken ſchwätzigen 
Juden wieder, mit dem ich hingereiſt war; er hatte viel von dem herrlichen 
Ausfall der Frankfurter Meſſe zu erzählen: Viel Beſtellungen aus Hamburg 
für Nordamerika.“ 


Dienstag, 7. November. 

Um 3 Ahr in Eiſenach. Dort bis 9 Uhr im Klub, viel Rauch und einige 
Politik. Vorher auf der doch langweiligen Wartburg. 

Mittwoch, 8. November. 

Zurück nach Frankfurt. Mit Entſetzen höre ich, daß abends vorher Baſſer⸗ 
mann abgeſchickt iſt; ich ſprach mein ernſtliches Bedenken darüber ſofort aus. 
Nachricht von Manteuffels Eintritt ins Miniſterium, von der militäriſchen 
Beſetzung Berlins. 

Donnerstag, 9. November. 

Raſche Beratung der Reichsgewalt. Abends lebhafte Beſprechungen über 
Berlin. Ich glaubte noch an das Koalitionsminiſterium. i 

Freitag, 10. November. 

Das amerikaniſche Diner. Stolze Toaſte, wie man mir erzählt. 

Sonnabend, 11. November. . 

Die argen Nachrichten aus Berlin ſtrömen heran. Aberall der peinlichſte 
Eindruck. Bei Amalie Niebuhr?. 

Sonntag, 12. November. 

Zuſammenkunft bei Gagern, von Beſeler eingeleitet. Ich charakteriſiere 
die drei Richtungen: Anarchie, die man niederwerfen, Stände, die man 
zügeln, Reaktion, die man wehren müſſe. Im Klub erſcheint dann Beckerath 
mit dem Beſchluß der Miniſter, der Inſtruktion an Baſſermann, das 
Miniſterium wünſche ſie dem Ausſchuß i vorzulegen. 

Montag, 13. November. 

Kurze haſtige Beratung. Aberweiſung an den Ausſchuß. Spannung auf 
das Refultat. Saucken kommt endlich mit dem Bericht. 


Von“ bis am Rande. 
2 Tochter Niebuhrs, Franckes Frau. 
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Dienstag, 14. November. 

Die Sitzung beginnt mit Gerüchten von Blums Erſchießung. Wernher 
von Nierſtein erſte Zweifel. Bald beſtätigt ſich die Sache. Heftiger Anfang 
der preußiſchen Debatte durch Simon von Breslau. Der Ausſchußantrag 

ſiegt mit guter Majorität (279 gegen 189). 


Mittwoch, 15. November. 


Abends Zuſammenkunft bei Beſeler: Hergenhahn, Meviſſen, Beckerath, 
Simſon, Wernher, beide Gagern, ich. Schmerlings Entfernung, Gagerns 
Eintreten. Die Zukunft Preußens, Zerſtückelung für die deutſche Krone. 
Simſon in hohem Maß energiſch, weiteres Verfahren. 

Freitag, 17. 

Wir wußten, daß die Dinge in Berlin einen höchſt bedrohlichen Gang 
nahmen. Nappard war ſoeben gekommen, forderte erzählen zu dürfen. 
Die Verſammlung konnte dem nicht ſtattgeben. Abends im Klub während 
der Beratung über die preußiſchen Dinge kamen die Miniſter. Beckerath be- 
richtete, er erwartete die Nückkehr Baſſermanns vor den feſten Entſchlüſſen 
des Miniſteriums. Wir forderten ſofort neue Kommiſſare; ich ſchlug Her— 
genhahn und Hegnenberg-Dux vor, ſtatt feiner wurde Simſon auserſehen. 


Sonnabend, 18. 

Schmerling eröffnete die Sitzung mit der Erklärung, daß Absendung. 
Dann Baſſermanns Rede; ſie fiel doch mächtig ins Gewicht. Als die er— 
neuten Anträge Nappards in die Kommiſſion verwieſen wurden, zogen die 
Herren ihre Anträge zurück, natürlich wurden ſie trotzdem der Kommiſſion 
(Saucken, Raumer, uſw.) überwieſen. Fröbels wunderſchöner Bericht über 
ſeine Erlebniſſe in Wien. 


Sonntag, 19. 

Vormittag bei Beſeler mit Dahlmann, Soiron über das Reichs ober⸗ 
haupt; ich holte Waitz und Gagern dazu. Letzterer zeigte mir die Mainzer 
Zeitung mit Ambergers Rede, nach der Gagern eigentlich der Mörder 
Blums ſei, Windiſchgrätz ſo wenig wie die Kugel, die ihn getroffen. Mit 
olympiſcher Ruhe traktierte er dieſe Geſchichte. 

Ich aß nicht bei Frau Bürgers, ſondern ging nach dem Eſſen hin. Me⸗ 
viſſen und Camphauſen frottierten ſich an dem Verfaſſungsausſchuß. 

Dann Sitzung bei Gagern. Arrangement des Antrages in der preußiſchen 
Sache. „Steuerſuspenſion null und nichtig“. Wir kamen erſt ſehr ſpät in den 
ſchon unzufriedenen Klub, wo man uns Ariſtokraten ſchalt. Ich hatte Sorge 
um die Abſtimmung des nächſten Tages. Es war eine peinliche Situation. 


Montag, 20. 
1*Reichskommiſſare. Der Schneerſche Antrag, von dem Schneer den 


Namen hat.“ — Wenige, aber ſtarke Reden. Nappard: Tatſachen, die er 
berichtet, ſeien im Bericht ausgelaſſen und ſprechend brachte er nichts als 
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Anſichten. Dieſe Männer, ſo ehrenwert ſie ſind, ſehen und hören nicht mehr, ſie 
find wie Macbeth mit dem Dolch. Vincke war nie jo groß. Der lebhafte 
L. Simon von Trier, der fanatiſche Nauwerck. Endlich die über Erwarten 
glänzende Abſtimmung 273 gegen 184. Es war ein großer und ſo Gott will 
entſcheidender Moment. Ich ſchrieb während der Sitzung flehentlich an Ko⸗ 
piſch, daß man in Sansſoueci uns nun auch ſouteniere. 


Dienstag, 21. November. 5 

Dieſen und die folgenden Tage wurde im N an dem höchſt 
intereſſanten Einführungsgeſetz für die Grundrechte gearbeitet, der Reichstag 
nach Berichtigung des Staatenhauſes zum Druck fertig gemacht. Hergenhahns 
Bruch mit Beſeler. Frau Meviſſen. Ich zog zum Engliſchen Hof 33.5 


Donnerstag, 23. November. 


Mittags neben Amalie Niebuhr. Obriſt Fiſcher nach Berlin. Abends 
Claeſen über Oſterreich. 


Freitag, 24. November. | 

Beim Eintreten in die Verſammlung wurde gerade verleſen, daß Gagern 
nach Berlin ſei! Anſre letzte Karte! von Simſon geholt. Rießer präſidiert. 
Empfindung der geſpannteſten Unruhe. Abends Gierke und Bret ?] aus Ber⸗ 
lin im Kaſino; wie ſchwach waren ihre Entgegnungen. Dann bei Bürgers 
ſpät. — Wir brauchen für Bayern einen Reichsrat. 

Sonnabend, 25. November. 


Harte Arbeit im Verfaſſungsausſchuß. Höchſt lebhafte Anterhaltung. 
Abend im Engliſchen Hof. Nodbertus. 


Sonntag, 26. November. 

Beratungen über das Oberhaupt in der Vorkommiſſion auf Beſelers 
Stube. Dahlmann verteidigt das „Konſtitutionell⸗monarchiſche“ für Deutſch⸗ 
land. Wie wenig iſt er elaſtiſch. Ich fordere dringend ſtatt der alten Leiſten 
eine neue lebensvolle Anſchauung. Seltſam, in den Tagen tiefſten Jammers 
für Preußen denken wir hier nichts, als es voranzuſtellen. 

Während ich bei Beckerath zu Mittag aß — wie verwandelte Geſellig⸗ 
keit: Peucker ohne Orden, dazu dieſe „ Miniſter Camphauſen 
und Beckerath und ihre noch bürgerlicheren Frauen, die am liebſten von der 
Erziehung ihrer Kinder ſprechen; dann die Frau Bürgers, die emanzipiert 
wäre, wenn nicht der natürliche Adel ihrer Seele das üppige Schmarotzer⸗ 
tum der Ziviliſation überdauerte; Präſident Beſeler in ſeiner feſten, ſchlichten 
Art neben dem feinen, diplomatiſchen Biegeleben, und dazu unſre Anter⸗ 
haltung frei, ernſt, wiſſenſchaftlich, zwiſchen anſpruchslos Gleichen, eine ſoziale 
Amwandlung anziehendſter Art —, während deſſen im Weidenbuſch die Ver⸗ 
ſammlung von Rodbertus und Schulze-⸗Delitzſch gegen Baſſermann. Die 
Berichte darüber ſind lehrreich — völlige moraliſche Niederlage. 

* Nach dem Eſſen Gefpräch mit Camphauſen: „Wenn dieſer edle König 
nur Staatsmänner hätte“. — „Er hat deren und wenn ich mich überzeuge, 
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daß Preußen allein an die Spitze muß, ſo wird ſich der König nicht verſagen“. 
So kam der Vaterlandsfreund aus dem naßkalten Holländer heraus, er war 
prächtig; „glauben Sie mir, Preußen wird, wenn es gilt, nicht fehlen“. Ich 
fragte: Ob auch dem Kaiſertum nicht? Er barg ſeine Zuſtimmung nicht länger. 
Wir nahen uns der entſcheidenden Stunde, der Kindskopf tritt ein. Glückt's, 
was ſchert mich dann die ſchmutzige Nachgeburt.“ 

Montag und Dienstag. 

In der Verſammlung das Reichsgericht. Es war nicht gut, namentlich 
ohne den höheren Sinn gearbeitet, den ſonſt unſre Vorlagen haben. * Aber die 
Blumſche Leichenfeier. Naveaux erklärt, er werde austreten aus der Kom— 
miſſion.“ Zwiſchendurch ernſtliche Sorge um Preußen. Wenn es mißlänge, 
wenn uns die Hohenzollern daran gäben, während wir uns ihnen mit gebunde— 
nen Händen hingeben! Denn das iſt die Sache. Der Amſchwung der Meinung 
dort iſt groß, zum Teil erhebend. In der Prenzlauer Gegend ſtellen ſich die 
Väter für ihre verreiſten Söhne zur Landwehr; am Mhein ſtellt fie ſich über⸗ 
zählig; in Köslin fahren ſie mit Vierſpännern zur Kreisſtadt, der Poſtillon 
vorauf. Stimmungen wie 1813. Aber wenn es gelingt, wenn dieſe Stimmungen 
Deutſchland zugute kommen, dann Glückauf Vaterland. — !* Montag 
Quartett D-dur [von] Beethoven.“ 


Mittwoch, 29. November. 

Der Beſuch von General Williſen, ausführliche Beſprechung. Er hebt die 
Schwierigkeiten für Preußen hervor. Am leichteſten wird die Trias ſein. 
Ich widerrede heftig: Oſterreich darf uns nicht noch länger hemmen und ver— 
raten; Preußen muß aus der ſtockigen Erde und Enge verpflanzt werden; 
Bayern wird ſich mit einem Reichsrat befriedigen. Williſen ließ ſich endlich 
auf die Bedeutung Preußens ein: Es werde die Kraft haben, die deutſche 
Sache zu vertreten; es ſei entſchieden redlichſter Wille da. Ich detaillierte 
unſere Lage: Folge man uns nicht, ſo geht das Parlament verloren und 
Preußen werde ſich doch nicht erhalten, es ſei denn mit ruſſiſcher Hilfe. 
Aber Bayern? Ich entwickelte die Idee einer Kreiseinteilung, aber auch ihre 
Schwierigkeiten, ihre plötzlichen Zerſtörungen. Dann den Gedanken eines 
Reichsrates mit Bayernſs] Präſidium; dies ſchien fie zu befriedigen. 

Dann Sitzung in der öſterreichiſchen Frage, betreffs der Kommiſſäre. 
Welckers langer Bericht nach Giskra. Dann Schmerling höchſt fein, 
beſſer als je — aber feine Stellung tft ſchwarzgelb, er hat zu ſehr im Geiſt des 
Florentiners gehandelt. Vogt; feine „Regierungsgeheimniſſe“; dumm und 
unpatriotiſch. 

Abends das Stück Laubes vom Fritz und Katte 1730; ſehr gut, ſehr glück⸗ 
lich in die Stimmung einſchlagend, wie preußiſche Propaganda. 

Donnerstag, 30. November. | 

1* Emmas? Brief.“ Die kleine öſterreichiſche Frage über die Wahlmahnung 
von Bruck. Francke wollte keine Debatte. Graf Deym trat auf. Seine und 

Von“ bis * am Nande. 

2 Emma Michaelis, Droyſens ſpätere zweite Frau. 

J. G. Droyeſn, Frankfurter Aktenſtücke. 53 


834 Tagebuch 


Raveaux' ſchneidende Gegenreden zerriſſen die Schleier der öſterreichiſchen 
Politik ſchonungslos. Es ſcheint alles ſich zu vereinen, unſre Fragen klar zu 
legen. Schmerling kann nicht bleiben. Kommt nur erſt Gagern, fompro- 
mittiert uns nur Potsdam nicht! Die unſaubere Debatte über die Priorität 
der Grundrechte. 1 Scheußlicher Lärm in der Sitzung unter Rießer.* Böſe 
Gerüchte aus Potsdam von Gagern, auf Grund eines Schreibens von 
Schütz [?J. Max Gagern ſehr betrübt. Dann hatte feine Schwägerin be— 
ruhigenderen Brief; er teilte es mir abends im Engliſchen Hof mit. Anter⸗ 
haltung mit Williſen, der morgen reiſen will. 


Freitag, 1. Dezember. 


Vormittags keine Sitzung. Arbeitstag. Ich verſuche, dies heute den 9. De⸗ 
zember niederzuſchreiben, aber ſo mächtig ſind die Ereigniſſe, daß ich Mühe 
habe, mich nach 8 Tagen zurückzubeſinnen. Um 5 Ahr war bei Beſeler die 
Kommiſſion wegen des Entwurfs wieder verſammelt. Der Reichsrat wurde 
vorgelegt. Am Abend im Kaſino ſcharfe Strafrede wegen des Lärms in 
der letzten (geſtrigen) Sitzung. Alle ſtimmten bei. Schwetſchke contra Be⸗ 
ſeler über den Fuhrmannsruf: Vorwärts. 


Sonnabend, 2. Dezember. 


Es kam die Nachricht von dem Programm des Miniſteriums Schwarzen⸗ 
berg⸗Stadion. Nun weiß man es doch, was Ofterreich will. Ich ging abends 
zu Francke. Amalie fang: „In weite Ferne“ ?. 


Sonntag, 3. Dezember. 


Vormittags Sitzung bei Beſeler über Budget des Kaiſers und über die 
Garantie des monarchiſchen Prinzips in den einzelnen Staaten als Gewähr 
der Reichsverfaſſung. | 

Nach Tiſch zu Dr. Hoffmann und Frau und dann zu Mathy. Clark [2]. 

Im Klub eine ſcharfe Rede über Oſterreich; fie macht großen Eindruck, 
ſie wirkt auch im weiteren Kreiſe. Es wurde gefragt, was man nun tun müſſe. 
Die einen meinten, vom Miniſterium aus weiter verhandeln; andre, nach dem 
Wunſch der Miniſter eine Kommiſſion aus allen Parteien nach Olmütz ſenden 
uſw. Das iſt offenbar eine Schmerlingſche Idee; ſie iſt völlig geeignet, uns 
in das Schlepptau von Oſterreich zu nehmen. Ich fordere, man ſoll gar nichts 
tun, ein poſitives Nichts, man ſoll der tatſächlichen Antwort Oſterreichs eine 
Tatſache entgegenſetzen, eine ſchnelle Gründung der Macht Deutſchlands; 
ſonſt werden wir völlig verloren ſein. 


Montag, 4. Dezember. | 
Präſidentenwahl. Gagern ift wieder auf dem Präſidentenſtuhl. Die De: 
batte über den Reichstag beginnt. 

Abends bei Beſeler, um ſeinen Bericht aus Berlin zu vernehmen. Er 
erzählt von ſeiner Verſtändigung mit Vincke auf der Hinreiſe, von ſeinem 
Empfang beim König, von deſſen Anſicht und Tendenz, offenbar wenig von 
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ſeiner Perſönlichkeit befriedigt, mehr von des Prinzen von Preußen: Der 
König habe gewiſſe Grundanſichten, die er nie aufgeben werde, andre, über 
die man ſich verſtändigen könne. Die Prinzeß von Preußen höchſt eingehend. 
Die Stimmung in den höheren, beſonders militäriſchen Kreiſen völlig deutſch. 
Langes Debattieren, ob Gagern nun einzutreten habe ins 5 


Dienstag, 5. Dezember. 


Reichstag debattiert. Abends die Grundrechte im Kaſino vorberaten bis 
zur Todesſtrafe. Dann ging ich zu Franckes. Die kleine anſchmiegende Sophie. 
Die Anterhaltung mit Clauſen; er ſei zuerſt Juriſt, die Konſequenz ſei nichts 
als eine Trägheit uſw. 

Mittwoch, 6. Dezember. 


Die Grundrechte. Niederlagen unſrer Partei in der Frage von Ad. 
Schmidt: „Der Adel als Stand iſt abgeſchafft“, in den Titeln, den Orden. 
Es war daran, auch letztere zu ſtreichen. Ich ſprach unter anderm mit Ziegert 
über den Wahnſinn, die Kraft Preußens für Deutſchland retten zu wollen 
und doch die Orden abzutun, dieſe ſtolzen Hebel der militäriſchen Tüchtigkeit; 
ich erzählte die Geſchichte der ſchleswig— holſteiniſchen Freiſcharen und ihres 
Neſſelblatts und Bonins Äußerung: Er würde ſich eine Ehre daraus machen, 
das Zeichen einer Hochtruppe zu tragen. Dieſe Linken ſind ſo dumm, ſo blind, 
ſo klein, daß es eine Schande iſt, ſie über die feinen Bezüglich keiten der Politik 
zu laſſen. Man ging heim mit der Empfindung, beſchmutzt zu ſein. Beſeler 
war ſehr unglücklich, verzagend, dachte an das Heimgehen. Was hilft es. 

1* Es kam in die Sitzung, Kaiſer Ferdinand danke ab für feinen achtzehn: 
jährigen Neffen; der Papſt ſei in Marſeille geſtorben (Laſaulx' lateiniſcher 
Brief ſ2)).“ 

Noch immer nicht Nachricht aus Berlin! Im Kaſino wurde ganz fürchter- 
lich geſcholten und auch purifiziert. Schwetſchke rechtfertigt ſich. 

Donnerstag, 7. Dezember. 


Die Nachricht von Kaiſer Karl Joſeph I. beſtätigt ſich. Aus Berlin kommt 
die oktroyierte Verfaſſung, im höchſten Maß freiſinnig, aber doch gegeben. 
Seltſame Stimmung, ablehnend, und doch erſcheint ſie ſehr liberal. Das 
heißt man Finten durchhauen.! Sommaruga: Da ſieht man, wie reaktionär 
Preußen iſt, da iſt doch Oſterreich unendlich viel loyaler. Ich habe ihm ſchön 
gedient. Die Oſterreicher rüſten nach der Schwierigkeit. Ich tadle mehrere 
Preußen, die da tadeln angeſichts der Oſterreicher. Sie ſollten ſich nur ſcharf 
und beſtimmt ſcharen. Entweder volle Anerkennung oder mit Weſendonck 
den König und ſeine Verfaſſung für null und nichtig erklären.“ 

Die Grundrechte gehen unendlich beſſer. Offenbar wandeln ſich die Schwer— 
punkte unſrer Politik ſchnell und entſchieden. Ich brauche in dieſen Tagen 
die Rede: Dreimal ſei der Verſucher an uns getreten, Malmö, Wien, Berlin; 
man habe ihn mit ſeiner Anarchie hinweggewieſen und nun ſind wir ſchwach. 

Abends um 6 Ahr bei Beckerath; etwa vierzig Menſchen von allen Par- 
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teien bis Württemberger Hof, Grumbrecht, Zell, Kierulff Schmerling 
erklärte, daß bei dieſer Sachlage er als Oſterreicher das Miniſterium des 
Innern aufgeben zu müſſen glaube. Wie klug: In dem Augenblick, wo ihm 
alle Parteien unter den Händen zerrinnen, will er noch Geld heraus haben, 
will nur das Auswärtige behalten, um uns noch länger für die Intereſſen 
Oſterreichs matt zu legen. Baſſermann wünſcht Hinſendung nach Olmütz: 
Wir könnten ja nicht eher unſer Werk vollenden. Meviſſen und Wurm 
ſprechen mir aus der Seele: Fertigmachen ohne Oſterreich. Ebenſo Dahl⸗ 
mann, Waitz. Grumbrecht und Kirchgeßner werden grob und fein gegen 
Schmerling. * Der impertinente Würth: Oſterreich fo hinausgeſtoßen, werde 
ſeine Stellung gegen Deutſchland zu nehmen wiſſen.“ Während der Pauſe 
debütiere ich gegen Graf Schwerin, der Oſterreich um keinen Preis laſſen 
will: „Seit der Mollwitzer Schlacht kennt Preußen feine Stellung zu Oſter⸗ 
reich“. — „Aber das Volk wird nicht den Profeſſoren, ſondern dem Könige 
folgen“. Ich entgegnete mit 1813, wo der König dem Volk, das die „Pro— 
feſſoren“ erhoben, folgte.!“ Das beſte ſagte Nießer: „Wir ſind in ganz falſcher 
und unmöglicher Poſition: Das Parlament beſchließt, das Miniſterium er⸗ 
klärt, wenn auch unmögliches auszuführen, und die Linke hetzt uns mit unſren 
Zugeſtändniſſen einfach zu Tode. Wir müſſen uns entſcheiden, gegen Oſterreich 
ohnmächtig zu ſein; wir dürfen nicht länger Phraſen machen. Jeden Augen⸗ 
blick kann die künſtliche Majorität zuſammenſtürzen. And dann haben wir 
das Gefährlichſte in dieſer Zeit, eine Kriſis“.“ 

Die Beſprechung war ohne Refultat, wenigſtens S Schmerling 
mußte ſeine bodenloſe Stellung erkennen. Aber das ganze Miniſterium war 
mit einiger Schonungsloſigkeit behandelt. Peucker tobte etwas. Ich erklärte 
an W. Beſeler, daß ich dieſen General für geſcheit genug hielte, dieſe Maske 
zu nehmen, damit nicht Preußen auf Koſten Oſterreichs Profit zu machen 
ſcheine. Leider glaube ich das nicht; Schmerling hat ſie alle im Sack. Er iſt ſehr 
geſcheut, ſein ganzes Bemühen wird dahin gewandt ſein, uns im entſcheidenden 
Augenblick auf das Außerſte zu verwirren. Wehe, wenn es ihm gelingt. 

1 Ich ſetzte G. Beſeler auseinander, daß er kein Staatsmann ſei, höch⸗ 
ſtens für die geiſtlichen Angelegenheiten. Ich charakteriſierte Gagerns tardum 
ingenium mit der Virtuoſität der Plötzlichkeiten.“ 


Freitag, 8. Dezember. 

Das war einmal ein recht politiſcher Vormittag. Ich ging morgens neben⸗ 
an zu Beſeler; bald kam Dahlmann, Soiron, W. Beſeler, dann auch 
Fr. Reventlow. Es wurde unſre ganze politiſche Lage durchkatechiſiert, 
die Notwendigkeit des erblichen Kaiſertums für Preußen noch einmal er⸗ 
wogen. Natürlich Schmerlings Abgehen erſchien auf das Außerſte dringend. 
Wie aber, wenn er die andren Miniſter mit ſich reißt, wenn eine Kriſis eintritt, 
wenn gar der Reichsverweſer ſich weigert, weiter als bis zu einem beſtimmten 
Punkt zu gehen, wenn er abtritt? Ich erklärte, daß dies noch nicht einmal das 
Schlimmſte ſein würde uſw. Dann kam Falk vom Augsburger Hof. Anfangs 
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proponierte er eine vorläufige Oberhauptſchaft für Preußen. Wie ließ er ſich 
Stück für Stück ſeiner Anſicht gern widerlegen, von der Notwendigkeit, der 
Möglichkeit unſres Planes überführen. Er erzählte von den Landwehr— 
erinnerungen in Schleſien, das ſtatt 250 Mann 1000 und 1200 fertige Leute 


zähle; das iſt eine Kraft. Reventlow hatte alle dieſe Dinge mit Bedacht 


angehört, er iſt mitten drin in den Sachen und ich denke jetzt gut orientiert, 
ein prächtiger, klarer, beſonnener Mann. Zum Mittag erhielten wir den ge— 
druckten Entwurf „Oberhaupt und Reichsrat“, wahrlich ein ſeltſames Zu⸗ 
ſammentreffen mit der Berliner Nachricht. Wir ließen Fiſcher vermuten, 
daß es abſichtlich ſei. 

Spaziergang mit den beiden Reventlows nach Bockenheim. Des Probſtes 
Urteil über J. Olshauſen. 


Sonnabend, 3. Dezember. 

Sitzung zum Teil unter Beſelers Vorſitz. Ich wählte. Beſonders merf- 
würdig war mir Fröbel in feiner klaren, gediegenen Art. Auch mit Löwe⸗ 
Kalbe leidliche Verſtändigung. 

Mittag im Nömiſchen Kaiſer bei Francke. Ein Kreis merkwürdiger 
Menſchen: Gagern beide, Schmerling, Duncker, Waitz, Gülich (Kopen⸗ 
hagen), Biegeleben, a Michelſen, Dahlmann, Kapitän Donner, Koch, 
der Mann der ſchönen Frau, beide Beſeler, Reventlow— Farve und ⸗Preetz, 
Soiron, Sauken, Welcker uſw. Ich eilte noch vor Tiſch in die Sitzung des 
Verfaſſungsausſchuſſes, dem alle die fehlten, die bei Francke blieben. 


Sonntag, 10. Dezember. 

Die Situation in betreff der Miniſter iſt ſehr peinlich. Schmerling hat 
ſeine Kollegen überzeugt, daß ſie mit ihm ſtehen und fallen müſſen; er hat ſich 
an Gagern gewandt und von dem eine Art Zugeſtändnis erhalten, das er 
nicht ſäumen wird auszubeuten. Ich eile zu Camphauſen, mit ihm und 
Fiſcher die Situation zu befprechen, namentlich über den Kongreß in Brüffel 
Aufklärung zu erhalten. Nachmittag ins Quartett mit Almalie] Niebuhr. 

Spät endlich ins Kaſino, wo allerlei vergeblicher Wirrwarr. Das Miniſte⸗ 
rium verſucht zu ſondieren, ob für Gagern eine Majorität ſein dürfte! Wie 
kann er ſelbſt ſo ſich vernutzen laſſen. Ich ſprach in der öſterreichiſchen Sache 
mit möglichſter Verſöhnlichkeit, aber doch vollkommen entſchieden: Dreimal 
iſt der Verſucher an uns getreten (Malmö, Wien, Berlin), uns mit der 
Anarchie die Welt zu geben; jetzt haben wir nichts mehr als den richtigen Ent⸗ 
ſchluß zu faſſen und über den lehre uns das Programm des Fürſten Schwar— 
zenberg. Dem entgegnete Sommaruga und gar Würth, ſie würden ſich 
um keinen Preis aus dem Bundesſtaat drängen laſſen, ſie würden nötigenfalls 
mit den Waffen in der Hand ſich ihre Stellung nehmen. Wie anders taten und 
tun die Preußen in ſo ſchwierigen Zeiten. 


Dienstag, 12. Dezember. 
Ich ging in die Soiree zum Erzherzog nicht; ich empfand ſehr wohl, wie 
das jetzt in die Gemüter ſchlagen würde. Brief an die Olshauſen. 
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Mittwoch, 13. Dezember. 


Briefe an Julius und beide Emma“, während Beſeler in dem Kaſino 
die Miniſterfrage zur Entſcheidung drängte. Er kam mit großer Genugtuung 
zurück. Es ſcheint dies die entſcheidende Bataille geweſen zu ſein. Schmerling 
wird nun geſehen haben, daß er trotz des Programms doch nicht die Stelle 
behaupten kann, die er im öſterreichiſchen Intereſſe ſolange als möglich halten 
zu müſſen glaubte. | 

Donnerstag, 14. Dezember. 


Die Sache iſt entfchieden. Schmerling und Würth werden ihre Ent- 
laſſung nehmen. Freilich die Sache iſt doch in eine gewiſſe Schiefheit ge— 
kommen. Der große Aplomb, der mit Gagerns Eintritt verbunden ſein 
müßte, iſt bedeutend gemindert. — Ich ſchrieb Briefe und Aufſätze. 

Freitag, 15. Dezember. 

2* Hergenhahns Rückkehr aus Berlin. Früh morgens bei Befeler.* Von 
den ſehr intereſſanten Sitzungen des Verfaſſungsausſchuſſes ſpreche ich nicht, 
da ſich dieſe aus den Protokollen ergeben. 

Am Abend bei Camphauſen. Frau Bürgers und Frau Claeſen. Welckers 
Wühlereien. Ottilie Gräfe jetzt Bar. Thiele. 

2* Aber die Präſidentenwahl ward im Kaſino dies und das geſagt. Simſon 
und als Vizepräſident Kirchgeßner aus dem Württemberger Hof. „Er ſei 
fo konſervativ als nur irgendeiner“, ſagte Haubenſchmied; „er würde gewiß 
froh ſein, es mit gutem Anſtand auch äußern zu können“, meinte der wackere 
Thinnes. Denn als er zuerſt gekommen, hatte er einen Schrecken, wie ſehr er, 
Thinnes, radikal ſtimme; ſeit dem Malmöer Kampf ſei er in den Württem⸗ 
berger Hof gegangen und ſo ins Blaue gekommenz er ſei ſonſt nichts weniger 
als gefährlich.“ 


Sonnabend, 16. Dezember. 


Gagern als Miniſter. Schmerling iſt mehr affiziert, als ich glaubte. Angeheure 
Bewegung in den Gemütern. Das wird ſchweren Kampf ſetzen. Ich verſuchte 
mich alle dieſe Tage beſonders in den Gemütern zu orientieren. Löwe von 
Kalbe. Pinckert. Der kleine Oſtendorf. Grumbrecht, der viel Vertrauen zeigt. 
Ziegert. Becker von Trier. Was Simon heißt, gebe ich auf; die Menſchen ſind 
zu verrückt, insbeſondere Heinrich wird immer hochmütiger und immer düm⸗ 
mer. Römer iſt ganz niedrig von Auffaſſung. Der treffliche Probſt Neventlom 
iſt noch geblieben, um das Miniſterium des Innern zu übernehmen. 


Sonntag, 17. Dezember. 

Ich ſchrieb. Mittags bei Bürgers mit Meviſſen und Claeſens ganz fried- 
lich. Spät abends kam W. Beſeler, mir von der fertigen Koalition mit 
Gagern zu ſagen. Ich forderte ihn auf, die Präſidentenwahl vor der Mit⸗ 
teilung von Gagern zu machen, damit dieſer nicht bei der Verweiſung an 
den Ausſchuß die erſte Probe der Majorität mache. 


1 Die Schweſter und die Tochter des verſtorbenen Arztes, letztere ſeine künftige Frau. 
2 Von * bis * am Rande. 
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Montag, 18. Dezember. 

Merkwürdiger Tag. Den Anfang machte die Präſidentenwahl. Es hatte 
ſich Schmerling an die Spitze der Oſterreicher geſtellt, dieſe ſich mit der 
Linken und den Altramontanen verbunden. „Hurenehe“, ſagt K. Vogt; ich 
ſage: „Eine zuſammengehurte Majorität“. Ich überſah die Sache bald, ver⸗ 
ſicherte Sommaruga, daß er Schmerling die Stimme gebe, ſtatt Kirch— 
geßner, in dem ſich die Koalition geeint hatte. Ich ſprach zu Fiſcher von 
Jena und Becker von Gotha, auch Siemens und Zachariä, daß ich gleich 
den Sieg für Kirchgeßner wünſchte, damit das neue Miniſterium ſehe, 
woran es ſei, abtrete und aus dieſem zuſammengelumpten Analogon des öfter: 
reichiſchen Geſamtſtaates ſich ein Miniſterium machen müſſe. Bei der zweiten 
Abſtimmung ſchlugen ſich von 98 Stimmen für Schmerling 50 auf die Seite 
Kirchgeßners. Es war eine dritte nötig. Simſon hatte nur 2 Stimmen über 
die abſolute Majorität (97). Deym ſagte zu Sommaruga: „Wie können 
Sie ſich zu ſolchen Dingen hergeben, wie Schmerlings Namen mit ſolcher 
Verbindung beflecken?“ And die Antwort: „Unter feinem Vorſitz iſt der Be: 
ſchluß gefaßt, fo zu verfahren“. — Dann Gagerns Auftreten: Der Rock 
dicht zu, etwa wie Klytämneſtra im Agamemnon: Zum Kampf geſchürzt. 
Angeheurer Eindruck. Die Lügenphraſen ſind durchriſſen. Gewaltſame Debatte. 
Es bekam keiner der beſtehenden Ausſchüſſe die Majorität. Es ſollte ein neuer 
gewählt werden. Gagern ungeheuer ernſt, aber mutig. Paur von Augsburg 
kam aus Wien zurück: Es ſei ſo das einzig richtige, jeder andre Weg wäre 
unſinnig, man wolle uns nur hinhalten. Mohl teilte mir die Nachricht mit, 
daß das öſterreichiſche Gouvernement nur durch das Auswärtige Amt mit 
uns verhandeln wolle. 

Jürgens hat eine neue Fraktion gebildet: „Mit aller Kraft gegen die 
Anarchie und für die Reaktion“ iſt unſer Witz. Detmold und Kreuzſpann. 


Dienstag, 19. Dezember. 

Nach der Sitzung die Wahl zu dem Ausſchuß in betreff des Programms. 
Höchſt ſcheußliche Wahlen. In unſrer Abteilung Chriſtmann, der leicht 
finnige Rheinpfälzer, gegen Grumbrecht. — Es iſt klar, daß unſre Situa⸗ 
tion in hohem Maße bedenklich wird, aber wichtiger iſt, daß fie zu einer Ent- 
ſcheidung drängt, wie ſie muß. 

Mittwoch, 20. Dezember. 

Einkaufen mit Amalie Francke. In der heutigen erſten Zuſammenkunft des 
Programmausſchuſſes (Kirchgeßner Vorſitzender, Hildebrand Stellvertreter, 
Giskra Schriftführer) hatte Venedey den Antrag gemacht, der National: 
verſammlung vorzuſchlagen, über das Programm zur Tagesordnung über: 
zugehen; 8 gegen 7 verworfen! Reventlow reift heim, weil der Neichsver- 
weſer lieber einen katholiſchen ſüddeutſchen Miniſter haben wolle; nicht 
ganz mit Anrecht. 

Donnerstag, Freitag, Sonnabend 
ohne beſonderen Reiz. Die Dinge ſtagnieren ſcheinbar, d. h. man kann nichts 
tun. Heftige Sitzungen im Verfaſſungsausſchuß. 
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Ich ſchreibe nun vom Jahresſchluß, weil von allgemeiner Bedeutung bis dahin 
wenig geſchah. Vortrefflich war das Zuſammenleben mit den Beſelers und 
Hergenhahn morgens und abends und alle Zeit. Den Weihnachtsabend war ich 
bei Franckes, wo es langweilig genug war, beſonders über die Flotte verhandelt 
wurde und Kapitän Donner ſeine langweiligen Betrachtungen anſtellte. Am 
Weihnachtstage aß ich bei Bürgers, *abends bei dem guten Beckerath.“ Die 
nächſten freien Tage gab es Sitzungen im Ausſchuß. Die formale Sitzung am 28. 

1* 29. Ich ging mit M. Gagern, um mit ihm über den Entwurf, das Reichs- 
oberhaupt von neun fürſtlichen Kurſtimmen wählen zu laſſen, der auf ſeinen 
Namen verbreitet werde und welchen die Partei Jürgens angenommen habe ?, 
zu ſprechen. Ich ſagte ihm, daß damit die einzig ſachgemäße Geſtaltung Deutſch⸗ 
lands unmöglich werde und daß er mit ſeinem Namen zugleich ſeinen Bruder 
kompromittiere und namentlich Preußen irreführe. Er gab das alles zu und ver⸗ 
ſprach, eine Erklärung im Verfaſſungsausſchuß abzugeben, die auch erfolgt iſt.“ 

Am 31. war ich bei Gagerns, wo freilich mancherlei Wichtiges und Lehr— 
reiches zur Sprache kam. In der Politik, wie geſagt, ſtagnierten wir. Gagerns 
Eintritt hat nicht die raſche und bedeutende Entſcheidung gebracht, die wir 
hoffen mußten; konnte es nicht, da er teils ſich mit dem alten Perſonal 
Schmerlings im Miniſterium, den ausgetretenen Schuhen, behelfen zu müſſen 
glaubte, wie denn Mathy ſich bis heute noch nicht decouvriert hat, teils weil 
er, ſtatt ſein Programm hinzuſtellen und zu erwarten, daß man ihm ein Miß⸗ 
trauen votiert, eine Beratung und Abſtimmung darüber provoziert hat, die 
ſich nun hinzieht, da dieſer Ausſchuß ſichtlich erſt Schmerlings Rückkehr 
abwarten will. Nun erfahren wir Wunder und Zeichen, wie ſich der in Wien 
benimmt, und daß er zum öſterreichiſchen Bevollmächtigten hier ernannt iſt! 
Für feinen Ruhm als Ehrenmann wäre es beſſer, daß er nicht zurückkehrte, 
aber ſein Ruhm als zweiter Metternich wird unzweifelhaft wachſen. 

Das vollendete Jahr iſt groß und erſchütternd. Menſchliche Weisheit kann 
die zerrütteten Verhältniſſe nicht mehr in die Nichte bringen. Aber es ſcheint 
ein guter Stern über Deutſchland zu walten. Die moraliſche Bedeutung der 
Nationalverſammlung iſt ſeit dem 18. September nicht verloren, aber ſie hat 
ſich ein geſunderes Terrain gefunden. Die Erbärmlichkeit der Stände in 
Sach ſen und Bayern muß den Widerſtrebenden zeigen, daß bei uns die Net⸗ 
tung liegt. In meinen perſönlichen Verhältniſſen empfinde ich große und viel⸗ 
ſeitige Genugtuung. Nicht bloß ein wahrhaft wundervoller Kreis von 
Männern iſt mir befreundet geworden, ſondern ich habe auch für die engeren 
Verhältniſſe, ſo hoffe ich, gut und glücklich geſorgt. 


Helf Gott! 19 

Montag, 1. Januar. 

Mittag bei Koch. Es kam die Nachricht, daß Menshengen eine öfter: 
reichiſche Note erhalten habe, die von großer Wichtigkeit ſei. 

Von bis am Rande. 

2 Vgl. oben S. 754. 
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Dienstag, 2. Januar. 

Der liebenswürdige Arneth hatte vormittags W. Beſeler von der öſter— 
reichiſchen Note (vom 28.) erzählt, und zwar mit großer Genugtuung. Die 
Sache begann uns ſehr bedenklich zu werden. Man muß ſehen, wie ſich die 
Sache entwickelt. Ich erwarte nicht anders, als daß Schmerling in Olmütz, 
wie er denn unſre Lage ſehr genau kennt, decouvriert hat, daß uns Oſter⸗ 
reich leicht hinziehen könne. 

Die Entwürfe über Reichs oberhaupt wurden im Verfaſſ ungsausſchuß ab⸗ 
ſolviert und zum Druck fertig gemacht; es gelang eine Anordnung der erſten 
Paragraphen zu gewinnen, die uns günſtig iſt. 


Mittwoch, 3. Januar. 

Die Note iſt allerdings da und iſt bedenklicher als man wünſchen mag. 
Schmerling iſt angekommen. Auch Mayern über München, Stuttgart, 
Karlsruhe! 

Die Sitzung der Nationalverſammlung wurde ausgefüllt mit der Präſi⸗ 
dentenwahl. Während des Verfaſſungsausſchuſſes ward ich von Barth, dem 
Bayern, gerufen: Noch habe der Programmausſchuß jene Note nicht und 
Gagern ſei nicht zu finden. Ich eilte zu ihm, ſtellte ihm die Lage dar, las die 
arge Note; ich forderte, daß er ſtreng bei ſeinem Programm bleiben müſſe, es 
ſei unſre einzige ſichere Rettung und ſeine Ehre. Er war damit einverſtanden. 
Er erwarte Schmerling, der die Note noch nicht offiziell übergeben habe. 
Er wird wieder diplomatiſchen Anfug treiben und das iſt ſichtlich Heinrichs 
ſchwächſte Seite. Mit Max bin ich nicht ſehr zufrieden; er nimmt zu viel 
Rückſichten und liebt zu ſehr die kleinen Mittel. 


Donnerstag, 4. bis 26. Januar. 

Dieſe drei Wochen werden in der Geſchichte eine nicht geringe Bedeutſam— 
keit haben. Während ſich in Deutſchland überall die entſchiedene Bewegung 
zugunſten Preußens und der Einheit in immer weiteren Kreiſen betätigt, 
kommt es hier zu entſcheidenden Kämpfen, die leider doch zu wenig entſcheiden. 

Das Miniſterium hat infolge der Olmützer Note eine Zuſchrift an den 
Ausſchuß erlaſſen, die formell an dem früheren Programm von Gagern feit- 
hält, aber als Recht anerkennt, daß Oſterreich in den Bundesſtaat eintreten 
könne. Es wird von uns allen beklagt, daß man damit die klare Poſition vom 
18. Dezember aufgegeben hat; aber man muß bekennen, daß andres kaum 
möglich. 

Sonntag, 7. Januar. 


Zuſammenkunft im Landsberg über Gagerns Programm gegen M. 
Simon; ernſt, gemeſſen. Auf dem Heimweg A. Schmidt. 


Montag, 8. Januar. 

Die klägliche Sitzung über die Spielbank. Mohl ſchreibt ſeinen Antrag auf 
einen Neinzettel ex tempore. Der Präſident Simſon fügt den Titel hinzu. 
Abends Gagern, ſchämt ſich ſeines Miniſters, wird ihn wegen ſeiner Popu— 
larität nicht entlaſſen können. 
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11.13. Januar. 
Debatten über Gagerns Programm. 


Sonntag, 14. Januar. 
Ich erkrankte. 


Freitag, 19. Januar. 
Angenommen wurde „der regierende Fürſt“ als ban 


Sonnabend, 20. 
Zuſammenkunft im Weidenbuſch über den Erbkaiſer. 


Montag, 22., Dienstag, 23. Januar. 
Debatte über die Erblichkeit. 


1* Mittwoch. 
Mittag bei Simſon. Mad. Guaita, die Politi machen will.“ 


Donnerstag, 25. Januar. 
Schöner Abend bei Camphauſen. Frau Camphauſen und ich am Tiſch; 
ſie hofft, bald fort zu können. Frau B. | 


Sonnabend, 27. 

Im RNömiſchen Kaiſer Frau v. Wegeners Geſellſchaft. Tanz. Es war 
Bunſen aus Berlin hierhergekommen; ein ſeltſamer Mann, ich ſah ihn zu⸗ 
erſt an dieſem Abend wieder, als er eben vom Kaſino wegging. Die preußiſche 
Note kam im Lauf der nächſten Woche. 


Sonntag, 28. Januar. 

Beratung bei Gagern über die preußiſche Note. Das Miniſterium will 
ſie an die Nationalverſammlung bringen; es wird von uns widerraten, und 
wir ſetzen es durch. Ohe [2]. 

Folgen acht fleißige Tage Vorbereitung zur zweiten Leſung für den Aus⸗ 
ſchuß. 

Sonntag, 4. Februar. 

Mittag bei Peucker. Wachſende Umtriebe der Oſterreicher. Spät abends 
bei Bunſen. Albern. 


Donnerstag, 8. 

Abend bei Beckerath. Frau Laube. Frau Duncker. Frau Bürgers 
endlich doch; ſie urteilt kleinlich über jemand. Die Ankunft der öſterreichiſchen 
Note vom 4. Februar, die Würth mitgebracht. — An demſelben Tiſch ſaß 
Gagern, Schmerling, Bunſen. 

Sonnabend, 10. | 

Wir waren in höchſter Spannung, was Gagern mit der öſterreichiſchen 
Note tun wird; gedruckt iſt fie bereits. Schlechte Sitzung im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß. Man fühlt den vergiftenden Hauch Oſterreichs. Hergenhahn muß 
noch abends zu Gagern. Amſonſt. 


Von * bis * am Rande. 
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Sonntag, 11. 

Ich ſchreibe an VBeckerath in das Miniſterium. And doch halbe Maßregeln. 
Warum richtet ſich hier nicht der Mliniſter] Gagern auf gegen die Inſulten 
Oſterreichs, gibt ſo ſeiner Ehre Genüge, der Nationalverſammlung Impuls, 
Preußen den Rückhalt, den es in Frankfurt haben muß? Ich glaube, es iſt 
der Tod des Miniſteriums, ich fürchte, nur der moraliſche, und ſie werden 
bleiben und verfaulen.! 


Die lange verſäumten Notizen des Tagebuches ſollen wenigſtens in einigen 
Hauptmomenten nachgeholt werden. 


Am 10. März, Sonnabend 

nahm ich, nachdem der Verfaſſungsentwurf für die zweite Leſung im Aus⸗ 
ſchuß vorbereitet war, die Minoritätserachten entgegen. Damals überreichte 
mir Welcker das vom Direktorium. Ich ſagte ihm, daß ich einen Zettel auf⸗ 
geſchrieben und verſiegelt: Auch er werde noch mit uns für das Erbkaiſertum 
ſtimmen. And Notenhan veranlaßte ich, feine Beiſtimmung eigenhändig 
zu unterzeichnen, um einſt dieſe Unterfchrift feinen Enkeln zeigen zu können. 
Abends kam das Gerücht von der oktroyierten öſterreichiſchen Verfaſſung. 


Am 11. März, Sonntag, 


beſuchte mich Welcker. Die neue öſterreichiſche Verfaſſung, die Deutſch— 
land mit Füßen tritt, wurde bekannt. 


Am 12. März, Montag, 

empfing mich Beſeler mit der Nachricht in der Paulskirche, daß Welcker 
ſeinen Antrag eingebracht. Ich zitterte vor Schreck. Denn die Sache war 
völlig unreif. Niemand wollte glauben, daß dies Welckers Antrag ſei; man 
hielt es für einen Kniff. Es wäre vielleicht durch ein plötzliches Abſtimmen zum 
Reſultat zu kommen geweſen. 


Aber die Bemühungen der nächſten Tage geben die Protokolle des Aus— 
ſchuſſes einige Notiz. Es wurden die Kollegen aus Berlin berufen. Temme 
io], H. Simon verhießen, mit uns zu gehen. Simon forderte das ſuspenſive 
Veto und das geheime Abſtimmen im Wahlgeſetz. Temme benahm ſich 
ſchwankend, völlig unzuverläſſig. Die Sitzungen im Weidenbuſch wuchſen an 
Zahl, aber immer noch nicht genug. Zell führte die Anterhandlungen. Baron 
Arnim kam von Neuwied; er freute ſich, daß ſein Wort von des Märzen 
Sonnenwende wahr werden ſollte. 

Am 21. März, Mittwoch, 

war die traurige Abſtimmung. Wie tief ergreifend war Nießers Rede ge: 
weſen, aber vergebens. Es war ein ganz trauriger Tag. Wir dachten an 
dieſe, an jene Möglichkeit: Die Oſterreicher entfernen, ſelbſt gehen, ein ge⸗ 
ſondertes Parlament bilden. Die nächſten Tage im Weidenbuſch waren voll 
derartiger Pläne. | 


1 Hier folgt wieder eine breite Lücke in der Handſchrift. 
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Raſche Arbeit im Verfaſſungsausſchuß, ſchleunige Abſtimmungen. Zwi⸗ 
ſchendurch festen H. Simon und Konſorten ihre Unterhandlungen für das 
Wahlgeſetz ohne Offentlichkeit, für das ſuspenſive Veto fort, forderten 100 
Anterſchriften zur Verſicherung, daß man an der endgültig beſchloſſenen Ver⸗ 
faſſung feſthalten wolle. Gagern hatte die Tollheit, ſich zu eee | 

Am Dienstag, den 27. 

wurde die Leſung auch des Kapitels „Neichsoberhaut⸗ beendet. 

Am Mittwoch 

Verfaſſungsausſchuß. Dann die traurige Wahl („Dies iſt unſer“). 

Freitag, 30. 

Abreiſe nach Berlin — bis Köln mit der Deputation. 

Sonnabend, 31. 

in Hamburg. Stedmann in Streits Hotel. 

Sonntag, 1. [April.] 

in Kiel. Emma. 

Dienstag, 3. 

Mittags 11 Ahr bei 995 Kindern in Berlin. Der mißglückte Empfang beim 
König. Soll man ins Theater? Zum Prinzen. 

Mittwoch, 4. 

Erklärung 5 Deputation an das Staatsminiſterium, in der Hoffnung, 
daß man berichtige. Boddien. 

Donnerstag, 5. 

Antwort des Gr. Brandenburg. Abreise. 

Sonnabend, 7. 

bei Fiſcher, Graf Bülow, Gruner. Verhandlung mit Vincke, Arnim⸗ 
Boitzenburg und andren. 

Sonntag Abend 

Rückreiſe nach Frankfurt. 

Montag, 9. 

Rappard. Duncker. Veit. Watzdorf. Gabelentz. 

Dienstag früh 

Gelnhauſen. 

Mittwoch, 11. 

Die entſcheidende Sitzung. 

Anſere Situation: Mit unterſchlagenen Armen, unangreifbar, ſolange wir 
nicht angreifend vorgehen, aber 


Sachregiſter 


Ablöſung 211 ff. 241f. 244ff. 


Adreſſe des Reichstags 100. 179. 688. 784. 


Amneſtie (ſ. auch Begnadigung) 822. 
Aufgehen Preußens in Deutſchland 63. 
141. 283. 291. 305 f. 521. 831. 
Aufhebung von Grundrechten 367 f. 405 ff. 
608 f. 757 ff. 
Auflöſung des Reichstags 101. 
539 f. 689. 786. 
Aufruhrgeſetz 481. 
Augsburger Hof, 
283. 288. 
Austräge 125 f. 678 ff. 
Auswanderungsfreiheit 105. 230 ff. 
Auswärtige Angelegenheiten 27. 29 f. 33f. 
36. 795. 


1827: 


Verfaſſungsentwurf 


Baden, Kämpfe in 23. 30. 32. 40. 

Bankweſen 477. 576. 776. 

Beamte, Eintritt in den Reichstag 83. 100. 

— Vereidigung auf die Reichsverfaſſung 
182 

— Wahlberechtigung 394 f. 

Beamtenernennungsrecht des Kaiſers 326. 
356. 

Befugniſſe des Kaiſers 55 ff. 70. 82. 89. 
98. 101. 103. 321 ff. 526. 539, 722 f. 
f ff. 779 f. 

Begnadigungsrecht des Kaiſers 89. 103. 
122. 324 f. 354 ff. 526. 723. 725. 740. 
780. 

Belagerungszuſtand 405 ff. 608. 

Bergweſen 214. 217 f. 474 f. 

Berufsfreiheit 76. 105. 706. 

Beſchwerderecht 100. 104. 688. 714. 

Beſteuerung, Gleichheit der 714. 

Briefgeheimnis 105. 194. 700. 

Bundesſtaat 50. 96. 141 f. 278 ff. 300. 
494 ff. 498 ff. 507 ff. 585 ff. 612 f. 

Bundestag 8. 17 f. 794 ff. 

Bundestagsbeſchlüſſe 18 f. 21. 25. 32 f. 
89. 795 ff. 

Bundestagsgeſandte 6 ff. 14 ff. 26 f. 28 f. 
95 ff. 

Bürgerlicher Tod 697. 

Bürgerwehr 104. 


Direktorium 293. 356 ff. 513 ff. 6009 ff. 
746. 751. 


Eidesformel 203 f. 240. 703. 
Eigentum, geiſtiges 208 f. 241. 707. 
Eigentum, Anverletzlichkeit 706. 
Einführungsgeſetz zu den Grundrechten 
228 ff. 251 ff. 256. 261. 867 716 ff. 832 
Einzelſtaaten, Selbſtändigkeit, Zuſtändig⸗ 
keit der 50. 96. 452. 484 ff. 601. 769. 
Eiſenbahnen 51. 97. 455. 559 f. 773. 
Enteignung 208 f. 706f. 
Erblichkeit des Neichsoberhaupts 52. 86 ff. 
90. 98. 276 ff. 336 ff. 348 ff. 513 ff. 
609 f. 629 ff. 732 ff. 749. 836. 842. 
Erfindungspatente 57. 70. 98. 473. 574. 
775. 


Feſtungsweſen 97. 454. 771. 

Fideikommiſſe 92. 219 ff. 710. 

Flößerei 460 ff. 473. 772. 

Flußſchiffahrt 51. 

Freiheit der Perſon 191. 698. 

i republikaniſche 35 f. 37. 41. 
798 


Freizügigkeit 75 f. 105. 189 f. 230. 696. 
Fünfziger⸗Ausſchuß 8. 14. 16 f. 25. 27. 
30. 85, af 292296111: 


Geldweſen 477. 576. 

Gemeindeverfaſſung 74. 104. 561 ff. 714. 

Gerichtsbarkeit 97. 777. 

Geſchäftsbehandlungsfragen im Verfaſ⸗ 
ſungsausſchuß 137 ff. 189. 225. 263 ff. 
320 f. 370. 447. 543. 

Geſchworene beim Reichsgericht 119. 121. 
434. 446. 658 ff. 

Geſetzesvorſchlag 69. 100. 

Geſetzesvorſchlagsrecht des Kaiſers 322ff. 
526 723. 725 80. 

Geſetzgebung 56. 98. 322 ff. 482 ff. 490. 
688. 778. 

Geſundheitspflege 581. 778. 

Gewähr des Reichsgrundgeſetzes, der 
Reichsverfaſſung 105. 356 ff. 405 ff. 
541 ff. 608 f. 756 ff. 834. 


846 Sachregiſter 


Gewaltenteilung 491. 
Gewerbefreiheit 76. 105. 230. 696. 
Gewerbeweſen 473. 628. 775. 
Gewichtsſyſtem, einheitliches 51 f. 97. 


Glaubens- und Gewiſſensfreiheit 76. 105. 


200 ff. 238 ff. 701. 


Gleichheit vor dem Geſetz 104. 190. 235 ff. 


256 f. 261 f. 501. 6977. 


Grundeigentum 76. 105. 209 f. 230. 696. 


714. 


Grundherrliche Rechte 210 f. 241. 707 ff. 
Grundrechte 72 ff. 96. 104 f. 137 ff. 189 ff. 
228 ff. 480. 537. 561 ff. 694 ff. 821.835. 


Grundſtückserwerb 76. 105. 230. 
Handel 573. 774. 


Hannöverſche Denkſchrift 455 f. 467 ff. 


546. 628 f. 804. 
Hazardſpiel 140. 


Heerweſen 53. 97 f. 185 f. 191. 453. 549 ff. 


582. 627. 740. 770f. 


Heimatsrecht, — weſen 52. 97. 230. 481. 


Jagdgerechtigkeit 215 ff. 709. 
Jeſuiten 207 f. 

Indigenat, gemeinſames 190. 695. 
Iſtrianer Kreis 49. 86. 96. 


Kabinettsjuſtiz 221. 


Kaiſer (ſ. auch Reichsoberhaupt) 52 ff. 
54 ff. 57. 70. 82. 86 ff. 89 f. 98 f. 101. 
103. 105. 140. 276 ff. 289 f. 298 f. 
315 ff. 319. 321 ff. 325 ff. 335 ff. 347 ff. 
353 ff. 38% ff. 423. 481 512 ff. 26. 
535. 581. 603. 609 ff. 619. 629 ff. 646. 
721 ff. 724 ff Ja ff. ff 9. 


756 f. 779 f. 784. 836. 842. 
Kölner Dombaufeſt 824 f. 
König der Deutſchen 745. 


König von Preußen 277 ff. 297 f. 500. 
513. 629 ff. 646. 671 ff. 749. 826. 


832 f. 834 f. 844. 


Krieg und Frieden 57. 90. 97 f. 321. 353. 


453.722. 25. 239: 770. 279: 


Landwehr 53. 56. 97f. 
Limburg 450. 650 ff. 


Marine 27. 29 f. 34. 36 f. 795. 800. 


Maßſyſtem, einheitliches 51 f. 97. 477. 
576 

Matrikularbeiträge 180. 577 ff. 603. 627 f. 
2/1. 

Mediatifierung 141. 145 ff. 152 ff. 179. 


226 f. 248. 250 ff. 


Meinungsäußerung, freie 700. 

Militärgerichtsbarkeit 221 f. 

Miniſteranklage 70. 85. 100. 103. 119 ff. 
442 ff. 463. 677 ff. 688. 8 

Miniſterverantwortlichkeit 120 f. 

Mitteilungen der Regierungen 423. 546 ff. 
568 ff. 

Münzweſen, einheitliches 51. 62. 97. 477. 
576. 776. 


Nationalſouveränität 148. 589. 

Nationalverſammlung, Eröffnung der 
806 ff. 

Nichtdeutſche 77 f. 90. 105. 231. 566. 705. 


Oberbefehlshaber 33 f. 38. 56. 757. 

Oberhaus 57 ff. 60 ff. 67. 80 f. 99. 796. 

Oſterreich 42 f. 276 f. 448 ff. 492 ff. 498 ff. 
512 ff. 516 ff. 582 ff. 591. 609 ff. 624 ff. 
630 ff. 732 ff. 797 ff. 826. 833 ff. 841 ff. 

Offiziersernennungsrecht des Kaiſers 55. 
453 f. 740. 


Patrimonialgerichte 711. jr 

Perſonalunion 290. 302. 450 ff. 592. 
596 ff. 639. 747. 768. 

Petitionsrecht 104. 

Polizei 223 f. 

Poſen 49. 86. 96. 449 f. 591. 

Poſtweſen 51. 86. 97. 475 ff. 574 ff. 775 f. 

Präſident 275. 297. 516 ff. 525. 609. 727. 

Preßfreiheit 75. 104. 195 f. 199 f. 238. 701. 

Preußen 276 ff. 732. 734. 804. 821 f. 826 ff. 
842 ff. ö 

Profeſſoren 505. 822. 836. 

Provinzialſtändiſche Wahl der Staaten⸗ 
hausmitglieder 62 f. 65. 80. 83. 227 ff. 
531 ff. 537 f 660 

Proviſoriſche Regierung, Anerkennung 5. 
8 ff. 14. 16. 19. 21. 25 ff as 

Proviſoriſche Zentralgewalt 35. 38. 40 f. 
44. 279. 294. 797 ff. 814 ff. 

Publikation der Verfaſſung 665 ff. 


Rechtseinheit 51. 97. 490. 582. 778. 

Rechtshilfe 243. 

Reich 49. 89. 96 ff. 447 ff. 582. 650 ff. 
768 ff. 

Reichsbeamte 491. 

Reichsbürgerrecht 480 ff. 581 f. 695. 777. 

Reichsexekutionsordnung 482. 581. 

Reichsfinanzweſen 85. 338 ff. 469 ff. 
480. 580. 

Reichsfrieden 481. 581. 725. 737. 740. 
777. 8. 


Sachregiſter 
ne 86. 96. 448 ff. 650 ff. 663 ff. 
RNeichsgericht 73. 80. 82 f. 84 f. 97. 101. 


139. 181. 252 % 2047. 
435 ff. 480. 606 ff. 627. 677 ff. 833. 


Reichsgewalt 50. 96 ff. 185. 224. 263. 
452 ff. 491. 548 ff. 568 ff. 769 ff. 830. 


Reichshauptmann 278. 742. 


Reichshaushalt (Budget) 69. 71. 100. 
180. 188. 263. 272 ff. 338 ff. 370. 603 ff. 


692 f. 785 f. 


Reichsminiſter 57. 72. 97. 99. 185. 317. 
359. 542. 606. 677ff. 691f. 722. 724. 


738 f. 749. 751. 779. 


Reichsoberhaupt (ſ. auch Kaiſer) 52 ff. 
86 ff. 97 ff. 111 ff. 275 ff. 315. 335 ff. 
347 ff. 370. 512 ff. 609 f. 671 f. 721 ff. 
735 ff. 738 ff. 744 ff. 778 ff. 831 f. 837. 


840 ff. 844. 


Reichsrat 326 ff. 356. 527. 544 f. 619 ff. 
721. 723 ff. 726f. 737. 741. 780f. 832 ff. 
837. 


Reichsräte 60 ff. 80 f. 99. 106. 


Reichsregentſchaft 275. 353. 736. 738 f. 
744 ff. 

Reichsregierung 518 ff. 742 ff. 749 ff. 
752 ff. 

Reichsſtatthalter 519 ff. 522 ff. 577 ff. 


609. 748 f. 752. 


Reichsſteuern 97. 224. 467 ff. 480. 571 ff. 


603. 627. 628. 774. 776. 


Reichstag 56. 70. 97. 98 ff. 101. 141 ff. 
149 ff. 182 ff. 225. 248 ff. 255 f. 263. 
338 ff. 357. 527 ff. 538 f. 601 ff. 683 ff. 


689 f. 770 f. 780 ff. 834. 


Reichstagsbeſchlüſſe 69. 100. 177. 182. 
Reichstagsmitglieder (Abgeordnete) 63. 
66 ff. 71. 83. 101. 164. 177. 186 ff. 540f. 


605. 687 ff. 690 f. 783 f. 787 f. 


Reichsverweſer 54. 86. 98. 666 f. 735. 


749 f. 754 f. 796. 815 ff. 819 f. 


Reichswahlmatrikel 404. 434. 762. 767. 
Reiſe⸗ und Tagegelder 100. 175 ff. 404 f. 


434. 762. 767. 783. 
Religionsgeſellſchaften 76. 105. 702. 


Religionsübung, Freiheit der 76. 105. 


200 ff. 238 ff. 701. 


Republik, Republikaner 58. 282. 293. 298. 


360 ff. 610. 727. 793. 818. 


Reſidenz des Kaiſers 53 f. 98. 315 ff. 353. 
721 f. 724. 735. 738. 9, 779. 


Schiffahrt 574. 582. 


Schiffahrtsabgaben 180 f. 460 ff. 465 ff. 


s f. 
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F 455. 460 ff. 556 ff. 


Schleswig 7. 91.12. 19 ff. 29 ff. 86. 96. 


582.587. 650 ff. 

Schleswig⸗ „ 591. 794 ff. 814. 
818 ff. 826. 

Schlußredaktion der Verfaſſung 662 ff. 

Schutz im Ausland 557. 715. 

Schwurgerüchte 104 f. 199 f. 222. 712. 

Seemacht 454. 456 ff. 464. 771. 

Seeverteidigung 27. 29 f. 37. 97. 

Seeweſen 97 f. 628. 771. 

Senat 57 ff. 65. 68. 81. 143 ff. 164. 167. 
796. 

Siebzehner 

— Verfaſſungsberatungen 38. 46 ff. 49 ff. 
793 ff. 

— Verfaſſungsentwurf 42. 44. 49. 77. 
88 f. 91 ff. 94 ff. 280. 287. 298. 513. 
633. 653. 803. 

Staatenhaus 65. 111 ff. 143 ff. 149 ff. 
226 ff ff d e el 
624 ff. 639. 643 ff. 650. 657 ff. 683 ff. 
781 ff. 823. 

Staatsbürgerrecht 52. 97. 231 ff. 480 ff. 


Telegraphenweſen 51. 97. 477. 

Todesſtrafe 649. 

Tote Hand 209 f. 707. 

Trennung von Rechtspflege und Verwal⸗ 
tung 223 7127. 

Trias 276 ff. 812. 815. 833. 

Turnus 140. 276 ff. 728 f. 746. 


Anabhängigkeit der Gerichte 74 f. 199 f. 
222. 243. 12. 

Anmittelbares Reichsland 140 ff. 291. 

Unterhaus 90. 99. 

Anterrichtsweſen 121. 204 ff. 704 ff. 

Anterſuchungsrecht 602 f. 784. 

Anverantwortlichkeit und Anverletzlichkeit 
des Kaiſers 99. 319. 722. 724. 739. 

Urkunden, öffentliche 778. 


Vereidigung auf die Verfaſſung 77. 105. 
357 ff. 423. 

Vereidigung des Kaiſers 105. 357 ff. 423. 
735 f. 739. 749. 751. 756. 

Vereinbarung mit den Regierungen 91 f. 
494 ff. 505. 667. 

Vereinsweſen 74. 104. 415 f. 482. 581 f. 
906. 771: 


Verfaſſungsänderungen 77. 105 f. 246 ff. 


252 ff. 271. 360 ff. 424. 542. 622 ff. 
756. 758. 
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Verfaſſungsausſchuß 43. 109 ff. 190.813 ff. 

Verfaſſungsverpflichtung der Einzelſtaa⸗ 
ten 77 105. 366. 

Verfügung des Kaiſers über die bewaff⸗ 
nete Macht 325 f. 725 f. 739. 780. 
Verhaftung und Hausſuchung 105. 191 ff. 

195 ff. 237. 405 ff. 699. 

Verkehrsanſtalten 456. 568 ff. 773. 

Verſammlungsrecht 74. 104. 405 ff. 706. 

Vertagung des Reichstags 56. 101. 183. 
540 f. 542. 

Verträge 50. 52. 56. 89 f. 96 f. 180 f. 
453. 549. 582. 722. 724. 740. 769. 779. 

Verwaltungsrechtspflege 713. 

Veto des Kaiſers 56. 289 ff. 322. 535. 603. 
646. 784. 

Völkerrechtliche Vertretung 96. 98. 321 f. 
452 f. 548 f. 627. 722. 725. 739. 769. 
779. 

Volksbewaffnung 27. 29. 38. 795. 

Volkshaus 169 ff. 250. 535. 651 ff. 685 ff. 
730. 760 ff. 783. 

Volksſchule 75. 206. 

Volksſouveränität 491. 510 ff. 802. 

Volkstümliche Entwicklung 78 f. 90. 105. 

Volksvertretung 74. 104. 566. 714 f. 

Vorparlament 8. 11. 793. 

Vorrang der Reichsgefege 484. 491. 


Sachregiſter 


Vorrang des Reichsgrundgefeges 77. 106. 
— der Reichsverfaſſung 422 f. 756. 758. 


Waffenſtillſtand von Malmö 818. 822. 
826 f. 835. 837 f. 

Wahlberechtigung 371 ff. 431 ff. 

Wahl des Reichsoberhaupts auf Zeit 52f. 
86 ff. 276ff. 336 ff. 352. 609 ff. 630 ff. 
730. f. 745 ff. 749 f. 

Wahlfürſten 754 f. 

Wahlgeſetz 170 ff. 225. 250. 261 f. 269. 
370 ff. 429 ff. 443. 464. 497. 633 ff. 
651 ff. 686. 760 ff. 844. 

Wahlordnung 62. 66 ff. 100. 169. 396 ff. 
401 ff. 431 ff. 434 f. 524 f. 527. 653. 
760 ff. 

Waſſerſtraßen 51. 97. 

Wehrpflicht 698. 

Welckers Antrag 629 ff. 789. 843. 

Wiſſenſchaft, Freiheit der 76. 105. 703. 


Zivilehe 204. 703. 

Zivilliſte des Kaiſers 53. 298 f. 319. 353. 
619. 721. 724. 738. 750. 834. 

Zollweſen 86. 97. 224. 456. 469 ff. 480. 
571 ff. 628. 774. 

Zweite Leſung der Verfaſſung 447 ff. 
512 ff. 842 ff. 
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